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HRAMVMMOV COLLEGE LIBRARY 


1377, Anpt. 17 


a — Ars V. 


Masüburg 1). Die ehemalige freie Reiches und Hanſeſtadt Hambürg 
die größte unter ben vier zum teutfchen Bunde gehörigen freien Städten, 
liegt an der Elbe zwifchen 53% 34 und 530 60° nördl. Br. mb 27° 
30’ und 28% 13’ Hl. &. vom Meridian von Ferro. Die Einwohner: 
zahl ift in der Bundesmatrikel für Stadt und’ Gebiet auf 129,800 ans 
gegeben; fo viel mögen aber jest auf die Stadt allein kommen, duf 
welche damals etwa 100,000 gerechnet wurden. Es find darunter etwa 
4500 Reformirte, 2000 Katholiten, 1000 Menoniten und 10,000 
Juden. Das Gebiet, wa fünf Meilen im Umfange, tft theils alleis 
niges, theils . gehört e8 Hamburg und Luͤbeck gemeinfhafllih, nämlich 
das Amt Bergedorf mit 10,113 Einw., die Vierlande mit etwa 6970 
Einw. und Geefihacht mit 994 Einw. Bon dem alleinigen Gebiete liegt 
das Amt Rigebüttel (etwa 1 TIMeile mit 4500 Einw.) 18 Meilen von. 
der Stadt entfernt, am Ausfluffe der Elbe. 

1. Geſchichtliche Ueberſicht?). Die Verfaffung von Hamburg 
bat fich, wie die der meiften Städte, unter mannigfachen Streitigkeiten und 


1) 2. v. Heß, Hamburg topographiſch, politifch und Hiftorifch befchrieben 
(Bambıng), 3 Thle., 8. 

2) Die hauptfächlichften Bücher zur Geſchichte Hamburgs, befonbers wegen 
bee Urkunden wichtig, find, außer ben allgemeinen Werken von AIb. Grang 
und Lindenbruch (hist. Archiepisc. Bremens.) und Thraciger’s Hamb. 
Chronik in Westphalen Monum.: Lambecii origines Hamburgenses. 
(Hamburg. 1652.) 2 T. 4. Staphorft, Hamb. Kirchengefhichte (Damb. 
1723), 5 Bbe., 4. Stelzner's Verſuch einer zuverläffigen Nachricht von 
dem Ticchlichen und polit. Zuſtande ber Stabt Hamburg (1731 fig.), 6 Thle., 8. 
3tegra, Sammlung von Urkunden u. f. w., ald eine Grundlage zur Kirchen⸗ 
biftorie neuerer Zeit (1764 fig.), 4 Thle., 8. Schäge, Gefhichte von Hamburg, " 
2 Thle. 1775. 1784, 4. Defielben Sammlung von bisher ungebrudten Bes 
weiss und Gzläuterungsfchriften zur Hamburg. Gef. 1780. 4. Kiefeler's 
unten anzuführende Sammlung Damb. Gefege u. f. w. Gartorius, Ges 
fhichte der Hanfa in ber Bentdeitung von Eappenberg. S. aber Lappen 
berg, von den Quellen ber Hamb. GBefchichte bis kurz nach der Reformation, 
in ber Zeitfchrift des Vereines für Hamb. Gefch. (1841), Bd. 1, S. 30. Der 
bereits gedrudte erſte Band eines Hamburgifchen Diplomatorium iſt großen- 
theils beim Brande zerftört worden, . 
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Kämpfen entwickelt. Diefe fcheinen aber nicht ſowohl unter dem ariſto⸗ 
Eratifchen und demokratiſchen Theile der Buͤrgerſchaft (den Reichen und 
Armen, den Kaufleuten und Handwerkern nebſt der übrigen Gemeins 
beit, den Stuben ober Gefellfchaften der (Alt⸗) Bürger und den Zuͤnf⸗ 
ten u. f. w.), fonbern vielmehr zmwifchen dem von fehr alter Zeit ber, 
durch freie (nicht auf beftimmte Familie befchränkte) Wahl ſich felbft er⸗ 
gänzenden Math und dee Bürgerfchaft flattgefunden zu haben. Ein Pas 
triciat hat fich nie gebilbetz Adel und Buͤrgerrecht wurden als unvertraͤg⸗ 
lich mit einander angefehen®). Die Kämpfe, aus welchen bie Hamburgiſche 
Verfaffung in dee Geftalt, welche fie bis auf die neuefle Zeit behalten 


bat, hervorgegangen ift, fielen auch nicht fowohl in die, fonft fuͤr die 


Entwidelung ber ftäbtifchen Verfaſſung fo wichtige Zeit des 13. und 14. 
Sahrhunderts, fondern traten erft im 15. und 16. ein, und bauerten 
bis zu Anfange des 18. Jahrh. Die Zeiten dee Meformation und der 
Anfong des vorigen Jahrhunderts find die wichtigften Epochen für die 
Ausbildung ber heutigen Verfaſſung Hamburgs %). Zu Anfange des 
vorigen Jahrhunderts find nat Streitigkeiten, welche faft eine Aufloͤſung 


aller bürgerlichen Ordnung berbeigeführt hätten, unter Vermittelung einer 


Taiferlichen Commiffien die vier unten zu nennenden Grundgeſetze zu 
Stande gelommen, auf welchen im weſentlichen noch bie Verfaſſung 
Hamburgs beruht. Die Aufregung, die fo lange gebauert hatte, verlor fi) 
feit je Zeit z die Spuren des Kampfes erlofchen vollends gegen die Mitte des 
vorigen Jahrhunderts; Hamburgs Handel erweiteste fich, von einer welfen 
Dandelspolitit, bie alle Sefieln des Zunftweſens fchon laͤngſt gefprengt 
hatte, geleitet, von zwedimäßigen Anflaiten gefördert, zum Welthandel, 
und die Stade behauptete ihre Reichsfreiheit, welche nach vielfältigen 
Streitigkeitm von Dänemark in dem gottorper Vertrage 1768 anerkannt 
wurde). Die Auflöfung des teutfchen Reiches (1806) gab Hamburg 
eine Staatsfelbfiftändigkeit, durch welche es vollends der Willkür des 
franzöfifchen Kaifers preisgegeben war. Im 3. 1811, den 20. Auguft, 
wurde Hamburg bem franzöfifchen Kaiferftaate einverleibt, als Hauptſtadt 
bes Departements der Elbmuͤndung. Es wurde Stadt und Gebiet 
in franzöfifchee Weife organifirt und franzöfifches Recht galt bier nun 
(mit einer Eurzen Unterbrechung, vom 31. März bis zum 30. Dat 1813, 
in welcher Zeit die Stadt fich der felbft erkaͤmpften Freiheit erfreute, wo⸗ 


8) In dem Gtatute von 1270, I. 4. beißt es: Id ne ſcal nen ribber 
wonen bynnen beffeme wicebiide, dat hebben de wittig heſten ghelovet unn ges 
wilkort by ereme ede. S. über dieſe Beſtimmung: Weſtphalen, Hamburgs 
Verfaſſung Bd. 1, S. 836. Dieſes tft in allen folgenden und auch in dem 
Statute von 1603, I. 2, 1 wiederholt: Es ſoll kein Ritter ober rittermäßige 
Perfon in dieſer Stabt oder Weichbild wohnen. Bgl. au Ander ſon, Hamb. 
Privatrecht Bd. 2, ©. 418. 

4) Lappenberg's treffliche® Programm ber dritten Saͤcularfeier ber 
baͤrgerſchaftlichen Berfaffung Hamburgs am 29. Gept. 1828, Fol. 

- 5) Nachrichten von bem rechtlichen Zuftande ber Reichöfreiheit und Imme⸗ 
biatät der Stadt Hamburg in Kaber’s Staatscanzelei Sb. 67, ©. 2886810, 
Bd. 68, ©. 233454. 


‘ 
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für fie nachmals fo, hart hat buͤßen wuͤſſen) bis zum 27. Mai 1814. 
Durch ben ſiegreichen Kampf der Völker und ben Willen ber allürten 
Mächte erhielt Hamburg feine Sreiheit und Selbftftändigkeit wieder. Der 
Senat reconflituirte ſich und vereinigte fid mit der Bürgerfchaft zur 
Wiederaufnahme der freien und felbftftändigen Verfaffung Hamburgs; bie 
wefentliche Ältere Orunbverfaffung der Stadt wurde als wieberhergeftelit 
erklaͤrt, jedoch mit Vorbehalt derjenigen Mobificationen, Veraͤnderungen 
und Berbefferungen in Anfehung ber einzelnen Zweige der öffentlichen 
Einrichtungen, weiche thells als Folgen der erlittenen Gewalt, theils als 
früher bereits empfundenes Bebhrfniß, beſonders in Hinſicht bes oͤffent- 
lichen Finanzweſens, zu treffen, verfaffungsmäßig wuͤrben gut befunden werben. 
Die in Hamburg und deſſen Gebiete vor der feanzöfifchen Befignahme giltig 
geweſenen Gefege, als Cioils, Criminals und fonftigen Geſetze, Rechte 
und rechtliche Gewohnheiten und Verfügungen wurden twieber in Kraft 
geſeht und die Giltigkeit ber 5 franzoͤſiſchen Gefegbücher aufgehaben. — 
Hamburg nahm nun auch an dem Congreſſe zu Wien und ben daſelbſt 
gepflogenen Verhandlungen über die polttifche Geftaltung Teutſchlands 
Theil und unterzeichnete am 8. Juni 1815, als eine ber mit contrahle ° 
tenden freien Städte Teutſchlands, die teutſche Bundesacte. — Es nimmt 
im engeren Rathe der Bundesverſammlung an der 17., den vier freien 
Städten zuſtehenden Curiatſtimme Theil. 

I. Quellen des Hamburgiſchen Rechtes. Unter ben 
eignthümlichen, allgemeineren Quellen, von welchen hier nur die Mebe 
fein kann, find zundchfi gu ermähnen: 

1) Die Statuten‘). Die vorzugsweife Quelle für das Private, 
Handels⸗, befonders Seerecht und Strafrecht, enthalten aber auch einige 
auf die Verfaffung fich beziehertde Beftimmungen. Das Hamburgifche 
Stadtrecht von 1270: zeichnet ſich vor Ähnlichen Rechtsquellen jener Belt 
durch Reichthum des Inhaltes und fuftematifche Anordnung aus. Eine 
nicht geringe Zahl Artikel find aus dem Sachfenfpiegel entiehntz eine 

bare Verwandtſchaft mit Aufzeichnung des luͤbiſchen Mechtes tritt 
Siirgend& hervor. Einige wenige Abänderung und Zufäge erhielt das Sta⸗ 
tut im 3. 1276. Umgearbeitet wurde es, aber wie es fcheint ohne 
Benugung irgend frember, ſei es teutfcher und recipirtee Rechtsquellen, 
im J. 1292 und 14977). Auch in der legten Bearbeitung, die fich 


ss 





6) M. Richey, Historia Statutorum Hamburgensium a. 1738.; abges 
Srudt im "Thesaurus iuris prov. et statut. (Gießen 1756.) Vol.I. p.1—128. 
— Iuch Schuback, diss. epist. de origine Statut. Hamb. non susa- 
— Gõtt. 1749.3 abgebruct im Thesaurus iuris prov. et statut. I. p. 
sg. 
7) Alle diefe älteren Statuten find bisher am beften gebrudt in Auder⸗ 
fon, a Privatrecht (Bamb. 17832—1792), 5 Bde., defien erſten 
Band fe füllen.” Das Gtatut v. 1270 in Westphalen, Monum. Ambr. 
IV. p. 2084.; das von 1497 im Thes. iuris prov. et atat. I. p. 633. — 
Bon einer neuen Eritifchen, buch Lappenberg und Baum eiſter beforgten 
Ausgabe ber älteren Rechtöquellen und der t. Hamburgiſchen Rechtsaltert huͤmer 
war ber erſte, die älteren Stadtrechte enthaltende Band bereits vor bem Brandt 
1* 
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in Ihrem Charakter noch gar nicht von ber früheren unterfcheibet, finbet 
fi) außer einer Beftimmung über die Verjährung noch Feine Spur der 
Einwirkung des römifchen Rechtes. Da das Eindringen des legteren eine 
durchgängige Reviſion fühlbar machte, wie. biefes bereits in den Receſſen 
von 1529 und. 1548 ausgefprochen iſt, fo kam eine folhe 1603 zu 
Stande. Der Rath war dabei von ber Bürgerfchaft zu fo rafcher Eile 
getrieben worden, daß er fi, fchon ehe das neue Statut in Drud 
gegeben wusbe, gebrungen ſah, auf eine Revifion beffelben anzutragen. 
Diefe erfolgte denn auch Im Laufe des 3. 1604 und 1605. Die Bor 
rede zu dieſer Revifion hat aber das alte Datum, 10. Oct. 1603, bei⸗ 
behalten. Es iſt diefes das jegt geltende Stadtrecht, benn eine weitere 
Umarbeitung iſt nicht erfolgt, wiewohl in dem Bürgereonvente vom 10. 
Mai 1627 eine folche befchloffen und als längft vor nuͤßz und nöthig befunden 


dezeichnet werben war. Die Quellen, welche bei Bearbeitung der Sta⸗ 


tuten von 1605 benugt worden find, find außer den älteren Stäbterechten 
und Receſſen, befonders die Nürnberger, Reformation von 1564, das 
revidirte Lübifche Recht, bie fächfifchen Gonftitutionen von 1572 und das 
roͤmiſche corpus ieris®). Gedruckt find diefe neueren Statuten unter 
dem Ritd: „Der Stadt Hamburg Gerichtsorbnung und Statute” 1605 
(bei Frobeni), 1681—83 (bei Volkers) mit finnentftellenden Druckfehlern, 
correcter 1771 (bei Könige Erben), und am beiten auf Veranlaſſung bes 
Bereines für Hamburgiſche Gefchichte, mit Auszügen aus den Commen- 
taeen. Hamburg 1842. 4. 

2) Receffe, Rath» und Buͤrgerſchluͤſſe. Beide Ausdruͤcke find 
eigentlich gleichbebeutend; der erftere ift in neuerer Zeit außer Uebung ge= 
kommen. Es find Geſetze, im Gegenfage zu bloßen Verordnungen, 
welche nur durch einen gemeinſchaftlichen Beſchluß von Rath und Vuͤr⸗ 
gerfchaft zu Stande kommen können. Im engeren Sinne verfteht Man 
unter Receſſe aber Rath⸗ und Buͤrgerſchluͤſſe, welche unter Beidruͤckung 
des großen Stabtfiegels feierlich ausgefertigt worden find 3 28 gefchah dies 
ſes früher befonders bei ſolchen Beſchtuͤſſen, die nach langen Streitigkel⸗ 
ten gleichfam als Friedensſchluͤſſe zwifchen Rath und Bürgerfchaft zu 
Stande kamen und daher auch befonders Verfafjungsbeftimniungen ent⸗ 
halten. Die Receſſe find daher vorzugsweife Quellen für das öffentliche 
Recht, wie die Statuten insbefondere für das Privatrecht. Der dltefte 
erhaltene Receß ift von 1410; bie wichtigften find die oben bereits ers 
twähnten vies Grundgefege: der Hauptreceß der Stadt Hamburg, in 
einer Reihe von Rath» und VBürgerfchlüffen vom 11. Auguft bis 13. 


Dct. 1712 genehmigt und am 15. Oct. beiderfeitig unterzeichnet; ferner - 


gedrudt. Hilfsmittel zum Werflänbnifie M. Richey, Idioticon Ham- 
‚ burgense. Hamb. 1755., auch im angef. Thesaurus I. p. 129-424. 

8) Eine genaue Angabe ber Quelle, woraus jeder Artikel, fo weit es er⸗ 
mittelt ift, entnommen, finbet fih in 3. 8. Gries, Gommentar zum Ham⸗ 
burgifchen Stadtrechte von 1603, herausgegeben von N. A. Weſtphalen 


(Samb. 1827), 2 Bde, I. ©. 363 flg., und genauer noch in der Ginleitung. 


zur neueh Ausgabe des Stadtrechted S. XXXIX fig. 
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bas Reglement bee Hamburgiſchen Rath⸗und Bürgercon⸗ 
vente vom 22. Sept. 1712, fo wie der Unionsrece der buͤrger⸗ 
lichen Collegien, welche beide letzteren Anlagen bes Hauptreceſſes bils 
benz enblich ber bereitd 1694 vom Senate revidirte, yom Kaifer am 7. 
Sept. 1710 confirmicte Unionsreceß bes Senates, welcher von’ 
ber kaiſerlichen Commiſſion unter dem Zitel neuer Hamburgiſcher Unions- 
receß am 17. Nov. 1710 publiciet wurde. Durch dieſe Srundgefege 
find aber keineswegs alle früheren Receſſe ihrem ganzen Inhalte nach antiquirt 
‚worden; fie haben vielmehr ihre Giltigkeit nur fo welt verloren, als fie 
mit den Principien bee Grundgefege unvereinbar, ober durch fpätere Bes 
flimmungen aufgehoben worden find. Die michtigeren jener Älteren Mes 
effe find die, von 1458, 1483,. befonders von 1529, 1548, 1562, 
1579, 1582, 1608, 1618, 1633, 1657, 1663, 1764 (der windiſch⸗ 
gräzifche)?). Eine Ueberſicht Über die Rath: und Buͤrgerſchluͤſſe gewaͤh⸗ 
ren: (Wygand) Nucleus recessusm et conventuum Hamburgensium 
(o. 1410-1704), Alton. 1705. fol. Es iſt diefes Bud) alphabetif 
nad dem Inhalte der Receſſe geordnet. Ruͤhl, Hamburger Rath und 
Bürgerfchlüffe vom 3. 1700--1800. Hamb. 1803. Fol, Lohmann, - 
Hamb. Rath und Bürgerfchläfie von 1801—1840, 5 Bde., 4 _ 
3) Burſprachen (von Bür: incola). Man verfteht darunter eine 
Sammlung alter und neuer, von Rath und Bürgerfchaft beliebter, gros 
ßentheils Polizeiſachen betreffender Geſetze, welche jährlich zu beflimmten 
Zeiten und mit befonberen Feierlichleitm vom Rathhauſe sffentlich vers 
lefen wurden. Es hatte fich dieſer Gebraud) in Hamburg bis zum Ums 
flurz der Verfaſſung im 3. 1810 erhalten, iſt dann aber nicht wieder 
erneut worden, Zwei folcher Burfprachen, welche nach und nach ergänzt 
wurben, find abgebrudt in Luͤnig, Reichtarchiv P. spec. Cont. IV; 
p. 1032—1049 und 1049—1080 19), Ä 
4) Endlid, find auch noch zu erwähnen bie Publicationen des Se: 
nates; theils Verordnungen deſſelben, theils officiele Bekanntmachungen 
der Rath⸗ und Buͤrgerſchluͤſſe. Ste finden fih in (Blanc) Samm- 
lung der von €. hochedlen Rath de Stade Hamburg ſowohl zur Hand⸗ 
babung der Geſetze und Berfaffungen, als bei befonderen Ereigniſſen von 
Anfang des 17. Jahrh. Ausgegebenen Mandate, beflimmte Befehle 
und Beſcheide u. f. w., 6 Thle. 1762—1773, 6 Bde., 8. Ander⸗ 
ſon's Sammlung Hamb. Verordnungen von 1774—1810, 8 Bde., 8. 


ES nig, teutfches Reichsarchiv Pars spec. Cont. IV. p. 921—1247. 
8. v. Yeß, flich Fundamentalgeſez, Regierungsform oder Hauptreceß 
der Stadt Hamburg; mit einer Einleitung. 1782. 8. Beſ. aber (Bartels) 
neuer Abdrud ber vier Hauptgrundgefehe ber Hamb. Verfaſſung, mit voraus: 
geſchickter eriäuteinder Ueberficht. Hamb. 1828. Nachtrag zum neuen Abdrucke 
der vier Hauptgrumdgefehe, betreffenb 1) bie älteren Receſſe, 2) die Buhrſprache 
und 8) Bufäße zu der ben vier Haupfgrundgef. vorausgefchidten erläuternben 
Ueberficht. 1825. 8. Supplementband zum neuen Abdrude u. f. w. und deſſen 
Rachtrage. 1825. 8. er r 
10) Im Auszuge in Bartel's angef. Nachtrage zu ben Hamb. Grund; 
geſetzen S. 245— 266. i 4 
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Kämpfen entwickelt. Dieſe feinen aber nicht ſowohl unter dem ariſto⸗ 
kratiſchen und demokratiſchen Theile der Buͤrgerſchaft (den Reichen und 
Armen, den Kaufleuten und Handwerkern nebſt der uͤbrigen Gemein⸗ 
heit, den Stuben oder Geſellſchaften der (Alt⸗) Buͤrger und den Zuͤnf⸗ 
ten u. ſ. w.), ſondern vielmehr zwiſchen dem von ſehr alter Zeit her, 
durch freie (nicht auf beflimmte Familie befchränkte) Wahl ſich felbft er 
aänzenden Rath und dee VBürgerfchaft ſtattgefunden zu haben. Ein Pa- 
triciat Hat ſich nie gebilbets Adel und Bürgerrecht wurden als unvertraͤg⸗ 
lich mit einander angefehen®). Die Kämpfe, aus welchen die Damburgifche 
Verfaffung in bee Geſtalt, welche fie bis auf die neuefte Zeit behalten 
hat, hervorgegangen ift, fielm auch nicht ſowohl in die, fonft fuͤr die 
Entwidelung der ftäbtifchen Verfaſſung fo wichtige Zeit des 13. und 14. 
Jahrhundetts, fondern traten erft im 15. und 16. ein, und dauerten 
bis zu Anfange des 18. Jahrh. Die Zeiten der Reformation und ber 
Anfang des vorigen Jahrhunderts find die wichtigſten Epochen für bie 
Ausbildung ber heutigen Verfaſſung Damburgs *). Bu Anfange des 
vorigen Jahrhunderts find nach Streitigkeiten, weiche faft eine Aufläfung 
aller bürgerlichen Ordnung berbeigeführt hätten, unter Vermittelung einer 

kaiſerlichen Commiſſion die vier unten zu nennenden Grundgeſetze zu 
Stande gelommen, auf welchen im mefentlichen noch die Verfaſſung 
Hamburgs beruht. Die Aufregung, die fo lange gedauert hatte, verlor ſich 
feit jener Zeit 3 die Spuren des Kampfes erlofchen vollends gegen bie Mitte des 
vorigen Jahrhunderts; Hamburgs Handel erweiterte fich, von einer weiſen 
Dandelspolitit, bie alle Sefleln des Zunftweiens fchon laͤngſt gefprengt 
hatte, geleitet, von zwedimäßigen Anftalten gefördert, zum Welthandel, 
und die Stade behauptete ihre Reichsfreiheit, welche nach vielfältigen 
Steeitigkeitm von Dänemark in dem gottorper Vertrage 1768 anerkannt 
wurde). Die Auflöfung des teutfchen Reiches (1806) gab Hamburg 
eine Staatsfelbftftändigkeit, durch welche es vollends ber Willkür bes 
feanzöfifchen Kaifers preisgegeben war. Im 3. 1811, den 20. Auguft, 
wurde Hamburg dem franzöfifchen Kaiferftaate einverleibt, als Hauptſtadt 
bes Departements der Elbmuͤndung. Es wurde Stadt und Gebiet 
in franzöfifchee Weife organifirt und franzdfifches Recht galt bier nun 
(mit einer Burzen Unterbrechung, vom 31. März bis zum SO. Mat 1813, 
in welcher Zeit die Stadt fich der ſelbſt erfämpften Freiheit erfreute, wo⸗ 


8) In dem Statute von 1270, I. 4. beißt es: Id ne feal nen ribder 
wonen bynnen beffeme wichtide ‚„bat hebben be wittig beften ghelovet unn ges 
witEort by ereme ebe. &. über diefe Beflimmung: Weftpbalen, Hamburgs 
Verfaſſung Bb. 1, S. 836. Diefes iſt in allen folgenden und auch in bem 
Statute von 1603, I. 2, 1 wiederholt: Es fol kein Ritter oder rittermäßige 
Perfon in diefer Stabt ober Weichbild wohnen. Bgl. au Ander ſon, Hamb. 
Privatrecht Bd. 2, ©. 418. 

4) Lappenberg's treffliche® Programm ber dritten Gäcularfeier ber 
bürgerfähaftlichen Verfaffung Hamburgs am 29. ©ept. 1828, Kol. 

5) Rachrichten von dem rechtlichen Zuſtande ber Reichöfreiheit und Smmes 
— der —— in Baber’s Staatecanzelei Bd. 67, &, 288310, 
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für fie nachmals fo, hart bat buͤßen muͤſſen) bis zum 27. Mat 1814. 
Durch den ſiegreichen Kampf der Völker und den Willen ber allürten 
Mächte erhielt Hamburg feine Freiheit und Selbftftändigkeit wieder. Der 
Senat reconflituirte ſich und vereinigte ſich mit der Buͤrgerſchaft zur 
Wiederaufnahme ber freien und felbftfländigen Werfaffung Hamburgs; die 
wefentliche ältere Grunbverfaffung ‚dee Stadt wurde als wiederheugeftellt 
erklaͤrt, jedoch mit Werbehalt derjenigen Mobdificationen, Veraͤnderungen 
und Berbefferungen in Anfehung ber einzelnen Zweige der öffentlichen 
Einrichtungen, welche theil® als Folgen ber erlittenen Gewalt, theils als 
fruͤher bereitd empfundenes Beduͤrfniß, befonders In Hinſicht bes öffent 
Tichen Finanzweſens, zu treffen, verfaffungsmäßig wuͤrben gut befunden werben. 
Die in Hamburg und deſſen Gebiete vor der feanzöfifchen Beſihnahme glitie 
geweſenen Gefege, als Civils, Criminals und fonftigen Geſetze, echte 
und rechtliche Gewohnheiten und Verfügungen wurden wieder in Kraft 
gefeßt und die Giltigkeit bee 5 franzoͤſiſchen Gefegbücher aufgehaben. — 
Hamburg nahm nun auch an bem Congreſſe zu Wien und ben bafelbft 
gepflogenen Verhandlungen über bie politifche Geſtaltung Teutſchlands 
Theil und unterzeichnete am 8. Juni 1815, als eine ber mit conteahle ° 
denden freien Städte Teutſchlands, die teutſche Bundesacte. — Es nimmt 
im engeren Mathe der Bunbesverfammlung an der 17., ben vier freien 
Städten zuftehenden Curiatſtimme Theil. 

U. Quellen des Hamburgifhen Rechtes. Unter ben 
tigenthümlichen, allgemeineren Quellen, von weichen hier nur die Rede 
fein kann, find zundchft zu erwähnen: 

1) Die Statuten‘). Die vorzugsweife Quelle für das Privat⸗, 
Handels s, beſonders Seerecht und Strafrecht, enthalten aber auch einige 
auf die Verfaſſung fich beziehende Beſtimmungen. Das Hamburgifche 
Stadtrecht von 1270: zeichnet ſich vor ähnlichen Rechtsquellen jener Belt 
durch Reichthum des Inhaltes und foftematifche Anordnung aus. Cine 
nicht geringe Zahl Artikel find aus dem Sachfenfpiegel entiehntz eine 

bare Verwandtſchaft mit Aufzeichnung des luͤbiſchen Rechtes tritt 
firgend& hervor. Einige wenige Abänderung und Zufäge erhielt das Stas 
mt im 3. 1276. Umgeatbeitet wurde es, aber wie es fcheint ohne 
Benugung irgend fremder, ſei es teutfcher und recipirter Rechtsquellen, 
im J. 1292 und 14977). Auch in der legten Bearbeitung, die fich 


D 





6) M. Richey, Historia Statautorum Hamburgensium a. 1738.; abges 
Srudt im Thesauras iuris prov. et statut. (@ießen 1756.) VoLL p. 1—128. 
— Iuch Schuback, diss. epist. de origine Statut. Hamb. non susa- 
tensi. Gött. 1749.; abgebrudt im Thesaurus iuris prov. et statut. I. p. 


425 49. 
7) Alle diefe älteren Statuten find bisher am beften gebrudt in Au der⸗ 
pn ae Privatrecht (Hamb. 1782—1792), 5 Bde., beffen erſten 
nd fie füllen.“ Das Statut v. 1270 in Westphalen, Monum. Ambr. 
IV. p. 2084.; das von 1497 im 'Thes. iuris prov. et ätat. I. p. 633. — 
Bon einer neuen Eritifchen, durch Lappenberg und Baumeifter beforgten 
Ausgabe der älteren Hechtöquellen und ber t. Hamburgifchen Rechtsatterthümer 


war der erſte, bie älteren Stadtrechte enthaltende Band bereitö vor bem Brande 
1* 
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in ihrem Charakter noch gar nicht von ber früheren unterfcheibet, findet 
fi) außer einer Beſtimmung über die Verjährung noch keine Spur der 
Einwirkung bes römifchen Rechtes. Da das Einbringen bes legteren eine 
durchgängige Revifion fühlbar machte, wie. Diefes bereits in den Receſſen 
von 1529 und 1548 ausgefprochen ift, fo kam eine folche 1603 zu 
Stande. Der Rath war dabei von ber Bürgerfchaft zu fo rafcher Eile 
getrieben worden, daß er fi, ſchon ehe das neue Statut in Drud 
gegeben wurde, gebrungen ſah, auf eine Mevifion beffelben anzutragen, 
Diefe erfolgte denn auch tm Laufe des J. 1604 und 1605. Die Vor 
vede zu dieſer Mevifion bat aber das alte Datum, 10. Oct. 1603, beis 
behalten. Es iſt dieſes das jetzt geltende Stadtrecht, denn eine weitere 
Mmarbeitung iſt nicht erfolgt, wiewohl in dem Bärgereonvente vom 10. 
Mat 1627 eine folche befchloffen und als laͤngſt vor nüg und noͤthig befunden 
bezeichnet werben war. Die Quellen, welche bei Bearbeitung ber Sta⸗ 
tuten von 1605 benugt worden find, find außer den dlteren Städterechten 
und Receſſen, befonders bie Nürnberger Reformation von 1564, das 
revidiete Lübifche Recht, bie fächfifchen Conftitutionen von 1572 und das 
eömifche corpus iuris®). Gedruckt find dieſe neueren Statuten unter 
dem Titel: „Der Stadt Hamburg Gerichtsordnung und Statute” 1605 
(hei Frobeni), 168183 (bei Volkers) mit finnentftellenden Druckfehlern, 
eorrectee 1771 (bei Könige Erben), und am beften anf Veranlaſſung bes 
Vereines für Hamburgiſche Geſchichte, mit Auszügen aus ben Commen⸗ 
taeen. Hamburg 1842. 4, 

2) Receffe, Rath» und Bärgerfhlüffe Beide Ausdrüde find 
eigentlich gleichbedeutend; der exflere iſt im neuerer Zeit außer Uebung ges 
kommen. Es find Geſetze, im Gegenfage zu bloßen Verorbnungen, 
welche nur durch einen gemeinfchaftlidhen Beſchluß von Rath und Buͤr⸗ 
gerfhaft zu Stande kommen können. Im engeren Sinne verſteht man 
unter Receſſe aber Raths und Buͤrgerſchluͤſſe, welche unter Beidruͤckung 
des großen Stadtſiegels feierlich ausgefertigt worden find; 6 geſchah Dies 
ſes früher befonders bei folchen Beſchkuͤſſen, die nady langen Streitigkels 
ten gleihfam als Sriebensfchlüffe zwifchen Rath und Buͤrgerſchaft zu 
Stande kamen und baher auch befonders Verfaffungsbeftimmiungen ent⸗ 
halten, Die Receſſe find baher vorzugsweife Quellen für das dffentliche 
Recht, wie die Statuten Insbefondere für das Privatrecht. Der dltefte 
erhaltene Receß ift von 1410; die wichtigften find die oben bereits ers 
toähnten vier Grunbgefege: der Hauptreceß der Stadt Hamburg, in 
einer Reihe von Rath⸗ und Buͤrgerſchluͤſſen vom 11. Auguft bis 13. 
Oct. 1712 genehmigt und am 15. Oct. beiderfeitig umterzeichnet; ferner - 


gedruckt. Hilfsmittel zum Serftänbnifie M. Richey, Idioticoon Ham- 
‚ burgense. Hamb. 1755., auch im angef. Thesaurus I. p. 129-424. 

8) Eine genaue Angabe der Quelle, woraus jeber Artikel, fo weit es er 
mittelt ift, entnommen, findet fih in 3. 8. Gries, Sommentar zum Hams 
burgifchen Stadtrechte von 1603, herausgegeben von N. A. Weſtphalen 
(Samb. 1827),2 Bde, II. ©. 363 flg., und genauer noch in der Einleitung 
zur neuen Ausgabe des Stadtrechtes S. XXXIX fig. 
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das Reglement ber Hamburgiſchen Rath» und Bürgercon⸗ 
»vente vom 22. Sept. 1712, fo wie der Unionsrece der buͤrger⸗ 
lihen Collegien, welche beide legteren Anlagen des Hauptreceſſes bils 
den; endlich der bereits 1694 vom Senate revibirte, gom Kaifer am 7. 
Sept. 1710 confirmicte Unionsreceß des Senates, welcher von’ 
bee kaiſerlichen Commiſſion unter dem Titel neuer Hamburgifcher Unions⸗ 
receß am 17. Nov. 1710 publicitt wurde. Durch dieſe Grundgeſetze 
find aber keineswegs alle früheren Receſſe Ihrem ganzen Inhalte nach antiquirt 
‚worden; fie haben vielmehr ihre Biltigkeit nur fo weit verloren, als fie 
mit den Principien der Grundgefege unvereinbar, ober durch fpätere Bes 
flimmungen aufgehoben worben find. Die wichtigeren jener dlteren Res 
ceffe find die, von 1468, 1483, . befonders von 1629, 1548, 1562, 
1579, 1582, 1603, 1618, 16833, 1657, 1663, 1764 (der windiſch⸗ 
geäsifhe)”). ine Ueberficht Über die Rath» und Bürgerfchlüffe gewaͤh⸗ 
ven: (Wygand) Nucleus recessumm et conventuum Hamburgensium 
(v. 1410—1704). Alton. 1705. fol. Es ift diefes Buch alphabetifch 
nach dem Inhalte der Receſſe geordnet. Ruͤhl, Hamburger Rath- und 
Bürgerfchlüffe vom 3. 1700-—-1800. Hamb. 1808. Fol. Lohmann, - 
Hamb. Rath⸗ und Bürgerfchlüffe von 1801—1840, 5 Bde., 4 

3) Burſprachen (von Bür: incola). Man verfteht darunter eine 
Sammlung alter und neuer, von Rath und VBürgerfchaft beliebter, gro: 
ßentheils Polizeifachen betreffender Sefege, welche jährlich zu beftimmten 
Zeiten unb mit befonderen Feierlichkeiten vom Nathhaufe öffentlich vers 
lefen wurden. Es hatte fich biefer Gebrauch) in Hamburg bis zum Ums 
flurz der Verfoffung im 3. 1810 erhalten, iſt dann aber nicht wieder 
erneut worden. Zwei folder Burfprachen, welche nad und nach ergänzt 
wurden, find abgebrudt in Luͤnig, Reichsarchiv P. spec. Cont. IV; 
p. 1032—1049 und 1049108019), Ä 

4) Endlid find auch noch zu erwähnen bie Publicationen des Se⸗ 
nates; theils Verordnungen befielben, theils officielle Bekanntmachungen 
der Rath⸗ und Bürgerfdlüffe Sie finden fih in (Blanc) Samm: 
lung ber von E. hocheblen Kath, de, Stabt Hamburg ſowohl zur Hand» 
habung ber Gefege und Verfaſſungen, als bei befonberen Ereignifien von 
Anfang des 17. Jahrh. ausgegebenen Mandate, beflimmte Befehle 
und Befcheide u. f. w., 6 Thle. 1762—1773, 6 Bde, 8. Ander⸗ 
fon’s Sammlung Hamb. Verordnungen von 1774—1810, 8 Bbe., 8. 





N rünig, teutfches Reichsarchiv Pars spec. Cont. IV..p. 921—1247. 
2. d. Heß, umviderruflich Fundamentalgeſet, Regierungsform oder Hauptreceß 
der ee — — einer et — uw aber ee 
neuer Fu tgrundgefege der Hamb. Verfaſſung, mit voran 
geſchickter erläuternber ueberfiht.. en, 18283. Rachtrag zum neuen Abdrude 
der vier Hauptgrundgeſetze, betreffenb 1) die älteren Receffe, 2) die Buhrſprache 
unb 3) Bufäge zu der ben vier Hauptgrundgef. vorausgeſchickten erläuternden 
— a — Supplementband zum neuen Abdrucke u. ſ. w. und deſſen 

@ tragt. .« OD. 2* 

10) Im Auszuge in Bartel's angef. Nachtrage zu den Hamb. Grund⸗ 
geſeten S. 245— 266. BEE 
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Fortgeſetzt von Lappenberg von 1818 —1889, 15 Bde. 8. — Aus⸗ 
wahl giltiger Verordnungen von 1774—1810, 2 Bde., 1831. Eine 
Menge von Gefegen über Gegenftände des öffentlichen Rechtes, befonders 
der wichtigften Vetwaltungszweige, aber auch des Privatrechtes, z. I, 
Mechfels, Fallitenordnungen, find abgedruckt und In einer freilich wenig 
genügenben hiſtoriſch⸗dogmatiſchen Weife erläutert, in einer theils alphas 
betiſch, theils fpftematifchen Ordnung in: (Klefeters) Hamburgifche 
Sefege und Verfaſſungen in bürgerlichen und kirchlichen, auch Cameral⸗, 
Handlungs⸗ und uͤbrigen Polizeiangelegenheiten und Geſchaͤften, ſammt 
hiſtoriſchen Einleitungen, 12 Bde. 1766—1773,'nebft einem Regiſter⸗ 
bande, 1774, 8. | 
il. Die Derfoffung!). Der Hauptreceß hat mit einer Bes 
fiimmtheit, wie es namentlich früher felten ber Fall war, den hoͤchſten 
Grundſatz, worauf die Verfaſſung Hamburgs beruht, ausgefprochen, naͤm⸗ 
tih daß z6 xugiov, oder das hoͤchſte Recht und Gewalt bei 
dem Rathe und der erbgefeffenen Bärgerfhaft in sepa- 
rabili nexu et coniunctim und zufammen, nicht aber 
einem Theile privatine beſtehe. urch biefe® ewige, unwider⸗ 
eufliche, unabänberliche Sundamentalgefeg follte dem Streite zwiſchen Rath 
und VBürgerfchaft, deren jedes die Souveränetät allein für fich in Ans 
ſpruch genommen hatte, ein Ende gemacht werben. Dieſe ſtaatsrechtlich 
hoͤchſt merkwürdige Beſtimmung zeigt, wie auch eine Republik nicht noth⸗ 
” wendig aufVolksfouveränetät beruhen muͤſſe, und daß allerdings mehrere 
Derfonen zufammen, ohne eigentliche Theilung ber Gewalten, Inhaber 
der hoͤchſten Gewalt fein können. Es ergibt ſich daraus aber auch, daß 
bie echaefeffene Buͤrgerſchaft eme ganz andere Stellung einnimmt, als 
fio den Landftänden in den monarchiſchen Staaten Teutfchlands zutommt!?). 
1) Der Rath ift mithin nicht Souverän, fondern nur Mit⸗ 
inhaber ber Staatsgewalt, und zugleih oberfle Regies 
rungsbehoͤrde, in welcher Eigenfhaft er ben Staat auch zu res 
präfentiren bat, fo mie ihm die Ausübung mancher Hoheitsrechte 
verfaſſungsmaͤßig überlaffen ifl. Die Befugniffe des Senates ergeben 
fi) daher nur aus einer Aufzählung ber Ihm als Mitinhaber der 


11) Das Hauptwerk: NR. X. Weſtphalen, Hamburgs Werfaflung unb 
Berwaltung in ihrer allmähligen Entwidelung dis auf die neuefte Beit (Sams 
burg 1841), 2 Bde., 8. ine weitere Ausführung und Umarbeitung von des 
Berfaflers: VBerſuch einer. georbn. learn über fammtl. Hamb. Ber 
foffungsbehörben. Hamb. 1828.— Bartels, Abhandlungen über Gegenſtaͤnde 

Hamb. Verfaſſung. 1834. ee G. Buett, Handbuch der Hamb. Ger⸗ 
faffung und Verwaltung. Hamb. 1828. Die oben angef. Befchreibung Ham⸗ 
burge von v. Yrf. C. de Villers, constitutions des treis villes libres 
anseatiques, Lips. 1814. Aler. Müller, Ginleitung zum Studium ber 
Berfoffungsgefch. ber vier freien Städte. Hamb. 1826. ©, F. Wurm, Vers 
fafungöftizgen der freien Hanſeſtaͤdte Luͤbeck, Bremen und Hamburg Hamb. 
1 ' 


12) S. baräber bie zweite in ben ee Abhandlungen von Bartels und 
Wurm, krit. teberfiht Aber die oͤffenti. Werhältniffe Teutſchlands feit 1832 
(Leipg. 1835), S. 8892. 
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Staatögetwalt eingeräumten Rechte, fo wie aus einer Darlegung des An⸗ 
theiles bes Mathes in feiner Gefammtheit oder durch einzelne Mitglieder 
am den verfchlebenen Verwaltungszweigen. Dieſes lebtere kann ſich daher 
- nur aus einer weiterhin zu gebenden Weberfiht über die Hamburgifche 
Staatsverwaltung hervorftellen. Eine Aufzählung jener Rechte enthält 
der 5. Art. des Hauptreceſſes unter ber Refervation, daß die Regalien 
der ganzen Stadt zuftehen, der Rath nichts privative, fondern Alles nur 
mit ber erbgefeffenen Buͤrgerſchaft cumulative oder gemeinſchaftlich befige, 
fo daß dem Mathe nur das Eprercitium vefpective bie Abnügung und ber 
Genuß der früher gefeglih und herkoͤmmlich ihm zuftehenden und von 
neuem beflätigten Gerechtfame verbleiben. Wir heben hier als das Vor⸗ 
zäglichite hervor: Dem Rathe allein ſteht das Recht zu, bie Bürgerfchaft 
zuſammenzurufen und zu entlaffen, welches aber nach anderweitigen Ber 
flimmungen alle Quartale, fofern e8 der Senat nicht benebft den ehrb. 
Oberalten für unnoͤthig erachten follte, gefchehen foll, und fo oft es 
dem Senate erforderlich fcheint, In des Reg jedoch mit Buftimmung 
ber Oberalten ober der übrigen bürgerlichen Gollegien, gefchehen Tann ??). 
Der Senat allein hat die Initiative bei allen Sachen, worüber bie Bürs 
gerſchaft einen Schluß fafien fon1%), Ale Ausfertigungen und Publi⸗ 
cationen gefchehen durch ihn; er hat bie Siegel der Stabt, fo wie bie 
Schluͤſſel derfelben in feinen Händen find, desgleichen ftcht das Stadt⸗ 
archiv unter feiner unmittelbaren Auffiht. Ihm fteht ausſchließlich (fo 
fern er fich dieſes Vorrechtes nicht In neueſter Zeit begeben) bie Ausübung 
der Jurisdiction fowohl in fireitigen als nicht ſtreitigen Rechtsſachen zu; 
er allein übt das Begnadigungsrecht In Griminalfachen; ertheilt Dispen« 
fationen in Ehrfachen; ihm werben alle Öffentlichen Rechnungen abgelegt; 
von ihm werden Alle, die ber Stadt oder dem Rathe Specialeibe leiſten, 
in Eid genommen; ex beruft und inſtallirt ſaͤmmtliche Iutherifche Geiſt⸗ 
liche, nachdem fie von ber competenten Behörde gewählt und von ihm 
beftätigt worden find; ihm gebührt ausfehließliche Leitung aller auswärtis 
gar Angelegenheiten, er-hat das Recht Gefandte zu ernennen und zu 
beputiren, er empfängt bie fremden Geſandten und repraͤſentirt den Staat 
bei Solemmitäten u. f. w. 

Das Rathscollegium befteht aus 4 Bürgermeiftern und 24 Raths⸗ 
heeren. Zum Mathe gehören ferner noch 4 Syndici und Secretarien, 
welche de senatu, aber nicht in senatu find. Won ben Bürgermeiftern 
muͤſſen drei Graduirte (d. h. Licentiaten ober Doctoren der Rechte), ber 
vierte ein- Kaufmann fein, welcher des Handels wohl kundig und erfahs 
sen. Dos Praͤſidium wechſelt jährlich unter ben grabuirten Bürgers 
meiſtern. Bon Rathsherren follen 11 Graduirte, 13 aus der Bürger 
fhaft fein und ımter biefen aber ſtets einige, welche bes Kauf» und 
Seehandels wohl" tundig find; feit Ianger Zeit find aber überhaupt nur 
Kaufleute geroählt worden. Der Rath ergänzt fich ſelbſt, wie es 
ſchon im 13. Jahrh. nach dem Stabtredyte von 1270 der Fall war, ins 


n Weſtphalen a. a. D 


.L 6. 120-127. 
14) Beſtphalen a. a. O. L. ©. 
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Fortgeſezt von Lappenberg von 1318 —1889, 16 Bde., 8. — Aus⸗ 
wahl giltiger Verordnungen von 1774—1810, 2 Bde., 1831. Eine 
Menge von Geſetzen über Gegenſtaͤnde des oͤffentlichen Rechtes, beſonders 
der wichtigſten Veßvaltungszweige, aber auch des Privatrechtes, z. U, 
Wecechſel⸗, Fallitenordnungen, find abgedruckt und in einer freilich wenig 
genuͤgenden hiftorifh«bogmatifchen Weife erläutert, in einer theils alphas 
betiſch, theils fyftematifchen Ordnung in: (Klefeters) Hamburgifche 
Sefege und Verfaffungen in bürgerlichen und kirchlichen, auch Cameral⸗, 
Handlungs⸗ und übrigen Polizetangelegenheiten und Gefchäften, fanımt 
hiftorifchen Einleitungen, 12 Bde. 1765—1773,' nebft einem Regiſter⸗ 
bande, 1774, 8. 
IT. Die Verfoffung). Der Hauptreceß hat mit einer Bes 
fiimmtheit, wie es namentlich früher felten der Fall war, ben höchften 
Srundfag, worauf bie Verfaffung Hamburgs beruht, ausgefprochen, näms 
lich daB z6 xugiov, oder das hoͤchſte Recht und Gewalt bei 
dem Rathe und der erdgefeffenen Bürgerfhaft in sepa- 
rabili nexu et coniunctim unb an nit aber 
einem Xheile prinatine beftehe. rch biefe® ewige, unwider⸗ 
rufliche, unabänderliche Sundamentalgefeg follte dem Streite zwiſchen Rath 
und Bürgerfchaft, deren jebes die Souveränetät allein für ſich in Ans 
ſpruch genommen hatte, ein Ende gemacht werden. Dieſe ſtaatsrechtlich 
hoͤchſt merkwürdige Beſtimmung zeigt, wie auch eine Republik nicht noth⸗ 
” wendig auf Volksfouveränetät beruhen müffe, und daß allerdings mehrere 
Derfonen zufammen, ohne eigentliche Xhellung ber Gewalten, Inhaber 
der höchften Gewalt fein innen. Es ergibt ſich daraus aber au, daß 
bie —— Buͤrgerſchaft eine ganz andere Stellung einnimmt, als 
fie den Landfländen in den monarchiſchen Staaten Teutſchlands zulommt!2). 
1) Der Rath ift mithin nicht Souverän, fondern nur Mits 
inhaber der Staatsgewalt, und zuglih oberſte Regies 
rungsbehädrde, In welcher Eigenfchaft er den Staat auch zu re⸗ 
präfentiren hat, fo mie ihm bie Ausuͤbung mancher Hoheitsrechte 
verfaſſungsmaͤßig überlaffen iſt. Die Befugniffe des Senates ergeben 
ſich daher nur aus einer Aufzählung ber ihm als Mitinhaber ber 


11) Das Hauptwerk: N. A. Weſtphalen, Hamburgs Werfaffung unb 
Verwaltung in ihrer allmähligen Entwidelung bis auf bie neuefte Zeit (Ham⸗ 
burg 1841), 2 Bde., 8. Gine weitere Ausführung und Umarbeitung von des 
Berfaffers : Verſuch einer. georbn. Zufammenftellung über ſaͤmmtl. Hamb. Vers 
faffungsbehörden. Hamb. 1828.— Bartels, Abhandlungen über Gegenftände 
der Hamb. Verfaſſung. 193%, ee G. Buectt, Handbuch der Damb. Ber⸗ 
foffung und Verw m Hamb. 1828. Die oben ängef. Wefchreibung Ham⸗ 
burgs von v. PAY . de Villers, constitutions des treis villes libres 
anseatiques, Lips. 1814. Aler. Müller, Ginleitung zum @tublum ber 
Berfaffungsgefch. der vier freien Städte. Hamb. 1826. ©. %. Wurm, Vers 
faffungftizgen der freien Hanfeftädte Lübed, Bremen und Hamburg. Hamb. 


12) S. darüber bie zweite in ben angef. Abhandlungen von Bartels und 
Wurm, krit. Ueberficht über bie oͤffenti. Werbältniffe Zeutfchlands feit 1832 
(Leipg. 1835), ©. 882. 
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Staatsgewalt eingerdumten Rechte, fo wie aus einer Darlegung des Ans 
theiles bes Rathes in feiner Geſammtheit oder durch einzelne Mitglieder 
am den verfchiebenen Bermaltungszweigen. Dieſes Iegtere kann ſich daher 


nur aus einer weiterhin zu gebenden Meberfiht über die Hamburgifche 


Staatsverwaltung hervorftellen. Cine Aufzählung jener Rechte enthält ' 
ber 5. Art. des Dauptreceffes unter der Refervation, daß die Regalien 
der ganzen Stadt zuftehen, dee Rath nichts privative, fondern Alles nur 
mit ber erbgeſeſſenen Bürgerfchaft cumulative ober gemeinfchaftlich befige, 
fo daß dem Mathe nur das Exercitium tefpective die Abnügung und der 
Senuß ber früher gefeglih und herkoͤmmlich ihm zuftehenden und von 
neuem beftätigten Gerechtfame verbleiben. Wir heben hier als das Vor⸗ 
züglichite hervor: Dem Rathe allein ſteht das Recht zu, bie Bürgerfchaft 
zuſammenzurufen und zu entlaffen, welches aber na anberweitigen Ber 
fimmungen alle Quartale, fofern e8 der Senat nicht benebft bem ehrb. 
Oberalten für unndthig erachten follte, geſchehen foll, und fo oft es 
dem Senate erforderlich fcheint, in bey Meg ® jedoch mit Buftimmung 
bee Oberalten oder der übrigen bürgerlichen Gollegien, gefchehen Tann ??). 
Dee Senat allein hat die Sinitiative bei allen Sachen, worüber die Bürs 
gerſchaft einen Schluß fafien fon1%), Ale Ausfertigungen und Publis 
cationen gefchehen durch ibn; er hat die Siegel der Stadt, fo mie bie 
Schluͤſſel derfelben in feinen Händen ſind, besgleihm ſteht das Stabts 
archiv umter feiner unmittelbaren Auffiht. Ihm fteht ausſchließlich (fo 
fern er fich dieſes Vorrechtes nicht in neuefter Zeit begeben) bie Ausübung 
der Jurisdiction fowohl In fireitigen als nicht ſtreitigen Rechtsſachen zu; 
er allein Abt das Begnadigungsrecht in Griminalfachen; ertheilt Dispen« 
fationen in Ehefachen; ihm werben alle öffentlichen Rechnungen abgelegt; 
von ihm werben Alle, bie ber Stadt oder dem Mathe Specialeibe leiften, 
in Eid genommen; er beruft und inſtallirt ſaͤmmtliche Iutherifche Geiſt⸗ 
liche, nachdem fie von der competenten Behörde gewählt und von ihm 
beftätigt worden find; ihm gebührt ausfehließliche Leitung aller auswärtis 
gen Angelegenheiten, er hat das Recht Gefandte zu ernennen und zu 
beputiren,, ev empfängt die fremden Gefandten und vepräfentict den Staat 
bei Solemnitäten u. f. w. 

Das Rathecollegium befleht aus 4 Bürgermeiftern und 24 Raths⸗ 
herren. Zum Rathe gehören ferner noch 4 Syndici und Secretarien, 
welche de senatu, aber nicht in senatu find. Von den Bärgermeiftern 
muͤſſen drei Graduirte (d. h. Licentinten oder Doctoren der Rechte), ber 
vierte ein- Kaufmann fein, welcher des Handels wohl kundig und erfah⸗ 
ven, Dos Praͤſidium wechſelt jährlich unter ben grabuirten Bürger 
meiften. Bon Rathsherren follen 11 Grabuirte, 13 aus bee Buͤrger⸗ 
fchaft fein und unter biefen aber ſtets einige, welche des Kaufs und 
Seehandels wohl" tundig find; feit Langer Zeit find aber überhaupt nur 
Kaufleute gewählt voorden. Der Rath ergänzt fich ſelbſt, wie es 
(don im 13. Jahrh. nach dem Stadtrechte von 1270 ber Fall war, Ins 


12 Weftphalen a. a. 


a. O. I. ©. 120-127. 
14) Beſtphalen a. a. O. J. ©. 


129. 
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deß fpäter angefochten wurde. Bei allen Wahlen fol mit allem Fleiße 
dahin gesrachtet werben, daß zw allen vacirenden Stellen gottesfürchtige 
und vedliche Leute, die dem Geize fremd- und der Stadt Zuflandes, Rech⸗ 
ten und Privilegien erfahren find- — erhoben werben, Der zu Wählenbe 
muß Bürger fein und in der Stabt wohnen, doch iſt nicht erforderlich, 
daß er Grundeigenthum beftge (erbgeſeſſen fei) ; er darf nicht unter 30 Jahre 
alt fein, nicht in anderem Fuͤrſten⸗ und Herrendienfte flehen und nicht mit noch 
derzeitigen Bürgermeiftern und Rathsherren zu nahe verwandt fein?5). Nicht 
mehr iſt erforderlich, daß ber zu Wählende, wie e8 früher bei allen Ehren⸗ 
Amtern ber Fall war, zue Iutherifchen Kicche gehöre; denn durch die Rath⸗ 
und kg vom 20. Oct. 1814 unb 16. Dec. 1819 haben, 
wie e8 auch die Bunbesverfaffung erfordert, alle chriftliche Religionsver⸗ 
wandte gleiche Rechte erhalten. Es gilt das oben Sefagte ſowohl von 
der Wahl zum Buͤrgermeiſter, als zum Rathsherrn; die Bürgermeifter 
follen aber vorzugsmweife aus ben Mitgliedern des Rathes, den Ser 
natoren, Syndicis, Secketarien genommen werden, doch kann auch ein 
Buͤrger außerhalb des Rathes, wenn er mehr geeigenſchaftet erſcheint — 
was wohl nicht leicht geſchehen wird — gewaͤhlt werden. Auch der Wahl⸗ 
modus iſt derſelbe: aus den gegenwaͤrtigen Rathsgliedern werden bei einer 
Buͤrgermeiſterwahl drei, bei einer Rathsherrenwahl vier Vorſchlagsherren 
ernannt,. deren jeder einen Candidaten vorzuſchlagen bat, über deren 
Waͤhlbarkeit abgeftimme wird; es entfcheldet dann wieder das Loos unter 
ben brei ober vier als zuläffig erkannten Vorgefchlagenen!‘). Bei Vers 
luft (des Bürgerrechtes und) der Stadtwohnung kann Niemand, der zum 
Bürgermeifter oder Rathsherrn gewählt, die Annahme verweigern"). 
Es ift diefes aber nur eine Anwendung eines nicht tepublitanifchen Grund⸗ 
fages, ber eben fo bet ben melften anderen felbft unentgeltlich zu 
verwaltenden bürgerlichen Officien gilt 1%). Bis zum 17. Jahrh. genoffen 
die Mathöglieber als Entgeltung nur Abgabenfreiheit ‘und einige andere 
Emolumente; 1603 wurde erft ein Honorar beſtimmt und biefes verſchie⸗ 
dentlich erhöht, fo daß 3. B. das bes diteften Buͤrgermeiſters von 1290 
Mark luͤbiſch allmälig bis zu 13,000 Mark Bco. geftiegen iſt 1). — 
Die Mahl der Syndici und Secretarien ſteht ausfchließlid dem Rathe 
zu. Sie muͤſſen Gradulrte und Buͤrgersſoͤhne fein. Zu diefen Stellen . 
melbet man fi, und es kann alfo von einer Pflicht zur Annahme nicht 
bie Rede ſein?0). Die Syndid haben nur ein votum consultativum, 
aber den Rang vor den Mathöherren 21). Won ben Secretarien iſt der 


15) Ausführlicher biefes Alles im Art. 1-14 des Wahlreceffed vom 11. 
Dec. 1663 (f. Rachtrag zu dem Abdrucke der vier Hauptgrundgeſetze ©. 162 flg.), 


"welcher im Hauptreceffe von 1712, Art. 6, beftätigt worden. 


16) Das Nähere im vorgen. Wahlrecefle Art. 16-20 und Hauptreceß Art. 
6. Der letzte enthält nur die Aenderung, daB bei Rathherrenwahlen 4 Vor⸗ 
ſchlagsherren ernannt werben follen, ſtatt ber bis dahin üblichen drei. . 
17) Stadtrecht von 1603 I. 1,6. Weſtphalen a. a. O. Bb.1, ©. 41. 

18) Weftphalen a. a. D. 1. S. 19. 

19) Weftphalen a. a. D. ©. 51-55. 

ın Beftphalena. a. O. 9.49. Burda a. O. S. 30. 

21) S.daruͤber Weſtphalen a. a. O. J. ©. 86. 


J ® 


Hamburg. 9 


aͤlteſte Protonotarius, einer bekleidet das Archivariat. — Der Math Abt 
die ihm zuſtehenden Befugniſſe theils collegialiſch, theils durch die Webers 
tragung gewiſſer Aemter und Verwaltungen an einzelne oder mehrete ſei⸗ 
ne Mitglieder, die dann allein ober mit anderen Perſonen aus den buͤr⸗ 
gerlichen Collegten oder der Bürgerfchaft Verwaltungsdeputationen bilden. 
Davon weiterhin. 

2) Das zweite Subject der höchften Gewalt iſt, wie zuvor erwähnt 
worden, die erbgefeffene Bürgerfhaft. Zur Xhellnahme daran 
wird 1) Bürgerrecht und 2) Exbgefefienheit erforder. Es foll zunaͤchſt 
von Bürgerrecht bie Rede fein. Es wird baffelbe durch Aufnahme in 
ben Bürgerverband, gegen Erlegung gewiſſer Gebühren und Leiftung bes 
Bürgereides, melcher in ber Rathsſtube von den beiden präfibirenden 
Bürgermeiftern abgenommen wirb, erworben). Die Annahme zu 
Bürgern gehörte feit frühefter Zeit zw den unbeflrittenen obrigkeitlichen 
Maͤrogativen des Rathes und es beſteht zu biefem Zwecke eine befonbere 
Senatsbeputation??). Allgemeine Erforderniſſe, um das Bürgerrecht ers 
werben zu können, find chriftliche Religion und Muͤndigkeit (d. i. erreich⸗ 
tes 22. Fahr) oder erlangte venia aetatis. Der Aufzunehmende muß 
auch zuvor in das Bürgermilitär eingetreten fein, fofern er nicht davon 
entfreit if. Ein Fremder, welcher Bürger werden will, muß unbefchols 
senen Lebensiwandels fein umb daher ein Atteft Darüber beibringen, daß 
dee Polizei nichts bekannt fei, was feiner Aufnahme entgegenſtehe; falls 
ee aus einem teutfchen Bundesſtaate gebürtig ift, der Milltaͤrpflicht in 
demfelben genügt haben, wie es ber Art. 18 ber Bunbesgete erforbert, 
und endlich eine vorfchriftemäßige Sicherheit fielen, daß er waͤhrend 5 
Jahren mit ben Seinigen Feiner Hilfsanftalt zur Laſt fallen, noch mit 

teuern ruͤckſtaͤndig bleiben werde. Es kann zwar auch Fremden, ' bie 
zue Erwerbung bes VBürgerrechtes qualificht find, daſſelbe vom Senate 
verweigert werben, allein e8 liegt tweit mehr In der jegigen Politik, welche 
an die Stelle der mittelalterlihen Grundfäge, von welchen aud die 
Hanſa fi) leiten ließ, getreten iſt, moͤglichſt den Fremden: Aufents 
hatt und Miederlaffung zu erleichtern und fie zue Erwerbung bes Buͤr⸗ 
gerrechtes zu beflimmen?%). Es muß aber Bürger werden, wer ein 
bürgerliche Gewerbe betreiben, Grundeigenthum erwerben ober ſich in der 
Stadt verheurathen, alfo einen bleibenden Wohnfig nehmen und einen 
eigenen Heerd begründen will. Ausgenommen find bie Geiftlichen, bie 
Lehrer an Öffentlichen Schulen, Militärperfonen, die Canzeliften und Nachts 
waͤchter, wohl weil theils die Natur Ihres Amtes, thells ihre Abhängigs 
Seit vom Senate nicht die volle Ausübung des Buͤrgerrechtes geſtattet, 
und weil ihre Anstsverpflichtung ober ihe Dienfteid den Bürgereib erfegt?®). 
Diefe Perfonen find alfo zur Ausübung ber Rechte befähigt, zu welcher 


22) Es ift biefes — 
Gewinnung, die Koſten und die Aufgebung des Buͤrgerrechtes vom 80. Dec. 
1833, erneut auf 5 Jahre 20. Dec. 1838. 

23) Weftphbalen a. a. D. 3b. 1, ©. 335 fig. 

24) Weſtphalen a. a. D. Bd. 2, ©. 339. 

„5) Beftphalen a. a. D. 3b. 2, ©. 342. 
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erforbert werden) ben 180gern ſeit dem 8. Oct, 1721 hinzugefuͤgten 6 
Adjungirten aus jedem Kirchſpiele?*). Alle übrigen Bürger werden aber 
in den Grundgeſetzen zu fleißiger Befuchung ber Gonvente erinnert, und 
fotten, ſo ſich fleißig daſelbſt einfinden, zu Dignitdten für anbere gezogen,‘ 
bie aber nimmer da erfcheinen, zu feinen Ehrenämtern gezogen werben. Daß 
die Eonvocation ber Bürgerfchaft ein Recht des Senates iſt, dag ihm allein 
die Initiative‘ zuftehe, iſt oben bemerkt worden. An bie erbgeſeſſene 
Buͤrgerſchaft, ber in unzertrennlicher Gemeinſchaft mit dem Mathe bie 
höchfte Gewalt zufteht, müffen aber gebracht weiden: ale neu zu ers 
laffende Geſetze, und mas darunter mit begriffen, die Beliebung ſowohl 
neuer, als die Prolongtrung nur auf eine. feftgefegte Zeit bemilligter 
Steuern, fo mie alle äffentkiche Angelegenheiten (Stabtfachen), bie fo 
erheblich find, daß Be nad) Ermefſen bes Rathes und der bürgerlichen 
Collegien nicht von biefen oder ben Verwaltungsbehoͤrden erledigt werben 
Bnnen??). Nur in zwei befonderen Ausnahmefällen ®*) koͤnnen Be⸗ 
(werden in Rechtsfachen an bie Bürgerfchaft gebracht werben, ba’ bie 
Jurisdietion verfaffungsmäßig allein dem Rathe zufteht. Herner glilt aber 
als unbedingte Regel, daß alle Sachen, ehe fie an die Buͤrgerſchaft ge⸗ 
langen, zuvor durch die bürgerlichen Collegien, benen ber’ Math‘ feine 
Propofitionen mittheilt und ihre Erinnerung daruͤber vernimmt, gegangen 
fein müffen. In der Buͤrgerſchaftsderſammlung findet eine Art Bera⸗ 
thung,. fondern nur Abflimmung flatt. Diefe gefchieht kirchſpielsweiſe. 
Nachdem vom gefammten Rathe die Propofitionen der verfammelten Vuͤr⸗ 
gerſchaft feierlich übergeben worden 39), tritt dieſe in bie Kicchfpiele, deren 
jedes feinen befonderen Saal hat, zuſammen. In jedem Kicchfpiele führt 
ber Altefte Oberalte das Directorium; bie Propofitionen des Senates wer⸗ 
‘den mit ben- Beilagen u. f. mw. verleſen; nad) bee Meihe gibt mım jeder 
fein, wenn er will motlvietes, Votum zu Protocollz in jedem Kirchſpiele 
entfcheibet die Mehrheit der Stimmen. Es können aber bee Annahme 
“einer Propofition Wünfche oder Annere, durch welche legte die Zuſtim⸗ 
mung alfo nur bedingt ertheilt wird, hinzugefügt werden; diefe Wuͤnſche 
und Annere können aber nicht über den Gegenftand der Propofitien hin⸗ 
‚ausgehen. Je nachdem bie Mehrheit ber Kicchfpiele (alfo 3 von 5) ſich 
für oder gegen einen Antrag erklärt, oder biefelben Annexe hinzufügt, iſt 
biefer unbedingt ober bedingt angenommen ober verworfen. Es kann 
daher, da die Zahl der Stimmenden in ben einzelnen Kichhfpielen ungleich 


32) ©. angef. Reglement Kit. IV, Krk. 7, und Math« und Bärgertond, 
‘vom 1. Sept. 1710.° Um dieſes zu verſtehen, muß man beachten, daß bie Ober⸗ 
diten mit zu den Sechzigern, bie Sechziger wiederum mit zu ben Einhundert⸗ 
ern — 180 alfo die Zahl ſaͤmmtlicher Bürgerfchaftsrepräfentanten iſt — 
gehoͤren. 

83) Ueber dieſes Alles den Titel des angef. Reglementes, weiche Sachen 
in A eizgerfehaft nicht mdgen gebracht werben, und dazu Weſtphalen a. 
a. O. S. 

34) ©. über biefelben Weſtphalen a. a. D. 8b. 1, ©. 104-120. 

35) Ueber bie Formalitäten f. Bueck, Handb. der Hamburgiſchen Ber- 
faffung und Werwaltung ©. 48 fig. . 
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ift, und vom Zufalle abhängt, ob mehr ober weniger erbgefefiene Bürger 
ſich eingefunden haben, fi) wohl ereignen, daß die Minderzahl entfcheis 
det. Durch Buftimmung dee Bürgerfchaft wird der Antrag des Rathes 
zu einem Rath» und Bürgerfhluffe. Wird der Antrag bedingt 
angenommen, und will ber Rath dann nicht beitreten oder wird er abges 
lehnt, fo bleibt e8 nun bem Senats überfafien, Ihn mit neuen Gründen 
unterflügt oder in veränderter Weife nach ‘vorgängiger Verhandlung mit 
den bürgerlichen Collegien wieder an bie Bürgerfchaft zu bringen. Aber auch 
ben Falle, daß eine Uebereinftimmung zwifchen Rath und erbgefeffener 
Bürgerfchaft nicht zu erzielen wäre, ift in den Grundgefegen bes Staates 
vorgefehen. In einem folchen Falle naͤmlich foll eine Deputation, halb 
aus Mitgliedern des Rathes, halb der Bürgerfchaft beftehend, von hoͤch⸗ 
fins 16 bis 20 Perfonen ernannt werben; in ber Weiſe, daß bie Mit 
glieber des Rathes blos durch Loos, bie dee Bürgerfchaft aber durch Auss 
loofung aus einer dreifachen Zahl Perfonen, welche die Bürgerfchaft dazu 
erwählt hat, beftimmt werben. Diefe Deputation foll nach geleifletem 
vorfchriftsmäßigen Eide die ftreitige Sache nach Stimmenmehrheit In längs 
ſtens 14 Rage völlig und unwiderruflich entfcheiden, fo daß ihr Ausfpruch 
pro lege totius civitatis gehalten und eriquirt werden muß. Bel Stims 
mengleichheit wird aber aus ber: Deputation eine Subbeputation von fünf 
Mitgliedern duch Loos erwählt, und was unter biefen die Mehreren 
entfcheiden, fol dee ganzen Sache mit eben ber Kraft den finalen Aus⸗ 
ſchlag geben, als wäre ein conclusum unanime tatius deputationis uns 
widerruflich gegeben). Es ergibt fi) daraus, daß dem, was bie Ans 
ordnung bes Bunbesfchiedsgerichtes bezweckt hat, [hon ducch die Staates 
verfaffung in einer viel weiteren Ausdehnung vorgeforgt ift?7). 

8) Zwiſchen dem Rathe und der Bürgerfchaft fliehen, als manda- 
tarii perpetui der legteren, die bürgerlichen Collegia. 1) Als 
das Auge ber Stadt und bes gemeinen Weſens follen diefe ein fonders 

diches Auffehen dahin haben, daß alle der Stadt Verfaffungen ſtets in. 
Ehren vollführt und befolgt werben und daß niemand dagegen beſchweret, 
dem Bedrängten aber geholfen werde; baher auch ein Recurs an die bürs 
gerlichen Collegia, wo jemand bei ben Behörden fein Recht nicht hat ers 
langen koͤnnen oder von diefen felbft beeinträchtigt worden, ergriffen wer⸗ 
den kann. 2) Mit ihnen müffen alle Sachen vorberathen werben, ehe 
fie an die Bürgerfchaft gebracht werben, und es follen bei dieſer Leine 
Sadye vorgenommen. noch angefprochen werben, welche nicht zuvor - die 
Bürgerfchaft paffirt. 3) Mit ihnen follen endlih, damit die Bürgers - 
fehaft nicht immer zufammenkommen dürfe, bie Sachen von geringes 
ver Importanz abgethan werden 3°). Es find diefes aber: das Col⸗ 


36) Die Weftimmungen darüber: Reglement ber Bürgerconvente Zit. VII, 
Art. 4—10. Bol. Weſtphalen a. a. 9. Bd. 1, ©. 149 170. 

37) S. Wurm, kritiſche Verſuche über die Öffentlichen Werhältniffe in 
Teutſchiand S. 384. — Und die Schrift: Iſt eine analoge Anwendung des 
Bunbdesfchiedsgerichted auf Hamburg, fo lange beffen Berfaflung beſteht, denk⸗ 
bar? Hamburg 1835. 8. 

38) ©. Weftphalen a. a. O. S. 192—206. 
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legtum ber Oberalten, 3 aus jebem Kiechfpiele und daher, ſelt 
Hinzulommen des Michneliskicchfpieles zu den 4 älteren im J. 1685, 
15 an der Zahl; das Eollegtum der Sechziger und Einhuns 
dertachtziger. Durch biefe Colleglen, durch die oberwähnte Einthels 
lung bee Stadt und Abflimmung nach Kirchfpielen It die politifche Were 
foffung mit bee Pirchlichen aufs Engfte verbunden. Die bürgerlichen Col⸗ 
legten find die WVorftände der Iutherifchen Kicchen, daher die Mitglieder 
des Sechzigercolkegium auch Diaconen, bie des Hunbertachtzigercollegium 
Subdiaconen genannt werben. Dieſe bürgerlichen Collegien find zur Zeit der 
Einführung der Meformation enkflanden. , Den Kirchgeſchworenen, beren 
ſchon im 13. und 14. Jahrhunderte als mitwirken bei öffentlichen ‚Ans 
oelegenheiten erfheinen, und welche im J. 1527, den 16., Aug. und 
18. Dee., zu Vorſtehern der Gotteskaſten erwaͤhlt worden waren, wurde 
am 20. Juni 1628 die Vollmacht ertheilt, in jener höchft bewegten Zeit 
Alles, was zur Eintraht und Wohlfahrt der Stadt gereichen möchte; 
mit und bei dem ehrbaren Rathe zu förbern und in beftänbiger Weiſe 
u handeln, und bie Vollmacht wurde dann in Receffen ber folgenden 
. ve al& eine immerwaͤhrende beftätige und näher beſtimmt 2). Doc 

währte e8 noch laͤngere Zeit, ehe diefe Einrichtung eine dauernd puactifche 
Bedeutung und Wirkſamkeit erhielt 4%): Jene Bevollmächtigten der Buͤr⸗ 
gerſchaft waren aber aus jedem Kichhfpiele 12 Vorſtaͤnder, unter wel⸗ 
chen je 3 Aelterleute oder Dberalte und 24 zugeordnete Bürger. Aus 
ben 12 Vorfländen iſt nach Hinzukommen bes fünften Kicchfpieles das 
Sechzigercollegium entſtanden, fo wie feitbem bie Vorftänder und zugeordne⸗ 
ten Bürger zufammen das Hfmdertachtzigercollegium bildeten. Im J. 1721 
find noch, wie oben bemerkt, 6 Abjuncten aus jebem Kirchſplele hinzu⸗ 
gefommen. Das minder zahlreiche Collegium iſt daher immer als ein 
Ausſchuß bed größeren zu betrachten. Das Öberaltencollegium ergänzt 
fi) auch bei eingetretener Vacanz aus ben Sechzigern durch eigene Wahl 
in Beiſein zweier Ratheperfonen (was bei den übrigen Wahlen nicht flatt» 
findet)3 es foll aber keineswegs jedesmal ber Aeltefte, wie es mißs 
beäuchlich üblich geiwerben und in neuefter Zeit, wie bereits früher, zu 
großen Mißftänden und heftigen Beſchwerden Anlaß gegeben hat*!), fons 
been ber tüchtigfte gewählt werben. Die Wahl der Sechziger ober Dias 
eonen gefchleht von dem Öberaltencollegium aus ben gefammten Sub⸗ 
biaconen des Kicchfpieles*?), fo wie bie Diaconen das Hundertachtziger⸗ 
collegium ergänzen, indem bie fämmtlichen Diaconen des Kicchfpieles, 
in welchem bie Vacanz eingetreten, durch Stimmenmehrheit den unter _ 
den Bürgern ihres Kirchſpieles, welchen fie für den Suͤchtigſten halten, 


39) Neceß von 1529 Art. 128-182, von 1603 Art. 72—76. 

m Weftphalen a. a. D. Bb. 1, ©. 180 fig. 

41) In dem Unfonsreceffe der bürgerl. Gollegien von 1712 Gap. 2, Att. 

5, beißt es: Und weil an heutiges Tages aus ber Dberalten und Diaconoruni 

* we eine Sueceffion werben wollen, als ſolches binführo abgefchafft 
42) unionsreceß Gap. 2, Art. 7. 
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erwaͤhlen. Seitdem im 3. 1721 aber die Abjuncten hinzugekommen, iſt 
diefe Wahlart auf biefe übertragen und es ruͤcken bie Adjuncten nun ber 
Meihe nach in das Humdertachtzigereollegium ein. Nur bie Oberalten 
genießen eines Honorare, aber auch die Wahlen in bie an Collegien 
muͤſſen bei Verluſt des Buͤrgerrechtes und der Stadtwohnung angenom⸗ 
men werden. Im J. 1617 warb den Collegien auch ein actuarius ci- 
vium als Secretaͤr — ber feit 1652 flets ein Graduirter iſt — beige 
geben. Das Präfivium bes Oberaltencolleglum wechſelt jährlich und 
wird durch freie Wahl des Collegium übertragen. : Der Präfidirende 
beruft auch die regelmäßigen (zweimal wöchentlichen), fo wie außerordents 
lihen Verſammlungen. Die beiden anderen Collegien convocirt in ber 
Regel ber Rath. | 

IV. Auch in dee Verwaltung thellen ſich Rath und Bürgers 
Schaft. Die oberfte Leitung ſteht indeß allein dem Rathe zu*®). Die 
verfchiedenen Verwaltungszweige werden von Deputationen beſorgt. Nur 
zu einzelnen derſelben“wird wohl ein Rathsmitglied, oder zwei — von 
denen das eine nur das andere im Verhinderungsfalle zu vertreten beftimmt 
ift — deputirt, für die melften Verwaltungen beftehen zahleeiche Depu⸗ 
tationen, bie entweder blos aus dem Rathe, oder blos nur der Bürgers 
ſchaft entnommen werben, wie e8 insbeſondere bei zweien der wichtigften 
von allen, der Kammerei und dem Commercium, der Fall iſt, meiſten⸗ 
theils aber in der Weiſe zufammengefegt find, baß zu denfelben ein ober 
mehrere Herren bes Mathe, eins ober ein paar Mitglieder bes Oberalten- 
collegiums und mehrere aus ber Kaufmannſchaft gewählte Mitglieder ges 
hören. Bumellen muͤſſen in einer Deputation auch einige Mitglieder ans 
derer Deputationen ſich befinden, namentlich ber Kaͤmmerei oder bes Com: 
merciums, meiftentheils aber aus Mitgliedern bes Rathes. Die bürger« 
lichen Mitglieder verwalten ihre Aemter als ftädtifche Ehrenämter, deren 
Annahme nicht vertveigert werden kann, unentgeltlich, in ber Megel aber 
nur für einige Jahre, indem die meiften Deputationen nach einer gewiſſen, 
bei den einzelnen fehr verſchieden beflimmten Zelt erneut ober ergänzt 
werden. Die Art der Wahl ift für die verfchlebenen Deputationen fehr 
vielgeftaltet und hoͤchſt Lünftlich und forgfältig geordnet. Bald wählt zu: 
folge Präfentation ber Deputationen der Rath, ober bie erbgefeflene Bürs 
gerfchaft, bald ohne Präfentation die erbgefeffene Bürgerfchaft, das Sechs 
zigercolleglum, ber ehrbare Kaufmann, bald ergänzen fich bie Deputationen - 
durch eigene Wahl. Alle Verwaltungsdeputationen fehen, mit Ausnahme 
ber einander ımtergeorbneten Gerichte, ohne alle Mangorbnung in 
gegenfeitigee Unabhängigkeit, und der Wirkungskreis, von deſſen größes 
ren ober geringeren Umfange allein bie Bebeutunig abhängt, iſt einer jeden 
fo beſtimmt angewiefen, daß Collifionen ohne Meberfchreitung ber gefeglich 
angetwiefenen Grenzen kaum möglich find. Die coltegialifche Form ift in 
diefen Deputationen bie vorherefhende. Die Art bee Vertheilung ber 
Geſchaͤfte iſt faſt durchgängig dem Ermeſſen ber einzelnen Deputationen 
überlaffen; die Alleinherrſchaft einzelner Mitglieder, wie fie früher beſtand 


435) Weſtphalen a. a D. Bb. 1, e. 17 fig. 
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— indem nur der Alteſte Deputirte bie eigentliche Verwaltung führte, 
ein engerer Ausſchuß (das kleine Collegium) nur bei wichtigeren Verhand⸗ 
lungen zuſammentrat, bie ganze Deputation aber (das große Collegium) 
Aue jährlich Jur Rechnungsablage und Mitgliederwahl — iſt bei allen 
ſeit 1814 neu errichteten Deputationen beſeitigt. — Ein Beamtenwefen?), 
wie es in unſeren monarchiſchen Staaten beſteht, hat es in Hamburg fruͤher 
eigentlich gar nicht gegeben und iſt jezt nur noch, ſo weit es fuͤr 
die Verhaͤltniſſe paßt, im ber Ausbildung begriffen. Der Wirkungskreis 
der Beamten muß bei bee befchriebenen Verwaltungseinrichtung ein enger 
bleiben, hat ſich indeß In neuerer Zelt erweitert, indem 3. B. bie Juſtiz 
nicht wie früher mehr blos bucch Herrn des Rathes und Buͤrger, fons 
dern dazu beftellte, im Staatsbienfte flehende Richter verwaltet wird. 
Stüher wurden alle Stabtdienfte vom Rathe unentgeltlich, verliehen ober 
meift verkauft ober verpachte. Sie wurden mithin als einträglicdhe Ges 
merbe betrachtet, bei welchen es weniger auf eine wiſſenſchaftliche Quall⸗ 
fication ankam. Schon die Benennungn: Dienn, Knechte, Voigte 
u. ſ. w. zeigen, daß ſie ohne Unterſchied als Subalterne betrachtet 
wurden, ſo wie ja Alle, die in bes Rathes oder ber Stadt Dienſte ſtehen, 
von der erbgeſeſſenen Buͤrgerſchaft ausgefchloffen find. Schon feit Ans 
fange des. Jahrhunderts etwa war der Aemterverfauf befchränkt unb feit 
1814 iſt er durch die Reorganlfationsdeputation beſeitigt worden. Zwar 
ift als Princip angenommen, bag alle Stabtbienfle nur auf ſechsmonat⸗ 
liche Kündigung verliehen werben follen, doch leidet biefes Ausnahmen 
3. B. bei den Richterftellen, und wird buch die Verhältniffe und die 
Praris fo gemildert, daB das Precaire einer folchen Stellung vielleicht 
nur zu fehe verfchwindet. Factiſch müßte Anfehen und Wirkſamkeit 
mandyer Aemter und dadurch des Beamtenweſens ein anderes werben, 
da nun viele ehemals als untergeordnet betrachtete Stadtdienfte von Gras 
duirten bekleidet werden, namentlich graduirte Actuarien bei ben einzelnen 
Deputationen an bie Stelfe der früheren Schreiber u. f. w. getzeten find. 

Indem wir uns zu einer Weberfiht ber Organiſation ber verſchiede⸗ 
nen Verwaltungsaͤmter und ber für das Verfahren derſelben geltenden 
Normen wenden, wollen wir zunädft: 

1) mit ber Verwaltung ber kirchlichen Angelegenheiten“) um fo 
mehr beginnen, als Staatsverfaffung und Kirchenwefen, wie wir oben 
über bie Eintheilung der Bürgerfchaft nach Kirchſpielen und bei der Beſchrei⸗ 
bung der bürgerlichen Collegien gefehen haben, aufs engfte zufammen» 
bängen.. Seit der Vollendung ber Reformation im 3. 1529 #9) bis 
zur franzöfifchen Occupation war die Iutherifche Kirche im vollften Sinne 
die allein herrſchende in Hamburg”). Durch Raths und Boͤcgerſchluͤſſe 


44) ©. Weftphalen a. a. O. Bb. 1, ©. 27. 

85) Klefeter’8 ganzer achte Band beichäftigt fich mit dem Kirchenmwefen, 
Buec a. a. O. G. n fe. Weſtphalen a. a. D. Bb. 2, ©. 150-186. 

46) Krabbe, ecclesiae evangelicae Hamburgi instauratae ıhistoria. 
Hamb. 1849. 4, ö 

47) Receb von 1529 Art. 59 und Receß von 1603 Art. 1, 3b. Wells 
phalen a. a. D. 8b. 2, ©, 151. 
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- vom 20. Det. 1814 und vom 16. Dec. 1819 wurden, wie zuvor be 
merkt, die Katholiken, Neformirten und Menoniten — welche bis zum 
%,1785 nur unter mannichfachen Befchränkungen gebuldet waren, und 
denen erſt im genannten Jahre flile Religionsuͤbung geftattet worben 
war — in ihren flaatsbürgerlichen Rechten mit den Lutheranern glelth⸗ 
geftelt. Die Aufnahme und Zulaffung chrifllicher Secten, welche ſich 
aber von anderen*recipirten Glaubensvermandten trennen mwürben, wurde 
von einer Unterfuchung des Einfluffes ihrer Lehren, ihrer Grundfäge und 
ihres Benehmens auf bürgerliches Verhaͤltniß und Staatswohl abhängig 
gemacht *°). Conceffionirte nicht lutheriſche Gemeinden find aber bisher: 
eine teutfch=reformirte, franzöfifchereformirte, engliſch⸗biſchoͤfliche, engliſch⸗ 
reformirte und roͤmiſch⸗ Batholifche Gemeinde, welche legtere unmittelbar 
unter dem roͤmiſchen Stuhle fteht, dee durch feinen vicarus apdstolicus. 
mit ihr communicirt. — Bei jener Gteichflellung wurde ben genannten 
Slaubensverwandten ausdruͤcklich das Recht gegeben, an den Verſamm⸗ 
-Iungen ber erbgefefienen Bürgerfchaft Theil zu nehmen, die Befähigung 
zugefprochen, in den Rath und zu Verwaltungsdeputationen gewählt zu 
werben; aber von ben bürgerlichen Collegien mußten fie, fofern die Ver⸗ 
faffung diefer nicht felbft geändert wird, ausgefchloffen bleibm. Den 
Juden iſt zufolge des noch geltenden Meglementes vom 10. Oet. 1712 
die Uebung ihrer Refigionsgebräuche in Privathäufern geftatte. Saͤmmt⸗ 
liche kirchliche Gemeinden find Hinfichtlicdy ihrer Conftitution als folcher, 
und überall in Betreff ihrer Stellung dem Staate gegenüber, ber hoͤch⸗ 
ſten Staatsgewalt, d. i. bem Mathe und ber erbgeſeſſenen Bürgerfchaft, 
untergeben. Dem Rathe ift im Hauptreceſſe das ins vocandi, ut et 
introducendi et ius 'installandi personas ecclesiasticas quascunque, 
das exercitium iurisdictionis ratione causarum et personarum eccle- 
siasticarum, und das ius dispensandi in Ehefachen zugefprochen 49). 
Ehefcheidungen entfcheibet das Obergericht, d. i. eine Abtheilung bes Mas 
thes, in letzter Inſtanz. — Die Verwaltung ber inneren, fowohl geiſt⸗ 
lichen als weltlichen Angelegenheiten ber evangelifch = Iutherifchen Gemeins 
den ift von den übrigen chriftlichen nicht lutheriſchen Neligtonsverwandten 
burchaus getrennt. Für die kirchlichen Angelegenheiten ber letzteren iſt 
duch Rath⸗ und Bürgerfhlug vom 17. Dec. 1785 eine Deputation 
eingefegt, aus einem Spndicus, einem ‘Herrn des Rathes und zwei Mits 
gliedern des Sechzigereollegiums beftehend, welcher die Wahl ihrer Geifls 
lichen, die ihnen felbft freifteht, angezeigt werben muß, melde bie in 
einer jeden Gongregation vorfallenden Imiftigkeiten, die nicht in das Pos 
lizei⸗ und Juſtizweſen einfchlagen, in erſter Inſtanz, fo daß noch eine 
Berufung an ben Rath frei bleibe, nach eines jeden Theiles Religions⸗ 
fägen und Gebräuchen zu enifcheiden hat u. f. w.*0). Die Direction 


48) Reglement über bi . Religlonsvermandten vom 
MEAN. ala | 


49) Hauptreceß von 1712 Art. 5. " 
50) Mehreres Über diefe Gemeinden und deren Berfaffung: Weftphalen 
— A 2, ©. 181 fig. Buek, Hamb. Berfaffung und Verwaltung 
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färamtticher die Iſraeliten betreffenden Angelegenheiten gehört altherkoͤmm⸗ 
lich zur Competenz bes ätteften Wpbbehern. Won ber Verfaſſung der. 
lutheriſchen Kirchengemeinden muß etwas ausführlicher bie Rede fein. 
Ihre erfte Begründimg erhielt fie durch die Bugenhagen’fche Kirchen⸗ 
—— 61), ſanctionirt durch Receß von 1629, Art. 69, welche auch 
die vom Superintendenten Aepinus revidirte Kirchenordnung von 
165682) teineswegs ihre Giltigkeit verloren hat. Zut Abfaſſung eine 
neuen vollſtaͤndigen Kirchen⸗ und Schulordnung, wie fie zufolge Art. 24 | 
des Hauptrecefies balbigft erfolgen follte, iſt es nicht gefommen. Die 
liturgiſchen Beftimmungen jener Kirchenorbnungen find durch einzelne 
Berordnungen und fpätere Kirchenagendn, vom 1. Dec. 1699%8) und 
Dec. 17885%), verdrängt worden. Die hoͤchſte Inſtanz in allen Anges 
tegenheiten ber evangelifchstutherifhen Kicdhe, „wenn ie Sache nicht 
von des Importanz, daß ber gefammten Bürgerfchaft Approbation dazu 
erforderlich”, bilden ber Math und das Collegium ber Sechziger, als 
perpetui ecclesiae mandatarii, ober bezeichnender als mandatarii eivinm 
in Kirchenfachen. Diefen fleht als eigentlich geiftlicher Behörde das Mi⸗ 
nifterium zur Seite. Es wird daffelbe aus allen Predigern ber Stadt 
und der beiden Parochiallirchen ber Borftädte gebildet, und an feiner Spitze 
fiebt ein vom Rathe ans bes 5 Hauptpredigern erwählter (jebt immer 
oder ditefe) Senior. An jeder ber 5 Hampflicchen befinden ſich 
aber ein Hauptpaflor und drei Diaconen, von melden ber 
ätefte den Namen Archidtaconus führt. Das Miniſterium Abt kei⸗ 
neriei Gewalt und Entfcheibung uͤber feine Glieder aus, fondern hat ſich 
in vorkommenden Fällen an den Senat zu wenden. Die Gefchäfte des 
Miniſteriumso als ſolchen find nur collegialifch und beziehen fich auf die 
Lehre, das Prebigen, die Abminiſtricung ber Gacramente. Fuͤr die welt 
chen Angelegenheiten beftehen bei jeber ber fünf Hauptkirchen befondere 
Behoͤrden und Collegien, weiche von ben obigen bürgerlichen Collegien, 
wieweohl ein gewiffer Zuſammenhang zwifchen beiden flattfinder, wohl zu 
umterfcheiden find. Die Diaconen nämlih und bie Subdiaeonen, 
welche in ihrer bürgerlichen Stellung bie Gollegien ber Sechziger umd 
SHunbertachtziger bilden, nehmen nur infofern an ber Kirchenverwaltung 
Theil, als aus ihnen die Juraten hervorgehen. Es find deren je zwei, 
welchen die fpecielle weltliche Adminfitration obliegt; fie werden aus ſaͤnmmt⸗ 
lichen Diaconen und Subdiaconen bes Kirchfpieles von dem großen Kir⸗ 
hencollegtum gewählt und bleiben zwei Jahre im Amte. Das große 
Kirchencollegium ift die Hauptbehörde, walcher bie Erörterung und 
Erledigung wichtigere Kirchenangelegenhelten obliegt und ber insbeſondre 
alljährlich die Rechnungen der Eirchlichen Verwaltung abgelegt werben; es 





51) Diefelbe in Klefeder, Sammlung Hamb. Gefege Sb. 8, S. 84-226. 

52) Diefelbe in Klefeder a. a. D. Bd. 8, ©. 272—315. 

53) Bei Klefeder a. a. O. Bd. 8, &. 462 fig. 

54) Sammlung Hamb. Verordnungen, erſte Sammlung Th. 2, &. 19— 
268. — Die Rachweiſung ber einzelnen fpäteren Berorbnungen bei Weſtpha⸗ 
lın a. a. D. Bd. 2, ©. 157. 
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beſteht dieſes a) aus dem collegium uratoram, d. h. allen denjenigen, 
welche die Verwaltung der Kirche gehabt haben oder noch haben, und 
nicht etwa in den Rath gewaͤhlt oder aus beſonderen Umſtaͤnden von der 
Kirche abgetreten find, b) den beiden Kirchfpieldherren, twozy, der Rath 
in der Regel die beiden Alteften im Kirchfpiele eingepfarrten —*8 
deputirt, welche zugleich das Organ der Mittheilung des Rathes an die 
Kirchen oder das Miniſterium find, und c) den etwa im Kirchſpiele 
wohnenden Bürgermeiftern, welche als Patrone das Prafidium haben, 
welches fonft der aͤlteſte Kicchfpielsherr führt. Speciell verwaltende 
Behörde iſt die Beede, welche aus den beiden Leichnamsgeſchwo⸗ 
venen und ben beiden zue Zeit verwaltenden Juraten befteht. Die 
Leihnamsgefhmworenen waren urſpruͤnglich Vorſteher der in den 
einzelnen Kirchfpielen beflehenden Brüderfchaften des heil. Leichnams 
(au Saeramentsbräber genannt) , welche bie Ausfhmüdung des 
Hauptaltars und der inneren Kirche übernommen hatten, und es werben 
noch mist diefem Namen zwei aus den diteften Kirchengefchworenen vom 
großen Kicchencollegium gemählte- lebenslaͤnglich im Amte bleibende Kicchens 
vorftände genamnt‘, welche ebenfalls die Ausſchmuͤckung der Kirche aus 
der bei jeder Kirche dazu beftehenden Leichnamscaffe zu beforgen haben. 
Diefe aus genanntm 4 Perfonen beftehende Beede bildet unter Hinzus 
tritt der Kicchfpieläherren und der etwaigen Patrone des Kirchfpieles das 
kleine Kirchencollegium, auch die große Beede genannt, welches 
nur bei den Wahlen der Prediger und Kirchenbebienten thättg wird. Bei 
allen Predigermahlen wird nämlich zunaͤchſt ein weiter Kuffag von 8-—12 
Derfonen gemacht, aus diefem ein engerer Auffag von vier Perfonen ges 
bildet, unter weichen dann die Wahl entfcheidet. Den melten Aufſatz 
macht bei der Wahl eines Paſtors (Hauptpredigerd) das große Kirchens 
eollegium, bei einer Diaconatswahl bie Beede, unter Hinzutritt bes 
Hauptpredigers. Den engen Auffag formirt die Beede in Verbindung 
mit den Kirchfpleldherren und den ettonigen Patronen der Kirche, und 
bei einer Paſtorwahl unter Hinzutritt des Seniors, bei einer Diaconats⸗ 
wahl des Paſtors der Kiche. Die Wahl gefchieht durch das große Kits 
chencollegium, nebft den im Kirchfpiele eingepfarrten Rathsgliedern unb 
dem Senior oder Paftor. So bei den Wahlen für bie ftäbtifchen Pa: 
rochialkirchen; in ſehr verſchiedener Weiſe gefchieht die für die übrigen 
Kirchen der Stadt, der Vorftädte und des Gebiets. . 

2) Die Ausübung bee Iurisdiction ſteht verfaffungsmäßig im 
welteften Umfange dem Rathe zu 86). Sie fteht nicht nur unter feiner 
unmittelbaren Leitung, fondern wird auch großentheild von ihm felbft. 
beforgt, wiewohl nicht mehr ganz in demfelben Umfange als früher, feit 
mit Wiederherſtellung der freien Verfaffung Hamburgs auch eine Res 
organifation ber Juſtizbehoͤrden erfolgte, durch welche neue ins Leben ges. 


55) Ueber das Juſtizweſen: Klefecker a. a. D. Bb. 
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rufen und bie früher vorhandenen weſentlich umgeſtaltet worben find *6). 
Eine Eigenthuͤmlichkeit der Gerichtöverfaffung Hamburgs ift, daß bei kei⸗ 
nem Gerichte, das gemeinfchaftliche Oberappellationsgericht ausgenommen, 
die Rechtspflege ausfchlieglih in den Händen rechtögelehrter Richter iſt. 
Die jest veſtehenden Juſtizgerichte find als generelle Gerichte: die Nie 
dergerichte, das Obergericht, das Dberappellationsgerichtp al8 Gerichte mit 
befchränkter Competenz die Präturen, das Hanbelsgericht und das Aem⸗ 
tergericht. 

Dos Niederg ericht iſt hervorgegangen aus ben aͤlteren Echteding, 
in welchem die Buͤrger — inſofern ſie zum Dinge zu kommen das Recht 
und die Pflicht hatten, Dingmannen genannt — urſpruͤnglich unter 
Leitung des graͤflichen Voigts die Urtheile fanden. Schon ſeit der zweiten 
Haͤlfte des 13. Jahrhunderts finden ſich aber neben dem Voigte zwei 
Rathmannen, unter deren oberſter Leitung das Gericht wie fruͤher gehegt 
wurde. Der Voigt ſank allmaͤlig zum Gerichtsofficianten, dem beſon⸗ 
ders die Execution der Urtheile oblag, herab. Noch bis zum J. 1622 
gab es keine ſtehenden Urtheilsfinder; der Voigt rief vielmehr die vor dem 
Gerichte aufwartenden Buͤrger, zunaͤchſt aber die Vorſpraken (gerichtliche 
Procuratoren) in die Findung; bei Poen von drei Pfund durfte ſich 
niemand dieſer Aufforderung entziehen. Die Gerichtsordnung von 1622 
beſtimmt in Gemaͤßheit des Rath⸗ und Buͤrgerſchluſſes vom 6. Dec. 
1621: Das Niedergericht ſollen befigen die p. t. zween Herren bes Ger 
richte und die von E. E. Rath aus ber Bürgerfhaft elegirte 
acht Derfonen, berogeftalt, daß die Herren des Gerichts die Direction 
führen, die deputicte Bürger aber, fobald eine jede Sache ordentlich vors 
getragen, in die Sindung gehen und nad) diefer Stadt Statuten, Receffen, 

was fie den Rechten gemäß befinden, nad) ihren deswegen geleifteten Eiden 
uctheilen follen. Don diefen deputirten Bürgern follen jährlich vier 
abgeben, und alfo bald vier qualificirte Bürger an dero Statt von E. 
E. Rathe aus denen ihnen von ben Oberalten und den (Caͤmmerei⸗) acht 
Männern nominirten adıt Bürgern erwaͤhlt — werden. Bald machte 
ſich aber das Beduͤrfniß rechtögelehrter Richter geltend und es wurde dem 
Miedergerichte erſt (1624).ein und bald darauf (1649) noch ein zweiter 
grabuirter Rechtsgelehrter beigegeben. Seit ber veränderten Organiſation 
ber Gerichtsbehörden im 3. 1815 befteht dafjelbe aus einem geaduirten 
Dräfes und zwei graduirten Richtern, welche fänmtlich permanent find, 
und vier nicht graduirten (unftudirten) Richtern, welche zwei Jahre im 
Amte bleiben, welches fie unentgeltli verwalten. Die Befegung aller 
dieſer Stellen gefchieht in dee Weife, daß aus vier von dem Berichte 
ſelbſt bezeichneten Perfonen die Oberalten und Verorbneten der Kämmerei zroei 
dem Rathe zur Wahl präfentiren. Zur Abgebung eines Erkenntniffes in 
Civilſachen ift die Gegenwart von 5 Mitgliedern des Gerichtes hinläng- 
lich; bei den zweimal wöchentlich gehaltenen Audienzen, welche ein vers 


56) Werorbnung wegen veränderter Organifation ber Juſtizbehoͤrden und 
Gerichte vom 29. Der. 1815. en — 
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kuͤmmerter Reſt der altteutfchen öffentlichen Gerichtspflege find, muͤſſen 
außer dem Praͤſes nur zwei Richter, von denen einer ein graduirter fein 
fol, gegenwärtig fein. In biefen Audienzen werden befonders die von 
Advoeaten verfaßten Schriftfäge durch Procuratoren übergeben; in Cri⸗ 
minalfachen auch die Defenfion verlefen u. f. wm. Die Gerichtsbarkeit des 
Niedergerichtes war fchon im 13. Jahrhunderte durch die concurrirende 
Gerichtöbarkeit des Mathes, bie im Laufe ber Zeit verſchieden begrenzt 
wurde, und duch das 1622 errichtete Admiralltaͤtsgericht u. f. w. ſehr 
beſchraͤnkt. Jetzt iſt daffelhg das generelle Gericht erſter Inftanz für 
Stadt und Gebiet, mit Ausnahme der Aemter Rigebüttel und Vergeborf, 
ſowohl in Civil⸗ und Criminalfachen, doch find demſelben noch befondere 
Claſſen von Sachen, für welche befondere Juſtizbehoͤrden beftehen, entzogen. 
Unter dieſen ſpeciellen Gerichtsbehörden find fchon wegen des Alters und 
der Mannichfaltigkeit der zur Competenz bderfelben gehörenden Sachen zus 
naͤchſt zu erwähnen: z 

Die Präturen. Den Namen praetores führten fehon 1381 
die dem Mathe vorfigenden Rathmaͤnner. Schon fat 1524 befleibeten 
diefe® Amt zwei Herren des Rathes, je auf zwei Jahre, wie es noch 
der Fall iſt. Sie waren Vorfiger des Niedergerichte® und hatten den 
bedeutendften Theil der Polizeigervalt, welches beides jest aufgehört hat. 
Außerdem aber entſchieden fie ſchon im J. 1560, vermöge eines alten 
Herkommens, als Einzelrichter in einem fchleunigen Rechtsgange (ahnn 
jenigen Gerichtsproceß) — und zwar in Concurrenz mit bem worthalten⸗ 
den Bürgermeifter, bem jet keine folche befondere Gerichtsgewalt zufteht 
— in ihren Haͤuſern alle Streitigkeiten unter 10 Gulden oder 12 Mark, 
und übten ein friebensrichterliches Amt in allen übrigen. Es wurbe nach⸗ 
mals die obgenannte Summe mehr und mehr erhöht, und der Competenz 
der Prätoren eine Reihe anderer Sachen uͤberwieſen, bie wegen ihrer Li⸗ 
quidität oder fonfligen Beſchaffenheit ſich zu einer formlofen, ſchleunigen 
Verhandlung eigneten. Diefes hat fi) dem Prineipe nach erhalten, und 
es gehören jegt zur Gompetenz ber beiden Prätoren — fo daß man A 
ber Megel nad) an den einen ober ben anderen wenden kann — mit 
Ausnahme aller Hanbelsftreitigkeiten, alfe diejenigen "Sachen, bei melden 
die Haupffumme der Klage nicht ben Belauf oder Werth von 400 Mark. 
Bco. überfleigt, und ohne NRüdficht auf die Summe Klagen aus Urkuns 
ben, worin ſich der Beklagte der parateften gerichtlichen .Erecution unters 
worfen hat, Miether oder Zinsklagen und alle Dienſtlohnsſachen, fo tie 
Streitigkeiten der Brotherrfhaften und Dienftboten untereinander. Mies 
wohl bei allen vor die Prätoren gehörigen Sachen zuvor ein Verſuch 
zur Vergleichung der Parteien flattzufinden pflegt, fo fleht den Prätoren 
eine friedensrichterliche Gemals nur noch bei Snjurtenfachen zu; bei biefen 
naͤmlich muß der Kläger jedesmal zuvor zum Verſuch dev Güte vor einen der 
Prätoren vorladen laſſen, doc) bleibt es beiden Parteien frei, "wenn die 
Klagſumme 200 Mark Bco. Üüberfteigt, Verweifung an das Niedergericht zu 
verlangen. — Da alle Senatoren der Reihe nach das Prätoramt bes 
kleiden, fo finder fich die Rechtspflege zum Theil in Händen von der _ 
Rechtsroifienfchaft unkundigen Perſonen, welche als Einzelrichter bie vor⸗ 


— 
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gebrachten Sachen entiweber fogleich ex aequo et bono entfcheiben, ober 
fie zum fcheiftlichen Verfahren verweifen, in welchem letzteren Kalle fie 
bie Erkenntniffe von einem (Privat-) Affiftenten, bes fie fich in der Re: 
7 aus der Zahl der jüngeren Abvocaten zu wählen pflegen, anfertigen 
laſſen. 
Ein eigenes Handel sgericht hat Hamburg ſeit 181687). Man 
hatte hierbei nicht verfhmäht, von der verhaßten Sremdberrfchaft das 
Sute fi) anzueignen. Das Beduͤrfniß einer eigenthämlichen Behandlung 
von Handelsſachen hatte füch freilich fchon-frisher fühlbar gemacht und es 
waren biefelben daher dem Miedergerichte und feinem langfamen Rechts⸗ 
gange entzogen und wurden wie man fagte augergerichtlid vom den 
‚ Präteren — an welche alle Wechfelfadhen nach der Wechſelordnung von 
1711 gebracht werden mußten — ober von dem präfidicenden Bürgers 
meifter und bean Mathe entfchiedenz für Sachen fo aus dem Seecomercio 
berrühren, d. 5. Schiffe, Haverels, Bodmerei⸗, Affecuranzftreitigkeiten 
beftand feit dem 17. Jahrhunderte ein eigenes Admiralitätsgeriht. Das 
Gericht beſteht aus einem Präfes und Wicepräfes, welche beide graduirte 
Nechtögelehrte fein müflen, und dauernd im Amte bleiben, neun kauf⸗ 
männifchen Richtern, welche 3 Jahre in ihrem (Ehrens) Amte .bleiben, 
fo aber, daß fie fucceffio ausfcheiden, und einigen Actuarien u. f. w. 
Es theilt ſich zur Förderung ber Gefchäfte in zwei Kammern, fo daß bie 
erſte der Präfes und 5 Richter, die zweite der Vicepräfes und 4 Nichter 
biiden. Es ſteht in der Wahl der Kläger, ſich an bie eine oder andere 
Kammer zu wenden. In jebee Audienz, die bier eine andere Bebeutung 
hat, als bei dem Miebergerichte, da das Verfahren ein öffentlich muͤnd⸗ 
liches iſt, muͤſſen der Präfes ober Vicepräfes und zwei Richter gegenwaͤr⸗ 
tig fein. Zur Competenz des Handelsgerichtes gehören alle Streitigkeiten, 
welche Handelsgefchäfte betreffen ober auf ſolche Bezug baben, die Pars 
teien mögen Handelsleute fein oder nicht. Dem Handelsgerichte find 
außer den Fallimenten, bei welchen die Summe 4000 Mark Bco. übers 
gt, noch gewiſſe Gefchäfte dee freiwilligen Gerichtsbarkeit zugemwiefen 
und zu dem Ende find demfelben noch beigegeben und untergeorbnet: 
der Actuar beim Fallitweſen, der ein geaduirter Juriſt fein muß, der 
Dispacheur und die beiden Schiffsregiſtratoren. — Erfte gerichtliche In⸗ 
flanz in Aemter (Zunft) Sachen find die Amtspatrone, melche als 
- Einzelrichtee namentlich) auch die eigentlichen aus den Zunftverhältniffen 
bervorgehenden Streitigkeiten entfcheiden, bei welchen ein Privatinterefe 
von Zunftgenoſſen in Trage ſteht. Als beſonderes Gericht zweiter Ins 
ſtanz befteht aber ein neuerdings woiederhergeftellted Amtsgericht, das 
aus dem präfidicenden Bürgermeifter, zwei Hersen bes Rathes, zwei dazu 
erwaͤhlten Rechtögelehrten, zwei Oberalten und zwei Amtsalterleuten zus 
fammengefegt iſt; doch fo, daß die Mitglieder theils jährlich, theils nach 
"zwei Jahren wechſeln ®®). 


57) Sandelögerichtöorhnung v. 15. Dee. 1815. S. auch die Einleitung 
sum Archive bes Hanbdelörechtes: Ueber das Hamburgiſche Handelsgericht. 
58) Ueber das Amtsgericht: Weftphalen-a. a. D. Bd. 1, ©. 302 fig. 
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Das generelle Gericht zweiter Inſtanz iſt das Dbergeriht. So 
weit die gefchichtliche Kunde hinaufreicht, bildete diefes der ganze Rath. 
Bei der nenen Organifation ber Juſtizbehoͤrden wurde auch dieſes geäns 
bert, und feit 1816 befteht daſſelbe aus einem (jährlich mechfelnden). gra- 
duieten VBürgermeifter als Präfes, 5 grabuirten und 5 nicht graduirten 
Mitgliedern des Rathes, von welchen wenigſtens 3 jährlich abtreten, als 
Richter. An das Obergericht kann appellirt werben von ben Erkenntuiſſen 
der Prätoren (außer in Injurienſachen) und den gleichiiehenden Gerichts: 


behoͤrden für das Gebiet und die Vorftddte, von ben Civil: und Crimi⸗ 


nalerkenntniffen des Niebergerichtes, den Rechtefprüchen bes Dandelögerich- 
68, fo wie ber Entfcheidung der Vormundfcaftsbeputation Yon Ers 
en: bee Praͤtur kann fchon appellict werden, wenn die Beſchwerde⸗ 

funme den Belauf von 60 Mark Ert. Überfteigt; bei dem Niedergerichte 
und bem Hanbelsgerichte iſt aber erft 500 Markt Beo. oder 625 Mark 
St. die appellabele Summe. Bei den Präturen und den Danhelsgerichte 
kann in den Fällen, in melden die Appellation unzuläffig, WReflitution 
gefuht werden. Einer Befldtigung durch das Obergericht bebürfen alle 
Erkenntniſſe des Miedergerichtes, wodurch eine Ehe quoad vinculum ges 
trennt werden fol, alle frafrechtlichen Exkenntniffe und (zufolge Verord⸗ 
sung vom 15. Det, 1819) alle Todeserklaͤrungen. Der Competenz bes 
Dbergerichtes unterliegen auch alle Sachen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit 
innerhalb der Stadt, fofern fie nicht unmittelbar Handelögefchäfte bes 
tceffen. 
Die Aushbung ber Obervormundſchaft — aufer der Beſtellung der 
Geſchlechtsvormuͤnder, weiche durch den praͤſidirenden Buͤrgerweiſter ge 
ſchieht — iſt einer beſonderen im J. 1881 errichtete Vormund⸗ 
ſchaftsdeputation übertragen, bie aus fünf Mitgliedern des Rathes 
in vel de senctu) und einem rechtsgelehrten Actuar beßeht. — Das 
bergericht hat auch uͤber die Zulaſſung zur Advocatur und zum No⸗ 
variat, bie aber ganz von einander getrennt find, zu entſcheiden. Einen 
befonderen Advocaten ſtand gibt es eigentlich exit feit ber veraͤnderten 
Juſtizorganiſation im J. 1815. Das waſentliche Recht der Advocaten 
it, daß fie allein die Befugniß Haben, die in den Gerichten zu produci⸗ 
venden Schriften und Supplicate au den Senat für Andere zu verfallen. 
Um Advocat zu werden, muß man bad Bürgerrecht gewonnen, das 22. 
Jahr zuruͤckgelegt, die Rechte ſtudirt und den Grad eines Lirentinten 
oder Doctor — mie es jet faſt bucchgängig ber Kal ift — erworben 
haben, oder ſich einer anzuſtellenden Prüfung unterwerfen. Ein allges 
meines Staatseramen gibt es alfo nicht. Da zu ben meiften Staats: 
ämtern, We nicht als Ehrenaͤmter unentgeltlich verwaltet werben, ein 


» aeabemifcher Grab verlangt wird, fo gehen, fomohl die Staatsbeamten 


als ber vechtögelehrte Theil des Senates, aus dem Abvosatenftaribe her: 
vor. Vertreter der Parteten bei ben Gerichten find aber nicht bie Advo⸗ 
‚enter, fonbern bie dazu beflellten Procuratorenz bei dem Ober⸗ unb 
Miebergerichte die. fogen. gerichtlichen, bei Per Prätur die ſogen. 
außergerihtlihen Procmratoren. Gie Haben die Termine abzuwar⸗ 
sen, bie (vom dam Advocaten verfaßten) Mrozeßſchriften einzureichen. Beim 
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Handelsgerichte gibt es Leine Procuratorenz jeder kann bafelbft feine Suche 
ſelbſt führen, ober einen Bevollmächtigten — wie es in der Regel in 
der Perfon eines der Abvocaten gefchieht — beftellen. Die Zahl der ges 
richtlichen wie außergerichtlichen Procuratoren ift geſchloſſen; die erfteren 
müffen Nechtögelehrte fein, von den anderen — bie früher ihre Stelle 
kauften — wird nur verlangt, daß fie in praxi geubt und der Statuten 
wohl kundig feien, fo daß eine aud nur allgemein wiffenfchaftliche Bils 
dung nicht nothwendig verlangt wird. Diefe außergerichtlichen Procura⸗ 
toren Finnen auch bei ber Prätur, body nur bei biefer, Abvocatur auss 
üben. Das Notariatéweſen ift, indem man aud bier von ben 
Franzoſen zu lernen nicht verfhmähte, nach Wiederherftellung ber Hamburgis 
fen Verfaffung durch die Notariatsorbnung vom 18. Der, 1815 gaͤnz⸗ 
ich neu geftalte. Die Notarien bitden eine Disciplinarkammer (mie fie 
ber Zeit noch den Advocaten fehlt). 

Indem wir nach diefen hier eingefchalteten Zmwifchennotigen zu den eigente 
lichen Juſtizbehoͤrden zuruͤckkehren, iſt noch des gemeinfhaftlihen 
Dberappellationsgerichtes der vier freien Städte Teutſch⸗ 
lands, welches zu Lübed feinen Sie hat, zu erwähnen”), Das Ges 
richt befteht aus einem Präfidenten, 6 Räthen, einem Secretär u. f. w., 
welche von den Stäbten in einer beflimmten Drbnung ernannt werden. 
Es ſteht unter Aufſicht der vier Senate, deren alljährlich einer Me Die . 
reetion führt. SDinfichtli Hamburgs ift feine Gompetenz nur auf Ci⸗ 
vilfahen und zwar in der Weife befchränkt, daß es als dritte Inſtanz 
nur dann entfcheidet, wenn nicht von bem Öbergerichte ein das Erkennt⸗ 
niß der erſten Inftanz beflätigenbes Urtheil abgegeben worden iſt. Auch 
find noch manche Civilſtreitigkeiten bemfelben entzogen, Eheſachen und 
Amtsſachen (Streitigkeiten aus Zunftverhältniffen). 

3) Die Polizei befand ſich früher befonders in Händen ber beiden 
Prätoren, welche fie mit der Gerichtsbarkeit vereinigten, und ber Webdd e°9), 
d. i. einer aus vier Herren bes Rathes beftchenden Behörde, welche bes 
ſonders die haͤusliche, Sittens, Markt», Gefundheitspolizei auszuüben 
hatte und der jest nur bie bei Verheurathungen innerhalb der Stadt ers 
forderlihen Unterfuhungen, Anordnung der Proclamation, Erlaubung 
der Gopulation geblieben find, fo wie Auffiht über die Hffentlichen Aus» 
zufe (Auetionen) und tiber bie Rathswage 81), An deren Stelle iſt felt 
dem 15. Febr. 1821 92) eine allgemeine Polizeibehörbe getreten °®), 
welche einen großen Theil der Polizeivermaltung soncentrist, neben welcher 


69) Proviforifche Sberappellationsgerichtsorbnung und Appellabilitaͤtsverord⸗ 
nung v. 7. Zuli 1820, Definitive Dberappellationsgerichtsördnung,, nebfl Ges 
buͤbren⸗ und Stempeltase u. f. w. v. 10. Aug. 1831. ©. Weftphalen a. 
Q D. Bb. 1, ©, 273. 

60) ©. Kiefeder a. a. D. Bb. 12, ©&.401 fig. 
= Rn Buela. a. 2. ©. 186, 269 fig. Weftphalen a. a. D. Bd. 1, 

62) &. Anderfon Nr. VER 16. Dal, bamit aber beſ. Nachtrag zum 
Abdrude der Grundgeſ. S. 320. 

63) Buek a. a. D. ©. 188.8 Weftphalen a. a. DO, Sb. 1, ©, 828. 
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für einzelne Zweige und Inſtitute noch eine Anzahl ſpecieller Behörden - 
fortbeſteht. Es hat die Polizei aber im Hamburg noch keinen feſten 
verfaffungsmäfigen Boden gewinnen koͤnnen, indem bie erbgefeflene Bür- 
gerfchaft ſtets dabei geblieben ift, das Beſtehen derfelben nur proviforifch 
von 6 zu 6 Fahren zu bemilligen. Als Directoren der Polizei werden 
vom Senate je auf 6 Fahre aus feiner Mitte zwei Polizeiherren 
beſtellt, von denen aber nur einer die Verwaltung bat, und der andere ‘ 
6108 verpflichtet ift, ihn im Verhinderungsfalle zu vertreten. Das übrige 
Derfonat befteht aus zwei Eriminalactunrien, einem Oberpolizeivoigt als 
Bureauchef, 4 Beamten und Schreiben und einer Zahl Polizeidiener, 
Marktooigten und Armenpolizelbienern, fo wie als befondere Abtheilung dem 
Corps der Hafenrunde, welches beftimmt ift, Schiffediebflähle zu verhins 
bern. Die Criminalactuarien find befonders Inftruenten, denn die Polis 
zei hat nicht nur Ruhe und Ordnung zu erhalten, fondern auch alle Eris 
minalfahen zu infteuiren und Beine Verbrechen und Vergehungen zu 
beftrafen, fo daß fie hoͤchſtens 15 Rthlr. und 2 Monat Gefaͤngniß zus 
erkennen kann. — Mit der eigentlichen Polizei flehen, großentheils ihres 
Gegenftandes wegen oder doch infofern, als die beiden Polizeiherren beren 
Vorftände oder doc, Mitglteber find, im engerer Verbindung: die ECens . 
fureommiffion®), der Geſundheitsrathee) und das Kran⸗ 
Tenbauscollegium‘d), die Fenercaffendeputation ), das 
Eollegium ber Sefängniffe‘T und die Nachtwachendeputa⸗ 
tion). Der Gefchäftskreis des Gefundheitsrathes, welcher großentheils 
aus Sachkundigen, als den beiden Phnficis u. f. w. befteht, umfaßt 
die ganze öffentliche Gefundheitspflege, die öffentliche Krankenpflege und, 
die Mebicinaipflege in der Stabt und dem Gebiete; er ertheilt nach abs 
genommener Prüfung die Erlaubnig zur drzichen\Praris Im weiteſten 
Sinme und führt die Aufficht über alle Medicinalperfonen u. ſ. w. 70). — 
Die Seuercaffendeputation verwaltet nicht nur die Generalfeuer- 
caffe, bei welcher, zufolge ber revidirten Feuercaffenorbnung von-1833 alle 
ſtaͤdtiſchen Grundſtuͤcke, fo wie .(feit 1840) die in St. Georg und auf 
dem Stadtdeiche belegenen, verfichert fein müffen, fondern Ihr iſt auch 
bie Sürforge für alle Löfhungss und Mettungsanftalten?!) übertragen. 


64) Buela. aD. ©. 212. Weſtphalen a a. D. Bb. 1, S. 448. 
65) Buek a. a D. S. 227. Weftphalen a. a. D. Bb. 1, ©. 437. 
66) Buek a. aD. ©. 256. Weftphalen a. a. D. Bd. 2, ©. 259. 
67) Buek a. aD. ©. 288. Weftphalen a. a. D. ®b. 1, &. 455. 


68) Buek a. a. D. S. 383. Weftphalen a. a. D. Bd. 1, ©. 464. 
— > Angabe. derfelben, und Nachweiſung, wo nähere Beſchreibung der⸗ 
e u finden. 

69). Buek a. a. O. ©. 436, 43,453. Weſtphalen a. a. O. Bd. 
1, S. 472 


0) Ueber bie ältere Mebieinalverfaffung f. Klefeder a. a. D. Sb. 12 


S.s fig. Iulius, Beitrag zur ätteften Gefchichte ber Hamburg. Mebieinals 


verfaffung. 

TE) rngabe derfelben bei Klefecker a. a. D. Bb. ge 585 flg., Bd. 
8, ©. 481, 8b. 9, ©. 605. Buek ca. a DEP. . SBerzeihniß ber 
darauf fich bezichenden Werorbnungen bei Weftph a. a. O. S. 458 fie. 
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Dee aͤlteſte Polizeiherr ift es, der beim ausgebrocdenen Feuer nebſt vier 
Senercofienbürgern die Direstion hat. — Die Rachtwache ift ein über 
400 Mann ſtarkes, militaͤriſch uniformirtes und armirtes Corps, welches 
zugleich als Polizeiwache dient und befien Oberſt ber aͤlteſte Polizeiherr 
if. — Die Auffiht über die Privarbauten, um fenergefährlide 
Anlagen zu verhindern und überhaupt die Beobadhtung aller baupolizei⸗ 
lichen Vorfchriften zu fihern, ift ben Kichfpielsherren??), d. b. 
ben beiden Alteflen in jedem Kicchfpiele eingepfarsten Ratheherren, über: 
geben. Die Baudeputation aber, errichtet durch Rath und 

vom 15. Sept. 1814, welhe von Buek und Weſtphalen 
mit ben Ricchfpielherren in ihrer angegebenen Qualität ale polizeiliche Beböche 
zufammıengeftellt wich, bürfte viel eher al6 eine Finanzbehoͤrde zu betrachten 
fein?®). Sie hat naͤmlich alle Öffentlichen Bauwerke (Gebäude, Straßen, Wege 
und Promenabden, Landftraßen, Brüden, Schleufen u. f. w.), mit Ausnahme 
ber Wafferbauten, zu beauffihtigen, für deren Erhaltung zu forgen und 
alle Staatsbauten durch Bauunternehmer ausführen zu laſſen und bie 
Ausführung zu beauffidkigen. Es beſteht die Demitation aus zwei Der 
ven des Mathes, bie nad) vier Jahren wechfeln, einem Kaͤmmereiverorb⸗ 
netn und 5 Bürgern für bie Stadt und drei für das Gebiet, von wel⸗ 
en beiden alle zwei Jahre einer ausfcheibet. Diefe haben emtfeheibenbe, 
ber Stadtbaumeiſter und Stabtingenieur, fo wie der Secretär, der, wenn 
auch nicht fachverfländig, doch bleibend im Amte ift, haben nur eine ber 
sathende Stimme. — Sicherheit, wie fie Juſtiz und Polizei gewähren, 
find die Vorbedingung des Gedeihens der Gerverbe. 

4) Der Handel iſt aber berfZebensquell Hamburgs; ven einer 
hohen Bedeutung iſt daher und nimmt unter den Behörden eine ber 
erſten Stellen ein bie Commerzdeputation 7%), weiche als Vorſtand 
ber Kaufmannſchaft (Eines ehrbaren Kaufmanns, des Comercium) zunaͤchſt 
das Geſammtintereſſe des Handels wahrzunehmen, und erforderlichen Falles 
mit der von ihr zu berufenden Berfammlung der Kaufmannſchaft zu ber 
zathen,.biefelbe bei dem Rathe, und mo es fonft erforderlich At, zu vertre⸗ 
ten hat, und vom Senate bei allen Handelsſachen zu Rathe gezogen 
wird u. ſ. m.75). Es beſtehbdieſe Deputation aus fieben von ber Kaufe 
mannfchaft aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern, die 6 Jahre im Amte 
bleiben und von weichen ber Vorditefte das Präfidium führt. Zur Seite 
ftehen denfelben aber noch fieben Aitabjungirte, die aus ben abgegangenen 


72) Klefeder a. a. D. Wh. 8, ©. 821, Bo. 12, ©. 422. Buek 
a. a. D. ©. 193, 224. Weſtphalen a. a. D. Bd. 1, ©. Sk. 

73) Buek a. a. D. 8.19%. Weftppalen a. a. D. 8b. 1, ©. 418 
Ueber bie ältere Behoͤrden⸗ und Bauverfaflung Klefeler a. a. O. Bd. 2, 


& 3 fig. 
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75) Ueber die. Entftehung biefes Vorſtandes der Kaufmannſchaft |. G. ©. 
Kiürchenpauer, Aie alte Wörfe, ihre Gründer und ihre Borfteher. Programm 
. ee begneuen Börfe ben 2. Dee. 1841 (Hamb. 1841, 4.), 
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Deputirten, weiche das Praͤſibium geführt haben, auf Lebenszeit gewählt 
werden, um mit ihnen alle wichtigeren Angelegenheiten, che fie an bie 
Kaufmannſchaft oder ben Math gebracht werden, zu beraten. Ein paar 
graduirte Juriſten find Protocolführer und Bibliothefare bes Commer⸗ 
ciums. Es beftehen noch für einzelne wichtigere Handelsanſtalten und 
Inſtitute befondere aͤhnlich organifirte Behörden. So ſteht die Bank 
unter Aufſicht einer befonderen Deputation?‘), aus zwei Herren des 
Rathes, zwei Oberalten, zwei Rämmereibürgern und fünf Baucobuͤrgern ⸗ 
Die letzteren haben allen die Verwaltung zu beforgen. Sie legen ſaͤhr⸗ 
lich der übrigen Deputation, zu weicher noch zwei Commerzbeputicte hin⸗ 
zugezogen werden, Rechnung ab. Der Bankdeputation iſt auch bie fpes 
cielle Derwaltung bes Muͤnzweſens uͤbertragen 7), dem eigentlich bie 
beiden juͤngſten Buͤrgermeiſter vorgeſetzt find, ohne deren Bewilligung 
keine Muͤnze dem Stempel übergeben werden darf), — Bier Mitglie⸗ 
der des Rathes, zwei Oberalten und die fämmtlichen Mitglieder bes Com⸗ 
merciums bilden zufammen die Mäklerbepusation zufolge der neu⸗ 

en Maͤklerordnung vom 15. Dec. 1824. Diefer ſteht bie Wahl und 

eeibigung der Maͤkler zu, fo wie die Entſcheidung aller auf die Maͤk⸗ 


' Verordnung gegründeten Klagen, wider welche aber noch das Rechtsmittel 


ber Supplication an den Math Fattfindet 7%), Die aus zwei Herren des 
Rathes beſtehende Deputation zur Koörnordnung 80) Hat darüber 
zu wachen, daß alles nach Damburg gebrachte Getreide buch Niemand, 
als durch beeibigte Meſſer und Träger gemeſſen und zu Boden gebracht 
werde. Hierher möchte am paffenditen auch wohl zu fielen fein bie im 
3.1814 errichtete Schifffahrts⸗ und Hafendeputation®!), weis 
her der Waflerbau auf der Elbe, die Erhaltung der Eike und Kanaͤle 
in fahrbarem Stande, die Unterhaltung der Häfen, die Erhaltung und 
Unterhaltung ber dem Staate gehörenden Schiffe, nebft ben dazu gehoͤ⸗ 
eigen Arfenalen, der Stack⸗ und Hafenwerke, bie ee zu Curhaven 
und Neuwerk, alle bafelbft bem Handel und der Schifffahrt: dienende 
Gebäude, das Lootſen⸗ und Zonnenwefen, bie Inſpection uͤber die Deiche 
des Hamburgifchen Gebietes und der Wierlande, fo wie die Ritzebuͤttler 
Quarantaͤneanſtalten, untengeosbnet find. Unter ihr ſteht der Waſſer⸗ 





76) Buek a. aD. ©. 405. Weſtphalen a. a. D. 8b. 2, &, 1221 
— Ueber bie Bankverfaffung überhaupt: Klefeder a. a. D. Bb. 1, 8,499. 
Mein Art. Banken in biefem Lexikon. ' 
A Ru ©. Buek a a. D ©. 407. Weftphalen a a O. Bb. 2, 
j 78) Weber‘ die Befchichte des Hamb. Muͤnzweſens Klefecker, Nachrichten 
zur Erlaͤuterung der vornehmften zwifchen der Krone Dänemark und der Stabt 
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Geſetze Bb. 12, ©. 207. Langermann, Hamburgifchen Muͤnz⸗ und Me- 
baillenvergnügen. 1747. 4. Grautoff, bifl. Schriften (Lübel 1836), Bd. 9. 
7) Buek a. a. O. 8.409 Weſtphalen a. aD. Bi 2, ©. 112, 
Bgl. Kiefeder a. a, D. Bo. 6,©. 248, BAR 1. 
80) Buek a. a. O. & 391. Weltphalen a0. D. Bd. 2, ©.137. 
Bol. Klefeder Q a. O. Br. 2, ©. 107. , 
81) Buek a. a D. S. 197. Weſtphalen a. a. D. 8b. 1, ©. 422, 
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fchout, dee Dispacheur, welche von ihr angeftellt werben, fo wie bie Nas 
vigationsſchule. Ein großer Theil ihres umfaffenden Geſchaͤftskreiſes, bei 
dem aber die Erhaltung der für den Handel mittelbar wichtigen Anftalten 
doch das Vorzüglichfte tft, hat die Deputation von dem ehemaligen und 
nad) Beendigung der Fremdherrſchaft nicht wieberhergeftellten Admitatis 
tätscollegium®®), fo mie von der ehenraligen Gonvoldeputation, Elbdeputa⸗ 
“tion, Staddeputation®?), überfommen. Es befteht die Deputation aus 
einem Syndicus, drei Rathsherren, dem jebesmaligen Amtmann zu Ritze⸗ 
buͤttel, zwei Oberalten, drei Kämmereiverocbneten und drei Commerz⸗ 
beputisten. — Während der Handel in Hamburg fihon im 17. Jahr⸗ 
hunderte die Bunftfefieln fprengte ®%), Monopolien in dem Grunds 
gefege als verfaſſungswidrig erfiärt wurden, das Princip der Freiheit ſich 
hier uͤberhaupt im vollſten Maße geltend macht, hat ſich dagegen die 
Zunftverfaſſung der Handwerke ziemlich in alter Weiſe erhalten. Jedes 
Amt und jede Bruͤderſchaft ſteht aber ſowohl in adminiſtrativer als po⸗ 
lüzeilicher Beziehung, als ruͤckſichtlich vorkommender Amtsſtreitigkeiten 
unter einem Amtspatrone, von deſſen Entſcheidung, wie zuvor bes 
merkt, an das Amtögericht appellirt werden kann. Fruͤher konnte jedes 
Amt ſich feinen Patron unter den Herren des Mathes wählen; zufolge 
des Aemterreglementes von 1712 wurden alle unter die damaligen Mathe 
mitglieder werlooft, und jeder neue Rathsherr übernimmt die Patronate 
desjenigen, an deſſen Stelle er gewählt worden 85). — Während bie Bes 
auffichtigung des Brauweſens 8%), welches früher ein Gegenftand umfangs- 
reicher Gefeßgebung war, den Zweck hatte, den Ruf des Hamburgifchen 
Bieres zur Förderung der Ausfuhr zu erhalten, waltete bei der Anord⸗ 
nung der Deputation für die Brotordnung 7), fo wie auch der Einfesung 
ber Mühlenherren 8%), doch mehr ein polizetlicher Gefichtspunft, indem 
das Intereſſe der. Confumenten dabei vorzugsmeife in Betracht Fam. 

5) Wie fehr auch in einem Meinen Freiſtaate, deſſen Bedeutung ° 
und felbft pokitifche Exiſtenz durch feine Handelsbedeutſamkeit bebingt wird, 
bie Geldintereffen vorherrfchen müffen, fo hat die Sroßartigkeit des Ham⸗ 
burgifhen Handels niemals einen Heinlichen Krämergeift zur Herrſchaft 
&ommen lafim. Es fehlt daher auch nicht an mannigfadhen Untere 
vihtss und Bildungsanftalten, und eine‘ Bereitwilligkeit, biefe 
mit den erforderlichen Geldmitteln auszuftatten, hat ſich weniger vermiffen 


82) S. über baffelbe Klefeder a. a. D. 8b. 1, ©, 8 fig. 

83) Won denfelben Klefeder a. a. D. Bd. 1, ©. 13 fig., 19 fig. 

84) Ueber die ehemaligen Kaufmannsverbindungen |. Kirchenpauer, in 
dem angef. Programm ©. 9 fig, 

ua lege a. 0.0.8. 1, 8. 149. Weftphalen a. a. D. Bd. 
1, ©. 387. . 

86) Darüber bei. Schlüter, von ben Erben in Hamburg ©. 153. 
Klefeder a a. D. 3b. 2, G. 75 fig. 
87) Klefeder a. a. O. 8.2, S. 107. Buek a. a. O. ©. 394, 
Weſtphalen a.a. O. Bd. 1, ©, 413. . 

88) Klefeder a. a. DO. Bd. 12, ©. 117. Buek a. a. D..©. 393. 
Beftphalena a. O. ©. 411. 
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laſſen, als eine einheitliche und zwekmaͤßige Beauffichtigung und Verwaltun 
des Unterrichtsweſens **9). Eine Schuiordnung mangelt. Da eine im J. 1709 
und 1710 entworfene Kirchen⸗ und Schulordnung nicht zur Ausführung 
getommen ift, und die feit 1816 über Begründung einer Schulorbnung 
geführten Verhandlungen noch zu feinem Reſultate geführt haben, fo 
gibt es eine anderen allgemein gefeglihe Normen, als die Beſtimmun⸗ 
gen der Bugenhagen’fchen und Aepiniſchen Kirchen und Schuls 
ordnung. Die in jedem Kicchfpiele beftehenden Schulen ſtehen unter 
Aufficht des Hauptpredigers. Es iſt diefeg nicht nur in Bezug auf bie 
öffentlich nieberen Schulen, die Armens und Freiſchulen, denen von 
ihren Stiftern meift eine befondere Abminiftration geſetzt ift, fondern auch 
die zahlreichen Privatfchulen, zu deren Errichtung es einer Autorifation 
befjelben bedarf, der Hall. Die meiften der höheren Schul⸗ und Unter 
eihtsanftalten: das Johanneum, das (acabemifche) Gymnafium, eine 
Zwiſchenanſtalt zwiſchen Schule und Univerfität, zugleich auch zur Vers 
breitung wiſſenſchaftlicher Kennmiffe überhaupt beſtimmt, die Bibliothek, 
fo wie die Sternwarte flehen unter Oberaufficht des Scholarhatscolles 
giums; während die Navigationsfchule zum Reſſort der Schifffahrtss 
und Hafendeputation gehoͤrt, das anatomifche, chirurgifche und das phars 
maceutifche Snftitut dem Gefundheitsrathe untergeordnet find. Das 
* Scholacchatscollegium befteht aber aus vier Herren des Rathes, den fünf 
Hauptpredigern und ſaͤmmtlichen Oberalten(l). Jeder der demſelben 
untergeordneten sgiffenfchaftlichen Anftalten ift ein Ausſchuß des Scholars 
chates vorgefeßt. } J 

6) Hamburgs milde Anſtalten, welche entweder ben Zuſtand 
Verarmter erleichtern, materiell und ſittlich verbeſſern, oder der Verar⸗ 
mung vorbeugen follen, find berühmt”). Größtentheils find fie von 
Privaten gegründet, auch ihrer Belchaffenheit nach reine Privatanfkalten, 
und manche derſelben den öffentlichen nur inſofern beizuzählen, als fie 
unter sffentlicher Autorität errichtet find. Der Beſtand faft aller, fo 
weit er nicht durch Stiftungen gefichert ift, beruht auf freiwillige Bei⸗ 
feuer der Einwohner. Nur bei den vier bedeutendften wird ein bem 
Beduͤrfniſſen derfelben entfprechender jährlicher Zuſchuß aus Staatsmitteln 
geleiftet. Es find dieß: die allgemeine Armenanſtalt, das allge 
meine Krankenhaus, das Waifenhaus und das Werl» und Armenhaug, 
Eine das organifhe Zufammenwirken aller verfchiedenen Anftalten fichernbe 
Einrichtung, wie man fie wiederholt beabfichtigt bat, ift nicht zur Aus⸗ 
führung gelommen. Den weiteſten Wirkungskreis bat die allgemeine 
Armenanftalt, welche, mährend die anderen Anftalten mehr ober minder 
fpecielle ſich durchkreuzende Zwede verfolgen, überall ergänzend eingreift. 
Sie hat ihre Verfaſſung durch die am 3. Sept. 1788 beliebte, am 19. 
Mai 1791 revidirte und durch bie Additionalartikel vom 27. April 1797 


89) Klefeder a. a. D. 8b. 6, ©. 2 fl. Buek a. a. O. ©. 97. 
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modificirte Armenorbnung erhalten. Sie fteht unter der Leitung bes 
fogen. großen Armencollegiums, welches buch 7 Herren ded Ras 
thes, worunter ber Altefte Polizeihere, 21 Armenvorſteher aus der Buͤr⸗ 
gerfhaft, die jedesmaligen Gotteskaſtenverwalter ber 6 Parochialkirchen, 
die jahrverwaltenden Vorſteher des Waiſen⸗, des allgemeinen Kranken⸗ 
und des Werk⸗ und Armenhauſes gebildet wird. Den übrigen milden 
Anftalten find gefeglich oder von ihren Stiftern angeorbnete Wermgls 
tungsbehoͤrden vorgefegt. Die Armenanftalt erſtreckt ihre Wirkſamkeit 
über bie Angehörigen aller chrifllichen Confeffionen. Die nicht lutheriſchen 
Gemeinden haben indeß auch noch befondere Anftalten zu milden Zwecken, 
und innerhalb der ifraelitifchen Gemeinde, welche die Unterftügung und 
Berforgung ihrer bilfsbebürftigen Glaubensgenoſſen als einen Hauptzweck 
ihres Verbandes betrachtet, beſteht eine befondere Armenanftalt, fo wie 
manntgfache Gemeindeeintihtungen und Privatvereine zu befonderen mil 
den Zwecken. 

T) Was das Milttärwefen Samburgs betrifft, fo hat bie Stadt 
nad dem Bundesmatricularanſchlage ein Contingent von 1298 Manu 
zur zweiten Divifion des zehnten Bundesarmeecorpg zu ftellen. Die Cons 
tingente ber drei Hanſeſtaͤdte bilden, mit dem von Oldenburg vereint, 
die dritte Brigade jener Divifion, deren Organifation durch Verträge 
zwifchen Oldenburg und den Hanfeftäbten, und ben Hanſeſtaͤdten unter 
fich 94), welche Hamburgiſcher Seite durch Rath⸗ und Buͤrgerſchluß vom 
20. Febr. 1884 ratificirt worden find, feſtgeſtellt worden iſt ꝰ). Dane 
burg enthaͤlt eine Garniſon, die zugleich den Stamm des Bundescontin⸗ 


gentes bildet. Stärke und Organiſation derſelben iſt durch Rath⸗ und 


Buͤrgerſchluͤſſe vom 11. Juli, 20. Det. und 21. Nov. 1814 beſtimmt, 
hat aber vermöge der angeführten Verträge einige Modificationen erhals 
ten. Ste wird von- einem Stabsoffieiere befehligt, der zugleich Comman⸗ 
dant der Stabt if. Zur Oberaufficht und Verfügung über die Garniſon 
ift das Teit dem 20, Det. 1814 an die Stelle bes Kriegsrathecoliegiumes??) 

etretene Militärbepartement?*) beftellt, welches aus dem diteften 

ürgermeifter, ben drei aͤlteſten Rarhsherren, dem Stabtcommandanten, 
zwei Oberalten, zwei Kämmereibürgen unb vier von der erbgefeffenen 
Bürgerfchaft gewählten Milttärcommiffarien befteht. Den legteren 
altein liegt bie fpecielle Verwaltung ob. Die Garnifon wird fo weit als 
möglich ducch Werbung vollzählig erhalten, doch find, um fie auf die 
Baht des Bundescontingentes zu bringen, alle Einwohner der Stadt und 
bes Gebietes vom 19. bis 25. Jahre, nach Wehrpflichtigkeitsordnung 
vom 14. September 1814, einzutreten verpflichtet; durch das Roos wird 
aus biefen die erforderliche Zahl ausgehoben®®). Cine befondere, aus 

\ 
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Mitgliedern des Rathes und der Bürgerfchaft gebildete Interimiftifche 


Bewaffnungscommiffion) hat für Alles, was zur Vervollſtaͤn- 


digung, Ausräftung, Organifation des Bundescontingentes und der Mes 
ferven befteht, zu forgen. — An die Stelle der alten aber ganz herab⸗ 
gekommenen allgemeinen Bürgerbewaffnung tft feit dem J. 1813 das 
neuorganifirte Bürgernilitär getreten?”). Es iſt daffelbe beftimmt, den 
Garnifondienft mit der Garnifon ober auch allein zu: verfehen, wenn biefe 
ausgerüdt tft, Ordnung und Ruhe im Innern zu erhalten und bie 
Stadt und deren Gebiet nöthigenfalld gegen feinbliche Angriffe zu fchügen. 
Dienſtpflichtig find alle Einwohner der Stadt, Vorftädte und des Amtes 
Migebüttel (nach dem neueften Beſtimmungen vom 22. bis. 4b. Jahre). 
Eo beſteht jegt aus 8 Bataillons Infanterie, einem Jaͤgerbataillone, zwei 
Compagnien Artillerie und einer Escadron Cavallerie. An der Spige 


& 
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des ganzen Corps fteht ein Chef mit Rang und Fitel eines Oberflen. _ 


Die demfelben vorgefegte Behörde: die Bürgermilltärcommifs 
fion®®), befteht aus dem Alteftgg Bürgermeifter, zwei Rathöherren, dem 
Stabteommandanten, dem Chef bed Buͤrgermilitaͤrs und 6 Commiffarien, 
von denen jährlich einer abtritt. Es tft derfelben ein von ihr zu erwaͤh⸗ 
Iender Auditeur beigegeben. P= 1 

Wir erwähnen als. den Testen der Verwaltungszweige die Finan⸗ 
.zen. Das Finanzweſen ift feit dem J. 1814 völlig new georbnet wor⸗ 
den. Die Einkünfte des Staates beftchen ans Cinnahmen vom Etats: 
vermögen, den Domänen, Regalien, dem Ertrage der Steuern und Ab: 
gaben. Bon den Regalien iſt Bier befonders die Poft zu erwähnen, 


weiche erſt in neuefter Zelt zu’ einem Regale erhoben worden If. Die - 


erfte Einrichtung eftes Botenweſens, als Anfang einer Briefpoft, war 
nämlich von einigen Danbelscorgorationen ausgegangen, deren Vorſteher 
auch ehemals Vorftände ber Kaufmannfehaft waren). Nachdem jede 
andere Bedeutung jener alten Hanbelscorporationen laͤngſt erloſchen war, 
war ihnen das Poftrecht in dem Umfange, wie fie es ehemals hergebracht 
hatten, geblieben. Man ließ ſich nun nur noch In jene Corporationen aufs 
nehmen ober vielmehr als Afpiranten einfchreiben, um beteinft zur Mit⸗ 
theilnahme an jenem einträglichen Nechte zu gelangen. Daneben waren 
eine Reihe Poftämter frember Staaten entflanben, die noch fortdauern 109), 
Im 3. 1821 wurde dann aber, nachdem ein Abkommen mit den damals 
an den Einkünften Participirenden getroffen war, bie Poft für ein Regal 
erklärt. Am 21. Dec. 1832 erfolgte aber erſt die Organifation eines 
Hamburgiſchen Staatspoſtweſens 1%). — Im Ganzen iſt das Einkom⸗ 
men aus bem Staatseigenthume und ben Regallen verhaͤltnißmaͤßig uns 
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erheblich. Vor dem Brande betrug die jaͤhrlich zum Staatehaushalte erfor⸗ 
derliche Summe etwa 4% MU. Cour.⸗Mark, wovon 1% Mill. auf 
Verzinfung bee Öffentlichen Schuld kamen 102), Ein fiebenter Theil mochte 
etwa durch die genannten Einkünfte befltitten werden koͤnnen; der ganze 
weitere feit jener Kataſtrophe, befonbers durch die contrahirte Anleihe von 
32 Mil. Mark fehr geflcigerte Staatsbedarf muß durch Abgaben und 
Steuern gedeckt werben. Doc, gilt als Hauptprincip des Finanzweſens, daß 
die Steuerpflihligen nie weiter, als es ein entfchiebenes Beduͤrfniß fors 
dert, angeftrengt werden follen. — Altjährlidy wird von einer beſonders vers 
ordneten Sommiffion zur Formirung des Entwurfes zum 
allgemeinen Budget (die aus einem Syndicus, einem Rathsherrn 
und den ſaͤmmtlichen Kaͤmmereiverordneten befteht) ein allgemeines Budget 
entworfen 202), über welches eine andere Commiſſion zur Revifion 
des allgemeinen Rehnungswefens 19%) (aus zwei Herren des 
Mathes, einem Oberalten, zwei Kämmereiverorbneten und zwei anderen 
Bürgen auf LO Jahre gewählt, N) nad) vorgenommener Prüfung 
dem Rathe Bericht zu erflatten hat. Die gleichzeitig mit dieſen Anordnungen 
getroffene Einrichtung, den fo von verfchiebenen Commiſſionen, die meift 
aus Mitgliedern der Bürgerfchaft beftehen, perfaßten und geprüften Budgets 
entwurf, nebſt den jährlichen Rechnungen über Einnahme und Ausgabe 
und über die Schuldenadminiftration, noch den bürgerlichen Gollegien und 
bee erbgeſeſſenen Bürgerfchaft vorzulegen, ift bald wieder (22. Aug. 1816) 
aufgehoben worden; und es wuͤrde eine Berathung des Budgets, wie fie 
in den Kammern conflitutioneffee Monarchien ftattfindet, fich nicht mit 
der Verhandlungsweife der Hamburgifchen Bürgerfchaft vereinigen laſſen. 
Dagegen muß diefelbe bie Mittel gewähren, wenn das Staatseinlommen 
nicht hinreichen follte, den Stantsbebarf zu dedien; und es ift der Rath 
außerdem genöthigt, von Zeit zu Zeit auf Prolongation der melften be 
ftehenden Abgaben anzutragen, weil die Bürgerfchaft das Princip befolgt, 
diefelben nie definitiv, fondern immer nur auf beſtimmte Sahre zu bewil⸗ 
ligen. Bon der Anficht, daß der Stantshaushalt aber möglichft als ein 
Geheinmiß bewahrt werden müfje, iſt man erft in neuefter Zeit zurück 
gekommen, indem man zuerft im 3.1832 angefangen hat, alljaͤhrlich 
eine allgemeine Ueberficht defjelben ber Buͤrgerſchaft vorzulegen. Schon 
felt dem Jahre 1563 ift die Verwaltung der Staatscaffe aus den Hän- 
den des Rathes in bie einer Bürgerbeputation, der Achtmänner, jetzt bie 
Kämmerei genannt, übergegangm. Die Kämmerei, aus zehn erbge= 
ſeſſenen Bürgern, zwei aus jedem Kirchſpiele, beftehend, gehört zu dem 
wichtigften aller bürgerlichen Verwaltungsbehoͤrden 1200), Mitglieder ders 
felben gehören zu dem meiften der übrigen Deputationen. Die Bedeutung 
der Kaͤmmerei iſt feit Reorganifation des Finanzweſens noch beſonders 


102) Weftphalen a. a. O. Bb. 2, S. ; 

108) Buek a. a. O. &. 462. Weſtphalen a. a D. Bd. 2, ©. 7. 

104) Buell a. a. O. © 452. Weſtphalen a. a D. Bb. 2, ©. 8. 

105) Klefeder a. a. D. Bd. 2, ©. 401, Buel a. a. O. ©. 461, 
464. Weftphalen a. 0. D. Bd. 2, ©, 15. 


Bd. 2, ©. 1 fig 


Samburg. 33 


daburch erhöht werben, daß alle Öffentlichen Caffen, deren mehrere ifolirt 
von einander beflanden, mit der eigentlichen Stadt⸗ oder Kämmereicaffe - 
vereinigt worden find, ia welche nun alle Einnahmen des Staates fließen 
und aus welcher alle Zahlungen geleiftet werden. Den Verorbneten der 
Kaͤmmerel ſteht daher bie Adminiftration und Controle alles Staateeigens 
thums und aller Staatseinnahmen und Ausgaben zu. Aber es beſtehen 
neben derfelben noch andere Sinanzdeputationen, denen theild befonbere 
Geſchaͤfte des Staatshaushaltes überhaupt, theils die Aufficht über die 
Exchebung der wichtigften ftädtifhen Abgaben übertragen find. Zu den 
erſten gehören die bereits erwähnten Gommiffionen zur Formirung des 
Entrourfes eines allgemeinen Budgets und zur Mevifion bee allgemeinen 
- Rechnungswefens, auch die eine befondere Schuldenabminiftra« 
tionsbeputation!®), welche die Rechnungsführung über das gefammte 
Schuldenweſen, die Zinszahlung und fucceffive Amortifation zu befchaffen hat. 
Die Rechnumgsrevifionscommiffion hat auch die jährlichen Rechnungen ber 
Kämmerei, der Schuldenabminiftration, fo wie ber Kirchen und milden Stife ” 
tungen zu prüfen und Darüber dem Senate Bericht zu erſtatten. Specielle Fi⸗ 
nanzbehörden der anderen Art find die Steuerbeputation 107), welche 
bie Erhebung und Beitreibung dee Grund» und anderer diredten (fogen. 
Entfeftigungseintommenslurus) Steuern befchaffen läßt; die Zolls und 
Accifebeputation!®), die Stempeldeputation!0®), welchen beie 
ben letzteren auch die Zuerkennung ber gefeglichen Strafen in Contraven- 
tions s und Defraubationsfällen in erſter Inſtanz zufteht, fo dag der Rath 
in zweiter und letzter Inſtanz. entſcheidet; die Poſtdeputation, welche 
indeß, ba ihr das ganze Poſtweſen, fo weit es als Regale vom Hamburgi⸗ 
ſchen Staate ausgeuͤbt wird, untergeordnet iſt, nicht ausſchließlich als 
eine Finanzbehoͤrde, noch weniger aber als eine commercielle betrachtet 
werden kann. Die Anordnung aller dieſer in der uͤblichen Weiſe gemiſch⸗ 
ten Deputationen gehoͤrt der neueren Zeit an, wogegen des aus zwei 
bes Rathes beſtehenden JZehntamtes !10) ſchon im J. 1444 
erwaͤhnt wird. Als Finanzbehoͤrde iſt das Zehntamt inſofern zu betrach⸗ 
ten, als es ſeiner urſpruͤnglichen Beſtimmung gemaͤß fuͤr die Aufſicht 
uͤber die Erhebung des Abſchoß und der Nachſteuer, ſo weit dieſe noch 
beſtehen, und ber zuerſt 1624 und 1627 beliebten Collateral⸗ und Erbſchafts⸗ 
fleuer eingefegt iſt; es haben fidy aber daran noch eine Reihe anderer Gefchäfte 
geknuͤpft, welche dieſer Behörde noch eine befondere Stellung und Bedeutung 
geben: Befigergreifung und Regulirung der dem gemeinen Gute anheim fals 
lenden Erbſchaften; Controle über bie ſaͤmmtlichen eröffneten Erbſchaften; Sis 
cherſtellung der Rechte ohne Hinterlaſſung eines Bevollmaͤchtigten abweſender, 
fremder und unbekannter Erben; nach einer neuen Verordnung (v. 1832) 


106) Buell a. a D. S. 461, 463. . Weftpbalen a. a. D. Wb. 2, 


®, . 
107) Buet᷑ a. a. DA ©. 467. Weftpbalen a. a. D. 8.2, S. 37. 
108) Buck a. a. D. ©. 470. Weſtphalen a. a. D. Wi. 2, ©. 52. 
Ar Buek a. a. O. ©. 47. Weliphalen a. a. D. Bd. 2, ©. B1. 
110) Ziefeder a. a. O. Bo. 2, S. 425. Buel a a, O. ©. 484. 
Beſtphalen a a. D. 8b. 2, ©. 88. 
V. 3 
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koͤnnen auch Teſtamente und letztwillige Verfuͤgungen bis zu ihrer Pu⸗ 
blication bei dem Zehntamte in Verwahrung gegeben werden. 

V. Privatrecht. Die Quellen des Hamburgiſchen Privatrechtes 
ſind, außer den fremden recipirten und denen des gemeinen teutſchen 
Rechtes, die angeführten Statuten von 1603 (1605) und eine Reihe 
organifchee Geſetze über einzelne Gegenftinde, welche ſich in den angeführ: 
ten Sammlungen von Gefegen und Verordnungen finden. An einer 
Bearbeitung des Hamb. Privatrechtes, wie deren 3. B. Frankfurt meh» 
‚tere bat, fehlt es faft noch ganz. Im 17. und 18. Jahrhunderte haben 
eine Zahl von Juriſten ihre Studien und Erfahrungen in Anmerluns- 
gen zu den einzelnen Artileln des Stadtbuches niedergelegt, 
welche bald größere, bald Kleinere Sammlungen von fehr ungleichem 
MWerthe aysmahen!!). Es bilden biefe Anmerkungen den Hauptinhalt 
des Thesaurus prov. et statutarii u. f. w. (Gießen 1751. 4. 2 Bbe.). 
Mit Umſicht ausgewählte Auszüge find der neuen Ausgabe der Hamb. 


“ Statuten beigegeben. Diefen Commentaren fchließen ſich eine große An⸗ 


zahl von einem Ähnlichen wiffenfchaftlihen Standpunkte aus bearbeitete 
Differtationen über Hamburgifches Recht, großentheils von angehen- 
ben Suriflen bearbeitet, an; fie find befonders feit ben legten Decennien 
des 17. Jahrhunderts erfchienen, wurden aber ſchon feit dem legten Drit⸗ 
tel des vorigen Jahrh. feltener 12). — Das Hamburgifche Privatrecht, 
erläutert von C. H. Anderfon (Hamb. 1782—1792, 5 Thle.), gibt 
außer dem verbienftlichen Abdrude der älteren Statuten und einiger Ges 
richtsordnungen nur eine fehr weitfchtweifige, wenig brauchbare und vor 
zugsmeife dem Prozeffe angehötende Erläuterung ber erſten 18 Titel 
des erften Theiles ber Statuten von 1603. Sin biefer literarifchen Ar⸗ 
muth muß der Gommentar von 3. 8. Gries, befonders in der Weife, 
wwie Ihn N. A. Weſtphalen aus dem handfchriftlichen Nachlaſſe her⸗ 
ausgegeben hat (Hamb. 1837, 2 Bde), als eine fehr fchägenswertbe 
Gabe betrachtet werden. Die audy auf das Hamburgifche Recht -befonbers 
eingehenden trefflichen Abhandlungen von bem für bie Wiffenfchaft allzus 
früh verftorbenen Gropp in Heife und Cropp, jurift. Abhandlungen 


- mit Entfheidungen des Oberappellationsgerichtes der vier freien Städte 


(Damb. 1827, 2 Bde. 8.), find allgemein bekannt. Auch nur ein Uebers 
blid des Damburgifchen Privatrechtes kann hier nicht gegeben werben; 
nur auf einzelne Eigenthümlichkeiten foll die Aufmerkſamkeit bingeleitet 
werden. In Beziehung auf das Perfonenrecht bemerken wir Folgendes: 
Die Volljaͤhrigkeit tritt in Hamburg für Männer mit vollendetem 22., 


111) Ueber diefe Commentare zum Hamb. Stadtrehte f. Richey, hist. . 
Stat. Hamb. c. V. p. 91. und bef. die Einleitung zur neuen Ausgabe der 
Statuten S. XXI fig. 

112) ©. Bibliotheca iuris Statutarii Hamburgensis s. Dann. Hambur- 

ensium graduatorum aliorumque quae ad ius statutarium et processum 
x burgensem facile possunt referri ab a. 1582 uaque ad nostra tempora habi- 

tarım editaa C.J. F.L. (Carol. Johs Fogel. Lit.) 1719. fol. — Antiqua et 

nova bibliotheca disput. Dnn. Hamburg. literatorum iuridica etc. etc. per 
0. J. Fogel. Hamb. 1730. 4. Primum supplementum. 1737. 4. 
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für- Weiber ſchon mit dem 18. Jahre ein. — Bon Bürgerrecht und nament⸗ 
"Sich der Einthelung in Groß⸗ und Kleinbürgerrecht, die nur eine private 
rechtliche Bedeutung hat, ift oben die Dede gemefen. Die Juden find 
nach Derflellung der Verfoffung im 3. 1814 — wiewohl der Senat auf 
eine Verbeſſerung Ihrer bürgerlihen Stellung antrug — in ihr früheres 
Verhaͤltniß zurüdgefegt worden. Norm für baffelbe ift alfo nody das 
Judenreglement vom 10. Dct. 1712113), welches eine Anlage des 37. 
Urt. des Hauptreceſſes ausmacht. Die Praris hat Hier aber manches 
gemildert, und durch neuere Gefege find bie Mitglieber der Gemeinde 
befähigt, gegen Erlegung bee Großbürgerrechtsgebühren ein Sotium in 
der Bank zu erwerbent!*), zu Maͤklern erwählt, Motarien zu werben; 
und neuerlichft Grundeigenthum in allen Theilen der Stadt zu erwerben. 
Die Juden find den im Staate geltenden Gefegen unterworfen und haben 
vor den Gerichten’ defielben Net zu nehmen; nur in Matrimonials; 
Teſtaments⸗ und Erbſchaftsſachen ift ihnen geftattet, nad) mofaifchen 
Geſetzen zu- verfahren. Sie bilden ziel Gemeinden, bie portugiefifche, die 
ältere und früher bevorrechtete, jegt aber fehr zufammengefchmolzen und . 
verarmt, und die hochteutfche. Der neue Tempelverein, geftiftet am 16; 
Det. 1818, if, als Verein zum Zwecke der Erbauung, vom Mathe an⸗ 
erkannt, es darf dadurch aber Peine. Trennunggund Veränderung in allen 
anderen Gemeindeangelegenheiten hecheigeführeäberben 115), Die Direction 
fdämmtlicher die Juden betreffenden Angelegenheiten gehört zur Competenz 
des Webdehrern. — Von ben juriftifchen Perfonen dürfte der Aemter 
und Brüderfchaften ber Handwerker zu erwähnen fein, deten rechtliche 
Verhältniffe durch das von einer auferorbentlichen Raths⸗ und Bürger 
deputation entworfene, unter Vorbehalt einer nad) Ablauf von 5 Sahren 
vorsunehmenben Reviſion genehmigte, zuaft am 15. Sehr. 1835, und 
m revidirter Geſtalt am 26. Juni 1840 publicirte Generalämterreglement, 
fo wie duch, die dem Amte ertheilten Specialtollen, georbnet worden 
fin 1%), — Gm Sahenredhte bietet zunaͤchſt das Hamburgiſche 
Recht die Eigmthümlichkeit, daß gewiſſe Rechte als örperliche und unbe⸗ 
wegliche Sachen betrachtet werden. Es find diefes namentlich die Real⸗ 
gewerbe im engeren Sinne und zwaggbie Barbier⸗, Goldſchmied⸗ und 
Schlachtergerechtigkeiten, weldje nicht an gewiſſe Grundftüde gebunden 
fd, wie es mit anderen Gewerben, 3. B. der Bäderei der Fall ift, 
aber als felbfiftändige Mechte nur oͤffentlich wie Srundftüde verdußert 
auch wie diefe mit Hypotheken befchwert werden koͤnnen HN), — 

Die tentichrechtliche Befchränkung der Vindication von Mobilien hat ſich 
ber mit ber in ben neuen Statuten binzugefommenen Mo⸗ 


113) Klefeder, Gefege und Verfaſſungen 8.2, ©. 885, 
114) Weſtphalen a. a. O. 8b. 1, ©. 353, 
a 115) Ueber die innere Gemeindeverf. f. Weftphalen a. a. D. ©. 355— 


116) Berhältnigmäßig ausführlich über das Geſchichtliche und die jetige 
Jemterverfafſſung: Weſtphalen a. a. DO. Bd, 1, &. 363-411. 


117) 9. Müller, Zractat von den Erben, Einleitung ©. 15. Wet: 
phalen a. a. D. Br. 1, ©. 379, wo indeß nur ein paar u 
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dification, daß fle nur bem zu Statten kommt, ber die Sache mit gutem 

Titel an fich gebracht hat. Iſt die Sache aber fiber die See nach Dame 
burg gefommen, fo kann fie, auch wenn fie; geflohlen worden, nicht vin⸗ 
dicirt werden, wenn der Beſitzer beweiſen kann, daß er fie veblich an ſich 
gebracht hat; und bei einer Sache, die ſchon ſeit Jahr und Tag einge⸗ 
führt worden, iſt er auch von dieſem Beweiſe frei. Weber dieſen Gegenſtanb 
vgl. die umfangreiche Diffestation von. Vinc. Rumpff, de rei vin- 
dicatione iure Rom. atque Hamburgensi, Goett. 1764, .4., und 
Gries, Commentar Bd. 1, &. 200-217, 349. — Für die Er⸗ 
werbung eines ftäbtifchen Geundſtuͤckes (Erbe) gilt die Hegel, daß fie um: 
mittelbar. nur durch Zuſchreibung in dem Stadterbebuche bewirkt wird, 
und diefes ift bie einzige Art, wie ein ſolches Eigenthum ermorben 
werden kann. Die Zufchreibung befteht aber in einer vor dem Protond⸗ 
tarius abgegebenen und protocollisten beiberfeitigen Erklärung, das Eigen⸗ 
thum Äbertragen und annehmen zu wollen. Es muß biefer Zuſchreibung 
aber. noch wine fogen. Verlaſfung (Auflaffung, Inveſtitur), die aber jest 
faſt zw.einer leeren Form herabgefunden iſt, vorhergehen. Ein zur Zeit 
bee Berlaffung Aptwefender Tann aber, wenn ihm durch bie Zufchreibung 
eine Rechtsveriegimg zugefügt worben ift, binnen Jahr und Tag, nache 
bem er davon Wiffenfhafggerlangt hat, fein echt geltend machen. Eben 
fo verhält es fich mit der Krwerbung äffentlicher Hypotheken an Grunbd⸗ 
ſtuͤcken. ‚Die Eintragung gefchieht hierbei aber in die Stabteentebüches 
(iiber reditunin), welche von den Stadterbebuͤchern fiber kereditatum) 
verſchieden find. , Diefe in Beziehung auf die. Erwerbung von Grund⸗ 
eigenthum and Hypotheken geltenden Grundfäge find einer der am meiſten 
behandelten Gegenſtaͤnde des Hamburgifchen Rechtes. Es. gehören hiers 
her: M. Schluͤters, hiſtoriſch⸗ und rechtsbegründeter Tractat von denen 
Erben in Hamburg. Hamburg 1698. 4.19, Hier Müller, Um 
terfudhungstractat der Umftände, welche vor, bei umb nach dem oͤffend 
lichen Verbaufe der unbeweglichen Gäter in Hamburg uͤblich find. Hamb. 
1747. 4. ©. D. Anderfon, Hamb. Privatrecht Bb. 2, ©. 265. 
Deffelben Anleitung für diejenigen, welche fich oder Anderen Grunbftäde 
oder darin verficherte Gelder wolle zufchreiben laſſen. Hamb. 1810. 8. 
3. 8. Gries, die Hamburgiſchen Stadt⸗, Erbe⸗ und Mentebücher Ihrer 
rechtlichen Bedeutſamkeit nach betrachtet. Hamb. 1831. 8., abgedruckt 
im Commentae Bd. 1, &. 241—288. Auch Cropp, von ber Gil⸗ 
tigkeit und der Kraft. fillfehrwelgender und Privathypothefen von Immo⸗ 
bitten nah Hamb. Mechtes in den Abhandlungen Bd. 1, &. 367 fig. 
Eine Reform des Hypothekenweſens iſt im neuerer Zeit beabfichtigt, darauf 
beziehen fih H. Kellinghufen, über die Abfchaffung und Beibehaltung 
der Öffentlichen DVerlaffungen bei dem Hamb. Hypothekenweſen. K. Reck, 
Reform des Hamb. Hppothefenwefens; in der hanndv. Zeitung v. 1834 
Mr. 271—83.— Aus dem Familienrechte beben wir zunaͤchſt hervor, 
daß Frauen, die das 18. Jahr erreicht haben, zwar nicht mehr, wie es 





118) Ein großer Theil des Buches (&. 101-592) befchäftigt fich mit ber 
Bierbrauerei in Hamburg, ein — ber Topographie (S. 598 - 669). 
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noch nach den neueren Statuten der. Bat iſt, den Minderjährige gleich, 
unter einer beftändigen Bormundfchaft flehen, wohl aber nad, Rath⸗ und 
Bürgerfhluß vom 4. Sept. 1732 eines felbftzumählenden (von einem 
bee Buͤrgermeiſter beſtaͤtigten) Curators bebürfen, deſſen Beiſtand zu 
alien Rechtshandlungen erforderlich iſt 2210),. Handelsfrauen find hiervon 
ausgenommen. Das Vormundſchaftsweſen tft im übrigen durch eine 
ame Vormundſchaftsordnung vom 13. Sult 1831, welche am 15. Januar 
4838 noch einige Bufäge echielt, neu geordnet worden 12%). Ein viel 
befprochener Gegenſtand find aber befonders bie Guͤterrechte zwiſchen Ehes 
gatten. Die weſentlichſten Grunbfäße find: Die Frau haftet für bie 
Schulden des Mannes mit ihrem Brautfchage, fo wie mit allen während 
ſtehender Ehe ihr angeerbten Gütern; nad den Statuten (II, 58) zwar . 
nur für bie in flehender Ehe gemachten, nach ber neuen Fallitenordnung 
(Art. 80) aber für alle, jedoch mit der Beſchraͤnkung, daß die Frau 
ihren Brautſchatz und ihre Illata vindiciren kann, wenn bee Mann var 
Ablauf der erſten fünf Sabre der Ehe fallit wird und bereits vor-Ein- 
gehung dev Ehe verfchuldet geweien. Der Frau, unter der Vormundſchaft 
Ihres Mannes stehend, ift jede Vermoͤgensverwaltung entzogens fie kann 
ohne ihres Mannes Wiſſen und Vollbort, außerhalb Leinewand und Flache, 
zu des Haufes Nothdurft gehörig, durchaus nichts beftänbiglich contra⸗ 
biren (Statut. I, 8, 1. IU, 6, 9.). Dem Mamne aber fleht die Die: 
poſttion in dem Maße zu, daß er ſowohl unbewegliches als bewegliches 
But bee Stau, ohne deren Zuflimmung zu bebürfen, verpfänden und 
veräußern Tann -(Ötatet. II, 5, 10. II, 8, 3.). Nur dem Falliten 
(Zallitnordnung-tit. 28) find diefe Rechte entzogen. Allee, was in be 
Ehe mit dem Gute der Frau erworben wird, gehört dem Manne!2}). 
Daß aber der Mann nit etwa als Eigenthuͤmer bes DBermögens ber 
Frau angefehen werben kann, geht aus der Beſtimmung (Statut. II, 
6, 9.) hervor, daß wenn fie ihrem Manne etwas. auflaffen oder geben 
will, ihr dazu ein anderer Vormund beſtellt werben ſoll 122). SIE. die 
&he unbeerbt, fo gibt nach Ablauf eines Jahres der Mann nad) Abzug 
der Schulden 4, bie Überlebende Frau aber 34 bed Geſammtvermoͤgens 
den Blutsverwandten bes DVerflorbenen (Stat. II, 3, 8—10.); find 
aber Kinder vorhanden, fo bleiben Mutter ſowohl als Vater, fo lange 
fie fich nicht wieder verheurathen ober ſchlecht Haus halten, im alleinigen 
Belize alles Gutes, und find nur fhuldig, den Kindern Alimente und 
ein billiges Heurathsgut ober Ausiteuer zu geben (Stat, II, 3, 3 und 





119) ©, Weſgiehicrretel nad) Hand. Kräte in Gries, Commentar Bh. 


i 120) Hubtwalter, kurzer unterriht über bie Hamb. Vormundſchafts⸗ 
orbnung. 1831. 8. S. Haſche, Commentar zur Fallitenordnung Bd. 2, ©. 


73 fig. | 
121) Diefes fpricht Teiln einzelnes Geſez aus, aber es folgt aus anderen 
Beflimmungen. ©. bei. Gries, Kommentar Bb. 2, ©. 65. 

122) ueber bie gefegl. Guͤterrechte der Shegatten während flchender Ehe: 
Beltpbalen in Gries, Comment. Bb. 2, ©. 60-68, ‘ 
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5.) 1309). Verehelicht ſich bie Mutter wieber und iſt nur ein Kind vor 
handen, fo erhält fie 1%, find der Kinder mehrere aber nur des Gutes 
(Stat. II, 3, 6.). WVerheurathet ſich der Water wieder, fo hat er aber 
die Wahl, ob er in der vorbefchriebenen Weiſe mit den Kindern abtheis 
len, ober ihnen das mütterliche Vermoͤgen herausgeben will, in welchem 
Falle fie dann mit den Kindern zweiter Che bei ber Erbſchaft feines 
Vermögens coneurricenz in einem ober bem anderen Falle bleibt aber ber 
Vater Vormund feiner Kinder, fo lange fie eines folchen bebürfen, und 
behält den Nießbrauch des Gutes, muß ihnen baffelbe aber in liegenden 
Gründen ober mit Bürgen verfihern (Stat. II, 3, 4) Vater und 
Mutter erhalten aber gewiſſe Sachen bei der Theilung als Voraus 12), 
— Mährend nun gemeinhin angenommen wird, daß in’ Hamburg vers _ 
möge, der mitgetheilten Beſtimmungen ober doch durch Herkommen allger 
meine. Gütergemeinfchaft unter Ehegatten gelte und eine noch fortgefeßte 
Gütergemeinfchaft flattfinde 1220), ift dann aber in der neueren Zeit das 
eine oder das andere wiederholt befteitten worden !20). — 8 fragt fich, 
mas man unter Gütergemeinfchaft verſtehen will, denn daß die Che 
gatten nicht als juriftifche Perfon angefehen wurden, daß Leine ibeellen 
Theile des Vermoͤgens in der Ehe angenommen wurden, und noch mer 
niger, daß der Mann alleiniger Eigenthuͤmer war 17), wird man wohl 
zugeben müffen. Webrigens kommen bie gefeglihen Beftimmungen über 
die Güterverhältmifie nach getrennter, beerbter ſowohl als unbeerbter Ehe, 
erſt zur Anwendung, wenn nicht etwa in einem Ehevertenge (Ehepacten) 
etwas anderes’ beftimmt worden ift (Stat. Il, 11, 11). Den Mittels 
punkt der Eigenthämtlichkeiten des Hamburgifchen Exbrechtes macht auch 
nod) in Kan jegigen Geſtalt das Kortbeftehen eines Erbgutsſyſtemes aus. 
Unter Erbgütern verfteht man aber Alles — nicht etwa blos unbemwegliches, 
fondern auch. bewegliches Gut — mas jemand von feinen Eltern oder 


Blutsverwandten ererbt hat, oder womit er von denfelben ausgefteuert 


ober berathen worden ift (Stat. IT, +, 7 und 8.). Die Veraͤußerung 
ber Erbgüter in specie ift unbefchränft, denn es kommt jest nur noch 
auf bie Quantität, den Werth an, und es gilt’ daher die Regel, daß das 
Erbgut noch als vorhanden zu betrachten ift, wenn das Wohlgewonnene 
weniger betragen würde, falls das Erbgut noch dba wäre 128), Erbgut 
nun kann man feinen Inteflaterben (auch wenn biefe aus einer anderen 





123) Gries, Gommentar Bb. 2, ©. 285-3015 auch Weftphalen 
baf. ©. 68 fig. 
124) Gries, Sommentar Wb. 2, ©. 243284. 

125) Klefeder a. a. D. Bb. 4, ©. 89 u. 457 fig., wo auch mehrere 
Differtationen angeführt find. Buſch, Zuſaͤtze zu feiner Darftellung der Band» 
Tung IH. 171. Haſche, Commentar zur Fallitenordn. Bd. 2, %. 250 fig. 
— Mittermaier, Privatrecht (db. Aufl.) ©. 885. — 

126) &. fhon bei Haſche a. a. D. Cropp in Heife und Cropp, 
Abhandlungen Bb. 2, N. 16, und Gries, Commentar Bd. 2, ©. 36 fi. 

127) Darauf will die Gütergemeinfchaft jet zurüdführen £. Dunker, 
das Geſammteigenthum an 1842), ©. 218 fig. Ba 

128) Gries, Commentar Bd. 2, &. 148, ' 


' 
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Familie, als. aus welcher dad Erbgut herrührt, find, 3. B. bei Einderlofer 
Ehe) nicht entziehen, und nut über wohlggwonnenes Gut kann man 
teftiren. Erbe ift aber auch nad) noch geltendem Hamburgifchen Rechte 
derjenige, welcher das erhält, was aus der Verlaffenfchaft nach Zahlung 
der. Schulden übrig bleibt. Bei biefen. Andeutungen müffen - wir es 
bier bewenden Laffen!2), | 

Die vorzüglichflen Hamburg eigenthlimlichen dem Handelsrechte 
angehörigen Gefege find, außer den bereit bei einer angeführten Mäkler- 
ordnung vom 9. Dec. 1824 und ber neuen Sallitenordnung vom 31. 
Aug. 1753 erwähnten 13%): Die Wechfelorbnung v. 12. März 1711192), 
wodurch der 7. Zitel des 2. Buches der Statuten außer Kraft gefest ift. 
Die das Seerecht umfafienden Zitel 13 — 19 bed zweiten Buches des 
Stadtrechte,’ welche außer durch einige fpecielle Verordnungen befonders 
durch der Stadt Hamburg Afferuranz: und Havarieordnung vom 10, 
Sept. 1731122) theils antiquirt, theils mobificirt worden find. Der 
neueren Zeit gehört nur an die Verordnung wegen der bei Errichtung, 
Veränderung und Aufhebung von .Handelsfocietäten, Handlungsfirmen 
u. f. m. bei dem SHandeldgerichte zu machenden Anzeige vom 15. Oct. 
1835172), Das Bedürfniß einee neuen Handelsgefeggebung ift fchon lange 
empfunden und hat ſich namentlich in Beziehung auf das MWechfelrecht 
im vorigen Sahrhunderte geltend gemacht. 1792 bereitd find erfchienene 
Materialien zu einem volftänbigen und ſyſtematiſchen Wechfelrechte mit 
befonderer Beziehung auf Hamburg und im 3. 1829 ift wiederum ein 
Entwurf einer Hamburgifchen Wechfelordnung (44 S., 4.), jedoch ohne 
irgend eine Publicität zu erhalten, als Manufeript gebrudt worden. 
Reiche Vorarbeiten zu einer bereinftigen Hanhelsgefeggebung find nunmehr 
auch in den Erkenntniffen des Handelsgerichtes und Dberappellationgge- 
richtes enthalten. — Die Hamburgifchen Juriſten haben ſich vorzugsmeife mit 
dem Handelsrechte befchäftigt 5 unter den größeren Werken, welche beſonders 
auch das in Hamburg geltende Handelsrecht berüichfichtigen, find zu nennen: 
M. Poͤhl s, Darftellung des gemeinen teutfchen und des Hamburgifchen 
Handelsrechtes, 4 Bde. Hamb. 1825—1832. F. Langenbed, An: 
merkungen zum Hamb. Schiffs und Seerechte, 2, Aufl. Hamb. 1740. 
4. W. Beneke, Spuftem des Aſſecuranz⸗ und Bodmereimefens (Hamb. 
1805 fls.),” 5 Bde. Archiv für das Handelsrecht, herausgegeben von 
einigen, Hamb. Rechtögelehrten Gamb. 1819), 2 Bde. 8. Rechtsfaͤlle 


129) Ein Abriß bes Erbrechtes nach den aͤlteren Stadtbuͤchern von 1270, 
1276 und 1497 findet ſich in Gries, Comment. Bd. 2, ©. 111 flg. 
“ 130) Nebft den Additionalartikeln und. fpäteren Ergänzungen neu gedruckt. 


mb. 1823. 

6 131) Diefelbe bei Kiefeder, Sammlung Hamburg. Gefehe Th. 6, ©. 
378—390, und bie ergänzenden Verordnungen dafelbft S. 293—394 und Th. 
8, S. 686-691 Hamb. Verordnungen. Bol. Poͤhls, Handelsrecht Bd: 2, 
©. 21. Weftphalen, Hamburgs Verfaffung Bd. 2, S. 100. 

132) Bei Klefeder a. a. D. Bd. 1, ©. 28. 

133) Pohls a. a. D. Bd. 8, S. 36, Bd. 4, ©. 18. Weftphalen 
a. 0. O. &. 101. z 
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ans dem Geblete des Handelsrechtes mit Entſcheldungen bes Hamb. Han⸗ 
delsgerichtes (Hamb. 1887), 2 Thle., 8., und endlich mehrere treffliche 
—— in der von Heiſe und Eropp herausgegebenen Samm⸗ 
lung. 

WVon dar Drganifatlon ber Gerichte war oben bie Medes das ges» 
sihtlihe Verfahren in Civilſachen iſt Im mefentlichen bas ges 
meinrechtliche 13%), bietet indeß gar manche, faft bei jeden der Hamburs 
gifchen Gerichte eigenthuͤmlich geftaltete Modificationen bar. Schon in 
ben Ordnungen des Nedderſten Gerichtes zeigt ſich das Streben, das 
herkoͤmmliche „altteutfche Verfahren den gemelnen beſchriebenen Rechten 
gemäß zw modificiren. Der fcheiftliche Prozeß, der anfangs nur unb 


zwar zunächft vor dem Senate neben dem muͤndlichen zugejaffen wurde, 


gewann immer mehr die Oberhand. Er iſt jest In den meiſten Gerich⸗ 


ten (dem Nieder⸗, Ober» Oberappellationsgericht) herrſchend, doch in 


einer Weiſe, daß man noch die ehemalige Mündlichkeit an den Kormulars 
seften erkennen kann. Das großentheils mündliche öffentliche Praͤturver⸗ 
fahren verbiente von einer geſchickten Feder plaſtiſch und dramatiſch als 
Guriofum bargeftelle zu werden. In wuͤrdiger Welfe wird öffentliche 
mündlich beim Handelsgerichte verhandelt. Die topifchen Quellen find 
der größtentheils hiecher gehörige erfte Theil bes Stadtrechtes von 1603; 
bie revidirten Gerichtsordnungen von 1622, 1632 und von 1645135), 
Das meitausführliche Project einer revidirten Gerichtsordnung erhielt nie 
gefegliche Kraft 13%). Es kamen aber zu ben obigen noch hinzu: Ders 
ordnungen über das auf den Dielen zu beobachtende Verfahren von 
1724, 1754, 17847), fo wie bie Verordnung zur Abkürzung dee 
Prozeſſe vom 21. Mai 18025 und aus ber neueren Zelt bie bereits 
angeführten Verordnungen wegen Reorganifation der Gerichte vom 24. 
Dec. 1815, die Handelögerichtsordnung vom 15. Dec. 1815, die (pro« 
viforifche) Appellationsgerichtsorbnung und die Appellabilitätsorbnung vom 
15. Febr. 1821 und (die definitive) vom 10. Aug. 1831). Wiſſen⸗ 
ſchaftlich ift im neuerer Beit ber Civilprözeß mie befonderer Ruͤck⸗ 
fiht auf Hamburg nicht behandelt worden; außer elner;Bahl Differtas 
tionen, welche fi) dem erften Theile des Stadtrechtes anfchließen 129), 
einigen diteren und größtentheilß veralteten Schriften, eriflirt nur An⸗ 
derfon’s meitfchweifigee Commentar zu dem erſten Titel der Statuten 
und was Klefeder in feiner Weiſe gegeben hat 120). Den Zuftand 
ber Damburgifchen Eriminalgefeggebung hat Hudtwalker in 


— 


134) W len, b Verfaſſung Sb. 1, &. 225 flg. 
„9 Diefe Tabgebruct in en Bas. Privatrecht SE. 8, S. 


136) Ebendaſ. S. 57—257. 

137) Klefecker a. a. D. Bb. 2, &. 1033, Wh. 4, &. 1949. 

188) S. Weftphalen a. a. D. ©. 273. 

139) Diefelbe genannt bei Anderfon, Hamb. Privatreht B. 1,2, ©. 


140) Sammlung Hamb. Geſete Bd. 8, &. 363 fig. 
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anem eigenen Auffage geſchitdert ian), dem tl hler and) Im toefentfichen 


folgen. Kein Zweig der Geſetzgebung war, fagt der genamnte Merf. 


1822 — und iſt kann man noch jest fagen — felt geraumer Zeit fü 
bürftig behandelt worden, als bie Griminnigefeggehbung. Seit. Abfaffımg 
bes neuen Stadtrechtes im I. 1603 iſt nichts irgend weſentliches dafur 
gefchehen. Das 4. Buch deſſelben iſt daher die faft einzige und wenig 
mehr anwendbare Rechtsquelle. Es find die Beſtimmungen deſſelben 


theiis aus ber Carolina wörtlich, theils in mißlungener Abkürzung, oft. 


mit Schaͤrfung bee Härte berfelben, entnommen, theils find fie aus alte⸗ 
ten Stabteehten, befonbers dem von 1497, übertragen, mit einigen 
fparfamen eigenthuͤmlichen Worfchriften. Ein zufammenhängenbes Gefeh 
über den Criminalprozeß gibt es gar nicht. Das Statut: hat in Bezie⸗ 
hung auf denfelben fehr duͤrftig aus der Carolina gefchöpfts was es emts 
hätt, iſt meiſt jegt unanwenbbar, Alles beruht baher auf dem gemeinen 
Rechte und einer zum Theil abweichenden Praxis, melde fich wuben 


bemfelben gebildet hat. Der Prozeß iſt feinem Grundprincipe nach 


Inguifitorifh,, wenn gleich die Form häufig aceufaterifh if. Dem Se 
nate ſteht die Hambhabumg der Steafjufliz verfafiungsmäßig zu. Von 
ihm geht Die eigentliche Sinftruction ber Sache ans und er läßt fie — 
durch die Actuarien bei ber Polizei — bis dahin fortführen, daß nach 
feiner Anficht der Spruch erfolgen kann. Dieſer Spruch iſt entweber 
bei unerheblichen Sachen ober wenn fidy ber Angefchulbigte ber Cognltion 
bes Senates ımterwirft, Au Endurtheilſpruch in erſter und legter Inſtanz 
ober eine Verweiſung bee Sache zum fiscaliſchen Progeffe. In dieſem 
Kalle wird der Incuipat ad articulos vernommen. Der Fiscal verfaßt 
Die Anklage, und fie wird mit den übrigen Acten dem Niebergerichte, 
weiches in erſter Inſtanz zu fprechen hat, übergeben. Das articuliete 
Verhör wird, damit der Inquiſit ſich baräber erklaͤre, in öffentlicher 
Aubienz verlefen, und fo gefhieht auch nachmals mit ber Anktageacte 
und Defenfionsfheift. Der Fiſscal muß von bee niebergerichtlichen Fin⸗ 
dung allemal pro confirmanda sententia an den Senat, der nach Stim⸗ 
mienmehrheit (fo daß die kaufmaͤnniſchen Senatoren hierbei ben rechtsge⸗ 
lehrten völlig gleichftehen) in letzter Inſtanz entfcheider?*2). 

Wir haben bisher eigentlich nur die Rechtsverfafſung bee Stabit 
Hamburg geſchildert und ed findet biefed keinesweges Alles auf bie Vor⸗ 
FHädte und das Landgebiet dee Stadt Anwendung. Die Vorſtaͤdte find 
erſt in neuefter Belt mit zum Stabtverbande in ber Welfe gezogen, daß 
die Bewohner zum Stabtbürgerrechte zugelaſſen worden find und ben in 
ben Vorſtaͤdten wohnenden Stadtbürgern, wenn fie erbgefeffen find, daB 
Recht verliehen iſt, bie Buͤrgerverſammlungen zu beſuchen Das Lanb⸗ 





141) Im neuem Archive bes Griminalrechtes Bh 6, &. 403 fg. 

142) &. Ueber die wichtigſten Mängel unferer Poltzeiverfaffung md unfes 
res bisherigen Griminalverfahrens, nebft Borfchlägen zu einer v gen Re⸗ 
form. Hamburg 1835. 8. Da biefe Heine Schrift nur in wenigen en 
abgezogen worben war und nicht mehr zu Haben tft, fo haben fich bie Heraus⸗ 
geber der neuen Hamburgiſchen Blätter ein Verdienft durch Mittheilung eines 
Auszuges in R. 428, 49, vom. 3. 1842, erworben. 
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geblet ſtehe aber fortwährend in einem, Unterthanenverhaͤltniſſe gegen bie 
Stadt. Die Verwaltung ift aber ungeachtet der in neuerer Zeit in Be⸗ 
ziehung auf das Hamburg privative zuftchende Gebiet — mit Ausfhluß 
des Amtes Migebüttel, welches ein für ſich beſtehendes Mechtsganges, bem 
ein. Senator ale Amtmann je auf 6 Jahre vorgefegt ift, ausmacht — 
eingetretenen Vereinfachung, zufolge welcher es In zwei Verwaltungsbezirke 
(die Landherrſchaft der Geeftlande und der Marfchlande) eingetheilt ift, 
fo verfchieden organifirt, es beftehen fo mannigfache Gefege.und Anord⸗ 
nungen, daß eine Darftelung in wenig Zeilen nicht möglich ift und mie 
und daher mit einer Verweiſung auf Weſtphalen, forgfältige Ausein⸗ 
anderfegung Bd. 2, S. 332—412, begnügen muͤſſen; momit dann in 
biftorifcher Beziehung befonders der 11. Band von Klefecker's Samm⸗ 
lung Hamb. Befege und Berfaffungen zu verbinden iſt. Wilda 


o Sandel. Handelsbuͤcher. Handelsgeſellſchaften. Hans 
delsperſonen. — I. Handel iſt der gewerbsmaͤßige Verkehr durch 
Einkauf und‘ Verkauf von ſolchen Gegenſtaͤnden, bei denen bie factiſche 
Möglichkeit einer Concurrenz von Käufern ber Regel nach flattfindetz 
womit denn auch bie Möglichkeit einer Concurrenz von Verkäufern vers 
bunden zu fein pflegt. — Das Charakteriftifche der Thätigkeit des Dans 
deltreibenden ift alfo: dag er fi dem Publicum als ein folcher, ber aus 
ihe feinen Beruf macht, barftellt, daß er fie des Erwerbes wegen übt, 
und daß er bie Gegenftände derfeiben nicht felber, felbft nicht gewerb⸗ 
mäßig durch Verwandlung in andere, verbraucht. Gemöhnlich find diefe 
Segenftände von der Art, daß fie als Gegenftand eines Werbrauches ans 
gefehen werben und nicht folche, mit denen ſich die Idee einer dauern⸗ 
den Einrichtung verbindet. Man kann mit Vieh, mit Kabrikgeräthfchafs 
ten, mit Büchern und mit Baumaterialien Handel treiben, nicht wohl 
aber mit Viehheerben, Fabriken, Bibliotheken oder Gebäuden. — Die 
Gegenftände des Handels heiten: Waare, oder Hanbelsartikel. — 
Der Verkehr des Handeltzeibenden befteht im Umfage der Waare, d. h. 
Anſchaffung und Veräußerung derſelben mit gegenfeitiger Nüdficht aufe 
einander. Der Zweck biefes Umfages, durch denfelben mit Benugung 
ber Umſtaͤnde und dee aus bdenfelhen vefulticenden Folgen für den Vers 
kehr, der Conjunctur, zu gewinnen, ift bie Handelsfpeculation. 
— Die Gonjunctur Außert fi) durch Nachfrage und Angebot, beren Zus 
fammentreffen den Markt bildet. Jene ift dem Verkaufe, biefe dem 
Einkaufe guͤnſtig. Zur Vollendung der Speculation gehört ein Specus 
lations⸗ und ein Realiſationsgeſchaͤft. Fuͤr denjenigen, der auf das 
Steigen bes, Preifes ſpeculirt, iſt jenes ein Einkauf, biefed ein Verkauf. 
- Mer aber das Fallen erwartet, kann genau genommen gar nicht fpeculi= 
ven, ſondern nur duch Verkauf realifiren oder Schaden abzumenden 
fuhen; es fei' denn, daß er zu niedrigerem Preife wieder einzulaufen 
gebächte, in welchem Falle er durch Verkauf fpeculirt und durch Einkauf 
realiſirt. — In Beziehung auf die Waare überhaupt iſt ber Menſch 
entweder Conſument oder Producent. Producent, wiewohl nicht Urpro⸗ 
ducent, iſt auch der Fabrikant und der Handwerker, inſofern er eine 
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werte Species herdorbringt. — Es iſt aber nicht nothwendig beides gurdlekch; 
namentlich nicht in Anfehung beffelben Gegenſtundes. Dief führt zu 
einem Verkehre zwifchen den Conſumenten und Probucenten, woburch 
diefe jenen bie Gegenflände ihrer Beduͤrfnifſe mittheilen. So lange: fie 
biefen Verkehr unmittelbar ımtereinander betreiben, es fei nım burch das 
Geſchaͤft des Tauſches, bed Kaufes ober etwa der Schenkung, gibt es 
nach keinen Handel. Er findet. erſt flatt, wenn ein Dritten zwifchen fie 
und es zu ſeinem befonderen Geſchaͤfte macht, ben Verkehr zwifchen 

nen zu vermitteln, indem er fich dem Producenten gegenÄäber bes Wem 
kehrsgeſchaͤftes des Confumenten, unb umgekehrt, bemäphtigt. Die Hin⸗ 
dernifte, weiche Entfernung, Mangel an Bekanntfchaft, die Unmöglichkeit , 
einer fteten Bereitfchaft zu ſolchem Verkehre für denjenigen, bee keinen 
Beruf von demfelden macht, jenem unmittelbaren Verkehre entgegens 
fegen, haben ſchon in ben früheflen Zeiten der Geſchichte die Vermitte⸗ 
lung beffelben durch den Handel herbeigeführt). — Drei Stufen biefer 
Bermittelung laſſen fich als die Hauptfächlichften betrachten: 1) ein unb 
derfeibe Vermittler verkehrt in Anfehung deffelben Gegenftandes ſowohl 
mit dem Probucenten, als mit dem Conſumenten; 2) ein Vermittler 
verkehrt mit jenem, der andere mit Siefem, und beibe wieber untere 
ander; 3) ein Vermittler handelt durd) zwei andere, von denen der eine 
mit dem. Prohucenten, ber andere mit dem Genfumenten verkehrt, bie 
aber beide wiederum mit ihm verkehren. — Im erfteren Falle laͤßt ſich 
die Vermittelung des Hanbeltreibenden nur dann, wenn Prodbucentn und 
Gonfumenten befielben Danbelsartifels ſich in einer gewiſſen Raͤhe ber 
finden, ohne Reifen bes Handeltreibenden bewerkftelligen. — Dieß iſt 
denn auch bie Art, wie in bee diteren Beit, wo es an regelmäßigen 
Communicationsverbindungen zroifchen entfernteren Orten buch Poſten 
ober ähnliche Anflalten fehlte, ‚dee Handel betrieben wurde. Zur Beförs 
derung und Erleichterung dieſes Betriebes dienten zunaͤchſt die Meſſen 
und Jahrmaͤrkte, naͤmlich Verſammlungen ber Handeltreibenden zu vor⸗ 
aus beſtimmten Zeiten an gewiſſen Orten zum Zwecke des Verkehrs. — 
Im zweiten Falle dahingegen iſt, wenn Conſumenten und Producenten 
fi) an verſchiedenen von einander entfernten Orten befinden, der Han⸗ 
delsbetrieb auch ohne Neifen der Handeltreibenden möglich, fobald. ihnen 
Andere zu ihren Gefchäften mit einander, fo wie zum Xransporte ber 
Waaren, ihre Hilfe leiten. — Im dritten Falle kann einer dee Hans 
deitreibenden an einem: dritten Orte, nämlich weder an. bem des Produ⸗ 
eenten, noch an dem des Confumenten, fich befinden, wenn ihn andere 
Handeltreibende unterflüßen; in welchem Kalle ein Zwifchenhandel 
oder Tranſitohandel getrieben wird. — Diefe weitere Ausbildung 


1) Die Literatur ber Gefchichte des Handels findet fih bei: Martens, 
Grundriß bes Handelörehhtes $. 5, Rote a Mittermaier, Grundfäge bes 
gemeinen teutfchen Privatrechtes $. 25, Note 38, in der 6. Ausg. Note 47, 
$. 590, Note 1. Kraut, Grundriß zu Borlefungen über das teutfhe Privat⸗ 
er hr Ausg.» S. 441 datız e n : — — — — — 

och iſt zu nennen: v. ‚8 tliche ng bes e ena 
1830), % Bände mit Tabellen. 
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dis Handeldrerkehrs erzeugt verſchledene Handelszweige und neben 
dem eigentlichen Handel manche Hil fsgewerhe des Hanbels. — ‚As 
Hendelszweige uuterſcheidet man folgende. I: Groſe und Kleins ober 
MDetatihandel, auch Handkauf. Wer erſtrren betreibt iſt Groffift 
ode KQaufmann im, eigentlichen Sinne wer ſich mit letzterem befchäfs 
tigt dahingegen Detaitlift. — Die Geenze zwiſchen beiden laͤßt fi 
nicht nach einer beflimmten Quantität der Ware, weiche Gegenſtond 
ihrer einzelnen Gefchäfte fen kann, beſtimmen; du biefelbe Quantitaͤt 
nach Berichiebenheit dee Waare bald bei jenem, bald bei biefem vorkom. 
men kann. Particularrechtlich hängt bie Grenze dalb von der Eintragung 
in die Matrikel der einen ober ber anderen Art von Hanbeltreibenden, 
unb von pofitiven Beflimmungen?) und ben Herkommen ab, bald if 
dee Kleinhandel zänftig, '.dee Großhanbel wicht®). Als allgemeines Uns 
terſcheidttagemerkmal ztifchen Kaufmann und Detallliſten kann man: mar 
biefes aufflellen, daß letzteter wuwrnittelban mit dem Gonfumenten verkehrt 
und biefent auch in den kleinſten, bios zur Beftiebigung ſeines augen⸗ 
buckuchen Beduͤrfniſſes ausreigenden Quantitäten verkauft; beides vereint, 
ober letztes, aber bei dem Kaufmanne nicht ſtattfindet. Auch pflegt ber 
Detail, abgefehen von den nachſolgenden Abweichungen, nicht unmit⸗ 
telbar mis bem Probuenmten zu verkehren, ſondern feine Waare von bem 
Kaufmanne zu beziehen. — Arten des Detailhandels find: 1) ber Kram⸗ 
handel, welcher durch Feilbieten im offenen Laben mb gewöhnlich mit 
Waaren vorſchledener Art betrieben wird und vorzugsweiſe zünftig zu fein 
pflege %); 2) der Hauſirhandel, bei dem ber Haͤndler mit ſeiner 
Waare umberzieht und den Gonſumenten auffuht3 9) dee Höderr 
handel, vootunter man auf dem platten Lande zuwellen den Kraͤmer⸗ 
handel, in den Staͤdten aber gewoͤhnlich den Handel mit, haͤufig von 
den Prodbuctenten unmittelbar angekauften, als Nahnangsmittel dienenden 
Landesprobucten verſtehtz 4) ber Troͤdelhandel, welcher mit gebrauch⸗ 
tem. Wienfitien und derch Auflauf von denjenigen, welche ſich derſelben 
zu entledigen winfchen ober dazu genoͤthigt find, betriehen wird. — Den 
Jahrmaͤrkten iſt ber Detallhandel eigenchünich, auf Meſſen aber, wo 
man fie von den Jahrmaͤrkten unterſcheidet, wird auch Großhandel ge 
seieben. — I. Binnenhandel und auswärtigen Handel; je 
nachdem ex zwifchen Probucenten und Gonfunenten vermittelt, welche 
einen und bemfelben Lanbftrich bewohnen, ober zwifchen foldhen, bie vers 
fehiebenen Landftrichen angehören. . Jeboch kann auch der auswärtige 
Handel mit einem Handel zwifchen Kaufleuten deſſelben Landſtriches in 
Berbindung flehen, und mit biefem vereint einen Tanſitohandet bilben, 
— IH Einfuprhandel: ber auswärtige Handel in Beziehung auf 


2) 3. B. erfcheinen als Detailliſten, welche mit der Elle und (Blsinen) 
Wage verkanfen, ober im offenem Laden ober in Parteien unter 30 fl. an Werth, 
wie in Württemberg. Wgl, Mittermaier a. a. D. 5. 531, Note 4 fig. 

e 3. B. nad dem wuͤrttemb. revib. Gewerbsgeſege v· 6. Aug. 1886, 


4) 3. B. in Hamburg, wo bie Innung das Keameramt beißt. 
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dae Land des Conſumenten; Aus fuhrhaudel: der auswaͤrtige Handel 
In Beziehung auf. das: Land des Producenten. — IV. Artivhandel: 
der. auswärtige Handel in Beziehung auf dasjenige Land, welches die 
bazu erforderlichen Vermoͤgenskraͤfte zunaͤchſt, es ſei mım allen ‚ober var 
zugawelſe, bemibt;s".‚Daffiohandel Bahingegen. in. Beziehung auf das⸗ 
jenige Land, welches fie zumächft empfängt. . Jener begründet auf: feiner 
Seite Forderungen, biefer auf ber feinigen Verpflichtungen. . Der⸗Aus⸗ 
fatshandd iR regelmaͤßig Aetivhandelz der Einfuhrhandel kann es ner . 
werben, ‚wenn Einkaufspreis und Trausportkoſten ſchon vor ber wie - 
Uchen Einfuhr aufgewendet werben. — :V. Laudhandel und See⸗ 
ham detz · je nachdem der Waarentransport uͤber Land⸗ ober Binnen 
gewaͤſſer, als Seen, Fluͤſſe, Canaͤle geſchieht, ober über Ser. — VI. 
Auszuzeichnen tft noch der Buchhandel; und zwar in juridiſcher Ber 
zlehung nicht fo fehr feines Segenflandes, als der Betriebsart wegen 
wodurch barjenft e Zweig deſſelben, den man Verlagshandel nennt, 
ſich charakteriſirt. Denn einestheils iſt berfelbe mit einem Vertrage ver» 
bunden, wodurch ber Buchhändler, hier Verleger genannt, ſich dee Hilfe⸗ 
teifkung.eines Auctors ende Buches bedient, bie darin beſteht, baß diefer 
eine: Rebe an das Puͤblicum richtet, und dem Verleger in einem - Manu⸗ 
feripte das Mittel Liefert, diefe Rebe durch den Drud und in einem 
Buche verkörpert. dem. Publicum fell zu bieten®), wogegen ber Verleger 
ſich dem Auctor zu dieſer Feilbiemung verpflichtet. Anderentheils gehört 
zu bdemſelben auch die Probuction oder Fabrikatlon des Buches, weiche 
rechtlich als eine Thaͤtigkeit des Vorlegers ſelber erſcheint, mern: er ſich 
auch dazu des Hilfeleiſtung des Druckers: bedient. — Demmach if ⸗ 
Handel kein reiner Handelz erſt der Sortimentshandel iſt ea, der 
fich mit den Erzeugniſſen fremden Verlages beſchaͤftigt. Auch laͤßt ſich 
beim Buchhandel Fein Groß⸗ umb Kleinhandel unterfcheiben, tweßhalb 
Berin. auch die Benennung: Kaufmann, hier nicht vorkommt. — Eine 
beſondete Art des. Buchhandels bildet inbeß der antiguarifche, . ber 
mit gebrauchten Büchern: betrieben wird, :und bem Troͤdelhandel angehört, 
— YH. Dir Handel mit Staatspaptieren‘) zeichnet ſich dadurch 
aus, daß der Werbrauch ber Waare, womit er ſich beſchaͤftigt, allein in 
dem Umſatze derſelben beſteht, und ſich bei ihm eine vorzuͤgliche Aushil⸗ 
dung ber Speculation in ben Vertragéarten, durch welche ex betrleben 
wieb, an ben Tag legt. — Staatepapiere find Urkunden Aber Darlehns⸗ 
ſchulden eines Staates, welche bei Staatsanleihen bem eine ſolche ver 
mittelnden Banquier Überliofert zu werben pflegen, um burch ihre Vers 
äußerung den Betrag dee Anleihe aufzubsingen?). — Wiewohl fie auf 


. 





5) In ber Mebertieferung bes Manuferiptes allein wird man bie Leiſtung 
des Auctors beim Werlagsvertrage nicht finden dürfen. Ueber biefen Vertrag 
Mittermater a. a. D. 8.296. Bol. ben Art. Buchhandel - , 

6) ueber biefen: Bender, über ben Verkehr mit Staatspapieren. Hei⸗ 
deiberg 1830. Thoͤl, der Verkehr mit Staatspapieren. Göttingen 1835, 

N) Beben einey Hauptobligation über die ganze Anleihe befommt ber Banquier 
noch Partialobligationen, bie Staatspapiere. . Bei Anleihen mebiatifirter Fuͤrſten 


x 
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eine beſtimmte Summe lauten, fo verſchafft das größere ober geringere 
Zutrauen des Publicums zu der Solvenz des Staates, ber Staatscredit, 
ihnen doch regelmäßig einen von dieſe Summe, dem Nominalwerthe, 
verſchiebenen und wechfelnden DBerfehrsmwerth oder Cours. — Ste lauten 
Bald auf einen beflimmten Gläubiger, bald .auf jeden Inhaber. (au por- 
teur) ; find‘. datd zinfentragend, bald nicht; bald aufkuͤndbar, bald unaufr 
kuͤnbbarz bald iſt die Zeit ihrer Einisfung durch Ausbezahlung beftimmt, 
entweder abſolut / 3.8. wenn mit ;dee jährlichen Mente, welche fie tragen, 
immer ein. Xheil.des Kapitates zuruͤckbezahlt wird (Annuitaͤten), oder bes 
dinge, z. B. nach den Refultaten von zw gewiſſen Zeiten vorzunehmen 
den Verloofungen. — Ihr Anlauf ann demnach gefchehen,- um ben 
Betrag des Capitales Ober der BZinfen feiner Zeit einzuziehen, oder um 
durch ihre MWiederverdußerung "unter Benutzung des Courswechſels Ger 
winn zu machen. — Mur von biefem legteren Geſichtspunkte aus find 
fie Gegenfland eines Handels, fie mögen au porteur Sder aufeinen bes 
ftimmten Gläubiger lauten, wiewohl letzteres ihre Uebertragbarkeit allen 
dings verringert. — VIH. Auf gleiche Weife, wie bie Stantsfchuldfcheine, 
kann aud) das Geld ein Gegenftand des Handels oder eine Waare wera 
den. — Geld ift ein Gegenſtand, der den Gegenfag ber Waare bildet, 
an-fich zwar, als Geld betrachtet, Beinen felbfiftändigen Werth: hat; 
aber dennoch ein für. jeden gleiches Wertbmaf bildet, nad) dem der 
Werth aller. übrigen Gegenftänbe bemeffen mird. Denn der Werth des 
Geldes hängt von der Maffe der Lebensbebürfniffe ab, bie man dafür 
bekommen ann, eben weil es den Werth diefer legteren vertritt, inſoweit 
winn‘ fie dafür bekommen kann; aber eben defhalb, weil es den Werth 
jeder Art! von Lebensbeduͤrfniſſen vertritt, dient e8 zum ‚gleichen Werth⸗ 
maße fuͤr alle .Diefes Werthmaß wird ihm durch bie mit dem Münze 
rechte bekleidete Öffentliche Auctorität beigelegt, es wird dadurch zum all⸗ 
gemeinen-vergeltenben Verkehrsmittel conflituirt, und gehört wegen der 
Steichheit des Maßes jedes einzelnen Stüdes berfelben Sorte zu dem 
Aungibten Dingen®). Unter .verfchiedenen Gelbforten Tann aber, unges 
“achtet: der verhaͤltnißmaͤßigen Gleichheit ihred Werchmafes, wiederum 
eine: Wersbverfhlebenheit von quantitativ oder dem Werth maßee nach 
abſolut gieichen Stüden ftattfinden, die davon abhängt; ob die eine Sorte 
ing Verkehre Leichter Abnehmer findet ale bie andere, man alfo für ein 
Werthmaß der einen Sorte Lebensbeduͤrfniſſe gleicher Güte leichter oder 
in ‚größerer Quantität bekommen kann, als für ein gleiches Werthmaß 
ber anderen Sorte. — So bildet ſich ein. befonderer Verkehrswerth ber 
verſchiedenen Geldforten. im Verhättnifie zu einander, der Geldeours 
genamntz und fo wird die Moͤglichkeit hervorgerufen, bie eine Geldforte 
im Verhaͤltniſſe zu der anderen als Waare zu betrachten. Denn es kanm 
nun bie eine Geldforte ung Ihres Courswerthes willen Gegenſtand 


pflegt er indeß nur Cine Obligation zu echaiten, aber felber über ben Betrag 
der Anleihe wieberum theilweife Obligattonen auszuſtellen. 

8) So ſchon L. 1, pr. D. de contralienda emt. (18. 1.) gl. $. 2. J. 
de emt, 


[4 


des Verkehrs fein und bie, Bebeutung des Vergoltenen erlangen, waͤh⸗ 
rend die andere ihr gegenuͤber das vergeltende Mittel fie zw erlan⸗ 
gen bitdet. — Das Geld iſt entweder Metallgeld oder Münze, oder aber 


Dapiergeld. Erſteres hat auch einen fogen. inneren Werth, welcher von ' 


der Schwere ber Stüde (Schrot) und vom der Gattung, fo mie von 
der Qualität oder Feinheit des Metalles (Korn) abhängt. Legteres hat, 
wie Staatspapiere, einen Nominalwerth, der aber dem Inneren Werthe 
der Münze in dem Staate, der das Papiergeld emittiert hat, gefeglich 
gleichgefteise if. Dadurch unterfcheidet es fich in. Anſehung feines Wer⸗ 
thes von dem Staatspapiere an porteurz und es fteht in fo weit, als 


‚Handel, ah a 


s„. 


diefe gefegliche Gleichſtellung wirkſam wird, der Münze, dahingegen wo 


fie nicht wirkfam wird, z. B. im Auslande, dem Staatspaplere gleich: 


Sn .Anfehung des Geldhandels Inffen fi) zwei Arten von Gewerben. uns 
terfcheiden: daB Banquiergefhdft und das Wechfelgeſchaͤft, 
beren Derfchiedenheit der zwiſchen Groß⸗ und. Kleinhandel aͤhnlich ift. ** 
Das Gewerbe des Wechslers, auch Hands oder Kleinwechſel, cam- 


bium minutum genannt?), befteht in dem Umfage von Geld gegen Geld 


um. eine Belohnung, die Wechſel⸗ (Wechsler:) Courtage genannt 19) ; umb 
ein Gewinn durch Coursdifferenz des Geldes, ober Aglo, iſt babei nur 
“ zufällig. Denn in ber Bedeutung des Mechfelgefchäftes liegt ed nicht 
eine Veränderung im Courſe zu erwarten, um das zum niedrigeren. Courfe 
‚eingerwechfelte Geld zum höheren Courfe auszuwechſeln; es. kann "aber 
dabei eintreten, daB zu einem anderen Courſe ausgemwechfelt wird, ala 
eingeroechfelt morden. — Setzt jemand nicht als Wechsler Geld.'gegen 
Geld um, fo läßt ſich dieſer Umfag als. ein felbftftändiges Ermerböges 
fchäft nur zu dem Zweche denken, um durch die Goursdifferenz zwiſchen 


. der Zeit des Einhandelnd und des Verhandelng zu gewinnen, — Das 


Hauptgeſchaͤft des Banquiers pflegt darin zu beftehen, Geld gegen 
Sorderungen umzufegen, wiewohl regelmäßig nur gegen ſolche Forbe⸗ 
gungen, welhe an Umfegbarfeit bem bangen Gelbe gleichſtehen, wie 
Staatspapiere und Wechfel, wohin auch namentlich der Sal. gehört," wenn 
er. auf andere Orte gezogene Wechfel verkauft (fogen. realer Werhfelhen« 
del im engeren Sinne); wobei er feinen Gewinn theils in einer Proyis 
fion für die Derbeifchaffung des Geldes, die Geldnegociation,. theils 
in der Coursbifferenz findet. Bei Wechfeln, .d. h. Privatſchuldpapieren, 
die Selber den VBerpflichtungsgrund ber Forderung, > auf welche fie fauten, 
bilden und. nach Wechfelvecht realificbar find, tritt eine Coursdifferenz nur 
zwiſchen der "Zeit des Verfalles und früheren Zeiten ein, . welche nad 
jährlichen Procenten von dem Werthe ber Verfallzeit berechnet und von 


9) ©. Martens, Grundr. $. 55. 

10) Dan findet dieſe Sourtage zuweilen nur dis eine Belohnung bes 
Wechſel⸗ oder Geldmaͤklers angeführt, während beim BWechsler davon geſchwie⸗ 
gen und nur einer in dem Agio ſchon mit berechneten Berguͤtung für das Zaͤh⸗ 
len gedacht wird (vgl. Ludonict, Kaufmannslexikon, vom Wechſelhandel). 
Da indeß der Wechsler ats folchen keinen anderen Erwerb von feinem Gefchäfte 


haben kann, als eine Vergütung, es fei nun für ben Umſatz ober das Zählen, 


fo wird fie ſich ber, Sache nach immer beim Handwechſel finden. 


N 
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Hiferg Werthe unter dem Hamm bes Disconto gekürzt wird. — So 
wie. der Geldhandel als ein befonderer Hanbelsztoeig erfcheint, durch wel⸗ 


den des Gelbumfag auch für die übrigen Handelszweige erleichtert und 


gefoͤrdert wird; fo wird ber Waarenumſatz IX. duch den Commif⸗ 

fie nshandel erleichtert und beföcbert, indem ber Commiffionär gegen 

eine Prosifion fe andere Handelszweige, bie dann im Gegenfage zu ihm 

andel angehören, ben Einkauf oder Verkauf von Waa⸗ 

cn beſorgt. (8. den Art. Commiffionshandel.) | 
Der Handeltreibende bedarf ferner zur Betreibung feines Geſchaͤftes 


| der Hilfeleiftung Anderer, die felber dadurch keinen Danbel treiben. Diefe 


Ein nen ihre Hilfe entweder .dunch Rechtsgeſchaͤfte (megotia), welche fie fels 
ber im Intereſſe des Handeltreibenden eingehen, oder durch Dienſtleiſtun⸗ 
gen, gewähren. — Elune Perſon ber erfteren Art ift dee Spediteur, 
welcher den Weitertransport von Waaren buch Abſchluß von Verträgen 
mit Schiffern und Kubrleuten, durch Verlegung von Zoll» und Durch⸗ 
gamzsahgaben, duch Zahlung von Frachten u. f. w. befördert, wozu 
dena auch freilic, eine gewiſſe Sorge für bie Erhaltung dee Waare felber 
Eomımt. Diefes Hilfegemwerbe bezeichnet man ale Speditionshandel 
(f. biefen Art.). — Die Sehilfen ber legteren Art haben entweber ihre Dienfte 
einer geroifien Art bem Danbeltreibenden für eine gewiſſe Zeit vermiethet, 
eher fie treiben ein eigenes Gewerbe. Die erftecen, 3. DB. Factoren, 
Buchhalter, Commis, Ladendiener, Lehrlinge, find für die Handelsge⸗ 
ſchaͤfte nur infofeen von befonderer rechtlicher Bebentung, als fie durch 
ihre Dandlungen ben Danbeltreibenden berechtigen und verpflichten (f. un⸗ 
ten: Sanbelöperfonen). Die legteren,3. B. Schiffer, Zuhrleute w. f. w. 


haben eine folche befondere rechtliche Bebeutung nur, infofern Ihr Ge⸗ 


werbe eigentlich für den Handel gefchaffen ift. Hierher gehören bie 
Maͤkler, welche die dem Handel angebörigen, bisweilen auch nur bie 
mit bemfelden in Verbindung ftehenden Mechtögefchäfte, 3. B. Affecus 
vamzverträge, gegen eine nach Procenten berechnete Belohnung, bie Cour⸗ 
tage, einleiten und zum Abfchluffe bringen, ohne felber Subjecte berfel« 
ben zu fein. Sie beduͤrfen zu ihrem Gewerbe zumeilen befonderer Auctos 
sifation ber Regierung und einer Beeidigung auf daffelbe. 

Ale Nechtsangelegenheitm nun, melde aus bem Betriebe ber vor 
gebackten Handelszweige, mit Einfchluß des Speditlonshandels und bes 
Mällergewerbes, unter den Handeltreibenden entftchen, find Handels⸗ 
fahen. — Allein nach pofitiven Vorfchriften ift das" Gebiet der Hans 
delsſachen zumwellen weiter, ald das Gebiet der Handelszweige. Die Dar⸗ 
ſtellung dieſes Verhaͤltniſſes fest aber eine Betrachtung bes Handelssechtes 
und ber Danbelögerichte voraus. , 

Sieht man auf diejenigen Rechtsnormen, welche bie Rechtsinſtitute 
behertfchen und von benen die rechtliche Möglichkeit diefer Iegteren ab⸗ 
bängt, fo Fann man von einem befonderen Handelsrechte liberal nicht 
seben. Allein die nach biefen Normen gebildeten, beſonders auf ben Dans 
bei berechneten Inftitute Sinnen einen Zweck, als zu ihrem Weſen gehd- 
ig, in fih aufgenommm haben, der ihnen eine befonbere Bedeutung 
verleiht, und zu beſonderen hieraus fließenden, bios biefem Inſtitute eigenen 


\ 
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Mormen führt. Es kann ferner bie befondere Bedeutung, welche Taufe 
maͤnniſche Anficht den Gefchäften des Handelsverkehrs beilegt, die An⸗ 
wendung ber allgemeinen Rechtönormen hier modificirt erfcheinen laſſen. 
Aus biefen Momenten Tann ſich ein befonderes Handelsrecht entwideln, 
— Dennod aber betzeffen die Altefien dee Quellen, welche man zu bem 
handelsrechtlichen zähle, nicht ſowohl ben eigentlichen Handel felbft, ats 
Mimehr die Verhaͤltniſſe der für ihn vorzugeweiſe wichtigen Schifffahrt 1"), 
Das gemeine Recht kennt überall Feine beſonderen Hanbelsgefege. Denn 
die wehlgen Beſtimmungen des römifchen Rechtes über den iactus, das 
foenus nauticum, die argentarii, die nundinae, das Zinfennehmen ber, 
Handelsleute, die Unftatthaftigkeit des Handelsbetriebes getoiffer Perfonen 
innen als folche nicht gelten, zum Theil nicht einmal ausfchlieglich den 
Handelsverhaͤltniſſen vindicirt werden 12), — Auch die Meichsgefege geben 
feine andere Ausbeute, als daß fie ein fchleunigered Verfahren, wiewohl 
nur in Wechſelſachen und in anderen 'gleich liquiden und ein erecutivis 
ſches Verfahren geftattenden Handelsfachen, namentlich den Mangel eines 
Suspenfiveffectes. der Appellation!?) und bie Siltigkeit befonderer Handels⸗ 
regeln !*) anerkennen; fo wie es auch den Reichsgerichten zur Pflicht ges 
macht war, über Handelsgefchäfte das Gutachten von Kaufleuten zu bes 
ruͤckſichtigen 19). Particularrechte enthalten nun zwar fon früh einzelne 
Beſtimmungen über Handelsverhaͤltniſſe, wiewohl vorzüglich nur über das 
Gewerbe im allgemeinen, uͤber Handelsfrauen, uͤber beſondere Gerichts⸗ 
barkeit in Handelsſachen u. dgl., aber umfaſſende Handelsgefeggebungen !©) 
kennt Teutfchland bis jegt nur in dem preufifchen Landrechte 17) und 
ducch die Reception des franzoͤſiſchen Handelsrechtes in einigen Ländern, 
wie in ben übercheinifchen 2°) und in Baden; bier jedoch mit Abändes 
eungen und Zufägen im. Anhange zu dem Landrechte 19). Dabucch Wird. 
jedoch die Anwendung der allgemeinen Rechtöbeflimmungen in den Dans 
delsverhaͤltniſſen nicht ausgefchlofien; es werben dieſe aber bald als die alls 
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: 41) ueber bie Quellen des Seerechtes: Mittermaier a. a. D. N 24) 
$. 26. Pohls, Handelsrecht III. $.360-—862. Kraut a, a. O. ©: fig. 

12) Eine Darftellung des rbmifchen Handelsrechtes bei Pardessus, ool- 
lection de lois maritimes P. 1, (1828.) p. 53—182. j 

19) 3.8. A. $. 17 u. R. S. der X. G. IV. ©. 76, 

14) Neichögutachten v. 81: Juni 1668. 

15) Kaiſ. Somm.sDecret v. 10. Det, 1668. Reicheſchluß v. 1670, 

gr &. die Quellen und Eiteratur bes Handelsrechtes bei: Mittermaien 
a. a. . $ 25, . 44, Rote 8. Kraut a. Q. D. ©. 440, 441, Ihdl, 

andelsrecht I. $. 11. — SBeifpiele von allgemeinen Hinweifungen auf bie 
eobadhtung Taufmännifchen Gewohnheitsrechtes in ſchweizeriſchen Statuten aus 

dem 13. Jahrh. bei Kraut a. a. DO. S. 40. 

1 Bud I, zit. 8, Abſchn. 7—14, e 475— 2464. . 

18) Code commerce in 648 Artikeln, geltend feit dem 1. Jannar 
1808. Ihm zum Grunde gelegt ift bie ordonnance de commerce von 
und bie ordonnance de marine von 1681. 4 ) — 

19) Landrecht des Gro thums Baden nebft Handelsgeſeten von 1909. 
Das en vierte Bud va Code find hinweggefallen und zu einigen Art. 
Bufäge gekommen. 2: 

V. 
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hemeine Grundlage des: Handelsrechtes betrachtet 2°), bald wird Ihnen nie 
eine fuhfidiäre Geltung in Handelsverhaͤltniſſen geflattet?!). Der Unter⸗ 
ſchied zeigt feine Kolgen barin, daß im erfleren Kalle eine analoge Ans 
wendung: bee Handelögefege ausgeſchloſſen iſt, wo «8 ausdruͤckliche Be⸗ 
mmungen des allgemeinen Rechtes gibt; im letzteren aber nicht, — 
Deſſenungeachtet Hat ſich dad Handelsrecht zu einer beſonderen Dischpikz 
der Wiftenfchaft des gemeinen teutfchen Rechtes ausgebildet, und zeit 
hI8 diejenige, welche die für die Verhaͤltniſſe des Handels geltenden 
Rechtenormen befaßt und die bei denifelden "vorkommenden beſonderen 
Mechtsinſtitute conſtruirt. Eigenthuͤmliche Hauptquelle Für daſſelbe 
find die Haudelsuſancen ẽ5). — Durch dieſen feinen Inhalt unterſcheidet 
es ſich von den Übrigen Handelswiſſenſchaften ®®), unter denen beſon⸗ 
bers auszuzeichnen Tmd: die Handelswifſenſchaft im engeren 
Sinne: die Lehre von der Art und Weiſe, ben Handel als Gewerbe 
zu beteeiben, alſo die Behre von ber Bedeutung des Handelg und den 
et ihm vorkonnnenden Gefchäften, den. verſchiedenen Hilfsgewerben deſſel⸗ 
ben, und den zu beffen Zwecke beſtehenden Einrichtungen; bie Hanbels⸗ 
Funde ober Hanbelsftatiftit: die Lehre von einem gegenmärdigen 
Zuſtande des Handelsverkehrs, fo von den Nationen und Ländern, zwb⸗ 
Ten denen dieſe vdet jene Art defſelben bettieben wird, von dein Wharen, 
toelche in dieſem oder jenem Lande mit Bortheil zu beziehen ober abzu⸗ 
egen find, welche Beguͤnſtigungen ober Befchränkungen im Anſehung des 
Handels in den verſchiedenen Laͤndern ſtattfinben, während die Geſchichte 
des Handels einen vergangenen Zuſtand des Handelsverkehrs und deſſen 
Entwickelung darſtellt; die Handelspolitik: die Lehtke von ben Grund⸗ 
ſaͤtzen, duch) deren legislative Anwendung ober deren Befolgurig Im Vers 
haͤltniſſe zu anbeten Staaten, namentlich In der Abfchliefung ven" Hans 
belsverträgen, die Staaten ben Handel ihrer Angehörigen zu fichern ober 
emporzuheben vermögenz die Lehre von ber kaufmaͤnniſchen 
Klugheit, welche fih mit Grundfägen von der Zweckmaͤßigkeit ber 
Derfahrungsmweife in, Handelsgeſchaͤften befchäftigt. — Vorzuͤglich die ers 
ſtere dieſer Wiffenfchaften, und mit ihr die Lehre von ber. Faufmänni 
ſchen Buchfuͤhrung, ift für eime richtige Einficht in die Wechtever⸗ 
hältniffe des "Handels von Wichtigkeit. — Mit der zweiten find vers 
wandt: die Dandelsgeographie, bie Maarenkunde, de Maß» 
und Gewichtskunde, bie Geldkunde — Die Beurtheilung hats 
delsrechtlicher Verhaͤltniſſe muß ſonach manche Kenntniſſe erfordern, weiche 
dem Juriſten um fü weniger zuzuſchteiben ffnd, als ein ſolcher Grab 





50) Code de comm. (ed. Paris 1808.) p. v | : E 


a. et Art. 1. — Bird Ebellag, 9 
2) ©. „üb anblung angsen in und Ebeling, Dands 
YungAbtbtothek Bd. 1, ©. 24171 "680-681, ! & 

23) Die Eiteratur der Sandelswißfenfchaften bei: Kaufmann, Propäbeu= 
tik ir Cameraliſtik und Politit (Bonn 1833), —— Baumſtark, came⸗ 
raliſtiſche Encpclopaͤdie (Heibelderg und — 1835), ©. 447, 620, und meh⸗ 
rert Rochweiſungen be Thodi, das Handelsrecht (Odttingen 1841), $: 1 m. A 
in ber Rote. . 
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detſelben, ber eine ſichkre practiſche Anwendung möglich maht, faſt aur 


auf dem Wege ber kaufmaͤnniſchen Geſchaͤftserfahrung erlangt werden 
kann. Ueberdieß aber wohnt auch bie Kenntniß des kaufmaͤnniſchen (Bes 
wohnheitsrechtes ober der Handelsuſancen dem Juriſten gewoͤhnlich nicht 
in ihrem ganzen Umfange bei, fo daß Beugniffe der Kaufleute uͤber deſſen 
Daſein oft Beduͤrfniß find, bie in fchriftlichen Erklaͤrungen, Pareres 
genannt, ausgeſtellt zu werben pflegen?*). — Daher erklärt ſich bie Enp 
flehung beſonderer Handelsgerichte 2). Die Beſtellung einer befonderen 
Behörde mit einer Handelspolizel und einer gewiſſen damit zuſammen⸗ 
haͤngenden Gerichtöbarkeit in Handelsſachen ift zwar eine alte Eiunrich⸗ 


tung. Schon bie roͤmiſchen Aedilen find hierher gu zaͤhlenz und die 


Gemeindebeamten des teutſchen Staͤdte waren ſchon, noch ehe dieſe eine 
eigentliche Gerichtsbarkeit erworben hatten, mit ſolchen Funttionen beklei⸗ 
det 2%). Allein dieſe bezogen ſich dech nur anf des Handel durch Feil⸗ 
halten am offenen Markte ober in Gewoͤlhen, waren andy nicht gerade 


auf ben Handel im eigentlichen Sinne befchränkt, ſondern betrafen 


auch den unmittelbaren Verkehr zwifchen Producenten und Conſumenten. 
Auch von ben bereits im 12. Jahrh. vortommenden Hanggrafen laſſen 


. fi nur ſolche und ähnliche Functionen, die ſich inbeß zugleich auf Zoll⸗ 


und Geleitsweſen erſtreckten, nachweiſen 27). — Handelsgerichte indeß, 
welche collegialiſch organiſjrt und neben ben Juriſten mit Kaufleuten bes 
ſetzt find, ‚gehören in Teutſchland 3°) erſt ber ſpaͤteren Zeit an. Das ſeit 
dem Jahre 1621 beflahende??) Leipziger Handelsgericht ſcheint das aͤlteſte 
dieſer Art zu fein 20). — Die Erxxeichung ihres Zweckes, :bie richtige 


Beurtheilung ber Streitigkeiten in Handelsangelegenheiten, haͤngt natuͤr⸗ 


24) Bol. Thoͤl a. a. O. F. 5, G. 15—17. — Weiter, naͤmlich auch 
Für gutachtliche Ausfprüche der Kaufleute, nimmt ben Ausdruck Parere: Mit⸗ 
termaier a. a. D. $. 25, IN. * 

25) ©. über dieſe: Aſſer in Mittermoter und Zachariaͤ, Beitfchr. 
für Rechtaw. bes Auslandes IX. 1887, & ASIA. . . . ... 

2 3. B. ſaͤchſ. Weihbüb Act. 19. 


T) Bst. Hüllmenn, Gefch. des Urfprunges bee Staͤnde M. &, 156. ' 


Kurg, Geſch. bes dfterreichifchen Handels ©. 249 fig. — JZeboch finden ſich 
faon aus dem 13. Jahrh. in fehweizgrifchen Statuten Weifptele, daß Bteritig« 
ten zwiſchen Kaufleuten von folchen oder von ben .civem. entſchieden werben 
eher Banbeisgeriihie im Mlstetaiter in Eipanien, Ztallen und Brant: 
u 8 m r n: a 
seid: ei — origine des ängtit. indie. III. p. 287. In Frank⸗ 
zei wurden folche durch ein Gbict won 1568 eingefühut. — :. Kir Seeſachen 
Beftanden fchom früh nicht felten Conſulargerichte. Ueber diefe: Panvdessus, 
collection des lois mazitimes preface zu vol. T. p. QXV. Auch jest nad 
finden fich zuweiten für Seeſachen befondere Gerichte, wo es an Handelsgerichten 
fehlt, EN B. das Brüdengericht in Kiel. Me a 
keit 29) BgL ben Art. Handeisgerichte in Rotte d’s unb Melder/s Staats: 


on⸗ — 

30) Außerdem beſtehen ſolche in Mien, In Preußen bin. und wieder, in 
Münden, Augsburg und Nürnberg; in Hamburg nad Gefet vom 16. Dec. 
1815, wo für Seeſachen fchen feit 16%8 ein Apmiralitktägericht beftand. In 
ſchwierigen Handelsſachen, oder auf Verlangen des Parteien werden Kaufleute 


als Richter zugezogen in Württemberg unb Frankfurt a. M. 
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uch davon ab, ob bie Indwidualltaͤt Ihrer Gtieber durch gegenfeltigen Aus⸗ 
taufch ber erforderlichen kaufmaͤnniſchen und juriflifhen Kenntniſſe ein 
diefen Zweck befoͤrderndes Zuſammenwirken geflattet ®!). — Die Gompes 
tenz biefer Gerichte iſt nun zumeilen über das Gebiet des eigentlichen 
Handels ausgedehnt, und dadurch das ber Handelsſachen erweitert 32). 
Zwei Hauptelaffen dieſer fo gefchaffenen Handelsſachen laſſen fidy unter 
ſcheiden: 1) Unternehmungen, d. h. Gewerbsarten, welche in bas Gebiet 
der Speeulation fallen, jedoch oft nur, wenn fie wenigflens vorzugsweife 
dem Handeb förderlich find; 2) Verträge über Gegenflände oder Dienfte 
zum Zwecke ber Betreibung des Handels ober ber ebengebachten Unter 
nehmungen. — As Vorbild dieſer Ausbehnungen iſt das franzöfifche 
Handelsrecht‘ zu betrachten °°), und nad ihm werden, felbft da wo «8 
keine Handelsgerichte gibt, wie in Baden, derartige Sachen zu ben Han 
delsſachen gezähte?*). Erſterer Art find: Käufe von Waaren und Lebens⸗ 
mitteln, um fie verarbeitet wieder zu verkaufen ober deren Gebrauch zu 
vermiethen 32), Uebernahme von Lieferungen, Unternehmungen von Mas 
nufacturen, Fabriken, Agentfchaften, Geſchaͤftsbuͤreaur, Öffentlichen Ver⸗ 
fleigerungsanftatten ?°), ſelbſt öffentlichen Schauſpielen?), Verſendungen 
zu Waffer oder zu Lande 2°), Bauten und Audrüftungen von Schiffen, 
KRhedereien, Bodmereien und fämmtliche Affecuranzen??), und nach dem 
nieberländifchen Handelsgeſetzbuche als mit Ihnen zufammenhängend : Ans 
ſpruͤche aus Ans und Ueberfegeln, Rettung und Bergung von Schiffen, 
Seewurf und Haverei #9). Zu der zweiten Claffe gehören: jeder Kauf 
von Schiffen, .von Takelwerk, Schiffsgeraͤth und Schiffsprovlant *), 
Frachtvertraͤge und Befrahtungen und Vermiethungen von Schiffen **), 
Dienftverträge mit Seeleuten zum Dienfte eines Kauffartheifchiffes *°). 


31) ueber die Gründe für und gegen bie Handelsgerichte: Rotteck u. ſ. w. 
Staatslex. a. a. D. 

. 82) So "finbet ſich im Code de comm. bie Aufzäglung der Hanbelsfachen 
unter dem Zitel: de la compe6tence des tribunaux de commerce (Art. 631 flg.). 
Chen fo im fpanifchen und portugiefiichen Handelsgeſegbuche. 

83) Die vor den Code de comm. entftandenen Handelögefehe geben Keine 
näheren Beftimmungen Aber Hanbelsfachen,, 3. B. dad preuß. Landr., wenn fie 
biefelben auch. nicht auf die eigentlichen Handelsverhältniffe befchränten, 3. B. 
neue Leipz. ‚Danbelsgerichtsoren. von 1682 Art. II. 

34) Hier befteht denn ihr juribifches Merkmal’ vorzugsmelfe barin, daß fie 
dem Gebiete bes Handelsrechtes angehören. Won dieſem Gefichtspunkte aus ers 
feinen fie im bad. Handeier. Art: 1 fig. und im nieder. H⸗G.⸗B. Art. 2, 
weldyes ebenfalls (jest, nach Aufhebung berfelben) Zeine Handelsgerichte kennt 

85) C. d. c. art. 682. Wo, Hamb. Handelsgerichtsorbn. Art. 10. — 
Bad. H. M. Art. 1 u.1 m. Niederl. HGB. Art. 8, 

86) C. d. c. art. 632. Bot. Hamb- H.,8.:D. Art. 10. 

87) C. d. c. art. 632, gl. bad. HR. Art. 1 a. . 

'_ 38) C. d. o art. 682, Rad nieberi. H.⸗G.⸗B. Art. 4 nur, wenn fie 
Kaufmannsgüter betreffen. z 

89) C. d. c; art. 633.1 Niederl B.:@.:®. Art. 4. 

40 Niederl HO.⸗G.⸗B. Art. 5. 

41) C. d. c. art. 632. 688. Niederl. H.⸗G.⸗B. Art. 8. 

42) C. d. c. art. 633. Nieberl. H.G. B. Art. 4. 


48) C. d. c. art. 633. Niederl, 9... Art. 4 * 
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Eigenthuͤmliche Bedeutungen der kaufmaͤnniſchen Verhaͤltniſſe ents 
ftehen indeß nicht allein durch die eigentliche Danbelstechnif, fondern auch 
theils durch mehr oder minder zur juribifchen Geltung gelangende kauf⸗ 
männifhe Anfichten (fo die Anſicht, daß dem Kaufmanne als ſolchem 
und abgefehen von befonderen abgefchlofienen Vertragsverhaͤltniſſen gewiſſe 
BVerrflihtungen in Beziehung auf ben Verkehr obliegen, 3. B. zur einfl: 
welligen Berudfichtigung bes Intereſſe derjenigen, die fi) von anderen 
Orten mit Gelchäftsanträgen an ihn wenden, wenn auch nur durch 
Erteilung fofortiger Antwort?*) ; befondere Anfichten über Genehmigung 
der Waare durch ben Empfang, 3. B. die in Particularrechten zuweilen 
angenommene Anficht, daß der Verkäufer nicht weiter bafte, wenn die 
Waare die Wage paffirt fei?d)); theils durch mobdificiete Traditions⸗ und 
Zahlungsarten, fo wie eigenthümlicdye Vertragsverhältniffe, namentlich auch 
beim Kaufe. Ja zumeilen will man auch dem Umſtande, ob bie Par⸗ 
teien an vegfehledenen Drten oder an bemfelben Orte wohnen, Einfluß 
auf das Wefen der Verhaͤltniſſe geſtatten; fo beim Commiffionsgefchäfte. 
— Manche biefer eigenthümlichen Geftaltungen werben fi unten bei 
den Handelsbüchern, Handelsgeſellſchaften und Hanbelöperfonen zeigen. 
— Auszuzeihnen find bier: die verfchlebenen Arten des Kaufes. Der 
Verkauf Zug um Zug, bei dem Uebergabe der Waare und Zahlung 
bes Preifes, fo weit möglich, gleichzeitig gefchehen muß. Dieß 
verfteht fich zwar beim gemöhnlichen Kaufe fchon von felber. Allein wenn es 
nicht ausbrüdlich bedungen iſt, fo geftattet ber Handelsverkehr oft Zah⸗ 
Iungsfeiften*°). Es bedarf alfo dann befonderer Verabrebung, um ben 
Verkauf zwifchen Handelsleuten in dieſer Beziehung unter bie gewoͤhn⸗ 
lichen Grundfäge zu bringen. Da aber vollkommene Sleichzeitigkeit beie 
der Leitungen factifch unmoͤglich ift, fo frägt es fich, wer mit der feinfeltigen 
Leiftung beginnen muß. Erwaͤgt man, baß die Gefege nur von dem 
Verkäufer fagen: rem venditam, pretio nom soluto, quasi pignus 
retinet, und daß fie den Käufer ſchon dann als in mora betrachten, 
wenn auf Seiten des Verkäufers kein Hinderniß der Webergabe mehr 
obmwaltet?7), fo muß man fi dafür erfiden, daß der Käufer mit 
der Zahlung bes Preifes beginnen muß*). Nicht gleichbebeutend da⸗ 


\ 


44) Am wichtigften wird dieß, wenn demjenigen, ber ſich mit Gommiffionss 
oder Speditionsgefchäften zu befaffen pflegt, Waaren zugefendet werben, unter 
ber Borausfegung, daß er die Commiſſion oder Spedition Äbernehmen werbe, 
er aber darauf einzugehen nicht geneigt ift. 

45) —— a. a. D. $. 84. — Den kaufmaͤnniſchen Anſichten am 
— erſcheinen die Beflimmungen des ſpan. H.⸗G.⸗B. Art. 870, 371 
un 


46) Vgl. Martens a. a. D. $. 15 bei Rote a. 

47) L. 13. $. 8. D. de act. emti. (19.1.) L. 22. D. de hered. vend. 
(18.4) L. 31. $. 8. D. de aedil. ed. (21.1.) L. 14. $. 1. D. de fartis. 
(47. 2.) — L. 3. $. 4. D. de act. emti. 

48) Bgl. L. 11. $. 2. D. de act. emt. (19. 1.) mit L. 5. 6. 3. D. de 
V. O. (45. 1.); ferner L. 18. $. 8. D. de act. emti. L. 57. pr. D. de 
aed. ed. mit L. 8, in f. C. de act. emti. (4. 49.) L. 31. $. 1. in f. D. 
fe R. C. (12. 1.) L. 72. $. 2%. D. de contrah. emt. (18.1.) L.31. $.8. 
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" mit“) iſt ber Verkauf gegen baare Zahlung, Baarkauf, Con⸗ 


tantlauf, Kauf per contant. — Die Bebeutung beffelben befteht 
nur darin, baf ber Kaufpreis nicht durch Stellung in laufende Rechnung 
(Conto currente) feine Edebigung findet, fondern durch die übliche 
Zahlungsart und mit der üblichen Zahlungefrift, fo daß hier ber Vers 
Läufer immer mit der Leiftung beginnen muß. — Crebitirt ift hier aber 
dee Kaufpreis nicht; es kann alfo das Eigenthum, abgefehen von dem 
Salle der Confumtion, nicht vor dee Zahlung auf den Käufer übergehen. 
Anders tft es bei dem Verkaufe auf Ziel, Zeit oder Borg. Die 
muß fofort mit ber Tradition der Waare das Eigmthum auf den Em 
pfänger berfelben übergehen, es fet nun, daß baare Zahlung nach eines 
getoiffen Belt oder Erledigung der Zahlung des Kaufpreifes durch Stel⸗ 
lung in Rechnung vereinbart oder nach dem Geſchaͤftsverkehre der Con⸗ 
trahenten unter ihnen üblich iſt; wiewohl im letzteren Kalle ein Surrogat 
der Bahlung des Preifes in der Stellung In Rechnung gtzeben iſt *0). 
— Der Kauf gegen pränumerirte Bahlung unterfeheidet ſich von 
dem auf Bug um Zug gefchloffenen, wenn nicht die Lieferung erſt in einer 
beftimmten Seit nach der Tradition gefchehen fol, weſentlich nur infofern, 
daß der Käufer nicht verlangen kann, daß fo viel als möglich, Gleichzei⸗ 
tigkeit des Uebergabe der Waare mit der Zahlung eingehalten werbe. Der 
Unterfchieb zwiſchen Tages kauf und Lieferungstanf fcheint darin 
gefegt werben zu müflen, daß bei letzterem bie Webergabe ber Waare zu 
einer Zeit verabredet wird, mo fie moͤglicherweiſe einen anderen Marktpreis 
ober Cours hat, als zur Zeit des Geſchaͤftsabſchluſſes, oder doch in An« 
fehung fonftiger auf die Lieferung einwirkender Umſtaͤnde eine Veraͤnde⸗ 


D. de agd. ed. cit. Schenk, im Ach. für eiv. Prax. XVII. &. 98 fig. 
5. 8,9, XX. 8.475. — 3war hat auch ber Käufer eine exceptio mercis 
non tralitae (L. 25. D. de act. omti etc. L. 5. $. 4. D. de doli except, 
ir 4) L. 5. C. de evict. [8. 45.]) und man pflegte audy wohl bad Aus⸗ 
unftsmittel z wählen, bei einem Dritten zu deponiren (L. 39. in f. D. de 
solutt. (46. 3.) — gl. au Heerwort, im Arch. für civ. Prax. XVIII. 
©. 391 fig., AXIH. ©. 252 fig). — Allein zu legterem Tann Boch niemand 
gendthigt werben, unb bie exceptio mercis non traditae kann zwar bie Con⸗ 
demnation in bie Zahlung bes Preifes abwenden, aber dennoch nicht ben Vers 
Täufer nöthigen, zuerſt zu tradiren. Bei der wirklichen Leiftung entfleht dem⸗ 
nad noch immer die Frage: wer ben Anfang zu machen hat? wenn auch der 


Berkaͤufer mit feiner Klage abgewieſen iſt. 


49) ©. indeß Mittermaier a. a. D. $. 563. Thöl a. a. D. 5. 68, 
Allein gewiß mit echt unterfcheibet Martens a. a. D. den Verlauf Zug um 
rk Pr contant, und auf Biel, als drei verfchiebene Geſchaͤfte. — &. indeß 
au HI de Q, 2. $. 69, ©. 214. 

50) Denn daß damit das ganze Kaufgeſchaͤft nad der Taufmänntfchen 
Anfiht abgemacht fein fol, fcheint keinem Zweifel zu unterliegen. Und bas 
gegen, baß biefe Rechnungsſtellung in Beziehung auf den Webergang des Eigen» 
thums ber Waare als ein Surcogat ber Zahlung gelte, gibt e8 auch Keinen ju⸗ 
ridiſchen Grund. Anbers tft bieß aber, wenn man barin eine privative Novation 
ber Korberung aus dem Kaufe finden will. Denn die transcriptio a re im 
personam (Cai. J. IV. 128.), welche bier vorliegt, Eann ja keine neue oblige- 
tio mehr begränden. Der kaufmaͤnniſchen Behandlungsweife entfprechenb iſt das 
portug. Dandslögefeab. Art. 274. &. indeß Thoͤl, Handelör. $. 111, Rote 7. 
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rung eingetesten fein Tann; . beim erſteran aber keine fo quallfickte Wer 
ſchiedenheit jener Zeitpunkte obwaltet ©), — Kine befondere Traditions⸗ 
ass ift bie durch Ueberlieferumg des Connofjements, nämlich des Empfanges 
bekenntniſſes des Schiffer6 über eine verladene Waare, weiches dieſe letztere 
auf Ähnliche Art. repraͤſentirt, wie ein Wechfel die Summe, woranf ex 
lautet 92). Ferner liegt eine befondere Traditionsart darin, daß her 
Treadent, wenn er ald Beauftragter bes abivefenden Empfängers 
‚handelt, die zur Uebergabe beftimmte Waare durch Abfonberung und ber 
ſondere Zeichen und durch Benachtichtigung davon an den Empfaͤnger 
“auch dieſem in apecie erkennbar macht °°). Dieſe Benachrichtigung pflegt 
bucch Ueberfendung der Factur, d. b. einem vom Abfender dem defti- 
nisten Empfänger zugefandten Verzeichniſſe der für ihn verlabenen Waare, 
mit Beifügung dee Bezeichnung berfelden und ber Preife, zu geſchehen. 
— Beim Handel mit Staatspapieren, in bem ſich die nachfolgen⸗ 
ben befonberen Arten von Speculationsgefchäften®*) gebildet haben, giht 
es felbft eine Fo rm des Kaufes ohne Zradition und Preiszahlung; im 
dem der Käufer den Verluft, der Verkäufer ben Gewinn, welchen de 
Käufer zu der, bier immer von ber Beit bes Abſchluſſes verſchiedenen 
Lieferungsgeit, bei wirklicher Uebergabe und fofortigem Weiterverkaufe 
bes Papleres erlitten oder gemacht haben würde, reſp. dem Verkaͤufer 
oder Käufer herauszahlt. Dies Geſchaͤft iſt nothwendig immer eine Axt 
bes Lieferungsgefchäftes (marche à terme), weil es ſich ohne Ungemwißheit 
zue Beit des Abfchluffes über den Cours zur Zeit der Erfüllung nicht 
denken läßt. Es ift das reine Differenzgeſchaͤft und die Bebeus 
tung deſſelben befleht darin, daß bie Contrahenten ben Eintritt der Vor⸗ 
tbeile und Nachtheile eines Kaufes unter fich feitfegen, ohne wirk 
lich einen Kauf zu fchließen. — Es iſt weder ſimulirter Kauf®®), noch 
Spiel. Inſofern aber jeder Vertrag, der ſolche Wirkungen blos ver 


51) Bol. über die Verſchiedenheit der Worftelungn: Thoͤl a. a O. $. 
70. — Der Handel: auf Befiht, aufs Koften, auf Probe, auf Nachficht, auf 
Rachziehen, wie zu beſehen, & Pessai, zur Xnfiht, und der: nach Wrobe, 
geichnen. fich weber durch befondere kaufmaͤnniſche Anfichten, noch burch eine bes 


fondere_barin liegende Speculationsart aus. Bal. darüber: Mittermaier 


a. a. D. $. 564. Thöla a. O. $ 7. 

52) ©. darüber Mittermaier a. a. D. 5.565. Thöl a.a.D. 4. 805 
auch Häber bie Werfchiebenbeit der Anfichten, Der Vergleich mit bem Wechfel 
pflegt zwar nicht gemacht zu werben, fcheint aber body die Sache am treffend 
fien zu —— Bol. den Art. Connoſſement. 

53) Doß bier die Waare eben fo gut ald trabirt gelten muß, wie wenn fie 
dem Empfänger felber zugemeſſen, augewogen, eber zugezählt worden wäre, 
amb er fie bezeichnet hätte, folgt aus den allgemeinen Grundfaͤtzen über Beige 
sewerb. Das thuͤmliche des Laufmännifchen Verkehres liegt aber darin, 
daß der Verkäufer ——— auch als ein Beauftragter des abweſenden Kaͤufers 
orſcheint. Indeß heericht auch hieruͤber keine feſte Anſicht, und in dem Aufſetzen 
bes Zeichen on ſich, worin man hier eine Beſonderheit finden will, liegt fie 
nit. Wal. Thoͤl a. a D. 8. 79. 

64) Daruͤber die oben Note 6 cit. Schriften 


32) Br pfügs & In de Bar cin koivktichen Kaufes abgefchloffen zu 


werben; und dann tiefer fimulirt. 


L 
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möge ber Uebereinkunft ber Contrahenten, und nicht ſchon ſeiner beſonbe⸗ 
ren rechtlichen Natur nach von einem ungewiſſen Umſtande abhaͤngig 
macht, unter den Begriff einer sponsio oder Wette fällt, iſt es eine 
ſolche. Es ift klagbar, wenn man jedem erlaubten Vertrage dieſe Eigen» 
ſchaft beitege®). — Aehnlichkeit damit hat das Hänergefhäft, bei 
dem ein Contrahent dem andern einen Vortheil, ber einem fpeciell bes 
ſtimmten Greditpapiere durch Verlooſung zufallen Tann, für ben Kal, 
daß bieß im einer gewiſſen Zeit eintritt, gegen einen Preis verkauft. 
Allein bier iſt doc) immer ein Analogon einer emtio spei vorhanben®?), 
wenn auch der Verhaͤurer das Papier nicht hat, alfo den Vortheil in der 
That nicht zu erwarten bat®®), Das Geſchaͤft iſt ein contractus ber 
Kategorie do ut des, bei dem das zweite dare von einer Bedingung abe 
bängig gemacht ift. — Es iſt in der Erfüllung vollkommen zweiſeitig, 
während das Differenzgefchäft, wie Spiel und Wette überhaupt e6 auch 
find, in der Erfüllung nur einfeitig if. — Belm Prolongationse 
gefhäfte (report, march€ & report) verkauft der Inhaber bed Papier 
res, der defien Steigen hofft, & la hausse fpeculirt, daſſelbe zwar ſchon 
vor dem Termine, in dem er die Courserhoͤhung erwartet, gegen wirk⸗ 
liche Ueberlieferung und Empfang: baarer Zahlung, um das Gelb zu fels 
ner. Dispofition zu befommen, kauft es aber fofort wieber zur Lieferung 
in jenem XZermine, von dem er einen höheren Cours erwartet. Im 
Grunde gibt ber Käufer und Ruͤckverkaͤufer bier Darlehen gegen Kauft 
pfand, und befommt dadurch, daß er höher zuruͤckverkauft ale er kauft, 
eine Vergütung für ben Gebrauch feines Geldes’). Inſofern Liegt darin 
ber eigentliche contractus mohatrae °0); nur kann ‚man, weil bee Gegen- 
ftand des Verkaufes und Ruͤckkaufes moͤglicherweiſe zur Zeit ber Ruͤck⸗ 
lieferung einen dem Rüdkaufspreife angemeſſenen oder ihn vieleicht Übers 
fteigenden Werth hat, darin Leinen Zinswucher finden, wenn auch bie 
Bergütung das Zinsmaß überfleigen follte. — Modificationen diefer Ges 
fhäfte treten durch ausbedungene Wahlbefugniſſe ein. Dahin ges 


— — 





56) Ueber die verſchledenen Anſichten: Mittermaier a. a. O. $. 278. 
Thobl, Verkehr &. 6b, 66, 230 fig., Handels. $. 102. Entfcheibungen frans 
„ söflicher Berichte fprechen dem Gefchäfte bie Klagbarkeit ab: Mittermaier 

a. a. D. $. 274, Note 12. 

57) Bender a. a. D. ©. 4555 jeboch auch Nebenius, ber öffentliche 
Credit &. 595. — Unter dem Namen eines Gluͤcksſpieles entzieht eine babifche 
Berordnung vom 18. Nov. 1823 dem Gefchäfte bie Kiagbarkeit und belegt es 
mit einer Strafe von 100 Thlr. B 

68) Unterfcheidungen macht bier: Thoͤl, HR. $. 109. ©. auch denſ., 

ehr S. 248250, 269, 270. Yür ungiltig erflärt das Gefchäft, wenn 
ber Verhäurer zur Zeit bes Abfchluffes defſelben das Papier nicht befist, aus 
dem Gefichtepuntte bed Spieles: Aronheim, natura negotii quod dicunt 
Deuergefääft (Heidelb. 1841.) d. 17. in f. sq. . — 

) Er legt fein Gelbd an ohne zu ſpeculirenz denn er erwirbt immer nur 
eine beftimmte Summe, bie Differenz zwifchen dem niebrigeren Kauf⸗ und bem 
höheren Nüdverkauföpreife, den report. 

60) Ueber die eigentliche Bebeutung bes contractus mohatrae,, befien Er⸗ 
er man ben Sefuiten zufchreibt: Stryk, U. M. P. XXL. Tit. 1. 
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hoͤrt: das Stellgeſchaͤft, wenn ein Contrahent ſich bedingt, zu einem 
gewiſſen Zeitpunkte eine gewiſſe Partie Papiere entweder dem anderen zu lie⸗ 
fern, ober von ihm geliefert zu erhalten 810); natuͤrlich jedes um einen anderen 
Dreis. Hier liegen alfo zwei alternative Lieferungsgefchäfte vor. — Das 
Wandelgefhäft, wenn ein Gontrahent fidy die Wahl der Lieferungs⸗ 
zeit, wiewohl Innerhalb gewiſſer Grenzen, vorbehaͤlt 22)3; welche Wahl 
denn keinen anderen Zweck haben kann, als den Zeitpunkt, der zur Wie⸗ 
derveraͤußerung am guͤnſtigſten iſt, beſtimmen zu koͤnnen und demnach 
nur auf Seiten des Kaͤufers ausbedungen werden wird. — Ferner Praͤ⸗ 
miengeſchaͤfte in verſchiedenen Modificationen. Die Praͤmie iſt eine 


Verguͤtung, welche in Beziehung auf einen Rädkteitt von einem Geſchaͤfte 


verſprochen wird. Da der Contrahent, dem der Ruͤcktritt geſtattet if, 
von demfelben dann Gebrauch machen wirb, wenn er ihm vorthelfhafter 
ift, als die Aufrechterhaltung des Gefchäftes, alfo dem anberen Contra» 
henten zum Nachtheile gereicht, fo kann die Prämie eine Vergütung für 
biefen Nachtheil, oder auc eine Vergütung für bie Abwendung 
dieſes Nachtheiles durch die Aufrechterhaltung des Gefchäftes bilden. Sie 
kann alfo bald von dem Mücdktretenden, bald von dem Gentrahenten bes . 
Nichtrhdtretenden gegeben werden. — Iſt nun beiden Coytrahenten 
der Rücktritt gegen eine gleiche Prämie geftattet, fo kann nie einer mehr 


. als den Betrag derfelben gewinnen oder verlieren und bie Conjunctur 


entfcheidet zwar darhber, wer nicht aber darüber wie viel ber eine oder 
ber andere gewinnt ober verliert; und haben beide Gontrahenten für die 
Aufrechterhaltung bes Gefchäftes von Seiten desjenigen, zu deſſen Nach⸗ 
theile dieß gereicht, dieſem eine gleiche Prämie zu entrichten, fo wird 
ſowohl der Verluft des einen, als ber Gewinn bes andeken immer um 
den Betrag ber Prämie geringer, als er zufolge der Conjunctur fein 
müßte. Im erfteren Kalle iſt Prämie für den gewählten, im 
letzteren Prämie für den nicht gewählten Ruͤcktritt vorhanden 2). — 
Diefe Prämten find alfo für beide Contrahenten gleichmaͤßige Limitas 
tionen ber Wirkungen der Conjunctur. — Es gibt indeß noch eine 


‚beitte Art: die Prämie für das Recht des Müdktrittes, gegen welche 


entweder der Käufer allein (Lieferungsprämie), ober dee Vers 
täufer allein (Empfangsprämie), von dem Geſchaͤfte zuruͤcktreten 
kann *). Diefe Prämie wirkt für den Verluſt des Prämiengebers 
und den Gewinn des Prämiennehmers gleich der Prämie für ben 
gewählten Rüdtrittz für den Verluſt. des Pramiennehmers und ben 
Gewinn des Prämingebers bewirkt fie aber uͤberall Teine Limitation. 
— Die Prämien für den gewählten Ruͤcktritt und das Recht des Rüde 
trittes haben die rechtliche Matur einer arrba poenitentialis; fie find in 
einem binzugefügten pactum displicentiae begründet, werben uber nicht 


61) Nebentius a. a. D. &. 564. Bender a. a. D. 8.407. Thoͤl, 
96 ; 


8 fie. $ 

62) Thodl, Verkehr ©. 55 f- 9:8. $. 9. 

63) Thd1, Verkehr S. 80, 81, 112 fig. HR. $. N. 
64) Thoͤl, Verkehr S. 79 fig. DM. $. 92. 
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möge ber Uebereinkunfſt bee Contrahenten, und nicht ſchon ſeiner beſonde⸗ 
zen rechtlichen Natur nach von einem ungewiſſen Umſtande abhängig 
macht, unter den Begriff einer sponsio ober Wette fat, tft es eine 
ſolche. Es ift Hagbar, wenn man jedem erlaubten Vertrage biefe Eigen 
ſchaft beitege®Y). — Aehnlichkeit damit bat das Häuergefchäft, bei 
dem ein Kontrahent dem anderen einen Vortheil, ber einem fpeciell bes 
ſtimmten Grebitpapiere duch Verlooſung zufallen kann, für ben Fall, 
daß dieß in einer gewiſſen Zeit eintritt, gegen einen Preis verkauft. 
Altein bier ift doch immer ein Analogon einer emtio spei vorhanden”), 
wenn auch der Verhäurer das Papier nicht hat, alfo den Vortheil in bex 
That nicht zu erwarten hat?). Das Gefchäft iſt ein contractus dee 
Kategorie do ut des, bei dem das zweite dare von einer Bedingung abs 
bängig gemacht if. — Es iſt In ber Erfüllung vollkommen zweiſeitig, 
während das Differenzgefchäft, wie Spiel und Wette überhaupt es auch 
Kind, in der Erfüllung nur einfeitig If. — Beim Prolongations⸗ 
geſchaͤfte (report, marche à report) verkauft der Inhaber bed Papier 
res, der defien Steigen hofft, à la hausse fpeculict, daſſelbe zwar ſchon 
vor dem Termine, in dem er die Courserhoͤhung erwartet, gegen wirk⸗ 
liche Ueberlieferung und Empfang: baarer Zahlung, um das Geld zu fel« 
ner. Dispofition zu bekommen, kauft es aber fofort wieder zur Lieferung 
in jmem Xermine, von dem er einen höheren Cours erwartet. Im 
Grunde gibt der Käufer und Ruͤckverkaͤufer hier Darlehen gegen Fauſt⸗ 
pfand, und bekommt dadurch, daß er höher zuruͤckverkauft als er kauft, 
eine Vergütung für den Gebrauch feines Geldes®?). Inſofern liegt darin 
der eigentliche contractus mohatrae 90); nur kann man, weil ber Gegen: 
ftand des Verkaufes und Ruͤckkaufes möglicherweife zur Zeit der Ruͤck⸗ 
lieferung einen dem Rüdlaufspreife angemeffenen ober ihn vielleicht übers 
fteigenden Werth hat, darin keinen Zinswucher finden, wenn auch bie 
Verguͤtung das Zinsmaß überfleigen ſollte. — Modificationen biefer Ges 
ſchaͤfte treten duch ausbebungne Wahlbefugniffe ein. Dahin ger 


— — 





56) Ueber die verſchledenen Anfihten: Mittermaier a. a. O. $. 274, 
Zhbl, Verkehr S. 6b, 66, 280 fig., Hanbelsr. $. 102. Entfcheibungen frans 
.zoͤſiſcher Berichte ſprechen dem Gefchäfte die Klagbarkeit ab: -Mittermater 

a. 0. D. $. 274, Note 12. 

57) Benber a. a. D. ©. 4555 jeboh auch Nebenius, ber dffentliche 
Eredit &. 595. — Unter bem Namen eines Gluͤcksſpieles entzieht eine babifche 
Berordnung vom 18. Rov. 1823 dem Sefchäfte bie Klagbarkeit und belegt es 
mit einer Strafe von 100 Thlr. \ 

68) Unterfcheidungen macht hier: SHöL, H.⸗K. 5. 108. S. auch denſ., 
Verkehr S. 248250, 269, 270. Fuͤr ungiltig erHärt das Geſchaͤft, wenn 
der Verhäurer zur Zeit bes Abſchluſſes deffelben das Papier nicht befigt, aus 
dem Gefichtepunfte des Spieks: Aronheim, natura negotii quod diount 
denergſchaft (Heidelb. 1841.) d. 17. in f. sq. i 

Er legt fein Selb an ohne zu fpeculirenz benn er erwirbt immer nur 
eine beftinmte Summe, bie Differenz zwilchen dem niedrigeren Kaufs und bem 
höheren Ruckverkaufspreiſe, den report. 

60) Ueber die eigentliche Bebeutung bes contractus mohatrae, vn Er⸗ 
findung man ben Jeſuiten zuſchreibt: Stryk, U. M. P. XXU. Tit. 1. 


e ® 
n 


; | Vandel. | 57 


hört: das Stellgeſchaͤft, wenn ein Contrahent ſich bebingt, zu einem 
geroiffen Zeitpunkte eine gewiſſe Partie Papiere entweder dem anderen zu lies 
fern, ober von ihm geliefert zu erhalten ©!) ; natärlich jedes um einen anderen 
Dreis. Hier liegen alfo zwei alternative Lieferungsgefchäfte vor. — Das 


Wandelgefhäft, wenn ein Contrahent fich die Wahl der Lieferungs⸗ 


zeit, wiewohl Inmerhalb gewiſſer Grenzen, vorbehaͤlt 2); welche Wahl 


denn keinen anberen Zweck haben Bann, als den Zeitpunkt, der zur Wie - 


derveraͤußerung am günftigften ift, beſtimmen zu können und demnach 
nur auf Seiten bed Käufers ausbebimgen werben wird. — Ferner Praͤ⸗ 
miengefhäfte in verfihlebenen Modificationen. Die Prämie iſt eine 
Bergürung, welche in Beziehung auf einen Ruͤcktritt von einem Gefchäfte 
verfprochen wird. Da ber Gontrahent, dem der Ruͤcktritt gefkattet tft, 
von demfelben dann Gebrauch machen wirb, wenn er ihm vorthellhafter 
tft, als die Aufrechterhaltung bes Geſchaͤftes, alfo dem anderen Contras 
henten zum Machtheile gereicht, fo kann die Prämie eine Verguͤtung für 
biefen Nachtheil, oder auch eine Vergütung für die Abwendung 
biefes Nachtheiles duch, die Aufcechterhaltung des Gefchäftes bilden. Sie 


kann alfo bald von dem Müdktretenden, bald von dem Gontrahenten des . 


Nichteheitretenden gegeben werden. — Iſt nun beiden an 
dee Ruͤcktritt gegen eine gleiche Prämie geftattet, fo kann nie einer mehr 


. ale den Betrag derſelben gewinnen oder verlieren und bie Conjunctur 


entfcheibet zwar daruͤber, wer nicht aber darüber wie viel der eine ober 
der andere gewinnt ober verliert; und haben beide Contrahenten für bie 
Aufrechterhaltung des Gefchäftes von Seiten desjenigen, zu deſſen Nach⸗ 
theile bieß gereicht, dieſem eine gleiche Prämie zu entrichten, fo wich 
fowohl der Verluſt des einen, als der Gewinn des andeken immer um 
den Betrag ber Prämie geringer, als er zufolge bee Conjunctur fein 
müßte. Im erfteren Kalle iſt Prämie für den gewählten, im 
lesteren Prämie für den nicht gewählten Ruͤcktritt vorhanden 22). — 
Diefe Prämien find alfo für beide Contrahenten gleichmaͤßige Limita⸗ 
tionen ber Wirkungen der Conjuncur. — Es gibt indeß noch eine 


dritte Art: die Prämie für das Recht des Ruͤcktrittes, gegen welche 


entweder der Käufer allein (Lieferungsprämie), ober bee Ver⸗ 
Läufer allein (Empfangsprämie), von dem Geſchaͤfte zurücktreten 
tann‘?). Diefe Prämie wirkt für. den Verluſt des Prämimgebers 
und ben Gewinn bes Prämiennehmers gleich der Prämie für ben 
gewählten Rüdktrittz für den Verluſt. des Praämiennehmers und den 
Gewinn des Prämiengebers bewirkt fie aber überall keine Limitation. 
— Die Prämim für ben gewählten Rücktritt und das Recht des Rüds 
trittes haben die rechtliche Natur einer arrba poenitentialis; fie find in 


einem binzugefügten pactum displicentiae begründet, werben uber nicht. 





61) Nebenius a. a. D. ©. 564. Benber a. a. D. 8.407. Thoͤl, 


Berkehr S. 148 fig. Hu. 8. 96. 
62) Thoͤl, Berkehr S. 155 eo HR. $, 99, 
63) Thdl, Werkehe ©. 80, 81, 112 fig. DR. 3. N. 
64) Thoͤl, Verkehr S. 79 fig. DR. &. 92. 
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für deſſen Hinzufkgung gezahlt, finb alfo auch keine Wergätung für 
eine burch dieſes pactum dem einen Contrahenten abgenommene Gefahr 
dee Conjunctur, und haben folglich auch nicht die Natur einer Prämie 
für eine Affecuranz auf Conjunctue®),. Die Geflattung des Rüdkteittes 
gegen Prämie bewirkt zwar eine Sicherung besjenigen, zu deſſen Gun⸗ 
ften fie hinzugefügt iſt, gegen bie Folgen der Conjunctur, wenn auch 
nur in einem gewiffen Grade. Allein eben deßhalb trägt diefer in fo 
weit Feine Gefahr der Conjunctur, kann ſich alfo auch gegen eine folche 
nicht verfichern lafjen, fo wenig von feinem Gontrahenten als von einem 
Dritten. Die Prämie für den nicht gewählten Ruͤcktritt ſetzt offenbar 
voraus, daß jeder Contrahent von dem Geſchaͤfte abtreten kann, wenn 
nicht dec andere die Prämie zahlt. Die Zahlung derfelben ift alfe Be 
dingung ber Perfection bes Gefchäftes, und wenn fie auch die Gefahr 
bee Conjunctur für den Prämiennehmer mindert, fo ift fie doch ebenfalls 
Leine Affecuranzprämie, weil fie nicht dafür gezahlt wird, daß das Ger 
fchäft fo bedingt gefchloffen, worden. — Wäre aber ein Lieferungse 
gefchäft uͤberall nicht gefchloffen und alfo durch daffelde die Gefahr ber 
Conjunctur nieht auf den Prämienmehmer gemälzt, ihm aber eine Prämte 
für die ne me biefer Gefahr verfprochen worden, dann würde 
fie eine Derficherungsprämie fein. So bei dem Affecuriren ber 
Staatspapiere, wo ſich der Prämiennehmer dem Inhaber eines 
Staatspapieres verpflichtet, falls daffelbe durch eine Verlooſung einen ges 
ringeren Werth erhalten werde, als die noch nicht verfooften Papiere 
haben, ihm ein fonft gleiches aber noch nicht vtrlooſtes Papier zu lie⸗ 
fern 8). — Dieſe Praͤmiengeſchaͤfte kommen auch in Zuſammenſetzungen 
vor, und zwar durch bloße Verbindung in der Speculation und ohne alle 
juridiſchen Beziehungen der mehreren Geſchaͤfte zu einander, oder 
indem ſolche Beziehungen ſtattfinden. — Erſteres tritt ein, wenn der 
Speculant mit Ruͤckſicht auf dieſelbe Conjunetur mehrere Praͤmiengeſchaͤfte 
ſchließt, um fuͤr den Verluſt des einen in dem Gewinne des anderen eine 
Deckung zu erlangen 7). Letzteres kann ſtattfinden durch Verbindung. 
eines Praͤmiengeſchaͤftes mit einem Stellgeſchaͤfte oder Lieferungsgeſchaͤfte. 
Hierher gehören folgende Sefchäfte. Das zweiſchneidige Prämiens 
geſchaͤft, wenn ein Gontrahent ſich nicht blos die Wahl bedingt, ob 
er liefern ober empfangen will, fondern auch die Befugniß, gegen eine 
Prämie ganz von dem Befchäfte abzugehen 88). Berner der Schluß 
auf feit und offen, wo ber Käufer es ſich vorbehält, einen gemiffen 
Theil ber gekauften (die offenen) Papiere nicht zu nehmen, indem er 


pa BD, Du nimmt indeß ans Thoͤl, Verkehr ©. 199 fig. Hanbelsr. $. 98, 
2 > at Bender, Verkehr. Ach. für civ. Praris VIII. $. 65, 66, 
67) Daß ſich für derartige Werbindungen kein beſtimmter Name gebildet 
(Thoͤl, HR. 5.94, Notel, &.298), Tann nicht auffallen. Denn fie hängen 
ducchaus von den Anfichten des Speculanten ab, und können baber ins Unend⸗ 
liche variiren. 
68) Thoͤl, Verkehr ©. 142 fig. Handelsr. 5: ID. 
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den Meis bed anderen Zhelles derſelben (ber feſten Papiere) erhöher, 
ober der Verkäufer es ſich vorbehätt, die verkauften offenen Papiere nicht 
zu liefern, indem er ben Preis ber feſten Papiere erniedrigt. Die Preiss 
Differenz bildet hier die Prämie), Wei biefem Gefchäfte ift der Handel 
über die offenen Papiere durch die Willkuͤr eines der Eontrahenten reſ o⸗ 
lutiv bedingt. Es kann aber auch in ber Form gefchloffen werden, daß 
es in biefee Beziehung auf gleiche Weife als ſuspenſtov bebingt er 
ſcheint. Dieß iſt das Nohgefhäft oder Nahgefhäft, und bie 
offenen Papiere heißen bier ble Nochpapiere. — Diefe Gefchäfte Finnen 
fo gefchloffen werden, daß ber Preis davon unabhängig iſt, ob bie offenen 
Papiere genommen oder geliefert werben, ober nichts’ mas nur denkbar 
ift, wenn auch Feine Verfchiedenheit zwifchen dem Preife ber offenen und 
bem der feften Papiere feſtgeſetzt iſt. — Laͤßt fih nun auch bei biefen 
Geſchaͤften der Betrag der Preisdifferenz nicht erkennen (verftcht ſich, 
wenn die Contrahenten nicht überflüffigee Weife einen folchen feſtgeſetzt 
haben), fo fleht doch anzunehmen, daß die Parteien einm anderen Preis 
verabredet haben würden, wenn fie über die offenen Papiere entweder feſt 
oder gar nicht contrahitt hätten?®), Diefer andere ungemiffe Preis muß 
dann ein niedrigerer fen, wenn die Willkuͤr des Käufers, ein höherer, 
wenn die Willkür des Merkäufers das Gefchäft bedingt. — In dem 
angegebenen Kalle der Unabhängigkeit des Preifes von dem Gebrauche ber 
geſtatteten Willkuͤr kann jene Differenz aber auch nur als eine Prämie 
für die Geftattung diefer Willkuͤr betrachtet werden; und fie erfcheint 
hier als eine Verficherungspeämie für die Gefahren der Caͤrjunctur, welche 
der Prämiengeber getragen haben würde, wenn. das Gefchäft über bie 
offenen Papiere ebenfalls feft gefchloffen worden wäre. Das Geſchaͤft 
kann aber auch fo gefchloffen twerden, daß ein anderer Preis gezahlt wird, 
wenn die offenen Papiere genommen ober gellefert, und ein “anderer, 
wenn dieß nicht ber Fall iſt; was immer auch dann flattfinden muß, 
wenn eine Verſchledenheit zwiſchen dem Preiſe der feften und bem ber 
offenen Papiere feftgefegt tft. In dieſem Falle iſt das Gefchäft über 
die offenen Papiere ein Prämiengefhäft mit einer Prämie für das 
Recht des Nüdtrittes, die dann bei dem Schluffe auf feft und offen 
die Natur einer arrha poenitentialis, bei dem Nochgefihäfte die Ratue 
einee fogen. arrha pacto imperfecto adjecte hat. Dieſes Prämien- 
geſchaͤft iſt aber auch Hier nur unter der Worausfegung vorhanden, baß 
ber Preis für die feften Papiere mit Rüdfiht auf das Gefhäft über 
bie offenen Papiere erhöht oder erniedrigt iſt, wobel denn freilich die 
Erkennbarkeit des Betrages der Prämie wiederum hinwegfaͤllt. Immer 
findet zwiſchen beiden Gefchäften die Verbindung flatt, daß dee Preis 
der feften Papiere entweder die Prämie in fich befaßt, ober fie von ihm 
abgefchlagen iſt. — Zu ww find hier noch die Claufeln: fir, praͤ⸗ 


69) Thol, Verkehr S. 164 fig. Handelsr. $. 97. 

70) ©. indeß Thoͤl, Verkehr S. 167 fig. Hmdelör. 6. 98, nad bem , 
mit ber Feſtſetzung defielben Preifes für die einen wie für bie anderen Papiere 
fi) das Anrechnen der Prämie nicht vereinigen laͤßt. 
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eife, prompt, fpäteftens, welche ber Erfuͤllungszeit hinzugefügt werben und 
den Sinn haben, daß wenn .fie nicht eingehalten wird, fofort nad) deren 
Ablauf der Sontrahent, dem geleiflet werden fol, Teinerfeits nicht mehr 
durch das Gefchäft gebunden iſt 71). — Ferner kennt der Handelsgebrauch 
befondere Arten ber Berechnung des Preifes im Verhaͤltniſſe zu bee 
Quantität der Waare und mit Beruͤckſichtigung ber Bahlungszeit. Hler⸗ 
ber gehört die. Thara’?), Man unterfcheidet naͤmlich das Brutto: 
oder Sporcos und das Nettogewicht der Waare. Erfleres iſt ihr 
Gewicht mit Einfluß der Fuftagie, d. h. bes zur Verpackung dienenden 
Materials, letzteres das Gewicht der Waare felber, welches, ober befien 
Preis, man fo zu berechnen pflegt, daß man von bem Bruttogewichte 
oder deſſen Preife geroiffe auf der Erfahrung beeuhende Procente für die 
Fuſtagie abzieht. Diefer Abzug ift die Thara. Das Gutgewicht bes 
fteht in einem gleichfalls procentweifen Abzuge vom Gewichte oder Preife 
in Rüdfiht auf den Gemwichtöunterfchied oder Ausfchlag beim Detailvers 
Tauf??). Der Ausdrud: Refactie, bezeichnet einen derartigen Abzug, 
ber wegen Schabhaftigkeit, und ber Ausbrud: Fuſti, einen folhen, 
ber wegen ungewöhnlicher Unreinigkeit der Wanre gemacht wird; fo wie 
auch diefe Mängel felber mit diefen Namen belegt werden). — Wird 
Bahlung bes Kaufpreifes vor Ablauf ber beim Contantkaufe geltenden 
zinsfreien Zahlfriſten bedungen, fo pflege dem Käufer dafür ein Rabatt 
bewilligt zu werden, nämlich ein procentweifee Nachlaß vom Kaufpreife, 
welcher dem Gebrauche zufolge wie ber Disconto berechnet wird. Der 
Ausdeud: Detort, bedeutet daſſelbe, wiewohl man bisweilen barunter 
einen größeren Abzug, als ber Rabatt ift, verftcht, .B.% % m. 
Monat, mährend ber Rabatt nur 14 GH pr. Monat zu betragen pflegt. 
— Der Berkäufer pflegt indeß bei der Beftimmung des Kaufpreifes ſchon 
darauf Ruͤckſicht zu nehmen, daß er einen folchen Abzug zu bewilligen 
genöthigt fein wird ’d), Im Buchhandel pflegt ein folcher Rabatt auch 
ohne Rüdficht auf frühere Zahlung bewilligt zu werden, und man unters 
f&heidet hier von bem Brutto⸗ oder Ladenpreife den Nettopreis, der 
durd) einen Abzug von 331 % von jenem gebildet wird, den der Ver⸗ 
lagshaͤndler dem Sortimentshändler in Rüdficht auf den Vertrieb und 
deſſen Koften zu bewilligen pflegt. — Als dem kaufmaͤnniſchen Verkehre 
eigenthüämliche Zahlungsarten find hier diejenigen zu nennen, welche durch 
bloßes Ab⸗ und Zufchreiben, Creditiren und Debitiren, bewerkſtelligt wer⸗ 
den. Denn das Einziehen von Zahlungen duch Anmwelfungen, zu denen - 


71) Neber biefe fogen. Refolutioclaufel: Linde, in befien Beitichr. für 
Civilr. und Proz. IU. ©. er Souchay, daſ. I. ©. 465-467. 
Bender d. a. D. $. 83. 
72) Das Wort ift fpanifchen Urfprunges. Lubovici, Kaufmannss 
leriton v. Zhara. - 
a) S. Lu dovici a. a D. Bleibtreu, Lehrb. dev Handelswiſſenſch. 


74) Berghaus, Encyklopaͤdie ber Handelsw. II, ©. 219. Archiv f. d. 
Handelst. II. S. 574—588. Bleibtreu. a. D. 
75) Bgl. Buͤſch, Darftellung der Handtung u. f. w. I. ©. 166. 


/ 
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auch bie gezogenen Wechſel gehören, iſt zwar ebenfalls eine dem kaufmaͤn⸗ 
nifchen Verkehre vorzugsweiſe Ligene Art, bie Zahlung zu bewerkſtelllgen; 
allein fie gehört einer befonderen Kategorie bes Handelsrechtes im weite 
vn Sinne an. Bol. den Art. Anweiſung. — Kaufmännifche 
Auffaffungsmweife ift es, alle vermögensrechtlichen Beziehungen in Han⸗ 
delöverhäftnifien, welche durch gefchehene Leiftungen begründet find, als 
Korderungen und Schulden, credita und debita, zu behandein. In 
der kaufmaͤnniſchen Behandiungsweife entſtehen aus bloßen Geſchaͤften 
‚ohne Zeiftung zwar allerdings Verpflichtungen (Engagements), aber noch 
Leine Forderungen ımd Schulden. Die Leiſtung tft aber auch nie eigents 
Tiche Solution, fondern begrümbet erſt Forderung und Schuld, creditum 
und debitum; erft fie veranlaßt eine eigentliche Buchung, und diefe vers 
wandelt fomit das Engagement in eine. causa debiti ober crediti 7°). 
Dieſe debita und credita werben ald compenfable Verhättniffe einander 
gegenüber geftellt, worüber eine laufende Gegenrechnung befteht 77), beren 
einzelne Pöfte bald nad): Werlauf jedes halben, bald am Ende jeden Jah⸗ 
res durch einen Abſchluß zur Compenfation mit ‚einander und fo zur 
eigentlichen Solution gelangen, Go behandelt der Kaufmann nicht. bios 
—* Verhaͤltniß zwiſchen ſich und ſeinen Handelsfreunden, ſondern ſelbſt 
innerhalb feines eigenen Geſchaͤftes conſtituirt er eine Anzahl von befonderen 
Bermögen, welche er untereinander wiederum: in biefes Verhaͤltniß fegt 79), 
So wenlgſtens, mo bie eigentlich kaufmaͤnniſche, die doppelte ober 
Itattenifhe, Buchführung flattfindet??). Er macht. fich felher zum 
Stäubiger feines eigenen Gefchäftes, ‚indem er fich auf fein Gapitalcents 
diejenigen Summen zu Gute fchreibt, welche er in das Gefchäft geſteckt; 
er macht fic in gleicher Beziehung zum Schulbner, indem er auf fein 
Haushaltungseonto ſich diejenigen Summen zur Laſt ſchreibt, weiche er 
zu feinen eigenen Beduͤrfniſſen feinem Gefd;äfte entzieht. Erſt beim Ab⸗ 
kaufe eines gewiſſen Beitenumes fchließt er bet Ziehung ber Bilanz. vers 
mittelft bes Gewinn⸗ und Verluſtconto auf dem Bilnzconto zwiſchen 


% - 


76) Verkauft z. 8. ber Kaufmann von feinem Lager eine Partei Waarch 
" um 1000, fo wirb er zwar biefes Engagement notiren; aber er trägt nicht ſich 
als den Schuldner ber Waare und den Gläubiger bes Preifes in feine Bücher 
ein. Erft wenn er bie Baare abgeliefert bat, fchreibt er feinem Waarenconto 
1000 u Gute ımb dem Conto des Käufers 1000 zur Laſt. 
7 2 Wuͤrde im Beiſpiele der Rote 76 ber Käufer ben Preis von 1000 
einige Zeit nach der Lieferung der Waare baar rl a 10 würde der Ver⸗ 
Täufer die ihm zur Laſt gefchriebenen 1000 nicht tilgenz er würde vielmehr 
des Käufers Eonto 1000 zu Gute, und feinem ,- des Werkäufers, - Sonto 1000 
zur Laft ſchreiben. ee 
78) Wäre im Falle der Note 76 der Preis fofort bei der Lieferung baar 
gezahlt, fo würde der Verkäufer feinem Waarenconto 1000 zu Gute, und ſel⸗ 
nem Gaffaconto 1008 zur Laft fchreiben. . 
79) Bei der einfachen oder teutfchen Wuchfährumg ift das Guftem bios 
darauf berechnet, daß der Kaufmann zwiſchen ſich unb Anderen Bud 3 waͤh⸗ 
rend er bei der doppelten jeden Poſten zweimal bucht, Ehre dieß bei ber eins 
fachen nur einmal, „> im alle der Rote 76, fchreibt der Verkäufer fich 
blos 1000 zu Bute. — — 
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aud feinen Geſchaͤfte ab. Allein ee ſtellt nicht blos ſich feinem Ge⸗ 

ſchaͤfte im ſolcher Weiſe gegenüber, ſondern auch die einzelnen Vermoͤgens⸗ 
theile, welche ſich in feinem Geſchaͤfte befinden, unter einander ®0); gleich⸗ 
ſam als ob fie mehrere Vermoͤgen bildeten, deren Subjecte mit einander 
Geſchaͤfte gemacht und dadurch Forberungen und Schuiden gegen einander 
begründet hätten. Ein ganz gleiches Verhaͤltniß mußte ſich bei den Roͤ⸗ 
mern bherausftellen, wenn din domimus Sclavenpeculien von feiner ratio 
dominica abfonderte®!). Wurde aus dem peculium etwas in die domi- 
nica ratio verwendet, ober :von biefer eine Peculienforberung eingezogen, 
fo wurde fie, oder der dominus, dafüv debitor der peculiaris ratio ober 
des serrus®2). Wenn nun ber dominus auch über bie pecaliaris ratio 
Buch hielt, fo mußte alles, was im Peculium war, ſchon eine Forde⸗ 
eımg bee dominica an bie peculiaris ratio und biefe dafuͤr Schuldner 
fen; und wenn ber dominus ſich ober jene ala den Schuldner biefer 
bebndelte, fo mußte er biefe wieberum für benfelben Betrag als feinen 
Glaͤubiger betrachten °?). Schloß ferner ber eine Sclave mit dem andes 
ren ein Geſchaͤft, fo konnte zwar von einem eigentlichen Rechtsverhaͤltniſſe 
unter ihnen nicht die Rebe fein; ging aber in Folge deſſeiben etwas aus 
ben einen Peculium in daB andere hinüber, fo mußte das erfte der do- 
minica zatio fo viel weniger, das andere ihr ums fo viel mehr ſchuldig 
fein, weil jenes vermindert: und biefes vergrößert. worben war. — Es 
mußte aber auf bee andern Seite, da zwiſchen biefen Peculien keine 
Mechtsvrrhaͤltniſſe und deren Solution beftehen unb eintreten. fonnten, 
fondern nur Rechnung sverhaͤltniſſe, unter ihnen die Sache ſich fo 
ſtellen ‚ baß dem erſteren ein Guthaben gegen das letztere und dem letzte⸗ 
den win dem entſprechendes Schulden dem erſten gegenüber berachnet 


— — Der buchfuͤhrende dominns mußte alſo auch in dieſem Belle 


ebab hoppelte Eintragung vornehrnenz dem, der: hergegeben hatte, zu Sue, 
dem, det. empfangen hätte, zur Laft ſchreiben. um die peculiaren ratiomes 
in des richtige Verhaͤlmiß zur dommica ratio zu ſetzen. — Go auch in 
bee Taufmännifchen Behandiungsweife 9%), Ye gegenfeitigen Contocur⸗ 
centforderungen wie bemerkt, is beim Rechnungsfchluffe durch 

en getilgt, und bie dahin wird jede als beſtehende Forderung, 
namentlich) auch, In fe fie unter 2m anplungeferunden beficht, in Ans 


— 


80) 3. B. —* und Gaſſe· Mol. Note 78. 

— L. 4. pr. D. poculio. (15. 1.) Peculii est... quod domieus 
— — R,servi ratione discernens 

nn 6. D. ood. — W. eh de legatis. (2. 20.) L. 


23. 6. 1.D. e peculio legato. (33 


83) a De wollte er biefes nicht, fo mußte er zwifchen ber dominioa und 
ratio Gempenſation eintreten laſſen, und damit das gegenfritige 
— — beiden ganz ober theilweife aufheben. — Der de- 
miniea zatto fteht bei bez kaufmaͤnniſchen Buchführung parallel: bad Capitals 
conto mit bem Daushaltupgstoftenconto und ben Gewinn, und Verluſtconto 
BR): a DISMONnER wird indeß Noel aötbig, wenn ine SRedhs 
nungefühteng im Innern einer Bermbgensuerwait e Somtvole srwäßren 
und eine te Buchführung vermieden werben a 
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ſehung bes Verzinfung, behandelt. Der Kaufmann, welcher biefe Eonto. 
eurrentforberung erworben, kann aber ſchon früher deren Betrag zu feiner 
Dispofition haben. wollen; und Infofern nicht etwg eine nicht gebräuchliche 
baare Zahlung eintritt, kann er, wenn ev nicht felber für den gleichen 
Betrag wieder der Schuldner feines Hanblungsfreundes durch ein zwiſchen 
ihnen direct gemachtes Gefchäft werben kann, bieß nur durch eine zwiſchen 
ihm und feinem Handlungsfreunde ſtehende Perſon erlangen, welche fein 
Schuldner und des letzteten Glaͤubiger iſt, aber dieſe Verhaͤltniſſe bei ſich 
umwandeln laͤßt, indem fie ihm gegenüber. als Glaͤubiger und diefem .Iegs 
teren gegenüber ale Schuldner auftritt. — Die einfache Grundlage ber 
ganzen Operation: iſt immer bie Korberungsübetteagung, ein Glriten, ivels 
ches aber: in verfehtebenen Formen und Bufammenfegungen vorkommen 
Tann, Geſchieht fie durch bloße Buchung, fo heißt He die Scontras 
tion, Incontration, Stiscontmtion. — Ebu ſetzt einen Kreiée 
von wenigftens drei Perfonen voraus, von bimen jehe der ihr zundchfk 
fiehenden gegenüber nach der einen Seite hin eine "Forderung, nach bee 
anderen bin aber, indem das Verhaͤltniß im Kereiſe befteht, wiederum 
eine Schuld bat. Satz. B. A vom B, Boom C und C dom A 
100 zu: fordern, fo iſt auch A dem C, C dem B und B dem. A 100 


ſchuldig. Wi B die 100 vom C eimichen, fo kann er bieß dadurch 


bewitken, daß er dieſe Forderung auf ben. A uͤbertraͤgt; mil DB führe 
Schuld an A bezahlen, fo kann er bieß ebenfalls: bafıtd, bewerkſtelligen, 
bag er dem A.feine Forderung an ben C überträgt, — Es compenſiren 
dann zunddft B.und A, und A iſt nım zugiich:Bläubiger und dk 
ner von ©. Soli diefe Borberungsähersmgung nicht bloße Kingmorfilon 
bleiben, fo muß ‘der C ſeinem neutien Glaͤubiger A fi verpflichten. Das 
wird der C: ein: debitor. delegatus. im Verhaͤltniſſe zum Deleganten 'B 
umb dem Delegatın A. Da aber ber C auch eine Forderung gegen den 
A bat, ſo kann durch Gonipenfätidht ber Eintritt dee: Wirkung einer (nos 
virenden) Delegation gaͤnzlich ausgeſchloſſen werben. So ift «6 bei ber 
Scofttration, wo duch, Forberungsübertragungen, die durch einen Aufs 
trag, ber zuerſt bald an einen Schuldner, bald an einen, Gläubiger. ger 
sichtet fein kann, vermittelt werden, eine Compenfation bewerkſtelligt 
wird. 8 erfcheint alfo babel nicht nothwendig, daß ber angewieſene 
debitor ſich - einem netten Glaͤubiger verpflichtet, fondern mur, daß er 
mir dlefem compenfie?5). — Es läßt ſich aber’ auch denken, dag zwiſchen 





8) Eine wahre Rovation braucht alfo bei der Seontration nicht einzus 
treten. Dieb geigen auch bie Worte ber Leipg. Wechfelorbn. 6. 24: So bald 
nun einer gegen den andern auf ſolche Weife eine Partie in das Memorial 
Aberſchrieben (a!fo blos cedirt Hat), vom felbigen Moment am bleibe die Schuld, 
als bezahlet, auf Gefahr deſſen, weicher felbige angenommen. — Es wird alſo 
ber einzelne Act zwiſchen zwei ber fcontrirenden Perfonen durch eine bloße For⸗ 
derungsuͤbertragung vollendet. — Das aͤltere rbmifdhe Recht hätte hier eine 
tsanscriptio a persona in personsim geſunden. Bol. Cai. J. IV. 190, — 
iss - von ber. @contration veirſchiedene in einer fation beftchende In⸗ 
Anceration yu anterfcheiben., erſcheint überfläffig. Tdi, Handelsr. $. 13%, 
uebrigens verſteht es ſich vom felber, daß in dem obigen Beifpieie bie Operation 


- 


64. Yanbel. 


A und B noch eine Rethe von Perfonen flänbe, von benen jebe bem A 
nähere von der ihr zunaͤchſt ftehenden dem B näheren eine gleiche Sumnte 
zu fordern hätte. Hier würde noch eine Reihe von Uebertragungen ber 
Forderung des B an den C in ber Richtung von B bis A nothwendig 
merden, um das beabfichtigte Mefultat herbeizuführen. Indem aber hier 
immer jeder Schuldner feinem Gläubiger gegenüber eine gleiche Forderung 
erwerben würde, fo würden auch alle diejenigen Forderungsverhältnifie, 
weiche von ber Operation berührt werden, durch Compenfation ſich aufe 
heben. — Diefe Operation fest ein Aufammenteeffen einer bebeutenden 
Baht von Kaufleuten voraus, wenn fie von einigem Umfange. fein foll, 
weil fi fonft nicht leicht die dazu erforderlichen kleineren oder größeren 
Kreife zufammenfinden, und fie gefchieht daher mehrentheils auf Meſſen, 
aber keineswegs ausſchließlich. Boͤrſen und Scontropläge find dann bie 
Drte, wo bie feontrirenden Perfonen zu voraus beſtimmten Zelten zuſam⸗ 
menteeffen ®®), und fie führen über baffelbe befondere Marktmemorialien 
und Scontrobuͤcher IT). — Achnlid damit ift bie Zahlung dusch eine 
Girobank. Girobanken, auch Umfchreibes oder Depofitenbanten ges 
nannt ®®), find Inſtitute, welche, auf einen regelmaͤßig in Metallen, uns 
geprägten (Barıen) ober Münzen, vorhandenen von ben Intereſſenten 
eingelegten Fond geflügt, jedem Intereſſenten bie Dispofition über bie 
: ihm als fein Guthaben in der Bank zugefchriebene Summe, ſei es durch 
Berausnahme aus ber Bank, oder duch Webertragung feines Guthabens 
auf andere durch bloßes Zufchreiben, geftatten. Jeder, weicher ein Guts 
haben in der Bank hat, befist alfo darin ein Mittel durch Uebertragung 
deſſelben, ober eines Theiles davon, jedem Gläubiger, dem fie überhaupt ger 
ſchehen kann, wozu denn freilich die Intereffentichaft®%) notwendig ift 
(ein Folium in der Bank), und bee fie fic gefallen laſſen muß (mad 
unter, Kaufleuten bes Platzes, für den die Bank befteht, die Regel bite 
det). oder wi, Zahlung zu leiften. Und diefe Uebertragung wird durch 





e 


nicht blos von bem B, ſondern auch von bem A ober C ausgehen koͤmen, ba 
fie alle fich in gleicher Lage zu einander befinden. — Der zu ſcontrirende Poften 
eißt auch die Partita, ober bie Partei. : 

86) Leipg. BRD. a. a.D. Augsb. W.⸗O. v. 1707 Art. 14. Riccius, 
exercitt. in ius camb. exc. 8. (Gott. 1781.), sect. 1. de scontratione mer- 
eator. p. 5. Lubdoviti, Kaufmannsieriton Bd. 6, ©. 16. 

en) Leipz. BD. 0.0. D. Leu, Handelsleriton Bb.2, &, 175, 176. 
88) Als bloße Girobanken laffen fich nur vier nachweifen: bie zu Venedig 
von 1587 (wiewohl nur anfänglich), Amfterdam 1609, — 1619, Muͤrn⸗ 
verg 1621. Vgl. Marperger, Beſchreibung ber Banken S. 190 fig. — 
Indeß finden ſich ſonſt no anken verſchiedener Art: Zettel⸗, Depoſito⸗ und 
Discontobanten. S. Poͤhls, Handelsr. I. &. 808 fig. Die bayer'ſche Hy⸗ 
potheken⸗ und Wechſelbank umfaßt alle Arten von Bankgeſchaͤften. ©. Rot⸗ 
te und Welder, Staatsleriton unter diefem Art., wo auch bie Statuten 
vom 17. Juni 1835 abyedrudt find. Vgl. ben Art. Banken. 

89) D. h. das Aufgenommenfein in bie Zahl derjenigen, benen Bufchreibuns 
gen geichehen und welche, fofern nicht ein Guthaben ihnen fehlt, alfhreiben 
laffen können. Rur Bürger ber Stadt, in der die Bank befleht, pflegen bazu 
aufgenommen zu werben. 2 — 
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bioßes Abſchreiben auf dem Bankfolium des Zahlenden und bloßes Zus . - 


fchgeiben auf dem Follum des Empfängers bewerkftelligt. Die Girobank 
befindet fich dabei in der Stellung eines debitor delegatus, und der 
Zahlende girirt feine Korderung, die ee an fie hat. Die Girobank bleibt 
dann Schuldner bed Empfängers für ben girirten Betrag fo lange bis 
biefer darüber dißponirt hatz compenfirt alfo nicht fofort mit ihm. — Auch . 
wird eine und biefelbe, Zahlung hier immer nur durch ein einmaliges 
Giriren effectuirt. Es kann aber ber Fall eintreten, baß bie Uebertragung 
einem Intereſſenten gefchieht, der nicht felber der Gläubiger ift, ſondern 
nur, 3. B. als Banquier, beffen Stelle vertritt ꝰo), In Zeurfchland iſt 
die Betreibung des Handels, fo lange es gewerbliche Vorrechte der Städte 
‚gegeben hat, zu diefen gezählt worden ). In ihnen finden ſich denn 
auch die Inſtitute, welche die Betreibung der Handelsgefchäfte erleich⸗ 
teen. Außer den Banken gehören dahin die Boͤrſen (f. diefen Art.) und 
mandye auf die Förderung des Handels bezüigliche Privilegien, fo zur 
Haltung von Mefien, Stapelgerechiigkeit und Stadteinlagerrecht, Jahr⸗ 
märkten u, f. w. 

Mehr als In jedem anderen Verkehr noch zeigt fi im Handelde . 
verkehr die Nothwendigkeit, Credit zu geben, db. h. in Andere das 
Zutrauen zu fegen, daß fie ihre Verbindlichkeiten erfüllen werben. Der 
Kaufmann hat alfo neben den Gefahren, welche der Zufall feinen Gütern, 
welche die Gonjunctur feinen Speculationen droht, nod) in einem beſon⸗ 
deren Grade die Gefahren zu fürchten, welche ihm aus ben Taͤuſchungen 
des gegebenen Credites bevorftchen. Co tie auf ber einen Seite jeder 
Kaufmann dahin ſtreben mird, fich den Credit der Hanbelswelt zu: erhal⸗ 
ten, fo wird er auf der anderen Seite fid) gegen bie aus dem gegebenen 
Credit möglichermweife entfpringenden Nachtheile zu fichern fuchen. Die 
Mittel, biefe Sicherung zu erlangen, find am fich keine anderen, als dies - 
“ jenigen, welche die allgemeinen Rechtsinſtitute ſchon gewähren: reelle 

Sicherheit durch Verpfändüngen,,. perfonelle Sicherheit durch Interceflios 
gen. In Anfehung ber eriteren Prmımt hier zumeilen die Befonderheit 
vor, daß der Gläubiger auch die Gefahr des zu feiner Sicherheit dienen: 
den Gegenftandes trägt, fo daß mit demfelben auch feine Forderung unters 
geht, wie bei der Bodmerei. In Anfehung ber letzteren finden zumeilen 
beſondere kaufmaͤnniſche Anfihten und Kormen flatt. — Dahin gehört 
die kaufmaͤnniſche Empfehlung, ober die Verſicherung des einen Kaufe 
mannes gegen den anderen, baß ein Dritter ſicher fei, ober Credit ver⸗ 
diene. Daß darin eine Interceſſion lege, durch welche der Empfehlende 
dem anderen Theile für den Machtheil verhaftet werde, ber ihm dadurch 
erwachfen, daß Gredit gegeben und feinem Vertrauen nicht entfprochen 
. worden, iſt zwar gemeinrechtlich nicht begruͤndetꝰe). Allein bie kauf 


90) Dur die Wermittelung eines folchen Intereſſenten Können benn auch 

Nichtintereſſenten an den Vortheilen ber Bank Theil nehmen, indem fie ihr 

Bancoconto oder Folium unter ihm haben. 

2 ©. den Art. Gemeinde. 

92) Vgk Trummer, Arch. f. d. Handelsrecht I. S. 227—269. — An- 

ders zuweilen nach Partienlarrehten. &. Iüb. Recht III. 10. 1., aber auch 
V. 5 
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männifche Anſicht daruͤber hat doch die Folge, daß der Empfehlende fich 
durch eine Proteſtation im Voraus gegen jede Haftung zu verwalten 
ſucht, 3. B. durch die Clauſeln: ohne meine Vertretung, ohne mein 
Präjudiz, ohne mein Obligo, ohne meine Gewaͤhrleiſtung??). Der Erer 
ditauftrag (auch das Creditmachen, ber Creditbrief®*)) hat die recht⸗ 
liche Natur des mandatum qualificatum 9%), Das del credere 
Stehen ifk eine Interceſſion gegen eine Verguͤtung, die Dekcredereprovi⸗ 
genannt, und die Benennung iſt bann üblich, wenn ber Intercebent 
ſelber den Srodie gibt, und zwar, wenn bad del credere Stehen nicht 
bedungen wäre, auf Rechnung und Gefahr desjenigen, bei dem er inter 
cedirt. Jedoch zeichnet fich dieſe Art der Interceffien regelmäßig auch 
dadurch aus, daß fie für unbeftimmte und zukünftige Schuldner gefchieht. 
Die Deleredereproviſion Tann man zwar als eine Afferuranzprämie bes 
trachten 9); allein eine Selbftafjeeurang wegen des Eredites, weichen ein 
Gonteahent den anderen zu Theil werden läßt, und wofür legterer ihm 
eine Vergätung oder Prämie zahlt ??), gibt es weder nach Taufmännifcher 
Anſicht, noch iſt fie juridifch möglich. Denn wer kann eine Gefahr, die 
ihn ſelbſt ohnehin teifft, noch befonders uͤbernehmen, und eine — 
“für eine ſolche angebliche Uebernahme ſich bedingen?)? Kann alſo 
für das Creditgeben eine Vergütung gegeben werden, fo kann fie doch 
unmdglich jemals eine Vergütung für eine Sicherung gegen Gefaße 
fein). — Die Deckung (Dedungsfond, Valuta, Provifion, A 
ſchaffung) iſt eine Sicherheitsteiftung , welche für die Ruͤckerſtattung, bie 
Revalirung, einer in Folge eines Auftrages geleifteten Zahlung beftellt 
wird; jedoch wird auch die wirkliche Vergütung des Ausgezahlten bie 
Dedung genannt. Die Dedtung in jenem Sinne kann der Beauftragte 
in einer Forderung, welche der Auftraggeber gegen ihn hat (Mandiren auf 
Schulb), oder in ihm vor der Zahlung zugegangenen Fonds, Münzen ober 
Greditpapiere (Mandiren auf Baarfonds), finden. Wird ohne folche Deckung 
ein, Zahlungoauftrag gegeben (Mandiren auf Borg, auf Ereditfonds, A de- 
‚couvert, bills of accommodation), fo crebitirt ber Beauftragte bei ber 


gr: — 1J. 12. 2. und genauere Beſtimmungen im preuß. Landr. IL 
en: g. 

98 Spdl, Handelir. $. 401. 

94) In einem auderen Sinne bezeichnet der Grebitbrief den Kuftrag, für 
Rechnung des Auftraggebers einem Dritten Zahlungen zu leiſten. 

25 Bel. Thdl a. a. O. $. 108, 109. 

%) So Thdla. aD. $. 107. 

97) So Ihöla. a. O. $. 106, 

98) Banz etwas anderes iſt es, daß derjenige, welcher bie Gefahr eines . 
Geſchaͤftes trägt, auch den dadurch gemachten Erwerb behalten foll, fo beim 
Darlehen berienige, welcher bie Gefahr bed Capitals trägt, bie äinfen (L. 67. 
$. 1. D. pro socio [17. 2.], vgi. L. 10. 6. 8., L. 6. $. 6, D. mandati 
[17. 1.]), woraus man aber nicht mit Thoͤl, a. 0. D. $. 111, &. 336, fols 
gern barf, daß in den Binfen eine Affecuranzprämie ſtecke. 

— — — rg es, — ein — — er nei 
na mit dbemfelben verbundene, von aͤußeren Sufällen brobe 
Gefahr übernimmt , wie beim foenus nauticum. 
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Yustübeung zwar dem Auftraggeber, kann aber für diefen Goobit wiederum 
mehr ober minder fichene Deckung haben, 3. B. durch Fauſtpfand oder 
Hppothek, durch Interseflion, durch ein Metentionsrecht, oder dadurch, 
daß der Auftraggeber wiederum gleiche Werbindlichkeiten gegen Ihn übers 
nimmt, 3. B. durch Schuldſchein, eigenen Wechſel, Acceptiren eines vom 
Beauftragten gezogenen Wechſels, Indoſſiren eines Wechſels auf ihn. 
Dieſes letztere Gefchaͤft kann man als Mandiren und Zahlen auf ges 
bedten Eredit bezeichnen oo) 

U, Handelsbuͤcher find Äbechaupt diejenigen Rechnngsbuͤchet, 
welche der Handeltreibende über fein Geſchaͤft führt. Nicht alle dieſe 
Bücher zeichnen fich indeß, wenn man von deu Ausdruͤcken abſieht, durch 
eine beſondere taufmännifche Behandlungsweife ober juridiſche Bedeutſam⸗ 
keit aus. Diejenigen, welche auf ſolthe Weiſe ausgezeichnet find, kann 
man old Handelsbuͤcher im engeren Sinne, die übrigen als Hilfsblicher 
bezeichnen. Zu jenen gehören folgende. 1) Das Hauptbuch, and) 
Maſtro, Contobuch, welches bie debita und credita des Kaufmannes 
feinen Hanblungsfeeunben gegemüber, bei der doppelten Buchhaltung auch 
die eredita und debita der einzelnen Permoͤgensmaſſen, weiche ber Kaufe 
monn im Inneren feines Geſchoͤftes von einander abfonhert, unteveinan⸗ 
der, mit Angabe des Tages, an dem diefe eredita und debita als ſolche 
emftonden find, jedoch ohne Angabe ihre Entfichungegrundee nachwei⸗ 
fer102), Mechte wad Berbindlichkeiten, weldye aus zweiſeitigen Geſchaͤften 
entſpringen, finden hier als ſolche keinen Platz; ſondern erſt bie aus 
ihnen nad) geſchehener Erfüllung von einer Seite entſarungenen einfeitle 
gen Forderungen und Schulden 102), Die Einsheilung ta beſondere Blaͤt⸗ 
ter oder Conto's für jede Perfon oder Vermoͤgensmaſſe, welche in ein 
CEredit⸗ oder Debetverhaͤblmiß komme, wenigſtens dann, wenn eine Mehr⸗ 
zahl ſolcher Verhaͤldniſſe für fle zu erwarten ſteht 102), "un das Gegen⸗ 


uͤberſtellen dieſer Vethaͤltniſſe auf demſelben Biatte, des debäta auf ber 


linken, dee eredita auf ber rechten Seite, erleichtern bie Ueberficht. Vei 
der doppelten Buchhaltung zeigt die Rubrik der dehita das Gente, auf 
dem berfeibe Poſten in Eredit flieht, mit dem vorgeſetzten Worte: Az, 
und bie Rubrik der credita das Conto, auf. welchem derſelbe Poſten im 
Debet ftcht, mit dem Worte: Per, m. — Das Riscontro enthält 
ebenfalls auf gefonderten Conten die credita und Jdebita bes Kaufman⸗ 
nes, aber nur im Verhaͤltniſſe zu feinen Handlungẽfreunden. Es ifl 
alfe das Hauptbuch der einfachen Buchhaltung, wird jedoch von manchen 
Kaufleuten neben bein Sauptbuche der doppelten Buchhaltung gefühet, 
me Die Ueberſicht des Standes biefer Verhaͤlmiſſe zu esleichtern ?0*). 


on Vgl. Thdla, a. O. $. 140. 
‘> 101) Aucd die von Jones erfunbene engtifche Buchhaltung a diefeiben 


Nahwellungen im f aber auf jedem Gionte eine Wontsole ber 
Nichtigkeit des Eintrages Fr gewähren. Bleibtreu a a. D. & 475 fig. 
02) &. oben Note und 76. 


1 x i 
103) Fuͤr andere pflegt es gemeinfame Gontos: Diverıs Orsditeres und 
00) Die gene tiche Buchhaltung , welde bie Vorthelle der bappellen 
e neue e a e 
und einfachen reinigen oil ‚ Tcheint then Anklang, sw — 
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Bisweilen findet man felbf zwei, ein Inländifches und ein aus» 
laͤndiſches, je nad dem Wohnorte bee Handelsfreunde 108), — 2) 
Das Journal, Tagebuch, enthält eben dafleibe, was ſich in dem, aus 
feinem Inhalte formirten, Sauptbuche findet, mit Angabe der Conto’s 
‘des Hauptbuches, wo der Poften einzutragen ift, bei jedem einzelnen der 
Poften. Doc werben diefe hier nicht doppelt, fondern nur einfach, nicht 
auf befondere Conto’s, fondern in chronologifcher Ordnung eingetragen, 
Außerdem enthält es aber aud bie Angabe ber Gefchäfte, woraus 
die einzelnen debita und credita entfprungen find; nicht aber die 
Angabe derjenigen Gefchäfte, welhe noch Fein — einſei— 
tiges — debitum oder creditum erzeugt haben, wiewohl 
man zutvellen auch das Buch, welches biefe nachmeifet, ein Journal nennt 
(f. unten: Memorial). — Die Bildung biefes Journales aus anderen 
Büchern, die Anordnung bes Hauptbuches, bie Buchung in bemfelben, 


und der Abſchluß ber Bilanz, iſt das Gefchäft des eigentlihen Buchs 


halters als folchen, welches fich demnach auch dadurch auszeichnet, 
daß er Diejenigen Verhaͤltniſſe, welche nicht urſpruͤnglich einfeitig find, 
in credita und debita tranfedibirt. — 3) Das Memorial, manuale, 
Brouillard, Brouillon, Strazze, auch Cladde und Schmierbuch genannt, 
unterfcheidet fi) dadurch vom Journale, daß es nicht die Angabe der 
Conten des Hauptbuches enthält, auch nicht gerade die often als debita 
und credita bezeichnet, und demnach auch folche Handelsverhäftniffe nach⸗ 


- 


weifen kann und nachweiſen ſoll, woraus ſich noch Beine einfeltigen Kore - 


derungen entwickelt haben. Bisweilen wird zwar das Memorial auch fo 
gehalten, Mß man fchon darin jeden Poften bebitirt und creditirt 100), 
und dann kann es freilich bie Stelle des Journales vertreten. Allein in 
Anfehung ſolcher Gefchäftsverhättniffe, woraus noch Feine credita und 
debita im angefebenen Sinne entftanden find, wird Fein Kaufmann eine 
folche Bezeihnung in feinen Büchern vormehmen, und dieſe müffen eben⸗ 
falls in dem Memorial verzeichnet fein, wenn es als folches betrachtet 
werden foll; es muß alle Sandelsoperationen enthalten und ift das⸗ 
jenige Bud), welches der Code de commerce17) als livre journal, 506 
badifhe Hanbelsrecht!%8) als das Tagbuch bezeichnet. Im übrigen if 
das Memorial dem Journale in Anfehung feines Inhaltes gleich, erſcheint 
aber noch unentbehrlicher als diefes10%), — Aus dem Memorial ents 
nimmt der Buchhalter den Stoff für die Bildung des Journales, muß 
aber feeilidy dann, wenn es nicht die erforderliche Vollſtaͤndigkeit hat, ſich 
auch ber Hitfsbücher bebienen. — Als Hilfsbäcer find alle übrigen 
Handelsbuͤcher zu beteachten, und fie koͤnnen, nach der von jedem Kaufe 


Rn 
105) Bal. Baͤſch, Darſtellung ber Hanblung Buch 4, Gap. 6, $. 16. 
16) Zudovici a. a. H. via — 
107) C. d. c. art. 8. 

108) Bad. Handelsr. Art. 8. 

109) Jedoch fol es oft, namentlich auch in Baden , von Kaufleuten nicht 
gehalten werben (Mittermaier a. & D. $. 566, Note 3), wenn nicht ehwa 
dabei das eigentliche Sournal gemeint fi. 
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manne gewaͤhlten Einrichtung, ſehr mannigfaltig ſein. Als ſolche pflegen 
vorzukommen: das Contocurrent⸗, Waarenſcontro⸗, Wechſelſcontro⸗ Caſſen⸗ 
ſcontro⸗, Bankſcontro⸗, Waareneinkaufs⸗, Waarenverkaufs⸗, Waaren⸗ 
calculations⸗, Factur⸗, Commiſſions⸗, „Speditionsrechnungs⸗, Wechſel⸗ 
copir⸗, Handlungsunkoſten⸗, Briefcopicbuch, bie Meßhilfsbuͤcher und 
andere 1210), — Dee Ausdruck: Conto currente, hat eine zweifache Be⸗ 
deutung: einmal bezeichnet er das Verhaͤltniß bee laufenden Rechnung 
zwiſchen zwei Kaufleuten, vermöge deſſen fie fi) ihre Korberungen durch 
Budung bis zum Rechnungsabfchluffe creditiren; anberentheild aber die 
Abrechnung, weiche fie fich beim Rechnungsſchluſſe Aber diefes Verhaͤltniß 
zulegen. — 

Von juriſtiſchem Intereſſe ſind hier nun die Fragen: welche Buͤcher 
iſt der Kaufmann zu halten ſchuldig? welche Beſchaffenheit muͤſſen fie 
haben? und inwiefern wohnt ihnen eine Beweiskraft bei? — In Ans 
ſehung der erſten Frage fehlt es an gemeinrechtlichen Beſtimmungen. 
Man kann alfo. nur inſofern von einer Schuldigkeit, Handlungsbuͤcher 
zu führen, reden, als davon rechtliche Momente abhängen. Als ſolche 
kann man nur die Beweisführung durch Hanbelsbücher, und bie Qua⸗ 
lität eines ordentlichen Kaufmannes nennen, welche ja allerdings von 
jurtdifcher Bedeutung fein kann, menn fein Verhalten feinen Grebitoren 
gegenüber zur richterlichen Beurtheilung ſteht. Handelsgeſetze ſtellen felbft 
die Vermuthung auf, daß die Inſolvenz eines Kaufmannes, dee nicht 
gehörig Buch führte, feinem Verſchulden beizumefjen fei 129). In der 


letzteren Beziehung (von ber erſteren wird unten bie Rebe fein) kann man 


un weber die Kührung der beſonderen Hilfsbuͤcher, noch bie eines Haupt⸗ 
buches ober eines Journales für nothwendig erachten. Denn auch abge 
fehen davon, daß mancher Kaufmann den Credit eines ordentlichen Kauf: 
mannes genießt, ohne irgend eines biefer Bücher zu führen, und dag das 
Journal nur bei der doppelten Buchführung erforderlich erfcheint, zu mel: 
cher niemand verpflichtet fein kann, findet fich der Inhalt diefer Bücher 
fon in dem Memorial. Diefes muß man aber, mit welchem Namen 
man es auch belege, für nothwendig erachten, unb man, wird nicht bes 
haupten koͤnnen, baß es durch andere Bücher, wenn fie aud) daſſelbe 
enthalten, erfegt werden könne. Denn um das Verhalten eines Kaufs 
mannes prüfen zu können, bedarf es einer Ueberficht feiner ganzen Ges 
fchäftschätigkeit, und einer Garantie dafür, daß die Aufzeichnung berfels 
ben nicht gefälfcht fel. Und biefe Eann nur dann vorhanden fein, wenn 
jene in einem einzigen Buche fo zufammengeftellt ift, daß Abänderungen 
bemerklich fein müßten. — Die Führung bdiefes Buches machen denn 
auch das franzöfifche und babifche Handelsrecht dem Kaufmanne zur Pflicht, 
wiewohl unter dem Namen bes livre journal oder Tagebuch, und fordern 
daneben nur noch die Kührung eines Inventarienbuches 11%). — Die 


— —— 
110) Bgl. Bleibtreu a. a. O. S. 482 fig. 
j 111) C. d. c. art. 13 u. 694. Niederl. ⸗G. B. Art. 9. Portug. 


222. 
an 112) C. a. c. art.8. 9. Bad. 9.8. Art. 8. 9. 
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zwelto Frage läge ſich gemeinrechtlich nur dahln beantworten: daß bie 
. Bücher, es ſei nun um bie Beweiskraft oder die Qualität eines ordentlichen 
Kaufmannes zu begründen, in berjenigen Ordnung, welche ber Kaufs 
mannsgebrauch erforbert 1), ugb fo geführt fein nräffen, daß kein ges 
gruͤndeter Verdacht ihrer Faͤlſchung obwaltet. Um folchen Verdachte 
nicht Baum zu geben, muß das Buch gehoͤrig gebunden und fortlaufend 
paginirt fein, fo daß bie Möglichkeit einer Entfernung oder Hineinfügung 
beſchriebener Blätter ausgeſchloſſen iſtz es muß in chtonologiſcher Ordnung 
und ohne freie Zwiſchenraͤume gefuͤhrt fein, damit bie Abſicht ſpaͤterer 
Einfhaltungen nicht zu vermuthen ſteht 114); es muß Beine Spuren ſpaͤ⸗ 
teree Abänderungen an ſich tragen, welche das Veraͤnderte unkenntlich 
mochen, alfo Leine Raſuren und keine bie Lesbarkeit aufhebende Durch⸗ 
flreidungen, und eben fo wenig darf es wirkliche Einfchaltungen enthals 
tm!15). — Das franzöfifhe und badiſche Handelsrecht fordern außerdem 
noch, daß bie Bücher, deren Kührung fie dem Kaufmanne zur Pfliche 
machen, von einer Öffentlichen Perfon paginirt und paraphirt, erflere# 
auch, daß fie von einer folchen jährlich viſirt werden!) — In Arne 
fehung ber dritten Frage kommen mehrere Momente In Betracht IT). 
Die eigenthämliche Beweiskraft der Handelsbücher befteht barin, daß ſie 
pro scribents beweiſen. Der Inhalt eines Handelsbuches, worauf fich 
derjenige, in deſſen Angelegenheiten es geführt wird, zur Begründung 
Aines von ihm erhobenen Anfpruches berufen ante, kann entweber ein 
mit feinem Gegner abgefchloffene® ober überhaupt diefen verpflichtenbes 
Geſchaͤft (negotium), oder dns Eingetragenfein des letzteren ale 
Schuldner (eine expensilatio) fein!!®), Die expensilatio wird nun aller» 
dings auf das vollkommenſte durch bas Buch erwieſen; allein ber Beweis 
einer einfeitigem expensilatio fan an ſich von Feiner Relevanz fen‘P): 


118) Freſburg. Stat. v. 1520 Bl. 21: on argwoͤnig um orbenlich. Frankf. 
Reform. I. 31. $. 12: orbentlih und formiih. Hamb. St... J. 80. Art. 6. 
Preuß. Landr. II. 8. 5. 666: nach kaufmaͤnniſcher Art. 

114) Noch fiherer wäre es, die einzelnen Poften zu numeriren. 

115) C. de c. art, 10. Bab. Hanbelsr. Art. 10. 

116) C. de c. art. 10. 11. Bad. H.⸗R. Art. 10, 11. 

117) Die Literatur bei Mittermater a. a. D. $. 568, Rote 1, unb 
Linde, Lehrb. des Civilproz. $. 277, Note 10. 

118) Sollte der Fall eintreten, daß jemand in ber Lage wäre, ſich darauf 
zu berufen, daß er jemanden ald Gläubiger eingetragen, eine acceptilatio vor: 
genommen habe, fo würde bieß in Beziehung auf den Beweis für ihn, von 
Argumentationen — dem Falle der expensilatio gleich en. ‘ 

119) Auch die Bücher ber Argentdrien, weiche ohne Zweifel im weſentlichen 
Acceptilationen unb Grpenfilationen enthielten, bewieſen die Nichtigkeit ber letz⸗ 
teven gegen ben als Schuldner GEingetragenen für ben Argentarius nicht. Nach 
der ungloffirten Nov. 136. c. 5. ift die Eintragung —* verpflichtend, wenn 
der Schuldner ſie unterſchrieben hat. — Ueberhaupt laͤßt ſich in den eigenen 
Angklegenheiten der Argentarien uͤberall kein beſonderes Vorrecht ihrer Bücher 
nachweiſen. S. über dieſe Materie: Kraut, de argentariis ot unmmul. 
Gött. 1826.3 und füR die Ableitung aus den ratlones demesticae det Xbmer: 
Pohle, Hanbelör. I. S. 349, dagegen aber: M. Mittermaier, über bie 
Gruͤnde der Verpflichtung zur Gbition ber Urkunden S. 58. 


> 
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Auch ſelbſt wenn die Zuſtimmung des angeblichen Schuldners zu derſel⸗ 
ben awielen wäre, wuͤrde fie jetzt kein ſelbſtſtaͤndiger Verpflichtungegrund 
che fein 220). Ob aber die expensilatio ein Beweisgrund pro scri- 
| bente fein koͤnnte, und in weſchem Grabe, das würbe vom richterlicdyen 
Ermeſſen abhängen 21); und daſſelbe muß aud) von dem Eingetvagenſein 
eines negotium gelte. — Eine gewiſſe Beweiſkraft pro scribente kann 
alfo ſchon aach allgemeinen Srundfägen einem Handlungsbuche beituohnen, 
und anter binzutretenden Umfländen koͤnnte „mit feiner Hilfe denn auch 
eine vollloramene Bewieſenheit erbracht werben, fo wenn das Buch des 
Gegners, welches übereinftimmte, ebenfalls bei der Beweisfuͤhrung bes 
augt werben koͤnnte. Eine größere Beweiskraft ber Haudelsbuͤcher pro 
seribente läßt fich gerleinrechtlich nicht begründen, ba fich eine allges 
meine Gewohnheit dafuͤr nicht erweifen laͤßt; wiewohl man fich für 
eine ſolche in Streitigkeiten unter KRauflenten barauf berufen bat, bag 
fon feit dem 16. Zahrhunderte bie Gewohnheit geherrfcht, bie Bücher 
ber Kaufleute als gemeinfchaftliche Urkunden anzufehen, und daß bie 
kaufmaͤnniſche Ehre eine treue Buchfuͤhrung erforbere 122). — Eine bes 
fonbere Beweiskraft wird aber [hen dann dem Handelsbuche beigelegt, 
wenn berjenige, welcher fi) barauf berufen bat, baffelbe audy pro seri- 
bente gegen fih gelten laffen muß 122); wiewohl Mißverſtaͤndniß roͤmi⸗ 
ſcher Beſtimmungen, dieß als eine allgemeine Hegel zu betrachten, Veran⸗ 
laffung geben kann 12%. Indeß haben die Geſetze diefelbe vegelmäfig 
nicht von biefem Umſtande abhängig gemacht, aber auch fie nur felten 
zue Erfpingung voller Bewieſenheit geftelgert. Ausnahmsweiſe wird jedoch 
nach einigen Sefegen eine folche durch das Handelsbuch erbracht in Strei⸗ 
tigleiten von Kaufleuten unter einander 2), fo tie nach dem Xobe des 
Kaufmannes, der im guten Rufe verfiorben iſt 12%). Die Megel ift aber, 
daß das Buch halben Beweis pro’ scribente erbringt, fo daß noch defien Er 





120) Anders bei dem altrönifchen Literaltontracke. 

121) L. 25. 6. 2. D. depositi (16. 3.)... an antem is quoque, qui 
deberi sibi cavit in eadem epistola decem, probare possit hoc, quod 
— (sc. epistola), iudicem aestimaturum. — Bgl. L. 5. C, de probatt. 

19, 

122) Bol. Mittermaler a. a. D. $. 568, II. u.'baf. Git. 

123) Gtatute von Bologna v. 1454 $. 2 bei Martens, vom Urfprunge 
des MWechfelr. Anh. Nr. 10, S. 57, und ebendaf. &. 32, über bie Ableitung 
bed Worrechtes aus den Büchern ber campsores. Ueber bie Ableitung aus dem 
Zalmub: Hommel, literar. iur. p. 89.; aber dagegen au Runde, Beitr. 
zur Erlaͤut. vechti. Gegenftände Bd. 1, Nr. 15. 

124) @o > „pfleat man zu verfichen Nov. 46. <. 2. $. 1., weiche aber nicht 
mehr fagt, ald wer ſich auf eine Urkunde berufe, fie auch gegen fi als echt 
anerkennen muͤſſe. Andere Stellen, worauf man fi) beruft (ogl. Linde, Lehrb. 
b. Givilproz. $. 276, Note 9), Jagen noch weniger dafür. » 

125) Preuß. Lantr. H. Kit. 8, 4. 669, 572, 576, 576, C. de © art. 
12. vgl. mit Code civil art. 1829. , jeboch mit Abhängigkeit vom richterlichen 

neber die ausländ. Befehgebungen: Mittermeier 0.0.0. 5569, 

16, 20— 28. 

126) Hamb. StR. 1. wit. 0, a. 7. 
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12 Sanbel, 
gänzungselb erforderlich iſt und zugelaffen wird e). Beſondere Beſ 
kungen find: daß die Beweiskraft nur dann eintritt, wenn der Gegner 
ungehorfam iſt, alfo nicht leugnet, ober daß das ber Forderung zum Grunde 
gelegte Gefchäft anderweitig ſchon conflict!*®), oder nur unter Handels⸗ 
leuten 129); daß fie nur flattfindet, wenn Innerhalb einer gewiſſen Zeit 
geklagt wird !30), daß fie nur In Anfehung ber Summe eines anderweitig 
fhon erwiefenen Zorderungsverhältniffes ſtattfindet 11), und daß fie auf 
eine gewiſſe Summe beſchraͤnkt iſt 222). Won der letzteren Beſchraͤnkung 
werden ſich aber nur bei den Geſchaͤftsbuͤchern der Kraͤmer oder Detailliſten 
Beiſpiele finden. Deren Buͤchern kann auch, vorausgeſetzt daß ſie die⸗ 
ſelben ordentlich nach Handelsgebrauch fuͤhren, dieſelbe Beweiskraft, welche 
denen der Kaufleute beiwohnt, um ſo weniger abgeſprochen werden, als 
Geſetze ſie ausdruͤcklich, wenn auch zuweilen mit Modificationen der an⸗ 
gegebenen Art, anerkennen 32), Eben fo wenig iſt ein Grund vorhanden, 
fie den gehörig geführten Büchern ber Banquiers und Wechsler zu ver 
 fagen?!®*), Bisweilen ift dieß Vorrecht ber Hamdelsbücher auch auf bie 

nad) aufmännifcher Art geführten Geſchaͤftsbuͤcher anberer Gewerbtreibens 
den ausgedehnt, al& der Apotheker 1260), Fabrikanten und Handiwerker!?®), 
Auch den Büchern ber Juden, welche Gewerbe der gedachten Art treiben, 
kann e8 nicht entzogen fein, wenn fie gehörig und, in teutfcher Sprache 
geführt werben 227). — Dahingegen ann den Büchern folcher Perfonen, 
welche, ohne den Handel zu ihrem regelmäßigen Berufe gemacht zu haben, 
nur gelegentlich fi) auf Dandelöfpeculationen einlaffen, jenes Vorrecht 

s ® 


127) Preuß. Landr. a. a. O. Frankf. Reform. I. 91. $. 12. Hamb. 
StR. I. Tit. 30, 8.6. Vgl. Mar tens, Grundr. 5.41. Runde, Grundf. 
}- 462. Ebeling, Beweiskraft ber — S. 58. Poͤhls, H.⸗R. 

. ©. 357. Mittermaier a. a. D. 8. 569. 
—— f. d. Handelsr. I. ©. 41, II. ©. 481 449. Pohls a. a. 


129) Hanndv. Verordn. v. 21. März 1720. Ern. ſaͤchſ. Prozeßordn. Tit. 
80, 8. 4. Goth. Prozeßordn. v. 1776 Gap. 16, $. 5. 

130) Preuß. Landr. a. a. D. $. 595. In Schleswig und Holftein (f. 6. 
Verorons v. 14. März 1788), in Medienburg (Verordn. v. 29. Dec. 1772), 
in Anhalt: Deffau und Lippe (Ebeling a. a. D. ©. 63). 

131) Leyser, spec. 279. med. 1. 2. v. Quiftorp, rehtl. Bemer⸗ 
ungen ©. 120. Struben, rechtl. Bedenken I. Nr. 35, V. Nr. 104, was 
aber als gemeinrechtlich (Eichhorn, Ein F. 889, Note g) nicht betrachtet 
werben kann. Mittermater a. a. O. $. 561, Note 9. 

132) 2üb. R. V. Zit. 6, $. 4. 

m a Reform. a. a. O. Luͤb. R. a. a. D. Bol. Mittermaier 
a. a. O. 8. 568. 

134) Eichhorn a. a. D, Note, Mittermaier a. a. D. Note 11. 
A. M. Runde a. a. D. $. 460, ber ſich auch gegen bie Ausdehnung auf 
Lotteriecolleeteure erklärt. 

135) Preuß. Ländr. a. a. D. $. 473. . 

136) Freiburg. Stat. a. a. D. Frankf. Ref. a. a. O. Luͤb. M. a. a. O., 
auch der Brauer nah Hamb. St.⸗R. a, a. D. Art. 6. 

137) Mittermaier a. a. D. $. 117, Note 23 a, Note 24. ©. indeß 
au die bei Runde, a. & O. $. 643, Rote h, angeführten Coͤlln. u. heſſen⸗ 
caff. Subenorbnungen. 
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nicht eben werden; tell ſich bei Ihnen Beine eigentlichen Handels⸗ 
bücher innen, nämlich, Peine ſolchen, welche ein Handelsgewerbe 
als einen einzigen Inbegriff von untereinander in einem folhen Zuſam⸗ 
menhange ſtehenden Gefchäften umfaſſen, daß fie factiſch ein befonderes 
Wermögensganzes bilden, und welche fo eine Controle über befin Bits 
dung gewaͤhren 128). — Dabei verficht es ſich von felber, daß bafielbe 
wer in Angelegenheiten bes Handels, ober bes demfelben im dieſer Bezie⸗ 
hung gleichgefteliten Geroerbes, flattfindet, nicht aber in Anfehung ſonſti⸗ 
ger Berhältniffe, Über welche jene Bücher etwa Aufzeichnungen enthal⸗ 
tm, z. B. über die Rüdzahlung von Darlehnen, welche der Kaufmann. 
in fein Gefchäft genommen hat, fogen. Depofiten. — Daß weder den ' 
Hilfsbuͤchern noch .vem Hauptbuche der doppelten Buchhaltung bie Beweis» 
kraft beimohnt, darf als anerkannt betrachtet twerden. Nach der Natur 
der Sache muf man Mdemjenigen Buche zufchreiben,, welches die chro⸗ 
nologifhe Ordnung und den Inhalt des Memorial in fid) vereinigt, 
alfo auch bie causa debiti und crediti?°9) angibt. Denn biefe Momente 
erfcheinen als weſentlich, um die Muthmaßung willkuͤrlicher Eintragungen 
zu entfernen. Indeß Imn allerdings auch der Gebrauch der uͤbrigen 
Buͤcher, und namentli ch der Hilfsbuͤcher, auf Erfordern bei der Be⸗ 
weis fuͤhrung nothwendig werden, um an ihrer Uebereinſtimmung die 
Nichtigkeit der Eintragungen in jenes Buch zu prüfen!) Inſofern 
aber nit von bloßen Engagements die Rede ift, fondern von eigentlichen 
debita ober refp. credita, hat auch das Journal bie zur Beweiskraft 
erforderlichen Eigenfchuften, und bei der einfachen Buchführung kann 
möglichertveife auch dasjenige Buch, welches als das Hauptbuch bezeichnet 
wird, dieſe Eigenfchaften an fid) tragen. Wo man bem Journale die 
Beweisktaft beilegt, iſt man aud nicht immer fiher, daß nicht das 
Memorial gemeint fei!*); und man darf auf die Benennungen um fo 
weniger entfcheibendes Gewicht Iegen, als eine Eunftgerechte Buchführung 
fi) regelmäßig nur in ben größeren Handlungen eigentlicher Hundelsftädte 
finden wird. — Bei der Beweisführung ift das Buch Im Driginale dem 
Gerichte und dem antmwefenden Gegner vorzulegen, und wenn auch die Ein« 
fiht einzelner Theile verbeten werden Tann, und ein Verſchluß berfelben 
geftattet fein muß, fo darf fie doch nicht fo weit befchräntt werden, daß 
eine Beurtheilung der Führung bed Buches unmoͤglich wird 149), Mo 


138) Das Vorrecht wird ihnen auch abgefprochen von Schneider, vom 
tehhtl. Beweiſe (neue Ausg. von Hofmann, Gießen 1842) 5. 243, aber deß⸗ 
Halb, weil fie unbefchabet ihres Gewerbes ſchriftliche Sontracte über folche Ge⸗ 
fchäfte errichten Tonnen. Das kann aber auch oft eben fo gut von Großhaͤndlern 
gefagt werben, bei denen fie ſich auch in ihrer Gorrefpondenf” finden. 

139) Hamb. St.⸗R. L. zit. 30, . 6. 

140) Preuß. Landr. a. a. D. $. 567. Ebeling a. a. D. $. 24. Ueber 
den Beweis durch Hanbelsbücher (Leipz. 1830), &. 121. \ 

141) Der Glabde ober dem Schmierbuche pflegt man indeß bie Beweiskraft 
abzufprechen. i * bie Cit. Note 128. — Irrige Anſichten bei Schneider 


a. a. O. $. 

142) Preuß. Landr. a. a. D. &, 567, 568. Martens a. a. D. $. 40. 
Shbeling a. a. O. S. 28. Eichſorn a. a. D. $. 889, Note o. Mitters 
maier a. a. D. 87569, Note 15. 
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dee Erfätlungseib erforderlich iſt, wird berfelbe won dens Rarlfmaune ſel⸗ 
ber, bei Socketäten wenigſtens von einem ber activen Geſellſchafter, 
geleiftee'*°), Nach dem Tode bes Kaufmannes Läft men auch zuweilen 
den Eid besjenigen zw, welcher das Buch führte1%*); ſouſt muͤſſen Hier 
die Megeln entfcheiben, welche überhaupt von verlormen Bewelsmitteln 
gelten 145), wenn nicht etwa für dieſen Fall der Eid ganz erlaffen ift!*°). 
Im Concurfe konn man nur dann eine Schwächung der eiskraft 
des Buches eintreten laſſen, wenn derſelbe mit ſolchen Umſtaͤnden ver⸗ 
bunden iſt, weiche dem Falliten die Eigenfchaft eines rechtlichen und 
ordentlichen Kaufmannes zu entziehen geeignet find!4T), wohin denn auch 
eine unorbentliche Buchführung gehört. Denn bee Mangel des guten 
Rufes ſchwaͤcht Überhaupt bie Beweiskraft bes Handelspuches 14%), Sonft 
kann es kein Vedenken teiden, auch den Falliten zur Ableiſtung des Er 
füllungseibes zuzulaſſen. 4 

II Handelsgeſellſchaften ſind Vereine von Perſonen zur 
Treibung eines Handelsgewerbes 180); alſo gu einem nicht auf einzelne 
ſpeciell beſtimmte Unternehmungen beſchraͤnkten Handelsgeſchaͤfte, ober zu 
einem Dandeldetabliffement. — Sie find alfg. ſogen. Bocietates quae- 
steariae und zwar particulares 180) und zu erfcheiben von den Ver⸗ 
einigungen zu einem einzelnen Danbelsunternehmen, den societates unius 
rei ober dem Betriebe eines Handelsgeſchaͤftes a conto meta, a conto 
tertia u.f. w., en participation, oder auf gemeinfhaftliche Rechnung! ®!). 
Sie find gemeinrechtiich nach den gewöhnlichen Grundſaͤtzen über Geſell⸗ 
fehaften zu beurtheilen, - jedoch unter den Hauptmobificationen: daß man 
auch diejenige Perſon einen Handelsgeſellſchafter nennt, welche einer ans 
deren blos Fond zuc Betreibung eines Handelsgewerbes gegen Mittheilumg 
bes dadurch erzielten Erwerbes liefert, auch ſtiller socius, simple 
bailleur de fonds!#®) genannt; und daß man jeben wirklichen activen 


143) Kifcher in Bagner, Zeitfſchr. f. oſterr. Rechtogelehrſamkeit 1826, 
41, e nenne 2. 0. D. Note 14. u : 
er. ——— a. a. D. $. 676 fig. S. uͤber die Beweiskraft (oben 


) ‘ 
145) Bel. Mittermaler a. a. O. $. 569, Mr. VII. 
147) Preuß. Landr. a. a. D. 5. 608610. Heinecc., de mercator. 
qui foris cosserum ration, et eodieib, (opp, Tom. II, ex. 15.) Eichhorn 
& a. D. Note p. Mittermaier « a. D 5. 569, Ar. VI. 
148) Kreib. Stat. a. a. DO. Frankf. Reform. a. 0. D. Preuß. — 
5. 611. Hamb. StR. I. Tit. 30, 5. 6. Der ſchlechte Ruf wird aber no 
nicht als ein Brulb betrachtet werden bonnen, welcher dem Handelsbuche alle 
und jede, aud bie vom —— Ermeſſen abhaͤngige (dgl. oben Rote 121) 
entzieht. S. übrigens Mitter maier a. aD. 6. 569, Nr. III. 
149) Alſo: des Erwerbes vo und nicht auf einzelne Gefchäfte befchränkt, 
| Mittermaier a. a. D. J. 554. Thl a0. D. 5. 34 Die Literas 
ebendaf. vefp. 5. 55%, Note 8, 5. 34, Note 1. 
en Bol. Thihaut, Syſt. des Pandektenr. $. 537, 538, 
— 151) Als association don ber soeidgs umterfchieben im Oode de c. art. 


152) Code de c. art, 28. 


Dandel. 76 
Hmörisgefeliäiutter, auch den Offenen — genannt, in Auſechung 
jedes anderen socins gleicher Art als deſſen Mandatar ober Factor bes 
worte 92), wie dieß auch in Handelsgeſetzen anerkannt wird 108), 
Dieb Hat iu Beziehung auf dritte Perfonen bie Folge, daß der flilie 
socius mit denfelben überall in Fein Verhaͤltniß in Anfehumg der Gefell⸗ 
ſchaftsangelegenheiten tritt und von ihnen wegen betfelben ans eigeriem 
Rechte nie belangt werben kann, und babingegen jeber offene socins 
Dritten gegenüber wegen foldyer Angelegenheiten in solidum verhaftet 
455), Nur dann, wenn der flile Socius ſich dem Publicum gegemäber 
eis ein folder abſichtlich kenntlich machte, würde man bartn bie Aufforderung 
finden koͤnnen, mit den offenen Gefelifchaftern unter feiner Mitverhaftung 
zu contrabirenz weldhe jedem aus dem Publicum zur Acceptation durch 
Zoigeleiftung verftellt und, da damit. auch bie Erklaͤrung eigener Haftung 
gegeben wäre, die Wirkung eines mandatum qnalficatum haben muͤßte. 
Denn daß diefes nidyt den Vortheil des Mandator bezwecken bürfe, bat 
kein Gefeg gefagt, und kann auch aus deſſen Wedentumg nicht gefolgert 
werben 156), Allein dadurch würde das Verhaͤltniß bes ſtillen socius eine 
feinen Wefen fremde Beimifchung erhalten). — Dieſe Verſchieden⸗ 
artigkeit ber Geſellſchafter macht drei Arten der Handelsgeſellſchaften mög - 
ch: 1) die eigentlihe Handelsgeſellſchaft oder Collectid⸗ 
gefeltfhaft, welche aus. lauter offenen Geſellſchaftern beftehts 2%) die 
Commanditengefellfhaft, vie theiis aus offenen, theils aus flillen 
Gefellfchafteen zufammengefebt ifls und S)die anonyme Sefellfchaft, 
welche aus lauter ſtillen Gefellfchaftern beftcht, und dann, wenn fie auf 
eine gewiffe Anzahl von beflimmten Betheiligumgsquoten, Actten ges 
nannt, gegruͤnder iſt, eine Actiengeſellſchaft oder Verein heißtv). 


— Man wird dieß (obgleich es keineswegs roͤmiſcher Grundſatz if: L. 4. 
pr. D. de exere. act. [14.1 , als — handelsrechtliche Anſicht detrachten 
bärfen , bie in ber Art gegränbet iſt, Geſellſchafter dem Publitum ges 
genüber dur die ne — — (ſ. unten) auftraten. gl. 
Mittermaier a. a. D. u, jeboch auch 8 — Note 8-6. 
Eichhorn a. a. O. 8. 387, — und Thoͤl a. a. D. 8. 37a. E. Ueber has 
—— Ar — auch: ee Anh fe&P. XVI. ©. 280 fi. 
Yreu * 

165) Eine — von Geſetzen über fr Corwralverhoͤltniß bei Mittet» 
maier a. a. D. $. 554, Note 6. Thoͤl a. a. D. 8.38, Note, 8. — Bel. 
“au unten Bote 297. 

156) Denn es wirb me eine Aufforb auf Gefahr bes Aufforbernden 
mit einem Dritten zu — „ namentlich ihm zu ereditiren, dabei voraus⸗ 
a L. ae 6. 12. L. 92. D. mandati. ar. 1.) L. 18. D. de fidelus- 
sor. (46. 

157) Gonfequent tft es baher, daß nad dem Code de o. art. 25. ber Namt 

ſtiſlten secius nicht in der Firma ſtehen kann. Und wenn man bieß ncch 
gemeine Handelsrechte geſtattet, und dad geſellſchaftliche Vethaͤltniß an ſich 
es nicht geändert wird (dgl. ap a. a. D. 8. 42, Rote 1, 2,8), fo 
tung — os nicht, daß ein folches Auftreten des ſtillen socius berall Teine " 

55 Re dem — des Code de comm. art. 19. finden ſich biefe 


often in ben neueren Belegen durchgaͤngig unterſchie⸗ 
— — a. a. O. 8. 554 fl Thoͤta. —. O. & 55, Note 1. 
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Handelsgeſellſchaften haben ferner eine Firma, raison, raggion, 
Ditta. Sie bezeichnet fowohl die Perfonen, welche ein Handelsgewerbe 
betreiben ober ein Hanbelsetablifiement haben, als auch dieſes Etabliffes 
ment felbft 5%). In der legteren Bebeutung kann fie bei jedem Handels⸗ 
etabliffement flattfinden, felbft bei demjenigen, weldyes auf Rechnung einer 
einzigen Perfon geführt wird und bei bemjenigen, welches buch eine 
anonyme Gefellfehaft gegründet iſt; wiewohl bei erflerem. ber Gebraud) 
ber Firma Leinen Einfluß darauf haben ann, wer aus dem Gefchäfte 
berechtigt‘ ober verpflichtet wird 100). Eine Firma in der erfteren Bedeu⸗ 
tung kann man bahingegen nur bei offenen Gefellfchaften annehmen, 
nur folche haben eine Firma in diefem Sinne und find unter einer ſol⸗ 
‘hen vereint; und nur aus den Gefchäften, weldye unter ber Firma abs 
gefchtoffen find, innen alle folibarifch berechtigt und verpflichtet wer⸗ 
ben?°), Es ift aber nicht erforderlich, daß bie Namen aller offenen 
Geſellſchafter in der Firma ausbrüdtich genannt werden, ſondern es ger 
nügt, wenn nur ber Name eines einzigen berfelben darin ausgedrüdt, 
und die Xheilhaberfchaft Anderer duch ben Zufag: et Compaghie, an⸗ 
gedeutet iſt 102). Infefern die Firma Namen enthält, welche überhaupt 


nicht Subjecte ober Intereffenten des Etabliffements find, audy nicht ale. 


ſolche haften 1202), kann fie nur als eine Benennung des Etabliffements 
in ben Gefchäften bee Geſellſchafter juridifche Webeutung haben 10%); es 
darf Seine Firma gewählt werden, welche von anderen bereits publis 
cieten und noch beftehenben nicht unterfcheibbar iſt, es ſei denn, daß fie 
blos die wirklichen Namen der Gefellfchafter enthielte 165). 

Bon den Handelsgefellfchaften muß man indeß die Handelsverbrüs 
derungen, Kaufmannsgilden und Kaufmannscorporationen ober Innungen 
unterfcheiden 16%), deren Glieder nicht den Zweck haben, ein Handels» 
gewerbe zu betreiben, fondern fi) durch vereintes Wirken und dazu bie 
nende Veranftaltungen die Betreibung des Handelsgewerbes, aber einem 
jeben für feine eigene Mechnung, möglich zu machen oder zu erleichtern. 





— — 


159) Bol. Thoͤl a. a. DAS. 86. 

160). Bei der anonymen Gefellfhaft muß der Vorfteher berfelben ſich uns 
— verantwortlich machen, wenn er ſich der Firma nicht bedient. 

unten. 

161) Die Firma in dieſem, dem eigentlichen Sinne, muß alſo doch als 
ber offenen Geſeilſchaft eigentgümtich betrachtet werben. ©. indeß Thoͤl a. a. 
D. 5. 85 a. E., $. 36, II, 3if. 1. 

162) So ift e8 Eaufmännifcher Gebrauch. Darüber: Vosmaer, de so- 
cietate nom. (Lovan. 1829.) p- 10—20. Mittermaier a, a. D. $. 55%, 
D. Thòol a. a O. 8. 86, III IV. 

168) Cine folche Haftung koͤnnte nämlich unter Umftänden dadurch begrün- 
bet werben, baß fie den Gebrauch ihres Namens in ber Firma geftatten. 

16%) Particularrechte unterfagen es, fremde Namen in bie Firma aufzunch⸗ 
men. Code de c. 21. 

— Mittermaier a. a. O. F. 555, MW., jedoch auch Thoͤl a. a. O. 


166) Bol. Hüllmann, Geld. des Urfprunges der Stände I. ©. 220. 
Fiſcher, Geſch. bes Handels I. &. 885. 
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Sie find bloße Verbrüberungen, fo lange ber Staat Ihren Zweck wmicht 
auch zu bem feinigen gemacht hat; fie find Gemeinden, auch Corporationen 
genannt, wenn dieß ber Fall iſt 167). Die alten Raufmannsgilden, welche 
fi) ſchon in den feüheften Zeiten finden 108), waren urſpruͤnglich bloße 
Verbrüberungen. Sie werden indeß zuweilen mit dem Namen Com⸗ 
u Geſellſchaft beiege1°E*), auch zegulirge Gefelifchaften ges 
nannt!P). 

1) Die eigentliche Hanbelsgefelifhaft (die offene, Col⸗ 
lectivgeſellſchaft) entfteht durch bloße Uebereinkunft der Gefellfchafter, durch 
consensus. Schriftliche Aufzeichnung bes Gefellfchaftsverfrages wird nur 
nach Partieularrechten gefordert 170). Diefe pflegen auch Sffentliche Bes 
tanntmachung der Namen ber Gefellfchafter, der Firma, der Namen 
derjenigen, welche unter ber Firma Gefchäfte zu machen befugt fen 
follen, des Anfangs» und des Endpunktes bes Gefellfchaftsverhältniffes, 
der Art und des Umfanges bee Haftungspflicht zu fordern 171). Zuwei⸗ 
Im wird auch Anzeige bei einer öffentlichen Behoͤrde, Eintragung: in 
öffentliche Bücher vorgefchrieben?72). Als Baufmännifcher Gebrauch 'Ift 
indes die Bekanntmachung der Singehung ber Gefelifchaft, ber Firma, 
der Sefeltfchafter, welche fich derfelben bedienen dürfen, durch öffentliche 
Blätter und durch Eirenläre an die Kaufleute, mit denen die Gefells 
ſchafter in Geſellſchaftsverhaͤltniſſe zu treten erwarten, welchen letzteren auch 
die Unterfchrift jener firmirenden Mitglieder hinzugefügt wird, fo allgemein, 
dag man fie als bie factifche Bedingung ber Anerkennung ber Gefellfchaft als 


folcher in der Handelswelt betenchten Bann. — Die Verpflichtungen der Ges 


ſellſchafter untereinander beftehen darin: zum Geſellſchaftszwecke dasjenige 
Berimögen und diejenige Thaͤtigkeit aufzuwenden, welche verfprochen, und 
in dem Grabe, wie bie rechtliche Natur des Verhältniffes es erfordert 
(diligentia quam suis rebus adhibere solet!7?); mohin auch die Be⸗ 
nugung von Connerionen gehört. Betreibung von gleichartigen Gefchäfs 
ten von Seiten eines der Gefellfchafter für eigene Rechnung erfcheint 
damit nicht vereinbarlih, wenn fie nicht mit dem Willen der Mitgefell- 
fchafter geſchieht; es ſei denn, daß das Intereſſe diefer gar nicht daburch 
verlegt würde; 3. B. wenn der Gefellfchaftsfond es nicht zuließe, ein 


167) &. den Art. Gemeinde. 
—— S. Wilda, das Gildenweſen im Mittelalter, Abſchn. Kaufmanns⸗ 


1686) &o in Lübel und Hamburg, 3. B. Cirkler Sompagnie, Schonens 


fahrergeſeilſchaft u. |. w. ©. Wilda a. a. D. ©. 261 fig. 


N 


169) Rach dem engliſchen regulated, aud) open company. &. Pohls, | 


das Recht ber Actiengei. $. 12, ©. 58, 59 

| a 3. er Anders hierher gebd Geſete bei 
s edec. art. oe Anders hierher gehörige Gefehe 

TIhoͤl a. a. O. §. 37 b, Rote 8, 7* 

172) 3. B. Code de c. a. a. O. 

173) Denn, wenn auch ber offene socius ben Dritten gegenüber als Factor 
oder Inftitor der übrigen offenen sociüi gilt, fo folgt doch daraus nicht, daß er 
au a ie — gegenuber zu dem Fleiße eines ſoichen, alſo eines Mandatars, 

en iſt. 





18 Dinhel, 


Geſchaͤft gu manchen!?®), Ferner iſt jeder bem Übrigen verpflichtet, von 
den von ihm vorgenemmmsenen Gefellichaftshanblungen burch Bewirkung 
deu gehörigen Eintsagumg in bie Gefchäftsbächer Mähenfchafe zu gebens 
besienige, wag durch falche Handiungen in feine Hände gelonmen iſt, 
bezichungeweiſe in bad Gefchäft zu verwenden ober ben übrige Geſellſchaf⸗ 
ten’ zu ihrem Anteile auszuantworten, auch biefen für ihren Aufwand 
in Gefelifchaftsangelegenheiten die ihnen nad, den Grundfägen bes, gewoͤhn⸗ 
lichen Societaͤt gebührende Vergütung zuffießen zu laſſen; wem er allein 
dem ganzen Gefchäfte voeſteht, zu bem üblichen Zeiten des Rechnungs⸗ 
abschluffes durch Vorlegung ber Bilanz Rechnung abzulegen, auch ben 
Gefellſchaftern die Einficht ker Danblungssthcher zu geſtatten 170), Diefen 
MVerpflichtungen emefprechen natürlich die Rechee der übrigen. Das Ge 
nauere hängt von den Beſtimmungen bed Geſeilſchaftsvertrages ab, für 
beren Zuläffigteit und Wirkſamkeit fich gemeinrechtlich befonbere Grund⸗ 
füge nicht behaupten laſſen. Ala eine Beſonderheit bev Handelsgeſellſchaft 
pflegt es auch angefehen zu werden, daß, wenn nicht ein anderes verab⸗ 
tebet, nicht nach Köpfen, fondern nach Berbältuiß der Beiträge, unter ben 
Sefellfchaftern Gewinn und Verluſt zu vertheilen iſt. — Eine fo unverhält 
nißmaͤßige Bellimmung üher Antheil aus Gewian und Verluſt, weiche ben 
Begriff einer Gemeinſchaftlichkeit beider aufbebt, kann aber mit bem Weſen 
einer wahren Sefelfcheft?), und eben fa mit dem einer eigentlichen 
Hanhelögefehfcheft,- nicht beſtehen; mag auch eing ſolche Uchereinfumft 
eig rechtliches Verhaͤltniß anderer Art begründen innen?) Im Ber 
haͤlmiſſe zu ben Beiträgen ungleicher Ancheile kann aber giltig feſtgeſetgt 
werden, und voch weniger leidet es Bedenken, daß ber Beitrag an Ihe 
tigkeit oder durch Gebrauch von Sonnerienen dem an erworbenen Ver⸗ 
moͤgen gleichgeftdilt werden darft7%), Auch in Anſehung be& Austeitted 
aus der Geſellſchaft gelten bie gewoͤhnlichen Regeln, und nur particula⸗ 
rechtlich finder bie Abweichung flatt, daß ein Gefellfchafter durch den 
Vertrag auch feine Erben berechtigen oder verpflichten koͤnne, das Geſell⸗ 
ſchaftsverhaͤltniß fortzufenen 179). Durch ben Tod eines einzelnen ber 


174) Anders: Thoͤl a. a. D. 5. 38, Bif. 4. 

175) Dieb ergibt ſich aus der Anwendung ber allgemeinen Regeln über bie 
Societät auf das Verhältniß der Handelöfocietät. Andere Regeln laſſen fich 
— anwenden, z. B. die über die Berpflichtung, Werzugszinſen zu 


en. 

176) L. 29. $. 2. D. pro socio. (17. 2.) Daß aber ein socinm Hein 
nicht» buch das Geſellſchaftsverhaͤltniß erworbenes Bermögen zum Verluſte zu 
eontribuiren brauche, lann gültig feftgefegt werben. $. 2. J. de secietate, 


(3, 26.) | 

177) ©. indeß Thibaut a. a. D. $. 52. ’ 

178) Sogen, Sonnerionen haben im Handel eben ſowohl Werth, wie eigents 
liche Gefchäftätenntniffe. In Beziehung auf Iestere vgl. ©. 2. J. ci. Da 
man, wenn in Anfehung der Antheile nichts verabredet iſt, Theilung nad Weus 
— ber Beitraͤge anerkennt (vgl. Mittermaier a. a. D. $. 554, Note 9, 
. 555, XV.), laͤßt ſich wenigftens durch L. 29. D. und $. 2. J. eit,, mithin 
nach ben Regeln über. gewöhnliche Societaͤten, zur begrhuben, wenn man Die 
partes societatis auch auf bie Beiträge bezieht. 

179) Vgl. Mittermaier a. &. D, 8. 554, Note 8. 


— 
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Geſellſchafter von mehr als zweien kann bie Geſellfchaft mue dann ale 
aufgelöft gelten, wenn die Fortdauer berfelben unter den Webrigbleibenden 
nicht bei der Eingehung verabredet worden iſt 20), mährend ber Tod 
eines von zweien nothwendig die Aufloͤfung berfelden nach fh ziehen muß. - - 
— Es ift dann Feine fortgefehte Geſellfchaft mehr moͤglich, wenn auch 
bee uͤbrigbleibende Geſellſchafter natürlich mit anderen Perfonen eine an⸗ 
dere gleiche Geſellſchaft wiederum eingehen kann. Wenn ein anberer 
Geſellſchafter eintritt, muß mämlich die Geſellſchaft jurtdifc immer als 
eine neue gelten, fo wie ebenfalls dam, mern ein neuer Vertrag unter 
bisherigen Gefellfchaftern erforderllch und gefchloffen wird, ſelbſt wenn das 
Verhaͤltniß fonft dem alten gleich bleibt. Doch redet man auch hier von 
einer Fortfegung der Gefelfchaft!), Auch durch Falllſſement felbft nur 
eine® der Geſellſchafter erreicht die Geſellſchaft ihr Ende 182). — Inwie⸗ 
fern übrigens, ungeachtet der Beendigung des Geſellſchafsverhaͤltniſſes die 
ehemaligen Geſellſchafter noch durch Handlungen, melche einer von Ihnen 
vornimmt, verpflichtet werden Finnen, darüber muͤſſen bie bei dem Ver⸗ 
haͤltniſſe des Snftitoe geltenden Regeln entfcheiden!®®). Ein eingetretener 
neuer Geſellſchafter ſteht erft von dem Zeitpunkte feines Eintrittes an zu 
feinen Mitgefellfchaftern in jenem Snftitorenverhältniffe, es beginnt mit 
feinem Eintritte immer eime neue Gefellfehaft, und die vor demfelben von 
feinen Mitgefellfchaftern vorgenommenen Gefellfchaftshandtungen berechtigen 
und verpflichten ihn nicht?%), infeitige Uebernahme der Forderungen 
und Schulden von Seiten eines ber Gefellſchafter kann auf Dritte ohne 
deren Zuflimmung nur tm fo weit Wirkſamkeit haben, als darin eme 
Eeffion enthalten iſt. Darnach iſt es zu beurtheilen, wenn bei ber bei 
dee Auflöfung einer Gefeltfchaft flattfindenden Auseinanderfegung ober 
Liquidation einer ber socit die während der Societät - contrahlrten Activa 
und Paſſiva Abernimmt!°0), 


180) L. 65. 6. 9. D. pro socio. (17. 2.): Morte unius societas dissol- 
vitur, etsi consensu omnium coita sit, plures vero aupersiots nisi in 
coeunda societate aliter convenerit... Dagegen ift auch nicht 
L. $. $. 3. D. eod., wo blos davon die Rebe ift, ob ein Austretenber feinen 
Antheil herausfordern könne. Daß bei fo gefchloffenem Wertrage im Kalle bes 
Todes des einen bie Gefehlfchaft eine neue werde (Thöl a. a. D. 8. 39 ,'I.), 
Laßt fich nicht rechtfertigen. Denn coutrahiren A B C die Gefellfchaft in gedach⸗ 
ter Art, fo contrahirt jeder mit dem anderen unabhängig von der fortdauernden 
Zheilnahme des Drittens faͤllt alfo auch letzterer hinweg, fo bleibt zwiſchen dem 
beiden erſten ber alte Wertrag und alte Geſellſchaft, wenn auch jeber von 
ihnen einen sociug verloren’ hat. 

. 181) Xhd1a.0.D. 5. 39,1. 

182) &o nach römifchem Kechte nicht blos bei der alten wanditio bono- 
rum (L. 65. $. 1. 2. D. pro socio, $, 7. J. de societate), fonderu auch bei 
der cesaio bon: ($. 8. J. eod.), bei ber wohl nur eine distractio bon. 
Stattfand. In L. 4, 6.1. D. eod. wird auch bie — als Aufidſungsgrund 
genannt, — Uebrigens treten auch bie Erldſchungsgruͤnde ber germögnt So⸗ 
cietät überhaupt hier ein. Bol. auch Mittermaſler a. a. D. 4. 555, XVII, 

183) ©. unten Note 322—826. 

184) Mittermatır a. a. D. $. 555, V. Thodl q. a. Q. 4. 89, IV. 

185) Bel, Ihbl 0 a. D. $. 89, IIE A 
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2) Die Commanditengefellfchaft, ſtille oder vertraute Bes 
ſellſchaft, entſteht auf biefelbe Weiſe, wie bie eigentliche Handelsgeſell⸗ 
{haft; wo indeß Pasticnlargefege öffentliche Bekanntmachung vorfchreiben, 
verlangen fie zu deren Inhalt auch bisweilen den Betrag ded Comman⸗ 
ditenfond 1%), Das Verhaͤltniß der offenen GSefelfchafter, bier Co m⸗ 
plementare genannt, iſt, wenn deren mehrere vorhanden find, unters 
einander und Dritten gegenüber daffelbe, wie bei ber ‚eigentlichen Handels⸗ 
gefenfchaft. Das Verhaͤltniß der ſtillen Geſellſchafter, bier Com man⸗ 
ditiſten genamt, zu den Complementaren iſt aber ein anderes. — 
Offene Geſellſchafter verpflichten der Natur des Verhaͤltniſſes nach ſich, 
d. h. ihre ganze vermoͤgensrechtliche Perſoͤnlichkeit und gewerbliche Kraft, 
ſo weit ſie erforderlich iſt, zum gemeinſamen Streben fuͤr den gemein⸗ 
famen Zweck. Der Commanditiſt uͤbernimmt aber nicht allein eine ſolche 
Verpflichtung nicht, ſondern iſt ſelbſt von einem ſolchen gemeinſamen 
Streben ausgeſchloſſen. Denn leiſtet ee mehr als ben Einſchuß des Com⸗ 
manbitenfond, fo hört er auf ein Commanditiſtzu fein; es ſei 
denn, daß er biefe Leiftung in einer ganz anderen Eigenfchaft vornaͤhme, 
oder fie überall von Feiner‘ juridifchen Bedeutung wäre. Der Comple⸗ 
mentar will dur Betreibung des Danbelögewerbes, der Comman⸗ 
dieift will buch Hingeben feines Fond zum Handelsgewerbe as 
werben. Das Handelsgemwerbe gehört alfo allein dem Complementat 
an, und befhalb ift in Anfehung beffelben dee Commanbitift kein socius 
im Berhältniffe zu ihm *27). Beide ftehen in einem contractlichen Ders 
hältniffe der Kategorie do ut facias, welches dem Mandatsverhältniffe 
analog iſt 28); dieſer gibt jenem feinen Fond, damit er erwerbe, und 
ihm den duch die Summe biefes Fond und den auf diefelbe follenben 
Erwerb oder Verluft gebildeten Betrag zurüdigebe, es fei nach unb nad 
und theilweife, oder auf einmal ganz 1289); und infofern aus diefem Ber: 
hättniffe Korderungen gegen ben Complementar entfpringen, iſt er deſſen 


— · * 


186) Code de c. art. 48. 

187) Anders wäre ed, wenn ber Commanbitift ben Einfchuß in feiner Kaffe 
ober in feinem Vermögen behielte, und fo wie es erforberlich wäre, Ausgaben 
darays für bie Gefellfchaftsangelegenheiten beftritte. Das wäre Theilnahme an 
der Sefellihaft burch Beiträge. Allein offenbar tft fein Verhältniß nicht dieſes. 
Er bringt.den Fond oder die Forderung auf beflen Einfhuß in das Vermoͤ⸗ 
gen des Complementars; biefer trägt den Zufall, ber fich auf andere 
Weiſe, ald durch die Hanbelögefchäfte ereignet. S. indeß H. G. Kind, re- 
spons. ad quaestiones circa societatem en commandite. (Lips. 1823.) p 
7—9. — Das if kein Societätsverhältnig. Vgl. L.13. 6.1. D. praeser. verb. 
(19. 5.) Gewöhnlich erklärt man indeß den Gommanbitiften, wenigſtens ber 
inneren Seite nach, für einen socius. Vgl. Mittermaier a. a. D. $. 556, 
Note 3-5. Thol a. aD. F. 4, Rote 1. 

188) Weber die Entwidelung aus dem Inftitorenverhältniffe: Thoͤl a. a. 
D. 8. 40, Rote 5. 

189) Der Gewinn und PVerluft, welder auf den Commanbitenfonb nad 
Berhaͤltniß feiner Größe fällt, trifft den Sommanbitiften allein; wenigſtens nad) 
ber Natur des Verhaͤltniſſes. Es laͤßt fich alfo auch in dieſer Beziehung kein 
Merkmal einer sacietas aufftellen. 
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Glaͤubiger 100), inſofern er ſich aber gegen ihn zu Einfchäffen verpflichtet 
bat, die er noch nicht leiftete, deſſen Schuldner. Das Verhältnig ift ein 
volltoramen und weſentlich zforifeitiges, aus bem bem Gomplementar nicht 
etwa bio® eine actio mandati contraria erwaͤchſt, fonden eine directa 
(praescriptis verbis) actio, — Zwiſchen ihm und ben britten Perfonen, 
die mit dem Complementar contrahiren, entſtehen, ohne einen befonderen 
Uebergangegrund, überal keine rechtlichen Beziehungen!?). Im Gons 
curſe des Complementars kann er aber dann nie als Gläubiger auftreten, 


"wenn ber Concurs durch unverfchuldgte Geſchaͤftsverluſte herbeigeführt 


worden, weil, wenn das Vermögen des Complementars dadurch confumict 
ift, ebenfalls fein Fond dadurch confumirt fein muß, ohne baß ber Com⸗ 
plementar ihm deßhalb verantwortlich geworden; und ber Anfpruch bes 
GComplementars gegen ihn auf bie Einzahlung des verfprochenen Fond 
geht natürlich auf die Concursglaͤubiger über 192), Damit ftimmen bie 
gefeglichen Vorſchriften überein, wenn fie die Haftung des Commanbitiften 
auf diejehige befchränten, welche er dem Complementar gegenüber 
überaommen, nämlich auf feinen verfprochenen oder geleiteten Einfda!9?), 
und ihm es unterfagen, in ber Firma oder in den Angelegenheiten ber 
Geſellſchaft ats Gefellfhafter aufzutreten und thätig zu fein, wenn 

er nicht als eigentlicher Gefellfchafter haften will 102), Zu weit gegangen, 
umd nur aus dem Streben Betrug zu verhindern erftärbar, tft es dahin⸗ 
gegen, wenn ihm auch in anderen Eigenfchaften, 3. B. als Fartor ober 
Commis, die Zhätigkeit in den Gefellichaftsangelegmheiten unterfagt 
wird. Geſtattet man aber, was bie teutfche gemeinrechtliche Doctrin nicht 
verwirft 199), die Aufnahme des Namens des Commanditiſten in bie Firma, _ 
und geſchieht fie mit feinem Wien, fo kann feine Daftung auf ben 
von ihm eingefchoffenen Fond nur befchräntt fein, wenn feine Eigenfchaft 
als Commanbitift und die Größe feines Fond, in berfelben oder doch 
auf andere Weife in demſelben Umfange, wie die Sirma felber, zur Kunde 
gebracht if. Denn wenn aud) die Bekanntmachung der erfteren Eigen⸗ 
fchaft allein genügt, um ihn von der Haftung als eigentlicher Geſellſchaf⸗ 
ter zu befreien, fo erfcheint doch ein folches Auftreten als eine Handlung, 
welche ihn in das Verhaͤltniß eines Mandatars bringe !%. Nimmt man 
diefes an, fo wird feine Erklärung, nur einen gewiffen Fond zu liefern, 
nothwendig, um ihn, aber freilich genau genommen nicht als Commanditift, 


190) Die Frage: ob der Eommanbitift Mandant ober Gläubiger ſei? ift 
eben Io, wenig unfruchtbar, als die: ob er socius fit ©. indeß Zybla. a. 


191) Der Sommanbitenfond kann auch keine Schuld in fich befaffen, und 
iſt gewiß nichts weniger, als ein Sondervermögen beö Commanditiſten ober: 
eine Art von Peculium. &. indeß Thoͤl a. a. D. $. 41, Rote 2. 

192) Mittermeier a. a. D. 5. 536, V. Ehdk ara. D. 8... 

193) 3. B. Nürnberger Reform. v. 1564 Zit. XVIII, a., und andere bei 
Zhöla a. D. 5. 42, Note 5. — 

192) Code de comm. art. 27. 28. und bie dem Code nachgebildeten Hans 


eſege. 
vice Bol. Thoͤl a. a. O. 8. 36, 42. Ne 
196) Vol. oben Note 156,,197.. —— — — 

V. 
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fonden als Mandatar, von einer denſelben überfteigenden Haftung zu 
befreien ; weit in der Natur bes Dandatarenverhältnifies eine der Summe 
nach befchräntte Haftung doch nicht liegt, "und ‚eine ber Summe na 
unbeſtimmte Verwahrung nicht in solidum haften zu wollen, weiche in 
der Erklärung feiner Eigenſchaft als Commanditiſt liegen wuͤrde, eben 
ihrer Unbeflimmthelt wegen von keinem Einfluffe fen kann!) Die 
durch feine Eigenſchaft als Mandatar begründete Klage muß dann aller 
bings ben Glaͤubigern des Gomplementars gegm ihn, ben Commanditi⸗ 
fin, felber zuſtehen. — Wenn zwiſchen bem GComplementar und dem 
Commanditiften bie Uebereintunft getroffen wird, daß legterem zu gewiſſen 
Zeiten Abrechnung ertheilt und. dee gemachte Gewinn ausgezahlt wird, 
fo find daburdy in der That gewiſſe Abfchnitte gegeben, in denen eine 
Beendigung und Erneuerung des Verhaͤltniſſes flattfindet; und auch. ohne 
eine ausdruͤckliche Verabredung muͤſſen die üblichen Zeiten ber Aufmachung 
der Bilanz als folche Abfchnitte betrachtet werden, weil ber Handelsgebrauch 
es mit fich bringt, daß dann Gewinn und Verluſt berechnet toird. Mit 
dem in Folge einer folchen Abrechnung oder In einem folchen Zeitpunkte 
dem Sommmanbitiften zugefallenen Gewinn kann er wenigſtens dann wegen 
ſpaͤterer Verluſte nicht welter verhaftet fein, twenn man ihn nicht al 
socius betrachtet1%%), Denn es ift überall Fein Grund vorhanden, jene 
Uebereinkunft für unwirkfam zu halten, oder den Stäubigern im Concurfe 
des Complementare die Befugniß einzuräumen, berfelben ihre Anerken⸗ 
nung zu verfagen und den dem Commanditiſten als Ereditor zugefallenen 
Gewinn zur Maffe zu ziehen. — Auch mehrere Commanditiſten koͤnnen 
als Handelsgefellfchafter untereinander nie erfcheinen,. Ein geſellſchaft⸗ 
liches Verhältniß anderer Art ift aber zwifchen ihnen "denkbar, inſofern 
fie fih untereinander verpflichtet haben, durch Herſchleßung ihrer 
Sonde, ober auch etwa durch ihnen vorbehaltene und von ihnen zu bes 
fhließende Anordnungen über bie Kührung der Gefchäfte ‚bes Comple⸗ 
mentars, gemeinfchaftlic auf. befjen Etabliffement einzumirken. In dieſer 
Beziehung, nämlich auf ein gemeinfames Wirken zur Begründung und 
zum ferneren Beſtehen bes ganzen Etabliffements, kann denn auch ein 
gleiches Verhaͤltniß zwilchen Commanditiften und Complementaren flatts 
finden. Diefes Verhältnig wird aber bier nicht Leicht, wohl aber bei dem 
Actienvereine, vorfommen. Inſofern dieſes Verhaͤltniß eines Commandis 
tiften von bem zu dem Complementare als folhem trennbar wäre, 
würde ‘ed dann auch mit feinem Falliſſement fo wie mit feinens Tode 
untergeheg müffen. Bon diefem letzteren Verhaͤltniſſe läßt fi) aber, da 


197) Daß in biefem Falle der Commanditiſt dennoch nur bis zu feinem 
Einſchuſſe hafte (f. indes Bäfh a. a. DO. II. &. 273, 274, Casaregis I. 
disc. 29. nr. 27. p. 168.), weil es Sache des Dritten fei, ſich nach dem Bes 
teage des Gommanbitenfond zu erkundigen, meint indeß Chödl.a. a. D. 8. 42, 
Rote 7, ber aber ein Manbatarenverhältnig nicht dabei zum Grunde legt. 

. 1%) Die Haftung wirb indeß auch von folhen Suriften verneint, welche 
ben Gommantitiften ald socius betrachten. Wgl. Thödl a.a. D. $, 42, Rote 
8 flg., wo auch bie Vertheibiger ber verſchiebenen Anflchten über diefen ſtreiti⸗ 
gen Punkt, und die Gründe, worauf fie fich ftägen, angeführt find. 
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es auch kein reines Mandatsverhaͤltniß iſt, nicht daſſelbe behaupten, wie⸗ 
wohl er durch Vertrag die Dauer des Verhaͤltniſſes auf ſeine Lebenszeit 
beſchraͤnkt haben koͤnnte. Auch einſeitiger Ruͤcktritt von dieſem letzteren 
Verhaͤltniſſe iſt feiner rechtlichen Natur nach ausgeſchloſſen, nicht aber ein 
einfeitiges Zuruͤckziehen von jenem gemeinfamen Wirken, wenn es auch 
die Verpflihtung zur Leiftung des Intereſſe nach fich ziehen kann. Bel 
Aufhebung des Verhaͤltniſſes kann, abgefehen von dem Kalle, wo ber 
Commanbitift fi in die Lage gefegt hat, als Mandatar verhaftet werben 
zu Innen, eine Bekanntmachung berfelben nicht gefordert werben, weit 
en) dem Commanbitiften und Dritten überall ein Verhaͤ bes 
re — | 

3) Bei der anonymen Geſellſchaft fehlt der Complementar, 
Die Thätigkeit beffelben in der Gefchäftsführung wird hier indeß durch 
einen Vorſteher, Bevollmächtigten, Director oder Agenten, biswellen 
aud durch eine aus mehreren Perfonen beftehende Direction mit einem 
the untergeorbneten Gefchäftsführer erfegt, weiche in gewiſſen Faͤllen von 
den Beſchluͤſſen eines Ausfchuffes oder einer Generalverfammlung 'der 
ſtillen socii abhängig find. Diefe Verfaffung der Geſellſchaft ‚hängt num 


gwar von dem Errichtungsvertrage ab, aber irgend ein Vorfteher kann 
Ihe nicht fehlen. Das Verhältnig der ftillen socii zu ihm muß nun nad) - 


dem Sefasten dem ber GSommanbitiften zum Complementar menigftens 
ähnlich fein. Allein fo verfhieben, ja hoͤchſt ſchwankend und unbeftimmt, 
auch die Arten, das Verhaͤltniß barzuftellen, find, fo flimmt man doch 
barin überein, dag man den Vorſteher der anonymen Gefellfhaft als den 
eines fremden Etabliffements behandelt 20%). — Dieß ift denn auch 
infofeen richtig, als er das durch die Beiträge der flillen socii gegrüns 
dete Etablifiement niht zu onen Zwecken benugen darf. Aber 
bermoch gehört ‚er zum Wefen d 

Abminiftratur, von welcher ein Adminiftrator als Subject unzertrennlich 
iſt, und eben fo ift er auch unzweifelhaft das Subject der Geſchaͤfte 
des Etabliſſements 2A), Freilich kann es eine Direction geben, welche 
nicht Subject biefer Gefchäfte ift, fondern nur dem Gefhäftsführer Ans 
leitung zu denfelben ertheilt, und eine Aufficht über ihn übt. Dann iſt 


aber biefer der Vorſteher in dem hier untergeftellten Sinne, und jene iſt 


19) Anders Thoͤl a. a. D. 5.48, indem er ben Commanditiſten als 
— ne —— — — * — ber F — Handels geſell⸗ 
eine ſolche Bekanntmachung erheiſchen, fehlen hier. 
ß 200) Denn nur wegen —**— er Verwaltung macht man ihn verantwort⸗ 
lich: Mittermaier a. a. D. 8. 557, Rote 10 a und daſ. Eit. — Darin 
liegt der Unterfchleb von dem Zalle, wo der Zond der Commanditengeſellſchaft, 
ohne daß deren Natur verändert, in Actien zerlegt wirb: Code de comm. art, 
88. Span. 8.6.8. Art. 275. — So, baß der Commanbitift die ders 
legung vornehme, verfteht dieß Mittermaier a. a, D. $. 558, Note 1. 
©. übrigens auch Pohls, das Recht der Actiengefellfch. &. 60. — Die Lite 
zatur über die Actiengefelljhaft wird übrigens hier für die anonyme Geſellſchaft 
überhaupt benust. Was jener eigenthuͤmlich ift, wird unten hervorgehoben 


we den. x 
FOL Ba Treitſchke, in der Zeitſchr. für teutſches Reit v. © 851. 
| Reit 


efes Etabliffements; es ift dieſes eine 


nur ein DManbatar, ober ein Inbegriff von Mandataren, die ſtillen 
soci dem Vorfteher gegenäber. — Wer aber das Subject der’ aus 
biefen Geſchaͤften entipringenden Rechte und Verbindlichkeiten 


ft? das ſieht Hier noch in Frage. — Denn wenn auch bie flillen noch 


Subjecte des Verhättniffes zwifchen ihnen und dem Vorſteher, und bamit 
auch Subjecte des Rechtes auf das Beftehen des Etabliſſements durch 


- ihn und zu ihren Zwecken ihm gegenüber find, fo folgt baraus noch 


! 


nicht, daß fie auch Subjerte jener Rechte und Verbindlichkeiten find. - 


Und daß vielmehr fie es nicht find, folgt daraus, daß Dritte die flillen 
socigwicht einmal zum Belaufe ihrer Beitragspflicht in Anſpruch nehmen 
koͤmnmtr mas ihnen doch geftattet fein müßte, wenn man den Vorſteher 
als Inſtitor betrachten, und bie auf den Betrag der VBeitragspflicht bes 
ſchraͤnkte Haftung der ſtillen socii daraus erklären dürfte, daß jeder wiſſe 
ober wiſſen müffe, daß ihre Haftung darauf befchränkt ſeizo2). — Sehr 
nahe liegt nun freilich der Ausweg, eine dem Etabliffement beimohnende 
fogen. moralifche Perfon als ein folches Subject anzunehmen 20%). Ja 
es laͤßt ſich die duch den Mangel eines ſolchen Subjectes entſtehende 
Lüde in der Darftellung kaum anders ausfüllen, als fo, daß man außer 
den socii und dem Vorſteher noch ein Drittes mit Rechten und Ver⸗ 
bindlichkeiten aus jenen Gefchäften aufſtellt; wie ſich dieß auch in dem allge 
meinen Vorbilde für diefes Werhättniß, dem Code de commerce ?20f), 
zeigt, indem er von engagemens de la seciete rebet?%), — Allen 
zum Dafein einer moralifchen Perfon bedarf es, wie zum Dafeln: einer 
jeden anderen Perfon im juridifchen Sinne, einer rechtlichen Nothwen⸗ 
digkeit Ihrer Anerkennung als folcher, bie num entweder In einer allges 





"meinen Rechtsnorm, oder in einem einzelnen Acte ber gefeggebenden 


Macht, oder in einer rechtsbeftändigen Gewohnheit ihren Grund haben 
Tann. An einem folchen Grunde fehlt es aber hier, wenn nicht etwa ber 
zweite ausnahmsweife eingetreten fein follte 20%). — Eben fo wenig wird der 


202) So Treitſchke a. a. O. ©. 348 fig. — Aus Inſtitor betrachtet den 


Vorſteher auch PueSGol, societates innominatae — 


— sequuntur romani iuris de societatibus principia- (Lips. 1842. 
p- >21 sq. 

* 203) Den Actienverein erklärt fchlechthin für eine moralifche Perfon Poͤhle 
a. a. 0.8.11, S. 55,8. 26, ©. 173. 

204) Art. 32. 

205) Sagt man: auf das Wermögen der Befelifhaft, auch auf alle 
Immobilien, die angefchafft werden, haben alle fillen socil, vefp. Actionäre, 
Anſpruch (Mittermaier a. a. DO. $. 558, VII), fo find damit weder 
bie legteren, noch die Gefellfchaft, wenn fie Leine moralifche Perſonlichkeit bat, 
als Subjecte bes Vermoͤgens und in demfelben enthaltener Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten bezeichnet. Betrachtet man aber die Gefellfchaft als moralifche Pers 
fon, fo iſt freilich ein Subject gefunden, und nur unter biefer Worausfegung 
kann man von einem Eigenthume der Eifenbahngefellfchaft an ber Eiſenbahn 
— welches ihr zuweilen zugeſchrieben wird. S. Pohls a. a. O. $. 19, 


g. 
206) Nämlich in ber Art, daß der Act der geſezgebenden Macht nicht blos 


bie anonyme Gefellfehaft beftätigt, fondern ihr eben die moralifche Perſonlich 
felber beilegt. So z. 8. preuß, Eifenbahngefeg v. 8. Rov. 1833 8.8. —* 


— man 2 * 
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Mangel eines Subjectes gehoben, wenn man ſagt: die anonyme Geſellſchaft 
werde vielmehr durch eine pecuniae collatio, als durch eine personarum 
coniunctio gebilbet?!4), oder daß ihr Zweck darin beftehe: ut ex collatis 
sequalibus pecuniae symbolis (naͤmlich bei der Actiengefellfchaft) iuris 
aliquod subiectum creetur vel certe creari fingatur ad negotium 
tractandum etc. 212), Denn: wer iſt das Subject des zufammenges 
brachten Vermögens 18)? und auf welche Weife wird die Schoͤpfu 

des Subjects bewerkftelligt und ihr Anerkennung verfchafft? Dean m 

es fi) demnach gefiehen, daß das Inſtitut nicht denjenigen Grab ber 
Ausbilbung erlangt hat, welcher die Aufftellung eines directen Subjects 
jener Rechte und Verbindlichkeiten moͤglich machte. Dennoch aber laſſen 
Theorie und Praris aus ben Handlungen des Vorſtehers Wirkungen 
entftehen, als ob ein Subject jener Rechte und Verbindlichkeiten vors 
handen wäre, und fie laſſen bie besfallfigen Klagen gegen ihn, ben 
Borſteher, zu und geftatten fie ihm 21%), Er ift alfo auch das Sub⸗ 
ject diefee Wirkungen; aber da die Rechte und Verbindlichkeiten nicht 
die feinigen find, fo fehle für fie noch immer das Subject, und fie Eins 
nen daher, ähnlich wie 3. B. die römifche honoraria obligatio 218), nur 
um jemer Wirkungen willen als vorhanden angenommen werden. Faͤllt 
er hinweg, fo muͤſſen aber auch diefe Wirkungen, da fie auf feine Erben 
nicht übergehen, genau genommen mit jenen Rechten und Verbindliche 
keiten untergehen, und das Etabliſſement mit allen feinen Gefchäften 
muß in eine bloße Zhatfache zurüdfallen. — Jener Untergang tritt aber 
hier nicht ein. Vielmehr koͤnnen die flillen socii durch Beſtellung eines 
anderen Vorfichers jene Wirkungen, Rechte und Berbindlichkeiten, wies 
derum für ihre Zwecke Ins Leben treten laffen, während fie aber, von 


Allerhoͤchſte Entichliefung v. 28. Nov. 1836 Nr. 1, 2. — Dadurch wird benn 
die anonyme Gefellfchaft — keine Gemeinde, aber doch eine Corporation. 
Dieſe Verſchiedenheit ſcheint Treitſchke a. a. O. ©. 337 fig. zu uͤberſehen, 
ſo wie denn auch ſeine Bemerkungen uͤber den Einfluß eines ſolchen Actes in 
mehreren Beziehungen ben Berhaͤltniſſen nicht entſprechend erſcheinen. — ©, 
aub Fuessell. c. iur 3 Weiske in Politz, jest Bülau, neuen 
Sohrbüchern der Geſchichte und Politik, Maͤrzheft 1842, ©. 249 fig. cn 
an Fuessell. c. p. 21. not, 55. . 
: 212) Sintenis, de societate quaestuaria quae dicitur Actiengesellschaft. 


1887.) p. 11. 

213) Sol es noch eines Beweiſes bebürfen, daß zum MWefen eines Wer 
mögens ein Subject erforbertich iſt; fo zeigt ſich das Beduͤrfniß eines folchen in 
der römifchen Regel: hereditas persongm defuneti sustinet. — Daß man aber 
diefe &ingularität nicht auf andere Faͤlle ausbehnen barf, namentlich auf folche, 
wo, wie bier, felbfi zur Begrändung eines Vermögens das Subject gefehlt 
bat und nicht einmal von verlaffenen bona geredet werben Tann, fcheint eben 
fo ausgemacht zu fein. 

214) ®gl. Sintenis I. c. p. 86, Mittermaier a. a. D. $. 557, 


Rote 14. 

2315) Ueber dieſe und fonflige Faͤlle, wo nach roͤmiſchem Rechte blos deß⸗ 
halb ein Rechtsverhättniß gedacht wird, weil Klagen und Ginreben geflattet 
find: m. Aufl. (Bein, zur Lehre v. d. Except.) in ber Zeitfchr. für Cwilr. u. 
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fondern ats Mandatar, vom einer benfelben uͤberſteigenden Haftung zu 
befreien ; well in ber Natur des Mandatarenverhältniffes eine der Summe 
nach befchränkte Haftung doch nicht liegt, "und eine der Summe nad 
unbeflimmte Verwahrung nicht in solidum haften zu wollen, welche in 
dee Erklärung feiner Eigenfchaft als Commanditiſt Liegen würde, eben 
Ihrer Unbeflimmithelt wegen von keinem Eimfluffe fein ann!) Die 
durch feine Eigenſchaft als Mandatar begründete Klage muß dann aller 
dings den Släubigern des Complementars gegen ihn, ben Commanbitis 
ften, felber zuſtehen. — Wenn zwifchen dem Gomplementar und dem 
Commanbitiften die Uebereintunft getroffen wird, daß legterem zu geroiffen 
Zeiten Abrechnung ertheilt und. dee gemachte Gewinn ausgezahlt wird, 
fo find dadurdy in der That gewiſſe Abfchnitte gegeben, In denen eime 
Beendigung und Erneuerung des Verhättniffes flsttfindet; und auch ohne 
eine ausdrüdliche Verabredung muͤſſen bie üblichen Zeiten der Aufmachung 
der Bilanz als folche Abfchnitte betrachtet werden, weil ber Handelsgebrauch 
es mit ſich bringt, daß dann Gewinn und Verluſt berechnet wird. Mit 
bem in Folge einer ſolchen Abrechnung ober in einem folchen Beitpunfte 
dem Commmmmbitiften zugefallenen Gewinn Tann er wenigſtens dann megen 

fpäterer Verluſte nicht weiter verhaftet fein, wenn man ihn nicht als 
socius betrachtet19%), Denn es iſt uͤberall Fein Grund vorhanden, jene 
Uebereinkunft für unwirkſam zu halten, ober den Stäubigern im Concurſe 
bes Complementars bie Befugniß einzuräumen, derfelben ihre Anerken⸗ 
nung zu verfagen und den dem Commanbitiften als Ereditor zugefallenen 
Gewinn zur Maffe zu ziehen. — Auch mehrere Commanditiſten koͤnnen 
als Handelsgefellfchafter umtereinander nie erfcheinen. Ein gefelfchaft- 
liches Verhältnig anderer Art ift aber zwifchen ihnen denkbar, inſofern 
fie fih untereinander verpflichtet haben, durch Herſchießung ihrer 
Sonde, oder auch etiwa durch ihnen vorbehaltene und von ihnen zu bes 
fließende Anordnungen über die Zührung bee Geſchaͤfte des Comple⸗ 
mentars, gemeinfchaftlich auf. befien Etabliſſement einzumirken. In biefer 
Beziehung, nämlich, auf ein gemeinfames Wirken zur Begründung ımb 
zum ferneren Beftehen bes ganzen Etablifjements, kann benn auch ein 
gleiches Verhältnig zwiſchen CTommanditiſten und Complementaren flatts 
finden. Diefes Verhaͤltnig wird aber hier nicht leicht, wohl aber bei dem 
Actienvereine, vorfommen. Inſofern dieſes Verhältniß eines Commandi⸗ 
tiften von bem zu dem Gomplementare als ſolchem trennbar wäre, 
würde es dann auch mit feinem Falliſſement fo wie mit feinem Tode 
untergeheg müffen. Bon biefem letzteren Verhaͤitniſſe läßt ſich aber, da 


197) Daß in biefem Falle der Gommanditift dennoch nur bis zu feinem 
ufsafı sn (f. —* At a0. D.ı a Casar = % is I. 
Ce [} [3 


7. p. 168.), weil es Sache des Dritten fet, fi) nad) dem Bes 
trage bes Gommanditenfond zu erkundigen, meint indeß Sh di a. a. D. $. 42, 
Rote 7, der aber ein Manbatarenverhältniß nicht babei zum Grunde legt. 

. 198) Die Haftung wird indeß auch von foldhen Suriften verneint, welche 
den Eommanbitiften ald socias beraten. Vgl. Ihdi a.a. D. $. 42, Rote 
8 flg., wo aud bie Wertheibiger ber verfchiedenen Anſichten über diefen flreitis 
gen Punkt, und bie Gründe, worauf fie fi ftäben, angeführt find. 
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es auch kein reines Mandatsverhaͤltniß iſt, nicht daſſelbe behaupten, wie⸗ 
wohl er durch Vertrag die Dauer des Verhaͤltniſſes auf ſeine Lebenszeit 
beſchraͤnkt haben koͤnnte. Auch einſeitiger Ruͤ von biefem letzteren 
Verhaͤltniſſe iſt feiner rechtlichen Natur nach ausgichloffen,, nicht aber ein 
einfeitiges Zurücziehen von jenem gemeinfamen Wirken, wenn es auch 
bie Verpflichtung zur Leiftung des Intereſſe nach fich ziehen kann. Bel 
Aufhebung bes Verhaͤltniſſes kann, abgefehen von dem alle, wo ber 
Commanbditift fi) in die Lage gefegt hat, als Mandatar verhaftet werben 
zu Binnen, eine Bekanntmachung derfelben nicht gefordert werben, weil 
ten) dem Commanbitiften und Dritten überall kein Verhaͤlt i. bes 
t — 

3) Bei der anonymen Geſellſchaft fehle bee Complementar. 
Die Thaͤtigkeit deffelben in der Gefchäftsführung wird hier indeß durch 
einen Vorſteher, Bevollmächtigten, Director oder Agenten, bisweilen 
auch durch eine aus mehreren Perfonen beftehende Direction mit einem 
ihr untergeordneten Gefchäftsführer erfest, weiche In gewiſſen Fällen von 
den Beſchluͤſſen eines Ausfchuffes oder einer Generalverfammiung 'ber 
flilen socii abhängig find. Diefe Verfaffung der Geſellſchaft ‚hängt nun 


- zwar von dem Errichtungsvertrage ab, aber irgend ein Vorſteher kann 


ihre nicht fehlen. Das Verhältnig der ſtillen socii zu ihm muß nun nach 
dem Sefagten dem ber Commanbitiften zum Complementar wenigſtens 
ähnlich fein. Allein fo verfchieden, ja hoͤchſt ſchwankend und unbeftimmt, 
auch die Arten, das Verhaͤltniß darzuftellen, find, fo ſtimmt man doch 
barin überein, daß man den Vorſteher der anonymen Gefellfchaft als ben 
eines fremden Etabliffements behandelt 200%), — Dieß ift denn aud) 
inſofern richtig, als er das buch bie Beiträge ber flillen socii ‚gegrüns 
dete Etablifiement nicht zu eigenen Zwecken benugen barf. Aber 
dennoch, gehört ‚er zum Wefen biefes Etablifjements; es iſt biefes eine 
Kominifteatur, von welcher ein Adminiftrator als Subject unzertrennlich 
ift, und eben fo iſt er auch unzweifelhaft das Subject der Geſchaͤfte 
des Etabliffements 201), Freilich kann e6 eine Direction geben, welche 
nicht Subject diefer Gefchäfte ift, fondern nur dem Gefchäftsführer Ans 
Leitung zu benfelben ertheilt, und eine Aufſicht Uber ihn uͤbt. Dann iſt 
aber biefer der Vorfteher in dem hier untergeftellten Sinne, und jene iſt 


- 199) Anders Thoͤl a. a. D. $. 43, indem er ben Gommanbitiften als 
— — — = en * rn ber a Handels geſell⸗ 
ne ſolche Bekanntmachung erheiſchen, fehlen hier. 

vhs 200) Denn nur wegen forgfältiger Verwaltung macht man ihn verantwort⸗ 
uch: Mittermaier a. a. D. $. 557, Note 10 a und daf. Eit. — Darin 
Kegt der Unterfchieb von dem Zalle, wo der Bond der Commanditengeſellſchaft, 
ohne daß deren Natur verändert, in Actien zerlegt wird: Code de comm. art. 
38. Span. H.⸗G.⸗B. Art. 2755. — So, baf de Sommanditift bie ders 
legung vornehme, verfteht dieß Mittermaier a. a. D. $. 558, Rote 1. 
©. übrigens auch Poͤhls, das Recht der Actiengefellfch. &. 60. — Die Lite 
ratur über die Actiengeſellſchaft wirb übrigens bier für die anonyme Geſellſchaft 
überhaupt benutzt. as jener eigenthümlich ift, wirb unten bervorgehoben 


1) gl. Trektſchke, in der Zeitſchr. für tentſches * V. 6. 851. 
* 
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‚nur ein Manpdatar, ober ein Inbegriff von Mandataren, die ſtillen 


soci dem Vorſteher gegenuͤber. — Wer aber das Subject der aus 
biefen Geſchaͤften entfpeingenden Rechte und Verbindlich keiten 
ft? das ſteht hier no in Frage. — Denn wem auch bie ſtillen socı 
Subjecte des Verhaͤltniſſes zwifchen ihnen und dem Vorſteher, und damit 
auch Subjecte des Rechtes auf das Beftehen bes Etabliſſements durch 
ihn und zu ihren Zweden ibm gegenüber find, fo folgt daraus noch 
nicht, daß fie auch Subjecte jener Rechte und Verbindlichkeiten ſind. 
Und daß vielmehr ſie es nicht ſind, folgt daraus, daß Dritte die ſtillen 
aocij icht einmal zum Belaufe ihrer Beitragspflicht in Anſpruch nehmen 
Fön, mas ihnen doch geſtattet fein müßte, wenn man den Vorſteher 
als Inſtitor betrachten, und die auf den Betrag ber Beitragspflicht bes 
ſchraͤnkte Haftung der flilen socii daraus erlären dürfte, daß jeder wiſſe 
oder wiſſen müffe, daß ihre Haftung darauf befchränkt ſeizoe) — Geht 
nahe liegt num freilich der Ausweg, eine dem Etabliſſement beiwohnende 
fogen. moralifche Perfon als ein folches Subject anzunehmen 20%). Ja 
es laͤßt fi die durch ben Mangel eines folhen Subjectes entſtehende 
Lüde in der Darſtellung kaum anders ausfüllen, als fo, daB man außer 
den socii und dem Vorſteher noch ein Drittes mit Rechten und Vers 
bindlichfeiten aus jenen Gefchäften aufftellt; wie fich bieß auch in dem allges 
meinen Vorbilde für dieſes Verhättnif, dem Code de commerce 20% 

zeigt, indem er von engagemens de la seciete rebet?%). — Affen 
zum Dafein einer moralifhen Perfon bedarf es, wie zum Daſein einer 
jeden anderen Perfon im juridifchen Sinme, einer rechtlichen Nothwen⸗ 
digkeit ihrer Anerkennung als foldher, bie num entweder in einer allges 





"meinen Rechtenorm, oder in einem einzelnen Acte ber gefeßgebenben 


Macht, oder in einer rechtsbeſtaͤndigen Gewohnheit ihren Grund haben 
Tann. An einem folhen Grunde fehlt «8 aber hier, wenn nicht etwa ber 
zweite ausnahmsweiſe eingetreten fein follte 20%). — Eben fo wenig wird bet 





—— 


202) So Treitſchke a. a. O. ©. 348 fig. — Als Inftitor betrachtet ben 
Vorſteher auch Fuessel, snocietates innominatae (Actiengefellfchaften) in 
muss segunatar romani juris de societatibus principia. (Lips. 1842.) 


P. 21 sq. 
* 203) Den Xctienverein erklärt fchlechtbin eine moralifche Perſon Poͤhls 
.00D.$.11,6,.55,8.26, ©, ne r a 

20) = 92. & auf alle 

agt man: auf das Wermbgen ber Geſeliſchaft, auch auf 

Immobilien, bie angeſchafft werden, haben alle flilen socii, vefp. Actionäre, 
Anfpruh (Mittermaier a, a. D. $. 558, VIL), fo find damit weber 
die legteren, noch bie Geſellſchaft, wenn fie keine moralifche Perfönlichteit hat, 
ald Subjecte bes Bermbgend und in bemfelben enthaltener Rechte und Verbinbs 
lichkeiten bezeichnet. Betrachtet man aber die Gefellfchaft als moralifche Pers 
fon, fo tft freilich ein Subject gefunden, und nur unter biefer Vorausſetzung 
kann man von einem Gigentbume der Cifenbahngefellfchaft an der Eifenbahn 
zn A weiches ihr zumeilen zugefchrieben wird. S. Yöhls a. a. D. $. 19, 


8. . . 
206) Nämlich in ber Art, daß der Act ber geſetzgebenden Macht nicht blos 


die anonyme Gefellfchaft beftätigt, fonbern ihr eben die moralifche Perfönlichket 
felber beilegt. &o 3. 8. preuß. Eifenbahngefeg v. 8. Nov. 1833 5.9. Bayert 


[ 
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Mangel eines Subjectes gehoben, wenn man ſagt: die anonyme Geſellſchaft 
werde vielmehr durch eine pecuniae collatio, als durch eine personarum 
copniunctio gebilbet?212), ober daß ihr, Zweck darin beſtehe: ut ex collatis 
aequalibus pecuniae symbolis (nämlich bei der Actiengefellfchaft) iuris 
aliquod subiectum creetur vel certe creari fingatur ad negotium 
tractandum etc. 212), Denn: wer ift das Subject des zufammenges 
brachten Vermögens *12)? und auf melche Welfe wird die Schöpfu 

des Subjects bemwerkftelligt und ihe Anerfennung verfchafft? Dan * 
es ſich demnach geſtehen, daß das Inſtitut nicht denjenigen Grad der 
Ausbildung erlangt hat, welcher bie Aufſtellung eines directen Subjects 
jener Rechte und Verbindlichkeiten möglich machte. Dennoch aber laſſen 
Theorie und Praris aus den Handlungen des Vorſtehers Wirkungen 
entfichen, als ob ein Subject jener Nechte und Verbindlichkeiten vors 
handen märe, und fie laſſen die bdesfallfigen Klagen gegen ihn, ben 
Borfieher, zu und geftatten fie ihm 219), Er iſt alfo auch das Sub⸗ 
jeet diefer Wirkungen; aber da die Rechte und Verbindlichkeiten nicht 
die feinigen find, fo fehle für fld noch immer das Subject, und fie koͤn⸗ 
nen daher, ähnlich wie 3. B. die römifche honoraria obligatio 218), nur 
um jmer Wirkungen willen als vorhanden angenommen werben. Fällt 
er hinweg, fo müflen aber auch diefe Wirkungen, da fie auf feine Erben 
sicht übergehen, genau genommen mit jenen Rechten und Verbindliche 
keiten untergehen, und das Etablifiement mit. allen feinen Gefchäften 
muß in eine bloße Thatſache zurüdfallen. — Jener Untergang teitt aber 
- bier nicht ein. Vielmehr koͤnnen bie flillen socü durch Beſtellung eines 
anderen Vorſtehers jene Wirkungen, Rechte und Verbindlichkeiten, wies 
derum für ihre Zwecke ins Leben treten laſſen, während fie aber von 





Allerhochſte Entſchließung v. 28. Nov. 1836 Nr. 1, 2. — Dadurch wird denn, 
die anonyme Geſellſchaft zwar Teine Gemeinde, aber doch eine Corporation. 
Diefe Verſchiedenheit ſchent Treitſchke a. a. D. ©. 337 fig. zu überfchen, 
fo wie benn auch feine Bemerkungen über ben Einfluß eines ſolchen Actes in 
mehreren Beziehungen ben Berhaͤltniſſen nicht entfprechend erfcheinen. — ©. 
aub) Fnessel l. c. p. A386, J. Weiste in Pölig, jezt Bülau, neuen 
Jahrbuchern der Gefchichte und Politik, Maͤrzheft 1842, ©. 29 fg. 
N Kuessell. c. p. 21. not. 55. BR. 
N er Sintenis, de societate quaestuarla quae dicitur Actiengesellschaft. 


.) ® 11. 5 : 

213) Sollte es noch eines Beweiſes bebürfen, daß zum Weſen eines Vers 
moͤgens ein Subject erforberlich iſt; fo zeigt ſich das Bedürfniß eines folchen in 
‘der römifchen Regel: hereditas persongm defuncti sustinet. — Daß man aber 
biefe ingularität nicht auf andere Fälle ausdehnen barf, namentlich auf folche, 
wo, wie ber, felbft zur Begrändung eines Bermoͤgens dad Subject gefehlt 
bat und nicht einmal von verlaffenen bona gerebet werben Tann, fcheint eben 
fo ausgemacht zu fein. 

214) Bgl. Sintenis I. c. p. 36. Mittermaier a. a. D. $. 557, 


Rote 14. 

ä 215) Weber diefe und fonflige Fälle, wo nach roͤmiſchem echte blos deß⸗ 
"halb ein Rechtsverhaͤltniß gebaht wird, weil Magen und Cinreden geflattet 
— . ” s Bein, zur Lehre v. d. Except.) in ber Zeitfchr. für Gift. u. 

505. [} % % 
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dritten nicht dazu gendthigt werben können. Unterlaffen fie jene Be⸗ 
ſtellung, fo befinden ſich diejenigen, welche aus den Gefhäften des Vor⸗ 
ſtehers ihn nicht perfönlich obligirende Forderungen erworben haben, in 
ber Lage von Glaͤubigern einer nicht angetretenen Erbſchaft. Sie koͤn⸗ 
nen demnach zur Geltendmachung ihrer Anfprüche nur Einweiſung in 
die Mittel, welche ber binmweggefallene Vorfteher zur Befriedigung ihrer 
Anfprüche zu verwenden fehuldig getwefen wäre, erlangen, was denn beuts . 
Mage zu einem Soncursverfahren führt 210), Zu biefen Mitteln gehören 
denn aud die Klagen, welche ihm gegen bie flillen Geſellſchafter auf 
Leiftung der verfprochenen Beiträge zugeſtanden. Die Eriflenz des gam 
zen Verhältniffes beruht demnach auf Anomalien, die nad) allgemeinen 
juridifchen Grundfägen dem Gebiete der Unmöglichkeiten angehören. Sie 
beftehen darin: daß Rechte und Werbinblichkeiten als vorhanden geften, 
ohne daß es ein Subject dafür gibt; der Vorſteher ein Vertreter ifl, 
ohne bag ein vertretened Subject eriftiet; daß die flillen socii durch die 
Thatfache des Etabliffements. und der in Beziehung auf daſſelbe gefchlofe - 
fenen Gefchäfte jene der Strenge nad) nicht eriflicenden, und infofen 
fie eriftirt haben, durch das Hinwegfallen des Vorſtehers untergegange 
nen, Mechte und DVerbindlichkeiten buch Emennung eined neuen Bor 
ſtehers wiederum in Wirkfamkeit fegen innen, was man ſich fo vers 
finnlihen kann, daß das Etabliffement (ähnlich einer hereditas jacens) 
bie Perſon des Vorſtehers fuftinirt und eben dadurch feine eigne Hort 
dauer erlangt; mit Einem Worte: daß das Etabliſſement, obs 
gleih ed nur ein buch das Verhältnig zwifhen dem 
Vorſteher und den flillen socii gebildetes Object if, 
dennoch diefelben Wirkungen hervorruft, als ob es ein 
Subject wäre, auf deſſen Eriftenz die ftillen socii ein 
abfolutes Recht hätten. — Denn das zur rechtlichen Möglichkeit 
des Beſtehens bes Verhältniffes der anonymen Geſellſchaft erforderliche 
Subject iſt vertilgt, indem man ben Dritten alle Klagen gegen bie 
ſtillen Geſellſchafter abſpricht 217), uns Gefege diefe nur für die Leiſtung 
ihrer verfprochenen Einfhüffe haften laſſen, dennoch aber, wie gefast, 
den Vorfteher mit feinem eignen, d. h. dem feinen Privatzwecken uw 
terworfenen Vermögen, nur für gehörige Verwaltung vetantwortlich 
machen 219). ö 

Das Verhaͤltniß der ſtillen socii untereinander und zum Vorſteher 
iſt diefes: es befteht unter erfteren die Vereinigung zur gemeinfchaftlichen 
Beſtellung des legteren und zur Iufammenbringung gewiſſer Vermögen 
Eräfte, mit weldyen diefee nad) ihren Vorfchriften ein Gewerbe betreiben 
oder ein fonftiges Unternehmen ausführen und ihnen ben dadurch erzielten 


216) Es gibt Kein paffives Subject der Concursmaſſe, weil fie nur aus 
Sepitalien beſteht, fagt Poͤhls a. a. D. 5. 56, &. 2763 obgleich er eine 
Actiengefellfchaft für eine moralifche Perſon erklärt. 

217) Mittermaier a. a D. $. 557, Note 14. Thöl a. a. O. 8 46. 
Dahingegen gibt der württemb. Entwurf Art. 260 dem Dritten auch eine Klage 
gegen bie Actionaͤre, fo weit fie ihre Beiträge noch nicht geleiftet Haben. - 

218) Bgl. Code de comm. art. 33, Zu 


’ 
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Gewinn mittheilen fol. In Anfehung der Vereinigung zur Begründung 
des darin liegenden Mandatsverhältniffes zum Vorſteher, alfo aud in 
Anfehung der. darin liegenden Begründung des Etabliffements, fo wie in 
Anfehung der während ber Dauer deſſelben zu faſſenden Beſchluͤſſe, der 
Uebernahme von: Sunctionen in ben Angelegenheiten bes Etabliffements, 
find, die flillen Gefellfhafter wahre socii im Sinne des gemeinen Rech 
tes, und, infofern die dazu erforderliche Zhätigkeit nicht in die Willkuͤr 


‚ des Einzelnen geftellt iſt, wie z. B. durch bie Beftimmung, daß ber 


Beſchluß der Anweſenden die Abweſenden verpflichtet, muß die aclio pro 
socio zwifchen ihnen fkattfinden. — Daß babei, namentlich audy bei ſolchen 
Beſchluͤſſen, wodurch gewiſſe Normen über das Verhältniß unter dem Namen 
von Statuten fefigefegt werden, Stimmenmehrheit zu entfcheiden pfleat, 
raubt jenem. Societätsvechältniffe die Natur des vertragsmäßigen deßhalb 
nicht, weil bieß wieberum lediglich Folge vertragsmaͤßiger Webereinkunft 
iſt 219); weßhalb dieſe Art der Beſchlußnahme denn auch nicht weiter 
ausgebehnt toerben darf, als fie durch eine folche Uebereinkunft begründet 
werden kann 220), — Allein das Manbatsverhältnig ift bier fo wenig, 
als bei der Commanbditengefelfchaft ein reines, fonpern mit einer Ver⸗ 
pflichtung zum dare dem Vorſteher gegenüber verbunden; unb es 
befteht auch). hier zwifchen diefem und den flillen socii ein vollfommen 
zwoeifeitiger Contract der Kategorie do ut facias. Dieß zeigt fich darin, 
daß der Vorſteher 272), ohne der Vorſteher und Vertreter einer mora⸗ 
liſchen Perfon zu fein, gegen bie flillen socii ein Klagerecht wege ber 
von. ihnen einzufchiegenden Beiträge hat 222). Damit if es denn auch 
fehe wohl vereinbar, daß der Vorfteher in Anfehung feiner Geſchaͤftsfuͤh⸗ 
rung von den Befchlüffen oder Aufträgen ber flillen socii abhängig iſt, 
indem das gegen ein dare bebungene facefe noch immer von folchen 
Anweiſungen abhängig fein kann *??). In Anfehung ihrer Verbindlich⸗ 


— — — — 


219) Xis einen allgemeinen Grimdſatz ſcheinen dieß zu betrachten: Mit: 
termaier a. a. O. $. 558, VI. Thòöl a. a. O. 8. 8. 
220) &. Treitſchke a a, D. S. 340 fig. über ben Fall, wo Stimmen- 
mehrheit über die Vermehrung des Fonds entfcheiben fol. Sie kann nämlich 
dennoch die ſtillen socii nicht zu größeren Beiträgen verpflichten, wenn bieß 
nicht etwa ausdrücklich beflimmt worben, weil eine foldhe Vermehrung auch auf 
andere Weiſe gefcheben kann, 3. B. buch Bygüdtegung bes Gewinnes, buch 
Emittirung einer größeren Anzahl von Actien. % 

221) Ehdl.a. a. O. 5. 46, if. 1. Der Geſellſchaft gibt biefes 
Klagereht, Mittermaier a. a. D. $. 537, Note 12, ohne fie jedoch für eine 
moralifde Perfon zu erklären. Chen fo, unb zwar als actio pro socio: 
Fuessel l.e. p. 42. — Unter Annahme einer ſolchen moralifchen Perfon dahin⸗ 

en erklaͤrt fie fuͤr Verpflichtete der Geſellſchaft Pohls a. a, D. $. 39, ©. 

21 flg., $. 46, &. 247. ©. ebendaf. über. die Art und Beit der Leiflung ber 

Beiträge und die Kolgen bes Verzuges. Es muͤſſen daruͤber natürlich Vertrag 
und allgemeine Grundſaͤtze entfcheiden. 

. 222) Tiſo nicht etwa bios sine actio mandati contraria wegen feiner 

Auslagen. ©. auch.oben noch Note 190. —— 

223) L. 51. $. 1. in f. D. locati (19. 2.)... nisi ideo in operas sin- 
gulas merces. constituta erit, ut arbitrio domini opus efficeretar. tum 
enim nihil conductor praestare domjno de bonitate operis videtar. — Weber 
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Leit zu Beiträgen und ihres Rechtes eventuell deren Betrag zuruck und 
den Gewinn zu fordern, iſt aber jeder einzelne socius für ſich Schuldner 
und Gläubiger des Vorſtehers. Dem nur auf die Begründung bie 
fee Verhaͤltniſſe erſtreckt fid; das Societaͤtsverhaͤltniß. — Jedoch faßt 
mm in der Regel das Verhaͤltniß fo auf, als ob in dieſer Beziehung 
bie ganze Geſellſchaft dem Vorſteher gegenüber und jeder einzelne socius 
zu biefer wiederum in dem Verhaͤltniſſe des Schuldners und Gtäubiger® 
ftehe; was aber mit dem Mangel einer moraliſchen Perfönlichkeit ber 
Geſellſchaft nicht vereinbar iſt. — 
Eine Art der anonymen Geſellſchaft iſt der Actien verein. Das 
durchherrfchende Merkmai deſſelben, wodurch er ſich von anderen: andny⸗ 
men Geſellſchaften unterſcheidet, die Bildung des Fends durch Actien, 
iſt an ſich von keiner juridiſchen Bedeuntſamkeit, wohl aber hat die Ent⸗ 
ftehungsart deſſelben zuweilen jurtdifche Eigenthuͤmlichkeiten 224). — E 
Actie iſt eine Betheiligung am dem Fond des Vereins und dem durch 
denſelben erzielten Erwerd, welche die Verbindlichkeit zum Beitrage zu 
jenem und eine eventuelle Forderung auf einen Theil von jenem und 
dieſem umfaßt. Sie ift das Verhaͤltniß des Actionaͤrs zu dem begruͤn⸗ 
beten Etabliſſement, oder dem daſſelbe vertretenden Vorſteher, und ihr 
reſp. unmittelbarer und mittelbarer Gegenſtand die Summe jener Bei⸗ 
tragspflicht, die Leiſtungen, welche dem Vorſteher obliegen, und bie 
Summe, worauf jene eventuelle Forderung geht 220). Gewoͤhnlich Ft 
es, die Urkunde Über diefes Verhättniß ebenfalls bie Actie zu nennen. — 
An der Regel kommt der Verein nicht fo zu Stande, baß bie ſtillen 
socii, hier Actionaͤre genannt, gleichzeitig und In einem Acte durch Er⸗ 


ſolche Beſchluͤſſe durch Verſammlungen ber ſtillen socii bei Actiengeſellſchaften 
und bie vorkommenden Organiſationen derſelben: Thdl a. a. O. 545. Pohls 
a a. O. $. 27 flg., S. 179 fig. 

224) Es tft zwar nicht Het ‚ die Aetiengefellfgaft als ein von der ano⸗ 
nymen Geſellſchaft ganz verfchtebenes Inſtitut ˖zu betrachten (f. indeß Mitter⸗ 
moier a. a. O. $. 557, 558)3 aber fie hat dennoch auf Auszeichnung Ans 
ſpruch (ſ. indeß Tholea. a. D. $. 44 fig.). J— 
225) Es genügt, um ben Begriff der Actie'kts beſtimmen, weder fie (Pohls 
. aa. O. S. 16) als die Summe zu bezeichnen, welche man eingesablt 

um ſich bei dem Vereine zu betigfligen, noch fie (Weiste a. a. D. S. 266) 
als einen durch bie Gapitalifirung des Einkommen oder ber Rente (alfo Schägung 
bed ganzen Rechtes des Actieninhabers), welche ber Actieninhaber zu erwarten 
bat, gebildeten Bermoͤgenſtheil zu bezeichnen. — Denn man kam auch fehon 
ohtie eine ſoiche Zahlungsleiftung Actionaͤr fein und eine Actie haben. — Sagt 
man: fie fei ein ibeeller Theil an bem Eigenthume, welches den Fond ber 
Gefeltfehaft ausmahe (Mittermaier a. a. D. 6. 568, I. bei Rote 8), fo 
muß man offenbar Anmeimen, baß bie Actfionäre condomini bes Jond find. 
Dieb Eönnten ſie aber nur ſein, Fnfofern ihre nummi mit einander vermifcht 
worben und base Eigenthum berfelben nicht auf einen Anderen übergegangen 
wäre; eine Lage; bie Hier felten eintreten wird. Jedenfalls Könnte biefes Ver⸗ 
bältniß nur durch Umflände hervorgebracht werben, die zum Weſen des Actien⸗ 
vereines Überall nicht gehoͤren. Partieulargefege geftatten auch das Berkegen von 
Actien in Heinere Antheile ober Conpons: Code de comm: art. 84. Gpan. 
H.⸗G.⸗B. Art. 280, 288. vo. u an. % 


— — — — — 


. wenn er bios / zur Proſp 


Handel. 89 


Alitung cms beſondem Eontreetes denſelben begrhnden. Melmehe pflegt 


dieſe Begreendung · dutch ſucceſflven Beitritt zu einem im Voraus ent⸗ 
worfenen Projecte, Proſpecte ober Plane, welcher die Bedingungen di 
Shuftigen · Vereinsverhaͤltnifſe darlegt, bewerkſtelligt zu werden. Sol der 
Beitritt zu demſelben verbinden, fo muß er wenigſtens fo beſtimmt ſein, 
daß er:nis‘ ein 'pactum de contrahendo betrachtet werden kann, und 
wenn fein Inhalt fich. dazu eignet, fo kann er bie Stelle des Errich⸗ 
tungseontractes ober der Statuten vertreten. Der Beitritt gefchieht burch 
Verpflichtung zur Uebernahme einer ober mehrerer Actien, 3. B. durch 
Umterfchrife des Planes zu diefem Zwecke 2). : Dieß Verfahren ehe 
einen oder : mehrere — ten, des Planes voraus, und ber Beitretende 
kann nur. mit dieſen feinen Beitritt contrahiren; allein gefchicht 
fein Beitritt auf ſolche Weiſe, daß er ſich den ſpaͤter Beitretenden dadurch 
als Theilnehmer, an dem Plane: gegenuͤberſtellt, ſo tritt er zu; dieſen 
ohne Zweifel wieberum in das. Verhaͤltniß des Proponenten 227), . So⸗ 
wohl ‚hemjenigen, ber als kuͤnftiger Vorſteher, als. auch demjenigen, bar 
als ‚Artionde proponirt,gegenuͤber, entſteht ‚eine Verpflichtung des Bei⸗ 


teetenben; weil ſowohl jener als biefer Subject des Contractes oder des 
pactom de.cantrahendo ift 22%), Immer aber iſt die aus dem Bei⸗ 
tritte enitftehende Verpflichtung dadurch bedingt, daß die, Vorausſetzungen, 

an denen nad) dem Plane ober nad) ber Pratur der Sache das Zy⸗ 
— des Vereines abhängt, eriſtiren aber zur Eriftenz kommen 


‚ alfo namentlich daß für bie Summe des. Fonds, auf den das, Etahlifier 


ment nach bem Plane angrindet, oder, womit daB Unternehmen ‚ausgee 
führt werden fol, ſich bie-. erforderliche Zahl von Actiennehmern gefunp. 
ben 22°), daß die Erriehtung. bes Etabliſſements und deſſen Beſtehen 
ober die Ausführung. des Unternehmens nicht in dem Grabe unfnöglic, 
iſt ober wird, daß Feine Verpflichtung zur, Beroirfung derfelben ‚ober zur: 
Ausführung dex dazu erforderlichen Geſchaͤfte beſtehen kann 220)... Inſoe 


226) Bloße Genehmigung, wem auch durch Unterſchrift des Planes, iſt 
noch kein Beitrittz wohl aber Tann dieſer auch durch concludente Facta gefches 
ben. nahe ER D. 5 25, ©. — RE TER ae a 

.... 227). nhers iſt bie Darkiellung bei, Pöhis, a. a. D. |. 24,. 28, 
154 flg., nad) der von bem Zuflandelommen bed Vereines immer nur hie & A, 
ter einerfeits und bie Beitretenden andererfeits mit einander eontrahiren. 

ngy Anders faͤllt die Darſtellung biefes Hunktes Bei Pohls a. 'a. D.Y aus, 
indem 'dört von dem. Gefichtspunkte ausgegangen witb, ſnwiefern, namentlich 
aus dem Weitritte vor ber der Geſelſchaft, biefe eine Klage: erwerbe⸗ 
Hat jemand nur nominei eine Actle gezeichnet, während, ein Anderen der wirk⸗ 
liche Uebernetaner 'derfelben: tft, fo muͤſſen ber —— von bee Stimulation. ent⸗ 

| 16. — 


iden. SD a. a.:: O. 5. . 16 
ey Da bis a. a:D. 6.25, © fi 


jeder Veitretende verpflichtet fich offenbar. nur unter der Ber! 

bingung', daß ber Verein planmäßig zw Stande "kommt. Ber umftanb: aber! 

bafı ed. an einem zur wirklichen Erreichung des Imertes bes Bereines genfgenben 

Konb fehlt, kam nur dana ein Grund vorhanden fein, ‚ben —— fin, 

nicht verpflichtet zu achten, wenn er ungenügend ift, ‚um, übera bliffes 
ment ins Leben treten zu im 

-beffetben unzureichend iſt. S. indeß 18 4. 

a. O. 5. 5, S. 21, aber gegen ihn wiederum Ruessell. c. p. 87. I 

230) &. oben Rote 229 und unten Rote 252. a 


U das vr 
eh ober das Unternehmen auszuführen A aber, 


+ 
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feen indeß den Paciscenten, ober einem ober einigem derſelben, dieſe Uns 
möglichkeit unbefannt war, und von Selten derjenigen, bie ſich in biefer 
Untifienheit befanden, etwas für bie Erreichung des Zweckes bed Ver 
trages dieſem gemäß aufgervendet worden, entfpringt aus diefem legtern 
allerdings em Anſpruch auf Entſchaͤdigung gegen ihre Eonpadscenten *?)). 
Zur Perfection kann aber ber Berein immer exft gelangt fein, wenn ein 
beſtimmter Vorſteher aufgeſtellt iſt. Denn ohne das vertragsmäfige 
Verhaͤltniß zwifchen ben Actiondren und ibm kann ber Verein (ohne eine 
moraliſche Derfönlichkeit) nicht zur juridiſchen Vollkommenheit gelangt 
ſein, ſondern nur ein ſeine Errichtung bezweckendes Verhaͤltniß beſtehen 
Sowohl das Geſellſchaftsverhaͤltniß unter den ſtillen socii, als bad 
Verhaͤltniß zwiſchen Ihnen und dem Vorſteher des Etabliſſements, — 
nach allgemeinen Grundſaͤtzen burch bloßen Conſens entſtehen wiewohl 
Die Art und ZBeife der Emtftehung be6 Xetienbereins cine fehriffiche Gen: 
fensertheilung in dee Regel factifch zum Beduͤrfniſſe machen wird. Ad 
ihr Verhaͤltniß zu dritten Perfonen iſt, wie oben gezeigt worden, von fh 
anomaler Befchaffenheit, daß es überhaupt nicht durch Privatwillkuͤr her 
vorgerufen werden kann. Man kann alfo ber Anfiht, daß gemeins 
rechtlich eine Beſtaͤtigung der Regierung äberflüffig fe 222), nicht 
beitreten, ſondern muß vielmehr einen auctorifirenden Act der geſetz⸗ 
gebenden Macht, eine f. g. Dcetrol, für erforderlich achten, um 
jenes Verhaͤltniß herbeizuführen ee8) Auch die Geſetze, welche diejenigen 
Regeln, woraus die angegebene Anomalie des Verhältniffes ſich ergibt, 
ausdrädtic aufftellen, fordern einen derartigen Act *%*).. — Xritt dems 
nach jemand als Vorfteher einer nicht fo autorifirten ſtillen Geſellſchaft auf, 
fo muß die Folge davon fein, daß er nun als Complementar haftet; 
wenn gleich er demjenigen Gontrahenten,, welcher das Verhaͤltniß kannte, 
rn e Einrede emtgegenfegen kann, daß es flinfchwelgend unter ihnen als 
edingung angenommen, daß er nur in fo weit verpflichtet werbe, ale 


. 
er r 2 
. . 2 - 


231) Son biefem Gefätspuntte aus rechtfertigt ſich denn auch ber Idrhath 
der Gntisheitungsgrände $ ti Guenther, observationes de consociationihus 
quae Actienvereine —E (Lips. 1842.) p. 8—10. 


u: 298) Mittermaisgr a. a. D. 6. 557, Note 9. Thoͤl a. a. D. 3 4 


q. G., der die Dee in private und octroirte eintheilts 
Böhls a. a. D. 5. 6 25 flg., ber den Grund ber gewöhnlich vorkommen⸗ 


‚ben ; aber. . gefehtich gefo; —* Fentlichen Beſtaͤti gung theile darin findet 
ſolchen ſchaften 


daß 
9 ertheitt worben, theils in yoliti 
Zmeden, überbieß auch ee Au _ der ——— in peitjcen 
Eunsast-i. ©. p« 33-0, ber fie nur thwendig hält, wenn bie Aus: 
Führung des unternehmens ohne Bewilligung ber x Seglerung: nicht möglich iſt. 


288) Eichhorn aa. D. $. 887, IV. Kritz, Rechtsfaͤlle u. f. w. M. 
&. 327. — Entſcheidungegrunde bei Guenther |. c. p. 8. Diefe infofern 
Dritte ben Berein als juriſtiſche Perfon anerkennen follen. 


334). Code de comm. art. 37. — Es wirb aber nicht immer ein Xct- ber 


& ſond a ein Aet ber lt rdert. 
— — 
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die ihm von den ſtillen pe geliefesten ober: zu liefernden Fonbde 
zus Crfuͤllung ausreichen wuͤrden 225). 

Regelmäßig find die anonymen Geſellſchaften Actiengeſellſchaften ober 
Vereine, unb ber Zweck berfelben ift häufig nicht die Betreibung eines 
eigentlichen Handelsgewerbes, ſondern befteht in fonfligen — 
gen, weiche dem Intereſſe des größeren Publicums entſprechen, 3 


goanſtalten, namentlich größere Bauten, z. B. von Con ; 


— — Eiſenbahnen u. ſ. w. 37%. — Die Verpflichtung: 

nahme einer ober mehrerer Actin, welche buch den Beitritt b 

it, muß der Natur der Sache nad) auch das Verhaͤltniß eines Actionäre 
begründen, fobalb ber Verein zur Perfection gekommen ift; umb zwar. 
ift jeder fo viel mal Actionär, als die Zahl feiner Aetien beträgt. Die 
daraus entipringende Verpflichtung zur Leiflung bes Einfdneffes, es fe 
nun bdiefe ganz auf einmal ober fucceffiv , in beſtimmten Zerminen, oben 
wie das Beduͤrfniß es erheifcht, zu befchaffen, zu bem Betrage, ber. auf 


jede Actie faͤllt, wird indeß zuwellen noch beſonders durch Unterzeichnuig 


einer deßfallſigen Acte ober Ausſtellung einer ſeparaten Obligationsurkunde 
uͤbernommen, ſo wie auch die Namen der Actionaͤre in beſondere Re⸗ 
giſter des Etabliſſements eingetragen zu werden pflegen. Ferner wich 


jedem Actiondr eine Actie, nämlich eine Urkunde über fein Verhaͤltniß, 


behändigt, welche zuweilen auch eine Quittung üben die gänzliche oben 
theilweiſe Leiſtum des Einſchuſſes (des vollen Einſchuſſes ober der ihm 
entgegengeſetzten BA) enthält 227), und zumellm auf ſeinen Namen 
(nominativ), zumellen au porteur ober an Ordre lautet, welches letztere 
denn die Folge hat, daß jeder Inhaber refp. jeder Indoſſator ber Actie 
bie Rechte eines Actionaͤrs auszuüben befugt iſt 2%). Sobald der volle 
Einſchuß geleiftet ift, ‚dee Acttondär alfo nur noch Rechte hat, kann der 
Uebertragung feines ganzen Berhättniffes der Ausiibung nach auf einen 
Anderen überall Fein rechtlicher Grund entgegenftchen. Iſt aber bies 
nicht der Fall, fo kann. allerdings der Actionaͤr einfeitig keinen Anderen 
als Verpflichteten an feine Stelle fegen =, es ki benn, tag‘ er unter 


as Im m * eben ſo: we 0.08, 8.49, G. 257. 
oben bei Rote 202. Wenn. in England eine Beſtaͤti — ie te 
ertheilen bat, nicht. erfolgt it, fo te die Actio 
fhafter in solidum: Poöhls a. a. 

236) Als AIRFEAT FIN Jay unb 
bie Sbebereigefehfhaften an. S. Mifkermaier. & a. O. $. 557,.Note yY 
und über die Entfiehung ber. Aetiengefelfchaften auch Poͤhls⸗ a 0. 51, 
©.. s fig. ». * Pre aan rose denſ. $. 17 *8* und darlideg , rimoies 
ne gefelfhaften vom Staate zu geflatten und I begkufligen denk ſ. . 


Paar) ah La a. O. 5. 4. 


. 238) Denn daß der Actiond tu 
Obertzagen duͤrfen * kann — ———— r Kim — te 


332, Indeß I es doch d daß d it Actie 
ler ee ri ieße ee oh denken, ß er Inha ſolcher n tiur 
O. 8. 1 


8 


> ©, asics a. a. O. 8 568, Rote 18, 19, Tbdi rw“ 
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Der Bedingung, vazu befugt zu fein, biefelbe übernommen hätte 240), 
Buflimmung des ihm gegenüberfichenden Berechtigten mwürbe aber immer 
auch eine folche Operation zuläffig machen, und der Strenge nach wuͤrde 
biefee Berechtigte allein der Vorſteher fein 1), fobald einmal ber Verein 
volllommen zur Eriftenz gelangt wäre. — Geht man aber von einer 
dias ganze Verhaͤltniß umfaffenden Socetät zwiſchen ben Actionärn 
aus, fo muß man biefe ale bie Berechtigten betrachten ?*2). Zwiſchen 
bem ° naͤr und Dritten, welche mit: dem Vopſteher contrahirtn, 

e überall kein Verhaͤltniß, welches einen derartigen Uebergange 
Dee Verpflichtung eines Actlionaͤrs und‘ einer” ihm babucch gewordenen 
Befreiung von derfelben. entgegenftehen koͤmte, weil fie mit ben Actios 
nären überhaupt in gar keiner rechtlichen Beziehung flehen. Eine andere 
Frage ift aber die: ob nicht ber Vorfteher, wenn durch feine Zuftimmung 
jene Befreiung erwirde worden wäre, Im alle ber Inſolvenz bes 
neuen Actionaͤrs ſich dem dritten Contrahenten mit feinem eigenen Ver⸗ 
mögen für ben Ausfall verantwortlich gemacht haben würde? Auch wen 
Geſetze ihn von jeder berurtigen Haftung aus den für das Etabliffement 
gemachten Geſchaͤften freifprechen 349), kann man' biefe Stage deßhalb 
noch. nicht verneinen. Denn wenn man auch feine Verbindlichkeit zur 
gehoͤrigen Verwaltung nur im Verhaͤltniß zu den Actionären als befle 
bend annimmt 2**), fo laͤßt es ſich doch nicht leugnen, daß er auch den 
dritien Conteahenten gegenuͤber die Verpflichtung hat, die ihm zu Gebote 
ſtehenden Mittel zu ihrer Befriedigung zu vertvenden, und daß mit bier 
fer. Verpflichtung eine Verwahrloſung ober: ein. willfärliches Aufgeben der 
ihm deßfalls gegen die Actionaͤre zuftehenden Anfprüche nicht vereinbar 
iſt 220). So wie er alfo vermöge feiner Pflicht zur guten Verwaltung 
für einen Ausfall der gebachten Art ben Actiondeen, wenn fie wicht zur 


— — — — — 


240) Biwar ſagt Pohls a. a. O. $. 20, ©. 161: Die Geſellſchaft muͤſſe 
nmothmendig jemanden haben, ber Ihr für fernere Cinzahlungen auflonime. — 
Allein wenn fie — ober ihre lieber ober ihr Vorſteher — fich eine folche Pers 
fon nit fihere , fo Tann body wenigftens juribifch eine — Rothwendi 
keit nicht in Betracht kommen. S. auch Treitſchke a. a. O. G. 330 fig. 
wird es aber bei der Ertheilung der Octroi zur Bedingung gemacht, 
ba bie urfpränglichen Actionaͤre ihrer Verpflichtung wenigſtens nicht ganz ent⸗ 
werden Einen, 3. B. von ber preußiſchen Regierung. 
6 — * —— — ber. die iii = Ten d aiuſtinmig⸗ 
u -Rur deren Zuſtimmung, a ige nur allen un 
Ut forbert Treit ſchke a. a. D: S. 331. 
‚I ‚243%. Cade de. oomm."art. 82. Niederlaͤnd. H.G. ⸗B. Art. 45. 
: t:244) 'Les administrateurs ne: sont — que de l’execution du 
mandat qu’ily ont refa. ©. de c. art, s. 
245) Für eine Berantwortlichleit gegen Dritte gebe es bier kein Yrinctp, 
fagt Pöhls a. a. D. $. 46 in Beziehung auf’ den Note 247 anzuführenden 
3. — Man muß aber vielmehr nach einem Werhältniffe fragen, weiches 
begruͤndet; und wenn man erwägt, daß ber Borſteher doch eigentlich am 
Dinge des Eomplementars ſteht, fo wirb man feine Befreiung von ber Haftung 
— Be gegen one a fo om — — 
„daß er gegen dieſe gar kei ten e. a 
allerdings noch —2 Au ” 
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Uebertragung zugeflimmt, verantwortlich werben wuͤrbe, fo ließe ſich auch 
beim Concurfe des Vereines feine Freiheit von einer deßfallſigen Werante 
wortlichkeit ſchwerlich veriheibigen, inbem im vorausgefeuten Falle dee 
Ausfall ja jedenfalls durch feine culpa. herbeigeführt werden wäre 246), 
Steiche Regeln für die Verantwortlichkeit bes Vorſtehers muß man auch 
für den Fall annehmen, wenn er Antheile am gemachten Gewinne (Die 
videnden) an die Actiondre austheilt, ehe der für eine ſolche Austheilung 
durch den Errichtungsvertrag oder allgemeinen Gebrauch beſtimmte Zeitı 
punkt eingetreten iſt, und fpdtere Verluſte eine concursmaͤßige Behande 

lung des Etabliffements herbeiführen 227). In Anfehung der Haftung 
der Actiondre mit dem Betrage des ihnen bereits ausgezahlten Gewinnes 
muͤſſen bier biefetben Regeln gelten, wie bei dem Commanditiſten *48). 


In Beziehung auf das Fortbeftehen der anonymen Geſellſchaft kann 
dem Falliſſement wie dem Tode eines ſtillen Geſellſchafters jedenfalls kein 
anberer —F eingeraͤumt werden, als bei der Commanditengeſell⸗ 
ſchaft 280). Daſſelbe gilt vom einſeitigen Ruͤcktritt Einzelner. Erfolgt 
ein Ruͤcktritt von Seiten aller Actionaͤre ober beſchließen fie bie Aufloͤ⸗ 





fung des Vereins, wozu man, wenn bie Statuten nichts anderes bes _ 


flimmen, Stimmeneinheit fordern muß, fo ift damit freilich dee Verein 
aufgelöfet, und das Recht der Actiondre, und zwar jebes einzelnen, auf 
das Beftehen bes Etabliſſements hinweggefallen. Damit muͤfſen denn 
auch die Rechte des Vorftehers den Actiondren gegenüber auf die Bei⸗ 
träge, In Beziehung auf Fünftige Gefchäfte, untergehen. Denn fie find 
durch ‚feine ebenfalls binmeggefallene Pfliht zum facere bedingt, eben 
weit ihm bloß zur Erfühung diefer Verpflichtung gegeben wird ober vers 


246) Kür den dolo oder culpa berbeigeführten Bankerott macht ben Vor⸗ 
ficher auch den Gtäubigern verantwortlih Treitſchke a. a. D. ©. 352, und 


zwar jedem Gläubiger deßhalb, weil ex eben nur Gläubiger ber Wereinscafle ift. 


247) Bon AR KRüdforberung ber ausgetheilten Dividende von den Actio⸗ 
naͤren (Poͤhls d. a. D. S. 238) koͤnnte doch immer nur bann bie Rebe fein, 
wenn bem Vorſteher felber deßhalb eine Klage zuftänbe. 

a) Bel. oben Note 198. Wenn man ſagk, daß eine Geſellſchaft von 
Anfang bie zu Ende nur ald Ein Ganzes zu betrachten fei und erft bei ihrem 
Schluſſe ein Mefultat gebe, fo gilt dieß doch immer nur von dem Berhältniffe 
der Gefellfchafter untereinander, welches fie um fo mehr Anbern Tonnen, als 
ihnen fogar jederzeit willkuͤrliches Austreten frei ſteht. Man kann überbieß bie 
Regeln über das Gefellfchaftsverhältnig Hier nicht anwenden und unbegründet 
iſt die Behauptung, daß ber mit dem Kapitale gemachte Gewinn biefem aus 
wachſe. S. indeß Pohls a. a. D. S. 239, 240. — Laßt man uͤbrigens bie 
Actionäre mit dem Betrage ber bereits empfangenen Dividende haften, fo kann 
. man nicht mit P5hLS von berfelben wiederum Zinfeggbes eingeſchoſſenen Capi⸗ 
tales unterfcheiden, welche von diefer Haftun genommen fein follen 
(Beiske a. aD. ©. 272 fig und baf. angef. ? a: ſaͤchſ. Verordn. v. 





81. Zul 1839). Denn da der Actionde feinen Einfhuß bingibt, damit derfelbe 
u feinem eigenen Vortheile benugt werde, fo ift es juridifch unmöglid, eine 
onbere Vergütung für eine folhe Benusung, worin ja body bie Sinfen bes 
fiehen müßten, zu’ denken. | 
249) Wgl. oben bei Note 19. Mittermaier a. a. D. 8.557, Rete7. 
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ſprochen iſt 200). Das Falliſſement des Etabliffements muß aber noth⸗ 
wendig alle Verhaͤltniſſe conſumiren, durch welche es beſteht, und die 
Aufloͤſung des Vereins 201) herbeiführen. Denn die Verpflichtungen der 
ſtitlen socii erlöfchen, weil fie ihre vollen Einfchäffe leiften ; die bes Vor⸗ 
ſtehers aber weil kein Fond mehr zur Verfolgung des Zweckes bes 
Gtabliffements vorhanden, ihre Erfüllung alfo unmöglich geworben iſt. — 
Das Erlöfchen diefer legteren Verpflichtung genügt allein fchon, um den 
Verein zu vernichten, teil ohne einen Vorſteher, dem fie obliegt, ein 
weientlihes Moment en fehlt; er gebt alfe immer unter, wenn 
eine Unmöglichkeit der Erfüllung jener Verpflichtung aus irgend einem 
Grunde eingetreten ift 202). Die fonfligm gewöhnlichen Erlöfchunges 
gründe rechtlicher Verhaͤltniſſe treten natuͤrlich auch hier ein, fo weit bieß 
ber angegebenen rechtlichen Natur der bier flattfindenden Verhaͤltnifſe nad 
möglich ift, z. B. Ablauf der Zeit u. f. m. 397), 

ußer dee Auffiche über Vorſteher und Gefchäftsführer fo wie der 
Rechnungsablage, erſcheint als eine befondere Maßregel für die Erhal⸗ 
tung des Vereines oder des duch ihn gebildeten Etablifjemente .die zus 
weilen vorfommende Bildung eines theild zur Beſtreitung und Dedung 
umerwarteter Ausgaben und Verluſte, theils zur Tilgung von Schulden 
( Tilgungsfond) befiimmten Fonds, durch Zurüdiegung eines Theiles des 
gemachten Gewinnes. Auch unterſcheidet man einen auf gleiche Art gebil⸗ 
deten Amortiſationsfond im engeren Sinne, welcher zur Abloͤſung des 
u ber Errichtung bes Etabliſſements verwendeten Anlagecapitals in der 
Art dient, daß die Zahl der Actiondre und ber Actien, z. B. durch An 
kauf und Vernichtung ber legteren, vermindert wird; was dann nur fitis 
lich flattfinden kann, wenn ſaͤmmtliche Einfchüffe geleiftet find 2%). Bei 
der Auflöfung des Etabliffements muß "der Vorſteher deffelben bie Acttor 
näre wegen ihrer Anfprüche befriedigen, infofern fie folhe haben. “Im 
Kalle des Falliſſements bes Etablifiements fällt dieß natuͤrlich immer biw 
weg und es erledigt fich Hier Alles durch das Concursverfahren felber. 
In den übrigen Faͤllen muß der Vorſteher zundchft Actionaͤren 
gegenuͤber Rechnung ablegen, in ſo weit, oder fuͤr die Zeit, fuͤr welche 
es nicht bereits fruͤher bei den gewoͤhnlichen periodiſchen Abſchluͤſſen ge⸗ 
ſchehen. — Ferner muß es ihm auch obliegen, jeden Einzelnen wegen 
ſeines ſich ergebenden verhaͤltnißmaͤßigen Anſpruches abzufinden, alſo die 
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250) L. 5. pr. D. de cond. causa data. (12. 4.) Deßhalb, weil jedes 
ctum klagbar * faͤllt das ſogen. ins poenitendi noch keineswegs hinweg. 
gl. auch die Auffaſſung deſſelben bei Haſſe, d. j. rhein. Muſ. VL. &. 46— 

5%. Bachofen, de Romanor. iudic. etc. p. 300 sq. Jedoch iſt damit 

keineswegs gelagt, daßFeſes poenitendi ins auch bei jedem fogen. Im= ' 

nominateontracte flattgefliiden. ©. Sans, Dbligationenreht $. 9. 

251) ©. Bintenis l.c. 6. 4. Mittermaier a.0.d. 5. 557, Note 

17. PoHis a. a. D. $. 56, 57, &. 275 fig. 

252) Bal. Pohls a. a. D. $. 55, &. 273 fig. 

258) Eine Vergleihung der Erldſchungsgruͤnde ber gemößnlichen Societaͤt 
mit denen bes Actienvereines bei Fuessell. c. p. A 

254) Ucberhaupt: Pohls a. a. D. $. 47, ©. 249 fig. 





Handel, B 
Vertheilung des auszuantwortenden Vermoͤgens durch eine Liquidation, 
worunter man uͤberhaupt bie gaͤnzliche Auseinanderſetzung aller Intereſ⸗ 
ſenten verſteht, bewerkſtelligen 200), Jedoch faßt man dieſe Liquidation 
auch als eine Theilung des Societaͤtsvermoͤgens unter ben ſtillen soců 
auf, und ſieht ſie als ein Geſchaͤft diefer an, welche dazu beſondere 
Liquidatoren zu ernennen pflegen 2°%). Namentlich gehört indeß auch zu 
biefer Operation bie Bezahlung der Schulden und Einziehung der For⸗ 
derungen Dritten gegenüber, weßhalb man um fo meht dem Vorſteher, 
als bem — der deßfallſigen Klagen, die Vornahme derſelben zus 
weiſen ſollte 287). 

Uebrigens kann auch der ſtille socius oder der Actionaͤr wiederum 
in das Verhaͤltniß eirles dritten Contrahenten dem Vereine gegenüber 
treten, 3. B. ſich bei demſelben verſichern laſſen. Ja bisweilen ſteht 
jeder Contrahent, ber ſolche Geſchaͤfte ſchließt, welche der Verein eigent⸗ 
lich bezweckt, namentlich bei Verſicherungen, auch in dem Verhaͤltniſſe 
eines flillen socius, fo daß ber Betrag, den er in jener Eigenfchaft 
zahlt, ihm wiederum einen Anfpruch auf Zheilnahme am Erwerbe des 
Vereines gibt, und durch bdenfelben jener Betrag wiederum verringert 
wird 22°). Dadurch entfteht bei Verſicherungsanſtalten ein Verhaͤltniß 
ber Gegenſeitigkeit in Anfehung der Zragung der Gefahr unter dem ſaͤmmt⸗ 
lichen Imterefienten, wie es bei Tontinen und fonfligen Verſorgungs⸗ 
anſtalten, als Heuraths⸗, Wittwen⸗ und Sterbecaſſen 25%), In Anfehung 
des zugeſicherten Einkommens vorkommt; uͤber welches bei den Tontinen 
freilich zum Theil das Loos entſcheidet. — Die Einrichtung ſolcher An⸗ 
ſtalten hänge zunaͤchſt von ihren Statuten ab; aber das Weſen ber anony⸗ 
men Geſellſchaft wird fich immer darin finden, wenn fie aud nice 
immer als Actienvereine aufgefaßt werden Einnen, 

IV. Handelsperfonen find die Subjecte von Hanbelsgeſchaͤf⸗ 
ten; im engeren Sinne: diejenigen, welche biefe Gefchäfte nicht für eigene 
Rechnung vornehmen (das Handelsperſonal). 

1) Handelsmann oder Kaufmann, bie Principalhandelsper⸗ 
fon, ober fchlechthin der Principal im Gegenfage zu dem Handelsperſonal, 
ein ſolcher, der ein Handelsgewerbe für eigene Nechnung betreibt, kann 
in der Regel jeder fein, welcher zu rechtlichen Gefchäften fähig ift 260). 
Den Geifttichen iſt indeß jedes Hanbelögewerbe umterfogt 2%), Den Sol⸗ 


255) So das nieberländ. H⸗G.⸗B. Art. 56. Span. Art. 388. Portug. 
Art. 7%. Wörttemb, —— 372, 2 

256) Pdhis a. a. D. $ 59 fig., &. 280 fig. 

257) $ür juridiſch ineonfequent erklärt dieß indeß Pohls a. a. D. ©. 


258) &o bei ber gothaifchen ®e nosanftalt. e 

259) Vgl. Mittsrmaier a. or ne. und daf. Eit. Eich⸗ 
horn a. a. D. $. 118, Rote co, $. 119. 

260) Yartieularrechtli werben — noch beſondere Qualifitationen 
verlangt. Bol. Thool a. a. O. 8. 18. 

261) C. 1.C.14.9. 4. 0 15. 16. X, de vita et-honest. cleric. (3. 
1.) 0. 6. X. ne clerici vel monachi sec. neg. seo inmisc. (3. 60.) Sol, 
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beten iſt die Betreibung des Detallhandels (mercimoniorum quaestus) 
verboten 202), Die 8* Vorſchrift, daß Vornehme und Reiche keinen 
Detailhandel (mercimonium) treiben ſollen, wie es ſcheint, um ihnen bie 
Gelegenheit zu entziehen, ben Verkehr an ſich reißen 2e2), kann nicht 
mehr als anwendbar betrachtet werben. . Auch thut das Handelsgewerbe 
den Standesrechten 2%), namentlich denen des Adels, keinen Eintrag 299). 
Varticularrechtlich iſt zuweilen den Beamten 200), auch den Maͤklern 
wenigſtens mit den Waaren, in denen ſie als ſolche ihr Gewerbe trei⸗ 
ben 267), der Handel unterſagt; auch der Handel, jedoch feltener der 
Großhandel, häufiger aber der Detallhanbel, — oder an, ben 
Erwerb einer Conceffion der ‚Regierung gelnüpft 208) . Dem Juden if 
die Betreibung des Handels häufig infofern unmöglich gemacht, als dazu 
Drtsbürgerrecht oder Mitglledſchaft in einer Zunft gehört, umd fie von 
deren Erlangung ausgefchlofien find 200). — Auch mit dem Verhaͤltniſſe 
eines Factor iſt die Betreibung eines eignen Handelsgewerbes nicht ver 
einbar 279). Mit der befchränkten Dispofitionsfähigkeit der Minderjaͤh⸗ 
rigen und ihrem Anfprudhe auf in integrum restitutio iſt die Betrel⸗ 
bung eine® eignen Handelsgewerbes durch diefelben nicht wohl vereinbar. 
Die Befugniß dazu kann ihnen, aber gemeinrechtlih, auch ohne venia 
aetatis oder befonbere Erlaubniß 271), nicht abgefprocdhen werben 27°), 
wenn fie unter Belſtand ihres Curators handeln. Man hält felbft bie 
allgemeine Einwilligung bes Gurator& zur Betreibung des Handelsge⸗ 
werbss, ohne beffen Buflimmung zu jedem einzelnen Geſchaͤft⸗ J für 


dist. 88. — Die Nor. 129. c. 6, unterfagt ben Sei Chen wohl nat 
ben * der Wirthshaͤuſer. nr 
262) L. = C. de re’'militari. (12. 36.) ®gl. L. 31. C. de locato et 
eonducto. — 6.) 
263) L. 8. C. de commerc. et mercat. (4. 63.): ut inter plebeios et 
negotiatores eilins sit omendi vendendique commercium. 
264) Detailhaͤndler, nämlich ſolche, welche offenen Laden ober Gewölbe (er- 
gen) bielten, waren im römifchen echte von Öffentlichen Aemtern und 
olbatendienft , mit —— Tg ausgefchloffen: L. un. C. negotia- 
tores ne militent. (12. 85.) L. 12. $. 8. C. de cohortal. etc. (12. 58.) — 
Detailhändler wurben auch in ua nm — der —————— 
a ri Bol. Mittermaier a. a. D. $. 531, Note 6 
65) Ueber den Adel: Mittermaier a. a. O. * 685, Rote 4 Thoͤl 
— $. 17, Note 8. 
266) if er, dfterr. Handelsrecht $. 2 
267) Bgi. Code de c. art. 85. — — a. a. O. F. 589, Rote 
ae Hohl a a. 9.16. 125. 
68) Bgl. oben Note 4. Mittermaier a. a. D. $. 532, Note 8, 
265) In Beziehung auf Wucher und Schacher find fie indes zuweilen fogar 
privilegirt, fo in Anfehung des Zinſennehmens, des Werkaufes, bes Verſates, 
en — geſtohlenen Gutes, z. B. nach m der Altonaer 
uben v ug. 
270) ©. ne Ar Note 296. 
271) 3. B. des Waterd, ober ber Mutter, ober bes — unter 
—— Beſtaͤtigung. Code civ. art. 487.. Code de c. art. 2 
272) ©. indep- Mittermaier a. a. D. 5. 535, bei Rote 8. 
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genuͤgend 272)3 wiewohl ſich gemeinrechtlich #74) nicht — läßt, 
daß er in Handelsgeſchaͤften fein Reſtitutionsbeneficium verliere 27%). — 
Auch Weiber find, mit feltenen particularrechtlihen Ausnahmen 27°), " 
zur Betreibung eigenen Dandelögemwerbes fähig. Sie bedürfen aber, um 
rechtlich als Handelsfrauen oder Kauffrauen zu gelten, ba, 
wo Geſchlechtsvormundſchaft gilt, zu ihrem Auftreten im jener Eigen⸗ 
ſchaft dem Publicum gegenüber der Zuflimmung ihres Geſchlechtoͤbei⸗ 
ſtandes, meßhalb dem eine ausdrüdtiche Erklaͤrung jene. Eigenfchaft 
anzunehmen erforderlich wird, die particularrechtlich vor Öffentlicher Be⸗ 
hörde, 3. 3. vor dem Rathe der Stadt 277), gefchehen muß. Bel 
einer verheuratheten Sraugpodarf es, wenn der mit ihr in Guͤtergemein⸗ 
haft lebende Ehemann die von ihr vorgenommenen Handlungen als 
verpflichtend anerkennen fol, auch defien Zuftimmung, felbft wenn er 
nicht ihe Gefchlechtebeiftand iſt; die er abeg auch flilfchweigend durch 
Geſtattung des Handlklsbetriebes ertheilen kann 27°). Die fo conftituirte 
Hanbelsfrau handelt dann in ihren Hanbelsgefchäften eben fo ſelbſt⸗ 
ftändig, tie der männlihe Kaufmann, alfo ohne Gefchlechtsbeiftand, 
wenn bdiefer auch in fonfligen Angelegenheiten erforderlich wäre 279); 
fie entbehrt aber dahingegen auch in ihren Handelsgeſchaͤften aller Vor⸗ 
echte bes weiblichen Gefchlechtes 280), und bat in denfelben alle Befug⸗ 
niffe, aber auch alle Pflichten jedes Kaufmannes, ift 3. B. mechfelfähig 
and ber Wechſelſtrenge unterworfen 2°). Frauen, welche bloß in den 
Handlungen ihrer Männer Dilfe leiften, die Handelsgehilfinnen, 
«ftehen eben fo wenig in dem Verhältmiffe einer Handelsfrau 72), als 
fothe, welche ein Handelsgewerbe durch einen Factor, ohne felber fi 
überall mit ber Leitung bes I zu .befafien, für ihre Rechnung 


273) Thöla. aD. $. 17, 3if. 8 : 
ae Anders nad) Particularrechten. Bol, Thoͤl a. a. 9. 8.17, Note 


0, 11. 

AL a. a. O. J. S. 76. Mittermaier aa. D. $. 535, 
Rote 9. S. indeß — Weber, Boll Verbindlichkeiten .$. 6%, — 7. 
Thoͤl a. a. D. %. 17, Note 9. — Aus L. 24. D. de minor. (4. 4), L 
C. qui et advers, quas, etc. (2. 42.) laßi ſich uͤberall nichts Veſonberes Fr 
——— ableiten. 

Bol. Thoͤl a. a. O. $. 17, Note 13. 

27) Bol. luͤbſch. R. II. Tit. 1, $ 14. Ueber die Einz "Te ober Des 
elaration der Kauffrauen: Heiſe und Gropp, jurift. Abhandl. 30—53 5 
tl 6 darüber, — es dabei eines Curators bedarf: Arch. f. db. Handels⸗ 
r 

—*5 e darüber den Art. Guͤterrechte ber Ehegatten; ne 
Brem. Güterrehte S. 251. — An Benz? a. a. * S.6. Pohls a. 
a. O. F. 27. Mittermeier a a. a Mar Note 6 

279) Marias ad Jus Lubec. I. Tit. 10, art. 1.:ar. 57. Zhdl.« 
Qe O. §. 50, Not te 9 
endera. m DI. ©, 9. Thodl a. a. D. 5. 50, Note 10 und 


289) B 
daſ. eſetze. 
efebe: bei Thoͤl a. a. D. $. 50, Rote 11. 
Partieularrechtlich hat es aber Verhaftung ber Frau für die Schul: 
Mn. * — und Werluft der privilegia dotis zur Folge: Frankf. Reform. 
1 
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betreiben laffen 208) eder als ſtille socine bei einem Handelsgeſchaͤfte 
intereffirt find 28%), Des gewerbliche Status des Kaufmannes wird 
erworben durch das Etabliffement, oder vielmehr burch die Errich⸗ 
tung des Etabliffements, wenn nicht berfelbe nach geſttzlicher Vorſchrift 
von anderen Momenten abhängig iſt 2%), die denn freilich auch bas 
Stabliffement bedingen, aber auch. fhon an fih bie Qualisdt des Kauf 
mannes begründen können 23%), fo daß das Etabliffement fid) nur als 
eine Befigergreifung des Status darftellt. — Es befteht in einer dem 
Publicum gegenuber abgelegten Erklärung, Hanbel als Gewerbe treiben 
zu wollen, mit Beſtimmung irgend einer Kocalität als bes Mittelpunktes 
dieſes Betriebes, wo ber Kaufmann felberg ober ſolche, die ihn zu 
vertreten befugt, anzutreffen find 237). Belanntmadhung durch Circu⸗ 
laͤre und Öffentliche Blätter ift zwar uͤblich, kann aber eben fo wenis 
gemeinrechtlich für nothrugndig erachtet werden, als Anzeige oder Ju⸗ 
feription bei Öffentlichen Behörden 22%), Selbſf eine ſtillſchweigende 
Erklärung durch conclubente Facta muß genügen. — Der Status eines 
Kaufmannes führt befondere Befugniſſe und Obllegenheiten mit ſich, 
insbefondere particularrechtlih. Das roͤmiſche Recht gibt ſchon dem 
Handelsleuten bie Befugniß, ſich höhere Zinfen zu bedingen *880), nad) 
allgemeiner Gewohnheit flieht ihnen das Vorrecht dee Beweisfuͤhrung 
durch ihre Handelsbuͤcher zu 299%), es wird aber auch für ihre Pflicht 
erachtet, ſolche Bücher gehörig zu führen. Particularrechtlich iſt die 
Zahl größer, 3 B. Wechfelfäpigkeit, Gerichtsfland vor dem Hau⸗ 
beisgerichte u. ſ. w. 39%), 

2) Zum Dandelsperfonal kann nach deffen aufgeftelten Be⸗ 
geiff niemand gezählt werden, ber durch ein eigenes Gewerbe in Bezie⸗ 
bung auf Handelsgefchäfte Anderer thätig wird; alfo nicht der Com⸗ 
miffionde und Spebiteue, welche eine Art ber Kaufleute felber find, 
eben fo wenig Affecuradeure, Schiffer, Fuhrleute u. f. w.; nicht ber 
' Makler, der Überall nicht eigentliche® Subject der Gefchäfte ift, die er 
zu Stande bringt, fondern nur ein vormittelnder Gehilfe. Es koͤnnen 
ferner nicht dahin gezählt werben biejenigen, melde den Kaufmann 
durch bloße operae in feinem Gewerbe unterflügen, wie Buchhaltes, 
bloße Comtoiriften und Comtoirlehrlinge als folche. Nur diejenigen gehoͤ⸗ 
ren dahin, welche in bem Gewerbe eines Kaufmannes Dritten gegen, 


283) &o . &andr. II. 8. $. 491, 49%. Mitt ier a. a. 
506, Rene $ 492 fttermaier a. a. O. 
285) En Gen Mole a0, un Han | das Etabli 

.0o 0 . Auch ber beisfrau genügt das Stabi 

ment, wenn nicht bie oben bei Note dis. 248 genannten" Umftänbe —— 

286) So Aufnahme in bie Hanbelsinnung u. ogl. 

2 ee s 19. 

olche In onen forbern das fpan. und portug. H.⸗G.⸗ 

Mittermaier a. a. 9. $. 592, II. ” Ne * 

289) L. 26. $. 1. C. de usuris. (4. 32.) 

230) Vgl. oben bei Note 125 fe- 

291) G. Thöl a. a. D. 5. 19, IN. 
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über negotia mit rechtlicher Verbindlichkeit für ihn vornehmen. Die 
Handelöperfon in dieſem engeren Sinne fest immer ein Verhaͤltniß der 
felben zu einem Principal’ vor, der fie auf irgend eine Weife giltig 
ermächtigt hat, ihm im rechtlichen Gefchäften zu vertretm. Ein folder 
Vertreter iſt im Beziehung auf ein ganzes Handelsetabliffemene der 
eigentlihe Factor, Disponent, Handlungsvorſteher, Befhäftsführer, 
Proeuratraͤger, Procuriſt; der Inſtitor des römifchen Rechtes. Wer 
nur für gewiſſe Gefchäfte zur Vertretung ermächtigt iſt, kann Comtoiriſt 
oder Commis, felbft Lehrling fein; und beim Detailhandel haben bie 
Ladendienee wie die Lehrlinge in Beziehung auf den Verkauf eine ſolche 
Vertretung. In Beziehung auf die an auswärtigen Orten vorzuneh⸗ 
menden Gefchäfte find der Danblungsreifende, commis voyageur, ber 
Gargadeur, und ber Agent zu nennen. Lesterer hält fich gewoͤhnlich 
an einem beflimmten von dem des Etabliffements verfchiebenen Drte 
auf und pflegt nicht bloß nach fpeciellen Aufträgen zu verfahren, ſon⸗ 
been dazu beftelkt zu fein, überhaupt dasjenige im Sintereffe feiner 
Principalſchaft vorzunehmen, was bie Umſtaͤnde erheifchen. Der Hand: 
Iungsreifende und der Cargadeur haben dahingegen mehr ober meniger 
fpeciellen Aufträgen zu folgen; namentlich begleitet der Iegtere 292) eine 
Schiffsladung, um fie zu verkaufen, auch mohl eme andere Ladung 
wiederum anzulaufen. Agenten und Hanblungsreifende dienen zumeilen 
mehreren Preinchpalen zugleih. — Di: Umfang ihrer Befugniffe hängt 
.von der Ermächtigung des Principals (dev Procura) ab. Allein eines: 
theils Tann die Beſtellung einer foldken Handelsperſon an ſich ſchon 
einen gewiffen Umfang ihrer Befugniffe mit ſich führen, wenn nicht 
befondtre Beſchraͤnkungen hinzugefügt worden, wie 3. B. beim Snftitor 
die Art und bee Zweck bed Etabliffements eimen folhen Umfang bes 
ſtimmt 293); und anderntheils wird in ber Geſtaltung einer gewiſſen 
Thaͤtigkeit von Seiten des Principals in feinem Gewerbe allein zumellen 
fhon eine Emaͤchtigung zu gewiſſen Gefchäften gefunden; fo bei den _ 
Zabendienern, indem ber Principal ihnen die Beforgung bes Verkaufes 
seftatter 202) Kerner muͤſſen diejenigen, welche der Principal auf 
feinem Gomtoir ale Comtoiriſten handen Läßt, wenigftens zur Ent⸗ 
gegennahme von Beitellungen ermächtigt erachtet werben 295) und dens 
jenigen, ber eine Waare mit ber Rechnung über dieſelbe 29°) überbringt, . 


292) ©. Buͤſch Q. a. O. ©. 185--187. 2 

293) Bol. Kris, Panbeltenreht I. &. 307, 308. Mittermaier a. 
a. D. $. 537 bei Rote 6. Thdla. a. D. $. 2% 

294) So Hamb. Stadtr. IL Tit. 9, Art. . Preuß. Landr. II. Zit. 8, 
$. 546, 549. ©. auch Arch. f. d. Handelsr. I. ©. 510.- Yöhils a. a. O. 
Dr = ekermalee a. a. O. $. 538, Note 2,3. Thoͤl a. a. O. 

. 2a, 3. 8. 

3 295) Zur Entgegennahme von Zahlungen in An Ruteit des Principalg 
(Martens a. a. D. $. 29) auch ohng befonderen Auftrag fie ermächtigt zu 
erklaͤren, if wohl zu weit gegangen., ©. auch Mittermaier « a. O. 
5. 538 , Note 7, 3, und bab. Dandelör. Art. 7 d. 

2aR) Nur die Ueberbringung der Rechnung wirb die Stelle reiner ausdruͤck⸗ 
Ichen- Ermächtigung zur Empfangnahme, welche man aumeilen fordert (M its 
term aier a aD. 5. 538, Note 6), vertreten Tonnen. 
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haͤlt man auch zur Entgegennahme der Zahlung des Preiſes befugt; 
was indeß doch auf den Fall zu beſchraͤnken ſein duͤrfte, wenn die Rech⸗ 
nung unverſiegelt iſt. — Als allgemeine Norm muͤſſen auch in ſolchen 
Faͤllen die Grundſaͤtze über das roͤmiſche Inſtitorenverhaͤlthiß und deren 
Analogie gemeinrechtlich entſcheiden. 

Das Eigenthuͤmliche des Verhaͤltniſſes des Inſtitor beſteht in der 
Beziehung ſeiner Thaͤtigkeit auf eine gewiſſe im Intereſſe eines Anderen, 
des Principals oder des praeponens, beſtehende gewerbliche Einrichtung, 
ein Etabliſſement; fie finde nun in einer für die Betreibung bes Gra 
merbes ausfchließlich beflimmten Kocalität, 3. B. einem Gewölbe, einem 
Schiffe, ober anderswo Statt 27). Manche Ausfprüce bes römifchen 
Mechtes über dieſes Verhaͤltniß fegen indeß eine Thaͤtigkeit In einer der⸗ 
artigen Localität voraus 29%), Rene Beziehung unterfcheidet ihn von 
anderen DBertretern in rechtlichen Gefchäften; fie vermittelt die xechtliche - 
Beziehung diefer Gefchäfte auf den Principal, gleichviel welches Ver⸗ 
bältniß übrigens zwifchen dem Principal und dem Inſtitor befteht, ob 
ein Mandat, eine Dienftmiethe, oder ein anderes ähnliches. Diefe 
Sefchäftsbeziehungen find es, welche allein das Verhaͤltniß juridifh zw 
einem beſonderen qualifictren. Jedem Ctabliffement, jeder negotia- 
tio 299), kann Übrigens ein Inſtitor vorgefegt werben, wiewohl bier 
natürlih nur ber Inſtitor eines Sanbelsetabliffements ins Auge zu 
foffen if. — Damit nun bee Sinftitor bei einem Gefchäfte als ein 
folcher rechtlich gelten koͤnne, ift nicht allein erforderlich, daß baffelbe 
dem Kreife von Gefchäften, dem er vorgefegt ift, angehöre 200), ſon⸗ 
bern auch daB er mit feinem Contrahenten das Geſchaͤft in Beziehung 
auf diefen Geſchaͤftskrels und als zu demfelben gehörig abfchließe *01). 
Am einfachſten und gemöhntichften gefchieht dies durch ben Gebrauch 
bes Namens des Principal, oder der Firma in ber einen ober ber 
anderen Bedeutung 302); fo daß der Inſtitor dabei ausdrücklich vermoͤge 
der ihm ertheilten Ermächtigung bes Principals, ber Prötıra, auftritt. 
Indeß muß es genügen, wenn es aus ben Umftänden hervorgeht, daß 
die Contrahenten über bie Eigenfchaft des Inſtitor und das Handein 
beffelben als eines folchen bei dem Gefchäfte einverftanden waren *O2a), 
Nach dem römifchen Eivilrechte würde nun zwar beffenungeachtet eine 
Begründung von obligatorifhen WVerhältniffen nur zwiſchen dem 


297) Bgl. L.8, L. 18. D. de institor. act. (14. 3.) Die Literatur ber 
Lehre vom Inftitor BE SHöl a. a. D. 5. 20, Rott 2, 4. 

298) Vgl. unten Note 324. 

99) L. 3, D. git, 

800) $. 2, J. aupd cum eo etc. (4. 7.) L. 5. $. 11. D. de instit. 
act. vgl. mit & 12. Wid. L. 1. 6. 12. D. de exerc, act. (14. 1.) L. 2. 
L. 3. C. de inst. etc. exerc. art. G 35.) 

301) Tpdl a. a. D. 5.27, DE Bol. L. 1, S. 9. L. 7. pr. D. de 
exercit. act. 

802) gl. oben bei Rote 159. z 


e, a L L. 13, pr. D. de exerecit. — und Thoͤl a. a. D. 5. 237, 
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Inſlttor und deſſen Contrahenten möglich geweſen fein 99, Allein bie 
vom Praͤtor eingefuͤhrte institoria actio geſtattete letzterem die Wahl, 
aus den vom Inſtitor contrahirten Verbindlichkeiten entweder dieſen oder 
den Principal in Anſpruch zu nehmen ?%%), und wegen ber von dem 
Inftitor erworbenen Korderungen wurde dem Principal eine Klage gegen 
den Verpflichteten wenigſtens aushilfeweife geftattet 9). — Segt fieht 
man indeß das Verhältniß fo an, als ob der Principal fchlechthin vers 
„ pflichtetes umb berechtigtes Subject der von bem Inflitor als ſolchem 
begründeten Korderungsverhältniffe werde 306) und muß bemnady con» 
fequent auch die Klagen daraus gegen biefen, fo tie ihm gegen bie 


Verpflichteten, verfagen ?7); es fei denn, baß er auch in Beziehung . 


auf fie als Vertreter des Printipals legitimirt wäre 2%). Indem man 
nun den Mandatar auf benfelben Standpunkt zwiſchen den Dandanten 
und dritten Contrahenten ftellt °°%), fo ſteht der Inſtitor hier zwar 
ben Mandatar gleich 229). Allein der Umftand, daß der..eigentliche 


® 


803) Bol. m: Tbentität m. f. w. $. 6, S. 136 fig. L. 49. $. 2. D. de 
A.v. A.P. (41. 2.) Mühlenbrud, Ceſſion ©. 140, 145, 146. 

804) L. 1. $. 17. D. de exercit, act, Obe diefe Wahl auch noch ftatts 
fand, nachdem der Jnſtitor er es zu fein (vgl. Thibaut, Syſt. des 
Pandektenr. $. 925, m. Identitaͤt a, a. O. &. 140, Rote 17 a), wird fi 
nicht mit voller ißheit entfcheiden Lafien. ebenfalls war in Anfehung bes 
Principals nur eine honoraria obligatio vorhanden (L. 1.6.24. D. eod.); und 
daß nur gegen ihn oder ben Inftitor geklagt werben Tonnte, hatte feinen Grund 
in ber Prozeßconfumtidn (Keller, Litiscont. S. 431, 483, m. Ident. a. a. 
D. Note 17 a). Und in L. ult. D. de inst. act. fcheint eine Obligation bes 
Inſtitor und eine Klage gegengähn nür deßhalb geleugnet zu werben, weil in 
ber dort erwähnten cautio die Begrändung einer obligatio nicht gefunden 


wird. & 
. 805) L. 1. 6. 18, D. de exerc. act. L. 1; in f. L. 2 D. de Ahstit. 
act. L. 5. D. de stip. praef. (46. 5,) . 


306) Ihidaut a. a. D. $. 521 fig. Bgl. Gluͤck, Erläut. ber Pand. 


XIV. ©. 198, 246. Muͤhlenbruch, Geſſion &. 147 und Note 297. 
Heife und Eropp a. a. D. II. ©, 386, 

307) In Anfehung ber actio iudicati gilt dieß auch bereits im romiſchen 
‚Rechte. L. 4. D. de re ind. (42. 1.) L. 28. L. 61. D. de procurat, 


3.8. ’ 
\ kos) Gewöhnlich fagt man indeß: er koͤnne belangt werben, um aus dem 
Vermögen des Principals Befriedigung zu fhaffen. Bol. Thibaut a. a. D. 

.525 Shöla a D. $. 26. Preuß. Landr. $. 542. — L. 4. D. cit. 

eweift aber nur, daß er, wenn er ald Procurator belangt wird, nicht 
mit eignem Bermdgen haftet. — ben fo wenig iſt L. 11. 6. 7. D. de Inst. 
act. (vgl. m. Ipentität u. f. w. $. 10, &. 267, 268) relevant, da fie von 
ber Klage gegen ben Inftitor felbft gar nicht redet. 

309) ©. Thibaut a. a. D. $. 529. 

310) Zwar wird au die unentgeltliche Verpflichtung zur DER 
von operae als ein Mandateverhaͤltniß betrachtet ($. 13. J. mandati. (3. 27. 
Cali J — a . — — [19. 5.)). — — ſonſt iſt das 
Charakteriſtiſche veiglben bo erpflichtung , negotia zu geriren, zu cons 
trabiren (m. Identität u. f. w. $. 2, Rote 47, &. 31, 32), und bieß gilt 
auch vom Werhältniffe des Inſtitor. L. 11. $. 6, D. de inst. act.: Bed si 


R 


in totum prohibuit cam eo contrahi, praepositi loco non habe- 


tur® cum magis hio custodis sit loco, quam institoris. 
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Inſtitoe einer ganzen Gewerbseinrichtung vorgeſetzt iſt, ermaͤchtiget ihm 
ſelbſt dazu, die einzelnen Geſchaͤfte zu beſtimmen, welche fuͤr dieſelbe 
vorgenommen werben, inſeweit die Natur und ber Zweck jener Ge 
werhseinrichtung ihm darin nicht Grenzen fegtz und biefe Gefchäfte 
tönnen, wenn auch au fid) erlaubt, doc unter Umftänden mit einem 
Bergehen in fo enger Verbindung flehen, daß biefes concrete Vergehen 
ohne die Vornahme des Gefchäftes nicht begangen werben Linn’), 
3. DB. ein mit dem Gefchäfte verbundener dolus 212), eine Zolldefras 
batton 212), Aus folchen Vergehen muß denn ber Principal, auch went 

fie ohne fein Wiſſen und Wollen gefchehen, eben fo verhaftet werben, 

„ wie aus den erlaubten Geſchaͤften 210). Iſt Übrigens ber Inſtltor aut 

einzelnen Gefchäftsbrandyen eines Etabliſſements vorgefege #18), fo 

mäffen natürlich diefe den’ Umfang feinee Befugniſſe beftimmen, fenf 

aber muß eben baffelbe gelten, was in Anfehung des Vorgeſetzten eb 

ganzen Etabliffements gilt; fo z. B. bei dem Gaffirer, dem Cargadem, 

dem commis voyageur 316), Die Entfcheidung der Frage: db der Jnflis 

tor Mn Principal auch duch Aufnahme von Darlehen verpflichte? muß 

von bee Natur der Geſchaͤfte, denen er vorgefegt ift, und der Verbin 

bung, in welcher das Darlehen mit ihnen flieht, abhängig gemacht 

werden 7). Mo er aber als Inſtitor den Principal dadurch nicht 

verpflichtet bat, Tamm dieß dennoc, durch eine versio iq, rem geſchehen 

fein 219). Kine Subftitutionsbefugniß ann man, "ohne befondere Ge 

ſtattung des Principals, dem Inſtitor nicht zugeftehen, fofern fie nicht 

etwa zu feiner Verwaltung gehöre >19). — Gefchäfte, durch welche ber 

Inſtitor den Kreis der ihm gemäß ber Natur des Etabliffements, ober 

des Gefchäftszweiges, dem er vorgeſetzt iſt „zuftehenden Befugniffe über 

ſchreitet, verpflichten und berechtigten ben Principal ohne atihabieien 

r 


811) So au im Sale ber L. 5. $. 8. D. de inst. act. 

912) L. 11. $. 4. D. eod. L. 5. $. 8. D. de doli mali exc. (44. 4.) 

318) Mittermaier a. a. D. $. 537, V. 

314) Vgl. die Git. der Rote 811, 312. Gluͤck, Erläut, ber Paud. XIV. 
S. 247. Pardessus, Cours de droit comm. II. p. 645. 

315) sl. L. 1. 6. 13. D. de exercit. act. 

916) S. Mittermaier a. a. D. $. 538, Note 9. 
. ST) L. 5.6.13, D. de inst. act, L. 1. $.8. D. de exerc. act. (Il. 
* ea 0. 0.D.$. 528. Kris aa D. S. 305 vgl, mit 1.7. 
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818) &. Thoͤl a. a. O. 5. 28, Note 9. Eine bloße negotiorum gestis 
würde nur in Folge geſchehener Ratibabition des Principals gegen biefen «tin 
Klage des Dritten mögli machen. 

319) 3. B. wenn er einen Gargabeur ober commis voyagsur beauffr 
— Wenn man bie Subſtitutionsbefugniß als Regel aufftellt (Thoͤl a. a. 
$. 32, Rote 5), fo beweilt L. 8. 6. 8. D. maadati (17. 1.) nichts für dieſelbe. 
Denn daraus, daß ber Subftituent gegen den Subſtitutch bie mandati actie 
bat, (erst noch nicht, baß er feine Pflicht gegen den Mandanten nicht vwertegtt. 
Aus L. 1. 6. 14, D. de inst. act. (14. 1.) laͤßt ſich eine folhe Regel fr 
das Verhaͤltniß des Inftitor eben fo wenig ableiten. — S. auch Mitter 
maier a. a. O. $. 537, Rote 15, 16. — 
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nice, wenn er nicht eine ausgedehntere Procura ertheilte 33%). - Son 
ber Kreis feiner Befugniffe aber befchränkter fein, und eine befchränktere 
Haftung bes Principals eintreten, fo muß dem dritten Contrahenten 
die Beſchraͤnkung bekannt, ober fie auf eine ſolche Weife zur oͤffent⸗ 
lichen Kunbe gebracht fen, daß er fie kennen mußte?21), Daffelbe 
gilt, wenn ber Umfang einer ausdruͤcklich ertheilten und bekannt gewor⸗ 
denen Procara beſchraͤnkt, oder das Verhaͤltniß durch Widerruf oder 
Tod erloſchen, in Anfehung der gänzlihen Befrelung des Principals 
ober feinee Erben von der Haftung aus ben im Widerfpruche mit 
bee Beſchraͤnkung oder nach ber Erlöfhung vorgenommenen Hands 
fangen; indem biefe erſt bann eintreten Bann, wenn dem Deitten 
bie Beſchraͤnkungsgruͤnde oder Aufhebumgsgründe bekannt geworben, oder 
fie auf gehörige Weife, durch Abmeldung des Inflitor, befannt gemacht 
worden waren 222). Daß Über auch, wenn der Dritte die Kunde bavon 
erlangt hat, noch eine Bekanntmachung dazu erforderlich fet 929), - kann 
nur dann angenommen werben, wenn ber Principal im Widerfpruche 
mit feiner Beſchraͤnkung oder feinem Miderrufe, oder die Erben, unges 
achtet des Todes bes Erblaſſers, den Inſtitor in den fraglichen Ge⸗ 
ſchaͤften verkehren laſſen, während fie oder ihre Vorgeſetzten «6 hindern 
koͤnnten ®2*),. Für den Fall, wenn bee Inſtitor nach dem Tode und 
vor der Exbfchaftsantretung contrahirte, während ber dritte Contrahent 
ben Zob des urfprünglichen praeponens kennt, ſcheint ſich dieß Erfor⸗ 
derniß dadurch zu rechtfertigen, daß es dem britten Gontrahenten nicht 
zum Nachtheil gereichen foll, wenn die Erben, behindert ober nicht, «6 


320) Eine Bekanntmachung ber Procura, eine Anmeldung bes Inflitor, 
iſt dazu gemeinrechtlich nicht erforderlich. Particularrechte fordern fie indeß 
zuweilen. Bol. 3. B. preuß Æandr. $. 500, 508-505, 5il. Bad. Hanbeler. 
At. 7b. TShöla a. O. $. 3. 

21) Bol. Tittmann, von ber Statthaftigkeit der inſtitoriſchen Klage 
dei Uebertretuhgen ber Gewerbövorfchrift. Dresben 18053 au L, 5. $. 12. 
D. de instit. ad, L. 1. $. 12. D. de exercit. act. | \ 

322) Denn wer ohne jene Umftänbe zus Tennen, mit dem Inſtitor contra= 

„ bem wirb bie institoria actio nicht verfagt (L.5. 6. 17. D. de inst. act. 

— er wird durch Zahlung an den Inſtitor auch liberirt: L. 41. D. de R. C. 

{12. 1.])5 wohl aber dann, wenn ihm allein (L. 17. $. 4. D. de inst. act.) 

ober bem ganzen Publieum K Belanntmadhung (L. 11. 6. 2. D. de inst. 

act.) die Abmeldung gefchehen. Eben fo muß die Beſchraͤnkung einer ausdruͤck⸗ 

lich in einem gewiffen Umfange ertheilten Procura befannt gerggeht werben: 
L. 11. $S. 5. D. de inst. act, " 
923) Thibaut a. a. D. $. 528 a. ©. P} 

824) L. 5. $. 17. L. 17. 6. 2. D. de inst, act, L. 11. pr. D. eod. 

Die roͤmiſchen Beftinimungen gehen Hier offenbar dadon aus, baß der Inftitor 

Seine Gefdyäfte an einem PR Drte fortwährend uͤbe, wo feine Principalſchaft 

n daran verhindern könnte. Darauf deiiten die Worte: quamdiu propositus 

manet: removendas enim fuit a titdfibtg, in L. 11. pr. D. eit.; fer⸗ 

ner bad: non enim imputandum est ei, qui sciens dominum decdssisse, cum ' 

institore exercente mercem tontrahat, in L. 17. 6. 3; D. edd., und 

. bie Borfchriften, welche bie ——— bes Biderrufes u. ſ. w. durch Ans 

ſchlag an einem ſolchen Orte forbern: L. 11. $. 8. D. ood. 
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unterlaſſen anzutreten, und den Inſtitor zu entfernen ?220); fo wie es 
ihm auch nicht die institoria actio tauben fol, wenn der Inflitor ohne 
Verſchulden des Principals die gehörige Verkündigung dev Abmeldung 
verhindert 32%), Mehrere Principale deſſelben Inſtitors werden durch 
ihn in solidum verpflichtet *?7) und von mehreren Inſtitoren beffelben 
Geſchaͤftskreiſes handelt, wenn nicht bie Procura ein anderes beflinmt, 
jeder allein mit voller Wirkſamkeit 228). Der Subflitut, welcher vom 
Inſtitor befugterweife beftelle ift, fteht in demſelben Verhältniffe, wie 
diefee zum Principal und zu Dritten 220), Denn in folchem alle ift 
dafür derfelbe Grund vorhanden, mie wenn ber Inſtitor fonftige Ger 
fchäfte vornimmt. Ob Übrigens der Inſtitor felder durch feine Gefchäfte 
verpflichtet worden ober werden koͤnnen, iſt für bie Haftung des Prin- 
cipals gleichailtig; er wird auch durch die Gefchäftsführung eines Unmündis 
gen verpflichtet ??0). — Inwiefern dem drittin Contrahenten bie actio in- 
stitoria gegen den Principal nicht erworben wird, wenn ber Snftitor 
unbefugtermweife Gefchäfte vornimmt, ergibt ſich bereits aus bem Obigen. 
Sm Allgemeinen kann nran bie Regel fo faffen, daß, wenn es in ben 
dem Inſtitor von bem Principal in der That ertheilten Befugniffen zur 
Begründung der Klage an einem Momente mangelt, welches ber Dritte 
nad) dem Verhalten bes Principals als darin vorhanden anzunehmen 
nicht befugt war, diefer Mangel auch in Beziehung auf den Dritten 
und den Principal die Folge hat, daß die Klage nicht entfteht. — Man 
vedet in biefer Beziehung von einer. Erfundigungspflicht des Deits 
ten 322), — Der auf die Meffe geſchickte Handlungsdieger gilt in 
- Beziehung auf die Meßgefchäfte, ber Gargadeur in Beziehung auf die 

die Ladung betreffenden Geſchaͤfte, als Factor 292). Der Handlungs: 


325) ©. die Worte ber 1.17. $.3. D. cit. in NRote324. Ban will hier 
indeß ftatt: sciens, lefer: nesciens. Allein bie nfangsworte der Stelle deuten 
darauf hin, daß der Inſtitor ante aditam hereditatem unbedingt den kuͤnftigen 
Erben Verpflichtungen zuziehe. Freilich ſagt L. 5. 8.17. D. cit. auch wieder: 
nec non si ante aditam hereditatem cum eo contractum est: ‚aequum est 
ignoranti dari institoriam actionem. — Und vergleicht man damit L. 41. 
D. deR. €. cit., fo fcheint man bieß auf eine ignorantia über ben Tod 
dominus bezichen gu müffen. Allein in diefer legteren Stelle ift nicht von ei 
Geſchaͤftsthaͤtigkeit an einem beftimmten Orte, wo fie factifch von ber Beftattung 
des Principals abhängig ift, die Rede; und in der anderen Stelle Tann demnach 
bie ignorantia auf ben Umſtand bezogen werben, daß bie Erbfchaft nicht ange⸗ 
treten, alſo Eeine eigentliche Geftattung der Geſthaͤftsthaͤtigkeit von Seiten der 
Erben vorbapben war. Die scientia biefes Umflandes wirb aber auch in L. 17. 
3 = HB nicht angenommen. Wgl. übrigens: Gluͤck a. a. D. XIV. ©. 

326) L. 11. 8. 4. D. de instit. act. | 

327) L. 1. S. 25 L. 2. L.3.D. de exercit. act. (14. 1.) 

828) L. 1, $..13. 14. D. do exercit. act. (14. 1.) L. 11. $.5.D. 
ds instit. act. ‚gl. L. 11. $. 2. 6. D. eod. 
329) L. 1. $. 5. D. de exercit. act. A: 

830) L. 7. $.2. 11. L. 8; D. de inst. act. Bol. L. 3. $. 11. L. 4, 
L. 23. D. de minor. (4. 4.) Bol. aud den Art. Actio institoria. 

831) Ausführlich darüber: Thoͤl a. a. O. $. 3 

332) Pohls a. a. O. ©, 102 , 109, 
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veifende kann bald zum wirklichen Abſchluſſe der Gefchäfte, bald aber 
auch nur zur Kinleitung derſelben Und zur Beförderung ber ihm ers 
theilten Aufträge an fein Haus beauftragt fein ???). Im legteren Kolle 
leiftet er nur operae, im erfteren iſt er Mandatar; felten wird man 
ihn als eigentlichen Factor behandeln koͤnnen. Diefelben Unterfcheidungen 
muͤſſen auch in Anfehung des Agenten gemacht werben. Ob der zum 
Empfang einer Waare beauftragte Handlungsdiener auch als zur Prüse 







fung der Empfangbarkeit beauftragt anzufehen fei, wird ſich nur nad 


particulaͤren Gefegen und Gebräuden beflimmen IMfen 3°). — Die 
Rechte und Verbindlichkeiten zwifchen dem Principal und biefen Dans 
beiöperfonen im engeren Sinne hängen natürlic) immer von bem zwiſchen 
ihnen beftehenden Vertragsverhältnifie ab. * Bradendorft. 





Sandlung, factum, gestum. Diefe Lehre des allgemeinen Theis 
les gibt uns Anlaß ,abis auf ein die gefammte Rechtslehre durchdringen⸗ 
des philofophifhes Element zurüdzugehen, das: vorzüglich in den 
beiden, übrigens unter befondberen Artikeln zu behandelnden Functionen 
ber Zurechnung und Auslegung zu üben, dem practifchen Juriſten uns 
entbehrlich und, in feiner Reinheit dem Lichte vergleichbar, fo menig 
Unfug ſtiften kann, daß es vielmehr gegen die Einſchwaͤrzung alles Unges 
hörigen in das pofitive Recht am mächtigften bewahrt. In einem fehr 
weiten Sinne fehreiben wir bloßen Naturwefen, in fo weit wir. ihmg 
Kräfte beilegen, auch Handlungen zu. Dieß rührt daher, weil die Kraft, 
die deren Vermögen, zu wirken, in die Erfcheinung treten läßt, etwas 


Unſichthares bleibt, welches nur der Erfolg erkennbar macht, meßhalb 


wir, da wie davon eine unmittelbare Vorftellung nur aus ung Pfeloft 
ſchoͤpfen, einer jeden Subftanz eine Art von Lebensprincip unterzulegen. 
gewohnt find. Am meiften laͤßt fich diefer vage Sprachgebzaud, noch bei 
den Thieren entfchuldigen, theils weil diefe in ihren Kunfttrieben oft eine 
bemundernswürdige Zweckmaͤßigkeit zeigen, deren Probucte zur eigenen 
und ihrer Art Erhaltung jedoh darum am menigften, Handlungen find, 
weil fie, nur aus einem prineipio intelligente extrinseco uns verftänds 
lich, ohne ſelbſt gefegten und erkannten Zweck zu Stande fommen und 
daher in verfchiedenen Eremplaren und zu verfchiedenen. Zeiten, wie bie 
Vergleihung von Buͤffon mit Plinius und Ariſtoteles bemeift, mehr 
numeriſch, als ſpecifiſch verfchieben, die Gleichen bleiben, theild und 
beſonders aber, fo weit ihre Handlungen einen fi durch eine im Effecte 
ſehr Mftechende Unficherheit und Fehlbarkeit entblößenden Schatten von 
Mahl und Ueberlegung zeigen, die ihre willfürlichen Bewegungen einer 
möglichen Zucht und Abrichtung unterwirft und ſich auf jene andere Nas 
tur bezieht, wodurch der Menfch fih das zahme Thier zugefellt bat. 
Selbſt unfere Jurisprudenz behandelt ben Abfall von diefer anderen Natur 


333) Mittermaler a. a. D. $. 588, Rote 10, 11. 

334) Dafür iſt das ‚par und yortug. H⸗G.⸗B. Nah Mittermaier 
@. a. D. d. 538, Note 5, Tann dahingegen der Principal felbft noch von ben 
Möngeln der Waare Einwendungen hernehmen. 

« 
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in bes commota feritas als Urange wofde der Dert nach Unsflänben 
vermöge ber actio de pauperie einen muß. Das obgleich unaufhaͤr⸗ 
liche Beſtreben, womit bie tobte Materie ihren Kaum erfüllt ober bie 
Körper einander anziehen und zurüdftoßen, bie Dlegelmäßigkelt, womit 
ein Tropfen Dei auf ber MWafferfläche Sich abrumdet u. |. w., koͤnnen 
dagegen fo wenig Handlungen genannt werben, ale tie unfere Ver⸗ 
a bawung, unferen Derzfchlag und Blutumlauf u. ſ. w. ale Kay Sera 
Es hebt daher bdiefe weiteſte Bedeutung nur bie eine Seite Mſeres 
griffes hervor, dij nämlich jede Handlung eine durch Maturgaben ver 
mittelte Keaftäußeräng, weßhalb das teutfche Wort wahrſcheinlich 
von Hand, vielleicht verkürzt aus Handanlegung, abſtammt, etwas, dab 
geſchieht, und folglich in eine nie anfangsloſe Zeit faͤllt, endlich eine 
ſowohl durch biefe Abhängigkeit, als durch Dertlichkeit beftimmbare Wirk⸗ 
lichkett vorausfest und darſtellt. Hierin Hegt das empirifche Ele⸗ 
ment einer jeden Handlung. | 
Im eigentlihen Sinne haben wir unter Handlungen die Wirkungen 
und Kraftäußerungen freier Weſen zu derftehen, welche durch die Spow 
taneität, womit fie fich ſelbſt als vernünftig geben, auch nah Vernun 
gefegen zu fhägen und in ihren Folgen zu beflimmen find. Sie kuͤndi⸗ 
gen fi an durch einen Eigenfinn, welcher zwar die Unfehlbarkeit und 
felbftgenugfame Vollkommenheit einer durch den Naturtrieb aufgebrungenen 
Deckmaͤßigkeit nur felten erreichen wird, dafuͤr aber nur aus felbfigefeg 
ten Zwecken zu erklären ift und daher mit dem Naturzwange jeben Lei * 
faden feiner Begreiflichkeit unterbrechend in der Erfcheinungswelt wie eine 
Seifenblaſe verfchtwinden wuͤrde, wäre er nicht nach einer anderen Natur 
gu beurtheifen und erheben, weiche die Menſchheit nach fittlichen Gefeken 
ufich felbft zu geben, nicht umhin konnte. Alles aus dem einfachen Grunde, 
weil der Menſch nicht blos Vernunft hat, als ein Vermögen, dab et 
nad) Belleben brauchen oder bei Seiten laffen Eönnte, fondern felbft ver 
nünftig ober ein vernünftiges Weſen if. Dadurch iſt der Vernunft der 
Triumph bereitet, daß ohne fie auch nichts Unvernünftiges getrieben wer⸗ 
den kann und diefe inversa ratio im Leibenfchaftlichen ober Lafterhaften 
dem Arreftaten gleicht, der ſich nach der Gerichtöftätte fchleifen laͤßt, 
wohin er ohne Stöße und Schläge gehen koͤnnte. Es iſt eine irrige 
Vorftelung, wenn man biefe Leute nur von Außen ducd ben Sinnen 
reiz ohne innere Beſtimmung beherefcht glaube. Puͤttmann (Progr. 
delinquendi occasio, an et quatenus delictum, eiusque poengen mi- 
nuet) hat ganz Recht, daß der Reiz einer fich, ungefucht barbietenden, 
vielleicht auch die Hoffnung der Nichtentdeckung vermehrendben Gelegenheit 
nur die geringeren Verbrechen zu mildern vermag. Schon bei den Wolläfts 
lingen, Verſchwendern und Afoten, welche dem gegenmärtigen Vergnügen 
zunaͤchſt nachhängen, iſt im ihrer Luft das Selbfigefchaffene, das eine 
verborbene Einbildungskraft dazu beiträgt, und ein mit dem wirklichen 
Senuffe felten im Verhaͤltniſſe ſtehendes Streben nicht zu verfennen. 
Ermägt man aber vollends, durch welche Kämpfe, Muͤhſale und Untuft 
ſich die Ehrfüchtigen und Geldgeizigen ducchwinden und wie wenig fie deö 
Erlangten froh werden, fo wird man einm Mißbrauch von Vernunft und 
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Senfttbeftimmung, weicher einem verkehrten hoͤchſten Gate nachjagt, und 
fotalich die Menfchenkraft, nicht verkennen, welche wir frei nennen. Der 
verborgene Sig ber Freiheit, ein Nachhall des Schöpferwortes In einem 
Weſen, bas er zu feinem Bilde fehuf, Legt tm Geiſte, welcher Seele 
und Leib zugleich beherrſcht und beide einig. Um alfo ben Namen 
Handeln oder Handlung zu verdienen, muß das phufifche Wirken durch 
eine geiſtige Thaͤtigkeit Ihre Unterfcheibungsmerkmale erhalten, weiche fich 
in bern Bewirkten als Wert, Geſchaͤft oder That originell ausprägen, 
übrigens aud ohne entfprechenden Erfolg und ohne gedeihliche Wirkſam⸗ 
Zeit durch das Streben nach einenh folchen Ziele darlegen Finnen. Solche 
ums im practifchen Leben begegnende Frelheitsproducte find bie a. 
eines freien Selbfles, das ſich nur in dieſem Ebenbilde feiner bewußt 

und anderen erkennbar macht, zugleid aber baburch in der phyſiſchen 
Welt mit einer eigenen Welt umgibt, welche fo fehr die Geſtalt einer 
mit der erfleren verwachfenen Thatfache annimmt, daß fie ale ein ihm 
nicht mehr allein angehöriges Object auf ihren Urheber zuruͤckwirkt und 
für ihn Folgen nach ſich zieht, welche von feiner Wahl und Gefinnung 
nicht mehr abhängen, und denn er fi) fo unwillkuͤrlich unterwerfen 
muß, als dem Naturgefege des Fallens, werm er feinen Schwerpunft 
nicht ſtuͤtzt. Dadurch find fie die Quelle des Nechtes, als das unter der 
Kategorie des Dafeins wirklich, gewordenen und objectiv erkennbaren Sitte 
lichen, welches durch feine Geſetze uns aus der Außenwelt mahnt, wie 
das Gewiſſen von Innen und nichts anderes als eine aus Freiheit ges 
borene Nothwendigkeit iſt, weiche ſtets auch eine Zufälligkeit einfchließt. 
Hierauf beruht das ratkonelle Element unferes Begriffes, welches 
beffen fpeeififhe Differenz bildet. Naͤmlich bie aus einer Intelfigenz ent» 
fprungene Aeußerung menſchlicher Kräfte, welche nicht blos wirkt, ſondern 
aud) erzeugt, em Geſchehenes, das als Abfall von ber erzeugenden Ur⸗ 
ſache nicht mehr abhängt, und eine Wirklichkeit, welche von ber ihr eine 
verleibten Urſache (dem Subjectwen) unzertrennlich und damit gleichzeitig 
{0 fee aus ſich ſelbſt zu begreifen ift, daß Zeit und Ort, als folche, 
bei ihrer Werthſchaͤtzung verſchwinden. 

Auf den erften Blick fcheinen beide Elemente kaum verfähntih, da 
es auf dem Standpunkte kiner nfit bem Greiftichen befchäftigten nuͤch⸗ 
ternen Natur und Geſchichtsforſchung nicht fogleich einleuchtet, wie irgend 
eine in dieſer Welt gegebene Kraft, bie flets ihe Maß haben und fi 
In der Wirkung erfchöpfen wirb, dennoch eine neue Kraft aus dem Ben 
borgenen entwickeln, wie ein Geſchehenes, deſſen Auffaffung nach bem 
Cauſlitaͤtsgeſetz die vom Dache heruntergewehte Ziegel And den Kolben 
ſchlag des Raufboldes nicht unterſcheidet, Folgen nach ſich ziehen koͤnnẽ, 
welche der abwaͤrts ſtets fortlaufenden Reihe der Urſachen und Wirkungen 
völlig fremd find und gewiſſermaßen dem, in mundo non datur casas, 
woiberftreitet, mie endlich irgend eine finnliche Erfcheinung eine Wirklich» 
zeit von vornen anzufangen im Stande fei, welche einer anberen 
Belt anzugehöten fcheint, als derjenigen, wodurch fie ſich mittheilt 
und durchgeht. Es fcheint biefes auf eine umnverträglihe Wermifchung 
zweier Reiche, welche, wie Eifig und Del, ſtets geſchieden bleiben umb 
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daher ala abgeſondert zu behandeln feien, binauszulaufen, wie namentüch 
ein von Hugo mit Vorliebe citirter Schriftftelfer?) von keinem Völker 
rechte, Tondern nur von einer Voͤlkermoral bat wiffen wollen. Wirklich 
bat man aus ähnlichen Gründen ſchon oft dem natürlichen echte alle 
Begriffsrealität abgeftritten?) und auf der anderen Seite die fogenannte 
biftorifhe Schule der Jurisprudenz, weil fie die zufällige Form bes 
Mechtes zu ſtark hervorzuheben fchien, eines unvermeidlichen Fatalismus 
befchuldigt, von dem uns zu befreien dody bie Abficht Ihrer mwürbigften 
Lehrer und Schüler war. Auch die Kantianer haben zu der Verwirrung 
das Ihrige beigetragen, indem fie bei ihrer fcharfen Trennung ber theore 
tiſchen und practifchen Vernunft ſich oft fo ausfpradyen, als fei das Freie 
ine Menfchen gar kein Gegenftand einer möglichen Erfahrung, ein Sah, 
dem ſchon die Thatſache entgegenfteht, daß die baffelbe auszeichnende Fehl⸗ 
barkeit und Perfectibilität als Hiftorifche Wahrheit in die Beobachtung und 
mit der nicht blos numerifchen, fondern ftets auch fpecififchen Verſchieden⸗ 
heit ihres Subjectes mehr als bei bloßen Naturmwefen, die wenigftens auf 
bem Markte glei gelten, in die Wahrnehmung fällt, fchon in de 
Phyſiognomie und Geftalt, und welcher buchftählich verftanden, unerklaͤtt 
laffen würde, mie ed dann kommt, daß jedermann in feinem Neben 
menfchen feines Gleichen erkennt, wovon endlich die gefammte Juri 
prudenz eine practifche MWiderlegung bildet, worüber dem Meifter ſelbſt 
in feinen metaphpfifchen Anfangsgrunden der Rechtslehre, als er ſich, die 
Frage vorlegte, wie in ihr ſynthetiſche Erkenntniſſe a priori moͤglich feien?), 
ein Licht aufging, welches nur bedauern laͤßt, daß feine Greifenhand in 
einem ihm zu fremden Sache ſich mit diefer Forſchung zu fpät befchäftigte, 
wodurch vielleicht auch feine Religionslehre durch Erweiterung ber mora⸗ 
lifchen Welt in eine civitas dei an Lebendigkeit gewonnen hätte. 

In der That ift der ganze Widerftreit nur fcheinbar, und die Aufs 
loͤſung deffelben wird nahe gelegt dadurch, daß wir das empirifche Element 
unferes Begriffes nur nicht auf das Körperliche, Dynamifche und Mecha⸗ 
nifche befchränten dürfen, von dem gerade nicht felten abſtrahirt werden 
mus. Schon die Erkenntniß ber Natur, als eines von lauter Leben 
durchdrungenen organifchen Ganzen, meldje uns im Einzelnen, na _ 
mentlich in den DBeflandtheilen der hierifchen Körper nicht felten Zwede 


1) Zlatt, vermifhte Verſuche (1785), ©. 5. Ideen zur Revifion bes 
Naluͤrrechtes. 

2) Schon Carneades lehrte: iura sibi homines utilitate sanxisse raria 
pro moribus et apud eosdem pro tempore saepe mutata, ius autem naturale 
esse nullum. 

8) S. 66, 67, 72, 100, 101. Er wußte das Problem nyr durch fols 
genden Gegenfa& zu löfen, welcher alle Aufmerkfamfeit verdient. „Einem 
theoretifhen Grundfage gemäß müßte dem Begriffe eine Anfchauung a priori 
unterlegt, mithin etwas zu dem Begriffe des Gegenftandes. Hinzugethan 
werben. Allein in diefem practifchen Bebrauche werde umgekehrt verfahren 
und die empirifhen WBebingungen der Anfchauung (des Raumes und ber Zeit) 
muͤſſen weggefchafft oder von ihnen abgefehen werben.” Allerdings ift das 
Freie gerabe das, was nur mit Abftraction von Zeit und Drt begriffen wird, 
ober feine eigene Zeit und Ortsbeſtimmung mit auf bie Welt bringt. 


u 
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Aufdringt, bevor ‚wir ihren Mechanismus zu erfären im Stande find, - 


widerſtrebt dieſer Einfeitigkeit. Das Pfychifche läßt fi von den wirks 


lichen Dingen gar nicht ſcheiden (totamque diffusa per artus mens agi- 
tat molem et magno se corpore miscet. Virg.). Geſetzt aber eine 
fothe Scheidung wäre geboten, fo find wir ja felbft, mit unferen heiligs 
ſten Intereſſen fo wirklich als die Elemente Hr Körperwelt, und das Ge⸗ 
ſchehene lebt auch ohne Eörperlihe Spuren durch das Gebädtniß in den 
Gemüthern der Menfchen fort durch feine Vorſtellung und die damit 
verbundenen Empfindungen von Sympathie und Antipathie von Freude 
oder Betruͤbniß, von Hoffnung oder Furcht. Vielmehr liegt der eigen» 
thuͤmliche Beruf der Gefchichte gerade darin, das zur Anfchauumg zu 
bringen, was nicht mehr ift (da8 Hegeliſche abfolute-Sein, welches gleich 
tft dem abfoluten Nichtfein), fo daß die von Cicero und dem auctor ad 
Herenflum gegebene Definition: historia est res gesta, sed ab aetatis 
nostrae memoria remota, ſich vecht gut eechtfertigen laͤßt. Der ihr ans 
gewieſene Stoff bringt es mit fih, daß fie nicht blos kritiſch, fondern 
auch pragmatiſch ſein ſoll und daß ihre Wahrheit allen Werth verliert, 
wenn ſie nicht zugleich intereſſirt. Sie ſucht nicht, wie die vom Engel 
am Grabe des Auferſtandenen zurechtgewieſenen Juͤnger, den Lebendigen 
unter den Todten, wohl aber neben dem Beharrlichen im Lebendigen, wel⸗ 
ches jedes fucceffio auftretende Weſen in feiner Art und Wahrheit zeigt, 
wie gefagt, jene Zweckmaͤßigkeit, welche nicht blos blinden Trieben, fons 
dern felbfigewählten Zwecken bient, und bei ihrer Zufälligkeit jeber Bes 
deutung und Regel entbehren mürbe, ohne eine höhere Orbnung der 
Dinge, In der wir fie ihrer Freiheit unbefchabet in jener anderen Natur, 
welche ſich der Menſch durch Ueberlegung, Gewohnheit und Erziehung " 
zu geben vermag, durch eine göttliche Providenz zu einem feſten Ziele 
hingeleitet denken dürfen, deren fichtbarfter Singer die durch eine objectiv 
gewordene Menfchenvernunft erfchaffene Ordnung des Nechtes, insbefondere 
im Ertreme ihrer unwillkuͤrlichen Ausbildung als Staat und Kirche ift. 

Das empirifche und rationelle Element gehören alfo zu ber Integris 
tät einer jeden Handlung, aus dem einfadhen Grunde, weil Intelligenz 
und Freiheit zum Dafein des Menfchen gehören. Man darf fagen, daß 
der Menſch, "als folcher, gar Leine Natur hat, die er ſich nicht durch 
Thun ober Leiden felbft gegeben, Zaß wenigſtens das, was ben 
Menfhen von anderen lebenden Weſen unterfcheidet und fid in jeder 


‘ Handlung abfpiegelt, gerade jene andere Natur ift, welche er durch Uebers 


legung und Gewohnheit, durch Erziehung und Lebensart, burch bürgere 
liche und religioͤſe Verhäftniffe, auf die Geſammtheit feiner Erfcheinung, 
fogar auf feine Außere Geftalt und phyſiſche Conftitution von größerem 
Einfluffe, als die Verfchiedenheit der Rage und des Climas fich anzus 
eignen vermocht bat. Gleichwohl muß der nur ſtufenweiſe zur Erkennt⸗ 
niß gelangende Verftand beide Elemente ſondern, und eine jede dieſer ab» 
gefonderten Betrachtungsweiſen HE nicht nur unerläßlich, fondern auch, 
fofern fi) jede in ihrqqz Grenzen hält, innerhalb welcher fie fich ‚nicht wer» 


einen, unfchäblich, ja ſich toechfelfeitig unterftügend und Licht gebend. 


Die ieifche Betrachtungsweiſe ift nothwendig aus dem doppelten 
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Grunde, einmal, weil bee Menſch ale wirkendes Weſen, mag er nıh 
ein Wirken nqch mechanifchen ober pſychologiſchen Geſetzen vorhaben, von 
einem Coufelitätsgefege abhängig bleibe, has fich nicht an ben Brad fei« 
wer fubjectiven Intelligenz oder Verechnung kehrt, dann aber weil daB 
Freie im Menfchen, erſt post factum ertennbar, uns umbagreiflich bleibt, 
ſo lange es nicht durch Ilspzur Thatſache und in ihm zur Ratur gewor⸗ 
den ift, und weil diefe andere Matur ſelbſt die Geſtalt einer Tharfache 
angenommen hat. Sie vergemwiffert 1) in jeder gegebenen Handlung das 
in ihe liegende Thunliche oder Unthunliche, welches nur die Er⸗ 
fahrung an bie Hand gibt,. ober bie Ausführbarkeit ihres Zweckes durch 
bie gewählte Begehungsart und bie angewendeten Mittel mit Ruͤckſicht 
auf den Gegenſtand, woran eine Veränderung hervorgebracht werben fol. 
Durch diefe Function iſt fie von Erheblichkeit in ber Lehre vom That⸗ 
beitande ded Verbrechens, vors Verfuche und vom Irrthume, melde unter 
befonderen Artikeln zu behandeln find. Uebrigens entfcheidet Ge nur bie 
Beweisfrage über Vorhandenſein oder Mangel des Caufalzufammen- 
bangee zwifchen ber Handlung und ihrem activen und paffiven Objecte, 
wozu, wenn dazu bie gemeine Erfahrung nicht ausreiche, der Arzt oder 
ein amberer Sachverſtaͤndiger nothwendig wird. Die Folgen, welche die⸗ 
ſem Mangel beizulegen, hängen ſchon von dem rationellen oder rechtlichen 
ECharakter der Handlung ab. So wird durch ihn bei einem Verbrechen, 
zu deſſen Begriff ein beftimmter Erfolg gehört, die Strafbarkeit bios zu 
einem Verſuche herabgeftuft, während bei der Faͤlſchung und Amjurie er 
in dee Steafbarkeit einem geringen Unterfchied macht, und bei dem Ver⸗ 
brechen ber Gewaltthaͤtigkeit die Noͤthigung wenigſiens angefangen fen 
muß, ohne daß ber Verbrecher feinen Zweck erreicht zu haben braucht. 
Dagegen ift ein Handel über ein unmoͤgliches Factum oder ein Object, 
das zur Zeit bes Abfchluffes nicht mehr eriftiete, namentlich Uber ein abs 
gebranntes Haus, ungiltig, fo gut, wie nicht gefchehen, und teiederum 
muß derjenige, welcher fich eines Geſchaͤftes als Erbe angenommen hat, 
ohne zu wifien, daß es ihn felbft anging, fidy- diefe Handlung trog bier 
ſes Irrthums als eine pro herede gestio anrechnen laffen. Eine ber 
wichtigften hierher gehörigen Streitfragen, worüber die angefehenften Rechtes 
gelehrten nicht haben einig werben koͤnnen, iſt die, ob derjenige, welcher aus 
Irrthum ein untaugliche® Mittel gebraucht hat, während er ein taugliches 
anzuwenden glaubte, ober bei dem llidenden Subjecte ober Objecte feines Vers 
brechens Eigenfchaften vorausgefegt hat, ohme welche das Verbrechen gar 
nicht begangen werden konnte, ſich eines ftrafbaren Verſuches dieſes Ver⸗ 
brechens fchuldig mache. Wir glauben fie nur unter der Bedingung bes 
jahen zu Binnen, daß der Irrthum auf einer Verwechfelung mit einem 
teellen Mittel oder Objecte beruht, weil bie bei Rechtöbegriffen gebotene 
Abſtraction von empirifhen Bebingungen Seinen über eine reelle Moͤg⸗ 
lichkeit hinausgehenden Schluß erlaubt. Mer alfo Arfenit gekauft zu 
haben glaubte, während ihm von einem Provifor, der ihm das Geld 
dafuͤr abnahm, Zucker untergefchoben worden ift, oder wer ein geladenes 
Gewehr aͤbzudruͤcken glaubte, welches ein anderer, dhne daß er es mußte, 
mit einem ungeladenen vertauſcht hat, begeht unſtreitig fo gut einen Giſt⸗ 
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mord ober Toͤdtungkverſuch, als derjenige, weicher feinen Feind im Schafe 
zu erdolchen glaubte, waͤhrend biefer kurz voches in feinem Bette eines 
natuͤrlichen Todes geſtorben war, einen attentirten Meuchelmord. Das 
gegen würde ich Anftand nehmen, einen Einfältigen, welcher weiß, ba 
er Zucker hat und füch überreden ließ, daß ein gewiſſes Quantum baven 
einen Menfchen fo gut wie Gift umbringen koͤnne, oder denjenigen, wel⸗ 
her in feinem Affecte mit einer leichten, als Waffe gar nicht zu gebraue 
chenden Gerte ausgeht, jemanden todt zu fehlagen, ober ein Gewehr, von 
dem er wußte, daß es nicht mehr gelaben fei,. in einer leibenfchaftlichen 
Aufwallung, in der er nicht echt weiß, was er thut, auf Gerathewohl, 
fei es auch im bem befperaten Gedanken, daß ein deus ex machina ins 
Spiel treten möchte, ergreift, anlegt und abdrüdt, auf gleichen Fuß zu 
beustheilen. Wenn es bei dieſen Leuten fchen nicht an der innen Boͤs⸗ 
artigkeit fehlt, fo zeigt fich doch aͤußerlich nur die Pantomime bes. Ber 
brechens. Ueber abergläubifhe Mintel, wie Beſchwoͤrungen, Bauber oder 
fompathetifche Künfte wird wohl nicht mehr geftritten werden. Der Wille 
geftaltet ſich hier als Wunſch, des feine Grfänung niht duch uns, 
fondern vom Zufalle erwartet. 
2) Die zreeite Aufgabe ber empiriſchen Berragptung iſt die, In ber 
ſtets fortlaufenden und im diefer gebundenen Sinnenwelt ftets ineinander 
greifenden Kette von Urfahen und Wirkungen das durch ein menfchliches 
Thun Gefchehene genau zu firitenz; dur Abſonderung ber mittels 
baren Folgen von den unmittelbaren, oder durch Beantwortung ber Frage, 
In wie meit in der Handlung bie zureichende Urfache eines Erfolges liegt, 
und was davon auf die Mitwirkung anderer außer ihr gelegener Urfachen 
tommt. Hierauf bezieht ſich der in umferen Pandekten fo häufig hervor⸗ 
gehobene Unterfchieb zwifchen damnuım dare und causam et occasionem 
damni praestare, und bie ſubtile Stage, in mie weit jemand durch Uns 
terlaffungen Urheber eines Erfolges wirb, ber Unterfchied bes facere 
von dem ope et consilio fieri, von der Schule phufifche und intellectuelle 
Urheberfchaft genannt, wovon wir unter dem Artikel culpa ausführlicher 
gefprochen haben. Vergleichen wir die dafelbft vorgetragenert Birunbfäge, 
fo wird es einleuchten, tie erheblich das Refultat auch diefer Aufgabe 
und Sonderung iſt, wozu ebenfalls, mo die gemeine Erfahrung nicht 
zuxeicht,, ein Kennerauge nöthig fein Tann, Ste ift es jedoch nicht nur 
für die eben berührten Fragen, fondern, da fich das Freie erſt durch die 
That und in ber That bewähren kann, für den Beweis ber legteren und 
als Baſis der alternativen Zurechnung zum dolus ober zur culpa. 
3) Die letzte und bedenklichfte Aufgabe iſt die natürliche (pfycho⸗ 


logiſche und anthropologifche) Erklärung der That aus allgemein menfch« 


lichen Motiven, welche Zeit und Umſtaͤnde, oder der befondere Charakter 
und das Nature des Handelnden ſupeditiren. Die andere Natur des Men⸗ 
ſchen hat zwar bie Gleichfoͤrmigkeit nicht, welche uns bie Naturgefchichte der 
Thiere darbietet, Im welcher das genaue Studium einzelner Eremplare einer 
gewifien Art einen ficheren Schluß auf die übrigen durch Induction gewährt 
und fie gewiſſermaßen anticipirt. Zu dieſer Fertigkeit bringen wir es in ber 
Menſchenkenntniß nicht, wo vielmehr bei jedem Einzelnen ein neues Stu: 
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Brumbe, einmal, weil dee Menſch ald wirkbendes Weſen, mag er nuh 
ein Wirken wach mechanifchen ober pſychologiſchen Gefegen vorhaben, von 
einem Soufelitätsgefege abhängig bleibt, das ſich nicht an den Grab ſei⸗ 
wer fubjectiven Intelligenz oder Berechnung ehrt, dann aber weil bad 
Freie im Menfchen, erſt post factum erfennbar, uns unbegreiflich bleibt, 
ſo lange es nicht durch Ihspzur Thatſache und in ihm zur Ratur gewor⸗ 
den ift, und weil dieſe andere Natur ſelhſt die Geſtalt einer Thatſache 
angenommen hat. Sie vergemwiffert 1) Im jeder gegebenen Danblung bad 
in ihe liegende Thunliche ober Unthunliche, welches nur bie Er⸗ 
fahrung an die Hand gibt, ober die Ausführbarkeit ihres Zweckes durch 
bie gewaͤhlte Begehungsart und bie angemenbetm Mittel mit Ruͤckſicht 
auf den Gegenfland, woran eine Veränderung hervorgebracht werben ſoll. 
Durch diefe Function ift fie von Exheblichleit in der Lehre vom That⸗ 
beitande ded Verbrechens, vom Verfuche und vom Irrthume, melde unter 
befonderen Artikeln zu behandeln find. Uebrigens entſcheidet fie nur bie 
Beweisfrage über Vorhandenfein oder Mangel des Cauſalzuſammen⸗ 
bange® zwifchen ber Handlung und ihrem activen und paffiven Objecte, 

wozu, wenn bazu die gemeine Erfahrung nicht ausreicht, der Arzt oder 
ein amberer Sachverſtaͤndiger nothwendig wird. Die Yolgen, welche bier 
fern Manget beizulegen, hängen fchon von dem rationellen ober wechtlichen 
Eharakter der Handlung ab. So wird buch ihn bei einem Verbrechen 
zu deſſen Begriff ein beflimmter Erfolg gehört, die Strafbarkeit bios zu 

einem Berfuche herabgeftuft, während bei der Faͤlſchung und Amjurie er 

in der Strafbarkeit einem geringen Unterfchied macht, und bei dem Der 

brechen der Gemwaltthätigkeit die Nöthigung wenigſtens angefangen fein 

muß, ohne daß ber Verbrecher feinen Zweck erreicht zu haben braucht. 

Dagegen ift ein Dandel über ein unmoͤgliches Factum oder ein Objett, 

das zur Zeit des Abfchluffes nicht mehr eriftirte, namentlich Uber ein abs 
gebranntes Haus, ungiitig, fo gut, tie nicht gefchehen, und wiederum 
muß derjenige, welcher fich eines Gefchäfte® als Erbe angenommen hat, 
ohne zu wiflen, daß es ihn ſelbſt anging, ſich dieſe Handlung trog die 
ſes Irrthums als eine pro herede gestio anrechnen laffen. Eine ber 
wichtigften hierher gehörigen Streitfragen, worüber bie angefehenften Rechts⸗ 
gelehrten nicht haben einig werden koͤnnen, ift die, ob derjenige, welcher aus 
Irrthum ein untaugliched Mittel gebraucht hat, während er ein taugliches 
anzuwenden glaubte, oder bei demlkidenden Subjecte oder Objecte feines Vers 
brechen Eigenfchaften vorausgefegt hat, ohme welche das Verbrechen gar 
nicht begangen werben Tonnte, ſich eines flrafbaren Verfuches diefes Ver⸗ 
brechens ſchuldig mache. Wir glauben fie nur unter bee Bedingung bes 
jaben zu Eönnen, daß ber Irrthum auf einer Verwechfelung mit eĩnem 
xeellen Mittel ober Objecte beruht, weil die bei Rechtsbegriffen gebotene 
Abſtraction von empleifchen Bedingungen Beinen über eine reelle Moͤg⸗ 
lichkeit hinausgehenden Schluß erlaubt. Wer alfo Arſenik gekauft zu 
haben glaubte, während ihm von einem Provifor, der ihm das Geld 
dafür abnahm, Zucker untergefchoben worden ift, oder wer ein geladenes 
Gewehr aͤbzudruͤcken glaubte, welches ein anberer, ohne daß er es wußte, 
mit einem ungelabenen vertaufcht hat, begeht unftreitig fo gut einen Gift: 
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mord oder Töbtungeverfuch, als derjenige, weicher feinen Feind im Schlaf⸗ 
zu erdolhen glaubte, während biefer kurz vocher in feinem Bette eines 
natuͤrlichen Todes geflorben war, einen attentirten Dieuchelmord. Das 
. gegen wuͤrde ich Anſtand nehmen, einem Einfältigen, welcher weiß, daß 
er Zucker hat und füch uͤberreden lief, daß ein gewiſſes Quantum davon 
einen Menſchen fo gut wie Gift umbringen koͤnne, oder denjenigen, wel⸗ 


her in feinem Affeete mit einer leichten, al6 Waffe gar nicht zu gebrame 


chenden Gerte ausgeht, jemanden tobt zu fehlagen, ober ein Gewehr, von 
bem er mußte, daß es nicht mehr geladen ſei, in einer leidenfchaftlichen 
Aufwallung, In ber er nicht recht weiß, was er thut, auf Gerathewohl, 
fei es auch im bem befperaten. Gedanken, bag ein deus ex machina ms 
Spiel treten möchte, ergreift, anlegt umb abbrüdt, auf gleichen Fuß zu 
beuctheilen. Wenn es bei dieſen Leuten fchen nicht an der inneren Big 
artigkeit fehlt, fo zeigt ſich doch aͤußerlich nur die Pantomime bes Ver⸗ 
brechens. Ueber abergläubifhe Mittel, wie Beſchwoͤrungen, Zauber oder 
fompathetifche Künfte wird wohl nicht mehr geftritten werden. Der Wille 
geſtaltet fi hier als Wunſch, des feine Hrfullung nicht durch uns, 
ſondern vom Zufalle erwartet. 
2) Die zweite Aufgabe ber empiriſchen Betraghtung iſt die, in ber 
ftets fortlaufenden und im diefer gebundenen Sinnenwelt ſtets Ineinanders 
greifenden Kette von Urfahen und Wirkungen das durch ein menfchliches 
Thun Gefchehene genau zu firitenz dur Abſonderung der mittels 
baren Kolgen von ben unmittelbaren, oder durch Beantwortung der Frage, 
in wie meit in ber Handlung bie zureichende Urfache eines Erfolges liegt, 
und was bavon auf bie Mitwirkung anderer außer ihr gelegener Urfachen 


tommt. Hierauf bezieht fich der in unferen Pandekten fo häufig hervor 


gehobene Unterſchied zwiſchen damnum dare und rausam et occasionem 
damni praestare, und die fubtile Frage, in wie weit jemand durch Uns 
terlaffungen Urheber eines Erfolges wird, der Unterſchied des facere 
von bem ope et consilio fieri, von ber Schule phufifche und Intellectuelle 
Urheberfchaft gmannt, wovon wir unter dem Artikel culpa ausführlicher 
gefprochen haben. Vergleichen mir die dafelbft vorgetragenen Brundfäge, 
fo wird «6 einleuchten, wie erheblich das Refultat auch diefer Aufgabe 
und’ Sonberung ift, wozu ebenfalls, wo die gemeine Erfahrung nicht 
zureicht,, ein Kennerauge nöthig fen Tann, Ste ift es jedoch nicht nur 
für die eben berührten Fragen, ſondern, da fi) das Freie erſt durch bie 
That und in der That bewähren kann, für den Beweis der letzteren und 
als Baſis der alternativen Zurechnung zum dolus oder zur culpa. 

3) Die legte und bebenklichfte Aufgabe iſt die natuͤrliche (pſycho⸗ 
logiſche und anthropologifche) Erklärung der That aus allgemein menſch⸗ 
lichen Motiven, weiche Zeit und Umftände, oder der befondere Charakter 
und das Naturell des Handelnden fupediticen. Die andere Natur des Men⸗ 
fchen hat zwar bie Gleichfoͤrmigkeit nicht, welche uns die Naturgefchichte der 
Thiere darbietet, im melcher das genaue Studium einzelner Eremplare einer 
gewiſſen Art einen ſicheren Schluß auf die uͤbrigen durch Induction gewaͤhrt 
und fie gewiſſermaßen anticipirt. Zu dieſer Ferügkeit bringen wir es in bee 
Menſchenkenntniß nicht, wo vielmehr bei jedem Einzelnen ein neues Stu⸗ 
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dium feiner Eigenheit und Gewohnheit beginnt, Eine concrete Zeichnung, 
welche alle Menfchen als Nummern ohne charakteriftifche Verſchiedenheit zu 
behandeln verfuchte, wuͤrde mißklingen. Dafür aber bringt jedem fchon fein 
Seibftbewußtfein ein abgezogenes Bild ber Menfhlichleit auf, wel 
ches die Erfahrung des Umganges und practifchen Lebens unter bem 
mannigfaltigften Farbenwechſel erprobt und wovon fi die Wiſſenſchaft 
zum Gebrauch fg den Steatsmann, Redner und Sittenlehrer ein Schema 
entwirft, wie es auch in dem Prototyp des bonus et diligens pater- 
familias gefchieht, das zwar in der darauf gebauten Erwartung Fünftiger 
Handlungen von Völkern und Individuen fogar in Verbindung mit Ihrem 
befonderen Chatakter fo leicht betrügen Eann, als die Wetters und poli 
tifchen Prophezeiungen, befto ficherer aber in der Beurtheilung gefchehener 
Handlungen leitet. Ehrfucht, Geiz, Racjbegierde, Selbflliebe, Eitelkeit, 
Steundfchaft, Großmuth, Liebe und Eifer für das gemeine Befte, diefe 
in verfchiedenen Graden gemifchten und durch die Gefellfchaft verbreiteten 
Reidenfchaften find, vom Weltanfange an, .die Quellen aller Handlungen 
und Unternehmungen gewefeg, die man je unter den Menfchen wahr: 
genommen, und fie find es nd%h ters. Laͤßt ſich nun eine gegebene Hands 
lung aus folchen befannten Motiven des gewöhnlichen Schlages erklaͤren 
oder auf biefelben fliegen, fo wird diefes die Bekenntniſſe oder Zeugniſſe, 
worauf wir den Beweis dev That gründen, im ber religio iudicantis 
ſehr unterflügen. Die Unerfindlichkeit ſolcher Motive, welche aus jenem 
allgemeinen Bilde oder aus dem befonderen Charakter des Handelnden 
durch fein früheres Prädicat gefchöpft wird, hebt zwar das Gefchehene, den 
bergeftellten Beweis der That nicht auf, und fogar in Beziehung auf Zus 
rechnung wird der Freiheitsbegriff darin practifc bewährt, daß ein aus⸗ 
gearteter Geſchmack auch einer beifpiellofen nefanda libido Reiz zu its 
leihen im Stande ift®). Indeffen liegt in der mangelnden causa fad- 
noris bei unvolllommenem Beweiſe unftreitig ein Gegenindicium , bus 
durch ftärkere Weberzeugungsgründe aufgewogen fein will, und es gibt Ep 
treme, in welchen mit ber causa facinoris die jeder Handlung einverleibte 
und dazu wefengiche Menfchenkraft aus der äußeren Erfcheinung fo voͤl⸗ 
lig verſchwindet, daß wir jede Spontaneität des Erfennend und Wollens 
ausgefchloffen fühlen, weil bei offenbarem Widerſtreben gegen fittliche Noth⸗ 
wendigkeit der Bernunftgebraud, ſich nicht einmal egoiftifch in Beobach⸗ 
‚tung ber Regeln der Gefchidlichkeit und Klugheit bewährt®). Solche ex re 


4) Am auffallenbften kommt biefes bei ber wibernatürlichen Befriedigung 
des Gefchlechtötriebes vor. Vielleicht feit die Welt ſteht, ift keiner darauf vers 
fallen, Mädchen zu gewinnen, fich eine Ader fchlagen zu laffen, um burch das 
fpringende Blut feine Gefchlechtsthelle zu kitzeln und zu einer Ergiefung zu res 
gen, wie e8 vor einiger Zeit bie Öffentlichen Blätter von einem Wuͤſtlinge bes 
richteten. Diejenigen, weldye den Sag : nulla poena sine lege, zu buchftäblid 
deuten, werben fogar barüber flreiten, ob hier eine firafbare widernatuͤrliche 
Unzucht vorliege, 

5) Dieß iſt dasjenige, was Brandis (über pfochifche Heilmittel u. f. w., 
Kopenhagen 1818) Tendenz zur Zweckmaßigkeit nennt. Die Richtung 
nad) einem feibfigefegten Biele, das der Handelnde für ein Gut anerkannte, geht 
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hervorgehende Bälle der Raſerei und bes Jerſeins find gerabe diejenigen, 
weiche zugleich die Unzurechmungsfähigkeit bes handelnden Subjectes am 
ungteideutigften darthun. Sie fallen ſchon dem Manne von gemeiner — 
Erfahrung und blos geſundem Verſtande auf. und bedürfen einer Beſtaͤ⸗ 2» 
tigung durch fachverftändige® Urtheil nur in ber Beziehung, weil bie bas 
bei, als Zeutelei einer ufurpirten Narrenfteiheit, zuweilen unterlaufende 
Verſtellung bei der Wichtigkeit des Gegenflandes ſowohl für die allge _ 
meine Sicherheit, ale für ben Handelnden felbft eine genaue und ſorg⸗ 
fältige Erploration empfiehlt, und weit die gleichen Erſcheinungen auch 
durch ſolche bios vorübergehende Urſachen des hoͤchſten Grades von Affeet 
und Trunfenheit hervorgebracht und damit verwechfelk werben, welche in der 
Regel als ſelbſtverſchuldete Buftände In die Zurechnung fallen und für 
die Kolgen verantwortlich machen. Wären folche von dem Thatbeftande 
unzertrennfiche Fälle des Irrſeins die einzigen, fo würde Medel Recht 
baben, daß der Richter fie praͤjudicielt entſcheidet, und der Arzt fie bioß 
beftätigt *). Allein man kann nicht umgekehrt fagen, daß durch zweck⸗ 
mäßiges Mirken die Zurechnungsfähigkeit ſchon gefegt fet, da die Erfah⸗ 
rung lehrt, daß die Beiftestranken im tiefflen Wahnfinne oft eine uns 
gemeine Hinterliſt und BVerfchlagenheit, buch ihre Geheimthun eine 
gewifle Anerkennung von Bitte. und Geſetz, und andy nad ber That 
Spuren von Reue zeigen. Dadurch entfichen Wirkungen, in welchen 
genug Sinn und Bmwedbeziehung liegt, um fie für Handiungen nehmen 
zu Eönnen, und bie doch durch ben Unverſtand und die Seltſamkeit der 
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aus jeder Handlung hervor und macht bad Banden and, Darum kehrt man 
bei vorübergehenber Unfreiheit, namentlih bei der Betrunkenheit, den Sag 
auch um und fagt richtig, fo lange noch Bandlungsfähigkeit bei ihm vorhanden 
war, bauerf auch die Zurechnungsfähigkeit fort. Dieß wuͤrde jedoch zu enge £ 
gefaßt, wollte man daraus die Foige ziehen, daß dem hoͤchſt Betrunkenen nur 
‚Unterlaffungen nicht zugerechnet werben könnten, wie wenn er mit brennenber 
Pfeife auf ein Strghlager niederfällt und dieſes anzündet, oder auf ein Bett, 
und darin ein Kind erdrüdt. Denn die höchite Betrunkenheit kann fih aud in 
Begehungsbandlungen zeigen, wenn feine Wuth die Perfonen nicht mehr unters 
fheidet, wenn er als maniacus jeden ohne — beleidigt, wer ihm vore - 
kommt, wie ber ſogleich anzuführende Schliftfteller ein Beiſpiel vor Augen 
hatte. Auch ein geringerer Grab ..von Trunkenheit wird den Milderungdgrund 
des Affectes zulaffen, wo er einem Nüchternen nicht hingehen würbe, oder einen 
Erfolg in bloße culpa verkehren, welcher dem Nüchternen zum dolus imputirt 
— a J. Heisler, de iustis poenam mitigandi causis. (Hal. 1752.) 

6) Einige Gegenftände der gerichtlichen Meditin, bearbeitet von Albrecht 
Meckel (Dalle 1818, 1820), B. dI, ©. 29. Auch die 9. ©. D. Art. 150, : 
179, jcheint unter Leuten, die der Jugend ober anderer Gebrechlichkeit halber 
ihr Sinn nit haben, biefe Säle zunächft ins Auge zu faffen, deutet aber 
fehr richtig das Allgemeine einer organifchen Verbildung an. Es mag eine Zeit 
gegeben haben, wo man mit den ſogleich Ju berührenden Faͤllen dee zweiten « 

Art Eurzen Prozeß gemacht Hat, wenn ihnen nicht der Aberglaube, daß fie bes 
zaubert ober vom Zeufel beſeſſen, zu Hüfe kam. Auch hat nan Urfache, behut⸗ 
fam zu fein, ba bie abgefprochene Handlungsfaͤhigkeit, weldye connabium und 
- commercium fperrt oder gar in eine Irrenanſtalt unterbringt, leicht ein viel 
härtereö Uebel ift, als bie Strafe. 
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Beweggruͤnde von der gemeinen Menſchennatur ſo ſtark abweichen, daß 
wir fie ohne Beweis, nicht glauben und iſt dieſer Beweis unumſtoͤßlich, 
nur noch die Wahl haben, ihre Urheber entweder fuͤr moraliſche oder 
fuͤr organiſche Monſtren oder Verbildungen zu erklaͤren. Keine dieſer 
Hypotheſen iſt ausgeſchloſſen. „Denn nichts fo Arges (fo wie auf ber 
anderen Seite nichts fo Großes und Helbenmäüthiges, darf man biefen 
„ Worten Feuerbachs zufegen) mag erfonnen werben, beffen eines Men 
fhen Gemuͤth nicht fähig wäre, und mas in biefer Art die Grenzen der 
bichtenden Einbildungskraft uͤberſteigt, bleibt gleichwohl zuweilen noch 
hinter der Mirklichkeit zuruͤck.“ Aber auch die organifche‘ Natur if 
unberechenbarer Ausattungen, Störungen und Abweichungen empfäng 
lich, welche, fo tie fie die Kunſt des Arztes und die regelmäßige Kraft 
gewiffer Arzneimittel verfpotten Finnen, bei dem fo unbegreiflichen, als 
wirklichen Zuſammenhange zwifchen Leib und Seele auch die ſchon in 
ihrer Entwidelung an Wachsthum und Gefchlechtörgife gebundene und 
wiederum durch Anfltengungen auf ihr Organ zuruͤckwirkende Hertſchaft 
bes Geiftes afficiren. Dieſer wechfelfettige Einfluß, ſchon im der file 
Andere empfindlichen üblen Laune merklich, welche eine fehlechte Wit⸗ 
terung ober eine bie Nerven angveifende Unpaͤßlichkeit erweckt, ſteigt bit 
zu Geelenflimmungen, wodurch gewiſſe Vorflellungen übermächtig und 
gewiſſe Triebe untiberftehlich werben, fo daß der Handelnde, wie das 
Thier, welches eben fü wenig eine bloße cartefianifche Maſchine, uns 
nad) Umftänden feine Tüde und Liften genug’ fühlen läßt, als unfrel 
zu betrachten ift und Beine Strafe, fondern nur die Reaction von Zucht 
und Einfperrung geftattet. Der Richter kann in einer fo traurigen 
Alternative nur zweifeln), und ein fehr richtiger Tact hat laͤngſt die 
Entfcheidung dem Arzte zugewieſen, weil die zwar nur bie Minderzahl 
der Seelenkrankheiten erzeugenden, fie aber gemeiniglich befoͤrdernden 
und jedenfalls unvermelblich begleitenden phnfifchen Abnormitäten im 
Körperbau, im Blicke, im Lächeln, im Pulfe, am meiften freilich in 
ben flüchtigen Erſcheinungen der unfichtbaren Nerventhaͤtigkeit, melde 
nur ein Kennerauge richtig zu beurtheilen vermag, bie ſicherſte Ueber 
zeugung geben, wokan es fehlt. 
Wir haben die Betrachtungsweiſe, welche von einer Handlung bit 
. "auf bie Motive bes Handelnden zuruͤckgeht, bie legte und bedenkuͤchſte 
ber empiriſchen Zunctionen genannt. Cigentlich ift jede Handlung eine 
für ſich beſtehende, discrete Größe, deren Motive zunaͤchſt aus ihr ſelbſt 
zu ſchoͤpfen find. Laͤßt fie mehrfache Beweggründe zu, fo dürfen wir 
zwar auf ben Urheber, auf Zeit und Umſtaͤnde, unter welchen er gehan⸗ 
delt, ja auf ſein fruͤheres Leben zuruͤckgehen, aber nicht vergeſſen, daß 


7) Hieraus beantwortet ſich augleich die ſchon oft aufgeworfene Phariſoͤer⸗ 
frage von ſelbſt: wenn ber Arzt über bie Frage der Unzurechnungsfähigkeit 
allein competent iſt ‚wie kommt es, daß man ihn fo felten fragt? — Daben 
wir allgemein menfchliche, befonders folche Motive, wie wir fie von allen Ber 
brcechern dieſer Art gewohnt ſind, ſo bedarf es dieſer Auskunft gar nicht und 
unter hundert Fällen wich gewiß kaum einer bie entwickelte Duplieität zeigen. 
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fein Indiwiduelles unerforſchlich bleibt, und nur inſofern Werth und 
Bedeutung fuͤr uns hat, als wir ihm das gbgezogme Bild der Menſch⸗ 
lichkeit unterlegen, das buch biefe Farben nur ausgemalt wird ®). 
Seibft aber mit biefer Eautel wird die Betrachtung nur ausnahms- 
weiſe von Wichtigkeit bet unerlaubten Handlungen, welche eine pelh- 
liche Strafe nach fi) ziehen, und außer ber Beweisfrage auch ba nur 
indirect, indem fie zufällige Schwierigkeiten erzeugt, welche nur durch 
ſachverſtaͤndige Wahrnehmungen und Beobachtungen aufgelöft werben 
koͤnnen. Bei erlaubten und blos verbindlichen Handlungen bleiben ie 
Motive zwar für die Beweisfrage der Abficht bes. Handelnden von 
Echeblichkeit, infofern im Zweifel die dem Verbundenen am menigften 
nachtbeilige Alternative angenommen werden muß. Beſtehen aber biefe 
Handlungen in ſchriftlichen ober mündlichen Willenserklärungen, welche 
durch fich felbit gewiß find, fo kommt es in der Regel auf die Bewege 
urſache nicht mehr an, und das Recht kann diefer nur einen fehe 
befchränkten Einfluß geflatten, weil e8 in der Natur bes freien Willens 
liegt, daß er originelle Producte hervorbringt, welche von der erzeugen 
den Urfache nicht mehr abhängen, wie ja aud) ein Geſetz feine Anwen 
dung nicht verliert dadurch, daß die veranlaffenden Umftände und 
Beweggründe wegfallen. So lange der unbewegliche Reichthum noch 
‚ die Hauptſache war, die. Anhänglichkeit an den eigenen Heerd und ans 
Samilienleben nur einen geringen Verkehr zuließ, wobei eine fehr eins 
fache Borfiht und Sorge für zu verlegende Intereſſen Foͤrmlichkeiten 
nöthig machte, um die verbindliche Zufage von bloßen Erwartungen zu 
unterfcheiden,, mußte biefes noch mit einer Strenge durchgeführt werden, 
welche diefen Sörmlichkeiten eine wahre Zauberkraft beilegte. Es war 
ganz confequent, daß ‚man, mie am Schachbret und im Kriege den 
Spruch: verfehen, ift auch verfpielt, anmwendete und fogar der Einrede 
"des Betruges keine Folge gab, nicht aus Sympathie mit dem leßteren, 
- und als ob man ihn für einen Genieſtreich gehalten hätte, ſondern 
weil man ihn ber einfachen Sitte weniger zutraute, und die Schwierig- 
Zeit des Beweiſes der Gewißheit des Mein und Dein Eintrag gethan 
Hätte. Diefes hat fih nun freilich mit dem Gleichgewichte des beweg⸗ 
lichen Reichthums und dem dadurch und durch den auswärtigen Handel 
mannigfaltiger und verwideltee hervorgetretenen Verkehr geändert, ber - 
neben dem Worte eine univerfelle Sprache durch Begriffe nothwendig 
gemacht hat, welche mit ihrem Gegenſtande identifch find, und wobei es 
alfo mehr auf den Sinn, als auf die Worte anlommt. Dadurch wird - 
zwar auch bier die fogenannte Natur des Gefchäftes, wie bei verbrecheri= 
fchen Handlungen die allgemeine Menfthennatur ein Erklaͤrungsgrund, 
welcher den unvolllommenen Ausdrud des Willens berichtigt ‚oder ergänzt 
unb den zweideutigen beftimmt. Allein diefe duch Sitte und Landes: 
gebrauch firirte Natur des Gefchäftes gehört ſchon mehr zum Rechte, 
als zur Thatſache und verknüpft damit. gewiffe Folgen, ohne daß es 
darauf ankommt, ob der einzelne daran gedacht hat, oder nicht. Die - 





8) Weider, bie legten Gründe u, f. w, ©. 269. + 
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alte Rechteſtrenge dauert alfo fort, nur unter freien Formen, welche 
zwar jede Arglift ausfchließen, dem bloßen Irrthum aber nur inſowelt 
Folge geben, als dadurch ein Einverfiänbniß mehrerer Perfonen, bie 
zum Gefchäfte gehören, verhindert wird, weil jeder an etwas Andere) 
behtt, ober auch ein ſolches Scheingefchäft zu Stande kommt, bas ald 
gegenftandslos gar nicht ausführbar iſt. Es iſt hier dee Der nick, 
diefe Regel und ihre Ausnahmen näher auszuführen. 

Diefes find nun die Momente des empirifchen Elementes einer 
‚jeden Handlung ober defien, was daran unferen Sinnen wahrnehmbar, 
vom Verſtande nad) bem Gaufalitätögefege buchftabirt wird, um es al 
Erfahrung lefen zu koͤnnen. Sie find alle dem SJuriften wichtig al) 
unerläßliche Bedingungen ber Beweisfrage, und das, was mir im dieſe 
Betrachtungsweife gefondert haben, iſt nichts anderes, als das, mal 
die Schule als imputatio faeti, ſtets der imputatio juris entgegengefrgl 
bat. Bei aller Erheblichkeit bleibt Ihe gleichwohl nur das beſcheiden⸗ 
Verdienft, das Werkzeug, die Vorbereitung und bie wefentliche In 
firuction des rationellen Elementes zu fein, welches, obgleich dadurch ver 
dem Ueberſchwenglichen bewahrt, alle Kategorien, in ber erften ald 
menfchlicher Zweck, in der zweiten als menfchliches Thun, in der dritten 
ald Vernunftbild der menſchlichen Natur, mit feinee Tendenz burde 
dringt, im Grunde Iauter unmittelbare Vorſtellungen von dem, maß 
wir urſpruͤnglich nur inne werben ober im Geifte fehen, indem mir und 
an bie Stelle des Handelnden verfeßen, ober etwas, deſſen Peroption 
wir nicht fähig find ohne Apperception. . 

Diefe Ünmittelbarkeit, auf die man das: Suchet, fo werdet Ir 
finden, anwenden kann, macht fi) und bald fühlbar. Jeder Criminal⸗ 
und Eivilrechtsfall, dort Thatbeftand, hier species facti genannt, geht 
von einem Kotaleindrude aus, ber als anfanglos feber Wrberlegung 
vorangeht , obgleich er nur durch Nachdenken entwickelt, fich in unferem 
Bewußtſein geftaltet, von ber Idee eines Ganzen, bas früher iſt, all 
feine Xheile, obgleich es nur in feinen Theilen, wenn ich mic fo auf 
druͤcken darf, als etwas, das Hände und Füße bat, ſich offenbart. De 
Auslegungsgrundfaß : incivile est, nisi tota lege perspecta, una alique 
particula eius proposita, respondere vel iudicare, iſt auch auf iet 
Handlung anwendbar, bie ohne ein in fich abgeſchloſſenes, Im feinet 
Theilen unzertrennliches, auf einmal entflandenes Ganze Eeine Hand⸗ 
Iung und Feiner Werthſchaͤtzung fähig wäre. 

Das Gemeinfame,. worauf das rationelle Element einer jrden 
Handlung ankommt, beruht daher auf der Möglichkeit, basjenige, me 
die empirifche Betrachtungsweiſe fondert, und unterfcheiber, im ei 
Einheit nach Bernunftbegriffen zufammenzufaffen, und Kant hat bat 
eichtig gefehen, daß dazu eine bios intelligibele Möglichkeit genügt, M 
welcher Raum und Zeit verfehwinden oder vielmehr, weil die moralifdt 
Wirklichkeit. ihre eigenen Raum⸗ und Zeitbeſtimmungen mit anf IF 
Welt bringt, eine teanfcendentale oder erweiterte Bedeutung bekomme, 
in welcher uns dasjenige, was der aͤußere Sinn als Ort und Zeit dv 
zeichnen würde, nicht tere marken dürfen. Diefe zur Zeit ihrer Erf 
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nung als Grille bendtieibete Behauptung hätte ben Juriſten am wenig⸗ 
Ken befremdlich Elingen follen, ba ihr gefunder Sinn in allen Kächern 
fi erprobt. Man denke nur an bie Lehre von der Gegenwart oder Abs 
wefenheit, je nachdem fie ſich auf Ufucapion oder auf Reftitution bezieht, 
an die vom Domicilium, über Ort und Zeit des Verbrechens oder Ders 
trages, über die dem legten beigefügten Zeitbeflimmungen, uͤber Erwerb 
‚und Femdauer des Befiges ıc. nz 
haben alfo nunmehr nad) biefen Gemeinſamen bie Sunctionen 
‘der rationellen Betrachtung in berfelben Drbnung zu zergliedern, nad) 
welchen wir die empirifche auseinanbergefegt haben. Das in Einsfaffen 
Des Zweckes einer Handlung mit ihrer Caufalität, beftehend in ber uns . 
erläßlichen Sndifferenziicung von beiden, beruht auf ber Natur dee 
menfchlichen Willens , welcher fich von felbft zum bloßen Wunfche herab: 
mt, fo lange der Menfch noch um die Macht und die Mittel verlegen 
ft, deſſen Wefen ferner eben in dem Beſtreben, etwas außer ſich zu 
ſetzen, beſteht, das ohne eine vorausgehende ober begleitende Zufammens- 
„ fegung von Innen, von unferen claſſiſchen Juriſten consilium?) genannt, 
und im Teutſchen durch Anfchlag oder Plan zu überfegen, richt von 
flotten Wi: und bee endlich, wenn er unbedingt gut iſt, oder doch vor 
. dem dußeten Forum bafür gelten wuß, weder für bie Folgen verants 
wo macht, noch vor dem letzteren uͤber ſeine Abſichten zur 
Reſhaft verpflichtet. Dadurch bekommt jede Handlung ihre Qua⸗ 
litaͤt und ihren Abſchluß, als eine fuͤr ſich beſtehende Groͤße, deren 
Spielarten hauptſaͤchlich durch die alte Schuldiſtinction zwiſchen finis 
proximus und finis intermedius zw loͤſen iſt. Jede Handlung wird 
nach dem naͤch ſt en Zwecke beſtimmt und benannt, ohne daß es auf 
den entfernten Zweck ankommt, den ber Handelnde, ohne ſchon 
jest darauf hinzuwirken, fich vorbehält, je nachdem er mit dem erften, J 
ſelbſtſtaͤndig oder auf Abſchlag verfolgten am Ziele ſein wird, und den 
er, mag er ihm auch noch fo.fehe auliegen, ſelbſt noch nicht fire gegen⸗ 
wärtig und erretkhbar anfieht. . Diefer Megel ſteht aber die Beſchraͤnkung 
zur Seite, dab ber fchon jegt als‘ erreichbar gedachte. und fidy vorgefegte 
- Endzwed (finis ultimus) bem naͤchſten Zwecke gleich. fleht, fofern das 
ſich nicht felbft belohnende Beginnen nur als ein mit einer operatio 
in distans verbundener und fubordinieter Mittelzweck begriffen wer⸗ 
ben kann. Der nächte Zweck iſt ber einfachſte Ausdruck des Indif⸗ 
erenzpunktes des Cauſalen und Finalen, welcher die homogenen Opera⸗ 
onen ſich ftets ohne Schwierigkeit darbietet, und morin das continuum _ 
simultaneorum und successivorum ſich congentrirt, welches jeder Hand⸗ 
lung ihre eigene Benennung und neben dem Inbegriff ihrer Merkmale 
ihren Anfang und ihr Ende beſtimmt. Der ihr gleichſtehende Endzweck 











9) Diefe befonders für das Somplott wi nifche Bebentung erklaͤrt 
am: * — —— — na fasiendi aut mon 
fadiendi vere excogitata ratio. Damit wird ein tuͤchtiger, für bie Ausfuͤhr⸗ 
if. gezeitigter Plan bezeichnet. gl, noch L. 68. u, 225. D. de verborum 
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leiſtet denſelben Dienſt in einer complicirteren Geſtalt bei heterogenen 

Operationen und ſolchen, die durch laͤngere Pauſen und Zwiſchenraͤume 
getrennt ſind. Ob unter den letzteren Vorausſetzungen dennoch Einheit 
vorhanden ſei, läßt ſich nur im concreten Falle nach den befonderen 
Umftänden und den Regeln der ' Wahrfcheinlichkeit beurtheilen. Def 
wegen bdiverdiren bier die Anfichtn in ber Anmendung nicht menig, fo 
fehr man über obige Principien im Grunde einverftanden iſt. Ausge 

macht iſt, daß die Bemühung, die nöthigen Mittel und Werkzeuge zu 
erfundigen und ſich zu verfchaffen, um ein Vorhaben awsführen pt 

tönnen, oder die dazu nöthigen Fertigkeiten zu lernen und üben, noch 

nicht als Anfang einer auf dieſes Vorhaben gerichteten Handlung 

betrachtet werden kann, weil jeder erft mit dem erlangten Mittel dazu 

in den Stand gefeßt ift und das gegenwärtige Bewußtſein eines auf 

führbaren Vorfages erlangt. Eben fo ausgemacht ift, daß menn ein 

aufeinanderfolgende Reihe von Dandlungen, mögen fie einzeln fich auch 

-abgefondert denken laffen, in ber Wirklichkeit ob ne Unter Drehung 

bucch einen feflen und berechneten Plan zu einem Endzwede zufammen 

bängt, fo daß, menn die eine gefchehen, nicht erſt noch überlegt wer 

ben foll, was weiter zu thun fei, diefe zufammengefegte Handhung nicht 

bis an das legte Ziel gelangt zu fein braucht, um in dem dA dieſes 

Ziel beflimmten Sinne 10) als angefangen zu gelten, wie dann namggic 
bet uns in. Zeutfchland niemand daran zweifelt, daß ber Di 

fih in ein Haus eingefchlichen oder im bafjelbe eingefliegen ober Ange: 
brochen ift, im Stehlen fhon begriffen mar, wenn er gleih 
noch nichts angerührt hat. Uebrigens muß man bie Einpelt einer un« 
unterbrohtnen Handlung mohl von der einer fortgefegten un 
teefcheiden. Bei der erften find die Paufen unwillkuͤrlich, bei der anderen 
find fie willkuͤrlich. Der Dieb, dee alle Garben von meinem Adır 
entiwenden will und, weil’ biefes auf einmal nicht möglich, dfters wie 
derkehren muß, hat, wieder ertappt ober verjagt, nicht bloß einen com 
fummtirten Diebflahl des Weggebrachten, fondern einen Verſuch del 
Ganzen begangen. Dagegen der Hausdieb, ber mir über die Cafe 
geht, fi) aber vornimmt, nur wenig zu fehlen, damit ich es nicht 
{0 gefhwind gewahr werde, kann nicht auf benfelben Fuß beurtbäll 
iwerben, mag ee duch vorhaben, den Act fo oft zu wiederholen, bis # 
die zu einem neuen Kleide nöthige Summe hat. Nur muß er fi, 
find mehrere Entwendungen gefchehen, ihre Zuſammenrechnung gefaller 
laffen. Die Streitfragen über bie Mittelftufen entfpringen daraus, Wi 








10) So verliert im Diebftaht durch Einbruch der darin liegende Hab 
feiedensbruch feinen eigenen Namen und geht in bie Haupthandlung auf. Auf 
derjenige, ber eine geſchickte Gelegenheit benugt, in einer Mauer ein Lob A 
maden, um e8 zum Stehlen benugen zu können, muß fich einen qualifiggnn 
Diebftaht zurechnen laſſen, wenn dieß nach ber Hand wirktich gefchieht. 
Berfuc Tann ihm aber früher nicht zur Laſt gelegt werben, fonbern eine bie. 
Belhäbigung, wenn nicht ein ſchon fir und fertiger Plan auf die mächfte 3e 
Funft berechnet war, nicht, wenn biefer noch von einer weiteren ungewiſſen & 
Vegenheit, etwa einem gefüllten Speicher, abhing. 
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die Aufgabe, Willen und Gaufalität und Gaufalität und Willen zu 
identificiven, durch ihre Vielſeitigkelt zu ben verwickelten gehört. Wenn 
man fchon den. Befig ber fi verfhafften Mittel hierher bezieht, fo 
kann bdiefer freilich bei vorhandener oder Leicht zu findender Gelegenheit 
äußerlich volllommen in den Stand fegen, die Handlung im naͤchſten 

Augenblide auszuführen. Es fragt fich jedoch zunaͤchſt um die Gewiß⸗ 
heit, daß nur um des Verbrechens willen gehandelt wurde, mas bei 
bem Auſchaffen blos gelegenheitlicher und an fich unfchuldiger Mittel, 
bie auch zu anderen Zwecken dienen, fchon zweifelhaft wird, weßhalb 
jebee 3. B. den Ankauf eines einfachen Zafchenmeiltrs von dem Ans 
kauf eines Stilets unterfcheiden wird. Allein das verbächtigfte Mittel 
macht an ſich noch keinen aſch on vorgefaßten reifen Anfchlag erkennbar, 
zu dem nichts meiter fehlte, um bie Caufalität zu vervolifländigen, 
und der, ift ex gar erſt noch auszudenken, am auffallendſten eine neue 
Epoche eröffnet. Endlich aber würde e8 noch weiter darauf anfommen, 
ob die Dpfer, die Anſtrengungen oder bie Kedheit digfer Anfchaffung 
fhon den Trieb und den Muth des Handelnden zur Ausführung in 
dem Grade bewähren, daß er ihm eben fo gut zugetraut werden Tann, 
. Denn das ift gerade das Poftulat.der Inbifferenziitung von Zwed 
und Caufalität, daß das, was als volle und gegenwärtige Urfache zum 
Vollbringen genügt, auch geeignet fei, durch den darin liegenden Trieb 
zum Vollbringen fortzuziehen. Da dieſe hypothetiſche Gewißheit nur 
felten Herzuftelten ift, fo wird die Anfchaffung dee Mittel in ber Regel 
nach ihrem naͤchſten Zwecke als für fich beftehend zu beurtheilen fein 
und an ihrem erreichten Zielpunkte nicht als bloßer in bas weitere 
Vorhaben aufgehender Mittelzweck aufgefaßt werden dürfen. Hiermit 
flimmt auch unfer gemeines Recht überein. Wir finden z. 3. bie 
Bereitfchaft dazu .angefhaffter Waffen nirgends unter bie Sicarier 
geſtellt. Aber eben fo wenig find alle diejenigen gusgefchloffen, welche 
Die geführten Waffen nicht fchon erhoben haben, um damit zu fchlas 
gen, zu hauen ober flehen. Es genügt, daß man in ber gehöuigen 
Rüftung und Bereitfhaft darauf ausgegangen fei, einen Menſchen ums 
zubringen, ſei's nun, wie ber Straßenräubder aus Raubfucht gegen jeben, 
des feine Beuteluft anlodt, oder aus Nachbegier gegen ein Individuum, 
das nian in einer Gegend, in welcher man es zu treffen gedachte, 
duch Aufs und Ablaufen aufgefuht ober dem man an einer Stelle, 
wo er nach der Erkundigung des Handelnden vorbeitommen follte, aufs 
gelauert hat, wie man noch am heutigen Tage den fchon in der Wilderek 
begriffen annimmt, melcher mit geladenem Gewehr und dem nöthigen 
Schießbedarf verfehen, In ber Abficht zu erlegen, was ihm vorkommt, 
ein fremdes Jagdrevier betreten bat. Unbedingten Beifall verdient biefe 
Hypotheſe bei vorbedachten und hinterlifiigen Angriffen. Denn eine 
Tuͤcke, welche fo weit treibt, läßt auch bei ber kommenden Gelegenheit, 
deren Reiz fi) dadurch, daß fie eine aufgefuchte und berechnete war, 
verboppp das Vollbringen erwarten. Sie Yeigt alfo das consi- 
kum ſchon als verbrecherifche Exfcheinung , oder mie bie Halsgerichts⸗ 
ordnung ſich ausbrüdt, als Wahrzeichen und Geftaltnuß bes Uebels. 
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"Bedenklicher wäre dagegen ihre Anwendung auf Ausbruͤche des Affectes, 
der Übrigens nicht auflauern, wohl aber aufs und ablaufen wird. 
Denn ber Zornige, mag ihn aud die Einſamkeit des Drtes bergen, 
handelt nicht heimtuͤckiſch, provoeirt eher feinen Gegner, als er es bar 
auf anlegt, Ddiefem zu keiner Gegenwehr Zeit zu laffen, und da bie 
vorübergehende Aufwallung bald verraudt, ſo gehört bie Gelegenheit 
und Gegenwart, melde ihm ben electrifhen Funken entlodt, zu be 
Attributen feines Handelns. Die blos fcheinbare Abweichung von bie 
fen feitenden Grundfägen, nach welchen unfer gemeines Recht bie durch 
angefchaffte Gifte erwieſene Bereitfchaft zum Wergiften (venenum. ha- 
buerit) als Verſuch bezeichnet, ift keine wahre, da fich leicht zeigen 
laͤßt, daß bier alle die Momente zutreffen nmiffen, deren DVereinigum 
nach der obigen Ausführung diefe Vorbereitung ald unzweideutigen Mits 
telzweck zur Haupthandlung gehörig darftellen. Sie find es befonderd 
darum nicht, meil die darauf am flärkiten hinmeifende Stelle in ber 
L. 1. D. ad ILggem Pompei.de parr. und bie auf dieſe Praris am 
fpielenden nicht juriftifchen Claſſiker 11) in specie Hausgenoſſen ver 
Augen haben, bie der Gelegenheit zum Beibrmgen des Giftes im 
voraus gewiß und dadurch von mehr als einer bloß eingebilbeten Ge 
fährlichkeit find, und weil dieſes Verbrechen nicht zu den gewaltthaͤtigen 
gehört, welche ſich auf eine berzhafte Reaction gefaßt halten müffen, 
fondern, eben fo hinterliflig und heimlich, mie die Vorbereitung auszu⸗ 
führen, zum Bollbeingen einen tweiteren Muth und Antrieb erfordert, 
als die ſchon zur Genuͤge berhätigte fehlechte Gefinnung, deren Ausbruch 
aus einem blos aufmallenden Affecte zu erklären if. Ob es ein Ges 
winn für die Mechtspflege ift, daß unſere modernen Gtrafgefegbüchee 
diefen formellen Principien das materielle und greiflichere der angefanges 
nen Haupthandlung bes Verbrechens fudftituiren, muß die Zelt 
lehren. Verkennen laͤßt fi nicht, daß die unvermeidlich germorbenm 
Ausnahmsbeflimmungen gu manchen Ungleihheiten führen, und daß 
auf ter anderen Seite babei nicht geringere Streitfragen entftehen. Rur 
ben Vortheil muß man zugeben, .daß dadurch viele vergeblicye Unter 
fuhungen abgefchnitten werben, in die beſonders ungeſchickte Jnqui⸗ 
renten fich oft verirrt haben. : 

Wir haben den abftracten Sag, daß jede Handlung nad ihen 
Qualitaͤt, Art oder Bedeutung durch den naͤchſten Zweck, ober durch 
einen biefem gleichftehenden Endzweck, wozu eine ununterbrochene Caw 
falteät durch den Willen ſchon angefangen hat, aus dem Criminalrecht 
erläutert, weil fle im diefem in ber Lehre vom Thatbeflande und vom 
Verfuche von vorzligficher praetiſcher Wichtigkeit iſt. Won geringerer if 
fie im Civilrechte, weil hier die Handlung entweder Schaden geſtiftet 
haben, ober zur Perfeetion gelangt fein muß, um im Rechtsfinne, ald 
gefhehen und daher als verbindlich angefehen werben zu können. Dech 
ift auch hier der naͤchſte Zweck nicht gleichgiltig für die Beurtheilung, 
pb fie als für fich beſtehend, oder als Vorbereitung und Mandthell 





11) Seneca in controvers. uhb Quintilian. Decl. 281. 
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es Hhuptgeſchaͤftes amzumehmen ſet, bas ait- der Giltigket ober 
Ungiltigbeit des Ishteren ſteht oder faͤlt. — 
er iſt nun der Ort, dieſe Zuſammenſtellung zu vechtfertigen. 
Jeder menſchlichen Handlung iſt das eigen, daß fie nach ihrem ewpiri⸗ 
ſchen Elemente auf Andere wirkt, ſei ed nun phyſiſch oder pſycholb-⸗ 
giſch, und daß fie nach Ihrem rationellen Elemente fpricht, ober ame . 
durch . Vernunft und Willensfreiheit beſtimmte Jutelligenz ausdruͤckt, 
welche ſich nicht geben, fondern nur bezeichnen läßt, und daher nur 
gleichnrtigen Weſen verſtaͤndlich iſt. Diefes if der Grund ber oberften 
Eintheilung ber Handlungen in Handlungen ſchlechthin und in. 
MWillenserflärungen,. je nachdem das letztere unwillkuͤrlich oder- 
willkuͤrlich gefchieht, und, das darin gegebene Wirkliche der Vergangenheit 
ober der Zukunft angehört. Die Folgen ber einen werben vermittelft 
der Smputation, bie Folgen ber anderen vermittelft der Interpres 
tation beflimmt, zwei im Prindp genau verwandte Reactionen ober 
Nachwirkungen, melche der reflectirenden Urtheilskraft angehören 12), be 
der Mannigfäitigkeit des Stoffes, dem fie fi anzufchmiegen haben, 
teine poſſtiv bucchgreifende Vorſchüften vertragen, und daher vom Ge: 
ſetzgeber, welcher fie nicht als folcher, fondern nur Als Autoricde zu 
. leiten vermag, mit geringerer Gefahr ihrer natürlichen Freiheit und ber 
nie ſtillſtehenden Wiſſenſchaft überlaffen, ale dem Orthodoxismus irgend 
einer noch fo glänzenden Zagestheorie unterworfen werben. Das höchfte 
Biel von beiden, insbefondere der fogenannten imputatio iuris und der 
fogenanıtten logifchen Interpretation, tft, ſich in jeder Handlung obei 
Erfärung jener ihr eigenthuͤmlichen geiftigen Einheit zu verfichern, 
welche, weil nur der Verſtand fie. begreift, ber Sinn aber raſtlos zu 
entzweien frheint, ſowohl wegen ihrer Fluͤchtigkeit, als wegen ber unru⸗ 
higen und, firebfamen Atmofphäre, womit fie und anzieht und zurück» 
ſtoͤßt, nur felten bequem zu fixiren ift, und bennod als Thatſache fixirt 
fein will. Allein gerade ‘in biefem Anſpruche liegt die Vorbedingung 
ber reflettirenden Urtheilskraft, welche gar Fein Object hätte, wäre eß 
nicht ein folches, das in feinen finnlichen Daten zugleich mit einem ber 


— 


12) Die reflectirende Urtheilokraft begreift dad Allgemeine im Beſonderen, 
wie die bios beſtimmende ober fubfumirende Urtheilekvaft umgekehrt das Befon- 
bere aus dem Allgemeinen erkennt. Sie iſt das Drgan für das Freie und Geiz: 

ige, fofern es als Wirkliches gegeben iſt. Sie findet in dem’ Weblichen da 
avon nicht "zu fcheibende Sittliche, in dem Zufälligen das Geſet und in ber 
Willlur das Met. Sie widerlegt das Worurtheil ber bios fpeculirenden Phis 
loſophie, welche das Rothwendige und Allgemeingiltige nur a priori erkennen 
dürfen glaubt, während es a posteriori vor jeber Thüre liegt. Es if 
eine alte Beobachtung,. daß man ein gelungenes Porträt für getroffen erklärt, 
bevor man nod bie Perfon gefehen , die es vorftellt. Ebenſo gebt es mit bem 
‚originellen Gharakter eines guten Dichters, den vielleicht niemand im Leben 
jemals angetroffen und ben body jeder auf den erſten Anblid für durchaus wahr 
erkennt. Diefe Wahrheit wird nicht erkannt durch den Vergleich mit ber 
eigenen Erfahrung, fonbern fie wird empfunden, wie das eigene Leben. Denn 
ſie ift eben durch ben lebendigen Diem, den der Genius feinen Gefchöpfen eins 


zuhauchen weiß. 
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duͤnſtung umgeben, nicht blos ein wirkliches Ding, ſondern auch eine 
Erfheinung yorflellt. Sie fest eine ſolche juriflifche Erſcheinung 
voraus, welche nicht nur im allgemeinen bie Wahrzeichen einer durch 
Vernunft und Freiheit beflimmten Intelligenz an ſich trägt, ſondern 
auch fchon im Befonderen ein Borurtheil erweckt, welches das dem aus 
fanglofen Denken folgende Nachdenken balb beftätigen, bald .berichtigen, 
bald widerlegen wird. j 

Es wird kaum des Beiſatzes bedürfen, daß biefe einzelnen Erſchei⸗ 
nungen mit dee großen und allbefaffenden Erfcheinung ber Rechtsordnung 
und Rechtsgemeinſchaft, an ber wir alle participiven, in einer weſentlichen 
Beziehung fteht, und daß das Stubium des pofitiven Rechts, fofern es 
aus Volksbegriffen und miffenfchaftlihen Reſultaten hervorgegangen, 
diefe Auffaffung, welche ohne eine folhe-Vorubung kaum von ftatien 
gehen wuͤrde, fehr erleichtert und befördert. Da fie jedoch im jedem 
befonderen Falle, welcher fo gut zum Gefeg paflen muß, als das Gele 
zu ihm, originell veprodwcirt werden muß, fo wäre, mollte man dieſes 
von einer Allgemeinheit verftehen, mgiche zu ihrer Anwendung nur eines 
Actes der beflinnmenden Urtheilstraft bedürfe, ein Irrthum, melcher auf 
ben Abweg führen koͤnnte, Alles über einen Leiften zu ſchlagen. Das 
Geſetz, als ſolches, gewährt eigentlich einen feſten Anhaltepunkt nur 
Auch den allein zu gebenden Effect .menfchliher Hanblungerf, welder 
durch fein Verbot verhütet, durch fein Gebot nothmwendig gemacht oder 


durch fein Gutheißen bekräftigt oder durch fein Nichtgutheißen entkraͤftet 


werben fol, 

Daß auch der ben bloßen Indicienbewels nicht ausfchliefende Sinn 
ſpruch der Rechtslehre: mon esse et non apparere in iure unum idem- 
que est, weit mehr auf die jene geiflige Einheit ausprägende Erſchei⸗ 
nung einer Handlung, als auf den finnlich wahrnehmbaren Effect an⸗ 
kommt, das beftätigt die Steafrechtsmiffenfchaft am auffallendftn in ber 
fhon mehr bewährten Lehre vom Verfuche, wozu nach dee treffenden 
Bezeichnung unferer Halsgerichtsorbnung ſcheinliche Werke fchon genuͤ⸗ 
gen, das ift folche, in denen der Verftand das Verbrechen ſchon in fant 
vollen Urfache anticipirt, welche auch beim verübten Verbrechen indicia 
proxima der Urheberſchaft bilden, und aus denen man den Muth umd 
den Zrieb zum Verbrechen um fo gewiſſer fchließen darf, da fich ohne 

Ernſt niemand einem ſolchen böfen Schein ausgefegt haben würbe. So 
wenig man bem in Nothwehr Verfegten zumuthen kann, von dem ihn 
mit Waffen Ueberlaufenden den erften Streich zu erwarten, fo gewiß 
provocirt ber Verſuch unter folhen Vorausfegungen die Meaction durch 
Strafe, und es liegt in dem Pategorifchen Imperativ des Strafgeſetzes, 
welches in dem consequens zugleich das antecedens umfaßt, daß ihn 
nad) dem ferengen Rechte, wie es bei den Römern Regel war, bie volle 
Strafe treffen follte, eine Strenge, welche dadurch mit der Billigkeit 
ausgeföhnt ift, daß man ihn nad dem germanifchen Rechte zwar nicht 
ftraflos laͤßt, aber etwas milder beftraft. 

Umgekehrt zeigt fich aber auch die Nothwendigkeit einer für fih 
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beftehenden verbrecherifchen Erfcheinung dadurch, daß ber volle Effect, 
welcher in der Negel ein Verbrechen ausmacht, dadurch diefe Bebeutung 
verliert, daß die befondere Handlung, welche ihn unmittelbar Hervorbringt, 
fobald das objective Recht diefelbe ig ihrer Integrität gutheißt oder gar 
gebietet, diefe Bedeutung fo fehr velliert, daB man fogar nad) der in 
diefem Falle in einen — bedeutungslofen Neben zweck oder in 
einen effectloſen Gedanken verſchwindende Abficht nicht mehr fragen darf. — 
Diefelbe Handlung kann zwar nicht zugleich von Rechtswegen verboten 
und zugleich, von Nechtswegen erlaubt fein, wohl aber läßt «6 fich denken, 
dag einem allgemeinen Strafverbote durch ein fpecielles erlau⸗ 
bendes oder gebietendes Gefeg derogirt werde, unb bann iſt eine ſchlimme 
Abſicht bei einer aͤußerlich erlaubten Handlung gar wohl denkbar, bie 
bei ‚einem anderen Subftrate ein Verbrechen bilden würde. " So erlaubt 
eme alte Dienftinftruction unferen Forſtbedienten, auf einen fliehenden 
Milderee Feuer zu geben, menn er auf dreimaliges Anrufen nicht ſteht 
und fein Gewehr nicht wegwirft. Benutze nun auch ein Foͤrſter eine 
folche Unbettmäßigkeit zur Befriedigung feiner Rache an einem ihm vers 
haften Amtsuntergebenen, fei er geftändig, daß er ohne diefes Motiv 
nicht zu diefeni Ertreme gefchritten wäre, fo wird doch niemand behaups 
ten, daß, bat er die Sormalitäten richtig beobachtet, unter welchen ihm 
das Gefeg ein Recht über Leben und Tod eintdumt, ihn die fhlimme 
Abſicht, obgleich eine an fich verwerfliche und leicht zu wahren Verbrechen 
führende Xriebfeber, zum Verbrecher mache. Das Gleiche gilt von dem 
in den Stand der Nothwehr Verfegten, von dem Scharfrichter, ber eine 
Ereeution vollzieht, bei der Ausübung des BZüchtigungsrechtes, ja bei 
dem Ehemann, der feine Frau befchläft, in ber Ausficht, das naͤchſte 
Kindbett möge fie bei ihrer ſchwaͤchlichen Gonftitution megraffen. So 
fehr die Moral dergleichen in Rechtsgeſtalt auftretende Zeufeleien ver⸗ 
dammt, fo gewiß diefe Menfchen vor Gott und ihrem Gewiſſen fchon 
gerichtet find, fo mäflen fie doc) vor dem dußeren Forum ſtraflos davon 
gehen, fo lange fie Selbſtbeherrſchung genug haben, ihre rechtswidrige 
Gefinnung noch in die Sphäre ihres volllommenen echtes zu bannen, 
was freilich, da die. legtere Leicht in felbftfländig erfcheinende Exceſſe aus⸗ 
artet 18), ſchwer hält, aber doch biß zum Grade ber jurldifchen Ununters 
ſcheibbarkeit möglich ift. J 

Diefes führt und auf eine weitere Eintheilung der menſchlichen 
Handlungen, melde aus ihrem Verhältniffe zum Gefege ober objectiven 


Mechte hergenommen iſt. Modeſtin fügt bekanntlich, legis virtus est, - 


imperare, vetare, permittere et punire. Vor bem Gefege zerfielen 


18) So waͤre der Foͤrſter unſtreitig ein Moͤrder, wenn er den Amtsunter⸗ 
gebenen ſelbſt oder durch Mittelsperſonen angeſtiftet haͤtte, auf die Jagd zu 
gehen, um die Gelegenheit zu bekommen, ſeine Rache au befriedigen. Denn ba 
gehoͤrt die Dienfthandlung zu einem außer ber Inftruction gelegenen Anfange,, 
wodurch er fein Opfer in die Kalle lodt, und befommt einen anderen Sinn. 


Es geſchieht daher in fraudem legis, wenn er fich mit geſetlicher Erlaubniß 


entſchuldigt. 
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ealfo ale Handlungen in gebotene, verbotene, erlaubte oder ſtrafbare. 
Das ohne Anfehen der Perfon won dem Intereſſe der Gefellfhaft 
ausgehende imperare et vetare, oft nur im Ausdruck berfchieben und 
mehr auf einen Unterfchled ber Handlungen !*), als auf eine Kraft des 
Geſetzes fich beziehend,. gehört jedoch zuſammen und befaßt das, gleichviel 
ab in Begehungg; oder Unterlaffungshandlungen, moraliſch Nothtuendige, 
damit Frieden und Zreue im Lande wohnen, und kann eben fomohl eine 
Sategorifche,, als hypothetiſche Nothwendigkeit fein, jenes Im dffentlichen 
Rechte, diefed im Privatrechte, wo fie davon abhängt, ob der Berechtigte 
dieſelbe wahrt oder für fich geltend macht. Durch ben Zweifel, ob ein 
Erlaubnißgeſetz nicht ein innerer Widerfpruch fei, weil das, um mas ſich 
der Geſetzgeber oder das objective Hecht nicht befümmere, auch mit dem 
Belege in gar Eeine Berührung komme, hat fi) der Juriſt nicht irre 
machen zu laſſen und dazu guten Grund gehabt. Denn wenn gleich das 
dem Gewiſſen überlaffene, fofern es immanent bleibt, fich nicht als Hands 
lung betrachten laͤßt, fo find doch Religion und Sittlichkeit, welche uns 
bis auf unfere Gedanken in Anfprudy nehmen, fofern fie in die Erſchei⸗ 
nungetreten, für das sobjective Recht nichts weniger als gleichgiltig, ba 
in diefer Melt gute Sitten mehr apsrichten, als gute Gefege und eine 
ſchlimme Sitte die beiten und weifeften Gefege verfpotten Fann. Die 
Grenze, inwiefern fie gteichgiltig bleiben, iſt daher fchon ſchwer zu ziehen. 
Die Hauptſache aber ift, daß das Mecht als ein Begriff von Schranken 
ein zu beſchraäͤnkendes Subject vorausfest, das eines Raumes 
gewiß fein will, defien Zukunft es nach eigenem Gewiſſen und durch feine 
. Privatautonomie mit amem durch die Rechtsordnung befräftigten Er 
folge ausfüllen darf. Diefe Belräftigung druͤckt gerade das Iateinifche 
Wort permittere aus, und daß das Erlaubte zur Integrität des Geſetzes 
gehört, erhellt aud daraus, daß, fo wie ſich das Gebot allezeit In ein 
Verbot überfegen laͤſh 3. B. dag die Mutter nicht auf den Ball gehen 
folt, bevor fie ihren Säugling geftillt und für ihn geforgt hat, fo aud) 
bei der jeder freien Handlung anflebenden Zufähigkeit, das Erlaubte als 
bedingt immer auch ein Verbot jeden Erceffes einfchließen wird, und ger 
meiniglich aus ber Einfchränkung einer Rechtsregel durch eine andere folgt. 
Die Strafe endlich iſt im weiteften Sinne gemeint, da” auch das ſchon 
Strafe ift, wenn ber Handelnde ſich vergeblich abgemüht hat, well das 
Recht feine Handlung wichts gelten läßt, ihr keinen Erfolg gibt, ober 
biefen Erfolg vereitelt, oder er fich gefallen laffen muß, mit Gewalt zu 
feiner Schuldigfeit angehalten zu werden. Ihr Gattungsmerkmal verliert 
fich in ein Uebel, das auf eine geſetzwidrige oder gefegmwidrig begangene 
Handlung folgt, und mit dem Willen des Handelnden in einer Wechfels 
beziehung fteht, worin fie gegenfeitig als Urſache und Wirkung erfcheinen, 
indem die zunaͤchſt von der Selbftbeflimmung eines freien und vernünfs 
tigen Weſens erwartete Güte bes Willens vor der That durch bie 


44) Qui non facit, quod facere debet, videtur facere adversüs os, 
quia non facit. Et qui facit, quod faoese non debet, non -videtur faoere 
-id, quod iussus est, fagt Paullus in der L. 121. de R. J. 
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Warnung des Geſetzes befürbeit arten, aud deſſen unerwartete Schlech⸗ 
tigkeit oder Schwaͤche nach der That eim proportionale Erwiebe⸗ 
rung erhalten ſoll, welche ſchon das Gefuͤhl im det ſogenannten poetiſchen 
Gerechtigkeit zugleich als eine von der letzteren geforderte Genugthuung 
für das nicht mehr ungeſchehen zu machende ankuͤndigt und hierin durch 
Vernunft und Erfahrung beſtaͤtigt wird, da ſie an die Stelle einer ohne 
fie unausbleiblichen Privatrache und Vergeltung tritt, womit verglichen 
fie für den Verbrecher ſelbſt als das geringere Uebel erfcheint, weßhalb 
Moͤſer guten Grund hatte, die Frage über die Mechtmäßigkeit der Tobes 
ſtrafe in’ die umzukehren, wer gibt ber Juſtiz dns Recht, den Verbrecher 
beim Leben zu erhalten? Strafe im eigentlichen Sinne unterfcheibet ſich 
daher von einem bloßen Prdjudiz dadurch, daß in dem letzteren der Ge⸗ 
feßgebee mehr praͤventiv, als repteſſiv und in ber etſteren mehr repreffiv, 
als präveggiv wirft. Das Präjudiz, dem man die meiflen Ordnungs⸗ 
Polizei Finanzſtrafen zugefelen kann, erſcheint als eine auf Beu⸗ 
gung des Ungehorfams berechnete mwohlgemeinte Warnung, auf deren 
Wirkſamkeit man nad) einer Durchſchnittsberechnung zählen darf, die aber 
für den, der fie nicht achtet, die alternatwwe Verbindlichkeit nach fichd zieht, 
daß er fih den Nachtheil gefallen laſſen muß, wozu ihm ohne weitere‘ 
Ruͤckſicht die Wahl bleibt, weßhalb auch bei der Wertragsähnlichkeit des 
Verhaͤltniſſes dieſer im Gefeg genau vorgemefjen fein kann und eigentlich 
genau vorgemefien fein fol. Der Umftand, daß die Gewalt zur Ans 
wendung folcher wahren pfpchologifhen Zmangsmittel den das Hecht volle 
siehenden Beamten und Obrigkeiten, ba wo Feine Realexecutidn ober abs 
folute Geboalt möglich oder zweckmaͤßig ift, vertraut werden muß, macht 
hiervon keine Ausnahme. Denn biefe treten dann an die Stelle des Ges 
feges und müffen in der zur Bewirkung ber Handlung nöthigen Steis 
gerung vorher drohen, bevor fie zum Ernſte fchreiten. Daß biefelben auf 
geringere Uebel gewöhnlich ebefchräntt find und daß deren Bufügung Keine 
Ehrenſchmaͤlerung nad fih zieht, iſt die einfache Kolge davon, dag fie 
ohne Ruͤckſicht auf firtlichen Abfcheu blos auf die Wirkung berechnet und 
daher, wo diefe erreichbar, nach dem Geſetze der, Sparſamkeit anzumenden 
finde Nach Verlefung der Aufsuhracte n. f. w., nach der man die Ges 
fallenen ehrlich begraben laͤßt, gehen fie jedoch auch aufs Aeußerſte. Die 
Strafe dagegen wird nicht angedroht, um fie im Uebertretungsfalle zus 
fügen zu koͤnnen, fondern fie wird angefagt, weil fie verdient ift, und 
richtet fich daher nicht blos nach einem zu verhütenden ober zu bewirken⸗ 
ben Effecte, fordern auch nach dem fittlichen Abfchen der That, wie der 
inneren Schlechtigkelt der Triebfeder, welche erfl die concrete Handlung 
entwickelt, fo daß genau beftimmte Legalſtrafen nur In Ertremen dem 
Bebürfniffe diefer gerechten Preportion enıfprechen werben und unfereg 
Strafgefegbücher bei den meiften Verbrechen auf fehe weite Rahmen zus 
ruͤckgekommen find. , in 
Es liegt fehe nahe, daß diefe Reaction gegen den Willen felbſt, 
welche wir Strafe nennen, nur auf foldhe Handlungen . anwendbar tft, ı 
welche. der Hanbelnde für verboten oder anders geboten erkennen mußte, 
‚bevor ex fie beging. Bei erlaubten Handlungen würde das objective Recht 
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mit ſich ſelbſt in Widerſpruch gerathen, wollte es durch eine ſolche Müd: 
wirkung bis auf ihre Wurzel dringen, ba bie Verheißung bes Geſetzes 
ihnen mindeftens eine unverfängliche Vergangenheit zugeftehen muß, und 
die -Tüchtigkeit und Energie des barin gedufßerten Willens höchftens fo 
weit in Betrachtung formt, als fie es thunlich macht, ihnen auch in 
der dadurch bezweckten Zukunft eine zu befoͤrdernde Kraft und Wirk 
famkeit zuzugeltehen. Auf die Güte und Schlechtigkeit der Triebfeder 
kommt dabei noch weniger an, da biefe dem KEffecte einer durch bas obs 
jective Recht verheißenen Giltigkeit nichts entziehen kann, und felbft dann 
noch indifferent ift, wenn der durch dag Geſetz Gewarnte die Art und Weife 
verabfäumte, wodurch er feiner Handlung eine ſolche Giltigkeit verfchaffen 
tonnte, weil er dann, obgleich gegen eine bedingte Nothwendigkeit, nur 
gegen fich felbft gehandelt hat. Anders bei einer im Intereſſe ber Ges 
feufchaft oder Anderer ategorifch verbotenen Handlung, bes eſetz fo 
wenig eine Zukunft, al eine Eriftenz und Vergangenheit zu t, wenn 
fie gleich factifcy nicht mehr ungefchehen gemadht werden kann. Das 
punire im weiten Sinne des Mobdeftin gehört zur Vollſtaͤndigkeit eines 
jeden Geſetzes, das feinen Nachbrud verlieren würde, menn ber Gehorſam 
gegen feine Befehle vom guten Willen abhängig bliebe und diefer gute 
Mille dem nicht gemacht werben dürfte, der ihn nicht hat. Auch iſt es, 
ſofern es Bmangsmittel jeder Art einfchließt, mit der Kraft bes Geſetzes, 
die nur auf eine kommende Wirklichkeit gerichtet, nicht zuruͤckwirken kann, 
in biefer Integrität fo vollkommen vereinbar, daß fie ſchon aus dem 
Begriffe eines Gefeges folgt. Diefer Gattungsbegriff reicht jedoch für 
die Strafe im eigentlichen Sinne nicht aus und durch fie bildet ſich eine 
fpecififche Verfchiedenheit unter den Gefegen, bie wir als Strafgeſetze 
auszeichnen, fo wie er ber oben aufgeftellten Eintheilung in Hand⸗ 
tungen fchlechthin und Willenserflärungen die dritte Species, die Ber: 
brechen, zugefellt. Denn unverkennbar hängt die Gerechtigkeit einer 
Strafe nad) bem befannten: quis, quid, ubi, quibus auxiliis, cufy 
quomodo, quando !®), von fo vielen den moralifhen Werth einer Hande 
lung beflimmenden zufälligen Momenten ab, welche erft nach der That 
gewiß find, daB ſchwer zu erklären ift, wie fie fi) im Gefege poſitiv 
vorausbeflimmen laſſe, ohne die Gerechtigkeit ihrer Wirkſamkeit unter 
zuordnen und der Abfcheu gegen die bie Aufgabe. nur in biefer Weife confer 
quent Iöfende Abfchredtungstheorie fogar im Vaterlande des Gefegrigoriss 
mus einige geiſtreiche Engländer!) der neueren Zeit zu dem Parodoron 
verfucht bat, diefe Aufgabe einer gefeglichen Löfung ganz fallen und das 
Strafmaß durch eine Jury beftimmen. zu laffen, was aber auf ber ande 
ren Seite in eine gleich unerträgliche Verbindung der Begnadigung mit 
„dem Richteramte ausarten würde, gegen welche ber Rechtsſinn mit gles 
cher Entfchiedenheit proteflict, befonder6 da es fo weit führen koͤnnte, gar 
Bein Verbrechen zu erkennen, two body die verbrecherifche Erfcheinung ver 
liegt, und umgekehrt Verbrechen ohne dieſe Erſcheinung. Marz mir 


15) ®gl. die L. 16. D. de poenis. 
16) William Roſcoe, Burton und Graig. 


/ 


Sanblung. 127 


alfo Immer auf den Mittelweg zurlickkommen, daß das Strafmaß durch 
das Bufammentreffen des Gefeges mit der Eigenthuͤmlichkeit des Falles 
beftimmt wird, wobei das dazu mitwirkende Richteramt nicht blos, wie 
es Feuerbach meinte, die Beweisfrage zu erledigen, fondern auch die 
Strefe nad) dem Grade der Schuld felbftthätig zu ermäßigen hat, ein 
Tenor, der fi mit dem Baſſe bes Geſetzes in ein Concert perfchmilzt, 
dadurch, bag die Stimme des letzteren hier mehr die eines Propheten, 
als die eines Gebieters fein kann, daß der Geſetzgeber feine Schärfe mes 
niger im Vormeſſen der Strafe, deren zu ängftliche Abftufung fo Leicht 
in eine mit dem Leben in MWiderfprudy gerathene Verkuͤnſtelung ausartet, 
als in der richtigen Zeichnung der Verbrechen zeigen muß, daß auch in 
diefem Punkte die Willkür deffelben weit beſchraͤnkter, als die des Civil⸗ 
gefetzgebers iſt, da er weniger auf politifche Effecte, namentlidy ber bee 
. Erziehung zu überlaffenden Bildung einer neuen Generation, ausgehen, 
als dem folgen fol, was Die durch eine fichere Ueberlieferung jedem Mangel 
in der bloßen Bezeichnung nachhelfenden Volksbegriffe (hoffe ſtrafwuͤr⸗ 
dig erklären und daß .er endlich auf diefem Wege eine wünfcenswerthe 
Gemeinverftändlichkeit am ficherften erreicht, welche durch die herablaffenbfte 
Sprache bei fremdartigen Begriffen nicht, leicht aber -bucch ein ihm ent⸗ 
gegentommendes divinatorifches Erfaffen beim gemeinen Manne gelingt, 
ohne daß man auf Wiffenfchaftlichkeit zu verzichten Urfache hat, welche 
bee Gelehrte, der Richter, Anklaͤger und Vertheidiger fordern. 

Diefe Concentration der Gerechtigkeit und zweckmaͤßigen Wirkfamkeit 
ber Strafjuſtiz ift ein Gegenftüd der Einheit von Zweck und Gaufalität 
- unter einem Vernunftbegriffe, welche wir als Bedingung jeder Handlung 
entwidelt haben. Ihr correfponbirt die Einheit bes Willens mit der 
Handlung in der Erfcheinung, welche die Ausfchweifung ber juribis 
fhen Zurechnung in die blos ethifche verhütet. Dee Wille iſt das Ders 
mögen zum Guten und Böfen und dasjenige, was, nach bem altteut⸗ 
{hen Sprichworte als bes Werkes Seele, die Handlung gut oder ſchlecht 
macht. Das objective Recht hätte ein eben fo dürftiges als wanficheres 
Ziel, wollte ed nur auf bie erzwingbare aͤußere Handlung und nicht auch 
auf ihn, ale die Wurzel, fehen. Es ift zwar nicht unmöglich, daß ein 
ſchlechtgeſinnter Menſch durch Furcht oder Hoffnung abgehalten werde, 
feinen boͤſen Willen in die That ausbrechen zu laſſen, allein der innere 
Kampf, den biefes koſter, abgefehen davon, daß die boͤſe Luft bei der 
geringften Ausſicht auf Straflofigkeit den Sieg davon tagen wird !7), 
wird ihn wenigſtens durch Unterlaffung der fchuldigen Achtſamktit unvers 
meibli fehlen und Schaden anrichten laſſen, fo daß alfa bie Rechtslehre, 
wäre fie auf das Erzwingbare heſchraͤnkt, die culpa confequent von ihrer ° 
Zurechnung ausfchliegen müßte, — eine Hypotheſe, welche nicht nur unfer 
gefammtes Civilseht, fondern auch unfer Eriminalrecht revolutionicen 
würde, legtered nicht minder, wenn man bedenkt, daß dadurch befonders 
dee ſogenannte eventuelle dolus und bie culpa dolo determinata eine 
ganz andere Anfiht bekommen würden. Eben fo oft mwirb ein Menfch, 





17) Sit spes fallendi, miscebit sacra profanis, fagt Horaz. ' 
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ber ohne Inteteſſe für Recht ober Unrecht ſeine Dandlungen nur un ein 
aͤußeres Gefep gebunden. wähnt, durch eine interpretatio maligna in 
fraudem legis handeln, und die beſchuldigenden und entfchuldigenden Fols 
gen, welche unfer gemeines Recht an bie bona et mala fides knuͤpft, 
wären ein unerkläcliches Außenwerk. — 

Auf der anderen Seite iſt jedoch nicht minder gewiß, daß der Will⸗ 
zu dem Inneren des Menſchen gehoͤrt, in bas wir, als in das Heilige 
thum der Denk⸗ und Gewiſſensfreiheit, nicht einbringen dürfen und 
vergeblich einzubringen verfuchen, weil es vor. aller Handlung uns verbors 
gen bleibt und aus diefem Handeln nur in einzelnen Vruchſtuͤcken nad) 
ihrem Werthe für biefe Welt begriffen naird, daraus niemals einm fiches 
ten Aufſchluß darüber geben, wie der Menſch mit Sort und ſeinem Ges 
wiffen fteht, fo daß es gleich vermeffen iſt, ihn felig fprechen oder vers 
dammen zu wollen. Verſuchen wir aus den Einzelheiten feines Lebens» 
laufe eine Alanſchauung zu bilden, fo führt diefes nur zu Rächfeln 
und zum uunterfcheidenden. Das Eeben des Mannes, befien dußes 
red Verhalten ein mürbiges Ehrgefühl und ftrenge Rechtlichkeit zeigt, 
wird vielleicht burch einen finftern und träbfinnign Humor verbittert 
der an feiner Zufriedenheit mit ſich felbft zweifeln läßt, während dee durch» 
triebenfte Schelm eine Heiterkeit und Sovialität bewahrt, die Ihn über 
alte fich feibft bereitete Leiden und Bekuͤmmerniſſe hinweghilft, nicht uns 
ähnlich dem, was bie Frommen Kreubigkeit in Gott nennen. Sehen 
wir aber auf die Schädlichkeit, fo iſt die Energie im Unheilſtiften bei dem 
Enthuſiaſten, dee Gott mehr als dem Menſchen gehorchen zu muͤſſen 
‚glaubt, und dem wir keck dem gleichen Glauben, womit wir ihm Einhalt 
thun, entgegenfegen dürfen, nicht geringer, als die des aͤrgſten Boͤſe⸗ 
wichts. Allerdings ift der Wille, deſſen eigenthämliche Beſchaffenheit wir 
Charakter nennen, der Kern einer Selbftheit, welche den Menſchen zum 
Rechtefubjecte macht. Denn ein Wefen, das der mwillfürlichen Einwirkung 
anderer nicht ein beharrliches Wollen entgegenfegt, das ſich wohl lenken, 
aber nichk biegen läßt und durch Zwang mehr unterdrüdt, als befiegt, 
ſich raͤcht, wo es Luft: gewinnt, waͤre fogar beim gebildeteften Verftande 
ein zahmes Thier, und ein Volk folcher Subjecte «eine Heerde, der es 
genügt, wenn fie zu leben und wenn e8 hoch kommt, Wohlleben 
hätte, wobei bie Britifche Frage entftünde, wer ben Schafſtall gegen die 
Wölfe vertheidigen fol. Allein achten koͤnnen wir ihn doch nur, fo weit 
er ſich duch Yemeinfcaftlidye Begriffe von Ehre und Schande regieren 
laͤßt, und damit eine ber Givilifation empfängliche Refignation vers 
bindet. = 
Die Ausföhnung diefer Gegenfäge beruht alfo darauf,» daß erftlich 
ber Mille die weltliche Gerechtigkeitnur inſofern angeht, als er als dolns 
oder culpa ber dich ihren "nächften Zweck oder Effect der Rechtsordnung 
wiberftrebenden aͤußeren Handlung einverleibt, mit ihr 'in die Erfcheinung 
tritt, und daß cr zweitens in diefer Eigenfchaft der Juſtiz unerbittlich 
verfälit, ohne daß wir uns um das Innere des Menfchen zu befümmern 
brauchen. Dadurch befommt jede Handlung ihren Abſchluß nad Innen 
und es folgen daraus bie bekannten Säge, daß bee böfe Vorfatz weder 
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durch den Wahn, als ob bie durch das Gefetz verbotene Handlung nach 
dem Gewiffen ober der Religion erlaubt geweſen, nody durch die Unmiffens 
beit über Art und Größe der Strafe, deren Kenntniß die pfychologifche 
Zwangstheorie confequent fordern müßte, während nach der richtigen Ans 
ſicht niemand Strafe leiden foll, teil er die Strafe, fondern weil: er das 
Berbrechen gewollt hat, als das prius, welches den Gefepgeber zu der 
sanctio poenalis beflimmt hat, und -weil der Hauptbewf des lepteren 
fih in die richtige Zeichnung des erften verliert, während die Strafe erft 
post factum unter Mitwirtung bes Richters entfchieden wird, noch durch 
die Befchaffenheit des vorausgehenden Beweggrundes zur That oder des 
nachfolgenden Endzweckes derfelben ausgefchlegfen wird. Nur bie damit 


freilich nicht entfchiedene in Geiſtesſtoͤrung übergegangene Thatfache dee : 


Unzurechhnungsfähigkeit der Perfon des Dandelnden, welche wir bereits 
oben befprochen haben, Tann hier die Strafe unanwendbar machen. 


Es folgt aber auch auf der anderen Seite, daß der böfe Vorfag, 
um als folcher zugerechnet zu werben, nicht gerade ein beflimmter zu fein 
braucht, da der böfe Wille, ber fich gehen läßt, ber von ihrer Wirkfams 
Zeit nicht zu trennenden Handlung nicht minder .einverleibt erfcheint, wenn 
ihr Urheber den verbrecherifcyen Effect nicht ausfchließend oder vorzugsweiſe 
gewollt hat, mag es ihm nun gleichgiltig geweſen fein, ob ber wirklich 
eingetretene oder ein andeter gleichfalls mit feiner Handlungsweiſe bes 
zwedter Erfolg eintrete, ober mag er nur für den Fall, daß es fich nicht 
anders fügen werde, biefen Erfolg gebilligt haben, was gerade daraus 
erfannt wird, daß er entweder eine Natururfache In Bewegung gefest 
bat, im Bewußtſein, fie nach der That nicht mehr beherrfchen zu können, 
oder ohne Vorkehrungen gegen den härteren Erfolg zu treffen, ober daß 
er fich felbft einem auf unberechendaren Schaben gerichteten Triebe blinde 
lings überlaffen hat, wovon die Bedingungen unter dem Artikel dolus 
ausführlicher befprochen worden find." 

Aber aud der Mangel an gutem Willen, melder, ba ber Wille 
als eine ſtets in concreter Geftalt auftretende Realität fi in eine Grad» 
verfchiedenheit verliert, welche diefen Mangel ald einen minder böfen 
Willen barftelle, macht fich in der Handluna fühlbar durch einen durch 
Einfiche oder Vorfiht zu verhüten geweſenen rechtsverlegenden Effect, 
wenn das Verfehen dem Handelnden nicht begegnet wäre, hätte es ihm 

ft oder ber Schaden ihm felbft gegolten, weil diefer Ernft oder das 
gene Intereffe ihn unwillkuͤrlich zu einer größeren Aufmerkſamkeit 
. und Behutſamkeit beftimmt haben würde. Die nie beflvittenen civilrecht⸗ 
lichen Solgen eines ſolchen durchs Geſetz den Gebiete des casus entzoge⸗ 
nen Effectes, die Thatſache, daß eine gröbere Schuld fogar peinliche 
, Strafen: nad) ſich ziehen kann, daß bei graßen und unefeglichen Webeln, 
welche durch eine geringere MWahrfcheinlichkeit zue größten Vorſicht aufs 
fordern, das leichte Verfehen zum groben wird, und daß das bloße Ver⸗ 
ſchulden befonders dann in das Gewicht fällt, wenn ber Effect aus einer 
ſchon an ſich flrafbaren und dem Grade und der Wirkung nad) angren⸗ 
zenden verbrecherifchen Handlung entfteht, ift wohl der fchlagendfte Beweis, 
dag das keineswegs ‘auf das Erzwingbare befchränkte Rechtögefeg ein wahres 
V. 9 
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Willensgeſetz iſt, das nicht nur keine Gleichgiltigkelt geſtattet, ſondern 
das ſich auch die demſelben unterworfenen Subjecte durch Selbfibeftin 
mung und Selbſtbildung zur eigenen Marime, zur Gewohnheit und zur 
Spontaneität einer anderen Natur machen follen, wozu ihnen durch da 
objective Recht das Bild eines diligens pater familias aufgeftellt iſt, 
welches ſich nur als Muſter des Nachſtrebens und nicht als Mufter ber 
Nachahmung ausmalen laͤßt, fo daß hier jeder Gedanke einer Drohung 
ober Warnung’ vor einer gefeglich vorgemeffenen ober vormeßbaren Hands 
lungsweiſe verfchwinbet. 
Mad, ihrer Dependenz vom Willen find, je nachbem biefer ber von 
dem objectiven echte verlangte und erwartete ift oder nicht, unfere 
Handlungen entweder gute oder böfe, und ihre Urheber ſchuldig 
ober unſchuldig, in culpa oder extra culpam. Die Ethik, welche 
fi) an den reinen Willen und das durch ihn Mögliche, folglich mehr 

an daB Handeln, als an die Handlung hält, bleibt bei diefer einfachen 

Eintheilung fliehen und in ihr, welche zwar fo wenig, als die Juſtiz 

irgend eine Ungefeglichkeit (avonla 1. Joh. 3, V. 4) nachfehen ober 

den Grundſaß billigen kann, daß der Zweck die Mittel Heilige, oder body 

eben fo wenig ſich an der firengften Gefeglichkeit genügen läßt, ſobald 

dahinter falfche Antriebe und unlautere Gefinnungen verſteckt liegen, dürfe 

ten bie Thomiſten Recht behalten, wenn fie kein Drittes, eine adiaphora 

zulaſſen. Mit ihe berührt ſich zwar die Suftiz in dem doppelten Punkte, 

bag auch fie Fein Handeln in fraudem legis geftattet und außer Bezie⸗ 

bung auf den Willen des Handelnden auch für fie jede Schuld unerfind⸗ 
- Üdy und in das Gebiet bes Zufalles zu verweifen If. Sie trennt ſich 
jedoch dadurch, daß fie eine vollkommen gefesliche Handlung auch bei 
einer blos egoiftifchen Triebfeder gelten Laffen muß, eben weil das Recht 
nicht bios auf bem fittlichen, ſondern auch auf ben natürlichen Menfchen 
berechnet ift, und daß fie den fchlimmften Willen nur mit der bereits 
in bie Erfcheinung getretenen That, alfo weber vor, noch nach, noch 
ohne rechtswidrige That beftrafen darf, ohne welche Bedingung andere 
Heußerungen beffelben in der Regel nur zu folchen Sicherheitsmaßregeln 
berechtigen, welche keinen Eingriff in das Recht ihres Urhebers bilden. 
Ihre Operationen find daher dadurch bedingt, daß fie die Handlung als 
Phänomen fixirt, und in dieſer Beziehung entſteht eine unvermeibliche 
Trichotomie, welche ben Scotiſten beipflichtet, daß e6 neben den gute 
und [hlimmen auch zweideutige Handlungen gibt, welche jeber 
zum eigenen Vortheile ober Vergnügen ausführen barf, fofeen es ohne frem⸗ 
den Schaden gefchieht, die alfo nur verantwortlich machen, wenn fie geſchadet 
haben — ivas bei ungezweifeltem Cauſalzuſammenhange zuͤr Erſcheinung 
genügt — aber auch dann noch in Ihrem Werthe von ber Willensrich« 
tung und bem Bewußtſein bes Dandelnden abhängen, welche fie eben fo 
wohl gut, als ſchlimm darftellen koͤnnen. Man kann dieſes auch ſo 
ausdruͤcken, wo die angezeigte Abſicht eine an ſich unſchuldige der 
eigenen Rechtsausuͤbung iſt, und daher nur das Bewußtſein des 
rechtswidrigen Effectes die Handlung ſchuldig machen kann, je nachdem 
dieſe durch den vom Rechte erwarteten Willen mit dem nähen 
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Imede verbunden oder davon zertrennlich iſt. Die Zweideutigkeit ent⸗ 
fpringt aus der Doppelfeitigkeit des objectiven Rechtes : welches in feiner 
Totalitaͤt ſowohl durch Geſetze, als durch das an ſich Nechte, oder das 
im pofitiven Rechte eingefchloffene natürliche Recht beſtimmt wird, . 
verbunden mit ber Abhängigkeit bes rechtswidrigen Willens von dem 
guten Glauben des Dandelnden, welche ba, wo bie Handlungsweiſe feiner 
eigenen Discretion uͤderlaſſen ift, fo viel leiftet, als die Wahrheit. Bes 
ruhte bee Mechtözuftand nur auf Geſetzen, fo wäre bie Löfung fehr eins 
fach. As gut und nicht verantwortlic, muͤſſen unftreigig alle pofitio ers 
laubte oder gebotene „Handlungen, als fehlimme alle verbotene oder 
unerlaubte gelten. Allein da jede individuelle Handl ehr oder teile 
ger durch zufaͤllige Momente beſtimmt wird, fo begegnen uns body ders 
gleichen in terminis einem ius in thesi entfprechende Handlungen, welche 
nicht nur nad dem Effecte, ſondern auch in ber Begehungsart und der 
Willensrichtung vorgefehen find, fo häufig nicht, um mit diefem Grund: 
fage auszurelchen, und es ift merkwuͤrdig, daß derſelbe am mwenigften aus: 
reiht, um eine Handlung für vollkommen rechtlih und unverantwortlich 
zu erklären. Es liegt fehr nahe, dag das Gefeg nicht unfer gefammtes 
Thun und Kaffen fo in Anfpruch nehmen kann, daß mir daduch in 
geiftige Automaten verwandelt würden. Wir würden ale Rechtsſubjecte 
verſchwinden, wenn da6 Beleg nicht unferer natürlichen Freiheit einen 
unverfümmerten- Raum für ihre Wirkſamkeit geftattete. Und doch ift 
eben fo wahr, baß diefe6 nur auf Treue und Glauben, im Bertrauen 
auf die "eigene Diseretion des Handelnden gefchehen Tann, vermöge ber 
ein ehrlicher Mann in einem fittlichen Gebrauche von diefer Freiheit das 
Maß von felbit einhalten wird, womit das gleiche Recht anderer beftehen 
kann, und welches das Streben nach dem erlaubten eigenen Vortheile mit 
einer billigen Rüdfiht auf fremden Nachtheil verbindet. Gerade die Ers 
laubnißgefege find es, welche am meiflen an das eigene Gewiſſen des 
Handelnden appellicen, und der Grundſatz, was nicht verboten 'ift, das iſt 
erlaubt, ift fehr unmahr, wenn man ihn vom Gefege, und nicht vom 
Mechte überhaupt verfteht, das fich In ſeiner Totalitaͤt hier am meiften 
als MWillensgefeg verherrlicht. Die gemifchte Willensbeſtimmung, melde 
‚mit dem durch das Gefühl Es eigenen Rechtes geftärkten Muthe bie 
Achtung für fremdes vereinigen fol, entwickelt ſich vorzüglid) aus ben 
verfchiedenen Lebensberufen, in melde ſich die Menſchheit zur Erreis 
&ung ihres Geſammtzweckes in ihren Individuen hat thellen müffen. 
Diefe koͤnnen fogar rechtlich unaufloͤsliche Conflite — man bene 
nur an die der Jaͤger, Hirten und Ackerbauer — herbeifühsen, welche 
nur durch Krieg oder durch Gefeg entfchieben werden koͤnnen. Aber 
auch ihm gefeglic, geregelten Zuſtande iſt es nicht immer menſchmoͤglich, 
den Eifer in dem eigenen Berufe mit der Rüdfiht für amdere zu vers 
binden, fo daß ein gemwiffes veniam damus, petimusque vicissim Uns 
vermeidlich wird." Daher bei dem Unverbotenen ober der natürlichen reis 
heit Ueberlaffenen ber von uns anderwaͤrts ausgeführte Unterſchied zwiſchen 
Kerufenem und blos muthwilligem Handeln, wovon das Lestere 
nur auf eigene Gefahr geflattet fein kann, während die Verantwortlichkeit 
9* 
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des Erſteren davon abhaͤngt, ob die im eigenen Berufe aufgebotene Wil⸗ 
lenskraft das Bewußtſein des Handelnden ſo ſehr in Anſpruch nahm, 
daß von ihm die Einſicht det daraus fuͤr andere entſtehenden Uebel nicht 
erwartet werden konnte. Allein auch umgekehrt, wo das Geſetz die na⸗ 
tuͤrliche Freiheit durch Verbote beſchraͤnkt, iſt es, beſonders dann, wenn 
es nur den ryghtswidrigen Effect bezeichnet, uͤber die Begehungsart und 
Willensrichtung aber ſchweigt, nur ſelten fo abſolut gemeint, daß wir 
daraus eine Handlung für fchlimm und verantwortlich zu erflären ver 
möchten!®). Jedes Geſetz, auch das klarſte, bebärf der Auslegung, 
welche, iſt fie en noͤthigen Subſidien ber Sprache, Sach⸗ und 
hiftorifchen K ausgerüftet, durch drei Principien regiert wir, 
naͤmlich zunaͤchſt durch die ihm eigenthuͤmliche Gefegraifon, dann in Be 
ziehung auf das, was dieſe uͤnbeſtimmt ober zweideutig läßt, durch bie 
natürliche Billigkeit, als dem Grunde und Zwecke aller Rechtsgeſetze, 
endlich) nach ber dee der Einheit ſowohl ber gefehgebenden Gewalt, meld 
mit jedem frifchen Athemzuge das Mecht neu gebärt, als der einzelnen 
zu einem Körper gehörigen Geſetze, durch die Analogie. So wie es für 
die Rechtmäßigkeit einer Handlung ein vorzäglicher Anhaltspunkt ift, daß 
ihr Effect einen integrirenden Beſtandtheil unfere® anerfannten Rede 
zuftande& bildet, oder daß ohne ihr Wirken ein anerfannter Rechtszuſtand 
fruchtlos oder gar nicht möglich wäre, fo wird auch das im allgemeinen 
Verbotene ausnahmewelfe als erlaubt erfcheinen, wenn «8 das nothwen 
dige Mittel zur eigenen oder unfere® echtes Erhaltung iſt, wie de 
Lehre von ber Nothwehr und dem Nothftande zeigt. Weberhaupt bildet 
unfer Rechtszuſtand ein unfichtbares Ganze, das ſich bruchſtuͤckweiſe in eins 
.. zelnen Regeln und Geſetzen offenbart, welche, obgleich wir ohne das Be⸗ 
kannte: in toto iure species derogat generi, den Charakter eines po 
fitiven Rechtes verlieren würden, dennoch nicht zu trennen find, ſondern 
sich mechfelfeitig befchränken und ergänzen. Um alfo das Sclimme in 
ber Handlung zu: treffen, muß zum Gefege ein tieferes, bewegliches und 
geiftiges Princip hinzulommen, das bem freien, fich felbft gefeggebenden 
Willen blutsverwandt ift, von unbeugfamer Strenge gegen Altes Ihm 
Wibderftrebende , aber nachgiebig oder doch mild gegen jede mit ihm ver 
föhnliche reelle Willensrichtung, welche ſich @I6 unfhuldig legitimiert. Nur 
fo erklärt ſich die. Fruchtbarkeit, womit ſich das Recht jedem Detail an 
ſchmiegt, oft berührt in unferen Pandekten durch das in causa ius post 
tum est, und das mittelalterliche Sprichwort: ius cum facto oritur, 
cum facto moritur. Es würde genügen, auf das Ineinanbergreifen die 
fee beiden Factoren, worin fich beide ergänzen und erden, und das Recht 
in dem im Gefege Unverbotenen das Unerlaubte, ode» in dem Verbo⸗ 
tenen dad ausnahmsweiſe Erlaubte abgrenzt, aufmerffam gemacht zu 






. 18) Hierher gehört die Bemerkung bes Claudius Saturninus in der 
L. 16. cit. de poenis, daß man unter anderen auf die kausa fehen müffe 
at in verberibus, quae impunita sunt a magistro allata, vel parente, quo- 
niam emendationis, non iniuriae gratia videntur adhiberi: pnniuntur, cu 
quis per iniuriam ab extraneo pulsatus ost. 
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haben „, wenn es fich blos davon handelte, welche fhlimme Handlungen 
andere für ihre Folgen verantwortlich machen und diefen das Recht auf 
Schabenerfag und Senugthuung geben. Allein das objective Recht ſchließt 
unter den ſchlimmen Handlungen, welche wir abfichtlid mit diefem mil 
deren Sattungsnamen bezeichnet haben, auch ſolche ein, welche, als ab⸗ 
folut fchlimm ober böfe, eine Strafe im. eigentlichen Sinne, oder ein 
Uebel, das über die bloße Warnung und ben Zweck ber Beugung des 
Ungehorfams hinausgeht, nach fich ziehen. Diefe nun find es, welche 
das Recht nur durch das Drgan eines Gefeges zu beflimmen vermag, 
welches, wenigſtens feinem Sinne nad, die darunter fallende ganze 
. Handlung, nämlich nady ihrem rechtswidrigen Effecte, nach ihrer Bes 
gehungsart und Mäch ihrer Willensrichtung umfaffen und ſcharf abgrenzen 
muß, obgleich gewöhnlich nur das eine ober das andere biefer Momente, 
weil es für den Begriff die Hauptſache ift, am flärkiten hervorgehoben 
wird. Nur ein Sefammtwille, ſtark genug jede Selbfthilfe und Private 
rache nieberzulegen, vermag zu beflimmen, was als ein Bruch mit ber 
Geſellſchaft fortan eine folche Reaction begründen fol, nicht nur im Ins 
tereffe der Geſammtheit, wie Verrath und Seighrit vor dem Seinde, als 
die Älteften Verbrechen, fonbern auch Im Jutereſſe der von ihm zu vers 
tretenden und als Beleidigung des Ganzen zu rügenden Einzelnen. Man 
wird daher immer darauf zuruͤckkommen, daß es ohne Normen, deren 
Siltigkeit von ber Promulgation und deren Verbindlichkeit von der Pus 
hlication abhängt, mohl ftrafwürbige, aber Peine im engeren Sinne ftrafs 
baren Handlungen gibt, ein Unterfchieb, der nur inſofern practifch iſt, 
als die erfleren au ohne Kenntnig des Strafgefeges zur Burechnung 
genügen. Ein wahres Getwohnheitsreht, das wie Sitte und Sprache 
von felbft entſteht, indem fich die Privatautonomie gewiſſen Muſtern bes 
quemt, iſt bier amsgefchloffen, obwohl es fein kann, Haß das, was, 
befonbers in Zeiten, mo man über Gemeinbebefchlüffe keine Regiftraturm 
führte, ober durch Neception fremder Rechte urfprünglich durch Geſet 
entftand , ſich durch die Praris erhält, ohngenchtet diefer Act im Gedaͤcht⸗ 
niffe der Monfchen verloren ging, wie es noch in vielen anderen Städen, 
die nur durch. Gefeg zu beftimmen, der Fall ift. Hierauf beruht das-Anfehen 
beſtaͤndiger Präjubicien,. das zwar ber Gewißheit eines hiftorifchen Irts 
thums weichen muß, aber bei dürftigen und alterthuͤmlichen Quellen 
ſchwer zu befämpfen iſt. Eben meil das pofitive Element bei: Straf: 
"gefegen das vorwiegende ift, meicht auch ihre Auslegung von dem der 
blos bürgerlichen Gefege ab. Zwar bleibt das Temperament, wodurch 
das Mecht in dem gefeglich Verbotenen bas ausnahmsmweife Erlaubte ab» 
grenzt, auch hier wirkfam, fo wie fie auch umgekehrt, ale die kategoriſch⸗ 
fen von allen, das Handeln in fraudem legis ausfchließen. / Allein fie 
find auf die Auslegung nad) der Gefegraifon befchräntt und geſtatten 
zur die uneigentliche oder fogenannte comprehenfive Ertenfion, welche ſich 
nicht weiter, als auf folche Faͤlle erfixedt, die, vom Unweſentlichen ent: 
kleider, völlig identiſch erfcheinene Die Auslegung nad) der natürlichen 
Billigkeit und nach ber Analogie aber wirkt nur auf bie Erläuterung 
bes Sinned des Gefeges, wo dieſer dunkel und zweibeutig ift, als bie 
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für den Geſtraften mildere Alternative entſcheidend. Aber beide vermögen 
ber unzweideutigen Sphäre des Geſetzes weder etwas zuzufegen, noch zu 
entziehen. ‘ . 

Wir Haben uns bei der erſten Betrachtung ber Einheit von Zweck 
und "Taufalität einer Handlung, wodurch ihr Name, ihr Anfang und 
Ende, oder ihre discrete Größe und zulegt ihr moralifcher Werth beflimmat 
‚wird, länger verweilen müffen, weil fie die wichtigſte iſt. Die Unterfcheis 
Yang befien, was unmittelbar durch menfchliches Thun, wie das Schla— 
gen, Werwunden, Toͤdten, und mittelbar durch andere mitwirkende Ur⸗ 
fachen, oder durch andere Dienfchen außer den Handelnden bewirkt wird, 
vereinigt das rationelle Element buch das, was wir Integrirung 
nennen möchten und reicht fo weit, als unfere Herrſchaft über die Natur 
oder unfer pfochologifcher Einfluß auf den Witten Anderer geht, um um 
fere perfönlihe Wirkfamkeit zu erweitern. Diefe Integtirung beſtimmt 
den Begriff dere Urheberſchaft, melde eben ſowohl ducch- Be⸗ 
gehungss, als durch Unteglaffungshandlungen, ohne Widerfpruch mit dem 
Gtundſatze, daß ohne befonderen Rechtsgrund niemand zu poſitiven Hand⸗ 
fangen verpflichtet ift, als durch Anftiftung anderer begründet wird. 
Urheber, Lönnen wir hiermit Heinrich Luder fagen’”), iſt jeder, 
in deſſen Willen und Handlung die hinreichende Urfache enthalten if, 
weiche das Verbrechen, als eine Wirkung, herdorbrachte. Der Menſch 
aber, ber zu beftanmten Zwecken banbelt, kann dieſes nicht anders, als 
. indem er dabei auf die Mitwirkung der ihm bekannten Gefege ber Natur 
und des Gaufalzufammtenhanges rechnet. Inſofern er diefelben zu feinen 
Bivedden verwendet, kann man fagen, baß fie einen Theil feiner 
Danblung bilden, ober was bdaffeibe ift, daß er mit benfelben unb 
durch diefelben handelt. Ob er diefe Kräfte ber Natur felbit erſt in 
Bewegung feste, oder ob er dieſelben vorfand und diefelben gu feinen Zwecken 
benugte, ift dabei gleichgiltig. Wenn er bie Wirkfantleit derfeiben in 
feiner Gewalt hatte und feinem Plane gemäß wirken ließ, kann 
ihm auch das, was er als daraus nothiwendig folgend erkennen mußte, 
als feine Dandlung zugerechnet werben. Und daß er bie Wirkſamkeit 

der Maturkräfte ihren Gang gehen ließ, während ibm bie Bewältigung 
derfelben möglich, war, iſt zunaͤchſt zwar nur eine Unterlaffung, aber doch 
auf der anderen Seite zugleich eine pofitive Handlung. Denn während 
er das eine unterließ, muß er nothwendig etwas anderes gethan haben, 
und das muß ebenfalls eine pofitive Handlung geweſen fein, folte «6 


19) Abhandl. B. 1, &. 473. Cine genauere Ausführung über diefe Mas 
ferie enthält der zweite Band biefer Abhandl. aus dem gemeinen Strafrechte 
©. 219 flg., wo ſehr fcharf das durch ein fpecielles Geſet bedingte Unterlaffungds 
verbrechen von dem gemeinen Werbrechen des Schadens durch Unterlaffungshanbs 
lungen unterſchieden unb gugleich gezeigt wird, wie ſehr Diejenigen Schriftſteller 
unrecht haben, welche nicht nur beibe® vermifchen,, fonbern auch höchft inconfes 

quent auf die bloße Wertragspflicht zurlickgehen, mm bie ihnen auf biefe Weife 
unerflärliche Strafbarkeit gewiſſer Unterlaflungen zu deduciren, wodurch befons 
bers Feuerbach mit feinem Princip: nulla poena sins lege verftößt. Wir 
werben hierauf fogleih zuruͤckkommen. 
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aud im bloßen Zuſchen oder in einer Ortsentfernung beſtauden Haben. 
Und biefe pofitive Handlung iſt alsbann bie aHeinige Urfache des Erfol⸗ 
ges. Darum üſt gewiß derjenige, der einem zufällig in feinem Haufe 
entftandenen Brand nicht loͤſchte, während er es Im Stande war, fondern 
zuſah, ober davon ging, eben fo Brandflifter, als wer das Heuer 
felbft angefündet hatte- Wer wiffentlich Gift liegen hat und einen an⸗ 


deren, der e6 vor feinen Augen eintlehmen ‚wii, nicht harnt, ift eben fo 


gut Siftmörber, als wenn er felbit eingegeben hätte. Wer einen Hilfe 


. Iofen ‚Kranken, beffen Pflege er übernommen, wiſſentlich verläßt, hat 


ben Tod daeſſelben fo gut zu verantworten, als wenn er ihn birert ums 
gebracht härte20). Mit einem Worte, in alten Faͤllen, in weichen nach 
ben Gefegen des Cauſalzuſammenhanges und ohne Mitwirkung ber Thaͤ⸗ 
tigkeit eines anderen ein verbrecherifcher Erfolg nothwendig entftchen 
mußte, Tann derfelbe bemjenigen, der ihm hätte verhindern koͤnnen, als 
feine Wirkung zugefchrieben werden. — Ebenfo hat gewiß nicht nur 
berjenige die Mißhandlung und Beſchaͤdigung zu verantworten, "der den 
Bullenbeißer anhetzt, ſondern auch derjenige, ben ber Bullenbeißer in feis 
nem Beiſein anfäht, ohne daß er das auf feine Befehle abgerichtete Thier 
abruft. Das roͤmiſche Recht wendet dieſes fogar auf ben, obgleich in 
Beziehung auf Dellcte ſelbſthandlungsfaͤhigen, aber an unbebingten Ges 
borfam gewohnten Selaven an, wenn su ber scientia die patientia 
konnnt, ober bie Umftänbe fo find, daß bie legteren aus ber erfteren zu 
fhließen, unb wenn biefes gleich auf unſer Geſinde und unfere erwach⸗ 
ſenen Hauskinder nicht paßt, fo wirb doch bee militärifhe Befehlshaber 
allezeit für denjenigen Unfug einftehen muͤſſen, ben die unter bem Gt⸗ 
wehre zu promptem Gehorfam abgerichteten Soldaten unter feinen Augen 
verübt haben, und durch ben Ruf feines Commando's oder burd) ein 
Signal der Trommel ober Trompete zu verhäten war. Andere Vor⸗ 
ge ſetzte und öffentliche Diener, welche die Begehung von Verbrechen zu 
verhindern verpflichtet find, und dieſes unterlaſſen, begehen zwar zunaͤchſt 
wur ein Dienflvergehen, weil fie auf eine gleich blinde Unterwuͤrfigkeit 
rechnen koͤnnen. Allen da das amtliche Anſehen in ihre Hände eine 
impofante Macht ‚von in ber Regel nicht fehlender Wirkſamkeit nieberlegt, 
fo entftcht aus dem unterlaffenen Einfchreiten der Verdacht eines Vor⸗ 
ſatzes, welcher durch mehrere Gefegbücher ‚unter der Seftalt einer Bet: 
hilfe zu dem, was mit ihrem Vorwiſſen gefchehen, aufgefaßt wird. 
Diefe Anficht iſt ganz confequent, wenn. die Strafe des Dienſtvergehens 


- aur dißciplinarifch anf Feigheit und Zrägheit, fo weit fie über die Noth⸗ 


wendigkeit ober die Wirkſamkeit des Einfchreitens täufchen, berechnet iſt, 
und diejenigen Geſetzbuͤcher, welche bier nur ein eigenes Unterlaſſungs⸗ 


20) Wie wollte man fonft einer Mutter beikonnnen, bie das ihr laͤſtige 
Kind verhungern läßt, da die Ernaͤhrungspflicht nur eivilrechtliche Folgen hat, 
während bie Grauſamkeit biefed langſamen Todes eine dem Leben Kindes 
auf einmal ein Enbe machende Be — weit übertrifft und nielleicht 
gerade darum gewählt wird, um borgeben zu koͤnnen, das Kinb fei eines na⸗ 
tbrlichen Todes geftorben, und dadurch ſich gegen die Ueberfuͤhrung zu fichern. 


136 ‚Handlung. 


verbrechen firiren, koͤnnen mindeftms nicht umbin, einen aus anderen 
Motiven der Popularitaͤtsſucht, der Gewogenheitskaperei, des Nichtverberben« 
wollens mit anderen u. f. w., mit dem beflimmten Beromptfein möglicher 
Verhinderung zugelaffenen Effect diefer Urt als Erſchwerungsgrund zu 
beruͤckſichtigen und zu bem Ende weite Rahme zu laſſen. Wie ſehr 
endlich Eltern, Vorniuͤnder und Erzieher durch ein in Gucheißen über 
‚gehendes Gewaͤhrenlaſſen verantwortlich werben Finnen, beweift das Vers 
brechen der Kuppelel. Dagegen ift e8 anerkannt; daß man ohne ein 
gebietendes Geſetz fonft durch das Nichthindern von Verbrechen anderer 





- meber Miturheber, noch Gehilfe wird, und daß ſchon das leugere Beſtaͤr⸗ 


tung des Vorſatzes, oder wiſſentliche Beförderung der ben Schaben here 
vorbringenden Gaufalität vorausfegt. Der einfache Srund biervon liegt 
darin, daß die Schuld, als moralifches Wefen, etwas Subftantielles vors 
ausfegt, das man der Unducchdringlichkeit der Körper vergleichen kann, 
weil die freie Urfache auf ſich felber fteht, ohne daß ein anderer für fie 
einzutreten vermag. Das Mecht, obgleich gegen die ſchadenfrohe Reigung 


“und Sefinnung nit gleichgiltig, bält fi nur an die That. Es muß 


fi) daher an dem bafür verantwortlichen Urheber genügen laffen und 
vermag ohne pofitive Theilnahme Leine Mitſchuld zu erkemen. Auch ift 
die an fich verdienftliche Tapferkeit, fremden Unrecht zu fleuern, wie 
die Anzeigepflicht begangener Verbrechen nur dann lauter, wenn fie aus 


. reinem Pflichtgefühl und Patriotismus entfpringt, von denen fie gu ers 


warten. B 

Die Aufgabe, das menſchliche Thun mit den dadurch in Wirkſam⸗ 
keit gefeyten Zwiſchenurſachen zu integriren, iſt zwar am leichteften bei 
Begehungshandlungen, welche durch das objective Hecht verboten waren. 


° Denn da genügt es, daß diefe Zwifchenurfachen ſchon vorhanden waren, 


S 


weil eine folche rechtswidrige Handlung auch für nicht ertwartete Folgen 
verantwortlich macht, fobald es gewiß ift, daß fie ohne bie Handlung 
nicht eingetreten wären, und alfo mit ihe in einem nachgewieſenen Caus 
falzufammenhange ftehen, baß baffelbe Ereigniß zu derfelben Zeit nicht 
fhon von felbft eintretn koͤnnte. Mur der Mangel diefes Caufalzufams 
menhanges kann bier [chügen, mie wenn bie Aerzte erklaͤren, daß das 
von der Mutter ohne die nöthige Pflege heimlich geborene Kind in einem 
Büflande auf die Welt gelommen, ber es gleich wahrſcheinlich mache, 
daß es auch unter den Händen der Debamme- verfchieden wäre. Ob die 
Folgen erkannt wurden, oder erkennbar waren, hat nur auf bie Krage 
vom dolus oder auf den Grad der culpa Einfluß, welcher allerding® 
unter eine im engeren Sinne ftrafbare herabfinten kann, jedoch nur bei 
ganz unfchuldigen, noch mehr bei pofitiv erlaubten oder gar gebotenen 
Handlungen von ben civiltechtlichen Folgen befreien wird. Später hinzu⸗ 
getretene Urfachen dagegen laſſen fich mit der Handlung dann am wenig⸗ 
ſten in eine integeirende Verbindung bringen, wenn fie, wie z. B. bee 
Einfturz eines Haufes auf einen ſchwer Verwundeten, oder ein Stich in 


beffen Herz, auch ohne die legtere der ganzen Erfolg hervorbringen 


mußten, mögen fie nun von ben Kräften dee blinden Natur ber von 
freien Wefen herruͤhren. Haben aber beide zufammengewirkt, r fommt 


P 


‘ 
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es darauf ˖ an, welche von ihnen bie Daupturfahe war, ob 3. B. bie 2 
-  Epidemie, welche den Pridenden ergsiff, ohne die wenn auch nicht gerade 
toͤdtliche, boch gefährliche Verwundung glücklich abgelaufen wäre, und alfo 
die Wirkung ber legteren nur befchleunigt worden ift, aber ob umgekehrt die ' 
Epidemie die ohne_fie ungefährliche Wunde verfchlimmert bat. Im erften 
Falle gilt dee Handelnde als alleiniger Urheber, ber andere Fall gilt dem 
vorangeftellten gleich, daß durch die legte Urfache die erfte verdrängt wird, 
und folglich der Handelnde nur das VBosangegangene zu verantworten hat. 
Allein häufig wird dasefüchverftändige Urtheil- dahin ausfallen, daß ber 
jüngfte Exfolg dem Zuſammenwirken beider zuzufchreiben, unb dann fällt 
auf den Handelnden die Schuld am Erfolgt, und zwar je nachdem die 
Mitwirkung vom Zufalle oder von einer freien Urfache herrührte, als 
alleiniger oder als folibarifcher Miturheber. Der Unterſchied zwifchen 
beiden iſt nur ber, daß in dem lehteren alle der mit der Handlung in 
Beziehung ftehende Caufalzufammenhang nicht nur durch Begehunggs , 
handiungen, fondern fchon durch unterlaffene Vorkehrung gegen den En 
fluß der erfteren, 3. B. durch Diätfehlee oder verfäumte Eur, leichter 
unterbrochen werden Iann, weil bie Schuld von einer folhen Un 
durchdringlichkeit iſt, daß kein anderer dafür eintritt, und es alfo, ba es 
hier zugleih auf das Innere ankommt, ſich Lediglich davon handelt, ob 
fie durch ihre intenfive Stärke, beſonders als dolus oder culga lata, die 
vorangegangene leichtere Schuld. eines anderen aufzumiegen im Stande fl. 
So entſcheidet auch unfer gemeine Recht, wenn man L. 15. $. 1, 
L. 11.5 3., L. 51. pr. &1u.2., L. 5 u. 30. D. ad Legem 
Aquiliam vergleicht ?), Wer einem fremden Sclaven aus Muthwillen 
einen Ruthenhieb über ben Kopf verfegte, der dieſem wegen einer orgas 
nifchen Verbildung oder als Epilepticus individuell toͤdtlich geworden ift, 
ift Schuld an dem Tode diefes Scelaven, da er feinen Muthwillen bleis 
ben laſſen konnte und bleiben laffen ſollte. Ruͤhrt aber dieſe zufällige 
Toͤdtlichkeit von einer gefaͤhrllchen Verwundung her, die ihm ein anderer 
in tödtlicher Abficht zugefügt hat und bie der Arzt noch nicht außer Ges 
. fahr erklaͤren konnte — denn iſt fie geheilt, fei es auch mit dem von 
dem Trepan zurüdgebliebenen Schaden, dann hat 'auch die Gaufalität 
ſchon aufgehört zu wirken — fo wird biefe Dazwiſchenkunft dem frühen. 
ten Beſchaͤdiger nur infofen nugen, daß man ihm ftrafrechtlic nur 
einen beendigten Verſuch zurechnen kann, allein es wird niemandem eins. - 
falten, dem anderen wegen einer bloßen Neckerei, welche für ſich gar kei⸗ 
nen Erfolg gehabt hätte, bie Toͤdtung zur Laſt zu legen, für die ſchon 
ein anderer verantwortlicher Urheber dba if. Denke man 
ſich umgekehrt, die erſte Verwundung fei die Folge einer Überfchrittenen | 
Mothwehr oder Ableilten Zuͤchtigung, der jüngften Mißhandlung aber : 
liege bie Abſicht, dem kranken Schaven den Reft zu eben, ober doch j 


> 


21) Luden, Abb. aus dem gemeinen teuifchen Strafrehte 3. II, ©. 

. 63 flg., zeſſen fehr verbienftlihe Ausführungen! nur weniges ergänzender Erlaͤu⸗ 

terung bedürfen, auf ‚die wir hier nicht eingehen Tonnen, die aber burch das im 
Texte Bemerkte angedeutet fein dürfte. 
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eine gröbere Schub zum Grunde, fo wird bie Schuld am Tode auch 
ganz auf den Urheber derſelben fallen, und dem erſten nur die Wer 
wundung zu imputiven fen, obgleich feine Handlung phyſiſch mehr 
° dazu beigetragen hat, al6 bie fpätere, Wir glauben daher, daß bei zus 
ſammenwirkenden freien Urſachen eine intenfbo gleiche Schuld voraus⸗ 
gelegt wird, um fie nach obiger Regel als Miturheber zu betrachten, und 
dag die rein culpofe Beförderung einer ſchon angefangenen Wirkung ohne 
Einfluß bleiben muß, nad) der anerfannten Analogie, daB es keine cuis 
poſe Beihilfe gibt. ® 

Schwieriger iſt allerdings bie Integrirung defien, was nad ben 
Geſetzen des Caufalzufammerhanges von felbft erfolgt, mit Unterlaſſungs⸗ 
handlungen. Beim Thun fcheint in dem Thaͤter auch ber Urheber 
inemer gewiß. Im thesi tft diefe® auch ganz richtig, aber daß es in hypo- 
thesi nicht immer klar ift, haben mir fo eben bei entfernten Folgen, 
weiche duch Zwiſchenurſachen bedingt waren, gefehen, unb biefe werden 
am erheblichiten, wenn das menfchliche Thun ein ganz umerlaubtes war. 
Die Ungleichheit des Laſſens verſchwindet völlig, menn wir die‘ für ſich 
wirkenden Natururfachen der menſchlichen Willkuͤr fo unterworfen denken, 
daß das Lafien als ein Leiden (patientia) erfcheint. Die eigenthüms 
" Uchfte Schwierigkeit ift vielmehr die, daß es. beim Laſſen eines näheren 
Anhaltpunktas bedarf, um uns bes fowohl verbindlichen, als unmittelbar 
wwsontworti Urhebers zu vergewifiern, weldyer mangelt, fobald andere 
eben fo gut dem Erfolge fteuern konnten, mas wenigſtens bei dem hats 
delnden Subiecte, 3. B. bei der Mutter, welche ihr Kind an einem 
‚von Menſchen befuchten Orte ausfept, die Vermuthung ber zu jeber 
Schuld erforderlichen Willensrichtung, und befonders ber fo erheblichen 
Abſicht -mobifichtt und ein weiterer Beleg tft, wie entfernt bie Verbin⸗ 
dung tft, im welcher die civilrechtliche ober vertraggmäßige Verbind⸗ 
lichkeit zu deſſen Pflege und Nahrung, welche fie anderen aufhalft, und 
deren Läfligkeit nicht das Ziel, fondern den Bewihgrund ihrer Handlungs⸗ 
weife beſtimmt, mit der Strafe ber aus ihrer Dintanfegung entſtehenden 
Folgen fteht, da bie legtere ja erft von ber Richtung gegen ein ſpecielles 
Strafgeſetz abhängt und alfo namentlih Im unferem Beiſpiele bald als 
Kindesausfegung ber gelindeften Art, bald als verfuchte Zödtung gewuͤt⸗ 
digt werden wird. Das liegt außer Zweifel, daß das Geſetz pofitive 
Handlungen, einen Schaben ober eine Gefahr von bem gemeinen Wefen 
oder von unferen Nebenmenfchen abzuwehren oder abzuwenden, nicht nur 
Aberhaupt, fondern auch bei Strafe zur Pfliht machen kann, und bie 
Beifpiele, welche die über biefe Materie ex professo behandelnden Schrift⸗ 
(leiter aus unferem gemeinen Rechte gefammelt haben 22), innen aus 
den Landesgefeßgebungen noch bedeutend vermehrt erden. Eine Menge 
Polizeivorfcheiften gehören hierher, und ſchon bie zuerft gedachten Beiſpiele 
gehen zums hell fo weit, fich des Staates oder genäffer Perfonen ohne 


223) Ant. Matthaeus, Comm. ad L. AT. u, 48. de oriminikus. Pre, 
leg. C. IV, er. 1. Püttmann, advers. L. II. c.3i. Spangenberg, 
im n. Archiv bes C.R. B. IV, ©. 532 fig. 
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Ruͤcſſicht auf die Gefahr, der mar fich ſelbſt ausfegt, enzunehmen. Das 
Vergehen gegen folhe ſpechelle Gefege bildet den Catalog ber eigent⸗ 
lichen Unterlaffimgsverbrehen. Won biefen kann daher nicht weiter bie 
Rede fein, ſondern bie allgemeine Frage ift die, inwiefern verpflichtet 
auch ohne Geſetz ſchon das Recht zu einem Thun, wodurch den ſchaͤd⸗ 
lichen Einflüffen natürlichergoder ‚freier Urfachen auf andere entgegengewirkt 
wird und zwar ſo, daß bie Unterlaffung dem verpflichteten Subjecte glei) 
einer Begehungshandlung zugerechyet wird? Die Auflöfung bdiefer Frage 
iſt dadurch nicht wenig exfchiwert worden, daß man von bem Vorderſatze 
ausging, die Aufgabe. des obiectiven Mechtes erfchöpfe fich damit, bie 
Menſchen durch erzwingbare dufere Handlungen einander unfchäblich zu 


s 


machen, und folglich feien alle Rechtspflichten nur negativ, ober beſchraͤnken 


fih auf bloße Unterlaffungen*?). Die Einfeitigkeit diefe® Principes haben 
wir nachgewiefen und gezeigt, daB das objective Mecht nicht nur rechtliche 
Handlungen, ſondern auch einen rechtlichen Willen forbert, der an ihm 
einen felbftthätigen Antheil nimmt, und ben es gegenfeltig in ben unfchuk 
bigen Richtungen feiner eigenen Freiheit und Selbftfiändigkeit in ſich aufs 


uimmt und und) gleichen Geſetzen befruchtet. Dadurch werden ſchon alle 


diejenigen Unterlaffungen verantwortlich und beziehungsweiſe fizafbar, weſche 
aus einem mit dem objectives Rechte in Oppofition ſtehenden Willen 
entfpringen, und abfihtlih ale Mittel gewählt werden, mit Umgehung 


Des Verbotes denfelben verbrecheriſchen Effest und Zweck ohne Handanle⸗ 


gung zur Erſcheinung zu bringen. Ein ſolcher binterliftigee Anſchlag 
wirb zwar, mehr oder weniger offenbar, auch mit einem Handeln ver⸗ 
bunden fein und dadurch fid) als ein verfledtes Zreiben zeigen, wie wenn 
der Nothleidende eingeſperrt, ausgefegt, ober, wo deſſen Hilflofigkelt 
ſolche Vorkehrungen unnsthig macht, doch fremder Aufmerkſamkeit umb 
Barmherzigkeit, welche die ſchlechte Abficht vor dem Erfolge an den Tag 
beingen und dadurch Rettung fchaffen koͤnnte, durch jedenfalls nach ber 
verborgen gebliebenen That nöthige und im Plane der Handlung liegende 
Simulationen und Diffimulationen forgfältig entzogen wird. Allein con⸗ 
fummirt wird Hoch die Xhat ohne Dambanlegung durch die Kräfte der 
Natur, und jene Handlungen find von der Art, wie wir fie in andexen 
Fällen als für ſich nichts wirkend eine bloße Vorbereitung nennen, oder 
eine Beihilfe durch Wacheftehen oder zugefagte Begünftigung vergleichen 
würden. Das Einfpereen 3. B. ift an ſich noch Bein Verbrechen gegen 
das Leben, ſondern nur gegen die Freiheit, und von bee Ausfepung gilt 
im toelentlihen baffelbe, ba fie gegen den Willen des. feiner Sinne noch 
Mächtigen ober deilen, der den Unmündigen oder feiner Sinne nicht mehr 
Mächtigen zu 'vertreten hätte, geſchieht. Es entbloͤßt ſich alfo hier am 
auffalfendften bie unrichtige Theorie, welche das Verbrechen erſt mit dam 


“ 


Unfange ber dazu gehörigen Wirkung ober ber Haupthagplung deſſelben 





23) Ramentliy fhut dieſes, übrigens ſehr confequent mit feiner Strafrechts⸗ 
theorie, Fen er bach, Lehrb. 8. 24, und aub Spangenberg a. a. O. ©. 
528. Aber wie reimt fidy pas mit dem imperare et vetare bed Mobeftin, 
oder mit ber constass et perpetua voluntas, iss suum cuique tribuendi ? 
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beginnen laͤßt, deren Vertheidiger in Verlegenheit gerathen muͤſſen, wie bei 
ſolchen Unterlaſſungshandlungen ein Verſuch zu erklaͤren ſei, gefetzt, das dem 
Verſchmachten preisgegebene Kind werde zufällig und zeitig gerettet, ohne 
Schaden zu nehmen, da bier bie Vorbereitungen und Sicherheitsmaß⸗ 
regeln gegen Entbedung und Meberführung das Einzige find, mas den 
dolus malus zur Erfcheinung bringt, und, folglich fogar der beendigte Vers 
ſuch mit ihnen in der Regel zuſammenfallen wird. Es liegt aber nahe 
genug, baß, da wo das objective Recht eine mit der Vollkommenheit bes 
Rechtszuſtandes unverträgliche Lörperliche Veränderung durch eine phnfifch 
nicht mehr ungefchehen zu machende mechaniſche ober organifche Zerftörung 


oder Störung als das abfolute Unrecht betrachtet, dem durch Verbot umd. 


beziehungsweiſe buch Strafe gefteuert werben foll, das Verbrechen eben 
fowohl durch Dandanlegung, als ducch Lift begangen werden kann, und 
daß die leßtere alle Naturkräfte umfaßt, welche ber menfchlichen Willkür fo 
weit unterworfen find, daß diefe dafür verantwortlich gemacht werden 
Tann. Und das find fie, nicht nur wenn wie fie, als unferem Anftoß 
und Befehl gehorfam, für unfere Zwecke in Wirkſamkeit fegen Eönnen, 
fondern auch dann, wenn wir ihnen für unfere Zwecke Einhalt zu thun 
vemögen ımd da, mo es dieſer Zweck fordert, in eigener Angelegenheit 
Einhalt zu thun gewohnt find. Wollte man bas legtere ausfchließen, 
fo time man confequent darauf zuruͤck, daß die Handanlegung bis zur 
beendigten Wirkung fortgedauert Haben müffe, alfo um jemand eine volls 
brachte Toͤdtung Schuld zu geben, daß die Mifhandiung fo fange fort 
gefest worden fei, bis der Mißhandelte auf ber Stelle blieb, worauf 
Sußan in ber L. 51. pr. $. 1 u. 2. cit. der bloßen Erläuterung wegen 
anfpielt, um zu zeigen, wie fich der rohe Empirismus hier ins Intelli⸗ 
gibele erweitert. Laͤßt man dagegen fogar foldhe Begehungshandlungen 
zu, wobe, wie 3. 3. beim Graben einer Grube, In bie ein anderer auf 
“ Seinem Wege in ber Dunkelheit hineinfallen muß, die Wirkung ohne 
weiteres Zuthun von unferer Seite erſt anfängt und erfolgt, fo verſchwin⸗ 
bet jeber ˖reelle Unterfchieb des gleich argliftigen und oft weit abſcheuliche⸗ 
ven Beginnens für den, der ſich mit ben fchädlichen Kräften der blinden 
Natur gleichfam verfchiworen hat, um ben Exfolg bervorzubringen, und 
es genügt der Beweis ber ohne glaubmürdiges Geftändniß freilih nur 
artificieU durch, Vorbereitungen und Sicherheitsmaßtegeln das eigentliche 
consilium herſtellenden fubjectiven Seite, um für die Unterlaffung vers 
antwortlich zu machen. 

Ein zweiter Grund, welcher, und zwar in einem größeren auch bie 


culpa einfchließenden Urhfange zu pofitiver Thätigkeit [hen von Rechtes 


wegen verbindet, liegt in ber natürlichen Begrenzung einer jeden Befug⸗ 
wiß durch bie aequitas, melde wir bereits oben berührt haben, daß wir 
naͤmlich von Ir natürlichen Freiheit und von dem eigenen Rechte in der 
Art Gebrauch machen follen, daß daneben das gleiche oder gar wichtigere 
echt anderer beſtehen kann, und dag wir mit dem Ernſte eigene Ver⸗ 
richtung jede damit vereinbarliche Ruͤckſicht für fremden Schaden verbins 
den follen. Dahin gehören ber Baumfchneider, der Dachbedier, die etwas 
. herunterwerfen, wo Leute geben koͤnnen, ohne „vorgeſehen“ zu rufen, bie 
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Anlegung von Wolfsgruben, ohne zu Kamen ‚ ba8 Anzänden von 
Stoppeffeldern an einem mindigen Zage oder ohne die Flamme gehörig 
zu betvachen, der Fuhrmann, welcher die Steige herunterfähet, ohne zu 
fperren u. f. w.,- und taufend Vorfichten, welche kein Gefeg drfchöpfen 
oder vormefien kann, und die man daher fehr irrig als pofittve Gebote 
auffafjen würde, während fie unfer gemeines Recht nur beifpielsweife 
als damnum iniuria datum hervorhebt, ohne an & ius singulare zu 
denken. 

Dieſe beiden Gruͤnde, welche fuͤr bloße Unterlaſſungen verantwortlich 
machen, der dolus malus und die aequitas, mußten bei der Eroͤrterung 
unferer Frage, als die einfachften, vorausgeſchickt werben, weil in dem 
einen Salle durch ein den fchlimmen Zweck vorbereitendes ober verſtecken⸗ 
bed Thun, Im dem amberen durch ein für den unfchulbdigen Zweck uns 
nöthiges überfpanntes oder verkehrtes Thun der Urheber der techtstwidrigen 
Wirkung ſchon gewiß if. Zu ihrer allgemeineren-Auflöfung gehört 
nun aber bie weitere Frage, inwiefern find wir auch ohne dleſe Anhaltes 

” punkte verbunden, der fchäblichen Kraft der blinden Natur oder anderer 
NMenſchen entgegenzumirken, wer Tann dieſe Hilfe von anderen erwarten, 
und mer ift dazu verbunden.’ a 

So falſch es ift, daß das objective Recht bloße Verbote und keine 
Gebote einfchließe, fo gewiß. es ift, daß e8 in der bona fides zwar gegen 
bie Zriebfebern gleichgiltig, die constans et perpetua voluntas, ius suum 
cuique tribuendi, und fogar bei der Ausübung des eigenen Rechtes 
Intereffe für fremdes Hecht verlangt, fo wahr ift es, daß es bie 
Pflichten ber Menſchenliebe und Barmherzigkeit enger einſchließt, als bie 

Moral. Dem Vermögen anderer zu nügen und den fehädlichen Einfluß 
von Raturkräften auf, Sachen abzumenben, erkennt zwar das erftene für - 
eine verbienflliche Handlung, welche, fo weit fie als bloße Dienftfertig- 
Belt, und nicht als unbefugte Einmifchung in das uns-nicht angehende 
erfcheint , ihm nicht zum Schaden gereihen darf, aber ohne Amt ober 
Vertrag für freen Willen 25). Dieß beftätigt die ganze Lehre von ber 
negotiorum gestio, wodurch ja eine Verbindlichkeit zum fchuldigen Fleiße 
erit entftcht, in der Vorausfegung, daß ein anderer guter Freund fich 
des Nothfalles annehmen und das Gefchäft gehörig durchführen konnte. 
Der Umftand jedoch, daß man unter den befonderen Verhältniffen viels, 
leicht der Einzige war,, die Sache zu retten, bie fonft zu Grunde gehen - 
mußte, ändert an ber Kreiwilligkeit der zu leiftenden Hilfe nichts, und 
fegt umgekehrt vielmehr den Grad. bes Fleißes herab, indem man für 
das -übernommene Gefhäft verbindlich wird. So macht man den Finder 
nur für feine Redlichkeit und nicht im Geringften dafuͤr verantwortlich, 
bag er bie nerlorene Sache liegen ließ, die in ber Folge zu Grunde 

24) Cf. L. 24. C. de negotiis gestis, Ihre Begrenzung liegt wohl in 
ber Nechtöregel: culpa est, se immiscere rei ad se non pertinenti. Daher 
muß der negotiorum gestor für die Nafenweisheit, ein Gefchäft, das ber Abs 
weſende gar nicht zu unternehmen pflegte, in feinem Namen und mit feinem Vers 
mögen unternommen zu haben, baburch büßen, daß er auch für den casus haftet. 
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gegangen ober unterfchlagen Wochen iſt. Ebenfo erklaͤren es unfere alt« 
teutfchen Spiegel für eine blos gutgeheißene Handlung, wenn man frem⸗ 
des von dem Hirten verirrte® Vieh eintreibt und übernachtet, um es 
wieber unter bie gemeine Heerde zu treiben, rein nur im Gegenfage befien, 
dee es in biebifcher Abſicht thut. Mur ſolche Naturkraͤfte, welche ale 
gemein gefährlich nicht nur den einzelnen Eigenthämer, fondern das Pu⸗ 
bficum, oder nicht Kos Eigenthum, fondern auch Leben und Gefundheit 
bedrohen, mie Feuck und Waſſersgefahr, dürften eine Bürgerpflicht zue 
möglichen Gegenwirkung und Warnung begründen, melde den blos vor⸗ 
übergehenden, ober den fremden Saft im Wirthshauſe, welcher in einer 
Heubühne den glimmenden Funken gewahr wird, den er ohne Mühe 
auszulöfchen vermochte, für den Erfolg verantwortlich macht, menn nie⸗ 
mand in ber Nähe war, den er aufmerkſam machen Eonnte und aufs 
merkſam gemacht bat. Indeſſen wuͤrde er, ohne MRädficht auf feine 
Motive, geſetzt auch, es gefchehe aus ber tuͤckiſchſten Schadenfreude, doch 
nur einer Feuerverwahrlofung fchuldig erfcheinen, weil die fhädliche Wir⸗ 
ung ſchon vor felnem Vorſatze angefangen hatte, und nicht, wie es ber 
dolus- malus fordert, eine im voraus berechnete mar. 

Einen allgemeinen Rechtsanfpruh an den Beiltand Anderer gegen 
ſchaͤdliche Einflüffe auf ihre Gefundheit und ihr Leben hat dagegen bie 
‚Derfon des Menſchen, jedoch nicht wegen bießer Armuth und Beduͤrftig⸗ 
keit, fonbern, fofern es ihre wegen Ihres Alters oder ihrer koͤrperlichen 
Gebrechlichkeit phufifch unmöglich wird, ſich felbft zu vathen und zu hel⸗ 
fm. Ein Menſch, der ſich, gleichviel ob in Folge erlittener Mißhand⸗ 
lung , eigener Schuld oder reiner Zufälfe, in einem ſolchen Zuftande, be= 
findet, der am richtigſten dadurch charakterifiet wird, daß er das mögliche 
"Object des Verbrechens ber Ausfegung wich, verbindet.jeden ſchon durch feine 
Eigenfchaft als Menſch, zwar fo wenig als ein anderer, ihn mit eigener Gefahr 
gegen verbrecherifche Angriffe oder beſondere Zufälle; z. B. dem Anfalle wilder 
Thiere, zu vertbeidigen, aber doch zur Sorge, daß er diefem Zuftande und 
felnen unmittelbaren Folgen nicht überlaffen bleibe, fet e8 nun mittelbar 
durch Anmahnung derer, bie der Menſch zunaͤchſt angeht, ober Anzeige 
bei den bie Verforgungsanftalten leitenden Obrigkeiten, oder unmittelbar, 
indem wir ihn felbft in Pflege nehmen, was, fo weit. Gefahr auf dem 
Berzuge haftet, unb die zu unferem Gebote ftehenden Mittel ausreichen, 
wenigftens vorläufig gefchehen: mu. Spangenberg (a. a. D.) hat 
diefe altgemeine Menfchenpflicht theils zu weit ausgedehnt, nämlich fogar 
auf Vertheidigung gegen rechtswidrige Angriffe, theil6 zu enge auf Vers 
wandte und Vormuͤnder beſchraͤnkt. Da, mo mehrere gleich gut im 
Stande find, fi) des Hilflofen anzunehmen, kann ſich freilich der Eins 
zeine leicht Damit entfchuldigen, daß er fi) auf andere verlafien habe und 
bei der Allgemeinheit dieſes Rechtsanfpruches würde derfelbe fruchtlos aug⸗ 
gehen, wenn nicht neben den vielen Berufenen immer wenige ausermählt 
wären. Um für den unterlaſſenen Beiſtand verantwortlich zu machen, 
wird darum vorausgefegt, daß man entweber allein helfen konnte, ober 
doch fo vorzüglich dazu berufen war, daß ohne uns der Beiſtand vom 
anderen gae nicht zu erwarten fland. In Iegterer Beziehung ift num 
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allerdings bie geſetzliche Alĩmentationspflicht end, berm Haupt⸗ 
grund gerade darauf beruht, daß wir durch ung ein. freies fen, 
dos im zarten Alter ſich ſelbſt Überlaffen zu Grunde gehen muß, in diefe 
hitffofe Lage verfegt haben, und beren Verſaͤumung gerade durch die Vor⸗ 
ausſicht dolos wirb, daß es Zufall iſt, wenn Fich ein anderer beffeiben 
annimmt. Allein es genügt zazu auch jede übernommene Pflege nicht . 
als folhe, fendern, weil fie auch den Hilftofen der Aufmerkſamkeit ber 
Wet entzieht, und in feiner Lage, wo er keinen Dritten anrufen kann, 
* feinen allgemeinen Rechtsauͤſpruch außer gegen uns unfruchthar macht, 

ja «8 genügt jebe völlig abgefchloffene Coexiſtenz von gleicher Wirkung, 
welche eine dem Nothrechte parallel laufende Nothpflicht herbeifuͤhrt. Wer 
einen Verungluͤckten auf der Straße findet, oder an einem einſamen, 
von Menſchen entfernten Orte ſeinen außer Stande die naͤchſte Herberge 
zu erreichen und vor Hunger verſchmachtenden Meifegefährten mie feinem 
Vorrathe retten kann, tft fo gut fchulbig, fich feiner nach Vermögen ana 
zunehmen, als wäre er fein naͤchſter Blutsfreund. Ebenſo braucht bie 
Meibsperfon, die dem von einer Dirne hilflos geborenen Kinde beifpringen 
muß, nicht gerade die Großmutter zu fein. Genug, baß fie mit ıfeus 
geborenen Kindern umzugehen verftand und die Mutter nicht feibft in 
dem Stande wußte, fich auf fie verlaffen zu koͤnnen. Daher darf man 
diefe voahre culpa, welche auch ohne Gefeg nach Umftänden geftraft wer⸗ 
den Tann, nicht mit bem Polizeigebote, jedem Nothleienden, mo es ohne 
eigene Gefahr möglich, beizuſtehen, was fo gut, als der Beiſtand gegen 
Verbrecher ein Gefeg vorausfegt, vermifchen. Denn diefes umfaßt ohne 
Unterfchied auch Ermachfene und Gefunde und bezieht ſich nicht auf dem 
aus der perfönlichen Hilfiofigkelt unmittelbare entfpringenden allgemeinen 
Rechtsanſpruch an die Menfchlichkeit anderer, fic, ihrer Hilfiofigkeit übers 
haupt anzunehmen, fondern auf ſolche Zufaͤlle, welche Feine unmittelbaren 
Folgen der Hilftofigkeit eben fo gut jedem anderen begegnen konnten und 
von dem eigenen Treiben unb der eigenen Schuld ſchwer zu unterfcheiden, 
von dem Mechte als denjenigen, ben fie treffen, angehend, betrachtet wers 
den müflen. ; n 
Außer diefem phyſiſch Hilfiofen Zuſtande gibt e8 nur noch zwei Urs 
ſachen, welche zum Thun verbinden und für die Unterlaffung verantworts 
üb machen, naͤmlich Eigentum umd unterhommenes Werl, So wie 
jeber andere von feinem Eigenthum ausfchließen darf, fo ift er auch vers 
bunden , die in demfelben liegenden oder fchlafenden fhällichen Kräfte zu 
bewachen. Die unbebingte Haftung für einen buch Mſer Eigenthum 
auf einem fremden Nechtsgebiete verurfachten Schaben, foferne wir dieſes 
Eigenthum behalten und nicht zugeben wollen, daß fich andere baran bes 
zahle machen, welche ben roͤmiſchen Noxalklagen, ber exceptio gegen bie 
actio ad exhibendum, wodurch wir indirect genoͤthigt werden, übergefals 
Ime Truͤmmer oder Siöße u. f. w., die auf einen fremden Boden durch 
irgend einen Zufall getworfen worden, zurüdzulaffen, und auch bem teut⸗ 
ſchen Pfändungsrechte zu Grunde liegt, ift zwar fo pofitiv, wie das 
Eigenthum ſelbſt und es wird hierin nicht überall gleich gehaleen. Sie 
ſchließt jedoch die dadurch geflärkte natürliche für eigene Perfäumniffe 
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nicht aus, welche allein zurückbleibt, wo es an einem biscreten Objecte 
der Hingebung oder Pfundung fehlt. In dieſer Beziehung hat ein im 
eigenen Haufe entitandener Brand, den man zu löfchen im Stande war, 
eine viel firengere Verantwortlichkeit, als bie gleiche Unterlaffung eines 
Vorübergehenben, den die Sadye nur aus allgemeiner Bürgerpflicht ans 
geht, und kann duch die Motive, wie wenn die Ausſicht auf eine reiche 
liche Affecuranz beſtimmend wäre, als durch einen dolus subsequens 
einer wahren Brandſtiftung gleichkommen, weil fchon In dem Haben eine 
generelle Verbindlichkeit und Mahnung, Licht und Feuer in feinen gegen 
fremden Borwig, wie gegen fremde Beobachtung abgeichloffenen: Wänden 
zu wahren, vorausgeht. Kür den Schaden vom Einfturze baufälliger 
Häüfer WET. w. macht zwar das roͤmiſche Necht den Eigenthuͤmer erſt 
dann unbedingt verbindlih, wenn er durch Anmahnung des Nachbarn 
in Folge einer nicht abzulehnenden Stipulation aufmerkfam gemacht wor⸗ 
den iſt. Obgleich ſich nun dieſes damit rechtfertigen laͤßt, daß der Eigen⸗ 
thuͤmer den Werkfehler nicht gekannt haben kann und alſo unſchuldig in 
doppelten Schaden kaͤme, To iſt body dieſer Fall bei entſtandener Beſorg⸗ 
niß der ungewoͤhnliche und ſowohl die Billigkeit, als die heutige Anwend⸗ 
barkeit dieſes Grundſatzes laͤßt ſich beſonders nach entgegenſtehenden neueren 
Verordnungen (Code civil. art. 1386., wuͤrttemb. Landesordnung ©. 
179 fig.) beftreiten. Vielleicht Liegt bie Wahrheit in ber Mitte, und bie 
cautio d. inf. iſt, raͤthlich, um den Beweis der culpa zu erfparen, 
aber nicht nothwendig, um Erfah anzufprehen. Unfere Halsgerichtes 
ordnung Art. 136 hebt insbefondere das Halten ſchaͤdlicher Thiere hervor. 
Mer diefe hält, muß fie einfperren, und wer fie gar mit ſich führt, im 
Bewußtſein, über Ihre Unarten nicht Meifter zu fein, gleicht dem Kut⸗ 
ſcher, ber ſich des Fahrens unterfteht, obgleich er weiß, daß er feine 
Dferde nicht zu regieren im Stande if. Denn auch das angefangene ' 
Wert, das man auf ſich aimmt, zieht bie Verbindlichkeit zum Thun nach 
ſich, wodurch es ein Tuͤchtiger ausgeführt haben würde, und ber Arzt, 
ber die Ader fchlug und nachher nicht für ben gehörigen Verband forgt, 
oder in der Beſorgung des Kranken nachlaͤßt, ift nicht bloß einer Vers 
tragsverletzung oder weil er unter Gelbverfpugchen herbeigeholt wurde, 
Sondern ſchlechthin eines damni iniuria dati ſchuldig, auch wenn er fich 
bes Patienten unberufen und aus bloßer Barmherzigkeit annahm. Dief 
folgt. aus der Untheilbarkeit jeder Handlung ‚und ihrer qualitativen Be⸗ 
flimmung durqh ihre Imedbeziehung, womit fie in die Erfcheinung tritt, 
wenn nicht daibegonnene Werk zur Fortführung abgenommen oder ab⸗ 
gegeben worden Ift. Die ſchon berührte ganze Lehre von der negotiorum 
gestio beftätigt dieſes, da ja diefe Fein eigentlicher Contract iſt und nur 
mit dem Mandate verglichen wird, weil diefes damit in_der nicht unver: 
fänglihen Freiwilligkeit und in bet denkbaren Verdrängung anderer damit 
die meifte Aehnlichkeit hat. 

Das Gegenftüd des unternommenen Werkes ift die Genehmigung, 

welcher die ſtark ausgedruͤckte Rechtsregel: in maleficiis ratihabitio man- 
dato comparatur, fogar bei Delicten, die ein anderer begeht, und 
die wie fonft nicht zu hindern ſchuldig find, bie Wirkung eigener Vers 
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antwortlichkelt beilegt?®). Da bier von einem Gleichniſſe die Rede ift, fo 
verfteht es ſich von felbft, daß biefes nicht zu weit verfolgt werden darf, 
wenn es Wr Hinten fol. Die Parallelftellen in der L.1. $. 12. 14. 
15. D. de vi et viarmata (48. 16.) beweifen, baß Ulpian, der Meinung des 
Sabinus et Cassius folgend, zunaͤchſt zwar eine ſchon beganggme uners 
laubte Handlung, jedoch zugleich folgende nähere Beilimmung im Auge 
hatte, weiche ſchon aus bem Begriffe des ohne eigenes Intereſſe nicht 


denkbaren Manbates folgt. So wie eine Participation an dem durch fie _ 


beftrebten widerrechtlichen Vortheile einer That nicht ſtraflos hingehen 
kann, fo fällt diefe nachgefolgte Theilnahme mit dem Hauptverbrechen 
zufammen, da, wo fie, wie die Behauptung des ungerechten Befiges ald 
reine Kortfegung des legteren erfcheine. Nicht minder ungezwingen ers 
Hirt ſich die wiffentlihe Annahme von geftohlenen Sachen, die man 
baher wohl von dem, was ber Dieb aus ihnen erlöft hat, unterfcheiden 
muß, aus dem römifchen furtuh als "fortgefegte contrectatio des Diebes, 
weiche diefen felbft in beftändige mora verfegt, wohingegen fie fi) nad) 
dem teutfchen Begriffe in eine bloße Begünftigung verwandelt. Dagegen 
Tann jene Regel nicht fo verflanden werden, daß derjenige, welcher über 
eine ohne fein Zuthun begangene Zödtung eines nahen Anvermandten 
feine Zufriedenheit bezeigt: und in der Freude feines Herzens deffen Erb» 
ſchaft antritt, welche, da fie nad) der nicht mehr ungefchehen zu- machen 
ben Zhat ihm von Rechtswegen gehört, Bein umerlaubter Vortheil, oder 
daß derjenige, der von dem Raubmörder einen Theil ber erbeuteten Gold⸗ 
flüde annimmt, deren Ausfchlagung den Todten nicht wieder zum Leben 
bringen £onnte, ein Mitfchuldiger an dem begangenen Morde: werde. 
Sonft hätte das Civiltecht nicht Urfache gehabt, befonders' hervorzuheben, 
dag derjenige, welcher ben Tod des Erblaffers nicht raͤcht, zwar nicht 
fein, Erbrecht, wohl aber die Erbichaft verliert, welche ihm der Fiscus 
entzieht, was alfo eine Art von Unterlaffungsverbrechen bilde. Schon 
biecher gehörig dürfte der Kal fein, wenn jemand eine Erbſchaft antritt, 


nungeachtet er weiß, daß er gar nicht Erbe iſt, weit der naͤchſte Erbe noch 


lebt, fein bürgerlicher Stand aber von anderen unterdrüdt wurde, gewiß 
aber dee angebliche Vater, der für ein untergefchobenes Kinb die Erbfchaft 
antritt, mag er auch die von feinem Eheweibe in feiner Abmefenheit be⸗ 
gangene Unterfchiebung erſt hinterdrein erfahren haben, ja diefe geflorben 
fein, da biefes die Fortfesung des Hauptbetruges zum Nachtheile der 
naͤchſten Erben und ber einfache Schlüffel zu der befannten L. 19. $.1. 
.D. ad Legem Cornel. de falsis iſt 20). Bei dem das Verbrechen erſt 





25) Jacobi Gothofredi novus in titulum pandectaram de div 
sis regulis juris commentarius (Geneval. 1653.) p. 622 sq. (au in d 
Drogifhen Ausgabe feiner kleineren Schriften) ift hierüber vorzuͤglich zu 
vergleichen: L. 152. $. 2. de Reg. J. Ä i 

26) Accnsatio suppositi partus nulla temporis praescriptione depellitur : 
aec interest decesserit, neo ne, ea, quae partum subdi- 
disse contenditur.: Das legte fpielt deutlich darauf an, daß andere bie 
Unterfchiebung fortfegen koͤnnen. Denn gegen wen foll bie accusatio geben, 
wenn fie nicht gegen Lebende gerichtet iſt? — Ebenſo wird auch die Strafe ber 

V. 0 
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einer von einem anderen verfertigten 


umirenden Gebrauch⸗ falfchen 
— kann noch weniger Zweifel hierüber entſtehen. Sonſt aber kaun 


die Genehmigung nach der von Gothofrebus ſpecificitten Analigie bes Gi 
dilrechtes ſich nur auf bem verbrecheriſchen Plan, dem verbrecherifchen Au 
ſchlag oden auf die blos angefangene Haublung des Verbrechens beziehen, 
welche ben anderen in feinem Vorſate ober In ber Ausführung beftärkte. 
Zum Miturheber macht bie Genehmigung nur dann, mean bie That ohre 
fie gar nicht, oder nicht in der Weiſe esfolgt wäre, welches ung denn 
dee Fall ift, wenn ber Thaͤter das eine oder das anbere von biefer Ge 
nehmigung abhängig machte ober nur aus Mädkicht auf uns handeltt. 
- Bier kann bas bloße Stillſchweigen verantwortlich machen, und wir müffem 
uns hütem, nicht ſelbſt fubtil zu werben, indem man Subtälitäten ww 
meiden zu muͤffen glaubt, auf bie fchon ber Mann von bies gefunden 
Berflande verfällt, wo Heben zur Pflicht wird, weit ber andere da 
Schweigen als Billigung auslegen muß. Der unſchuldig Hingenbe Am⸗ 
druck Anfliftung, den unfere neueren Gtrafgefegbücder dem soiffenfhufe 
lichen des dolus im weiteften Sinne ober der Intellectuellen Urheberſchaft 
fubflituirt haben, kann leicht auf felche Abwege führen und uͤberſchen 
lafien,. daß fhon bie Gewißheit bes Eyfolges zum dolus gendgt und 
man alfo Mitucheber einer That werden Faun, ohne gerade Auflifter za 
fein. Am wenigſten follte man Bedenken tragen, den Mandanten für 
eine Begehungsart, welche zwar nicht nothwendig im Auftrage lest, 
aber von dem Mandatar obgleich aus eigener Eingebung doch mit 
feinem Vorwiſſen gewählt worben ift, werantwortlich zu machen. Sein 
. babe ih es nicht geheißen, wird als bolo® mißklingen, fobalb e 
ein Lebenszeichen feiner Mißbilligung zu geben im Stande war. IH 
das Behareen beim Auftrage, der jeden Augenblick zurädigensumen wer⸗ 
den konnte, keine Handlung? — Und wenn ein erlanbtes Gelhäft zur 
unfhäblichen Ausführung verbindet, iſt es zu viel verlangt, wenn der⸗ 
jenige, der ein angefangenes fchon an ſich verbrecherifchee Wert wicht anf 
das Geringere beſchraͤnkt, in eine härtere Zurechnung fälle? — 
Auf diefelbe blos innere Willensthaͤtigkelt laͤßt fich auch die eigent 
liche Anfliftung, ober die Handlung deſſen, qui suadet, et impelit 


Paffioverhaiten gilt für Genehmigung, und bie Eutfchufbigung: 2 | 


atque instruit consilio zurädführen. Wäre das Recht auf aͤutzere Han 


lungen beſchraͤnkt, fo hätte man insbeſondre Grund an ber Verbindlich⸗ 
teit fowohl, als an ber Strafbarkeit defien, mas man blos Iatelletwlt 


Urheberſchaft nennt, zu zweifeln, ba eine unfere Wirkſamkeit erwetent 


Stellvertretung nicht einmal bei allen erlaubten Handlungen zugelafien iß 


und noch weniger bei Delicten. Unter jener Vorausfegung müßte le 


der phyfiſche Urheber allein einftehen, fogar ohne Regreß an dem, der If 


D dem Beitpn , 10 das erſte Meib mit mer 
Be Ha beta a u m a at man ne 
suppositus nicht, und die Beziehung Auf bas wegen ber Go » auch nach de 


Iobe d ; 
en eigentlichen Verbrecherẽ zulaͤffige Eriminalverfahren iſt alfo ausge 
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verleitet bat. Da aber das objective Recht ein Willensgeſetz iſt, fo wird 
zwar dem phyſiſchen Urheber feine Verantwortung nicht abgenommen, 
aber der geiſtige Urheber wird, fo gut als hätten fie phyſiſch zuſammen⸗ 
gewirkt, mit verantwortlih, ja er Fann fogar allein verantwortlich wer⸗ 
ben, wenn er ben phyſiſchen Urheber wegen feiner noch nicht ſelbſt ver 
antwortlichen Handlungsfaͤhigkeit, als Kind u. f. w., oder wegen eines 
factifhen Irrthums, in den er verfegt wurde, als blindes Werkzeug ohne 
eigene Schuld und Zurechnung gebraucht hat. Die Undurchdringlichkelt 
ber individuellen Schuld fchließt die gemeinfchaftliche Schuld nicht aus 
und biefe wird in der bier berührten Korm freilich nur daraus erfchöpfend 
arklaͤrt, daß der fich ſelbſt beflimmeride Menſch nice nur als Gewohn⸗ 
heitöthier in die Exrfcheinung fällt, ſondern auch als ein geſelliges und 
nachahmendes, das ſich vollftändtg nur mit anderen und in anderen bes 
ſtimmt, fo daß, wie bie Sittlichleit oder bie Öffentlihe Moral vom 
Einfluffe der Gefellfchaft auf Etweckung und Erhöhung. jeder Gemuͤths⸗ 
bewegung abhängt, fo auch ihre Kehrfeite denſelben Einflüffen unterwor⸗ 
fen ift, da die böfe Luft nicht nur in dem, ber empfangen, fondern auch 
in anderen buch Einimpfung oder Anftedung, einer Uebermacht fähig, 
welche leider kein Gedicht ift. Einer näheren Ausführung diefer Materie 
glauben wir uns jedoch darum überheben zu dürfen, weil biefelbe viel zu 
anerkannt ifl, und nur wenige Streitfengen barbietet, über die man 
nicht im wefentlichen einig wäre. Damit das, was wir bios intellectuelle 
Ucheberfchafs nennen, ber Juſtiz verfalle, ift freilich die Beziehung auf 
eine aͤußere Handlung erforderlich, allein es genügt ſchon die Gewißheit 
des Subjectes, das fie vornimmt, und bes Objectesz das dadurch leidet, 


werde auch die Begehungsart dem erſteren überlafien, wohingegen aud - 


die legtere für fi, 3. DB. bei einem dem ſchon habituirten ober beters 
minirten Verbrecher gegebenen inftructiven Rath, ohne die die Ausführung 
nicht von flatten gegangen wäre, fie conſtituiren kann. Eine Verſchmel⸗ 
zung von beiden Ucheberfchaften bildet das Complott. ® 
Durch ihren tieferen Grund bildet die intellectuelle Urheberſchaft den 
Webergang zu ber legten Function ber rationellen Auffaffung einer jeden 


Handlung, melde fih auf das handelnde Subject bezieht. Dem in 


Einsfaffen beffen, was in diefer Beziehung die empirifche fondert und 
als Gegenfag behandelt, vermögen wir Beinen pafjenderen Namen zu geben, 


als den einee Sonfubflantiation. Denn welchen anderen Ausdruck 


hätten wir für eine foldhe innige Verbindung deffen, mas dem Weſen 
nach nur als für fich beſtehend gebacht werden Tann? — Sie iſt eine 
mehrfache, zunaͤchſt die Conſubſtantiation des Keibes mit ber Serle ‚oder 
des organifchen Lebens mit dem geiftigen, nach welcher ſchon bie Rechtes 
fähigkeit von der menfchlichen Geftalt abhängt, ohne welche der Prieſter 
bie Zaufe verfagen wird, und die vollkommene Handlungsfähigfeit, deren 


Anfangspunkt ‚aus. fehr nahe liegenden Gründen durchs Geſetz beſtimmt 
-merben mußte, fomohl hinſichtlich der jede Zurechnung ausfchließenden 


Kindheit, als hinfichtlic der noch größere Vorſicht nöthig machenden Un⸗ 

mündigteit, um ihn als doli capax anzunehmen, durch Geſchlechtsreife 

bedingt ift, über welche hinaus in thesi dagegen Feine andere Unzurech⸗ 
1090* 
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nungsfählgkelt mehr zugegeben werben Bann, ohne Störung bes Organs, 
wodurch die Geiſtesherrſchaft in dieſer Welt allein zu wirken vermag. 
Sodann bie Confubftuntiation des Individuums mit bem menſchlichen 
Geſchlechte und zwar ingbefondre mit der bürgerlichen Geſellſchaft, in 
ber er lebt. Betrachten wir die Dienfchheit als ein Ganzes, zuſammen⸗ 
gefett aus dem Leben ber Einzelnen, fo hat biefes Ganze eben fo gut 
fein Leben, wie das Einzelne. Oder richtiger gefagt, es gibt nur ein 
Leben, — das Leben der Menfchheit bargeftellt in der Zelt und in dem 
Raume in den Millionen vorübergehender individueller Erſcheinungen, die 
wir Menſchen nennen und die mir daher Immer als vorübergehende Typen 
ober Mepräfentanten jener ewig fortlebenden Idee der Mienfchheit ze 
betrachten haben 27). Mur bie Theilnahme an diefem Gefammileben 
macht das von Ihe nicht abzuteennende Individuum zum Menſchen. 
Einem In der Wildniß unter Thieren aufgewachſenen Menſchen, woven 
man freilich nur ſeltene Beiſpiele hat und auch kuͤnftig erleben mir, 
weil ber Menſch ohne die forgfame Pflege feines Gleichen gewoͤhnlich 
umlommen wird, wird, fei auch bie menfchliche Geftalt und das Alter 
unverkennbar, niemand Handlungsfaͤhigkeit zugeftehen oder eine Zureds 
nung auf ihn anwenden, bis er fprechen gelernt und ſich für den geh 
tigen Unterricht no) empfänglich gezeigt hat. Der bloße Srembling 
kann zwar ‚unter ber europdifchen Menfchheit, deren Givilifation auf 
einer gleichen UWeberlieferung, Cultur unb voͤlkerrechtlichen Gemeinſchaft 
beruht, Eeineg fo auffallenden Unterfchied mehr bilden. Allein bei einem 
duch irgend einen Zufall in unfere Mitte gefchleuderten Wilden, Der 
unter ganz anderen religioͤſen, politifcyen und rechtlichen Begriffen aufs 
gewachſen ift, dürfte doch der Ctiminalprozeß ganz eigenthuͤmlichen Schwie⸗ 
rigkeiten begegnen, gefeßt auch, daß jener fi) uns und wir und ihm 
verftändlich machen koͤnnten. Auch ohne organifche Verbildung würde 
hier bie Frage: mit welchem Maße er zu meffen, mehr wie bei Unmün 
digen qgu ſchaffen machen, und häufig den Fechtsirrthum dem factifher 
gleichitellen. 

“ Endlich aber begrenzt ſich die auf die freie Natur des Menſchen 
gebaute Zurechhnungsfähigkeit durch Conſubſtantiation diefer Freiheit mit 
der finnlihen Natur deſſelben, da das Recht am die erftere nicht fordern 
barf, was die letztere nicht erträgt. Dahin gehört der pſychologiſche Zwang, 
vorausgefegt, daß die Bedingung der L. 15. C. de transact. (2.4.) erfült 
ift, talem metum probari oportet, qui salutis periculum vel corporis 
eruciatum continest. Da das Recht auf beide Naturen berechnet fein 
muß, fo kann das Geſetz bei den Staatsbürgern 2°) weder die Geduld 


27) Toute la suite des hommes pendant tant de siecles doit &tre or 

— comme un même homme, qui subsiste et apprend toujours, ſagt 
a ca ‘. 

28) Bol. Filangieri B. IV, &. 257 ber teutfchen Ueberſetzung. Thi⸗ 
baut, Beiträge zur Kritik ber Feu erb ach' ſchen Theorie S. 48. Dieſes iſt 
wenigſtens bie conſequenteſte Rechtfertigung der gemeinen Meinung, welcht 
Rothrecht und Nothwehr auf das Subjective bezieht. Mit vielem Scharffinne 
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und Tugend eines Märtyrer, noch den Muth und ben Ehrgeiz eineg,Delden - 
vorausfegen Wand eben fo wenig zu einer Alletagspfliht erheben. Kine 
ſolche nach dem Gefege der Sparſamkeit anzuwendende Anfteengung kann 
nur dem außerordentlichen Berufe des Soldaten, der Masiftratsperfonen, 
von” benen man Gabinetstapferkeit fordert, der Vaterlandévertheidigung 
gegen innere und dußere Feinde und zum Schuge unferer Oberhäupter 
auferlegt werben, und hat auch unter diefen fehr werfchiedene Gradatio⸗ 
aen der Derantwortlichkeit, welche ba, wo die Richter des Factums und \ 
des Rechtes getrennt find, dem erfteren anheimfallen und nad) Umſtaͤnden 
bald Straflofigkeit, bald Milberung bewirken. In biefelbe Kategorie ges 
hört ein hoher Grad des Affectes, den manche Geſetzgebungen des Alter: 
thums dem casus oder dee culpa völlig gleichgeftellt haben, waͤhrend 
unſer gemeines Recht denfelden vom dolus nicht ausfchließt, als deſſen 
Beweis nur dadurch erfchiwest wird ‚und deutliche Merkmale beftimniter 
Abficht erfordert. Endlich diejenigen Gemüthezuftände, welche Clarus 
jweifelhafte nennt, weil noch nicht alle Zendenz zur Zweckmaͤßigkeit in 
der Art verſchwunden ift, edaß,fie nicht einmal in der Erfcheinung mehr 
als Handlungen aufgefaßt werben können. Das zur Erläuterung Nöthige 
wurde bereit# oben In ber empirifchen Betrachtungsweiſe anticipirt. Eben 
daſelbſt Haben wir aud bemerkt, daß das Individuelle allezeit in das 
allgemeine Bernunftbild der Menfchlichkeit aufgehen muß, wenn es Bes 
sücfichtigung verbienen foll, girtier. 


Gannover). Hiſtoriſche Einleitung?) As Spittler 
gegen das Ende bes vorigen Jahrhunderts unter dem Zitel einer Geſchichte 


» 


4 
hat Luden eine andere Ableitung unmittelbar aus dem objectiven Rechte ver⸗ 
ſucht, das ſonſt in Widerſpruch mit ſich ſelbſt gerathen wuͤrde. Allein ſeine 
Ausführung dürfte doch nicht befriedigen, da fchon die beifallgwärbige Beſchraͤn⸗ 
kung von beiden auf dem Selbfterhaltungstriebe und die Bedingungen der actio 

od metus causa barauf zuruͤckkkommt, baß ber fubjective Standpunkt bie 
auptfache iſt, obgleich er ſich in das objective Recht einbilbet. 

1) Seit dem Jahre. 1888 befteht ein fyftematifches Werk Aber das hanno⸗ 
verfche Recht unter dem Zitel: Leitfaden sum Stublum bes hannover’fchelt 
Privatrechtes von Dr. 5. B. Grefe. Göttingen. (Erſter Theil 1833. Zwei⸗ 
ter Theil 1835. — Zweite verbefferte und vervolfftändigte Ausgabe des erften 
Theiles 18385 die bes zweiten Theiles wirb bald erfcheinen.) Diefes treffliche 
Buch enthält mehr als der Zitel verfpricht. 

- 2) Die wichtigeren, namentlich bie Rechtözuftände mit behandelnden, hiſto⸗ 
riſchen Merle über Hannover oder einzelne größere Gebietöteile find: P. 3. 
Rethmeier, braunfhweig-lüneburg’fche Chronica ober hiſtoriſche Befchreibung 
u. f. w. III. Braunfhw. 1722. Fol. — G. 8. Pfeffinger, Hiftorie des, 
braunfähtoeig Mincburg fen Haufes und felbiger Landen III. Hamb. 1731. — 

Origines Guelficae Y. Hannov. 1750-1780. — 3. Möfer, osnabrüd’iche 

Geſchichte IH. 1 u. 2. Berlin und Stettin 1780. — Th. 3 (herausgegeben on 
son Stüve) 1824. — Spittler, Gefchichte des Fuͤrſtenthums Hannover | 
(Goͤtt. 1786), II. (In der Ausgabe der fämmtlichen Werte Spittler’s von 
Wächter VI.u. VIL 8.) — Annalen ber Beaunigneig = Line: Shurlande, 
herausgegeben von Jacobi und & raut, IX. Hannover 1787—17%. — Zur 

Befchichte des Königreichs Hannover in den erften Jahren nach der Befreiung uf... 
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nungsfähigkelt mehr zugegeben werden kann, ohne Störung bed Organs, 
wodurch bie Geiftesherefchaft in dieſer Welt allein zu wirken vermag. 
Sodann die Confubfluntiation des Individuums mit dem menſchlichen 
Geſchlechte und zwar ingbefondre mit der bürgerlichen Geſellſchaft, in 
ber er lebt. Betrachten wir die Menfchheit als ein Ganzes, zufammens 
gefegt aus dem Leben der Einzelnen, fo bat biefes Ganze eben fo gut 
fein Leben, mie das Einzelne. Oder richtiger gefagt, es gibt nur ein 
Leben, — das Leben der Menfchheit bargeftelt in der Zeit und In dem 
Raume in den Millionen vorübergehender individueller Erfcheinungen, die 
wir Menfchen nennen und die wir daher immer als vorübergehende Typen 
oder Mepräfentanten jener ewig fortlebenden Idee der Menſchheit zw 
betrachten haben?) Mur bie Theilnahme an diefem Gefammtleben 
macht das von ihr nicht abzuteennende Individuum zum Deenfchen. 
Einem in ber Wildniß unter Thieren aufgewachſenen Menſchen, wovon 
man freilich nur ſeltene Beiſpiele hat und auch kuͤnftig erleben wird, 
weil der Menſch ohne die forgfame Pflege feines Gleichen gewoͤhnlich 
umlommen wirb, wird, fei auch die menfchliche Geftalt und bas Alter 
unverkennbar, niemand Dandlungsfähigkeit zugeftehen ober eine Zurech⸗ 
nung auf ihn anwenden, bis er fprechen gelernt und fi für den gehoͤ⸗ 
tigen Unterricht nos) empfänglic; gezeigt hat. Der bloße Fremdling 
kann zwar ‚unter ber europdifchen Menfchheit, deren Civillfation auf 
einer gleichen Ueberlieferung, Cultur und völferrechtlihen Gemeinſchaft 
beruht, keinen fo auffallenden Unterfchleb mehr bilden. Allein bei einem 
buch irgend einen Zufall in unfere Mitte gefchleuberten Wilden, ber 
unter ganz anderen religiöfen, politifchen und rechtlichen Begriffen aufr 
gewachſen iſt, dürfte doch der Ctiminalprozeß ganz eigenthuͤmlichen Schwies 
rigkeiten begegnen, geſetzt auch, daß jener ſich uns und wir uns ihm 
verftändlich machen Einnten. Auch ohne organifche Verbildung wuͤrde 
bier bie Stage: mit welchem Maße er zu meſſen, mehr wie bei Unmün+ 
digen gu ſchaffen machen, und häufig den Rechtsirrthum dem facttiſchen 
gleichitellen. 

« Endlich aber begrenzt ſich die auf bie freie Natur bes Menſchen 
gebaute Zurechnungsfähigkeit durch Gonfubftantiation dieſer Freiheit mit 
der finmlihen Natur deffelben, da das Recht an die eritere nicht fordern 
darf, was bie letztere nicht erträgt. Dahin gehört der pfychologifche Zwang, 
vorausgefegt, daß die Bedingung ber L. 15. C. de transact. (2.4.) erfüllt 
ift, talem metum probari oportet, qui salutis periculum vel corporis 
eruciatum contineat. Da das Recht auf beide Maturen berechnet fein 
muß, fo kann das Geſetz bei den Staatsbürgern 29) weder die Geduld 

4 


27) Toute la suite des hommes pendant tant de siecles doĩt ötre con- 
— comme un möme homme, qui zubeisto et apprend toujours, ſagt 
a ca @ 
28) Bgl. Filangieri B. IV, &. 257 ber teutfchen Ueberfegung. Thi⸗ 
baut, Beiträge zur Kritik der Feuerbach' ſchen Theorie ©. 43. Diefes iſt 
wenigflens bie confequentefte Rechtfertigung der gemeinen Meinung, welche 
Nothrecht und Nothwehr auf das Gubjective bezicht. Mit vielem Gcharffinne 


\ 
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und Tugend eines Maͤrtyrers, noch ben Muth und ben Ehrgeiz eine Heiden 
vorausfegen "nd eben fo wenig zu einer Alletagspflicht erheben. Eine 
ſolche nach dem Gefege ber Sparſamkeit anzumendende Anftrengung ann‘ 
nur dem anßerorbentlichen Berufe des Soldaten, ber Magiftratsperfonen, 
von” denen man Gabinetstapferkeit fordert, der Vaterimbsvertheidigung 
gegen innere und dußere Feinde und zum Schuge unferer Oberhäupter 
auferlegt werden, unb bat aud) unter diefen ſehr verfchiedene Gradatio= 
nen bee Derantwortlichkeit, welche dba, wo bie Michter bes Factums und 
des Rechtes getrennt find, dem erſteren anheimfallen und nad) Umfländen 
bald Straflofigkeit, bald Milderung bewirken. In diefelbe Kategorie ges 
hört ein hoher Grad des Affectes, ben manche Gefeggebungen des Alter: 
thums dem casus oder der culpa völlig gleichgeftellt haben, während 
unfer gemeines Recht denfelben vom dolus nicht ausfchließt, als deſſen 
Beweis nur dadurch erfchwest wird ‚und deutliche Merkmale beſtimmter 
Abſicht erfordert. Endlich diejenigen Gemüthszuflände, welche Clarus 
zweifelhafte nennt, weil noch nicht alle Zendenz zur Zweckmaͤßigkeit in 
der Art verſchwunden ift, daß,fie nicht einmal in der Erſcheinung mehr 
als Handlungen aufgefaßt werden Finnen. Das zur Erläuterung Nöthige 
wurde bereits oben in ber empirifchen Betrachtungsweiſe anticipirt. Eben 
dafelbft haben wir aud bemerkt, daß das Individuelle allezeit in das 
allgemeine Bernunftbild der Menfchlichkeit aufgehen muß, wenn es Bes 
ruͤckſichtigung verdienen fol. Birkler. 


 Saunover'). Hiſtoriſche Einleitung?) as Spittler 
gegen das Ende bes vorigen Sahrhunberts unter bem Titel einer Geſchichte 


13 . 
bat Luden eine andere Ableltung unmittelbar aus dem objectiven Rechte vers 
fucht, das fonft in Widerfpruch mit fich felbft gerathen wuͤrde. Allein feine 
Ausführung dürfte doch nicht befriedigen, da ſchon die beifallewuͤrdige Beſchraͤn⸗ 
kung von beiden auf dem Selbfterhaltungstriebe und bie Bedingungen ber actio 

uod motus causa darauf zurüdtommt, baß ber fubjective Standpunkt die 

uptfache iſt, obgleich er ſich in das objective Hecht einbilbet. 

1) Seit dem Sahre.1833 beſteht ein ſyſtematiſches Wert Aber das hanno⸗ 
ver'ſche Recht unter dem Titel: Leitfaden zum Studium des hannover’fcheit 
Privatrechtes von Dr. 5. 8. Srefe. Göttingen. (Erſter Theil 1833. Zwei⸗ 
ter Theil 1835. — Zweite verbefierte und vervollftändigte Ausgabe bed erften 
Theiles 1838; bie bes zweiten Theiles wird bald erfcheinen.) Diefes treffliche 
Buch enthält mehr als der Titel verfpricht. 

2) Die wichtigeren, namentlich bie Rechtszuflände mit behandelnden, hiſto⸗ 
riſchen Werke über Hannover oder einzelne größere Gebietstheile find: P. I. 
Rethmeier, braunfhweig-lüneburg’fche Chronica ober hiftorifche Befchreibung 
u. f. w. III. Braunfdw. 1722, Fol. — ©. & Hfeffinger, Hiſtorie des 
beaunfehroeig  lineburg’fchen Haufes und felbiger Landen III. Hamb. 1731. — 
Origines Guelficae Y. Hannov; 1750-1780. — 3. Mödfer, osnabrüd’fche 
Geſchichte Th. 1 u. 2. Berlin und Stettin 1780. — Th. 3 (herausgegeben 
son Stuͤve) 1824. — Spittler, Gefchichte des Fuͤrſtenthums Hannover 
(Goͤtt. 1786), II. (In der Ausgabe der ſaͤmmtlichen Werke Spittlher's von 
Wächter VI. u. VIL 8.) — Annalen der braunfchweig > lüneb. Churlande, 

herausgegeben von Jacobi und Kraut, IX. Hannover 1787—1795. — Zur 

Seſchichte des KönigreichE Hannover in ben erften Sapren nach ber Befreiung u. ſ. m 
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des Sägftenthums Hannover einen Beittaum aus ber neugen Geſchichte 
der Fuͤrſtenthuͤmer Calenberg und Goͤttinden befchrieb, hode er «6 gleich 
im Anfange feines Werkes als eine Merkwuͤrdigkeit hervor, daß unter 
allen großen und kleinen Staaten Zeutfchlande ſchwerlich irgend einer 


. sei, befien Verfaſſung fo viele Mannigfaltigkeit befige und, ohne jemals 


- 


duch bie Hand eines gewaltfamen Staatsreformators zerriffen oder vers 
einfacht zu fein, ſchon feit einem halben Jahrtauſend ſich in fe ununtet⸗ 
brochenem Bufammenhange entwidelt habe, wie bie Verfaffung der teut⸗ 
fehen Lande Königs Georg III. von Großbritannien. „Wenn — fo fährt 
er fort — König Georg IIL den acht Millionen Unterthanen auf feiner 
Inſel eine neue axe auflegen will, fo iſt blos die Einwilligung eines 
einzigen Parlamentes nöthig, und unter den zwei Hauptfländen, aus wel⸗ 
hen diefe Verſammlung von Nationalcepräfentanten beftcht, wird blos 
die Verwilligung eines einzigen Standes erfordert; aber wenn eben der⸗ 
felbe von feinen fämmtlichen teutfchen Unterthanen, welche ungefähre 
hoͤchſtens ben zehnten Theil feiner Infulaner ausmachen, eine allgemeine 
neue Steuer verlangt, fo muß mit fech8cherflhiedenen Parlamenten vor⸗ 


‚ bee gehandelt werben, und jedes biefer ſechs verfhiebenen Parlamente bes 


ſteht aus mehreren Claſſen von Landftänden gleichwichtiger Rechte und 
gleichvetficherter Privitegien, welche alle, fo ſehr fonft ihre Vorzüge vers 
ſchieden find, um ihre freie Einwilligung hierüber befragt werden müffen. 
— So ſchwer und fo Eoftbar eine folche Verfaffung zu regieren iſt, fe 
wenig fie auch in manchen Fällen den gewöhnlichen Vorzug monarchiſcher 
Staaten, Scleunigkeit des Entwurfes und der Ausführung, haben zu 
koͤnmen fcheint, fo ein herrliches Denkmal bleibt fie, role fehr bier Alles 
von jeher ber freien eigenen Entwickelung überlaffen geblieben, wie Zufall 
und Natur hier in ihrer ganzen Mannigfaltigkeit fpielten, unb wie fich 
unter der gewaltigften Einwirkung äußerer Umftände mehrere Jahrhunderte 
hindurch bei völlig geänderten duferen Formen doch kennbare Züge von 
Verfoffung und Sitten erhalten können, wie ungefähr auf dem Gefichte 
des ausgebildeten Mannes nody manche Züge feiner Jugendphyſiognomie 
zu finden find.” Dieß durchdachte Urtheil des Geſchichtsforſchers bezeich⸗ 
net treffend den allgemeinen Charakter einer langen Periode in der Ge⸗ 
ſchichte Hannovers. Um die Zuſtaͤnde, welche Spittler hier nut in 
einem Umriſſe gezeichnet hat, zu erklären, und um bie Urſache aufzufins 
ben, welche diefen mannigfaltigen Reichthum eigenthuͤmlicher Verfaffungen 
erjeugte und die freie Entwidelung ganz eigener Rechtsverhältnifie möglich 
machte, muß man in die Vergangenheit zurückgehen bis auf Heinrich den 

Löwen. Unter diefem Fuͤrſten war zum legten Male das große National 
herzogthum Sachen in einer Hand "vereinigt. Sein Fall hatte eine 
Zerfplitterung des Herzogtums in eine Anzahl Bleiner geifttichet und 
weltlicher Territorien zur Folge, und es begann damit im noͤrdlichen 
Teutſchland fene Auflöfung ber Verfaffung, welche auf Jahrhunderte bie 
Banden zerriß, die Sachfen mit dem Reiche vereinigten. Dem welfiſchen 


Goͤtt. 1826. (Nehb en) — B. Havemann, Geſchichte der Lande Braums 
ſchweig unb Luͤneburg I. Limeb. 1837 und 1838. 


\ 
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. Büsftenfliomme gelang es zwar, nach dem Verluſte bes ſaͤchſiſchen Herzog⸗ 
thums aus den eigenen Familienbeſihungen?) ein neues Herzogthum zu 
‚gründen, indem ein Enkel Heinrich's des Löwen, Dtto das Kind, im 
Sabre 1235 feine Güter dem Kaifer Sriebrich UI. zu Reichslehen offerirte 
und fie von diefem mit dem Xitel eines Derzosthums Braunſchweig⸗ 
Lüneburg als fendum foeminnum zuruͤckempfing*). Indeß weit entfernt, 
daß die Erhebung der welfifchen Befigungen zu einem Herzogthume deren 
dauernde Vereinigung herbeigeführt hätte, trat ſchon bald nach dem Xobe 
des Stifters biefes neuen Zerritortums eine Theilung unter zwei Soͤhnen 
beffeiben, Albrecht und Johann, ein, und obgleich die Linie bes letzten, 
das fogen. — — Haus, ſchon nach einem Jahrhunderte (1869) 
erloſch, und dadurch deſſen Beſitzungen an die Linie des erſten, das ſogen. 

altbraunſchwfig'ſche Haus, zuruͤckfielen, wiederholten ſich die Theilungen 
nach den damaligen Succeſſionsrechten in, der Regel bei allen Erbfaͤllen 
ſo ſehr, daß ganze Perioden hindurch die welfiſchen Stammlande in eine 
Maſſe einzelner kleiner Gebietötheile mit beſonberen Rechten und Ver⸗ 
faſſungen aufgeloͤſt erſcheinen, Perioden, wo oft ein Nachkomme Hein⸗ 
richs des Loͤwen vor dem Ritter und Vaſallen nur die Berühmtheit ber 

Abſtammung voraus haben mochte. | 

Es kann nicht unfere Abſicht fein, die verwickelte Gefchichte ber 
teanfltorifchen Trennungen und Wiedervereinigungen fo vieler zerſtreuter 
Laͤnderſtrecken hier zu verfolgen. Es wird genuͤgen, auf die Erſcheinung 

ſelbſt hingewieſen zu haben, um zu erklaͤren, wie auf einem kleinen Ge⸗ 

„biete des alten Großherzogthums Sachſen, in deſſen ganzem Umfange 
vordem unſtreitig eine feſte Einheit im Rechte und in der Staatsverwal⸗ 
tung geherrſcht batte®), eine große Mannigfaltigkeit beſonderer rechtlicher 
und politifchee Inſtitute ſich ausbilden konnte. — Nicht unzweckmaͤßlg 
bagegen dürfte es fein, von da an etwas genauer in bie Gefchichte zuruͤck⸗ 
zubliden, wo fie anfing eine entgegengefeste Rid,tung zu nehmen, wo 
bie abgeriffenen Stüde des Herzogthums fi) alimälig wieder vereinigten 
und neue Beftandtheile hinzutraten. Das Koͤnigreich Hannover in fels 
nem gegenwärtigen Beſtande ift eine Summe einzeiner, aus verfchiebenen 


8) Belläufig mag hier bemerkt werben, bag der welfifche Stamm urfprüngs 
lich in Nicderfachfen gar Leine — Guͤter beſaß: feine Beſitzungen lagen 
Bayern und Schwaben. erheurathungen und Erbfaͤlle waren allmaͤlig 
die Brunoniſchen, Rordheim'ſchen und Supplingenburgiſchen Güter auf Gertrud, 
Tochter des Kaiſers Lothar II., gekommen, mit welcher ſich Heinrich der Stolze, 
wegen feiner Mutter Bulfilde bereits Erbe der Billungiſchen Befldungen, ver⸗ 
maͤhlte. Aus dieſer Ehe wurde Heinrich ber Loͤwe geboren, welcher mun alle 
Güter feiner vier edeln Familien in feiner Perfon vereinigte. . 
4) In ber Belchnungsurkunde heißt es am Schlufie: Praeterea — — ci- 
vitatem Brunsvic et castrnm Luneborch — univimus et ereavimus inde 
ducatum, et imperiall aucteritate dietum — Ottonem ducem et prin- 
cipem facientes, ducatum ipsum in foedam imperii ei concessimus, ad 
heredes snos filios ot fillas hereditarie devolvendum. Meibom, rerum 
Germanic. III. 207. , 

5) um ch hiervon zu Äberzeugen, braucht man nur bis auf bie Karoling'⸗ 
ſche Verfaſſung zuruͤckzublicken. Ei 
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Gründen (Beerbung, Lehensanwartſchaft, Kauf u. f. w.) nad. und nad) 
zuſammengebrachter, Provinzen. Man kann da Ganze nicht überfehen, 
wenn man bie Ermwerbung des Einzelnen nicht kennen gelernt hat. 
Untheilbarkeit und Erftgeburtsrecht kamen erft fpdt nah manchen 
ſchwachen und ungelehrten voraufgegangenen Verſuchen im melfifchen 
Fuͤrſtenhauſe zur feften Anertennung‘). Es tft das Teſtament des Ders 
3098, nacmaligen Kurfürften Ernſt Auguft (reg. von 1679—1698), 
welches diefen wichtigen Wendepunkt bildet”). Schon früher wurden die 
althannoverfchen®) Provinzen nur noch von zwei Hauptlinien regiert. Im 
Jahre 1665 theilten die Derzoge Georg Wilhelm und Johann Friedrich 
fo, daß jener Luͤneburg und dieſer Calenberg, Göttingen und Grubens 
bagen erhielt. Auf Johann Friedrich folgte Ernſt Auguft, und auf dies 
fen Georg Ludewig, als König von Großbritannien (171%) Georg L 
As Georg Wilhelm 1705 ohne männliche Defcendenz ftarb, fiel Lünes 
burg an Georg Ludewig, welcher fomit die Afteften Provinzen des jegigen 


Königreiches), nachdem fie vier und ein halbes! Jahrhundert vorher 


zuerft getheilt worden waren, wiederum vereinigte. Seitdem hat nie 
wieder eine Trennung ftattgefunden. — Im Laufe der Zeit famen nur 
aber zu den Stammlanden bedeutende neue Erwerbungen hinzu. Die 
wichtigeren von ihnen, aus welchen in Verbindung mit dem alten mels 
fifhen Erbe das Königreich zufammengefest ift, find folgende: 1) die 


Graffhaft Hoya 10). Sie zerfiel in die Ober: und Niedergraffchaft und’ 


Fam im Sahre 1682, als die Grafen von Hoya ausftarben, als eröffs 
netes Lehen an das Haus Braunfchweig- Lüneburg. — 2) Die Graf 
fhaft Diepholz Nachdem im Sahre 1585 das Geflecht der Grafen 
von Diepholz erlofchen war, nahm der Herzog Wilhelm der Jüngere von 
Lüneburg kraft Eaiferlicher Anmwartfchaft die Grafſchaft in Belle. Sie 
blieb bei der Lüneburg’fehen Linie bis zum Sabre 1665, wo fie vom 
Herzoge Georg Wilhelm an Ernſt Auguft, damals erft Biſchof von 
Dsnabrüd, abgetreten wurde. Diefer behielt fie auch, als ex dem Ders 


6) Spittler, Geſchichte II. &. 316, 321 fig. 

7) Die berühmte Hausgefeg ift bekanntlich niemals ganz durch den Drud 
zur Öffentlichen Kunde gelangt: man betrachtet es *ꝓ Hannover als ein wich⸗ 
tiges Staatsgeheimniß. Uebrigens kam es bald untert traurigen Verwirrungen 
zur Anwendung, und erhielt ſo zu ſagen die Bluttaufe. Man erinnere ſich der 
Verſchwoͤrung des Prinzen Maximilians und Moltke's. Schreibt Nachkommen 
ins Denkbuch der hannover'ſchen Geſchichte, daß die ungluͤcklichſte Geheimhaltun 
der alten Haus⸗ und Familienvertraͤge faſt Einfuͤhrung des Pabſtthums, fa 
völligen Ruin ber proteſtantiſchen Landesreligion veranlaßt hätte, ſchreibt ins 
Denkbuch, daß nie noch ein Fall war, wo freie Publicitaͤt geſchadet habe, und 
nie noch wieder ein Fall war, wo unterdruͤckte Publicitaͤt auch nur ſcheinbar 
genügt hätte. (Spittler a. a. O. ©. 320.) 

8) Die neueren Namen dafür find: Göttingen (Oberwald), Grubenhagen, 
Galenberg (Land zwifchen Deifter und Leine), Lüneburg. ; 

9) Des jegigen Königreich®, indem ein Gebietötheil ſaͤmmtlich er 
alten Provinzen, bad ‚gegenwärtige Herzogthum Braunſchweig (Wolfenbättel), 
noch in diefem Augenblide von benfelben getrennt ift. 

— mathler „Geſchichte der Grafſchaften Hoya und Diepholz. Bremen 


+ 





loren. 


‚ 
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ge Johann Jriedrich in —— und Geußfkhagen ſutee 
a 


dirte. — 8) Das Herzogthum Lauenburg’) Mit Jullus Franz 
ftacb im Jahre 1689 die männliche Linie der Herzoge von (Sachſen) 
Lauenburg aus. Um die Folge wurde gefktitten zwiſchen Kurfachfen, 
den fächfifchen Herzogen erneftinifcher Linie, Mecklenburg und dem Hets 
zoge ‚Georg Wilhelm von Lüneburg. Legterer, welcher feine Anfprüche 
auf die früheren Rechte zur Zeit Heinrich's des Löwen und auf Erbver⸗ 
‚brüberungen gründete, wußte ſich im Befige zu behaupten. - Später er⸗ 
folgte auch die Beftätigung des Kaiſers 2). — M Die Grafſchaft 
Benthim 18). Sie wurde im Jahre 1752 von dem Grafen Friedrich 
Garl.auf 30 Jahre antichrstifch mit der Landeshoheit an Georg II. vers 
pfändet und, nachdem im Jahre 1783 die Pfandfchaft für verlängert 
erklärt, eine Klage des Strafen auf Wiedererlangung von dem Reichs⸗ 
hofrathe abgewiefen worden wor, durch bie Wienes Congrefacte von 1815, 
Art. 32, dem Königeeiche Hannover als mebiatifirte Provinz für ben 
Fall untergeben, bag die Auflöfung der Pfandfchaft erfolgen ſollte. Dies 
ſelbe gefchah darauf einige Jahre fpäter. — 5) Die Herzogthümee 
Bremen und. Verben 1%). Im weſtyphaͤliſchen Frieden von 1648 
(At. 10, $.7, 8 u. 9) wurden das Erzbischum Bremen und das 
Bischum Verden fäcularifirt und an Schweden übertwiefen, im Sabre 
1712 durch die Dänen. erobert und 1715 von Dänemark an Hanggver 
für die Summe von 877,000 Rthlr. verkauft. Später, naͤmlichh im 
Sabre 1719, verzichtete Schweden förmlich auf den DBefig ber Derzoge 
thümer gegen Zahlung der Summe von einer Million Thaler. — 6) 
Das Land Hadeln!d) Seit dem 12. Sahrhunderte von den Herzogen 
von (Sachſen) Lauenburg beherrfcht, wurde nach deren Ausfterben (1689) 
aud) um das Land Habeln geflritten. Im Jahre 1731 hörte die deß⸗ 
halb angeordnete Sequeftration des Landes Hadeln auf, und daſſelbe 
kam nun an Hannover. — T) Das Fürftenthum Osnabruͤck 19): 
Nachdem bereits durch die Beflimmung bes weftphälifhen Friedens über, 
bie abmwechfelnde Wahl eines Biſchofs aus dem Haufe Braunfchweigs 
Lüneburg das Hochſtift Osnabruͤck zu bdiefem in ein nahes Verhältnig 
gefegt, war, wurde baffelbe durch den Reichsdeputationshauptfchluß vom 


a; 11) Deter v. Kobbe, Gefhichte des Herzogthums Lauenburg. Goͤt⸗ 
ngen . 

12) Durch die Wiener Gongreßacte und andere Verträge ging bekanntlich 
Lauenburg mit Ausnahme einiger weniger Aemter für Hannover wieber vers 


13) Historiac antiquissimae comitatus Benthemiensis libri tree — — 
— auctore Jungio. Hannov. et Osnab. 1753, 
14) Die Herzogthuͤmer Bremen und Verden. Bremen 1757. — Peter 
v. Kobbe, Geſchichte der Herzogthuͤmer Bremen und Werben. Bött. 1824. 
15) Hadeleriologia historica, das ift: hiſtor. Bericht von dem Lande 


. Sen Damb. 1722. 


6) Acta Osnabrugensia. (Osnab. 1778.) II. — Stüve, Befchreibung 
und Gefchichte des Hochftifte® und Fuͤrſtenthums Denabrüd. Denab. 1789. — 
Klöntrup, alphabetifches Handbuch der befonderen Rechte und Gewohnheiten 
des Hochſtiftes Osnabruͤck (Osnqb. 1798—1800), LI. ’ 
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Gruͤnden (Beerbung, Lehensanwartſchaft, Kauf u. f. w.) nach. und nach 
zufammengebradhter, Provinzen. Man kann dad Ganze nicht überfehen, 
wenn man die Erwerbung des Einzelnen nicht kennen gelernt hat. 
Untheilbarkeit und Erfigeburtsrecht kamen erſt ſpaͤt nah mandıen 
ſchwachen und ungelehrten voraufgegangenen Verſuchen im welfifchen 
Fuͤrſtenhauſe zur feften Anerkennung‘). Es ift das Teſtament des Her⸗ 
3098, nacmaligen Kurfürften Ernſt Auguft (reg. von 1679—1698), 
welches dieſen wichtigen Wendepunkt bildet). Schon früher wurden bie 
althannoverfchen®) Provinzen nur nody von zwei Hauptlinten regiert. Im 
Sabre 1665 theilten die Derzoge Georg Wilhelm und Johann Friedrich 
fo, daß jener Lüneburg und dieſer Galenberg, Göttingen und Gruben 
hagen erhielt. Auf Sohann Friedrich folgte Ernft Auguft, und auf dies 
fen Georg Ludewig, als König von Großbritannien (171%) Georg L 
Als Georg Wilhelm 1705 ohne männliche Defcendenz ftarb, fiel Luͤne⸗ 
burg an Georg Luberig, welcher fomit die Afteften Provinzen des jetzigen 


Königreiches), nachdem fie vier und ein halbes! Jahrhundert vorher 


zuerfi getheilt worden waren, wiederum vereinigte. Seitdem bat nie 
wieder eine Zrennung ftattgefunden. — Im Laufe ber Zeit famen nun 
aber zu den Stammlanden bedeutende neue Erwerbungen hinzu. Die 
wichtigeren von ihnen, aus welchen in Verbindung mit bem alten wels 
fiſchen Erbe das Königreich, zufammengefegt ift, find folgende: 1) bie 


Grafſchaft Hoya!Y. Sie zerfiel in bie Ober: und Niedergraffchaft und 


am im Jahre 1682, als: die Grafen.von Hoya ausſtarben, als eroͤff⸗ 
netes Lehen an das Haus Braunfchweig- Lüneburg. — 2) Die Grafs 
fhaft Diepholz. Nachdem im Sahre 1585 das Sefchlecht der Grafen 
von Diepholz erlofchen war, nahm ber Herzog Wilhelm ber Jüngere von 
Lüneburg Eraft Laiferlicher Anmwartfchaft die Grafſchaft in Belle. Sie 
blieb bei der luͤneburg'ſehen Linie bis zum Jahre 1665, wo fie vom 
Herzoge Georg Wilhelm an Ernft Auguft, damals erft Biſchof von 
Osnabruͤck, abgetreten wurde. Diefer behielt fie auch, als ex dem Her⸗ 


6) Spittler, Geſchichte II. &. 316, 321 fig. 

7) Dieß berühmte Hausgefeg ift bekanntlich niemals ganz durch ben Drud 
zur Öffentlichen Kunde gelangt: man betrachtet es zu Dannover als ein wich⸗ 
tiges Staatögeheimniß. Uebrigens kam es bald unter traurigen Berwirrungen 
zur Anwendung, und erhielt fo zu fagen die Bluttaufe. Man erinnere fich der 
Verſchwoͤrung des Prinzen Marimilians und Moltke's. Schreibt Nachkommen 
ind Denkbuch der hannover’fchen Gefchichte, daß die unglädlichfte Geheimhaltun 
ber alten Haus⸗ und Familienverträge faft Einführung des Pabſtthums, fa 
völligen Ruin der proteftantifchen Tandesreligion veranlaßt hätte, fchreibt ins 
Denkbuch, daß nie noch ein Fall war, wo freie Pubticität gefchadet habe, und 
nie noch wieder ein Kal war, wo unterbrüdte Publicität auch nur ſcheinbar 
genügt hätte. (Spittler a. a. O. ©. 320.) 

8) Die neueren Namen dafür find: Göttingen (Oberwald), Grubenhagen, 
Galenberg (Land zpifchen Deifter und Leine), Lüneburg. Ei 

9) Des jegigen Königreichs, indem ein Gebietötheil ſaͤmmtlich er 
alten Provinzen, das gegenwärtige Herzogthum Braunfchweig (Wolfenbüttel), 
nod) in diefem Augenblide von benfelben getrennt ift. 

; athief, Gefchichte ber Graffchaften Hoya und Diephplz. Bremen 


+ 
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yoge Sohann Friedrich In Calenberg, Goͤttingen und Grubkkhagen fucce⸗ 
dirte. — 3) Das Herzogthum Lauenburg?!) Mit Julius Franz 
ftarb im Jahre 1689 die männliche Linie der Herzoge von (Sachfen) 
Lauenburg aus. Um die Folge wurde gefkeitten zwiſchen Kurfachfen, 
den ſaͤchſiſchen Herzogen erneftinifcher Linie, Mecklenburg und dem Ders 
zoge ‚Georg Wilhelm von Lüneburg. Legterer, welcher feine Anfprüche 
auf die früheren Nechte zur Zeit Heinrich's des Löwen und auf Erbver⸗ 
brüderungen gründete, wußte fich im Befige zu behaupten. Später ers 
folgte auch die Veftätigung des Kaifers 1%). — .4) Die Grafſchaft 
Benthugm!?), Sie wurde im Jahre 1752 ‚von dem Grafen Friedrich 
Cart auf 80 Jahre antichestifch mit der Landeshoheit an Georg II. vers 
pfänbet und, nachdem im Jahre 1783 die Pfandfchaft für verlängert 
erklärt, eine Klage des Grafen auf Wiedererlangung von dem Reichs⸗ 
boftathe abgemwiefen worden war, durch bie Wiene Congreßacte von 1815, 
Art. 32, dem Königreichhe Hannover als mebdiatifirte Provinz für den 
Saul untergeben, dag die Auflöfung der Pfandfchaft erfolgen ſollte. Dies 
Telbe geſchah darauf einige Jahre fpäter. — 5) Die Herzogthümer 
Bremen und. Verden 1%. Im meftphälifchen Krieben von 1648 
(Art. 10, 9.7, 8 u. 9) wurden das Erzbischum Bremen und das 
Bisthum Verben fäculadfirt und an Schweden überwiefen, im Sabre 
1712 durch die Dänen. erobert und 1715 von Dänemark an Happover 
fair die Summe von 877,000 Rthlr. verkauft. - Später, naͤmlichh im 
Sabre 1719, verzichtete Schweden förmlich auf den Beſitz der Herzog⸗ 
thümer gegen Zahlung der Summe von einer Mülion Thaler. — 6) 
Das Land Hadein!?) Seit dem 12. Sahrhunderte von den Herzogen 
von (Sachſen) Lauenburg beherrfcht, wurde nach beren Ausfterben (1689) 
auch um das Land Hadeln geffritten. Im Sahre 1731 hörte die deß⸗ 
halb angeordnete Sequeftration des Landes Hadeln auf, und baffelbe 
kam nun an Hannover. — 7) Das Fürftentbum Osnabruͤck 1: 
Nachdem bereits durch die Beflimmung des weitphätifchen Friedens über, 
die abwechfeinde Wahl eines Biſchofs aus dem Haufe Braunſchweig⸗ 
Lüneburg das Hochſtift Osnabruͤck zu diefem in ein nahe Verhaͤltniß 
gefegt, war, wurde baffelbe durch ben Reichsdeputationshauptfehluß vom 


+3 


a —— v. Kobbe, Geſchichte des Herzogthums Lauenburg. Goͤt⸗ 
ngen i x 
12) Durch die Wiener Eongreßacte und andere Verträge ging befanntlich 
a mit Ausnahme einiger weniger Aemter für Hannover wieber vers 
oren. 
13) Historiao antiquissimae comitatus Benthemiensis libri tres — — 
— auctore Jungio. Hannov, et Osnab. 1753, 

14) Die Herzogthuͤmer Bremen und Verden. Bremen 1757. — Peter 

v. Kobbe, Geſchichte der Herzogthlimer Bremen und Verben. Bött. 1824. 
15) Hadeleriologia historica, das ift: hiſtor. Bericht von dem Lande 
Hadeln. Damb. 1722. 

16) Acta Osnabrugensia. (Osnab. 1778.) II. — Stüpve, Befchreibung 
und Geſchichte des Hocflifte® und Fuͤrſtenthums Osnabruͤck. Denab. 1789. — 
Kloͤntrup, alphabetifches Handbuch der befonderen Rechte und Gewohnheiten 
des Hochſtiftes Osnabrüd (Osnqb. 1798—1800), UI. 
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26. Februar 1808 ($. 4) am Hamover als erbliches Furſtenthum übers 
wieſen. — 8) Die Riedergraffchaft Lingen und bie ſogen. münfter’s 
ſchen Abfpliffen, welche von Preußen kraft bes Art. 27 der Wiener 
Songreßacte vom 9. Juni 1815 an Hannover abgetreten wurden — 
9) Die Kreife Meppen und Emsbühren. Sie waren früher Theile 
des Bischums Münfter, wurden bei Regulirung ber teutfchen Indem⸗ 
nitäten jener an ben Herzog von’ Aremberg, diefer an den Herzog von 


Long: Corswaren übertsiefen'”), und fielen in Gemäßheit der Wiener: 


Gongreßarte (Art. 32) vom 9. Juni 1815 an das Koͤnigreich Hanno⸗ 
ver. — 10) Das Fürftenthum Hilbesheim!®) Durch dep Reiches 
beputationshauptfhluß ($. 3) wurde bas Bisthum Hilbesheim fdcularis 
fitt und mit der Stadt Hildesheim Preußen einverlelbt, von dieſem aber 
im Jahre 1813 an Hannover abgetreten. — 11) Die Stabt Goslar. 
Bon der zu Regensburgeim Jahre 1802 verfammelten Reichsdeputation 
Dreußen zuerkannt, überließ diefes Laut der Wiener Congreßacte und 
anderer Verträge jene ehemalige Reichsſtadt an Dannover. — 12) Das 
Fuͤrſtenthum Oſtfriesland und das Harlingerland 19%). Mach 
dem Tode des letzten Fuͤrſten (Haͤuptlings) von Oſtfriesland, Carl 
Edzard, im Jahre 1744, nahm Preußen auf den Grund kaiſerlicher 
Eventualbelehnung und Anwartſchaft das Land in Beſitz. Im Jahre 
1844 trat Preußen daffelbe an Hannover ab. — 13) Der hannover’s 
f& rdliche) Theil des Eichs feldes, Früher zu dem Erzbisthum 
Mainz gehörend, dann während der Megulirung ber Entfchäbigungen 
1802 von Preußen in Befig genommen, kam endlich im Sabre 1816 
an Dannover. — Dieß find die Gebietstheile, welche im Laufe ber Zeit 
zu dem alten welfifhen Erbgute hinzutraten, unb mit biefem zufams 
mengenommen das Königreich Hannover bilden. Manches darunter tft 
uͤher felbft fchon Xheil bes Stammgutes geweſen, aber davon abge: 
tiffen worden. Wir haben In der bisherigen Darflellung ber franzöfts 
fhen Occupation als eines vorübergehenden Zuſtandes, welcher Feine 
dauernde Verluſte zur Folge hatte, nicht gedacht. Für Hannover waren 
die darauf folgenden Befrelungsfriege die Quelle beträchtlicher Vergroͤ⸗ 
Berungen. Meppen, Lingen, Emsbühren, Hildesheim, Goslar, Oſtfries⸗ 
land, Eichsfeld find mehr ale Erſatz für das an Preußen abgetretene 
Lauenburg. Wenn man bedenkt, daß die Kurlande wohl um ein 
Dritttheil vergrößert wurden, fo mochte die neue Koͤnigskrone für ben 
anzen Umfang alter und neuer Länder als Teine zu ſchwere Lafl er 
cheinen. 
Der innere Zuſtand der Kurlande, woruͤber wir oben eine treue 
Skizze Spittler's mittheilten, dauerte im weſentlichen fort bie zur 


Bett ber -weflphälifchen und franzoͤſiſchen Herrſchaft. Diefe führte eime 





17) Reichsbeputationshauptfchluß vom 25. Februar 1803 5. 8. 


18) Lauenstefn, historia. diplomatica rg Hiiaciensis. Hil- 


desh. 1740. — Beiträge zur Hilbesbeim’fchen Geſchichte (Hübesh. 1829 und 
1850), II. — 9. &. Luͤntzel, bie ältere Dideeſe Hlibeshelm. Hilbesh. 1887. 
19) Biarda, ofifriefifche Geſchichte. Aurich 1791—1817. (10 3.) 
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vollſtaͤndige Umwandelung der beſtehenden Emrichtungen herbei. An 
die Stelle bed gemeinen und Provinzialrechtes trat franzoͤſiſches Mecht, 
die ganze Staatsverfaffung md Berwaltung, bie alten Stewerfpfieme, 
die Einrichtungen in ben Proyinzen, Gemeinden ımb Gorporationen 
wurden aufgehoben und abgeändert, bas Lehenswefen abgefchafft, bie 
Laften des Grundeigenthums, Bann: und Zmangsrechte theils mit, 
theils ohne Entſchaͤdigung der Berechtigten abgeloͤſt. Nach der Vers 
treibung des Feindes, weicher Altes in Verwirrung zurüdlieh, ſollte eine 
andere Drbnung gemacht werden. Die Geſetzgebung zeigte fich bald ſehr 
thaͤtig in der Wiederherſtellung alter Rechte und Mißbraͤuche. Es iſt 
hier nicht der Ort, alle die gerechten und ungerechten Schritte in Be⸗ 
ziehung auf Berfaſſung, Verwaltung, Domanialweſen, Rechtspflege, 
Steuer⸗ und Gewerbsſachen zu betrachten 20). Nur die wichtigſten 
Maßregeln, ſofern ſie auf die gegenwaͤrtigen Rechtszuſtaͤnde Bezug haben, 
koͤnnen hier nicht umgangen werden. 

Eines bee denkwürdigſten Actenſtuͤcke jener Zeit tft bie Note bes 
hannover’fhen Minifters Grafen Münfter anf dem Wiener Eongreffe 
vom 21. October 1814. Es wird darin unter Anderem ausgefprochen: 
der Grundſatz, daß der Verfall der teutfchen Reichsverfaſſung auch den 
Umfturz der Territoriälverfafiung teutfcher Staaten (Infofern biefe nicht 
Punkte betraf, die ausſchließlich ihr Verhaͤltniß mit dem Reiche bezweck⸗ 
ten) im rechtlichen Sinne nach fich ziehe, laͤßt fi Feineswege® zus 
geben. Es lag hierin eine Anerlennung der alten politifhen Rechte 
ber Uinterthanen, bie um fo mehr Achtung verdient, als man fid) ander: 
waͤcts wohl auf die andere Theorle von einer in Folge der Aufloͤſung 
des Reichsverbandes ‚neu entflandenen abfoluten Fuͤrſtenmacht berufen 
hat. Ganz im Gegenfage mit bem anerfannten Principe, aber gewiß 
aus fehr dringenden Gründen?!), wurde durch einen einfeitigen Erlaß 
der Regierung vom 12. Aug. 1814 eine am 15. December. zu eröffs 
nende allgemeine Ständeverfammiung berufen, und die Rechte det 
Provinztalftände, fo weit fie allgemeine Randesangelegenheiten beteafen, 
auf die neue aus einer Kammer beftehende Verfammlung Übertragen. 
Den Provinzialftänden war damit, ohne daß fie deßhalb gefragt wot⸗ 
den wären, das edelfte Stuͤck ihrer alten und urfundlichen Mechte abs - 
gefchnitten. Der neue Landtag beftand aber in übermwiegender Mehrzahl 
aus ritterſchaftlichen Deputirten, Staatsbeamten und Magiftratsmits 
gliedern. Zugleich wurde in der Verordnung der Grundfag wiederholt, 
daß es keineswegs bie Abficht fei, bie Werfaffung des Landes, fo weit 
fie gegenfeitige Rechte und Verbindlichkeiten des Landesheren und ber 
Unterthanen in fidh faſſe, abzuaͤndern. Das wichtigſte, mas bie Vers 
fammlung im Laufe ihrer Sitzung befchloß, war die Vereinigung fämmts 
liher Schulden und Laften des Landes in eine Maſſe. Das Jahr 
1818 rief endlich auch die Provinzialftände ins Leben zuruͤck, indem 
diefeiben durch ein Meglerungsreferipe vom 19. October in ihrem mun 





— 


20) Val. (Kehberg) zur Geſchichte nobe 8. 
21) re a. a. Po 818 fig. — 
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viel untergeordneteren Wirkungskreiſe wleder hergeſtellt wurben. — Ne 
deutſamer noch wurde das Jahr 1819. In dieſer fuͤr die Entwickelung 
der inneren politiſchen Verhaͤltniſſe Teutſchlands ſehr unguͤnſtigen Zeit 
beſchloß ganz unerwartet die Regierung die Trennung des Landtages in 
zwei Kammern. Es wurden der Verſammlung deßfallſige Vorſchlaͤge 
gemacht. In dem merkwuͤrdigen Reſcripte des Prinz Regenten vom 
5. Januar 1819 (contraſignirt vum Grafen Muͤnſter) beißt es unter 
Anderen: Es kann Unfere Abficht nicht fein, eine neue Verfaffungss 
urkunde entwerfen zu wollen. Die Unverleglichkeit der zwifchen Regens 
ten und Untertbanen — hergebrachten und durch lange Erfahrung bes 
währten Verhaͤltniſſe ift allen auf bloße Theorie gebauten Verfuchen ums 
fo mehr vorzuziehen u. ſ. w. Hernach wird benn bie Trennung in zwei 
Kammern noch durch den Umſtand motivirt, daß auch bie Provinzials 
fände in verfchledenen Curien oder Kammern ſich bevathen haben. Und 
endlich werden auch, da „nicht blos Verehrung alten Herkommens“ zu 
der Einführung bes Zweilammerfpftems bewogen hat, theoretiſche Gruͤnde 
dafür angeführt??). Die Kammer ſprach fih in ihrer Mehrheit zwar 
gegen das Zweikammerſyſtem aus, allein die Regierung erließ ein die 
Anträge diefer Mehrheit tadelndes Refeript an bie Provinziallandfchafe 
ten 22), und führte, wenn auch gegen den Willen der Stänbeverfannn> 
Iung, fo doch ohne Widerfland die neue. Verfaflung ein. Die erfte 
Kammer war gebildet aus einzelnen Prälaten, den Standesherren und 
den Deputirten der Nitterfchaften ; die zweite aus Deputitten der Stif- 
ter, Städte, Flecken und freien Grunbbefiger. In ihren Rechten follten 
beide Kammern gleich fein. Die wefentlihen Befugniffe der Kammern 
folten fein: Bewilligung und Mitverwaltung der Steuern, das Recht 
der Beſchwerde und Vorſtellung, fo wie der Zuratheziehung bei Gefegen. 
Was man auc, über die anfängliche Nechtöbeftändigkeit der gegen ben 


Willen des Landtages eingeführten neuen Verfaffungsform urtheilen mag, 


e trat fie ohne Zweifel mit dem Jahre 1820 unter den Schug des 
rt. 56 dee Wiener Schlußacte. 

In dem Patente vom 7. December 1819 waren die Grundzüge 
bes Verfaſſung angegeben. Diefelbe befland 2°) bis zur Erlaffung bes 


22) Es ift eine ganz eigenthuͤmliche Erfcheinung,, in den GErlaffen der Re 
gierung fo oft die Verficherung wiederholt zu finden, daß Leine Beränderung 
ber Verfaffung beabfichtigt werde, während bie wichtigften Aenderungen thats 
fählih vorgenommen wurden; zu lefen, daß altes Herkommen beibehalten wers 
den folle, während das neue Stweifammerfoftemn auch mit keinem Herkommen 
irgend einer Provinz übereinftimmte. 

23) In biefem Referipte vom 26. October 1819 Heißt es Aber die Deffents 
lichkeit: Unter den von fremden Nationen entlehnten Neuerungen ift keine, 
die auf eine ruhige und dem Zwecke angemefiene Behandlung ber fländifchen 


ee nachtheiliger als bie begehrte Deffentlichkeit der Sigungen wirken ° 
e. 


ei der Eroͤffnung ber erſten allgemeinen Staͤndeverſammlung hatte 

aber der Herzog von Cambridge geſagt: Die Staͤndeverſammlung ſoll den Hannove⸗ 

tanern baffelbe fein, was für Großbritannien bas Parlament. Bgl. aud Note 7. 

24) Ueber bie Rechtszuſtaͤnde Hannovers in biefer Zeit und bis zum Jahre 

= Dal: Stuͤve, über bie gegenwärtige Lage bed Königreichd Dannover. 
ena ; j 
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Staatsgrundgeſetzes vom 26. September 1833. Das Staatsgrundgeſetz 7 
murbe aber wieder für erlofchen erflärt von dem König Ernft Auguft 
mittelft Patentes vom 1. November 1837. Am 6. Auguſt 1840 erließ 
ee unter dem Namen Landesverfaffungsgefeg eine neye Virfaſ⸗ 
fung #). — 

2 Bevor wir uns zu einer Weberficht des hannover'ſchen Particulars 
rechtes felbft wenden, iſt noch eine Bemerkung voranzufchiden über bie , 
örtlichen Grenzen ber allgemeinen in Hannover geltenden Rechts⸗ 
quellen. Erſt nach einem langen Kampfe gelgngte das roͤmiſche Recht 
in den hannover’fchen Provinzen im 15. und 16. Jahrhunderte zur 
feften Anerkennung. Es fehle felbft nicht an Gefegen und Verord⸗ 
nungen, welche die Anwendung bes römifchen Rechtes ausbrüdlich vors 
fhreiben und das Sachſenrecht abfchaffen?%. In einzelnen Provinzen 
gitt aber flatt des fremden fubfidiarifchen Rechtes das preußifche Mecht, 
und zwar: 1) in der Niedergrafſchaft Lingen und den fogen. münfter’s 
fhen Abſpliſſen; 2) in dem Fuͤrſtenthume Oftfriesland und dem Hars 
lingerlande; 3) auf dem Eichsfelde. 

Wir betrachten nun zuerft das eigentliche Privatrecht 27) und be: 

Innen j 

: I. mit dem. Sachenrechte. 1) Eigenthum. Zu ben wenigen 

befonberen Rechtsregein, welche fidy auf das Eigenthum beziehen, gehoͤ⸗ 

ren: a) die durch einige Ianbesherrliche Verordnungen (von 1712, 1733 - 
und 1736) für bie aͤlteſten Provinzen getroffene Beſtimmung, daß das 

Eigenthum (fo wie auc andem dingliche Rechte) an bürgerlichen (d.h. 

in die flädtifchen Katafter eingetragenen und abgabepflichtigen) Grupb⸗ 

flüden erft erworben werden fol durdy Anmeldung bei der ftäbtifen 

Obrigkeit. Theils iſt dieſe unbebingt vorgefchrieben für alle Arten des 

Erwerbes (3. B. auch Beerbung), theils ift fie beſchraͤnkt auf Faͤlle des 

Vertrages. b) Die durch einige Statuten und Gewohnheit aus dem 

älteren teutfchen Mechte erhaltene gerichtliche Auflaffung im der Regel 

mit der Wirkung ber Verjährung von Jahr und Zag (3. B. in ben 


25) .Die genauere Geſchichte und Beurtheilung bes rechtlich noch unentfchie- 
denen hannover’fchen Verfaſſungskampfes gehört nicht für das Rechtslexikon. Es 
wird der Aufgabe dieſes Werkes entiprechen, bie Grundzüge beider Gonftitutios 

nen und ihre SBerfchledenheiten und Gegenfäge barzuftellen. Hiervon wirb unten 
bei bem Öffentlichen Rechte bie Rede fein. Aus ber reichen Literatur über ben 
obigen Segenftand ift hervorzuheben: Vertheidigung bes Staatsgrundgeſttzes. Her⸗ 
ausgegeben von Dahlmann. — Hannover’fches Portfolio. Bis jegt 4 Wände. 
Gtuttgart 1889-1841. — Die von Dahlmann herausgegebenen Rechtsgut⸗ 
achten. — Rotted und Welder, Staatöleriton Art. Hannover. 

26) Grefe Q Q. D. I. ©, 1 —18, 

27) Kolgende großentheils das Hannover’fche Recht betreffende Schriften 
firhen bei den Gerichten und Practikern bes Landes in großem Anfehen und 

. werben häufig ald Auctorität benugt: Pufendorfii observationes iuris — 
IV. — Gtrube, rehtl. Bedentn V. (Neu — eben von Ernft 
ern: g.) — 0. Bülow und Hagemann, prac Fehr Erdrterungen X. 
— 9. Berg, juriflifhe Beobachtungen und Rechtsfaͤlle IV.— v. Ende, ver: 
mifchte juriftifhe Abhandl. — v. Ramdohr, juriflifche Erfahrungen u. f. w. III. 
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Staͤbten Hannover, Lüneburg, Cele)?7*). c) Die Entſcheidung einer Vers 
erdnung vom 29. October 1822, daß zur Ermwerbverjährung gegen bie 
Städte ein Zeitraum von SO Jahren genügen fol. — 2) Lehen 2°), 
Die wichtigflen particularrechtlichen Normen find folgende: a) laut eines 
Vertrages zwifchen ben Herzögen Chriflian Ludewig und Georg Wilhelm 
vom 10. Juli 1646 follen die Erpectanzen auf Ianbesherrliche Lehen 
nur auf die Söhne erfien Grades übergehen. b) Aus bem früheren 
teutfchen Rechte, welches bei Sonderlehen nur eine Exbfolge der Söhne 
geflattete, und die Seitenverwandten von. der Succeffion ausfchloß, hat 
ſich in den’ Älteren Provinzen ber durch bie hannover'ſchen Gerichte und 
Rechtslehrer anerkannte Sag erhalten, daß die Agnaten zur Confervas 
tion der Erbfolge der Coinveſtitur bebürfen”®). c) Die freiwillige Ge 
richtsbarkeit wird bei Kronlehen von einer Abtheilung des Miniftertum, 
bei Privatleben entweder von ben Lehenäherten felbft, oder deren Mans 
bataren, fogen: Lehensfecretären, ausgeübt; bie fireitige Gerichtsbarkeit 
ift dagegen allenthalben an die ordentlichen Gerichte übergegangen. Nach 
Entfheibungen der Gerichte und nad) ben Anfichten Haunover’fcher Rechts⸗ 
Lehrer ift das Bericht competent, in beffen Bezirke der Lehenshof Liegt; 
bei feudis extra curtem fieht bie erſte Inflanz dem auswärtigen Lehens⸗ 
gerichte zu, die Appellation aber dem einheimifchen höheren Gerichte 8%). 
-d) Der Gerichtsgebrauch hat fi immer bafür entfchieben, daß ber 
Lehensfolger fubfidide verpflichtet fel, Wittwe, Toͤchter und Schweftern 
des verſtorbenen Vaſallen zu alimentiren ®!), e) Durch eine Verord⸗ 
nung vom 24. Mai 1822 und ze | vom 31. December 1827 
iſt Dt fogen. Linealgradualfpflem zur gMeslidhen Succeſſionsordnung 
echöben. — Schon in dem Staatögrundgefege vom 26. September 
1833 wurde $. 29 ein Gefeg über die Ablösbarkeit ber Lehensverhaͤlt⸗ 
niffe in Ausfiche geftellt. Im Folge der grundgefeglichen Beſtimmung 
erſchien am 13. April 1836 ein die Ablöfung des Lehensverbandes ge» 
flattendes Geſetz, deſſen mefentlicher Inhalt diefer ift: auf den Antrag 
ber Vaſallen find alle im Königreiche belegenen Lehen der Altobification 
unterworfen, mit Ausnahme ber Iandtagsfähigen Lehengäter, welche 
einen jährlihen Reinertrag von wenigſtens 1200 Rthlrn. gewähren; 
ferner derjenigen Lehen, deren Segenftand in Geldſummen befteht; 
ferner derjenigen, bie auf vier ober weniger Augen fliehen; enblich mit 
Ausnahme ber fogen. Scharfrichterlehne und Cavillereilehne. Die Allodi⸗ 
fication findet aur gegen Entfchäbigung bes Lehensherren für bie Lehen: 
waare, den Heimfall und bie übrigen lehensherrlichen Rechte flatt. 


27a) X. Leonhardt, zur Lehre von ben Rechtöverhältnifien am Grund⸗ 
eigenthum u. f. w. 1843, 
28) Hagemann, analecta iuris feudalis brunsvico - luneburgici. — 
Hagemann, Beiträge Am braunfchw.slüneb. Lehnrcchte. i 
a etsabe a. a. D. I, 88. — Bülow und Hagemann a. a. D. 


% “ . 
80) Strube a.a.D. I, 119. (Ausg. von Spangenberg II. ©. 
894 u. 395 und bie Note BUERE) 
31) Strube a, a, O. 1, 57. — ©. Bülow und Hagemann a. a. 
O. VI, 5. S. 48. 
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Rad, geichehener Allobification find alle Rechte der Agnaten, Lchens« 
folgee und Expectivirten auf bad Lehen erlofchen, ausgenemumen das 
Recht der einmaligen Succeſſion, bergeflalt, daß in dem erſten Erbe 
falle nach der Allodification bie Lehenrechte noch einmal bie Sücceffion 
beſtimmen. Dim gefeglichen Verfahren vor der Allobificationsceommife 
fin muß ein Antrag bed. Vaſallen an ben Lehensherrn auf Abloͤſung 
im Wege des Vergleiches voraufgehen. — Zugleich ift in diefem Gefege 
die befannte Steeitfenge über das Mevocationssecht der Defcenbenten 
eines verdußernden Vaſallen dahin entfchieben, daß binfichtlich des vor 
Yubltcation des Geſetzes gefchehenen Veräuferungen und fonfligen Ver⸗ 
‚ fügungen über ein Lehen die Nachfolger in gerader Einie,an bie Hands 
Lungen ber DBorfahren gebunden und biefe nie aus dem Principe ber 
anccessio ex pacto et providentia maiorum anzufechten berechtigt fein 
folen ; wogegen bie Dofcenbenten die nad Publication bes 3 
vorgenommenen, nach gemeinem Lehnrechte nichtigen, Veraͤußerungen, 
ſo wie ſonſtige Verfuͤgungen jeder Art, welche die Nachfolger ihres 
Rechtes am Lehen berauben, anzuerkennen nicht verpflichtet ſind, waͤh⸗ 
rend fie auf ber anderen Seite ſich ber ihnen vermoͤge ihrer Eigenſchaft 
als Allodialerben obliegenden etwaigen Entſchaͤdigungsverbindlichkeit nicht 
entziehen, und eben fo wenig die Bezahlung der von ben Aſcendenten 
eontrahietn Schulden, ober die Anerkennung der von denfelben blos im 
Beziehung auf bie Benutzung bes Lebens gemachten BDispofitionen 
verweigern koͤnnen. — 3) Bauergüter. A, Inſofern fie einem guts⸗ 
"herrlichen Verbande unterliegen. — Die Arten biefer Güter . find fehr 
verfhieden. Die Mannigfaltigkeit ber darauf bezüglichen Rechtsverhaͤlt⸗ 


niffe kann als ein Seitenſtuͤck betrachtet tworben zu derjenigen, welche 


früher in den Verfafiungszufländen der einzelnen Provinzen herrſchte. 
Wie die letztere in Folge ber Ausdehnung der Ianbeöherslichen Gewalt . 
und ‚allgemeiner neuer Gefege immes mehr ber. Einheit im Staate fich 
genähert bat, fo werben bie Ablöfungsgefege allmälig eine größere Eins 
formigkeit in den Güterverhältniffen der Bauern erzeugen und dadurch 
alfo auch von biefer Seite ber die provinziellen Eigenthümlichkeiten des. 
Landes verringert werden. Unter allen Arten biefer Güter find es vor⸗ 
zugsweife bie fogen. Meierguͤter, deren Verhaͤltniſſe am meiften durch 
Wiffenfhaft und Geſetze ausgebildet und feſigeſtellt find 22), Die 


82) Literatur: — commentatio de iure villicorum. — Bes 
necke, Grunbfähe bes errechtes In ben braumfchw.slüneb. Ghurlanden. — 
J. Plate, Bemerk. Aber bas Meierrecht Im Fuͤrſtenthum Lüneburg , vermehrt 
herausgegeben von Hagemann. — Gefenius, bad Meierrecht mit vorz 
licher KRüdfiht auf ben wolfenbättel’fchen Theil des Herzogth. Braunſchw.⸗ 
neb. — Lüngel, bie bäuerlichen Laſten im Färftenthum Hildesheim. — 
v. Bülow und Hagemann a. a. O. IX. ©, 157-286. — Quellen: 
1) für das Fuͤrſtenthum Gaienberg eine eigene Meierordnung v. 12. Mat 17723 
2) für das um Göttingen Berorbnungen; 3) für das 

enthum Lüneburg bie Polizelorbnung von 1618 und andere Werorbnungen 3 

), für das en Hildecheim * zeiordnung von 1666 = — Ber⸗ 
orbnungen. Außerdem andere Provinzen mehrere einzelne Berordnungen. 
Bol. Grefe a. a. O. 116—123. ” 
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weſentlichen Grundſaͤte dieſes Meierrechtes find folgende: Die dingliche 
Natur bes Rechtes und bie Erblichkeit deſſelben iſt, wiewohl nach manchen 
Kämpfen mit den Gutsherren ?®), regelmäßig dem Meier eingeraͤumt. Die 
Laften der Meier, welche bald in Kruchtpräftationen, bald in Geldabgaben, 
bald in Dienſten befteben, find ſehr verfchieden. Eine Bemeierung, db. h. 
der Vertrag, wodurch dem Bauer un bem Gute ba6 Meierrecht ver 
lieben ober confirmirt wird, findet faft überall ſtatt; die Calenberg'ſche 
Meierordnung verpflichtet den Gutherrn zur Ertheilung berfelben aus⸗ 
druͤcklch. In der Megel muß von bem Meier bei Ausflellung bes 
Meierbriefes ein Weinkauf an den Gutsheren entrichtet werben, deſſen 
Gtoͤße und Ars auf dem Derlommen beruht. Aus Gründen des oͤffent⸗ 
lichen Wohles kommt Hin und mieber (3. B. in der Galenberg’fchen 
Meierordnung und in einer Hilbesheim’fchen Werordnung von 1766) 
Me BVorfchrift vor, baß bie Gutsherren die erledigten Meierhoͤfe nicht 
einziehen, fondern wieder mit einer Bauerfamilie befegen follen. Der 
Meier hat ein ausgebehntes Nutzungsrecht, aber in der Regel muß er 
den Hof felbft bemirthfchaften. ine Verdußerung ift bei Strafe der 
Nichtigkeit und In ber Regel unter Androhung ber Abmeierung verboten. 
Weber die Remiffion ber Metergefälle wegen Ungluͤcks exiſtiren mehrere 
Verordnungen. Die gewöhnlichen Gründe, welche den Meier zu einem 
Anfpruche auf geringere oder größere Remiſſion berechtigen, find: Miß⸗ 
wachs, Hagelſchlag, Mäufefraß und andere Feldſchaͤden. Die Fälle, in 
welchen der Meier feines Hofes entfegt werden kann, find gefeglich bes 
flimmt ; das Verfahren gefchieht vor dem Richter in fummarifcher Pro: 
cedur. — In allen hannover'ſchen Provinzen iſt Untheilbarkeit ber 
Metergüter bei der Succeffion in biefelben vorgefchrieben und bie Tuͤch⸗ 
tigkeit. des Anerben eine nothiwendige Bedingung zue Erbfolge. Die 
Ordnung der Succeffion iſt in den einzelnen Provinzen verfhleden. Nach 
der Galenberg’fhen Meierordnung fol der Gutshere unter den nach ges 
meinem Rechte gleich Nahen den Anerben nad) Gefallen wählen dürfen; 
wenn Einer allein der Nächfte iſt, fo iſt diefer Erbe. In dem Fürftens 
thume Grubenhagen befteht in Ermangelung befonderer Gefege mitunter 
bie Gewohnheit, daß das jüngfte Kind das Kürceht hat. Im Fürften- 
thume Hildesheim beftimmt bee Meier felbft, welches Kind Anerbe 
werden fol. Nach einer Verordnung von 1781 fol dee Gutsherr, aber 
ohne Zweifel nur In ben Fällen, wenn feine Dispofitton des Meiers 
vorhanden ift, den Anerben mählen, jedoch ben Söhnen’ vor den Toͤch⸗ 
tern ben Vorzug geben. Kür das Fürftenthunf"Lüneburg iſt in einer 
Verordnung von 1702 feftgefest, daß die Söhne den Töchtern und 
unter beiden wieder der Aeltere dem Süngeren vorgehen fol. — Außer 
den Melergütern gibt es noch, namentlich im Lüneburg’fchen und in der 
Grafſchaft Hoya, fügen. . Schillingsgüter (bona solidaria), die ſich 


83) Hohe ˖ Anerkennung gebührt dem Andenken Struben’s, ber mit 
Gruͤndlichkeit und maͤnnlichem Muthe bie Rechte der Meier im Fuͤrſtenthum 
Hildesheim gegen die Anmaßungen ber Gutäherren vertrat. Bgl. hierüber und 
über die damals verbandelten Streitfhriften Spangenberg’& Vorrede zu 
ber neuen Ausgabe ber vechtl. Bedenken. 





x 


N 


, Yannover. 161 


vom jenen faſt nur dadurch unterfcheiben, daß der antretenbe Bauer dem 
Sutsheren einige Schillinge als Handgeld entrichten muß>4, — Ferner 
Hägergüter und Meierbingegäterz beibe haben ihren Namen 
von der alten Gerichtsverfaffung (Haggeriht, Meierding); fie unters 
fcheiden fi) wenig von den eigentlichen Meiergütern und kommen hin 
und wieber in Hildesheim und Galenberg vor?®). — B. Inſofern fie 
frei find vom gutsherrlihen Verbande. Beſondere Rechtsregeln über 
bie freien Bauergüter (Erbgüter, Exrbhöfe) find wenig vorhanden. Eins 
zeine Verordnungen verbieten in mehreren Provinzen bie Zerfplitterung 
der Güter. In der Regel aber find fie ber Thellung unterworfen und 
Die Succefflon iſt die gemeinrechtlihe. — 4) Stamm» und Fami⸗ 
lienfideicommißgüter. Während in den übrigen Provinzen bie 
Rechtsregeln über diefe Guͤter faft lediglich auf gemeinem Rechte, Fa⸗ 
milienverträgen und Herkommen beruhen, befteht für die Ritterfchaft im 
Bremen eine befondere Ordnung unter bem Namen: Bremiſches Ritters 
recht?28s). Grundzüge beffelben find: die Güter find untheilbar; eine 
Veraͤußerung iſt zwar nicht verboten, boch fol ber Befiger dem ndchiten 
Agnaten Anzeige michen und diefer foll das Recht bes Metractes haben, 
Kinder berüchtigten Perfonen find von der Succeſſion ausgefchlofien, 
nicht aber die plene Legitimirten. Zuerſt fuccediren die Agnaten nad 
der Drbnung des Givilcechtes, und erft wenn keine Agnaten vorhanden 
find, folgen bie Cognaten gleichfalls nad) dem Civilrechte. Unter gleich 
Nahen kann ber Befiger beflimmen, fonft entſcheidet das Loos. — 
In dem bereits oben erwähnten Allodiſicationsgeſetze vom 183. April 
1836 find zugleich Beſtimmungen enthalten über die Stiftung immers 
währender Samilienfibeicommiffe. Einem jeden Lehensbefiger ſteht es 
frei, mit feinem Lehen ein Samilienfidelcommiß oder Majorat (welche 
Ausdrüde nad dem Geſetze gleichbedeutend fein follen) zu errichten. 
Mur in bem Falle, da Beine lehensfähigen Defcendenten vorhanden find, 
ift zur Giltigkeit dee Dispofition die Einwilligung ber Folgeberechtigten 
nothwendig. Ein ſolches Fideicommißgut muß einen jährlichen Reinertrag 
von wenigſtens 1200 Kehle. gewähren. Daffelbe bleibt flets untheils 
bar, und es muß bie Ordnung ber Primogenitur eingeführt werben. 
Es darf weder veräußert, noch mit Schulden befchwert werden. Die 
Stiftung tritt erſt in Kraft, nachdem bie darüber von dem Stifter er 
richtete Urkunde vom König oder in beffen Namen und auch lehensherr⸗ 
lich beftätige und ein Auszug daraus Öffentlich bekannt gemacht ift. 
Auf ähnlihe Weiſe Finnen auch mit Allodialgütern Fideicommiffe errich⸗ 
"tet werben. — 5) Servituten und Reallaften. Sm allgemeinen 
böruhen die Grundfäge über Servituten und Reallaſten auf dem ges 
meinen Rechte. Hervorzuheben find Hier einige Verordnungen von 
&sorg 1. (1700, 1701, 1708, 1720), nach welchen bei Berechnung 





84) Pufendorf, observationes T. III. obs. 31. 
35) Strube a. a. O. V, 93. 119, 
36) Es entſtand 1577, wurde im 18. Jahrh. revidirt und durch König- 
Georg AI. beftätigt. Abdrud bei Pufendorf, observ. IV. opp, 
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der. geſchloſſenen Zeiten ruͤckſichtiich des Hut⸗ und Welderechtes nicht 
mehr der alte (Julianiſche), ſondern ber neue (Gregorianiſche) Calender 
sum Grunde gelegt werben ſoll?). Ferner mehrere Verordnungen uͤber 
die Schonung ber mit Futterkraͤutern beftellten Ländereien (für Lüneburg 
vom SO. Mat 1800 und October 1806, für Calenberg 11. Aug. 1801, 
für Grubenhagen 16. Aug. 1802). — Ziemlich reich an befonderen 
provinciellen Normen ift das Zehntreche?®). Die Zehntorbnungen ftellen 
in ber Regel bie gefegliche Vermuthung auf, baß bei anerkannter Zehnt⸗ 
pflicht einer Feldflur im allgemeinen bie fämmtlichen einzelnen Grunb⸗ 
ſtuͤcke für zehntpflichtig zu halten feien. Verſchieden find die Beftims 
mungen über die Frage: wem der Zehnten vom Rottlande gebühre? 
Mach der Zehntordnung für Calenberg, Göttingen und Grubenhagen if 
anzunehmen, daß dem Grundheren ber Mottzehnte zuftehen folle, 
während ihn die Bremens und Verden'ſche Zehntorbnung dem Zehnt⸗ 
heren der Flur zufpriht. Weide Sehntorbnungen legen dem Zehnts 
pflichtigen die Verbindlichkeit auf, das Land gehörig zu cultiviren. Leber 
die Perception, das Sammeln, Trocknen und Einfahren ber Früchte 
vom zehntpflichtigen Lande enthalten bie Zehntorbnungen ausführliche, 
ben Pflichtigen mehr oder minder druͤckende Beſtimmungen *2). its 
unter iſt vorgefchrieben, daß bei Früchten, bie ſchwer auszuzehnten find, 
‚ wie Kohl, Rüben, Kartoffeln, beide Theile fih über ein Aequivalent 
an Gelbe vereinigen follen, während für ben Zehnten von Klee, Espars 
cette und Lucerne bie Summe von 24 mol. Caſſenmuͤnze als Surrogat 
durch die Verordnung vom 11. Aug. 1801 für das Galenberg’fche ges 
feglich feftgefegt If. — 6) Pfandrecht. Dit Ausnahme eines allge 
meinen für die Provinzen, in welchen bas gemeine Recht gilt, erlafler 
nen Gefeges vom 13. Juni 1828, erifticen wenig das Pfandrecht bes 
teeffende befondere Rechtsregeln. Lange Zeit ſchon iſt eine vollftändige, 
bie Gläubiger fichernde Hypothekenordnung ein von vielen Seiten dringend 


’ 87) Diefe Werorbnungen haben einen für die Landwirthſchaſt hoͤchſt wohl 
thätigen Zweck, indem dadurch bewirkt werben fol, —— Aushbung ber 
Viehweide mit dem 1. Mat des jegigen Kalenders aufhoͤre, alfo bie in Folge 
bes alten unrichtigen Kalenders vorgerbdten 11 Zage ausfallen. Dennoch if 
ed nicht möglich gewefen, bie Werorbnungen überall durchzuführen, ba bie Ge 
richte ben Beweis einer Werjährung gegen biefelben sugelaffen haben. ©. 
vr rechti. Bed., Ausg. von Spangenberg I. ©. 366 bie Rote 
. 38) 3ehntorbnung für das Fuͤrſtenthum Lüneburg v. 1685 und 16925 für 
bie Fuͤrſtenthuͤmer Galenberg, Göttingen und Grubenhagen v. 17095 für bie 
erzogthämer Bremen und Werben v. 17435 außerdem noch mehrere einzelne 
torbnungen. ©. Grefe a. a. D. II. ©. 136 u. 137. 

89) Die Vorfchriften der Ihneb, Verordn. v. 1685 und 1692, weldye bes 
ſtimmen, baß bie Anzeige an den Behntheren zum Ginfammeln erſt gefchehen 
dürfe, wenn bie gefammte Flur in Hoden ober Otiegen fiche ‚, ba dann bie 
Behntpflichtigen den folgenden ganzen Tag, und, falls das Ginfammeln nicht 
geſchieht, wiederum ben barauf folgenden Tag bis 12 Uhr warten, unb baf 
" 2 ee naſſes — — — anzeigen ” — 

bilden einen traurigen Beitrag zur Gefchichte un ung 
des teutfchen Bauernflandes. : J En | 
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erhobener, aber unerfüllter Wunſch gemefen. Das obige Geſetz beflimmt ® 
im wefentlihen nur, daß vom 1. October 1828 an bie oͤffentlichen 
Hypotheken nicht anders, als durch Eintragung in das Hypothekenbuch 
des zuftändigen Richters errichtet werben koͤnnen; daß ein öffentliches 
Pfandrecht an unbeweglihen Sachen nur von dem Richter, deſſen 
dinglicher Gerichtsbarkeit jebe einzelne unbeweglihe Sache unmittels 
bar unterworfen ift, eine. öffentliche Hypothek am fonftigen Vermögen 
bes Schuldners aber nur vor dem ordentlichen perfönlichen Richter deffels 
ben beftellt werden koͤnne; daß bieweinfachen oder nicht privilegirten 
gefeglichen Hypotheken ben Privathppothelen beigezählt und mit biefen, 
in Gemäßheit ihres gegenfeitigen Alters, georbnnet werben follen. Außer: 
dem ift durdy eine Verordnung vom 21. Aug. 1732 ber Regiments⸗ 
und Compagniecaſſe an dem Vermoͤgen ber diefelbe adminiſtrirenden 
Öfficiere, und durch eine Verordnung vom 31. Aug. 1783 der Regis 
mentscaffe an dem Vermoͤgen ber Lieferanten und Manufacturiſten, 
welche daraus Vorſchuͤſſe erhalten haben, ein privilegirtes Pfandrecht 
„beigelegt worden. — 7) Semeinbeitstheilungsorbnungen. 
Unter diefem Namen beftehen für die einzelnen Provinzen *%) befondere 
Geſetze Über die Aufhebung gemeinfchaftlicher Eigenthums⸗ und Nutzungs⸗ 
rechte an Gemeindeaͤngern, Korften, Haiden, Bruͤchen, Mooren u. f. w. 
die den oft ſehr wohlthätigen Zweck haben, jedem einzelnen Sintereffens 
ten für die frühere gemeinſchaftliche Benutzung ein ausfchließliches Recht 
als Aequivalent zu ertheilen. — 8) Abldfungsgefege. Ueber bie 
Abloͤſung der Laften bes Grundeigenthums beftehen zwei Geſetze. Das 
erfte vom 10. November 1831 bat blos erft die allgemeinen und vors 
bereitenden Grundfäge feftgeftellt ; das zweite vom 28. Juli 1833 ents 
hast ausführliche Vorfchriften über die Bedingungen der Ablöfung, deren 
Solgen, das babei zu beobachtende Verfahren u. f. w. In wenigen 
teutfchen Staaten iſt die Abloͤſung der Grundeigenthumstaften fo fehr 
begünfligt und fo ausgebehnt, mie in Hannover in Folge jener Geſetze. 
Es find dbarna nicht nur die Binfen, Zehnten, Dienfte und alle Übrigen 
Reallaften für ablösbar erklärt, fondern es iſt auch jedem Beſitzer von 
Srundftüden, bie in einem Meier⸗, Eigenbehoͤrigkeits⸗, Meierbinges 
ober ähnlichem gutsherrlichen Verbande flehen, geftattet, felbige durch 2 
Abldfung: davon zu befreien und in wahres Eigenthum zu verwan« 
deln. Selbſt die Erbenzinss und Erbpachtverhältniffe find der Ablöfung 
unterreorfen. Dem Berechtigten IE für die Aufhebung der Laſten regels 
mäßig Entſchaͤdigung zugefihert. Einige, 3. B. die Bmangsbdienfte der 
eigenbehörigen Kinder, find ohne Entfchädigung weggefallen. Auch ift 
im Gefege vom 23. Juli 1833 beftimmt, daß die Eigenbehörigkeit nad) 
einem Adlaufe von 3 Jahren, angerechnet vom Tage der Bekannte 
machung des Gefeges (10. Auguſt), mit allen ihren rechtlichen Folgen : 
von ſelbſt aufhören folle. Sonft ift nur der Verpflichtete befugt, auf 


40) Fuͤr Lüneburg Verordnung. vom 25. Juni 18023 Galenberg, Goͤltingen 
und Grubenhagen vom SO. April 18245 Hoya und Diepholz, fo wie Hildesheim 
von demſelben Tage; Bremen und Verben vom 26. Juli 1825. 
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® eine Abloͤſung anzutragen. — Das Verfahren geſchleht vor beſonderen 
Abloͤſungsbehoͤrden, bei welchen ein dreifacher Inſtanzenzug ſtattfindet. 
Die erſte Inſtanz bilden fogen. Abloͤſungs⸗ ober Diſtrictscommiſſfionen; 
die Entſcheidung In zweiter Inſtanz gehört an die Landdroſtel der Provinz; 
die dritte Inſtanz wird gebilbet duch eine Abthellung des Miniſterium 
des Innern. Als Rechtsmittel gegen die Entfcheidungen in Ablöfungs 
fahen bient ber Recurs, welcher binnen beflimmter Sciflen eingelegt 
und gerechtfertigt werden muß. 

U. Obligationen. 1) Verträge im allgemeinen. Ze 
ben meiften hannover’fchen Provinzen ift die Fähigkeit der Unterthanen, 
insbefondere ber Bauern, Vertraͤge auf verbindliche Weife gu errichten, 
befchränkt durch die Vorſchrift, ihre Eontracte von ber Obrigkeit auf: 
nehmen und beftätigen zu laffen*?). Ueber ben Sinn ber verfhiedenen 
"Verordnungen iſt von jeher viel Streit gewefen*?), und es wäre fehr 
zu wuͤnſchen, daß bie ſchon feit längerer Zeit unternorımenen Verſuche, 
die Ungemwißhelt auf dem Wege der Gefeggebung zu befeitigen, endlich 
vollendet würden. ine vielfach vertheidigte Anficht geht dahin, daß⸗ 
bie ohne obrigkeitlihe Confirmation abgefchloffenen Contracte einer abs 
foluten Nichtigkeit nicht unterliegen, vielmehr durch freiwillige Erfuͤllung 
eonvaleschhen. — 2) Kaufs und Näherreht. — a) Weber den 
Pferdehandel beftimmt eine für bie Fürftenthämer Calenberg, Göttingen 
unb Grubenhagen erlaffene Verordnung vom 30. April 1697, daß bie 
Wandlungsklage nur ftattfinden fol wegen Hauptfehler: als roſſig, 
kolleriſch und hartſchlaͤgig; wenn das Pferd ein geflohlenes iſt; wem 
ber Verkäufer einen Schaden, der nach gemeinem Mechte die Redhlbition 
zur Folge, gekannt hat; wenn er, für allen Schaden gut zu fen 
verfprohen hat. — Eine Verordnung für das Fuͤrſtenthum Lüneburg 
vom 30. Dec. 1697 ſtellt ähntiche Srundfäge auf, und nimmt noch 
Mondblindheit als. Hauptfehler an. — Auch für das Fuͤrſtenthum 
Hildesheim eriftirt eine ähnliche Verordnung vom 10. Dec. 1784. — 
b) Durch eine Verordnung vom 24. Mai 1822 find Beflimmungen 
getroffen über die Zeit der Binfenzahlung für bie von Kaufleuten zur 
Befriedigung eigener Bebürfniffe auf unbeflimmten Borg genommenen 
Waaren: darnach find Tandesübliche Binfen zu entrichten nad) Ablauf 
von ſechs Monaten feit aufergerichtlicher Mahnung ober Zufendung der 
Rechnung. — c) Diefelbe Verordnung beftimmt auch, daß ein sub 
hasta geichloffener Verkauf wegen Verlegung über die Hälfte nicht an 
gefochten werben foll. — d) Eine Verordnung vom 7. Juli 1836 fett 
fell, daß Schulden für Branntwein und derartige beflillirte Getränk, 
welche in Wirthshäufern und anderen öffentlichen Orten zum fofortigen 
Genuſſe verkauft werben, nur zu dem Betrage von 12 gGr. verbindlih 


41) Unter Anderen kommen bier in Betracht: für bie Kürftentbämer Er 


. Ienberg und Göttingen eine Verordnung v. 4. April 162035 für die Furſtentha⸗ 
mer Lüneburg und Grubenhagen bie lüneburg. Polizeiordnung v. 1618. 

42) Bol. Strube, Bed. I, 54. IV, 124. — v. Bülow und Hage⸗ 
mann, practifche Grörterungen II, 54. IV, 83. VI, 41. 
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fein ſollen. — e) Die fogen. Vor» und Aufkaͤuferei an ben Wochen⸗ 
markttagen iſt durch miehrete Verordnungen verboten. — Die einzelnen 
Arten bes Metractrechtes haben ſich mehr ober minder in den verfchies 
denen Provinzen und Städten erhalten *?). — 3) Miethe. Adgefehen 
von den Verpebnungen über das Dienſtbotenverhaͤltniß **) enthalten die 


hannover'ſchen Rechtsquellen faft gar Feine befonderen Bellimmungen 


über den Mietheontract. Ein durch ben König beſtaͤtigtes Praͤjudiz des 
Dberappellationsgerichtes vom 3. März 1840 entfcheidet, daß gegen ben 
Willen des Verpaͤchters bie Grebitoren des in Concurs gerathenen Paͤch⸗ 
ters nicht befugt fein follen, die Pacht bis zum Ablaufe bes beflehenden 
Gontractes fortzufegen. — Ein anderes vom 25. Jan. 1841 beftimmt,. 
baß ber Pächter nicht befugt fei, die Spolienklage anzuftellen. — 4) - 
Darlehn. Durch ein Juftizreglement vom Jahre 1718 ift bie Friſt 
ber exceptio non numeratae pecuniae ſtatt des geiheinrechtlichen bien-. 
nium auf 3 Monate eingefchräntt. Weber, ben eigentlihen Sinn. bes 
Gefeges berrfchen verfchiedene Anfichten?5). — 5) Vergleich. Laut 
einer Verordnung vom 24. Mai 1822 fol wegen Verlegung über die 
Hälfte ein abgefchloffener Vergleich nicht wieder aufgehoben werben koͤn⸗ 
nen. — 6) Geffion. Nach berfeiben Verordnung fol bei, der Eins 
rede aus ber fogen. lex Anastasiana der Schuldner den Grund der⸗ 


ſelben und den Betrag bes weniger Gezablten beweiſen. — 7) Wed; 


ſelrecht. Seit dem 23. Juli 1822 befteht für alle hannover'ſche 
Provinzen, in denen bas gemeine Recht gilt, eine ausführliche Wechſel⸗ 
ordnung, aus der wir folgende Beflimmungen hervocheben : nur gemiffe, 
in dem Geſetze näher beflimmte, Perfonen find ipso iure wechſelfaͤhig; 
wer außer biefen fich die Wechſelfaͤhigkeit zu verſchaffen wuͤnſcht, kann 
fidy bei dem Miniſterium melden und um die Bellegung ber Befugniß, 
MWechfelverbindungen einzugehen, nachfuchen; dieſe wird duch ein in 

Sffentlichen Blättern bekannt zu machendes Gertificat ertheilt. — Der 
Wechſelnehmer (Remittent) bat, falls die Valuta vor Weberlieferung bes 
Wechſels gezahlt iſt, und ber Ausftellee (Zraffant) fi fäumig zeigt, 


‚bie doppelte Befugniß: entweder auf die Weberlieflrung des MWechfels, 


ober auf die Rüdzahlung ber Valuta zw klagen; mährend der legte im 
alle der Saͤumniß des Wechſelnehmers auf Bezahlung Klagen, ober 
auch den MWechfel felbft, fofern er noch in den Händen bes erſten Em⸗ 
pfängers iſt, vindiciren kann. Die Streitfrage: ob, wenn die Acceptas. 
tion eines Wechſels verweigert worden, biefer dennoch zur Verfallzeit 
wieder präfentirt. werden muͤſſe, ift dahin entfchieden, daß der Inhaber 
dazu ohne befonderen Auftrag nicht verbunden, wohl aber befugt fei. 
Die Beſtellung einer Hypothek in dem Wechſel entzieht dieſem bie 
Wechſelkraft. Die ſtrenge Wechfelverbindlichkeit erlifcht mittelft Ders 
jährung: bei eigenen Wechſeln gegen ben Ausfteller nach Ablauf eines, - 
Jahres, angerechnet vom Verfalltage; bei traffirten Wechfeln gegen ben 


8 Grefe a. a O. II. ©. 19-15 
44) Grefe a. a. O. U. ©. 177, 178 
45) Grefe 0. a. O. II. ©. 182, 188. 
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Acceptanten und die Indoſſanten binnen derſelben Friſt von der Zeit 
der dem Klaͤger zugekommenen Proteſtation wegen Nichtacceptation. — 
8) Spiel. Die ſogen. Hazardſpiele find durch mehrere Verordnungen 
(1732, 1763, 1770) bei Geld⸗ oder Gefängnißftrafe verboten. Weber 
dte rechtlichen Verhaͤltniſſe bei dem Lotteriefpiele enthält eine Verordnung 
vom 19. Aprit 1819 nähere Vorfchriften. — 9) Snterceffion. Zu 
bemerken ift zuvoͤrderſt eine fpecielle Beſtimmung ber luͤneburg'ſchen Pos 
lizeiordnung, nach welcher Bein Untertban „abdelichen ober gemeinen 
Standes” für Jemand Buͤrge werben fol, wenn er nicht zuvor den 
Gonfens der Regierung bazu erlangt. Ausnahmsweiſe ift den abligen 
Landfaffen geftattet, auch ohne Conſens für 1000 Reichsthaler Buͤrge 
zu werden, und bie Bürger und Bauern follen fih mit Vorwiſſen 
‚und Genehmigung des Rathes und ber Beamten verbürgen dürfen. — 
Durd) eine Verordnung vom 28. December 1821 und Declaration ders 
felben vom 4. San. 1827 tft entfchieden, daß zu der Giltigkeit der Ins . 
terceffion der Srauenzimmer an fich fchon die Aufnahme einer öffent 
lichen Urkunde ohne Unterfchrift dreier Zeugen hinreichend fei- (nisi in- 
strumento publice confecto et a tribus testibus subsignato — L. 23. 
6. 2. C. ad SC. Vellei, [4. 29.)). — Diefelbe Verordnung beftimmt 
auch, daß Frauenzimmer überhaupt auf das SC. Vellei. und Ehefrauen 
insbefondere auf die Auth. si qua mulier (und die Ihnen wegen be# 
Dotalguteg zuftehenden Vorzugsrechte) wickſam ohne allen Eid verziche 
ten Finnen, wenn bieß vor Gericht gefchieht, und diefelben über jene 
Rechtsmwohlthaten, fo wie über die Folgen ber Entfagung, gehörig belehrt 
worden find. — 10) a Ueber den Verzicht der Frauenzimmer 
und Minderjährigen auf eite künftige Succeffion; ferner über den Ver⸗ 
zicht der Minderjährigen und derjenigen Corporationen, welche die Rechte 
der Minderjährigen genießen, auf die Wiebereinfegung in ben vorigen 
Stand, fo mie über bie Kolgen-bes Verzichtes und bas dabei zu beobach⸗ 
tende Verfahren, enthält genauere Vorſchriften bie Verordnung vom 
28. December 1821. — 11) Eid. Diefelbe Verordnung bat alle 
Privateide (mit Ausnahme des Lehnseides) abgefchafft, und ihnen jede 
Wirkung, insbefondere die Kraft, ungiltige Rechtsgefchäfte zu beftärken, 
entzogen. — 12) Zinfen. Eine Verordnung vom 20. Febr. 1824 
fest feft, daß dem Glaͤubiger die gefeglichen oder vertragsmäßigen Zinſen 
zu dem erlaubten Zinsfuße auch dann Über ben Betrag ber Hauptſumme 
(alterum tantum) hinaus zuerkannt werden follen, wenn er darthut, 
daß er es an bem gehörigen Fleiße in Einforberung ber fällig gewor⸗ 
denen Binfen, ober Zurüdforberung des Capitales nicht habe fehlen 
laffen, mithin das Auffchwellen der Zinfen ihm nicht beizumefien fel. 
— 13) Forderungen aus Delicten. a) Injurien. Durch mebs 
tere Verordnungen ift in Anfehung der zrölfhen Bauern und Bürgern 
in den der Amts: und Patrimonialgericht6barkeit unterrworfenen Städten 
vorgefallenen Injurien das progefjualifche Verfahren ſehr befhräntt und 
unter anderen die Aflimatorifche Klage: aufgehoben. — b) Anfprüde 
gefhwächter Perfonen. Nacdy der (für die aͤlteſten Provinzen geltenden) 
Eheverlobungsconflitution vom 5. Sanuar 1733 fol bie Geſchwaͤchte 
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berechtigt fein, von bem Stuprator „einen ihrem, wie auch bes Ehren 
ſchaͤnders Stande und Mitteln proportionirten Brautfchag” zu fordern. 
Daſſelbe Geſetz feßt bie Dauer der Alimentationspflicht bis zum zuruͤck⸗ 
gelegten 14. Jahre bes Kindes fell. — Eine Verordnung vom 14. 
Detober 1740 entzieht denjenigen Srauenzimmern, welche fid) von Unters 
officieren und gemeinen Soldaten fchwängern laſſen, jedes Recht auf 
Entſchaͤtigung für ihre verlorene Ehre, und eine Declaration vom 11. 
December 1822 beſtimmt, daß jene Verordnung nicht angewendet wer⸗ 
den fol auf diejenigen Soldaten, welche ohne militärifchen Conſens fich 
verheurathen bürfen. — 14) Klagenverjährung. Nach einer Vers 
ordnung vom 20. Juli 1773 follen bie Forderungen ber Anwälte wegen 
Deferviten und Auslagen innerhalb fünf Jahren von der Zeit des legten 
zu den Acten gebrachten Exhibitum erlöfhhen. — Eine Verordnung vom ' 
29. Det. 1822 entfchlidet die bekannte Steeitfrage wegen Erfordernig 
der bona fides dahin, daß auch bei ber erlöfhenden Verjährung der 
gute Glaube auf Seiten des Verjährenben während ihrer ganzen Dauer 
vorhanden fein muͤſſe. 

IH. Samilienreht. 1) Verloͤbniß. Ueber biefes Verhaͤlt⸗ 
niß beftehen in ben einzelnen Peovinzen befondere Verordnungen 4°). 
Sie ftimmen fo ziemlich in folgenden Vorſchriften überein: zur giltigen 
Verlobung gehört die Einwilligung ber Eltern oder Großeltern ober 
Bormünder, und was die Äußere Korm betrifft, die Gegenwart von zwei 
(männliden) Zeugen. Fehlt es an jener Eimmwilligung, fo koͤnnen 
die Eltern u. f. w. fogar auf Annulletion der Ehe beſtehen; wenn aber 
ohne gerechten Grund dee Conſens verfagt wird, ' ift ein Antrag auf 
Supplirung befjelben bei dem Conſiſtorium zuläffig. Mangelt dem Ber« 
loͤbniß die gehörige Form, fo kann es felbft durch hinzugelommene 
Schwängerung nicht giltig werden. — Nach einer Verordnung vom 9. 
Aprit 1716 bedürfen die gemeinen Soldaten und Unterofficiere außers _ 
dem noch bes Gonfenfes des Regimentschefs. — 2) Ehehinders. 
niffe*”). In den verfchlebenen Provinzen find diefe verfchieden. Die 
auf Verwandtſchaft und Schwägerfchaft beruhenden gemeintechtlichen 
Hinderniffe find oft noch vermehrt durch Verbote entfernterer Grade. — 
3) Religion ber Kinder aus gemifchter Ehe. Dierüber beflimmt 
eine Verordnung vom 31. Juli 1826 , daß ber Vater allein das Recht 
baden ſoll, über die Religton der nicht felbftftändigen Kinder zu ver 
fügen und daß ihn Kein Verzicht auf dieſes Recht binden koͤnne. — 
4) Eheſcheidung. Als gefegliche Gründe einer Trennung‘ quoad vin- 
culum kommen vor: Ehebruch, böslihe Verlaſſung und eigentliche Saͤ⸗ 
vitien. Ein vom König unterm 2. September 1839 beftätigtes Praͤjudiz 


46) Kür die Älteren Provinzen eine fogen. Eheverlobungsconftitution vom 
5. Sen 17335 für Bremen und Verden eine Eheverorbnung vom 18. Mai 
17535 füt das Land Habeln eine Eheverorbnung vom 21. Februar 1786. 

AT) Quellen: für die Fuͤrſtenthuͤmer Galenberg und Göttingen eine Kirs 
denorbnung von 16155 für Lüneburg, Grubenhagen, Hoya und Diepholz bie 
timb. Kichhenorbnung v. 16435 für Bremen und Werben die Rote 46 erwähnte 
Ehtoerordnung. a, | 
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bes Oberappeflätiondgerichtes entfcheibet, daß in Cheſcheldungsſachen bie 
Delation eines Eides, wodurch die Trennung ber Ehe quoad vinculem 
bezwedt werben foll, unzuläffig ſei. — 5) Eheliche Guͤterderhaͤlt⸗ 
niffe- Der Regel nad auf dem roͤmiſchen Rechte beruhend find diefe 
Verhättniffe nur hin und wieder, insbefondere dusch ſtaͤdtiſche Statute, 
maodificirt. Hervorzuheben tft die Beſtimmung des Bremifchen Ritter⸗ 
echtes, nach welcher ber Wittwe bes Ritters geſetzlich eine Morgengabe 
und noch andere Vorthelle gebühren. Eheliche Gütergemeinfchaft findet _ 
in einigen Städten flatt, 3. B. Lüneburg, Uelzen, Stabe, Verden. — 
Ein Gefeg vom 30. Juli 1840 enthält Beftimmungen über bie Vers 
äufßerung von Dotalgrundflüden aus bem Grunde ber Nuͤtzlichkeit. Dar⸗ 
nad foll eine ſolche Veräußerung vechtebeftänbig fein, wenn biefelbe vom 
perfönlich zuftändigen Richter auf ben Antrag beider Ehegatten beftätigt 
worden if. — Ein vom König unterm 26. Ian. 1841 beftaͤtigtes 
— des Oberappellationsgerichtes beſtimmt, daß, weil die L. 54. 

. de iure dotium mit der L. 12. C. eod. tit. unvereinbar und jener 
durch biefe derogirt fei, die Megel gelten folle, daß die Ehefrau an den 
mit ihren Dotalgeldern erfauften Sachen das Eigenthum nicht ermwerbe, 
mit Ausnahme des Falles, ba bie Surrogate abfichtli und zum Außen 
der Ehefrau an bie Stelle des veräußerten Brautſchatzes gefegt feien 
(L. 36. u. 27. D. de iure dot.). Ein anderes Präjubiz von bdemfels 
ben Tage entfcheidet, daß den Defcendenten -einer Ehefrau, welche bies 
felbe beerbt haben, bei Zurüdforderung ber dos ber Erblafferin in dem 
Goncurfe des Ehemannes unbedingt eine privilegiete Hypothek zur Seite 
ſtehe, es moͤge neben derfelben eine fpätere Ehefrau des Gemeinſchulb⸗ 
ners ebenfalls eine dos zuruͤckfordern, ober nicht. — 6) Vormund⸗ 
(haft. Eine Verordnung vom 18. November 1828 emtfcheidet bie 
Frage, mie viel Kinder erforderlich felen, um eine Vormundſchaft abzus 
lehnen, dahin, daß nur diejenigen, welche fünf lebende ehellche Kinder 
baben, zur Mebernahme der Wormunbfchaft nicht angehalten werben Eins 
nen. — Durch mehrere landesherrliche Referipte ift den höheren Gerichts⸗ 
höfen die Befugniß ertheitt, Häufer und Bergtheile ber Minderjährigen 
er ſchon ex causa utilitatis ohne nothwendigen Grund verdußern zu 
laſſen. 

IV, Erbrecht. — In, vielen Städten iſt durch die Statuten ein 
gegenfeitiged Exhrecht der Ehegatten eingeführt #). Bei den Bauer 
gütern herrfchen verfchiebene bereits oben ermähnte Succeffionsorbnungen 
(f. oben S.158 flg.). Hiervon abgefehen kommen noch folgende particular⸗ 
rechtliche Normen vor. Eine Verordnung vom 29. Dct. 1822 beflimmt: 
daß zwar die Unterthanen vor jedem, ‚mit Giviljurisdietion verfebenen, 
ſelbſt ausländifchen Gerichte ihre Teſtamente errichten koͤnnen, baB aber 
der von einem Richter außerhalb feines Sprengeld vorgenommene 
Act nur als ein Privatact anzufehen ſei; daß bei fchriftlichen Teſtamen⸗ 
ten das Erbitten der Zeugen vermuthet werben ſolle; daß bie Zeugen 


48) Grefe a. d. D. IE S. 80-84. Ruͤckſichtlich ber Stabt Hannover 
auch eine neuere Berordnung v. 18. Juni 1830, 
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das Teſtament nicht zu unterſchreiben brauchen, ſondern ihre Unter⸗ 
ſchrift auch auf den Umſchlag ſetzen koͤmen. — Eine andere Verorb⸗ 


nung vom 24. Mai 1822 fchreibt vor: daß gerichtliche Teſtamente nicht 


von einem Bevollmaͤchtigten, fondern vom Teſtirer felbft überreicht wer⸗ 
den ſollen, widrigenfalls fie nichtig find; daß zur Biltigkeit der Teſtamente 
zum Bolten einer milden Stiftung die Buziegung von zwei Zeugen gehoͤ⸗ 
ven fole; daß die im einem Teſtamente parentum inter liberos, dritten 
Derfonen auögefegten Regate ungiltig fein; daß der Sag: laͤngſt Leib, 
laͤngſt Gut, möge er Kraft Herkommens gelten ober durch Vertrag bes 
ſchloſſen fein, durch die Geburt von Kindern, bie vor beu beiden Eher 
en wieber verflorben find, feine Wirkung nicht verlieren ſolle; daß 
i 


bſchaftsklagen ſchon der Beweis des Erbrechtes im allgemeinen zur . 


Legitimation bes Klägers genüge, und baß derjenige, welcher ben Eine 
wand eines oder mehrerer näherer Erben oder ber Miterben mache, bie: 
fen zu beweifen babe. Kin von bem Könige unterm 3. März 1840 
beftätigtes Präjubiz des Dberappelletionsgerichtes beitimmt, daß ein 
Erbvertrag auch mündlich auf vechtebeftändige Weife abgefchlofien 
werden inne. — Ein anderes Präjubiz vom 26. Januar 1841 ent 
fcheidet, daß bie Beitimmungen bes roͤmiſchen Mechtes über ben er⸗ 
zwungenen Nachlaß bei inſolventen Exbfchaften nicht auf andere Säle 
auszudehnen fein. — 

Nach diefer Eurzen Weberficht des eigentlichen Privatrechtes betrachten 


‚ wie zweitens ben hannover'ſchen Civilprozeß 9), und beginnen 


I. mit dem Verfahren vgr den lintergerihten. Dauptquellen find: 


eine vollſtaͤndige Prozeßorbnung für bie Untergerichte vom 5. Det. 182790) 


und ein Geſetz vom 13. Dec. 1834, betreffend die Beſchraͤnkung bes 
Bei ben Untergerichten zu verhanbelnden geringeren Schuldſachen. Jene 
Prozeßordnung ſchließt fich im wefentlichen an ben gemeinen teutfchen 
Gioilprozeß an, enthält aber daneben manche eigenthümliche Beſtim⸗ 
mungen. Sie zerfält in ſechs Theile, deren jeder wieder Titel und 66 
bat. Der erſte Theil enthält allgemeine Beſtimmungen; ber zweite 
handelt von bem ordentlichen Prozefje vor ben Untergerichten; der dritte 
von ben fummarifchen Prozefien ; ber vierte von ben Rechtsmitteln wider 
Die Erkenntniffe dee Untergerichte3 ber fünfte von der Erecution; der 
ſechſte von dem Goncursverfahren. In einem Anhange find die For⸗ 
mein der verfchiebenen Eide vorgefchrieben. — Kolgendes verdient bier 
hervorgehoben zu werden. Die Parteien haben das Recht, ſtets mit 
einem Veiſtande vor Gericht zu .erfcheinen und auch durch Bevollmaͤch⸗ 
tigte fi vertreten zu laſſen. In befonderen Faͤllen kann zwar ber 
Nichter das perfönliche Erſcheinen vorfchreiben, indeß befreien davon 
Krankheit, Dienftgefchäfte, Entfernung über 3 Meilen vom Drte bes 


Gerichte und dergleihen. — Die Gaution für die Prozeßkoſten iſt 


- 49) Defteriey, Handbuch bes bürgerlichen und peinlichen Prozeſſes für 
dad Königreih Hannover. GEdtt. 1819. — 

50) Spangenberg, Commentar zur Prozeßordnung für bie Untergerichte 
des Königreichs over. Hannover 1829. . 
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bezüglich der Rechtsſtreite ber Inlaͤnder untereinander aufgehoben. — 
Jedem wird das Armenrecht (Befreiung von Stempel», Gerichte⸗ unb 
Sufinuationsgebühren und ben Coplalten) ertheilt, welcher eine Beſcheini⸗ 
gung feiner Obrigkeit darüber beibringt, daß er nicht fo viel Bermögen 
befigt, noch verdient, um nad Abzug des nothbürftigen Unterhaftes bie 
Prozeßkoſten beftreiten zu Binnen. — Das mündlidye Verfahren ift 
zwar als Regel vorgefehrieben , jedoch kann auf Antrag ber Parteien in 
allen wichtigeren, d. h. wenigſtens SO Rthlr. an Werth betragenben, 
Sachen fchriftliches Verfahren flattfinden. In allen Faͤllen unter SO 
Rthle., in Verbals und leichten Realinjurienfachen, in Sachen ber Dienſt⸗ 
boten, fo meit fie den Dienft und das Dienfliohn betreffen, in dem erften 
Verfahren über Baus und Grenzftreitigkeiten, fo tote in allen Sachen, 
bei welchen Gefahr auf dem Verzuge haftet, tft das fchriftliche Werfahren 
abfolut unzuläffig, und ber dagegen handelnde Richter zum Erſatz ber den 
Darteien verurfachten Koſten verpflichtet. — Dem Richter iſt eine zweck⸗ 
mäßige Direction bes Prozeſſes vorgefchrieben, und die bemfelben zu bies 
fem Ende im $. 23 ertheilten Befugniffe entfernen ihn allerdings etwas 
von dem gemeinrechtlichen Standpunkte der fogen. Werhandlungemarime, 
— Alle Termine und Friſten find in der Maße für präjudiciell erklaͤrt, 
daß fie im Verfäummißfälle den angedrohten Rechtsnachtheil zur unauss 
bleiblichen Folge haben®?). Die Termine und Friſten können aus befcheis 
nigten Gründen zweimal verlängert werben; eine fernere Friſt ſoll in 
der Regel nicht fattfinden, und wenn fie dennoch ertheilt ift, als nicht 
bewilligt angefehen, und der Rechtsnachtheil des Ungehorfams erkannt wer⸗ 
den. — Die Actenverfhidung zum Spruch an eine Juriſtenfacultaͤt iſt 
verboten. — Des Beklagte darf nur, wenn er progeßhindernde Einreden 
vorſchuͤzen kann, die Beantwortung ber Klage verweigern. Dieſe find 
als ſolche charakterifirt, „die alles teitere Verfahren unnuͤtz machen‘, 
wie die Einrede bes incompetenten Gerichtes, ber mangelnden persona 
standi in iudicio, ber rechtskraͤftigen Entfcheidbung, des getroffenen Ver⸗ 
gleiches u. f. wm. — Der Richter ift verpflichtet, den Parteien vor bem 
erften Erkenntniſſe Vergieichevorfchläge zu machen. — Jedem Urtheile 
follen bie Entfcheidungsgründe eingeſchaltet werden. In mündlichen 
Sachen fol das Urtheii 14 Tage, im fchriftlichen 4 Wochen fpäteftens 
nach der legten progeffualifchen Handlung abgegeben werben. — Die Bes 
weisfeift ift in dee Maße peremtorifch, daß die unterbliebene Antretung 
bes Beweiſes auch ohne Ungehorſamsanſchuldigung den Verluſt deſſelben 
zur Folge hat, jedoch mit Ausnahme des Augenſcheins, welcher an keine 
Beweisfrift gebunden fein fol. Auch wird, wenn fonft der Beweis ans 
getreten iſt, die Eidesbelation als eventuell vorbehalten angmommen, fe 
bag es im voraus Feiner Erwähnung berfelben bedarf. Bei dem Beweiſe 
durch Sachverſtaͤndige iſt unterfchieden: ob bie zum Beweiſe verftellten 
Thatfachen ſelbſt durch Experten dargethan werben follen, ober ob zur 


51) Mol. die 65. 34, 85, 47, 52 des Geſ., aus t deutlich ers 
* bi Ela bes Ungehorfams auch ge Deren eintreten 
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Beurtheilung des Mefultates von ben bereits ausgemittelten Thatſachen 
das Gutachten der Sachverſtaͤndigen erforderlich iſt; im erften Falle muß 
die Srift beobachtet werben, im zweiten Falle kommt es auf feine Friſt 
an. Die gemeinrechtliche Form der Beweisartikel und Fragſtuͤcke iſt abe 
gefchafft. — Bei dem Arreftprozefie wird ausnahmsmweife das Ger 
richt des Arreſtes auch in der Hauptfache competent, wenn der Impetrat 
ein Ausländer ift, oder keinen beftimmten Wohnſitz im Königreiche hat, 
oder die Parteien den Gerichtsſtand freiwillig erſtrecken, welches gefchieht, 
wenn ber Impetrat ſich auf eine vollftändige Verhandlung der Hauptfache 
einläßt. — Der Erecutioprogeß ſoll nur flattfinden wegen $orberungen, 
welche in Geldfummen oder anderen Quantitäten verbrauchbarer Sachen 
beftehen ; er kann auch dann auf den Grund eines zweifettigen Vers 
trages zugelaflen werden,“ wenn ber Kläger bie Erfüllung folchen Ver⸗ 
trages von feiner Seite ſofort durch in dieſem Prozeffe zuläffige Urkun⸗ 
ben darthut. Der Bellngte kann fi im Executivprozeſſe zum Beweiſe 
der Einreden auch der Eidesdelation bedienen, imfofern fie nicht 
gegen dem woͤrtlichen Inhalt dee Urkunde gerichtet iſt. Eine Gewiffens- 
verteetung iſt unzuläffig und ber Kläger muß den Eid entweder annehmen 
oder zuruͤckſchieben. Rechtsmittel haben, wenn fie von dem zur Zah⸗ 
lung verurtheilten Beklagten eingetwendet werben, Keinen Suspenſiv⸗ 
effect. — In den beiden Fällen, wo der Kläger fämmtliche ber Klage 
zum Grunde liegende Zhatfachen durch öffentliche Urkunden fofort erwei⸗ 
fen kann, und mo die drohende Gefahr eines unerfeglichen oder ſchwer zu 
erfegenden Schabens befcheinigt wird, ift der unbebingte Mandatsprozeß 
zuläffig. Zum Beweiſe der Einreden der Sub» oder Öbreption kann 
der Beklagte fidy auch der Eideszufchiebung bedienen. — Bebingte Mans 
date koͤnnen nach richterlihem Ermeſſen in minder wichtigen Faͤllen ers 
theilt werden, wenn. die Anfprüce des Klägers auch nur unvollſtaͤndig 
befcheinigt oder doch nicht ohne Wahrfcheinlichkeit find. Das Gefeh vom 
13. Dec. 1834 beftimmt daneben, daß auf alle perfönlihen Klagen, 
welche auf Geldfummen oder fungibele Sachen .gerichtet find, fofern der 
Betrag der Sorderung die Summe von SO Rthlr. nicht erreicht, und 
nicht etwa eine andere zuläffige fummarifche Prozeßart von dem Kläger 
gewählt fein follte, unabhängig von dem Anträgen deſſelben, ein bedingter 
Zahlungsbefehl abgegeben werden fol, mit welchem die Androhung der 
Execution zu verbinden if. — Ordentliche Rechtsmittel find: die Appels 
lation an den höheren Richter und bie Supplication bei bemfelben Unters 
gerichte; außerordentliche: die MWiedereinfegung in ben vorigen Stand und 
die Nichtigkeitsklage. Die Appellation iſt zuläfftg gegen jeden Beſcheid, 
welcher eine bee Partei zum Nachtheile gereichende Verfügung enthält, 
Die Appellationsfumme beträgt SO Rthlr. — Bei der Supplication find 
auch Nova zuläffig. Entfcheibungen gegen deutliche Gefege, Vertraͤge 
ober vechtsfräftige Urtheile find kein Grund der Nichtigkeit. 

11. Das Verfahren vor den Mittelgerichten (Juſtizcanzleien genannt) 
beruht nicht auf einem allgemeinen Gefege, fondern es beftehen für dieſe außer 
einzelnen Verordnungen, Lundtagsabfchieden und Gerichtsbefcheiden regel⸗ 
mäßig befondere Prozeßordnungen, meiftens aus der Mitte und dem Ende 
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bes 17. Jahrhunderts *2). Die Anfichten ber damaligen Zeit find im 
biefe Gefegbücher aufgenommen und die Grunbfäge in alten fo ziemlich 
biefefben. Grundlage des Ganzen tft bie gemeine Prozeßtheorie. 

Hl. Dos Verfahren vor dem hoͤchſten Gerichte (Öberappellationse 
gesicht im Selle) iſt durch drei Grundgeſetze beſtimmt *2): Oberappellationss 
gesichtsoebnung von 17135 Reglement wegen verbeflerter Eintihtung - 
bes Dberappellationsgerichtes von 17335 Verordnung von 1818, bie 
veränderte und verbefierte Einrichtung bes Oberappellationsgerichtes betref⸗ 
fend. Auch ba® Verfahren bei biefem Gerichte fchließe fich im mefent» 
lichen an bie gemeinrechtlichen Principe an. Da das Oberappellationd= 
gericht bie hoͤchſte Inſtanz bildet, fo finb bevokutive Rechtsmittel gegen 
deſſen Emnticheibungen nicht mehr zuläffig. Weberhaupt find als Rechts⸗ 
mittel Dagegen noch zugelaffen die Nichtigkeitsbefchwerbe und die Wieder⸗ 
einfekung in ben vorigen Stand, | 

Hieran Enüpfen wir eine Aufzeichnung ber Källe, bie zwar ihrer 
Natur nach reine Suftizfachen und baher Gegenftände bes Civilprozeſſes 
bwech das hannover'ſche Recht aber den Gerichten entzogen find. Es 
find diefe: alles was bie Befegung ber Höfe angeht, über welche bie 
Domänentammer bie Gutsherrſchaft ausübt, namentlich die Streitigkeiten 
über die Erbfolge, Leibzucht, Apfindung, gehören zur Competenz ber 
Domaͤnenkammer; auch gehören dahin die Klagen ber Kammerbauern in 
Dienſtſachen, über die Art und das Maß berfelben, überhaupt bann, 
wenn die Dienftpflichtigkeit an fich nicht Gegenſtand des Streites ift°*) ; 
ferner find der Gognition der Gerichte entzogen alle Landesoͤkonomle⸗ 
angelegenheiten, d. b.. Semeinheitstheilungen, fo mie. Alles, was die 
Cultivirung und Beſetzung wüfter und unbebauter Plaͤtze betrifft; endlich 
auch alle Ablöfungsfachen. g 

Wir menden uns drittens zu dem hannover’fchen Criminalcechte 
und zwar zuvoͤrderſt zu dem materiellen Rechte. Während früher 
neben bem gemeinen Rechte eine Anzahl verfchiedener Provinzialderords 
nungen, Gerichtsgebrauch und Praris galt, ift fett dem Jahre 1840 das 
ganze Criminalrecht durch allgemeine Gefege abgeändert und neu feſtge⸗ 
ſtellt. Quellen find: ein ausführliches Criminalgeſetzbuch vom 8. Aug. 
1840; ein Gefeg vom 8. September 1840 über die Beftrafung bes 
‚ Witddiebftahles und der damit in Verbindung flehenden Jagdvergehen; 
ein Geſetz von demfelben Tage über -die Beftrafung des Fiſch⸗ und Krebs⸗ 
biebftahles. — Der Criminalcober zerfällt nach Art diefer Geſetzbuͤcher in 
einen allgemeinen und befonderen Theil, von welchen jeder wieder Capitel 
und Artikel hat. Folgendes verdient baraus hervorgehoben zu werden. 


52) Galenberg’fche Ganzleiorbnung von 16633 Gelifche — — v. 
1656 und Hofgerichtsorbnung v. 16855 Bremiſche Hofgerichtsorbnung v. 16723 
Hildesheim'ſche Hofgerichtdorbnung von 1730. 
58) v. Bülow, Berfaffung des Oberappellationsgerichtes in Gelle (Goͤtt. 
1808), U. &pangenberg, bas Oberappellationsgericht in Celle. Celle 1833. 
54) Quelle ift bie fogen. Böhrber Gonftitution v. 19, Det. 1719, gegen 
— Anwendung zu feiner Zeit vergebens Beſchwerden auf den Landtagen laut 
wurden. 
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Auch die von ben hanneverfchen Unterfhanen im Audlande begangenen 
Verbrechen, mögen fie an Inlaͤndern ober an Ausländern veruͤbt fen, 
ſollen nad) dem Gefegbuche beurtheilt werden; mur dann ſoll daſſelbe 
gegen einen Untertban nicht zur Anwendung kommen, wenn die von 
ihm gegen den Ausländer im Auslande begangene That nad) den Geſetzen 
des Ortes ſtraflos iſt. Selbſt gegen Ausländer foll das Geſetzbuch wegen 
der von ihnen im Auslande an dem hiefigen Staate und an hiefigen 
Untertanen begangenen Verbrechen angewendet twerden. — Die, Strafen 
zerfallen in ſchwere und Leichte Strafen. Jene find: Todesſtrafe, Ketten« 
firafe, Zuchthausſtrafe und Dienftentfegung; biefe: Strafarbeitshaus, 
Gefängnis, Dienftentlaffung, Suspenfion vom Amte, Widerruf und 


Abbitte vor: verſammeltem Gerichte, gerichtlicher Verweis bei offenen’ 


Thuͤren und Geldbuße. Die Todesſtrafe folk durch Enthauptung mittelſt 
des Schwertes vollzogen werden. Geſchaͤrft wird fie durch Schleifen 
zum Nichtplag auf einer Kuhhaut. Die Kettenfirafe bat zwei Grabe, 


von denen ber erfte in Teichterer Arbeit mit leichten Ketten, der zweite in 


ſchwerer Arbeit mit ſchweren Ketten befteht. Gefchärft kann dieſe Strafe 
noch werben durch Ausftellung am Strafpfahle, , durch einfame Einſper⸗ 
rung in einen finfteren Kerker, und durch eine Verbindung beider Schaͤr⸗ 
fungsarten. Auch die Zuchthausftrafe hat zwei Grabe, bie fi durch 
leichtere und ſchwerere Arbeit unterſcheiden, während die Befängnißfteafe 
drei Srade hat. Als außerordentliche Strafe Tann auch koͤrperliche Zuͤch⸗ 
tigung angewendet werden, wenn yon Vagabonden und Bettlern männ 
lichen Gefchlechtes Gefängnißftrafe verwirkt ift, und bei ſugendlichen Ver⸗ 
brecheen (unter -16 und über 12 Jahren). Die Gonfiscation foll ‚fi 
nur auf einzelne Gegenftände befchränten und die Landesverweifung bios 
bei Ausländern eintreten. Aus befonderen Rüdfichten koͤnnen Kettens 
und Zuchthausftrafe in Staatsgefängnig verwandelt werden, jedoch mit 
verlängerter Dauer. Gefängnig und Arbeitshaus werden aus gleicher 
Ruͤckſicht ohne Verlängerung der Strafzeit in Staatsgefaͤngniß verändert 
Die Säle felbft find nicht genau angegeben, es beurtheilt ber Richter 
vielmehr nad der Perfönlichkeit, dem Lebenswandel des Thaͤters und 
nad) ber Natur des Verbrechens bie Zuläffigkeit ber Strafverwandlung. 
Eine Umänberung ber $reiheitsftrafe in Geldftrafe N unterfagt. — Ber: 
brechen, für welche das Gefeg den Tod beſtimmt hat, verjähren nicht; 
fonft follen Verbrechen, welche mit Kettene oder Zuchthaußftrafe bedroht 
find, in zwanzig, ‚die mit Arbeitshaus beftraft werden, Im zehn, und bie 
übrigen Verbrechen in fünf Jahren verjähren; diejenigen Verbrechen, die 
nicht. von Amtswegen zu unterfuchen find, verjähren ſchon in drei Mo⸗ 
naten. — Das Gefegbud) unterfcheibet die Gründe, welche die Strafbars 
Leit mindern von benjenigm, melche fie mildern. Jene (wohin ges 
hören: ſchlechte Erziehung, Armuth und Noth, Trunkenheit u. ſ. w.) 
berechtigen den Richter nur, die Strafe innerhalb ber gefeglichen Grenze 
hoch oder niedrig zu bemeſſen; biefe (wohin gerechnet find jugenbliches 
Alter, hohes Alter und fchuiblofe langwierige Daft) geben dem Nichter 
die Befugnif, von der gefeglichen Strafe felbft mildernd abzumelchen. — 
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Dre Verſuch eines Verbrechens iſt vorhanden, werm eine aͤußere Handlung 
vorliegt, die wenigſtens ſchon als ein Anfang der Ausfuͤhrung des beab⸗ 
ſichtigten Verbrechens zu betrachten iſt. Er wird eingetheilt in beendigten 
und nicht beendigten Verſuch. Fuͤr jenen kann die Strafe ſtelgen bis 
zur Hälfte, für biefen bis zu einem Dritttheile der Strafe des vollendes 
tem Verbrechens. — Kine genau durchgeführte Unterfcheidung zwiſchen 
Stoatsverbrechen und Privatverbrechen enthält das Geſetzbuch nit. Zu 
jenen koͤnnen ungefähr gezählt werden bie erſten vier Gapitel, welche han⸗ 
dein: von Verbrechen wider das Dafein und bie dußere Sicherheit des 
Staates, von Verbrechen wider die Majeftät unb wider die Würde des 
Staates, von Verbrechen wider bie Regierung des Staates, von Ber 
beechen wider bie Öffentliche Sicherheit im Staate. Das erfte Capitel 
zerfänt wieder in Staatsverrath, Landesverrätherei und andere Staates 
ſicherheit gefährdende Handlungen. Der Hochverrath ift nur als eine 
Art des Staatsverrathes bezeichnet, deſſen Begriff und Strafen auch auf 
Ausländer ausgedehnt find. Das zweite Capitel umfaßt die Majeftäte- 
beleidigung, Beleidigung der Perfonen der koͤniglichen Familie, Herab⸗ 
wuͤrdigung ber (beftehenden) Staatsverfaffung, Beleidigung ber Amtsehre, 
Verlegung ber Ehrfurcht gegen obrigkeitlihe Handlungen. Das dritte 
Gapitel begreift da® Verbrechen der Anmaßung eines Staatsamtes, bie 
Beſtechung bee Öffentlichen Beamten, die Amtserfchleichung , gewaltſame 

Widerfegung gegen die Obrigkeit, Auflauf, Aufruhr, Störung ber 
öffentlichen Ruhe durch Mißbrauch der Religion, Befreiung eines Ges 
fangenen, Ruͤckkehr eines Verwieſenen, Zweikampf. In das vierte Gas 
pitel gehören: das Verbrechen ber Gewaltthätigkeit, Störung bes Hauss 
friedens, Brandfliftung, verurfachte Strandung und Ueberſchwemmung, 
gemeingefährliche Vergiftung, Landzwang. Bemerkenswerth ift die Bes 
fimmung, daß das Verbrechen der Majeftätsbeleidigung und der Beleidi⸗ 
gung ber Perfonen ber Eöniglichen Familie, infofern blos mörtliche ober 
büdliche Beleidigungen vorliegen, von ben Gerichten nicht von Amts⸗ 
wegen unterſucht werden, vielmehr darüber zu teiterer Verfügung am 
das Suftizminifterium berichtet werben fol. — Wegen Ehebruches, 
Schwächung und gewoͤhnlicher Injurie darf ebenfalls nur auf Antrag des 
verlegten Theiles eirfe Unterfuchung eingeleitet werden. — Der Diebftahl 
ift in zwei Arten eingetheilt: einfacher Diebftahl und ausgezeichneter 
Diebftahl. Wenn jener weniger als einen Thaler beträgt, fo tritt nur 
polizeiliche Ahndung ein. Diefer hat wieder zwei Claſſen. Die erfte bes 
trifft die Säle, wo dee Diebftahl an Gegenfländen verübt wurde, welche 
überhaups, oder unter befonderen Umfländen oder in dem Verhaͤltniſſe zu 
ber Perſon des Diebes ſchwer zu verwahren find. Die zweite Claſſe 
begreift folche Diebitähle, welche wegen befonderer Gefliffenheit oder Ge⸗ 
faͤhrlichkeit der That ausgezeichnet erfcheinen. Die Zueignung gefundener 
Sachen ift als Unterfchlagung betrachtet. — Der Betrug ift ebenfalls in 
einfachen und ausgezeichneten Betrug eingetheilt. — Ziemlich ausführlich 
find die Beſtimmungen über die firafbaren Dienftverlegungen der öffent 
lichen Beamten. Bemerkenswerth iſt der gleich im erften Artikel diefes 
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Capitels gemachte Vorbehalt, daß die Beamten nur auf Veranlaffung 
der zuftändigen (Regierungs⸗) Behörde in Unterfuchung gejogen und 
beftraft werden follen. ; 
Das Geſezt über die Beſtrafung des Wilddlebſtahles beſtimmt im 
entlichen Folgendes: Die leichteren Faͤlle des Diebſtahles an Wild ſollen 
nit einer polizeilichen Ahndung unterliegen. Als ein peinlich zu ſtrafen⸗ 
der Wilddiebſtahl iſt e8 anzufehen, wenn das erlegte ober eingefangene 
Bild in Hochwild ober in Rehen befteht und, im Kalle die That en 
anderen Arten bes Wildes verübt iſt, wenn ber Thaͤter bereits dreimal 
wegen Wilddiebſtahles polizellich beſtraft iſt. Wegen hinzutretender erſchwe⸗ 
render Umſtaͤnde wird der Wilddiebſtahl ohne Unterſchied der Art des 
entwendeten Wildes und ohne Ruͤckſicht auf eine zuvor eingetretene poli⸗ 
zeiliche Beſtrafung criminell beſtraft: wenn der Thaͤter einer Windbuͤchſe 
oder Stockflinte ſich bedient hat, wenn er ſich durch Anſchwaͤrzen des 
Geſichtes oder auf andere Weiſe unkenntlich gemacht hat, wenn ber 
Wilddiebſtahl gewerbmäßtg oder in Banden oder unter Gewaltthaͤtigkeit 
verübt iſt. Die Strafe ift Gefängnig, Arbeitshaus und felbft Zuchthaus 
je nach der minderen ober größeren Erſchwerung des Falles. — Durch 
daffelbe Gefeg iſt das Miniſterium des Inneren ermächtigt, ben im lan 
desherrlichen und gutsherrlihen Dienften ſtehenden Jaͤgern die Befugniß 
zu ertheilen, auf bie Wilbdiebe zu fchießen, wenn fie nad) voraufgeganges 
ner zweimaliger Aufforderung das Gewehr nicht ablegen ober auf der 
Flucht mit fih nehmen. — Das Gefeg über den Fiſch⸗ und Krebse 
diebftahl laͤßt in drei Faͤllen eine peinliche Strafe diefer Vergehen eintres 
ten, nämlih: wenn ber Werth des Entwendeten mehr als zwei Thaler 


. beträgt, wenn ber Thäter zuvor bereits dreimal polizeilich wegen beffelben 


Vergehens beftraft worden iſt, und wenn die Entwendung durch Abbäms 
men bes Gewaͤſſers, oder durch betäubende oder fonftige den Fiſchen ſchaͤd⸗ 
liche Mittel gefchieht. ; 

Hiernaͤchſt betrachten wir das Verfahren in Eriminalfadhen. 
Die wichtigſten Quellen deſſelben find: eine Criminalinftruction von 
17369), eine Criminalinſtruction von 1748, eine Verordnung über die 
Zulaͤſſigkeit eines vonfländigen Beweiſes durch Anzeigen vom 25. März 
1822, ein Geſetz über das gerichtliche Verfahren in Criminalfachen vom 
8. September 1840 und ein Gefeg über die Einführung eines öffent: 
lichen Anwaltes vom 16. Februar 1841.' Da biefe verfchiedenen Rechter 
quellen ſich ergänzen und in einander greifen, fo faffen wir das Weſent⸗ 
liche ihres Sefammtinhaltes in eine fortlaufende Skizze zufammen. — 
Die Unterfuhungsform tft volftändig ausgebildet und confequent durch⸗ 
geführt. Das Verfahren gefchieht von Anfang bis zu Ende im Gehei⸗ 
men. Die Unterfuhung ift abgetheilt in Generals und in Specials 
inquifitionz jene fol barauf gerichtet werden, „ob wahrhaftig ein dem 


55) Urſpruͤnglich erlafien für die Alteren Provinzen wurbe fie fpäter auch 
auf die Abrigen Provinzen, in welchen das gemeine echt gilt, ausgedehnt, mit . 
Ausnagme jedoch ber ogthämer Bremen und Werben und bes Landes Hadeln, 
für wilde die Criminalinſtruction v. 1748 gefegliche Kraft bat. 
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Gerichte gerügtes — Verbrechen begangen worden“3 bei diefer Eonimt 
es darauf an, wer daſſelbe verübt babe. Zur Verhängung ber Spes 
dalimquifition tft Fein befondere® gerichtliches Erkenntniß vorgefchrieben, 
es tft aber eine Vertheidigung bagegen zuläffig. Die Zeugm werben in 
Abrorfenheit des Angefchutdigten vernommen; bie Korm ber Beweisartikel 
ift aufgehoben. Nahe Verwandte des Angefchuldigten folen nicht zum 
Zeugniß gegen benfelben gezwungen werben. Stets foll der Inquirent 
mit demfelben Eifer für die Ermittelung ber Schuld wie ber Unfchuld 
bes Angeklagten wachen. Wenn ber Angeſchuldigte gar nicht oder nicht 
beutlich antworten will, ober. durch Iügenhafte Aufzüge bie Unterfuchung 
erſchwert, fo kann er durch Lörperliche Züchtigung zur Ordnung angehals 
ten werben, jedoch nur durch eine Verfügung bes erkennenden Ober: 
gerichtes,, an welches bie Acten befhalb einzufenden find. — In Crimis 
nalunterſuchungen, welche muthmaßlich mur eine ber leichteren Strafen 
zur Solge haben, kann ſchon eine einzige Gerichtsperſon bie Unterfuchung 
führen und auf glaubhafte Weiſe das Protocoll fchreiben. Wenn aber 
demmaͤchſt fich finden follte, daß das Erkenntnis dennoch auf eine ſchwere 
Strafe gerichtet werden muß, fo follen die wichtigften Verhoͤre in Ges 
genwart zweler Gerichtsperfonen twieberholt, ober bie Protocolle noch eins 
„mal. verlefen tyerden ®%), — Eines articulirten Verhoͤres bebarf es in ben 
Fällen nicht, wenn nur eine leichte Strafe verwirkt if. — Der Art. 22 
bee C. C. C. und bie DVorfchriften derſelben, welche fich auf bie peinliche 
Frage beziehen, find außer Kraft geſetzt. Es ſoll ein volllommener Bes 
weis durch Anzeigen flattfinden. Auch ber objective Zhatbeflund kann 
durch Anzeigen bewiefen werben. Jeder Umftand, welcher mit einem 
begangenen Verbrechen im natürlihen Zuſammenhange fteht, und Aus 
welchem auf die Schuld der in Unterſuchung gerathenen Perfon vernünfs 
tiger Weife gefchlofien werben muß, begründet eine rechtliche Anzeige. In 
keinem Falle fol eine einzige noch fo nahe Anzeige zur Ueberführung des 
leugnenden Angefshulbigten hinreichen. Jede Anzeige muß vollftändig 
bewieſen fein, jeboch find die Art. 23 und 80 der C. C. C. dahin abs 
geändert, daß auch das Bufammentreffen von Umftänden, welches Beinen 
vernünftigen Zweifel an dem Dafeln ber Anzeige übrig läßt, zu berem 
Beweife genügt. Allgemein ift beflimmt, daß, weil der Beweis durch 
Anzeigen nad» ugveränberlichen, auf alle Criminalfälle anmenbbaren Mes 
geln nicht normirt werden koͤnne, der Sachkenntuiß, Erfahrung, Ur 
theilstraft, Unbefangenheit und firengen Gewiſſenhaftigkeit des Richters 
das Meiste übertaffen bleiben mäffe®”),. — Auf Todesſtrafe kann auf 
ben Grund eines bloßen Anzeigenbeweifes nicht erfannt werden, es tritt 
vielmehr an beren Stelle Iebenslängliche Kettenſtrafe. Der Reinigungseid 


‚ 56) Diefe Beſtimmung ift newerbings durch $. 7 bes mit flänbifcher Zus 
flimmung erlaffenen Gefehes vom 8. September 1840 über bas gerichtliche Ber⸗ 
fahren -in Sriminalfachen eingeführt. 

- 57) $. 4 der Werorbnung dv. 25. März 1822 über bie Zulaͤſſigkelt eines 
vollftändigen Beweiſes durch Anzeigen u. ſ. w. Wie weit ift nun noch die Kluft 
zwifchen diefem Geſtaͤndniſſe der Unvollkommenheit ber kuͤnſtlichen Beweisregeln 
und der intime conviction der Befchworenen ? : 
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ſoll nur in den Faͤllen auferlegt werden duͤrfen, wenn fuͤr das erwieſene 
Verbrechen eine der leichteren Strafen angedroht iſt. — "Wenn auf eine 
leichte Strafe zu erkennen iſt, fo tagn ber objective Xhatbefland durch 
das Geſtaͤndniß allein bewiefen werben; falls hingegen dee Angefchuldigte 
eine ſchwere Strafe vermwirkt hat, fo fol in dee Mgel das Geſtaͤndniß 
allein zur Herfiellung des objectiven Thatbeſtandes nicht hinzeichen. — 
Die auf Todesftrafe gerichteten Erkenntniſſe dürfen nicht eher eröffnet 
und vollſtreckt werden, als bis die Inmbesherrliche Beftätigung erfolgt iſt; 
wenn dicfelben durch eine fernere Inſtanz abgeändert werden, bedarf auch 
das andere Erkenntniß einer ſolchen Beſtaͤtigung. — Gegen bie Erkennt 
aiffe in Criminalſachen finden drei Rechtsmittel flatt: bie weitere Ver⸗ 
theidigung, bie Appellation und die Nichtigkeitsbeſchwerde. Die weitere 
Bertheidigung ift anwendbar gegen diejenigen Erkenntniſſe, welche von 
ben Juſtizcanzleien und dem Oberappellationsgerichte in erſter Inſtanz 
geſprochen ſind. Es entſcheidet daruͤber daſſelbe Gericht, welches in der 
erſten J erkannt hat. Die Appellation iſt zulaͤſſig gegen die Er⸗ 
kenntniſſe Alter zugleich unterſuchenden und erkennenden ordentlichen Unter 
richte und geht an bie diefen vorgefegte Juſtizcanzlei; fie iſt ferner auch 
laͤſſig gegen diejenigen in exfter Inſtanz von ben Juflizcanzleien abge⸗ 
gebenen Erkenntnifſe, durch welche auf eine ſchwere Strafe erkannt ift. 
Der Gebrauch des einen Nechtsmitteld fchließt den bes anderen aus. Die 
Nichtigkeitsbeſchwerde kann nur entweder in Verbindung mit dem zuläfe 
figen ordentlichen Rechtsmittel der weiteren Vertheidigung und ber Appel⸗ 
Iation, oder flatt derfelben angebracht erben. Sie iſt alfo ansgefchloffen, 
fobald eines jener Rechtsmitsel bereits gebraucht iſt. Als Nichtigkeit fol 
es unter Anderen betrachtet werden: "wenn das erkennende Gericht nicht 
das zulländige mar; wenn Handlungen, die zu den wefentiihen Beſtand⸗ 
theilen dxs Prozeſſes gehören, ganz unterblieben find; menn eine in dem 
Sefegen nicht mit Strafe bedrohte That ‘als Verbrechen beftraft tft. — 
Ein völlig freigefprochener Angefhuldigter kann abermals in Unterfuchung 
gezogen werden, wenn neue, vorkin nicht befannte Umftände und Be⸗ 
weife ſich hervorthun, aus denern fi die Kalfchheit derjenigen Beweis⸗ 
mittel ergibt, auf welche bie SSreifprechung erkannt ift, und wenn neue, 
ben Richter völlig überzeugende, Beweismittel gefunden find, welche für 
fidy allein hinreichen, um hierauf ein Straferfenntnifi gegen ben Anger 
ſchuldigten zu gründen. — Beſonders hervorzuheben find die Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes über die Einführung eines oͤffentlichen Anwaltes 
"vom 16. Kebruar 1841 ; da hierdurch die Strafprogefordnung mit einem 
bisher in. Hannover ganz unbekannten und nicht ummwichtigen Inſtitute 
bereichert iſt, einem Inſtitute, wie es in berfelben Weife im übrigen 
Teutſchland ſchwerlich anzutreffen - if. Früher lag dem Syſteme ber 
Mechtsmittel gegen Criminalerfenntniffe das Prindp zum Grunde, daß 
nur der Angefchuldigte von ihnen Gebrauch machen, und daß in fernerer 
Juſtanz das Urtheil nie zu feinem Nachtheile abgeändert werden dürfe, 
vielmehr der Staat gehalten fei, das in feinem Auftenge gefüllte Urtbeil 
ımbedingt gegen fich gelten zu Inffen. Hierin hat man eine Gefährdung des 
Öffentlichen Intereſſe erblickt und daher einen Anwalt u zu 
V. — 2 
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dem Zwecke, um den Staat gegen herarfige Verletzungen zu fichern. 
Uebrigens iſt zoͤleich im Anfange des Gefeges bevorwortet, daß die Eris 
minalgerichte, wie ſolches bie Matur des inquifitorifchen Prozeſſes mit 
fi) bringe, nach wie vor fireng verpflichtet Teien „ das öffentliche In⸗ 
tevefje auch von Arktswegen wahrzunehmen. Diefer oͤffentliche Anwalt 

nun handelt ſtets nur in Folge eines beſonderen vom Juſtizminiſterio 
empfangenen neue Es find ihm zue Wahrnehmung feines Amtes 
zwei Mechtsmiftel gegeben: die Beſchwerde und die Revifion. Jene tft 
zuläffig, wenn ein Griminalgericht aus unrichtigen Gründen von einem 
criminellen Verfahren in einer Sache überhaupt abzuftehen beſchloſſen 
bat. Sie ift bei dem zunaͤchſt vorgefegten Gerichte anzubringen, kann 
in allen Fällen bis zur höchften Inſtanz verfolgt werden, unb (ft, fo 
lange das Verbrechen nicht etwa duch Verjährung ftraflos geworden ift, 
an gar Feine Friſt gebunden. Die Revifion findet flatt, wenn durch 
die Entſcheidung eines Criminalgerichtes ein Angefchuldigter entweder ohne 
genuͤgende Gründe freigefprochen, oder von ber Inſtanz entbugben, ober 

®in eine zu gelinde Strafe verurtheitt ift. Buftändig für die Reviſion tft 
das dem agfennenden Gerichte zundchft vorgefegte höhere Gericht. Sy 
muß binnen zwei Monaten vom Zuge der gefchehenen Eröffnung des 
Erfennmiffes angemeldet und begründet werden 5°). Wird dad Erkennt⸗ 
niß in der Revifionsinftanz beftätigt, fo iſt ein weiterer Antrag auf Res 
vifion nicht mehr zuläffig, wogegen es dem Angefchufdigten, wenn ber 
feühere Spruch zu feinem Nachtheile abgeändert wurbe, freifteht, gegen. 
bie neue Entfcheidung ein weiteres Rechtsmittel zu verfolgen. — Es er» 
gibt ſich hieraus, daß der hannover’fche Hffentliche Anwalt mit jenem in 
ben Staaten, wo Geſchwornengerichte und Anklageverfahren giſtiren, 
eingeführten Inftitute eines Staatsanwaltes (ministere public „gattorney 
general) gar nichts gemein hatd?), 

Indem wir nunmehr vlertens zu dem öffentlichen Rechte im 
engeren Sinne übergehen, find es I. die Berfaffungsverhältniffe 
des hannover’ihen Landes, welche eine genauere Betrachtung verdienen. 
‚Wir bemerkten ſchon oben (Note 25), daß eine Gefchichte und Beurthei⸗ 
lung des Verfaffungstampfes außer den Grenzen unferer Unterfuhung 
liege, daß 26 dagegen unfere Aufgabe fei, die Verfchiedenheit und Gegens . 
fäge der Conftitutionen, Im die der Steeit ſich dreht, darzuſtellen. Auf 
ber einen Seite iſt es das Staatsgrundgeſetz vom 26. September 1833, 
auf ber anderen das Landesverfaffungsgefes vom 6. Auguft 1840, deren _ 
Inhalt uns hier befhäftigen wird.‘ — Der Antrag der Stände auf 
Erlaſſung des Staatsgrundgefeges hatte das Motiv: um, auf'bem bes 
ſtehenden Rechte beruhend, folches zu ergänzen, ben Beduͤrfniſſen 
gemäß zu verbeffen und durch Mare Geſetzworte die Verfaſſung vor 





„ 28) Als Seitenftädt zu den dem öffentlichen Anwalte ertheilten Friſten mag 
hier die Borfchrift Erwähnung verbienen, nach weicher bie Rechtömittel zu Guns 
ften 56) ee — * — rg — Ir hriſt fü j 
e ergleichen über das fragl efeg iſt: Zeutfche Monatsſchrift für 
Eiteratu® und öffentliches Leben Bb. 1, Koriieit —5 1842, 
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Zweifel und Angriff zu fehügen. In Gemäßhelt dieſes Grundgedankens 
enthalten die allgemeinen’ Bellimmangen des Staatsgrundgeſetzes eine 
Betätigung der Rechte, indem es im 6. 3 heißt: der König ertheilt 
dem Lande die feierliche Zuficherung, in ber Ausübung feiner öniglichen 
Mechte die Rechte der Unterthanen, die Rechte der Gemeinden und Koͤr⸗ 
perſchaften, bie Rechte der Kirchen, die Rechte ber Provinziallandfchaften 
und der allgemeinen Ständeverfammlung — ungefchmälert aufrecht zu 
erhalten und gegen alle Eingriffe zu fügen w. f. wm. Dem Landes 
verfaffungsgefege fehlt eine folche allgemeine feierliche Zuſicherung. — Das 
Gtaatögrundgefeg beflimmt, daß eine Regentichaft eintreten folle, wenn ber 
König entweder minderjährig oder fonft an der eigenen Ausübung ber 
Regierung verhindert fei (F. 14); das Landesverfaffungsgefeg dagegen 
läßt eine Negentfchaft nur dann eintreten, wenn ber König minbderjährig 
tft, ober fich in einem folchen geiftigen Zuftande befindet, welcher ihm 
zur Führung ber Regierung unfähig macht ($. 17); jenes fichert In 
6. 21 den Ständen das uralte Recht, im Falle keine zur Regentſchaft 
Berechtigte Perfon vorhanden, aus ben teutfchen Kürftenhäufern den Res 
genten zu ernennen; dieſes gibt.der teutfchen Bundesverfammlung die Bes 
fugniß, Brei Bundesfürften auszumählen, welche aus einem tiutfchen 
Kürftenhaufe die Perfon des Regenten beftimmen ($. 21). — Die früs 
here Verfaſſung gab im $. 40 die Zuficherung, daß bie Freiheit der 
Preſſe unter Beobachtung. der gegen beren Mißbrauch zu erlaffenden Ges 
fege und ber Beflimmungen bes teutfchen Bundes ftattfinden folle. Die 
neue Verfaffung fehweigt hiervon gänzlich, — In den Grundfägen über 
bie Verfaſſung der Gemeinden find ſich die beiden Gefege, von einzelnen 
Ausnahmen abgefehen, ziemlich gleich. Das Landesverfaffungegefeg macht 
auch die Wahl des Stabtrechnungsführers von höherer Beflätigung ab» . 
haͤngig ($. 59); während das Stantegrundgefeg diefe nur bei der Wahl 
der flimmführenden Mitglieder des Magiſtrates und des Stadtgerichte® - 
vorfchreibt ($. 53). Jenes gibt dem Magiftente die Befugniß der Abs 
nahme der ftädtifchen Rechnungen, wogegen das Staatsgrundgefeg diefelbe . 
den Vertretern der Bürgerfchaft ertheilt. Letzteres ftellt eine Super⸗ 
revifion der Rechnungen in die Willkür der Regierung, die neue Der« 
fafſung verpflichtet diefelbe unbedingt dazu. — Das Syſtem bes Rechts⸗ 
fchuges in dem Staatsgrundgefege beruht auf dem Zufammenhange fols 
gender Beftimmungen deſſelben. Alle vom Könige ausgehende Verfügungen 
bedürfen zu ihrer Giltigkeit der Contrafignatur eines Miniſters, und dies 
fer ift dem Könige und dem Lande dafür verantwortlich, daß die Ver⸗ 
faſſung nicht verlegt werde. Die Ständeverfammlung ift befugt, eine 
Anklage gegen den Minifter zu erheben ($. 151). Alle Behörden find 
eidlich verpflichtet, das Stantögrundgefeg genau zu beobadhten, und bie 
in gehöriger Form erlaffenen verfaffungswidrigen Befehle Vorgefebter be» 
freien fie nur von der Verantwortlichkeit, ohne fie zu verpflichten, ſelbſt 


die Verfaſſung zu verlegen ($. 161). Alle Anfprüche aus wohlerworbes 


nem Privatrechte gegen ben Fiscus bes Königs oder des Staates gehören, 

tie andere Privatrechtsfachen,' zue Competenz, der ordentlichen Gerichte; 

während auf der anderen Seite bie Gerichte nicht befugt find, die einflg 
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weilige Ausführung von Verfügungen ber Verwaltungsbehoͤrben zu 
hemmen ($. 37 und 38). Vielmehr follen die Streitigkeiten, welche 
zwifchen der Verwaltung und ben Gerichten barüber entfiehen, ob eine 
Sache zur gerichtlichen Entfcheidbung geeignet fei, obere zur Competenz 
der Adminiftration gehöre, durch eine zu dieſem Zwecke befonders zu bile 
dende Section bes Geheimenrathscollegiums, welche zur Hälfte aus einer 
unveränderlichen Anzahl dauernd aus den höheren Juſtizcollegien zu ernen⸗ 
nender Mitglieder beftehen muß, entfchieben werben ($. 156). Auch kann 
die Entloffung vom Nichterangge nur durch Urtheil und Recht verfügt 
werden ($. 163), und alle Veroͤednungen und Geſetze haben nur Verbind⸗ 
lichkeit, wenn fie in verfafiungsmäßiger Form vertünbigt werben ($. 89). 
"Die neue Verfoffung iſt theilmeife von andern Grundfägen ausgegangen. 
Die Minifter find allein dem König für die Vollziehung ber Geſetze 
und Verordnungen und der Eöniglichen Befehle verantwortlich ($. 168) 5 
die Derwaltungsbehörden und felbft die Gerichte haben alle Erlaſſe des 
Königs zu befolgen ($. 125), und eine ausdruͤckliche Verpflichtung der 
Behoͤrden auf das Lanbesverfaffungsgefeg iſt nicht angeordnet.. 

diejenigen Beamten, welche Lediglich zur Claſſe der Richter gehören 
(alſo nicht alle die, welche, roie es die Verfaffung ber Aemter mit fich 
bringt, zugleih ein Vewaltungsamt bekleiden), find ohne richterliche® 
Erkenntniß nicht vom Amte zu entfernen ($3 176). Zwar find alle An⸗ 
fprüche aus einem Privatrechte gegen ben Fiscus zur Competenz ber 
ordentlichen Gexichte verriefen ($. 38); indeß ber Verlegte muß auch 
hierbei erſt bis zur hoͤchſten Verwaltungsbehoͤrde um Abhilfe feiner Be: 
ſchwerde vergeblich nachgefucht haben ($. 40), und über die Competenz⸗ 
confliete entfcheidet ein Staatsrath ohne bie Garantien, welche $. 156 
der früheren Verfafjung gewährte. Der König iſt darnach ber einzige 
Wächter aller Rechte ber Unterthanen. — In den Beflimmungen über 
die Rechte der allgemeinen Ständenerfammlung weichen beide Verfaſſungen 
mehrfach ab. Das Staatsgrundgefeg ftellte an die Spige den Sag: bie 
allgemeine Ständeverfammlung ift berufen, die grundgefeglichen Rechte 
des Landes zu vertreten und deffen dauernde Wohl möglichft zu beförs 
dern ($. 83)5 wogegen das Landesverfaſſungsgeſetz die Befugniß ber 
Stände darauf befchränft, die ihnen in dem Gelege ausdruͤcklich beigeleg⸗ 
ten Rechte wahrzunehmen ($. 111). Nach dem Staatsgrundgefege iſt 
zu allen Gefegen, welche das ganze Königreich oder den Bezirk mehreren 
Provinziallandfehaften betreffen, die Zuftimmung der allgemeinen 
Ständeverfammlung erforderlich 5; das Mecht der ſtaͤndiſchen Zuſtimmung 
bezieht fih auf den ganzen wefentlichen Inhalt des Gefeges; in bem 
Eingange des Geſetzes ift die erfolgte verfaffungsmäßige Zuſtimmung 
dee Stände zu erwähnen, und nur durch Beobachtung .diefer Form erhals 
ten bie Geſetze für alle Unterthanen unbebingte Verbindlichkeit ($. 85, 
89); Gefegentiwürfe gelangen von Seiten der Regierung an die Stände, 
doch haben auch diefe die Initiative (6. 88). Die neue Verfaffung ' 
beftimmt: Landesgefege werden vom König unter Mitwirkung der 
Stände erlaffen. Bei Landeögefegen über die Steuern, ober bei ſolchen, 
durch welche den Unterthaflen neue Laſten oder Leiftungen auferlegt oder 
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die beſtehenden abgeändert werben follen, hat bie allgemeine Staͤndever⸗ 
fammlung das völlige Recht ber Zuftimmung ($. 113, 114); bie 
„Miwirkung“ ift im $. 115 genauer befinirt und koͤmmt im Ganzen 
dem Nechte der Zuſtimmung ziemlich nahe; bie Entwürfe innen nur 
von dem König an die Stände, nicht aber von diefm an den König 
gebracht werden ($. 119); ſchon durch die bloße Verkündigung von Seis 
ten des Königs erhalten die Geſetze verbindliche Kraft ($. 128). — Das 


den Ständen durch das Staatögrundgefeß verliehene Recht des Deffent- 
lichkeit, fo mie das Recht, jährlich verfanimelt zu werden, find durch 


die neue DVetfoffung abgefchafft. — Hinfichtlich der Provinziallandſchaften 
hatte das Staatsgrundgefeg eine zeitgemäße Reform in Ausficht geſtellt 
und die. Grundzüge dazu angegeben. Diefe Bellimmungen find in der 
neuen Verfaffung weggelaſſen. — Eine der wichtigſten Streitfeagen in 
dem hannover’fchen Verfaſſungskampfe war die über die Finanzen und 
Domänen. Das Staatsgrundgefeg hatte darüber unter Anderem Folgen⸗ 
des feſtgeſtellt. Alles, mas zu den Domänen gehört, namentlich Schlöffer, 
Guͤter, Gefälle, Forften, Bergwerke u. f. w., machen bas Krongut 
aus. Die Aufkünfte deſſelben follen ohne Ausnahme zum Beſten des 
Landes verroandt werden. Dem Könige gebührt davon zur Dedung her 
Koften für die Hofhaltung jährlich die Summe von 500,000 Rthir. 
Conv. Münze, Um ihn megen der Abtragung diefee Summe zu fihern, 
fol ein vom Könige auszuwaͤhlender Complex aus dem Krongute außs 
sefchieden werben, deſſen jährlicher Ertrag nach Abzug aller darauf hafs 
tenden Ausgaben und Laften ſich auf 500,000 Rthlr. belduft. Alle aus 
dem Krongute und aus ben Regalien auflommenden Einnahmen follen 
wit den Landesabgaben, Chauſſeegeldern und Sporteln in eine einzige 
Generalcaſſe fliegen, aus welcher alle Ausgaben beſtritten werden. Die 
neue Verfafſung beflimmt unter Anderen über diefen Gegenftand, daß 
Die Domänen ein Fideicommiß bilden follen, daß die Verwaltung 
deſſelben, fo wie der Auflünfte allein vom Könige abhängen, daß ber 
Ertrag aus den Domänen und Regalen künftig nicht mit den Steuern 
und Chaufleegeldern vereint in eine gemeinfchaftliche Caſſe fließen,  fons 
dern die Trennung ber Eönigfichen Caſſen und der Landescafjen wieder 
Hergeftellt werden, und daß die koͤnigliche Caſſe allein vom Könige abs 
bängig und nad) den von ihm zu treffenden Anordnungen verwaltet wer⸗ 
den ſolle. Die erforderlichen Ausgaben für die Koften der Landesver⸗ 
waltung und fonflige Bebürfnifie find nach beflimmten Gegenfländen auf 
Die koͤnigliche und die Landescaffe zu vertheilen. 

Im Uebrigen enthält das Lanbesverfaffungsgefeg in Uebereinſtim⸗ 


mung mit dan Stantsgrundgefege noch folgende hier hervorzuhebende 


Beſtimmungen: 

Der Koͤnig vereinigt in ſich die geſammte Staatsgewalt. Das Recht 
der Thronfolge gebührt dem Mannesſiamme aus rechtmaͤßiger, ebenbuͤr⸗ 
Giger und hausgeſetzlicher Ehe. Die Ordnung ber Thronfolge wird durch 
Die reine Linealfolge nach dem Rechte der Erſtgeburt beſtimmt. Nach 
Erloͤſchen des Mannesſtammes der gegenwärtigen koͤniglichen Linie geht 
bie Thronfolge auf den Mannesſtamm ber jetzigen braunſchweig⸗wolfen⸗ 
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buͤttel ſchen Linke und nach deſſen Erloͤſchen auf bie weibliche Linie uͤber. 
Mit dem zurlidigelegten 18. Jahre tft der König volljährig — Die 
Freiheit der Perfon und des Eigentbums ber Unterthanen iſt feiner an⸗ 
deren Einſchraͤnkung unterworfen, als welche Gefege und Mechte beſtim⸗ 
men. Jeder Landeseinwohner .genießt völlige Gewiſſens⸗ und Glaubens» 
freiheit und ift zu Religionsäbungen mit den Seinigen In feinem Haufe 
berechtigt. Alle Unterthunen find zum Kriegsdienfte gleihmäßig verpfliche 
tet und nach gleihmäßigen Grundfägen zur Tragung ber allgemeinen 
Staatslaſten verbunden. Niemand barf verhaftet werden als in ben 


durch Recht und Geſetz beſtimmten Fällen. Niemand darf feinem ordents 


lichen Richter entzogen werben, außer in den im Progefgange ober in den 
Geſetzen im voraus beftimmten Fällen, oder wenn ber König aus befonderen 
Gründen nach Anhörung feines Staatsrathes (nad) dem Staatsgrunds 
gefeße: auf den Bericht bes Gefammtminifteriums) die Competenz auf 
ein anberes orbentliches Gericht zu übertragen für nothwendig erachten 
follte. — Keine Gemeinde kann mit Ausgaben ober Leiftungen beſchwert 
werden, wozu fie nicht durch Mecht ober Gefeg verbunden if. Den Ges 
meinden und ben Verbänden mehrerer Gemeinden fteht bas Recht zu, ihr 
Bermögen felbft zu verwalten... Die. Oberauffiht der Verwaltung darf 
ſich nicht weiter erſtrecken, als dahin, daß das Vermögen erhalten, deffen 
Einfünfte ihrer Beflimmung gemäß verwandt und bei Anordnung und 
Vertheilung der Gemeindeabgaben angemeffene, auch bie Mechte und das 
allgemeine Wohl nicht verlegende, Grundſaͤtze befolgt werben. Die Ver⸗ 
faffung und Verwaltung der Städte foll auf folgenden Grundfägen be⸗ 
ruhen: die Bürger ernenmen durch freie Wahl ihre Vertreter, jedoch nicht 
auf deren Lebenszeit; die Städte haben das Recht, ihre Magiſtrate und 
übrigen Gemeindebeamten felbft zu erwaͤhlen; an den Wahlen nehmen 
die Vertreter und Magiftente Theil; bie Vertreter der Bürgerfchaft neh⸗ 
men wenigftens an allen Angelegenheiten Antheil, welche das Vermögen 
bee Stadt, deren Rechte und Gerechtigkeiten, wie auch berem Verbindliche 
keiten betreffen,. namentlid an der Veranlagung unb Vertheilung neuer 
und ber Prüfung beftehender Gemeindeabgaben, Laften und Leiflungen ; 
ihrer Controle ift die Verwaltung bes ſtaͤdtiſchen Vermögens unterworfen. 
— In dee Regel follen bie Landgemeinden das Recht haben, ihre Ges 
meindebeamten mit Vorbehalt obrigkeitlicher Beftätigung zu wählen. — 
Für die einzelnen Provinzen des Königreichs follen Provinziallandſchaf⸗ 
ten, für das ganze Königreich eine allgemeine Ständeverfammlung beftehen. 
Letztere befteht aus zwei Kammern, die ſich in ihren Rechten gleidy find. 
In der erften Kammer figen theils erbliche Mitglieder, theils von ben 
Ritterſchaften auf die Dauer eines Landtages erwählte Deputicte, theils 
folhe, die vom Könige ernannt, ober wegen ihrer amtlichen Stellung 
berechtigt find. Die zweite Kammer befteht größtentheild aus Deputirten. 
bee Städte und Fleden, und aus Deputirten der Grundbeſizer. Die 
Deputirten dee Städte werben gemeinfchaftlicy gewählt von den Mitglie- 
dern des Magiſtrates, ben VBürgervorftehern und befonderen, von den 
Bürgern dazu. ernannten Wahlmännern. Bei ber Wahl der Deputirten 
ber nicht zur Nitterfchaft gehörenden Grundbeſitzer findet eind dreifache 
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Stufe ſtatt. Die Landgemeinden wählen Bevollmächtigte, diefe ernennen 
Wahlmänner, und Iegtere erwählen ben Deputirten. Um Drputirter 
fein zu tönnen, ‚wird ein gewiſſes Vermögen erfordert. Ein Landtag 
dauert regelmäßig ſechs Fahre. — 
II. Hiernaͤchſt wenden wir uns zu einer Eurzen Weberficht der Ver 
faffung ber Behörden und der Staatsbienerfhaft.e An der Spige ber 
Staatsverwaltung ſteht das feit November 1837 neu gefchaffene Cabi⸗ 
net des Königs. Zwei Cabinetöverordnungen vom 14. November 
1837 und 26. Februar 1839 enthalten Regeln über den Wirkungskreis 
bes Gabinets. Der Staats» und Gabinetsminifter iſt ber einzige Rath 
im Gabinet und hält dem Könige die erforderlichen Vorträge. Diefem 
Minifter ift namentlich übertragen die Gefhäftsführung in den Angelegens 
beiten des koͤniglichen Hauſes, in denjmigen, welche die Verhaͤltniſſe zum 
teutfchen Bunde betreffen, in ben auswärtigen Angelegenheiten, fo wie 
bie Leitung der Verhandlungen mit ber allgemeinen Ständeverfammlung 
und ben Provinziallandfchaften. — Außerdem beftehen einzelne Minis 
ferien, denen Staatss und Departementsminifter vorgefegt find. Diefe 
führen die Verwaltung in dem angemiefenen Wirkungskreiſe felbftftänbig. 
Wenn in ihren Departements Gegenflände von Wichtigkeit vorkommen, 
bei welchen fämmtliche Minifter, ober doch der größere Theil derſelben 
intereffirt find, fo koͤmmen fie nach einer Cabinetsverorbnung vom 20. 
Januar 1838 in eine berathende Gonferenz zufammentreten. Die eins 
zelnen Minifterien find: das Zuftizminifterium, das Minifteium der 
geiftlihen und Unterrichtsangelegenheiten, das Minifterium der Finanzen 
. und bes Handels, das Miniftertum bes Innern und das Kriegsminiftes 
rium. — Ducrch die Cabinetsverorbnung vom 21. Januar 1839 wurde 
‚ein Staagsrath errichtet. Derfelbe hat die zu erlafienden Gefege und 
Verordnungen einer vorgängigen Prüfung zu unterziehen, über wichtige 
Megierungsangelegenheiten Gutachten zu ertheilen, und endlich die zwiſchen 
Gerichten. und BVerwaltungsbehörden entftandenen Competenzftreite zu ents 
fcheiden. Er befteht aus den volljäßkigen Prinzen des koͤniglichen Haus 
ſes, aus ordentlichen und aus außerordentlichen Mitgliedern, und zerfäut in 
das Plenum und in mehrere Abtheilungen, 
Die eben genannten fann man als die Centralbehörden betrachten. 
Eine mitttere Inſtanz bilden unter Anderen: 1) die Domaͤnenkam⸗ 
mer. Sie fleht unter der Oberaufficht des Finanzminiſters und hat das 
gefammte Domanlalgut zu verwalten. 2) Das burd eine Verordnung 
vom 30. Junius 1841 neu errichtete Dberftenercollegium, welches 
In zwei. Abtheilungen zerfällt, von denen die eine als Generaidirection der 
Directm Steuern, die andere als Generaldirection der indirecten Steuern 
fungirt. Ihm liegt die gefammte Steuerverwaltung bes Königreiches, auch 
bie Direction der Zölle, die Verwaltung der Elb⸗ und Weferzölle ob. 3) 
Die Landdrofteien, deren es im Ganzen ſechs gibt. Sie find die eigent⸗ 
. lichen mittleren Regierungsbehörden und ihre Wirkungskreis dehnt fi) aus 
über Alles, was zu den Regiminal:, Pollzels und Gewerbeſachen gehört. 
Die untere Inſtanz in der Staatsverwaltung bilden die Löniglichen 
Aemter, die Stadtmagiftrate und die Patrimonialgerichte. 
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Eine Trennung ber Abminiftration von der Juſtiz, welche bei ben oberen 
Behörden faft allgemein durchgeführt iR, hat bisher In diefer unteren 
Inſtanz nur in den meiften Städten erreicht werden koͤnnen, wo dann die 
Magiftratscollegien in einen verwaltenden Magiftrat und in das Stadt⸗ 
gericht zerfallen. Als Verwaltungsbehoͤrden vereinigen bie Yemter in ſich 
alle Attribute, die zu dem Begriffe der Obrigkeit gehören. Sie verwals 
ten die Polizei und haben bie Regiminal: und Militärfachen zu beforgen, 
fo wie ihnen audy die Befchreibung und Veranlagung in Steuerangelegen« 
heiten obliegt, ferner als Unterbehörde dee Domänentammer die Wahrs 
nehmung alles deſſen, was fi auf die Domänen bezieht. — Die Mar 
giſtrato haben neben der Verwaltung des Communalvermögens in ihere 
Eisenfhaft als Gemeindebeamten zugleich die Hoheitsſachen in ben 
Städten zu beforgen, in welcher Hinficht fie den oberen Regierungsbehoͤr⸗ 
den unterworfen find. — Die Patrimonialgerichte werden in gefchloffene 
und ungefchloffene eingetheilt. Nur ben erfteren liegen, ähnlich wie den 
Aemtern, alle Hoheitsfachen in erfter Inſtanz ob, während die letzteren 
außer der Verwaltung ber nieberen Polizei blos bie eigentliche Rechtäpflege 
"zu beforgen haben. 

Was die Gerichte betrifft, fo zerfallen biefe in ein Obergericht, 
in Mittelgerichte und Untergerichte. Jenes ift das Oberappellationsgericht 
in Gelle. Daffelbe wurde im Jahre 1711, nachdem einige Jahre vorher 
das braunfchreeigsTüneburg’fhe Haus jüngerer Linie zur Churmürbe ger 
langt war, errichtet. Anfangs nur aus einem Präfidenten, einem Vice⸗ 
präfidenten und neun Raͤthen beftehenb, wurde das Perfonal des Gerichtes 
im Laufe dev Zeit fo fehr vermehrt, daß baffelbe gegenwärtig mit einem 
Dräfidenten, zwei Wieepräfidenten und drei und zwanzig Raͤthen beſetzt 
iſt. Die Mitglieder des Berichtes bilden zwei Bänke, bie „adlige unb 
bie gelahrte; die Bahl der einen Bank foll die der anderen nie um mehr 
als zwei überfteigen. Als ein Ueberbleibfel der diteren teutfchen Gerichts⸗ 
verfaffung hat fich bie Regel erhalten, daß eln Theil der Näthe, und 
zwar gegenwärtig fünfzehn, von ben®rovinziallandfchaften präfentiet wer⸗ 
den. Die übrigen acht Näthe, fo wie den Präfidenten und bie beiden 
Viccpraͤſidenten ernennt der König. Es beſtehen zur Erleichterung der 
Sefchäfte einzelne Abtheilungen des Berichtes, die als Deputationen _ 
beffelben anzufehen find, naͤmlich brei Appellationsfenate und drei Urtheilde 
fenate. In gewiſſen Sachen handelt auch das Plenum. Jeder ernannte 
oder präfentirte Rath muß ſich einer Prüfung bei dem Gerichtshofe unter⸗ 
werfen. — Durch das Geſetz vom 8. September 1840 wurde bei dem 
Oberappellationsgerichte ein Griminalfenat errichtet. Derfelbe ift vorzugs⸗ 
weife dazu beflimmt, bie Griminalfachen zu entfcheiden, kann aber auch 
zu einer Beihilfe in den Civilfachen zugezogen werden, und befteht aus 
fünf Räthen. — Der Gerichtshof hat auch die Prüfung der Käthe und 
Affefforen, welche bei den Mittelgerichten angeftellt werden follen, fo wie 
der Advocaten vorzunehmen. 

Der Mittelgerichte, die den Namen Zuftizcanzleien führen, 
find fleben, und außerdem zwei ſtandesherrliche: die fürftlidy Bentheim'⸗ 
he Juſtizcanzlei zu Bentheim und die herzoglich Arenbergiſche Juſtiz⸗ 
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canzlei zu Haſeluͤne. Kür eremte Perſonen und Sachen bilden fie da⸗ 
Korum erfter Inflanz, fonft aber das Forum zweiter Inſtanz. Sie 
vereinigen hie Criminal» und Clviljurisdittion. — Durch eine Verord⸗ 
nung vom 30. April 1823 find bei den Juſtizcanzleien fogen. Pupillen⸗ 
collegia errichtet, welche abgefondert von dem eigentlichen Gesichtshofe 
diejenigen Gefchäfte zu beforgen haben, die fid auf die Perfon und das 
Vermögen der Minderjährigen und Curanden, fo wie auf bie Verwal⸗ 
tung ber in Concurs befindlichen Gütermaffen beziehen. — In Steuers 
contraventionsfachen gehen bie Berufungen an bie Juflizcanzlein. — 
Den Provinziallandfchaften fleht in der Megel das Recht zu, eine ober 
mehrere Ratheftellen zu befegen. ' 

Die Untergerichte bilden die bereits oben erwähnten Zöniglichen Aem⸗ 
ter und Patrimonialgerichte und die Stadtgerichte. Sie vereinigen in 
ſich die ſtreitige und die freiwillige Gerichtsbarkeit. „Die Stabtgerichte 
verwalten in der Regel. auch die Criminaljufliz, und zwar fo, daß fie 
nicht nur bie Unterfuhung führen, ſondern auch das erfle Erkenntniß 
abzugeben haben. Den Ammtern fteht mır die Unterfuchung ber beganges 
nen Verbrechen zu. Den Patrimonlafgerichten der Gutsherren ift bagegen 
die Criminaljuſtiz entzogen und auf die landesherrlichen Aemter, in deren 
Bezirk fie liegen, übertengen. Dieß beftimmt eine Verordnung vom 18, 
März 1821. Diefelbe enthält unter Anderen noch folgende Vorfchriften. 
Auch der Gerichtsherr ſelbſt kann die Verwaltung des Gerichtes uͤberneh⸗ 
smen, doch darf er in Beinem Falle in eigener Sache verfahren, und 
außerdem muß er ſich einer Prüfung feiner Rechtskenntniſſe unterwerfen, 
Der Gerichtshalter wird der Regierung präfentist, darf in feinen Privats 
Dienflen des Gursheren flchen, und ift. ale wirklicher Staatsdiener anzu⸗ 
ſehen. — — 

Bei den Gerichten iſt auch mit einigen Worten die Verfaſſung des 
Advocaterſtandes zu erwähnen. Eine Verordnung vom 9. April 
1832 enthaͤlt daruͤber mehrere Vorſchriften. Der Advocat muß ſich zwei 
Pruͤfungen unterwerfen: zuerſt, wenn er als Rechtscandidat die Univers 
ſitaͤt verlofjen hat; darauf, nachdem er drei Jahre lang, fei es bei einem 
Gerichte, ober unter Anleitung eines Älteren Advocaten, fich mit practis 
ſchen Arbeiten befchäftigt hat. Das Zuftizminiftedum beftimmt ben Wohn» 
fig des Advocaten, welcher ohne Genehmigung des erften bet Strafe des 
Verluſtes der Advocatur nicht verändert werden darf. Die michtigfte 
Beftimmung in der Verordnung ift wohl die, daß ben Zuflizcanzleien die 
allgemeine Disciplinargewalt über die Advocaten übertragen iſt, fie alfo 
in biefer Hinſicht den Verwaltungsbehörden nicht unterworfen find. Nach 
jener Verordnung fol es auch den Advocaten freiftehen, Deputationen 
ober Ausfchüffe aus ihrer Mitte zu bilden, denen eine Theilnahme an 
Handhabung der Discipiin gebühet. ; 

UL. Zulegt gebenfen wis noch kurz bes Gemeindeweſens. Abs 
gefehen von ben bei Darftellung der Verfaffungsverhättniffe erwähnten 
grundgeſetzlichen Bellimmungen, bat Hannover Fein allgemeines Gefes 
über die Einrichtung ber Gemeinden. Seit dem Jahre 1820 hat man 
den Weg eingefchlagen, für bie einzelnen Städte befondere Verfaſſungen 
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zy erlaſſen, waͤhrend bie Verhaͤltniſſe der Landgemeinden meiſtens auf 
dem Herkommen und einſeitigen, oft willkuͤrlichen Befehlen der Behoͤrden 
beruhen. Die Zuſtaͤnde der Landgemeinden find ſehr mannigfaltig, oft 
hoͤchſt verwickelt. Am ſelbſtſtaͤndigſten hat ſich im Norden des Landes, 
insbeſondere an den frieſiſchen Kuͤſten, das Gemeindeweſen entwickelt. 
Sehr nachtheilig iſt von jeher fuͤr die Landgemeinden der Umſtand geweſen, 
daß die Aemter neben ihrer Pflicht, die Domaͤne zu vertreten, zugleich 
die Gerichtsbarkeit und bie Polizei über die Gemeinden ausgeuͤbt haben. 


Savarie!). I. Begriff und Eintheilung. Unter biefer 
Benennung begreift man jest alle bei einer Seereife fich ergebenden 


1) Quellen. Xeltere: Dig. L. Rhodia de lactu XIV. 2. Basi- 
licon L. 583, t. & de naufragio et iactu et collectione (b. Pardessus, 
collection des droits maritimes anterleures au XVIII. siecle T. I. p. 187.). 
Leges Graecorum qui in insula Cypri latinis Regibus subditi erant 
% 3. 0. 7. 8. (Pardessus I p. 198.) Synopsis Basilicon minor 
c. 57—63. (Pardessus I]. p. 202.) Constant. HarmenopuliLL. 
I. t. 11. (Pardessus I. p. 206.) LL. Rhodiorum maritimae exc. 
e lib. XIV. Dig. co. 11. 20. 30 sq. (Pardessus I. p. 243.) Assises 
de Jerusalem de la court des Bourgois c. 42. (Pardessus I. p. 277.) 
Röles d’Oleron art. 8, 9, (Pardessus I, p. 328.) Weaterrecht 
ten Damme c.8. 9. (Pardessus I. p. 375.) Waterrecht v. West- 
capellen c. 9. 10, (Pardessus I. p. 387.) Sciprecht v. Am- 
sterdam, Enchuysen et Staveren art. 2, 3. (Pardessus I. p. 
406.) Wisbyer Waterreht ©.7, 14, 23, 41 (Pardessms I. p.466.). 
Consolato del mare co, 50-54. 67.150. 239.. 245. 257. (Pardessus 
T. II. p. 101 sq.) Guidon de la mer. c,5. (Pardessus II. p: 369.) 
Hanſeat. Seereht Tit. 8 (Pardessus II. p. 548.). Hamb. Sta⸗ 
tuten vo. 1270 XI. 22 (Anberfon, Hamb. P.:R. I. &. 120). Statuten 
v. 18497 9. Art. 341 (Anderfon I. ©. 480 fig.). Aeltere luͤbiſche 
Statuten Gober v. 1294 Art. 206. Hach, das alte Lübifche Recht &. 354, 
bafelbft Abth. IV, Art. 86, 67, ©. 567, 578. DOrbonantie Philipp I. 
v. 1568 2. 4 (Pardessus IV. p. 79.). Ordonance de la marine 
‚de 1681. Lib. II. t. 7. & (Pardessus IV. p. 380.) Statut von 
Genua nv. 1588 8. IV, &. 46 (Pardessus p. 681.), v. Pifa v. 1160 
XVI. (Pardessus IV. p. 581.), v. Wenebig dv. 1255 @. 107, 108 
(Pardessus V..p. 58.), v. Ancona v. 1397 Rubr.86 (Pardessus V. 
p- 184), Ordinamenta civit. Tarni a. 1063. co. 36-37. Ben 
sus V. p. 246.) Ordinatio Petri R. Arragonis a. 1340. c. 27. 
30. (Pardessus V. 363.) Ron ben älteren bei Pardeffus fi nicht bes 
finblihen Quellen gehören biecher no: Ordinanzas de Bilbao a. 1737. 
ec. XX. Ordonantie v. Assec. ende Avarye der Stadt Rotterdam a. 
1721. art. 83-9. (in Magens, Berfuc über Affec., Havareien und Bod⸗ 
mereien 9. 566). Preußifches Seerecht v. 1721 ©. 8 (bi Magene 
a. 0. D. &. 740 flg.).— Die jegt geltenden Rechtsquellen find aber: 
Hamburger Statuten v. 1605 Th. II, T. 16. Hamb. Affecurany= 
und Havarieorbnung v. 1731 Tit. XXL, XXI (Kiefeder, Sammlung 
Hamb. Geſete Bd. 1, S. 63). Lübeler Statuten B. VI, %. 2, Art. 
1—5 (aub b. Pardessus IV. p. 41.). Preuß. Landrecht II. 8. $. 
1766 fig. Dänifhes Geſetbuch Chriftian V.8.4,6. 3 (b. Par- 
dessus III. p.288.). Privilegien der Gopenhagener Affecuranz= 
compagnie dv. 1. Juli 1746 (b. Magens a. a. D. ©. 106) Schwe⸗ 
diſches Seerecht v. 1667 Th. 5, 6. 10—15 (Pardessus III. p. 175.). 

\ 
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Schäden und Koften, fowohl bie gewöhnlichen, als bie anßergewöhnlichen, , 
die durch befondere Seeunfaͤlle und Gefahren herbeigeführt werden. Dars 
auf gründet fi denn die Unterfcheidung ber ordirfären oder kleinen 
und der ertraordindren, d. b. nur bei außerordentlichen Umfländen 
fi) ergebenden Havarie. Im engeren Sinne werden aber nur bie aufers 
ordentlihen Schäden und Koſten einer Serreife Havarie genannt. So 
beißt e8 im Code de commerce art. 397.: Toutes depenses extra- 
ordinaires faites pour le navire et les marchandises, cSnjointement 
ou separement, tout dommage qui arrive au navire et aux marchan- 
dises depuis leur chargement et depart jusqu’& leur retour et 
dechargement, sont reputes avaries?). Endlich befchräntt man aber 
Havarie auf diejenigen außerorbentlihen Schäden und Koften, welche 
nicht, wie e8 den allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen gemäß iſt, von dem, 
weicher davon betroffen ober zu befien Laſten fie gemacht worden find, 
alfo bier von dem Schiffeigenthämer ober den Labungeinterefientn für 
fi) allein, fordern von ihnen gemeinfchaftlich getragen twerben muͤſſen. 
So befonders die englifhen Schriftfteller?). Nur in biefer befchränkten 
Bedeutung bezeichnet Havarie ein dem Seerechte eigenthuͤmliches Rechts⸗ 
inftitut. - Der Name iſt aber wahrſcheinlich ſpaniſchen Urfprunges und 


Schwediſche Affecuranzs und. Havarieordnung v. 2. Det. 1750 
(magens a. a. O. S. 884). Ruſſiſche Ordnung der Handels⸗ 
Schifffahrt überſ. v. Arndt (1781) Hptſt. XII. Code de commerce 
art. 37—429. Holländbifches ndelsgeſetzbuch v. 100 (ver. v. 
Schumacher, Hamb. 1840), $. 740. Codigo di Con cio a. 
1829, L. III. t. 4. sec. ie‘ Regolamento provis. di commercio 
Roma 1821 art. 391—429. — Literatur: Eihhorn, teutich. Privats 
recht $. 105. Mittermaier, teutfch. Privatrecht $. 314—318 (5. Aufl.) 
Martens, Handelöreht $. 184-189. Benecke, Syſtem bes Aſſecuranz⸗ 
und Bobmerelmefens Bd. 4, S. 1—259. Deffelben: Treatise on the prin- 
eiples of indemnity in marine insurance, (Lond. 1824.) C..5. Poͤhls, 
Handelsrecht Bd. 8, &. 625—777. Woatsen, de Avariis c, obss. 7an 
Leuwen. Amst. 1672. 1697. Franz. 1708. Magens, Verſuch über Afles 
curanzen, Havareien und Bodmereien. Damb, 1753. 4. 9. M. Klefeder, 
von der Havarie große. Göttingen 1798. R, Stevens, essay on avarage 
etc., teutſch v. Shumader. Hamb. 1829. Pothier, de la contribu- 
tion aux avaries, in bem supplement du contract de lounge. Zönnies, 
über Havarie große und Aber nothwendige Abhilfe häufiger Mißbräuche bei ders 
felben, 2. Aufl. Hamb. 1823. M. Pohls, Bemerkungen über Havarie große 
nach Principien des Hechtesf und ber Hanbelspoliti. Hamb. 1823. Dieran 
en fih noch mehrere zwiſchen Toͤnnies und Poͤhls gemechfelte Streits 
Schriften, die in bes Iehteren Handelsrecht Bd. 3, ©. 628, verzeichnet find. 
Dafelbft findet man auch eine Reihe Differtationen über bielen Gegenftand ans 
gesehen; fo wie die befonders auf den Zitel der Digeften Über die lex Rhodia 

e iactu in Glhuͤck's Eommentar Bd. 14, &..199, nachgewieſen find. Won 
der Havarie iſt mehr ober minder ausführlich bie Rebe auch in allen übrigen 
Gier nicht angegebenen, das ganze Handelsrecht oder nur das Seerecht umfaſſen⸗ 
den, ober ſich mit den Seeaffecurangeh befchäftigenden Werken. ©. die Art. 
diefes Lexikons: Bobmerei, Seerecht, Verfiherung. M 

2) Achnli das holländ. Handelsgeſetzbuch v. 1823 (überf. v. Schu: 
mader, Hamb. 1840) Art. 696. 
3) ©. z. B. Stevens, über Havarie und Affecuranzen ©. 2. 
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tommt von Haberes, Averes, Güter, Kaufmannsguͤter, her ); es wuͤrde 

alfo ein Verluſt fein, den nicht die Schiffintereffenten allein, fonbern bie 
Verlader ber Waare mit ihnen gemeinfchaftlih tragen müflen. — Statt 
aber Havarie auf diefe feine urfprüngliche ‚und vichtigere Bebeutung zw 
beſchraͤnken, unterfcheibet man diejenigen Schäden und Koflen, welche 
von den Sintereffenten des Schiffes oder von den Verladern der Waare, 
welche befchäbigt ober um deren‘ Erhaltung willen die Koſten gemacht 
worden "finde, allein getragen werden müflen, buch bie Bezeichnung 
particuläre Havarie, und nenht die andere: gemeinfchaftliche 
oder auh große Havarie (Havarie groffe). So faft ale unfere 
Sefege und Scheiftfleller, mit dem Unterfchiede, daß einige drei Arten 
der Havarie kennen, die ordinäre, bie particuldäre und große, au⸗ 
dere nur die beiden letzteren. Eine dreifache Gavarie nehmen 5. B. an 
die Hamburg’fche Aſſecuranz⸗ und Havarieordnung 9), das preußifche 
Landreht®); eben fo war es aber früher in Frankreich und Dolland ber 
Sal, während die neueren Gefegbücher diefer beiden Länder nur zwei 
Arten der Havarie kennen7). In Holland verftand man früher unter 
geemene avarie die fogen. ordinäre ober kleine Havarie, bat fich 
aber in neuerer Zeit dem franzöfifchen Sprachgebrauche zugewendet, wor⸗ 
nad) avarie commune mit großer Davarie gleichbedeutend genommen 
wird. Kigentlich gibt es aber, wie aus dem Obigen ſich ergibt, nur eine 
Havarie: naͤmlich die große. Das Prineip berfelben tft: Aufopferungen, 
weiche auf einer Seereife gemacht find, um einer gemeinfamen Gefahr 
zu entgehen, muͤſſen, wenn biefer Zweck erreicht worden, von Schiff und 
Ladung gugeinfchaftlich getragen welden. — Es tritt alfo in ſolchen 
Faͤllen drhender Gefahr eine Gemeinfchaft zwiſchen Schiff und Ladung 
und den Ladungsintereſſenten unter fich ein, vernröge welcher das, was 
bie Rettung gekoſtet bat, allen verhaͤltnißmaͤßig zur Laſt fällt, und daher 
derjenige von Ihnen, welcher duch die zur Rettung ergriffenen Maßregeln 
insbefondere gelitten hat, von den übrigen bis auf feinem Anthell wieder 
entfchädigt werden muß. Es findet fich biefes fehon In den Worten ber 
Lex Rhodia de iacta ausgefprochen: omniam contributione sarciatur 
quod pro omnibus datum est. In allen Seerechten des Mittelalters 
begegnen wir demfelben Srunbfage wieder und zwar in siner Weife der 
"Anwendung, daß ſich ber Urfprung deſſelben nicht verkennen laͤßt. Vom 
mittelländifchen Meere aus hat er fi) nach den Käften und Infeln des 
wetlichen und nördlichen Europa verbreitet und ſchon die teutfchen Rechte 
des 13. Zahrhunderts enthalten Beſtimmungen über den Semwurf®), 
wie fie die Römer von den Rhodiern angenommen haben. " 





4 Poͤhls, Handelsrecht Bd. 8, ©. 625. : 

5) Hamb. Affteuranz « und Havarleorhn. v. 1781 Tit. AXI, Art. 2. Die 
Havarie wird in die kleine oder ordinäre unb die große oder ertraorbinäre, auch 
fonft Commune ober Seo genannt, R | auch in die partieuläre eingetheilt. 

6) Preuß. Lambrecht I. 8. 6. 17 

. 7) Code de c. art. 399, Les avaries sont de denz olasses, avarles 
osses ou communes, et avaries simples on particnlaires. Wal. hollaͤnd. 
nbelögef. Art. 698. | 

8) Hamb. Stadtrecht v. 1270 XI. 2%. Go wor ein Schip bor 
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H. Erforderniſſe. Die rechtlichen Erfordernifſe der Havarie 
grofſe, von welcher mir alſo bier zu handeln haben, find aber demnach: 
1) eine dem Schiffe und ber Ladung a) gemeinfhaftlih b) nahe 
drohende, nicht etwa blos mögliche Gefahr”), c) die nicht durch Ver⸗ 
ſchulden, welches nur den Schuldigen treffen würde, herbeigeführt wurde!9); 
2) die Nothwendigkeit (deren Beurtheilung aber ungeachtet ber man— 
nigfachen Vorſchriften, welche die Gefege enthalten !!), doch großentheils 
dem Schiffer überlafien „bleiben muß)!2), Opfer. Erfordernde Maßregeln 
zur Abwendung bet Gefahr und Verminderung der möglichen Kolgen zu 
ergreifen ; 3) ein a) durch freiwilliges Handeln zur Rettung '?) 
von b) Schiff und Ladung, dem Schiffe ober den verladenm Waaren zus 
gefügter Schaden oder aufgersendete Koften 1%), wodurch 4) ein wirkliches 
nicht etwa nachmals wieder ansgeglichener Verluſt (3. B. durch Wieder⸗ 
erlangung geworfener Waaren, gekappter Nue u. ſ. w.) für bie Schiffs⸗ 





Rod willen werpet, dat Schip ſchall mede gelden Marck Narckelicke. Alte 
luͤbiſche Recht herausg. v. Hach, Codex v. 1294 Art. CXXXIV. So war 
Ynde fint an waternot vnde er ghut werpet dat ghut mot bat ſchip unbe de lude 
de dar gut hebben in deme ſchepe na marktale ghelden na deme alfo jowelk ghut 
mochte ghelden inder hauene der fe to dachten. 

9) Benede aa. D. 8.7. Bo, bemalt Pohls a. a. D. ©. 652, 
wuͤrde von Feiner Vergütung ber Havarie groffe die Rebe fein können, wenn ein 
Schiffer nach ausgebrochenem Kriege fih wegen der Gefahr genommen werben 

zu tönnen, die noch Keine ſpeciell drohende iſt, unter Convoy begibt. 
10) Gluͤck, Commentar XIV. S. 208. Benede a aD. ©. 11. 
Pohls a. a. O. S. 631. Code de ce. art. 405. Holländ. Handelsgeſetzb. 
Art. 7090, 707. ” 

11) Sie fehreiben, namentlid wenn Güter geworfen werben follen, Befras 
ung ber Kaufleute vor, wenn biefe fih am Bord befinden und Berathung des 
apitäns mit feinen Officteren oder auch der Equipage.. So fihon Seerecht 

von Dieron Art. 8, 9. Consol. del mare o. 54. Wisbuy, Seerecht 
Art. 20, 21, 38 u. f. w., unter ben neueren Geſetzen preuß. Landr. II. 8. 
&. 1795—179. Code de c. art. 410. Hollaͤnd. H.⸗G.⸗B. Art. 700. Co- 
digo de comm. art. 938—940, — 

12) S. Benecke a. a. O. S. 8, Pohls a. a. O. ®. 682, 685. 

13) Ein zufälliger Schaden, z. B. wenn ber Sturm einen Maſt zerbricht, 
inbem man ihn Lappen wollte, gehört nicht zur Havarle. Benede aa. D. 
&. 7. Was Mäuber wegnehmen, gehört nicht zur Havarie groffe, wohl aber 
wenn eine Abfindungsfumme gegeben ift, bad Aufbringen eines Schiffes abzu⸗ 
wenben. L. 2. $. 3. L.’6. D. de lege Rhodia de i. (14. 2.) Code de co, 
art. 403. Holland. 98.8. Art. 701. Benede a. aD. &.78, PdHle 
a. a. D. ©. 81, 653. Mittermaier a. a. D. $. 317. 

14) &. Heife und Eropp’s Abhandlungen Bd. 1, ©. 578. Hamb. 
Affecuranzordn. XXI. 7. Zu der großen Havarie werben gerechnet Überhaupt 
alle außerordentlichen zu Rettung und Erhaltung Schiffes umt Gutes angewen⸗ 
dete Unkoften und in (ten Fallen entftantener Schaden. Code de c. art. 400. 
i.f. Et en gen sont avaries communes) — les dommages soufferts 


volontairement et les’depenses faites d’aprös deliberations motivdes, pour le’ 


bien et salut commun du navire et des marchandises, depuis leur decharge- 
ment et depart jasqu’& leur retour et dechargement. Holländ.. 90.8. 


Art. 69, g. 29. 


⸗ 
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ober Labungsinterefienten herbeigefühme iſt 1°); und 5) erreichte Rettung ?®), 
ohne daß dabei ein Beweis verlangt werden koͤnnte, daß biefe gerade 
durch die ergeiffengn Maßregeln bewirkt worben fei. 


II. Einzelne Fälle der Havarie. Gleichſam ber Hauptfall 
ber gemeinfamen, Havarie iſt das Werfen eines Theiles ber Ladung 
zuc Rettung des Schiffes mit feiner übrigen Befrachtung!?”). Aus.dem 
Seemwurfe hat fi) die ganze Lehre von ber Havarie entwidelt, und es 
fcheinen die roͤmiſchen Juriften bie in Beziehung auf den Seewurf gels 
tenden Grundfäge weiter ausgedehnt zu habm!®), ſo daß fich alimälig 
der jegt geltende Grundſatz gebildet hat, daß alle Schäden, bie Ladung 
oder Schiff um ber gemeinfamen Rettung teilen zugefügt, alle Koſten, 
die im gleicher Weife aufgewendet worden, zur Havarie groffe gezogen wer⸗ 
den müffen!?). Es gehört aber außer dem Werfen insbefondere dahin: 
das Kappen der Maften, Anker, Zaue u. odgl. 20)3 das freiwillige auf 
ben Strand Laufen, um einem totalen Untergange oder dem Feinde zu 
entgehen ?1); das Prangen ober Hartfegeln (forces les voiles, forcer les 
mats), d. h. das Beifegen aller Segel bei heftigem Winde, um dem 
Stranden oder Scheitern zu entgehen, wobei Schiff, Segel und Maften 
leiden 22); Löfung aus ber Gewalt von Mäubern oder Kapern durch 
Hingabe eines Theiles der Ladung, einer Summe Geldes ober durch 
Ausitellung eines Reverſes über ein an einem beftimmten Orte zu zah⸗ 
lendes Löfegeld 2°); Koften für das Abbringen vom Strande, worauf ein 
Schiff freiwillig oder unfreiwillig gerathen iſt; Extralootsgelder u. f. w.?*). 
Es werden zur großen Havarie aber nicht nur die Opfer gerechnet, welche 
unmittelbar, um einer drohenden Gefahr zu entgehen, gebracht und bie, fo 
weit e8 ſich beuctheilen läßt, die Rettung von Schiff und Ladung bewirkt 
haben, fondern auch die Schäden und Koften, die bei Gelegenheit einer 
rettenden Maßregel, und um diefe zur Ausführung zu bringen, gemacht 
find; fo wie diejenigen, welche als eine Zolge defien, was zur Rettung 
unternommen worden, betrachtet werben müffen. Dahin gehören Bes 
[hädigungen, welche, um einen Seewurf zur Ausführung zu bringen, an⸗ 


15) L. 2. 98.7. L. 4 91. L.8 D. de Lege Rhodia (14. 2.) 
mb Bläd, Comm, XIV. ©. 210 fl, Benede a. a. O. 6.15. BE 
Dohie 1 @. D. ©. 634. 

16) L. 4. pr. 6.1. 10.1.5. 7. D. h. t. Gluᷣck a. a. D. 8.215 flg. 
Langenbed, Serreht &. 169. Kiefeder, v. Davarien. Gegen die Be⸗ 
merkungen v. Benede, Syſt. des Iſſecuranzweſens IV. S. 9, 14 fig. fiche 
aber Pohls a. a. D. ©. 635. — 

117) Mittermaier a. a O. 5. 317. Pohls a. a. O. S. 686. 
.18) L. 4. pr. S. ult. L. 2. S. S. D. h.t. Gluͤck, Commentar Bd. XIV, 


214. 

19) Mittermater a. a. O. $. 815. 

20, Benede a. a. D. ©. 24. Pohls a. aD. ©. 699, 647., ° 

21) Benede a a. O. 8.68. Pohls a. a D. ©. 640. 

. &. 27. Zdnnies, Beleuchtung ber Schrift von 

M. Poͤhls, über Havarie groffe S. 44. Pöohls a. a. D. ©. 641. 

23) Benede a. a. O. ©. 77. Pohls a.a. O. S. 647 fig. 
Me Er Benede a. a. D. ©. 62—68, vgl. abet damit Pohls a. a, O. 

‚41. 
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22) Benede.a. a. D. S 
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dere Güter erlitten haben 28); das Einhauen von Löchern im Schiff in 
gleichen, Abficht oder um Waſſer auslaufen zu laffen?%); Schäden, meldye 
ein Schiff beim Abbringen nach, einer vorfäglichen Strandung erleidet?7); 
Schäden, die Schiff oder Ladung bei der Vertheidigung gegen den Feind 
ober Räuber zugefügt worden ˖ find 29); Pflege und Heilungskoſten ber bet 
der Vertheidigung verwundeten Matrofen??); Koften, welche durch das 
Einlanfen in einen Nothhafen herbeigeführt werben, fo wie Verluſt an 
Gütern, welche im Nothhafen verkauft werden mußten), um jene Koften, 
die Reparaturen u. f. w. befteeiten zu tönnen®?), 

Alte diefe Säle der Havarie groffe find nur als beifpielsmweife Ans 
führungen zu betrachten, denn eine gemeinfchaftliche Beitragspflicht tritt 


"überall ein, wo jene oben angegebenen Erforberniffe vorhanden find. Frei⸗ 


lich ift die Anwendung der allgemeinen Principien nicht immer ohne 
Schwierigkeit und babe bet oftmals unter den Schräftftellern eine 
große Meinungsverſchiedenheit ftatt 2), fo wie manche Gefege oft etwas 
zur gemeinfchaftlichen Havarie rechnen, was andere als particuläre betrach⸗ 
tet wiffen wollen. Ueber ben Seewurf, und ‚mas dabei zu beachten, 
enthalten die Gefege und zwar insbefondere ſchon die diteren Geſetze, 
aus dem angegebenen Grunde: und weil hier befondere nerfchlebene In⸗ 
terefjen concurriren, mannigfache Vorfchriften. Nach aͤlteren Juriſten fol 
man dem Schiffer das Privilegium beilegen müffen, bag er ſich weigern 
tönne, feine Güter zuerft zu werfen?®). Nach dem Confulato aber folf 





der Kaufmann, der am Bord ift, felbft zuerft etwas werfen, aber nicht, - 


ohne den Schiffer, davon in Kenntniß zu fegen, und nur wenn der Eig⸗ 
ner ber Ladung nicht gegenwärtig iſt, tritt der Schiffer ganz an feine 
Stelle und wirft für ihn). Mac anderen Gefegen foll man zuerft 
das entbehrliche Schiffsgeräthe werfen®d),. Sonft ift es Regel, daß zuerft 
dasjenige, was auf dem Verdecke liegt, und an den Seiten des Schiffes 
hängt, demnähft von den geflauten Gütern diejenigen, die am fchwerften 


wiegen und ben getingften Werth haben, geworfen werden *0). Im alls 


“ 

25) Benede aa D. S. 16. Pobhls a. aD. ©. 639. 

26) Pohls ebendaſelbſt. 

27) Benecke a. a O. ©. 66. Pohls a. a. O. ©. 641. 

28) Benecke a. a. O. S. 73-88 Pöhls a. a. O. ©. 646. 

29) Benece a. a. O. ©. 81. Pohis a. a. O. S. 647. 

80) Benecke a. a. O. S. 32—50. Pohls a. a, O. S. 642. 

31) Pohls a. a. D. ©. 644. 

382) Stevens, über Hävarie, unterfcheidbet daher Forberungen zum Bes 
trage in Havarie groſſe, die nicht befkeitten werben, S. 7—25, und ſolche Das 
variegroffeforberungen,, bie beftritten werben ober zweifelhaft find, S. 25-36. 
S. auch Poͤhls u. a. O. ©. 651 

* 33) Clairac, us. et cout. ad art, 8. des jugem. d'Oleron. 
. 84) Consol. del mare c. 50. 54. 239. - 

35) Guidon de la mer c. 5. 

Hamburg. Aſſecuranzordn. XXI. 4. Preuß. Seeredht v. 1727 VIII. 
18. Preuß, Aſſeturanzordn. v. 1766 Abfchn. 26, $. 228. Preuß. 
Sanbrecht II. 8. $. 1800-1806. Ordonance de’la marine art, 3, du jet. 
(3. 8.) Code de comml. art. 411. u 
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| | iſt anzunehmen, daß Alles, was fi in dem Schiffe befinde, 


em Werfen unterworfen ift, alfo auch Geld und Pretiofen, felbft der 

Pafjagiere, Ausgenommen find Kleider, Geld und Koftbarkeiten, wenige 
flens wenn man fie am Leibe trägt, fo wie meift auh Mund⸗ unb 
Kriegsproviſion 7). ; 

IV. Was wird in ber gemeinſchaftlichen Havarie er» 
fest? In den Fällen num, in melden eine große Davarie rechtlich 
anzunehmen ift, find gemeinſchaftlich zu tragen und. vefpective zu erfegen: 
1) Die aufgewendeten Koften. 2) Der Schaden, den das Schiff erlitten 
bat, welcher in der Megel von Sachvoerſtaͤndigen gefchägt ober auch nad 
dem, was die MWiederherftellung Eoflet, beurtheilt wird. In dem legteren 
alle pflegen aber die a... nicht voll, fondern nur auf einen 
getviffen Abzug, etwa von einem Dritttheif, erfegt zu twerben, weil, wenn 
das Schiff nicht mehr ganz neu war, ber nthümer, Indem er für 
alte Beftandtheile feines Schiffes neue erhaͤlß auf Koften der übrigen 
gervinnen würbe?®), 3) Die Fracht für die geworfenen, im Nothhafen 
verkauften oder zur Löfung des Schiffes und der Ladung aus feindlicher 
Gewalt hingegebenen Güter). Nach Älteren Seerechten mußte ber 
Kaufmann diefe Fracht bem Schiffer, ungeachtet die Ablieferung nicht 
gefchehen war, bezahlen*%), wodurch ſich dann aber der Belauf feines 
Verluſtes, ber ihm von den Mitintereffenten erfegt werben mußte, ver 
größerte. Das Einfachere und Richtigere iſt, wie es jest in der Regel 
gefchieht, die Fracht für dieſe Güter als ein von Seiten der Schiffeigens 
thümer gebrachtes Opfer anzufehen, das alfo gewiffermaßen als ein felbft- 
fländiger Beftandtheil mit in die Havarie groffe zu rechnen und zu erflats 
ten It), Wo die ganze Ladung im Nothhafen verkauft wird, ift auch 


“die Fracht für die geopferten Güter, nur fo weit fie durch die Reife vers 


dient iſt, in Havarie groffe zu bringen, teil ja auch für die geborgenen 
nicht mehr bezahlt wird, und der Schiffer durch ben allgemeinen Schaden 
nicht gewinnen darf #29). 4) Iſt zu erfegen der Verluſt von verladenen 
Gütern, welche entweder geworfen, im Nothhafen verkauft, oder als 


Loͤſungspreis hingegeben worden find. Doch findet hier die Befchränfung 


ſtatt, daß Güter, bie auf dem Berdecke liegen, ſolche, bie heimlich in 
das. Schiff gebracht find, SPretiofen, die dem Schiffer nicht als folche 
declarirt find, wenn fie geworfen worben, nicht In der gemeinfhaftlichen 


— —— — — 


87) Pohls a. a. m ©. 697. , 

38) ©. preuß. Eandr. II. 8, 5 1861—1866, Benede a 0. D. Bd. 4, 
S. 109. Pöpis a. a. O. ©. 78. . 

89) Benede a. a. D. ©. 15. —— 

40) 3. B. Oleron, Secrecht Art. 8, 22. Consol. del mare c. 251. 
say, Seereht 21, 35, 4, 69. Preuß. GSeerecht v. 1727 8, IL, 

rt. 51. 

4) Pohis a. a D. ©. 645. 

4) Döhıs a. a. D. & 740. 

43) ©. die Nachweiſungen bei Benede a. a. D. €. 107. Pohl a. 
a. O. &. 639. 
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Nach roͤmiſchem Rechte follten die Einkaufpreife ber zu erfegenden 
Guͤter erftattet werden**); andere Seerechte unterfcheiden, ob ber Verluſt 
ſich auf her erften oder zweiten Häffte ber Reife ereignet habe, in wel⸗ 
chem erfleren Falle ber Einkaufpreis, im anderen aber ber Preis der 
Waare am Löfchplage vergütet werben follte*). Mach richtiger Anficht 

iſt das verlorene Gut aber, infofern das Schiff den Drt feiner Beſtim⸗ 
mung erreicht, nach dem bortigen Marktpreife zu erfegen*®); muß das 
Schiff feine Ladung aber an einem anderen Orte verkaufen, fo iſt für 
die getvorfene Waare auch nur der Preis*”), für welchen fie dort hatte 
abgefegt werden innen, zu berehnen*?). Doch follte dabei nicht außer 
Acht gelaffen werden, ob nicht das Gut, bevor es verloren gegängen, 
buch Unfälle, die ben Eigenthuͤmer allein treffen, in ſeinem Werthe 
‚verringert worden wart). Auch muͤſſen noch die Unkoſten, welche der 
Empfänger gehabt haben würde, abgerechnet werden. 5) Wird in bie 
gemeinfchaftliche Havarie gerechnet: der Schaden, ben Waaren durch eine 
zum allgemeinen Beften vorgenonmmene Dandlung erlitten haben. Der 
bier zu leiftende Erſatz wird gefunden, wenn man von bem teinen Er⸗ 
trage, dem fie im gefunden Zuftande gegeben haben würbe, das abzieht, 
was in ihrem jegigen Zuftanberdbafür zu erhalten iſt *0). 

Es verſteht ſich übrigens von feibft, daß jeder, der als Mitbethel⸗ 
ligter bei einer gemeinſchaftlichen Havarie einen Erſatz in Anſpruch zu 
nehmen hat, ſich darauf ſeinen eigenen Antheil an den Verluſt muß an⸗ 
rechnen laſſen. 

V. Was muß zur gemeinſchaftlichen Havartg beitra> 
gen? Beitragspflichtig zur gemeinfchaftlichen Havarie find aber alle, 
deren Hab und Gut durdy das dargebrachte Opfer gerettet worden ift 52), 
Nur derjenige kann nicht zum Beitrage herangezogen werben, der ſchon 
bei der Rettungsmaßregel einen höher ſich belaufenden Schaden erlitten. 
bat, als fein Beitrag fich belaufen würde, weil Niemand dappelt*eins , 
buͤßen fol 92). Die Beitragspflicht haftet aber auf dem Schiffe, dog 
Fracht und der Labung®?),. Manche Seegefege nehmen nur eine Pflicht, 
von dem Schiffe oder der Fracht beizufteuern an, und zwar bald nach 


4) L. 2. 5.4. D. de L. Rhodfa. 

45) Consol, del’ mare c. 54, Stat. Genuens. IV. c. 17. Schwed. 
Affeeurangorbn. Art. 5, $. 2. 

46) Benede a. a. D. IV. 9. HPöpis a. a. O. &. 740 vgL mit 
©. 750. Stevens a. a. O. S. 40. 

en) Dieron, Seerecht Art. 8. Wisbuv, Gerät Art. 38. Hanfeat. 

t VIE. Art. 1 ß. Sandrecht TI. 8. $. 1861--63. Code de 
comm. art. 415. — Handelsgeſetb. — 729. So A jest in Eng⸗ 
land, Benede a. aD. ©. 100. Pbhilsa.a.dD. © 7 

48) Benedea. aD. &. 101. — O. G. 782. 

49) Yoͤhle a. a. O. © 7 

50) an, a. D. ©. 106. Pohls a. a. O. &. 740. 

651) L. 2. $. 2. D. de lege Rhodia, ä 

52) L. 4. Ar D. de lege Rhodia. 

53) ueber vi Beitragspflicht des Bodmereigebers zur Havarie f. ben Art. 
Bobmtrei in diefem Lericon Bd. 2, S. 256. Mittermaier, Privatrecht 
5. 316, Rote 19-28, 

V. 13 
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Wahl des Eigners bes Schiffes, bald bed Verladers, ober je nachdem 
Schiff oder Fracht einen größeren Werth hat **). Andere Seegefege laſſen 
das Schiff nur von einem Theite [eines Werthes, die Fracht 
nur nah einem Theile ihres Belaufes beitragen, wie felbft noch 
das franzöfifche Geſetzbuch ꝰ?*). Wo dergleichen beſondere Beflimmungen 
nicht vorhanden find, muß man aber annehmen, daß das Schiff nach 
feinem gayzen Werthe, bie Fracht nad) ihrem vollm Belaufe havarie⸗ 
pflichtig find). Der Werth des Schiffes aber, welcher nad) richtiger 
Anficht bier in Anfchlag gebracht werden müßte, iſt derjenige, welchen 
bas Schiff im dem Augenblide hatte, in welchem die Handlung, bie zur 
Havarie geoffe Veranlaſſung gab, vorgenommen wurde. Diefer Werth, 
würbe fi), wiewohl nur annähernd, herausbringen Taffen, wenn man 
von dem, was das Schiff bei feinem Auslaufen wert gewefen iſt, eine 
freilich auch nur nad einem mittleren Maßftabe anzunehmende Summe 
für die gewöhnliche Abnugung, welche das Schiff ja durch bie Fracht 
erfegt hefonmt, in Abzug bringen wuͤrde 7). Würde man bie Contri⸗ 
bution mac; dem Werthe bemefien wollen, ben das Schiff beim Antritte 
feiner Reiſe hatte, fo wuͤrde es gu ſchwer belaftet werden; zu ‚gering 
dagegen, wenn man nur den Werth In Anfchlag bringen wollte, den das 
Schiff in dem Buftahde, in welchem es aus der See am, hatte®®) 5 
daher beftimmen auch bie Geſetze, welche. meiſtentheils Biefes annehmen, 
daß bas Schiff auch von dem, was es für den erlittenen Schaden felbft 
erfegt erhält, zur gemeinfchaftlichen Havarie contribuiren muß®P). — 
Was nody) die Eontribution der Fracht betrifft, fo iſt dieſe nicht nur 
von dee Fracht der geretteten, fondern auc von ber ber getvorfenen und 
im Nothhafen verkauften Güter zu berechnen, weil der Schiffer dieſe 
Fracht erfegt erhältz aber es ift nur der Reinertrag der Kracht, d. 9. 
nach Abzug des Lohnes und Unterhaltes bes Schiffsvolkes, beitragspflich⸗ 
tg). Was die Ladung betrifft, fo find einige Gegenftände von ber 
Beitragspflicht ausgenommen. Dazu tönen aber Geld, Juwelen, Edel⸗ 


54) 3. 8. Dieron, Seerecht Art. 3. Wiebuy, Seerecht Art. 38. 
Placat Philipp's TI. Ti. van Schipboelinghe Art. 6. Verordn. für bie Boͤrſe 
v. Antwerpen. NRotterdam. Affecurangorbn. Art. 114. 

55) Consol, del mare c. 58. Berorbnung Peter's v. Arragon. v. 1314. 


Ord. de Bilbao c. XXI. c. I. Ordonance de la marine art. 7. tit. da jet. 
Code de comm. art, 401. 


56) Recopil. de leges de las Indias IX. t. 89. 1. 10. Stat. Genwens. 
IV. 16. SDanjeat. &ereht VIII. Art. 8. Hamb. — — xXiL 8. 
Lübecker Stat. VI. 2. Art. 8. Preuß. Seerecht v. 1727 Gap. VIII, Art. 82, 
83. Preuß. Landrecht II, 8. 5. 1867. So aud in Schweden, Dänemark, in 
England und nad dem Codigo di comm. HI. 4. art. 955., wie dem hollaͤnd. 
Geſetb. v. 1884 Art. 727. 

57) Pihls a. a. D. ©. 721. 

59) Stevensa. a. D. ©. M fie. Pohls a. a. D. S. 7a, 722. 

69) &. die Rote 56 angeführten Befege. 

60) Ueber beides Benede a. 0. D. S. 145. Pohls a. a. O. ©, 725. 
Stevens a. a. D. ©. 48 fig. i 
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Feine nicht geredihet werben"); wohl uber bet Mugbvorräth für die am 
Bord befindlichen Perſonen, To wie jegt auch Kriegsproviſion, Kleider 
und Hauer des Schiffavolkes; nicht aber Waaren, weiche die Schiffejeute 
für ihre Rechnung mitnehmen. Oftmals werben auch die Paffagiere 
fuͤr ihre Mleiber und Koffer von ber Eontribution freigefprochen®). Frele 
Menſchen können nicht beiteagen, well fie zu Geld nicht angefchlagen wer⸗ 


o den können. Auch die gemworfenen, im Nothhafen verkauften, den Raͤu⸗ 


bern oder m jur Loskaufung bingegebenen Waaren müffen zue 
Davarie beitragen ®?). Der Beitrag beſtimmt fi) nach dem Werthe der 
Waaren, nicht aber nad) dem Gewichte, wie Weskelt und einige Aw 
dere haben annehmen wollen ®*); doch ließen einige aͤltere Seerechte "Geld 
und Pretiofen nur zur Hälfte beiftenemn‘d). Eine große, auch in bie 
Geſetze übergegängene Verfchiedenheit der Anfichten bat aber immer Aber 
die Frage geherrſcht, welcher Werth den Waaren bei Beftimmung ihter 
Cortribution zu Grunde zu legen ift. Das roͤmiſche Recht ließ die ger 
borgenen Güter nad ihrem Verkaufwerthe, Die gemorfenen nach dem 
Einkaufspreiſe, geborgene, jedoch befchädigte Güter nach ihrem Werthe 
im beſchaͤdigten Zuflande beitragen 6%). Der Consolato 7) und- einige 
andere Rechte des M. A.9°) machten einen Unterfchied, je nachdem das 
Schiff über die Hälfte des Weges zurüdgelegt hatte ober nicht; im esften 
Kalle foltte der Beitrag nach Werth am Löfchungsplage, im anderen nad 
dem am Abgangsorte befiimmt merden. Diefe Unterfcheidung iſt daun 
auch in noch geltende Seerechte übergegangen ©), Die meiften diteren 
und neueren Gefetze beflimmen aber, daß geborgene, wie geworfene Waa⸗ 
ren nach dem Werthe, den fie am Beftimmungsorte haben, fowohl beittas 
gen als erfegt werden ſollen70), Doch follte, wie es bereits in Beziehung 
auf den Exfag bemerkt worden ift, bei dee Schägung der Zuftend, im 


- welchen ſich bie Waaren zur Zeit, als die eine gemeinfchaftliche Havarie 


61) L. 8.9. 2. D. h. t. (14. 2.) Wisbuy, Seerecht Art. 38. Bta- 
— IV. 16. Hamb. Stat. D. 16, A. 3. Benecke a. a. O. 
62) S. Über dieſes Alles: L. 2. 6. 2. Dh. t. Hamb. Stat. I. 16. 
Art. 2 u. 8. Hamb. Affer.s und H.⸗O. XXI. 7. Preuß. Landrecht I. 8. 
$. 1871-1880. Code de comm. art. 419. Pemer Benede a a. O. ©: 
142 43 Pohls a. a. O. ©. 718. Stevens g a. D. ©. 37. — 

Voet, Comm. ad P. h. t. $. 11. Glùck, Komm. XIV. G. 224. 
Pdohis a. a. O. ©. 731. 

64) &. daruͤber Benecke a a. O. ©. 112. Pohls a. a. O. S. 728. 

65) Wishuy, Seerecht Art. 38, 8. Benede a. a. O. ©. 141. 
Pohls a. a. O. S. 718. 

66) L. 2. S. 4. L. 4. 8. 2. D. h. t. Glac, Gomm. XIV. G. 


Consol. del mare c, 54. i \ TE 2 53 

68) &. bei Poͤhls a. a. O. ©. 729, ar 4 

69) Benedea. a O. ©. 99 fig. nz 

70) Höhle a. a. D. ©. 729 fig. Preuß. Ccndeeht I. 8. 6. 1861 9 
C. de c. art. 402. Codigo di comm. art. 955. 957, eher England T. 
Pbhls a. a. D. ©. 761. Benede a. a. D. 165. Stevensh. aD. 
©. 38 fig. . . ’ 
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veranlaffende Handlung vorgenommen wurde, befand’, allein beruͤckfich⸗ 
tigt und dann nach dem Preife, der dafür in dieſer Befchaffenheit am 
Loͤſchungsplatze zu erhalten ift oder geweſen fein würde, ber Belauf bes 
flinimt werden. ‚Denn es Ift ja möglich, daß fie fowohl vor Eintritt 
ber gemeinfchaftlichen Havarie, als auch nachdem Keſelbe fich ergeben bat, 
einen als particulare Havarie zu beurtheilenden Schaden erlitten haben. 

VI. Rechtfertigung des Schiffers und Beweis ber Das 
varie. Der Schiffer, dem Schiff und Labung anve it, iſt das 
fuͤr verantwortlich und insbeſondere zunaͤchſt dem Rheber Rechenichaft 
ſchuldig, wenn Schiff oder Waaren im befchädigten Zuftande oder etwa 
gar nicht am Orte ihrer Beſtimmung angelommen und wenn außerordent⸗ 
licher Koſtenaufwand hat gemacht werden muͤſſen. Er muß in irgend einer 
Weiſe die Seeunfälle, von denen er betroffen fein will, bewahrheiten und 
fein. pflichtgemäßes Verhalten dabei barthunz zumal aber au, wenn ber 
Schaden nicht unmittelbar von den Elementen oder Geinden zugefügt 
worden, ſondern durch eigenes Handeln, um einer Gefahr zu entlommen, 
herbeigeführt worben iſt. Es hängt von biefer Darlegung dee Umftände 
auch bie Beurtheilung ab, ob eine gemeinfchaftliche Havarie anzunehmen, 
wie dieſe zu fchägen und zu vertheilm if. Es find im dieſem Falle alle 
Intereſſenten des Schiffes und der Ladung, ſowohl Infofern fie eine» Er⸗ 
flattung zu fordern als dazu beizuteagen haben, betheilige. Mehr aber 
faft noch als diefe, bei ber jegt fo allgemeinen Seeaſſecuzanz, bie Ber: 
fiherer. Diejenigen, welche entweder auf das Casco ober einen be 
ſtimmten Theil der Ladung gezeichnet haben, find im hoͤchſten Grade bei 
der Frage betheiligt, ob der vorliegende Seeſchaden in bie particulare ober 
geoße Havarie gebracht werben muß 2), Dazu kommt aber auch, daß 
Schiffer wohl, wie es leider nichts weniger als unerhört fein fol, alte 
Schiffe ſtranden laſſen, alte Taue und Anker kappen u. bol., unter dem 
Vorwande, es fei um einer Gefahr zu entgehen gefchehen, um ſich fo 
moͤglichſt auf Koften der Verficherer zu bereichen 2). Von ben Ver—⸗ 
ſicherern gehen daher auch insbeſondere die Klagen fiber das Ungenuͤgende 
und Unguverläffige ber Veweigführung über erlittenen Schaben auf ber 
See aus. Es kann darüber meiftentheils Leine anderen Beweiſe geben, 
als eigene Ausſage des beteiligten Schiffer und feiner Leute, wen 
nicht etwa Paffagiere — die aber wieder meift bie Seegefahr zu beurtheis 
len außer Stande fein werden — vorhanden find. Schon das roͤmiſche 
Mecht fchreibt vor, ME der Schiffer im Falle eines Schiffbruches feine 


71) 88 iſt baburch auch bewirkt worden, daß man bie Lehre von ber Ha⸗ 


warte gieichfam als einen Thell des Affeeurangrechtes zu betrachten fich gewöhnt ® 


hat und baber auch neuere Befenbücher beide neben einander ftellen. Poͤhls hat 
dieß mit Recht, a. a. D. ©, —— bemerkt, nicht = weil 4 —— 
tn ah Tr dm Ta Klein De 
uffaſſun 
Grundſaͤtze —** veranlaßt wirb. ae ge . 
72) Steräber bef. P. D. 8. Toͤnnies, über Havarie groffe und über bie 
nothwendige Abhilſe häufiger Mißbraͤuche. Hamb. 1829. 8. 
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Seelente vor dem Richter ber Provinz ſiſtiren und über das Ungluͤck ab» 
Hören lafjen-follte und zwar Innerhalb eines Jahres’), Im M. X. find 
Die Seejournale aufgefommen, in biefe follten "genau alle Ereigniffe 
eingetragen werben. Diefe Journale follten, wie es wenigſtens das Sons 
folato beflimmt, von einem beſonders vereibeten Schreiber, der nicht 
einmal mit dem Schiffer verwandt fein durfte, geführt, von ihm allein 
und zwar fo, daß Niemand daran kommen durfte, bewahrt werden”*). 
Darauf gründete ſich die Beweiskraft des Jonrnales, ale Haupt⸗, viel⸗ 
leicht als einziges Beweismittel. Manche Ältere Seerechte erwähnen eines 
ſolchen Sournales und eines Schiffsfchreibers gar nicht, und fordern das 
gegen, daß dee Schiffer wegen bed Berluftes von Waaren u. f. w. ſich 
mit einigm feiner Leute eidlich veinige?%), Im heutigen Seerechte ift 
aber bie Führung eines Schifftagebucyes, in welches alle Ereigniffe von 
Anfang dee Heife eingetragen werbenamüfien, allgemein nothwendig 
geworden; aber der Schiffer felbft ift es, der es zu führen bat?) Der 

laube, ben baffelbe genießt, beruht auf bee in demfelben herrfchenden 
Drbnung, ber chronokogifchen Folge aller Wegebenheiten und laͤßt ſich ges 
wwiffermaßen mit der Glaubwuͤrdigkeit der Handelsbücher vergleithen. Neben 
diefem Soumale iſt es nun aber baynders die Verklarung, auch der 
Seeproteft genannt (rapport in Frantreih, consolato, protesto in 
Italien), welche zunaͤchſt als Nechtfertigungsmittel bes Schiffers, dann 
aber auch ale Beweismittel unter ben bei einem erlittenen Seefchaben 
Berheiligten diene”). Verklarung ift aber en von dem Schiffer an dem 
Orte ber Landung einer gerichtlichen Behoͤrde, ober fonft bazu verordne⸗ 
sen Perfonen abgeflatteter und von dem Schiffsvolke beftätigter, in ber 
Megel auch eidlich erhärteter Bericht über die Ereigniſſe, befonbers bie 
Unfälle ber Serreife. Auch das darüber aufgenommene Inſtrument wird 
ebenfalls Verklarung oder Seeproteft genannt. Die legtere Benennung 
bat aber darin ihren Grund, daß die Verklarung gewiffermaßen eine Pros 
teftation des Schiffers gegen die Anſchuldigung ift, feine Pflicht nicht 


getrenlich erfüllt zu haben, eine Darlegung, daß der Schaden burch die ' 


Macht der Elemente u. f. w. unabwendbar herbeigeführt worden fel. Erſt 
Die neueren Seegefege enthalten vollitändigere Anordnungen über bie Vers 
Porung?®). Die Verklarung gefchieht nach vollendeter Entloͤſchung; doch 


® 
73) L. 2. 8. C. de naufraglis, (11. 5.) 
7%) Consolato del mare c. 13—15. 50. \ 
75) Guidon de la mer c. I. art. 2. Dieron, Seerecht Art. 11. 
Wis buy, Seerecht Art. 23. Hanſeat. Seerecht X. 1. 4. 
76) Pohis a. a. D. ©. 691. ——— 
77) Ueber dieſe Bebeutung der Verklarung zun aͤch ſt als Rechtfertigu ds 
— bes — ſ. Benecke a. a. O. TV. und dann beſ. Höhle a. a. O. 


. 686--691. 
78) Preuß. Landrecht II. 8. 8. 1840—46. Prozeßordn. IL. 1. 5.5. Hier 
muß der Schiffer mit den Boxnehmſten vom Schiffsvolke das Journal eiblich 
bekraͤftigen, und über das, was nicht genau eingetragen, wird das Schiffsvolt 
vernommen, — Die in Hamburg geltenden Regeln find bef. enthalten in 

der Berordnung für den Schiffer und das Schiffsvolt v. 1736 und Maklerorbs 
sung v. 1825 8.7. Bol. Pohls, Yanbelöreht IIL ©, Tiafig. Zönnied, 
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iſt es nach manchen Geſetzen dem Schiffer, ſofern er vor Ankunft am Be⸗ 


v⸗ 


ſtimmungsorte andere Häfen berührt, zur Pflicht gemacht, in dem erſten 
Hafen, „in welchem tr ankommt, ſofern es möglich iſt, einen Bericht 
über das Ereigniß, welchem er das Ungluͤck zuſchreibt, zu erſtatten. Die 
formelle Glaubwuͤrdigkeit und Beweiskraft der Verklarung beruht beſon⸗ 
ders auf der Beglaubigung derſelben, die materielle auf der Uebereinſtim⸗ 
mung der verſchiedenen Depoſitionen und der Uebereinſtimmung mit dem 
Journale. Der Richter oder Beamte hat den Schiffer und das Schiffs⸗ 
volk wenigſtens uͤber die Punkte, worauf es beſonders ankommt, zu 
befragen. Die Regeln des Clvilrechtes uͤber den Beweis, namentlich uͤber 
die Zulaͤſſigkeit und Glaubwuͤrdigkeit der Zeugen, laſſen ſich dabei nicht 
in ihrer Strenge anwenden?!?), Die Verklarung ſchüeßt einen Gegen⸗ 
berdeis nicht aus, und es kann zu dem Zwecke namentlich nochmalige 
Anhörung des Schiffevolles une Edition bes Journales verlangt ters 
den 8%). Dagegen: kann fi) aber ber Schiffer auch noch anderer Beweis⸗ 
mittel, wenn ihm dergleichen zu Gebote ftehen, bedienen, fo. wie über« 
haupt dig Verklarung eine anderweitige Beweisfuͤhrung nicht hindert. 
„VII. Bon der Berehnung ber Havarie oder ber Dis— 
pache. Um fowohl die Beiträge, Is die Entfhädigungen der Intere[» 
fenten bei. einer gemeinfchaftlichen Havarie zu beſtimmen, bebarf es einer 
mit manden Schwierigkeiten verbundenen DVertheilungsrechnung, welche 
Dispache genannt wird. Eine ſolche Dispache enthält die Angabe ber 
Ereigniſſe, welche zur Havarie groffe Veranlafjung gegeben haben; ſpeci⸗ 
ficirte Berechnung ber Schäben, wobei Diejenigen, melche in Hadarie groſſe 


“ tommen, von den übrigen, bie einzeln getragen werben müflen, zus 


trennen find; .fpecifiärte Berechnung des Gapitales, welches zur Havarie 


groſſe conteibuiren fol, und Vertheilung bes von jedem cantributionäpfliehe 


tigen Gegenſtande zu tragenden Schabenantheiles?1). Um die Collifionen 
zu vermeiden, welche entflehen würden, wenn die Sintereffenten die Dies 
pache felbft, machen mürden®?), find an manchen Geeplägen Perſonen 
angeftellt, deren Gefchift in Aufmachung von Dispachen befteht, und 
bie Dispacheurs genannt werden®?),. Wenn gleich eine falche non: einem 


über Davarie groffe S. 12 und Pohls, Bemerk. ©. 45. — Lübeder Vers 
orbnung wegen der Zournale und Berklarungen v. 18. Lug. 1819. Pöhls a. 
aD. ©. 711. — Code de o. art. 242-249. Hollaͤnd. Handelsgeſ. Art. 
379-384 In England befteht die Verpflichtung des ehifes, eine Verkla⸗ 
zung 8 madhen, eigentild t,.fe Benede a, a. D. ©. . AöHıLE 
Q 0» ® 0} ® 


79) Pihls a. a. D. ©. 696. 
30) Pohis a, a. DO. ©. 669-678. 
95H Bentae a. a..D. IV. &. 218-259. PöHıs a a. O. I. & 


82) Wie es in England ber Fall ik, wo die Diepachen gewoͤhnlich von 
Maklern aufgemaht werben: Höhle a. a. D. & 762 und bie. da angef. 
engliſchen Schriftfteller. 

83) So namentlich in Hamburg ; wo felbft ber Dispacheur jest unter dem 
Handelsgerichte ſteht. Handelsgerichtsordn. Art. Pöh1lE a. a. D.. S. 7765 


8 
ferner in Luͤbeck, Bremen, Petersburg. Benede a. a. D. ©. 1, 


\ 
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Dienecheur aufgemadıte Diepache verbindend für die Parteien iſt, fo Bann 
fie doch. gerichtlich angefochten werden"); Der Schiffer muß in ber 
Regel für die — dee Dispache ſorgen 88), und zwar ſoll dieſes 
in der Regel am Beſtimmungsorte geſchehen; im Ausgangshafen aber, 
wenn er dorthin zurückkehren muß®®), 

VOI. Stage. Nach roͤmiſchem echte konnten, die Eigenthümer 
der geopferten Waaren nur gegen den Schiffer. (mit der actio locati) 
Bogen, ber wieberum bie Beiträge von den übrigen Intereſſenten (mit 
ber actio conducti) beitreiben mufite 97); die Mechte des M. X. fcheinen 
bier dem Loͤmiſchen Mechte gefolgt zu fein, doch Bann in Gemäßhelt ber 


‚heutigen Progeßgrunbfäge auc den Jntereſſenten gegen einander wohl eine 


directe Klage nicht abgeſprochen werben 88). 

, Die Grundſaͤtze der Havarie groſſe laſſen ſich nicht auf andere Faͤlle 
austshnen, wie z. B. auf ben, deſſen Haus bei einer Feuersbrunſt nie⸗ 
bergeriffen worden, auf erlittene Kriegsfgäden u. fe m.) Wwilda. 


Hereditatis delatio!). Delata hereditas, fagt Zerentius 
Clemens?) in feinem Commentar über das Papiſche Geſetz, intelligi- 
tur, quam quis possit adeundo consequi. Derjenige, dem eine Erb⸗ 
Fehaft defertee iſt, bat eben dadurch die Befugniß, diefelbe zu erwerben, 
er iſt zu dieſer Erbſchaft beruf Dieſer bloßen Befugniß ſteht nun 
gegenüber, daß derjenige, dem fie zuſteht, von ihr wirklich Gebrauch 
made; ber Berufung, daß der Berufen dem Rufe Folge leiſte; der 
delatio die acquisitio. Man Lann- aber nicht fagen, daß Jemand zu 


etwas befugt fei, was auch wider feinen Willen geſchieht. Genau ges 


nommen aljo ift es unrichtig zu fagen, diejenigen, welchen eine Erbſchaft 
ipso iure zufällt (die mecessarii und die sui et mecessarii), acquirirten 
dtefelbe im gleichen Auggpblide, in dem fie ihnen beferirt werde; richtiger 
iſt zu behaupten, daß Tine folche Erbfchaft von ben Erben ' ohne alle 
Delation. fofort acquirirt werde: ebenf® wie in dem capere einer herren: 
loſen Sache nicht titulus (causa praecedens) und acqnisitio In benfels 
ben Moment zufammenfallen, ſondern vielmehr die legte volllommen 
ſelbſtſtaͤndig Eigenthum gewährt, Dennoch brauchen ſchon römifche Ju⸗ 


ie echte wird bie Dispache gerichtlich formirt. Pohls a. a. D. ©. 
fo auch in Stalin Pohls a. a O. ©. 755. In Frankreich unb 
Spanien durch von den Parteien ober bem Einteisgerite ernannte Sachver⸗ 
er Code de c. art. 414. Codigo 145. 46. Benede a. a. D. 


84) Pbhis a. a. D. ©.76., 

85) Benede a. 0.D. © 1 

86) Benede a. a. O. ©. 1 m. Pohls a. a-.D. ©. 742. fly 

87) Gluͤck, Comment. XIV. ©. 226 fig. 

88) Poh (8. a. a. D. ©. 17 = meet auch über das Sietentionde 


recht des Schiffers an den verlabenen Wa 


89) Glack a. 1.0. ©. 233, Pöhlsa. a. 9. S. 751 file. 

1) Die — Rechtsquellen gebrauchen nicht das Subftantto f ſondern 
nur das Zeitwort deferro 

2) L. 151. ">. de V. sign. (4. 16.) 


⸗ 
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eiften und Ralfer®) ben Ausdruck deferre unelgentlich von der Erbſchaft, 
auch wenn Annahme ober Ausfchlagung nicht in der Willkuͤr des Erben 
liegen. 

: Die bloße Möglichkeit, bie Befugnig zur Erbfchaftserwerbung zu 
‚erlangen, follte fie auch eine begründete Wahrſ einlichkeit fein, {ft noch 
keine Berufung denn berjenige, für den nut eine ſolche Wahrſchein⸗ 
lichkeit fpricht, kann ungeachtet berfelben. die Erbſchaft noch nicht erwer⸗ 
ben: Weder alfo dem naͤchſten Verriindten befien, ber noch Bein Teſta⸗ 
ment errichtet, noch auch dem durch ein Teftament Berufenen gilt, fo 
lange der Erblaſſer noch am Leben iſt, bie Erbſchaft als deferirt*). Fer 
ner iſt aber auch ber noch nicht berufen zu nennen, deſſen Recht noch 
- von dem Eintritte einer Suspenfivbebingung abhängig tft. Die Delation 
der bedingten Erbſchaft erfolgt erſt, ſobald bie Bedingung eingetreten iſt. 
Der Vuligarſubſtitut ift aber immer sub conditione berufen, nämlich" 
unter der Bedingung, daß ber institutus nicht antreten koͤnne oder wolle; 
ebenſo ber Pupillarfubflitut unter der, daß der Unmünbige, dem ber 
Erblaffer ſubſtituirt hatte, vor erlangter Muͤndigkeit ſterbe. Beiden wird 
alfo der fragliche Erbtheil erft nach Eintritt jener Bedingung beferict?). 
Darin macht e8 auch keinen Unterfchleb, wenn vielleicht dem Subftituten 
neben ber Subflitution eine urfprüngliche Inſtitutionsportion deferirt 
‚fein follte, während ber, einem Erben durch Acerefcenzrecht zumachfende, 
fernere Antheit als in der urfprünglichen Berufung mit deferirt, alfo auch 
als eventuell mit acquirirt gilt‘). In ähnlicher Weife, mie bem insti- 
tutus der substitutus , fteht dem Teſtamentserben der ab intestate Bes 
zufene, und flehen nad) dem prätorifchen successorium edictum die bo- 
norum possessores ber entfernteren gradus — der näheren gegenüber. 
Dem Inteftaterben wird die hereditas erft beferirt, wenn gewiß iſt, 
daß ber Teftamentserbe als Tolcher nicht fuccehfgen Tann’); dieß ſelbſt 
dann, wenn der Teſtamentserbe zugleich ber Inteftaterbe ift ®). Unter meh: 
teren Inteſtaterben gilt nad) Civilcktht der Grundſatz: successio non est; 
es muß aber erft feftftehen, wer der berufene Nächfte fei. Hinterbleibt 
alfo bei dem Tode des Erblaſſers ein wahrhaft oder angeblich ſchwangeres 
Weib, deren zu erwartendes Kind der naͤchſte Erbe ſein wuͤrde, ſo kann 
man zwar nicht ſagen, dieſer Leibesfrucht fei die hereditas deferirt (denn 
waͤre dieß der Fall, ſo muͤßte der nach dem venter naͤchſte Agnat, auch 
wenn die Frau abortirte, ausgefchloffen bleiben), aber die Delation bleibt 
bis zu Dem Augenblide ausgeſest, wo ſich entſcheidet, ob jene Schwangere 


9 Mosalc. et romanar. LL. coll. XVI. 8, ©. — L. 8. C. de J. de- 
liber. (6. 30.) Off. Donelt. comment. iuris civ. VL 8, 9.8 

4) L. 27. L. 94, D. de acq. vel. om. her. (29. 2.) 

5)L. 8, L. 69. D. eod. 

6) L. 20. 6. 2. L. 85. pr. L. 80. Pr.. — 62 . 2. coll. L. 58, 6. 1. 
D eod. ol. den Artikel Xnwahfungsreht & . 273, Rote 15. Anderer 
Meinung ift Schweppe, das roͤmiſche — in ſeiner — Anwen⸗ 
dung, vierte Ausg., v. Mejer, Bd. 5, $. 87 

L. 89, nr 
8) L. 17. g1 .D. eod. 
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An erbfähiges. Rind zur Welt Bringt®). Aehnliche Grunbfäge gelten für 
den, einem follhen postumus im Teſtamente zugewieſenen Erbtheil. 
Würde dagegen das zu erwartende Kind jedenfalls nur neben bereits 


lebenden Perfonen fuccebiren, fo wird. die Inteſtatſucceſflon zwar den. 


letzteren deferirt; drei Portionen aber bleiben vorläufig für jenes vorbehal⸗ 
ten 10). Nicht minder deferirt ber Prätor die edictalis bonorum pos- 
sessio jebem ordo und jedem gradus erft nachdem bie zu den früheren 
Berufenen durch Ablauf ber Zeit, oder durch ausdruͤckliche Erklärung aus⸗ 
gefchloffen find!1); die decretalis b. p. aber wird überall nicht deferirt, 
fondern muß ſpeciell erbeten werden !?). Enblid kann von einer delatio, 
ſowohl bes cadu al® der bona vacantia, an ben Fiscus nicht früher 


die Rede fein, als As bie Caducität (entweder durch das Sachverhaͤltniß 


felbſt, oder durch Ablauf der Zeit, binmen deren dem papifchen Gefege 
genügt werden Tann) ober bie Erblofigkeit fih mit Beſtimmtheit ers 
eben bat. 

e Derjmige, dem mur praͤtoriſche Succefforen vorgehen, Tann bie 
Friſten felbft berechnen, nad) deren Ablauf jene von ber bonorum pos- 
sessio qusgeſchloſſin And, er aber zu ihr berufen Wi. Wem dagegen 
civilredſtliche heredes vorgehen, ber erfährt nur dadurch, daß biefe aus⸗ 
druͤcklich erklären, die Erbſchaft nicht zu wollen, daß letztere (als legitima 
hereditas, oder als bonorum poss.) nunmehr Ihm deferirt fei. Um ben 
vorgehenden Erben zu einer ſAchen Erklaͤrung oder zur Ammahme ber 
Erbſchaft zu nöthigen, darf der eventuelle successor ihn in iure intits 
rogiren, worauf ber Prätor dieſem tempus deliberandi gibt!?). 

Die Delation der teftamentarifchen Erbſchaft fest ein an fich giltiges 
Teflament voraus. ' Aus einem, wegen Präterition des suus nichtigen, 
aus einem, der gehörigen Form ermangelnden, verfälfchten, rumpirten, 
Fritum gewordenen Zeftamente wird alfo die Erbſchaft nicht einmal hefes 
riet; dagegen hindert die bloße falsi accusatio, ober bie gegen ben Exrblaffer 
eingeleitete Unterfuchung wegen Dochverrathes, wenng nur das Teftarnent 
in der That unverfälfcht und der Teſtator nicht ſchuldig iſt, die Delation 
nicht 1%). Noch weniger wird fie dadurch ausgefchloffen, daß gegen das 
fragliche Teſtament contra tab bonorum possessio oder inofficiosi 
testamenti querela zuläffig ift. Auch die Umftände, um derentwillen die 
Erbſchaft den eingefegten Erben als indignis enteiffen wird, 3. B. die 
unterlaffene peinliche Frage wegen des gewaltſamen Todes des Erblaſſers, 
fließen die Delation nicht aus 10). . 


9) L. 80. S. 1. L. 84. D. 


eod. 
10) L.8. L. 4. D. si pars heredit. pet. (5. 4) Coll. L. 30. $. 6. 
D. de a.v. o. h a 


11) L. 1. $. 10. de success. ed. (38. 9.) 
12) Li 1. $. 7. eod. Anderer Meinung iſt v. BeningsIngenheim, 
er oe mn Civilrechtes, 6. Aufl., von Kris, Wb.3, 5.427, Anm. oo. 


D. de a. v. 0. h. gl. ben Artikel benefic. delibe- 
zandi. ' k 


14) L. 46, L. 86. &. 1. D. eod. . 
15) L. 8. $. 29, L. 15. 4. 2. de 80. Silaniano. (29. 5.) a: 


M. Horeditatis delatio, 


Daß Jemandem eine Erbſchaft deferirt ſei, druͤckt nme bie abſtraecte 
juriſtiſche Möglichkeit aus, daß er fie nun erwerben koͤnne. Dabei kann 
ber Derufene fuͤglich noch factiſch gehindert fein, ben Act ber Acquifition, 
wo ein folcher exfonberlich ift, vorzunehmen... Ebenfo kann 
testamenti factio zuſtehen, und er ift dennoch aus fartifchen Gruͤnden, 
3. B. weil, er, non. sanae mentis iſt, an Errichtung eines Teſtamentes 
gehindert '). Daher gilt denn bie einem Abweſenden angefallene nn 
fhaft als deferirt, obwohl er von dem Anfalle keine Kunde bat, und 
obwohl deßhalb bie tempora utilia ber bonorum possessio während ber 
Abweſenheit nicht für ihn laufen!”). Aehnliches muß von denjenigen Tauben, 
Stummen ober, Blinden gelten,. bie aus Mangel an Verſtaͤndniß bes 
Actes die’ Ebſchaft weder nach Civil⸗, noch nach praͤtoriſchem Rechte 
erwerben koͤnnen 18). Auch der infans iſt unfähig zur Acquiſition der 
Erbſchaftz dennoch wird ihm dieſelbe deferiee!?). Steht er alsdann ußter 
patria potestas, fo Tann, wenigſtens nach dem Rechte ber Conſtitutionen, 
ber Water, dem ja (nach altem Mechte) ohnehin: Alles zufiel, was das 
Hauskind erwarb, ſtatt bes unfähigen Berufenen, unmittelbar ſ elbft ans 
‚ treten, ober bonorusk possessio agnoſciren. Diefls ſelbſtſtaͤndige Recht 
des Vaters wird — ſogar über den Tod bes Kindes"hinaus 
erſtreckt, wenn bafjelbe innechalb ber infantia ſtarb 20). War dagegen bie 

berufene persona alieno iuri subiecta [hen über bie Jahre ber infantia 
aus fo muß fie auf den iussus de Vaters felbft antreten?!) In 
ähnlicher Weiſe ift dem Zutor ausnahmsweife gefkattet, für ben pupillus 
infans die Exbfchaft: zu erwerben, während ber infantia maior tutore 
auctore felbft zu handeln hat 22). Sowohl ber Vater, als ber Zutor 
Tonnen aber. bie Erbſchaft nicht einfeitig. ausſchlagen; haben fie daher bie 
Friſten der bon. poss. ungenugt verftreichen lafien, fo werben dadurch 
nur fie felbit von deren fernerer Agnition ausgeſchloſſen; das Hauskind 
ober‘ der Pflegebefohlene ſelbſt werden. inumer noch zugeafien, Nur wenn 
bes Pupill tutore aygtore ausdruͤcklich vep hat, kann « allein durch 
in. integrum restitatio wieber zu ber share gelangen 22), Daß in 






fs) L. 16. $. 1. D. qui testam. (28. 1.) 
17) L. 80. pr L. 86. br; D.de av oh. Bgl. Buchholz, fe 
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oonst. 1. VIE. 18, — L. 18. pr. „1: C- de jure deli. (6 30) 
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22) L. 8 pr. L. 9. D. de a. v. o. h. L. 11..D. de.bon. poss. 
On) et .D. ad 80. Deripl. (8.17) L. 18. nude 
68 D. de a. v. o. h. L. 7.$. 2%. D. de bon. 
— ordo in poscessionibes serveotur. (88. 15.) Culaca 
zig XIV. 8, Quaestt. Papin, lib. XV. in.Opp. ed. Veneto - Mutinens. 
T. IV. &l. 362--66., in Responsa Papin. lib. ibid. col. 968. 64. 
dltatt. solenn. ad Tit. Die: bon. poss. ibid. VII. col. 15. 16. Me- 
zill. variant. ex Culacio I. 43, in Opp. Nep, 1720. II. 2855-57. 
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ähnlichen Welſe and has unmündige Hauskind durch ſeine auf Weihe: 
des Vaters gefihehene nepugiatio gebunden ſei, wird nicht ermähnt. Se. 


" fiege: alfo in dem Anfalle der Erbſchaft an das Huuskind und den Be— 


vormundeten gewiſſermaßen eine doppelte Delation: einmal an den &es. 
walthaber ober tutor, und. zweitens an den eigentlich Berufenen, Dabei 
ifb.08: dann, bemerdienäwerth, daß, wenn Erfterer:,bns Erbrecht geltend zw 
machen nerfäumt,. ober es ausgefchingen: hat, unb bee Lehtere das ihm 


. dennoch bleibende Recht aufi die Erbſchaft: nicht geltend machen konnte (meil: 


en als infanaflarb).oder wollte, nun diejenigen fuccobiven, welche urfprüng« 
Lich (nicht. etwa erſt jegt, mo ber. Ausfchluß des impubes entfchleben wird) 
nach dem zuerſt Berufenen die Naͤchſten waren, baß es, mit anderen Worten, 
fo angefehen. wird, als wäre jenem bie Succeſſidn nie. deferirt worben?%). 
In ähnlicher Weife zur Erwerbung unfähig ift auch. ber furiosus, 
infofern er nicht: sung iſt, ader Infofern nicht Andere, feiner potestas 
Unterworfene, ihm acquiciren?®).." Won ihm aber heißt es, die Erbſchaft 
werde ihm. uͤberall nicht deferirt?*), Daraus folgt dem, nach dee von 
Auftinianı gebilligten und richtigeren Meinung, zunaͤchſt, daß auch fein 
curator bie edictalis bon, poss: nie ihn agnofedren, fondern nur 
eine decretalis furiosi nomine nachfuchen kann 7). Diefe bonorum pos- 
ses8io (in possessionem missio) hat Juſtinian im weſentlichen unveraͤn⸗ 
dert in feine neue Verorbnung?®) aufgenommen und nur die Gautionm 
bes alten Rechtes verwotfen. Ferner folgt aber Daraus, daß fo- lange 
die Geiſteskrankheit des zunaͤchſt Berufenen weder durch Genefung, noch 
durch Tod beendet iſt, übderall;;Feinge Delation angenommen wird, daß, 
ſobald die zuletztgenannte Entfcheibung eintritt, nicht diejenigen berufen 
werden, die. zur Zeit der Delation an ben fariosua: die Naͤchſten waren 
ſondern diejenigen, bie es nun, bei deſſen Tode find 29), 
Die Wirkungen ber. Delation: einer Erbſchaft ſind folgende: 

1) Bon dem: Momente: ber Delation. an. ann ber Berufene dik Erb⸗ 
Schaft ent» ober annehmen oder ausſchlagen. Die vor ber Dalation er⸗ 
folgte. Erklaͤrung ſolcher Art, ſollte fie auch eventuell gefaßt fein, iſt 
voͤllig — Selbſt die. Erklaͤrung über die eine Art. der Deg 
lation iſt egel nach ohne Wirkung fuͤr eine andere Art. Iſt die 
teſtamentariſche Erbſchaft mit der Auflage deferirt, nur durch Cretion 
erworben zu werden, fa wird fie. durch aditio oder pro herode gestio 
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2 Hereditatis delatio. 

nicht acquirirt, und die Repudiation Innerhalb ber Eretion geflattet 
bis zum Ablaufe dieſer Friſt immer noch, die Erbſchaft durch Cerniren 
zu erwerben?®). Hat der Inteſtaterbe vepublict, fo lange die Erbſchaft 
noch dem Teſtamentserben deferirt war, fo iſt diefe Erklärung für Ihn 
wirkungslos; ehenfo wenn der Subftitut ausſchlug, fo lange noch ber 
institutus berufen war®!). Iſt ein und bemfelben bie Erbſchaft ex testa- 
mento und ab intestato deferirt, fo Tann er, inſoweit er nur gegen 
das edictum: si quis omissa cansa testamenti ab intestato vel alio 
modo possideat hereditatem nicht verftößt, die erfte Delation ablehnen 
und bie zweite annehmen?2). Schlägt er bagegen die Snteflatfucceffion 
aus, fo wird darunter verflanden, daß er aus beiden Gruͤnden ablehnen 
wollte; denn bie Erbſchaft wurbe ihm in dem Augmblide, wo er ex 
testamento repubiitte, ab intestato deferirt®®). 

Amahme und Repubiation fegen, um wirkſam zu fein, voraus, 
daß die Delation, ihr Grund und ihre Umfang dem ſich Erklaͤrenden ges 
nügend bekannt waren. Glaubte derjenige, der wirklich fchon jegt zur 
Erbſchaft berufen war, fie fei . nicht, oder nicht giltig deferirt, ſo iſt 
ſeine Erklaͤrung wirkungslos. aßte dagegen derjenige, dem ein Hinder⸗ 
niß entgegenzuſtehen ſchien, daß es nicht vorhanden ſei, ſo kann er, ſelbſt 
wenn er, felbft*ed war, der jenen Schein hervorgerufen, giltig antreten 
oder ausſchlagen?*). . 3 

2) Laufen die Sriften, bie entweder ber Erblaſſer (durch Cretion) 
ober ber Prätor für die Annahme der Erbſchaft beſtimmt hat, und ebenfo 
die Friſten, welche das neuefle Recht für, die Anfertigung des Inventars 
und (der richtigen Meinung nah) für Annahme der Erbſchaft vor 
fchreibt, von dem Momente an, wo bee Berufene von ber Delation 
Kuñde erhält ®5). | 

3) Der Moment ber Delation entfcheibet darüber, wer als berufen 
gelte® Faͤllt alfo den Inteſtaterben die Erbſchaft erſt einige Zeit nach 
bem Tode des Erblaſſers zu, weil vielleicht die nun ausgefallme Be⸗ 
bingung, unter welcher der scriptus heres berufen war, längere Zeit 
chwebte, ober weil bee letztere erft mac) längerem Be 23 ausſchlug, 
o gelten num nicht etwa diejenigen als berufen, bie bA de# Erblaſſers 
Tode ihm am naͤchſten verwandt waren, fondern bie es jegt find *9). 
Gleiches muß gelten, werm der Exhlaffer nur generiſch Bezeichnete unter 
einer Sufpenftobebingung honorirt hat; es gelten nämlich diejenigen als 
berufen, die zur” Zeit der Delation, nicht zu der bes Todes bes Erb⸗ 
laſſers unter jener Bezeichnung begriffen find. So 3. B. wenn ber 
Teſtator für dem Hall, daß feine LZiquidate bei einem obſchwebenden 


XXI. 83. 34. . 
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. 17. 3 1. D. eod. f 
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85) L. 19. L.’22. C. de J. delib, I} 

96) L. 7. $. 8, C. de eumet. fur. — 


>... Mereditatis delatio. : . 205 


Coneurſe vet ausgehen ſollten, feine im Staatsdienſte befindlichen Ver⸗ 
wandten zu Erben eingefetzt hätte. 


4) Bon dem Erben wird im Momente der Dekation, und, von dies. 


fem am ununterbrßchen bis zur wirklichen Erwerbung, testamenti factio 


und fonftige Echfähigkeit gefordert. Mur für bie Zeit zwiſchen dee Et 


richtung des Teſtamentes und dem Erbſchaftsanfalle, nicht aber für die 


bis zur Acquiſition noch verſtreichende, heißt es: — tempus nom. 


nocet 
: 65) Ein feftes Recht auf den Erbtheil erwirbt der Berufene durch die Des 


tation keineswegs etwa fo, wie der Legatar Durch das cedere diei. Stirbt ib 


alfo vor der wirklichen Erwerbung, fo hat fein Erbe af jenen nur angefalles 
nen Erbtheil, die Transmiffionsfäle ausgenommen, Eeinerlei Recht. Iſt 
die Exbfchaft einem, homo alieni iuris beferirt, und dieſer gebt vor ber 
wirklichen Acquifitton in eine fremde potestas über, ober er wird durch 
emancipatio oder manumissi6 sui juris, fo hat, im Gegenfage gegen 
das Legat, cuins dies iam cesserat, der frühe Gewalthaber kein Recht 
auf fie). Singulde ift es, daß die Theodoſiſche Zransmiffton auf bie 


Kinder der, im Teftamente des Erblaſſers inftituirten, Defeendenten den 


Ebtheil dieſer fegteren nur dann Überträgt, wenn biefelfen zwar nach 
den Tode des Teſtators, aber vor der Delation, fo wie bdiefelbe damals 
durch das Papiſche Sefes umpgeftaltet war, verftorben waren ®”). 

Diefe Grundfäge haben einzelne Modificationen durch das prätprifche 
Mecht, andere durch die Lex Julia et Papia Poppoea erfahren; doch 
find bie legten von Juſtinian vollftändig aufgehoben, fo baß das alte 

Mecht nun wieder unverändert gilt. 

Der Prätor laͤßt nicht allein Perfonen zur bonorum possessio, 
denen die hereditas überall nie beferirt wirb *%); fondern er gewaͤhrt auch 
die erftere denen, welche eine Hoffnung auf die hereditas haben, 


ſchon vor ber Delation. So, gegen Caution an die Subftituten ober 


Inteſtaterben, namentlich allen unter einer Sufpenfipbedingung Eingefegs 
1m), während nad) Civiltecht die Muciana cautio urſpruͤnglich nur den 
Legataren den Beſitz Ihrer Honotirung verfchafft hatte, und auch in ihrer 
fpätern Ausdehnung auf die Erben lediglich auf die negativen, nur mit 
dem Tode zu entfcheidenden Bedingungen befchräntt blieb 2). Einiges 
maßen verwandt bamit find die decretales bon. possessiones,' welche 


der Prätor wegen der Hoffnung, bag ein zur Erbſchaft Berechtigten vors 
— 


8 6.6.2. L. 49. 6.1. L . 59. $. 4. L. 62. D. de hered. inst. 
(28. 5. Coll. L. 82. D. de a. v. o. h. Muͤhlenbruch, Fortſetung zu 
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41) L. 5. pr. D. de b. p. sec. tab. (87. 11.) Mühlenbeuch, Lehr⸗ 
budy des — echtes 8. Anm. 8, 
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handen fein, ober gebosen werben Eönnte, interimiſthſich erhal (ex -Car- 
boniano edicto, ventris nomine und furiesi nomine) #?), 
Eine ‚fernese Modification bewirkte das Papifche Geſetz dahurch, daf 
«8 für. bie Succeffion aus "einem. Achriftlichen Teſtamente den Zeir 
unkt der Delation anders beſtimmte. Nach Alterem Rechee ich hatte 
der berufene Erbe jeden Augenblick die Erbſchaft civilrechtlich antreten aber 
pro herode geriten koͤnnen, alſo auch vor Eroͤffnung des Keflamente, 
wenn er nur (vielleicht durch feine Gegenwart bei der Errichtung, em 
durch Aeußerungen des Teſtators) wußte, daß er inſtituirt feis denn ed, 
m ja nue auf feine wahrhafte Kunde von dee Delation an. Bie se 
cundum tabulas bon. poss. bagegen konnte gewiß von jeher nur auf 
Vorzeigung des eröffneten Teſtamentes agnofeirt werben. Seitdenj mu 
die Lex Julia Vicesimaria die bem aerarium. fo einträgliche KEcbichafts 
ſteuer eingeführt und zu beten Controle die Art der Teſtamentseroͤffnum 
gefeglich beftimmt hatte*?) ,.Lonnte dem Erben, auch wenn er feine Be 
rufung anf anderem Wegs kannte, nicht mehr geftattet fein, vor jenem 
Acte der Eröffnung und einfeitig von dem Nachlafie Beſitz zu erzerifen, 
mit anderen Worten, die Delation mußte bis auf den Moment der io 
tur,.der aus Wefonderen Gründen, z. B. wegen des Silanianiſchen SC, 
moͤglichenfalls geraume Zeit nad dem Tobde des Teſtators eintreten kan 
binausgefhoben werben. Diele Beſtimmung enthielt nun, nach bem 
deutlichen Beugniffe Juſtinian's 16), bie Lex Julia Papia Poppoea*); 
allerdings iſt indeß dieſelbe mit ber verwandten, body weſentlich verfchiete 
"nen, nicht zu vermechfeln, daß ber dies der in einem foldhen Zeftament 
»  ausgefegten Legate, auch wenn er es nach altem Rechte fhon im Augen 
blicke des Todes gethan haben wuͤrde, jest gleichfalls nie ante aperta 
‘ tabulas cediren fol. — Die Wirkung diefer Neuerung tft nun z Su | 
“fen der caduca die, daß dee Erbe, der zwifchen dem Tode des Zefktator 
und der Eröffnung des Teſtamentes ganz oder theilweife unfählg wir, 
jegt nie mehr durch vorgängige ‚Antretung der Gabucität entgehen kann; 
auf der anderen Seite iſt aber durch biefe Beſtimmung auch wieder die 
Zwifchengeit, während welcher die eintretende ‚Unfähigkeit ſchadet, verfürg 
worden. Nach altem Rechte blich derjenige unfähig, fein Erbtheill wurde | 
alfo caducum, der e8 nach dem Tode bes Erblaffers einen Augenhlid 
geweſen war, follte diefe Unfähigkeit audy noch vor ber Teſtamentseroͤff⸗ 
nung wieder gehoben fein. Nach der neuen Beſtimmung ſchadete Ihm 
die Unfähigkeit nıny wenn fie zwiſchen der Aperture und der Erwerbung 
ftattfand. Jedenfalls iſt die Beziehung diefes Grundſatzes auf Cabucdtät 
offenbar. 
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Im Uebrigen blieben bie alten Grumbfäge unverändert; alfo wide 
nur die inteftatfucceffion und die aus. einem nuncupativen Teſtamente 
wurde fchon im Momente des Zobes beferict, fonbern auch von den im 
ſchriftlichen Teſtamente eingefegten Erben, fig die es überall Feiner De⸗ 
lation bedurfte, von den sui, die ipso inre Frwerben, konnte man nicht 
ſagen, die Erbſchaft werbe ihnen erſt apertis"tabulis deferiet 7), 

Caducum Tann ferner immer nur ein Theil des Nachlaſſes, “über 

den teftamentarifch verfügt iſt, werden. Verliert daB ganze Teſtamerit 
feine Kraft, fo teite nicht Caducitaͤt, ſondern Inteflatfuncefjion ein. 
daher nur ein heres ex asse vorhanden, fo kommt der neue Grunbfag 
der Lex Papia, 'megen feiner ange Beziehung auf bie Eaducitaͤt, 
gleichfalls nicht zur Anwendung. DIE Delation erfolgt, vorausgeſetzt, 
dag die Inſtitution pure gefchehen war, wie nach altem Rechte mit bem 
Tode des Erblaſſers. Won dieſem Iegten Sage haben ſich inſofern noch 
Spurm im Suftinianifchen Mechte erhalten, daß bie, an den heres ex 
asse mit dem Momente des Todes erfolgende, Delation mehrfach, alb 
eine Ausnahme erwähnt wird), RN, — 

Juſtinian hat das ganze Princip der Lex Papia aufgehoben, fo dab 
jegt wieder allgemein bie Delation im Augenblide des Todes des Erb⸗ 
laſſers erfolgt. Witte. 


AerSditatis petftto!) heißt die ordentliche Klage, dutch tielche 
das Recht der Erbfolge gegeft verletzende Eingriffe Anderer gerichtlich gel⸗ 
tend gemacht wird. Neuere Haben fie auch wohl petitoriſche Erbfchafto⸗ 
lage genannt, im Gegenfage gegen andere Mechtömittel, die man AB 
poffefforifche bezeichmet?). Sie ift ihrem Weſen nad) eine Bindicntion 
ded Erbrechtes?), eine Klage auf Anerkennung des durch die Erwerbung 





i .» . . 
47) Franc. Ramos del Manzano ad LL.. Jul, ewPap, lib. IV. 
Relig. 36. $..10..11. Meermwann, thes. V. 510, | 
48) L. 1. $. 4. D. de:iwris 'et Taoti ign. (22. ir; L. 21. D. de cond. 
et dem. (85..1.) L. 44. B. de mört. causa don. (39, 6.) 1. 8, C. de 
jiure delib. (6. 30.) Ramosl.c.$.9. 
1) Quellen: Dig. de hereditatis petitione. ¶ 6. 8.) Co d. de peti- 
tione hereditatis. (8. 81.) Cf.Paulli sentt. 1. tit. 13b. ‚Gregor. 
Cod. ed, Haenel. lib. II. tit. 1. Theod. Cod. ad. Haenel. lib. II. ti, 
— Literatur: Tem a „12—16, Gluͤck, 
lauter. der Pand. Th. 7, Abth. 2, S. 491 fig., Th. 8, S. 1 fl. Fa⸗ 
bricius, Bemerftingen über die hereditatis petitio, im rhein. MRuf. für 
Jurisprud. IV. ©. 1 211. Arndts, über das Weſen der hereditasis 
petitio, in befien Beitraͤgen zum Civilrechte und a 1837), I. 
&. 1—112, Roßpirt, das teflament. Erbr. (Heibeib. 1840), II. ©. 156. 
Bol. auch Thibaut, im Arch. fie eiv. Prar. VIEL 1% - Buchhote, juriſt. 
Abh. (Königsberg 1883), Nr. I. DER Se 
2) Bol. 3b. 2, ©. 295 und ben Art. interdietum quoram bo- 
norum. : 
8) Daher hereditatis vindicatio, Cai. H. 190. u S. P. h. t. 
L. 19. in f. D. de inoff. test. (5. 2.)gL. 8. D. expil. hered. (47. 19), 
successionis vindicatio, L. 4, — qui adm. ad b. p. (6. 9.) . 
2. C. unde legitimi. (6.15.) L. 5, 9. C. commun. de succession. (6. 59.) 
L. 4. C. in quib. caus. cesset l. t. p. (7. 34.) Bol. 8b. 4, ©. 1 fig. 
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ber Erbſchaft begründeten echtes: ber Repräfentation eines Verſtorbenen 
in Anfehung feinee Vermögensverhältniffe, gegen diejenigen, welche biefes 
Mecht irgendwie factifch beeinträchtigen*),. Sie gehört baher au den ın 
rem actiones 8), wie 4 San auch eine abfolut lautende zn 
hereditatem actoris esse, ntſprach °), und nur uneigentlich wird fie ein 
mal mixta personalis act®® genannt 7). Sie Tann aber entweber auf 
Geltendmachung des alleinigen und ausfchließlichen Erbrechtes gerichtet 
fein, indem der Kläger heres ex asse zu fein behauptet, oder auf ein 
bloßes Theilerbr gt fi fi gründen, wobei ein Miterbrecht anderer Perfonm 
anerkannt wird); im erften Falle nennt die moderne Terminologie bie 
Klage hereditatis petitio —— ober universalis, im anderen Falle h 
p. partiaria. 

Was nun zunähft die Subject dieſer Klage betrifft, fo iſt dieſelbe 
als civilis actio nur demjenigen gegeben, welcher nach Civilcecht Erbe 
geworben (heres). Als utilis actio aber, fommt fie auch dem blos pr 
torifhen Erben zu (dem bonorum passessor cum re), und heißt in bie 
fer‘ Anwendung insbefondere possessoria h. p.°); ferner dem Unieefals 
fideicommiſſar, in welchem alle fie fideicommissaria h. p. gemamt 
wird 1%); dann auch dem Fiscus, inſofern ihm Erbfchaften als bom 
'vacantia oder ereptoria zugefalfen find 12), und nicht minder anderm 
juriſtiſchen Perfonen, welche in biefee Beziehung als eine Art von gefef 
lichen Erben bem Fiscus vorgeben 12). Natuͤrlich muß die Klage aud 
dem Erben des Erben oder desjenigen, walcher dem Erben gleich dazu 
berechtigt iſt, zuftehen 7), Demjenigen aber, welchen bie Erbſchaft als 
Ganzes durch Verduferung von Seiten bes wahren Erben überlaffen ift, 
kann die Erbſchaftsklage gleich den einzelnen erbſchaftlichen Klagen nur 
als ausdruͤcklich oder ſtillfchweigend abgetretene Klage zugeſtanden wer⸗ 


2 Eine andere Anfiht über die Natur ber hered. + hat Zabricius 
0. un —— aber vgl. rar zen a. a 
F. 16. 17. 18. D.ı.t. 1. N. 5. 8. D. de R. 


1.) 
J————— 
7) L. 7. O. k. t. De Ausbruc erklaͤrt ſich durch die Vergleichung mit 
L. 25. $. He cit. . Bol. Loͤhr, in feinem Magaz. IV. &. 17 fig. Rhein 
Muf. II. ©. 141. Savigny, Syſtem V. &. 479. — Für en perföntide 
Klage * bie hored. pet. einzig Roßhirt, im Arch. für civ. Prax. TI. 
— = N. — deſſen teflament. Erbr. II. S. 5flg., gemeines Fibilrecht II. 
A 
8) L. 10. 8.1. D. h. t. CE. tit. Dig. si pars hereditatis petatar. 


di L.1. 2. D. ‚de possessoria hereditatis petitione. (5. 5.) As eim 
wunberliche erfintung ber ne Compilatoren wirb biefe Klage bass 
Kind: von ——— a. a. O. &. 177 fig., 209 is. Vgl. aber dagegen 
ındts a. a. D. &. 50-59. 
) L. 1-3. D. de Sdeicommissaria hereditatis * (6. 6.) 
in L. 20, $. 6. 7. Ct. L.pt. D. h. t t. Rel. Bd. 8 S. 939 fig. 


,®. 
12) Bol. A Cod. de bonis vacant. (10. 10.) 
18) ueber Paulli sentt. I. c. $. 4. vgl. Schulting- ad h. |. 
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den?#), und nur demjenigen, ber vom Fiscus eine Erbſchaft erfauft hat, 
wird in den Quellen gleichwie dem Univerfalfibeicommiffar ‚geradezu utilis 
h. p. beigelegt, da er auch wahrer Univerfalfueceffor ift?®). 

Die Trage, gegen wen die Erbſchaftsklage angeftellt werben koͤnne, 
beantwortet fi vorerft im allgemeinen nach der Natur der in rem actio 
dahin: fie findet flatt gegen jeden, welcher irgendwie das Erbſchafts⸗ 
verhaͤltniß des Kiägers thätlich verlegt, indem er bemfelben etwas vor⸗ 
enthält, was ihm doch kraft dieſes Verhältmiffes vechtlich gebührt. Dieſes 
Etwas braucht keineswegs die ganze Maffe der zur Erbfchaft gehörenden 
Objecte zu fein. Das Recht ber Erbſchaft kann auch durch die einem 
einzelnen darin begriffenen Rechte widerfireitende Anmaßung verlegt wer⸗ 
ben. Wer au) nur eine einzige Sache ber Erbſchaft im Beſitze hat 
amd dem Erben auf Verlangen nicht herausgibt, kann defhalb nach Um⸗ 
ftänden mit ber h. p. belangt werden 10). Und ba bie Erbfchaft nicht 
blos Eigenthumsrechte in ſich fchließt, fondern die mannigfaltigften Ver⸗ 
mögensrechte, in benen das eine Recht des Erben verlegt werben kann, 
fo kann auch aus allen ſolchen Veranlaffungen die h. p. hervorgehen !7). 
Daher ift fie 3. B. auch gegen denjenigen möglich, weicher eine Sache, 
deren Detention dem Erben zu erhalten, ein rechtliches Intereſſe vorliegt, 
eigenmädhtig aus dem Nachlaſſe an fi genommen hat!®), gegen benjenis 
gen, welcher aus Veranlaſſung des Beſitzes von Erbfchaftsfachen gegen⸗ 
waͤrtig nur noch eim Klagerecht hat, das dem Erben abzutreten ſich ges 
bührt!?), und namentlich auch gegen ben Schuldner der Erbfchaft, ber 
den Betrag der Schuld dem Erben vorenthält und fo dieſem tanqnam 
iuris hereditarii possessor gegenübertritt20). Es fommt überhaupt nur 
darauf an, ob ber Gegner ſich im Beſitze eines Vermögensvortheiles befinde, 
defien Reftitution in den Erbſchaftsprozeß fällt, worüber unten das Naͤ⸗ 

here 21), Und weil es hierbei, wie bei der Eigenthumsflage, nur auf 
das Kactum des Habens und die restituendi facultas ankommt, fo fin» 
det unter dieſer Vorausfegung auch gegen ben Hausſohn die h. p. ftatt, 


— ® 


14) Cf. L. 16. pr. D. de pactis. (2. 14.) ®b.4, & 25. — Auf L. 
4. $. 28. D. de doli mali except. (44. A.) darf man ſich bei diefer Frage 
nicht berufen. Sie bezog ſich urfprngti auf den Hall der in iure cessio legi- 
Gmae hereditatis.nondum aditae (Bd. 4, &. 24, Rote 173), und im Juſti⸗ 
nianikhen Tann fie erffärt werben durch Bezugnahme auf den Fall, wenn ber 
„Geffionar ſelbſt nach dem Cedens ber nächfte Erbe war und biefer dahtr zu 
Gunften deſſelben die noch nicht angetretene Erbfchaft pretio accepto ebenfalls 
ausgeſchlagen hat. Kein Zweifel übrigens Tann darüber fein, daß die hered. 
pet. auch, fo wie fie gegen eine beftimmte Perfon begründet iſt, ſpeciell cebirt 
werben Eönne , und daß biefes etwas anderes ift, ald der Verkauf der Erbſchaft, 
ber dem Käufer Anſpruch auf ueberlaffung bes ganzen Bermögensinhaltes ber 
Erbſchaft gibt, ift klar. l. Roßhirt aa. H. U. &. 51. 

25) L. 54.D. ut. Bgl. Bb. 4, ©. 26. 

16) L. 4. 9. 10. pr. D. h, t. 

17) L.18. 5.2. L. 50. D. h. t. Bol. St. 4, @&. 1,2. 

18) L. 19. pr. 5. 2. D. h. t. 

19) L. 16. x 4. 7. D. h. t. 

20) L. 13. $. 15. L. 14—16, pr. 6 8.D.ht 

21) Bel. Rote Sf. - . 
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nicht minder aber gegen den Water (ober Herrn), Infofern biefer durch 
den Untergebenen ober In beffen Peculium ben erbfchaftlichen Vortheil 
befigt 7). 7 | 

Aber die materielle Verlegung eines erbfchaftlichen echtes muß ſich 
auch als eine_ Verlegung des Exbrechtes barftellen, damit fie die h. p. 
veranlaffen kone. Eine Anfechtung bes Succeffionsverhältnifies iſt es 
nicht, wenn Jemand ſich im Befige einer zur Erbſchaft gehörenden Sache 
befindet, indem er diefe aus einem fingulären Rechtsgrunde erworben hat. 
Dieſer Beſitz widerftceitet wohl dem Eigenthumsrechte, das durch bie 
Erbſchaft auf den Erben übergegangen iſt, fo mie er aud dem Eigem- 
thumßrechte bes Erblaſſers widerſtritt; aber er widerſtreitet nicht dem Erb⸗ 
rechte, welches nichts deſtoweniger daffelbe ift, wenn auch das Eigenthum 
diefer einzelnen Sache, wie der Beliger behaupten mag, nicht zu de 
Erbſchaft gehört. Daher findet gegen biefen Befiger nicht die h. p., for 
dern bie rei vindicatio Anwendung, wie fie auch der Erblaſſer anſtellen 
wuͤrde 22). Gründer aber der Beſitzer feinen Befig der Sache, bern 
erbfchaftliche Qualität er nicht leugnet, gerade darauf, daß er ſelbſt pa 
Erbſchaft berechtigt fei, fo offenbart ſich in der Verlegung dieſes einzelmm 
Rechtes eine Anmaßung gegen dad Erbverhaͤltniß des Gegners, welhe 
deshalb zur h. p. greifen Tann), So auch, wenn ber Schulbner ber 
Erbſchaft nur deßhalb dem Erben die Zahlung vorenthält, weil er be 
bauptet nichts fchuldig zu fein ober weil er zweifelt, ob diefer woickikh 
der Erbe fei, dem er ficher zahlen koͤnne, fo liegt kein Grund vor, ihr 
wit der h. p. zu befangen; wenn er aber nicht zahlt, weil er felbft bes 
hauptet Erbe zu fein, fo ift diefe Klage gegen ihn begründet, indem 
nun bie Vorenthaltung dee Schuld als Verlegung des Erbrechtes ers 
{heint25),. Auf diefe Welfe gelangt man zu bem Sage: wer pro be- 
rede eine Sache oder ein Recht ber Erbſchaft befigt, gegen den kann bie 
h. p. angeftellt werden 2°). A 


Nach denfelden Stellen aber, welche biefen Sag ausfprechen, Toll 
aud) wer nur pro possessore beftgt, mit derfelben Klage belangt werben 
Tonnen. Wer nämlic ohne allen Rechtsgrund etwas zur Erbſchaft Ge⸗ 
höriges fi) anmaßt, mag wohl im einzelnen Falle nur an Verlegung 
des einzelnen Nechtes, ohne Ruͤckſicht auf feine Beziehung zur Erbſchaft, 
denken; e8 kann aber auch feine Handlung vorzugsweife aus der Nicht 
achtung des Erbverhältniffes hervorgehen und als eine gerade gegen Diefed 
gerichtete mehr oder minder umfaffende Anmaßung erfcheinen, indem e 
ben Nachlaß bes Verſtorbenen als gute Beute behandelt. Hier if e 


a 2 L. 84. S. 1. L.%8.691.D.ht Bgl. Arndts a. a. O. ©. 


28) L. 1. C het 1. 4 Cod. in quib, caus, cesset. I. t. p. 7. 9: 
cum ab his (sc. coutra hos) successie windicari non possit. 
24) L. 9. 11.D.h. % 

25) L. 42. D. h. t, Of. not. 20. * 

26) L. 9. D. cit.: Eum demum teneri petitione hereditatis qui vel 
ins pro herede vel pro possessore possidet.vel rem hereditariam. 
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num ber Natur ber Cache und bem practiſchen Bebürfniffe angemeſſen, 


diejenige Klage eintreten zu laſſen, die zum Schutze bes Erbverhaͤltnifſſes 


im Ganzen beflimmt iſt umb alles darunter Gehoͤrige umfaßt, und das 
ältere roͤmiſche Recht hatte zur Geftattung ber untverfellen Klage in bies 


ſem Falle noch eine beſonders dringende Veranlaffung, teil es die maſſen⸗ 


weife Befigergreifung der noch befiglofen Sachen einer Erbſchaft durch 
die Grundfäge über usucapio pro herede lucrativa gerahezu begänftigte 
und beförderte?”).. Begreiflich aber iſt es, daß nun dem verlegten Erben 
gegen denjenigen, von welchem einmal gewiß ift, bag er ohne Rechtsgrund 
befige, auch ſchlechthin nad, Befinden die h. p. zu Gebote geftellt wurbe, 
ohne erft nach dem befonderen Intentionen befjelben zu fragen, und fo 
erklaͤrt fi denn bie allgemeine Regel, die in L. 9. D. h, t. ausges 
fprochen tft 28), | | 

Als possessor pro possessore iſt nun vor allen berjenige der h. 
p. ausgefegt, welcher eigenmächtig und ohne ſich zur Erbfchaft berechtigt 


- zu halten, Sachen, bie in dem Nachlaſſe des Verftorbenen ſich befanden, 


ſich zugeeignet hat 29), und zwar auch dann, wenn er aus irgend einem 
anderen Grunde Eigenthlmer biefer Sachen zu fein behauptet, in wels 
chem Falle er menigftens vorerft den ohne Rechtsgrund erworbenen Beſitz 
berfelben dem Erben zurirerftatten muß, um bann fein Eigenthbum gegen 
thn klagend geltend zu machen, tie er auch gegen den noch befigenden 
Erblaffer Hätte thun muͤſſen?o). Aber auch, wer fhon dem Verſtorbenen 
felbft oder auch dritten Perfonen den Beſitz von Erbſchaftsſachen unrecht: 
mäßiger Weife entzogen hat, 3.8. ber Dieb oder Räuber oder Dejicient, 
kann als possessor pro possessore mit ber h. p. belangt werden ?}), 
und auch derjenige, welcher durch ein an ſich rechtlich ungiltiges Gefchäft 
wiffentlich ſolche Sachen von einem Anderen erworben bat, z. B. durch 


27) Cai. TI. 5256. Arndts a. a. D. ©. 31-33. . 

- 28) Savigny, im Soſtem Bb. 5, ©. 26, bezeichnet es ala eine von 
ver Natur der in rem actio einigermaßen abweichende Eigenthuͤmlichkeit der 
h. p., daß fie nicht, wie die rei vindicatio, ſchlechthin gegen einen unbeftimms | 
ten unbefannten Gegner won fei, fondern nur gegen beitimmte einzelne Pers 
fonen angeftelt werden Türme, nämlich nur gegen denjenigen‘, ber entweber pro 
herede ober pro possessore befigt. In der That aber liegt darin eben fo 
wenig eine Abweichung von dem abſoluten Charakter der in rem actio, als 
darin, baß bie rei vindicatio nur -gegen einen Befiger der Sache flattfindet, 
die confessoria in rem actio nur gegen denjenigen, ber die Servitut beftreitet. 
Der Unterfchieb ift nur diefer, daß dem Eigenthum jeder Belt, dem Erlrechte 
nur ein befonders qualificirtee Befig eines Anderen widerſtreitet. Puchta, 


Sand. $. 506, Note d 


Rote d. 

29) L. 11. $. 1—L. 13. pr. D. h. t. 

80) Arg. L. 3. Cod. quor. bon. (8. 2.) L. un. Theod. Cod. eodem, 
(2. 21.) Bol. Fabrieiusa. a O. S. 111. Arndts a. aD. &. 33 
46 und jetzt auch sondern; Hand. II. ©. 358. 

31) L. 18, pr. L.16. S. 4. D. h. t. L. 14. $. 2. D. quod met, 
causa, (4. 2.) L.6. 8.5.6. L. 22. $. 1. D. de act, rer. amot. (25. 2.) 
— Daß die h. h. fi) nur auf diejenigen Sachen befchränte, die der Verſtor⸗ 
bene biß zu feinem Tode befeffen, wird behauptet von Fabricius a. a. O. 
©. 161 flg., widerlegt von Arndts aa. D. ©, 1-14. - 
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Verkauf eined Wahnſinnigen oder Unmünbigen®®); nicht aber jeber, wel⸗ 
cher durch ein an ſich giltiges Geſchaͤft, wenn gleich mala fide, eine 
Erbſchaftsſache an fich brachte und diefe alfo nun singulari titulo beftgt, 
und durchaus auch nicht, wer erſt von dem Erben felbft auf ſolche ums 
zechtliche Weife einzelne Objecte ber Erbſchaft ſich verſchaffte?). 


Als possessor pro herede iſt derjenige Beſitzer der Klage unter⸗ 
worfen, der ſich fuͤr den Erben haͤlt oder dieſes wenigſtens vorgibt, ſei 
es auch nur für den praͤtoriſchen Erben?s). Gegen den Unlverſalfidei⸗ 
commiſſar, dem die Erbſchaft reſtituirt worden, wird aber nur utilis h. 
p- gegeben, da er nur unmittelbar heredis loco iſt 20), und eben fo wird, 
dem practifchen Beduͤrfniſſe zu genügen, auch gegen benjenigen bie unis 
verfelle Klage zugelaflen, dem die Erbſchaft als Ganzes durch ein befon- 
deres Rechtögefchäft von einem Anderen als anmaßlichem Erben uͤberlaſſen 
worden ift, wie gegen den Käufer der Exbfchaft?), jedoch mit Ausnahme 
desjenigen, bem vom Fiscus die Erbſchaft verkauft murbe, da dleſer nid 
neuerem Rechte jeber Anfechtung von Seiten bes wahrhaft Berichtigten 
enthoben fein fol 27). 


Der Erbe desjenigen, welcher pro herede oder pro possessore 
befaß, kann ebenfalls mit der h. p. belangt werden, infofern biefer Be. 
fig feines Erblaſſers auch auf ihn übergegangen iſt; und zwar kommt es 
dabei nicht darauf an, in welcher Meinung er jegt bie Sachen beſihe, 
ob er fie 3. B. für irgend anderwaͤrts erworbenes Eigenthum feines Erb⸗ 


32) L. 13.9. 1. D. h. t. 

33) L. 18. $. 8. D. h. t. gl. jedach L. 25. 5. 8, ibid, Arndts a. 
a. a. O. 8.47. Bangerowa. a. H. = 

84) L. 11. pr. L. 12. D, bh. t. Bgl. unten Rote 59. 

86) L. 13. $. 5-7. C£. L. 20.5. 13. D. h. t. Gegen dem Meftituen- 
ten feibft if die Klage zugleich möglich, fofern er noch etwas aus ber Erbſchaft 
behielt, 4. B. wenn er retenta certa quantitate restituere rogatus erat, L 
13. $. 6. cit., ober wenn er erſt nach einer gewiffen Zeit mit Vorbehalt der 
we gezogenen Nugung bie Erbſchaft reftituirt, L. 13. S. 7. cit. natürs 
lid) auch wenn er nur eine Quote der Erbſchaft reftituirt. In Lu 16. $. 7. 
D. h. t. wirb aber Überhaupt gegen den Fiduciar, welcher ex causa fideicon- 
missi den Nachlaß herausgegeben bat, aus bem Grunde h. p. gegeben, weil er 
dadurch bei ber durch das erwiefene Erbrecht bes Klägers fich ergebenben Uns 

tigkeit des Fideicommiſſes, die Gondiction auf Rüdgabe erworben bat, alſo 
uris — iſt (vgl. Note 138), jedoch nur mit der Wirkung, daß jener 
biefe feine Klage dem Erben abtreten muß. Dabel muß aber vorausgefegt wers 
den, daß ber Fiduciar zuerft ſelbſt ſchon pro herede ben Beſitz ber Sachen 
gebabt und nicht blos durch eine allgemeine Willenserklärung bie Erbfchaft im 
Banzen reſtituirt habe, und wahrſcheinlich iſt dabei an einen Fall gedacht, wo 
das Fibeicommiß Feine Univerfalfucceffion zur Bolge hattes denn fonft und fo 
überall nach Suftinianifchem echte iſt es boch das Einfacyere, gegen dem Yibei- 
commiſſar fofort bie utilis h, p. anzuftellen. 

86) L. 13, $. 4. 8-10, D. h.t, gl. darüber Babricins a. a. D. 
©. 190-193. Roßhirt a. a. D.I. ©. 14, 590 


N . 
37) Der Sag in L. 13. 6.9. D. h. t. ift antiquirt dur L. 2. 3, C. 
de quadriennii praescript, (7. 37.) Bel. Bb. 4, ©. 26. 
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‚ denn ber Beſttz bes legten geht mit feiner urfpränglichen 


halte 
Eihenfchafe anf Ihn Sberde) 


Ausnahmeweife ift nun aber endlich bie h. p. auch gegen einen 
ſolchen von Erfolg, ber wirklich gar nichts zur Erbſchaft Gehoͤriges im 


Befitze hat, nämlich 1) gegen denjenigen, welcher, ohne etwas zu befigen, 


dennoch fo, als ob dieſes der Fall wäre, ben Kläger täufchend, auf die 
Klage fi) einlaͤßt (qui Bti se obtulit)39), und 2) gegen denjenigen, 
boͤswilliger Weiſe des Befiges von Erbſchaftsſachen ſich entäußert 

(qui dolo malo fecit quominus possideret) oder auch nur, wo er zuvor 
durch feine Widerrechtlichkeit bafür verantwortlich getworden, ſchuldvoller 
Weife jest nicht den Beſitz hat?o). Gegen ben Erben aber iſt in diefen 
Faͤllen, wenn nicht ſchon mit dem Verſtorbenen lis conteflirt war, nach 
sömifchen Rechte nur infofern eine Klage zuläffig, als er in Folge jenes 
Vergehens feines Erblaſſers noch reicher iſt; inſoweit aber ift auch h. p. 
zuläffig, weil bdiefe Bereicherung mittelbar aus der ftreitigen Erbſchaft 
gewonnen ift, obwohl ftatt der rei vindicatio Im entfprechenden Kalle 
nur eine perfönliche in factum actio gegen ben Erben gegeben wird *1), 
Einer befonderen Erörterung bebarf noch die Frage, gegen welche 
Derfonen die partiaria h. p. ſich richten koͤnne? Sie findet ſowohl gegen 
Miterben flatt oder ſolche, die coheredum loco find, als gegen britte 
Derfonen, welche ſich pro herede oder pmo possessore im Beſitze von 
Erbfchaftögegenftänden befinden*?). Weichen Theil des Gefammtbetrages 
der Erbſchaft dieſe Gegenfiände ausmachen, darauf kommt «6 nicht anz 
gegen jeben, ber nur irgend etwas von der Erbſchaft hat, kann der Theile 
erbe fein Theilerbrecht, wie der Alleinerbe fein ausfchliegliches Erbrecht, 
geltend machen, und folgeweife nad) Maßgabe feines Erxbtheiles pro parte 
Reftitution jener Sachen fordern). Unter gegenfeitig ſich anerfennens 
den Miterben wird freilich die h. p. nicht leicht Anwendung finden, fon: 
bern vielmehr die nach Zweck und Inhalt verfchiedene actio familiae 
erciscundae #2), Wenn aber der Aleinbefigende das Miterbrecht des 
anderen nicht anerdennt und diefer nun fofort gegen jenen die Exrbtheis 
lungsklage anftellen will, fo kann jener ihn durch die exceptio quod 


98) L. 18. 8.8, D. h. t. CA. L. 11. D. de div. temp. (44, 3.) ueber 
L. 18. $. 11. D. h. t. vgl. Bangeromw a. a. O. II. ©. 859. 
- 3) L.13.5.13. L.45.D.b.t. Cf. L. 25. 97. pr. D. deR. V. 


4) 1.13. 8.14. L. 26. 8. 2. 8. D. h. t. C£EL.27.6.8.D, de 


R. 9. (6.1) L. 171. D, de R. J. und unten Rote 98 fig., 117 fig- 


41) L. 42. 52. D. de R. V. Bol. Savigny, Syſtem V. ©. 54. 
Arnbts a. a. D. S. 68—71. Nach heutigem Rechte muß aber confequent 
In factum actio auf das Intereffe gegen den Erben gegeben werben, fo weit er 
—— Erbſchaft feines’ Erblaſſers bereichert iſt. Savigny a. a. O. V. 


42) Mit unrecht iſt das letzte nicht beachtet von Hoͤpfner, Comment. 
5. 707, das erſte von Peucer, diss. de usucap. pro herede p. 25. not. 53. 

43) L. 1. pr. $. 1. D. si pars hered. pet. 

4) L. 1.9.2. inf.DLo L. 1. & 1. L. 25.6.2. L. 51. $.1. 
D. fam, erciso. (10, 2.) %gl. L., 7. D. si pars her. pet, 
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praeiudicium hereditati non fiat vorerfl zur Anftellung der h. p. par- 
tiaria nöthigen, nach deren Durchführung dann erſt die Theilyngsklage 
anwendbar ift, und nur, wenn ber Beſitzende felbft bie Thellung begehrt, 
der Gegner aber deſſen Miterbrecht nicht anerdennt, muß ber Streit 
darüber als Praͤjudicialpunkt im Erbtheilungsprozeſſe zur Entſcheidung 
gebracht werden, da jener gar nicht in dem Falle iſt, bie h. p. anzu⸗ 
ftellen, vielmehe den andere gegen ihn fein Alleinerbrecht durch h. p- 
geltend zu machen hätte 4%). Webrigens find in Betreff ber h. p. par- 
tiaria folgende Fälle zu unterfcheiden*‘): 1) Es befinder ſich nur einer 
im Beſitze: gegen ihn Elagt der Thellerbe auf Neftitution nach Maßgabe 
feines Erbtheiles und dabei kommt nichts darauf an, ob ber Beklagte ſelbſt 
als Miterbe anerkannt werde oder nicht*”). 2) Es befinden ſich mehrere 
Nichterben im Befige, während Andere mit einander Erben find. Dier _ 
bat jeder von den letzten die h. p. pro parte gegen jeben ber erſten, 
Beineswegs ber eine Miterbe ausfchließlich gegen dem einen, der andere 
‘gegen den anberen, wenn gleidy das, was ber eine ober anbere von jenen 
befigt, feinem Betrage nad dem Erbtheile bes einen oder anderen Mits 
erben zufällig gleichkommen mag. Da ſich das Theilerbrecht auf alle eins 
zelne Gegenflände der Erbſchaft erſtreckt, fo iſt auch gegen jeben Beſitzer 
irgend eines Erbfchaftsgegenftandes oder auch nur eines Theiles deſſelben 
für jeven Miterben pro partesdie h. p. begründer*®). 3) Mehrere Erb⸗ 
prätenbenten find im Beſitze theil® dieſer, theils jener Exrbfchaftsgegen« 
flände. Diefe haben gegeneinander die h. p. partieria, werden aber, 
wenn fie ihe Miterbrecht einander nicht beftreiten, beffer zu ber Erbthei⸗ 
lungsklage greifen ??). 4) Mehrere befinden ſich im Beſitze, von denen 
ber nicht befigende Erbe ben einen wohl als feinen Mitecben anerkennt, 
und zwar zu dem Theile, zu welchem ee befigt, ben anderen aber nicht. 
Nach flrenger Eonfequenz müßte in dieſem Kalle die Klage fowohl gegen 
den anerkannten als gegen den anmaßlichen Miterben gerichtet werben, 
und jener hätte nur pro sua parte auch wieder gegen ben letzten zu Mas 
gen. Diefe Confequenz wäre aber zu fubtil und darum unpractiſch. Dem 
‘ Mechte des nichtbefigenden Erben tiderftreitet auch eigentlich nur ber Bes 
fig des Nichterbenz denn wenn biefer rechtlich begründet wäre, fo würbe 
bei dem unbefteittenen Theilerbrechte des anderen Mitbefigers jener wirk⸗ 
lich ganz von der Erbfchaft ausgefchleffen fein. Der legte bat daher bier 
feine Klage nur gegen den Nichterben zu richten®0). Keineswegs aber iſt 
baffelbe zu behanpten von dem Kalle, wenn ein Miterbe-und ein Nicht⸗ 
erbe nicht zufammen im Mitbefige der Erbſchaft füch befinden, fondern jeder 
verſchiedene Objecte der Erbfchaft im ausfchlieglichen Beſitze haben, wenn 


. e D. 
48) L. 1. 6. 2. D. 1. o 
49) Bol. Note 44, L. 15. D. de except. rei ind. (44. 2.) 
50) L.1. $.8. D. si pars ter. pet.: Peganıs fertur existinasse a sole 
extraneo me petere debers... P sententia utilior ext. 
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gleich dieſe nach Ihrem Werthe etwa den Erbthellen ber wahren Erben 
genau entfprechen follten®!). Zwar verfiehen manche die L. 1. 6. 3. 
D. h. t. gerabe nur von bem Falle, wenn bie Gegner die Erbfchaft nach 
Gegenſtaͤnden getheilt befigen®?), aber gewiß mit Unrecht. Schon ber 
Ausdeud der Stelle verträgt fich nicht wohl mit der Annahme, daß ber 
eine 3. B. dieſes, ber andere jenes Grundſtuͤck oder andere Erbſchafts⸗ 
fachen befige®?).. Auch wäre es eine unmotivirte Abweichung von ber 
Gonfequenz, gegen ben Miterben, ber im alleinigen Befige z. B. eines 
erbfchaftlichen Landgutes iſt, die h. p. partiaria zu verfagen, ba doch ber 
Klaͤger bie Einrdumung des Mitbefiges diefes Landgutes pro indiviso 
unbedingt zu fordern berechtigt ift, und deßhalb, mag er auch gegen dem 
Dritten unterliegen ober flegen, ba bie res iudicata in dieſem Rechts⸗ 
fireite jenem nicht nügt, doc) jedenfalls gegen ihn bie h. p. anftellen 
kann *). Zudem iſt die Stage, an non plus coheres habeat sua parte 
bei Verfchiebenartigkeit ber Befiggegenflände nur durch das iudicium fa- 
miliae erciscundae zu sechtlicher Entfcheidung zu bringen; wie follte 
nun mit biefer bloßen Behauptung ber Miterbe bie h.p. von fich abwen⸗ 
den und ben Kläger ausſchließlich an den andere Sachen befigenden Nichts 
erben verweifen koͤnnen? Dagegen hat man freilich bemerkt, nach unferer 
Erklaͤrung fei bed Pegafus Meinung ſchon der ftrengften Conſequenz ges 
mäß, Ulpian aber finde barin eine Abweichung von der Gonfequenz. 
Alten in ſchaͤrfſter Strenge argumentirten die römifchen Suriften folgens 
dermaßen: ber Theilerbe vindiciet einen ideellen Theil der Erbſchaft, d. i. 
des ius successionis; biefes gibt ihm Anſpruch auf einen entfprechenden 
Theil alles besjenigen, was zur Exbfchaft gehört, mo es fich auch finde, 
es fei ſelbſt wieder ein Theil ober ein Ganzes, und fo vindickt er die 
Erbſchaft pro parte auch felbft gegen den nur pro parte als Miterbe 
Befigenden; denn fireng genommen kann man nicht fagen, daß bie pars 
pro indivso, die ein Dritter ald anmaßlicher Miterbe befigt, gerabe die 
dem Erbtheile des Klägers entſprechende fei; vielmehr ift dieſer wie jeber 
andere Theil wiederum nad) Verhaͤltniß der Erbtheile unter die wahren 
Erben getheilt zu denken. Diefe Confequenz aber wäre zu fubtit, und 
tft darum von den roͤmiſchen Juriſten verlaffen. 5) Mehrere Miterben 
find im Befige, es fei derfeiben Gegenflände (pro partibus indivisis) 
ober verſchiedener, ein anderer Miterbe aber befigt nicht. Dann hat die 
fer gegen jeden von jenen feinen Erbtheil zu vindiciren und folgemeife 
Meftitution deſſen, was biefer befist, nach Verhaͤltniß feines Exbtheiles 
zu fordern 35), 6) Ein Miterbe befigt zwar zum Theil die Erbſchaft, 


51) Donell. I. e. cap. 16. $. 5. Fabri, Rationalia ad L. 1. 8. 3. 
Buchhols a. a. D. ©. 8. 
ses ad h. t. F. 2. Gluͤck a. a. O. 84,5. Goſchen a. a. 


53) Si ego ex parte me dicam heredem, coheres autem meus possi- 
deat hereditatem cum extraneo, quum non plus coheres haberet sua 
arte, | 
. 54) L. 1. S. 2. inf. L. 7. D. l. c. 
55) Ch. L. 6. pr. D. l. c. 


+‘ 


216 *  Hereditatis petitio. 


aber nicht -in dem Maße, als ihm nach der Größe feines Erbtheiles ges 
bührt, mährend andere außer ihm im Befige find. Hier muß jener 
wiederum gegen jeden bee legten feinen Erbtheil vindiciren, und erlangt 
dadurch Folgeweiſe wiederum die Reftitution besienigen, mas jeder befigt, 
nach Verhaͤltniß feines Erbtheiles, fo zwar, daß er daduech im Ganzen 
zundchft ſogar mehr, als feinem Erbtheile entfpricht, erlangen Fann. In⸗ 
fofern nun aber die legten ſelbſt Miterben find, Ennten fi fie eben fo pro 
parte gegen jenen Flagen, und daher tritt nun ſogleich eine Compenſation 
der gegenfeitig zu veflituicenden Theile ein, fo Boeit fie einander gleich 
find, und wenn etwa ein Miterbe gerade nur feinen Theil befigt, ein 
Dritter aber denjenigen Theil, der dem erften noch abgeht, fo hat dieſer 
nad, Analogie von 4) auch nur gegen den Dritten ſeine Klage zu rich⸗ 
ten 59). 

Nachdem nun bie Parteien im Erbſchaftsſtreite beſtimmt find, muß 
der Verlauf und Erfolg deſſelben unterfucht werden, wobei überall zundchft 
ber Fall im Auge gehalten werden ſoll, wenn Jemand ale eigentlicher 
Erbe und zwar als alleiniger Erbe die Klage anftellt, indem darnach 
die Anwendung auf die übrigen Fälle meiftentheils leicht von ſelbſt ſich 


ergibt. 


Die beiden Umſtaͤnde , durch welche der Erfolg der Klage bedingt 
iſt, ſind 1) daß der Beklagte etwas pro herede oder pro possessore 
beſitze, beziehungsweiſe als beſitzend behandelt werden koͤnne, 2) daß der 
Klaͤger wirklich Erbe ſei. Das erſte kann der Beklagte in Abrede ſtellen, 
indem er leugnet, daß er uͤberhaupt dasjenige, was der Klaͤger angibt, 
beſitze, oder daß er pro herede oder pro possessore beſitze, oder daß 
die fraglichen Objecte erbſchaftliche felen und daher dem Anſpruche des 
Erben unterliegen. In jenem Falle muß der Klaͤger beweiſen, daß der 
Gegner allerdings beſitze, genießt dann aber auch den Vortheil, daß der 
Beſitz ohne weiteres auf ihn uͤbertragen wird, ohne erſt ſein Recht be⸗ 
weiſen zu müffen®”). Beſitzt dagegen ber Beklagte ohne Hehl Sachen, 
auf die der Klaͤger als Erbe Anſpruch macht, ſo kann dieſer ihn zur 
Erklaͤrung darüber auffordern (interrogando in iure), ob er dieſelben 
aus einem befonderen Rechtsgrunde befise, oder pro herede vel pro 
‚ possessore, um nach der Antwort feine Klage zu beftimmen 5%). Jedoch 
iſt der Kläger nicht an des Beklagten Antwort gebunden, fondern kann 
ihn der Unmahrheit überführen, fo wie er es auch nicht für Wahrheit 
anzunehmen braucht, wenn ber Praͤdo pro herede zu befigen fich 
ben Anfchein gibt, um nad den für den Befiger In gutem Glauben 
geltenden Beſtimmungen beurtheilt zu werden *9). ebenfalls aber muß 
er, wenn es geleugnet wird, auch noch beweifen, daß, was er in Anfpruch 


m 
—____ 


56) L. 1. 8. 4. D. l.c. VBal. Donell. 1. c. $. 6. 7. Anders erklaͤrt 
— ‚Stelle u a. 0. O. ©. 444446. 
57) L oo .deR.V. gl. Kudorff, in ber Zeitſchr. für geſch. 
"Rechten. IX. ©. 37 flg., S. 54. 
68) L. = c. b. t. . 
69) L. 12. D, h. t. Bol. Bangeromw, Pand. II. &. 357, 
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ahmmt, zur Erbſchaft wirklich gehöre oder als Surrogat für erbfchaftliche 
Gegenftände zu gewähren fei°0). TE 

Wichtiger ift der andere Punkt, baß der Kläger wirklich Erbe ſei. 
Zum Beweiſe deſſen gehört vor allem ber Beweis des Todes derjenigen 
Derfon , deren Erbe ber Kläger zu fein behauptet, welcher Beweis aber 
unter Umfländen durch Zodeserflärung erfegt werden kann). Dann 
kann der Anfall und die Erwerbung ber Erbſchaft in Frage kommen. 
Die legte jedoch nur inſofern als fid) ergibt, bag bie Erbſchaft innerhalb 
eine beftimmten Zeit ober in einer beflimmten Form hätte angetreten fein 
muͤſſen, und dieſes beflritten wirdz denn fonft wird durch die Anftellung 
der Erbſchaftsklage ſelbſt der Erwerb der deferirten Erbſchaft außer Zweifel 
geſtellt ꝰ2). Vorzuͤglich alſo wird nur die Delation ber Erbſchaft Gegen⸗ 
ſtand des Beweiſes ſein. Nun kann der Klaͤger ſein Erbrecht 1) auf 
ein Teſtament gründen, und zwar a) auf ein oͤffentliches. Dann wird 
der Beweis duch Vorlegung ber Urkunde geführt oder durch beglaubigte 
Ausfertigung des obrigkeitlichen Protocolls über Aufnahme oder Depofition 
und Eröffnung des Teſtamentes. b) Auf ein fchriftliches Privatteſtament. 
Hier wird der Beweis ebenfalls durch Production der Zeftamentsurkfunbe 
geführt; es muß aber dabei auch bie Aechtheit der Unterfchriften, bezie 
hungsweife (bei dem olographen Zeftamente®3)) der Schrift des Teſtators 
felbft, wenn fie beftritten wird, durdy Recognition dee Teflamentszeugen 
und vach Umfländen durch andere Beweismittel, z. B. Schriftvergleichung, 
andere Zeugen und Urkunden, ober auch wohl Eidesbelation, dargethan 
werden 9%). Erſcheint übrigens das Teſtament feiner Form nach dem 
Nechte gemäß und der Beklagte beftceitet dennoch deſſen Giltigkeit, 3. B. 
wegen Unfähigkeit bes Teſtators oder eines Zeugen, wegen Uebergehung 
von Notherben ober Errichtung eines fpäteren Teſtamentes u. dal,, fo iſt 
es feine Sache, den Grund der Ungiltigkeit zu beweifen®d). Aber wie, 
wenn bie Urkunde des wirklich errichteten — Teſtamentes verloren 
gegangen oder zerſtoͤrt worden iſt? Iſt ein ſolcher Zufall nach des Teſtators 
Tode eingetreten, fo iſt kein Zweifel, daß die Exiſtenz und der Inhalt 
des Teſtamentes auch durch andere uͤberhaupt genügende Beweismittel 
dargethan werden koͤnne, wozu aber. die genaueften Angaben über bie 


60) Wal. unten Note 85 fig. 
- 61) Bl. Gluͤck a. aD. ©. 493-498. Gavigny, Syſtem I. ©. 


6. 
62) Bol. Bb. 4, 8. 8—11. Puchta, Pant. $. 507. 

63) L. 28. 6. 1. C. de testament. (6. 23.) 

64) Nov. 73. cap. 7. Cf. L. 4—7. D. test. quemadın, aper. (29. 3.) 

65) L. 11. C. de probat. (4. 19.) Cf. L. 22. D. eod. (22.8.) L. 5. 
C. de eodicillis. (6. 36.) Anderer Meinung koͤnnte Gluͤck, a. a. O. ©. 509, 
510, zu fein fcheinen. Aber unmoͤglich kann er dem Kläger den Beweis der 
Abweſenheit aller‘ denkbaren Ungiltigkeitsgruͤnde, bie etwa der SBellagte vors 
fhügen möchte, aufbürben wollen. Bol. Weber, von der Beweisfuͤhrn 
Ausg. von Heffter, &. 19%, 275 flg., und oben Bd. 2, ©. 132. Cat 
daher eine auffallende Strenge, wenn dad Stadtgericht zu Frankfurt von dem 
Zeftamentserben, fogar um nur die Immiſſion zu erlangen? den Beweis forbert, 
daß Feine Notherben vorhanden feien. 


> 


218 Heroditatis petitio. _ & 
äußere Form und Beſchaffenheit des Teſtamentes, wie über defſen Inhalt 


erforderlich fen werden 9%), Zweifelhafter ift dieß, wenn fchon zur Beit 


des Todes bes Teſtators das Teftament durch Zufall zu Grunde gegangen 
war, ba die Ertheilung der bonorum possessio secundum tabulas aus- 
druͤcklich von der Eyiftenz des Veflamentes zur Todeszeit abhängig gemacht 
wird). Allein es fcheint dieß nur eine eigenthümliche Bebingung biefer 
bonorum possessio zu fein, übrigens aber die Geltendmaͤchung bes ew 
weistichen Inhaltes eine® vor dem Tode des Teſtators zerftörten Teſta⸗ 
mentes nicht fchlechthin ausgefchloffen, fofern nur nicht eine Willensaͤnde⸗ 
rung des Teſtators aus den Umſtaͤnden hervorleuchtet %). c) Auf ein 
mündliche Teſtament. Viele find hier der Meinung, es koͤnne ſowehl 
bee Inhalt als dev Act ber Errichtung durch bie Ausfage von zwei Zeus 
gem bewiefen werben ®®), wobei es denn conſequent auch nicht darauf ans 
käme, ob diefe Beweiszeugen auch Teflamentszeugen waren, aber natuͤr⸗ 
lich auch Fein Gegenbemweis durch mwiderfprechende Ausfagen anderer Zeugen 
vorliegen duͤrfte. Es ift aber einleuchtend, daß auf diefe Weife ber Zweck 
ber gefeglichen Vorfchrife, welche die Zuziehung mehrerer Zeugen fordert, 
ſehr leicht ganz vereitelt werden koͤnne; bie Gefege felbft gewähren aber 
auch fonft fprechende Argumente für die Behauptung, daß vielmehr nur 
durch die eibliche Ausfage der zur Errichtung erforderlichen Anzahl von 
Teſtamentszeugen der Inhalt des mündlichen Teſtanientes bewiefen wer⸗ 
ben Eönne 7%). Iſt jedoch über das mündliche Zeffament eine Beweis⸗ 


66) L. 2. 11. C. de testament. (6. 23.) 
67) L.1.$.3. D. deb. p. =. 1. (87. 11.) L. un D. si tab. test. 
extab. (37. 2.) ‘ 


68) L. 1. $. 8. D. de his quae in test. del. (28. 4.): quoniam si to- ' 


tum testamentum non extet, constat valere omnia quae in co scripta sunt. 
Vorher ift consulto und inconsuRo delere entaegengefeht, wovon body när beim 
Erben bed Zeftators die Rede fein Tann. Pol. au) L. 10. $. 2. D. test. 
quemadm. oper. (29. 3.) ®bdfhen a. a. D. &. 120. 

69) Bgi. die Altegate bei Giuͤſck a. a. D. S. 505, Note 10, und Goͤ⸗ 
[hen a. a. D. Der legte will alle Teſtamentszeugen, deren man babhaft 
werden Tann, vernommen haben, hält aber im Nothfalle bie übereinflimmende 
Ausſage von zweien berfelben genügend. Allein wenn man bie Teſtamentszeugen 
als bloße Solennitätszeugen anfieht und ber folenne Act ber Teſtamentserrich⸗ 
fung als Gegenftand einer gewöhnlichen Veweisführung, fo muß man confequent 
auch fchon bie Ausfage von zwei unverbächtigen Beweißzeugen, die nicht eins 
mal Zeftamentözeugen waren, für genügend halten. , 

70) L. 32. C. de fideicomm. (6. 42.): Lex etenim ne quid falsitatis 
incurrat per duos forte testes compositum testarmentum, maiorem numefum 
testium expostulat, ut per ampliores homines perfectissima 
veritas reveletur. — L. 31. C. de testam. (6. 23.): Sic tamen, ut 
ipsi testes cognoscent testatoris voluntatem et maxime quem vol quos he- 
redes sibi relinguere voluerit, et hoc post mortem testatoris iu- 
rati deponant. So wirb verorbnet im Betreff des testamentum iure con- 
ditum, wenn dabei ein Schreibtundiger für andere ſchreibensunkundige Zeugen 
mit unterfchrieben hat. Wie viel mehr muß baffelbe bei dem muͤndlich errichtes 
ten Zeftamente gelten? Bol. Giüd a.a.D. ©.504-508. Puchta, Pand. 
$. 507, Note k. Thibaut, Pand., 8. Aufl., $. 891. — Sind mehe als bie 
geſetlich erforderliche Zahl von Zeugen gugezogen worben, fo gmügt es freilich, 
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urkumde in gehoͤriger Art aufgenemmen (testamentum nuncupa- 


tivum in scripturam redactum), fo kann diefe, ähnlich ber Urkunde 


des ſchriftlichen Teſtamentes, zum Beweiſe benugt werden i). Wen 


ferner 2) auf einen Erbvertrag das Erbrecht gegründet wird, fo iſt eben 


nur die Exiſtenz und der Inhalt -biefes Erbvertrages nach deſſen geſetz⸗ 

lichen Erforderniſſen zu beweifen 2). Endlich aber kommt noch 3) der 

Fall in Bettacht, wenn der Kläger als gefeglicher Erbe, ab intestato, 

die Erbſchaft in Anfpruch nimmt. Darüber find. die Meinungen ziemlich 

einig, daß bier ber Kläger nicht die Nichteriftenz eines Teſtamentes zu 

bemweifen brauche ?). Nucr wenn ihm ein anfcheinend giltiged Teſtament 

entgegengehaften wird, muß er darihun, daß gleichwohl durch daffelbe fein 

‚Snteftaterbrecht nicht außgefchloffen werde, fei es, weil das Teſtament 
verfälfht und untergefchoben fei, oder weil e8 von Anfang an nichtig 
geweſen ober fpäterhin ungiltig geworden, insbefondere etwa wegen Pflichts 

theilsverlegung vichterlich reſcindirt fei aber refcindirt werden mäffe 7%). 

Wie aber beweift der Kläger, die Nichteriftenz eines Teſtamentes voraus» 

gefest, fein Sinteflaterbrecht? Keine befondere Schwierigkeit hat Pie, 

wenn er der abfolut naͤchſte Inteſtaterbe ift, ein Deſcendent des erften 

Graͤdes; und auch entferntere Defcendenten innen leicht zum Ziele kom⸗ 

men, indem fie nur ihre Abflammung vom Erblaſſer und den Wegfall 

derjenigen Perſonen (Eltern, Großeltern), durch welche: ihre Verwandte 

ſchaft mit jenem vermittelt wird, darzulegen brauchen. Wenn abes ber, 
Kläger zu einer anderen Clafje von Verwandten gehört, fo koͤnnte man 
den fchwierigen Beweis von ihm fordern wollen, daß Fein näherer Ins 
teftaterbe vorhanden fer), weicher Beweis wohl meiftentheild nur duch 
Edictalfadungen indirect erzielt oder erfegt werden koͤnnte. Die große 
Mehrzahl der Nechtögelehrten jedoch hält es zunaͤchſt für hinreichend, daß 
ber Kläger. nur überhaupt feine Verwandtſchaft mit dem Exblaffer oder 
feine Stellung unter den zur Snteftaterbfolge im allgemeinen geſetzlich 
berufenen Perfonen beweife?®), fo dag erſt des Beklagten Anführung 





wenn nur fo viele, als bad Gefed verlangt, ihre übereinftimmende Ausfage depos 
niren 3 aber es ift nicht wohl zu redhtfertign, wenn man anftatt ber weggefals 
Ienen Zeftamemtözeugen andere, bie biefes nicht waren, zuläßt, wie Thibaut 
a. a. D. gl. L. 21. 6. 2. D. de testament. (28. 1.) Begünfligung vers 
dienen die mündlichen Zeftamente gewiß nicht. 

71) Thibaut a. a. D. Note z. Goͤſchen a. a. D. 8.121. Puchta 


@ U. 
73) Städa. aD. S. 510. Goſchen a. aD. 8.416. Linde, in 
der Zeitſchr. für Civilrecht und Prog. I. &. 161 fig. und oben Bd. 2, ©. 
135. Kür das roͤmiſche echt ift zwar anderer Meiming Bethmann⸗Holl⸗ 
weg, Verſuch ©. 862 fig., aber ohne dieſe Meinung aud für bas heutige 
Hecht geltend zu machen. 

74) Bel. Note 66. L. 8. 8. 1. L.6D.b.t. Wenn bie bi p. ſich 
auf eine noch erſt zu erweifende Nullität ober Mefeiffibilität eines Teftamentes 


4. 


gruͤndet, fo nennt man fie insbefonbere ‚qualificirte — —— 


76) S. Bethmann⸗Hollweg a. a. O. S. A 
76) Städ’a. a. D. S. 510-512 und die in Rote 87 daſelbſt allegfrten 


| Schriftſteller, Thibaut a. a. O. $. 891. Wenings= Ingenpeim V. 
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anberer näherer. ober gleich Erben ihn (ganz ober theilweiſe) zuruͤcktretbe 
oder zu bem weiteren Beweiſe nöthige, bag biefe ihm dennoch nicht im 
Wege ſtehen 7). Und diefe Meinung erfcheint aud der Natur ber Sache 
wohl gemäß, wenn man bebentt, daß das neuere Mecht unkedingt eine 
successio graduum et ordinum anerkennt, kraft berem der entferntefte 
zur Erbfolge gelangen kann, wenn auch nähere vorhanden waren; es iſt 
dadurch allen Verwandten ein fucceffiver ober eventueller Anſpruch auf 
die Erbſchaft beigelegt, weicher mit Wahrfcheinlichkeit für wirklich begruͤn⸗ 
bet gehalten werben Tann, wenn kein Näherer fich meldet und der jebens 
falls unberechtigte Beklagte auch nicht einmal einen anzugeben weiß. Wenn 
man übrigens gewöhnlich fagt, wofern ber Beklagte auch Verwandter bes 
Erblaſſers fei, fo müfle der Kläger auch feine nähere Verwandtſchaft 
beweifen, fo iſt mit Recht dagegen bemerkt worden: dem Beklagten liege 
jedenfalls zunächft ob, fein Verwandtſchaftsverhaͤltniß zu beweifen, und 
ba nun hierbei eben fo wie bei dem Beweiſe bes Klägers fich zugleich 
der Grad der beiderfeitigen Verwandtſchaft herausitellen werde, fo beduͤrfe 
es dann barhber, welche von beiden Parteien nun ber naͤchſte Exbe fel, 
nur ber richterlichen Beurtheilung ?®). 

Bei der h. p. partiaria muß ber Kläger insbeſondere auch den Theil, 
zu welchem er Erbe zu fein behauptet, angeben und darauf feinen Beweis 

. Es Bann aber bei der Gewißheit bes Erbrechtes boch bie Größe 
bes Erbthelles zur Zeit noch unbeftinnme fein, entweder weil andere Mits 
berufene über Annahme oder Ablehnung der Erbfchaft fich noch nicht ers 
Plärt haben, oder weil es in Frage ſteht, ob nicht zur Zeit noch unges 
borene Perfonen und mie viele Miterben fein werden. Im erften ale 
kann ber Theilerbe nur auf denjenigen Theil der Erbſchaft, ber ihm jest 
ſchon ficher ift, feine Klage richten, und den durch Ablehnung ber Mits 
berufenen anwachſenden Exbtheil fpäter befonders eintlagen?®); im ander 


. ven Kalle wird angenommen, es werde wohl eine Schwangere hoͤchſtens 


drei Kinder gebären, und darnach der Erbtheil berechnet, dee dem lebens 
ben Miterben jest ſchon ficher fei und daher auch jetzt fehon, mie im 
erſten Kalle, eingeklagt werben koͤnnez menn dann aber Bennoc, mehr 
geboren werben, fo muß jener freilich eine Minderung des erftrittenen 
Erbtheiles erleiden, fo wie er auch, wenn weniger oder gar Feine erbfähigen 


$. 192. Göfhen a. a O. ©. 417. Linde a. a. O. &. 163—166. 
Heffter a. a. O. &. 288 und oben Bd. 2,8. 135. 

77) Untichtig fcheint e6 uns, wenn Linde bie Gatgegnung bes Beklagten, 
e8 fei ein anderer näherer Erbe da, als exceptio de iure tertii für unwirkfam 
erklärt. Sie ift Verneinung des GErbrechtes bes Klägers ober Verfuch des Ges 
genbeweiſes gegen ben durch ben Beweis feiner Verwandtſchaft vom Kläger vers 
füchten Beweis feines Exrbrechtes und biefen Gegenbeweis muß der Kläger wies 
ber durch die Rachweifung entlräften, daß jene nähere Verwandte etma als 
erbunfaͤhige ober weil fie die Erbſchaft nicht wollen, ihm nicht entgegenſtehen. 
Arg. L. 2. D. si pars her. pet. (5. 4.) (Rote 79.) 

78) 2 a. a. O. 

— . D. si pars her. pet. Bgl. Gluck a. a. O. VIII. S. 10, 
ote 19. 
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Kinder geboren werden, ſein umfaſſenderes Erbrecht immer noch geltend 
machen kann?o). Unbedingt iſt jedoſ der angegebene Ausweg nur dann 
zu benutzen, wenn der klagende Miterbe nur die Concurrenz ungeborener 
Kinder von einer Mutter, z. B. der Wittwe des Erblaſſers, zu be⸗ 
fuͤrchten bat. Iſt die Geburt mehrerer jetzt ſchwangerer Frauen abzus 
warten, fo wird es dem Ermeſſen des Richters uͤberlaſſen, zu beſtimmen, 
welcher Erbtheil dem Kläger jetzt ſchon als geſicherter zuzuerkennen ſei; 
es ſoll nicht auf den ganz außerordentlichen Fall gerechnet werden, daß 
gerade alle jene Schwangere Drillinge gebaͤren werden?). 

Hat der Kläger fein Erbrecht bemwiefen, fo muß ihm daſſelbe durch 
den Richter zuerkannt werden, und darin liegt die Entfchelbung des Cam 
dinalpunktes des ganzen Rechtsſtreites. Nach roͤmiſchem Rechte mwürbe 
dieſes Urtheil (hereditatem actoris esse, totam vel pro parte), wie es 
auch zweckmaͤßig ſcheint, vorerft für fi) ausgefprochen, und dadurch war 
die exceptio rei iudicatae gegen fernere Beſtreitung des Erbrechtes von 
Seiten derfelben Partei begründet??). Sofern nun aber der Beklagte 
hierauf nicht freiwillig den Kläger wegen feiner Anſpruͤche zufrieden ſtellt, 
entfteht weiter die Srage, welche Leiftungen jenem nunmehr aufjulegen 
find? mas nad) Alterem Mechte, wie bei anderen arbitrariae actiones, 
vorerft durch einen richterlichen Reſtitutionsbefehl beſtimmt wurde, auf 
welchen dann eine eigentliche Condemnation in Geld folgen konnte, waͤh⸗ 
rend; das neuere Recht dieſes nicht mehr fo genau fcheibet ®?). 


Der Suhalt und Umfang diefer Leiftungen des Beklagten läßt fich 
theils fchon nach ber Natur des Streitgegenftandes ermefien, theils iſt er 
gemäß einer Dration Hadrian's im 3. 129 nach Chr. durch einen Senats⸗ 
beſchluß näher beftimmt mworben, den man verkehrter Weife senatus con- 
sultum Juventianum genannt hat, weil im Eingange der als Juriſt be⸗ 
rühmte Juventius Celſus als einer der ordentlichen Confuln bes Jahres 
erwähnt wird, während doch Andere, als consules suffecti, ohne Zweifel 
den Vorſitz Im Senate hatten. Diefer Senatsbefchluß, deſſen wefentlicher 


80) L. 3. 4. D. I. c. L. 28. 6. 5. D. de iad. (5. 1.) Cf. L. 7. pr. 
D. de reb. dub. (34. 5.) ’ 

81) So erklaͤrt fih L. 1. $. 5. D. si pars her. pet., wo ber Plural 
uxores defunctorum fratrum praegnantes nicht gu überfehen tft. Biele wollen 
L. 8, eit. nur auf den Ball beziehen, wenn der Erblaffer felbft eine ſchwangere 
Wittwe hinterlaſſen hat. Voet ad h. t. $. 3. Westenberg, principia 
adh.t.$.5.6. Gluͤck a. a. D. S. 8,9. Thibaut, Sand. $. 889. 
Andere wollen in allen Faͤllen auf jede ſchwangere Witwe drei Erbtheile vor⸗ 
behalten, alfo wenn if Uig die Wittwen von vier Bruͤdern run wären, 
nicht weniger ald zwölf, gegen die Mare Beflimmung der L. 1. $. 8. cit. 
Hofacker, principia $. 1674. Gbdfhen a. aD. 2: 

82) L. 9. pr. L. 15. D. de except. rei iud, (44. 2.) L. 57. D. h. 
t.: quum secundum alterum iudicatum est, quaeri solet, utrum — — — 
restitni debeat. L. 20. $. 6. ibid.ı Si adversus eos iudicatum esset. L. 
5. C. h. t. $. 2. J. de off, ind, (4.17.) C£. L.15. C. de sentt. (7. 46.) 
(restituta). : 

83) 6 91. J. de action. (4. 6.) L. 67. D. h.t. L. 68. D. de BR. 
V. Savigny, Syſtem V. &. 119, 145 fig. 
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Inhalt uns mit authentifhen Woren in L.20. 6.6. D. h. t. erhalten 
ift, betraf zwar zunädft nur Cihſchaften, die dem Aerarium oder dem 
Fiscus zugefallen, iſt dber dann, von den Juriſten gründlid) commen, 
tirt, auf jede b. p. ausgedehnt worden ®%). . 

Vorerſt nun muß hiernach ber Beklagte alle erwiefener Maßen gegen 
wärtig zur Erbſchaft gehörenden Sachen, die er in Händen hat, heraus⸗ 
geben und wird dazu auf Erfordern durch directen Zwang angehalten ®), 
fie mögen ſchon bei Lebzeiten des Erblaſſers zu defien Vermögen gehört 
haben oder erſt fpdter hinzugefommen fein, wie bie Erzeugniffe und an« 
dere Acceſſionen der Erbfchaftsfachen, Erwerbungen durch Sclaven ber 
Erbſchaft u. dgl. 8e), fie mögen ferner bis zum Tode bes Erblaſſers im 
deffen Beſitz geblieben fein ober nicht®”), und der Beklagte mag fie vom 
Anfang des Prozeſſes an befeffen haben oder erſt fpäter in deren Beſit 
gefommen fein®®), Und nicht blos diejenigen Sachen, bern Eigenthum 
wirklich zur. Erbſchaft gehört, muß er reftituiren, fondern auch biejenigen, 
wegen beren für den Erblaffer und jegt für ben Erben die Publieiana 
actio begründet wäre, ja, überhaupt alle, deren Beſitz der Erblaffer bis 
sum Rode gehabt, dann aber der Beklagte nur als vermeintlicher Erbe 
ober aus bloßer Willkür an ſich geriffen hatte *9); ja auch folche, die ber 
Verftorbene nur betinicte, infofern fi daran ein rechtliches Intereffe an⸗ 
knuͤpft, es fei wegen eines Metentionsrechtes oder wegen der auf ben 
Erben uͤbergehenden Reftitutionsverbindlicyleit gegen einen Dritten, wie 
bei geliehenen, verpfänbeten oder in Verwahrung gegebenen Sachen 9). 
Aber felbft auch ſolche Sachen follen als zur Erbmaffe gehörende reſtituirt 
werden, welche durch ben Beſitzer für die Erbſchaft angefchafft wor⸗ 
den, nicht nur wenn dieſes mit erbfchaftlichem Gelde gefhehen iſt (ubi 
res succedit in locum pretü), fondern aud wenn mit eigenem Gelbe 
des Beklagten, jedoch natürlich gegen Erfag des Preifes, während dagegen 
die zwer mit erbfchaftlihenm Gelbe, aber nicht für die Erbſchaft, fondern 
in anderweitigem Intereſſe angefchaffte Sache nicht hierher gehört 9), 
Ferner muß ber Beklagte Alles erftatten, was er als Verwalter erbs 


84) L. 20.6. 7—10.D. ht. L1,.C.b,t Bol. Kabricius a 
0. D. ©. 180 fig. Arndts a. a. O. ©. 62-67. 

85) L. 68. D. deR. V.: manu militari. VBgl. Bethmann⸗Hollweg, 
Handb. des Proz. I. ©. 330, 388. Cs iſt kein Grund einzuſehen, warum 
Buchholtz, a. a. O. S. 21, biefes bezweifelt; in dem arbitrium indieis 
mußten ja bie zu reftituirenden Sachen fpeciell bezeichnet fein, und es Tonnte 
alfo darin die Gigenfchaft der actio de universitate feinen Unterſchied machen, 
um fo weniger, ba auch bei ber rei vindicatio bie Reſtitution mehrerer 

Sachın auferlegt werden konnte L. 17. &1. L. 20. D. I. c. Bel. auch 
L. 68. cit. in fine: haec sententia generalis est, et ad omnia sive inter- 


dicta sive actiones in rem — — — locum habet. 
86) L. 18. S. 2. L. 20.9.8 Of. L. 25. 5.20. — L. 29. 32. D. k. t. 
87) Bol. oben Note 31. ® 


83) L. 4. 41. pr. D. h. t. 

89) Vgl. oben Note 30, 

90) L. 19. pr. 8. 2.D. h. t. 

91) L. 20. pr. $.1. Of. 1.25. 9.1.D. ht. 


mu u m 


— 
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fi oftlichen Vermoͤgens eingenommen ober gepomen und noch im Beſitze 
hät, namentlich was er von Schuldnern der Erbſchaft als Zahlung em⸗ 
pfangen??), auch den Betrag ber Privatftrafen, die ihm im Betreff von 
Eröfcaftsfachen zugefloffen, fofern diefe nicht vielmehr als Vergeltung 
für eine perfönliche Verlegung bes Befitzers erfcheinen??), und ebenfo auch 
dasjenige, was ber Beklagte felbft ald Schuldner der Erbſchaft zu zahlen 
hätte und gewiſſermaßen von ſich ſelbſt empfangen zu haben ſcheint °*), 
Und enblih muͤſſen audy die in Bezug auf die Erbfchaft und aus Vers 
anlaffung derfelben erworbenen Forderungen gegen andere Perfonen abge 
treten werben ®5). Alles dieſes bildet gegenwärtig bie objective Erbmaſſe, 
fo weit fi fie der Beklagte in Händen bat. 

Im übrigen beftimmt fi) das Maß der dem Beklagten aufzulegett- 
den Leiftungen vorzüglich darnach, ob berfelbe Befiger in gutem ober In 
böfem Glauben ift. Bonae fidei possessor ift ins Erbſchaftoſtreite der⸗ 
jenige, welcher in ber Meinung, Erbe ober dem Exben gleich berechtigt 
(heredis loco) zu fein, Etwas befist, wenn aud) etwa jeine Meinung 
auf einem Rechtsirrthume beruht. Malae fidei possessor bagegen if 
derjenige | welcher entweder vom Anfang an, ohne ſich dazu berechtigt zu 
glauben, den Befis von Nachlaßgegenftänden ſich anmafte, oder ſpaͤter⸗ 
bin von feinem Unrecht überzeugt bennody mala fide int Befige verharrte; 
der erſte heiße insbefondere praedo Im eigentlichen Sinne, ber legte aber 
ift von dem Zeitpunkte ber Erkenntniß feines Unrechtes an diefem gleich 
zu achten und wird daher auch oft darunter mitverſtanden ?°). Als lei⸗ 
tender Grundfag kann num vorangeftellt werden: Der Befiger in gutem 
Glauben foll von dem Erbfchaftsbefige, den er als vermeintliher Erbe 
fi) beigelegt, Beinen bleibenden Vermögensvortheil dem Erben gegemüber 
behaupten, aber 2 aud nicht in Folge befjen einen pofitiven. Schaden 
an feinem eigenen ermögen erleiden; er fol daher dem Erben in fo 
weit, aber auch nicht weiter, als er durch ben Beſitz der Erbſchaft ſich 
bereichert findet, zur Reflitution verbindlid, fein; ber unrebliche Beklagte 


dagegen Toll dem Kläger nicht nur allen Gewinn herausgeben, fondern 


Alles erfegen, was diefer haben koͤnnte, wenn ihm nicht buch ben Bes 
klagten Das erbfchaftliche Vermögen unredlicher Weiſe wäre vorenthalten , 


worden 97). Demnach muß 
4) der unredliche Befiger für alle wirklich, gezogenen und conſumir⸗ 
ten, ja auch für die vernachläffigten Fruͤchte derjenigen Sachen, die er 


— — L. 31. $ 6. D.h.t, — 
indebita, L. W. $. 18. D. h. * 

99) L. 28. 6.1 Em L. 55. D. b. t. 

94) Wal. oben Rote 20, 25. L. 20. $. = 5,D.ht. 

95) L. 16. 9.4.5. L.40.6.2.D. bt. Gemituten, die mit einem 
erbſchaftlichen — — d, bilden keinen Gegen enſtand ber Reſti⸗ 
tution. in =. .k Gl ct a. a. De 638⸗ 

—— ah L. 25. $. a D. . Ber mals fide bie 
—* an fc ch kaufte, ift zwar nicht Praͤdo im eigentlichen Sinne; nemo 
‚ gui pretium mumeravit; aber er if doch malae fidel pos- 
—— von Alan an. Vgl. Note 36. 
M) L. 20. S6. L.25.8 2.11. 1.28 D. het 
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mala fide befefien, von der Zeit an, als er zuerfl in mala fide tar, 
Erfag leiften®®). Sind Sachen der Erbfchaft, die er befaß, zu Grunde 
egangen ober verfchlechtert, fo haftet er für jedes Verſehen in biefer 
Beyiehung und muß den ganzen Betrag bes Schadens nad) dem wahren 
Werthe der Sachen und ber Srüchte, bie daraus gezogen werben konnten, 
erftattnP); ja auch für den Zufall muß er einftehen, infofern .biefer 
die Sache bei dem Kläger nicht betroffen oder doch mwenigftens für biefen 
die nachtheilige Folge beffelben durch zeitige Veräußerung hätte abgewen⸗ 
bet werden Einnen?00), Hat er erbfchaftliche Gelder ober eingezogene 
Capitalien verzehrt ober In feinen Nugen verwendet, fo muß er biee 
nach ihrem vollen Betrage mit Zinfen erfegen 101); nicht aber haftet er 
auch für vernadhläffigte Zinfen von ſolchem erbſchaftlichen Gelde, das er 
unbenugt liegen ließ und nur auf feine Gefahr hätte verzinslich anlegen 
koͤnnen 102), ausgenommen von ber Zeit an, ba er auf bie Forderung 
des Klägers die Herausgabe body verweigerte 102), Auch dafür kann ber 
Beklagte nicht verantwortlich gemacht werden, wenn Forderungen ber 
Erbſchaft etwa durch Werjäkrung erloſchen oder: duch Verarmung ber 
Schuldner in ihrem Werthe gemindert worden find; den Kläger, als wah⸗ 


a 7 L.25.9.4 L. 40. §. 1. L. 56. D. h. t. $.2. J. de of iud. 

99) L. 25. & 2. L. 81. 6. 8. L. 54. $, 2. D. h. t. 
100) L. 20. $. 21. Cf. L. 86. $. 9. L. 40. pr: D. h. t. Bol. 

Mayer, Erbr. I. $. 132, Note 3. Mühlenbrucd, Eehrb. $. 715, Note 
4. Viele befchränten diefe Haftung des Prädo für den Zufall auf bie Zelt nad) 
der Eitisconteftation ober nach erhobenem Prozeß. WeningsIngenheim V. 
$. 19%. Goſchen a. aD. ©. 421. Yucdta, Pand. $. 508. Kabricius 
a. a. O. S. 185. Dollmann, in Seuffer:’s Blättern für Rechtsanwen⸗ 
bung VI. &. 347 u. A. Aber L. 20. $. 21. cit., im Bufammenbange mit 
$. 17. ibid. aufgefaßt, fpricht dagegen. Andere machen einen Unterfchieb zwiſchen 
dem eigentlihen Prädo und einem anderen malae fidei possessor. Jener fol 
unbebingt von Anfang an ben Zufall Line (arg. L. 7. in f. D. de cond. 
furt. [II8. 1.) L.1. & 84, L. 19. D. de vi. [43. 16.]), diefer nur, infos 
fern der Zufall bei dem Kläger die Sache nicht betroffen haben würde, was 
diefer zu beweifen habe. Glüd a. a. O. ©. 557 et ibi citt. Aber daß ber 
Kläger durch zeitige Weräußerung den Schaden hätte vermeiden koͤnnen, wird 
in ber Hegel vermuthet, und nicht gefragt, ob er dieß wirklich gethan haben 
würde (distraxisset et verum rei pretium non perderet, vgl. L. 40. cit.: 
potuit petitor distraxisse ea) — Buchholt a. a. D. ©. 125 unb ed if 
um fo weniger geftattet, biefes mit Rädfiht auf L. 15. 6. 9. D. de R. V. 
blos hypothetiſch zu verſtehen (vgl. Dollmann a. a. D.) und darüber dem 
Kläger noch ben Beweis aufzubürben, als man biefes ja bei L. 15. F. 3. 
| — ai gutem Grunde bezweifeln kann. Bgl. au L. 47. S. 6. D. de 


ogat. ® 

101) Arg. L. 25.6.8. L. 51. 1. in f᷑. D. h. t. L.1.C. ht. 

102) L. 20. 6.14. D. b. t. C£. L. 62. pr. D. deR. V. (6.1.) Mit 
Unrecht behauptet Thibaut, a. a. D. 5. 893, Note m, er brauche auch Beine 
Binfen zu vergüten, wenn er erbfchaftliche Gelber verzinslich angelegt Habe, ber 
Kläger aber nicht die Gefahr des Kapitales übernehmen wolle. L. 20. $. 14. 
beweift das Gegentheil (argumento a contrario), L. 80. D. h. t. aber fpricht 
nur vom bonae fidei possessor. 

Arg. L. 40. pr. D. h. t. Cf. L. 20. 5. 11.12. D. h. t. 
t 
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con Erben hinderte ja nichts, die Schuldner der Erbſchaft ſelbſt zu bes 
langen, und der Bellagte ald unberechtigter Tonnte nicht einmal wirffam 
gegen fie klagen und die Verjährung nicht unterbrehen!0%), Dagegen 
wird noch eine vorzüglic bedeutende Erfagverbinblichkeit durch Veraͤuße⸗ 
rungen von Erbfchaftsfachen begründet. Hat der unredliche Beſitzer folche 
aus Nothwendigkeit, d. 1. im wahren Intereſſe ber Verwaltung des erbs 
ſchaftlichen Vermögens, vorgenommen, fo muß er bem Kläger den wirk⸗ 
lich empfangenen Preis, folte diefer auch den wahren Werth überfteigen, 
in’ Rechnung bringen 05) (pretium succedit in locum rei), und mindes 
ſtens für Erfag des wahren MWerthes haften, wenn er auch ‚bei ber Ver 
"Außerung.. dee Sache durch feine Schuld diefen nicht erreicht hat 106), 
Wenn er aber ohne folhen Anlaß, nur in eigenem Intereſſe und darum, 
ba ee fein Unrecht kannte, böslicher Weife Sachen veräußert hat, wenn 
ee überhaupt Irgendwie dolo malo den Beſitz aufgegeben ober auch nur. 
benfelben in gleicher Geſinnung abſichtlich nicht erworben hat, mo er ſich 
ihm darbot, fo kann ber Kläger die Reftitution dee Sachen felbft mit 
‚allen ihren Acceffionen verlangen, und fofern ber Beklagte nicht im 
Stande ift, biefelhe zu gewähren, bie Größe des Erſatzes ducch "den 
Schägungseib beftimmen; er kann aber auch nach feiner Wahl den vom 
Beklagten eingenommenen Preis mit Binfen in Anfprud nehmen, und 
wenn die Sachen felbft durch Zufall zu Grunde gegangen find, jedenfalls 
doch Erfag des wahren oder des wirklich empfangenen höheren Preifes mit 
Binfen verlangen!0?), - BEN j —— 
2) Der redliche Beſitzer braucht nur die noch bei ihm vorhandenen 
Fruͤchte zu reſtituiren; wegen verzehrter Fruͤchte aber, wegen erhobener 
Zinſen, wegen ausgegebener Gelder, wegen eingezogener Forderungen 
und wegen jeder Art von Veraͤußerung aus der Erbſchaft kann er immer 
nur in ſo weit, als er dadurch jetzt noch bereichert iſt, in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden 108), und er haftet auch nicht wegen irgend einer Art 
von Zerſtoͤrung oder Verſchlechterung der Erbſchaftsſachen, als, welche er 
für die ſeinigen angeſehen hat 100), Hat er alſo auf Koften der Erb⸗ 
Schaft etwas verſchenkt oder verfchwendet, fo iſt er zu feinem Erfaße ver⸗ 
bunden „ er möchte denn etwa Gegengeſchenke erhalten ‚haben, die als eine 
mittelbare ducch die verfchenkten Erbfchaftsfachen gewonnene Bereicherung, 
anzufehen find), Wenn er aber mit Exfparung feined eigenen Vers 
mögens aus der Erbſchaft die Koften feines Lebensunterhaltes beftritten 





104) 1.81.54 C.1.23.92.Dht 

. 105) L. 20. $. 2.12. 21. L. 33. $.1.. Cf. L. 53, D. h. t. 
106) Vgl. Rote 99, j 
107) L. 20. 8.21. L. 25. 5.8.10. 1.83. 91. L. 86. 8. 8. 


te .. 
. 19) 125.911. L. 28. 40. 8. 1. D. h. t. — L. 1. S. 1. C. h. t. 
Wer als Käufer der Erbſchaft belangt iſt, braucht auch hie durch die confu— 
mirten Fruͤchte — an nicht zu erftatten. L. 2. C. h. t. 
109) L. 25. 8. 11. L. 81. g. 8. p. ht: 
. 410) L. 26. $. 11. cit. verb.: .nee si donaverint, locupletiores facti 
videbuntur etc. 
15 
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bat, fo llegt eben barin wieder eine Bereicherung für ihn, die er erſtatten 
muß, mobel nur zu berüdfichtigen ift, ob er etwa im Vertrauen auf 
die ihm vermeintlich gehörende Erbfchaft mehr ausgegeben habe, ‚als es 
fonft. zu thun pflegte (lautius vixit), während er keineswegs von ben nod) 
im feinen Händen befindlichen Exbfchaftsgegenftänden blos aus bem Grunde 
bem Erben etwas vormthalten kann, weil er In ber falfhen Meinung, 
fo viel reicher zu fein, fein eigenes Vermoͤgen durch Ausgaben und 
Schuldenmachen ſtaͤrker angegriffen hatte, als er fonft gethan haben 
würde1!), Im Kalle onerofer Veräußerungen muß er die empfangene 


Gegenleiſtung, fo weit er durch fie noch bereichert iſt, erilatten, alfo von 


verfanften Sachen ben wirklich empfangenen Kaufpreis nebft den daraus 
gewonnenen Binfen, fo weit nicht beides wieder ohne bleibenden Nutzen 
verzehrt iſt 112); hat er aber noch Korderungen auf verfprochene Gegen⸗ 
leiftungen, fo braucht er nur bie betreffenden Klagen abzutreten, gegen 
Sicherſtellung wegen der feinerfeits eingegangen Verbindlichkeiten 113). 
Und wenn er nun bie verkaufte Sache felbft fpäter wieder erlangt hat, 
und fo zugleich die Sache und den früheren Preis befigt, fo muß es. 
nebſt der Sache auch ben Ihm als Bereicherung verbliebenen etwaigen 
Ueberfchuß dieſes Preifes herausgeben !!*). Hat endlich der vebliche Be⸗ 
figer erbfchaftliche Gelder zu Capital ausgegeben, fo braucht er ebenfalls 
nur bie betreffenden Forderungsklagen abzutreten, anftatt das Geld ſelbſt 
zurüdzuerflatten 16), wegen verfäunter Geltendmachung von Rechtsan⸗ 
fprüchen dee Erbſchaft kann er fchon deßhalb nie verantwortlich gemacht 
werben, weil ihm dadurch Beine Bereicherung zu Theil geworden iſt 12°), 

So ift alfo bie Lage des reblichen Beſitzers ungleich günfliger als 


‚ bie des unredlichen, und mit Recht. Aber — post litem contestatam, 


fo lautet eine andere Regel, quin imo post motam controversiam om- 
nes incipiunt malae fidei possessores esse 117), Vom Beginne des 
Prozeſſes an muß alfo auch des bisher redlichen Beſitzers Reſtitutions⸗ 
verbindlichkeit einen weiteren Umfang annehmen. Dieß verfteht ſich ganz 
von felbft, wenn er, etwa bucch die vom Kläger vorgebrachten Beweiſe 
überzeugt, von vorm herein eingefehen hat und hat einfehen müffen, daß 
er im Unrecht fe, dennoch aber e8 auf den Prozeß ankommen ließ; 
benn von da an ift er wirklich und wahrhaft malae fidei possessor 
geworden!!®). Aber wenn dieß auch nicht der Fall war, wie es keines⸗ 


111) L. 25. 6. 12—16. 1. 0, Hielt fi der Theilerbe für ben -einzigen 
Erben und verzehrte einen Ihe der Erbſchaft, fo tft nach Verhaͤltniß ber Erb⸗ 
ou ala Verzeht bes eigenen und bes fremden Erbtheiles anzuſehen. L. 25. 
. . Cl 
112) L. 20. $. 17-20. L. 28. D. h. t. 2 
1183 L. 20. S. .. f. L. 16. 4. 6. D. h. t. 


L. 80. D. h. t. 

116), Vgl. Rote 108. 

117PL. 25. 8. 7. D. h. te CA. L. 20. 6. 11. L. 81. 5. 8. D. h. t.3 
— vero et ipse (b. f. possessor) praedo est. GEgl. Glct᷑ a. a. D. 


©, ) . 
118) L. 26. 8. 5. D. h. t. Dollmann a. a. D. ©, 338. 
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wegs nothwendig ber Fall iſt, fo tritt dennoch jene Veränderung in ber 
Lage des Beklagten ein. Durch bie Litisconteftation wird nämlich der 
Beklagte dem Kläger eigentlich obligirt. Won nun an muß daher auch, 
der in reblicher Meinung befigende Beklagte, den möglichen Fall bebens 
Zend, daß ber Kläger den Prozeß gewinne, den einem verfländigen 
Manne geziemenden Fleiß auf die Streitgegenftänbde verwenden, für die 
nachtheiligen Folgen feiner Vergehen und feiner Nachläffigkelt * 
und alle Fruͤchte, die nach dieſer Zeit gewonnen wurden oder durch An⸗ 

wendung des gehörigen Fleißes gewonnen werden koͤnnten, und desgleichen 
dann auch Zinſen von dem zu reſtituirenden Gelbe, herausgeben oder er=- 
ſetzen 19). In Ruͤckſicht diefer Verpflichtungen des Beklagten foll aber 
noh auf den früheren Zeitpunkt zurüdgegangen werden, als zuerſt der 
- Kläger fein Erbrecht gegen den Beſitzer ernftlich geltend machte!20), und 
auch dieſes fcheint durch die Natur der Sache volltommen gerechtfertigt, 
indem der Beklagte fchon von da an, menn gleih er nicht fofort von 
dem Mechte des Gegners überzeugt wurde, doch nicht mehr mit vollkom⸗ 
mener Sicherheit auf fein Recht vertrauen darf, und, wenn er nachher 
den Prozeß verliert, fuͤglich ſchon von jenem Zeitpunkte an als unredlich, 
angefehen werben kann, infofern er nicht redlich darauf bedadjt war, den 
Streitgegenftand in feiner Integrität zu erhalten!?!). Indeſſen wäre es 
keineswegs gerecht, ihn nunmehr einem wirklich unredlichen Befiger völlig 
gleichzuftellen, wenn ee doch noch mit gutem Grunde das Vertrauen feſt⸗ 
hielt, daß er und nicht der Klaͤger ſiegen werde, und es iſt denn auch 
bie obige Regel (Mote 117) nicht ſtreng buchftäblidy zu verftehen, Nur 
in Anfehung der Praͤſtation der Gulpa, in Anfehung ber Verbindlichkeit 
zur Reſtitution der Srüchte, und insdefondere in Betreff der Erfagvers 
binBlichkeit wegen der fpäter erft vorgenommenen freiwilligen Veraͤuße⸗ 
rungen aus ber Erbmaſſe, fo mie in Anfehung bee Verpflichtung zur 
Verzinſung der aus früheren Veräußerungen gewonnenen Kaufpzeife, if 
er jest dem unredlichen Beſitzer gleich zu beuttheilen 122); Veräußerungen 


119) L. 20. 8. 6. 11. L. 31. $. 8. D. bh. t. L. 1. C. h. t, 8. 2. 
J. de of. iud. (4. 17.) Ch. L. 22.C.deR.V. L. 62. $. 1. D. de R. 
V. L. 4. S. 2. D. fin. reg. (10. 1.) 
120) L. 20. S. 6. cit. in f.: quo primum scierit quisque a se peti, id 
est cum primum aus dennntiatumeesset ei aut litteris vel edicto evocatus 
esset, (lieber die denuntiatio vgl. Bethbmannsdollweg a. a. O. ©. 
249 fi.) L. 20. $, 11. L. 25. $. 7. ibid.: qguamquam enim litis con- 
testatae mentio ‚fiat in Scto, tamen et post matam controversiam omnes 
possessores pares finnt et quasi praedones tenentur. j 
121) L. 20. $. 11. eit.: ex quo quis scit a se peti, Äncipit esse 
malae fidei possessor. L. 25. $. 7. cit.: coepit enim scire rem ad se 
non pertinentem possidere se is, qui interpellatar. — Cr fängt-an'es zu 
wiffen, das heißt nicht: er Hat jet ſchun die volle Ueberzeugung bavonz aber 
wenn ihm nachher ber Verlauf bes Proftfies bie Ueberzeugung von feinem Uns 
rechte aufbrängt, fo kann man ben Beginn biefer Aenderung feiner Meinung 
„auf den Zeitpunkt der Streitankuͤndigung zurüdführen. 5 
122) Rur auf biefe beiden Etzten Wirkungen wi die Gleichſtellung Dolls 
mann einfchränten, in ben Blättern für Nechtsanwendung VI. ©. 335-362 ; 
Er betrachtei die allgemeinen Ausfprühe in L. 20. $. 11., L. 25. 8. 7. cit. 
15* 
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namentlich folk der Beflger nad Beginn bed Prozeffes nicht anders mehr 
ſich erlauben, als wenn er zuvor den Kläger durch Gaution gegen mög 
lihen Nachtheit ſicher ſtellt, oder der Richter fie im Intereffe der Erb 


ſchaft geſtattet 122). Dagegen braucht der vedliche Beſitzer auch jegt ned 


nicht, wie der malae fidei possessor, ben Zufall zu tragen; es twin 
undilig, ihn. für zufällige Zerftörung und Verſchlechterung der Streit 
gegenftände veranttwortiidh zu machen, weil er nicht fofort ohne Werther 
digung feine® vermeintlichen echtes den unberwiefenen Anfpruch des Kö 
gers einräumen wollte!2%). Daher foll es auch nad bem Beitpunkte dd 
Urtheils über das Erbrecht ermeffen werden, inmiefern der Beklagte 
reicher zu halten ſei; die bis dahin duch Zufall bewirkte, nicht durch 
Verfehen des Beklagten verfchuldete, Minderung der Vortheile, bie er 
zu Anfange bes Progeffes noch beſaß, ſoll ihm nicht zur Laſt fal⸗ 
len 20). en £ 

Nach dem Umfange ber Reſtitutionsverbindlichkeit des Beklagten 





aut als Verſuch theoretiſcher Rechtfertigung der dort vorkommenden juelen 

tſcheidungen. Aber diefe Befchränkung fcheint uns nicht zur den Bıcm, 

fondern auch dem Geifte diefer Ausfprüche zuwider zu fein. Es ift unuliiis 

in L. 26. $. 7. cit. in den Worten: tamen et p. m. c. (Rote 120) tab ot 

zu erklaͤren: in gewiſſen, manchen Beziehungen; es heißt nichts anbered, au: 

doch auch ſchon p. m. c. Es iſt ferner unbefugt, in L. 81. S. 3.D.ht 

die Worte ante petitam hereditatem auf bie Litisconteſtation zu benten, be 
Ulpian ſoaſt in demfelben Buche, woraus L. 31. cit. entnommen iſt, zutfät 
pegita hereditas und lis contestata nach bem Vorgange des SC. heutlih um 
tericheibet (L. 20. $. 6. 11. 16. D. h. t.); und fo beweiſt L. 31. dit. alles 
dings, daß auch in Betreff der präestatio culpae ber bonae fidei possessof 
fchon ‚von Erhebung ber Klage an bem Präbe gleich beurtheilt wird. Bel. ud 
L. 4, $. 2 in f. D. si cui plus. (35. 3.) Dann aber wäre es — in 
eonfequent, nicht auch in Anfehung der Reftitution der Fruͤchte daſſelbe am 
nehmen, bei denen es ja auch eigentlich nur auf Präflation ber Culpa anfemmk 
und um fo inconfequenter, ba die ungmweifelhaft zu präftirenben Zinſen enge 
nommenen Kaufpreife auch nur eine Art von Früchten find. Daß L. 1.91. 
©. h. t. diefer Annahme nicht entgegenfteht, beweiſt Dollmann felbft 8.5, 
Note 39. Aber auch.L. 2. ibid. fleht nicht Entgegen, weil fie ſpeciell nur da 
Käufer ber Erbſchaft im Auge bat, der singularum rerum jure convenite 
(Note 108). Mebrigens iſt e8 an ſich vollkommen begreifiih, baß bie römiik 
Jurisprudenz den Anhaltepuntt, welchen ihr das SC. bot, gern bernugte, WM 
in der fraglichen Beziehung ben ohnehin mehr formellen Geſichtspunkt der Liti⸗ 
conteftation zu verlaffen, und ben Gefichtöpunft einer Verpflichtung, welche burd 
die Bekanntfchaft mit dem ernftlich erhobenen Rechtsanſpruche bed Anderen be 
gründet werde, geltend zu machen. 

123 L. 5 Pr» L. 53, CH. L. 20. 6. 16. D. h. te 


“ 
_— A... — BG S 





124) L. 40. pr. D. h. t.: Nec enim debet possessor aut mortalitten 


praestare aut propter metum huius periculi indefensum ius suum relinquere. 
“ Eine unzweifelhaft falſche Erklaͤrung biefer. Stelle beutet gi an in bee. 
Ausg. don Wening-Ingenheim’&,Ginilreht V. 5. 195, Note h. 
Basilic. lib. 42, tit. 1. cap. 40. et Scholia ad h. 1. (Ausg. von Fabret 
vol, V. p. 559, 633. 34.). Bangerow, Pand. II. $. 506 a. ©. 

125) L. 86. 6.4, D. h. t. Kühn aber gleichwohl verkehrt urtheilt bar 
über Donell. XIX. er 14. $. 38.: ut falendum sit omnino aut vitiem 
hic scripturae esse aut Paulo aut Triboniano in relatione huius sententiae 
somnum obrepsisse, ©. bagegen Bynkershoek, obs. lib. VII. cap. 1% 


- 
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wichtet es ſich nun auch, inwiefern der Klaͤger feine Anfpruͤche noch etwa 
gegen diejenigen verfolgen koͤnne, melde von jenem den Beſitz von’ Erb: 
fhaftsfachen erhalten oder als Schuldner ber Erbſchaſß an benfelben Zah⸗ 
lung geleiftet haben. Gegen bie erften iſt an fich immer bie Eigenthums⸗ 
Hage für ben Erben begründet, wenn nicht vielleicht durch Erfegung das 
Eigenthum der Erbſchaft entzogen worden iſt 12%). Es würde jedoch 
unbillig fein, die Herausgabe der Sache noch zu fordern, nachdem ber 
Erbe durch die Reflitution des Erbſchaftsbeklagten den von dieſem einges 
nommenen Preis ſchon erhalten Hatte, und aus diefem. Grunde kann 
daher der Eigenthumsklage eine Einrede entgegengefegt werden 27). Aber 
wenn dieß auch nicht der Fall war, weil ber rebliche Beſitzer ſich durch 
die Veräußerung nicht bereichert fand, fo kann der Erbe doch nYr dann 


mit voller Wirkung gegen dem dritten’ Befiger Elagen, wenn die Eviction 


der Sache keinen Megreßanfpruch gegen ben veräußernden reblichen Be⸗ 
figer zue Zolge hat. Denn fonft würde der legte durch die Klage des 
Erben inbirect mehr zw leiften gendthigt, als er fich bereichert fand. Dar 
ber kann in ſolchem Falle auch fchon vor‘ erhobenem Erbſchaftoſtreite die 
Eigenthumsklage durch Einrede ausgefchloffen werben, mit Ruͤckſicht dars 
auf, daß buch diefelbe dem künftigen Erbſchaftsbeklagten, dem ja-bee 
Beſitzer item denuntitten müßte, präjubiciet werden Eönntel?®), Wenn 
Dagegen ein unreblicher Befiger, oder der rebliche nach Beginn ded Pros 
zeſſes, die Sache veräußert Satte, fo fteht der Eigenthumsklage eine 
ſoiche Hinderung nicht im Wege; vielmehr ift fie hier felbft dann noch 
zuläffig, wenn der Erbe von dem Beklagten, welcher böslicher Meife 
fich des Beſitzes entäußert hatte, bereits vollen Erfag erhalten hat 1209). 


‘ 


126) L. 21. D. h. t. L. 25. $. 17. ibid.: an singulas res, sinon- 
dum usucaptae sunt, vindicare pessit. ; 

127) L. 25. $. 17. D. h. t.: Certe si iminorl pretio res venierit et 
pretiam quodcungue illad actor sit consecutus, multo magis poterit dici, 
exceptione eum summoveri. — 

128) L. 25. $. 17. eit.: Et puto posse res vindicarl, nisi emtores re- 
gressum ad bonae fidei possessorem habent. Haloander hat ftatt nis? 
die Variante licet bemerkt, und Faber, weiblich ſcheltend Auf den Werderber 
Zribonianus, hält etsi für die richtige Lesart. Aber‘ bie beftbeglaubigte Les⸗ 
art nisi gibt auch den beften Sinn; dagegen iſt vorher wohl ftatt qudn- 
quam bie £esart der Vulg, quöniam vorzuziehen. — Gewiß mit Unrecht 
behauptet Mayer, Erbr. I. 8. 133, nach dem veräußernden bonae fidei 
possessor tönne der Ermerbet. gar nicht mehr in Anfpruch genommen werden. 
Die Stelle in Note 126 fegt voraus, dag der Kläger im Erbfchaftöftreite einen 
vom jehigen Beklagten gezahlten Preis (pretium illud quodcunque) erhalten 
habe; wenn aber ber Beſider bie Sache verfchentt oder den Preis nicht erhalten 
ober denſelben in Fruͤchten verzehrt und deßhalb dem Erben nichts reftituirt 
hatte, fo iſt kein Grund, die Kuge des letzten gegen den britten Beſitzer, bem 
auch kein Rüdgriff gegen den Veraͤußerer zuſteht, auszufchließen. Of. L. 16. 
8.7. D.h.t. Babriciusa.a.D. S. 189 fig. — Nach gleichen Geſichts⸗ 
punkten iſt übrigens auch wohl das Verhaͤltniß ber directa h. p. gegen ben. 
Verkäufer und der utilis h. p. gegen "ven Käufer der Erbſchaft zu beflimmen. 
Ofk. L. 18. 8. 4. 6. 8. D. h. t Babriciusa a. D. ©. 192, 

129) L. 13. &14. L. 265. 8. 8. D. h. t. L. 96. 8. 9. D. de solut. 
(46. 8.) Gluck a. a. D. S. 5930-34. MR 


— 
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Auf ähnliche Weiſe ift auch das Verhaͤltniß zu Schuldnern der Erbſchaſft 
zu beurtheilen, melde. an den Beklagten Zahlung geleiftet haben. Durd 
biefe konnten fie nicht befreit werden, fo lange nicht der Gegenſtand ber 
Zahlung, mittelbar durch die Neftitution des Beklagten, dem Erben als 
dem wahren Gläubiger zugekommen iſt 120), Der Erberkann alfo gegen 
diefelben noch Elagen, und ihnen fleht dagegen, wenn fie im Serthume 
gezahlt Haben, die condictio indebiti gegen ben Empfänger zu. Dadurch 
aber koͤnnte nun wiederum der redliche Exrbfchaftsbefiger indirect mehr zu 
leiſten genoͤthigt werden, als er dem Erben zu reſtituiren brauchte, wenn « 
nämlich ‚durch die empfangenen Summen nicht eine bleibende Bereicherung 
von gleichem Betrage gewonnen: hatte; daher kann auch bier inſoweit bie 
Klage des Erben gegen die Schuldner durch Einrede ausgeſchloſſen wer 
ben ?21), 2 

Die Reftitutionsverbinblichkeit des Beklagten im Exbfchaftsffreite kann 
aber endlich noch eine Modification erleiden durch Gegenanſpruͤche, melde 
demfelben gegen den Kläger zuerkannt ‚werden müffen. Diele koͤmen ſich 
gründen 1) auf Zahlungen, welche der Beklagte aus eigenem Vermöger 
an Gläubiger der Erbſchaft ober. an Legatarien geleiftet hat. : Den Betug 


"derfelben kann er in Abzug bringen ober Erfag dafür fordbem. mat 


wird des Erben Schuldverbindlichkeit durch jene Zahlung nicht ipso iure 
getilgt, weil fie nicht in felnem Namen gefchah 192). Aber der unredliche 
Beſitzer braucht deswegen nur Sicherheit zu leiften, daß er den Erden 
gegen fernere Anſpruͤche bee Gläubiger vertreten werde, mo er dann dd 
procurafor in rem suam ben abermals Zahlung forbernden Gläubige 
unbedenklich durch doli exceptio zurädweifen kann +22); und von Seit 
des redlichen Befiger genügt die Abtretung ber ihm gegen die bezahltn 
Glaͤubiger erworbenen condictio’ indebiti, bie ſich dann gegen die Ans 


130) L, 25. 9. 17.inf£ L.81.9.5.D.h. t. 

131) Arg. L. 25. $, 11. 17. ci. L. 20, $. 20, ibid. Yabricad 
0 a. O. ©. 190, e 

132) Ls 38, 6. 2, in f. D. de solnt. (45, 38.) Ob in keinem Kalle ge⸗ 
fagt werden koͤnne, daß durch ſolche Zahlung die Schuibverbindlichkeit bes Erben 
ipso iure getjlgt werde, .barüber find die Meinungen verſchieden. L.% 
C. h. t. nimmt eine völlige Zitgung an. Diefe Stelle koͤnnte man nun aller⸗ 
falls. durch Beziehung auf bie Zeit nach Erhebung der Klage erklären. Kaͤm⸗ 
merer, in der Zeitfchr. für Sivitreht und Prog. VIII. &. 196—200. Bangt: 
row, Pant. II. ©. 865. Aber es laͤßt fich doch nach der Natur der Gadt 
auch vorher wohl eine Zahlung hereditario nomine denken, weiche jene ſtrengett 
Wirkung hätte, fowohl von Seiten des bonae fidei possessor, als von Seiten 
beö m. f. possessor; von jenem, indem er in Worausficht der Möglichkeit ein? 
künftigen Beftreitung feines Erbrechtes bie Zahlung ausdrüdiih im Mämen de 
Erbſchaft, wem biefelbe auch — möge, leiſtet, und darauf ſich > B. 
auch die Quittung ausſtellen läßt, von dieſem, indem er dem Gläubiger gegen 
über ebenfalls nur als Wertreter der Erbſchaft handelt. Vgl. Donell. |. «. 
eap. 15. $. 21—26,, und über das Kolgende überhaupt. Muncke, Diss. de 
actionibus exceptionibusve possessori petitorive hereditatis ratione eoruM, 
quae ipsi creditoribus hereditariis legatariisve solverunt, competentibus. 
Heidelb. 1833, 4, . 

133) L. 31. pr. Dh. t. Muncke $. 8—11. 


> 
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ſpruͤche der Glaͤubiger von ſelbſt compenfirt 100); dee Erbe iſt aber auch 
ohnedieß ſchon durch exceptio doli gegen die Klagen ber Gläubiger ger 
fhügt, wenn ihm bei der Reftitution der Exhfchaft die Zahlung in Ab⸗ 
rechnung gebracht worden Ift, da die Gläubiger, und zwar auf Koften 
des Erben, das Ihrige bereits erhalten haben), Ein Gleiches gilt in 
Anfehung bezahlte Vermächtnißforderungen!?d. Wie aber, wenn der 
Beklagte irrthümlid” angenommene Erbſchaftsſchulden odes ungiltige Les 
gate bezahlt hat? Der unrebliche Befiger kann natürlich deßhalb Leinen 
Abzug machen, fondern muß vielmehr auch das zu biefem Zwecke aus 
ber Erbſchaft felbft entnommene Geld erflatten, und mag dann auf 
geeignetem Wege -von ben Empfängern Erfag zu erlangen fuchen 137), 
Dem redlichen Befiger aber wird nad dem Geifte des Hadrianifchen 
Senatöbefchluffes wegen Bezahlung fheinbar giltiger, in der That aber 
ungiltiger Vermaͤchtniſſe gegen bloße Abtretung feiner Rüdforderungss 


klage auch hier ein entfprechender Abzug von ben zu reflituirenden Erb⸗ 


fchaftsgegenfländen gewährte 12%). Darnach möchte man nun glauben, 
daß ihm daſſelbe auch dann zugeftanden merben müffe, wenn er irrthuͤm⸗ 
lid, an vermeintliche Exrbfchaftsgläubiger Zahlung geleiftet hat. Gleich⸗ 
mohk wird ausdruͤcklich bemerkt, dag er bezahlte Nichtſchulden nicht in 
Abrechnung bringen Eönne 129); der Beklagte fol ja nicht gegen jeden 
Schaden gefhügt werden, der ihm in Anfehung feines eigenen Vermögens 
durch die irrige Meinung Erbe zu fein verurfacht worden!20), und für 
den Erben koͤnnte es unbillig befchwerend werden, wenn er die Kolgm 
ber Leichtfertigkeit des Beklagten in biefee Beziehung ſchlechthin uͤberneh⸗ 
men muͤßte121). Uebrigens verfteht es ſich von ſelbſt, dag er nur feine 
Klagen abzutreten verpflichtet ift, wenn er- zur Bezahlung irrthuͤmlich 


134) L. 31. pr. dit. L. 19. 6. 1. D. de cond. indebiti. (12, 6.) 

135) L. 31. pr. cit. in f.: Sed et petitor, si a creditoribus convenie- 
tar, exceptione uti debebit. Cf. L. 57. D. deR. J. — Muncke,l.c. 
§. 15., wil mit Faber, Ration ad h. 1., dem Erben nur bann, wenn ihm 
die condictio cedirt ift, diefe Exception geben; gegen den Sinn und Zufammens 
bang der Stelle; benn ber Uebergang Sed et deutet auf einen Gegenfag , nicht 
auf eine Folge des Borhergehenden. 

136) Arg. L. 40. D. de O. et 44.7.) L. ult. D. de neg. gest. 


.@5) 1.4.9383. D. si cni plu .8) C£.L.50. &1D.ht 


Ueber L. ult. cit. vgl. Kämmerer a. a. D. S. 341 fig. 

137) Er hat Hier condictio indebiti, weit er wirklich aus Irrthum zahlte, 
wenn gleich wohl wiffend, daß er jedenfalls nicht der Schulbner fei. Ungegrüns 
dit ift ed, wenn Munckel, c. $. 22. bier nicht die condictio indebiti, fons 
bern cond. fine causa, Roßhirt aber, a. a. O. I. S. 28, weber dieſe 
noch jene zuläffig findet. Bgi. Bangerı? a. a. D. &. 367 a. €. _ 

138) L. 17, D. h. t. Cf. L. 2. 6.1.— L. 4 D. de cond. indeb. 
(12.6.) L. 4.9.2. D. si cui plus. (35. 3.) 

139) L. 20. $. 18. D. h, t.x nec imputaturam, quod non debitum 
solvit. Cf. L. 2. 8, 7. D. de ber. vend. (18. 4.) 

140) Bgl. oben Rote 111. . 

141) Bol. Munckel. c. $. 21.23. — X M. Bangerowa. a. O. 

t 


S. 366 flg., indem er L. 20. $. 18. cit., dem Zuſammenhange der ganzen 


[2 


Stelle zuwider, nur von ber Zeit post motam oontreversiam verſteht. 
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angenommener Schulden ober Vermaͤchtniſſe erbfchaftliches Gelb verwen⸗ 
det hat, da er num durch dieſes nicht weiter bereichert iſt 122). 2) Auf 
eigene Sorderungen bes Beklagten gegen die Erbfchaft. Auch beren Bes 
trag Bann ber redliche Beſitzer in Abzug bringen (deducere), wenn gleich 
biefelben nicht Elagbar waren. Der Präbo dagegen foll nicht durch feine 
Anmaßung einen ſolchen —— erlangen; er wird daher auf Begehren 
des Klaͤgers in Ruͤckſicht ſeiner Forderung in dieſelbe Lage verſetzt, als 
wenn er der Erbſchaft ſich ganz enthalten haͤtte, und nur ſo weit es dem 
Erben ſelbſt wuͤnſchenswerth iſt, die Forderung getilgt zu ſehen, kann 
dieſer den Fall ſo behandeln, als ob der Gegner ſich ſelbſt gleich Anfangs 
bezahlt, habe und ihm dafür nur nach 1) Erſatz zu leiſten feit*?). Diefe 
Srundfäge waren [hon im Älteren Rechte anerkannt, obwohl biefes fonft 
bei actiones in rem eine Compenfation noch nicht zuließ. Nach Juſti⸗ 
nianiſchem Rechte aber ift fie überhaupt auch bei dieſen zuläffig, und fo 
muß man fie unter den allgemeinen Vorausfegungen auch bei ber h. p- 
feloft in Anfehung dee Borderungen gegen ben Erben anerkennen; aber 
bie fpecielle Ausnchme zum Nachtheile bes Praͤdo ift dabei ausdruͤcklich 
beftätige 1%%). Doch muß man diefe Ausnahme auch nur auf den eigents 
lichen Präbo befchränken, ber von Anfang an mit dem Bewußffein des 
Unrechtes fi, in Beſitz feste; mer zu Anfang In gutem Glauben befaß, 
wird des einmal gewonnenen Vortheiles der Debuctio durch fpätere Er⸗ 
kenntniß feines Unrechtes nicht verluftig, und daher auch derjenige nicht, 
der erft im Prozeſſe durch die vom Gegner vorgelegten Beweiſe von dem 
Rechte beffelben überzeugt wird. 8) Auf Verbindlichkeiten, melde ber 
Beklagte zum Nugen ber Erbſchaft gegen Dritte eingegangen iſt. Von 
biefen muß ihn der Kläger befreim, und zwar aud) den unteblichen Bes 
figer, in fo weit deren Nothwendigkeit dargethan ober der Gegenftand 
“ber Meflitution dadurch vergrößert iſt 120). 4) Auf Verwendungen, die 
bee Beklagte zum Beten des erbſchaftlichen Vermögens gemacht bat. 
Diefe müffen dem redlichen Befiger, wenn er fie vor Beginn bes Pros 
zeffes gemacht hat, unbedingt erftattet werden, ausgenommen Tofern fie 
nur zur Erzielung von. folhen Srüchten dienten, die er nicht zu reſti⸗ 
tuiren braucht 180). Der unredliche Befiger, und gleich ihm auch der 
redliche Beſitzer fuͤr die Zeit nach Erhebung der Klage, kann nur fuͤr 
bie nothwendigen Verwendungen ſchthin Erſatz fordern, für alle ans 
deren nur in fo weit, als badurdnns Meftitutionsobject bereichert und 
werthvoller geworden iſt 17); jedenfalls aber kann aud) ex die auf die 
Fruͤchte, welche ex reſtituirt, verftändiger Weiſe verwendeten Ausgaben 





142) L. 81. pr. cit. Of. L. 25.69.11. L. 16. $. 7. D. h. t. (Rote 
108—116.) ‘ 
Ar L. 31.6. 1.2. D. h. t. i 
144) L. 14. $. 2. C. de compensat: ah. 31.) Bgl. Bd. 2, ©, 739. 

145) L. 20. $. 20. L. 40. $. 3. D. h. t. Bol. Note 147. 

146) L. 25. 5. 11. L. 81. $. 8. L. 36. F. 5. — L. 89. D. h. t. 
L. 6. $. 1. D. si pars her. pet. Cf. L. 88. in f. D. de oond. indeb. 


(12. 6.) | 
147) L. 31. 8.8. L. 88. 89, D. h. t. 
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in Abzug bringen, da uͤberall nur als wahre Frucht gilt, was nach Abzug 
der Koften der Fruchterzeugung und Ernte übrig bleibe148), und das 
Product folcher Verwendungen auf bie zu reſtituirenden Sachen, mofür 
ihm kein Erſatz gewährt wird, ann er, fo weit es ohne Beſchaͤdigung 
dee Sachen und noch mit Nugen für ihn felbit möglich ift, wegnehmen 
(tollere)2%), Unter den Geſichtspunkt einer Verwendung für die Erbs 
[haft faͤllt übrigens auch der vom Beſitzer aus eigenem Vermögen gezahlte 
Kaufpreis ber für jene angefchafften Sachen, unb auch biefer ift daher 
dem redlichen Befiger fchlehthin, dem unredlichen aber, fo weit die Ans 
ſchaffung nothwendig war ober dem Kläger noch ‚nüglid iſt, In Anrech⸗ 
nung zu bringen !°0),- 

Hiermit find num bie Vorausfegungen und bie Wirkungen der h. p- 
beflimmt worden. E86 ergibt fich daraus, daß biefe Klage nach ihrer 
neueren Geftaltung in Rüdficht des Erfolges alfesdings große Aehnlichkeit 
mit einer perfönlichen Klage hat, indem Häufig das Refultat nur in fols 
hen perfönlichen Leiſtungen bes Beklagten beſtehen kann, die ganz in 
berfelben Weife auch in Folge einer perfönlichen Klage vorkommen koͤn⸗ 
nen 261), und Suftinian bat die h. p. auch ben bonae fidei actiones 
zugefellt 152). Nichtsdeſtoweniger aber ift bie h. p. ihrem eigentlichen 
Mefen nady immer nody als wahre in rem actio anzufehen, fo lange 
man überhaupt ben Unterfchied zwiſchen actio in rem unb in personam 
noch anerkennt 158). 

Unberührt haben wir bisher bie Frage gelaſſen, wiefern durch den 
Einfluß der Zeit bie Wirkſamkeit der h. p. entweder gänzlich gehemmt 
oder im Erfolge modificirt werden Sinne? Hier iſt nun vorerft unzweifels 
haft, daß die allgemeine Kingenverjährung auch auf biefe Klage Anwen⸗ 
bung finde 104), und zwar iſt der Anfang biefer Verjährung von dem 


148) L. 96. $. 5. cit. L. 46. D. de usur. et fruct. (22. 1.) 

149) L. 39. $.1.in £.D.h. t. Off. L. 38. D. deR. V. (6.1) L. 
5. in f. C. de R. V. (3. 82.) — Ob ber rebliche Beſitzer post motam con- 
troversiam oder ſelbſt pogt litem contestatam auch in biefer Beziehung dem 


malae fidei possessor gleich zu achten fei, tft —— worden von Doll⸗ 


mann a. a. O. ©. 349 fig., arg. L. 38. 89. D. h. t.: de se queri debet, 
qui sciens in rem alienam impendit, L. 37, 38. D. de R. V.: quo iam 


gciebat rem alienam. Nach der Confequenz von Rote 117—125 muͤſſen 


wir e8 behaupten. 
150) L. 20. pr. D. h. t. 
151) Vgl Thibaut, im Ach. a. a. O. Fabricius a. a. O. 8.19. 
. 152) $. 28. J. de action. (4. 6.) L. 12. S. 8. C. h.t. Savigny, 
Syften VS. 478 fig. 
158) Bot. Arndts, im rhein. Muſ. II. ©. 141 und Beiträge I. ©. 29, 
67--75. Dem Berf. diefer Beiträge (und des gegenwärtigen Artikels) iſt vor⸗ 
orfen worben, er habe feine lange „hoͤchſt varnehme“ Note auf S.23 ſchon 
Fu S. 67 vergeffen. (Koßhirt a.a. D. S. 4) Er war aber, wie ber 
aufmerkfame Lefer leicht erkennen wird, Togar der Meinung, durch bie Bemer⸗ 
Zungen von ©. 67 an jene Rote noch mehr zu unterflügens ber Fehler muͤßte 
alfo im Gedanken liegen. Indeſſen flößt ihm jener Vorwurf wenig Beſorg⸗ 
niß ein, daß etwa diefer gegründet fein möge. 
* 154) L. 8. C. do praescript. trig. ann. (7. 89%) 
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% 


.her. (7. 29.) 
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| Tage an zu. rechnen, an welchem zuerft ber Gegner In einem bem Erb⸗ 


rechte bed Klägers -wiberftreitenden Beſitze fich. befand, ber dieſem zur 
Anftellung der h. p. Anlaß geben Sonnte, ohne Rüdfiht darauf, ob 
etwa fpäter dieſer Beſitz des Beklagtenſich auf mehrere einzelne Gegen 
Stände der Erbſchaft ausdehnte; denn duch die erfle Anmaßung mar 
fhon die ganze b. p., die ihrem Fundamente nad) eine und biefelbe 
Klage ift, begründet, und e8 kommt nur darauf an, ob ber Gegner um 
unterfrochen ‘in einem folhen factifhen Verhaͤltniſſe geblieben ſei 189), 
Doch ift Hiervon der Fall wohl zu unterfheiden, wenn ein Beſitzer ſpaͤ⸗ 
ter erſt angefangen hat, einen größeren aliquoten Theil der Erbſchaft ſich 
apzumaßen; gegen diefen Bann in fo meit die Verjährung erſt von da an 
beginnen, fo wie auch demjenigen, welchem fpäter erſt ein neuer Erbtheil 
zugefallen ift, in Anfehung diefes Erbtheiles nur von biefer Zeit an die 
Verjährung laufen fung, wenn aud) der Gegner ſchon länger im Beſitze 


- war15P). — Unzmeifelhaft ift e6 ferner, daß es dagegen eine Erfisung 


in Anfehung der Erbſchaft als eines Ganzen nicht gibt, daB alfo aus 
biefem Grunde die h. p. nicht ausgefchloffen werden koͤme167). Eine 
viel beftrittene Frage aber war es bis zur neueflen Zeit, ob unb wit 
welcher Wirkung derjenige, welcher fi) aus gutem Grunde für den Erben 
halte, auf den Grund dieſes Beſitzes einzelne zur Erbſchaft gehörende 
Sachen durch orbentliche Erfigung erwerben könne (pro herede usucapere) } 
Diefe Frage iſt dahin zu beantworten, baß 'eine ſolche Erfigung zwar 
allerdings ſtattfinde 108), und fo denn auch an. fi zunaͤchſt alle Wir 


‚Lungen des Eigenthumserwerbes mit fich bringe159), daß aber nichtsdeſts⸗ 


weniger ber erfigende Dfeuboerbe bie noch in feinen Bänden befindlichen 
ufucapieten Sachen, fo wie die durch fpätere Verdußerung. derfelben ges 
wonnene Bereicherung bem wahren Erben, der mit ber h. p. gegen iha 
auftrete, herausgeben muͤſſe. Diefen Rechtsſatz, ber fhon früher von 
mehreren Nechtögelehrten aufgeftellt war 200), hat jegt der Verfafſer dieſes 
Artikels, fih fllgend auf die Confequenz des Habrianifhen Senats⸗ 
beſchluſſes 191), auf den durch Gaius aufgefläcten hiftorifchen Zuſammen⸗ 
‚bang 192), und auf entfcheidende Stellen des Juſtinianiſchen Rechtes !°®), 
ausführlich vertheibige 16%), umb derfelbe wird enunmehr faft einflimmig 
von Allen als richtig anerkannt!) Ä 

155) Bgl. Note 88, 

156) Bol. Note 79, 80. 

157)1.7.C.h.t. 1.4. C. in guib. caus. cess. I. t. p. (7. 3%) 
Of. Cai. II. 54. 

“ 158) Ausgenommen etwa gegen aul heredes: L. 2, C. de usucap. pro 


159) Bol. Note 126. m. 
10) Dal. Ehibaut, Pand. in ber älteren Xusg. $. 1027, 8. Aufl 
6. 1019. Sening-Ingenheim, Civilrecht U. 5. 35. Anders Brit, 
in der 5. Aufl. a. a. D. Note vr. 
161) L. 20,.$. 6. L. 22. 25. ©. 11 q. L. 28. 55. D. h. t. 
:162) Cai. I. 62-58. III. 201. Cf. tit. D. expilat. hered. (47. 19.) 
163) L. 4. 7..C. citt. L. 1. pr. D. quor. bon. (43. 2. 
164) Im rhein. Muf. II. &.125—148, in den Beiträgen I. & 75—108. 
165) BgL FKabrielus, im rhein. uf. IV. &. 195-2046. Unter 
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Zum Schluſſe iſt endlich noch die Frage zu berühren, weichen Ein⸗ 
fluß der bevorſtehende oder ſchwebende Erbſchaftsſtreit auf das Wars 
haitniß dee ſtreitenden Parteien zu dritten Perſonen ausuͤbe, gegen weiche 
bie Erbſchaft oder welche umgekehrt gegen die Erbſchaft Anſpruͤche geltend 
zu machen haben. Nach aͤlterem Rechte konnte die Verfolgung eines 
fingulaͤren Rechtsanſpruches, deſſen Entſcheidung zugleich eine Entſcheidung 
über das ſtreitige Erbrecht involvirte, durch die exceptio: quod prae- 
iudicium hereditati non fiat gehemmt werden 160), deren Umfang jedoch 
genau zu beftimmen nach ben ungenügenden Ausfprüchen unferer Dustin 
um fo ſchwerer ift, als darüber. unter ben claffifchen Juriſten fetbft viel 
Streit gewefen iſt 107), Nach Juſtinianiſchem Rechte aber- tft zunaͤchſt 
1) die Frage, inwiefern gegen bie um die Erbſchaft ſtreitenden Parteien 
von dritten Perſonen Rechtsanſpruͤche geltend gemacht werden können, 
in Gemäßheit einer eigenen Verordnung Suftinian’s (L. 12. C. h. t.), 
auf fülgende Weife zu beantworten: a) Vermaͤchtnißnehmer koͤnnen ſofort 
gegen den Onerirten lagen, jeboh nur, wenn fit wegen Fünftiger Rüde 
gabe Caution leiften, die Auszahlung erwirtn. Wenn nun-der Onerirte 
im Erbſchaftsſtreite unterliegt, fo muß deu Empfänger bie erhaltene Geld⸗ 
fumme mit Zinfen zu drei Procent und andere Sachen mit dem gezoge⸗ 
neri Nugungn zuruͤckerſta du. Der Legatar kann aber auch nach der 
Litisconteftation die weitecde Verfolgung feines Anfpruches bis zur Ent⸗ 
Scheidung des Erbſtreites ruhen laſſen, und alsdann, wenn biefe bem 
Dnericten und fomit auch dem Vermaͤchtnißnehmer, guͤnſtig ausfaͤllt, 
den Gegenſtand des Vermaͤchtniſſes nebſt Acceſſionen fordern 1208). Iſt 
die Giltigkeit des Vermaͤchtniſſes von dem Ausgange bes Erbſchaftsſtreites 
nicht abhaͤngig, z. B. wenn Zwei daruͤber ſtreiten, wer von ihnen der 
eingeſetzte Erbe, alſo auch der Ouerirte, ſei, fo kann dee Legatar gegen 
jeden der beiden Praͤtendenten klagen, muß aber auch hier, ſo weit es 
zur Sicherſtellung des Zahlenden gegen moͤglichen Verluſt, falls er im 


holzner, daſ. V. S. 26-32. kohr, im Arch. für civ. Prax. XII. S. 86, 
Note 2. Peucer, de usucap. pro her. diss. (Jenae 1835.) $. 6. 15. 20., 
und dazu Jenaer Literaturzeitung von 1835 Nr. 221. Blenfey), in der a 
Literaturgeitung u. 1840 III. ©. 22, Schilling, Inft. und Rechtsgeſch. II. 
S. 567, Roten: Puchta, Pand. $. 506, Note ge. Curſus ber Inſtitut. 
11. ©. 627 fig. Bäangerom, Pan. I. $. 320, Anm. 1. Mayer, Erbr. 
1. $. 131, Rote 6, und jest auch Mirblenbrud, der in jenen Beiträgen 
S. 76 noch als Diffentient angeführt wird, Im Lehrb. 4. Ausg., $. 262, Note 
8 — agtgen argumentirt noh Roßhirt a. a, D. &. 68, 72, und im Cis 
viirecht II. ©. 11%, wo er feine beiden früheren Ausführungen (im Arch. IX. 
1. und in feiner Beitfehr. I. &. 121—123) felbft als ‚nicht fcharf genug ges 
ſchehene“ bezeichnet. Ob aber ein Lefer das biefen abgefprochene Praͤdicat den 
beiden neuen Ausführungen zuerkennen wird ?. 
D Per Oai. IV. 183. 1. 18. D. de except. &4, 1.) C£. L. 8. F. 2. 
„ht . : 
167) L. 12. pr. C. h. t. multao varietates et oonlrnversiae veterum. 
168) L. 12. pr.-C. eit. Cf. L. 6. D. h.t. LAS. $.1. P. de legat. 
MT. L. 8. 6 6—10. L. 4 8. D. si cal plus. (85. 3.) — Ueber cine beſon⸗ 
dert mung in Betreff des Wermächtniffes der Freiheit f. L. 12. cit. $. 2. 
und vgl. L. 7. P. h. t. 
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dem Hauptſtrelte umteellege, nothwendig iſt, Caution Ielften, 3. B. Dann, 
vogan der nichtbefigende Kläger aus eigenem Vermoͤgen das Vermaͤchtniß 
entrichtet, indem diefer nichts in Händen hat, wovon er das Gezahlte 
noͤthigenfalls zuruͤckbehalten koͤnnte 100), obwohl er immerhin auch ben 
durch jene Zahlung befreiten Gegner durch negotiorum gestorum actio bes 
langen Tann 79), b) Gläubiger dee Erbſchaft können nach ihrer Wahl 
ſewohl die eine als die ‚andere der um bie Exbfchaft flreitenden Parteien 
mit ihrer perföntichen Klage belangen 172), und es fol bie Verfolgung 
dieſer Klage durch ben noch unentfchiebenen Erbftreit nicht aufgehalten 
werden; Doch. ift diefelbe, wenn fie die Reftitution beilimmter noch vors 

ndener Sachen zum Zwecke hat, 3. B. dem Erblaſſer gelichener oder 
n Verwahrung gegebener Sachen, natürlich gegen ben Beſitzer zu rich⸗ 
tm. Wenn nun derjenige, welcher darauf einen Gläubiger befriedigt, 
nachher im Erbſchaftsſtreite unterliegt, fo foll Ihm jedenfalls für die recht⸗ 
mäßig geleiftete Zahlung Verguͤtung werden. Iſt er ber Erbſchafts⸗ 
klaͤger, fo fol der Richter dem ftegreichen Beklagten bie Vergütung aufs 
Begen und, wenn dieß uͤberſehen iſt, dem unterliegenden Kläger gegen 
ihn negotiorum gestorum actio ober. ex lege condictio auf Erſatz 
auftehen; -ift er des Befiger dee Erbſchaft, alfo ber Beklagte im Erb 
peozeffe, fo braucht er nur nach erhaltenem -Minge für die geleiftete Zah⸗ 
kung. oder mit Abzug ihres Betrages ben Nachlaß herauszugeben 172); 
es ift aber auch ihm, wenn biefes bei ber Reftitution uͤberſehen worden, 
- wie im gleichen Falle dem Kläger, unbebenklich eine Klage, zu geben, 
obwohl bieß unfer Gefeg nicht ausdruͤcklich ſagt72). Eine Ausnahme 
findet jedoch flatt, wenn für den Fiscus die Exrbfchaft in Anfpruch ges 
nommen wird; in biefem Falle follen, ne publicae causae praeiudi- 
cetur,  vermöge einer durch L. 12. cit. nicht befeitigten befonderen Be⸗ 
flimmung, die Klagen der Erbfchaftsgläubiger bis zum Ausgange dieſes 
Kechtsſtreites ausgefegt werben 17%). c) Der Anftellung dinglicher Klagen 
gegen den Befiger ſteht Überall Eein Hinderniß entgegen, indem biefe nur 
gegen ben Befiger der Sachen als folchen gerichtet find und der Entſchei⸗ 
dung des Exbfchaftsftreites in keiner Weiſe vorgreifen. Und felbft auch 
die h.p. kann gegen denjenigen, der ſchon von einem Anderen mit berfelben 
‚belangt iſt, zugleich von einem Dritten in Anfehung berfelben Erbſchaft 
angeftellt werden; der Kläger, welcher zuerft ein günfliges Urtheil exlängt, 


169) L. 4. $. 1. 9. D. si ui plus. (35. 3.) 

170) .L. ult. D. de n&. gest. (3. 5.) — 136). Auf dieſen * 
ſcheint überhaupt anwendbar, was L. 12. $. 1. C. h. t. für den Fall ber Bes 
dchtung ‚oo Erbſchaftsglaͤubigern vorfchreibt. (Rote 172, 173), arg. L. 40. D. 

171) So ſchon nah L.4. 5.1. D. si cui plus. : tam in petitorem quam 

possessorem competunt actiones et creditoribus et legatariis, ndms 
lich in dem Kalle: at duo ex testamento hereditatem in solidum sibi vindiceat. 

172) L. 12. $. 2 ht 

173) Vol. Kämmerer, in ber Beitfche. für Eioürecht und Prog. VIE. 


« 200-205. 
174) L. 85. D. de iure fisci. (49. 14.) 
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muß hier aber zur Sicherftellung bes reſtituirenden Beklagten bie’ Fort⸗ 
führung des Prozeſſes gegen -ben anderen Kläger auf fich nehmen70) 
Es fiagt ſich num noch umgekehrt 2) Inmiefern diejenigen, unter denen 
das Erbrecht ſtreitig IfE, vor Entfcheldung dieſes Streites ihrerfeits gegen 
dritte Perfonen wegen erbfchaftlicher Anfprüche klagend auftreten Sinnen? 
Unter einander Binnen jene Parteien jede Specialklage, deren Erfolg durch 
Entfheidung über das flreitige Erbrecht bedingt iſt, mittelft der exceptio: 
‚ quod praeiudicium hereditati non fiat einſtweilen ausſchließen 179), 
Gewiß ift nun, daß biefelbe Einrebe- auch einer folchen Klage einer Partei 
gegen einen Dritten entgegenficht, wenn biefe mittelbar zugleich auf bie 
Gegenpartei im Erbfchaftsftreite als regreßpflichtige zuruͤckwirkt, ſo daß 
biefe bei dem Ausgange dieſes befonderen Mechtöftreites betheitige iſt 177). 
Eine allgemeine Regel aber, woinach jeder Dritte mit Beziehung darauf, 
daß ein Anderer dem Kläger. das Erbrecht ſtreitig madye, die Anſtellung 
erbfchaftlicher Klagen einftweilen abwehren Eönnte, laͤßt fih für bas Zus . 
ftintanifche Recht nicht behanpten. Dee allgemeine Ausſpruch, ut nihil . 
ın praeiudicinm tius iadicii (de hereditate) fieri debeat!?8), Tann fie 
nicht begründen, da wir von Suftinlan Feibit wiſſen, daß über bie Be⸗ 
deutung und Confequenzen diefes Sages ſchon unter den claffifchen Ju⸗ 
riften große Meinungsverfchiedenheit herrſchte 170), und auch die einzeigen 
Beſtimmungen des Juſtinianiſchen Mechtes keineswegs eine fo umfaffende 
und bucchgreifende Geltung befjelben erkennen laſſen. Vielmehr koͤnnen 
actiones in rem gegen Befiger von Erbſchaftsſachen von beiden Partien 
ungehindert angeftellt werben, ſowohl die rei vindicatio ‚gegen die ex 
iusta eausa befigenden, - mit Ausnahme bes oben Mote 177 erwähnten 
Falles, als auch hereditafis petitio gegen andere pro herede oder pra 
possessore possidentes 180), in Anderes ſcheint freilich in Betreff 


175) L. 57. D. b. t.. C£. L. 57. D. de R. V. (6, 1.) 

176) L. 1. $.1. D. fam. ercisc, (10. 2.) L. 82. $. 10. D. de receptis. 
(4. 8) Cf. L. 16. 18. D. de oxcept. (44. 1.) a ſich auch 
wahrſcheinlich L. 18. D.l.c Bol. Roßhirt, teft. Erbr. ©. 25. — 

177) L. 25. $. 17. D. h. t. (Rote 128, 131). 

178) L. 5. 8.2. D. b. t.: gl. darüber Donelil., Comment. XIX. 
cap. 15. $. 7—12. Cuiac., obs. XX. c. 35. quaest. Pap. lib. II. ad L 
49. D. h. t. recitat. solenn. .ad 'tit. D. de her. pet. L. 5-7. 49, (opp- 
Neap, vol. III. p. 600. IY. p. 73. VII. p. 216 ag.) Fabri, Rational. 
— 0 57. 25. $ 17. L. 49, D. h. t. $ Bangerow, Pand. Q. ©. 


flo. zur | j 

179) L. 12. pr. C. h, t., wo nur hiftorifch im @ingange unferer Einrebe 
erwähnt wird (Note 167). 

180) L. 25. $. 17. Ds h. t.: puto posse res vindicari, nisi emtores 
regressum ad b. f. possessorem habent. L. 49. D. h. t.: petitor autem 
hereditatis eitra metum (impedimentum) exceptionis in rem agere poterit, 
in rem, b..h. entiweber rei vindieatione ober hereditatis petitione, 4. B. 
gegen folche, qui res hereditarias (pro possessore) occupe erint. Ka bies 
en Stellen bat ber Petitor die. Windication ohne Beſchraͤnkung außer der in 

.25. 6.17. angebeutetenz fie muß aber dem Poſſeſſor in’ glei Maße N 
ftanden werten, ungeachtet L. 49, cit. für dieſen noch eine andere Befdr ⸗ 
tung anzudeuten ſcheint. Val. Note 176. 
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der Forderuugsklagen ber Erbſchaft angenommen zu fein. Der redliche 
Beſitzer der Exrbichaft, To fagt L. 49. D. h. t., fall zur Klage gegen 
die Schuldmer ber Erbſchaft und Decupanten von Erbſchaftéſachen zuge⸗ 

laſſen werden, namentlich wenn längere Bögerung ben Verluſt der Klage 
"befürchten läßt; und dann gibt fie auch bem Petitor das Recht zur im 
rem actio, ohne der actiones in personam zu ermähnn. Daraus 
fcheint hervorzugehen, daß biefem die letzten nicht zuftehen follen 39%). 
Aber das- argumentum a contyario iſt bei einer fo unvoliftänbig excerpir⸗ 
ten Stelle, wie biefe, gewiß fehr bedenklih, und bier am fo mehr, als 
das Motiv, welches für die Geſtattung ber actiones in rem angedeutet‘ 
wird, auch auf die actiones in personam paßt?22), und es zudem im 
altgemeinen wirklich unbegreiflich wäre, warum. der Erbſchaftsklaͤger von 
des Anftellung folcher Klagen ausgefchloffen, der Beklagte dazu zugelafien 

fein folle‘, da ja auch ˖ jener, obwohl Kläger, ſchon im Befige eines gro⸗ 
fen Theiles des Machlaffes, ja eines größeren als der Wellagte, fich bes 

‚ finden kann 19°). Uebrigens erklaͤrt ſich bie Beſchraͤnkung, welche im 
L; 49. cit. hinzugefügt iſt (utique si periculum erit? me inter moras 
actiones intercidant), aus dbemfelben Geſichtspunkte, nach welchen die 
Veräußerung von Nachlaßgegenſtaͤnden dem Befiger nicht anders, als 
wenn es das Intereſſe der Erbſchaft nothwendig erheifcht, geftattet wer⸗ 
de ſoll is2), und es iſt daher auch nicht zw billigen, wenn man nur 
zue Unterbrehung der Verjährung bie Anftellumg ber Klage flatthaft fin⸗ 
det, Indem auch andere Gefahr des Verluſtes, 3. B. wegen eintretendes 
Inſolvenz des E chuldners, dazu beftimmen kann. Ampfs, 


Heres!) heißt nach ſtrengem Sprachgebrauche ber: römifchen Fre 
visprudenz derjenige, welcher nad, Civilrecht in die Geſammthen der Ver⸗ 
mögensverhältniffe. eines Verſtorbenen eintritt (qui civili iure in univer- 
sum ius defuncti succedit), dergeftalt, daß alle einzelnen vermoͤgensrecht⸗ 
lichen Verhaͤltniſſe des Verftorbenen, paffive und active, fofern fie nicht 
durch ben Tod erlöfchen, mit voller civilrechtlichher Wirkung in ber 2 
fon des Nachfolgers eben fo fortbeftehen, mie fle in bee Perfon des Ver⸗ 
ſtorbenen beftanden hatten und beftehen wuͤrden 2). Er ift ſentweder 
heres ex asse, solus heres, einziger Exbe, oder pro parte, ex parte, 

181) Bangeromw a. a. D; ©. 362. 

182) Quid enim si possessor hereditatis negligat? quid ai nihil iaris 
habere se sciat ? 

183) Wal. Note 16. Puchta, Pand. &. 508. . 

184) L. 5. pr. D. K. t. gl. übrigens Basilic. XL. 1. cap 49. 
Schol. q. (vol. V. p. 561. 638.) 

1) Bol. Brissonius, de verb. sign. v. hores. Dirksen, mammale 
latinitatis v. heres, . 

2) Bol. Bo.⁊, ©. 1,2,6. — 8.7. J. de hered. qual. (2. 19.): 
veteres enim heredes pro dominis appellabant. $. 2. J. de bon. pose. 
G. 9.) (Cai. II. 32.): praetor heredes faoere nen potest; per legem enim 
tantum vel similem iuris constitutionem heredes fient, veluti ger senatms- 
consultum et constitutiones principaleg. 
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Theiterbe, welcher letzte im Verhaͤltniß gu den Concurrenten coleres, 
Miterbe, heißt?). Nach Verſchiedenheit des Delationsgrundes iſt er ent⸗ 
weder ex testamento heres, testamento scriptus, institutus heres #), 
testamentarms h.®), oder ab intestato., legitimus heres ), und det. 
teftamentarifche Erbe iſt entweder institutus im engeren Sinne, ober 
sabstitutus heres 7)., Mit Rüdficht auf die Art und Welle der Er⸗ 
werbung ber Erbſchaft wird ferner unterfchieden der neckssarius und 
veluntarins heres; der erſte aber iſt entweder necessarius" ſchlechthin, 
d. i. der Sclave, welcher durch den letzten Willen bed Erblaſſers zugleich 
die Sreiheit erlangt und zu beffen Erben berufen Bird, oder suus et 
necessarius, d. i. derjenige, welcher, durch den Tod bes Erblaffers von 
der väterlichen Gewalt‘ befreit, von felbft Erbe deffelben wird» Im Ges 
genfage bavon heißen Andere auch extramei heredes®), In moderns 
lateinifcher Terminologie aber hat man.necessarius heres nicht nur den⸗ 
jenigen genannt, ber, zur Erbſchaft berufen, von felbft und ohne feinen 
Willen diefelbe erwirbt, fonderh auch denjenigen, welchen ber Erblaſſer, 
a Teſtament giltig fein fol, zum Erben einfesm muß Moth⸗ 
exbe) ”). | 

Im weiteren Sinne werben nun aber unter ber Bezeichnung here- 
des auch diejmigen misbegriffen, die zwar. nicht nach Civilrecht Erben 
geworden figd, die aber, mas den practifchen Erfolg betrifft, eine, gleiche 
Stellung. einnehmen, als ob. jenes ber Fall wäre (heredi similes per- 
sonae, qui loco heredum sunt)1%), Dahin gehören vor allen die bo- . 


r ”- 





® 4: 

9) Bol. Bb. 8, S. 920—925, Bdb. 4, S. 6. L. 10. $. 1. D. de her.“ 
pet: = 8) L. 17. D. de ind. (5.1) L. 4. S. 1. D. de cond. instit. 

28. 7. 

4) Bol. den Art. Erbeinſezung Wh. 3, S. 907 fig. A 

5) Diefen Ausdrud finden wir zwar in den Quellen nicht, wohl aber testa- 
mentaria hereditas, L. 130. D. de V, 8, L. 17. D. de acquir. hered# 
(29. 2.) L. 6, $. 2. D. gnae in frand. cred. (42. 8.); und ganz Malog 
ift testamentarius tutar, L. 1. $. 5. D& de suspectis tut. (26. 10.) L. 11. 
S. 1. 4. D. de testamentaria tutela. (26. 2.) 3 

6) Vgl. den Art. Inteflaterbfolge. Tit. D. de sais et legitimis 


her. (38. 17.) unde legitimi. (38. 7.) Cod. 6. 15 u. 58 


7) Bgl. den Art. Sudftitution. Bo. 3, ©. 980. — Rach teutſchem 
echte Tann man auch noch von einem pactitius heres reben. Bd. 4, ©. 


34 fl 
8) Bol. Bd. 4,8. 7. flg. Wb. 1,6. 856 fl. — Sua heres, L. 
ult. D. de dot. (coll. 87. 7.) Cai. III. 9. (cell. XVI. 2.) — Gegenfaß von 


- sul und (anderen) legitimi heredes. Tit. D. de suis et legitimis. Paull. 


sontt. IV. 8. $. 24.: meque sni neque legitimi heredis. 
. 9) Bgl. die Art. Enterbung (Bd. 3, ©. 884 fig.) und Notbherbem. 
10) Heredes similesque persona L. 58. D. de Ö. et A. (44. 7.)- L« 
1. $.'8. D. ne vis fiat. (48. 4) L. 10. in f. D. qua in fraud. (42. 8.) 
u. a, — h. osterique sücoessores L. 16. $. 2. D. quod met. causa. (4. 2.) 
L. 17. $. 1. D. de dolo malo. (4. 3) L.9. D. de tribut.-act. (14. 4.) 
u. v. a. — h. successoresve L. 3. $. 4, D. usufr. quemadm. cav. (7. 8.) 
L. 63. $, 2. D. pro socio. (17.2.) — h. cefrique qui in locum sutcedunt 
L. 28. D. de re ind. (42. 1.) — h. et hi qui successtrum loco habentur 
L. 14. D. de dir. temp. (44, 8.) — heres et honorarii successores L. 13. 
$. 11. D. de acceptil. (46. 4) L. 10, D. ad 8C. Vell (16. 1.) 
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norum possessores 1). Dieſe werden zwar in ben Quellen nicht gerabezut 
heredes genannt, vielmehr mit anderen personae heredi similes in vies 
len Stellen von ben heredes unterſchieden *2). Allein nicht nur muß 
‚fehr Häufig, was ausdrädlich nur von dem heres gefagt ift, body auch 
auf den bonorum possessor bezogen werden!®), fonbern die Quellen 
haben uns auch bie Benennung iure praetorio ober honorario heres, 
praetorius oder honorarius heres ſehr nahe gelegt, theils durch ben 
Gegenſatz iure civili heres1%), theils durch bie Bezeichnung hereditas 
'honoraria15), wie denn auch Eein Zweifel ift, daß in dem blos prätge 
sifhen Zeflamente nicht minder wie in. dem civilcechtlichen eine heredis 
institutio vorfam, obwohl diefe nur eine bonorum passessio zur Folge 
haben konnte 10). Der bonorum possessar hat mit dem. civilrechtlichen 
Erben das gemeinfam, daß beide unmittelbar in bie Stelle des Verſtor⸗ 
benen eintreten. Mit Ruͤckſicht darauf nennt fie die moderne Termino⸗ 
logie heredes directi, Ye alfe entweder civiles ober honorarii find. Im 
Segenfage davon aber nennt man den Uıfiverfalfideicommiffar, als welcher 
ebenfalli$ in universum ius succedit, aber nur vermittelt der Reſtitution 
eines anderen Erben, dem das Vermaͤchtniß auferlegt worden iſt, heres 
indirectus, und auch zu diefer Terminologie haben die Quellen felbft 
Beranlaffung gegeben 17). ‚Auf andere Vermaͤchtnißnehmer dagegen kann 
‚mon bie Bezeichnung heres nicht mehr paſſend anmenden, „und es iſt 
ein von dem zömifchen meit abweichender Sprachgebrauch, wenn man auch 
fie noch unter den Begriff indirecter Erben oder mittelbarer Erbfolger fubs 
ſumirt. Dagegen kann der Fiscus, ſofern Ihm Exbfchaften wegen, Ins 





— « 

11) L. 1. D. de poss. h. pet. (5. 5.): velut beredes, L. 117. D. de 

‚BJ. Bol. Note 2 und Bd. 2, ©. 306 fig. 
» 12) L. 20. $. 13. D. de her, pet. (5. 8.) Cai. II. 78.: heredes, bo- 
norumg pOssessores, alius iustus successor. — L. 14. $. 17. D. de religios. 
14, 7.):, h. bonorumve possessor esterique successgres. — L«’1. $. 19. 
. depositi. (16. 3.) L. 2. $. 19. D. pro emt. (41. 4.): h., bon. poss., 
fideicommissarü, quibus ex SC. Trebelliano restituta est hereditas, ceteri- 
que praetorii successores. — Cai. IV. 111. 172.: b. p. ceterique qui he- 
redis loco sant. — Bgl. L. 8. Cod. comm. de succ. (6. 59.): suocessio 
civili vel henorario iure, L. 1. C, si quis ignorans. (5. 73.):' hereditario 
.vel honorario titulo. " A ; 

13) L. 170. D. de V. S.: Heredis appellatione omnes significari . suc- 
cessores credendum est, eisi verbis hon sint expressi. Diefe Segel if, 
wie viele ber beiden legten Pandektentitel, nicht fo allgemein wahr, wie fie lau⸗ 
tet; fie findet aber am häufigfien Anwendung auf ber bonorum possessor. 

L. % D. de bon. poss. (37. 1.) 
. 14) Cai. DI. 36. _ 
35) L. 1. C. de secund. nupt. (5, 9.): hereditates ab intestato vel 
legitimas vel honorarias, Bol. * 10. Cod. cammun. de suec. (6. 59.): 
nec civili nec honorario iure defertur hereditas. Auch in L. 6. 9.2. 
D. quae in frand. cred. (42. 8.) hat die Bulgata hereditatem vel lagitimam 
vel hovnorariam vel testamentariam, aber hier if die Lesart ber Floren⸗ 
tina vel legit. vel test. ohne Zweifel vorzuziehen. _ 
19 . AÄXVIIL 5. 6. Cf. tit. D. de bon. poss. sec. tab. (37. 11.) 
1 Bol. Bd. 8, ©. 97, Note 2, . 
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bignitaͤt des berufenent Erben oder als erbloſes Gut zufallen (und ebenſo 
die Corporation, weiche in Ruͤckſicht bes legten etwa dem Flscus vor 
geht), volltommen dem Erben, und zwar dem directen verglichen werben, 
obgleich er in den Quellen nicht heres genannt, fondern dieſem und 
den bonorum possessor migegengefegt wird! Aendts 


Heſſen. Erſt von der Mitte des dteizehnten Jahrhunderts an 
bildete Heſſen ein ſelbſtſtaͤndiges Fuͤrſtenthum unter dem Landgrafen Hein⸗ 
rich J. dem Stammwater der noch jagt regierenden Fuͤrſtenhaͤuſer. Das 
Gebiet deſſelben war damals von ſehr befchränktem Umfange !) in Ver⸗ 
gleihung mit demjenigen, zu welchem es durch häufige Ermwerbungen 
einzelner Befigungen?) und vorzüglich feit dem fiebzehnten Sahrhunderte 
durch den Zuwachs ganzer Provinzen und größerer Lanbesthelle erweitert 
worden iſt. Ron jener früheften Zelt an treten Landftände, bald den 


« Kürften zur Seite, bald ihnen gegenüber, in auswärtigen wie In inneren 


Angelegenheiten, und namentlich in dieſen letzteren, als vermittelndes, beras 
thendes, nach Beduͤrfniß auch bie Rechte des Landes gegen fie verwahtendes und 
kraͤftig ſchuͤtzendes Element auf?). Das zugleich mit der Idee einer privatrecht⸗ 
lihen Succeffion in die fürftlichen Lande in damaliger Zeit aufgekommene 
Princip ihrer Theilbarkeit und eines gleichen Exbfolgerechtes aller Söhne des 
Regenten*) fand auch in dem heffifchen Sürftenhaufe Eingang®), und 
führte, nach mehrfachen wirklichen Xheilungsfälten, die jedody ohne dauern⸗ 


den Erfolg blieben, gegen bie Mitte des ſechszehnten Jahrhunderts zu 


berjenigen Dauptlandestheilung, in welcher ber Urfprung der noch heuts 
zutage fortwährenden Trennung des Gefammtfürftenthums Heſſen in zwei 
feibftftändige teurfhe Bundesſtaaten: Kurheſſen und Großherzogthum 
Heffen®), zu finden if. Das, diefe Landescheilung verordnende, durch 
den Ausdruck der hochherzigſten, wahrhaft Iandedväterlihen Gefinnungen, 
und die Anorbnung vieler bie Wohlfahrt des Landes Begtründenden und 
fördernden Einrichtungen, ſich auszeichnende Teſtament des Landgrafen 
Dbilipp dv. Gr. vom 6. April 15629), zu deſſen getreuer Feſthaltung 
die 4 Söhne des Verſtorbenen fih, auf den Antrag der Landftände, 





18) Mel. Wh. 9, ©. 989 fig, Bb. 4, ©. 48 fig , 
1) Eine nähere Beſchteibung biervon findet man in d. Rommel, Gef. 
v. Heſſen B. U, ©. 58 fig. Land au, Beſchr. des Kurfuͤrſtenth. Heffen 


z 2) Ueberfiättic, dargeſteut von Bandau a. a. D. ©, 12, 18 fig., 17 fig., 
8. 

B. Rn. Pfeiffer, Geſch. ber landſtaͤnd. Verfaſſung in Kurheſſen 

4) Deffeld. Ordn. ber Regierungsnachfolge ih teutfchen Staaten Th. J, 


6) Sbendaf. S. 176 fig 
6) Bon Heſſen⸗Homburg das Naͤhere in der 2. Unterabtheileng dieſes Auf⸗ 


ates. 

a 7) Abgebrudt in Lünig’s Reichtarchiv Th. IX, ©. 776. Schmincke, 
monsm. hassiac. T. IV. p. 577 sq. Heſſiſches Staatsrecht (von Bed) B. 
II, S. 52 fig. 
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durch eine dieſen am 26. Aug. 1667 ausgeſtellte Verfiherungsurfunbe®) 
feierlich verpflichteten, iſt nebſt ber dadurch veranlaßten Erbeinigung der 
4 fuͤrſtlichen Brüder vom 28. Mal 1568 (dem ſogen. Bruͤdervergleiche) *) 
als die Fundamentalnorm ber heffiihen Staatsverfafjung bis in die neueſte 
Zeit, wo es erſt zu einer urkundlichen Feſtſtellung derfelben im Ganzen 


und in ihren Einzeinheiten gelommen ift, zu betrachten. Neben ihnen 


beftanden als pofitive Quellen des öffentlichen Rechtes für des Geſqumt⸗ 
fuͤrſtenthum Heffen enerfeits die kaiſerlichen Lehnbriefe, in welchen, feit 
bem erſten Lehnsauftrage im Jahre 1373, ber größte Theil der Heffüfchen 
Befisungen begriffen mwar!O), andsrentheils vielfältige Land ſchiede, 
hauptſaͤchlich aus dem 16. Jahrhundertel!), in welchem und is zum 
Sabre 1628, auch mad) ber erfolgten ‚Landestheilung, wech mehrere ger 
meinfchaftliche Landtage gehalten wurden, und zwar nicht bloße Verwil⸗ 
ligungstage ber angefonnenen Abgaben und Steuern, fonbern Buͤrgſchaf⸗ 

ten ber Freiheiten und Nechte, und ber Wohlfahrt des Landes!d, Das 

folchergeftalt unter den beiden /ſtammverwandten Häufern H.⸗Caſſel und 

H.: Darmflabt — nachdem bie von den beiden weiteren Stimm beb 

Landgrafen Philipp geitifteten Linien ſehr bald wieder audgeftorben waren 
— noch beftehende Band einer Gemeinfchaft in den wichtigſten Gegen: 
ftänden des Öffentlichen Lebens erhielt noch fpäter eine formelle Beftärkung 
duch zwei zwiſchen dieſen Häufern abgefchloffene Verträge, dem fogen, 
Hauptaccord vom 24. Sept. 1627 und ben Vertrag vom 14. Apui 
164813), mit melchen die weiteren vom 28. San. 1628 und 30. Ma 
163814), auch 19. Febr. 165015), in Beziehung ſtehen. Befonbere 
noch lange nachher, bie zur Aufloͤſung bes teutfchen Reiches, beibehalten 
Gegenftände dee Gemeinſchaft waren, außer ber erwähnten landſtaͤndiſchen 


Geſammtverfaſſung, welche ſchon früher außer Uebung gekommen war 3°), 


active und paffive Behnbarkeit in Anfehung gewiſſer gent7), das 
Sammthofs und das Sammtrevifionsgericht 1°), bie adeügen Stiffes 
Kaufungn und Better!) , bie Fraͤuleinſteuer 20), gewiſſe Zoͤlle 22) und 


Dfeiffer, landſt. Verf. ©. 61 flg. v. Rammel a. aD V. 


HD) Abgebrudt bei eanig a. a. O. IX. ©. 789. Fotor, alest. iur. 
— p 22. Becka. a. O. MV. S. 92 flg. d. Rommel a. a. O. 


10) Ledderhofe, M. Schriften III. S. 45 fig. 

11) BIS landſt. Verf. $. 5-9. 
* ee a. a. O. 1.8, 90 u15 v. Rommel a. a. O. V. & 

13) Beide abgebruckt bei Lünig a. a. O. IX. S. 827, 899, und Wed 
9% a. D. II. ©, 157 fg: und 178 FR ' 

14) £ünig a. a. D. IX. ©. 843, 867, 876. Bed a. a. O. I. ©, 18. 

15) Leddberbofe a. 8. O. J. ©. 143, 

16) Ledderhofe a. q. O. I. S. 67. ’ 

FA ann rehete a. ans ©. au II. a 

o er neue am 8. Oct. 171 offen wurde. 

Lebdberhbofe I. a-O. IV. ©. — 101. — 

19) Lebberhoſe a. a. O. I. ©. 5. 

20) Eebberhofe a. a. O. V. ©. 4. 

al) Leddberhofe a. a. D. ®. 197. 


er 
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ein Geſammtarchiv. Alle diefe bis dahin noch beſtandenen Bande dr 
Einheit zwifchen beiden flammverwandten Häufern wurden aufgeloͤſt ver⸗ 
mittelft eines während der Entfernung des Kurfürften von Heffen zwilchen 
dem Könige von Weltphalen und dem nunmehrigen Großherzoge non 
Heffen (Darmfladt) gm 3. Juni 1810 abgefchloffenen Vertrages 22), und 
babei iſt «8 im wefentlichen verblieben, obwohl man nadı bes erfteren 
Miebereintritt in bie Regierung das Beduͤrfniß der Abfchliegung. eines 
neuen, umfaffenden, gemeinfamen Haus⸗ und Staatsvertrages in einem 
am 19. Dec. 1816 eingegangenen Präliminarvertrage qusdruͤcklich aner⸗ 
kannte2*). Selbſt In Folge der Bundesmilitaͤrverfaſſung find beide Stans * 
sen durch Verwelfung ihrer Contingente zu verfchiedenen Corps 20) ger 
trennt worben. — Als ein dem öffentlichen Rechte des Gefammthaufes 
Heffen angehöriges Rechtsverhaͤltniß find auch noch die Erbverbruͤderungen 
mit Sachſen und Brandenburg zu erwähnen, beren erſte Beurkundung 
in das Jahre 1373, die neuefle in das Jahr 1614 fält, und denen 
vielleicht noch jegt nicht aller practifcher Werth abzufprechen iſt 29). 

Von eigenthümlichen Quellen des heffiihen Privatrechtes geben 
jene früheren Zeiten nur eine bürftige Ausbeute. Während her der Ein- 
rg bes römifchen, canonifhen und Iongobarbifchen Rechtes voraus⸗ 
gegangenen Periode befland in Heſſen, fo viel bekannt, Leine demfelben 
eigene Geſetzgebung; vielmehr galt daſelbſt — mit Nüdficht auf bie Ein- 
theilung des Landes in ben fächfifchen und fränkifchen Gau, deren erfterer 
die jegigen Aemter Garlshafen, Sababurg, Hofgeismar, Grebenftein, 
Zterenberg, Wolfhagen und das zum Landgeridhte Tafel gehörige Amt 
Ahne, dev anbere das zu eben diefem Landgerichte gehörige Amt Bauna, 
fodonn, außer dem jenfeits der Fulda gelegenen, vormald thüringifchen 
Landesftriche, bie Aemter Gubdensberg, Feldberg, Homberg, Melfungen 
und Frankenberg, nebft Allem, was weiter gegen Mittag liegt, begriff, 
— das fähfifhe und fraͤnkiſche Recht, .infonderheit der Sachſen⸗ und 
Schwabenfpiegel, und was dem im ihnen enthaltenen Rechtsſyſteme weis 
ter anhängt 2%). Die Stafuten einzelner Städte, z. B. der Stadt Caffel 
vom Sahre 1384, und die von Sohann Emmerich zu Enbe bes 15. 
Jahrhunderts aufgezeichneten Stankenbergifchen Gewohnheiten find haupts 
fächlid nur um deßwillen von allgenwinerem Sintereffe, weil aus ihnen 
ber herkömmliche Gebrauch der erwähnten allgemeinen Rechtenormen her⸗ 
vorgeht. Im Laufe des 15. Jahrhunderts fanden jedoch aud) in Heſſen, 
wie faſt uͤberall in Teutſchland, jene fremden Rechte, anfänglich zwar 
nur in den geiſtlichen Gerichten, doch gegen das Ende deſſelben auch in 
— — e 

22) Martens, recueil de traités, Suppl. V. p. 264. 
23) Beck a. a. O. II. S. 156. 
24) Klüber, oͤffentl. Recht des teutſch. Bundes S. 811, III. Aufl. 


‚ 26) Hieruͤber iſt gu vergleichen: Pfeiffer, Ordn. ber Regierungsnachfolge 
a E A he Eondtogeveranb!. —W Beil. 183, ©. 29. Becka. a. 
— —* 8» N 
26) Diefe rechtsgeſchichtliche Darftellung ift hauptfächlich entnommen aus 
Kopp, heſſ. Gerichtsverf. 8. I, —5* Borreden zu B. I u. Il der aͤlteren 
Sammlung ber Lanbesorbnungen.. .. 
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den weltlichen Eingang, wiewohl noch längere Zeit hindurch im Kampfe 
mit den alten vaterlaͤndiſchen Rechten und Gewohnheiten , bis diefe gegm 
die Dritte des neuen Jahrhunderts gänzlich unterliegen mußten. Waͤh—⸗ 
rend nämlich im Anfange des 15. Jahrhunderts von den Städten nid 
feſt über ihren alten Gewohnheiten, vorzuͤglich in Anfehung dee Echfolge, 
gehalten wurde, fprachen die Canzleien in Gemäßheit der Hofgerichtsocdn, 
“son 1500 (derem noch ſpeciell unten gebacht werben wird) Tediglich nad 
den fremden Rechten, und gaben die mit dieſen nicht übereinflimmenber 
Gebräuche für boͤſe Gewohnheiten aus. Zwar entgingen die Nachtheile 
eines folchen Rechtsungewißheit de® Vorſorge mehrerer der heſſiſchen Lan 
desfürften nicht, und ſchon Landgraf Wilhelm IL. beſchloß daher, ein 
eigenes Landrecht abfaffen zu Laffen, zu welchem Behufe er ‚yon den 
Staͤdten Nachricht wegen ihrer befonderen Gewohnheiten einziehen ließ; 
doch tft es damit fo wenig zur wirklichen Ausführung ng > eld mit 
mehreren ähnlichen Bemühungen nachheriger Negenten, unter Daten bier 
naͤchſt die, won deſſen Enkel, Landgraf Philipp zu Marburg, Hkä 
allein, theils in Verbindung mit feinen brei fürftlichen Brüdern, Modem 
Philipp's d. Gr.) zwiſchen den Jahren 1581 und 1592 mi | 
ſtalteten Entwürfe eines allgemeinen Landrechtes, bie jedoch geſeſch 
Anfehen niemals erlangt haben, anzuführen find. Und fo ift es 
gefommen, baß allen den urkundlichen Nachrichten, welche wir noch 











den alten vaterländifchen Rechten und Gewohnheiten haben,kein ander, 

- als blos Hiftorifcher Werth zukommt, vielmehr die fremden echte, fofern 
fie nicht durch die Richsgeſetze oder einzelne Landesorbnungen abgeaͤnder 
worben find, bie einzige pofitive Entfchelbungsnorm In ben- Gerichten 
abgeben, und jede in dem Gewohnheitsrechte begründete Abwchhung nach 
den gefeglichen Erforderniſſen eines folchen in jedem alle ber Anwendung 
befonders nachgeroiefen werben muß, fo lange ſich nicht daruͤber ein feſte 
Gerichtsgebrauch ‘gebildet hat. Auch von einzelnen legislatoriſchen Urxkuge 
den aus biefer Periode find uns, bis zum Schluffe des 15. Jahrhun⸗ 
derts, nur wenige aufbehalten. Dabin gehören infonderheit vier Verord⸗ 
nungen noch aus dem 14. Sahrhundert?7), und zwar drei vom Jahte 1337 
in lateinifchee Sprache, unter benen die vom 17. Dec. gedachten Jahres, 
durch mweldye in bem modo succedendi ab intestato das ius repraegen- 
tationis in Heffen eingeführt worden, bie bemerkenswerthefte ift, und 
eine vom 21. Febr. 1384, welche die oben bereit erwähnten Statuten 
für die Stade Caffel enthält; ſodann fünf Verordnungen aus dem 18. 

‚ Sahrhunderte2®), unter denen fich bie Gerichtsorbnung des Landgrafen 
Wilhelm's DI. vom Jahre 1497, und die, nach dem Vorgange der Reihe 
kammergerichtsordnung von 1495 entworfene SHofgerichtsorbnung bed 
Landgrafen Wilhelm’s Il. vom 24. Auguft 1500, befonders auszeichnen. 
Jene beſchaͤftigt fi) zwar größtentheils mit dem gerichtlichen Verfahren, 
unter fihtbarer Einwirkung der fremben Rechte, enthält jedoch auch gar 
manches ſehr Bemerkenswerthe qus dem alten einheimiſchen Rechte, 


— — — 
% 


27) Arltere Samml. ber Landesorbnungen B. 1,68 fie. 
28) ®. J. ©. 5 fig. 5 
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namentlich Aber die Wermägendverhäitniffe der Ehegatten und äder bie 


Erbfolge; doch iſt es noch erheblichem Zweifel unterworfen, ob biefelbe 
jemals zu allgemeiner Gittigkeit „gelangt fel, und gleichwohl deren fpätere, 


*  piefleicht noch jet wenigſtens theilweife fortbauende Anwendbarkeit nicht 


geradezu in Abrede zu ftellm??). Aus ber Hofgerichtsorbuumg aber ift bier 
zu bemerken, daß die Mitglieder des Hofgerichtes buch ihren Eid ver» 
pflichtet wurden: nad) gemeinen kaiſerlichen befchriebenen Rechten, auch 


nad) redlichen, ehrbaren Statuten, Drdnungen und Sewohnheiten unferes | 


Fuͤrſtenthums und Landfchaft, wo Tle vor fie gebracht worden, zu ur⸗ 


. theilen. Die von biefer Zeit an In weit größerer Anzahl vorkommenden. 


Verordnungen befchäftigen fich beinahe ſaͤmmtlich mit abminifteatiinen 
Gegenftänden; von befonderem Intereſſe für bie eigmtliche Rechtsgeſchichte 


find aus biefer Periode nur, außer einigen, das Gerichtsverfahren auf . 


. ben Grund der Hofgerichtsordnung von 1500 weiter ausbildenden Ders 
ordnungen 30), die Sagborbnung von 153234), mehrere Ebiete gegen bas 
Zerreißen ber Hufengüter, infonberheit von 16935 und 1545 ®2), bie 
- eine verkürzte Nachbildung der Carolina enthaltende Halsgerichtsorbdnung 
in peinlichen Sachen vom Sjahre 153532), zwei Verordnungen gegen bie 
Veräußerung und Werpfändung ber Kirchens und Marrguͤter von 1536, 
1556 und T664°%), die Verordnung gegen wucherliche Contracte, infon- 
berkeit rüdfichtlich ber mieberverfäuflichen Guͤlten und Sruchtzinfen, von 
15375), die Judenordnung von 1539?) und, bie Kirchenordnungen von 
1539 und 15667). 2 ; 

Aus der für die Kenntnig des heffifchen Geſammtſtaates in recht⸗ 
licher "und Insbefondere rechtögefchichtlicher Hinſicht bemerkenswerthen Li= 
tetatur find hauptfächlich felgenbe, theilmeife ſchon erwaͤhnten Werke 
zu bezeichken: J. Ph. Kuchenbecker, analecta Hassiaca, Collectio 
. I-XIl. Marb. 1728-42. 3. ©. Eftor, anserl. Beine Säriften, 
3 Bde. Gieß. 1734 —39. Deffen neue Beine Schriften, 2 Bde. 


Marb. 1761. F.Ch. Schmincke, monimenta Hassiaca T.I—IV. _ 


Cass. 174765. Marhurgiſche Beiträge zur Gelehrſamkeit, 5 St. 
Marburg 1749 u: 60. Estor, electa iur. publ. hassiac. Francdf, 
1752. E. Ph. Kopp, ausführl.-Machricht von der Älteren und neueren 
Berfaffung der geiſtlichen und Civilgerichte in den fürftt. Heſſen⸗Caſſeli⸗ 


ſchen Landen Th. I u. I. Caſſel 1769 u. 71. Heſſiſche Beiträge jur - 


Gelehrſamkeit, 2 Bde. Frankf. 1785 u. 87. Ganz vorzüglich Ledder⸗ 
hoſe, Beine Schriften Th. M-IIT (Marb. 1787 u. 89), Th. IV. u. V. 
Eiſenach 1792 u, 96. Kerner U. F. Kopp, Bruchſt. 5. Erldut. d. teutfch. 
Geſch. u. Regee. Caſſ. 1799. B. CH. Duyſing, chronologiſches 


29) Bol Pfeiffer, pract. A wu VL &. 177. 
50) — ———— —— eis, f 
81) 8. I, ©. 58. 


88) Ebendaf. ©. 68, 3 

84) Ehendaf. ©. 92, 169, 110. 

35) 8. I, ©. 634. 

86) Ebendaſ. ®. 120. ; ar j k 
87) B. I, &, 109, 1293. . i — e ⸗ 
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den weltlichen Eingang, wiewohl noch längere Zeit hindurch im Kampfe 
mit den alten vaterländifchen Rechten und Gewohnheiten, bis diefe gegen 
bie Mitte des neuen Jahrhunderts gänzlich unterliegen mußten. Wähs 
rend nämlich im Anfange des 15. Jahrhunderts von ben Städten nöd 
feft über ihren alten Gewohnheiten, vorzüglich in Anfehung der Erbfolge, 
gehalten wurde, fprachen die Canzleien in Gemaͤßheit der Hofgerichtsorhn. 


"son 41500 (deren noch ſpeciell unten gebacht werben wird) Lediglich nad 


den fremden Rechten, und gaben bie mit dieſen nicht uͤbereinſtimmenden 
Gebräuche für boͤſe Gewohnheiten aus. Zwar entgingen bie Nachtheile 
einer. ſolchen Rechtsungewißheit det Vorforge mehrerer der heſſiſchen Law 
besfüriten nicht, und fon Landgraf Wilhelm I. befchloß daher, ein 


. eigenes Lanbrecht abfaflen zu laffen, zu welchem Behufe er von den 


Staͤdten Nachricht wegen ihrer befonderen Gewohnheiten einziehen ließ; 
boch iſt es damit fo wenig zur wirklichen Ausführung gediehen, als mit 
mehreren Ähnlichen Bemühungen nachheriger Megenten, unter denen bier 
naͤchſt die, won deſſen Enkel, Landgraf Philipp zu Marburg, theils für 
allein, theils in Verbindung mit feinen brei fürftlichen Brüdern ( Soͤhnen 
Philipp's d. Cr.) zwiſchen den Jahren 1581 und 1592 wirklich vermy 
ftalteten Entwuͤrfe eines allgemeinen Landrechtes, bie jeboch geſesliches 
Anſehen niemals erlangt haben, anzuführen find. Und fo iſt es dahin 
gefommen, daß allen den urkundlichen Nachrichten, welche wir noch von 
den alten vaterländifchen Rechten und Gewohnheiten haben, Fein anderer, 
als bloß hiſtoriſcher Werth zukommt, vielmehr die fremden Rechte, fofern 
fie nicht durch die Riichsgeſetze ober einzelne Landesorbnungen abgeändert 
worden find, die einzige pofitive Entfcheldungsnorm In ben- Berichten 
abgeben, und jede In dem Gewohnheitsrechte begründete Abweichung nach 
ben gefeßlichen Erforderniſſen eines ſolchen in jedem Sale der Anwendung 
beſonders nachgetoiefen werben muß, fo lange ſich nicht darüber ein fefter 
Gerichtsgebrauch ‚gebildet hat. Auch von einzelnen Legislatorifchen Urkuns 
ben aus diefer Periode find uns, bis zum Schluffe des 15. Jahrhun⸗ 
derts, nur wenige aufbehalten. Dahin gehören infonderheit vier Verord⸗ 
nungen noch aus bem 14. Jahrhundert 27), und zwar drei vom Jahre 1337 
in lateinifcher Sprache, unter denen bie vom 17. Dec. gedachten Jahres, 
durch welche in bem modo succedendi ab intestato das ins repraesen- 
tationis in Deffen eingeführt worden, die bemerfenswerthefte ift, und 
eine vom 21. Febr. 1384, welche die oben bereits erwähnten Statuten 
für die Stadt Caffel enthält; fobann fünf Verordnungen aus dem 15. 


. Sahrhunderte2®), unter denen fich die Gerichtsordnung des Landgrafen 


Wilhelm's WI. vom Jahre 1497, und die, nach dem Vorgange ber Reiches 
kammergerichtsordnung von 2495 emtworfene Hofgerichtsovdnung bed 
Landgrafen Wilhelm’ I. vom 24. Auguft 1500, befonders auszeichnen. 
Jene beſchaͤftigt fich zwar größtentheils mit dem gerichtlichen Verfahren, 
unter fihtbarer Einwirkung ber fremden Rechte, enthält jedoch auch gar 
manches fehr Bemerkenswerthe aus bem alten 'einheimifchen Rechte, 


· — —— —— 
— 9 


27) Aeltere Sammt. ber Lanbesorbnungen B. I, ©. 8 fig. 
28) B. I. ©. 5 fig. z : . ” 
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namentlich über die Vermögendverhättnifie ber Ehegatten und der die 


Erbfolge; doch iſt es noch erheblichem Zweifel unterworfen, ob biefeibe 
_ jemals zu allgemeiner Gittigkeit „gelangt ſei, und gleichwohl beren fpätere, 
vielleicht noch jegt wenigſtens theilweife fortdauernde Anwendbarkeit nicht 
geradezu in Abrede zu flellm?P). Aus der Hofgerichtsordnumg aber iſt bier 
zu bemerken, daß die Mitglieder des Hofgerichtes durch ihren Eid ver⸗ 
pflichtet wurden: nach gemeinen kaiſerlichen befchriebenen Rechten, 


ah . 
nach redlichen, ehrbaren Statuten, Ardnungen und BGewohnheitew unferes 


Fuͤrſtenthums und Lanbfchaft, wo Te vor fie gebracht worben, zu ur⸗ 
‚heiten. Die von diefer Zeit an in weit größerer Anzahl vorkommenden 
Verordnungen befchäftigen ſich beinahe ſaͤmmtlich mit abminiftcasinen 


Gegenftänden; von befonderem Imteteffe für die eigentliche Rechtsgeſchichte 


find aus diefee Periode Mur, außer einigen, das Gerichtsverfahren auf . 


. den Grund der Hofgerihtsordnung von 1500 weiter ausbildenden Ver⸗ 
ordnungen 20), die Sagbordnung von 153232), mehrere Edicte gem das 
Zerreißen der Hufengüter, infonberheit von 1635 und 1545 92), bie 
- eine verfürzte Nachbildung der Carolina enthaltende Halsgerichtsordnung 
in peinlichen Sachen vom Jahre 15353?), zwei Verorbnungen gegen bie 
Veräußerung unb Verpfaͤndung ber Kirchen» und Parrgüter von 1536, 
1556 und T664°%), die Verordnung gegen wucherliche Contracte, infon- 
derkeit ruͤckſichtlich der wieberverfäuflichen Guͤlten und Seuchtzinfen, von 
15375), die Sudenordnung von 153936) ung, die Kirchenordnungen von 
1539 und 15667). j 

Aus ber für bie Kenntniß des heffifchen Geſammtſtaates in recht⸗ 
licher "und insbeſondere rechtögefchichtlicher Hinſicht bemerkenswerthen Eis 
tetatur find hauptfächlich folgende, theilweife ſchon erwähnten Werke 
zu bezeihliin: J. Ph. Kuchenbecker, analecta Hassiaca, Collectio 
. I-XI. Marb. 1728-42. 3. ©. Eftov, auserl, Heine Sqthriften, 
3 Bde. Gieß. 1734-89. Deffen neue Beine Schriften, 2 Bde. 
Marb. 1761. F.Ch. Schmincke, monimenta Hassfkca T.I—IV. 
Cass. 1747—65. Myyburgiſche Beiträge zur Gelehrſamkeit, 5 St. 
Marburg 1749 uı 60. Estor, electa iur. publ. hassiac. Francdf, 
1752. C. Ph. Kopp, ausführl. Machricht von ber „Älteren und neueren 
Verfaſſung der geiſtlichen und Civilgerichte in den fürftl. Hefien » Eaffelis 


Then Landen Th. I u. I. Gaffel 1769 u. 71. Heſſiſche Beiträge zur - 


Gelehrſamkeit, 2 Bde. Frankf. 1785 u. 87. Ganz vorzüglich Ledder⸗ 
Hofe, Beine Schriften Th. M-IIT (Marb. 1787 u. 89), Th. IV. u. V. 
Eiſenach 1792 u. 98. Ferner U. F. Kopp, Bruchſt. 3. Erläut. d. teutfch. 
Geſch. u. Regee. Caff. 1799. 83. Ch. Duyfing, chronologiſches 

29) Bol. eiffer, pract. A VI. G. 177. 

te tr Te 

31) 8. I, &. 58. j 

82) B. I, S. 142, 455, 

838) Ebenbaf. ©. 68. N 

84) zn): ®. 92, 169, 210. Pi: 

8 B. ' ©. 6. i R : 

86 Ebendaſ. ®. 1 eo i — 

87) B. L, 8. 109, 128. . 2 
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27" Heſſen⸗Caſſel, Kürfürftentium, 


Verzeichniß heſſiſcher Urkunden Th. I. Mint. 1796°%). Manches hierher 
Gehoͤrige enthält auch bie fett 1886 zu Caſſel herauskommende B ekt- 
ſchrift des Vereines für, heſſ. Gefchichte und Landeskunde, unb in 
ftariftifcher Binficht gewährt Lanbau’s Beſchrelbung bes Kurfürften 
thums Heſſen. Caſſel 1842., ein ſehr Srauchbares Hitfsmittel. Von bee 
mehrgedachten Sammlung der Landesorbnungen iſt nur die erfte Haͤffte 
des im Jahre 1766 zu Caſſel herausgelommenen erften Theiles, welcher 
außer br in bie Zeit vor der Lanbestheilung fallenden Verordnungen 
noch einige gemeinſchaftliche ber 4 fuͤrſtlichen Brüder, und auch bergleichn 
von Lubwig zu Marburg enthält, von. allgemeinerem Intereſſe für das 
gefammnte Heilen, Speclell Über die, in den Hausverträgen begrüdeten 
Austräge dee heſfſtſchen Fuͤrſten find einige beſondere Schriften erfchienm?”), 
und Aber die heffifchen Erbämter eine Abhandlung von I. J. Doms 
bergkeo)y. Unte® mehreren, den Succeffionsanfpruch des Haufes Heſſen 
auf das Herzegthum Brabant?!) betreffenden Abhandlungen find bier 
nur zu erwähnen eine folge im Sabre 1747 zu Marburg heramsgflems 
mme von 8. A. Kopp, und aus ber neuelten Zeit ein Aufſeh von 
Bernhardi, in ber gedachten Beitfchrift B. IH, ©. 1. » 


Seffen-Eaffel, Kurfürſtenthum. I. Territorfalbeſtand 
na. ſ. m. Ein teutfcher Bundesftaat mit 728,553 Einwohnern zufolge dee 
im Dee. 1840 ſtattgehabten Polkszaͤhlung. Nach der neueften Gebietsabther 
tung vom Jahre 182142) begreift berſelbe 4 Provinzen:. Nieberheffen mit 
Schaumburg aus 10 Kreifen (dermalen) mit 353,220, Oberhrffen aus & 
Kreifen mit 118,908, Fulda aus 4 Kreifen, von benen-2, Hersfeld und 
Schmalkalden, zum altheffiichen Gebiete gehören, mit, 137,780, und 
Hanau ebehfalld aus 4 Kreiſen mit 118,645 wohnern? beſtehend. 
Seit der Landestheilung vom Jahre 1568, al Entitehungezeit der 
heffenscaffel’fchen Linie oder des jegigen Kurhauſes iſt e weitere SIE 

- Iung der Beſihungen dicfer Linie, außer der unter den Shnen des La 
gräfen Morig im Jahre 1627, vorgekommen, welchkedoch eime fehr 
ufgleihe war, ſowohl der Quantitaͤt nach, indem her Erftgeborene X, 
befien jüngere Brüder zufammen mır 14 des Landes «die. fogen. woten 
burger Quart) erhielten, als der Qualität nach, indem jenem ausſchließ⸗ 
Uch die -Landeshoheit über das ganze Staatsgebiet vorbehalten blich *); 





\ & i 
, 88) Letzteres enthält die ſchon gebrudten Urkunden von 770 bis 1328. 38 
einer Sertfegung macht bie, fogtelch su erwähnende, Zeitſchrift (B. 1,9. % 
.8M;8 I, ‚©. XT) Hoffnung. Einzeine wihtiggltrktunben finde 
man in den gedruckten Deductionen über die marburgifche Suckeifion und übt 
die Streitigkeiten mit dem teutichen Orden. . 
89) Einzeln benennt bei Kopp a. a. D. Th. I, &. 974, , 
40) Frankf. 1743, mit Beifügung der ſich darauf beziehenden Lehmbriet. 
41) Kopp, Bandbuh M. ©. 136. 
42) Samml. v. Gefegen für die kurheſſ. Staaten, 1821, &. 69. 
43) Abdrud der zw. d. reg. Haus Heffen- Caffel und ber abgetheilten 
fürftl. rotenburgifchen Linie wegen ber Quart errichteten Vertraͤge. Caſſ. 176%. 
Ein weiterer Abdruck von 177& enthält noch Ginigeß mehr. Bol. v. Kom: 
mei 0. 0. O. VI. S. 725, Rote 664. 4 
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und auch biefe Thellung iſt mit bein Ableben des letzten Fuͤrſten aus 
dem Haufe Rotenburg im Jahre 1834 Im ihrem vechtlichen Beſtande 
wieder erloſchen, wenn glefch eine Eonſolldation der Beſitzungen beffelben 
mit denen des regierenden Haufes, wie ſolche nach ber Anficht dee Land⸗ 
ſtaͤnde davon bie Folge geweſen waͤre, ſeither nicht erfolgt if, indem jene 
Befigungen unter dem Viel von Hofdomäneri (einem dem heſſiſchen 
Staats und Fuͤrſtenrechte 516 dahin fremden Begriffe) der Werweltung 
einer neu ernannten Hofdomaͤnenkammer untergeben worden find, in wei⸗ 
chem factiſchen Berhältntffe eine Aenderung zu bewirken den nachdruͤcklich 
ſten Bemühungen dee Stände nicht hat gelingen tollen **), wiewohl 
eben f6 wenig eine Anerkennung bdiefes Zuſtandes ihrerſeits ſtattgefunden 
Hat, fo daß alfo biefe wichtige Streitfrage noch in unentfchledenen Rech⸗ 
ten fchmebt*5). Das bei Entſtehung der Linte Heffen⸗Cafſel dem Stifter 
derſelben urſpruͤnglich zugefallene Gebiet **) hat jedoch ſeitbem fehr bedeu⸗ 
tend an Umfang gewonnen. Außer einigen minder bedeutenden Erwer⸗ 
bungen *), ſodann dem Anfalle der Herrſchaft Pleffe im Jahre 1671 
(die jedoch 1816 an Hannover abgetreten worden), und ber Herrſchaft 
Schmalkalden im Jahre 1583 *8), auch der theilweiſen Succeffion in die 
Beflsungen ber in den Jahren 1583 und 1604 kinderlos verflorbenen 
- Zandarafert Philipp zu Rheinfels und Ludwig zu Marburg 29) find zu jenem 
Gebiete weiter hinzugelommen: die Grafſchaft Schaumburg als, heims 
gefallertes Zehen im 3. 164050), die Grafſchaft Hanau (nachher als 
Fuͤrſtenthum bezeiehnet) vermoͤge alter Verträge im J. 173692, das. 
Fuͤrſtenthum Fritzlar (jest zue Provinz Niederheſſen gehörig) in Folge 
bes luͤneviller Friedens als Entfchäbigung- für bie jenfeits des Rheines 
gelegenen Befigungen im 3. 1803 92), das Großherzogthum Fulda nebfl 
einigen bemfelben binzttgefügten Bezirken in Folge der Verhandlungen bes 
Wiener Congreffes and ber mit Preußen und Defterreich abgefchlöffenen 


| Die hauptſaͤchlichſten Aetenftüce uͤber biefen Gegenftand, befichend theils 
in Mitfbheilungen von Seiten ber Staatsregierung ——— Landes⸗ 
herrſchaft, theils in Ausführungen von Seiten der Staͤnde, finden ſich erſtere 
in bei.Zandtagsverhandlungen d. 1833 bis 1835 Beil, 189, ©. 25, und Beil. 
197; v. 1836 u. f. w. Nr. 59, ©. 1; v. 1839 Bell. 214, ©. 145 legtere 
in den Landtagsverhandlungen v. 1833—85 Ne. 111, ©. 28 flg., Beil. 188. 
u. 1935 von 1856 u. ſ. w. Beil. 185, 194, 389, 390 u. 4613 von 1838 - 
Kr. 12, ©. 3 Ng., Nr. 13, &. 1 flg., Nr. 17, ©. 10, Nr. 18, ©. 18, 
Beil. 36, 46 u, 545 v, 1839 Nr. 61, Beil. 2, ©. 2, Beil. 214 u. 225, 
45) Das gefchichttiche Material zur Beurtheilung dieſer Streitfrage findet 
man vollftändig zufammengelwagen in ber hiſtoriſchen Entwickelung des Verhaͤlt⸗ 
niſſes⸗ der durch das Grldfchen der fürfll. heſſ.⸗rotenburgiſchen Linie erledigten 
Befitzungen zu dem Turheffiichen Gtaatgebiete, in Pdlie, Jahrbucher Zahrg. 
V. ©. 193 flg., und bei v. Rommel a. a. O. VO. ©. 70% fig. 
v. Rommel a. aD. VO. S. 622. 
47) Worüber Landau a. a. O. S. 24 fig. unb 27 zw vergleichen iſt. 
48) v. Rommel a. a. O. V. S. 627 fig. 
3— Curtius, Geſchichte und Statiſtik von Heffen S. 179, 208. 
50) Ledderhoſe, Heine Schriften ©. II, ©. 149. 
52 Surtius a. a. D. ©. 220. 
52) Neue Gammi. der Lanhesorhn. B. IV, &. 409, 
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Verträge, gegen einige minder bedeutende Diſtricte, im J. 1816 9°); bie 
fuͤrſtlich und graͤflich iſenburgiſchen (ſtandesherrlichen) Wefigungen und 
einige andere Ortſchaften durch Vertrag mit dem Großherzoge von Heſſen, 
als Erſatz für verſchiedene dagegen abgegebene Laͤndertheile, im J. 1816 89); 
endlich Stadt und Gebiet Volkmarſen (Prov. Niederheſſen) durch einen 
Vertrag mit Preußen im J. 1807 60). Auch gingen noch durch einen 
Staatsvertrag mit Hamover vom 8. Febr. 1832 einige Ortſchaften an 
Kurheſſen aber). — Kurheſſen war, nach der im Nov. 1806 einge 
tretenen Occupation buch die Franzoſen in Gemäßheit bes Tilfiter Frie⸗ 
dens vom Jahre 1808 an in feinem damaligen Beflande, mit Ausnahme 
der Grafſchaft Hanau, dem Koͤnigreiche Weftphalen einverleibt, und leg 


tere mit dem Großherzogthume Frankfurt vereinigt worden. Vermoͤge 


bes Acceffionsvertrages vom 2. Dec. 1818 57) erhielt der Kurfürft fein 
Land unter Garantie ber verbündeten Fürften, jebody mit dem Vorbehalte 
zuruͤck, fih in biefer Hfnficht den zum Zwecke der Erlangung des Frie⸗ 
dens und Aufrechthaltung der Unabhängigkeit Teutſchlands erforderlichen 
weiteren Beflimmungen zu unterwerfen, wovon als Kolge bie oben er» 
wähnten Zertitosialveränberungen ahzufehen find. — Dee Kurfürk hat 
feit 1814, neben diefem Titel mit dem Prädicate koͤnigliche Hoheit, auch 
den eines fouveränen Landgrafeg von Hefien®®), und feit 1816 bem eine 
Großherzogs von Fulda und Fuͤrſten von SfenburgS?) angenommen. 

I. Algemeine Rechts quellen und Literatur. As Grund 
normen des öffentlichen Rechtes für bie Beftgungen ber heſſen⸗caſſel'ſchen 
Linie ober des dermaligen Kurhaufes kommen hauptfächlich die Teſtamente 
und Verträge der Landesfürften, die Landtagsabſchiede und die landes—⸗ 
herrlichen, theilweife unter Mitwitkung der Landſtaͤnde erlaffenen Verord⸗ 
nungen in Betracht. Dem oben bereits erwähnten Teſtamente Phllipp’s 
d. Gr., nebft dem darauf gegründeten fürftlichen Bruͤdervergleiche, folgte 
zunaͤchſt das Teſtament Wilhelm’s IV., des Stifter jener Linie vom 
25. uni 1586, worin derfelbe unter Anderem bie Unveräußerlichket 
bes Landes und der Rammergüter, unter Garantie der Landftände, auch 
fänes Vaters Stiftungen, und alle Hausverträge bekräftigte °0) ; fobann 
gehören dahin mehrere Verträge mit dem verbrüderten Haufe er 
Darmſtadt, deren unter dem Artikel Heften fchon gebacht worden, Ternet 


bie oben bereitd erwähnten Verträge zwiſchen ben fürftlihen Söhnen id | 


53) Samml. dv. Gefegen f. Kuchefien v. 1816 ©. 8.53. Marten: 
l. 8. Suppl. VII. P. 831. 408. F 
54) Geſetzſamml. &. 89. (Mo kein Jahrgang genannt iſt, gilt digſe Ar 
fache —— von demjenigen, in welchen bie betreffende gefehliche Weitim 
mung a ‚ s Mr 
55) Geſetzſamml. &. 105. 
56) Gefetfammi. ©. 227, . . 
57) Martens |. c. Suppl. V. p. 651. 
58) Gefehfammf. 1814-6. 7, 1815 ©. 110, 127. Ebenſo in ber taub 
ſchen Bundesacte ‚bezeichnet: Klüber, Quellenfammi. L &. 146, 15h 
. 59 ———— 1816 ©. 5, 17% j 
60) v. O. 2 S 


ommel a. a. . 832 fig. 
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Landgrafen Moritz (Hauptvertrag vom 12. Febr. 1629), wodurch mittelſt 
Einfuͤhrung ber auch von Kaiſer und Reich beſtaͤtigten Primogenitur!) den 
jüngeren Prinzen bie ſogen. rotenburger Quart zu ihrer Abfindung ge 
geben wurde; ein Vertrag vom 9. Febr. 1685 zwiſchen den fürftt. Soͤh⸗ 
an des Landgrafen Wilhelm's IV., wodurch die Philippsthal'ſche Linie ges 
ſtiftet wurde, und zwei weitere auf die berfelben zugeſicherte Apanage ſich 
beziebende Verträge vom 17. Ian. 1733 und 31. März 17912); 
endlih ein Vertrag zwifchen Landgraf Wilhelm IX. — feit 1808 zur > 
Kurwuͤrde gelangt?) — und feinen fürftlichen Brüdern vom 6. Juni 
1786%), Landtagsabſchiede finden fi mehrere in der Sammlung der 
Landesorbnungen, namentlich bie von 4576, 1666, 1731, 1786 und 
1798 auszugsweife 5), die neueren von 1831, 1833 und 1841 ihrem 
ganzen Inhalte nach in ber Geſetzſammlung °°) abgebrudt; nähere Nachweis 
fungen über die älteren bis zum Jahre 1626 findet man bei v. Roms 
mei”), und fowohl über diefe, als über bie weiteren bis zu dem von 
1798 — indem dee Landtag von 1816 ohne‘ einen ſolchen beendigt 
wurde — in Pfeiffer’s.Gefch. der landſt. Verf. an den geeigneten 
Stellen. Die Iandesherrliien Verordnungen von 1337 his 1806 find ' 
enthalten in der (auf landſtaͤndiſche Veranlaſſung) feit 1766 zu Gaffel 
berauisgefommenen: Sammlung fürftl. beffifchee Landesordnungen unb ® 
Ausfchreiben u. f. m. 9), in 8 Foliobänden, deren legter im Jahre 1816 
erfchienen ift. Eine neuere Quartausgabe in 4 Bänden, nebſt volftändis 
gem Megifter, in den Jahren 1828 bis 1839 herausgegeben, beſchraͤnkt 
fid) auf das bermalen noch Brauchbare. Bemerkenswerth find die bei 
den wichtigften Gegenfländen ber Gefeßgebung von bem ; Herausgeber 
O.⸗A.⸗R. Kulentamp) binzugefügten allgemeinen Ueberfichten, auf 
deren haupfächlichfte unten noch Bezug’ genommen werben wird. Welche 
der in jener Sammlung enthaltenen Verordnungen untee Mitwirkung 
der Landſtaͤnde erfolgt find, findet man bei Pfeiffer?) angegeben, auch 
iſt von demfelben die Frage: inwieweit dem Inhalte berfelben gefegliche 
Kraft beizulegen fei, in deſſen practifchen Ausführungen 70) einer genauen. 
Prüfung unterworfer. An jene Sammlung reiht ſich die mit dem Jahre 
1814, nad) Beendigung ber meftphälifchen Zmifchenzegierung, begonnene 
Sammlung von Sefegen, Verordnungen, Ausfchreiben und fonfligen 





61) Kaiſerl. fleg. v. 17. Märg 1628. Instrum. pac. osnabr. art. 
15. 8.15. 3. Mi Abſch. $. 190. Ledderhofe a. a. DO. IH..&. 157 fig. . 
62) Kopp, Handb. der kurhefſ. Landesverf. Th. VIL, &. 336 fig. Lands j 
tagsverhandl. v. 1832 Weit. so ©. 3. - = J m 
63), NR. S. d. L.D. V. ©. 48. . . 
64) Erwähnt in den Landtagsverhandl. a. a. D. ©. 5. . 
EN. ©. d. .O. 1. ©. 19, 63, 2985 IV. ©. 23, 276. 
66) 1831 ©. 92, 1833 ©, 18%, 1841 ©. 45. 
67) 8. V. ©. 288 fig., 2635 8. VII, ©. 101 flg., 143, 698. 
ge ſehr günftiges Urtheil Aber biefe Sammlung fällt Pütter, in 
den Erdrt. und Beilp. zum teutfch. Staats« und Kürftenrechte Th. II, &. 384. 
® Landſt. Geſch. S. 104 u. 175. 
70) B. VI, &162 fig. 
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allgemeinen Verfügungen für bie kurheſſiſchen Staaten, bis jegt in 9 
Duartbänden, -zu melchem legten jedoch Titel und Regiſter noch nicht 
ausgegeben find, beftchend 7). Die Kenntniß von der practifchen Auss 
bildung des kurheſſiſchen Mechtes ift, beſonders auch mit Rüdfiht auf 
bie den Oberabpellationsgerichtspraͤjudicien geſetzlich beigelegte Wirkſam⸗ 
keit?2) weſentlich geförbert merben durch bie in den Sahten 1768 unb 
1771 herausgegebenen Decisiones supremi tribunalis Hasso - Cassellani 
T; 1. D., deren Fortſetzung, ungeachtet fie durch ein Iandftändifches Des 
ſiderium von 1798 7°) ausdruͤcklich beantragt worden, bis zum Jahre 1821 
unterblieb, two noch ein 3. Band erfchienen it7*%). leihen Inhaltes, 
jeboch mit wiffnfihaftlicher Bearbritung ber mitgetheilten Rechtsfaͤlle, find 
die practifäyen Ausführungen aus allen hellen ber Rechtswiſſenſchaft, 
mit Erkenntniſſen des Oberappellationsgerichtes zu Caſſel, von B. W. 
Dfeiffer, wovon 6 Bände In Quart während ber Jahre 1825 bis 
1841 herausgekommen find. Henkel's bemerkensmerthe Rechtsfaͤlle, 
Entfcheidungen und andere Miittheilungen aus bee Tucheffifchen Rechtes 
pflege, 3 Hefte von 1839 bis 1842; befchränken fi auf den einfachen 
Abdend dieſer Gegenſtaͤnde. Ein demfelden Stoffe gewibmetes Werk 
von Strippelmann: neue Samml. bemerkensw. Entfcheidungen bes 
Ohberappellationsgerichtes zu Caffel, wovon der erfte Theil vor kurzem 
etſchienen iſt, fchlägt die Mittelſtraße zwiſchen den letztgedachten und den. 
erwähnten practiſchen Ausführungen ein. Ein vorzuͤgliches Hilfsmittel 
zum Stubium des Rucheffifchen Mechtes aus ber Zelt bis 1807 gewährt 
N. 8. Kopp's Handb. zur Kenntniß ber heffenscaffelfhen Landesvers - 
faffung und echte in alphabetiſcher Ordnung (fortgefegt von Wittich), 
7 Bände, 1796 bis 1808, welches jeboch mit dem Artikel Rauchtabat 
fließt. Sodann gehören hierher noch, außer einer großen Anzaht einzel⸗ 
nee Differtationen über heffifches Recht: A. L. Hombergk, commen- 
tationes iuris hass. de successione coniugum, tutela materna, et 
usufructu coniugis saperstitis in bgnis praedefuncti etc. Marb. 17817°). 
Gärtner, medit. pract. ex iure comm. et hasgiac. Sp.1..2. Marb. 
1785. C.F.Wittich, delineatio iuris civilis in terriß Hass. Cassel. 
2 Bdchn. Caſſel 1791— 93.76). B. Ch. Duyfing, Annalen der Gefegs 
gebung, Rechtsgelehrſamkeit und Rechtspflege in den Eurheffifchen Landen 
B. I II. Rinteln 1804 u. 1814. Deffen neue Annalen u. f. w. 
B. J. Rinteln 1817. Zeitſchrift für Recht und Gefeggebung in 
Aüurheſſen H 1, 2. Eaſfſel 1836, 1837. 


71) Die in derſelben enthaltenen Werorbnungen u. ſ. w. find auch einzeln 
in ber Waiſenhausbuchdruckerei zu haben. 

TR. ©. b. 8:9. 11. &. 370. 
73 N, G. d. 8:D, IV. ®. 278. . 4 j 

2 Außer diefer Folioausgabe gibt es auch eine in Daum, welche 17 Bänbe 


„7 nat — Kopp, Handb. VOL ©. 112. Pfeiffer, pract. 
usr. . — 

76) Die beiden Iegtgenannten Schriften find ball nach Ihrem Beginnen nichtð 
weiter ‚fortgefegt worden. 
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IE. Staats verfaf fung. Reben ben obigen diteree Grundnor⸗ 
men des oͤffentlichen Rechtes fuͤd Kucheffen, kommt aus ber Beit vor bee 


neuen Berfaffung hauptſaͤchlich noch das Furf. Haus» und Staatögefeg " 


von 4. Maͤrz 181777) in Betracht, indem durch bdiefes mehrere der 
in dem Conſtitutionse ntwurfe, weldher den Lanbffänden auf deren wieder⸗ 
holten, Antrag im Jahre 1816 vorgelegt und von benfelben, wiewohl er» 
fotglo®, besathen tworden ?®), enthaltenen Beſtimmungen zuerſt poſitiv und 
anf eine auch für die Regierunggnachfolger verbindliche Welfe ausgeſprochen 
wurden. Ein vollftänbig affendes Sundamentaigefeg für die gegen⸗ 
waͤrtige Staatsverfaſſung bildet aber bie Berfaffungsurkfunde vom 
5. Ian. 183179). Als practifche Hilfsmittel einerfeits für die Erlaͤute⸗ 
zung, anbererfeits für bie richtige Anwendung einzelner Beſtimmungen 
derfelben, dienen vorzugsweiſe die gedruckten Landtagsberhandlungen, for 
wohl die der Verfaffungsurfunde unmittelbar vorausgegangenm und ges" 
folgten, von 1830 und 1831, als die nachherigen, namentlich von 1831 
md 1832 in 10 Abtheifungen, von 1833 in 1%Heft und 3 Bänden, 
von 1833 bis 1835 in 6 Bänden, von 1836 bis 1838 in 4 Wänden 
und 3 Bänden Beilagen, von 1838 in 1 Band, von 1839 bie 1841 
in 2 Bänden und 3 Bänden Beilsgeh; als boctrinelle Hilfsmittel: 
Dfeifter, Geſchichte der Iandftänd. Verfaffung im Kurheſſen. Caffel 
41834. Murhard's Handbuch über die kurheſſ. Verfaſſungsurkunde, 
2% Bde. Cafiel 1834 ımd 1835. — Bet der Mittheilung der weſent⸗ 
lichften Beſtimmungen der Verfaſſungsurkunde nad) ihren einzelnen Abs 
ſchnitten erſcheint es, um dadurch alebald eine erfchöpfende Weberficht der 
bermaligen Staatseinrichtung in ihren weſentlichſten Beſtandtheilen zu 
gewähren, wohl gewiß als zweckmaͤßig, wenn gleich nicht einer ſtreng 


fuftematifchen Anordnung diefes Auffages entfprechend, jener Mitthellung - 


ſogleich, neben dem erforderlichen Hiftorifchen Notizen, die pofitiven oder 
negativen Ergebniffe der durch die Einführung der Verfaſſungsurkunde 
in dag Leben veranlaßten Thaͤtigkeit der gefepgebenden Behörde anzurei⸗ 
hen, obwohl Manches ‚davon erft den fpdteren Hauptrubriken angehört, 


1. Abſchn.. Von dem Staatsgebile, der Reglerungsform, Re - 


gierungsnachfolge und Megentfhaft. Aus biefem Abſchnitte iſt beſonders 
hervorzuheben die Beſtimmung des $. 1: Daß fämmtliche kurheſſiſchen 
Lande immer ein untheilbares und unverdußenfiches, m einer Verfaffung 
wereinigtes Ganzes, und einen Beftanbtheil des teutſchen Bundes bilde. 
Die Untheilbarkeit und Unverämßerlichkeit Brruht, dem Obthen zufolge, 
auf den älteflen Lanbesgrhndgefegen®0)5 bie dleßfalls in ber Verfaſſungs⸗ 
zerfunde theils im gedachten 6,, theils im 5. 142 vorbehaltenen Modifis 


* 


cationen ſind ausdruͤcklich fuͤr abhaͤngig von der landſtaͤndiſchen Zuſtim- 


77) Gefehfammt. ©, 29, 


78) Gebruade Landtagsverhandlungen von 1815 u. 1816. Pfeiffer, 
lanbft. Geſch. $. 33. s 


79) Geſetzſamml. ©. 1, 


80) Mol. vahnten Kurffat in Pt Jahrbucher VIIR 
a EEE TUNG, yrbucher 


WEigenſchaft des Kurftaates als Beſtandtheil des teutſchen Bundes bring | 
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gierungsgeſchaͤfte übertragen hat. — $. 12: Kein Prinz und Leine Priw 
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mung erfldet. Nach 9.94 Bedarf auch bie Belaſtung des Staatsgeblete 
mit Schulden oder auf fonflige Art, der Eintoilligung der Stände. Die 





es mit fi, daß darin bie Bundesbeſchluͤſſe, fobald biefelben von dem 
Landesherrn In gehöriger, Weiſe verfündigt worden"!), allgeggein verbin 
bende Kraft haben. An ber Bundesverfammlung nimmt Kurheſſen Ti 
mit 3 Stimmen im Plenum und einer Virilſtimnie im engeren e82) 
— Weiter $ 2: Die Regierungsform bleibt, fo wie bisher, monarchiſch 
und es befteht dabei eine Ianbffändifche Verfaſſoͤng. Zür Alcheffen las 
darin nur bie wiederholte Anerkennung der von jeher beftandenen Be 
ſchraͤnkung der Tanbe&herzlichen Gewalt durch die Landſtaͤnde, .derm thaͤ 
tige Theilnahme an den wichtigften Angelegenheiten des öffentlichen Lebens 
felbft bis über bie Zeit der Entftehung ber Lanbe&hoheit des fürfllichen 
* Haufes binaufreicht 9), Auch die Graffhaft Schaumburg hatte bereit 
früher eine eigene landſtaͤndiſche Verfaffung. Ueber bie früßere Einrich 
tung gibt XLedderhafe®*) ausführliche Nachricht. In Hanau waren 
gar Leine Landflände, und in Zulda vertrat vormals das Domcaptet 
deren Stelle. Zum Zwecke der Berathung, über den neuen Berfiffunges 
entwurf wurden jedoch nicht Aur die altheffifchen und ſchaumburgiſchen 
Stände vereint einberufen, fondern mit deren vorgängiger Zuſimmung 
auch Abgeorbnete aus ben übrigen bisher nicht vertretenen Gebietstheilen 
zugezogem®®), und auf diefem Wege ward ein Staatsgrundgeſetz erlargt 
von weichem, tie oben erwähnt, gefagt werden Tonnte, daß nunmehr 
alte kurheſſiſchen Lande in einer Verfaffung vereinigt fein. — $. 5: 
Der Landeshere wird volljährig, fobald er das 18. Jahr zuruͤckgelegt hat. 
Diefer Voltjährigkeitstermin war ſchon dürdy ein kaiſerliches Privilegium vom 
« 7. Zuli 1654 feflgefegt?). — $. 6: Der Regierungsnachfolger hat bei 
bem Regierungsantritte die Aufrechthaltung der Staatsverfoffung urkund⸗ 
lich zu geloben. 
2%, Abſchn. Von dem Landesfürften und den Gliedern bes Fuͤrſten 
hauſes. $. 10: Der Kurfürft ift das Oberhaupt des Staates, vereinigt 
in ſich alle Rechte der Staatsgewalt und übt fie auf verfaffungsmäfige 
Weiſe aus. Gegenwärtig befindet ſich in dieſer Aushbung, vermöge Ger 
feges vom 30. Sept. 183197), ber Kurprinzs Mitregent, welchem dt 
Kurfürft während feiner Apwefenheit die alleinige Beſorgung aller Re 


zeffin des Yaufes darf ohne Einwilligung des Landesheren fich vermaͤhlen 
— 91% flg.: Zur Seftfegung oder Erhöhung don Apanagen iſt die land 
ftändifhe Zuftimmung erforderlich. Eine folhe Erhöhung iſt bereits anf 


81) Pfeiffer, pract. Ausf. II. &. 414. A 

82) Klüber, öffentl. Recht, bes teutſch. Bundes $. 120 u. 121, M. Aufl. 

83) Pfeiffer, landſt. Geſch. $. 28 vgl. mit $. 1. 2 

84) Kl. Schr. I. ©. 9 fig. L aud) Estor, epusc. de comitiis d 
ordinibus Hassiae, als Anhang ber Electa. 

85) Pfelffer a. a. D. 6. 89. 

EHEN a. O. DI. ©. 168. 

87) Sefetfammi. &. 127. 
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den Antrag der Landſtaͤnde den Landgrafen von Philippsthal bewilligt 


worden 88). — $. 18: Die Ausſteuer der Prinzeffinnen wird aus bee 
Staatscaffe bezahlt. " 
3. Abſchn. Bon den allgemeinen Rechten und Pflichten der Uns 
tertbanen. 6. 25: Die Leibeigenfchaft iſt und bleibt aufgehoben, vors 
behattlic dee von ihr herrührenden Abgaben. — 6. 29: Die Verfchiebens 
heit des chriftlichen Glaubensbelenntniffes hat auf den Genuß der buͤrger⸗ 
lichen Und flaatsbürgeriichen Rechte Leinen Einfluß, Die befonderen 
Verhaͤltniſſe der Iſraeliten follen gleichförmig für alle Gebietstheile durch 
ein Gefeg georbnet werden. Min folches Geſetz ift am 29. Det. 1833 
erlaſſen worden ®)). — $. 31: Die Freiheit der Perfon und des Eigens 
thums unterliegt Eeiner anderen Beſchraͤnkung, als welche das Recht und 
bie Gefege beftimmen 99%). — $. 32: Das Eigentyum und fonftige Rechte 
koͤnnen für öffentliche Zwede nur in den gefeglihen Faͤllen und Formen 
gegen vorgängige volle Entfehäbigung in Anſpruch genommen, über Noth⸗ 
fälle, In denen nachfolgende Entſchaͤdigung ftattfindet, foll ein befonberes 
Geſetz erlaffen werden. Zur Vollziehung biefes $. ift am. 30. Det. 1834 
ein ausführliches Geſetzꝰ) erfchienen, und durch eiñ weiteres vom 11. Juli 
18372) für anwendbar auf die Eifenbahnen erflärt worden. — $. 88: 
Jagd-, Waldeulturs und Deichdienfte u. ſ. w. follen, mit Entſchaͤdigung 
der Privatberechtigten von Seiten des Staates, nicht mehr ftattfindenz bie 
übrigen ungemefjenen Hof⸗, Kamerals und gutöherelichen Frohnen in 
gemeffene umgemanbelt werden, und alle gemefjenen ablösbar ſein; die 
Laft der Landfolgedienfte, inſoweit diefe gefeglich fortbeftehen, foll auf den 
wirklichen Bedarf gemindert werden. Jene Entfchädigung iſt fodann 
durch ein Gefeg vom 29. Febr. 183299), und durch ein folches vom 
23. Suni 183294) die Ablöfung der gemeffenen und Regulicung dee 
ungemefjenen Dienfte feftgefegt worden. — 6 34: Alte Grundzinfen, 
Behnten und Übrigen gutsherrlichen Leiftungen, aud) andere Realtaften, 
find abldsbar. Das vorermähnte Gefeg vom 23. Juni 1832, vervolle 
fländigt duch ein folches vom 31. März 1836°°), begreift auch den 
Gegenſtand dieſes F., und ein Gefeg vom 2. April 1835°%) beſtimmt 
die Ummandiung und Ablöfung ber Triftabgaben. Zur Erleichterung der 
Abloͤſung in den beiden Faͤllen des $. 33 und 34 aber dient weſentlich 
= die Errichtung einer Landescreditcaſſe (für deren Verbindlichkeiten ber 
taat mit feinem ganzen Vermögen haftet) betreffende Gefeg vom 23. 


k 
80) Sanbtagsverhandl. v. 1832 Nr, 137, ©. 2055 flg., Bell. XCVIb 


89) Gefekfammi. &. 14. - - 
F en n bie Auslegung biefer Beftimmung vgl. Pfeiffer, pract. Ausf. 
. ©. g. 
91) Geſegſamml. S. 168. 
3 Geſetſamml. S. 19, 
Gefehfammi. S. 59. 
94) Gefetfamml. S. 149. z 
95) Gefehfammi. &. 9. 5 ' 
%) Geſegſamml. ©. 11. 
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Suni 18829). — $. 36: Ausſchließliche Handels⸗ ung Gewexrbspriv⸗ 
legien ſollen ohne Zuſtimnmung ber Landſtaͤnde nicht mehr ertheilt werden 
die Aufhebung der beſtehenden Monopole, fo wie der Bann⸗ oder Zwang. 
rochte, iſt durch ein befonderes Gefeg zu bewirken. Wis jetzt iſt jedoch 
nur über die Aufhebung bes Muͤhlenbannes ein Gere, und zwar ef 
am 30, Dec, 1837°%), erfhienen. — 6. 37: Die Freiheit der Prey 
und des Buchhanbels wird in ihrem vollen Umfange flattfinden; es fel 
jedoch zuvor gegen Preßvergehen ein befonderes Geſetz alsbald gerlafie | 
werben. . Die r iſt nur in ben bucch bie Bunbesggfege Beflimmte 
Zählen zulaͤſſig. Der durch das bebingenkg „zuvor“ veranlaßte 

Buftend baut, ohne Ruͤckſicht auf das hinzugefügte alsbald'“ auch jctz 
noch fortꝰꝰ). Doch iſt hierdurch, nach einem Erkenntniſſe bes Ober: 
appellationsgerichtes 200), die unverzuͤgliche Vollziehung des obigen legten 
Satzes nicht fir abhängig von ber vorgaͤngigen Erlaſſung des amdhnten 
Geſetzes zu halten. Die Ausuͤbung der Cenſur nach den Bundesgeſeßen 
regeln die Ausſchreiben der Regierung vom 22. Nov. 1819 und des 
Staatsminiſteriums vom SO. Sept. 1824, deren erſteres den Viepfalfigen 
Bundesbeſchluß mittheilt, in Verbindung mit dem Reglerungsausicgrribun 
vom 14. Juni 1816 9), — 6. 40: Ueber bie Verbindlichkeit zum 
Kriegsdienſte ift alsbald ein Gefeg zu erlaſſen; in biefem fo die Dienſt⸗ 
zeit für das active Heer nicht uͤber 5 Jahre, außer dem Kalle des Kür 
ged, ausgebehnt, und die Stellvertretung für zuläffig erklärt werben; 
außerdem iſt noch die Einrichtung ber Buͤrgerbewaffnung in den Statt 
und Landgemeinden gefeglih zu beſtimmen. In dem hierauf am 10. 
Auli 1832 erfolgten Recruticungsgefege 202) ift das Eintrittsalter auf die 
Vollendung bes 20. Lebensjahres, bie regelmäßige Dienſtzeit aber auf & 
Jahre im activen Dienfte und 1 Jahr in der Reſerve feſtgeſetzt. Eine 


Umarbeitung dieſes Geſetgs erfchien am 25. Det, 1834, worauf auch 


ein Geſetz vom 31. März 1838 ſich bezieht 105), in die Bürgergarden 
beteeffenbes Geſez war frhen am 23. Juni 183210%) erlaffen worden. 
4, Abſchn. Bon den Gemeinden und den Bezirksraͤthen. Rad 
6 42 follen die Rechte und Verbindlichkeiten der Gemeinden in eine 
befonderen Stäbtes und Gemeindeordnung alsbald feftgefegt und berin 
die freie Wahl ihrer Vorflände und Vertreter, die felbftftändige Verwal⸗ 
tung des Gemeinbevermögens und der örtlichen Einrichtungen, unter Mi 
aufficht ihrer befonders erwählten Ausichüffe, bie Bewirtung der Aufn 
in den Gemeindeverband und die Befugniß zur Beſtellung ber Gemeinde. 
biener zum Grunde gelegt, auch die Art der oberen Aufficht der State 


— — 
Geſtetzſamml. ©. 175. 
an a S. 147. 


98 & ® “ 

00, Br ieruͤber Hfeiffer, landfl. Geſch. S. 132 fig. 

100) Pfeiffer, pract. Ausf. V. ©. 248 u. 838 flg., wo mehrere ſeit 
nwenbun mitgetheilt werben. 

101) Gefegfammi. 1816 &. 73, 1819 ©. 74, 1824 ©, 92. 

102) Gefegfamml ©. 183. 

108) Gefeäfammi. 1834 &, 113, 1838 ©, 14. 

104) Geſegſamml. ©. 121. 
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behoͤrden näher beſtimmt merben, Die erſt am 23, Oct. 1834100) nach 
dreimaliger erfolgloſer Berachung anderer ben Ständen von bee Staats⸗ 
tegierung vorgelegten Entwürfe, bern nachfolgender immer weniger guͤnſtig 
für das Gemeindeintereſſe als der vorhergehende war, erſchienene Gemeinde⸗ 
ordnung für die Städte und bie Landgemeinden ſtellt wohl eine der mine 
beft erfreulichen Partien bee ‚gefeglichen Fortbildung unſeres Verfoffungs« 
rechtes dar, indem die Beſtimmungen berfelben mit ben burch bie Ver⸗ 
faſſungsurkunde bereitö gegebenen Grundlagen nur, wenn man biefen bie 
alferbefchränktefte Deutung beilegt, in Einklang zu bringen find 109), und 
insbefonbere bie durchgehends vorbehaltene Einwirkung ber Auffichtebehärbe 
als fehr ſtoͤrend für die Entwickelung eines felbftfländigen Semeindelebens, 
wie es die Verfaſſungsurkunde gewollt zu haben fchien, betzachtet werben 
muß; doch ift wenigftens der zwiefache Grundſatz von dem Oberappella⸗ 
tiondgerichte ausgeſprochen worden, daß bie Ausübung der oberen Auffiche 
des Staates auf bie in der Gemeindeordnung beſtimmten Säle beſchraͤnkt 
fei, und jedenfalls keinen Grund: abgeben koͤnne, die Gemeinden im ber 
Ausuͤbung der ihnen zuflchenden Rechte zu beeinträchtigen AT). Nach 
8. 48 follen befanbere Bezirksraͤthe gebildet werben; auch wurde der Ent 
wurf eines Hießfallfigen Geſetzes den Ständen vorgelegt, von diefen zur 
Betathung gezogen, ſodann aber Yon ber Staatsregierung zuruͤckgenommen; 
auch bat eine fpätere Erinnerung keinen Erfolg gehabt!%®), 

5. Abſchn. Don ben Standesherren u. f. w. und den ritter⸗ 
ſchaftlichen Körperfchaften. F. 49; Die Rechtsverhaͤltniſſe der Standes⸗ 
herren follen in Gemaͤßheit der bundecheſetzlichen Beſtimmungen nach 
vorgängiger Verftändigung mit jenen durch ein Edict geordnet und biefes, 
nachdem deſſen Inhalt von den Lanbftänden ber Verfaſſung entfprechend 
befunden worden, unter deren Schuß geflellt werben, in folches Ebiet 
wurde am 29. Mai 1835 yon. der Staatsregierung erlaſſen 100); ſodann 
der Ständeverfammlung zu ber Erklärung, daß fein Inhalt deu Ber 
foffung entfprechend fei, vorgelegt, dieſe jeboch verneinend von berfelben 
ertheilt, und bei der Berichterſtattung bierüber ausdruͤcklich bemerkt, daß 
ohne eine folche bejahende Erklaͤrung bas Edict bloß als Verordnung, 
nicht als Gefeg gelten könne. Immittelſt hat das Oberappellationsgericht 


mehrmals feinen Entſcheidungen über finndesherrliche Verhaͤltniſſe die & 


bayer’fche Deelaration von 1807 in Gemaͤßheit des Art, 14 der teutfhen . 
Bundesacte zum Grunde gelegt. Pon den nad) $. 50 mit gleichem 
Vorbehalte in Beziehung lauf die Landflände zu entwerfenben Statuten 
für die. Ritterſchaft iſt bisher nicht die Mede geweſen. 

6. Abſchn. Von den Staatsdienern. 6 56: Alle erledigten Stellen 
ſollen fo bald als thunlich dem betreffenden Etate gemäß wieder befegt 


⸗ 


105) Geſetſamml. S. 181. Eine authentiſche Interpretation des $. 28 
der *8 erfolgte durch ein Geſetz 8. 6. * —— Geſetſamml. &..47. 


er 
—— Pfeiffer, pract. Ausf. V. ©. ne 
Landtagsverhandl. v. 1888 u. f. w. Rr, 2, S. 8, Nr. 20, G. 11, 
Rr. 88, G. 80, Beil. u u XLO; V. 1836 u. f Wr Kr. 67, G. 19, 
109) Geſetſamml. S. 118. 4 
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werden. Dergleichen Etate find für beinahe fämmmtlihe Dienſtzwen 
durch Vereinbarung mit den Landftänden feftgefegt worden 10); nähe 


Beſtimmungen in Anfehung des damit verbundenen Dienfleintommui 


enthält der Landtagsabfh. v. 31. Det. 1833, 6. 711), — 6 56 
Ohne Urtheil und Recht darf Fein Staatsdiener abgefegt ober wider [4 
nen Willen entlaffen, noch demſelben fein rechtmaͤßiges Dienfteinkonm 
vermindert ober entzogen werben. Das weſentlichſte diefer Beftinmun 
war fhon in dem oben erwähnten Hauss und Staatögefege von 1817, 
$. 4112), enthalten. — $. 57: Jeder Staatsbiener muß ſich Verfegunge, 
weiche feinen Fähigkeiten oder feiner bisherigen Dienftführung emtfprechen, 
ans höheren NRüdfichten des Staates, ohne Verluſt an Rang und Ge 
halt, gefallen laſſen. Das Oberappellationsgericht hat es hietnach für 
eine verfaffungsmäßige Bedingung ber Verfegung erfldrt, daß die neue 
Stelle eine ber Dienftlategorie des Verſetzten entfprechende, ober auf 
derfeiben Stufe der Dienfthierarchte deſſelben Dienflzweiges befindliche 
fe 223), — 6.58: Diejenigen Staatsdiener, welche wegen Altersſchwaͤch⸗ 
oder anderer Gebrechen ihre Berufspflichten nicht meht erfüllen koͤnnen, 
und daher in den Ruheſtand verfegt werden, follen eine angemelme 
Denfion nad) Maßgabe des Stantsbienfigefeges erhalten. — $. 61: Ein jeder 
Staatsdiener bleibt binfichtliich feiner Amtsvereichtungen verantwortlich, 
und kann wegen Verfaffungsverlegung ober groͤblicher Hintanfegung ſei⸗ 
ner Berufspflichten von den Landftänden ober deren Ausfchufie bei der 
zuftändigen Gerichtöbehötde angeklagt werden. — $. 62: Das State 
bienftgefeg fol unter dem Schige der Berfaffung ftehen. Daffelbe wurde 
hierauf am 8. März 1831212) erlaffen. Sehr zahleeiche Oberappellatione 
gerichtöerfenntniffe aus dem ganzen Bereiche des Staatsdienerverhaͤltniſſes 
theilt Pfeiffer*!) mit. 

7. Abſchn. Bon den Landftänden. $. 68: Die Staͤndeverſamm⸗ 
fung wird gebildet durch bie apanagirten Prinzen des Kurhauſes, W 
Gtandesherren, ben Senior ber Familie v. Riedefel, einen Obervorſtehet 
bee Stifter Kaufungen und Wetter, einen Abgeordneten bee Landriul 
verfität, 8 Abgeordnete der Ritterfchaft, 16 Abgeordnete der Städte mi 
16 Abgeordnete ‚der Landbezirke. Die hiernach in eine Kammer ver 
einigten Stände bildeten in ehemaligen Zeiten 3 Curien: die der ir 


. ten, Ritter und Städte; durch die Verordnung vom 27. Dec. 1814 


wurde auch der Bauernfland hinzugefügt, deſſen Abgeordnete zuerſt af 
den Landtagen von 1815 und 1816 erſchlenen. Die frühere Ausſchür 


fung der Katholiken (mit Ausnahme des Teutſchordenscomthurs) auf De | 


heſſiſchen Landtagen!!?) :ift gegenwärtig ohne Anwendung — $ TI: 
110) Landtagsverhandl. v. 1834 Nr. 41 und Weil, LXXXVI 


111) 6 — ©. 197. al. i Ku. ve | 
* u gl. auch Pfeiffer, pract. Ausf. 


3 VI. S. g 

112) Geſetgzſamml. ©. 30. 
113) Pfeiffer, pract. Ausf. V. &, 258, Nr. 4. 
114) Geſetzſamml. ©. 69. 

115) Pract. Ausf. V. ©. 251, $. 53 VI. ©. 98 fie. 
116) Gefegfammi. &. 94, 

117 eedogboſ⸗ a. a. O. J. S. 17. 
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en 
‚. Gewählte Staatöbiener bedürfen der Genehmigung. ihrer vorgefegten Bes 
* hoͤrde. Ueber bie Grenzen der Ausübung dieſes Rechtes haben mehrfache 
"4: Streitigkeiten mit den Landſtaͤnden flattgefunden; und es iſt fogar deßs f 

falls zu Miniſteranklagen gelommen, die jedoch zu keiner Entfheidung ' 

"der ftreitigen Verfaffungsfrage geführt Haben!!). — $. 72: Die einge 

nen Vorſchriften über die Ausübung der Wahlrechte fegt ein Wahlgeſetz 

feft, welches einen Theil der Staatsverfaffung bildet. Ein ſolches Ges a 
ſetz erfölgte ſchon am 16. Febr. 1831, und darauf bezieht fi ein weis . 
teres Gefeg vom 30. Dec. 1857119). — $. 77: Die Verhandlungen n 

dert Staͤndeverſammlung follen der Regel nach öffentlich fein. Die naͤ⸗ 

beren Beflimmungen: über die landftändifche Gefchäftsbehandiung enthätt 

bie Gefchäftsordnung. ine folhe wurde in Gefegesform erlaffen am 

16. Febr. 1831, und darauf bezieht ſich ein weiteres G-fcg, die Legiti⸗ 

mation der Landftände betreffend, vom 25. Nov. 1831209), Weber den 

Umfang der Deffentlichkeit der Verhandlungen find ebenfall® mehrmals 

Differenzen mit den Ständen vorgelommen!?'). — $. 80: Die Zu- 
fammenberufung ber Stände muß wenigſtens alle 3 Jahre gefhehen. — 

$. 81: Die Unterlaffung der zeitigen Einberufung der Ständenerfamms ' 

lung berechtigt den fländifchen Ausfhuß zur Anklage gegen den Minifter 

bes Inneren. Eine Anklage diefee Art wurde im Sahre 1835 verfucht, 

jedoch megen Mangels ber factifchen Worausfegungen ohne Erfolg 122). 

— $. 82: Bei einem Regierungsmechfel treten die Landſtaͤnde ohne be= 
- fondere Berufung zufammen. — 6. 83: Der Landeöhere kann die Stände: 

. verfammilung vertagen, auch fie aufloͤſen; erſteres jedoch nicht über 8 
” Monate, im le&teren Falle mit Einberufung der neuen Stände innerhalb 

6 Monaten. — $. 88: Die Mitglieder dee Ständeverfimmlung, mit 

Ausnahme der Prinzen des Kurhaufes, fo wie der Standesherren, erhals 

ten angemefjene Reiſe- und Zagegelder. Auch in Beziehung auf diefen - 

F. hat, wegen deſſen Vollziehung mittelft einfeitigee Verordnung, eine 

Minifterankiage flattgefunden, die jedoch ebenfomohl, hauptſaͤchtich aus 

factifhen Gründen, zurüdgemwiefen worden iſt 128), — 6. 95: Ohne 
Beiftimmung bee Stände kann ein Geſetz gegeben, " aufgehoben, abge: 

ändert oder authentiſch erläutert werden. Verordnungen, welche die 

Handhabung oder Vollziehung beftehender Gefege bezwecken, werden von 

der - Staatsregierung alfein erlaffen. — $. 100: Die Landſtaͤnde find 

beftigt, aber auch verpflichtet, diejenigen Vorſtaͤnde der Minifterien, welche 

fih einer Verlegung der Verfaffung fehuldig gemacht haben, vor 

dem Oberappellationdgerichte anzuklagen 1%). Beiſpiele folcher Anlagen, 
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118) Landtagsverhandl. v. 1833 Nr. 29, S. 45 u. 54, Beil. LXVI, 
©. 8, 9. u. 13 fig.3 v. 1833 u. f. w. Beil, LXT, S. 105 v. 1836 u. ſ. w. 
Beil. 20, ©, 69. Pfeiffer, landſt. Geſch. S. 313 fig. r 

119) Gefepfammti. 1831 ©. 33, 1837 &. 141. 

- 120) Gefegfammi. &. 45, 136. 

121) Worüber vorzugsmeife zu vergleichen find Landtagsverhandl. v. 1839 \ 
u. f. w. Ne. 3, ©. 13, Nr. 22, ©. 6, Beil. 15, 24, 28 u. 62. 

122) Sandtagsverhandl. v. 1836 u. f. w. Beil. 20, ©. 72 u. 79. 

123) Landtagsverhandt. v. 1839 u. |. w. Nr. 21, Beil. 77 u. 320, 

124) Vgl. hierüber Pfeiffer, landſtaͤnd. Geſch. ©. = 
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außer den zu den $. 81 u. 88 bereits en bietet bie im Sohn 
1836 zu Stuttgart erſchienene Schrift: Actnftüde, bie Lanbfidudifde 
Anklagen wider den kurf. heffifhen Staatsminifter enpflug betreffel, 


dar. — $. 102: Bor der Verabſchiebung, Vertagüäng olier Aufiöfer 


eines jedbesmaligen Landtages baden die Stände aus Iprer Mitte das 
Ausſchuß von 3 bis 5 Mitgliedern zu wählen. 

8. Abfchn. Don den oberften Staatsbehoͤrden. 6. 106: Für bi 
Stantsangelegenheiten werden als hoͤchſte Behörden nucheftehben das & 
fammtftaatsminiflerium (zue Entſcheidung über Bef en gegen Mi 
niſterialbeſchluͤſſe und Über Gonflitte unter benfelben: $. 111) und dk 
Vorftände ber Miniſterialdepartements. — $. 108: Der Vorftand eines 
jeden Minifterialdepartements hat die vom Negenten m Bezug auf die 
Regierung und Verwaltung bes Staates ausgehenden Anocdnungen und 
Verfügungen, welche in fein Departement .einfchlagen, zu contmfignicen, . 
und ift für die Verfaſſungs⸗ und Gefegmäßigkeit ihres Inhaltes perfoͤn⸗ 
lich verantwortlich Durch, bie gedachte Gontraflgnatur erhalten foldye | 
ae und Verfügungen allgemeine Glaubwürdigkeit und Vollzich⸗ 

arkeit. 

9. Abſchn. Von der Rechtspflege. $. 112: Die Redtepflege 
fol von ber Landesverwaltung fernerhin auf immer getrennt fein. Als 
Megel war biefer Grundfag fchon in dem Drganifationseviete vom 29. 
‚Suni 1821, $. 3125), ausgefprochen. In feiner vollkommenen Aus 
dehnung iſt derſelbe jedoch bis jegt nicht ausgeführt, namentlich in Au⸗ 
fegung der Polizels und oberen Militärgerichte, mehrfacher Anträge de 
Zanbftände 120) ungeachtet. — $. 113: Niemand kann an ber Ver 
tung und Verfolgung des Rechtsweges vor den Landesgerichten gehindert 
werden (vgl. auch $. 35). Die Beurtheitung, ob eine Sache jum Ge 
richtsverfahren fich eigne, gebühret dem Richter nach Maßgabe der al 
gemeinen Rechtsgrundfaͤtze und ſolcher Sefege, welche mit Beifiimmang 
der Landſtaͤnde werben erlaffen werben. Durch biefe Iegtere hoͤchſt. wid: 
tige Beſtimmung infonderheit ift dem verberblichen Snftitute der Coms 
petenzconflicte 127) verfaffungsmäßig vorgebeugt worden. — $. 114: Rie⸗ 
mand darf feinem gefeglichen Michter, fei es in bürgerlichen ober pein 
‚lichen Sällen, ‚entzogen werden. — $. 115: Niemand darf anders, als 
in den durch die Gefege beitimmten Fällen und Formen, zur gerichtlichen 
Unterfuchung gezogen, zu gefänglicher Haft gebracht, darin zuruͤckgehalten 
und geftraft werden. — $.. 120: Damit eine unpartelifche, tüchtige und 
unverzögerte Rechtshilfe eriwartet werben koͤnne, fol die Zahl ber Mit 
glieder der Gerichte gefeglich beftimmt und jedes Gericht vollftändig ber 
fegt fein. Jene Beſtimmung erfolgte durch ein Gefeg vom 1. Je 
1831 120), nad welchem das Dberappellationsgericht ſtets, aufer dem 


125) Gefetfammi. S. 29. » 

126) Schon auf dem Landtage von 1831: Landtagsverhandl. Nr. 7, ©. 
99, Nr, 12, ©. 71 u. 76, Rr! 62, ©. 788, Beil. XIX. 

127) Pfeiffer, pract. Ausf. III. ©. 268, 463; VI. &. 100. 

128) Gefehfammi. ©. 45. 
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at: Praͤſibenten, mit 8 ve 10 Räthen im Civilfenate und 4 bis 5 Raͤthen 
ig im Criminalſenate beſetzt fein fol, fobann für die 9 Obergerichte zu 
3: Caſſel, Marburg, Fulda, Hanau und Rinteln eine nach der Verfchiebens 
2). beit des Uggfanges ihrer Bezirke, beftimmte Zahl von Mitgliedern, außer 
a4. einem Präffdenten ober Director für jedes berfelben, auch für die Untere 
gerichte ein angemeſſenes Richterperfonal, je nachdem fie, wie das Stadt⸗ 
41 „gericht zu Caſſel und die Landgerichte zu Caffel, Fulda, Hanau, Mars 
ni arg, Hersfeld, Schmalkalden und Rinteln, collegialifch befegt find, 
se Ober, wie die (dermalen 76) Juſtizaͤmter, yur von Individuen verfehen 
werben, feſtgeſetzt worden iſt. — 123: Die Gerichte fuͤr die buͤrger⸗ 
Ude und Strafrechtspflege find innerhalb ber Grenzen ihres richterlichen 
Berufes in allen Inftanzen unabhaͤngig; diefelben .entfcheiden, ohne irgend + 
eine fremde Einwirkung, nad» ben beftehenden Rechten und den verfaffungs: + 
mäßigen Geſetzen. Das Weſentlichſte diefes Satzes mar fchon in dem 
I Drganifationsedicte vom 29., Suni 1821, $. 36129), enthalten, derfelbe - 
bat jedoch hierdurch eine grundgefrgliche Befräftigung erhalten. — $. 124: 
Die Verhältniffe der Staatsanwälte ald Vertreter des Staates und ber 
Landesherrfchaft in dem flreitigen Rechtsſachen, werden durch ein Geſetz 
näher feftgeftellt werden. Das hierüber am 11. Zuli 1832130) erlaffene 
Gefeg enthält folche Beſtimmungen, wodurch die Betretung des Rechtes 
weges und deffen Erfolg fomohl gegen den Staat und deſſen Anftalten, 
als gegen die Kuandesherrfchaft in allen diefelbe angehenden Rechtsſachen, 
nur mit Ausnahme der rein perfönlihe Familienverhaͤltniſſe betreffenden, 
, ficher geftellt worden ift. — $. 126: Der Landesherr ift befugt, Strafen 
zu erlaffen oder zu mildern, nur mit Ausnahme ber Fälle, welche eine 
Verlegung ber Verfaffung oder eine auf deren Umſturz gerichtete Unter 
nehmung betreffen. — $. 128: Allgemeine Bermögensconfiscationen finz 
den in Eeinem Falle mehr ftatt. — $. 129: Moratorien dürfen nicht 
ertheilt woerden. — $. 130: Die Aufhebung der privilegirten perfönlichen . . 
Gerichtsſtaͤnde fol unter den bundesgefeglichen und anderen geeigneten 
Ausnahmen erfolgen. Diefe Beftimmung bat bisher nur eine fehr uns 
volltommene Ausführung in Beziehung auf einzelne Faͤlle, wie im 
Ablöfungsverfahren und in dem Berführen über hypothekariſche Kla⸗ 
gen, über minder wichtige Rechtsſtreite und über die Abtretung zu öffent 
lichen Zwecken 181), erhalten, befondere Ausnahmen, wie namentlidy für 
Meß⸗, Markt: und Ganggerichtsfachen 182), auch poſſeſſoriſche Streitigs 
keiten?®®), fanden ſchon früher ftatt!?%. — $. 131: Die wichtigeren 
Angelegenheiten der Vormundſchaften u. f. w. follen kuͤnftig unter Mits 
. wirkung von Samilienräthen beſorgt werben. Dieß Inflitut iſt jedoch 
bis jest nicht ins Leben getreten. ö 


129) Gefesfammi. ©. 38. 
130) Gefegfammi. ©. 215. 
281) Geſetzſamml. 1832 ©. 161, 1834 ©. 59, 102, 165. 
- 132) Gefedfammi. 1821 &. 41, « 
133) Sefegfamml. 1827 ©. 2. 
134) Wagner, kurh. Gerichtsverfaſſung, Nachtr., $. Sa, und n. ©. d. a 
L.:D. I. ©. 329. 
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10. Abſſchn. Von den Kirchen, den Unterrichtsanſtalten und den 
milden Stiftungen. Nach den $. 132 bie 134 Bleiben bie Sachen bei 
Glaubens und der Liturgie den Befchlüffen ber Kirchen‘ uͤberlaſſen, die 
Staatsregierung übt die hoheitlichen Rechte des Schuses une der Ober⸗ 
auffiht aus, und bie Ausübung ber Kirchengewalt über bie evange 
Glaubensparteien verbleibt dem Landesherrn; doc finden Meuerungen in 
lturgiſchen Sachen nicht ohne Zuflimmung einer Synode flat. De 
6. 135 enthält Beſtimmungen für das befondere Verhaͤltniß der katholl⸗ 
ſchen Kirche zu der Staatsgewalt. Nah 9. 138 darf das Vermögen 
oder Einkommen der Stiftungen unter feinem Vorwande zum Staats⸗ 
vermögen eingezogen, ober für andere als die fliftungsmäßigen Zwecke vers 

*wendet werden. 

11. Abſchn. Bon dem Staatshaushalte. 5. 139: Zum Staats⸗ 
vermögen gehören die Domanials (Rammer:) Güter und Gefälle, Forſte, 
Sagden, Fiſchereien, Berge, Hütten» und Salzwerke u. f- w., auch 
Tünftig heimfallende Lehen ($. 142). Die Eigenfchaft der Kummergüter 
als Stantseigenthum hatte bereits durch bie Verordnung vom 14. Ian. 
18149) eine pofitive Anerkennung erhalten, deren weſentüche Srunts 
lage wohl fhen im früheren gefchichtlihen Vorgängen zu fuhen it?) 
— $. 140 fig.: Sonderung des Staatövermögens vom Fideicommißver⸗ 
mögen des Eurfürftlichen Haufes, mit Beftimmung des Bedarfes für ben 
kurfuͤrſtlichen Hof, über deſſen Verwendung keinerlei Nachmweifung ftatts 
findet ($. 144). Auf jene Sonderung rüdfichtlich des Capitalvermoͤgens 
beziehen fih 2 Gefege vom 27. Zebr. 1831197) über den Staatsſchat 
und über den kurf. Hausfhag. — $. 143: Die Stände haben für | 
Aufdringung des ordentlichen und außerordentlihen Staatsbebarfes, f 
weit bie übrigen Hilfsmittel zu beffen Dedung nicht hinreichen, burd) 
Berwilligung von Abgaben zu forgen. Ohne Inndftändifhe Bewilligung 
(vgl. auch $. 98) kann weder in Krieger noch in Friedenszeiten eine 

ditrecte oder indirecte Steuer fo wenig, als irgend eine fonftige Landes 
abgabe, fie habe Namen, weichen fie wolle, ausgefchrieben ober erhoben 
werden 138), — $. 144: Zugleich) mit dem zu dieſem Zwecke der Ständer 
verfammlung vorzulegenden Voranſchlage (Budget) muß bie Nothwendig⸗ 
keit oder Müslichkeit des zu machenden Ausgaben nachgewieſen und das 
Bedürfnig der vorgefchlagenen Abgaben gezeigt — auch, nad 6. 15%, 
bie Verwendung bes Staatseintommens zu den beflimmten Zweden für bie 
verfloffenen einzelnen Rechnungsjahre nachgemwiefen werden. Eine Abhand⸗ 
lung über das Recht der kurheſſiſchen Landſtaͤnde zur Seftfegung bed Staates 
geundetates, auch Darftellung aller in den kurheſſiſchen Staatsrechnungss 
haushalt einfchlegenden Gegenflände von 1832, enthält A. Müller’s 


t 
18) Gefegfanmi. &. 10. | 
ia 136) Vgl. die mehrerwähnte Abhandlung in Politz, Jahrb. VIE ©. 
19) Geſetzſamml. &. 53 u. 55. 
138) Ueber das correlative Berhältniß ber $. 140 u. 143 vgl. Pfeiffer, 
lanbſt. Bert, ©. 301. ' ° 
| 


j x 
Seffen = Saffel, Kurfürftenthum. - - 261 


° Acchto fi d. Geſetzgebung B. V, H. 2, ©. 224 fig. Weitere Aus 
ikunſt von der ſpaͤteren Zeit geben die Finanzgeſeze vom 31. Det. 1833, 
25. Sept. 1894, 20. Juli 1838 und 18. Dec. 1840, nebft den ben- ° 
ſelben beigefügten Voranfchlägen der Staatseinnahmen und Ausgaben 139), 
— 6, 148 verſpricht bie gefegliche Einführung der nach Möglichkeit zu 
beſchleuruigenden gleichmäßigen Beſteuerung (des Grundeigenthums), unter 
Zuſicherung eine angemefienen Entfhädigung für die bisherigen rechte 
mäßigen Öteuerfreiheiten und Vorzüge. Es ift jeboch die wiederholt verfuchte 
Verwirklichung dieſer hoͤchſt wohlthätigen Maßregel bis jegt an dem In⸗ 
tereffenfteeite in Beziehung auf die vorbehaltene . Entfchädigungsleiftung 
geſcheitert, nachdem felbft der Antrag, diefen Punkt auf eine Entfcheidung 
‚bes Dberappellationsgerichtes ankommen zu laffen, dem Wibderfpruche ber 
Mehrzahl unterlegen hatte. Es find bierüper hauptfädhlich die Landtages 
verband. v. 1837 B. IH, Nr. 84, zu vergleihen. In einzelnen Ge: 
bietscheilen, namentlich in Fulda und Hanau, hat jedoch bereits früher 
eine Aufhebung der Grundftewerfreiheit flattgefunden!*0), 

12. Abfhn. Allgemeine Beftimmungen. $. 153: Zur Annahme 
eine in Vorſchlag gebrachten Abänderung oder Erläuterung ber Vers 
foffungsurkunde ift entweder Stimmeneinhelfigkeit, oder Stimmenmehr⸗ 
beit von Yeauf 2 nach einander folgenden Landtagen, erforberlih. — 
5. 154: Zweifel Über den Sinn einzelner Beftimmungen der Verfaffungss 
irkunde follen durch ein Compromißgericht entfchieden werben. — $. 156: 
Die Verfaffungsurfunde muß von allen Staatsdienern bes geiftlichen 
nd meltlihen, fowohl des Militaͤr⸗ als des Civilftandes, fo wie von 
Ten Unterthbanen männlichen Gefchlechte®, welche das 18. Fahr erreicht 
ıben (zugleih mit dem Huldigungss oder Dienfteide: $. 21 u. 60), 
ſchworen werben. — 6.157: Eine Ausfertigung der Verfaffungsurkunde 
rd fe teurfhen Bundesverſammlung 'mit dem Erfuchen um Ueber: 
m? der bunbdesgefeglichen Garantie überreicht werden. Diefe Garantie 

bisher nicht flattgefunden, iſt jedoch auch nicht weiter angeregt wor⸗ 
‚ nachdem ber Landragscommiffar in der Ständeverfammlung erflärt 
', baß, wenn diefelbe Anfland finden folle, die Sache beruhen müffe?*), 
völlig dem $. 60 der Wiener Schlußacte entfpriht, nach welchem 
der Sarantie Feine weitere Folge, als daß der Bund dadurch zur 
— in landſtaͤndiſche Angelegenheiten berechtigt wird, verbun⸗ 


IV. Eivilgeſetzgebung. Obwohl das roͤmiſche Recht als ge⸗ 
es Recht fuͤr Aliheſſen ſchon durch die Hofgerichtsordnung von 1500 
t ©. 245) anerkannt worben1#2), fo hat ſich doch von ben aͤlteſten 


39) Gefesfammi. 1833 &, 167, 1834 &. 84, 1888 8. 28, 1840 ©. 57, _ 
30) Landtagsverdandl. v. 1836 Beil. 11, &. 17. Geſetzſamml. 1823 


1) Eanbtagsverhandl. v. 1831 &. 16. 2 

2) Auch bie MProzeßordn. v. 1745, 8. 89, verweift auf die gefchriebenen 
bte, und die DOberappellätionsgerichtäorbn. v. 1746, Zit. VI, 8. 11, 
. Reiche gemeine Rechte. N. ©. d. L.⸗O. IE S. 260, 370. 2 
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10. Abſſchn. Von ben Kirchen, dem Untersichtsanftalten und den 
milden Stiftungen. Nach den $. 132 bie 134 bleiben die Suchen bes 
Glaubens und der Liturgie den Beſchluͤſſen ber Kirchen‘ überlaffen, die 
Staatsregierung übt die hoheitlichen Rechte des Schuges und der Ober⸗ 
auffiht aus, und die Ausübung der Kirchengewalt über bie evangelifghen 
Staubensparteien verbleibt dem Landesherrn; doch finden Neuerungen in 


lturgiſchen Sachen nit ohne Zuflimmung. einer Synode flat. Der, 
6. 135 enthält Beflimmungen für das befondere Verhaͤltniß der katholi⸗ 


fhen Kirche zu ber Staatögewalt. Nach $. 138 darf das Vermögen 
‚oder Einkommen der Stiftungen unter keinem Vorwande zum Staats⸗ 


. vermögen eingezogen, oder für andere als die fliftungsmäßigen Zwecke vers 
* wendet werben. 


11. Abſchn. Bon dem Staatshaushalte. $. 139: Zum Staats: 
vermögen gehören die Domanials (Kammer:) Güter und Gefälle, Forſte, 
Jagden, Kifchereien, Berge, Hütten» und Salzwerke u. f. w., auch 
kuͤnftig heimfallende Lehen ($. 142). Die Eigenfchaft ber Kummergüter 
als Staatseigenthum hatte bereits durch die Verordnung vom 14. Jan. 
18149) eine pofitive Anerkennung erhalten, beren wefentliche Grund⸗ 
lage wohl fhon im früheren gefchichtlichen Vorgängen zu ſuchen iſt 120). 
— $. 140 fig.: Sonderung des Staatsvermögens vom Fideicommißver⸗ 
mögen des Eurfürftlichen Haufes, mit Beitimmung des Bedarfes für den 
turfürftlichen Hof, über deſſen Verwendung Leinerlei Nachweiſung ftatts 
findet ($. 144). Auf jene Sonderung ruͤckſichtlich des Capitalvermoͤgens 
beziehen ſich 2 Gefege vom 27. Zebr. 1831137) über den Staatsſchat 
und über den kurf. Hausfhag. — $. 143: Die Stände haben für 
Aufdeingung des ordentlichen und außerordentlihen Staatsbedarfes, fo 


weit bie übrigen Hilfsmittel zu beffen Dedung nicht hinreichen, durch 


Berwilligung von Abgaben zu forgen. Ohne Iandftändifche Bewilligung 
(vgl. auch $. 98) kann weder in Kriegee noch in Friedenszeiten eine 


ditrecte oder inbirecte Steuer fo wenig, als irgend eine fonftige Landes⸗ 


abgabe, fie habe Namen, welchen fie wolle, ausgefchrieben oder erhoben 
werden 138), — $. 144: Zugleich mit dem zu diefem Zwecke der Stände 
verfammlung vorzulegenden Voranfchlage (Budget) muß bie Nothwendigs 
keit oder Nuͤtzlichkeit der zu machenden Ausdaben nachgewiefen und das 
Bedürfniß der vorgefchlagenen Abgaben gezeigt? — auch, nad) $. 152, 
bie Verivendung des Staatseinfommeng zu ben beflinnmten Iweden für die 
verfloffenen einzelnen Rechnungsjahre nachgewiefen werden. Eine Abhande 
lung über das Recht der Burheffifchen Landſtaͤnde zur Seftfegung des Staates 
geundetates, auch Darftellung aller in den Eurheffifchen Staatsrechnungs⸗ 
haushalt einfhlngenden Gegenſtaͤnde von 1832, enthält A. Müller’s 


t 





135) Gefegfamml. S. 10. u 
1a 190) Wal. Me mefrermäßnte Ahhanblung in PbLig, Jahtb. VIER ©. 


in ——— ni r — der $. 140 u. 143 vgl. Pfeiff 
er das correlative Werhältniß der $. 140 u. 143 v eiffer 
landſi Vert, ©. 01. . j =. 
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Archiv f. d. Geſetzgebung B. V, 9.2, ©. 224 fig. Weitere Auss 
kunft von der fpättren Zeit geben die Finanzgefege vom 31. Det. 1833, 
25. Sept. 1834, 20. Juli 1838 und 18. Dec. 1840, nebft den bens 
ſelben beigefügten Voranfchlägen der Staatseinnahmen und Ausgaben 139), 


—.5. 148 verſpricht die gefegliche Einführung der nach Möglichkeit zu 


beſchie unigenden gleichmäßigen Befteugeung (de Grundeigenthums), unter 


Zuſich erung einer angemefienen Entfhädigung für die bisherigen rechts 
mäßigen Steuerfreiheiten und Vorzüge. Es ift jedoch die wiederholt verfuchte 
Verwirklichung biefer Höchft wohlthätigen Moßregel bis jegt an dem In⸗ 
tereffenftreite in Beziehung auf die vorbehaltene Entſchaͤdigungsleiſtung 
geſcheitert, nachdem felbft der Antrag, biefen Punkt auf eine Entſcheidung 

. des ÖOberappellationsgerichtes ankommen zu laffen, dem Widerfpruche der 
Mehrzahl unterlegen hatte. Es find hierüper hauptſaͤchlich die Landtages 
verhandl. v. 1837 3. II, Nr. 84, zu vergleihen. In einzelnen Ge: 
bietstheilen, namentlih in Fulda und Danan, hat jedoch bereits‘ früher 
eine Aufhebung ber Grundſteuerfreiheit flattgefunden!40), 

12. Abſchn. Allgemeine Beflimmungen. $. 153: Zur Annahme 
einer in Vorſchlag gebrachten Abänderung oder Erlduterung der Vers 
faffungsurkunde iſt entweder Stimmeneinhelligkeit, oder Stimmenmehrs 
heit von Yeauf 2 nad) einander folgenden Landtagen, erforderlich. — 
8. 154: Zweifel Über den Sinn einzelner Beftimmungen der Verfaffunges 
urkunde follen durch ein Compromißgericht entfchieben werden. — $. 156: 
Die Verfaſſungsurkunde muß- von allen Staatsdienern bes geiftlichen 
und meltlihen, fowohl des Militärs als des Civilftandes, fo wie von 

» allen Mnterthanen männlichen Gefchlechtes, welche das 18. Jahr erreicht 
haben (zugleih mit dem Huldigungss oder Dienftelde: $. 21 u. 60), 
beſchw oren werben. — 6.157: Eime Ausfertigung der Verfaſſungsurkunde 
wird teutſchen Bundesverſammlung "mit dem Erſuchen um Ueber: 
nahm der bundesgeſetzlichen Garantie uͤberreicht werden. Dieſe Garantie 
bat bi sher nicht ſtattgefunden, iſt jedoch auch nicht weiter angeregt wor⸗ 
den, nachdem der Landtagscommiſſar in der Staͤndeverſammlung erklaͤrt 
hatte, daß, mern dieſelbe Anſtand finden ſolle, die Sache beruhen müffe!*), 
was wöllig dem $. 60 der Wiener Schlußacte entfpricht, nad) welchem 
wit der Garantie eine meitere Folge, als daß der Bund dadurch zur 
un in Iandftändifhe Angelegenheiten berechtigt wird, verbun⸗ 

en if. 


IV, Civilgeſetzgebung. Obwohl das römifche Recht als ges 
meines Recht für Attheffen ſchon durch die Hofgerichtsorbnung von 1500 
(oben ©. 245) anerkannt worben!®®), fo hat ſich doch von den aͤlteſten 


1939) Geſetz ſamml. 1833 &, 167, 1834 &. 84, 1833 &. 28, 1840 ©. 57. _ 
140) Landtagsverhandl. v. 1836 Weil. 11, &. 17. Geſetſamml. 1823 


®. 69. 

141) Sanbtagsverhandt. v. 1831 S. 16, - 

142) Auch die Prozeßordn. v. 1745, 8. 89, verweift auf bie le 
Civilrechte, und die Oberappellätiondgerichtöorbn. v. 1746, Zit. VI, $. 11, 
auf des Reiches gemeine Rechte. NR. ©. d. L.⸗O. II: S. 260, 370. 
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Beiten her ein regſames Streben, ben daneben beſtehenden Gewohnheiten 
durch deren Aufnahme in ein allgemeines einheimifches Landtecht eine 
poſitive Bekraͤftigung in Gefegesform zu verfhaffen, kund gegeben'*), 
In der neueren Zeit wurden zur Abfaffung eines allgemeinen Geſetzbuches 
befondere Commiffionen in den Jahren 1780 und 1806 angeorönet, bie 
jedoch ein practifches Ergebniß geliefert haben 222). Naͤher dem Ziele 
glaubte man zu treten durch die in den Landtagsabſch. von 1831, $. 7, 
verglichen mit $. 18149), aufgenommene Bufiherung der Staatsregierung: 
einem der Sünftigen Landtage die Entwürfe einer Steafprozeforbnung, 
eines ‚Strafprozefgefegbuches, einer bürgerlichen Progefordnung umb eines 
buͤrgerlichen Gefegbuches, zur Berathung und Annahme vorlegen zw laffen, 
ohne Verzug aber den zu biefen Arbeiten nöthigen Auftrag mehreren Maͤn⸗ 
nern zu ertheiten, welche eben, fo mit der Zheorle, als mit ben Verhaͤlt⸗ 
niffen und Bebürfniffen des Volkes vertraut find, daher zu der Erwar⸗ 
tung berechtigen, daß die Entwuͤrfe diefer Gefegbücher den geläuterten 
Rechtsanſichten und Bedürfniffen der Zeit entſprechen, auch ſich dich 
materielle Voltftändigkeit, wie durch formelle Zweckmaͤßigkeit auszeichnen 
werden. Hierauf auch erfolgte wirktich die Ernennung dazu geeigneter 
Gommiffionen; ein weiterer Erfolg tft jedoch, mehrerer Erinnerungen bet 
Landftände 49) ungeachtet, bisher unterblieben. Die durch*eine Verord⸗ 
nung vom 7. San. 183314) verfügte Bildung einer allgemeinen Ge 
feggebungscommiffton, unter der Bezeichnung: Staatsrath, ift niemals 
Ins Leben getreten. — Demnach gilt In ben althefftfchen Beſtandtheilen 
des Kurſtaates noch jegt als Negel das gemeine Hecht für Teutſchland 
mit den befonderen in der Particulargeſetzgebung deſſelben begründeten 
Beflimmungen, jedoch mit dee Beſchraͤnkung, daß für die in die web 
phätifche Periode, welche In dieſer Mziehung vom Anfange des Jahres 
1803 bis zum Tage der Kundmachung des, bie Wiedetherſtellupg der 
vaterländifchen Rechtöverfaffung betreffenden Regierungsausſchr. v. 10. 
. San. 181449) zu rechnen iſt, füllenden Rechtsgeſchaͤfte das Geſetzbuch 
Napoleons (eine officielle Weberfegung des Code Napoleon für das 
nigreich MWeftphalen) zur Norm dient, vorbehaltlich jeboch der die Gil⸗ 
tigkeit der aus ber Zeit der Fremdherrſchaft herrührenden Rechtsgeſchaͤfte 
gegen bie firenge Anwendung ber in jenem Gefegbuche vorgefhriebenen 
Formen fihernden Beftimmungen der Verordn. v. 4. Zuni 18301), 


‚„ 143) Ueber die deßhalbigen Borgänge aus dem 16. und 17. Sahrhunderte 
ift nachzufehen: Pfeiffer, Ideen zu einer neuen Givilgefeggebung (Goͤtt. 1815), 
©. 104 fig. Deffelb. landft. Geſch. $. 15, Nr. 1. 

144) Pfeiffer, Ideen u. f. w. ©. 106 fig. 

145) Geſetzſamml. &. 97 u. 100. 

146) Zutegt noch im Jahre 1841: Lanbftänd. Verhandt. Nr. 79, ©. 13, 
Rr. 80,6. 4, Wr. 87, ©. 1, Rr. 89, ©. 3, Nr. 101, ©. 8. 

147) Geſetzſamml. ©. 1. ; 

148) Gefegfammi. ©. 8. . 

149) Geſeßſamml. &. 213 womit in Beziehung aufbas vormalige Großs 
en Beankfurt zu vergleichen tft das Geſet v. 12. Dec. 1840: Geftt⸗ 
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— Außer dem roͤmiſchen Rechte (und dem canonifchen: unter Nr. VL) 


gelten ſodann als allgemeine Normey: für Lehnsfachen die allgemeinen 
befchgiebenen Lehnsrechte 150), alſo in der Negel das Iongobardifche Recht, 


neben welchem ſich jedoch mancher Grundfag bes. teutfchen Lehnrechtes in 


fortbauernder Giltigkeit erhalten hat, wie namentlic) die Lehre von der 
gefummten Hand 102) und von ben Bedingungen der Lehngerichtsbarkeit!5P); 
für Bergwerksangelegenheiten, neben den einheimifchen Bergordnungen, 
hilfsweiſe die Joachimsthal'ſchen und fächfifchen Bergordnungen und Ge: 
braͤuche 269) ; Für MWechfelfachen, neben bem teutfchen gemeinen Wechfel: 
sechte, die Frankfurter Wechfeorbn. v. 1739 15%), Unter den einzels 
nen Gegenftänden der Civilgefeggebung, tiber welche pofitive particular: 
rechtliche Beflimmungen vorliegen, dürften folgende bie bemerkenswerthe⸗ 
ſten ſein 108): 1) aus dem Perfonens (und perfönlich »dinglichen) Rechte: 
die Berorbnungen v. 5. Sept. 1746, $. 38 fly. und v. 17. März 
1767, $. 27159), über den ehelichen Erwerb und die Ehefchulden; bie 
Resierungsausfchr. v. 1. Febr. 1749, 1, und v. 29, März 1755157), 
über bie Bürgfchaften ber Ehefrauen, auch Gertiorafonen und Renuns 
cationen ber Frauensperſonen überhaupt; die Bormundfchaftsorbnung vom 
24. Zuli 1767, nebſt den darauf Bezug habenden gefeulichen Beſtim⸗ 
mungmF?); die Verordn. v. 15. Mat 1797159), das Erbrecht der 
amebelichen Kinder betr.; die Verordn. v. 23. Febr. 1798160), megen 
Paternitaͤts⸗ und Alimentationstlagen, nebft bem Gefege v. 18. Sept. 
18341), die gerichtliche Zuftändigkeit bei Rechtsſtreitigkeiten, welche 
Berlöbniffe, fo wie die Vaters und Mutterfchaft betreffen. Ueber die 
Form ber Eheverlöbnifie find befondere Vorfchriften bereits durch ein Edict 
v. 8. Ian, 1723 in Beziehung auf amtsfäffige, und durch die Verordn. 
v. 12. Aug. 1749 in Beziehung auf fchriftfäffige Perfonen ertheilt wor⸗ 
den!°2), Die Verordn. v. 24. Nov. 1804199), die Vormundſchaft und 
ben Nießbrauch der Mütter betreffend;. bie dandesherrlichen Belchlüffe v. 


150) R. S. d. 2.:D.1. ©, 21. 
151) —— pract. Ausf. I. S. 175, vgl. mit IV. &. 1. 
.S. 318. ; 


153) 8. ©. d. 8.0.1. ©. 54. | 

154) Pfeiffer, pract. Ausf. J. S. 131 fig. 72% 

155) Bei der Mitthellung folcher einzelnen Beftimmungen tft ſtets (außer 
hiernoͤchſt unter 2) die chronologifche Ordnung befolgt worden. - 

156) 8. &. d. 8:9. U. ©. 250, III. ©. 211. Nach $. 40 der erfiges 
dachten Berorbn. Toll in Beziehung auf diejenigen Kragen, welche Feine gleiche 
Sandthierung mit ihrem Manne treiben, ‚„ohngehindeß® aller bisherigen contraͤ⸗ 
ren Gewohnheit” nach ben gemeinen Rechten gejprochen werden. 

157) R. S. d. 2,D. III. ©. 1 u. 59. & 

158) Daf. II. ©. 242 fig. Auffarth, die Vormundſchaft über Minder- 
Rörige nach kurh. Rechte. malt. 1826. 

459) N. 





©. d. LH. 1V. &, 260. 
160) Daf. IV. ©. 272. 
161) Geſetzſamml. ©. 83. : ; 
162) NR. ©. d. L.⸗O. I. ©. 262, III. ©. 24. 
* Fr Daf. IV. ©. 449. Bol. au Pfeiffer, pract. Ausf. I. ©. 
9. 
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13. Oct. und 22. Dee. 1820 109), über den Nießbrauch des Baters am 
dem muͤtterlichen Vermoͤgen ber Kinder; bie Verordn. v. 6. Fehr. 82208) 
über das Heurathsalter; das Geſetz v. 13. Sept. 18311), & bie 
Volljährigkeit (22 Jahr) und Volljaͤhrigkeitserklaͤrung; und das Geſetz v. 
20. Dec. 1840, $. 617), den Verkauf der Güter der Minderjährigen 
betreffend. — 2) Aus dem Sachenrechte: mehrere Lehndedicte, inſonder⸗ 
heit v. 15. Nov. 1694 und 24. April 1781199), über big Lehnserneue⸗ 
rung, fo wie die Verdußerung und Verpfändung ber * nebſt dem 
landesherrlichen Beſchluſſe v. 2. April 1788169), die lehnſherrlichen Ver⸗ 
pfaͤndungsconſenſe betreffend; welchen ſich die Verordnungen v. 18. Jan. 
1814 und 5. Sept. 181570), die Herſtellung der kurheſſiſchen Lehen 
nach der weitphälifchen Periode betreffend, anfchließen; die Verordn. v. 
5. Sept. 1745, 6. 45 flg. 171), wegen Abfonderung bes Sehens von 
Allodium, und das Regierungsausſchr. v. 21. Mär; 1756172), uber bie 
Vertheilung der Lehnsfrüchte; fodann mehrere Verordnung über bie 
Untheitbarkeit der Hufengüter und die damit in Verbindung ftehenben 
Süteranfagcontracte, deren neuefte v. 21. Aprit 178672); die durd 
Landftändifche Anträge veranlaßten Ianbesherrlichen Refcripte v. 8. Sept. 
und 9. Dec. 1766 '7%), über die Normen, nach welchen Die Rechtsver⸗ 
hältniffe der Landfiedels und fonjtigen Bauernguͤter zu .beurtheilen fin®*?°); 
das Negierungsausfchr. v. 2. Det. 1798176), wegen Entrichtung des 
Kehngeldes in Ecb⸗ und Verdußerungsfällen; die Verordnungen v. 23. 
uni 1815 und 17. Juni 1828, $. 8177), megen des zur Verpfaͤn⸗ 
dung oder Veräußerung folher Güter erforderlichen Lehns⸗ oder zinsherr⸗ 
. lichen Confenfes; das Geſetz vom 28. Aug. 1834178), die Werfoppelung 
der Grundftüde betr., und das v. 25. Dct. 1834179), über bie Theilung 
der hinfichtlich der Viehhute beftehenden Gemeinſchaften; das Miniftatals 
ausfchr. v. 16. San. 1834780), wegen Abfchaffung des Novalzehnutens; 


164) Geſetzſamml. S. 177 u, 117, Pfeiffer a. O. 
165) Gefesfammi. ©. 5. u 
166) Gefegfammi. ©. 125, _ » 
167) Gefepfammi. ©. 76. 
5 168) NS. d, 8.:D. L ®. 225, 295, 
169) Rt. ©. d. 2.:D. IV. ©. 79. 
170) Geſetzſamml. 1814 &. 12, 1815 &. 4b, 
170) N. S. vd. 2.8. U. ©. 252. 
172) N. ©. d. L:D. II. ©. 59, . 
173) Daf, IV. ©. 19. Wo au Pfeiffer, pract. Ausf. IV. S. 17% 


. 20. 
— 174) R. S. b. eH. III. &. 198. 
175) Eine Monographie in Beziehung auf bergleichen Güter enthält Lens 
nep, von der Leibe zu Landfiedelrccht (Marb. 1769), 2 Bde., wovon ber letzte 
‚nur Leibebriefe und andere Urkunden begreift: ine denfelben Segenftand betref⸗ 
fende Abhandlung in Beztehung auf das Danauifche findet fich in Cara?s Hl. 
jurift. Auffägen &. 18. ; : i 
176) R. S. d. 2:08. IV. ©. 29. 
177) Geſetzſammi. 1815 ©, 125, 1823 ©. 27. 
178) Gefchfammi. ©. 69. j 
179) Sefegfammt. S. 145. / 
180) Gefehfamml. ©. 1. “ 
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die Verordnung v. 5. Aug. 1822181), wegen Abfhaffung aller Arten 
des auf Geſetz ober Gewohnheit beruhenden Näherrechtes; ferner bie Vers 
ordn. v. 4. Aug 1801, nebft dem ſich darauf beziehenden Regierungs⸗ 
ausfchr. v. 26. Aug. 1806192), die Aufnahme ber Teftamente durch die 
Untergerichte betr., welcher das Regierungsausfchr. v. 21. April 1817, 
die Vererdn. dv. 2. Det. 1824 und das Geſetz v. 20. Dec. 1840, 
6.7.83), zur Erläuterung dienen; das legtgebachte Geſetz, $. 10 flg.19%), 
beflimmt auch die zw Exbverträgen erforderliche Form; und eine DBerordn. 
v. 14. März 1815100) verfügt Aber die Eröffnung gerichtlich Hinterlegter 
letzten Witten ohne Anfuchen der Erben. Verſchiedene andere m das 


Sachenrecht einfchlagende geſetzliche Beſtimmungen, namentlih die Vers. 


äußerung des Grundeigenthums und die Vorzugsrechte im Concurſe bes 
treffend, werden unter den Gegenfländen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit 
unter VI. vorfommen. — 8) Aus dem Obligationenrechte dürften hier 
als zu einer befonderen Erwähnung geeignet erfcheinen: bas Regierungs⸗ 
ausfche. v. 1. Febr. 1749, 6. 2,, die Verlegung Über die Hälfte bei 
Zmwangsverfteigerungen; beffelben $. 4, ben Regreßanſpruch der Correals 
ſchuldnerz $. 5, die Eigenfchaft der actio pignoratitia als in rem 


‚scriptas $. 7, die Beweiskraft ber Hanbelsbücher betr. 18%), über welchen 


legteren Gegenftand nachher noch eine befondere Verordnung v. 14. Dec. 
41796 erlaffen, aud) das Privilegtum ber halben Beweiskraft nad) einem 
landesherrl. Befchluffe vom San. 1806 auf die Handelsbücher der Buch: 
händler ausgebehnt worden iſt 182); die Verordn. v. 17. März 1767, 
6. 408%), über den Viehkauf und die Hauptmängel bei Pferden; die 
Verordnungen v. 8. Mat 1776, 14. April 1778 und 23. Febr. 
1819199), den wegen Unglüdsfällen zu bewilligenden Erlaß an Pacht⸗ 
geldern, Zinſen und öffentlichen Abgaben betr.; bie Verorhn. v. 21. Nov. 
1788190), die Handiungsgefellfchaften betr; die Verordn. v. 27. Jull 
1814192), wegen Vertheilung der Kriegslaften zwiſchen dem Pachter umd 
Verpachter; die Vererdn. v. 18. Dec. 1823199), über die befonderen 
Mechtsverhältniffe hinfichtlich der auf den Inhaber Tautenden Schulbfcheine; 
das Geſetz v. ‚20. Dec. 1840, $. 2, bie Aufhebung ber Beſtimmungen 
des anaſtaſianiſchen Gefeges; F. 8 fig., die Beſchraͤnkung ber Einrede 
bes nicht gezahlten Geldes; $. 6, bie Abſchaffung der aͤſtimatoriſchen Ins 
jurienklage, betreffend 19), Ein Gefeg über die Entfchädigung für Wild» 


181) Gefehfammi. ©. 32. 

18 N. S. d. L.O. IV. ©. 889,465. 

183) Geſezſamml. 1817 S. 39, 1824 ©. 92, 1840 S. 76. 
184) Geſesſamml. S. 76. 

185) Geſetzſamml. S. 105. 

186) N. ©. d. 2.:D. III. ©. 1 fig. 

187) Daf. IV. ©. 239 u. 461. 

188) Daf. IM. ©. 218. 3 

189) Daf. IN. ©. 451, 481. Gefesfammi. 1819 ©. 11. 
190) N. ©. d. 8.:D. IV. ©, 140, N 

191) Geſetzſamml. S. 74. 

192) Geſetſamml. S. 81. 

193) Geſetzſamml. &. 75 flo. 
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ſchaden, nach Maßgabe eines Gutachtens des Oberappellationsgerichtes, 
wurde in dem Landtagsabſch. v. 1831, $. 6, audruͤcklich zugeſichert; 
die. Gutachten iſt auch erftattet, und ein demfelben entigrechenber Gefeg- 
entwurf von ben Ständen ohne meientlihe Modification angenommen 
worden!P*), die Exlaffung des Gefeges aber, vielfältiger Sollicitationen 
befieiben ungeachtet, bisher unterblieben. — Die altheffifhe Geſetzgebung 
überhaupt get jedoch in den fpäter hinzugekommenen Landestheilen erft 
von ber unter L (obm ©. 247) angegebenen Zeit ihrer Vereinigumg mit 
dem Dauptlande an, und auch biefes theilmeife nur mit Beibehaltung 
gewiffer ihnen eigenthuͤmlicher Particularnormen. So bat in ber Graf⸗ 
(haft Schaumburg bie Pollzeiordnung von 1615 198) fortdauernde 
Giltigkeit; Much befteht dafelbft bie ſtrenge Meierverfaffung, wie fie im 
dem angrenzenden Hanmoͤver'ſchen vorkommt; die neueften gefeglichen 
Beflimmungen darüber enthält eine Verorbn. v. 21. Det. 177419), 
In dem Fuͤrſtenthume Hanau gilt das folmfifche Landrecht 97), auch 
findet man mehrere privatsechtliche Beftimmungen in ben beiden bafelbft 
geltenden Gerichtsordnungen, beren unter VI. gedacht werben wird. Das 
Privatrecht des Großherzogthums Zulda enthäft fehr viel Eigenthuͤm⸗ 
liches, beſonders auch ruͤckſichtlich dee ehelichen Vermoͤgensrechte, wie man 
aus ber volifländigen Darſtellung beffelben in E. Thomas, Syflem 
aller fuldifchen Privatrechte, 3 Bde., Kulda 1780 — 1790, erſieht; und 
bas Drganifationsebict für dieſes Großherzogthum vom 283. Dec. 1816, 
$. 96490), verfügt hierüber ausdruͤcklich, daß das fuldaiſche Privatrecht, 
vorbehaltlich einiger — theils im dieſem Gdiete, theils in zwei anderem 
Derordnungen vom nämlichen Tage 199) enthaltenen — hauptſaͤchlich das 
Vormundſchafts, und Gefindewefen, auch bie Teſtamentserrichtung, be= 
treffenden Abaͤnderungen in Kraft bleiben folle. Insbeſondere find auch 

durch ben $. 15 jenes Ehictes200) in Lehnsſachen bie bei dem Lehnbofe 
in Fulda eingeführt gewefenen Verordnungen und Obſervanzen beibehals 
ten worden. In dem Fuͤrſtenthume Ifenburg gilt als Regel das 
roͤmiſche Recht; nur wenig Abweichendes iſt durch Particularnormen feſt⸗ 
geſtellt 201); nach dee Verordnung vom 31. Dec. 1816, 6. 17%), 
fol vor ber Hand noch In den mpdlatifieten Bandestheilen nach ben daſelbſt 


' 194) Die hauptfächtichfter Verhandlungen hierüber kamen auf bem Lands 
tage von 1831 und 1832 vor. Ueber bie Praris bes Oberappellationsgerichtes 
vgl. Pfeiffer, proct. Ausf. II. &. 91 fig. : 
— Neu abgedruckt mit Anmerkungen von F. J. Rottmann. Rint. 
- 436) R. ©. d. 2.0. II. &. 390; auch in Ledderhoſe, U. Sir. V. 

197) Der Groffchaft Solms Gerichtss und Landorbnung, wie fie anno 
1571 publicirt worden, VI. Aufl. Wetzlar 1773. Wal. darüber Gar, EL. 
juriſt. Auffäge (Frankfurt 1801), ©. 1. 

198) Geſetzſamml. &. 134. 

199) Gefeafammi. S. 139, 173. 

200) GSefesfammi. 1816 ©. 123. 

201) Bol. z. 8. Pfeiffer, pract. Ausf. VI. &. 19, Ar. 10. 

202) Geſetſamml. ©. 182. 
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bisher in Uebung geweſenen Gefegen Recht gefprochen werden. In dem 
Fuͤrſtenthume Fritzlar galt vor der Vereinigung mit Kurchefin das 
furmainzifche Recht 7202); durch eine am 29. Dec. 1803 20%) bekannt‘ 
gemachte landesherrliche Verfügung ward das kurheſſiſche Recht vom 1. 
Sm. 1804 an eingeführt. 


V. Strafgefeggebung. Nachdem bereits -während der legten. 


Regierungsjahre des Kurfuͤrſten Wilhelm's I. ein vollftändiges Criminal⸗ 
geſebbuch unter deſſen eigener Leitung und Mitwirkung fo weit ausge 
arbeitet worden war, daß deſſen Einführung wohl, nur durch das Ableben 
des genannten Regenten verhindert wurde, fand auch bieſer Gegenftand 
eine ausdruͤckliche Beruͤckſichtigung in dem mehrgedachten Landtagsabſch. 
von 1831, jedoch ebenfalls ohne weiteren Erfolg. So viel aber bie 
älteren Normen betrifft, war bereits im Jahre 1535, wie oben erwähnt, 
eine eigene peinliche und Dalsgerichtsorbnung für Heſſen er worden, 
die jedoch mit der Kaiſer Karl's V. von 1682 zum groͤßten Theile woͤrt⸗ 
lich uͤbereinſtimmt 20%); beide find, neben den gemeinen Rechten und 
Meichögefegen, auch ſonſten .ergangenen fFürftt. Statuten, Edicten und 
anderen befonderen Verordnungen, ben peinlichen Gerichten als Mormen 
ihree Entſcheidung durch die peinliche Gerichtsorbnung v. 23. April 1748, 
Tit. 3, 5. 320%), ausdruͤcklich bezeichnet. In dem Organ. sEdict für 
das Großherzogthum Fulda, 5. 96, tft daſelbſt das einheimifche Crimis 
nalteht, worüber Thomas aa, D. Th. II, & 614 fig. nachzuſehen 
ift, ausbrüdtich beibehalten worden 207). Außerdem verfügen über bie 
Vergehungen der Militaͤrs eigene Kriegsartilel vom SO, Nov. 181820), 
auch, befteht eine befondere Strafordnung für die Forſt⸗, Jagd⸗ und 
Sifchereivergehungen vom 80. Dec. 1822, mit welcher dem Gegenſtande 
nach verwandt ift die Verordn. v. 30. Dec. 1826, wegen der Selbe, 
Garten⸗ und Hutefrevel, auf weiche fich ‚auch das Geſetz v. 26. Auguſt 
1841 bezieht 200). Unter den Beflimmungen über einzelne Gegenflände 
bee Strafgefesgebung ſind nachſtehende die bemerkenswertheren: das Edict 
gegen den Zweikampf v. 6. Febr. 1684210); eine weit firengere Ver⸗ 
ordn. v. 11. Ian. 1830 wurbe auf den Antrag der Landftände durch 
Geſetz v. 31. Det. 1833 wieder aufgehoben 211); die Bankeruttirordnung 
v. 16. Mai 1747, mit einer Erläuterung durch landesherrlichen Beſchluß 
v. 2. Den 1803212); die Verordn. v. 1. Dec. 1752229), wegen Be⸗ 
firafung der Hausdiebſtaͤhle und der Untreue des Gefindes; die Verordn. 


203) Kurfürftl. mainzifches Landreht und Orbnungen u. f. w. (Mainz 
1755), nebft mehreren neueren Gefegen. 
At. ©. d. 2:0. VIII S. 251. 

205) R. ©. d. £,:D. I. ©. 11 und Rote *, 

206) NR. ©. db. L.⸗O. H. ©. 489. 

207) Geſetzſamml. v. 1816 ©. 134. 

208) Geſetzſamml. &. 119. 

209) Gefepfammi. 1822 ©. 79. 

210) R. ©. d. 2:0. I. ©. 222. 

211) Sefesfammi. 1830 &. 1, 1833 ©. 185. 

212) R. ©. d. 2:0. I. ©. 413, IV, &. 427. 
213) Daf. HI, &. 50. ‘ 
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v. 14. Febr. 1790214), wegen Beſtrafung bes Hochverrathes und ber 
Staatsverbrechen, womit auch die Verordnungen v. 29. Dec. 1823, 
die ſtaatsgefaͤhrlichen Verbindungen betr, v. 22. Oct. 1830, wegen 
Sicherſtellung der oͤffentlichen Ruhe, vom 18. Juni 1832, die vom teut⸗ 
ſchen Bunde beſchloſſenen Maßregeln gi Auftechthaltung ber gefeglichen 
Ordnung und Ruhe betr., und v. 5. Mat 1836, wegen Beſtrafung 


: der Vergehungen gegen ben teutfchen Bund — melde beiden letzteren 


auf Bundesbefchlüffen beruhen — in Beziehüng  flehen??9); die: Verordn. 
v. 20. Aug. 1800219), wegen Verhütung und Beſtrafung des Wuchers 
(worin auch einige civilrechtliche Beſtimmungen vorfommen); die Verordn. 
v. 10. Febr. 1801247), Verhuͤtung und Beſtrafung der Veruntätuungen. 
an Baumaterialien und Fabrikwaaren, auch Stevel und Diebflähle an 
Gebäuden, Bruͤcken u. f. w. betr.; das Miniſterialausſchr. v. SO. April 
4828 218), wegen Verhütung, bes Kinbermorbes. 

VI. Beridhtsverfaffung und Prozeß in Civilſachen. 
Das Wefentlichfte über die kurheſſiſche Gerichtsverfaffung iſt bereits unter 
HI. zum 9. Abfchn. der Verfaſſungsurkunde mitgetheilt worden; bier 
insbeſandere iſt noch Folgendes aus dem Organ.⸗Edicte v. 29. Juni 
1821, deſſen Abſchn. 3, Tit. 1219), ſich mit den Gerichtsbehoͤrden ber 
ſchaͤſtigt, nachzutragen, uͤberhaupt aber auf Kopp, ausf. Nachr. v. d. 
alt. und neueren Berfaffung ber geiſtl. und Civilgerichte in ben heſſen⸗ 
cafjel’fhen Landen, 2. Bde., Gaffe 1769, und Wagner, Grundzüge 
der Gerichtsverfaffung und des untergerichtlichen Verfahrens in Kurheſſen, 
I. Ausg., Marburg 1827 und Nachtrag von 1833 *29), Au verweifen. 
Die Gompeteng des Eivilfenates des Dberappellationsgerichtgs iſt 


im $. 38 bes Organ.⸗Edictes dahin beftimmt: dieſer Senat erkennt über *. 


alle dahin durch Berufung von ben Öbergerichten gebrachten bürgerlichen 
NRechtefteeitigkeiten, wenn ber Gegenſtand der Beſchwerde unfchägbar iſt, 
ober über 200 Thaler hiefiger Währung, oder jährlich 8 Thaler an Werth 
beträgt, ober ausnahmsweife bei Erkenntniſſen des Obergerichtes zu Rins 
teln, ober einer flandesherrlichen Juſtizeanzlei, die Hälfte dieſes Werthes 
hat *21), — oder, ohne Rüdfiht auf den Werth, wenn eine unbeilbare 
Nichtigkeit dargethan wird. Die Competenz des Eivilfenates ber O ber⸗ 
gerichte im $. 43 dahin: berfelbe erkennt in erfter Inſtanz auf bie 
Klagen wider Schriftfäffige unb uͤber alle Rechtsſtreitigkeiten, welche Ver⸗ 


Nloͤbniſſe, Trennung von Tiſch und Bert, Ehefcheidung , fo wie die Vater 


ſchaft oder Mutterſchaft betreffen, und in zweiter Inſtanz auf bie Be 


214) R. ©. d. 8.0. IV. ©. 216. | 
— 219) Geſetzſamml. 1823 ©, 84, 1830 ©. 135, 1832 &. 217, 1836 
1 


216):.R. ©. d. L.⸗O. IV. &, 343. 
217) Dap IV. S. 349, 
218), Gefegfammt S. 19. 
219) Gefehfammi. ©. 38 fig. 
220) Pol. auch Pfeiffer, pract. Ausf. VL @. 447 fig. 
221) Eine ausführliche Abhandlung über bie Appellationsfumme in Pfeifs 
fer's pract. Ausf. VI. &. 211. 
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is zufung von untergerkähtfichen Entſcheidungen, wenn der Gegenſtand ber 


—  —— — 


Beſchwerbe den Werth von 50 Thalern hieſiger Währung uͤberſteigt oder 
ſich gar nicht ſchaͤtzen läßt, oder eine unheilbare Nichtigkeit dargethan ift- 
Diefer Senat hat außerdem nad $. 44 die Aufſicht über die Concurfe 
und über die freimillige Gerichtsbarkeit bei ben Untergerichten; if bie 
obervormundfchaftliche Behörde für alle fchriftfäffigen Pflegbefohlenn und 
bat die freiwillige Gerichtsbarkeit binfichtlich der Güter des Landeshern 
und der Glieder des kurfuͤrſtl. Haufes (worüber ein erläuterndes Minis 
ſterialausſchr. am 30. Jan. 1829222) erlaffen worden if); auch innen 
bei ihn von Sedermann legte Willen hinterlegt werden. Die Competenz 
der Untergerichte bildet nach $. 53 die Regel "und erhält ihre nähere 
Begrenzung durch bie über die Gerichtsbarkeit der Obergerichte getroffenen 
Beſtimmungen. Die vormaligen DBeragerichte find im Sahre 1814 aufe 
gehoben, und die Patrimonialgerichte 22?) nach der weſtphaͤliſchen Periode 
nicht wieder hergeſtellt worden 222). Die Einrichtung der neu hinzuge⸗ 
kommenen ſtandesherrlichen Gerichte iſt durch beſondere Verordnungen 25) 
geregelt, und die Ernennung ber Beamten bedarf darnach Ber landesherr⸗ 
lichen Beftätigung. — Ueber das Verfahren in Civilrechtsftreitigkeiten 
bildet die ältefte noch jegt anmenbbare Norm die Untergerichtsorbnung vom 
9. April 1732220) 5 ihr zumächft ſtehen für das Verfahren bei den Obers 


gerichten die Progefordnung v. 5. Sept. 1745227), ud für bie hoͤchſte In⸗ 


flanz bei dem Obernppellationsgerichte" die Dberappellationsgerichtsorbnung 
vom 15. Sebr. 1746 229), welcher das unbefchränkte Appellationsprivilegium 
v. 7. Dee. 1742 zum runde liegt 22°). Zur Verbefferung des Juſtiz⸗ 
wefens und Abkürzung der Prozefie wurden cheſondere Verordnungen er⸗ 
offen am 17. Mär; 1767 und 6. Juli 17702%. Im Hanauifchen 
dienen zur Norm bed Verfahrens eine eigene Untergesichtsordnung vom 
2. Sam. 1764, und die Hof: und Chegerichtsotdn. v. 17. Jan. 1747. 
Ueber die erftere iſt zu vergleichen Carl, kl. jur. Auff. S. 54, und 
über das in besfelben enthaltene befondere Berfahren über nachbatliche 
Irrungen eine eigene Schrift deſſelben Berfafles: die Natur der hanaus 
then Sanggerichte, gefchichtlich erörtert. Han. 1827. Auch im Fuldiſcher 
gilt die han. Untergerichtsorbn. nach einens befonderen zu dieſem Zwecke 
veranſtalteten Abdrude. « Außerdem wurde eine die Gerichtsbarkeit - im 


222) Geſetgſamml. & 
— Bel. Pfeiffer, * ber bie Grenzen ber Sivitpatrimonialiurisbiction. 


Ge Geſetzſamml. 1814 &. 15 u, 24. 
225) Gefegfammi. 1816 ©. 179, 1818 ©. 108, 
226) 8. ©. d. 2:0. 1. ©. 324, wo fich zugleich eine — Nach⸗ 
— ber neueren — über die Untergerichtsbarkeit findet. 
227)) R. ©. db. 2.⸗O. II. S. 248, wo derſelben als Anhang eine ausfuͤhr⸗ 
a Darftelung der WVerfaffung Und des Rn der Obergerichte,, fo. 
NE e a in Civilſachen, beigefügt ift. 
Q@ ® 
> Daſ. II. ©. Bgl. Ledderhoſe, kl. Schr. "In. ©. 167, 


230) Geſetzſamml. &. 139. 
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Großgerzogtäume Fulda regelnde Verordnung am 28. Dews 1816 erlaffen 
und darin eine frühere vom 19. Nov. 1804, bas Verfahren bei dem 
höheren Gerichten betreffend, mit einigen Mobificationen befldtigt. Die 
oben (S. 262) erwähnte Beſtimmung des Landtagsabſchiedes von 1831 
"begriff auch biefen heil ber Geſetzgebung; es find jedoch bis jegt nur 
einzelne darauf bezugliche Verfügungen erſchienen, namentlich von allges 
meinerert Inhalte: das Geſetz v. 16. Sept. 1834, die Abſtelkung meh⸗ 
rerer im yrozeffualifchen Verfahren wahrgenommenen Mängel betr., nebft 
der Voltzugsverord. v. 6. Nov. g. 3.221). — Annahme des Eingeftänd- 
niffes. als Felge der Contumaz und JInappellabilitaͤt alle Vorerkennt⸗ 
niffe mit Ausnahme ber bie Eibesablage verfügenden bilden die haupt⸗ 
ſaͤchlichſten Abweichungen dieſes Gefeges von dem fuüheren Prozeßrechte —; 
fodann das Geſetz v. 18. Det. 1834, über das Verfahren in minder⸗ 
wichtigen oder ihrer Beſchaffenheit nach einfachen Rechtsſtreiten, nebſt der 
Vollzugsverordn. v. 7. Nov. g. 3.392), und das Geſetz v. 24. Juli 1834 297), 
das Verfahren uͤber hypothekariſche Klagen und Bmangsverfteigerungen 
betr., welchem in Beziehung auf ben letzterwaͤhnten Gegenſtand die Ver⸗ 
ordn. v. 5. Det. 1821224) zur Grundlage dient. Sodann gehören noch 
aus ber früheren Zeit hierher bie Beſtimmungen wegen des Verfahrens 
über Wechſelſachen in ber Prozeßorbu. v. 1745, 6. 26 flg., und in dee 
Verordn. v. 6. Juli 4770, 6.1528), über Spofienfachen in der Vers 
ordn. v. 17. März 1767, $& 2 fig.2%) — Die exceptio spolii findet‘ 
Nnicht wilt auffchiebender Wirkung ſtatt —; fiber Concursſachen in ber 

gedachten Prozeforbn. 6. 28 flg., der Werordn. v. 17. Maͤrz 1767, 
$. 18 fig., der Veroron. 6. Juli 1770, $. 8 fig. und 15237), und 
in ber Versen. v. 29. Juni 18302°). Dabei find insbefondere zu 
ertvähnen mehrere einzelne Beſtimmungen über das Vorzugsrecht im Con⸗ 
curſe, namentlich des Geſindelohnes, durch landesherrlichen Veſchluß v. 
14. Set. 1781239), der Reallaſten durch die Verordn. v. 16. Mei 
1786 240), der Kauftpfandgldubiger und antichretifchen Pfandinhaber durch 
die Verordn. ©. 6. Juli 1770, $. 12, mit befien Erläuterung durch 
landesherrl. Beſchluß vom 16. uni 17972*1), der Capitalzinſen durch 
die Verordn. v. 29. Juni 1830 2%), ber. Forderungen ber Aerzte, 





231) Geſetzſamml. S. 76 u. 169. Den Anfang eines Commentars zu dieſem 
Geſete von Bicell enthält das 1. Heft ber unter IL erwähnten Zeitſchrift. 

232) Gtfegfammi. ©. 101 u. 177. ; 

233) Daf. ©. 59. ä 

234) ar ©. 78. 

235) N. ©. d. 8:D. I. ©. 248, UI. ©. 3%. 

236) Daf. IU. &. 205 

237) Daf. I. ©. 248, II. ©. 209, 327, 335. Eine genaue Zuſam⸗ 
—— geſetzlichen Beftimmungen über das Concursverfahren findet 
man daſ. S. 331 flg. 

288) Geſetzſamml. S. 28. 

89 N. ©. d. L. ⸗O. III. S. 659. 

240) Daſ. IV. S. 30. 

241) Daf. IU. ©. 330, IV. ©. 261. 

242) Geſetzſamml. &. 23. 
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Wundaͤrzte unb Apotheker durch die Verorbn. v. 10. Sul 1830, 6. 143, 
193 und 3182*?) ; der Vorfchüffe von Saatkorn durch das Minifkeriafs 
ausſchr. v. 7. Det. 1830*), Die befonderen Beſtimmungen bes ful- 
difchen Rechtes über die Rangorbnung im Concurſe find ausdruͤcklich auf 

erhalten worden in der Gerichtsordn. v. 28. Dec. 1816, $. Sn 
Endlich gehört zu den allgemeineren Prozeßnormen auch noch bie Verordn. 
v. 14. Aug. 1818, über das Verfahren in Pachtprozefien, mit weiteren 
darauf bezuͤglichen Beſtimmungen v. SO. Mai 1820 und 14. Mai 
1828740), Die bemerkenswertheren Verfügungen über einzelne Gegen⸗ 
flände des Prozeßrechtes ſind: die Prozeßordn. v. 1745, 6. 48 flg.N), 
das Derfahren über den Befig einer Erbſchaft betr., die Verorbn. v. 1. 
Sehr. 1749, 6. 62), über die Beweislaſt bei der negatorifchen Klage; 
bie Verordn. v. 6. Juli 1770, $. 1, über das Verfahren bei nachbar⸗ 
lichen Gebrechen, womit bie Bauorbnung v. 9. San. 1784, welche vide 
dvilrechtliche Beflimmungen über nachbarliche Verhaͤltniſſe enthält, in 
Verbindung ſteht 280); die Werordnungen v. 6, Juli 1770,-6. 2, und 
v. 12. Aug. 1820250), über das Verfahren bei Injurienklagen, womit 


auch das Geſetz v. 20. Dec. 1840, $. 6262), in Verbindung fleht; die . ' 
Verordn. v. 6. Sul 1770, 6. 725%), mehrere Befchränkungen bet 


Eideszufhiebung, namentlich auch gegen fchriftliche Gontracte enthaltend 
bie Verordn. v. 5. Mai 1798, gegen die Mißbraͤuche in Anfehung ber 
Abſchriftsgebuͤhren, umd das denfelben Gegenftand betreffende Minifterial: 
ausfehr. v. 27.-Dec. 1822259); die Verordn. v. 24. Febr. 1801269, 
wegen Beſchraͤnkung des Perhserefcenzeides; bie Verordn. v. 14. März 


1815*°%), über den Beweis zur Verhuͤtung des Meineides; das Regie⸗ 


rungsausſchr. v..16. Sunt 1815, die gerichtliche Beitreibung der guts⸗ 


herzlichen Binfen und Gefälle betr., und befjen Ausdehnung dutch das 
Minifterfalausfchr. v.. SO. Oct. 1823280), die Verorbn. v. 19. Nov. , 


1816247), wegen Mittheilung der Entfcheidungsgründe bee Erkenntnifſe; 
die Verordnungen vom 12. Juni 1818 und 17. Nov. 1829, aud) das 
Geſetz v. 18. Det. 1834298), die Gebühren der Anwälte und Sachwal⸗ 
ter betr.; die Verordnungen v. 1. Mai 1818 und 6. Febr. 1821299), 


DR Daf. S. 61, 6, 91. 

244) Dal. ©. 129. nd 
245) Geſetſamml. ©, 142. 

246) Gefehfammi. 1818 &. 93, 1820 S. 56, 1828 ©. 23. 
UT) NR. ©. d. 2.0. I. ©. 253. 

248) Def. IIL ©. 2. 

249) Daf. III. ©. 324 u. 585. 

250) R. ©. b. 8,.D. I. ©, 3%5. Gefetfammi. 1820 ©. 70. 
251) Sefegfammi. ©. 7 

252) N. ©. d. e.O. I » ©. 827. 

253) N. ©. d. 8,:D. IV. S. 296. Geſetzſamml. 1822 ©. 76. " 
254 N. ©. d. L.O. IV. S. 864. —— 
255) Geſetzſamml. ©. 105. 

256) Gefekfammi. 1815 &. 123, 1823 &. 46. 

257) Gefegfammi. &. 111. 

258) Gefepfammi. 1818 &. 67,'1829 ©. 75, 1834 ©. 112. 

259) Gefesfammi. 1818 &. 55, 1821 ©. 3. 
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ben Gerichtsſtand ber Stanbesherren, begleichen bie Verordn. v. 30. Det. 
1818249), den Gerichteftand des kurfuͤrſtl. Haufes betr.; das Regierungss 
ausfcht. v. 18. Febr. 181929), den Gerichteftand des Gefindes ſchrift⸗ 
fälfiger Perſonen betr.; die Verordn. v. 23. April 1821299), wegen 
Beſchraͤnkung der Militärgerichtsbarkeit; die Depofitenordbnung v. 29. 
Sept. 182326); die Minifterialausfche. v. 31. Mai und 26. Aug. 
1824, auch 15. Nov. 1825,26%), die Bevollmaͤchtigung wegen Rechte 
ftreitigkeiten betr.; das Miniflerialausfche. v. 2. Febr. 1825296), die 
Schuldliagen gegen Subatternofficiere u. ſ. w. betr.; das Minifterials 
ausſchr. v. 30. Maͤrz 1825 200), "den Gerichtsftand der unvertheilten Erbe 
ſchaft bete.; das Miniſterialausſchr. v. 8. April 1826 207), wegen der 


privatxechtlichen Streitigkeiten zwiſchen der Dienſtherrſchaft und dem Geſinde; 


die Verotdn. v. 24. Juli 1825 208), uͤber den Landſaſſiat; die Verotdn. 
v. 22. Dec. 1828269), uͤber das Armenrecht in gerichtlichen Sachen; 
das Minifterialausfche. v. 29. Dec. 1828, die Civilgerichtsbarkeit ber 
Landesuniverfität betr., womit die akademiſchen Gefege vom 10. Der. 
1819270) zu vergleichen find. — Aus dem Gebiete der freiwilligen Ges 
richtsbarkeit kommen hauptfählih in Betracht die Contractenorbnung v. 
9. San. 1782271), mit den fie ergänzenden Beſtimmungen, unter benen 
.aus ber neuerem Zeit die Verordn. v. 17. Zunt 182827%), die Ueber 
gänge des Grundeigenthums und deren Eintragung in die gerichklichen 
Waͤhrſchaftsbuͤcher betr., vorzüglich bemerfenswerth iſt; dahin gehören auch 
die Vorfchriften über die Einrichtung der Währfchafts: und Hypotheken⸗ 
bücher, namentlih in dem Regierungsausſchr. v. 9. Mai 1801 und 
Minifterialausfchr. v. 9. Mai 1822 273). Die Mitwirkung der Notare 
"zu Handlungen der freiwilligen Gerichtsbarkeit ift in hohem Grade bes 
ſchraͤnkt duch mehrere geſetzliche Verfügungen, welche In ber neueſten 
derfelben, dem Regierungsausſchr. v. 22. Zuli 181427%), fpeciell anges 
führt find. Won cinzelnen in diefe Gattung der Gerichtsbarkeit einfchlas 
genden Bellimmungen find nur zu erwähnen die auf Errichtung gericht 


260) Geſetſamml. &. 115. 
261) Befehfammi. ©. 10. 

262) Gefegfamml. S. 18, , 

263) Befesfammi. &. 27. 

264) Sefehfammti. 1824 ©. 81, 87, 1826 ©. 14. 
202) — S. 1. 


269) Geſetzſamml. S. 53. 

270) Geſetzſamml. S. 83. 

271) N. S. d. 2.:0.1.6&. 309. 

272) Seſetzſamml. S. 24. 

* * S. d. 2.:0. IV. S. 359. Geſetzſamml. 1822 &. 20. Cine 
erſich 


titche "Bufammenftellung aller über das Währfchafts- und Hypothekenweſen 
en efeglichen Beftimmungen findet man in ber n. ©. d. L.O. I. 
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274) Geſetzſamml. S. 74. 
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licher Inventare in ben verfchlebenen dazu geeigneten Fällen fich beziehens 
den Verorbdnungen v. 24. Aug. 1748, 26. San. 1751 und 17. März 
1787 27°). Des Vormundſchaftsweſens wurde bereits oben unter IV. 
gedacht. Manches Eigenthümtiche bei der Ausübung ber freiwilligen Ges 
richtsbarkeit bieten bie fuldaifche und hanauiſche Gefepgebung bar. 


VI. Strafred t6 pflege. Nach dem Organ.:Ebdicte v. 29. Juni | 


1821, $- 39279), bildet der Griminalfenat des Öberappellationsgerichtes 
die hoͤchſte Inftanz In Beziehung auf Steafurtheile fowohl der Oberges 
richte (worunter auch die Forſtruͤgencommiſſionen mit zu verftehen find: 
N. S. d. 2:89. 1V. ©. 427), aB der Militärbehörben, und ift bie 
unmittelbare Strafgerichtsbehörde für die, nicht im Staatsdienſte ſtehenden, 
Standesherren; fodann geht dahin, zufolge der Verordn. dv. 27. Nov. 
1821, $- 7277), die Berufung gegen Straferfenntnjffe ber Mefidenzs 
polizeicommiſſion. Die Gompetenz der Griminalfenate der Obergerichte 
beflimmt der $. 46, und über die Pofizeigerichtsbarkeit verfügt der $. 54 
des Organ.⸗Edictes?78); auf die Ießtere beziehen ſich auch mehrere fpätere 
Verordnungen 279), unter denen die v. 19. Nov. 1827289), über bie 
polizeigerichtliche Strafbefugniß, eine befondere Erwähnung verdient. — 
As Hauptfächlichfte Norm des Verfahrens in den, nicht zur Polizeige⸗ 
richtöbarkeit gehörigen, Straffahen gilt noch jegt die peinliche Gerichtsordn. 
v. 23. Aprit 174829), fammt den in ben Anmerfungen zu berfelben 
angeführten weikeren Beflimmungen. ine befondere Mititärftrafges 
richtsordnung wurde am 21. März 1829282) erlaffen, worauf fi) auch 
die Geſetze v. 1. Oct. 1834 und 12. Suli 1838 beziehen; und durch 


eh Geſetz v. 3. Aug. 1833 28%) erfolgte die Beſtimmung der Straf⸗ 


ggihtsbehörben für Fotſt⸗, Jagd» und Fifchereivergehen. Die Verord⸗ 


nungen v. 12. Dec. 1821 und 19. Nov. 1827 28%) beilimmen die 
Rechtsmittel in Strafſachen, und dis Minifterinlausfchr. v. 24. Juni 
1822 verfügt uͤber die Verwandlung der Geldbußen in Gefaͤngniß⸗ oder 
Arbeitsftrafen, beren Verhaͤltniß zu einander das Minifterialausfchr. v. 
14, Febr. 1827 feftfege 289). Schließlich, Mind noch das Minifterialausichr. 
v. 31. Aug. 182228), über das gerichtliche Verfahren megen Amtsver⸗ 
gehungen und Entfegung oͤffentlicher Diener, die Verordn. v. 17. Aug. 


2759) N. ©. d. 2.9.1. ©. 552, UI. S. 38, IV. S. 15. Eine Zus 


fammenftellung aller hierüber vorhandenen Vorſchriften: Daf, IH. ©. 259 fig. 
276) Geſetzſamml. ©. 38, 
277) Daſ. S. 90, 
278) Daf. ©. 39 u. 41. 
279) Das Nähere über d 
in dee Rn. ©. d. 2.,$). ll. ©. 
280) Gefesfammi. &. 54. 
231) R. ©. d. 2.9. II ©. 428, 
282) Geſesſamml. 1829 S. 3, 1836 &. 97, 1888 &. 25. 
283) Gefekfammi. ©. 183, 
284) Gefehfammi. 1821 S. 99, 1827 ©. 56. 
235) GBefegiammi. 1822 ©. 27, 1827 ©. 8. 
286) Geſetzſamml. ©. 43. 
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gornwartige Strafgerichtsverfaſſung findet man 
1 fig. : 
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1827287), das Verfahren wider Wilddiebe und SSagbfrevler betr... und 
das Miniſterialausſchr. v. 9. April 1828 2%), über das Verfahren in 
Feldruͤgeſachen, zu erwähnen. 
VIII. Verwaltungs und Polizelreht. Die oberen Behoͤr⸗ 
den für die innere Landesverwaltung find nad) dem Organ. » Ebicte von 
1821, Zit. 11209), zundchft die Regierungen, deren 4 zu Caſſel, Mars 
burg, Fulda und Hanau beftehen, und welchen auch nach $. 59, Nr. 
10, die Gefchäfte des Lehnhofes unter Beibehaltung ber bisherigen Ab- 
grenzung (mit Ausnahme jedoch der fixeitigen Lehnsfachen, welche durch 
die Verordn. v. 12. Dec. 1821, 5. 4290), den Obergerichten nach ders 
felden Abgrenzung überwiefen find, zu beforgen haben; daneben beftehen 
die Polizeibirectionen, das Obermedichnalcollegium unb die Oberbaus 
direction 291), nebft mehreren anderen im $. 24292) genannten Directio= 
nen und Commiffionen. Erſteren untergeorbrtet find hauptſaͤchlich bie 
Kreisräthe (jest Landräthe), ſodann die Drtsvorftände, melden in biefer 
Beziehung nad) $. 61 der Gemeindeordnung???) die Eigenfhaft von 
Hitfsbenmten des Staates zulommt. ine allgemeine Weberfiht aller 
amtlichen Obliegenheiten diefer unteren Verwaltungsbeamten, befonders. 
„ auch in polizellicher Hinſicht, mittelſt Zufammenftellung des weſentlichen 
Inhaltes ber früheren darauf bezüglichen Verordnungen u. f. w. gewährt 
die Grebenorbn. .v. 6. Nov. 17392). Won allgemeineren Anordnungen 
der Inneren Verwaltung, beziehungsmeife Polizei, find hier anzufuͤhren: 
mehrere Feuerordnungen, deren aͤlteſte vom Sabre 1732, bie neuefte 
(für die Refidenzftabt Gaffel) vom 24. Febr. 181829); die Zehntorbn. 
v. 16. Juli 1737, mit einigen nachgefolgten Erläuterungen”), die 
Brandcaſſenordn. v. 27. April 1767, welches Inſtitut fpäterhin auf bie 
neueren Gebietstheile ausgebehnt worden, und welchem auch Heſſer 
Homburg und Sachſen⸗Meiningen beigetreten find2PT); die Fiſcherelordn. 
v. 18. April 1777, nebſt dem darauf bezüglichen Kammerausſchr. v. 
8. Aprit 1788 29%); der Bauordnung von 1784 wurde bereitd oben 
unter VI, gedacht; mehrere Gefindeorbnungen, namentlich für die Städte 
Caſſel, Marburg, Rinteln und Hanau v. 15. Mat 1797, für die 
Landftädte und Dörfer v. 18. Mai 1801, für die Stadt Fulda v. 28. 
Der. 1816 200); die Veordn. v. 19. Jan. 1799300), wegen ber Eins 
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quartierungs bie Verordn. v. 5. Juni 1801 201), wegen des Hehammen⸗ 
weſens; die Zunftordnung v. 5. März 1816202); die Verordn. v. 24. 
Dec. 1819 und das Miniſterialausſchr. v. 24. April 1826-308), die 
Straßenbaupolizei betr.; bie Mühlenordnung v. 29. Dec. 1820 30%); die 
Statuten der Wittwen⸗ und Waifenanftalten für Civilbiener der höheren 
Glaffen v. 26. März 1802 und 20. Nov. 1823, für die geringeren 
Giviidiener v. 29. März 1827, und für das Militär v. 21. Febr. 1828 
und 30. April 1838308) ; die Verordn. v. 29. Nov. 1823306), Maßs 
tegeln „der Bicherheitspoligel wegen heimathlofer u. |. w. Perfonen, fo 
wie bee Reifenden und Fremden; womit in einiger Beziehung flehen die 
Verordnungen v. 13. Nov. 1820 und 29. Det. 1834307), wegen des 
Landdragonercorps oder ber jest fogen. Landgendarmerie; bie Verordn. v. 
31. Dec. 1824309), den Waſſerbau betr., und die Medicinalorbnung v- 
10. Juli 1830, mit welcher auch, die wegen des Verkaufes ber. Gifte 
‘am 25. Oct. 1823, und wegen bes Arzneihandels außer den Apotheken 
am 22. San. 1824 erlaffenen Minifterialausfchreiben30r) ihrem Gegen⸗ 
ftande nad, verwandt, find. Von über einzelne polizeiliche Gegenftände 
erlaſſenen gefeglichen Verfügungen find nur bemerkenswerth: das Verbot der 
Gtüdefpiele, infonderheit duch die Verordnungen v. 28. April .1778, 
1. Juli 1802 und 13. Det. 1817, womit auch die Befchränkung de& 
Rotteriefpielens durch das Minifterialausfchr. v. 8. Mai 1824 in Vers 
bindung fteht®?9); die Verordn. v. 5. Dec. 1788 310%), gegen den Gebrauch 
ber Windbüchfen; die Verordnungen v. 15. Dec. 1815 und 31. Der. 
1828 11), die Verbreitung der Blatternſeuche und Impfung der Schug> 
poden betr.; das Verbot des Kaufes und Verkaufes ber noch im Felde 
ftehenden Früchte vom 2. Juli 1817 319); das Verbot: de6 Hetzens 
des Schlachtviehes v. 11. Juli 1819 919); die Verordn. v. 20. 
Febr. 1821, regen Beſtrafung des Leihens auf Pfänder gegen Wochen⸗ 
oder Hellerzind, momit das (mehrmals erneuerte) Privilegum des Leih⸗ 
haufes zu Caffel vom 19. April 1721 in nahem Zuſammenhange fteht?1*); 
"das Miniſterialausſchr. v. 17. Zunt 1824915), das Mäkeln von Ans 
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lehen betreffend, worüber auch ſchon Beſtimmungen in der unter V. 
erroähnten Wucherordn. v. 1800, nebſt deren Erläuterung vom 27. März 
und 29: Mat 1804 in Beziehung auf das Maͤkelgeld bei Heurathen 810), 
vorfommens; die Verordn. v. 18. Oct. 1828917), über das Hirtenweſen; 
und vom 16. Mai 1829, gegen ben Buͤchernachdruck, ˖ nebſt dem Mi⸗ 
nifterialausfcht. v. 2. Nov. 1832, wodurch ber beffallfige Bundes 


befehluß zur allgemeinen Kenntniß gebracht worden 2318), Des Cenſure 


wefens wurde bereits unter III. zu $. 37 dee Berfaffungsurkunde gebacht. 
IX. Sinanzredht. Außer demjenigen, was hierüber berelts unter 

IU. zum 11. Abſchn. der Verſaſſungsurkunde vorgetragen worden, ift 
hier noch fpeciel anzuführen. AÄls obere Finanzbehoͤrden eriftiren nad) 
der hiermit felt dem Organ.⸗Edicte von 1821 erfolgten Veränderung, wie 
ſich nächft dem Staatshandbuche-aus ber Beilage zum neueften: Finanz⸗ 
gefege®19) ergibt: eine Direction des Staatsſchatzes, eine Direction ber 
Hauptftantscaffe, eine Oberfinanzlammer, ein Oberfleuercolleglum, eine 
berzolldirectlon, ein Oberforſtcolleglum und eine Divection bet Berg: 
und Salzwerke. Das nugbare Eigenthum und die Verwaltung fänmt» 
ticher Poften iſt dem Zürften v. Thurn und Taxis, zufolge einer Ver⸗ 
orbn. dv. 29. Juni 1816°20), als Erbmannthronlehen Übertragen. Bon 
Neuen beziehungsweife nei eingerichteten Steuergattungen find zu bemer⸗ 
Een: bie Stempelſteuer, inſofern darunter bie Gebühren für gerichtliche 
u. f. m. Verhandlungen mit begriffen find 321), worüber das neuefte 
Gefeg am 26. Febr. 1841 erlaffen worden?22); die Elaffenfteuer, welche 
alles Einkommen und namenMich auch die Befoldungen ber Staatsbiener 
trifft, zuerft eingeführt im Jahre 1833 und modificirt durch ein Gefeg 
v. 14. Zuni 1837228); die Hundeſteuer nach einem Gefege v. 26. Sunt 
1840 324), und die Gewerbeſteuer nach einem Gefege v. 21. Juli 
1840 325). Saͤmmtliche indirecte Steuern, in Anfehung beren ſchon 
früher alle Vefreiungen aufgehoben waren®2%), find nach der neuen Zoll⸗ 
' eineichtung , deren noch unter XT. gedacht werden wird, In dem berfelben 
entfprechenden Tarife ſowohl für die eigentlichen Bälle, als für bie * 
fleuerung inlaͤndiſcher Erzeugnifſe begriffen. Ueber ben Umfang des Rechts⸗ 
‚ weges in Steuerfachen wurde eine befondere Verordnung am 30. April 
1819327) erlaſſen, und das Verfahren gegen Rechnungsführer Öffentlicher 
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Soffen durch ein Geſetz v. 17. Mai 1834 2%) geordnet. Ueber bes 
nzwefen find vielfältige Edfcte erlaffen worden, die auch viele civile 
rechtliche Beſtimmungen enthalten; die neuefte Müngerbnung aus der - 
früheren Zeit ift vom 21. März 1766, die dermaligen Münzverhättnifie 
find erfichtlich aus den Geſetzen v. 3. Mat 1834 und 18. Jan. 1841°*°). 
Bemerkenswerth iſt auch noch bie wegen Verleihung ber MRottlänbereien 
am 8, Nov. 1824 ergengene Verordnung. 

X. Kirchen recht. Die Drganifation der Kirchenbehörben iſt weſent⸗ 
lich verfchieden In ben Gebietötheilen, in welchen die evamgelifche und in wel⸗ 
chen die katholiſche Eonfeffion die vorherrſchende iſt. Jene wird gebildet durch 
Drei Confiftorien, das zu Caſſel, unter ſich begreifend bie Superintendens 
turen Caſſel, Allendorf und Rinteln, und bie Infpecturen Dersfeld und 
Schmalkalden, das zu Marburg mit zwei Didcefen, wovon die eine vor⸗ 
zugswelfe die Iutherifchen, bie andere die reformirten Pfarreien unter fich 
begreift, und das zu Hanau mit den flandesherclichen Unterconfiftorienz. 
als felbftitändige katholiſche Ktechenbehörbe erfcheint das Bisthum nebfl 
dem Domkapitel zu Fulda, begründet durch die mittelft Verordn. v. 31. 
Aug. 1829380) verfüntigten päbftlichen Bullen v. 16. Aug. 1821 und 
11. April 182722), Sehr vouftändige Hilfsmittel zur Kenntniß ber 
- Ericheffifchen Kirchenverfaſſung, infonberheit ber evangeliſchen 32) , in ſta⸗ 
eiftifcher und juriflifher Hinficht, gewähren Lebderhofe’s Beitr. zur* 
Beichreibung des Kirchenſtaates der heſſen⸗caſſel'ſchen Lande, Caſſel 1780, 
umgearbeitet und fehr erweitert von W. Bad. Caffel 1835. Bedders 
bofe’s Verſuch einer Anleitung zum b.scaffel’ichen Kirchenrechte, Gaffel 
1785, in einer zeitgemäßen Umacbeitung von I. Ch. Pfeiffer. Marb. 
1821; biefes, auf Rieder⸗ und Oberheffen nebft der Grafſchaft Schaums 
burg fich befchränkende Werk theilt im 6. 8 die weitere Literatur mit, 
Nur beitäufig ift der Schriften Aber dem Seht unerfreulichen fogen. Sym⸗ 
bolitreit, welcher durch Bickell's Abh. über bie Verpflichtung der evang. 
Geiſtlichen auf die ſymbol. Schriften, Caffel 1839, veranlagt worden, zu 
erwähnen. Ueber die kirchlichen Verhaͤltniſſe der "proteftantifchen Unters 

im Großherzogthume Kulda iſt eine befondere Verordn. am 28, 
Dee. 1816°°°) erlafien worden. Die hauptfäclichfte Quelle des evan⸗ 
gelifchen Kirchenrechtes In Kucheffen find die Reformationsorbn. in Kirchens 
und Polizeifachen vom Jahre 1656, die Presbyterialordn. v. 1. Febr. 
„1657, die Confiftorialordn. v. 12. Jun 1657 — in deren, die Ehe⸗ 
und Divortienfachen — Cap. XV. die Conſiſtorien (an deren 
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GStelle in bieſer Hinſicht die Obergerichte getreten find) auf die befchrie 
benen geiftlichen unb weltlichen Rechte und Imfonberheit auch auf die Re 
formationge, Kirchen» und Pollzeiordnung zu erkennen angetwiefen werben - 
— und die Kirchenordn. v. ‘12. Juli 1657 220). In Folge einer im 
Sabre 1818 zu Hanau flattgehabten Synode kam es daſelbſt zu sine 
Vereinigung ber beiden proteftagtifhen Neligionstheile für das Fuͤrſten⸗ 
tbum Hanau, das Großherzogthum Fulda undebas Fuͤrſtenthum Iſen⸗ 
burg, welche burch «eine Verordn. v. 4. Juli 1818 228) beſtaͤtigt wurde. 
An Altheſſen haben nur zwei Städte: Frankenberg und Rauſchenberg, 
den Verſuch einer foldyen gemacht, jedoch ohne vollftändigen Erfolg 20) 
Das Verhältnig zwiſchen evangelifhen Gemeinden verfchiedener Confeffion 
rüdfichtlich der pfarramtlichen Handlungen iſt durch ein Miniſterialausſchr. 
90.18. Aug. 1827 327) georbnet, fo wie deren VBerhälmiß zu den katho⸗ 
liſchen Gemeinden durch ein Regulativ v. 17. Sept. 1818 und ein 
Minifterialausfche. v. 18. Aug. 1823339); das gebachte Regulativ vers 
fügt infonderheit über die gemifchten Eher, daB bie Confeſſion des Braͤu⸗ 
tigams die Befugniß des Pfarrers zue Trauung beflimme, und in der 
Megel die Söhne der Religion bes Vaters, die Zöchter der Religion bez 
Mutter folgen. Ruͤckſichtiich ber katholiſchen geiftlichen Gerichtsbarkeit 
‚Find Die Grenzen der MWirkfamkeit des Generalvicariats zu Sulba durch 
"die Verordn. dv. 17. April 1818 829) feſtgeſtellt; ſodann iſt über die 
Competenz In Perfonalliagen gegen Eatholifche Geiftliche durch die Ver 
ordn. dv. 24. Dec. 1824, und über bie ftreitigen Ehefachen ber Kathe⸗ 
liken durch die Verordn. v. 6. Sept. 1829 949, Verfügung getroffen. 
Die Ausuͤbung des landesherrlichen Schutz⸗ und Auffichtsrechtes uͤber die 
katholiſche Kirche iſt, mit Bezugnahme auf die oben erwaͤhnten paͤbſt⸗ 
lichen Bullen, durch die Verordn. v. 30. San. 1830, und bie des kirch⸗ 
lichen Genfurs und Stenfröchtes bes Biſchofs zu Fulda durch ein mittelſt 
Miniſterialausſchr. v. 25. Ian. 1834 verkündetes Regulativ näher be 
flimmt worden 321),. Ueber die Veraͤußerung und Verpfändung, much 
Vererbleihung der Kicchengüter find fürftlihe Ausfchr. 0,16. Det. 1556 
und 18. Juni 1564, nebft einem MRegierungsrefer. v. 24. April 1789, 
ergangen ꝰ22). Sehe genaue Beflimmungen über die Baukoften zu Kir 
chen⸗, Pfarr⸗ und Schulhäufern enthalten die Verordn. vom Nov. 1718, 
nebſt dem landeshertl. Beſchluſſe v. 7. Oct. 1735, die Conſiſtorialausſcht 
v. 28. Febr. 1766, 12. Mai 1775 und 23. Aus. 1777, nebſt dem 
Eonfifteriaicefer. v. 8. Ian. 1785°%®), Ueber die Kührung der Kirchen⸗ 
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und Pfarrbuͤcher ertheilt genaue Vorſchriften die Verordn. v. 28. Der. 
1829 °%4), e Pfarrwittwencaſſen haben zum Gegenftande das fuͤrſtl. 
Refeript v. 18. Aug. 1714 und das Confiſtorialausſchr. v. 8. Aug. 
1732945). Die Erhaltung der Einkünfte und Güter dee milden Stifs 
tungen wird durch die Verorbn. v. 26.Nov. 1749, nebft dem landesherrl. 
Reſct. v. 24. Oct. 1752, und die Sicherflekung berfelben bei Gelb⸗ 
ausleihungen durch die Verordn. v. 30. Jan. 1808 bezweckt?6). | 
X. Auswärtige Vechältniffe Des Verhältniffes Kurs 
heffens zum teutichen Bunde tft im allgemeinen bereits oben unter II. 
zu den 68. 1 und 157 der Verfaffungsurkunde Erwähnung gefchehen, 
auch wurden unter III. zu 6. 37 bee Verfaffungsurkunde, ſodann unter 
V. und VIII., Beiſgiele von bafelbft verkündigten Bunbesbefchlüffen (die 
Mißbraͤuche der Preffe, die Sicherftellung ber Öffentlichen Ruhe, die 
Vergeben gegen ben Bund und ben Buͤchernachdruck betr.) angeführt. 
Snöbefondere ift bier noch zu erwähnen bie Öffentliche Bekanntmachung 
folgender Bunbesbefchlüffe: Die allgemeine Nachfteuers und Abzugsfreiheit 
ziifchen ben teutfchen Bundesflanten betreffend, mittelft Regierungsausſchr. 
v. 5. Aug. 1817347) — mit auferteutfchen Staaten beftehen deßfalls 
befondere Vereinbarungen: mit Dänemark von 1789, Neapel und Sicilien 
1818, Preußen 1819, Schweden und Norwegen 1819, mit den Niederlanden 
1821, Delterreihh 1887, Schweiz 1838 und Sardinien 183934) —, 
das allgemeine Gartel für den teutfchen Bund in Beziehung auf Mititdr- 
pflichtige durch Verordnungen vom 29. März 1831 und 18. Juli 


„1832 ?%9) ; das Bundesfchtedsgericht für Streitigkeiten zwifchen den Mes 


gierungen und den Ständen betr.,. mittelft Verordn. v. 26. Nov. 1834350), 
Zunaͤchſt kommen fodann in Betracht die zwiſchen dem größten Xheile 
der zu einem allgemeinen Bollvereine verbundenen teutfchen Staaten über 
biefe Zollverhaͤltniſſe abgefchlofjenen Verträge, deren Erneuerung, mit dem 
Zutritte noch einiger Staaten, beziehungsweife Gebietstheile, welche bis 
dahin keinen Antheil daran genommen hatten, im Jahre 1841 zu 
Stande gelommen ift 201); hieran fchlieft fich die zwifchen den Vereins⸗ 
ſtaaten abgefhloffene, am 31. Jan. 1839362) verfündigte, allgemeine Münz- 
convention, fo wie die über den Gütertransport auf dem Rheine gefchlofs 
fene, durch ein Minifitrialausfcehr. v. 6. San. 1842 befannt gemachte 
Vereinbarung ?2?); auch fteht damit in einiger Beziehung ber von dem 
Vereine mit Hannover und Dlbenburg abgefchloffene, am 12. San. 


{1 
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1342 2604) verkuͤndigte Handelevernen. Dergleichen Vertraͤge beſtehen 
auch mit ben Niederlanden, nach einer Verkündigung v. 22. April 1889 
und mit Bremen nach einem Diniftertalausfche. v. 3. Sept. 184036), . 
Eine über bie Schifffahrt auf der Mefer von ſaͤmmtlichen S 
sungen, baren GMebiet biefee Strom berührt, abgeſchloſſene Uebereinfusft, 
nebſt deren nachheriger Reviſion, wurde durch Miniftertalausfchr. v. 30, - 
Sun. 1824 und 21. Febr. 1826 39°) verkuͤndigt. Im Beziehung auf 
die Ausübung ber Rechtspflege ift durch die Verordn. v. 25. Yo 
182657) die Leiſtung ber von ausländifchen Behörden begehrten Recke 
hisfe nach dem Grundfage wechlelfeitiger gleichmaͤßiger Willfaͤhrigkeit al⸗ 
gemein vorgeſchrieben worden; daſſelbe galt ſchon früher ruͤckſichtüch da 
Siſtirung ber eines im Auslande begangenen Verbrechens ober Vergehen 
beihulbigten Unterthanen, zufolge der Verordn. v. 1. Sept. 1820969); 
befondere Uebereinkünfte wegen biefes Gegenflandes, fo mie wegen des 
Transporte ber Ungefchuldigten u. f. mw. und ber deßfallſigen Kofen, 
beftehen mit Preußen von 1818 und 1820, Breunfdmweig 1819 und 
1823, Schaumburg s Lippe 1819, Sachfen » Weimar von 1818, 189, 
18 24 und 1828, Lippe: - Detmold 1820, Sadjfen : Gotha und Coburg 
1822, Waldeck 1823 und 1828 und Sachſen » Meiningen 1824359); 
insbrfondere ruͤckſichtlich der Waldfrevler mit Pesußen 1821, Großh. 
Heſſen 1823 und 1826, S.:Coburg- Gotha 1830 und 1834, ud 
und Bayern 1835, ©.: ‚Weimar 1836, Großh. Hefjen 1838, Hannover 
1839 und ©.: ‚Meiningen 1840°°0), Speciell ausgenommen von be 
mechfelfeitigen Rechtshilfe ift die Siflirung bee Zeugen in Gtollfachm, 
den preußifchen und hannöver’fchen Gerichten gegenuͤber it). Meber de 
Gerichtskoſten in Polizeis und Zollfkraffachen tft eine befondere Ueberein 
funft mit Yunnover eingegangen worden, zufolge der Minifterialausfge. 

v. 8. Nov. 1834 und 31. März 1841°%). Meiter beftehen Verträge 
mit Bayern über die wechſelſeitige Zulaſſung der Unterthanen zum Arm 
rechte, zufolge Miniſterialausſcht. v. 3. März 18279), und über bie 
Strafgerichtebarfeit in ben Condominatsbezirken (im fogen. Sinngrunde), 
zufolge Geſetz v. 26. Aug. 1861°°%), welches fih anf die Landtag 


nn 


354) Geſetſamml. S. 28. 
955) Sefegfammi. 1839 S. 23, 1840 ©. 49, 
* 356) Gefegfammi. 1824 ©. 3, 1826 ©. 2% Martens, suppl. VI. 


— Geſetzſamml. S. 17. 

358) Geſetzſamml. ©. 73. 

359) Geſetzſammi. 1818 S. 128, 1820 ©. 80, 1819 S. 41, 1893 ©. 
17, 1819 &. 45 u. 77, 1819 &: 40, 1320 ©. 23, 1824 S. 34, 1828 ©. 
13, 1820 ©. 48, 1822 ©. 41, 45, 1823 ©. 15, 182B. 21, 1824 ©. 8. 

360) Al Alan. 1821 ©. 27, 1823 &. 1, 1836 ©. 24, nn 18, 
1834 ©. 57, 1835 ©. 1 u. 10, 1836 ©. 79, 1838 ©. 78, 190 ©, 7 

PM Wh . ©. 344, Iv. ©. X 

862) Geſetzſamml. 1834 — 178, 3841 &. * 

363) Geſetzſamml. S. 2 
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verhandluugen vom gedachten Jahre vea) geürkbetz. mit Schaumburg⸗ 
Lippe uͤber den Gerichtsſtand des Sefammtbergamtes zu Obernkirchen, 
zufolge Miniſterialausſchr. v. 11. Aug. 1841969), mit Walde wegen 
Siftirung ber Fornicansen, zufolge MRegierungsrefex. v. 14. Jan. 1792, 
womit auch ein .. v. 8. Jan. 1820 zu vergleichen iſt 307), 
Mit Preußen find auch Berträge eingegangen über bie gegenfeltigen Mi⸗ 
litaͤrdurchmaͤrſche, zufolge Ausfdweiben vo. 28. Juni 1817, 12. Mai 
1834 und 9. Mai 1838309), fodann wegen des Transportes von Mill 
tärverhafteten, zufolge Regierungsausſchr. v. 5. Juni 1819399, und 
wegen Auslieferung ber Deferteurd und ausgetretenen ——— 
zufolge Ausſchr. des Generalkriegscollegiums ». 16. Juni 18189), 
Die meiften der bisher erwähnten Verträge fih in Martens, 
recueil de traites abgebrudt. — Mehrere aͤltere Verträge mit auswaͤr⸗ 
tigea Staaten, infenberheit auch uͤber Grengwerhältmife, entbehren de 
Öffentlichen Beurkundung, 8. W. p. 


Seſſen · Daramftadt, Geoßberzogthum.” (Heffen bei Nhein.) 
As Philipp der Großmuͤthige, Landgraf von Heſſen, im Jahre 1662; 
fünf Sahre vor feinem Ableben, feinen letzten Willen errichtete, ber von 
den Landſtaͤnden amterfiegelt warb, nd darin den Erbtheil feiner vier 
Söhne beflimmte, verorbuste ex, Daß feinem juͤngſten Sohne, Georg, uns 
gefähr. der 8. Theil des Landes, bie obere Grafſchaft Katzenelnbogen, 
welche, nebſt bee Niebergrafichaft Katzenelnbogen, im Jahre 1479 durch 
Heurath zu Heſſen gekommen war, als Erbe zufallen ſoilen). Diefer . 
Landgraf Georg I. von Heſſen⸗Darmſtadt iſt der Stanimvater ber. jet 
großherzoglich heſſiſchen Regentenfamilie. Bei dem Einderlofen Tode 
des zweiten und dritten Sohnes Philipp’ des Großmuͤthigen vermiehrten 
ſich die Befitzungen durch den Erwerb eines Theiles von Oberheſſen umb 
der Miedergraflchaft Kagenelnbogen ?), Spätere Erwerbungen fügten ans 
bere Lanbestheile hinzu. So wurde z. B. dach Heurath mit dee Erb⸗ 
tochter des legten Grafen yon Hanau im Jahre 1736 bie Grafſchaft 
Hanau⸗Lichtenberg, geößtentheils ins Elſaß gelegen und darum dee Sou⸗ 
veränetät Frankreichs unterworfen, erworben ). As ber Lanbaraf 


365) Nr. 110, ©. 19, Nr. 120, S. 2, Beil. Ar. 317, S. 4 u. 10, 
Nr. 822, ©. 4. 


866) er ©. 49, 

67) R 8.9. IV. 8. 182. Geſetzſanml. 1820 ©. 1. 

N ar 1817 &. 57, 1834 ©. 33, 1838 &. 21. 

869) Geſetzſamml. e 81. 

870) Geſebſamml. ©. 78. 

1) Rommel, Befhiete von Heſſen Bb. 5 (Gaffel a ©. * 
Dieffenbach, Geſchichte von — mit beſenderer Veruͤckſich ung = 
herzogthums (Darmftabt 1831), ©. 146, 147. — Mn heffi In — 
— Buch, erfied und zweites Heft (Darniftadt 
En ar des Berfoffungtrchtes des Großherzogthums oe Barmfaht 4 1897) 
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hurch eine Befondere, namentlich land ſtaͤndiſche Verfaſſung zuſammen 
gehaltene Herzogthum Weſtphalen erworben, und wurden Theile de 
Kheinpfalzꝰ) (der kurpfaͤlziſche Antheil vom Amte Umſtadt, die Ober⸗ 
aͤmter Lindenfels und Otzberg, die Reſte der Aemter Alzey und Oppe— 
heim) und bes Kurfuͤrſtenthums Mainz (das Oberari Starkenburg in 
feinen vier Amtsvogteien Heppenheim, Bensheim, Lorſch und Kürth, du 
Amt Steinheim mit feinen Amtsvogteln Steinheim, Dieburg, Seligenftatt 
Alzenau und Großkrogenburg und bie Aemter Gernsheim unb Hirfchhom, 
nebſt Theilen des Oberamtes Königftein) gewonnen, wozu noch die frek 
Reichoſtadt Friedberg, Hefte des Bisthums Worms und (durch einen - 
Staatsvertrag mit Baden taufchweife) bie Stadt Wimpfen u. f. m. 
Tom’). Diefe bedeutenden Zerritorialverändberungen führten eine im zwei 
Edicten manifeftirte und im Ganzen noch beftehenbe neue Organiſation 
herbei, die im October 1803 zu Stande kam!) Im Eingange des 
erften Organifationsedictes vom 12. October heißt es: Wei ben Territo⸗ 
rialveraͤnderungen im teutfchen Reiche haben wir von unſeren alten Tan 
den beträchtliche Theile abgegeben und dagegen andere Previnzen ale 
Entſchaͤdigung erhalten. Um beit verfchiedenen unferem fürftlihen Haufe 
alg Staatscigenthum nunmehr zuftehenben alten und neuen Landen eine 
gleihförmige Staatsverwaltung zu geben und um fie unter einanber ge: 
hoͤrig in Verbindung zu bringen, haben wir uns bewogen gefunden, Fel⸗ 
gendes zu verorbnen: 6.1. Unfere fänmtlichen alten und neuem Lande find 
in folgende drei Provinzen eingetheilt: I. Das Oberfürftenthum Heſſen. 
Diefeb befteht aus allen auf der rechten Seite bes Mains gelegenen alten 
und neuen Landen, mit Ausfchluß des Herzogthums ame und 
ber auf der rechten Mainfelte gelegenen Xheile des ehemaligen Oberaned 
Steinheim und ber Appertinentien ber ehemaligen Abtei Seligenfeit. 
IL Das Herzogthum Weftphalen, welches für fi ein gefchlofferres Ganze 
ausmacht. IM. Das Fuͤrſtenthum Starkenburg. Dieſes enthaͤlt alle auf 
der linden Mainſeite gelegenen alten und neuen Lande und bie auf ber rcch⸗ 
tert Seite bes Maine gelegenen Theile des ehemals Mainzifchen Oberamtes 
Steinheim fammt den Appertinentien der ehemaligen Abtei Seligenſtadt 
u. ſ. w. Diefe Eintheilung In drei Provinzen wurde der neuen Oxga⸗ 
nlfation der Staatsverwaltung überhaupt, insbefonbere aber bes Zufip 
weſens zu Grunde gelegt. Das erfte Organifationsebict ordnete das Ge 
beime Rathscollegium oder Minifterium ($. 8) ald Centralpunkt ber 
ganzen Staatsverwaltung unter ber unmittelbaren hoͤchſten Dicsstion be} 
Megentn an, und theilte dieſe oberfie Staatsbehörbe in drei Departe 
ments, Miniftertum ber auswärtigen Angelegenheiten, Sinanzmintfterium 
und Miniftedum des Innern. Dem Gebiete bed legteren wurde zuge 
theilt die Infpection und Direction Aber das ganze Civil⸗ und Criminal 


9) ©. den erften Band biefes Lexikons s. v. Bayern ©. 681. 
10) Die gefammten GEntfchäbigungsiande betrugen 115 Quabratmeilen mit 
220,000 Einwohnern. 
11) Dieffenbach a.a. O. 8.206. Deber a.0.D. 8.176, Eigen: 
brobt a. a. O. S. 24106, 
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rjuſtizweſen. Außerdem follten dem Gefchäftöfreife deſſelben angehören 
namentich bie Gegenflände der Gefeggebung, bie Lehnsſachen und bie 
inneren Hoheitsfachen, welche nicht ausbrädtich dem Finanzminiſterium 
überiiefen fein, und wozu bie flaatsrechtlihen Verhaͤltniſſe zu den Lands 
ftänben und ber verfchlebenen Elaſſen dee Staatsbürger unter ſich gehoͤr⸗ 
ten. Daffelbe Organiſationsedict vererbnete ($. 4): Das Oberappellations⸗ 
gericht ift die oberfle Juſtizbehoͤrde fuͤr unfere fämmtlichen Lande. Zu , 
den Gefchäftstreis deffelben gehört A. bie oberfle Leitung ber Juftizpflege, 
Bn—.. bie legte Entfcheidung dee Rechtsſachen und zwar a) in Anfehung der 
vuͤrgerlichen Gerichtsbarkeit 1) In dritter Inſtanz über alle 
amtsfäffigen Perfonen und Sachen, 2) in zweiter Inflanz Über alle 
ſchrift⸗ oder canzleiſaͤſſigen Perfonm und Sachen, jedoch mit Ruͤckſicht 
auf die beſonderen Verhaͤltniſſe des Herzogthums Weſtphalen, 
wo die ſchriftfaͤſſigen Perſonen ihre zweite Inſtanz beim Hofgericht zu 
Gießen haben, von welchem alsdann die Berufungen in dritter und legs 
ter Inftanz am das Oberappellationsgericht gehen; 3) in erfler Inſtanz 
über bie nach ben beftehenden gefeglichen Normen hierzu privilegirten 
Perſonen 22)3 b) in Anfehung ber Strafgerehtigkeitspflege 1) 
ale Revifionsgeriht in Sachen, wo auf eine zweijährige Zuchthaus⸗ 
oder eine derfelben gleiche oder höhere Strafe, wohin auch gehört Dienfts 
entfesung folcher Perfonen, die allein ober doch größten Thelles vom - 
Dienfte leben, erkannt tft und weitere Bertheibigung um beffe«. 
res Recht geführt wird; 2) als Oberappellationsgeriht in 
allen Faͤllen, wo mehr als bürgerlichen Arreſt zur Strafe aufelegt wor⸗ 
den iſt und der Angefchulbigte feine völlige Unfhulb beweifen will. Die 
innere Einrichtung dieſes Collegs, fo wie bie Appellationsfumme, bleiben . 
‚ übrigens bis zu einer neuen Geſetzgebung, wie fie in’ ben bereits beſtehen⸗ 
den Geſetzen vorgefchrieben find. In demfelben erſten Organifationg:' 
edicte wurde das Princip der Trennung der Juſtiz von der Verwaltung 
in zweiter Inflanz ausgefprochen. Indem es ($. 6) für jebe Provinz 
eine collegialiſch organifirte Adminiſtrativbehoͤrde unter Beibehaltung des 
bisherigen Namens Regierung anorbnete, conflituirte es für jebe ber 
drei Provinzen einen Gerichtshof, der den aus Nachbarſtaaten entiehnten 
Namen Dofgeriht und die Organiſation erhielt, wie fie ber F. 7 bekun⸗ 
det: In den Gefchäftefteis der Juſtizcollegien der verſchiedenen Pros 
vinzen gehört A. die Weforgung dev Mechtöpflege 1) in bürgerlichen 
Streitigkeiten a) in ſchriftſaͤſſigen Sachen in erſter Inſtanz, b) in 
amtsfäffigen Sachen in zweiter Suflanz. Zu ben bürgerlichen Rechts⸗ 
ſachen gehören auch die Pupilienfahenz 2) in Strafſachen. Hier 
ift das Suflizcollegium In allen Sachen, worin bie Untergerichte nicht für 
ſich frafen Sonnen, urtheitende Behörde. Die unterfuhenden | 
Behörden, jedody unter Direction des Juſtizcollegiums, find a) die pein« 
lihen Serichte in Anfehung der GSpecialinguifition!?) bei größeren: 
1%) Dazu gehören namentlich bie Mitglieber ber Begentenfamilie. | 
ee 
erften Bandes ber r ren 
geben von v. Jagemann und Roͤllner, Karlörube Zi 
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Verbrechen; b) die Eiviluntergerichte in Anfehung der General⸗ 


inquifttion und auch der Specialinquifition bei geringen Verbrechen; c) 
bie in peinlichen Fällen etwa befonders angeorbnet werbenben 
Commiffionen. — gegen Straferkenntniſſe der Civiluntergericht 
ein Recurs ergriffen wird, fo iſt das Provinzialjuſtizcollegium I. Revi⸗ 
fionsinſtanz, wenn das Erkenntniß zu koͤrperlicher Zuͤchtigung ode 
mehr als achttaͤgiger Arbeit oder Gefaͤngnißſtrafe condemnirt und dur 
weitere Vertheibigung befferes Recht gefuht wird; IL Ay 
pellationsinftanz, wenn das Urtheil mehr als breitägigen buͤrgerliche 
Arreſt zuerlennt und dee Angefchuldigte feine völlige Unſchund dar 


4 


thun will. B. In das Reſſort der Juſtizcollegien gehoͤrt ferner die Dis 


rection, Inſpection und Viſitation der ihnen untergebenen 
Behörden der Provinz. Diefe find a) das peinliche Geucht mit allem, 
was dazu gehört; b) ſaͤmmtliche Civiluntergerichte; c) endlich gehört im 
den Gefchäftskreis der Zuflizcollegien bie Präfung der neu anges 
benden Sraatsdiener im Juſtizfache und ber erfte Borkhlag bei 
Befegungen der Suflizftellen in ber Provinz. Zu der Prüfung iſt jedoch 
ein finatsrechtsgelehrtes Mitglied aus dem Regierungscollegium zuzuziehen. 
Zu Vermeidung aller Collifionen zwifchen den Suftizcollegien und ben 
uͤbrigen Stantsbehörben gilt die Regel: So oft Streit entfleht, ober bie 
Stage ift, ob ber vorlommende Fall unter ein vorhandenes allgemeines 
ober fpecielle® Gefeg fubfumirt werden müffe, ober nicht? muß bie Ju⸗ 


ſtizbehoͤrde unterfheiden. 


Während daſſelbe erfte Organifationsebict ($. 9) für jede Provimy 


‚ einen im Ganzen an bie Stelle der bisherigen Confiflorien tretenden 


Kirchen⸗ und Schulrach?*) conflituirte, von dem im allgemeinen 
die Verwaltung aller ſtaatsrechtlichen Kicchens und Schulfachen, tn fo 
weit folche nach der kirchlichen Verfaſſung des einen oder anderen Relk 
gionstheiles dem Landesheren zufteht, ausgehen folle, hob es ausbrudiih 


„ bevor‘; dieſe Goltegtalbehörde habe mit gerichtlichen Sachen gar nichts zu 


thun; alle Prozefiualien, welche die Gonfiflorten und Officialate gehabt 
hätten, wären entweder an die Untergerichte ober das Juſtizcollegium 
verwiefen. Nur bie nach den Grundfägen ber Eatholifchen Kirche aus 
ſchließlich zur geiftlichen Gerichtsbarkeit gehörigen Sachen blieben bem 
Erkenntniffe des Biſchofs oder feiner flellvertretenden öffentlichen Behörde 
vorbehalten. Schließlich ($. 11) verfügte das erfte Organifationgedit 
noch: Wegen des befonderen gemeinfchaftlichen Verhaͤltniſſe bleiben in} 
Samthof» und das Samtrevifionsgericht wie bisher beftehen 2). 

Das zweite gleichfalls vom 12. October 1803 datirte Organifationk 
ebict ſprach fich ($. 1) zu einiger näheren Beflimmung bes Gefchäfte 


14) Eigenbrobt a. a. D. S. 83—89. ö 
15) Ledberhofe, eine Schriften Bb. 4 (Eifen. 1792), &. 4I—174 
Bom Samthofgeriht und Samtrevifionsgeriht in Heffen Kopp, Rachricht ver 
ber älteren und neueren Berfaffung ber Gerichte in den heffen Falle Se 
= >. a sek . 17 y 4 2 —— — fig. fig. 
e phe eſe zwiſchen den beiden Heſſen gemein: 
fpaftlichen Gerichte verfchwinden. —— 
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kreiſes des Miniſteriums des Innern dahin ans, daß dazu in 
befondere gehöre die Aufficht über alle hohen und niederen Gerichtshäfe, 
Suftize und Polizeibeamten und ihre Subalternen, die Dienftentlaffung 
und Beſetzung bei alfen Juſtiz⸗ und Polizelämtern, die Verfaſſung und 
Eintheilung dee Gerichtöbezirke des Landes, Recurſe über verzögerte und 
verweigerte Juſtiz, insbefondere noch in Criminalfachen die Recurſe über 
die Frage, ob Begnadigungsgründe eintreten, die Verleihung ber auf den 
Givilzuftand Bezug habenden Rechte und Privilegien, als DMoratorien, Con- 
fens zur Veräußerung von Famili — Legitimationen un⸗ 
ehelicher Gebutten u. f. w., bie Aufnahme von Advocaten und Notarien, 
bie Aufficht über die Straf⸗, Sicherheits⸗ und Beſſerungsanſtalten, der 
Credit⸗ und Hypothekenweſen. Zu genauerer Beftimmung bes Gefchäfts- 
reifes der Suftizcollegien (SAMfgerichte) verordnete das zweite Organiſa⸗ 
tionsedict ($. 5) noeh: A. Die Fälle, im welchen bie Untergerichte nicht 
blos unterfuchende, fondern auch urtheilende Behörden fein, follten fol 
gende fein: 1) alle bürgerlichen und polizeilichen Vergehen, wenn auf diefe 
legte nicht eine Zuchthaus» ober noch höhere Strafe gefegt fei, in wel⸗ 
chem Sale das Hofgericht abzuurtheilen habe; 2) alle gemeinen Schmaͤ⸗ 
hungen oder woͤrtliche Injurienz 3) alle Thaͤtlichkeiten oder Realinjurien, 
fo lange fie keine ſolche Lörperliche Verlegung zur Folge hätten, welche 
zw ihrer Heilung eines Arztes ober Wundarztes bedürften (alle Ver⸗ 
legungen bes Kopfes, ber Bruſt unb des Unterleibes feien folche, wor⸗ 
über das Gericht den Arzt mit Gutachten zu hören haͤtte, um zu erfahs 
ren, ob drztliche Hilfe erforderlich ſei; in Anfehung fonftiger Verletzungen 
malte das Ermeſſen des Richters); A) alle Defraudationen aber Unter⸗ 
fchleife gegen gewiſſe befonbers -fancirte herrfchaftliche, Gemeinde: ober 
Privatberechtigungen, infofern auf fie eine durch ein allgemeines Geſetz 
oder im WBerechtigungspatente ausgebrüdte, nicht auf Zuchthaus anfleis 
omde Strafe geſetzt feis 5) alle Vetrügereien und Berfälfchungen, more 
auf nicht über vierwoͤchige Arbeit ober eine berfelben gleichlommende 
Strafe geſetzt feis 6) alle Heinen erſten und zweiten nicht qualificitten Dieb» 
ſtaͤhlez 7) alle erflen und zweiten Unguchten, frühen Beiſchlafs⸗ und erften 
Ehebruchsfaͤlle. B. Ueber fchriftfäffige Perfonen hätten die Unter: 
gerichte auch in Strafſachen der Regel nach Beine Gerichtsbarkett, aus⸗ 
genommen fein 1) alle Polizeifachen, in denen Jeder dem Unterrichter 
ale Polizeirichter untergeben ſei; 2) ale Sachen, binfichtlich deren ben 
Untergerichten befonderer ober allgemeiner Auftrag ertheilt werde. Won 
ſelbſt verftehe fih, daß auch gegen fcheiftfäffige Perfonen die Untergerichte 
in Faͤllen ber Gefahr im Verzug competent fein, nur hätten fie dem 
Mittelgerichte gleich bei Eröffnung der Unterfuchung darüber berichtliche . 
"Anzeige zu machen. ü 
Kaum hatte die neue Organifation einige Wurzel gefaßt, als das 
teutfche Reich in Trümmern ſank und der cheinifche Bund auftauchte. 
Der Art. 5 ber Bundesacte verkündete, baß ber Landgraf von Heſſen⸗ 
Darmftadt zu ben biefem Bunde beitretenden Fürften gehöre, "welche bin 
- Xitel Großherzog annaͤhmen, waͤhrend der Art. 21 ihm geftattete, mit 
feinen Staaten die (drei Aemter, Altenflade, Bübesheim und Groplar:. 
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umfaffende) Burggrafſchaft Friebberg (in der Wetterau) zu vereinigen, 
und der Art. 24 ihm alle Souveränetätsrechte einräumte über bie Herr 
fchaften Breuberg und Heubach, über die Herrſchaft ode das Amt 
Habitzheim, uͤber die Grafſchaft Erbach, die Herrſchaft Jibenſtadt, den 
Stollberg⸗Gedernſchen Antheil am der Grafſchaft Koͤnigſtein, über bie dw 
gefchlofjenen oder angrenzenden Befigungen der Freiherren von Miedeie, 
iiber die Beſitzungen des Kürften und Grafen von Solms in ber We 
trau, mit Ausnahme ber Aemter Hohenfolms, Braunfels und Greifer 
ftein, über bie Grafſchaften Wittgenflein und Berlaburg und über dei 
Amt Hefien-Hombarg, weiches die Davon benannte appanasitte Linie bei 
Haufes Heſſen⸗Darmſtadt im Beſitze habe 1o). Bis zu diefem verdaͤng⸗ 
nißvollen Zeitpunkte hatte fi, wenigftens der Form nach, bie landſtaͤn⸗ 
difche Verfaſſung ber altheffifchen Lande) aufrecht erhalten, wornach 
die Stände (zwei Curien, von denen bie eine bucch die Prälaten — ber 
DOrdenscommanthur zu Schiffenberg und bie Univerfität Glegen — unb 
bie Nitterfchaft, die modern bucch die Stäbtelandfchaft gebildet wurbe), 
gleich den heſſen⸗ caſſel' ſchen, das volle, zur Theilnahme an der Geſetz⸗ 
gebung benugte, Steuerbewilligungsrecht (unter Theilnahme an der Er 
bebung ber Steuern duch Iandfländifhe Beamte — Steuerobereinneh⸗ 
mer) und das Recht des Borbringens von Beſchwerden und Defiberien 
ausuͤbte 12). Meben dieſer attheffifhen ftändifchen Verfaffung hatte Ich 
namentlich auch bie bes Herzogthums MWeftphalen — Geiftlichkeit, Ritter 
und Städte — erhalten 1). Durch ein Edict vom 1. October 1806 
(eine Verordnung vom gleichen Tage fprady die Aufhebung der Steuer 
freiheit auß) bob der nunmehrige Souveräu bie Landflände färtmtlide 
Provinzen aus unumfchränkter Machtvollkommenheit auf, um durch biefe 
in’ die Verfoffung unferer Lande gebrachte Gleichförmigkeit im Stande 
zu fein, thätiger und wirkſamer an dem Wohle unfeser geliebten Untets 
thanen arbeiten zu koͤnnen ?0). Unterm 1. Auguft 1807 erfolgte eine 
Deelaration über bie ſtaatsrechtlichen Verhältniffe ber Standesherren dei 
Großherzogthums, bie namentlich (im $. 19) bie denfelben in der Bundes 


acte zugeficherte basse et moienne iustice normirte. Um ben & 20 


16) ®intopp, bie rheiniſche Gonfäberationsacte (Frankfurt 1808), ©. 
55, 6163. Dieffenbad a. a. O. ©. 208. DHeber a. aD. &. 17. 
Von der Rahbmer a. a. D. ©. 19-28. : 

17) &. überh. Bopp, Gefchichte des fländifchen Wefens im Großherzog 
thum Heſſen von ber Mitte bes dreizehnten Jahrhunderts bis zum Werfaflungk 
werte am Schluffe des Jahres 1820. Darmflabt 1833, 

18) Estor, de comitiis et ordinibus Hassiae etc. Edit. II. Kranoof. 
1752. Bopp a.a. D. ©. 28—838. 

19) Bl. bef. Runde, über die Erhaltung der öffentlihen Berfaffung in 
den GEntfchädfgungsianden nach dem Deputationshauptfchluß vom 25. Februar 
1823, mit Anwendung auf das Herzogthum Weſtphalen, Göttingen 1905, und 
(von Schwarsgenau) Bemerlimgen zur Erläuterung bes $. 60 des Reiches 
deputationshauptfchluffes u. |. w. Frankfurt 1806. 

20) — a. a. O. ©. 39 —46. Winkopp, der rheiniſche Bund Bb. 
1 (Frantfurt 1807), S. 8831 890. Rot teck, aligemeine Geſchichte, 7. Auf⸗ 
lage, Bd. 9 (Frankfurt 1830), 9. 551, 662. 
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der Dertaration: Zur Ausuͤbung dieſer verfchiedenen Arten von Gerichts⸗ 
barkeit in zweiter Inſtanz über Amtsfäffige und erfter Inſtanz über 
Schriftfaͤſſige haben die mebiatifirten Fuͤrſten und Grafen eine förmlich 
eonftituirte (eigends und aflein dazu beftimmte) und von den Standes» 
herren in ihrer Amtsverwaltung ganz unabhängige Juſtizcanzlei und, zwar 
auf Ihre Koften, gegen Bezug der davon fallenden Zaren und Sporteln; 
zu halten. Diefe Mediatjuftizeanglei muß wenigſtens aus einem Director, 
zwel Näthen und den dazu noͤthigen Subalternen beftehen. Diefe 
Mittelgeichte, welchen die Civil: und Griminalgerichtsbarkeit in der Regel 
in dem Umfange zuftand, in dem fie von ben Hofgerichten ausgehbt wurde; 
wurden beftellt, im der Provinz Starkenburg die fuͤrſtlich Loͤwenſteiniſche 
und graͤflich Erbachiſche Juſtizcanzlei in Michelftadt, in der Provinz Obers 
heſſen die fuͤrſtlich und graͤflich Solmftfche Juſtizcanzlei in Hungen, die 
Juſtizcanzlei für die Grafſchaft Stolberg zu Gedern, die Juſtizeanzlei zu 

Friedberg für die Burg Friedberg und die dazu gehörende Graffchaft 
Kaichen. (Die fürftlihen Haͤuſer Sayrı - Wittgenflein » Berleburg und ' 
Wittgenſtein verzichteten gleich dem Grafen von Leinirigen: Welterburg 
fhon im Jahre 1806 auf die Befugniß, die Gerichtsbarkeit in zweiter 
Inſtanz ausüben zu laffen, während ein fpäterer gleicher Verzicht des 
Zandgrafen van Heffen- Homburg zur Auflöfung der bereits eingefegten 
Auftizeanzlei führte.)2!) Kine Declaration vom 1; December‘ 1807, 
über die flantörechtiichen Verhältniffe der ehemaligen unmittelbaren Reichs⸗ 
eitterfchaft, ließ, mit gewiſſen Befchränkungen, ben abeligen Gerichts⸗ 
herren, welche bisher im Befitze der Patrimonialgerichtsbarkeit geweſen, 
bie bürgerliche ımd peinliche Gerichtsbarkeit. 

Eine Frucht des Krieges zwiſchen Defterreih und Frankreich im 
Sabre 1809 mar die Ausdehnung des Stantsgebietes durch Ermerbung 
der von Baden abgetretenen fuͤrſtlich Leiningenfchen Aemter Amorbach 
und Miltenberg (wofür die Juſtizcanzlei zu Amorbach), des fürftlich Loͤ⸗ 
wenfteinsWerthheimifchen Amtes Heubach u. f. w.2®), fo wie die Ver⸗ 
einigung der Aemter Babenhaufen, Dorheim, Rodheim, Heuchelheim, 
Münzenderg, Ortenberg und der früher fulda’fchen Stadt Herbfteig??). 

Die veränderten politifhen Verhäteniffe gaben im Jahre 1816 dem 
Lande zum zweiten Male eine geographifche Umgeftaltung 2%), aͤhnlich bee 
im Jahre 1803. Wie damals namentlich (faft) ein ganzer Lanbestheil 
(die Grafſchaft Hanau > Lichtenberg) hingegeben ward, fo wurde nun eine 


21) Nach und nach wurten dieſe Juſtizcanzleien, in Folge der Verzicht: 
leiftung der Standesherren auf diefe Gerechtfame, aufgekoben und ihr Sprengel 
dem der Hofgerichte zugewieſen. Staatsleriton, herausgegeben von Rotted 
mb Welder, 3b. 12, s. v. Patrfmonialgerichtöbarkeit, ©. 883, 384. 

22) Da bamals ber Code Napoleon als badifches Landrecht ſchon einge 
führt war, fo wurde berfelbe hinſichtlich diefer erworbenen Bezirke ausdruͤcklich 
wieder abgefchafft und das früher dort geltende gemeine Recht bergeftellt. 
Breibenbah, Kommentar (f. unten) ©. 14. ‚ we 

29) Bon ber Nahmer a. a. D. ©. 32-40. 

24) Dieffenbadh a. a. D. S. 215. Heber a. aD. ©. 183. Bon 
der Nahmer a. a. D. S. 40-76. 
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ganze Provinz, das Herzogthum eh weiches nebft dem Wittgen⸗ 
fteinifchen an Preußen kam, abgetretm. Das Amt Derbeim wurde au 
den Kurfürften von Heſſen "uehdgegeben, dem auch Theile der Provinz 
Starkenburg am rechten Ufer bes Mains zufielen. Andere Theile dieſer 
Provinz, namentlich jene Leiningifhen Aemter Amorbach und Miltenberg 
und das Löwenfteins Werthheimmifche Amt Heubach, wurden an Bayern 
abgetreteg?®), während ber Großherzog auf alle Hoheitsrechte über bass 
Amt Homburg verzichtete. Als Entſchaͤbigung warb erworben ber noͤd⸗ 
liche Theil des franzoͤſiſchen Departements Donnersberg, der ald Rhein 
befien wieder bie dritte Provinz bilbete, und bie franzöfifche Rechtsgeſetz⸗ 
gebung und Gerichtöverfaffung beibehielt, der Theil des Iſenburgiſchen, 
weicher dem linken Ufer des Maine angehört, fo wie ein Theil der uͤbri⸗ 
gen fenburgifchen Lande *y), bie graͤflich Schoͤnborn ſche Herrſchaft 
Heuſenſtamm u. f. w. 

Der Großherzog von’ Heſſen, der den Titel Großherzog von Heſſen 
und bei Rhein angenommen hatte, gehörte & den tentfchen Fürften, 
welche auf dem Wiener Congreffe (am 16. November 1814) ih zur 
Einführung einer Repräfentativverfaffung bereit erklaͤrten und bie Rechte 
bezeichneten, weiche ben Ständen eingeräumt werden ſollten; er trat 
bem teutfchen Bunde bei, weldher im Art. 13 eine ftändifche Verfaſſung 
verſprach. Die zuerft (im Sahre 1816) von den Standesherren aus⸗ 
gehenden Anregungen, melde in Heſſen bei Rhein an die Erfüllung die 
fee Zufage erinnerten,, befchleunigten die Aufrichtung des Verfaſſungswer 
kes 27), welches, nachdem bie in ber erften Hälfte des Jahres 1820 
berufenen Stände das verhängnigvolle Edict vom 18. März 1820 zuräd 
gewiefen hatten, durch das mit den Ständen berathene Staatsgrundgefet 
vom 17. December 1820 28) zu Stande kam. Vorher ſchon (am 17. 
Februar 1820) wur das in der ſpaͤteren Verfaffungsurkunde für ein Be 
ſtandtheil ber Verfaffung erfläste Edict über bie flantsrechtlichen. Verhaͤlt⸗ 
jüffe dee Standesherren erfchienen, welches deren Zuftänbigkeiten hinficht⸗ 
lich der ihnen zuſtehenden Gerichtsbarkeit erſter und zweiter Inſtanz, im 
Gangart in Uebereinſtimmung mit ber früheren Declaration, 

Das folgende Jahr 1821 führte eine wichtige und wohlchätige Reform 29), 
bie Tremmung ber Juſtiz von der Verwaltung in erſter Inſtanz, berbei; 
indem die erſtere ben Stadt: und Landgerichten, bie legtere ben Land⸗ 


25) &. ben erften Band dieſes Lexikons =. v. Bayern ©. 683. 

26) Heber, Befhichte ber Stadt Offenbach (Fraukfurt 1838), &. 85. 

27) Bopp a. a. D. S. 48-—119. Floret, hiſtoriſch kritiſche Darftel⸗ 
hung der Werhandlungen ber Stänbeverfammlung bes Großherzogtbums Heffen 
im Sabre 1820 und 1821. Mit befonderer nehiehung auf bie Berfaffunges 
urbunde bes Großherzogthums u. ſ. w. Gießen 182 

28) . ———— z. B. im erſten Bande der zweiten Auflage dei 

dlitz: Die ifchen Berfaflungen feit — Jahre 1789 u. T. w. 

Bd. 1, — 18325 im 3. Bande des Alexander Muͤller'ſchen Archins 
fuͤr —* Geſetggebung aller teutſchen Staaten (Mainz 1832), &. 171—191. 
29) Mittermaier, Im 12. Bande bes Staatelerikons =. v. Organi⸗ 
fation ber Gerichte 
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eäthen uͤberwleſen war. Eine Werordnung vom 28. Mai beffelben Jah⸗ 
res, über die Drganifation der oberfien Staatebehörden, verfügte eine 
eine Mobification der bisherigen Organiſation des Miniftertums und feines 
Geſchaͤftsganges erfordeinde Trennung ber Minifterien in drei Departer 
ments, das des Innern und ber Juſtiz, das der auswärtigen Angelegen- 
heiten und des großherzoglichen Hauſes und das ber Finanzen, und theilte 
dem erfteren namentlich zu, 1) die Aufficht uͤber ſaͤmmtliche Ober⸗, Mittels 
und Untergerichte und die Anftellang ober Beftätigung aller bet demſel⸗ 
ben: verwendeten Perfonenz 2) bie ber Juſtizorganiſation entſprechende 
Correſpondenz niit den Juſtizbehoͤrden; 3) die Aufſicht auf die Advocaten 
mb bie, welche die willkuͤrliche Gerichtsbarkeit ausüben, fo mie deren 
Anftelung; 4) bie Erledigung bey Recurfe wegen verzögerter oder vers 
weigerter Juſtiz; 5) die Begnadigungsgeſuche aller Art, inſofern fie ſich 


nicht auf ben Erlaß von Diseiplinarftrafen, bie in den Wirkungskreis 


eines anderen Miimifterialdepartements,, oder folcher Strafen, die in Ges 
maͤßheit finanzieller Geſetze erkannt find, beziehen; 6) die Errichtung von 
Majoraten oder Bamilienfideicommiffen, den Conſens zu Veraͤußerungen 
der legteren, die Moratorien und die Berwilligung aller gefeglich zuläffigen 
Ausnahmen von den Geſetzen; 7) die Verfügung Über die der Verwaltung der 
Juſtiz budgetmäfig zugewiefenen Summen; 8) die Verhandlungen mit den 
Randftänden Uber Gegenftände bes Juflizbepartements und fiber das Aus: 
gabebubget deſſelben. Die gleiche Verordnung hebt noch hervor, daß 
jeder Deinifter für das, was feinem Departement zu refpiciren obliege 
und für alles, was von demfelben ausgche, verantwortlich fei, und geht 

am Schtuffe zur Begränbung eines bem bisherigen Staatsorganismus 
fremden Inſtitutes über: neben dem Minifterium foll ein Staatsrath 
beftehen. Der Wirkungskreis beffelben iſt theils berathend, theils ent⸗ 
ſcheidend, nie ausfuͤhrend, vielmehr liegt die Ausführung feiner Beſchluͤſſe, 
wenn es einer felchen bedarf, demjenigen Miniſterialbepartemente ob, im 
befien Geſchaͤftskreis der Gegenſtand einfchlägt, auf welches baher auch 
die Verantwortlichkeit übergeht. A. Berathend Ift der Staatsrath 1) bei 
allen Geſetzesentwuͤrfen, welche zwar in ber Regel in demjenigen Minis 
ſterialdepartement, befien Geſchaͤftskreis fie berühren, vorbereitet werben, 
deren endliche Berathung und Redaction aber dem Staatsrathe obliegt. 
Diefes gilt namentlich von dem Finanzgefeges 2) bei neuen Organiſa⸗ 
tionen der Juſtiz⸗ und Verwaltungsbehoͤrden, zu welchen bie Vorſchlaͤge 
und Vorbereitungen zwar In der Megel von bem einfhhlagenden Miniſte⸗ 
zialdepartemente ausgehen, bexen endliche Begutachtung jedoch (mit Ause 
nahme defien, was das anzuflellende Perfomat betrifft) dem Stantsrache 
zuſteht. B. Entfcheidende oberſte Behörde iſt der Stantsrath 1) In Com⸗ 
petenzfteeitigkelten zwiſchen Juſtiz⸗ und Werwaltungsbehörden; 2) in 
allen Recurſen von den Eutfcheibungen ber Verwaltungsbehoͤrden in Ad⸗ 
winiftrativjuftizfachen, wornach daher unfer geheimes Staatöminiflerium 
diejenigen Recurfe diefer Art, deren Erledigung demfelben nad) den bis⸗ 
herigen Einrichtungen oblag, wicht mehr anzunehmen hat; 3) in ben 
Fällen, wo der Art. 23 des Edictes vom 22. April 1820 über die _ 
Öffentlichen Dienftverhältniffe der Civilſtaatsbeamten bei ſolchen Staats: 
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dienern Anwendung findet, welche ſelbſt Mitglieder eines Miniſterial⸗ 
Departements find. Ueberall, too der Staatsrath berathend iſt, find im 
Falle getheilter Meinung "die bee Minderzahl umftändlich zu entwiden, 
da aber, wo er enticheidende Behörde iſt, feinen Beſchluͤſſen die Ent 
fcheidungsgränbe beizufügen. Unterm 6. Juni 1882 wurde fiir die ber 
den Provinzen bieffelts bes Mheines ein Edict wegen ber Orgauiſatien 
der‘ dem Miniſterium bes Innern und der Juſtiz untergeorbnneten Re 
gierungsbehörden erlafjen 9), welches namentlich dad Mittelglied zioifdge 
den Landräthen und dem Minifterium, bie Provinzlalsegierungen, ans 
ſchied und Kreisräthe creirte, auf welche bie Sunctionen der gen 
im Ganzen übergingen. Der vierte Abfchnitt biefes Edictes ordnete für 
die Angelegenheiten, welche die Sefetgebung an bie num aufgehebenen 
Megierungsbehörben vertvies und bie ihrer Natur nad) collegialiſche Be⸗ 
rathung erfordern, eine coleglalifch organifiete Behörde, den Abmini⸗ 
ftrativjuftishof, an. Der Wirkungskreis deſſelben, fo ſpricht ſich 
der $. 35 des Edictes aus, umfaßt folgende Gegenftände: 1. Entfdheis 
dung und zwar In dem Unmfänge, in weichem ſolche den bitherigen Pro⸗ 
vinzialregierungen zufland, a) in denjenigen Angelegenheiten im Refiert 
des Minifterlums des Innern und dee Juſtiz, weiche die Gefeggebung 
für Adminiſtrativiuſtizſachen erklärt; b) in flreitigen Adminiftratiofechen, 
als: über Mecurfe gegen Verfügungen ber Kreisräthe hinfichtlich der Be 
richligungen der Drtsbürger an dem Genuffe des Genteindegermögens, 
über die Nothwendigkeit der Abtretung des Privateigenthums zu öffentlichen 
Zwecken, des Grundeigenthums zu Bauplägen, ber Abtretung gs Privateigen: 
thums, fo wie deſſen Veränderungen zum Zwecke ber Verbefferung einer Wie 
ſenculturz c) über Beedangelegenheiten; d) über bie Geſetzlichkeit der 
Wahlen ber DOrtsvorflände und die gefeglichen Eigenfchaften der Gewäaͤhl⸗ 
ten. Die Recurfe gegen bie Entfcheibungen des Adminiſtrativjuftizhofes 
werben, je nachdem es bie beftehende Geſetzgebung mit ſich bringt, heil 


bei dem Mintflerium des Innern und der Suftiz, theild bei unferem 


Staatsrathe angebraht. II. Unterfuhungen gegen Kreisräthe und bie 
ihnen untergeorbneten Diener wegen Amtsverlegungen. Obgleich bem 
Minifterium des Innern und ber Juſtiz ausfchließlich bie Befugkif zur 
Anordnung einer förmlichen Adminiftrativunterfuchung gegen die genannten 
Diener zufteht, fo hat es doch, wenn es eine folche anorbnet, dieſelbe 
dem Adminiftrativjuftizhofe zu übertragen. Diefer erhält dadurch bie 
Attributionen der bisherigen Provinzialceglerungen gegen bie ihr umtets 
georbneten Diener, nach Maßgabe des Edicte® über bie öffentlichen Dienſt⸗ 
verhältniffe der Civilſtaatsbeamten vom 12. April 1820, und bes bazauf 
efolgten Gefeges vom 9. März 1824, mit der Beſchraͤnkung jeboch, 
aß er gegen die oben genannten Diener einftweilige Suspenfion nicht 
erfennen, fondern nur die ihm befhalb geeignet fcheinenden Anträge bei 
dem Miniflerium des Innern ımb der Juſtiz fielen kann. Sodann 
übertragen wir dem Adminiſtrativjuſtizhofe III. die Erthellung dee Er⸗ 
maͤchtigung zu Führung ber Activ⸗ und Paffioprogeffe von Seiten ber 


- 80) Heber a. a. O. &. 190. 
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Gemeinden und weltlichen Stiftungen in demſelben Umfange, in welchem 
die bisherigen I Au diefe Attribution Hatten und b) ber 
Entholifchen Kicchen« geiſtlichen Stiftungsfonde in demfelben Um⸗ 
fange, in welchem der bisherige Eatholifche Kirchen» und. Schulrath diefe 
Function quszuuͤben hatte Endlich hat dieſes Collegium die Verbind⸗ 
lich£eie, alle von dem Miniflerium des Innern und ber Juſtiz in Ber: 
waltungsungelegenheiten von ihm geforderten Gutachten zu erflattn. Im 
fünften und legten Abfchnitte wurben dem Abminiftrativjuftizhofe als 
Lehnhof die Kehnsfachen zugewieſen, wie fie bisher vor bie Regie⸗ 

zungen gehörten, j 
Das. genannte Ebict hatte im Art. 4 fi dahin ausgefprochen: 
innerhalb des den Kreiseäthen uͤberwieſenen Kreifes ift benfelben bie 
ganze Verwaltung und Polizei, die legte jedoch mit gänzlihem 
Ausfhluß der anderen Behörden überwiefenen Gerichtsr 
barkeit, übertragen. Ein. die Uebertragung der Polizeigerichtöbarkeit, 
einſchließlich der Korfigerichtsbarkeit in den Provinzen Stagtenburg und 
Dberhefien betreffendes Edict vom gleichen Datum und bes Einganges: 
Nachdem mir in unferem die Organiſation der Regierungsbehöchen bes 
treffenden. Edicte vom heutigen die Ausübung ber Polizeigerichtsbarkeit 
von dem MWirkungskreife der Berwaltungsbebörben in den Provinzen 
Startenburg und Öberhefien ausgefchieben haben, eine definitive Webers 
weiſung derfelben an die ordentlichen Gerichte jeboch dermalen in Rüds 
„fit auf die politifchen Folgen,‘ welche bie Verfaffungsurkunde an richter⸗ 
liche nicht ganz freifprechende Erkenntniſſe Inüpft, unb fo lange nicht 
ſowohl ein Polizeiftrafgefegbuch umd ein Geſetz über das“ Derfahren in 
Straffahen auf verfaffungsmäßigem Wege erlaffen, als auch mit Ruͤck⸗ 
ſicht auf diefe fünftige Gefehgebung eine andere Organifation der Gerichte 
eingetreten -ift, nicht flattfinden kann und wir baher befchloffen haben, 
proviſoriſch und fo lange wir nicht anbere Anordnungen zu treffen für 





‚gut finden, die Polizeigerichtsbartet, mit Einfchluß der Forfigerichtsbars 


keit, durch Gerichte als befonders hiermit von uns beauftragten Behörden, 
ausüben zu laffen, fo verordnen wir u. f. w., übertrug die Unterfuchung 
und Beftrafung der Feldfrevel, fo tie der übrigen Polizelübertretung, 
in fo weit folche bisher den Polizeideputetionen, den Lanbräthen und 
Polizeicommiſſaͤren in flanbesherrlichen Bezirken, fo wie den Regierungen 
in erſter Inftanz zuſtand, den Stadt⸗ und Landgerichten als Polizels 
gerichten erfter Inſtanz, indem es für den Weg des Recurfes die Hofs 


“ gerichte zu Polizeigerichten zweiter und das oberſte Gericht zum SPolizels 


gerichte dritter Inſtanz beſtellte. Gleiches verfügte das Edict, unter Aufr 
hebung des Oberforfigerichtes, hinſichtlich der Unterfuchung und Beſtrafung 
der Forſt⸗, Jagd⸗ und Fifchereifrevel und Vergehen 3!), Indem es bie 
Stadt» und Landgerichte zw Sorftgerichten erſter, die Hofgerichte zu 


81) Hofmann, Iufammenftellung der Gefege, Werorbnungen und Stadts⸗ 
verträge über bas Korftftrafwelen in den Provinzen Starkenburg und Oberhefien, 
Darmftabt 1852; und die Anzeige dieſer Schrift S. 192—195 des 24. Bandes 
der Schunck' ſchen Jahrbücher der Juriftifchen Literatur. Reuſt. 1834. 
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Korftgerichten zweiter und den höchften Gerichtshof zum Forſtgerichte dritter 
Inſtanz berief. Ein unter Mitwirkung ber Staͤnde erlafjenes Geſetz vom 
1. Zul 1836 ertheilte nähere Beftimmungen‘ binfichtli” der urfe 


Kar die Erkenntniſſe ber Polizei⸗ und Korfkgerichte erſter und zweiter 


nen binfichtlich dee Grenzen, innerhalb dern Recurs ſtatt 
haft fe ”*). 

De Art. 103 der BVerfaffungsurtunde vom 17. December 18% 
fagte eine umfafjende Rechtsgeſetzgebung zu??), indem es barin brißt: 
Für das ganze Großherzogthum ſoll ein bärgerliches Geſetzbuch, ein Skraf⸗ 
geſetzbuch und ein Geſetzbuch über das Verfahren in Rechtsſachen einge 
führt werden. Obgleich feitdem mehr als 22 Jahre verfloffen find, und 


früher, wie fpäter, Gefeggebungscommiffionen thätig waren, fo iſt bach 


diefe Zuſage bis jest nur fehr Anvollitändig in Erfüllung gegangen, 
obgleich ſeit mehreren Jahren ernftlih an ihre Erfuͤllung gedacht wird. 

Strafrecht. In den beiden Älteren Provinzen des Großherzog 
thums oͤſtlich bes Rheines galt als ſtrafrechtilche Norm ‘das roͤmiſche und 
tanoniſche Recht, die peinliche Gerichtsgrdnung Karl's V. in Verbindung 
mit den übrigen Reichögefegen und eine Anzahl von PYarticularverotd⸗ 
nungen®®), jedoch nur in fo weit, als bie fouveräne Macht, Praris 


32) S. überhaupt Bopp, heſſiſche Beitraͤge für, Rechtkkunde SE. 1 
(Darmſtadt 1842), Nr. IV. (bie Summer I handelt son der Ererutionsinfang 
des heflifchen Civilprozeſſe). Das Ediet vom 6. Juni 1832, wegen Uebertra⸗ 
ung ber Polizeigerichtöbarkeit, einfchließlich der Sorftgerichtsbarkeit in den 

ropinzen Starfenburg und Oberheflen mit feinen Umgebungen, unb Anfügung 
joe Nechtefälle, und Mittermaier, die Strafge fi cbung in Ihrer Forte 
ding u. ſ. w., erfter Beitrag (Heidelberg 1841), $. 24: Werkältnig den 
Strafgefegbuches zu dem Poligelftrafgefegbuche. Umfang ber Poligeiäbertres 
tungen ©. 228, 229, 

33) VBgl. überh: Der Antrag in deu zweiten Kammer ber Stänbewerfamms 
Iung bes Großherzogthums Heffen im Jahre 1833, wegen Erfüllung bes Art. 
103. ber Verfaſſungsurkunde durch eine umfaflende Rechtegeſetzgebung . und der 
darüber von bem Abgeorbneten Geheimen Staatsrath Jaup Namens bes Ant 
fchuffes erflattete Bericht, herausgegeben und mit Bemerkungen begleitct vos 
Advocat Bopp in Darmftadt, Darmſtadt 18335 und Gommentar über va 

roßherzoglich heſſiſche Strafgefegbuh und die damit in Verbindung ſtehender 

efege und Verordnungen, auch autbentifhen Quellen u. f. w. von Dr. M. 
W. 4. Breidenbach, großherzoglich heſſiſchem Miniſterialrathe im BRinifte 
rium des Innern und ber Juſtiz, Bd. 1 (Darmftabt 1843), Einleitung „ erſter 
Abſchnitt, Gefchichte der Godification im Großherzogthume Heffen S. 1—131. 
A. Müller, Archiv ber neueften Gefeägebung aller teutfchen Staaten Bd. 3 
(Mainz 1832), ©. 72—98. Beitfchrift: Desperus vom Jahre 1831 Nr. 
173—176: Geſchichte der Vorbereitungen zu einer umfaffenden Civil⸗ unb Cri⸗ 


‚ minalgefeßgebung für das Großherzogthum Heffen. v. Linde, über den Stans 


punkt ber Reformfrage der Juftizverfaffung und die Ergebniffe der jüngften legis⸗ 
lativen Ihätigkeit in Bezug auf Givilreht und Givilprogeß im Großherzogthume 
Heſſen (G. 290—332 des 20. Bandes bes Archivs für die civiliftifche Vraris, 
Heidelberg 1837) S. 290-300. | 

34) Die wichtigften dieſer Berorbnungen find 1) eine Berordnung vom SO. 
Aptil 1785, wegen Beftrafung des verfhuldeten Banquerouts (Bopp, heſſifche 


. Rechtöfteund S. 79 flg., & v. Banquerout). 2) Werorbnung dom Il. 


März 1818, wegen Dienftvergehen der Staatsdiener. 8) Betordnung vom 9. 
u 


— x 
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genannt®?), Raum gab; dagegen herrſchte In der Provinz weſtlich des 
Rheines, in Rheinheſſen, das fo inhumane?e) franzoͤſiſche Strafgeſetzbuch 
von 1810. Sowohl diefe -Verfchiedenheit, in der ſich zwei Theile bes 
Landes gegenüberflanden, als die Unvollkommenheit ber ftcafrechtlichen 
Zuftände bieffeitd und -jenfeits drängte zur Aufrihtung einer das ganze 
Land umfaffenden und zeitgemäßen Strafgefeggebung. Nach mancherlei 
. Borbereitangen?”) warb ducch den Regierungscommifſaͤr, Minifterialrath 
Breidenbad unter Begleitung eines „allgemeine Bemerkungen ” 
hervorhebenden *8) lichtvollen Vortrages (Motive wurden ‚nicht vorgelegt) 


S 

September 1777, a Beftrafung bes Bettelns (Bopp a. a. D. S. 100 flg., 
8 v. Betteln). 9 Verordnung rom 15. Auguft 1763, wegen Beflrafung 
bes gefährlichen und dritten Diebſtahls (Bopp a. a. D. &. 199). 5) Gefek 
vom 80, Mai 1821, Über die Aufhebung ber Kornicationsftrafen und Abfchude _ 
dung der Paternitätöftage (f. dieſes Lerifon Bd. 1, 5. v. Beifchlaf, außer» 
“eheliher, &. 8403 Bopp a. a. D. &, 300 fig., s. v. Fornications⸗ 
safe und Ausmittelung ber Vaterſchaft; derfelbe im 3. Bande bes 
A. Müller’fchen Archivs ber Gefehgebung [Mainz 1832), &. 439—476, wo 
zugleich die fiändifchen Verhandlungen dargeftellt find). 6) Gefeh vom 9. Des _ 
cember 1834, wegen Beftrafung des Gollectirend und Hauſirens mit Lotterie 
loofen (Bopp a. a, O. ©. flg., 5. v. Lotterie; Bender, das kotteries 
vecht, 2. Aufl. [Gießen 1841), &. 30). 7) Gefeh vom 23. September 1830, 
gegen den Rachdruck Bopp a. a. D. s. v. Nachd ruck, ©. 426-480). 8) 
Gefeh vom 27. März; 1779, wegen Berpönun erh von Bäumen 
(f. den 2. Bd. dieſes Lexikons =. v. Befhädigung und Bernidtung 
von Sadıen, ©. 22). 

85) Breidenbach a. a. O. Abſchnitt 2: Zuftand ber Strafrechtspflege 
vor —— des Otzafgefegbuches (8. 181—145) ©. 181. 

86) Durch Geſetz vom 31. December 1830 wurbe bie von biefem Goder 
aboptirte Strafe der Branbmarkung abgeſchafft. S. Bopp a. a. D. ©. 111, 
8. v. Brandmarkung, und Hitzig, Aunalen ber teutichen und auslänbis 
fhen Criminalrechtspflege Bd. 14 (Berlin 1831), ©. 408-411. Weber einen 
Antrag auf Miiderung dee Strafgefeägebung tn Kheinheſſen duch Berädfichtis 
gera ia Momente f. Buchner, Geſchichte des Landtages von 1834 


87) Im Jahre 1837 erfchien zum Zwecke der Beratung im Staatsrathe 
ber Entwurf eines a ie für das — Heſſen. As Mas 
aufeript gebruct, nebft einem Wortrage über biefen Entwurf vom Detober 1837 
(von Dr. v. Linbelof). Mittermaier (der einen fräheren Entwurf geprüft 
hatte), die Strafgefeggebung in ihrer Kortbildung u. f. w., erfter Beitrag (Hei⸗ 
beiberg 1841), ©. 29. 


83) Es heißt in dem Vortrage namentlich: Daß bie Staatsregi untere 
' den augefagten neuen Gefegbüchern dem Entwurfe eines Strafgeſetzbuches die 
Priorität zuerkannt Hat, erklaͤrt fich durch die weienttiche Verfchiedenheit, welche 
wifchen ben dieſſeiss und jenſeits des Rheines geltenden Strafgefegen und Präs 
Subleien t, alfo durch bie Ungleichheit der Weftrafung einer und derſelben 
Handlung, je nachdem fie in Aheinheffen oder in ben Älteren Provinzen des 
Landes begangen worden; eine Erfcheinung, welcher ein Biel gefegt werden muß, 

wenn anders das Zutrauen gu dem Nichteramte und bie Achtung vor bem Ges 
fee ungeſchwaͤcht fortbeftehen fol. Auch was die Giviigefehe und das Verfah⸗ 
ae A an 2 rn. — * en ei ee sie —— 
tl er Geſetze winden, we ee Ehre, Freiheit un en ver⸗ 
fügen. Bgl. noch Breidenbad a. a. D. Abſchn. 8: Die oberfien Grundfäge 

des Strafgeſegbuches S. 145—178. 

& 
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am 22. April 1839 den Ständen ein zulegt von dem Staatsrathe, beres 
thener Entwurf eines Strafgeſetzbuches für das Großherzogthum Degen’) 
vorgelegt, der von ben vereinigten Ausfchüflen beider Kammern im einem 
ausführlichen Ausfchußberichte und dann in ausführlidien Disersffione 
geprüft ward. Da. die beiden Kammern ſich in mehreren Beziehungen 
nicht vereinigen Tonnten, fo überließen fie die Entſcheidung ber Staater 
regterung #9), welche unterm 17. September 1841 dus Strafgeſetzbuch 
zerfallend im zwei Thelle, von benen ber erſte in eilf Ziteln von dir 
Berbrehen und Vergehen und von deren Beſtrafung im _allgemeineg, 
der zweite in 17. fortlaufenden Ziteln won den einzelnen Verbrechen umb 
Vergehen handelt, publicirte und verordnete, daß djefer Coder (hinſichtlich 
defien man dag Urtheil Mittermaier’s*!) adoptiren kann: Das vor 

einigen "Monaten bekannt gemachte Strafgefegbuch für das Großherzog« 


thum Heffen har große Vorzüge und wenn auch Rec. noch vide Beben 


lichfeiten, vorzüglich gegen die Art, mit der man das richtecliche Er⸗ 
eig aͤngſtlich zu beſchraͤnken fucht, gegen das zu Grunde gelegte Syſtem 
der Freiheitsſtrafen und gegen die Härte mancher Strafandrohungen gel⸗ 
tend zu machen hat, ſo muß er dennoch dankbar anerkennen, daß das 
heſſiſche Strafgeſetzbuch, das die Erfahrungen anderer Laͤnder ſorgfaͤltig 
benutzte, vor manchen anderen neuen Strafgeſetzbuͤchern durch Einfachheit 
ber Anordnung, durch das Streben nach Beltimmtbeit der Strafvor⸗ 
fheiften, duch Verbannung mancher unpaffenden Strafarten, 3. B. 
koͤrperlicher Zuͤchtigung, ferner duch zweckmaͤßige Abftufungen- bei den 
einzelnen Verbrechen und. duch Milde der Strafandrohungen in einer 
grofen Zahl von Fällen ſich auszeichnet) vom 1. April 1842 an in 
Ausübung kommen *2) folle. Begleitet wurde das Geſetzbuch *2) wegen 


der Nothwendigkeit, feftzuftellen, welche der bisherigen Beflimmungen 


39) v. Preuſchen, Kritik bes Entwurfes eines Strafgeſegbuches für ib 
Großherzogthum Heffen. Gießen 1839, u 
‚ 40) 8. überhaupt Mittermaier a. a. D, $. 9: Entwurf bes Struf 
gefchbuches für bad Großherzogthum Beffen S. 99 — 108, und Buchner, 
Darftellung bes Staatslebens im Großherzogthume Deffen während ber drei Ic 
ten Jahre und der Verhandlungen feiner Landſtaͤnde insbefondere (S. 99—2M 
des Bandes des Gtaatsarchivs, herausgegeben von Buddeus [em 
1842], ©, 198—209). 
41) In deſſen Bericht über den Breidenbah’fhen Kommentar 6, 
308 fig. des Jahrganges 1842 des Archivs des Criminalrechtks. 

42) Won dem genannten verbienftvollen Breidenbach' ſchen Gommentat 
über bafjetbe find bis jetzt die vier erften Hefte bes erften Bandes erfchienen. 
Außendbem erſchien: (Germershaufen) Promtuarium zur Grleichterung des 
Stubfumd unb ber practifchen Anwendung des neuen Strafgefegbuches für das 
Großherzogthum Heflen. Mainz 1832. : 

) Unterm 19. Detober 1841 wurbe zur Ausführung des Art. 8 


Strafgefegbuches, wornach bie Todesſtrafe burch dffentliche Enthauptung voll⸗ 


30gen werben foll, verordnet: Die Enthauptung ber in Gemäßheit des. Straf 
geſezbuches zur Zodeöftrafe verurtheilten Verbrecher ſoll mittelft des Kallbeiles 
vollzogen werben. Diefe Verordnung wurde zum erſten Dale in Amvenbung 
gebracht bei der Hinrichtung bes Moͤrders — Gießen am 7. Februar 
1843. Großherz. hefſ. Zeitung am 8. Februar 1849, 

® . 
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Aber Beſtrafung der Verbrechen und Vergehen och. feenerhin, fei es im 
ganzen Stoßherzogthume ober in einzelnen Theilen deſſelben, Giltigkeit 
haben ſollen oder nicht, und gewiffe Handlungen, dem polizeiliche Ähn⸗ 
dung das Strafgefegbud; unterftellt, die aber bisher theils gar nicht, theils 
nicht allgemein bei Vermeidung .einer Pollzeiftrafe verboten waren, mit 
einer foldhen zu bedrohen, von einem Einführungsgefege. Als zweiter 
Begleiter geſellte fich, weil es nothwendig geworden, bie Bufländigkeit der 
Strafgerihte zum Theil neu zu befiimmen und die Vorſchriften der In 
den verſchiedenen Thellen bes Großherzogthums geltenden Gefege mit bem 


Geſetzbuche in Einklang zu bringen, ein Competenzgefeg hinzu, welches 


in drei Abfchnitte zerfällt. Der erſte Abſchnitt (Art. 1—3) bezieht fich 
auf die beiden dlteren Provinzen Starkenburg und Oberheſſen. Indem 
der Art. 1 fid) dahin ausſpricht: Die in dem zweiten Organifationsebicte 
vom 12. October 1803, $. 5, unter Litt. A. (f. oben) enthaltene Bes 
ſtimmung derjenigen Säle, in welchen die Untergerichte nicht blos unters 
fuchende, fondern auch uetheilende Behörden fein ſtlen, ift aufgehoben, 
und es wird bie im folgenden Artikel enthaltene Comprtenzbeftimnmung 
an bie Stelle dee aufgehobenen gefegt, zaͤhlt dee zweite Artikel die Ver⸗ 
brechen und Vergehen auf, welche nun ganz ber (erweiterten) Competenz 
der Untergesichte hingegeben feiert, während ber Art. 3 hinzufuͤgt: Kür 
diejenigen Säle, welche gegenwärtig von den Stabt=-und Randgerichten 
nach ſolchen Streafgefegen und Verordnungen abgeurtheile werden, die 
neben dem Strafgeſetzbuche beftchen bleiben, wird in ber Stoafeompetenz 
diefer Gerichte nichts geändert. Der zweite Abſchnitt (Art. 4—20) nors 
mirt die Competenz der cheinheffifchen Gerichte, beſonders bes Aſſiſen⸗ 
oder Specialgerichtas, während ber beitte Abſchnitt (Art. 21—23) all⸗ 
gemeine Beſtimmungen enthaͤlt. Gleichzeitig trat bas gleichfalls 


. mit den Ständen berathene **) Fetdftrafgefeg*°), welches in vier Abs 


ſchnitte und 80 Artikel zerfällt (dee erſte Abfchnitt enthält” allgemeine 


Beſtimmungen, mährend der zweite von Feldentwendungen, ber britte 
von Keldbefhädigungen und Weidefreveln, ber vierte von .felbpolizeilichen 
Vergehen und Freveln handelt), ans Licht und in Wirkſamkeit. 

Schon im Jahre 1822, alfo zwei Jahre nach Aufhebung bes bie 
dahin aufrecht erhaltenen befreiten Gerichtöftandes der Militärperfonen in 
Civilrech ts ſachen, Indem biefe Claſſe der Staatsbürger den Clvilgerich⸗ 


ten untergeben wurden, war, weil fi der Regent von ber Nothwendig⸗ 


keit überzeugt hatte, baß nicht allein bie Strafgefeßgebung für das 
Militär einer vollftändigen und gründlichen Revifion unterworfen, fondern 
auch der Militärftrafjuftiz eine zweckmaͤßigere und zeitgemäßere Organi⸗ 
fation gegeben werde, ein Militärftrafgefegbuch erlaffen worden, welches 


in 542 Artikel zerfällt undahn erften Theile (Art. 1—176) das Militär 


frafrecht, Im zweiten Theile (Art. 177—542) den von ben Grundfägen 


— 





8 —X **ñ —— hum Heſſen nebſt der Inſtructlon für 
afge r oßherzogthum Heſſen ne on 

die Forſtſchuͤgen, mit einer hiſtoriſchen Rotiz, ei berficht ber Tanbflänbifchen 

PR And und einem heiten Begiiker. — 1842. i 


. 








v 


298 Heſſen⸗ Datmftabt, Großherzogthum. 


des inquiſitoriſchen Verfohrens regierten Militaͤrſtraſprozeß umfaßt. ein 
Erfahrung von 20 Jahren hat ben Werth diefer im Ganzen humanıı 
und milden Gefeggebung, welche durch einzelne Gefege und Werorbnuumgs 
weiter ausgebilbet wurde *8), anerkannt und dargelegt. Weniger mh 
durch die Erfahrung erprobt iſt das unterm 4. Februor 1837 public, 
in 9 Abfchnitte und 90 Artikel zerfallende an *27), weiche 
von ber Betrachtung bictirt warb, daß die Forflvergehen und Frevel ia 
den. einzelnen Theilen bes Großhesogtfunms bisher nach fehr verfchiebenmn 
Normen beftraft worden feien*®). 

Um’ ben Kreis ber Strafsefeggebung auszufüllen, fehle mur neh 
das Polizeiftrafgefegbuch *9), weiches hoffentlich auf dem naͤchſten Landtage 
zu Stande kommen wird. 

Es bedarf der Hervorhebung bes Umflandes nicht, daß das Geoß⸗ 
herzogthum Heſſen, gleich den anderen Staaten des teutſchen Follvereines, 
von der Bollftcafgefeßgebung beherrſcht wird *0). 

Strafverfaßren. Während fo die Geſetzgebung ' über das ges 
ſammte materielle Steafeecht ihrem Ziele nahe gerückt ift, erſcheint 
nn Legistation über das Strafproze ß recht noch weit von ihrem Bi 
entfernt. 

Auch in Hefjen war .die Grundform des germaniſchen Strafperfühe 
rens, dee Anklageprozeß mit Oeffentlichkeit und Muͤndlichkeit, herrſchend. 
Nach und mach modificirte ſich dieſes Verfahren durch Einführung det 
Inſtitutes des Öffentlichen Anklaͤgers und Adoption bed fogenamnten ge 
mifchten Progefjes®'), der ſich in ber von dem Landarafen Ernſt Lubai 
im Jahre 1726 publicirten peinlichen Gerichtsordnung 2), die noch jt 
freilich wit vieljach verruͤckter Grundlage, giltig iſt und auf die nm 
erworbenen Gebietstheile ber beiden älteren nn außgedehns mut, 


46) — unb Erlaͤuterungen zu bem  grofbergoglid heſſtſchen Rilk 
taͤrſtrafgeſegbuche. Darmft. 1834. Wgl. noch ben Beitrag zum erſten Bande 
der Shen für Gefengebung und Nechtöpflege bes Kurfürftenth. und Große 
berzggtb. Hefien (Darmit. 1834), &. 555-588: Ueber die oberrichterliche Ab⸗ 
aͤnderung der unterrichterlichen Erkenntniſſe in Strafſachen. Mit befondere 
Beziehung auf das großherz. heſſ. Militaͤrſtrafgeſetzbuch. 

47) Handbuch ber Geſetze, Pe und fonftigen —— - 
o das Borfiwefen im Großherzogth. Heſſen, erſte Abth. (‚Darmft. 1 840), ©. 
927. (Die gweite Abth. biefes Handbuches begreift bie Normen bed — 
zur Beſtrafung der Forſtvergehen.) Vgl. noch Brumhatd, Verſuch zur Be 
gruͤndung einer zeitgemaͤßen Sr Keofgel Rarbung. Mit befonberer Raͤckſecht auf 
das Scohenea Deffen. Offenb. 1833 

48) Ba) ec, Geichichte des großherzogl. heſſ. Landtages v. I. 18% 
(Hanau 183 3746. 

49) —D a. a. O. ©. 158. 
22 . ben dritten Bantmdiefes Lexikons s. v. Defraubation. 

51) 8 pp, ber dffentliche — und ber Staatöprocurator in Heſſen 
bei Rhein (©. 316—351 des zweiten Bandes der Beitfchrift für teutfches Straf⸗ 
— herausgegeben von v. Jagemann und Nöllner, Karlsruhe 1842). 

©. über bie neueſte Ausgabe derſelben mit Supplementen vom Jahre 
—* und bie weiteren in den Jahren 1839 und 1840 beraudgegebenen 
trägen weiter anten unter: Civi lprozeß. 


ae a® 


> 
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ausgeprägt findet. Der Organiſation vom Jahre 1803 mar es vorbe⸗ 
baten, auch bitfe Formen zu verbrängen. Stillſchweigend wurde der 
durch die Doctrin laͤngſt ausgebitdete reine Inquiſitionsprozeß eingeführt, 
ber eo ipso die bisher aufrecht erhaltme Oeffentlichkeit des Strafverfah⸗ 
rens vor dem Publicum untergehen Ueß*2) und confequent (f. oben) das 
Inſtieut dev Rechtamittel mitbrachte ®*). Um fo greller war daher der 
Gegenſatz, als im Jahre 1816 Me Provinz Rheinheffen hinzukam, welche 
die feanzöftfche. Gerichtöverfaffung und Mechtsgefebgebung, und fo auch 
das Gefetzbuch Über das Strafverfahren mit dem Sjuflitate des öffent 


Then Anklaͤgers, mit entfichkeit, Muͤndlichkeit und Gefchwornen- 
gericht, mitbrachte 9°) 5 bald wurde bie Nothwendigkeit erfannt,; daß vor . 


alten Dingen eine gleichfoͤrmige Juſtizverfaſſung für das ganze Großhez⸗ 
zogthum feſtgeſetzt und geichförmige Geunblagen für das geſetzllche Were 
fahren beitimmt würden. Als Product biefer Einficht erſchien das Edict 
vom 1. December 1817 50), welches fih namentlich dahin ausipradh: 
De in beiden Zanbeötkeilen beftefende Srundfas der Vereinigung 
der Choil: und Strafgerichtsbarkeit wird auch kuͤnftig aufrecht erhalten. 
Die Straffätte follen in dem ganzen Großherzogthume in drei Claſſen 
getheilt werden, a) in die Heinen oder einfachen Polizeiſtraffaͤle, b) in 
die mittleren ober Zuchtpolizeiſtraffaͤlle und c) in bie großem oder Heine 
lichen Streaffälle. Die erſteren ſollen an die Stadt⸗ und Landrichter, 
bie ztogkten aber an eine deßfalls zu öifbende Abkheilung der Hofgerichte 


55) Ruͤhl, über Deffentlichkeit der Rechtspflege nad dem in ben älteren 

heilen des Großherjogtfums Heſſen beſtehenden Rechtsnormen (Beitfrift für 
Sefepgebung und Heptöpfiege des Kurfürftentyums und Großherzogthums 
Heften u. f. w. 3b. 1 [Darmſtabt 1894), ©. 541 fig.) - 
: >“ Rüͤhl, die Srunbgüge bes peinlichen Prozeſſes nach Inhalt der Caro- 
line , jobann ber heflen= barmftädtifchen peintichen Gerichtsorbnung vom Jahre 
1726 und deg neueren Inquifitionsverfahrens im Großherzogthume Heſſen (bei 
Bopp, Mittheilungen aus den Materlalien der Gefesgebung und Rechtepflege 
bes Großherzogtkums Heſſen Th. 1 (Darmfladt 1830), ©. 3253, Hisig, 
Annalgn ber teutfeben und auslänbifchen Sriminalrechtepflege Bb. 9 (Berlin 
1831), ©. 288-308: Ciniges über bie Gerichtsverfaffung und das Verfahren 
in Straffachen im Großherzogthume Heſſen. 

55) Wal. im allgemeinen Mittermaier, das teutfche Strafverfahren, 
8. Aufl, Bd. 1 (Heidelb. 1839), $. 20, 40, 45, und insbefondere: Ueber die 


gefestichen Garantien der perfönlichen Freiheit in Rheinheſſen. Ein Beitrag zur 


enntniß der franzöfifhen Geſezgebung in teutfihen Staaten von 3. Glau⸗ 
bred, Abvocat und Anwalt in Mainz, Darmftadt 18344 und die Betrach⸗ 
tung diefer Schrift S. 179186 des 25. Bandes ber Schunck' ſchen Jahre 
bücher der jur. Liter. Neuft. 1834. 

56) Gensler, Beitrag zu ber Gefeggebung für bie Verfaſſung ber teul⸗ 
ſchen Gerichte und das "Verfahren vor und von benfelden, in Bemerkungen zu 
dem gtoßherzoglich heffifchen, bie Organlfation der Civil⸗ und Strafjuſtiz, % 
wie der GStaatscufficht über beide und die Grundlagen des kuͤnftigen gerichts 
lichen VBerfahrens betreffenden Edicte vom 1. December 1817. Heidelberg 1818. 
Nieberrheinifches Archiv für Sefehgebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechtspflege, 
—— — von v. Sanbt und E. Zum⸗Bach, Vi. 8 (Edlin 1818), ©. 

10-316. Mittermaier, über die neueften Kortfchritte der Griminalgefegs 
an in Zeutfchland (Bd. 4 des neuem Archivs des Griminalrechtes S. 180, 
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und an bas Plenum der ſtandesherrlichen Juſtizeanzleien, fo lange bief 
nicht genügend zur Bildung mehrerer Senate befegt find, gerotefen we; 


ben. Die dritten endlich gehören in dem jenfeitigen Lanbestheile an im 
von bem Director des Hofgerichtes zu praͤſidirenden Griminalgerichiiik, 


der aus Mitgliedern des Mainzer Hofgtrichtes und aus ben Gefchtvorn 


gebildet wird, in ben dieſſeitigen Landestheilen dagegen follen diefe — 


von den vereinigten Abtheilungen der Hofgerichte behandelt werden, IH 

die allgemein verbreitete Bekanntſchaft mit den Gefegen und eine auf 
längere Erfahrung gegründete Prüfung es erlauben wird, auch hieria 
Steihförmigkeit einzuführen. Bis zu einer Umarbeitung der Strafgefegs 
gebung ſoll bie Grenze zwifchen “ drei Graden der Straffuſtiz in der 
Art beftimmt fein, dag a) als einfache Polizeiſtraffaͤlle betrachtet 
werben follen alle durch das Organifatiofisedict von 1803 an bie Juſtiz⸗ 

beamten gewieſenen Steaffälle, mit Ausnahme bee Diebftähle, die nicht 

blos Feldfrevel find, und bee Betruͤgereien und mit Worbehalt näherer 

Beſtimmung über die darin benaunten Unzuchtsfäfle;s b) als Zucht⸗ 

polizeiftraffälte alle Höheren Straffäle bis zu der Strafe von zwei⸗ 
jährigem Zucht» und Arbeitshaus; c) als peinliche Straffaͤlle endlich alle, 

in weichen mehr als zweijaͤhrige Bucht» ober Arbeitsſtrafe eintritt. Als 

privilegirte Strafgerichte follen ferner beftehen a) die Militaͤrgerichte, b) 

das Discipfinargericht und dee akademiſche Senat der Univerfitit Gi, 

in Disciplinarfahen ber Studirenden, c) das Oberforſtcollegium in 

Darmſtadt in Forſtſtrafſachen ımb d) die Pollzeideputationen in Giches 

und Darmfladt, näc bisheriger Verfaſſung. In Straffachen Tel in 

Zukunft a) fo viel die eigentlich, peinlichen Strafen betrifft, das feierice 

Öffentliche Verfahren, welches in dem jenfeitigen Sandestheile geſeblich 

ift, auch in dem dieſſeitigen Landestheilen nach gebührender Snftrartien 

ber Sache eintreten; b) bei den einfachen Polizeiftraffällen dagegen fol 

die Deffentlichkeit, damit nicht durch fie bei unbebeutenden Faͤllen dit 

Ehre zu. empfindlich gekraͤnkt werde, hinwegfallen und eben biefes fol c) 

aus demfelben Grunde auch bei ben Zuchtpolizeivergehen,, mit Ausnahme 

einiger Fälle, namentlich des Diebftahle und der Beträgere, geſchehen 

Zugleich wurde ausgeſprochen, daß das in der jenſeitigen Verfaſſung auß 

gebildet vorliegende Inſtitut der Staatsprocuratur oder —————— 

allgemein eingefuͤhrt werden ſolle. 


Die Hoffnung, daß auf dieſer Grundlage ſich bad der Bau —9— 
erheben werde, wurde getaͤuſcht. Es verfloß eine Reihe von Jahren, 
ehe ernſtlich an dieſes Werk gedacht wurde. Ein beruͤhmter Lehrer und 
Kenner des Prozeßrechtes, Mittermaier, wurde endlich beauftragt, 
einen Entwurf der Strafprozeßordnung zu bearbeiten. In einem Präls 
minarvortrage ftellte er -die Grundzüge dar, nad) denen er den Entwurf 
ausarbeiten wolle: Anklageverfahren mit Mündlichleit und Deffentlichkeit 
und Gefchtvornengerichte. Da befonders das Inſtitut der Gefhworner 
gerichte Leinen Anklang fand, fo kam es nicht zum Entwurfe der Pro 
zeßotdnung ſelbſt. Auf dem Landtage von 1833 ſtellte die zweite Kam⸗ 
mer namentlich den Antrag, in der Gefeggebung das Princip der Colle 
gialität der Berichte, der Deffentlichleit und Münblichkeit des Verfahrens 


— 


— 
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und das Inſtitut des Geſchwornengerichtes aufzunehmen und das fran- 
zoͤſtſche, in Rheinheſſen herrfchende Geſetzbuch Aber das Strafverfahren 

verteutfcht und verbeffert fire das ganze Land einzuführen®”), ein Antrag, 

der ſchon darum Feine Folge hatte, weil ihn die erfie Kammer wegen - 
der bald erfolgten Auflöfung der Ständeverfammlung nidt berathen 

Eonnte. Ba’ auf dem Landeage von 1884 der Antrag, der aber ſchon 

darum, weil auch diefe Ständeverfammlung aufgelöft wurde, Kein Res - 
fultat hatte, wieberholt eingebracht wurde 5°), fo wendeten ſich die zuſam⸗ 
mengetretenen Gefeggebungeausfchäffe an die Staatsregierung zum Zwecke 
ber ————— ihrer Intentionen. Dieſe, das Ediet vom 1. Decem⸗ 
ber 1817 zum Stuͤtzpunkte nehmend, erkkbaͤrte, ſie ſei geneigt, bie frans 
zöfifche Strafprogefosdnung dem Geſetzbuche zu Grunde zu legen, fobald 
von der Sinführung dee Gefhwornengerichte für die Landesthelle, denen 
dieſes Inſtitut fremd fei, vor dee Hand abflrahirt, und das Erkonntniß 
über die Thatfrage im allgemeinen den Richtern Überlaffen werde; da «8 
ſich nicht fomoht von einer Umarbeitung, als vielmehr nur von einer 
Ueberarbeitung jener Prozeforbnung handle, fo werde die Muͤndlichkeit, 
die Wirkſamkeit der Staatsanmwaltfchaft, der Anklagekammer, die Zus 
säffigkeit bes Indicienbeweiſes und der Grundſatz der Motivirung die ges 
richtlichen Erkenntniffe hinfichtlic des Zhatfächlichen und Mechtlichen im 
wefentlichen beibehalten, die Deffentlichkeit des Werfahtens+vor dem Pu⸗ 
blicum betragte fie, bie Staatsregierung, wicht ald etwas fo mefentliches, 
daß Feine Modification und felbft Verſchiedenheit in ten Landen dieſſeits 
und jenfeits bes Rheines Ptas finde, infofern darüber befondere MWünfche 
"geäußert würden. Diefe Erklaͤrung wurde, als auf dem folgenden, ein 
Gefeg zur Beſchraͤnkung der Oeffentlichkeit des Strafverfahrens in Rhein: 
heifen zu Wege beingenden °9) Landtage von 1888 der Antrag auf Bors- 
legung "der Grundzuͤge der beabfichtigten Geſetzgebung fich in ber zweiten 
Rammer erhob, unter Zefthaltung des Edictes vom 1. December 1817, 
befondems hinfichtlich der Deffentlichkeit vor dem Publicum, "die Grunds 
lage der Vereinbarung zwifhen"der Staatsregierung und ben Ständen®), 
und erfiere beauftragte den Oberappellationsgerichtsrath, nun Minifterial- 
vath 0. Lindelof mit ber Ausarbeitung des Entwurfes der Strafpros - 
zeßordnung nach diefen leitenden Geſichtspunkten. 

Nach einem Beſchluſſe der Staatsregierung ſoll den Staͤnden nicht 
eher daruͤber Vorlage gemacht werden, bis das Civilgeſetzbuch zu Stande 
gekommen iſt. | . 

Das jetzt noch in den beiden Älteren Provinzen berrfchende Straf⸗ 
prozeßresht bat feine Quellen in der genannten peinlichen Gerichtsordnung 


57) Buchner a. a. D. (Darfielung) ©. 217. 

58) Buchner a. a. D. (Geſchichte) S. 151. 

59) Bopp, bie Verhandlungen ber Ständeverfammlung bes Großherzog⸗ 
thums Hefſen auf dem Lanbtage vom Jahre 1834 "über den Gefek 
wegen Beſchraͤnkung ber Oeffentlichkeit des Strafverfahrens in Bezug auf das 
Yubticum. Beitrag zur Gefchichte und Beſprechung des Principe der Dirdee 
lichkeit ber ee (8. 215—275 des Archivs bes Griminalrechtes, 
neue Folger Jahrgang 1837). 

Buchner, Darftellung u. ſ. w. &. 217, 218, 
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vom Jahre 1726, fa weit fie nicht durch die Einführung des reinen 


Inquiſitionsprozeſſes und neuere Geſetze und Verordnungen madiſttit 
erſcheint, in den Grundſaͤtzen des ſubſidiaͤr geltenden gemeinen tentſée 
Griminalprogeffes, in ber auf feine Geftaltung vielfady eintirkenden Prazs, 
welche 3. B. in neuerer Zeit den Indicienbeweis vecipiete, und in ie 
Ausübung der Befugniß der Gerichtöhöfe, Normative zu erlaffen ©) 
Die mwichtigften jener Einzelverordnungen find: 1) eine Verordnung von 
18. Sebruar 1815, wegen des weiteren Verfahrens im Kalle der Erken 
nung der Todesſtrafe; 2) Geſetz vom 8. Januar 1831, über das Ver 
fahren gegen Caffebeamten, welche Receffe machen (Bopp, beff. Rechtsfr. 
©. 364—868, s. v. Caſſebeamten; das Berfahren u. f. m.); 
3) das Geſetz, die Weramtwortlichkeit ber Miniſter und oberſten Staates 
beamten vom 5. Juli 1821, in Verbindung mit einem weiteren Gefege 
vom 8. Januar 1824, wodurd) das Verfahren vorgezeichnet wird (der & 13 
des ftandeshertlichen Ebictes vom 27. Maͤrz 1820 reguliut daB Strafverfah⸗ 
ren bei Anklagen gegen Standesherren vor dem Gerichte von Ebenbürtigen). 

Civilrecht. Hiernach fol dem Strafgeſetzbuche zunaͤchſt das Civilgeſet 
buch folgen, das beſtimmt iſt, an die Stelle einer bunten Legislation zu treten‘2). 

Schon zu Ende des vorigen und zu Anfange des jegigen Jahrhun⸗ 
dertd mar dieſe vielfarbig genug. Als das geltende Civilrecht zeigte ſich 
das römifche und canonifche Recht, die Meichsgefeggebung, daB Longabars 
difche Lehnrecht, das Eugenelnbogifche‘?) und felmfifhe**) Zandrecht und 
eine Maſſe von Einzelnverardnungen. 

Die durch den Meichspepurationshauptfchluß von 1803 erreorhmm 
Entfehädigungslande führten neue Statutarrechte, das Stadtrecht von 
Wimpfen®>), das mainziſche 80) und pfälzifche®”) Landrecht®®) wnd eine 


61) &. Annalen der teutfchen und ausländifchen Griminalreditepflege, ber 
gonnen von Hitzig, fortgefegt von Demme, Bd. 17, &. 86 flg.: Großer 
zogthum Helfen. Generalien, die Strafrechtspflege betr. 

62) Vgl. überhaupt Breidenbadh a. a. D. ©; 6—9. 

63) Selhow, Magazin für die teutfchen Rechte und Gefch. Sd. 1. 
Lemgo 1779. Eichhorn, Kinleitung in das teutfche Privatrecht, I. Aufl, 
(Goͤtt. 1829), &. 90. Bopp, Mittheilungen aus den Materialien der Ge⸗ 
febgebung und Rechtspflege bed Großherzogthums Heflen Th. 2 (Darmiteit 
1830), S. 9-11. Mittermaier, Grundfäge bed gemeinen teutfchen Pre 
vatrechtes, 5. Aufl. (Regensturg 1837), &. 71, 72. 

64) Bon der Nahmer, Handbuch des rheinifchen Particularredhtes Br. 1 
(Frankfurt 1832), Einleitung S. XXKXV—XLUI und &S.1—114. Eichhert 
0. 0. O. © 51. Bopp a. aD. ©. 12, 13. Mittermaier a. a. O. 
&. 72. Eine neue Aufiage biefes Landrechtes erfchten im Iahre 1840 zu Hanau. 

65) Bon der Nahmer a. a. O. Bd. 2, ©, 1045—1240,. Bopp a. 
a. O. ©. 15, 16. Mittermaier a. a. O. ©. 72. 

66) Bon ber Nahmer a. a. D. Bd. 2, ©, 683—780,. Eichhori 
%.0. 9. S. 51. WMittermaier a. a. O. ©. 72. Bopp a. aD. ©14 
15. ine neue Auflage biefes Statutarrechtes erfchien im Jahre 1838 48 
Afchaffenburg (f. bie Anzeige derfelben von Bopp, im Jahrg. 1833 ber £ritis 
fen Jahrb. für teutiches Recht ©. 1020—1023. 

67) Bon ber Nahmer a. a D. Bd. 1, ©. 401-590. Eichhorn 
0.0.9 Mittermaier a a. O. ©. 72. Boyp a a D & 13, 14 

68) Der Hinzutritt ber Grafſchaft Erbach und Breuberg im Jahre 1806 
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gehören bie, welche der Zitel ber Goldmann? fchen 
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Maſſe von Einzelnverorbnungen hinzu, bie oft nur ein gluͤcklicher Zufall 


auffinden ließ und läßt, fo, daß nicht felten daruͤber Beweis auferlegt 
und geführk wurde und wird, ob fie exiſtiren oder public wurden. 
Die fpäteren Ländererwerbungen fchwellten diefen Strom noch mehr 
an, dem auch, eine Maſſe neuerer, feit dem Jahre 1820 parlamentarifch 
zu Stande gelommener Einzelgefege*?) zuflog?). 
As die Provinz Mheinheffen erworben ward, brachte diefe auch ihr 
Civilgeſetzbuch (den Code Napoleon) mit, fo daß auch in Bezug auf 


führte ein weiteres Landrecht in ben Kreis: Das Landrecht oder die eigenthäm- 
lichen bürgerlichen Rechte und Sitten der Grafſchaft Erbach und Herrſchaft 
Breuberg im Odenwald. Gefammelt, georbnet und “erläutert von H. Bed und 
Sh. Lauteren. Darmflabt 1824. Bopp a. a. O. ©. 15. 
69) Zu den wichtigſten dieſer älteren re und neueren Geſe 
1 chriften bezeichnet : Die 
Sefehgebung des Großherzogthums Heſſen in Beziehung auf Befreiung bes 
Grundeigentbums und ber Befreiung von alten draͤckenden Laften, zufammens 
geftellt von Wilhelm Goldmann, Darmftabt 1831; und Ergänzung unb 
Fortſetzung der Schrift: Die Gefehgebung des Großherzogthums Heſſen in Bes 
ziebung auf u. f. w., zufammengeftellt von dem Verfaſſer, Darmitabt 1841, 
3. B. Geſet vom 6. Auguſt 1810, wegen Vergütung der Wildſchaͤdenz Geſet 
vom 15. Auguſt 1816, wegen Verwandlung bes fiscalifchen Zehnten in Grunbs 
renten; Gefeg vom 13, März 1824, wegen ſolcher Verwandlung der nicht fis⸗ 
ealiihen Grundrenten; Gefed vom 7. Zebruar 1821, wegen um bed 
Novalzehnten; "Gefet vom 25. Mai 1811, wegen Aufhebung und Auflöfung 
der Leibeigenſchaft; Geſetz vom 8. Aprit 1819, wesen Aufhebung ber Staats: 
frohnden; Gefeb vom 6. März 1824, wegen Aufhebung ber Sagbfrohnben 
(Mittermaier a. a. D. ©. 469)5 Geſet vom 7. Detober 1830, zur Foͤrde⸗ 
zung ber Wiefenculturs Gefet vom 27. Juni 1836, wegen Ablöfung der Grunds 
a Geſetz vom 29. Ianuar 1836, die Frohnden zum Wortheile geiftlicher 
ober Schulftellen betr. Außerdem: Xerordnung vom 15. Mai 1812, wegen 
Aufhebung des Retractes (Bopp, heil. Rechtsfr. &. 13 flg, Mittermaier 
a. a. D. ©. 647); Verordn. vom 11. Achuſt 1808, wegen ber Abgabe der 
Gollateralgelder, unterm 8. Juni 1821 auf Rheinheſſen ausgedehnt ( Vopp a. 
a. O. ©. 138 fig., 8. v. Eollateralgelder)3 Verordn. vom 2. März 
1795, über Bürgfchaft der Ehefrau für ben — Drwule bes Einge⸗ 
brachten ber erfteren u. f. w. (f. v. Bangen,’ über weibliche Bürgfchaft und 
Concursſachen, Gießen 18045 Bopp, Mitth. Th. 5 [Darmftabt 1831], ©. 
66-97). Berorbn. vom 28. December 1826, wegen Feſtſetzung ber Volljaͤh⸗ 
tigkeit auf den Ablauf des 21. Lebensjahres; Gefeg vom 6. Januar 1827, wegen 
der rechtlichen Wirkungen der Uebertragung von Rechten (allg. jur. Zeitung von 
1829, Nr. 82; Zur Gefchichte ber lex Anastasiana. Aufhebung derſelben im 
Großherzogthum Heſſen); Verordn. vom 19. Kebruar 1774 und 13. Februar 
1776, wegen ber Curatel Über das Bermoͤgen Abwefender (v. Bangen, Beis 
träge zum teutfchen Rechte Bd. 2. Gießen 1792). WBgi. noch v. Hofmann, 
Beiträge zur näheren Kenntniß der Gefebgebung und Werwaltung des Groß⸗ 
dergogt ums Deflen (Gießen 1832), &. 1—22: Rüdblid auf die Gefehgebung 
des Großherzogtbums Heffen unter ber Regierung Ludwig's I. vor Grünbung 
feiner jeßigen Repraͤſentativverfaſſung, und S. 2751: Fortſchritte ber Geſet⸗ 
ebung im Großherzogthume Heffen, feit Einführung der Ianbflänbifchen Ver⸗ 


aflung. 
70) S. über. Kuͤhl, das gemeine teutfche Privatrecht, mit vorzäglicher 
— . die befonderen Privatrechtsquellen im Broßherzogthume Heffen. 
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Privatrecht biefe Provinz ihren beiden anderen Schweſtern ſchroff gesm 
überftand, und ein Grund mehr zur Aufrichtung einer das ganze Lan 
umfaffenden Eivilgefeßgebung auffordert. Schon im Sabre” 1769 we 
ſprach ber bamalige Regent ein neues Landrecht. Zu Anfange bir 
Sahrhunderts wurde eine Gefeggebumgscommiffion niebergefeßt, weit 
angewiefen wurde, das preußifche Landreht zum Grund zu legen. du 
Zeit der Herrſchaft Napoleon's wurde bazu der Code Napoleon, fpim, 
1816, das oͤſterreichiſche Civilgeſetzbuch fubftituirt, bis, nachdem ar 
dem Landtage von 1833 die zweite Kammer den Beſchluß gefaßt Hatte, 
das franzoͤſiſche Civilgeſetzbuch (mit Mobificationen) zu abepticen, auf 
dem Landtage von 1828 eine Vereinbarung zwifchen der Staatsregierung 
und den Ständen dahin zu Stande kam, daß bei ber Abfaffung des 
Entwurfes das Civilgefegbuch vorzugswelſe und moͤglichſt auf das bereits 
in dee Provinz Rheinheſſen herrfchende Civilgeſetzbuch (Code Napoleon) - 
Rüdfiht genommen werden folle”!), Schon im Jahre 1830 war der 
Geheime Staatsrath Eigenbrobt mit ber Bearbeitung eines Eutwur⸗ 
fes des bürgerlichen Geſetzbuches beauftragt worden 72). Nach feinem 
Tode, im Jahre 1839, wurde zu gleichem Zwecke eine Commiſſion nies 
dergefegt, welche im Jahre 1842 den mit Motiven im Drude erfcienes 
nen erften Theil des Entwurfes eines bürgerlichen Geſetzbuches für das 
Großherzogthum Hefien, enthaltend die Titel von der Beurkundung eb 
Derfonenftandes, von dem Ehes, Eltern» und Vormundſchaftsrechte und 
von der Quratel, Öffentlich vorlegte??), und zwar unter Anderem mit 
folgenden Andeutungen binfihtlich des Ganzen: Was den ganzen Umfang 
des Geſetzbuches anbelangt, fo mußte man zwifchen mehreren abweichen⸗ 
den Grundanfichten ſchon jegt entfcheiden. Der Inhalt der Geſthterent⸗ 
würfe ift, fo viel es irgend vermeidlih war, mit Ausſchuß der 
befonderen Nechtsverhältniffe des Megentenhaufes, der Stanbesherrn, der 
Adligen, bee Geifllihen, des Militärs, der Juden, endlich des Handels 
und der Gewerbe, auf das lgemeine Civilrecht befchränkt. Die 
bürgerlihen Geſetzbuͤcher von Deſterreich, Scankreih und fänmtlicde 
diefen nachgebildete neuere Cobdificationen der Nachbarländer befolgen der 
. felden Plan. Berner liegt die Vorausfegung zu Grunde, dag mit Pur 
blication des Civilgefegbuches® das gemeine einheimifche und fremde Recht 
aufhöre, In den dafür einfchlagenden Materien fubfidiäre Gefegesßraft 


71) Linde a. a. D. &. 296. 

72) Ein von bemfelben verfaßter Entwurf eines Geſetzes über bie Hypothek 
und Abrigen Borzugsrechte der Gläubiger (f. die Anzeige ber dieſen Entwurf 
enthaltenden Drudfcdrift [Darmftabt 1836), S. 118—124 des Jahrg. 1837 der 
kritiſchen Jahrbuͤcher für teutfche Rechtswiflenfchaft, und Mittermater, über 
Kortfchritte der Gefeagebung &ber Hypotheken u. f. w. (im 18. und 19. Bande 
des civ. Arch, Bd. 18, S. 437—M1, Bd. 19, ©. 119-143) wurbe den 
Ständen auf bem Laudtage von 1855 vorgelegt, aber von der Staatöregierung 
bald zurüdgenommen. 

73) Cine Beurtheilung diefer Abtheilung (von Prof. 3öpfl in Heibeiberg) 
finden wir im Sanuars und Bebruars (Doppels) Hefte bes Jahrg. 1843 der 
Heidelberger Jahrbuͤcher der Literatur S. 49—91. 


* 
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haben, daß unter gleicher Beſchraͤnkung die verſchiedenen Provinzial⸗ und 
Statutarrechte aufgehoben werden, endlich, daß Gewohnheitsrecht nur noch 
in ſolchen Faͤllen gelte, in welchen das Civilgeſetzbuch es ausdruͤcklich auf⸗ 
recht erhält. Der vorliegende Theil (aus dem Perſonenrechte) iſt eben 
Gegenſtand der Prüfung, namentlich von Seiten der Gerichtshöfe, welche 
anzu aufgefordert find. und in befonderen Sigungen darüber berathen, 
und foll dem naͤchſten Landtage vorgelegt werben. 
Civilprozeß. Die Grundlage der über die Provinzen Starken- 
burg und Oberheſſen herrſchenden Gefeggebung für das Civilverfahren?*) 
iſt bis jegt noch die von dem Landgrafen Ernſt Ludwig, zwei Jahre 
vor Erlaſſung der Criminalordnung, im Sahre 1724 publicirte, in 
neuerer Zeit auf ben Umfang jener beiden Provinzen ausgebehnte Civil⸗ 
ptozeßordnung 5), welche in 3 Theile zerfällt: 1) Verfahren bei den 
Untergerichten?®) 5; 2) Verfahren bei den Mittelgerichten (Regierungen); 
8) Verfahren bei dem Oberappellationsgerichte, und die Grundfäge des 
gemeinen teutfchen Civilprozeffes adäptirte, die, da dieſe Progeforbnung 
nicht fehr Ins Einzelne geht, als ſubſidiaͤres Mecht gelten und vielfach in 
Mebung find. Außerdem herrfcht eine Anzahl von Particularverordnungen, 
weiche die Lüden jener Prozeßordnung ausfüllen helfen, fie vielfach mo⸗ 
dificiren u. f. w. Die bedeutendften dieſer Gefege und Verordnungen 


nd: i i - 
1) Die (von Höpfner?”) entworfene) Verordnung vom 3. März 
1797 über das Verfahren bei Zeugenverhoͤren; 2) die (gleichfalls von 
Höpfner entworfene) Hauptjuftlzverordnung vom 17.. Mär; 1797 zur 
Beförberung und Beſchleunigung einer unparteltfchen Suftizpflege (Litis⸗ 
conteflation, Suceumbenzgeldern, Appellation, Adhaͤſion, Reſtitution, 
Mevifion, Rullität u. ſ. 8.); 8) die proviforifche Verordnung zur Eins 
führung eines gleihförmigen und zweckmaͤßigen Verfahrens in allen aus 
ben althefſiſchen ſowohl, als aus ben neuerworbenen landgraͤflichen Lan: 
den an das Oberappellationsgericht gelangenden Rechtsſachen, zerfallend 
in fuͤnf Titel: Von der Oberappellationsfaͤhigkeit des Streitgegenſtandes, 
von den Succumbenzgeldern und Sporteln, von den Formalien und Fa⸗ 
talien der Einwendung, Einfuͤhrung und Rechtfertigung der Appellation, 


79 Breidenbach a. a. O. S. 8, 4& 
‚, 75) Heſſen⸗darmſtaͤdtiſche Civilprozeßordnung vom Jahre 1724 und pein⸗ 
liche Gerichtsorbnung vom Jahre 1726 mit Zupplementn. Darmſtadt 1880. 
Bopp, Rachtraͤge zur hefien-barmftäbtifchen Gisilprozeforbnung von 1726 
mit Supplementen. Darmflabt 1839. Bopp, Materialien des heſſiſchen bürs 
gerlichen und peinlichen Prozeßrechtes. Darmfladt 1840. Leitfaden zur Kennt 
niß der Juſtizverfaſſung in bem Großherzogthume Heſſen dieſſeits des Rheines 
und * Particularprozeßgeſetzgebung. Darmſtadt 1837. 

76) Ruͤhl, die geltenden Grundfäge. Das gewöhnliche Verfahren bei ben 
Untergeriten (Stabts und Landgerichten) im Grofberzogthume Heffen, nach 
Inhalt der heſſen⸗ darmſtaͤdtiſchen Fivilprozeßordnung von 1724 und ber fpäter 
ten ——— und Vorſchriften (bei Bapp, Mittheilungen Th. 4, 


7) Wend, Leben und akter des verft. Geh. Tribunalrathes Hdpf⸗ 
ner Frankf. 1797), ©. 45, — — v pie 
V. 20 


, 
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vom Erkennen und Abſchlagen der Appellationsprozeſſe 7); 4) eine Be 
ordnung vom 12. April 1806, uͤber das Rechtsmittel der Reſtitutien; 
5) verbefferte Advocaturs und Procuraturtarerdnung vom 23. Auf 
1810; 6) Hauptjuflizverordnung vom 11. Januar 1812, wegen is 
ſchaffung ber ditatorifhen Friſten bei den Gerichtähöfen, wegen Diaz 
der Friſten, Reſtitution gegen deren Ablauf u. f. w.; 7) Berorbuuf 
vom 21. Februar 1812, refp. 6. Mai 1820, wegen Immobiliarzwanſ 
veräußerungs 8) Verordnung vom 12. Mai 14, wegen der Conp 
tenzconflicte zwifchen den Juſtiz- und Abminiftrativbehörben 79); 9) Ba 
ordnung vom 5. März 1815, über das Rechtsmittel der Richtigkeit (M 
12 66.) *07); 10) Verordnung vom 10. Juli 1820, wegen Mittheitung 
der Entſcheidungsgruͤndez 11) Gefeg vom 81. Decembre 1829, über 
das Verfahren in unbeftrittenen Schulbfachen bei den Untergerichten *); 
12) Sefeg vom 1. Mai 1830, wegen Aufhebung der bilaterifchen Ter⸗ 
mine bei den Untergerichten, Ladung, Reftitution gegen den Ablauf der 
Friſten u. f. w.92); 13) Geſet 8 9, März 1836, wegen des Armen 
rechte6 9°); 14) Gefeg vom 19. Januar 1836, Perfonalarreft in Bezug 
auf die In der Stadt Offenbach eingegangenen Handelsverbindfichkeiten 9). 
Zum Theil hat ſich das Civilverfahren auch durch die Praris ausgebildet 9) 





78) Bgl. uͤberh. über bie heſſiſche Gioitprogefgefehgebung hinſichtlich der 
Rechtömittel Linde, Handbuch le bie * ein ben Rechtsmitieln nad 
Grunbfägen bes teutfchen gemeinen bürgerlichen Progefies, nebft einer ausfäßs 
lichen Vergleichung ber betreffenden in Teutſchland geltenden particularrehtiider 
ug u. f. w., erſter heil, Gießen 1831, zweiter Theil, Gießen 1849 
(Sp. 4 u.5, von bes Verf. Handbuch des teutfchen gemeinen bürg. —5 
Th. 1, 6. 22, ©. 49, 50, 5. 4, ©. 114—124, $, 103, S. j 
Th. 2, $. 185, S. 195- 199, $, 271, ©. 6048614, 6. 290, S. 18-755 
79) Sigenbrobt a. a. D. &. 832 fig. Bopp, — u. ſ. v. 
s. v. Gompetenzconfliet S. 200-248. S. uͤberh. A. Mauͤller, de 
. lgemeine Zelegraph für bie teutfche @efegkunde Bo. 1 (deitb. 1840), © 
559-567. Eigonbrodt, das Verhältniß der Berichte zur Wermaltung iM 
Sroßherzogthume Heſſen, mit GEntfcheibungen bed Staatörathes zu Darmfatt. 
Darmftadt 1840. 
80) Bepp a.a.D. s. v. Nichtigkeitsbeſchwerde &. 0 
81) Bopp a.a. D. =. v. Mahnverfahren 8.406410. Derieit 
Rachtraͤge u. f. w. S. 514—528 (unter — ber Praxis). 
82) Bopp a. a. O. S. 207—210, s. v. dilatoriſche und peres⸗ 
toriſche Termine. Dazu: Nachtraͤge u. ſ. w. &. 355867. 
88) ©. den erſten Band dieſes Lerilons s. v. Armenrecht ©. Mi 
v. Linde a. a. D. ©. 222-332. Bopp, Nachträge S. 88—122, & 1. 
Armenreht. Deſſen Materialien s. v. Armenrecht ©. 13, 14. 
84) ©. ben erfien Band biefes Lexikons se. v. Arreft S. 451, Note’. 
v. Linde a. a. D. ©. 332. Bopp, Rachtraͤge S. 125—141. Schon in 
Jahre 1829 wurde bie Frankfurtiſche Geſetzgebung Über Wechſelrecht und Wed 
felpeogeß für dieſe Stadt adoptirt: Trygophorus, MWerorbnung über be 
Einführung eines Wechfelrechtes in der Stadt Offenbach, nebft ben i 
Werorbnung bemerkten gefeglihen Quellen dieſes Wechſelrechtes (Darnfet 
1829), und bie Beurtheilung dieſer Schrift im 22. Bande ber Schu nd’fhm 
Jahrbücher ber gef. teutfchen jur. Literatur (Neuft. 1833), S. 258—261. 
85) ©. 1 B. Präjubicien des großh. heſſ. Hofgerichtes ber Provinz Star 
Anett: Auf Berfügung des großp. Hofgerichtes gebrudt u. f. w. Darmflet 
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Ein Beiſpiel iſt ber Executivprozeß, der lediglich ein Kind derſelben iſt. 
S. dieſes Lexicon Bd. 4, s. v. Executivprozeß, S. 134, Note 34. 

Der Umſtand, daß auch in Bezug auf das Civilverfahren eine tiefe 
Kluft zwiſchen der Rheinprovinz und ihren beiden aͤlteren Schweſtern 
befeſtigt war, indem erſtere ſich einer geordneten und in ihren Grund⸗ 
zuͤgen ( Muͤndlichkeit, Oeffentlichkeit u. ſ. w.) zeitgemaßer Geſetzgebung 
in der franzöfifchen. Civilprozeßordnung *6) erfreuet®”), müßte auch in dies 
ſem Rechtögebiete zu bem Beſtreben, eine durchgeeifende Legislative Reform 


vorzunehmen, führen. Die Grundzüge berfelben, fo wie der Organifation ' 


ber fogenannten freiwilligen Gerichtsbarkeit, wurden gleichfalls in jenem 
Edicte vom 1. December 1817 °°) .vorgezeichnet, two es unter. Anderem 
heißt: Der Megel nach wird die flreitige Gerichtsbarkeit in ber unterjten 
Suftanz von ben Zuftizgämtern, bie jenfeits des Rheines an bie Stelle 
der nur mit beichräntter Surisdiction verfehenen Friebensgerichte treten, 
in ber zweiten Inſtanz von Hofgerichten und Juftizcanzielen und in der 
dritten Inſtanz von bem Oberappellationsgerichte in Darmſtadt ausgeübt. 
Kür diejenigen Geſchaͤfte der willkuͤrlichen Gerichtsbarkeit, welche nicht 


durch das Geſetzbuch an andere Behörden überwiefen werden, follen, mit ” 


Aufhebung des jenfeits beftehenden Notarlatsinflitutes, eigene Behörden 
unter der Benennung von Lands und Stadtfchreibereien errichtet were 
den®?). Die vollziehende Gewalt wicb im allgemeinen den Händen ber 
Richter anvertraut. Bei den Gollegien foll jedoch die Sorge für die 


86) Leffaulr, Gefegbuch Aber das Verfahren im birigerlichen Prozeſſe, 
Aberfegt und mit Anmerkungen begleitet. Kobl. 1810. Bachovon, Gel 
buch über ben bürgerlichen Prozeß, aus dem Franzoͤſiſchen übesfegt unb 
erläuternden und vergleichenden Anmerkungen: begleitet. Düffeldorf 1810. Ein- 
keine Gefege wurden auf Verbeſſerung ber Geſetzgebung gerichtet, 3. B. das in 

3 Artikel gerfallende Gefeh vom 29. April 1824, wegen Zwangsveraͤußerungen 
in &heinheffen Baranf berechnet, biefes Berfahren durch Entfernung von Forms 
lichkeiten, die dem Zwecke nicht entfprechen, zu vereinfachen und minder koſt⸗ 
fpielig zu machen), welches buch ein zur Srreihung bes Zweckes noch weiter 


gehendes Geſeg vom 24. Juli 1830 (61 Artikel) aufgehoben und erfegt wurde. 


Mann (Notar in Mainz), Uber bie Immobiliargwangsverfteigerungen, die Lici⸗ 
tations⸗ und andere Verſteigerungen ber Güter von Winberjährigeh und das 
Theilungsverfahren in Rheinbeffen. Mainz 1823. Mittermaler, ber gem. 
——— Prozeß in Vergl., 8. Beitrag, 2. Aufl. (Bonn 1892), ©. 

' 

87) Die Rechtefprechung ber Gerichte dieſer Provinz findet fich beurkundet 
in dem Archiv merfwürbiger Rechtsfaͤlle und Entſcheidungen der rheinheflifchen 
Gerichte, mit vergleichender Beruͤckſichtigung der Jurisprudenz von Frankreich, 
Nheinbayern und heinpreußen. Herausgegeben durch bie Anwältefammer in 
Dan Bd. 1-3. Mainz 1829 — 1832. Neue Folge Bd. 1. Mainz 1837, 


. 88) Schon in einem Ebicte vom 4. November 1816 wurbe die Entwerfung 
einer Civilprozeßordnung in Verbindung mit einer 'gleihförmigen Gerichtsver⸗ 
foffung verordnet. 

89) v. Biegeleben, über die Errichtung ber Sandfchreibereien im Groß 
bergogthume Heſſen (Darmſtadt 1827), und bie Anzeige diefer Schrift G. 75— 
a 24. Bandes, ber Schunck' ſchen Jahrbuͤcher ber jur. Liter. Reuſtadt 
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raſche Vollziehung den Staatsanwaͤlten obliegen. Die Stadt⸗ unb Lamb 
richter follen überall auf einen angemefienm unb nach Glaffen anzu 
nenden beftimmten Gehalt gefegt werben, und es fol der Selbſtbezug ber 
Sporteln gänzlich aufhören. Die Stadt: und Landfchreiber follen bie uf 
einer beitimmten Tarordnung zu erhebenben Sporteln verrechnen. Ei 
ſoll ihnen hiernach ein beflimmter Gehalt ausgetvorfen werden. In Einik 
fachen fol, um allen plöglichen Webergang zu ungewöhnlichen Forms 
zu verhäten, und doch bie Moͤglichkeit zu eröffnen, daß nach und nah 
diejenige Form bie gewöhnliche werde, welche die Erfahrung ale die beſſen 
darftellen wird, von folgenden Grundfägen ausgegangen werden: 1) Be 
den Land» und Stadtrichtern ſoll nur muͤndliches Verfahren finttfinden, 
vorbehaͤltlich der in der Prozeßordnung näher zu begrenzenden Befugniß, in 
ſeltenen Ausnahmen, bei ſehr verwickelten Faͤllen, das fehriftliche Ve 
ven zu verordnen. 2) Bei den Mittelgerichten ſel a) in erſter 
Inſtanz gleichfalls In der Regel mündlich und zwar bei den Hofgerich⸗ 
ten vor einer Abtheilung, welche zugleich die Streitſache entſcheidet, vers 
handelt werden, mit Varbehalt ber Befugniß, in verwideltm Tällen 
fcheiftliches Verfahren zu verorbnen; b) in zweiter Inſtanz dagegen 
fol ſchriftliches Werfahren eintreten, wenn nicht das Directorium nad 
Webergabe der Beſchwerdefuͤhrung münbliches Verfahren verorbnet, was 
ihm in allen Fällen, wo nicht ſchon in ber erften Inſtanz ſchriftuͤches 
Verfahren flattgefunden bat, vorbehalten bleiben fol; c) bei dem Ober⸗ 
appellationsgerichte ſoll das ſchriftliche Verfahren uͤberall eintreten, 
wo nicht das Directorium es angemeſſener findet, das muͤndliche Ben 
fahren, fei es in erfter Inſtanz oder in letzter, eintreten zu laſſen. Ars 
Civilverfahren fol immer dergeftalt öffentlich fein, daß bie firsitenden 
Theile von Keiner Verhandlung, felbft nicht von den Zeugenverhoͤrra ne 4 
gefchloffen werden dürfen, baß ihnen ber status causae zur Einfidt und 
zu etwaigen Bemerkungen vor dem Urtheile vorgelegt und nach dem Ur 
theite ihnen die Entfceibungsgeünde mitgetheilt werbengfollen. Eine 
Deffentlichkeit des Civilverfahrene in dem Sinne dagegen, daß and in 
dem Steeite nicht befangene Perfonen zugelafien werden, Toll mar dam 
bei dem münblichen Verfahren eintreten, wenn a) beide Theile ed ver 
langen und ber Richter nicht aus Gründen der öffentlichen Ordnung dei 
Gegentheil zu verfügen für gut findet, ober wem b) nur eim Mei 
eine foldhe Deffentlichkeit begehrt und ber Richter dieſem Gefuche and 
erheblichen Gründen entfpricht. Schon im Jahre 1828 wurde bie (vom 
dem Vorſteher ber Gefeggebungscommifften, dem nachherigen Diinife 
v. Grolman entworfene) Untergerichtsordnung, im folgenden Jahte 
1819 die Mittelgerichtsorbnung mit Motiven als Entwurf durch dem 
Druck veröffentlichte 9%), während auf dem Landtage von 1859 diefe 


90) Motive zu dem Gefegbuche für das Großherzogthum Heſſen über bed 
Berfahren in bürgerlichen Rechtsſachen, herausgegeben von Floret, großher⸗ 
zoglich heffifchem Oberappellationsgerichterathe und Mitgliede der Sefegrebactiont 
commifkon. Erſtes Heft. Drbnung bes gewöhnlichen Berfahrens bei Land⸗ und 
Stabtgerichten. Darmftadt 1818. Zweites Heft, Ordnung bes gewöhnlichen 
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Entwürfe in Verbindung mit Geſetzesentwuͤrfen über bie Competenz dee 
für die Provinz Rheinhefien angeorbnneten Gerichte, Über das außerordent⸗ 
liche Verfahren bei ben Untergerichten der Provinzen Starkenburg und 
Dberhefien und über das außerordentliche Verfahren in den zur Compes 
tenz ber Friedensgerichte In Rheinheſſen vertwiefenen rein perfönlichen und 
Mobiliarfachen, welche auf keiner erecutivifchen Urkunde beruhen, ben 
Ständen uprgelegt wurden ?). Da bie zweite Kammer der Stände (mit 
geringer Maiweitit) die Annahme des Entwurfes der UntergerichtSorbnung 
von dee Bedingung: abhängig machte, daß fie bis zur Einführung einer 
vollſtaͤndigen Civilprogeforduung in Bezug auf Rheinhefien außer Wir 
famteit bleiben follte, fo fah die Staatsregierung, ausgehenb von dem 
Entſchluſſe, die Reformation bes gerichtlichen Verfahrens nicht in einzels 
nen Provinzen, fordern im ganzen Großherzogthume gleichförmig einzus 
führen, in dieſem Beſchluſſe eine Ablehnung des ganzen Gefeßesentwur: 
fes und zog auch bie anderen damit in unmittelbarer Verbindung ſtehenden 
Geſetzesentwuͤrfe zur 92). Dieſes ungünflige Nefultat wirkte, in Vers 
bindung mit anderen wibrigen Elementen, lähmend ein, und erft nad) 
mehreren Jahren, nach dem Im Anfange des Jahres 1829 erfolgten Abs 
leben des Minifters v. Grolman, wurbe ein berühmter Prozeffualift, der 
damalige Minifterialrath, nunmehrige Geheime Stantsrath Dr. v. Linde, 
beauftragt, den Entwurf ber Civnlprozeßordnung auszuarbeiten, ein Aufs 
trag, der in fich- erlofchen wäre, wenn der Beſchluß der zweiten Kammer 
auf dem Landtage von 1833, die Staatsregierung zu erfuchen, nament⸗ 
lich die franzöfifhe in Rheinheſſen geltende Civilprozeßorbnung mit ben 
durch die Erfahrung bictirten Verbeſſerungen als Geſetzbuch für das 
ganze Land zu aboptiren?), Exrhörung gefunden hätte. Auf dem Lands 
tage von 1825 vereinigte ſich die Staatsregierung mit ben Ständen über 
beftimmte, dem Geifte des Ebdictes vom 1. December 1817 und ber 


— 


Verfahrens bei ben Mittelgerichten. Darmſtadt 1819. ©. hierüber Mitter: 
maier, im Achiv für bie civil, Praris Bd. 1, &. 8 flg., Bd, 2, &. 174 fig. 
Derfelbe, der gemeine teutfche bürgerliche Prozeß in Vergleichung u. f. w., 
erfter Beitrag, 2. Aufl (Bonn 1822), &. 66, wo ber Verf. fagt: Auf bie 
Srunbdlage des franzöfifchen Prozeffes gebaut, mit dem Streben, teutfchrechts 
liche — mit den franzoͤſiſchen zu verbinden, mit vielfachen Modi 

franzoͤſiſchen Berfahrens erſcheint der Entwurf des Verfahrens für 


eationen bes 
bie Mittelgerichte im Großherzogthume Heflen. 


91) ©. %. Muͤller, Archiv für die neueſte Gefehgebung aller teutfchen 
Staaten Bd. 8 (Mainz 1832), &. 87 fl. Weber, pragmatifche Gefchichte 
der Verhandlungen ber Lanbflände des Großherzogthums Heſſen im Jahre 1827 
über bie proponirte neue Stadt⸗ und Landgerichtöordnung und bie damit in 
Verbindung flehenden weiteren Geſetze, nach officiellen Quellen dargeftellt (Darm ' 
ſtadt 1828), und die Beurtheilung diefer Schrift S. 227—246 bes’ 20. Bandes 
der S hund’ ſchen ——— ber gef. teutſchen jur. Literat. Neuſtadt 1832. . 
Mittermaier, im 11. Bande des Archivs für die civiliſtiſche Praris ©. 


285 fig. 
8 Weber a. a. D. ©. 184--186. 
93) Mittermaiet, uͤber die Ergebniffe ber legislativen Thätigkelt in 
Bezug auf Givilprogeßgefehgebung und Gerichtäorganifation feit 1830 (©. 122 fig. 
des 17. Bandes des civil, Arch.) ©. 131—138. z 
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fruͤher vorgelegten Entwuͤrfe der Untergerichts⸗ und Mittelgerichtsorduch 
entſprechende Grundlagen *9). 

Mac neueren Beſchluͤſſen ber Staatsregierung ſoll der Entwurf ir 
Civilprozeßordnung den Ständen dann erft vorgelegt werben, wenn I 
Civilgeſetzbuch hingegeben iſt. Bis alfo das gefammte Großherzogtium, 
ein Land von jest 818,000 Einwohnern und ungefähr 153 Due 
meilen, von.denen 74 auf Oberheſſen, 54 auf Starfenburg und 25 « 
Rheinheſſen kommen 5), ſich eines Civilprozeßgeſetzbuches erfreuen ih, 
mag bie Zahl feiner Bewohner, bei der raſchen Zunahme ber Bevoͤllb⸗ 
rung, die bereits beftimmte Beſorgniſſe erweckt hat, ſich auf 900,000 
belaufen. Ä 
Staatsreht?). Das äffentlihe Recht des Großherzogthums 
bat feinen Kern und Mittelpunkt in dem Gtaatsgrundgefege vom 17. 
December 1820, welches in 10 Titel und 110 Artikel zerfällt. Titel 1. 
Bon dem BGroßherzogthume und deffen Regierung im 
allgemeinen”), Berhältniß zum teutfhen Bunde — Ber 
einigung aller Rechte der Staatsgewalt im Regenten. — Exbfolge nad 
Erftgeburt und Linealerbfolge mit Aufrechthaltung der Erbverbrüderungen, 
Kit. 2. Bon den Domänen. Deren Eigenfchaft als umveraͤußerliches 
Samilieneigenthum bes fürftlihen Haufes in ber Art, daß der Ertrag zu 
den Staatsaflegaben verwendet wird und vorzugsweife für Beſtreitun 
dee Bedürfniffe des großherzoglichen Hauſes (Civillifte u. ſ. w.) haftet. 
Zi, 3. Allgemeine Rechte und Pflihten?). Indigenat, Er 
werbung und Verluſt des Staatsbürgerrechtes — Gleichheit vor dem Ge 
fege — Gleichftelung — Auswanderungsfreiheit ?) — Unabhängigkeit 


94) Näheres in dem gem. v. Linbe’fchen Beitrage zum 20. Bande ie 
Archivs für die civil. Praxis S. 296—298 (Einzeleichter in erfter Zaftany, wu 
für die freiwillige Gerichtsbarkeit, Aufhebung des Inftitutes ber Gerihtäbetm 
[Huifftere] und der privilegirten Gerichtsſtaͤnde. GStaatöprocurator, muͤndliches 
und in Bezug auf die Parteien unbedingt und in Bezug auf bas Pablicum 
bebingt Öffentliches Werfahren). 

95) Demian, Beſchreibung oder Statiſtik und Topographie bes Grob 
herzogthums Heflen, erfte Abth. Statiftil, zweite Abth. Topographie. Maiı 
1824, 1825. Wagner, ftatiftifch-topographifch = hiſtoriſche Befchreibung de 
Großherzogthums Helen, 4 Bände. Darmftabt 1829—1831. a 
bie Staatöträfte des Großherzogthums Heffen. Ein Verſuch (Tuͤbing. 169), 
6. 2,3, S. 9-20. GErome, Handbuch ber Statiftit des Großherzogtiuni 
Heflen Eh. 1. Darmft. 1822. 

96) Weiß, Syſtem des Verfaffungsrechtes des Großherzogthums Hfa 
Darmftadt 1837), und bie Beurtheilung dieſes Werkes S. 1071—1102 X 

abrg. 1838 der krit. Jahrb. für teutfche Rechtöwifienfchaft. Zum großen Ziel 

‚antiquirt ift die Darftellung bes heſſiſchen Staatörechtes in ben beiden Schriften 
von Estor, electa iurls publiei Hassiaci. Francof. 1752., und elements iar. 
pabl. Hass. Francof. 1752. ©&. überh. noch: Literarifches Handbuch für Ge 
fhichte und Landeskunde von Deffen im allgemeinen und dem Großherzogthum 
Heffen insbefondere, von Ph. A. F. Walther (Darmftaht 1841), ©. 81- 
150, wo bie Literatur‘ des heffifchen Staatsrechtes aufgeführt iſt. 

97) Weiß a. a. D. Bud 2: Bon dem Staatsoperhaupte, S. 1099-18. 

9) Weiß a a. D. Buh 3, I. ©. 222—260. 

99) ©. dieſes Leriton Bd. 1 s. v. Auswanderung ©. 514, 51% 
Bozp, heſſiſcher Rechtsfreund ©. 62—72, 3. v. Auswanderung. 
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der Rechtöpflege — Freiheit der Perſon und bes Eigenthums mit Vers ' 


bindlichkeit der Abtretung bed letzteren zu öffentlichem Zweck gegen Ent 
ſchaͤdigung 1007 — Freiheit der Preffe und des Buchhandels, außer dem 
Gefege gegen ben Mißbrauch u. |. m. Tit. 4. Beſondere Mechte bes 
Adels 10), Ti. 5. Kirche, Unterrichts: und Wohlthätigkeits» 
anftalten. Schug ber inneren Kirchenverfaffung, des Kirchengutes, 
der Stiftungen. Tit. 6. Die Gemeinden. Bufage einer Gemeinde 
ordnung, : deren Grundlage, eigene Verwaltung bes Gemeindevermögens 
unter Oberaufficht des Staates 102). Tit. 7. Staatsdienft!®), Prüfung 
als Bedingung ber Zulaffung als Regel — Unzuläffigkeit der Anwart 
‘haften und der Nieberfchlagung von Unterfuchungen wegen a 
brechen u.f.w. Xit.8. Land ſtaͤnde 104), Zweikammerſyſtem. — Active 
und paffive Wahlfähigkeit. Werfammlung ber Stände wenigſtens alle 
3 Jahre. — Nothwendige Zuftimmung der Stände zum Ausfchreiben und 
Erheben directer und indirecter Auflagen. Theilnahme an ber Geſetz⸗ 
gebung 08) (Art. 72, 73): Ohne Zuſtimmung der Stände kann kein 
Geſetz, auch in Bezug auf das Landespolizeiwefen, gegeben, aufgehoben 
oder abgeändert werden. Wenn bei beftehenden Gefegen bie boctrinelle 
Auslegung nicht hinreicht, fo tritt nicht authentiſche Auslegung, fonbern 
die Nothwendigkeit einer neuen Beſtimmung durdy einen Act der Gefegs 
gebung ein. Der Großherzog iſt befugt, ohne ftändifhe Mitwirkung die 
zur Vollſtreckung und Handhabung der Gefege erforderlichen, fo wie die 
aus dem Auffihts- und Verwaltungsrechte ausfließenden Verordnungen 
und Anftalten zu treffen und in dringenden Fällen das Nöthige zur 
Sicherheit des Staates vorzukehren. — Juitiative der Staatsregierung 
— Garantie der Staatsfhuld — ftändifches Petitionsrecht und Befchräns 
kung des Petitionsrechtes Einzelner auf das individuelle Intereſſe — 


— — — — — 


100) Expropriationsgeſeg vom V. März 1821. S. ben vierten Band 
dieſes Lexikons 32. v. Expropriation S. 140, und Bopp a. a. O. ©. 
8-13, s. v. Abtretung von Privateigenthum zu Öffentlikhen 
Sweden. Durch ein Gefen vom 18. Juni 1836 (v. Linbe a. a. O. ©. 300, 
801) wurbe diefes Geſet zum Beſten ber Privatgefellichaften ausgebehnt, welche 
Eifenbahnen anlegen wollen. . 

101) Weiß a. a. D. Bud 3, II. A. 

102) Gemeindeordnung vom 30. Zuni 1821, in 7 Titeln und 100 Artikeln, 
abgebrudt u. A. im 8. Bande bes A. Müller’fhen Archivs ber Geſetzgebung 
(Mainz 1832), &. 236—263. Weiß a. a. D. Bud 4: Bon den Gemeinden, 
©. 890-444, Ebel, Xnleit. zur Berwaltung bes Gemeindevermoͤgens nach 
der großberzoglich heffifchen Bemeindeorbnung. Gießen 1827. Gonfequent wurbe 
auch durch ein Gefet vom 21. Zuni 1836 (v. Linde a. a. D. ©. 321, 822) 
das Privilegtum der Gemeinden im Genufle der iura minorum aufgehoben. 

103) Weiß a. a. O. Buh 2, I. B. S. 341—376. Hertel, einige 
Worte über den Gtaatsdienft im Großherzogthume Heſſen (Darmftabt 1827), 
und die Anzeige biefer Schrift &. 188—192 des 24. Bandes ber Schund’s 
(hen Jahrbuͤcher ber jur. it. Neuftabt 1834. " 

104) Weiß a. a. D. Buch 5, &. 445542. : 1 

105) v. Gagern, über Verlaͤngerung der Finanzperioden uffb Geſes⸗ 
gebungslandtage (Darmſtadt 1832), und die Betrachtung dieſer Schrift S. 
287—294 des 22. Bandes der Schunck'ſchen Jahrb. der juriſtiſchen Lit@atur. 
Reuflabt 1833, - 


V 


| 
| 





4‘ 


312  Heffen »Darmftabt,! Großhergogthum. 


-  Unverantwortlichkeit der Abflimmung — Belanntmahung ber Verhand⸗ 
lungen durch den Druck und Befugniß der Zulaffung von Zuhörern u. ſ. m 
Fit. 9. Allgemeines. Der Fiscus privatrechtlih den Gerichte ıw 
terworfen. — Gefegbücher (f. oben). Unzuläffigkeit von Duandels, u 
Gemwerbsmonopolen außer befonberem Geſetze und ber - Confiscation des 
nanzen Vermoͤgens 106), Zi. 10. Gewähr ber Berfaffung eny 
Zufiherung der Beobachtung ber Verfaffung beim Regierum itte — 
Eid des Verweſers — Eid der Staatsbürger und Staatsdiener — Br 

antwortlichkeit der Miniſter und oberften Staatsbeamten 10%) — Abdne 

a rungen und Erlaͤuterungen ber Verfaſſungsurkunde 100). 


* Die oberſte Staatsbehoͤrde, neben welcher der bereits erwaͤhnte 
Staatsrath beſteht, iſt das Staatsminiſterium, das, wie bereits 
oben bemerkt, in drei Departements, des Innern und ber Suflız, 
der auswärtigen Angelegenheiten und bes großherzoglihen Hauſes, und 
ber Sinanzen zerfält Außerdem iſt das Kriegsminifterium bie 
oberfte Behörde Für das Krieggweſen. Die übrigen in ber Hauptftaht 
vereinigten Zanbescollegien find 1) die an die Stelle der bisherigen 
Provinzialfinanzcolleglen (Hoflammern) im Jahre 1821 geiegte Ober⸗ 
finanztammer, in zwei Sectionen 'für das Stewerivefen und die Domänen; 
2) die Zoildireetion für die Angelegenheiten ber Theilnahme an dem teut⸗ 
ſchen Zollvereine; 3) die Oberbaudirestion (Vollziehung des neuem Bau: 
weſens und Unterhaltung ber Staat: und Domanialgebäude, Fluß⸗ und 
Dammbau, Verwaltung dee Sulz» und Bergwerke, Handhabung de 
Bergregals u. ſ. m.); 4) die Rechnungstammern , deren Wirkungekreis, 
wie fi die Verordnung vom 23. Juni 1821 über deren Errichtung 
und DOrganifation ausfpricht, im allgemeinen beſteht in der Unterſuchung 
und Beurtheilung, ob alle Staatseinnahmen, die nad) Maßgabe des 
Staatsfinanzbudgets, oder befonderer Verfügungen einzuziehen geweſen 
find, vollſtaͤndig erhoben und verrechnet, die Ausgabepoften vorſchüft 

. mäßig juftificiet und überhaupt alle für die Mechnungsführung, ertheilten 


106) Sefeg vom 24. September 1821, über bie an bie Stelle ber GConſu⸗ 
cation bes ganzen Vermögens tretenden Strafen der Deferteurs unb BRefcactainl, 
Bopp a. a. O. S. 143 flg., s. v. Sonfiscation. A. Müller, Archo 
für die neueſte Gefeggebung aller teutſchen Staaten Bb. 3 (Mainz 1832), ©, 
477—498, wo das Geſetz nebft ben fländifhen Werhanblungen, aus benen # 
hervorging, mitgetheilt if. Fl or et, Darftelung ©. 165, 166. 

107) Weiß a. a. O. Bud 6, ©. 543-560. 

108) Geſetz über die Verantwortlichkeit ber Minifter u. f. w. (nach Art. 
109 der Verfaffungsurkunde integrirender Beſtandtheil derfelben) vom 5. Zufi 
1821, nebit Nachtrag vom 8. Ianuar 1824, über etwaige Ergänzung Ye 
Richterperfonales. Kloret, Darfltellung u. f. w. S. 179—227. Bed, ba 
a rl zweites Buch, erſtes und. zweites Heft (Darmflabt 1882), 


109) Weiß, Bemerkungen über ben Artikel 110 ber Verfaſſungsurkunde 
des Großherzogthums Heften (Beitfchrift für Gefeggebung und Rechtöpflege des 
a ae und Großherzogthums Heffen u. f. w. 3b. 1, Darmſtadt 1836) 








v 
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Bocſchriſten beobachtet worden finds 5) die Oberforſtdireetion 10) zur 


Beauffichtigung und Leitung des Forſtweſens (Verotdnung von 1. —* 


1822); 6) das Oberconſiſtorium, dem, wie ſich daſſelbe einfegende Ediet 
vom 15. Juni 1832 über die Drganifation dee Behörden für die evan⸗ 
geuchen Kiwchenangelegenheiten ausbrädt, die Verwaltung ber landesherr⸗ 
len Rechte in ben die evamgelifche Kirche betreffenden Angelegenheiten 
und die Ausübung ber evangelifch » Eicchlichen Gewalt Übertragen iſt }12); 
7) der Oberſtudienrath 12) deffen Beſtimmung (Art. 6 der Verorkmung 
vom 6. Juni 1832 wegen Errichtung dieſer Behoͤrde) im rise 
iſt: Auffiht und Leitung des gefammmen gelehrten Schulweſens, 

halb der bezeichneten Grenzen; 8) der Oberſchulrath, ber (Ehict vom vom 
6. Juni 1812, das Volksfchuiweſen uͤberhaupi und insbefendere bie Or⸗ 
ganiſation der Behörden zur Leitung ber Schulangelegenheiten betreffenb) 
berufen iſt, die Aufficht über die ſaͤmmtlichen Sffentlichen und Private 
en zu führen; 9) das Medicinalcolleglum, welches ( Edict 
vom 6. Juni 1832, wegen Organifation der Medicinalbehoͤrden) zumdchft 
die berathende und begutadhtenbe Behoͤrde Slidet, deren ſich das Miniſte⸗ 
rium des Innen und der Juſtiz in Medicinalangelegenheiten ’22) iu 
bedienen hat, das menfchens und thierheilkundige Perſonen prüft, die 
Apothelen vifiticen läßt und der Rechtehyflege bient, indem zu feinem Ges 
ſchaͤftskreiſe auch gehoͤrt: a) die Abfaffung und Erſtattung ärztlicher Mes 
fpanfen und Prüfung Ärztlicher Gutachten ‚ wenn «8 von einer Gerichts⸗ 
behörbe (oder auch von Privatperfonen in außergerichtlichen Faͤllen) darum 
erfucht wird, b) die Prüfung und Beurtheilung gerichtlich Ärztlicher In⸗ 
fpestionss und Sectionsberichte mit bem hierauf geflüsten —— 
wenn uͤber das Materielle derſelben oder das indicium medienm bei 
Gerichtshoͤfen Zweifel entſtanden fin) und von bifen der Recurs an = 
Medicinalcollegium genommen wird; 10) das Dberappellationss und 
Caſſationsgericht 11%), welches in erſterer Bezeichnung das Gericht — 
und letzter Inſtanz für bie beiben Provinzen bieffeits des Rheines, im 
letzterer fuͤr die Provinz Rheinheſſen den Wirkungskreis hat, 


110) Bed, bad heſſtſche Staatorecht, neuntes Buchs Vom Forſtweſen. 
Erſter Band: Von der — und dem Borftvienfte im allgemeinen 
(Darmftadt 1834), ©. 224—2 

111) Die Hirchtichen Angelegenheiten der Katholiken (weiche umgefähr 36 
der Sefammtbevöllerung betragen) werben von dem bem Biſchofe von Mainz 
untergeorbneten Drbinariate verwaltet. 

112) Bol. uͤberh. v. Linde, Weberfiht bes — unterrichtsweſens 

—— Seflen fit dem Sabre 1829. Gießen 

118) Vgl. aberb. v. Ritgen, das Mebicinalwefen bes "Brot ———— 

Heſſen in ſeinen —* dr an (Darmſtadt 1840, 1842), 
2 Bände. Bopp, bie herrſchende bes re rg thums —5 

Aber die gerichtliche Mebicin. Mit * —— (©. 

340, 362—378 bes 5. Bandes des Jahrb. der ————— —— 

ben von Wildberg. Leipzig 1889.) 

114) ©. überh. Kratfch, tabelarifche ueberſicht bes Suftyotganiemns der 
fämmttichen teutfchen ———— anig 1836), unters GSroßherzogthum 
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welcher nach ber frangöfifchen Gerichtsverfaſſung dem Cafſatlonchofe ein 
geraͤumt iſt; 11) der Adminiſtrativiuſtizhof, deſſen fchon oben gedacht um 
deſſen Wirkfamkeit durch ein Edict vom 5. Februar 1835, wegen Organs 
tion der Regierungsbehoͤrden in der Provinz Rheinheffen, auf diefen Lande 
theil ausgedehnt ward ; 12) die Hauptſtaatscaſſe, welche berufen iſt, Die fänmb 
lichen Staatseinkünfte nad) der den Specialtecepturverwaltungen gegebene 
Drganifation aufzunehmen und zu vereinnahmen, daraus bie Staaten 
gaben zu beflreiten und Einnahme ‚und Ausgabe centralifirt zu beredna. 

Provinzialbehörden find 1) die Provinzialcommiffäre (die Kreis 
räthe bes Bezirkes, ben die Provinzialhauptitabt umfaßt), die neben ihrer 
Functionen al Kreisräthe noch befondere Gefchäfte, beſonders foiche, bie 
provingieller Natur find, haben, 3. B. Aufficht über Provinziaigefäng: 
niffe, Verwaltung des Fondes der Provinzialcrininalcaffen (für die Bes 
zirke, in denen die Landräthe noch beftehen, für die flandeäherzlichen, 
haben die Provinzialeommiffäre die Attributionen der Regierungen) ; 2) 
das Obergeriht in Mainz als Gerichtshof zweiter Inſtanm für Rheins 
heſſen; 3) das Handelsgerichtjn Mainz für Rheinheſſen; 4) die Hof 
gerichte in den beiden Provinzen dieſſeits bes Rheines als Gerichte zwei⸗ 
ter Inſtanz für die Amtsfäffigen, und erfter Inſtanz für die Schrift⸗ 
fäffigm 19); 5) die peinlichen Berichte, welche ber Leitung diefer Ge 
sichtähöfe untergeben find 116), 

Bezirks behoͤrden find 1) die Kreisräthe, welche die Verwaltungs 
beamten find; 2) die Rentamtmänner für die Verwaltung derz Domaͤnen; 
8) die Obereinnehmer für die Steuerverwaltung; 4) in den beiben Pre 
vingen dieſſeits des Rheines die Stadt⸗ und Landgerichte, welche zugleich 
die freiwillige Gerichtsbarkeit ausüben IT), in ber Provinz Rheinhaſſen 
6) die beiden Kreisgeriahte in Mainz und Alzey; 6) die Notare, meiden 
die freiwillige Gerichtöbarkeit zufteht, und 7) die Friedensrichter, weiche 
neben ihrem eigentlichen Berufe als foldye auch eine beſchraͤnkte Gexicht⸗ 
barkeit haben 18). 


115) Bopp, heſſ. Rechtöfe. =. v. Schriftſaͤſſigkeit G. 629 631. 
116) Das buch das Militaͤrſtrafgeſetzbuch organifirte Oberkriegsgeriät 
(weiches auch für Heſſen⸗ Homburg conftituirt ift) ift permanentes Gericht Iekter 
Snftanz für das Stechtsmittel der Reviſion und Berufung, auch Gaffationtge 
riht, wenn es ehtiweber in ber Sache felbft ein neues Erkenntniß erläßt, ober 
dad Eriegsgerichtliche Erkenntniß aufpebt. Das Unterkriegögericht iſt entwedet 
unterfuchende oder erlennenbe Behörde. 
117) Die widtigfte Norm iſt hier das Gontractenreglement vom Sa 


. 1770. ‚Sammlung ber wicdhtigften bis zum Jahre 1800 in Beziehung auf Gteir 


recht, Criminalrecht, Juſtizverwaltung erlaffenen Heffifhen Berorbnungen u. ſ. w. 
(Darmftabt 1837), &. 56-64. Inſtruction für Vormuͤnder und Guratoren 
— u. fe w. Auf Verfügung bes Extrajudicialſenates geoßh. hf 
fchen Hofgerichtes ber Provinz Starkenburg gedruckt. Darmflabt 1 

118) Durch Gefeh vom 1. September 1835 (v. Linde a. a. D. S. 320) 
. wurde die Summe von 100 Francs, auf weldhe die Sompetenz ber Friebens 
vichter in rein perfdnlichen uud Mobiliariagen befchränkt war, auf 140 Gurten 
erhoͤht. S. uͤberh Henrion de Parsey, über bas Inftitut der Friedent⸗ 
richter, inäbefondege über ihre Gompetenz und ihre Amtöverhältniffe zu ben 
übrigen gerichtlichen und Verwaltungsbehörben. teberfegt und mit erläuternden, 
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Seit dem Jahre 1819 wird ein Regierungsblatt herausgegeben, wel⸗ 
ches namentlic, zur Verkündigung ber Geſetze und Verordnungen, aber 
auch zu fonftigen officiellen Bekanntmachungen dient. So macht «6 3.8. 
— auch die rechtskraͤftig gewordenen Straferkenntniſſe durch Benennung dee 
Schuldigen und des Vergehens oder Verbrechens und Angabe der Straf⸗ 
art und des Strafgrades bekannt. Dazu: Alphabetiſches Repertorium 
über den Inhalt des großherzoglich heſſiſchen Regierungsbiattes von 1819 
— 1839. Darmftadt 1840. Archiv ber — heffiſchen Geſfetze 
und Verordnungen (Darmſtadt 1334 1839), 7 
Bol. noch im allgemeinen den Art. Heſſen — G. 
704—739 des 7. Bandes des Staatslexikons, herausgegeben von Ro t⸗ 
teck und Welcker. Alt. 1839. Bopp. 


Seſſen⸗Gomburge!). Durch die bayeriſche Fehde 2) kam im 
Jahre 1504 (m demſelben Jahre, in dem Philipp der Großmuͤthige 
geboren warb) Stadt und Amt Homburg vor der Höhe als pfätzifches 
Lehen an Heffen?). Als Landgraf Philipp feine Lande unter feine vier 
Söhne theilte, nahm er einzelne Landesbezirke von diefer Theilung aus, 
indem er damit feine mit ber Margaretha von ber Saale erzeugten Neben» 
föhne, die Grafen von Dieg*), botirte. Zu diefen Dotationen gehörte 
auch das Amt Homburg vor ber Höhe, welches nach dem Ausſterben 
diefer Grafen an bie von dem jüngften Sohne Phittpp’s, dem Landgrafen 
Georg 1. gefliftete Linie Heſſen⸗Barmſtadt (f. oben Heſſen⸗Darm⸗ 
ftadt, Großherzogthum) zurüdfie. Der ältefte Sohn und Nach⸗ 
folger Georg’s I., Ludwig V. (dev Getreue), führte im Jahre 1606 bie 
zwei Jahre fpäter von dem Kaiſer Rudolph II. beftdtigte Primogenitue 
ein, nachdem er fchon im Sahre 1602 mit feinem Bruder Friedrich zu 
deſſen Abfindung eine Uebereinkunft®) getroffen hatte, wornach er bems 
felben, außer einem Deputate in baarem Gelde, Stadt und Amt Homs 
burg, mit Vorbehalt beflimmter oberhoheitlidher Mechte (über deren Um⸗ 
- fang und Bedeutung fpäter viele Diffidien) fich erhoben), abtrat. Diefer 

Landgraf Friedrich ift der Stifter. ber us blühenden Nebenlinie Heſſen⸗ 


berichtigenben unb ergänzenden Anmerkungen u. f. w. verfehen von 2. Hofs 
mann (3weibräden 1 I, und bie a biefer Schrift &. 296-298 bes 
24. Bandes der Schund’fchen Jahrb. Neuft. 1834. 

1) se bef. Staatölerilon, herausgegeben von Rotted und Welcker, 
BD. 7, &. 789, 740: Heffenshomburg 


3) Pütter, Handbuch ber teutichen eiepehiftorte, 2. Ausg. a 1772), - 


&. 470, 471. Schmidt, Geſchichte ber Teutſchen Th. 4, Cap. 81, &. 372 flg. 


9) Dieffenb ach, Geſchichte von Een, mit befonderer Beruͤckſichtigung 
des Großherzogthums (Darmſt. 1881), &. 
4) Dieffenbad a. a. O. ©. 145. 


x 


> ee Ester. elementa iuris publici hassiacl. (Franoof. 


TR l. c. p. 206 sq. Literariſches Handbuch für Geſchichte und 
ganderfunde von zellen im allgemeinen unb bem ea Fe Hefien ins⸗ 


" befonbere, von P. 8. z. Walther (Darmfl. 1841), ©. 114-120, wo die 


Streitichriften — * ſind. 





316 Heſſen⸗Homburg. 


Homburg”), die reformirter Confeſſion iſt, waͤhrend bie Hauptlinie Luthe 

riſch. Im Jahre 1626 wurde auch in dieſer Nebenlinie die — 
tur eingeführt, Durch einen im Sabre 1768 abgefchlofienen und vom 
Kaifer beftätigten Vergleich, im deſſen Kolge Heſſen⸗Darmſtadt auf bie 
Beltellung eines Nefervatamtmannes und die Duldigung verzichtete, wur 
den dem Daufe Heſſen⸗Homburg, welches jeboch nicht Sig und Stinme 
im Reichsfürftencollegium gewann, alle Hoheitsrechte eingeräumt, und im 
9.7 des Meichsdeputationshauptfchluffes v. I. 1803 wurde beſtimmt, daß 
der Landgraf von Hefjen: Darmftadt Die ——— bes Landgrafen 
von Heſſen⸗ Homburg wenigſtens um ben vierten Theil zu vermehren 

e 


Die Rheinbundesacte unterwarf bie nun einen Beſtandcheil bes 
. Provinz Oberheſſen bildende?) Landgrafſchaft Heſſen⸗ Homburg ber Sou⸗ 
veränetät des nunmehrigen Großherzogs von Heſſen, alfo = Haupt -· 
linie. So ward der Landgraf (Schwager des Großherzge) S 

des Großherzogthums und die Declaration vom 1. Auguſt 180719), über 

die flaatsrechtlichen Werhältniffe des Großherzogthums, wies ihm ſerne 
Stellung an. Durch den Art. 48 der Schlußacte des Wiener Come 
greſſes wurde Heſſen⸗ Homburg, welches bie ihm gehörende Höifte des 
Dorfes Peterweil abtrat, von biefer Oberhoheit befreit 11), während — 
folgende Artikel dem fo ſouveraͤn gewordenen Fuͤrſten (Friedrich V ee 

ben Zitel: Souveräner Landgraf von DHeffen annahm, 
Vergrößerung feiner Lande zumenbPtez er erhielt von bem — 
fratzzoͤſiſchen Saardepartement einen, ehedem theils ef Pfalz» Zweibräden 
Grafſchaft Valdenz), theils zu Baden, theils zu ben fuͤrſtlich Gala 
Kyrburgifhen und reichseitterfchaftlichen re ——— Dark 
mit 10,400 Seelen 12) (Kürftenthum, auch Oberamt Dleifenheim). In 
Jahre 1817 murde bie fo vergrößerte Landgraffchaft, zu welcher ax 
noch brei in Preußen (ins Galberftäbtifchen) gelegene Patrimonialaͤmter: 
Häpersieben, Edesfeld und Winningen gehören, in die Reihe ber ab 
Ba Bundesſtaaten, der Landgraf in die Genofjenfchaft ber Mitgbeder 


T) Dieffenbach a. a. D. S. 2283—236: — ans 
Linie von — — Weiß, Syſtem bes Verfaſſungsrechtes des 
herzogthums Heſſen (Darmſt. 1837), 

en Dertel, bie Staategrundgefeße bes teutſchen Bundes (Leipzig 1841), 


9) Winkopp, der rheinifche Bund Mb. 8 (Frankf. 1807), ©. 297 Mi: 
Statiſtiſche Rachrichten von bem großh. heff. Oberfürftenthum 


fen 
ud 0) Betfärift 9 Germanten, herausgegeben von Crome und Jaup, Mb. 1 
4 ll ®&. 
10) & nen öffentliches Recht bed teutfchen Bunbes und ber Buntek 
Ban, & — (Frankf. 1840), 5. 107, 108, Rote g, $. Mi, Rote f. 
Weiß a. a. D. ©. 55. Böpfl, Grundfäge des allgemeinen unb conflitutie 
— Staatsrechtes (Heidelb. 1841), &. 260. Von ber Rah: 
F — des rheiniſchen Particularrechtes Bd. 3 (Frankf. 1882), ©. 


12) Bon der Rabmer a. a. D. S. 453-456, 829, 830. 
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bes teutfchen Bundes aufgenommen?) Als im Jahre 1820 ber Mis 
niftereongreß verfammelt war, ſprach Deſterreich, in befien Milltaͤrdienſt 
mehrere Prinzen bes Hauſes Heffen» Homburg ſtehen, den Wunſch aus, 
daß die Bundesverfammiung für biefen Bundesflant, welder zwar In 

das Plenum, aber noch in Leine Eurle aufgenommen fei, balbigft eine 
angemeſſene Entſcheidung ergehen laſſen möge?®). Dazu iſt es, nachdem 
die Bundesverſammlung dieſe Angelegenheit in ber Sitzung vom 27. Jull 
1820 unter ihre Agenda aufgmommen, durch Beſchlußnahme vom 17. 
Mat 1838, nad) welcher Heſſen⸗Homburg im engeren Rathe in der 


XVI. Stimme votit!®), gekommen. Diefe Landgraffchaft hat nad) der . 


—— v. 3. 1318 den Rang unmittelbar vor den vier freien 
tüdten. Ä 
. Heffen= Homburg gehört zu den Staaten des teutſchen Bundes, für 
weiche bis jegt dem Art. 13 dee Bunbesacte kein Genuͤge gefcheben iſt; 
es befist noch eine Iandfländifche Verfafiung 26). Vor einiger Beit er⸗ 
Härte der jegige, am 19. März 1779 geborme Landgraf Philipp, der 
 Öfterreichifcher Seneralfeldzeugmeifter unb Gouverneur der Bundesfeftung 
Mainz tft, am 19. Januar 1839 feinem kinderloſen Bruber Ludwig, 
der das Schulweſen bob, eine umfafiende Wittwen, und Waifenverfore 
. gungsanftelt und eine allgemeine Sparcaſſe wwrichtete, das Armenverſor⸗ 
gungswefen verbeſſerte u. f. w. folgte und feinen im Jahre 1781 gebo⸗ 
renen Bender Guſtav, auf deſſen einzigem, im Jahre 1830 geborenem 
Sohne Friedrich die Erhaltung des Stammes ruht, zum Nachfolger hat, 
ber vor ihm — Deputation der Bürger ſeiner Hauptſtadt feine 
Abficht, eine ſtaͤndiſche Verfaffung einzuführen, ein Verfprechen, weiches 
bis jegt nicht erfüllt warb. 

Die Lanbdgraffchaft, welche zum Bundeäheere 200 zur Reſervediviſion 
gehörende Mann zu ftellen bat, befteht aus zwei geographifch getrennten 
Theilen, ber Herrſchaft Homburg vor ber Höher) am äftlichen Abhange 
des Taunusgebirges (zwiſchen dem Herzogthume Naſſau und der großher« 
zoglich Heffifchen Provinz Dberhefien) und dem Fuͤrſtenthume Meifenheim 
an der Nahe (zwifchen Rheinpreußen, Rheinbayern und dem oldenburgi⸗ 
chen Fuͤrſtenthume Birkenfeld). Beide Lande find zuſammen faft acht 
Duadratmeilen groß und hatten im Jahre 1835 gegen 23,000 Einwoh⸗ 
wer. Die Haupt: und Refibenzſtadt Homburg vor ber Höhe, welche 
feit. einigen Jahren durch ihre Deilguellen fehe in Aufnahme tft, aber 
auch „leider wegen bes geftatteten Dazarbfpieles mehr befuche wich, hat 
gegen 3700 Einwohner. Außerdem umfaßt die Landäraffchaft (Innerhalb 


. 


deren erft feit einigen Jahren eine Buchdruckerei befleht, und zwar in - 


ber Hauptſtadt Homburg) noch zwei Städte, einen Marktflecken, 91 


— 


ea. O. ($. 108, Rote g.). 

D. ($. 108, Rote g.). 

. ©. 275, Note. ? 
O. 5. 2 


a. D. $. 288, 

17) Binkopp, ber rheinifche Bund Wo. 5 (Frankf. 1808), G. 448— 

457: Anzahl der FRA Seelen in den u dem Oberfürken« 
thume Heffen gefommenen mebiatifirten Ländern, 


( 
( 


- 
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Dörfer und 27 Weiler. Yon den Bewohnern find gegen 14,000 refie 
mirt, 6000 lutheriſch unb 8000 katholiſch, mit Ausnahme von 1 
Süden. Das Doftwefen ift feit 1817 dem Fuͤrſten von Thurn we 
Taris Überlaffen. Das jährliche Einkonsmen beträgt gegen 180,000, di 
Staatsfchuld gegen 450,000 Gulden. J 
Ungeachtet ber Losſtrennung ber Landgrafſchaft von bem von ke 
älteren Linie beherrſchten Großherzogthume Heſſen beftchen noch Ber 
hung. So besteht ‘der Landgraf aus ber großherzoglichen Staatscafk 
noch ein Deputat von jährlih 25,000 Gulden. Unterm 3. Decembe 
. 1818 wurde ein Staatsvertrag wegen Beförderung ber gerichtlichen Se 
Ainuationn!?), und unterm 10. April 1837 eine Uebereinkunft abge 
fchloffen wegen Verhütung und Beſtrafung ſowohl der Jagd», For 
und Sifchereis, als auch der Feld⸗ und folcher Frevel, welche an Beiden 
und anderen Baumpflanzungen außer ben Korften, fo wie an Waſſerbau⸗ 
anlagen begangen werden 203). Schon im Jahre 18 war der Landgraf 
binfichtlich des Fuͤrſtenthums Dieifenheim dem preußifch: teutiägen Zollver⸗ 
eine beigetreten?!), und unterm 20. Februar 1835 wurde zu Bealin cin 
vom 1. Imuar 1836 an wirkſamer und, weil er auf 6 Jahre beſchraͤnkt 
war, durch Uebereintunft vom October 1842 bis zum legten December 
1853 erneuerter??) Vertrag zwifchen dem Broßhergoge ind dem Land⸗ 
geafen von Heſſen, ben Beitritt bes Legteren mit dem Amte Domburg 
zu dem Sollfofteme des Großherzogthums Heſſen und der übrigen Ste 
tm bes Zollvereines betreffend, abgefchloffen?®), im deſſen Art. 1 es 
Heiße: Seine Durchlaucht ber fouverdne Landgraf treten, unbeihabe 
Ihrer landesherrlihen Hoheitsrechte, mit ihrem Amte Homburg bem 
Zollſyſteme des Großherzogthums Heffen und damit dem Zollſyſteme der 
übrigen Staaten bed großen Zollvereine® bei; während der Art. 3 be 
flimmt: Die Zollbeamten im Amte Homburg follen von den green 
° zoglich heffifchen oberen Werwaltungsbehörben ernannt und für beide dar 
be&herren von bem Iandgräflichen Juſtizamte zu Homburg verpflichtet wer 
- ben. Bel ber Ernennung ber Zollbeamten werden die großherz. heil. 
Behörden befonders auf folche Subjecte Rüdficht nehmen, weiche ves 
der landgraͤflichen Regierung namhaft gemacht und bei®der von iham 
veranlaßten Prüfung tüchtig befunden worden find. Die auf dieſe Walt 
angeftellten Beamten werden gleich dem ausfchlieglich großherz. heſſ. Zoll⸗ 
beamten derfelben Kategorie befolbet, bie Aufſichtsbeamten aud) uniforuut 
unb bewaffnet. Die Beamten beziehen ihren Gehalt aus den großben- 
beff. Caſſen und flehen in allen Dienftangelegenheiten, insbefonbere au 


ie) Hoffmann, Zeutfchland und feine Bewohner Th, 3 (Stuttg. 1835), 


19) Bopp, Rachträge zur beffensdarmftädtifchen Siviiprozeßorbnung u. ſ. w. 
(Darmft. 1839), &. 465. 

20) Großherz. 2 Regierungsbl. v. 1837 Nr. 25, ©. 263—265. 

21) Großherz. 4 Regierungsbl. v. 1830 Nr. 387, ©. 197—201. 

22) Großherz. Heil. Segierungsbl. v. 1842 Nr. 4, ©. 42—44, 

23) Großberz. Hefi. Regierungsbi. v. 1835 Ar. 46, ©. 487. De 
Wertrag zerfaͤlt in 12 Artikel, 
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Abſicht der ganzen Dieciplin, unter ben großherz. heff. Oberbeamten 
elche die Leitung des Zolldienſtes beſorgen. Im allen Privat: "und 
trgerlichen Angelegenheiten, ferner bei allen fogenamnten gemeinen Ber 
eben, ingleihen bei allen Dienfivergehen, wegen welcher gegen aus⸗ 
hließlich großherz, heſſ. Beamten berfelben Kategorie eine foͤrmliche 
exrichtliche Unterſuchung nöthig werben würbe, find bie Zollbeamten im 
(mte Homburg den landgräflichen Berichten unterworfen. Doc’ fickt 
m alle foldyer gerichtlichen. Unterfuchungen ben großherz. heſſ. aberen 
Berwaltungsbehörben das Recht zu, jene Bolfbeamten von Dienft und 
Sehalt zu ſuspendiren; der Art. 4 fügt hinzu: Zur Unterfuchung und 
Beftrafung ber vom Ianbgräflichen Unterthanen ober von Fremben im 
(mte Homburg verübten Bolivergehen, weiche zur gerichtlichen Entſchei⸗ 
ung gelangen, bildet das landgraͤflich heſſiſche Juſtizamt zu: Homburg 
ie erfte und lanbgräfliche Reglerung erfle Deputation die zweite Inſtanz. 
Die gegen Erkenntniſſe der zweiten Inſtanz im Großherzogthume Heſſen 
jefeglich zuiäffigen Rechtömittel?*) follen au im Amte Homburg gegen 
elche Erkenntniſſe zuläffig fein. Die Verhandlung berfelben wird bei 
yer landgräflihen Regierung erſte Deputation ftattfinden, die Entſchei⸗ 
zung aber von den noch näher zu bezeichnenden großherz. heſſ. Gerichten 
ertheilt werben; "und im Art. 7 heißt ed noch: Alle in Folge uͤberwie⸗ 
ſener Zollvergehen in dem Amte Homburg angefallmen Geldſtrafen und 
Gonfiscate verbleiben, nach Abzug bes Denunciantenanthelles, dem 
Ianbgräflichen Fiscus und bilden Leinen Theil der gemeinfchaftlichen Ein» 
nahme. Die Ausübung des Begnadigungs⸗ und Steafverwandlungss 
rechtes über bie von den landgraͤflichen Gerichten verurtheilten Perfonen 
it Sr. hochfuͤrſtlichen Duchlaucht überlafim. Dee Straferlaß kann 
jedoch nicht auf den Denunciantenantheil ausgebehnt werd. :- - - - 

Im Anfange des Jahres 1839 trat Heffens Homburg ber am 
25. Auguft 1837 zu Münden abgefchloffenen Münzconvention ber 
füdteutfchen Staaten bes Zolivereines und der am SO. Full 1838 zu 
Dresden abgefchloffenen allgemeinen Münzconsention der zum Zoll⸗ und 
Handelsvereine verbundenen Staaten bei 2°). 

Das Fuͤrſtenthum Meifenheim, in welchem bie feanzöftfche Rechts⸗ 
gefeggebung herrſcht, hat einen Juſtizbeamten, welcher in Civil⸗ umd 
Straffachen Richter erfler Inſtanz iſt, und einen Berwaltungsbeamten 
(Landrath); gleiches gilt von der Herrſchaft Homburg, in welcher das 
gemeine teutfche Mecht die Grundlage ber Rechtögefeggebung iſt. Die 
Regierung in Homburg, eine collegialifch organifirte Mittelbehoͤrde, zer- 
faͤut in drei Deputationen, für die Zuftiz, die Verwaltung und die 
ri As Gerichtshof if fie die zweite Inſtanz für beide Landes⸗ 
theile. 


ſenheim die franzoͤſiſche bürgerliche Gerichtsordnung, mit den Modifica⸗ 
tionen, welche von den fo Beinen Verhaͤltniſſen und von Einzeln 


— — — 


24) ©. oben Heſſen⸗;,Barmſtadt, Großherzogthum. ‚ 
25) Großherz. Hefl. Regierungsbl. v. 1889 Mr. 4, ©. 88, 9. 13, &. 113. 





Was den Civilprozeß bekifft, fo gilt im Fürftenthume Mel | 


U 


8” Helfen » Homburg. 
gefeßen 2°) dietirt erſcheinen, tin der Herrſchaft Domburg Die hefim 
darmſtaͤbtiſche Civilprozeßorbnung v. 3. 1724 mit den übrigen Pro 
gefegen bed Großherzogthums Heffen,, weiche auf Hefien-Homburg aus 
gebshnt wurden, ale es im Jahre 1806 meblatifiet ward, und bis x 
dem Zeitpunkte erloffennwucden, ba bes Landgraf Seunerän ward” 
fo wie eine Anzahl fpäter erlaffener?®), gewoͤhnlich aus bee neueren b 
gielation des Großherzogthums gefchöpfter Geſetze (4. B- Geſetz vos 
Sabre 1835, uͤber Recuſation der Richter). Sabfibiär gilt das gemein 
teutſche Prozeßrecht. 

Dee Strafprozeß hat in dem Fuͤrſtenthume Meiſenheim fein 
aus gleichem Grunde verfchobene Grundlage in ber feanzöfifchen Crimi⸗ 


nalordnung, in ber Herrſchaft Homburg feine nmaͤchſte Norm im ber. 


befien»barmftäbeifchen peinlichen Gerichtsordnung v. 3. 1726 und den 

Einzringefegen, welche in Folge ber Mediatiſirung zur Herrichaft Pansen*?), 

fo wie im den feit der Erlangung ber Souveraͤnetoaͤ erlaffenen Verord⸗ 

ungen. Subfidide kommt der gemeine temtfche Gturfproyh in Ans 
ung. 

Die Eivilgefeggebung bilder in dem Fuͤrſtenthume Meilen: 
beim das franzoͤſiſche bürgerliche Befegbuch mit einigen neweren allges 
meinen Berordnungen (5. B. Verordnung von 1839, fiber das Schul⸗ 
denmachen der landgraͤflichen Diener und Penſionaͤre, und Vormuͤnder 
inſtruction v. J. 1838), in der Herrſchaft Homburg das gemeine buͤr⸗ 
gerliche Recht, in fo weit es nicht durch das dort geltende ſolmſiſche 
Landrecht abgeaͤndert und modificirt iſt, und eine Reihe von, zum Theil 
aus ber Zeit der Mediatiſirung herruͤhrenden Geſetzen. 

Grundlage der Strafgeſetzgebung iſt im Fuͤrſtenthume Me 
ſenheim das franzoͤſiſche Erimineigefegbuch, In ber Herrfchaft Homburg 
das gemeine teutſche Criminalrecht, beſonders die peinliche Gerichttocd⸗ 
nung Karl's V. Außerdem gelten außer einem im Jahre 1837 erlaſſe⸗ 
nen Forſtſtrafgeſetze, dem eine im Sabre 1835 publiciete Forſtverwal⸗ 
tungsordnung zur Grundlage bient, Einzelngefebe, gleichfalls zum Zeil 
aus ber Zeit der flandesherrlichen Unterordnung. Während die heſſen 
homburgiſche Regierung bie Abficht hat, das Strafgeſetzbuch des uf 
herzogthums gu adoptiren, Hat. fie bereit® vor längerer Zeit das Mili⸗ 
tärfizafgefegbuc, dieſes Staates recipirt, indem fie zugleich mit demſel⸗ 
ben einen Staatsvertrag abſchloß, wornach das in Darmfladt nieber 


265) &o wurbe g. B. im Jahre 1838 ein ber Geſetzgebung für Rhein⸗ 
preußen, Rhelabayern und Rheinheſſen — Geſet Aber das Berfahres 
bei Sußhaftationen und ein @efeh über ba Werfahren bei gerichtlichen Xd- und 
Stefignationen erlaſſen. 

27) ©. oben HeffensBarmftadt, Großherzogthum. 

28) Son den vor der Mediatiſirung eriaffenen Prozeßgeſetzen iſt befombers 
bemerkeuswerth eine Hauptjuſtizverordnung vom 7. December 1801, über bie 
Rothwendigkeit der Unterzeihnung ber Progeßfchriften durch Anwälte, Deren 
Legitimation, das Armenrecht, bad Rechtsmittel und die Rechtswohlthat ber 


Beftitution u. f. w. 
29) Großherzogthum. 
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efegte Oberkriegsgericht zugleich als Gerichte zweiter Inftanz für bie 
Bundgraffehaft beftellt wurde, Durch einem weiteren Staatsvertrag hat 
Hefien- Homburg zur Erſparung der Koſten befönderer Strafanftalten 
Antheil an biefen Anſtalten des Großherzogthums: Zuchthaus zu Mas 
rienſchloß, Correctionshaus ia Darmfindt, Feſtung Babenhanfen u. f. w. 

An der Spige der Staatsverwaltung ſteht ein Mmiſtet (Geheime: 
rath), an melden im Bertvaltungsfachen bee Mecuripgeht und ber fuͤr 
das Fuͤrſtenthum Meifenpein bie Zunctiogen bes Gaffationshofes in fich 
vereinigt. 

Oberſtes Gericht iſt eine andere Depntation der Regierung, als 
bie, welche als Deputation für die Juſtiz gefpeochen hatte 3%). Die 
Angabe bei Kratzſch, tabellarifche Ueberſicht des Zufklzorgantsmus ber 
ſaͤmmtlichen teutfchen Bundesflanten (Leipzig 1836), ©. 62:. oberfler 
Gerichtshof für Heſſen⸗Homburg fei das großherz. heff. Oberappellationes 
gericht zu Darmſtadt, iſt uneichtig, gleich der weiteren Angabe, ale 
beftehe eine Suftizcanzlei zu Meifenheim für die Herrfchaft Deifenheim. 
Heffen » Homburg hat nur ein Obergericht, bie Regierung In ‚Dombutg, 


Sodheitsrechte (regalia im weiteren Sinne) oder Souveraͤnetaͤts⸗ 
rechte, find im allgemeinen jene Befugniſſe, deren Ausübung in einem 
Staate bem Inhaber dee Staatsgewalt verfaffungsmäßig hinfichtlich der 
Regierung und Verwaltung des Staates zußehe Ob fie dere Staatd- 
berrfcher nad ber Verfaſſung perſoͤnlich oder durch befondere Drgane 
( Staatsbeamte) auszuüben hat, ift für den Begriff gleichgiltig. — Die 
Hoheitsrechte in ihre Totalitaͤt aufgefaßt, find mit ber Staatsgemalt 
ſelbſt identiſch, oder umgekehrt, die Staatögewalt erfcheint in dee Hand 
bes Souverine ale ber Inbegriff fämmtlicher Hoheitsrechte. Aus dieſem 
gegenfeitigen Verhältniffe der Staatsgewalt und der Hoheitsrechte ergibt 
ſich von felbft, daß die einzelnen Doheitörechte ihrem Weſen nach nichts 
anderes, fein koͤnnen, al6 nur Aeußerungen ber Staatsgewalt, als de® 
feinem Begriffe nad) einen, hoͤchſten und untheilbaren Herrſcherrechtes, theilß 
in verfchiedenen Weifen (Formen), theils in verfchiedenen Beziehungen 
(Objecten), tie diefe durch bie Mannigfaltigkeit der Erſcheinungen bes 
Volks- und Staatslebens natürlich und nothwendig bedinut find. Se 
wie der Begriff der Staatsgewalt In ſich in der Idee des Staates wur⸗ 
zeit, und durch diefe fein Inhalt im mwefentlichen beftimmt wird, in ber 
hiftorifchen Erfnung aber die Idee des Staates allenthalben nur pars 
tieularifiet und durdy tellurifche Elemente getragen und modificirt hervors 
treten kann, fo wurzeln auch die einzelnen Hoheitsrechte, welche die Staats⸗ 
gewalt umfaßt, theils unmittelbar in dem VBegeiffe des Staates und des 
Staatsherrſchers, theil6 beruhen fie auf beſonderen, hiftorifchen und eben 
darum an fi) — (im Vergleiche mit der philofophifchen Idee) — zus 


30) Vor der Mebiatiftrung beftand ein formliches Oberappellationsgericht, 
das aus drei, -meiftens außerhalb wohnenden und noch in anderen Aemtern 
—— Rechtsgelehrten, die durch Correſpondenz ſich benahmen, zuſammen⸗ 
geſetzt war. ⸗ 
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fälligen Tteln, d. 5. der Umfang ber Staatsgewalt, feinen Weſen nad 
(philofophiſch) abfolut beflimmbar und beftimm® iſt in ben pofitium 
‘ Staaten (qhiſtoriſch) mannigfacher Erweiterungen fähle. Durch bide 
Erwägung ergibt fich von felbft die oberſte Eintheilung der Dobeitsrehe 
in wefentliche Hoheitsrechte (fogen. regalia essentialia, immanents 
s. maiora) und in außerweſentliche ober zufällige Hoheitsrech 
(fogen. regalia nen essentialia, accidentalia s. minora),. Die erfio 
ven find alfo folche Befugniſſe des Souveräns, welche ihm ſchon ver 
möge bes Begriffes als Staatsherefcher in Bezug auf den Staat zukom 
men, welche daher auch fchon im Begriffe der Staatsgewalt felbft Liegen, 
und daher nur als logiſche Entwidelungen biefes Begriffes erfcheinen. 
Hieraus ergibt ſich auch zugleih, warum bee Umfang ber Staatsgewalt, 
welchen fie ihrem Weſen nach hat, und wie er ſich als Object der philos 
fophifchen Kenntniß darſtellt, auch in ihrer hiſtoriſchen Erfheinung (in den 
einzelnen Staaten) keiner Beſchraͤnkung fähig ift: denn wo eine foldhe, 
das Mefen der Staatsgewalt — (die weientlichen Hoheitstehte) — wmehe 
oder minder an practifchee Geltung verhindernde Befdräntung wirtüh 
vorhanden wäre, ba waͤre eben darum eine Staatögewalt in yractifcher 
Geltung überhaupt nicht vorhanden, unb ein focialer Bufland, in welchem 
„eine folchergeftalt in ihrem Wefen befchräntte, d. h. unvollftänbige Staates 
gemalt — (was eine contradictio in adiecto iſt) — wirklich vorhanden 
wäre, wuͤrde eben dayymygnicht auf die Bezeichnung als Staat Anſpruch 
machen koͤnnen, fo wenig als in biefem Falle die in ihm beſtehende Ge 
walt ale Staatsgewalt bezeichnet werden dürfte — Außerweſent⸗ 
liche Hoheitsrechte find aber im Gegenfage hiervom jene Befugniffe dei 
Staatsherrfchers, welche in einem concreten Staate biftorifche Anerkennung 
als mit ber Staatsgewalt verbundene und alfo der Staatsregierung auk 
fchlieglih im Gegenfage zu ben Unterthanen zuftehende Rechte edanst 
baben, obgleich fie an ſich nicht in dem Begriffe und Weſen ber Statt 
gewalt gegründet find. Der Grund, nus welchem eine ſolche Erweiterung 
des urjprünglichen (philofophifchen) Begriffes der Hoheltsrechte in bem ein 
zelnen Staaten ftattgefunden hat, ift regelmäßig die Ruͤckſicht auf den 
materiellen Nutzen geweſen, welchen gewiffe Rechte der Staatsregimum 
oder dem Staatsherrſcher für die Beſtreitung ihrer Beduͤrfniſſe gewaͤhren, 
und daher erflärt ſich auch die gewöhnliche Wezeichnung der außerweſent 
lichen Hoheitsrechte als nugbare Hoheitsrechte (regalia utilia). Auf 
hat man in der neueren Zeit angefangen, da6 Wort Rali en ſchlech 
bin zue Bezeichnung dieſer nutzbaren Hoheitsrechte zu gebrauchen (Mega 
lien im engeren Sinne). — Der Charakter aller Hoheitörechte beruft 
darin, daß fie Befugniffe der Thaͤtigkeit und Ausübung der Staatk 
gewalt, alfo Befugnifje der Regierung und Verwaltung des Staateb 
find. Sie -fegen baher ihrem Begriffe nach die Gonftitution der Staat 
gemalt in einem Subjecte nothiwendig voraus, und daher gehören auf 
bie verfaffungsrehtlichen Befugniſſe, welche als perfönlidhe Attıis 
bute des jeweiligen Souveräns erfcheinen, und als foldye lediglich Com 
fequenzen der Innehabung der Staatsgewalt in fubjertiver Be 
ziehung find, wie Unfehlbarkeit, Unverantwortlichkeit, Unverleglichkeit 
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und die hoͤchſte aͤußere Würde oder Majeſtaͤt des Staatsherrſchers, nicht 
unter die Kategorie der Hoheitsrechte in der angegebenen Bedeutung, fon: 
dern ſtehen außerhalb berfelben, wenn gleich in. einem vollkommen coordi: 
nirten Verhältniffe. Vielleicht würde man nicht unzwedmäßig zum Aug: 
drucke des Gegenfaged und Unterfchledes ber in der Staatsgewalt an ſich 
liegenden Rechte (dev Hoheitsrechte) und der durch ihre Innehabung für 
den jeweiligen Staatsherrfcher begründeten perfönlichen Attribute, dieſe 
legteren als Kronrechte ober vorzugsweife ale Majefbätsrechte (iura 
maiestatica) bezeichnen. Diefer Gegenfag von Hoheitsrechten und Maje⸗ 
ftätsrechten, wie er hier datgeſtellt wird, iſt Rein Product einer willkuͤr⸗ 
lichen theoretifchen Unterfcheidung , ſondern er ift mit innerer Nothwen⸗ 
digßeit gegeben: er iſt kein anderer, als ber natürliche Gegenſatz bes 
Subjectiven und Objectiven. Die Majeftätsrechte ober perfönlichen At: 
tribute des Souverdns find immanente Prädicate ſeines Begriffes als 
herrſchenden Subjectes. Sie find mit diefem Begriffe gegeben, und folg⸗ 
lich keine Thaͤtigkeiten des regierenden Subjestes, fondern beffen 
Weſen und Sein. Dean könnte daher ber Theorie vielmehr mit groͤßerem 
Rechte den Vorwurf machen, daß fie bisher meiſtens dieſen Gegenfag der 
Hoheits⸗ und Majeftätsrechte nicht fcharf genug bezeichnet und hervors 
gehoben hat. Die Realität diefes Gegenfages zeigt fih aber am entſchie⸗ 
denften in-ber Praxis felbfl. Die Majeftätsrechte find im ‚öffentlichen 
echte für den Begriff des Souveräns gerade das, was die fogen. Urs 
echte, oder die Idee der Freiheit für den Begriff der Perfon oder’ des 
Mechtsfubjectes im Privatcechte find, d. 5. fie find Ideales (Weſen) und 
als folches fubjective Qualificationen, und folgiih (an ſich) ohne Form. 
Dan Bann daher auch nicht fagen: der Soyverän uͤbt das Recht der 
Unverantwortlichkeit, dee AUnverleglichkeit, ber Majeftät (als hoͤchſten 
äußeren Ehre) u. f. w., fondern er iſt unverantwortlich, er ift unver- 
letzlich, er iſt (oder hat) bie Mojeftde u. ſ. w., mährend bagegen alle 
Hoheitggechte ausgehbt werden, 3. B. die Polizeihoheit, Juſtizhoheit 


u, dgl. Die Majeflätsrechte in dem hier angegebenen Sinne find baher 


bie Borbedingung ber Ausübung der Hoheitsrechte: denn ohne bie 
Vorausfegung eines Subjectes als Souverän, d. h. als bekleidet mit ben 
Mojeftätsrechten, Tann von keiner Ausübung ber Stantsgewalt oder der 
Hoheitsrechte die Rede fein. Eben darum findet aber auch (umgefehrt) 
von Seite des Souveräns eine Berufung ober Bezugnahme auf feine 
Majeſtaͤtsrechte, d. h. auf fich. feibft in feiner Qualität als. Staats: 
herrſcher, als abfoluten Grund feiner Regierungsberechtigung flatt — 
ndmlih eine Berufung auf feine eigene Unverantwortlichkeit, Ins 
appellabilität u. |. w., wenn ein Act der Regierung oder Verwaltung, 
db. h. ein Act der Ausübung ber Regierungsrechte angefochten werben 
will. — Bellimmt ſich alfo hiernach der Charakter ber Hoheitsrechte ins⸗ 
gemein dahin, daß fie Thätigkeiten der Staatsregierung und 
Verwaltung find, fo ergibt ſich ferner mit innerer Nothmendigkeit 
eine weitere zweifache Eintheilung der Hoheitsrechte. Man kann namlich 
die Befugniffe der Staatsgewalt (ihre Thaͤtigkeit) in zweierlei Bezie⸗ 
bungen betrachten: , entweder, mit NRüdficht und Unterfcheidung der 
21* 
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verſchiedenen Gegenſtaͤnde Materien), in Bezug auf welche I 
Staatsgewalt thaͤtig zu fein hat, oder mit Kuͤckſicht und Lnterfcheites 
der Art und Weife, db. 5. der Formen, in welchen fie ihre Thaͤ 
keit äußert. Nach diefen beiden Ruͤckſichten find daher zwei Glaffen # 
- Hoheitsrechten, materielle und formelle Hoheitsrechte, zu unterfie 
den. Fuͤr erftere iſt vorzugsweife die Bezeichnung ale Hohbeiten «& 
auch noch mitunter nad) Alterem Sprachgebrauche Regalien üblich, zu 
wird in Verbindung mit ber Bezeichnung der Gegenftände gebrauch 
worauf fi die Thätigkeit der Staatsgewalt bezieht, 3. B. Juſtizhoheit, 
Molizeihobeit, Privilegienhoheit, oder auch Privilegienregale u. f. wm. — 
Ein Gegenfag und Unterfchied, in ber Bedeutung von Hoheit ımd Be | 
gale tritt jedoch nad) ber Natur der Sache da hervor, wo eine Befugnis 
der Staatsgewalt als eine an fi zufällige und außerueſentliche, d. 9. 
wie fchon oben erwähnt wurde, als blos nugbares Recht, erſcheint. In 
diefem Kalle wirb naͤmlich die Bezeichnung ale Megale nach dem neuem 
Sprachgebrauche vorzugsmeife angewendet, um anzubeuten, daß ein Gegen⸗ 
ſtand, welcher feiner Natur nach dem Privatverkehre angehören würke, m 
einem gewiſſen Staate durch befondere Rechtstitel dem Beſitze und der Berfüs 
gung der Privatperfonen entzogen und aͤusſchließlich als Gegenfland ber 
Stantsberechtigung erflärt ift, wie dieß 3. B. durch die Bezeichnungen: 
Dofteegal, Jagdregal, Bergwerksregal u. dgl. ausgebrüdt wird. G 
twäre daher auch fehr zu wiünfchen, daß zur Vermeidung von Difer 
ftändniffen dieſer Sprachgebrauch allgemein anerkannt und feftgeftelt, und 
das Wort Regal nur noch allein von Staatsberechtigungen der eben be 
fhriebenen Art gebraucht werden möchte. Wo aber in Bezug auf einen 
Gegenftand, welcher feiner Natur nach dem Privatverkehre angehirt, bie 
Befugniß dee Staatögewalt auf jenen Umfang beſchraͤnkt if, weihe 
durch ihren Begriff, und fomit durch die Idee des Staates ſelbſt bermgt 
erſcheint, und daher der Gegenftand felbft — (weicher allenfalis mohl hätt 
als Megale in dem obigen Sinne erklärt werden Sinnen und bagr au 
vielleicht in einem oder bem anderen Staate wirklich erläre if) — m 
Privatverkchre bleibt, fo daß ſich alfo bie Befugniß ber 
hinfichtlich feiner auf die Gefeggebung und Geſetzvollſtreckung mit IA 
geiff dee Beaufſichtigung des Privatverkehres befchränkt, da iſt die Dr 
zeichnung diefer (vergleichsweiſe zur eigentlichen Regalitaͤt befchränttet 
aber Ihrem Begriffe nach wefentlichen) Thaͤtigkeit der Staategena 
als Hoheit im Gegenfage von Regale gebräuchlih, und auch bei 
allgemein angenommen. Auf diefe Weife erklärt ſich fomit der Gegenſch 
von Jagdhoheit, Forſthoheit und Bergwerkshoheit im Gegenſate w⸗ 
Jagd⸗, Forſt⸗ und Bergwerksregal u. A. — Die formellen Hohei 
rechte, d. h. die Arten und Weiſen, wie die Staatsgewalt thaüz ih— 
und beziehungsweiſe fein kann, und fein muß, werden aber im Org 
fage zu den materiellen SHoheitsrechten (den Hoheiten und Regalien) au 
zwedmäßigften und beflen als politifche Gewalten (potestates 
" pouvoirs politiques) bezeichnet, da gerade das Wort Gemalt fan 
Etymologie und allgemein anerfanntem Sinne nach bie äußerlich erken⸗ 
bar hervortretende (alfo formelle) Thaͤtigkeit eines vermoͤgenden, 
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; eines folchen Willens ausdruͤckt, weicher wit ber erforderlichen Macht 
a iſt, ſich Anerkelnung und Geltung zu verfehaffen, tie auch 
ie Gtaatsgewalt ihrem Begriffe zufolge ein ſolcher vermoͤgender oder 
sächtiger Witte il. Der Mangel an fcharfer logiſcher Unterfcheibung 
er materiellen Hoheitsrechte und politifchen Sewalten, fo wie der Mangel 
iner .confequenten Durchführung diefer Unterfcheldung,, wo fie wirklich 
jemacht wurde, war es vornehmlich, wodurch in bie Lehre von den Ho⸗ 
eitsrechten, und namentlich in Die Aufzaͤhlung und Claſſification derſel⸗ 
en eine unggmeine Verwirrung und außerordentliche Werfchiebenheit der 
Infichten gefommen ift. Wirft man einen Bli auf die Dogmengeſchichte 
tefer Lehre, fo wird man bemerden, daß die Altefte wiffenfchaftliche Eine 
heilung und Aufzählung ber Hoheitsrechte, wie fie fich bei Ariſtoteles 
ndet, und nah feinem Mufter bis auf die Zeiten von Montesquien 
ab von biefem felbft hefbehalten worden tft — naͤmlich die Unterfcheis 
ung einer fogen. trias politica — der gefeggebenden, vichterlichen und . 
olfziehenden Gewalt — nur allein auf die formellen Hoheltsrechte Bes 
ug bat, wogegen die materiellen Hoheitsrechte aber in biefem Spiteme 
ar keinen Piag gefunden haben, wie dieſes nach dem vorherrſchend for⸗ 
walen Charakter der Ariſtoteliſchen Philofophie nicht wohl anders fein 
onnte. Die Unzulänglichkeit eines folchen rein formellen Spftemes mußte 
iber im Laufe der Zeit immer fühlbarer werden, je mehr und Eräftiger 
id) die Staatsgewalt, namentlich in der Form der Monarchie und Autos 
Iratie in Europa entwidelte, und je größere Bedeutung der materielle 
Umfang ber Regierungsgemalt (insbefondere in Zeutfchland) dadurd) ers 
angte, daß nach und nad) fehr viele, an fich dem Privatverkehr ange 
„Srige Gegenſtaͤnde als ausſchließliche Berechtigungen der Krone, d. h. 
ür Regalien, erllärt wurden. Darum finden ſich ſchon bei Montesquieu 
nd feinen Rachfolgern, vorzüglid, aber in den Bearbeitungen bes teuts 
hen Staatsrechtes aus ber Zeit der Reichsverbindung, ausführliche Dar⸗ 
telungen über einzelne Arten ber materiellen Hoheitsrechte, jedoch ohne 
charfe Trennung derfelben von den formellen Hoheitsrechten oder politis 
hen Gewalten, und häufig mit denfelben ungeeignet zufammengemorfen 
und vermengt, fo wie man 3. B. nicht verfland, Die Begriffe von Juſtiz⸗ 
boheit und richterlichee Gewalt gehörig zu unterfcheiden und in ihren 
Inneren Grundfägen aufzufaffen und darzuftellen. Das Syſtem der Ho 
heitsrechte läßt fih aber naturgemäß mit voller logifcher Gonfequenz ent- 
wideln, fo wie man bie mefentliche Unterſcheidung von materiellen unb 
formellen Hoheitsrechten ober politifhen Gewalten an die Spige ftellt. 
Hinſichtlich der materiellen Hoheitsrechte ift einleuchtend, daß fo viele 
Hoheitsrechte unterſchieden werden müffen, ale es Gegenftände, d. h. 
Verhaͤltniſſe im Staats⸗ und Volksleben gibt, welche eine politiſche Be⸗ 
deutung haben. In Bezug auf dieſe Verhaͤltniſſe ſelbſt laſſen ſich zwei 
große Claſſen unterſcheiden, nämlich I. Verhaͤltnifſe des inneren Staats⸗ 
ebene, reſp. Verhältniffe zwifchen ber Staatsregierung und ihren Unter 
tbanen, und II. Verhältniffe des Außeren Staatslebens, reſp. Verbält: 
niffe zwifchen ber Staatsregierung und auswärtigen Staaten, Hiernach 
zerfallen die „materiellen Hoheitsrechte naturgemäß in innere und dußere 
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Hoheitsrechte. Beide koͤnnen — (mie nachher noch im Einzelnen gead 
werben mwirb) — ſowohl wefentliche als außerweſentliche Hoheitsrechte ſch 
je nachdem fie durch den Begriff und Zweck des Staates von fell, 
geben* find, oder je nachdem fie nur aus befonderen (hiſtoriſchen) Grün 
der in einem concreten Staate beſtehenden Staatsgewait im Werhätml 
zu ihren Unterthanen ober zu anderen Staaten zulommen. — In Bea 
auf die inneren wefentlihen, d. h. als Confequenzen der Gtaatside 
erfcheinenden Hoheitsrechte ergibt ſich ſodann ebenfalls maturgemdf un 
von felbft eine meitere Unterfcheibung, nämlidy die von ab ſolut weſent 
lichen, und die von relativ mefentlichen Hoheitsrechten, je nachdem bie 
potitifchen Verhältniffe und Zu ſtaͤnde, auf welche fe fich bezichen, 
"in Teinem Staate fehlen Finnen, oder nur hiſtoriſch in einem beſtimmten 
Staate vorlommen, wie 3. B. bie Lehnverbindung, oder in deu chtiſt⸗ 
lichen Staaten bie kirchlichen Verbindungen der Staatsbürger. Die ab⸗ 
folus wefentlihen inneren Höheltsrechte zerfallen ſodann weiter in 
primäre (urfprüngliche) und in fecundäre (abgeleitete), je nachdem Nie 
mit dem Begriffe und Zwecke des Staates ohne Weltered, d.h. uns 
mittelbar, gegeben find, oder nur mittelbar, d. h. burkh Vermit⸗ 
telung bee primären Hoheitsrechte als deren Confequenzen, im der Staatts 
idee. wurzeln, und an ſich als Mittel für die practifche Ausübung der pi 
mären Hoheitsrechte erfcheinen. Nach diefen leitenden Geſichtspunkten er⸗ 
gibt fich folgendes Syſtem der materiellen Soheitsrechte. 

I. Innere Hoheitsrechte. 

A. Abſolut wefentlihe, und zwar 
a) primäre, abfolut wefentliche Hoheitsrechte. 

1) Die Zerritortals oder Landeshoheit, als Inbegüf der 
Befugnifje der Staatsgeralt über das Staatsgebiet. — Co wait 
jemals bezweifelt worden ift, noch bezweifelt werden kann, daß der Ott 
gemalt politifche Befugniſſe uͤber das Staatsgebiet (das Land) zuſichen 
und zuftehen muͤſſen, da diefes die objective Baſis — (der Trägn)— des 
gefammten Staates ift, ohne welche der Staat eben fo menig , wie ehne 
ein Voͤlk oder ohne einen Stentsherrfcher gedacht werden kann, ſo Wi 
man doch bisher regelmäßig unterlaffen, dieſer mwefentlichen und unmb 
behrlichen Berechtigung ber Staatsgemalt In den ſtaatsrechtlichen Spftemm 
einen Platz In der Reihe der Hoheitsrechte anzuweiſen, was um fo met 
Tadel verdient, als ihr naturgemäß der erfte Platz gebührt: denn gende 
in ber Territorialhoheit liegt die corporative Perföglichkeit bes State 
in ber Erfcheinung ausgeprägt, — fie iſt das Recht feiner Sndivibucb 
tät, d. h. der Scheidung von anderen Staaten und der Selbftftändigkeit 
im Verhättniffe zu benfelben. Aus bem oben gerügten Fehler entfprumg 
aber unvermeidlich eine Verwirrung in dem Spfteme bes Staatsreqhtes 
überhaupt, indem fobann die Lehre von dem Staatsgebiete und me 
damit zufammenhängt, ohne logifchen Zuſammenhang an einem anberm 
Orte untergebracht werden mußte. Hierdurch wurde überbieß das richtigt 
Verſtaͤndniß der practifhen Wirkſamkeit der Staatsgewalt im hiſtoriſchen 
Staate und die Einficht in ihren rechtlichen Charakter erſchwert, fo wie 
endlich das Princip ihrer Geltung im conereto, naͤmlich als Ausflug da 
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Innehabung bes Zerritoriums (fogen. Territorialpeinetp) entweder. Aber« 
‚hen oder unrichtig aufgefaßt und In den Hintergrund geſtellt — und 
och war bie Wichtigkeit ber Berechtigungen ber Staatsgewalt über bas 
Eerritorium, wovon die Berechtigungen über das Volk im practifchen 
Stantsleben gleihfam nur die Conſequenzen find, in ber Älteren Zeit, 
and vor dem Auflommen fpeculativer Syſteme, bei der teutichen Nation 
u fehr, allgemein anerfannt, und fo fehr in das Volksleben und in die 
Volksanſchauung eingebrungen, daB bie Staatsregierung in ben einzelnen 
teutfchen Staaten felbft als Landeshoheit, der Staatsherrfcher ale 
Bandesherr und die Staatsregierung ale Landesregierung bezeiche 
net wurde, wie dieß fogar noch heutzutage üblich if. Schon dere Sach⸗ 
fenfpieget Ill. 64. $. 6. ſtellte — mit vollfommen practifcher Auf: 
'afjung der Regierung als eines Ausfluffes bes Zerritorlalbefigcechtese — 
welches aber als ein politiſches Recht nicht mit einem privatrechtlichen 
Bigenthumsbefigrechte zu verwechfeln ift) — den Grundſatz auf: der König 
kann den Bann (die Regierungsgewalt, iurisdictio) dem nicht weigern, 
dem das®Gericht gelegen ift, d. h. der Landeshere iſt. Es möchte daher 
kaum als zweifelhaft erfcheinen, daß ‚gerade die Uebertragung bes Begriffes 
ber Landeshoheit auf die Staatsgewalt felbft — (von weicher fie eigentlich 
nur ein Theil, oder das erfte unterfcheidbare Recht iſt) — fo wie bie 
zue Beit des teutichen Reicheftantes mit dem Ausdrucke Landeshoheit in 
einem befonderen Sinne (an ſich willkuͤrlich) verbundene Bedeutung einer, 
der kaiſerlichen und Reichsſtaatsgewalt untergeordneten Regierungsgewalt 
die Wirkung gehabt haben, dag man die natärlihe und grammatikaliſche 
Bedeutung bed Wortes Landeshoheit oder Zerritorialhoheit bei Seite-fegte: 
aber indem man diefer Beinen anderm Ausbeud fubflitwirte, wurde eben 
hierdurch, eine wefentliche Lüde im Spfteme veranlaft. Da in Folge der 
Auflöfung des teutfchen Reiches bie zur Zeit des Reichsſtaates vorherr⸗ 
ſchend gebräuchliche Bedeutung von Landeshoheit als ſubordinirter 
Staa tsgewalt völlig unpractiſch geworden iſt, fo ſteht von keiner Seite 
fernerhin dem Gebrauche dieſes Wortes in ſeinem eigentlichen und gram⸗ 
matikaliſchen Sinne mehr ein Bedenken entgegen. 

2) As das zweite abſolut weſentliche primäre Hoheitsrecht erſcheint 
die Juſtizhoheit, auch Im allgemeinen mitunter als Gerichtsbarkeit, 
iurisdictio, bezeichnet, obgleich lezterer Ausdruck, wenigftens in’ der neueren 
Zeit, au in einem engeren Sinne genommen wird, und fobann nur 
die Befugnig zue Handhabung der eigentlihen Rechtspflege begreift 
— (wie z. B. wenn man von ber Gerichtsbarkeit eines Gerichtshofes, 
eines Patrimonialheren v. f. m. ſpricht) — gljo nur einen Theil von 
dem, was bie Juſtizhoheit im fich fußt. Die Imtizhoheit in ihrem vollen 
Umfange ſtellt fich aber dar als der Inbegriff der Hoheitsrechte bes Staa» 
tes hinfichtlich der Gründung, Erhaltung und Handhabung eines gemeinen 
(normalmäfigen) Rechtszuſtandes (des ius commune). Die Juſtizhoheit 
wurzelt in der einen, an fihnegativen, Seite des Staatszweckes, 
d. h. in dem Beduͤrfniſſe der Geltung des Mechtes und iſt zugleich die 
peactifche Realificung dieſes Theiles des Staatszweckes. Die Juſtizhoheit 
ſelbſt zerfaͤlt nach der Natur ihres Gegenftandes in zwei Hauptabthei⸗ 
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lungen, bie Civiljuſtizhoheit und in die Criminaljuſtizhoheit, 
unter welche letztere auch Die ſogen. Strafpolizeihohe it ins Epfkem 
als eine Unterart zu ſtellen tft, indem bie fogen. Strafpolizei nur infoho 
bens Begeiffe nach von der Criminaljufliz unterfchieden werben Saum, 4 
im pofitiven Staate befondess in der neueren Zeit bie WBeftrafung w 
Vergehen und Gefegübertietumgn der geringften Arten (wohin ein gro 
Theil der Uebertretungen von polizeilichen Beſtimmungen gehoͤrt), Haufs 
an andere Behörden ats die Griminaljuftizbehärden gewieſen, vefp. da 


. Polizetbehörden felbft uͤberlaſſen iſt, und mit der Berurtheilung auch mict 


jme nachthelligen Rechtsfolgen verbunden find, welche gewöhnlich mit der 
Verurtheilung in Steaffalhen verbunden zu fen pflegen. 

9) Das dritte abſolut mefentliche primaͤre Hoheitsrecht HE die 
Poltzeihoheit, als die Befugniß der Strafgewalt, fcheffend, befot⸗ 
dernd und uͤberwachend In allen‘ Verhältniffen des DVolketstens zu wirken. 
Sie wurzelt in der zweiten, d. h. im der pofttiven Seite des Staats⸗ 
zwedes, d. d. in dem Beduͤrfniſſe einer gegenfeitigen Unters 
ftägung, beten Reolifieung fie zu bewirken. hat. Sie yetät Wenſols 
wieder in zwei Hauptartn. Die erfte iſt die Sicherheits⸗ oder 
Rechtspolizeihoheit, inſofern fie bie Weauffichtigung des Rechtsm⸗ 
ſtandes, die Entdeckung feiner Mängel und deren Quelien, die Befoͤrde⸗ 
ung der Mechtöpflege, die Sicherung ihres Erfolges und ihrer Thaͤuigkeit 
und die Verhütung kuͤnftiger Rechtöverlesungen ober Rechts ſträtigkeiten 
zur Folge hat, daher auch die fogen. freiwillige Gerichtsbarkeit ats Unter 
art hierher zu zählen if. — Die zweite Hauptast bee Polizeihoheit | 
die Culturpolizeihoheit, welche die Beförderung der materiellen, 
intelfectuellen ımb moralifchen Sntwidelung zum Gegenftande bat. Dis 
Gebiet der Culturpolizet läßt ſich durch Feine Aufzählung erſchoͤpfen, de 
auch die Bedürfniffe, welche in dem Volksleben hervortreten, mb die 
Hinderniffe, welche eine Befeitigung von Staats wegen nothwendig man, 
nicht erfchöpfend, noch ein für allemal für alle Beiten aufgezählt or 
vorhergefehen werden können, Es kann daher auch nicht befremden man 
bie Eulturpolizeihoheit nach den verfchiedenen Sphären, in woeldm ib 
Tpätigkeit in Anfpruch genommen wird, auch in viele und manmigiclüge 
Unterarten zerfällt, welche mitunter als eigene felbftftändige Dohpitsrehtt 
aufgeführt werden, und deren Zahl nie als gefchlofien betrachtet werd 
kann, da fortwährend das Leben in feiner Entwickelung der Staateganit 
neue Kreiſe für ihre Wirkfamkeit zu. eröffnen vermag. Hierher gehirm 
z. B. die fogen. Erziehungs s. und Unterrichtöhohelt, bie Forſt⸗, Jagd, 
Berghaus, Waffers, Bricken⸗, Deichs und Straßenbauhoheit, die Je 
duffrieconceffionshoheit und die Muͤnzhoheit u. f. w. 

4) Das vierte abfolut wefentliche primäre Hoheitsrecht iſt DM 
Privilegienhoheit, als die Wefugniß der Staansgewalt, Ausnahmen 


‚ von bem. gemeinen und firengen Rechte ſowohl für einzelne Fälle, Per 


fonen. und Sachen, als auch für ganze Claſſen berfelben eintreten u 
Loffen. Diefes Hoheitsrecht gründet ſich darin, dag im Staate eben fowehl 
das ius aequam — die Billigkeit und die Sitte — ale das ins strictum 
Anfprudy auf practifche Geltung hat, und daher erfcheint die Ertheilung 
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ın Privileglen in einem wohlgeordneten Staate fufofern motivirt, als 
e fich ſelbſt als ein Act der Gerechtigkeit darſtellt, naͤmlich als die Aus⸗ 
eichung des Mechtes und der Billigkeit. Unterarten biefe® Hoheitstech⸗ 
8. find das Recht der Begnabigung in Griminalfachen, das Recht ber 
zelohnung und Außzeihnung duch Verleihung von Titeln, Wuͤrden, 
hrenzeichen und anderen Prämien, das Recht der Dispenfation von ‚der 
;eobachtung prohibitiver Civil⸗ ober politifcher Geſeze, das Recht der 
ertheilung von Handels und Gewerbsmonopelien n. dgl., fo wie das 
Recht der Verleihung corporativer Befugniffe (jura universitatis) höherer 
md.nieberer Urt. — Mit diefen vier Hoheitsrechten Hr ber Kreis der 
en wefentlichen primären Befugniſſe bee Stantsgewalt völlig abges 


o 
b) Die fecundbären, abſolut wefentlichen Hoheltd« 
rechte find: | i 

1) Die Finanzhoheit oder Fiscalhoheit, als die Befugniß 

es Staates zur Erwerbung, Erhaltung ynd Verwendung eines öffent: 
hen Vermögens als Mittel für die Zwecke des Staates," und daher 
uch für die Ausübung.ber primaͤren Soheitsrechte, wovon das Mecht der 
Zefteuerung (ius collectandi) und die fogen. Machtvollkommen⸗ 
‚eit (plenitudo potestatis im moberneren Sinne, auch ius eminens 
der Mothrecht) des Staates, ſo wie auch das Recht der" Vertretung ber 
Stantsinterefien in Mechteftveittgkeiten und Klagfacher vor ben Civil⸗ und 
Sriminafgerichten — Fiscalhoheit im engeren Sinne) — bie Unter 

sten find. — Hiecher gehfohͤt ne 

. 2) bie Landesdienſthoh eit als die Befugniß der Staatsgewalt, 
on den Unterthanem: hie: Leiſtung ber nothwendigen perfoͤnlichen Dienſte 
sach dem Bedürfniffe des Staates zu fordern, und das Maß und dem 
Irganismus des Dienftes, fo wie die perfönlichen Berechtigungen und Emos 
umente ber Öffentlichen Diener zu beflimmen, fo wie auch das Emm . 
nungsrecht zu den Dienſtſtellen, wo folche wegen der damit verbundenen 
Bostheile oder Auszeichnungen Gegenſtand der ‚Bewerbung ber Privaten 
‚erworben find, fo tote ſodann umgekehrt das Recht der Entlafjung und 
Entfesung dee Staatsdiener vom Dienſte nach ben hierfuͤr erlaffenen gefeg> 
ihen Beſtimmungen. Unterarten diefes Hoheitsrechtes find bie fogen. 
jemeine Landesdienfiboheit, die Mititärhoheit und bie 
Memterhobeit. J | 
B. Relativ wefentliche Hoeheitsrechte, d. h. folche, welche ber 
Staategewalt zwar nur unter der Vorausfegung gewiſſer hiſtoriſcher Vers 
haͤltniſſe, aber fodann mit innerer Nothwendigkeit zuftehen, find in den 
teutfchen Staaten die Lehrhoheit und die Kirchenhoheit. Hierzu 
kommt noch in allen Monarchien mit repräfentativer Verfaſſung die nad) 
dem Muſter der engliſchen Berfaffung fogen. koͤnigliche (fuͤrſtliche) 
Praͤrogative (pouxoir royal, oder pouvoir moderateur), d. h. der 
Inbegriff der Hoheitsrechte, welche dem Staatsherrſcher uͤber den Repraͤ⸗ 
ſentantenkoͤrper ſelbſt zuſtehen, und deren Nothwendigkeit fih ſchon dar⸗ 
aus ergibt, daß die Repraͤſentation in der Monarchie, wie hoch ſie auch 
immer geſtellt ſein mag, doch keine ſo uveraͤne Corporation ift, fons 
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dern eben ſo, wie das Wolk, deſſen verfaſſungsmaͤßiges Organ ſie iſt, 
fortwaͤhrend der Staatsgewalt des Monarchen ſelbſt unterworfen bleibt. 
Unterarten der koͤniglichen (fuͤrſtlichen) Praͤrogative ſind das Recht der 
Initiative, der Sanction und bes Veto, das Recht, den Repraͤſentanten⸗ 
koͤrper aufzuloͤſen, oder ſeine Verſammlungen zu vertagen, und wo die 
Repraͤſentation nach dem Zweikammerſyſteme organiſirt iſt, auch das Recht, 
neue Pairs zu ernennen. — Den Schluß des Syſtemes der inneren 
Hoheitsrechte bilden ſodann 

C. die außerweſentlichen, ober nugbaren Hoheitsrechte, 
ober insbeſondere ſogen. Regalien, wie das Poſtregale, Bergwerksregale, 
Jagdregale u. ſ. w., inſofern ein hiſtoriſcher Titel für bie Staatsberechti⸗ 
gung vorliegig das eine oder das andere nutzbare Recht mit Ausfchlaß Der 
Untertbanen zu Gunſten der Staates oder landesherrlichen Caffen allein 
auszuüben, daher es auch in dem Spfteme einer fpediellen Aufzählung 
diefee nugbaren Regalien nicht bedarf, und diefe an fich, der Natur ber 
Sache nad, auch nicht andere, als mit particularrechtücher Bebentung 
gemacht werben kann. 

III. Weniger zahlreich als die Inneren Hoheissrechte find die aͤußeren 
Hoheitsrechte, fo wie auch die Verhaͤltniſſe der Staatsgewalt zu aus⸗ 
waͤrtigen Staaten nicht ſo viele Beziehungen darbieten, als ihre inneren 
Verhaͤltniſſe. Doch laſſen ſich auch hier weſentliche und zufaͤllige oder 
außerweſentliche (blos hiſtoriſch bedingte) Hoheitsrechte unterſcheiden. 

A. Die weſentlichen äußeren Hoheitsrechte find: das Recht der 
Sefandtfchaften (ins legationym), das Recht der Bündniffe und Staats⸗ 
verträge (ius foederum), und das Kriegerecht (ius belli et armorum) 
mit feinen Ausflüffen als Recht der bewaffneten Neutralität, der Re 
yreffalien u. ſ. w. 

B. Außermwefentiiche ober zufällige Außere Hoheitsrechte find 
dagegen die fogen. Staatsfervituten (servitutes iuris puhlici), als Bes 
fugniß der Ausübung eines Hoheltsrechtes in“ einem fremden Stoatsgebiete, 
3 B. das Recht einer Militärftraße durch baffelbe, das Recht der Mit⸗ 
befegung einer Seftung u. dgl.; ferner das Recht der Lehnshertlich⸗ 
‚teit, Superiorität, über auswärtige Staaten, — (nicht zu verwedhieln 
mit ber unter ben inneren Hoheitsrechten aufgezählten Lehenſshoheit) — 
wenn nämlich ein Staatsherrfcher aus Hiftorifchen Titeln befugt iſt, bie 
Staatsgewalt in einem anderen Staate als ein Lehen zu verleihen, mie 
3. B. früher die teutfchen Kaifer die Krone von Böhmen, ober wie noch 
jegt die Pforte das Fuͤrſtenthum in Serbien: — eben fo das Recht bei 
Protectorates, infofern ein Staat von einem ober mehreren anberen 
als Schirmherr anerkannt wird. 

Hiermit erfhöpft fi die Zahl der materiellen Hoheitsrechte, umb 
mit ihrer Aufzählung find ſomit die Verhältniffe des Öffentlichen Lebens 
angegeben, auf welche die Staatsgewalt ihrem Begriffe ober ihrem bifto- 
riſchen Titel zufolge einzumirken bat. Nunmehr find die Formen zu 
entwideln, in melden bie Staatsgewalt auf alle diefe Verhaͤltniſſe ein 

wirkt. _ Diefe Iihätigkeitsformen der Staatsgemalt — die formellen 
Hoheitsrechte oder politiſchen Gewalten — werden auch heutzutage 
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in den Meiften noch im der Weiſe der Älteren ſcholaſtiſchen (Ariſtoteli⸗ 
hen) Schule aufgefaßt, und fonady eine gefeggebenbe, richterliche 
nd vollzicehende Gewalt unterfchieben, melden in neuerer Zeit 
Randhe, gleihfam als Ergänzung , noch eine vierte Gewalt, die obers 
uffehende Gewalt, beigeordnet haben. Allein nicht nur diefe Ver⸗ 
nehrung der politifchen Gewalten durch eine vierte, ſondern felbft die 
{tere Unterfcheidung von drei Getwalten als formellen Functionen ber 
Staatsgewalt unterliegt einem mehrfahen Bedenken. Vor allem wird 
ei ruhiger Prüfung das Weberflüffige und Unpractifche der Aufſtellung 
iner vierten (oberauffehenden) Gewalt vor Augen treten. Ihre Unter 
heidung will nämlid aus dem Grunde für nothröindig, oder doch für 
sftematifch gerechtfertigt behauptet werden, weil die Kenntnißnahme der 
tegterung von ben Bebürfniffen und Ereigniffen in den einzelnen Kreifen 
es Staatslebens die Bedingung alles pofitiven Wirkens der Staatsgewalt 
berhaupt’ fei. Indem man ſonach die Staatsgewalt als einen denkenden 
md zum Handeln kraͤftigen Organismus auffafte, fo glaubte man auch 
n ihrer Aeußerung die ganze Stufenfolge von Thaͤtigkeiten unterfcheiden 
u müffen, welche zufolge der Beſchaffenheit des menfchlichen Organis⸗ 
nus der Willensäußerung eines individuellen Subjectes durch die That 
yrangehen, nämlich Beobachten und Wahrnehmen, Erkennen, Urtheilen 
md Schließen. Man überfah aber hierbei, daß die Staatsgewalt, nicht 
An wirkliches Individuelles Subject, fondern eine Idee iſt, welche in 
verfchiedenen (millfürlichen) Formen bald durch ein Subject, bald buch 
mehrere repräfentirt werden ann, und daß fie, um dußerlich (hiſtoriſch) 
zu gelten, folder Organe bedarf, welche an fi) Subjecte find, und daß 
— eben fo, mie bei einem Subjecte feine Vermoͤgen durch bie Zahl, 
Art und Beſchaffenheit feier Organe bedingt find — fo aud von einer 
jewiffen politifchen Gewalt nur infofern mit practifcher Bedeutung bie 
Rebe fein kann, als die Staatsgewalt (In den Subierten ihrer Inne⸗ 
yabung) befondere Organe für eine gewiſſe Thaͤtigkeit hat oder haben kann. 
&s ift aber fo viel unbeſtreitbar, daB die Staatsgewalt nicht anders 
beauffichtigend wirken ann, als entweder durch die Drgane ber 
gefeggebenden ober der volfziehenden Gewalt, und bie Erfahrung ehrt, ' 
daß es in allen Staaten gerade die Organe der vollziehenden Gewalt 
find, weichen, ſchon wegen ihrer fortwährenten täglichen Berührung mit 
den Ereigniffen im öffentlichen Leben, die Sorge übertragen ift, das legs 
tere in allen feinen Verzweigungen, im Ganzen und im @inzelnen zu 
überroahen und durch ihre Erfahrungen eines Theiles die Organe der 
Legislation in den Stand zu fegen, auf eine für das allgemeine Beſte 
erfprießliche Weife ihre Thaͤtigkelt zu Aufn, andererfeits für ſich / ſelbſt, 
d. h. für die Adminiftration, bie Veranlafiung zu ihrem thätigen Ein⸗ 
ſchreiten und zu Ihrer Kraftentwidelung zu entnehmen. Die Organe ber. 
Legistation find dagegen von Haufe aus nur da zur Ausübung einer 
auffehenden Gewalf einigermaßen geeignet, wo bie Verfafjung auf dem 
Syſtcne ber Theilung der Gewalten beruht. Wo aber dieß nicht ber 
Fall ıft, da bleibt der Natur der Sache nach die ganze aufſehende Ges 
walt bei den Organen ber vollziehenden Gewalt, und iſt nichts anderes 
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als ſelbſt em Act der Vollziehung oder ber Abminiſtration. Dieß fl 
auch da der Kalt, wo eine Volksrepraͤſentation ober landſtaͤndiſche Corpe 
ration befteht, wie in dem Leutfchen Bundesflaaten, in weichen kraft bei 
Art. 67 der Wimmer Schiufacte von 1820 das Spftem der Theilung 
‚ ber Gewalten ausgefchloffen iſt, und bie Staatsgewalg ımgetheilt in bet 
Hand des Monarchen niedergelegt ift, und wo alfo das Recht ber Ber 
auffichtigung der Abminiftration felbft, welches der Repraͤſentation ober 
der Landſchaft durch die Verfaſſung zugeftanden, und von ihr in ben 
verfaffungsmäßigen Schranken auszuüben ift, an fid) nicht als eine polls 
tifche Gewalt, d. h. nicht als ein Recht dee Regierung, ſondern im 
Gegentheile als ein darch die Mepräfentation auszuübendes Volksrecht 
erfcheint. Das Unpsactifche der Unterfcheidiing einer oberauffehenden Ges 

walt als einer befonderen, politifchen, d. h. Negierungegewalt, zeigt 

ſich befonder® darin, daß ein Mißbrauch bes Benuffichtigungsrechted des 
Staates nicht anders, als durch die mit der Beauffihtigung beauftragten 
Drgane der Vollziehung möglich ift, weßhalb auch in dem Staaten mit 
vepräfentativer oder :landfchaftlicher Verfaſſung die Rerlamationen der 
Stände wegen eines: ſolchen Mißbrauches, z. B. durch Verletzung des 
Poſtgeheimniſſes u. f. w., auch nur gegen die Organe ber Vollziehung 
gerichtet werden koͤnnen ımb nach dem Zeugniffe der Erfahrung von jeher 
„gerichtet worden find.. Es wird daher hier nicht bas behauptet, daß dem 
Staate Lein Recht der Benuffichtigung zuftehe, fonbern nur das wird in 
Abrede geftellt, daß die Ausübung des Beauffichtigungsrechtes des Stan 
tes als eine eigene, felbftftändige Function dee Staatögewalt, d. h 
als formelles Hoheitsrecht oder als politifche Gewalt zu „betrachten ſei 
oder auch nur mit practifcher Bedeutung behauptet werden koͤnne, und 

nur fo viel wird dagegen behauptet, daß das Recht ber Beaufſichtigung, 
als ſich auf alle Sphärm und Erſcheinungen (Objecte) des Staatiiehrne 
beziehend, vielmehr ale ein materielles Hoheitsrecht, nämlich als ein 
Theil der Polizeihoh eit aufzufaſſen, und als folder ſelbſt Object 
der formalen Thaͤtigkeit der Staatsgewalt, naͤmlich Object der Geſetz⸗ 
gebung und der Vollziehung if, indem in einem mohlgeorbneten 
Staate auch die Beauffihtioung nur in gefeglich beftiminter Weile 
durch die Organe der Vollziehung gefchehen darf. Diejenigen, welche eine 
oberauffehende Gewalt als formales Hoheitsrecht oder‘ politifche Gewolt 
annehmen und vertheidigen wollen, find dadurch in die Verlegenheit ge 
tommen, Unterfchiede derfelben von der Polizeihohelt auffuchen zu muͤſſen, 
weicher Verfuch, ale der Natur bee Sache zuwider, und folglich als ein 
unlogifches und In fich felbft widerſprechendes Beginnen — allen Aufs 
wandes von Scharffinn, der mifinter hieran verſchwendet wurde, ungeach⸗ 
tet — nothwendig mißlingen mußte. — Nachdem hiernach die Unter 
ſcheidung der fogen. oberauffehenden Gewalt ala einer befonderen politiſchen 
Gewalt als ungegründet zuruͤckgewieſen worden ift, fo iſt nunmehr bie 
bisherige Annahme einer fogen. rihterlichen Gewalt ber Prüfung zu 
unterwerfen. Es bat zwar ſchon früher nicht an Politikern gefehlt, welche 
. die Aufftellung bee vichterlichen Gewalt als einer befonberen politiichen 
Gewalt befteitten haben, und diefelbe nur als eine Unterart der vollzier 






Hoheitorechte. | 333 


Henden Gewalt erklärten. Fuͤr biefe Anficht laͤßt fich auch mit einigem 
Stunde das anführen, daß die Subfumtion eines gegebenen Falles unter 
Das Geſetz, d. h. das Urtheilen, felbft ſchon — als Geſetzanwendung 
— ein Art ber Vollziehung, reſp. der Anfang bderfelben fd. Foch ifl 
mit biefer Auffaffung keineswegs das Verhaͤltniß bee fogen. richterlichen 
Gewalt vollſtaͤndig erfhöpft. Es muß vielmehr hier vorerft die Erinnerung 
gemacht werben, daß die Unterſcheidung einer richterlichen ‚oder urtheilenden 
Gewalt Beine in Bezug auf fammtliche Hoheitsrechte durchgreifende Unterfcheis 
dung iſt, fondern daß diefelbe ihrer Idee und fogae dem gemeinen Sprach 
gebrauche nad) nur, in Bezug auf die Ausübung der Juſtizhoheit gemacht 
wird. Man tanın geradezu den Satz aufftellen, daß ohne ein fortwah: 
rendes Subfumiren ber einzelnen Fälle unter das Geſetz gar Feine Ads 
miniftration im Staate moͤglich iſt: fo ſubſumirt 3. B. auch der Mauth⸗ 
beamte, wenn er von einer Sache ben Zoll fordert, oder ein Polizeibeamter, 
wenn er einen Verbrecher auf frifcher That betritt und verhaftet, ben 
Fall unter das Gefes; aber es wird Niemandem beifallen, ein ſolches 
Subfumiren im practifhen Staatsleben ein Richten, oder bie Verfü: 
gung eines Abminiftrativbeamten, daß biefe ober jene projectirte Verſamm⸗ 
fung nicht ftattfinden dürfe u. dgl., ein Urtheil zu nennen, ober bier 
nur an die Möglichkeit einer Rechtskraft zu denken. Im Gegensheile 
koͤnnen alle ſolche Subfumtionen der Adminiftrativbehörden noch Gegen⸗ 
ftände von Rechtsſtreitigkelten werden, infofern eine Perſon eine Weber: 
fchreitung bes Amtsgewalt, ober Verletzung in Ihren erworbenen Rechten 
behauptet, und dann erfl, wenn bie von den Adminiſtrativbehoͤrden vor⸗ 
genommene Subfumtion duch, folche Beſtreitung eine Juſtizſache gewor⸗ 
den ift, kann von einem Urtheilen und Richten in bem eigentlichen ud 
gemeinen Wortverfiande bie Mede fein. Die Darſtellung ber fogen. 
richterlichen Gewalt (im allgemeinen) als einer bloßen Unterart dee voll⸗ 
ziehbenden Gewalt gibt daher Feine befriebigende Erklärung und Blase, 
fruchtbringende Einfiht in ihre Weſen; fie iſt ‚vielmehr nur eine leere und 
wenigſtens practifch_ bedeutungstofe fuftematifche Spielerei. Sol alfo bie 
richterlihe Gewalt = fo wie e8 gewöhnlich und befonders in ber Älteren 
Schule geſchah, doch als eine befondgre Thaͤtigkeit ober Function ber 
Staatögewalt, etwa mit der Beſchraͤnkung aufgefaßt werden, daß fie nur 
- bei Juſtizſachen ftattfinde, dort aber die Handhabung des Gefepes in 
concreto vermittle und vorbereite? ‚Auch biefes möchte fich nicht unbebingt 
als richtig behaupten laffenz vielmehr möchten hier zwei Verhaͤltniſſe, 
meldye auf der Verfchiedenheit der Staatsformen beruhen, genau zu trens 
nen fein. Das Verftändnig werden nachftchende Betrachtungen vermit- 
tein. Dee Ratur der Suche nach kann nur jene Thätigfeit eine politifche 
Gewalt genannt werden, welche das Subject ber Staatsgewalt, ber 
Souverdn, entweder unmittelbar und in eigener Perſon, oder doch buch 
foihe Organe ausübt, welche von ihm in jeder Beziehung abhängig find, 
und Weifungen anzunehmen haben. Hiernach ift aber nım möglich, in 
einem ſolchen Staate von einer richterlichen Gewalt als einemg Rechte 
ber Krone zu fprechen, wo dem Souveraͤn unvermwehrt ift, das Urtheil in 
Suftisfachen felbft zu fprechen, oder den Gerichten vorzufchreiben, wie fle 
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erkennen ſollen und nach feinem Ermeſſen die Urtheile der Berichte um 
zuſtoßen und abzuaͤndern. Dieß iſt z. B. der Fall in der reinen auie 
kratiſchen Monarchie, wie fie von ben roͤmiſchen Imperatoren gehandhak 
wurdn deren Reſcripte und Rechtsentſcheidungen ſich noch im dem he: 
doſiſchen und Juſtinianeiſchen Eoder finden. Hier erſcheint nun allerding 
die richterliche Gewalt als eine beſondere Function der Staatsgewalt uns 
ale eine vorbereitende Thaͤtigkeit für die eigentliche Vollziehumg. Be 
aber die Krone bie richterliche Gewalt in dem eben angegebenen Sinn: 
und Umfange hat, da iſt für das Volk alle Sicherheit des Mechtes auf: 
gehoben und zerflört, und fomit liegt gerabe ber Charakter ber eigerztlichen, 
bei allen civilifieten Voͤlkern verhaßten Despotie im Gegenfage einer ver 
nünftigen autofratifhen Monarchie hauptſaͤchlich und charakteriflifch barin, 
daß in erfterer der Krone bie richterliche Gewalt in ber Bedeutung von 
Befugniße ber unmittelbaren Rechtſprechung zufleht, und ber Richterſtand 
auch hinſichtlich des materiellen Inhaltes feiner Urtheile von den In⸗ 
firuetionen der Krone abhängig if. Ganz anders ſtellt ſich aber bie 
Sache da, wo in einem Staate zufolge feiner Verfaffung dem Spouve- 
sän eine ſolche Befugniß des felbfleigenen Rechtfprechens und des Eins 
greifens in die Mechtspflege ber Gerichte nicht zufteht, fondern ein ſolches 
Verfahren ale Cabinetsjuftiz bezeichnet und für unflatthaft erfannt ift — 
wo alfo das Recht entweder von einer aus dem Volke felbft und unmits 
telbar hervorgehenben Corporation, wie 3. B. bie Jury, oder doch von 
ſolchen Behörden gefprochen wird, welche der Souverdn zwar anordntt, 
ernennt und fortwährend disciplinariſch beauffichtige, welchen er jedoch 
nicht im einzelnen Falle vorfchreiben kann, wie fie entſcheiden follen, und 
deren Ausſpruͤche — (ben unter andere Grundfäge zu flellenden Fall der 
Begnadigung abgerechnet) — von dem Souveräne felbft nicht willkuͤrlich 
abgeändert werben duͤrfen. In Staaten diefer Art, in welchen demnad 
das Urtheilen und Richten keine Function (Thätigkeit) des Souverdns 
ober abhängiger, d. h. an feine Sinftructionen im einzelnen Sale ge 
bundener Behörden ift, kann man auch nicht von der richterlichen Gewalt 
der Krone fprechen — (eben weil fie diefelbe in Wahrheit nicht hat) — 
fondern in den Staaten, in welchen die Cabinetsjuftlz verfaffungstidrig 
und unftatthaft ift, fie mögen nun im übrigen autofratifche oder conſti⸗ 
tutionelle Monarchien fein, da ift die Befugniß der Krone in Juſtizſachen 
auf die Anordnung und Belegung unabhängig fprechender Gerichte und 
auf die Publication und Vollſtreckung ber von dieſen unabhängig ges 
ſprochenen Urtheile beſchraͤnkt. Hier hat alfo die Krone nur Gerichtes 
barkeit oder: Juſtizhoheit in dem oben angegebenen Sinne, d. &. fie hat 
nur das Recht der Juſtizgeſetzgebung und der Vollziehung in Juſtizſachen 
— fie hat aber damit auch zugleich Altes, was fie als politifche 
Yutorität vernünftiger Weife in Bezug auf die Rechtöpflege anfprechen 
kann, wem fie nicht felbft und unmittelbar in Despotie ausarten und 
übergehen fol. Der Name thut hier nichts zur Sache; an dem bier 
angegehenen Umfange und dem Weſen der Berechtigung, welche ber 
Staatsgewalt in jenen Staaten zulommt, und allein zulommen Eann, 
wo bie fogen. Cabinetsjuſtiz verbannt iſt, wird daher auch nichts geän« 
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yert, wenn man hier ben Ausdruck vilhterliche Gewalt — (jedenfalls fehr 
angeeignet) — bennocdy gebrauchen wollte. Es ift aber einmal an ber 
Zeit, Bezeichnungen, welche beftimmten Begriffen angehören, auch nur 
fuͤr diefe zu gebrauchen, und nicht durch fprachunrichtige Uebertragung 
yerfelben auf ganz heterogene Begriffe die Vererbung unklarer und vers 
virrender, und baum fchädlicher, Anfihten zu hefoͤrdern. Wo ber 
Regent verfaffungsmäßig nicht mehr befugt iſt, ſelbſt Recht zu fprechen 
der Gabinersjuftiz zu üben, da erfcheint die Befugniß, Recht zu 
ſprechen (das Richten im eigentlichen Sinne) verfafjungsmäfig als 
etwas von ber Krone Getrenntes, als etwas durch fie felbft Unantaftbares, 
und folglich — (mit logifcher Nothwendigkeit, weil es im Staate nur 
zwei Subjecte geben, Tann, nämlid den Souverän und das Vol) — 
ils ein wahres und eigentliches Volksrecht im Gegenfage ber politis 
hen Gewalten ald Rechte des Staatsherrſchers. Man hat nicht Urfache, 
vegen diefer Hinausweifung der fogen. richterlichen Gewalt aus ber Reihe 
ver politifchen Gewalten oder ber Berechtigungen des Staatsherrſchers und 
vegen ihrer Erklärung als Volksrecht, der Beſorgniß Raum zu geben, 
8 wäre hiermit der Staatsgewalt im Geringften ein Recht entzogen, 
pelches fie bedürfte, ober welches ihr auch nur zukommen koͤnnte, fo wie 
ie Staatsform über die Despotie heraufgebilder ift, und man wird um 
ſo mehr Grund finden ſich dieſer leeren Beſorgniß zu entfchlagen, wenn 
man bedenkt, baß die richterliche Gewalt, wo man fie ber Krone beilegt, 
nichts anderes als ein Recht der Cabinetsjuftiz und mit biefer Identifch 
ft, alfo au) da, togwie ber Krone abgefprochen wird, nur ihre Befug⸗ 
niß zue Austjbung Cabinetsjuſtiz in Abrede geſtellt wird — ſo wie 
zwmf der anderen Seite die Erklärung der richterlichen Gewalt als Volks⸗ 
sccht nichts Anderes, als nur eine andere (gleichbebeutenbe) Bezeichnung 
ür bie in jeder wohlgeordneten, ſowohl autofratifchen als conftitutionellen 
Monarchie als Grundfag ‚anerkannte Unabhängigkeit ber Rechtspflege ift. 
Beit entfernt, an Kraft und Autorität einzubüßen, wenn die richterliche 
Sewale, d. h. das unmittelbare Rechtfprehen, oder die Kabinetsjuftiz, 
ls ein an ſich nicht in dem Begriffe der Souveränetät enthaltenes Recht 
on der Krone aufgegeben und als Volksrecht anertannt wird, gewinnt 
ie Staatsgewalt dadurch, daß bie Kechtfprechung unabhängig geftellten 
Berichten zugewiefen wird, den unfchägbaren Vortheil, die Koyalität aller - 
dminiflrativen Acte, wenn diefe von den Intereſſenten beftritten wird, 
einem unparteilfchen Urtheile untertverfen zu tönnen, und darum wird 
mit Recht in der Unabhängigkeit der Mechtöpflege, d. b. in der Be⸗ 
ſchraͤnkung der Staatsgewalt auf Gerichtsbarkeit oder Juſtizhoheit in ber 
ben angegebenen Bedeutung eine ber wichtigften Garantien für bie 
Sicherheit bes Thrones erkannt, indem hierdurch allein den Unterthanen 
ver im Begriffe des Staates liegende Rechtsſchutz gewährt und fomit die 
gefährlichfle Veranlaſſung einer möglichen Unzufriedenheit mit der Regies 
rung befeitigt wird. Am wenigſten Bedenken kann aber Die Hinaus⸗ 
Meifung ber Rechtſprechung aus ber Reihe der polltifchen Gewalten und - 
ihre Erklaͤrung als Volksrecht im Syſteme des teutfchen Staatsrechtes 
haben, da bei der teutfchen Nation zu keiner Beit Cabinetsjufliz und 
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erkennen follen und nad) feinem Ermeſſen bie Urtheile der Berichte m 
zuftoßen und abzuändern. Dieß ift 3. B. der Hall in-ber reinen aut 
kratiſchen Monarchie, wie fie von ben römifchen Impcratoren gehandhah 
edge deren Refcripte und Mechtsentfcheidungen fi noch in bem The 
—* und Juſtinianeiſchen Coder finden. Hier erſcheint num allerding 
die richterliche Gewalt als eine beſondere Function ber Staatsgewalt um 
als eine vorbereitende Thaͤtigkeit für bie eigentliche Vollziehung. Pe 
aber die Krone die richterliche Gewalt in- ben eben angegebenen Sinn 
und Umfange hat, da iſt für das Volk alle Sicherheit des Mechtes auf: 
gehoben und zerftört, und fomit liegt gerade ber Charakter ber eigentlichen, 
bei allen civilifieten Völkern verhaßten Despotie Im Gegenfage einer ver 
nünftigen autofratifchen Monarchie hauptſaͤchlich und charakteriſtiſch darin, 
daß in erflerer der Krone die richterliche Gemalt in ber Bedeutung von 
Befugnißeder unmittelbaren Rechtfprechung zufleht, und der Richterſtand 
auch hinſichtlich des materiellen Inhaltes feiner Urtheile von den In⸗ 
firuetionen der Krone abhängig if.“ Ganz anders fteilt ſich aber die 
Sache da, wo in einem Staate zufolge feiner Verfaffung dem Souve 
tän eine ſolche Befugniß bes felbfteigenen Nechtfprechens und des Ein- 
greifens in die Rechtspflege der Gerichte nicht zufteht, fondern ein ſolches 
Verfahren ale Cabinetsjuftiz bezeichnet und für unftatthaft erfannt ift — 
wo alfo bas Recht entweder von einer aus dem Volke felbft und unmit⸗ 
telbar hervorgehenben Corporation, wie 3. B. bie Jury, ober doch von 
foschen Behörden gefprochen wird, welche der Souverän zwar anocbnkt, 






ernennt und fortwährend disciplinariſch beauffichtigt, welchen er jedech 


nicht im einzelnen Falle vorfchreiben kann, wie fie entfcheiden follen, umd 
deren Ausfprüche — (den unter andere Srundfäge zu flellenden Fall de 
Begnadigung abgerechnet) — von dem Souveräne felbft nicht willkuͤckch 
abgeändert werben dürfen. In Staaten biefer Art, in welchen demnach 
das Urtheilen und Richten Leine Function (Xhätigkeit) des Souveräns 
oder abhängiger, d. b. an feine Sinftructionen im: einzelnen Falle ge 
bundener Behörden ift, kann man auch nicht von der richterlichen Gewalt 
bee Krone fprehen — (eben weil fie diefelbe in Wahrheit nicht hat) — 
ſondern in den Staaten, in welchen bie Cabinetsjuſtiz verfaffungswidtig 


und unftatthaft iſt, fie mögen nun im übrigen autofratifche oder confr 


tutionelle Monarchien fein, da ift die Befugniß ber Krone in Juſtizſachen 
auf die Anordnung und Belegung unabhängig fprechender Gerichte und 
auf die Publication und Vollſtreckung ber von biefen unabhängig ge 
fprochenen Urtheile beſchraͤnkt. Hier hat alfo die Krone nur Gerichtk 
barkeit ober: Zuftizhoheit in dem oben angegebenen Sinne, d. &. fie hat 
nur das Recht der Suflizgefeggebung und der Vollziehung in Juſtizſachen 
— fie bat aber damit auch zugleih Alles, was fie als politiſche 
Autorität vernünftiger Weife in Bezug auf die Rechtspflege anfprecen 
Tann, wem fie nicht felbft und unmittelbar in Despotie ausarten und 
übergehen fol. Der Name thut hier nichts zur Sache; an dem hie 
angegehenen Umfange und dem Weſen der Berechtigung, welche ber 
Staatögewalt in jenen Staaten zutommt, und allein zulommen ann, 
wo bie fogen. Cabinetsjuſtiz verbannt iſt, wird baher auch nichts geän: 
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‚ert, wenn man bier ben Ausdruck eilhterliche Gewalt — (jedenfalls fehr 
ingeeignet) — dennoch gebrauchen wollte. Es ift aber einmal an ber 
Zeit, WBezeichnungen, welche beflimmten Begriffen angehören, auch nur 
ar diefe zu gebrauden, unb nicht duch fprachumrichtige Webertragung 
yerfelben auf ganz heterogene Begriffe die Vererbung unklarer und vers 
virrender, und barum fchäblicher, Anfichten zu befördbem. Mo ber 
Regent verfaffungsmäßig nicht mehr befugt iſt, felbft. Recht zu fprechen 


oder Cabinersiuftiz zu üben, da erfcheint bie Befugniß, Recht zu 


(nzechen (das Richten Im eigentlichen Sinne) verfaſſungsmaͤßig als 
etwas von ber Krone Getrenntes, als etwas durch fie ſelbſt Unantaftbares, 
und folglich — (mit logifcher Nothwenbigkeit, weil es im Staate nur 
zwei Subjecte geben, Tann, nämlid den Souveraͤn und das Voll) — 
als ein wahres und eigentliches Volksrecht im Gegenfage ber politis 
ſchen Gemalten als Rechte des Staatsherrſchers. Man hat nicht Urfache, 
wegen biefer Hinauswelfung der fogen. richterlichen Gewalt aus ber Reihe 
der politifchen Gewalten ober ber Berechtigungen des Staatsherrſchers und 
wegen ihrer Erklärung als Volksrecht, der Beſorgniß Raum zu geben, 
als wäre hiermit der Staatsgewalt im Geringften ein Recht entzogen, 
welches fie bedürfte, ober welches ihr auch nur zulommen koͤnnte, fo wie 
die Staatsform über die Despotie heraufgebildet ift, und man wird um. 
fo mehr Grund finden ſich diefer leeren Beforgnig zu entfchlagen, wenn 
man bedenkt, daß die richterliche Gewalt, wo man fie der Krone beilegt, 
nichte anderes als ein Recht ber Cabinetsjuſtiz und mit au identifch 
ift, alfo auch da, wogfie der Krone abgefprochen wird, nur ihre Befug⸗ 
niß zur Ausgoung DER Cabinetsjuftiz; in Abrede geftellt wird — fo wie 
auf der anderen Seite die Erklärung der vichterlichen Gewalt als Volks⸗ 
recht nichtE Anderes, als nur eine andere (gleichbebeutenbe) Bezeichnung 
für bie in jeder wohlgeordneten, ſowohl autofratifchen als conflitutionellen 
Monarchie als Grundfag anerfannte Unabhängigkeit der Rechtspflege: ift. 
Weit entfernt, an Kraft und Autorität einzubüßen, wenn bie richterliche 
Gewalt, d. h. das unmittelbare Rechtfprechen, ober die Cabinetsjuſtiz, 
als ein an ſich nicht in dem Begriffe der Souveränetät enthaltenes Recht 
von der Krone aufgegeben und ale Volksrecht anerkannt wird, gewinnt 
die Staatsgewalt dadurch, daß bie Rechtſprechung unabhängig geftelften 
Gerichten zugewiefen wird, den unſchaͤtzbaren Vortheil, die Loyalität aller 
abminiftrativen Acte, wenn biefe von den Intereſſenten beftritten wird, 
einem unpartetifchen Uetheile unterwerfen zu koͤnnen, und darum wird 
mit Recht in der Unabhängigkeit der Nechtöpflege, d. h. in ber Be⸗ 
ſchraͤnkung der Staatsgewalt auf Gerichtsbarkeit oder Juſtizhoheit in der 
oben angegebenen Bedeutung eine der wichtigften Garantien für bie 
Sicherheit des Thrones erkannt, indem bierdurdy allein ben Unterthanen 
der im Begriffe des Staates liegende Rechtsſchutz gewährt und fomit bie 
gefährlichfte Veranlaſſung einer möglichen Unzufriedenheit mit der Regie⸗ 
rung befeitigt wird. Am tenigften Bedenken Tann aber die Hinaus⸗ 





weifung der Mechtfprechung aus der Reihe der politifchen Gemwalten und - 


ihre Erklaͤrung ale Volksrecht im Syſteme des teutfchen Staatsrechtes 
haben, da bei ber teutfchen Nation zu keiner Zeit Cabinetsjuſtiz; und 
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Despotie fuͤr zulaͤſſig geachtet werden find. Auch zur Zeit ber Reich 
‚verbindung hatte niemal® der Kaifer eine richterliche Gewalt in ba 
grammatifchen Sinne dieſes Wortes, fonderu nur Gerichtsbarkeit (Juſt 
hoheit) als das Recht, Gerichte. anzuordnen und ia benfelben den Vor 
fig zu führen oder durch einem® Stellvertreter, welcher vorzugsweiß 
Richter genannt wurde, führen zu lafien, und bie Urtheife zur vollziehen 
während die Urtheilsfindung felbft Sache der Schöffen, und in der fpk 
teren Zeit ber Beifiger der Reichögerichte war. Diefe Juſtizhoheit dei 
Kaifers wurde im Mittelalter unter der Bezeichnung Gerichtebapı 
begriffen (auch iurisdictio, oder iurisdictio onanimoda genannt), und nız 
biefen Gerichhtsbann, nicht aber eine richterliche Gewalt In dem modernen 
Sime, melde er felhft nicht hatte und nach dem Geiſte des teutſchen 
echtes auch nie haben konnte, verlieh der Kalfer fodann den Fuͤrſten 
und anderen regierenden Herren in Zeutfchland. Ebenſo, mie «d unhiſto⸗ 
riſch ift, einem teutfchen Zürften eine richtexlihe Gewalt beijulegen, fo 
ift auch in dee neueften Zeit dieſer in unſerem uralten Staatahertemmen 
wurzeinde Grundfag, daß das Staatsoberhaupt nicht in die Rechtiprrkiung 
feloft eingreifen oder Cabinetsjuſtiz zu üben befugt fei, bundesrtechtüch 
pofitio ausgeſprochen und practifch gehanthabt worden (vgl. die Wiener 
Schlußacte v. 1820 Art. 29, unb ben Beſchluß der teutfchen Bunde 
verfammlung v. 7. Oct. 1830, die Beſchwerde des Freiherrn v. Siens 
torpff betr). Wenn man denlungeachtet in der neueren Zeit faſt ale 
mein von einer vichterlichen Gewalt der Krone fpricht, fo rührt dieß bakez, 
daß man irtig diefen Ausdruck, toelcher an "og: bie Befugniß bed 
Rechtſprechens bezeichnet, für gleichbedeutend mit Srichtsbarkeit (Gerichts⸗ 
bann im alten Rechte) nahm. Die Veranlaffung zu diefem Jutbume 
lag aber zunädft darin, daß man theils überhaupt ohne gehörige Kritik 
philofophifche (mitunter ſehr willkuͤrlich conſtruirte) Theorien über die 
Staatsgewalten in das pofitive teutfhe Stantsreht hineintrug, thal 
aber überfah man, baß bie politifchen Zheorien, welche ſich bei den def 
[hen Schriftftelern des zömifchen und griechifchen Alterthums finden, 
nur mit Rüdfiht auf die bamaligen Staatsformen, die Despotie m 
die Republik entflanden find, und daher auch nur für dieſe Wahrheit 
und Nichtigkeit in Anſpruch nehmen wollen und innen. Won den 
Weſen einer ſolchen Monarchie aber, wie fie fich bei den germaanifcen 
Voͤlkern von jeher als ein urfprüngliches, nationales und volksthuͤmuches 
Inſtitut findet, und deren Unterfchied von der (ungermanifchen, fowehl 
antiten als modernen) Despotie in ber Anerkennung von Rechten de 
Individuen und des Volkes liegt," welche auch dem Souverän heilig uw 
unantaftbar find, hatte kaum ber eine oder ber andere der claſſiſcha 
Autoren, deren vorzugsweife in republifanifchem Geifte verfaßten Schaf 
ten bei der Miederbelebung der Wiflenfchaften deu modernen Studies 
über die Politik faſt ausfchlieglich zur Grundlage dienten, eine richtig 
Vorftellung Wenn daher auch ein Zacitus eben fo richtig als elegant 
von den germanifhen Völkern aus dem erſten Jahrhunderte n. Chr 
berichten konnte: Nec regibus infinita aut libera potestas (Germ. c. 7.) 
fo lag ihm doch das germaniſche Staatsweſen zu fern, als daß er fiä 
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haͤtte veranlaßt finden koͤnnen, das Syſtem der politiſchen Gewalten in 
dem Geiſte der germaniſchen Monarchie zu erforſchen und die elementare 
Verſchiedenheit defjelben von dem einer antiten Republik oder Despotie 
entfprechenden Syſteme nachzumeifen. So tie aber in der Despotie . 
(vote bereigg erwähnt wurde) wirklich eine richterliche Gewalt als Recht 
des Souveränd vorhanden ift, weil der Souverdn bei diefer Staatsform 
felbft Recht ſpricht und ſich überhaupt in die Mechtfprechung einmifchen 
ann, fo konnte aud) auf der anderen Seite in dem Ariflotelifhen, zus 
naͤchſt auf die republitanifche Verfaſſung berechneten Syſteme fehr wohl 
eine richterliche Gewalt neben der gefeggebenben und vollziehenden Gewalt 
als ein Recht des Souveräns aufgenommen werden, weil ba, wo bas 
Volk zugleich Souverän iſt, die Hoheitsrechte und die Volksrechte noth: 
wendig in einander fließen. Das echt des Volkes in einem jeden 
Staate, unter einer jeden Staatsform, welche nicht Despotie fein will, 
ift aber eine.von den See der vollziehenben: Gewalt und den Or⸗ 
ganen derfelben unabhängige Rechtspflege zu haben: wo das Volk aber 
felbft fouverdn ift, da iſt eben darum biefes fein Recht zugleich Souve⸗ 
ränetätsrecht, und alfo wahrhaft eine politifche Gewalt, wenn gleich aus 
einem ganz anderen Grunde, wie in der Debpotie. In der germanifchen 
Monardjie aber, welche — Labgefehen von ben moberneren Formen als 
landſtaͤndiſche oder conflitutionelle Monarchie, was im Grunde nur fpds 
tere Ausprägungen ihres uranfänglichen Charakters find) — ihrem uran= 
fänglihen Weſen nach einerfeits nie Despotie war, anbererfeitd aber aud) - 
keine Volksfouveränetät zulißt und daher von Haufe aus zwilchen ber 
antifen Despotie und Republik in ber Mitte ſteht, muß eben deßhalb 
die Rechtſprechung aus ber Reihe der politifchen Gewalten ausgeſchieden 
und als reines Volksrecht erfüßt werden, und gerade darin, daß biefes 
practifch möglich und in Zeutfchland auch practifch in allen Zeiten feiner 
Geſchichte gefchehen iſt und noch allgemein ber Grundſatz ber Unabhängig: 
teit der Rechtspflege als das Palladium des teutfchen Volkes heilig gehal⸗ 
ten wird, liegt eben der auszeichnende Charakter der teutfchen Monarchien, 
ihre Vernünftigkeit und ihre Humanität. Diefer Grundfag der Unab⸗ 
bängigkeit der Rechtspflege, d. 5. der Rechtſprechung durch Perfonen, 
welche von den MWeifungen ber vollziehenden Gewalt und ihrer Organe 
binfichtlic, des Inhaltes ihrer Entfcheibungen im einzelnen Falle unab⸗ 
hängig und fomit volksthuͤmlich geſtellt ſind — gleichviel uͤbrigens ob 
Jury oder Juſtizbehoͤrden — oder mas hiermit gleichbedeutend ift, bie 
Anerkennung der Rechtfprechung ale Volksrecht, ift in Teutfchland. bie 
vothwendige Folgerung der hiftorifhen Grundlagen ber gefammten Staatsr 
verfaffung. Die teutfchen Monarchien beruhen nämlich auf der Grund: 
anfhauung, daß das Recht in dem Iebendigen fittlichen Selbfibewußtfein 
des Volkes wurzelt, daß es nur die Entwidelung feines eigenen fittlichen 
Geiſtes ift, und darum erkennt jede germanifche Monarchie im Volle eine 
rechtsbildende Kraft an, eine nie erfterbende, fortwährend ſchaffende volks⸗ 
thuͤmliche Philofophie der ſocialen Zuftände, welche fi in Sitte, Ger 
mwohnheit und Herlommen geltend macht. Die germaniſche Monarchie ift 
ſelbſt auf die Anerkennung der Biltigkeit des volksthuͤmlichen Rechtes 
V. 22 
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ſo wie bie untergeordnete Stellung, welche bie eigentliche 
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gegruͤndet, fie ſelbſt wurzelt in ihm und erkennt fich ſelbſt als hiſtoriſches 
Product deffelben: baher die ungemeine Heiligachtung und bie hertſchende 
Gewalt der Sitte und der Gewohnheit (des Herkommens) in Teutſchland, 
‚galeegebend: 
Gewalt in Teutſchland zu allen Zeiten eingenommen hat, noch ge 
genwärtig einnimmt — eine umtergeorbnete Stellung, welche ſchon einem 
Tacitus auffiel, als er In feiner Germania cap. 19. die Worte fchrieb: 
Plus ibi boni mores valent, quam alibi bonae leges, und in Folge 
deren bie gefeßgebende Gewalt in Teutſchland ſtets nur als eine ver 
beſſernde Nachhilfe bei beforglicher Verwirrung des herkoͤmmlichen echtes 
auftrat, und ſogar in der neneften Zeit fi auf Seite der Regierungen 
fetbft noch eine gewiffe ehrenmwerthe Scheu vor der Anfertigung von Ge⸗ 
fegbüchern Außert, melche ihren Grund in der Beforgniß hat, die natio⸗ 
nalen Grundlagen des hergebrachten Rechtes zu untergraben und feine 
weitere volksthuͤmliche Entwickelung zu flören oder zu vernichten. — 
Weiſt man fomit der Rechtſprechung (dem Richten) in einer Staats⸗ 
form, welche die Extteme der Despotie und ber Republik gleichmäßig ver ' 
meldet, wie dieß in ber germanifchen Monarchie der Fall ift, ihre gebaͤh⸗ 
vende Stelle unter den Volksrechten an, fo ergibt fi, daß im folhen 
Staaten nur zwei formale Herrſcherrechte ober politifche Gewalten vor 
kommen koͤnnen, naͤmlich bie gefeggebende und die vollziehende 
Gewalt. Das Verhälmiß dieſet beiden politiſchen Gewalten zu den mr 
teriellen Hoheitsrechten beftimmt fich aber fobann eonfequent In der Akt, 
daß fie bei allen materiellen Hoheitsrechten Platz greifen, d. h. fie find 
für Staaten, wie die germanifhen Monarchien, bie Formen umb zwar 
die einzigem Sormen, in welchen ein jedes einzelne Hoheitsrecht ausgeuͤbt 
wird und ausgehbt werden Bann. Jedoch ift hier noch folgenbe weſent⸗ 
liche Unterfcheidung zu machen. Fedes materielle innere 
wird — wenn bie Regierung in ber Sphäre deſſelben thaͤtig fein wil 
— regelmäßig in beiden Formen der politifchen Gewalt, d. 6. ſowohl 
durch Geſetzgebung als Vollziehung ausgeübt: fo z. B. alſo übt ber teutr 
ſche Monarch die Juſtizhoheit / Pollzeihoheit, Finanzhoheit u. f. w. dach 
Juſtiz⸗, Polizei- und Flnanzgeſehgebung und durch Vollſtreckung ber 
Juſtizpolizei und Finanzgeſetze u. f. w. — Nur ausnahmsmeife 
findet hinſichtlich der inneren Staatsangelegenheiten die Thaͤtigkeit der 
Regierung nur in einer Form, nämlich in jener der Vollſtreckung, 
d. h. als vollziehende Gewalt, altein ſiatt, naͤmlich da, wo die rechts⸗ 
bildende Kraft im Wolke bereits bie Regel der Entfheldung und ben 
von der Vollziehung einzubaftenden —5 — geſchaffen, und damit bie 
geſebgebende Thaͤtigkeit der Regierung uͤberfluͤfſig oder unſtatthaft gemacht 
hat. Die techt s dildende Kraft Im Volke iſt naͤmlich in jedem Staaie 
hiſtoriſch After als das Geſetz und beſteht als der lebendige St des 
Volkes unzerſtoͤrlich neben jeder Geſetzgebung in thatkraͤftiger — t und 
(haft ſich als Herkommen practiſche Geltung, und zwar ſogar deroga totiſche 
Geltung gegen das Geſetz ſelbſt, wo dieſes nicht in dem Rechtsbewußtſein 
des Volkes lebendige Wurzel geſchlagen hat und von der Sitte getragen 
wird. Was aber in Bezug auf die Innere Staatsregierung nur umter 
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der angegebenen deſonderen Vottusſcſquug ſtuttfindet, daß naͤmlich bie 
Staatsgewalt nur in der Form ber Vollziehung thaͤtig wied, das 
erſcheint in Bezug Auf die aͤuße ren Hoheitorechte der Natur der Sache⸗ 
nach als Regel» Be der Ausuͤbung der aͤußeren Hoheitsrechte fit 
nämlich die Ausuͤbung der Stautsgewalt dutch die Geſetzgebung durch⸗ 
aus hinweg, weil fi biefelben anf das Verhaͤltniß zu auswaͤrtigen 
ebenfalls fonverinen Staaten beziehen, und bier faͤllt alfo nothwendig 
Wiles der vollziehenden Gewalt ausſchließlich anhelm, welche in diefer 
Muͤckſicht · — (als Thaͤtigkelt bir Staatsgewalt im Bereiche der aͤußeren 
Hoheitstechte) — in der neueren Zeit alte Repräfentattiogewurtt tu 
zeichnet zu werben pflegt. Die Unterſcheideng der Faͤlle, in welchen bie 
Stantsgewalt in der zweifachen Korm dee Gefepgebung und der Wollgie: 
bung, oder nur in der emzigen Korm ber Vollziehung thaͤtig werden 
Bann, hat fo lange feheinbar Feine oder doch Beine augenfaͤllige Beben 
tung, als man nur die Thaͤtigkeit ber Staatsgewalt in einer Menarchir 
im Auge Bat, in welcher für ihre Mishbung noch Beine andere Be 
ſchraͤnkung. bes Souveraͤns beſteht, als diefenige,, welche in dem Grnid: 
fage der Unabhängigkeit det Rechtspflege liegt weßhalb man heutzutage 
eine ſolche Monarchie als eine unbeſchraͤnkte zu bezeichnen pflegt. 
Hierin liegt auch wohl der Grund, warum die hier gemachte Unterfchrt: 
dung bei den älteren Politikern ganz überfehen odet doch nie mitt Wer 
Fitnmtheit ausgefprochen wurbe So wie 'ader bie Beſchraͤnkungen des 
Souvetaͤns in ber Monarchie fich vervielfachen, d. d- fo wie ſich bit 
landſtaͤndiſche oder die conftttmtionelle Verfaſſung, oder gar Mne auf dem 
Prindpe dee Theilung der Gewalten beruhende Staatsform entwickelt, 
und bie Zahl der Volksrechte hierdurch fich vermehrt, und fo wie iusbr⸗ 
fondere der landftändifcher Corporation oder ber Repraͤſentation dire 
Mitwirkung bei der Ausuͤbung der gefehgebenben Gewalt eingeraͤumt, 
der Krone aber nur noch bie Auslibung der vollziehenden Gewalt ale 
ausſchließliches, ohne Concurrenz — (wenn gleich Unter eine band 
mehr bald minder maͤchtigen Controle ber Stände und mit Vetantwort⸗ 
tichleit der Organe ber Vollziehung gegen dieſelben) — auszuuüͤbendet 
Recht beiaffen wird, da tritt dee hiet gemachte Unterfchled in der Thaͤtig⸗ 
Leit der Staatsgewalt bezüglich der inmeren und aͤußeren Höheitsrechte in 
feiner ganzen practifchen Bedeutung hervor. Darum bewegt ſich auch 
in den modernen conſtitutioͤnellen Monarchien der Streit der 
Reptaͤſentation und ber an zundchft Und nothwendig um bie Btnge; 
ob eine Befugniß in das Berdich der geſetzgebenden oder dar völfgiehenden 
Gewalt gehöre, Insbefendere went es ſich darum handelt, od bie Megkes 
rung einen pelkdfchern Ave Allein doer nur unter Mtwoirkiing (Concure 
renz) der Reptaͤſentation vorzurehmen befinyt ſei. Es ergibt fi auch 
hieemit zuegleich die unendtich Höhere Bedertung ber voltziebenden ale 
der gefebgebenden Gewalt in der Monarchie, da die erfigenannte durch⸗ 
aus Feine Thelling oder and) mıe Mitwirkung ber Volkstepraͤſentation 
ba ihter Ausübung verttägt, wenn nicht der Wegeiff der Monarchie 
ſabſt vetnlchtet werden Bu. Daher ift auch ſelbſt in jenen Bekfaffungen, 
weiche dein repubeikaniſchen Elemente die moͤglichſte Geltung mit Beibe⸗ 
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haltung einiger monarchifchen Formen zu fchaffen beabfichtigten, und bie 
darum fogar eine wirkliche Theilung der gefeggebenden Gewalt anorb⸗ 
neten, wie z. B. die frangöfifche Charte v. Art. 14, dem Könige fters 
die executive Gewalt allein zugefprochen worden (ebenbaf. Art. 12), und 
eonfequent wurde ihm’ auch ſtets die erclufive Ausübung aller Außeren 
Hoheitörechte — ber eben erwähnten Repräfentativgewalt — beigelegt 
(edendaf. Art 13), fo daß man ohne Bedenken benjenigen für ben 
eigentlichen Staatsherrfcher halten darf, welcher bie volziehenbe und 
damit zugleich bie Repraͤſentativgewalt als Ausübungsbefugniß der aͤuße⸗ 
ren Hoheitsrechte hat, wenn ew auch hinſichtlich der gefeßgebenden Ge 
malt noch fo fehr beſchraͤnktewaͤre; und eben fo hat die Erfahrung ge 
lehrt, daß es dem Inhaber ber vollziehenden Gewalt regelmäßig gelungen 
ift, bie gefeggebende Gewalt ſich unterzuordnen, oder doch fich bald 
einen überwiegenden Einfluß auf biefelbe zu verfchaffen, wo fie m 
nicht gleichfalls von Haus aus zufland. Diefe Erſcheinung ecklaͤct fich 
ſehr einfach, daraus, daß dem Inhaber ber erecutiven Gewalt nad bem 
Begriffe derfelben nicht nur bie gefammte Repräfentativgewalt, Tenbern 
auch bie Verfügung über bie erecutive Macht des Staates — bas Herr 
und bie Beamten der Adminiſtration, insbeſondere das Ernennungerecht 
zu allen Militär» und Givilämtern zufteht, fo wie auch die Öffentlichen 
Gelder zunaͤchſt in feiner Hand legen, und bieß felbft ba, wo eine 
Controle der Zinanzen durch eine Mepräfentation befteht. Die übers 
wiegende Bedeutung ber vollziehenden Gewalt erklaͤrt ſich auch uͤberdieß 
noch dadurch, daß biefelbe nothwendig fortwährend thätig (activ) fein 
muß, während die gefeggebende „Gewalt nur von Zeit zu Zeit, und nar 
bei befonderen Veranlaffungen thätig fein Tann. Es märe ndmiid — 
wie ſchon oben belldäufig angedeutet worden iſt — eine ſehr irtige Bor 
fielung, wenn man glauben mollte, daß Alles das, was im Gtaate 
als eine Norm oder Grundfag Geltung haben folle, in einem Geſche 
enthalten oder gebilligt fein müffe. Eine folche Anficht konnte fich nur 
in den Zeiten einer wiffenfchaftlichen Barbarei und in einer abfoluten \ 
Despotie, ober bei revolutionären Bewegungen — (was beibes Ber 
ireungen und Abweichungen von dem biftorifchen Boden der germaniſchen 
Staatszuftände find) — unter den Einflüffen einer mageren, dem practi⸗ 
ſchen und nationalen Leben fremden Speculation bilden. Aelter als bat 
Geſetz ift In Teutfchland das Recht, das lebendige und fittliche fociale 
Selbſtbewußtſein der Nationen, welches mit ihnen felbft geboren wir, 
wählt und untergeht. Darum ſteht das Gefeg zu dem Rechte ſtets 
nur in einem untergeorbneten, fuppletorifchen und correctorifchen Ber: 
hältniffe: es wird erſt gemacht und gleichfam erfunden, wo fich im 
Laufe der Zeiten das Rechtsbewußtſein in Folge des erweiterten und 
complicitteren Verkehres und der Weberbildung verwirrt, wodurch erfl 
bie Staatsgewalt aufgefordert wirb, als orbnenbe dußere Autorität aufs 
zutreten. Darum wird nie und kann nie das Rechtsleben eines Volkes 
von Gefegen völlig erſchoͤpft oder umfchlofien werben — darum bäufen 
fidy überall die Gefege erſt mit der Exfchlaffung ber moralifchen Kraft 
. und ber lebendigen Rechtsanſchauung in bee Nation, und es iſt darum 
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auch umgekehrt ein wohl zu beachtendes, erfreuliches Zeichen einer verjuͤngten 
Lebenskraft, wo eine Nation ans bem Grunde zu einer Codification ſchrel⸗ 
tet, um die Maffe ber. Gefege zu verringern und dem Rechtsleben eine 
neue einfache Grundlage für eine neue Aera feiner Entwidelung zu geben. 
Das Machen von Gefegen iſt demnach felbft nichts anderes, als nuc ein 
heil der Rechtsentwidelung bei ben Völkern felbft, nämlich Rechtsent⸗ 
widelung durch Vermittelung ber Öffentlichen Autorität: die Geſetzgebung 
fol daher auch nichts anderes zu Tage fördern, als was die Nation au 
in ihrer Maffe als ein (für fie) vernünftiges Recht anerkennen kann. 
In ber, Republit, wo das fouverdne Volk in feiner Verfammlung ober 
in dem Gongreffe feiner Repraͤſentanten ſich felbft Befege gibt, iſt ein 
Biwiefpalt zwifchen dem Gefege und ber nationalen Rechtsanſchauung an 
fi) unmoͤglich, und das Gefeg naturgemäß nur concretserfennbarer Aus⸗ 
druck dieſer Lesteren, und alfo felbft nur eine Korm der volksthüm⸗ 
lichen Rechtsbildung. Im bee Monarchie dagegen erfcheint die geſetz⸗ 
gebende Gewalt des Souveräns als ein theilweifes Surrogat der im Volke 
ſelbſt unzerſtoͤrlich liegenden und fortwirfenden rechtsbildenden Kraft, und 
geht regelmäßig erſt ſpaͤt in die Hände des Monarchen über, der ur 
fprünglic, regelmäßig — (mo nicht die Staatenbildung mit der Korm der 
: Despotie beginnt) — nur als der Inhaber der vollziehenden Gewalt ers 
ſcheint. Seibſt die vollkommenſte Despotie hat zu keiner Zeit vermocht 
oder gewagt, ber vechtsbildenden Kraft des Volkes ihre Wirkung abzu- 
fprechen, wenn fie gleich ſich die Befugniß beilegte, willkürlich durch Ges 
fege das Herkommen und die Gewohnheit zu brechen und baum das 
Geſetz über die Gewohnheit ſtellte. (Vol. L. 2. C. quae sit longa 
consuetudo. [8. 53.]) Alten gerade der Widerfpruch, welcher in einer 
Autofratie gwifchen dem von dem Staatsherrfcher ausgegangenen Geſetze 
und der volksthuͤmlichen Rechtsanſchauung möglich ift, hat bei ben gets. 
manifchen Völkern zu aller Zeit die Forderung einer Theilnahme der pos 
Ktifch berechtigten Stände, und in neuerer Zeit, mo jeder Stand in ben 
Beſitz der bürgerlichen und politifchen Freiheit getreten Ift, insbeſondere 
die Korderung einer Theilnahme des gefammten Volkes an der Geſetzge⸗ 
bung durch eine Mepräfentation hervorgerufen, welche auch durch ben Art. 
13 des Grundgeſetzes des gegenwärtigen politifchen Zuftandes von Zeutfchs 
land, nämlich dee teutfchen Bunbesacte v. 10. Juni 1815 als eine ger 
rechte und dem 'hiftorifchen Rechte entfprechenbe anerfannt und neuerdings 
als practifc, giltiges Recht fanctionirt worden iſt. Daraus, daß das 
Sefeg felbit nichts anderes ft und fein kann, als eine Seite Wer natio⸗ 
nalen Nechtsentwidelung und Rechtsbildung überhaupt, erklärt ſich auch, 
warum mitunter Gefege fofort in der Geburt exfliden, d. h. gar nicht 
zur practifchen Anwendung gelangen, theils nach und nad) außer Uebung 
kommen unb In Vergeſſenheit gerathen. Kein Gefeg wirkt naturgemäß 
länger. practifch,, al es von dem Volksgeiſte und von der Sitte getragen 
wird, d. 5. nur fo lange, als fein Inhalt von der Nation als dem 
echte entiprechenb erfannt wird, und darum iſt auch das, was bie 
Schule eine desuetudo oder eine derogatorifche Gewohnheit nennt, nichts 
anderes als der Triumph ber ewig wirkenden und fortwährend im Stillen 
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Despotie für zulaͤſſig geachtet. worden find. Auch zur Beit der Made 
‚verbindung hatte niemals bee Kaifer eine vichterliche Gewalt in den 
geammatifhen Sinne dieſes Wortes, fonderu nur Gerichtsbarkeit (Zufliz 
hoheit) als das Recht, Gerichte anzuordnen und in bdenfelben den Do 
fig zu führen oder durch einens Stellvertreter, welcher vorzugsmeif 
Richter genannt wurde, führen zu laſſen, und bie Urtheile zu vollziehen, 
während bie Urtheildfindung felbft Sache der Schoͤffen, und in der fpk 
tecen Belt der Beifiger der Reichsgerichte mar. Dieſe Juſtizhoheit bei 
Kaiſers wurde im Mittelalter unter dee Bezeichnung Gerichtsbap 
begriffen (auch iurisdietio, ober iurisdictio omnumoda genmnt), und nu 
dieſen Gerichtebann, nicht aber eine richterliche Gewalt In de moderne 
Sinne, welche er felhfi nicht Hatte und nach dem Geiſte deu teutſchen 
Mechtes auch nie haben Eonnte, verlieh ber Kaiſer fodann den Fuͤrſten 
und anderen regierenden Herren in Zeutfchland. Ebenfo, wie es unhiſto⸗ 
riſch ift, einem teutfchen Zürften eine richtexliche Gewalt beizulegen, fo 
ift auch in dee neueften Zeit biefer in unferem uralten Staateherkommen 

wurzelnde Grundfag, daß das Staatsoberhaupt nicht in die Recktiprechung 

ſelbſt eingreifen oder Gabinetsjuftiz zu üben befugt fei, bundesrechtiich 

pofitto audgefprochen und practiſch gehanthabt worden (vgl. die Wiener 
Scchlußacte v. 1820 Art. 29, und ben Beſchluß der teutſchen Bundes 

verfammlung v. 7. Oct. 1830, die Beſchwerde des Freiherrn v. Siers 

torpff. betr.). Wenn man denlungeachtet in der neueren Zeit faft allge 

mein von einer tichterlichen Gewalt der Krone fpricht, fo rührt dieß baber, 

baß man irrig dieſen Ausdruck, melcher an fick ur die Befugniß des 

Rechtſprechens bezeichnet, für gleichbedeutend mit Michtsbarkeit (Gerichts⸗ 

bann im alten Rechte) nahm. Die Beranlaffung zu diefem Serthune 

lag aber zunaͤchſt darin, daß man theild Überhaupt ohne gehörige Kritik 

philofophifche (mitunter ſehr willkuͤrlich conſtruirte) Theorien über die 

Staatsgewalten in das pofitive teutfhe Staatsrecht hineintrug, theilt 

aber überfah man, daß die politifhen Theorien, welche ſich bei den claſß⸗ 

(hen Schriftftelern des römifhen und griechifchen Alterthums finden, 

nur mit Rüdfiht auf die damaligen Staatsformen, die Deöpotie und 

die Republit entflanden find, und daher auch nur für diefe Wahcheit 

und Richtigkeit in Anfpruch nehmen wollen und können. Bon dem 

Mefen einer folhen Monarchie aber, tie fie fich bei den germanifcen 

Voͤlkern von jeher als ein urfprüngliches, nationales und volksthuͤmlichet 

Inſtitut findet, und deren Unterfchieb von der (ungermanifchen, ſowehl 

antiten als modernen) Despotie in der Anerkennung von Rechten da 

Individuen und des Volkes liegt, melche auch dems Souverän heilig mh 
ununtaftbar find, hatte kaum der eine oder ber andere der clajfifchen 
Autoren, beren vorzugsweife im republikaniſchem Geifte verfaßten Schik 
ten bei bee Miederbelebung der Wiftenfchaften deu modernen Stubim 
über die Politik faſt ausfchlieglih zur Grundlage dienten, eine richtige 
Vorſtellung. Wenn daher auch ein Tacitus eben fo richtig als elegant 
von den germanifhen Völkern aus dem erſten Jahrhunderte n. Che. 
berichten konnte: Nec regibus infinita aut libera potestas (Germ. c. 7.), 
fo lag ihm doch das germaniſche Staatéeweſen zu fern, als daß er fih 
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haͤtte veranlaßt finden koͤnnen, das Syſtem der politiſchen Gewalten in 
dem Geiſte der germaniſchen Monarchie zu erforſchen und die elementare 
Verfchiedenheit defielben von dem einer antiken Republik oder Despotie 


entfprechenden Spiteme nachzuweiſen. So wie aber in der Despotie . - 


(wie bereigg erwähnt wurde) wirklich eine richterliche Gewalt als Recht 
Des Souveräns vorhanden iſt, weil der Souverän bei diefer Stantsform 
ſelbſt Recht fpricht und ſich überhaupt in die Rechtſprechung einmifchen 
ann, fo konnte auch auf der anderen Seite In dem XAriflotelifchen, zus 
naͤchſt auf die,republikanifche Verfaſſung berechneten Spfteme fehr wohl 
eine richterliche Gewalt neben ber gefeggebenden und vollziehenben Gewalt 
als ein Recht des Souveräng aufgenommen werden, weil da, wo bas 
Volk zugleich) Souverän ift, die Hoheitsrechte und die Volksrechte noth⸗ 
wendig in einander fließen. Das Hecht des Volkes in einem jeden 
Staate, unter einer jeden Staatsform, welche nicht Despotie fein. will, 
ift aber eine von den — der vollziehenden Gewalt und den Or⸗ 
ganen derſelben unabhängige Rechtspflege zu haben: wo das Volk aber 
felbſt fouverän ift, da ift eben darum dieſes ‚fein Recht zugleich Souve⸗ 
ränetätsrecht, und alfo wahrhaft eine politifche Gewalt, wenn gleich aus 
einem ganz anderen Grunde, wie in der Debpotie. In der germanifchen 
Monarchie aber, welche — (abgefehen von den moberneren Formen als 
landſtaͤndiſche oder conflitutionelle Monarchie, was im Grunde nur fpä- 
tere Ausprägungen ihres uranfänglichen Charakters find) — ihrem uran⸗ 
fänglihen Wefen nad, einerfeits nie Despotie war, andererfeitd aber aud) 


Reine Vollsfouveränetät zuläßt und daher von Haufe aus zwilchen der ’ 


antiken Deöpotie und Republik in der Mitte fleht, muß eben deßhalb 
die Rechtſprechung aus ber Meihe ber politifchen Gewalten ausgefchieden 
und als reines Volksrecht erfußt werden, und gerabe darin, daß biefes 
practiſch möglich und in Teutſchland auch practiſch in allen Zeiten feiner 
Geſchichte geſchehen iſt und nad) allgemein der Grundfag der Unabhängig: 
keit ber .Rechröpflege als das Pallabiung des teutfchen Volkes heilig gehal⸗ 
ten wird, liegt eben der auszeichnende Charakter der teutfchen Monarchien, 
ihre WVernünftigkeit und ihre Humanität. Diefer Grundfa ber Unab⸗ 
bängigkeit der. Rechtspflege, d. h. der Rechtſprechung durch Perfonen, 
welche von ben MWeifungen der vollziehenden Gewalt unb ihrer Organe 
hinſichtlich des Inhaltes ihrer Entfheidungen im einzelnen Falle unab: 
hängig und fomit volksthuͤmlich geftellt find — gleichviel uͤbrigens ob 


Jury oder Juſtizbehoͤrden — ober was hiermit gleichbebeutend iſt, die 


Anerkennung der Rechtfprehung als Volksrecht, ift in Teutſchland bie 
nothwendige Kolgerung ber hiftorifchen Grundlagen ber gefammten Staats⸗ 
verfaffung. Die teutfhen Monarchien beruhen nämlidy auf der Grund⸗ 
anſchauung, daß das Recht in dem Iebenbigen fittlihen Selbfibewußtfein 
des Volkes wurzelt, daß es nur die Entwidelung feines eigenen fittlichen 
Geiſtes if, und darum erkennt jede germanifche Monarchie ins Volke eine 
techtsbildende Kraft an, eine nie erfterbende, fortwährend ſchaffende volks⸗ 
thuͤmliche Philofophie dee ſocialen Zuftände, welche fih in Sitte, Ger 
toohnheit und Herkommen geltend macht. Die germaniſche Monarchie iſt 
ſelbſt auf die Anerkennung der Giltigkeit des volksthuͤmlichen echtes 
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gegruͤndet, fie ſelbſt wurzelt in Ihm und erkennt ſich ſelbſt als hiſtorifches 
Product deffelden: daher die ungemeine Heiligachtung und bie herrſcheube 
Gepalt der Sitte und ber Gewohnheit (des Herkommens) in Teutſchland, 
fo wie die untergeordnete Stellung, welche die eigentliche — 
Gewalt in Teutſchland zu allen Zeiten eingenommen hat, noch ge 
genwärtig einnimmt — eine untergeordnete Stellung, welche fchon einem 
Tacitus auffiel, als ee In feiner Germania cap. 19. die Worte ſchrieb: 
Plus ibi boni mores valent, quam alibi bonae leges, und in &olge 
deren bie gefeßgebende Gewalt in Teutſchland ſtets nur als eine vers 
beſſernde Nachhilfe bei beforglicher Verwircung des herkömmlichen Rechtes 
auftrat, und fogar in der neueften Zeit fih auf Seite ber Regterungen 
ferbft noch eine gemiffe ehrenmerthe Scheu vor ber Anfertigung von Ge⸗ 
fegbüchern dußert, welche ihren Grund in ber Beforgniß hat, die natio⸗ 
nalen Grundlagen des hergebrachten Rechtes zu untergraben und feine 
weitere volksthuͤmliche Entwidelung zu flören oder zu vernichten. — 
Weiſt man fomit der Rechtfprechung (dem Richten) in einer Staats⸗ 
„foren, welche die Extreme der Despotie und der Republik gleihmäfig ver ' 
meldet, wie bieß ir bet germanifchen Monarchie der Fall ift, ihre gebuͤh⸗ 
rende Stelle unter den Volksrechten an, fo ergibt fih, daß ‘in ſolchen 
Staaten nur zwei formale Herefcherrechte oder politifche Gewalten vor 
kommen koͤnnen, naͤmlich die gefeggebende und bie vollziehenbe 
Gewalt. Das Verhaͤltniß diefer beiden politiſchen Gewalten zu ben ma 
teriellen Hoheitsrechten beſtimmt ſich aber ſodann eonfequent In ber Akt, 
daß fie bei alten materiellen Hoheltsrechten Plag greifen, d. h. fie find 
für Staaten, wie bie germanifhen Monarchien, die Formen und zwar 
die einzigen Formen, In weichen ein jedes einzelne Hoheitstecht ausgeübt 
wird und ausgehbt werden Bann. Jedoch iſt hier roch folgende weſent⸗ 
liche Unterfcheidung zu mahen. Zedes materielle innere Hoheitstecht 
wird — wenn bie Megierung in ber Sphäre deſſelben thätig fein will 
— regelmäßig in beiden Formen der politifchen Gewalt, b. 5 fomohl 
ducch Gefeggebung ale Vollziehung ausgeübt: fo z. B. alfo übe ber tet: 
ſche Monarch die Juftizhohelt,, Polizeihiohelt, Finanzhoheit u. f. w. durh 
Zuftizs, Polizeis und Sinansgefeggebung und duch Vollſtreckung der 
Juſtizpolizei und Sinanzgefege u. f.w. — Nur ausnahms weiſe 
findet hinfichtlih der inneren Staatsangelegenheiten die Thaͤtigkeit der 
Regierung nur in einer Form, ndmlid in jener der Vollitredung, 
d. h. als vullziehende Gewalt, altein ftatt, nämlich ba, wo bie vedht#- 
bildende Kraft im Volke bereits bie Regel der Entfcheldung und ben 
von der Vollziehung emzuhaltenden Grundſatz gefchaffen, und damit bie 
gefetgebenbe Thaͤtigkeit der Megierung Überflüffig oder unflatthaft gemacht 
bat. Die techt s bildende Kraft im Wolke ift nämlich In jedem Staate 
hiſtoriſch After als das Gefeg und befteht als der lebendige Grift des 
Volkes unzerflörtich neben jeder Gefeggebung in tharkräftiger Wirkſamkeit und 
ſchafft ſich als Herkommen practifche Geltung, und zwar fogar derogatotiſche 
Geltung gegen daB Gefeg ſelbſt, wo dieſes nicht In dem Rechtsbewußtfein 
bes Volkrs lebendige Wurzel gefchlagen Hat und von der Sitte getragen 
wird. Was aber in Bezug auf die Innere Staatsregierung nur umter 
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der angegebenm befonderen Bormisfegung ftattfinder, dag naͤmlich bie 
Stantsgewalt nur in ber Form ber Vollziehung thaͤtig wied, das 
erſcheint in Bezug Auf die aͤußeren Hoheitdrechte der Nature ber arhe- 
nach als Regel Bei der Ausuͤbung der aͤußeren Hoheitsdechte Fält 
naͤmlich bie Ausübung der Staatsgewalt dutch die Gefekgebung durch⸗ 
aus hinweg, weil fi biefelben auf das Verhaͤltniß zu auswaͤrtigen 
ebenfalis fonverinen Staaten beziehen, und bier fällt alfo nothwendig 
Alles dee vollziehenden Gewalt ausſchließlich anheim, welche in dieſer 
Wuckſicht — (mis Thaͤtigkelt dir Scaatsgewalt im Bereiche det dußen 
Heheitstechte) — in dee neueten Zeit a Reptaͤſentattogewalt der 
zeichnet za werden pflegt. Die Unterſcheideing der Fälle, in welchen bie 
Stantsgewalt in der zweifachen Form der Geſetzgebung und der Wollgie: 
bung, oder nur in der einzigen Komm ber Vollziehung thaͤtig merden 
Tann, bat fo Lange feheinbar keine oder doch keine augenfälige Beben 
tung, als man nur die Thaͤtigkeit der Stantsgewalt in einer Menarchir 
im Auge Bat, in welcher für ihre Ausuͤbung noch Feine andere Be 
ſchraͤnkung dee Souveraͤns beftcht, als diefenige,, welche in dem Grid: 
fage der Unabhängigkeit bet Rethtspflege liege, weßhalb man heutzudage 
eine ſolche Monarchie ats eine undefihräntte zu bezeichnen pflegt. 
Hierin Ikegt auch wohl der Grund, warum die hier gemnchte Unterſchei 
dung Bei den diteren Politikern ganz überfehen odet doch wie mit Be 
re ausgefprochen wurbe. So wie !ader die Beſchraͤnkungen des 

uvetaͤns in ber Monarchie ſich vervlelfachen, d. h. fo wie Mich bie 
landſtaͤndiſche ober die conſtitationelle Verfaſſung, oder gar ane auf dem 
Principe der Theilung der Gewalten beruhende Staatsform entwirkelt, 
und bie Zahl dee Volksrechte hlerdutch fich vermehrt, und fo tie insbes 
fondere der landſtaͤndiſchen Corporation oder ber Sepräfentatiori eine 
Mitwirkung bei der Ausübung der geſetzgebenden Gewalt eingeraͤumt, 
Der Krone aber nur noch die Ausſibung dee vollziehenden Gewalt ale 
ausſchließliches, ohne Concurrenz — (wenn gleich uter einet band 
mehr bald minder maͤchtigen Controle der Stände und mit Vetantwort⸗ 
lichkeit der Organe der Vollziehnng gegen dieſelben) — auszuuͤbendet 
Recht belaſſen wird, da tritt der hiet gemachte Unterſchled in der Thaͤtig⸗ 
keit der Staatsgewalt bezuͤglich der Inneren und aͤußeren Hoeheitsrechte a 
feiner ganzen practifchen Bedeutung hervor. Darum bewegt ſich auch 
in den modernen conſtitutionellen Monarchien der Streit es der 
Reptaͤſentation und der Regletang zunAchft und nothwendig um bie Bthgr; 
ob eine Befugniß im das Bertich der geſegebenden vder der vörfgiehenden 
Gewalt gehöre, Insbefonden wenn es Ach darum handelt, od die Regke⸗ 
rung einen potidfchen Ave allein ober nur unter Mitwirkung (Concur⸗ 
tenz) der Reptaͤſentation votzunhmen defünt ſei. Es ergibt fich auch 
hieemit zugleich die unendtich Höhere Bedereung ber vollzlehenden ale 
der geſetzgebenden Gewalt In der Monarchie, da bie erſtgenannte durch⸗ 
dub Leine Thellung oder andy mır Mitwitkung der Volkstepraͤſentation 
be hter Ausuͤbung verträgt, wenn nicht der Vegriff der Monardiie 
ſelbſt vetnuichtet werden Pu. Daher iſt auch ſelbſt in jenen Verfaſſungen, 
weiche den republikaniſchen Elenmente die moͤglichſte Geltung mit Belbe⸗ 
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haltung einiger monarchiſchen Formen zu fehaffen beabſichtigten, und bie 
darum fogar eine wirkliche Theitung der gefehgebenden Gewalt anorb- 
neten, wie 3.8. die franzoͤſiſche Charte v. Art. 14, dem Könige flets 
die executive Gewalt allein zugefprochen worden (ebemdaf. Art. 12), und 
eonfequent wurde ihm auch ſtets die erclufive Ausübung aller Äußeren 
Hoheitsrechte — ber eben erwähnten Repräfentativgemalt — beigelegt 
(ebendaf. Art 13), fo daß man ohne Bedenken benjenigen für ben 
eigentlichen Staatsherrfcher halten darf, welcher die vollziehende und 
damit zugleich bie Repraͤſentativgewalt als Ausübungsbefugniß ber aͤuße⸗ 
ven Hoheitsrechte hat, wenn ew auch hinſichtlich ber gefeggebenden Ge 
malt noch fo fehr befchränktewäre; und eben fo bat die Erfahrung ges 
lehrt, daß es dem Inhaber ber vollziehenden Gewalt regelmäßig gelungen 
ift, die gefeggebende Gewalt ſich unterzuorbnen, oder doch ſich bald 
einen überwiegenden Einfluß auf biefeibe zu verfchaffen, mo fie ihm 
nicht gleichfalls von Haus aus zuſtand. Diefe Erfcheinung erklärt ſich 
fehr einfach daraus, daß dem Inhaber der erecutiven Gemalt nad, dem 
Begriffe berfelben nicht nur bie gefammte Mepräfentativgewalt, ſendern 
auch bie Verfügung über die erecutive Macht des Staates — das Heer 
und die Beanıten bee Abminiftration, Insbefondere das Ernennungsrecht 
zu allen Militaͤr⸗ und Clvilaͤmtern zufteht, fo wie auch die Öffentlichen 
Gelder zunaͤchſt in feiner Hand liegen, und bieß felbft da, wo eine 
Gontrole ber Finanzen durch eine Mepräfentation befteht. Die über: 
wiegende Bedeutung der vollziehenden Gewalt erklaͤrt ſich auch überbieß 
noch dadurch, daß diefelbe nothmendig fortwährend thätig (activ) fein 
muß, während die gefeggebende „Gewalt nur von Zeit zu Zeit, und mir 
bei befonderen Veranlaffungen thätig fein Tann. Es wäre naͤmlich — 
wie fchon oben beiläufig angedeutet worden iſt — eine fehr irrige Ber 
flelung, wenn man glauben wollte, daß Alles bas, was im Staate 
als eine Norm oder Grundfag Geltung haben folle, in einem Geſeche 
enthalten oder gebilligt fein müffe. ine ſolche Anficht konnte ſich nur 
in ben Zeiten einer wiffenfchaftlichen Barbarei und im einer abfoluten 
Despotie, ober bei revolutionären Bewegungen — (was beides Ver 
ireungen und Abweichungen von dem hiftorifchen Boden der germanifäen 
Staatszuflände find) — unter den Einfläffen einer mageren, bem practs 
ſchen und nationalen Leben fremben Speculation bilden. Aelter ale dab 
Sefeg ift in Teutſchland das Recht, das lebendige und fittliche fodale 
Serbftbewußtfein ber Nationen, welches mit ihnen felbft geboren wird, 
waͤchſt und untergeht. Darum ſteht das Gefes zu dem Rechte ſtets 
nur in einem untergeordneten, fuppletorifchen und correctorifchen Ber: 
bältniffe: es wird erſt gemacht und gleichfam erfunden, wo fich im 
Raufe der Zeiten das Rechtsbewußtſein in Zolge bes erweiterten und 
compliciteren Verkehres und ber Weberbildung verirrt, wodurch erfl 
bie Staatsgewalt aufgefordert wird, als orbnende äußere Autorität auf 
jutreten. Darum wird nie und Tann nie das Rechtsleben eines Volkes 
von Belegen völlig erfchöpft oder umfchloffen werden — darum haufen 
ſich überall die Geſetze erſt mic der Exfchlaffung dee moralifchen Kraft 
‚ und der lebendigen Rechtsanſchauung in bee Nation, und es iſt darum 
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auch umgekehrt ein wohl zu beachtendes, erfreuliches Zeichen einer verjüngten . 
Lebenskraft, two eine Nation ans dem Grunde zu einer Cobification ſchrei⸗ 
tet, um die Maffe der. Gefege zu verringern und dem Rechtsleben eine 
neue einfache Grundlage für eine neue Aera feiner Entwidelung zu geben. 
Dos Machen von Gefegen iſt demnach felbft nichts anderes, als nur ein 
Theil der Rechtsentwidelung bei den Voͤlkern felbft, nämlich Rechtsent⸗ 
widelung durch Vermittelung ber öffentlichen Autorität: die Gefeßgebung 
ſoll daher auch nichts anderes zu Tage fördern, als was die Nation auch 
in ihrer Maſſe als ein (für fie) vernünftiges Recht anerdennen kamn. 
In der, Republit, wo das fouveräne Volk in feiner Verfammlung ober 
in dem Songreffe feiner Repräfentanten fich felbft Befege gibt, iſt ein 
Btolefpalt zwiſchen dem Gefege und ber nationalen Rechtsanſchauung an 
fih unmoͤglich, und das Gefeg naturgemäß nur concretserfennbarer Auss 
druck dieſer Lesteren, und alfo felbft nur eine Korm ber volksthuͤm⸗ 
lichen Rechtsbildung. Im’ bee Monarchie dagegen erfcheint die geſetz⸗ 
gebenbe Gewalt des Souveräns als ein theilmeifes Surrogat der im Volke 
ſelbſt unzerſtoͤrlich liegenden und fortwirkenden rechtsbildenden Kraft, und 
geht regelmäßig exit fpdt in die Hände bes Monarchen über, der ur 
fprüngli regelmäßig — (mo nicht die Staatembildung mit der Korm der 
Despotie beginnt) — nur als der Inhaber der vollziehenden Gewalt ers 
ſcheint. Selbſt die vollkommenſte Despotie hat zu Leiner Zeit vermocht 
oder gewagt, ber rechtsbildenden Kraft des Volkes ihre Wirkung abzus 
fprechen, wenn fie gleich ſich die Befugniß beilegte, willkuͤrllch durch Ges 
feße das Herlommen und bie Gewohnheit. zu brechen und barum das 
Geſetz' über bie Gewohnheit ſtellte. (Bol. L. 2. C. quae sit longa 
sonsuetudo. [8. 53.]) Allein gerade der Widerſpruch, weicher in einer 
lutokratie gwifchen dem von dem Staatsherrſcher ausgegangenen Geſetze 
mb ber volksthuͤmlichen Rechtsanſchauung möglich ift, hat bei ben gets. 
nanifchen Voͤlkern zu aller Zeit die Forderung einer Theilnahme der po⸗ 
tiſch berechtigten Stände, und in neuerer Zeit, wo jeder Stand in ben 
jefig der bürgerlichen und politifchen Freiheit getreten ift, insbefondere 
e Zorberung einer Xheilnahme bes gefammten Volkes an der Geſetzge⸗ 
ang durch eine Repräfentation hervorgerufen, melche auch durch ben Art. 
3 des Grundgefeges des gegenwärtigen politifchen Zuſtandes von Zeutfchs 
nd, nämlich dee teutfchen Bundesacte v. 10. Juni 1815 als eine ges 
chte und dem 'hiftorifchen Rechte entfprechenbe anerfannt und neuerdings 
3 practifch giltiges Recht ſanctionirt worden iſt. Daraus, ba das 
eſetz felbft nichts anderes ift und fein kam, als eine Seite Wer natio⸗ 
fen Mechtsentwidelung und Rechtsbildung überhaupt, erklärt ſich auch, 
wum mitunter Gefege fofort in der Geburt erfliden, d. h. gar nicht 
e practifchen Anwendung gelangen, theils nach und nach außer Uebung 
namen und in Vergeffenheit gerachen. Kein Gefeg wirkt naturgemäß 
iger practifch, als es von dem Volksgeiſte und von ber Sitte getragen 
rd, db. 5. nur fo lange, als fein Inhalt von der Nation al6 dem 
chte entſprechend erkannt wird, und darum iſt auch das, was bie 
Hule eine desuetudo oder eine derogatorifche Gewohnheit nennt, nichts 
eres als ber Triumph der ewig wirkenden und fortwährend Im Stillen 
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ſind an ber oͤſtlichen und weſtlichen Seite vom Meere, von ber Oſt⸗ und 
Nordſee, begrenzt, im .Süben von der Elbe und Bille, im Morden vom 
ber Königsau und Schottburgerau, und von einander gefchieden durch die 
Eider und den fehleswigsholfteinifchen Kanal. Die Länge beider Gryog« 
thuͤmer von Suͤden nah Norden beträgt SO Meilen, bie größte Breite 
Holſteins 20 Meilen, die größte Breite Schleswige 14 Meilen, ber 
Flaͤcheninhalt beider ungefähr 320 Quadratmeilen. Holftein zähle nach einer 
Volkszählung von 1835 im Ganzen 435,590 Einwohner, wovon auf bie 
Städte nicht mehr als 81,099 kommen; Schleswig in ber GSefammtzahl 
"337,499 Einwohner, wovon auf bie. Städte 66,196 kommen; bie Bes 
voͤlkerung iſt fau® im Steigen begriffen. Das Land beider Herzogthäs 
mer ift im Ganzen eine Ebene, die in drei verfchledene Striche ſich fons 
dert: der mittlere Landrüden, großentheits Haide und Sandboden, in 
neuefter Zeit aber immer mehr in vollſtaͤndigen Anbau genommen; bie 
hügelige Oftküfte, mit fehr gutem Boden und manchen natürlichen Häfen 
oder Foͤhrden, an denen hauptfächlich die Städte entſtanden, für Schiffe 
fahrt und Handel wohlbelegn, und in welcher Gegend man vorzoͤghech 
in großer Zahl die ausgedehnten abeligen Güter findet; die weſtliche Nie⸗ 
derung, zum großen Theil Marſch, durch ihre Deichweſen gegen die Flu⸗ 
then geſchuͤtzt, durch Eräftige, autonomifche Landeommünen ausgezeichnet. 
Die Daupteintheilung des Bodens in phyſiſcher Hinſicht), die auch ſtark 
auf das Gemeinwefen und die Rechtöverfaffung einwirkt, tft die in Marſch 
ober Merſch, d. h. bie dem Meere abgewormene, fruchtbare Niederung, 
tie ſich nur quf bee Weftfeite findet, und in Geeſt, d. h. das höher 
llegende trockenere Land. Die alte Bevoͤlkerung bes Landes iſt aus fehr 
verfähiebenen Elementen zufammengefegt, deren‘ Stammesverfchtebmpelt 
ſich noch keineswegs ganz verwiſcht hat. Es wohnen in Holften Nieder⸗ 
ſachſen und Dithmarſcher, in Schleswig Niederfachſen, Angeln, Frieſen 
und Juͤten. Die wendiſche Bevoͤlkerung im oͤſtlichen Holſtein, im dem 
Lande Wagrien, hat ſich ſchon im Mittelalter gaͤnzlich verloren und iſt 
in dem nmiederfächfifchen Wefen aufgegangen. Der Hauptcharakter des 
Landes iſt ein ehrenhaftes Bauernweſen. Diefer ſpiegelt ſich mit allen 
Lichts und Schattenfeiten in ber Sitte und im Rechte. Ein zaͤhes Fels 
halten an dem Alten und Zraditionellen iſt Nationalzug. Dem germes 
niftifhen Rechtshiſtoriker öffnet ſich dort ein Feld von reichen Ertrage 
für feine Studien und Forſchungen. Erft in der neueften Zeit haben 
die legislativen Tendenzen des jegigen Jeitgeiſtes ſich zu vegen begonnen: 
wir wollen hoffen, daß die Refultate nicht zum Nachtheile der angeſtamm⸗ 
ten Nationalität ausfallen mögen. Der heimathliche Rechtsboden birgt 
dort gute Keime: wir wünfchen ihre freie Entfaltung, bie duch mans 
cherlei Hinderniffe bewußt und upbewußt gehemmt worden, zum faftigften 
und Eräftigften Baume, der bie kommenden Gefchlechter gebeihlic bes 
ſchatte. Daß vom Mittelalter vieles im der Gerichts: und Rechtsverfaſſung 
abgethan werde, und dag die alte Landesfreiheit ihren zeitgemäßen Orge 
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mus finde, ift freilich unerläßliche und unaufhaltfam nad) Anerkennung 
gende Korderung der Gegenwart, von ber die Zukunft ihren ruhm: 
digen Aufbau erwartet. - 
Das neuere Herzogthum Holſtein iſt aus vier gefchichtlich zu umterfchel« 
iden Landestheilen zufammengefeht, nämlich) aus den beiden in der Mitte 
egenen niederfächflfchen Gauen, Holftein mit bem Dauptorte Kiel und 
tormarn mit dem Hauptorte Damburg, aus dem Lande Wagrien an 
Oſtkuͤſte, bis in das zwoͤlfte und dreizehnte Jahrhundert, wie Died: 
ıburg und die Übrigen teutfchen Küftenlande.ber Oftfee, von Staven 
wohnt, und aus dem Dithmarfchergau auf der Weftfeite, der als felbft: 
indige Landesgemeinde fic, eine mehrhundertjährige ruhmvolle Geſchichte 
kämpfte. Die holfteinifchen Grafen befaßen bis in die Mitte des zwölf 


a. Sahehunderts, neben ihrer Stammgraffhaft Schauenburg an der . _ 


zeſer, nur die beiden Gauen Holſteiln und Stormarn, bie vermuthlic, 
yon in dem Garolingifhen Zeitalter unter Einem Grafen vereinigt ges 
fen find. Darauf wurde Wagrien mittelft, Eroberung und Ankaufes 
nzuerworben und durch Ritter und Geiftliche, die dort reiche Befigungen 
hielten, wie durch zahlreiche Coloniſten planmäßig germanifirt, fo daß 
‚n dem Staventhume des Alterthums dort kaum einige Spuren in ein= 
Inen Ortsnamen übrig blieben. In Holftein gibt es 14 Städte, in 
erg; 13, berm Charakter und Organismus ebenfalls durchaus 
utſch iſt. 

Zu Anfange des zwoͤlften Jahrhunderts belehnte Herzog Lothar von 
Supplinburg, der nachherige Kaiſer, damals ſelbſt mit dem Herzogthume 
Zachſen erſt vor Kurzem belehnt, den edlen Herrn Adolf von Schauen⸗ 
urg mit dee erledigten Grafſchaft von Holſtein und Stormarn im nords 
(bifchen Lande. Unter bem erflen Adolf, wie unte® dem zweiten ımb 
rittem, Vater, Sohn und Enkel, blieb die Grafſchaft, damals noch 
16 Reichsamt aufgefaßt, ungetheiltz aber fpäter im dreizehnten?) und 
terzehnten Jahrhunderte, da ber feudqle Eigenthumsbegriff das öffentliche 
Recht vollſtaͤndig beherrfchte, trat durch Xheilungen des Landes mit der 
tandeshohelt unter den Grafenſoͤhnen oftmals die jämmerlichfte Zerſtuͤcke⸗ 
ung ein. Merkwuͤrdig iſt e8 aber, daß in dieſer Periode der größten 
Zereifienheft das holfteinifche Grafenhaus der Schauenburger, die getruͤb⸗ 
en inneren Zuftänbe des benachbarten Königreiches Dänemark benugend, 
bie hoͤchſte Stufe der Macht und des Anfehens erreichte. Gerhard der . 
Große wurde 1326 mit dem Herzogthume Schleswig gum erften Male 
belehnt, und vor Ablauf des Jahrhunderts begründete fi auf feſte und 
dauernde Weife, nach fehtweren, auch fpäter wiederholten Kämpfen, bie 
politiſche und vechtliche Vereinigung zwifchen Schleswig und Holſtein, 
die fortwährend befteht, und die der ſchleswig⸗ holſteiniſchen Staats» und 
Mechtegefhichte ihre eigenthämliche Subſtanz und ihren individuellen Cha⸗ 
rakter gibt. Seit dem Schluffe des vierzehnten Jahrhunderts flellen fi 
die beiden Länder, das holfteinifche und das fchleswigfche, unter demſel⸗ 
den Fürftenhgufe fiehend, urkundlich, als Einheit, als grundgefeglich 
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vereinigtes Schleswig⸗ Holſtein In der. Verfaſſung bar. Dieſe ſtaatercch 
liche Einheit bildete ſich aber hier auf gleiche Weiſe, wie bei andım 
teutfchen Zerritorien, durch die Seftfegung, baß bie Ritter» und Mam 
Schaft von Schleswig und Holſtein⸗Stormarn zufammen eine ungetheilt 
und untheilbgre Körperfchaft fein folltee Damit war, nach dem 
ter und. ber Staatsbildung des Mittelalters, ein fefler Kern und Mittk 
punkt für bie Bildung der Tandftändifchen Verfaſſung gegeben. Unter 
dem legten. Landesherrn aus dem Schauenburgifhen Hauſe geſtaltete ſich 
De Einigung Schleswig⸗Holſteins und die Corporation der Landſtaͤnd 
ſchon in geſicherter Anerkennung und beurkundeten Rechten. 

As darauf zu Ende des Jahres 1469 das Schauenburgiſche Für 
ſtenhaus mit Adolf VIII. in Schleswig⸗Holſtein ausſtarb, entſtand def 
tiger Streit über die Nachfolge, der bei der grundgefeglichen Verbindung 
ber beiden Länder unter verſchiedener Lehnsherrſchaft und mit verſchiede⸗ 
ner Erbfolge ſchwer zu fehlichten war. Die Landſtaͤnde wählten 1460 
imn gemeinfamer Berfarumlung zum Landesheren Chriftion I., Grafen von 
Oldenburg, der feit 1448 duch Wahl der bänifchen Reicheſtaͤnde König 
, von Dänemark war. Aber bei der Erwaͤhlung wurden ihm die Landes⸗ 

freiheiten und ſtaͤndiſchen Gerechtfame zur Anertennung und Beflätigung 
. vorgelegt. Der König ftellte demnach eine feierliche Verſicherungtacte auf, 

melcdye die magna charta des ſchleswig⸗holſteiniſchen ra 
ft. Er bekannte darin, daß er -die Landeshoheit nicht als König nem 
Daͤnemark, fogbern in der davon zu frennenden Qualität eines Grafen 
von Holftein-Stormarn und Herzogs non Schleswig duch ſtaͤndiſche Bl 
erworben habe, fo wie daß die beiben Lande ungetheilt ewig beiſammen 
bleiben folten. In dieſem Grundvertrage mit dem Stammvatet dei rw 
gierenden Hauſes hat das oͤffentliche Landesrecht fein fortwährend giltiges 
Fundament, welches buch Vorgänge und - Staatdacte ber letzte vi 
Jahrhunderte gwar in biefem ‚und jenem Punkte mobificiet, aber wernals 
in feinem weſentlichen Inhalte und feiner Zotalität ifE aufgehoben mer 
ben. Mit Recht behaupten daher bie Vertheidiger des pofitiven und wohl: 
hergebrachten Landesrechtes, daß fowohl diejenige Partei, melde das Her⸗ 
zogthum Schleswig als einen integrirenden Beſtandtheil des Koͤnigtaiches 
Daͤnemark zu behandeln trachtet, als auch diejenige, welche Dolfiein, mit 
Berufung auf bie teutfche Bundesverfaſſung, unter dem Praͤtexte eins 
mißverflandenen und confufen Zeutfchheit, von Schleswig trennen moͤqtt, 
eine beftructive Jendenz an den Tag lege 

Die beiden Iehenbaren Gcaffchaften Holſtein und Stormam, po 
denen feit Jahrhunderten Wagrien als allobiale Pestinenz binzugelommm 
war, wurden darauf durch Kaiſer Friedrich U. am 14. Februar 14 
zu einem Herzogthume erhoben, und in bafjelbe das Rand Dithmarſqhen, 
weiches in dem Erzbifcyofe von Bremen zwar einen weltlichen Oberhecckh 
aber Teinen eigentlichen Landesherrn hatte®), urkundlich incorporirt. hen 
dieſes, von einem Eräftigen, an uralte Autonemie gewährten Volbe 





8) Wal. Mihelfen, über das alte D en in feinem Werhättuifk 
sum — 3225 auf. ' Schlaawig 1829. — 
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tamme dewohnt, wußte fih als freie Landesgemeinbe und felhflfändige 
Bauernrepublit gu behaupten, bis: es endlih im Sommer bes Fahre 
‚559 durdy Eroberung unterworfen ward, und feitdern einen mit beſon⸗ 
exen landfipaftlichen Freiheiten ansgeräfteten Beſtandtheil bes Herzogthams 
Holftein ausmaht. ; 

Inzwiſchen traten bald, ungeachtet bes entgegenfichenden Verſprechens 
ra dem Grundvertrage von 1460, aucd unter dem oldenburgiſchen Hauſe 
ꝛandestheilungen ein?) Daß dabei in gewiſſen Beziehungen eine Ges 
neinſchaft der Regierung unter ben mehreren Lanbesherren und regleren⸗ 
ven Linien des herzoglichen Hauſes feftgefegt wurbe, war bier wie ander . 
väuts ein ziemlich erfolglofes Palliativmitsel gegen das Unheil ber Terri⸗ 
orialzerſtuͤckelung. Die mwichtigfte und folgenreichfte Lapbestheilung ber 
eiden Herzogthuͤmer gefhah 1544, in Folge welcher zuerſt drei und 
inige Decennien fpäter zwei Landestheile beflanden,, der koͤnigl. ſonder⸗ 
urgiſche und bee herzogl. gottorfiſche. Kine wichtige Subdiviſion des 
onberburgifchen Antheiles erfolgte darauf 15964, bei der es auf Paragien 
ibgefehen war, fo daß ein Gegenſatz ber regierenden unb ber abgetheilten 
Derren entftand. Allein die Ieteren haben in der Folge bei ihrem eifer⸗ 
üchtigen Streben nad völliger Unabhängigkeit ber Regierung für ihre 
Zanbestheile es weit gebracht. 

Grft fehe langſam gelangte man, wie in anderen teutſchen Fuͤrſten⸗ 
zaͤuſern, fo auch in beim ſchleswig⸗ holſteiniſchen Derzogshnufe, zur Feſt⸗ 
fegung ber Untheilbarkeit und ber Inbividifilfucceffion. Zuerſt wurde in’ 
der gottorfifchen Linie durch eine tefiamentarifche Dispofktion Herzog Jo⸗ 
hann Adolf's vom 9. Januar 1608 die Primogenitur eingeführt, Kin, 
Sleiches geſchah für die koͤnigl. Linie durch ein Hausgeſetz Friedrich's IU. 
som 26. ZSuli.1650. Der letzteren iſt es aber durch ein beharrlcheßs, 
m bes Mahl der Mittel off hoͤchſt ruͤckſichtsloſes Streben, zum Heil⸗ 
bes Mandes almälig gelungen, das gefammte Territorinm, mit Aufhe⸗ 
hung aller Landestheilungen, unter dem Zepter bed Erſtgebornen zu ver⸗ 
einigen. Die Reunionen des Territoriums unter die unmittelbare Landes⸗ 
hoheit der aͤlteren koͤnigl. Linie haben im J. 1718 mit der Occupation 
bes gottorfiſchen Antheiles von Schleswig durch König Friedrich IV. ber 
gonnen, und ſind darauf in Betreff der Beſitzungen abgetheilten 
Herren nad) und nach mit Stud und Geſchick fortgeſetzt worden, bis 8 
zulegt 1773 nad langmwierigen Unterhaublungen gelang, von dem nuf 
ben ruſſiſchen Kaiſerthron erhobenen gostorfifchen Haufe den großfuͤrſtlichen 
Antheil des Herzogthums Holſtan durch Austanſch gegen Die damaligen 
Grafſchaften Oldenburg und Delnenhorſt zu erwerben. Der verewigte 
König Friedrich VI. mar der erſte Herzog ſeit Friedrich I., der 1808 wie⸗ 
der über das vollfonmen vereinigte, amgetheilte Schleswig⸗ Holſtein bie 
Negilerung antrat. —F 

Mein obgleich ſo buch Vereinigung des Territorlabbeſtandes und 
Vncheilbarkeit deſſelhen für die Zukunfte mitt grundgeſeblcher Sanction 
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der Individualſucceſſion und Primogeniturfolge der wahrhaft ſtagts 
Rechisboden wieder gewonnen war, fo fand doch feine Reorganifation 
landſtaͤndiſchen Verfaſſung flatt, deren Untergang fi thatfächlich an 
vorzeitige Unheil der Landestheilungen knuͤpfte. 1675 war dar legte 
fländige Landtag gehalten worden, worauf mehrere Jahrzehnte verfichg 
.. ohne baß es wieder zu einem Lanbdtage gebracht werden konnte. 
Mehrherrſchaft und die dadurch hervorgerufene Zwietraͤchtigkeit verhinden 
die Cowocation der Stände. Endlich kam 1711 ein Landtag, um Cs 
tributionen zu bemilligen, wieder zu Stande, aber nur bie Ritterfhaß 
war dazu’ von den Landesherren berufen, nicht die Städte, obwohl di 
gleichmäßig ein Beſtandtheil und ungertrennliches Glied des landſtaͤndiſche 
Körpers waren. Demnach biieb,' als 1712 der legte, unvollſtaͤndige 
Landtag gefchloffen ward, das Corps der Prälaten und Ritterfhuft al 
urkundlich anerkannte Landſchaft der Herzogthuͤmer allein übrig). Won 
einer Wiedererweckung des. alten fleuerbewilligenden Landtages war im 
achtzehnten Jahrhunderte, fo lange die Grundſteuern unerhöht blieben, 
faum die Rede; erſt 1802, als zum erflen Dale eine unbereilligte, auch 
den bis dahin .eremten Rittergütern auferlegte Grundfleuer von der Res 
gierung ausgefchrteben wurde, kam die Herftellung ber ehemaligen Lands 
flände, jedoch unter ben obmaltenden Zeitverhältniffen mehr nur im der 
Stile und beiläufig, wieder zur Sprache. Nachdem aber ber Artikel 13 
der teutfchen Bundesacte den Bundesſtaaten landſtaͤndiſche Verfaſſung 
zugeſagt hatte, wurde auch bald in Holſtein die Wiederherſtellung der 
früheren Landesverfaſſung in zeitgemaͤßer Form, ſowohl durch eine dem 
Landesheren übergebene Vorftellung, als auch durch eine Reihe von Derdc⸗ 
ſchriften ) Eräftig. angeregt. Eine Bönigliche Refolution vom 16. Jul 
1816 berief deßhalb eine Commiffion, um für das Herzogthum Holſtein 
als teutfchen Bundesſtaat eine Verfaffung yprzubereiten, aber ihre wieder⸗ 
hoften Berfammlungen in Kopenhagen während ber folgenden Sabre blieben 
ohne Refultat. Es wurde daher nad) Verlauf von fünf Jahren von der holſtei⸗ 
niſchen Ritterfchaft der Weg des Recurſes an die teutfche Bundesverfanmlung 
eingefhlagen, und eine motivirende Druckſchrift7) Aberreicht, die im emers 
giſcher und gehlegener Darftellung die Bundesverfammiung um ihre hehe 
Bermittelung Wiederherftellung der holjteinifchen Verfaffung in ihr 
ganzen, namentlich auch auf die Verbindung mit bem Herzogthume Schles⸗ 
wig bezüglichen Ausdehnung , in Gemäßheit des Artikels 56 ber Wine 
Schlußacte, erfuchte. Allein von ber Bundesverfammlung wurben fol 
lich ducch definitive Abflimmung am 27. November 1823 die Reclamantea 







5) Bol. Dahlmann's urkunblihe Darftellung bes dem ſchleswigeholſte⸗ 
nifchen Landtage kraft ber — zuſtehenden, anerkamten 
Steuerbewilligungsrechtes. Kiel 1819. 
. 6) Ein Berzeichniß derſelben gibt Fal ſcks ſtaatsb. Magazin I. S. 424 
7) Denkſchrift der Prälaten und Nitterfchaft des Herzogthums Holſten 
ber hohen teutichen Bundesverfammlung überreicht. Krankfurt 1822. Folio, — 
1840 ift fie, zu Stuttgart bei Krabbe in 8. gebrudt, in den Buchhandel ge 
Tonimen. Sie ift verfaßt von Dahlmann, ald damaligen Gecretär ber fort 
währenden Deputation der ſchleswig⸗ holſteiniſchen Sitterfchaft. 
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mit ihrer Berufung auf den Artikel 56 ber Wiener Schlußacte in der 
Dauptfache abgewieſen. Dorauf ruhte das Verfaſſungswerk in Holſtein 
wermals fieben Jahre lang, bis das verhängnißvolle Jahre 1830 es wies 
yer aufweckte. Aber nicht von der Ritterfchaft, fondern aus der Mitte 
328 Bürgerflandes®) ging jegt die Anregung der zeitgemäßen Verfaſſungs⸗ 
reform”) aus.. Das Ergebniß war, ohne daß Gewaltthaͤtigkelten oder 
Volksaufſtaͤnde irgend einer Art flattgefunden hätten, zuvoͤrderſt das alle 
zemeine Gefeg wegen Einführung berathender Provinzialftände vom 28, 
Mat 1831 für Holftein und für Schleswig, bei welchem das allgemeine 
Geſetz 19) wegen Anordnung der Provinzialftände in der preußifchen Mo⸗ 
aarchie vom 5. Juni 1823 durchweg als Norm benugt worden iſt. 
Aber nicht allein für die teutfchen Herzogthuͤmer Schleswig und Holſtein, 
ondern auch für das daͤniſche Koͤnigreich wurde gleichfalls unterm 28. 
Mat 1831 ein weſentlich gleichlautendes dänifches Gefeg über die dem⸗ 
zaͤchſtige Einführung von Provinzialftänden erlaffen., Es wurbe In jenem 
illgemeinen Gefege die Einrichtung der Provinzialftände angefün und 
war fo, daß fie fich als berathende Stände in jedem Herzogthum̃e für 
ih verfammeln follten, jedoch mit völlig gletchen Befugniſſen und Pflich« 
en. Dieſe Proninzialftände follten aus gewählten, fo wie aus landes⸗ 
ʒerrlich ernannten Mitgliedern beftehen, und das geſetzmaͤßige Organ der 
yerfchiedenen Stände der Unterthanen in jedem Derzogthume bilden, Als 
illgemeine Bedingung des Wahlrechtes wie der Wählbarkeit wurde das 
and» und das flädtifche Grundeigenthum aufgeftellt. Der Ständener- 
ammlung ſollten kuͤnftig die Entwürfe folcher allgemeinen Gefege, welche 
Beränderungen in Perfonens und Eigenthumsrechten und in ben.‚Steuern 
md Öffentlichen Laften zum. Gegenftande hätten, fo ‘weit fie Ein Derzog 
hum allein angingen, der ftändifchen Verfammlung diefes Herzogthums, 
o meit fie aber beibe Herzogthümer betraͤfen, beiden ſtaͤndiſchen Ver⸗ 
ammlungen der Derzogthümer zur Berathung vorgelegt werden ti), . Die 
tändifche Verſammlung für jedes Herzogthum follte befugt fein, nicht 
ne in Anfehung ber zu Ihrer Wirkſamkeit gehörigen Gegenftände Vor⸗ 
chläge und Anträge zu flellen, fondern auch Bitten und Beſchwerden, 
veiche auf das fpecielle Wohl und Intereſſe des ganzen Herzogthums ober. 
ines helles beffelben Beziehung hätten, anzubringen. Die Communal⸗ 
mgelegenbeiten in jedem Herzogthume folten, unter Borbehalt der lan⸗ 





8) Bol. H. Sihmwald, die öffentlichen Handlungen der ſchleswig⸗ holſtei⸗ 
iſchen Nitterfchaft von 1815 bis 1838. Kiel 1839, : — 

9) S. die —— ber Verfaſſungsliteratur In Schleswig⸗Holſtein von 
— in Falck's neuem flaatsb. Magazin J. ©. 389, II. ©. 654, IV. 
eo g. - . 

10) Dan vgl.: Zufammenftellung ber für Preußen und die Herzogthämer 
Schleswig und Holftein erlaffenen allgemeinen Sefege wegen Anorbnung von 
Provingialftänden, mit Bemerkungen. Leipzig 1831. — . Klenge, Verſuch 
‚ber bie Bedeutung der Provinzialftaͤnde mit befonderer Beziehung auf den 
‚Anifchen Staat. I. Bon ben preußifchen Provinzialftänden. Altona 1832. 

11) A. F. Krieger, de legibus ad ordines provinciales secundum 
martam constitutionis d. 28, u. Maii A. 1831 datae paragraphum refe- 
endis. Havnise 1841. : 
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decherrlichen Auffficht tgab Genehmigung, den Beſchluſfen bee ſtaͤndiſch 
Berſaumlung Aewaſſen, fo wie derſelben bie Befugniß beigelegt fi 
die Reparuitlon dee in jeden Herzogthume zu entrichtenden, nicht Beta 
geſeblich regtilirten Anlagen über die contribuirenden Diſtricke ſelbſt z 
beſchaffen und die Art der Verthellung zu beſtiiimmen. Mbärbenenge ı 
bes Einrichtung ber Provinziatftände ſollten -in Zukunft nur nad m 
gängtger Decathung mis ben Ständen geftoffen, für jedes Herzogtche⸗ 
aber demnaͤchſt beſendere Vorſchriften zur näheren Regulirung ber fl» 
diſchen Verhaͤltniſſe erlaffen werden. Es iſt fehr nathtlih, Benn wa 
he der eutſchen Herzogthuͤmern, too man der althergebrachten Randesreik 
ebachte, Über die. Verheißung bee berachenden Provimialftände nicht dh 
reube empfinde konnte, twie in dem bänifchen Koͤnigreiche, wo bekannb 
U; die abfolue und unumſchraͤnkteſte Monarchie grundgefeslich beſteht 
Auch wurde in diefem Sinne von ber fortwährendet Deputation bet 
fchleowig⸗ holſteiniſchen Ritterfchaft untern 7. Jau 1891 eihe Adreffe 
eingerczcht, welche eine feierliche Verwahrung der alten Landesrechte und 
der ritterſchaftüchen Gerechtſame vor den Thron bradıte, und in dem als 
gereinen Grfege vom 28. Mai nur eine allechöchft verfügte, ans feuer 
kmdesherrlihee Macht herdorgegangene adminiſtrative Maßtegel etkannte, 
Inzwiſchen berief die Regierung eine größere Anzahl von fogen. erfahren 
Maͤnnern nah Kopenhagen zur Beratung über bie fpetiele Drganifatien 
dee "Provinziatftände, worauf die beſonderen Gefege zur naͤheren Rey 
rung der fländifchen Verhältniffe vom 15. Mai 1834 publicht wurde 
Nach denſelben findet: ale zwei Jahre Für Holſtein zu Itzehoe, für Schib 
wis in der Stadt Schledreig eime Ständeverfammlung ſtatt, bie ame 
Deffentlichkeit gehalten wird, deren Verhandlungen nur in ihren Dauptrefale 
sten eine Staͤndezeitung bekannt macht, Das Mahlgefeg bat die Wehe 
ten’, welche unmittelbare Primaͤrwahlen find, mit einer einfachen Wehl⸗ 
handlung sta dr Claſſen beftimmt, der Claſſe der Gutöbefiger, wohl 
es auf den Geburtsſtand nicht ankommt, der Städter und ber Bauern. 
DH Mitglieder für die Mitterfchaft ats Corporation, mie füt die Gef: 
lichkelt ats Stand und für die Rundesuniverfitit zu Kiel werden nicht 
gewaͤhlt, ſondern Iandesherlich ernannt. Zu den wichtigſten ug) um 
faſſendſten Gefegen, welche nach Berathung mit den Stänben bike 
publicirt toutden, gehört namentlich eine nene Sabbathsorbnung, tie 
GSefindeordnung, und vor allen die neue Bollverorbnung vom 1. Da 
1838, mit Aufhebung aller Zollprivilegien, für die jedoch Entſchaͤdigun; 
aus der Staatscaffe ftattgefunden hat. Für die Ausarbeitung eines war 
ang Henne 4 eine Immediatcommiſſſon beftellt, die fchon füt ra 
paar Jahren in Met anter dem Vorfige des Präffventen des Dbrtappe: 
Lationsgerichte6 von Zeit zu Zeit ihre Sigungen hält zur Berathung de 
den Ständeverfammlungen demnaͤchſt vorzulegenden Entwurfes. Eir 
neue Cemmunalordnung für Stadt: und Landgemeinden witd ebenfel 
vorbereitet, und manche andere Mefornien, welche nach den gegenwaͤrtigka 
— aͤltniſſen uneclaͤßlich erſcheinen, find: noch im Werke. Eine I& 
te Ervegung des Gemeingeiſtes, wie fie fi in neuefler Zeit ume 
kennbar kundgegeben hat und hoffentlich fich immer mehr bethätigen mi, 
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ommt dabei der Reglerung zu Hilfe. Die große Mamnigfaltigkelt ind/ 
Zerſchiedenartigkeit der Rechte und Rechtszuſtaͤnde, in ihrem Imern nach 
nanchen Richtungen hin abgeſtorben, wird dabei einer zeit⸗ und zweck⸗ 
emaͤßen, und daher in der That lebensvolleren Einheit in vielfacher Bes 
fehung weichen müffen, nicht nach abftracten Begriffen und modernen 
Bategorien, aber nach. einfichtiger und unbefangener Zuffaffimg und prachj⸗ 
cher Wuͤrdigung der lebendigen Volld: und Landesverhditntfie. 

Auch das Juſtizweſen!2) und die Rechtspflege, fo wie die ganze 
dandesverwal Schleswig⸗Holſteins, hat im Sahre 1834 eine hoͤchſt 
yebeutfame und tief eingreifende Reform erfahren, gleichzeitig mit ber 
peciellen Gefeggebung über die Einrichtung und den Wirkungskreis der . 
Provinzialftände. Die Serichtsverfaffung der Herzogthuͤmer bat Jufolge 
er hiftorifchen Sompofition bed Territoriums, der vielerlei localen. Vers 
chiedenheiten, der zählreichen Privilegien und Singularitäten einen moͤg⸗ 
ihft complicirten Charakter. Die Zahl vereinzelter Gerichtsbarkeiten und 
efonderer Jurisdictionsverhaͤltniſſe ift übermäßig. Ein vor einigen Jah—⸗ 
en von einem Sachkundigen herausgegebenes topographifcie® Verzeichniß 1®) 
ver verfchiedenen Gerichtsbarkeiten des Herzogthums Holftein zählt deren 
ucht weniger ald 260 auf, Man kann fich daher fuͤrwahr nit wun⸗ 
yern, wenn in neuefter Zeit fehr oft der Wunfc nad) einer Ran 
anb verhältnigmäßigeren Vertheilung des ganzen Landes In größere und 
minber zahlreiche Geſammtbezirke laut geworden if. Was die eigeriflichen 
Dbergerichte anlangt, fo gab es zu Ende des Mittelalters ſowohl in 
Schleswig wie in Holſtein zwei landesherrliche Obergerichte, naͤhilich Bas 
Bandgericht und ein Oberamtögericht für jedes Amt und jebe Landidäft. 
Das Landgericht fland in Verbindung mit dem Landtage, bis 156% für 
Ye Mechtöpflege ein eigenes, aus landesherrlichen Raͤthen beſtehendes 
kandgericht angeordnet wurde, und erft in ber legten Hälfte des ſechs⸗ 
ehnten Sahrhunderte "entftanden die Canzleien und Hofgerichte, nach dem 
Mufter der Meichsgerichte und gleichartiger Collegien in benachbarten teut⸗ 
hen Territorien organifiet. Aber dieſe Juſtizcanzleien und Hofgerichte, 
nach und nad in allen Landestheilen errichtet, wurben alsbald die eigent⸗ 
ichen und ordentlichen Obergerichte, die Oberamisgerichte voͤllig und die 
Bandgerichte großentheils zurüddrängend. Hierin liegt bee Urfprürig der 
noch beftehenden beiden Dberdicafterien, für Holftein in Gluͤckſtadt, für 
Schleswig auf Gottorf, welche aber durch Iandesherrliche Verordnungen 
vom 45. Mai 1834 eine weſentlich veränderte Stellung und neue Ein: 
richtung erhalten haben. Sie bilden jetzt für die flädtifchen und laͤndlichen 
Diſtricte in allen Arten von Sachen Gerichte zroei& Inſtanz, mit alleiniger 
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12) Man vgl. Falck's Handbuch des ſchleswig⸗ holſteiniſchen Rechtes, 
deſſen dritten Bandes erſte Abtheilung, 1885 erfchienen, die Gerichtsverfaſſung 
der Herzogthuͤmer nach ihrer geſchichtlichen Bildung und jetzigen Geſtalt ſehr 
gruͤndlich darſtellt. 

13) Schiff, Verſuch eines Verzeichniſſes der verſchiedenen Gerichtebarkei⸗ 
ten des Herzogthums Holſtein in einer durch bie kopographiſche Lage beſtimmten 
Reihenfolge. Kiel 1831. : ’ 
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Ausnahme der tnqulfitorifchen Criminalprozeffe, du in biefen die Ad 
regelmaͤßig behufs der Entſcheidung an die Obergerichte als Die erfenum 
den Griminalgerichte eingefandt werden. Kür die Privilegirten find fi 
Berichte erfter Inſtanz. Ueber ihnen befteht das neu eingerichtete Kxhr 
appelationsgeriht. Die abeligen Landgerichte, für bie Ritterſchaft ühhl 
die Befiger adliger Güter, find ein Anner der Obergerichte. Durch jen 
Verordnungen find aber die Oberdicafterien reine Juſtizbehoͤrben gemorbn, 
indem In Bezug auf fie eine Trennung ber Juſtiz von der Adminifle 
don eintrat, fo daß ihnen neben der unmittelbaren Rechtöpflege nur et: 
zelne adminiſtrative Gefchäfte, die mit der Jufligvenvdlling genau zw 
fammenhängen, verblieben find, wie die Aufficht über das Vormund⸗ 
fchaftöwefen und über bie Hypothekenbuͤcher. Jedes diefer beiden Dbers 
gerichte befteht aus einem Director und ſechs Näthen. Zur Entſcheidung 
der Rechtöfachen, welche im ordentlichen Prozeffe mündlih verhandelt 
werden, finden vierteljährlich Hffentliche Sitzungen flat. Für alle geiſt⸗ 
liche, Civil» und Criminalſachen tft jest, als höcfte Suftanz, das Ober: 
appellationsgericht für die Derzogthümer Schleswig, Holften und Laven⸗ 
burg conftituist, welches in Kiel feinen Sig bat und am 1. October” 
1834 eröffnet ward. Die bisher noch proviforifche Gerichtsorduung 1%) 
deſſelben datirt vom 15. Mai 1834. Es befteht aus einem Präfibenten 
und acht Räthen , nebft zwei außerordentlichen Affefforen. Das Verfah⸗ 
rn vor dem Oberappellationsgerichte ift zwar bis jegt ein ſchriftliches, 
aber nur einftweilen, indem die Gerichtsordnung felbft ein Öffentliches 
und muͤndliches Verfahren, welches auch In Schleswig-Holftein von jeher 
dem Grundfage nad) die allgemeine Megel bildete, für die Zukunft wen 
beißt, worauf audy glei bei der Einrichtung bes für die Sigungen 
beftimmten Locales Rüdficht genommen worden. 

‚Für die in Bezug auf die Oberbehörden von der Juſtiz abgefonderte 
Adminiſtration wurde gleichzeitig mit bem Oberappellationsgerichte in Kiel 
das Regierungscolleglum auf Gottorf für Schleswig und Holftein gefliftet, 
fo daß die beiden feit Jahrhunderten grundgefeglic, verbundenen Herzog⸗ 
thuͤmer nunmehr ſowohl für die Nechtspflege, wie für die Verwaltung 
eine gemeinfchaftliche Oberbehörde im Lande felbft erhalten haben. Aber 
die hoͤchſten Adminiſtrativbehoͤrden haben ihren Sig in der Landesherlidhen 
Mefidenzflabt Kopenhagen, und diefe find, mit Ausnahme ber fchlesmig: 
hotftein s lauenburgifchen Canzlei, durchgängig Collegien, welche das Königs 
teih Daͤnemark mit den teutfchen Derzogthümern gemeinfchaftlich bet, 
namentlidy der Geheime. Stantsrath, das Departement ber auswärtigen 
Angelegenheiten, die Figgnzdeputation, die Direction für die Staatsfchul: 
ben, die Ditection für Die allgemeine Penfionscaffe, bie Abmiralitäe um 
Semeralität, die Rentekammer, das Generalzolltammercollegium , bie Ge: 
neralpofldicection u. a. In Bezug auf die obere Verwaltung ber geifb 
lichen Sachen bat jedes Herzogthum einen Generalfuperintendenten und 


14) Bgl. Bemerkungen zu ber proviforifchen Gerichtsordnung bes Ober: 
appellationsgerichtes zu Kiel, von bem Deep r. Brink: 
mann, in Fald’s m. ſtaatsb. Magaz. IV. ©. 1 fig. 
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An Oberconſiſtorium, welches das Obergericht mit ‚mehreren geiftlichen 
Beiſitzern iſt. Uber bie im Jahre 1834 eingetretene Reform des Juſtiz⸗ 
weſens, verbunden mit der Zrenmung der Juſtiz von der Adminiſtratlon, 
hat auch bier eingewirkt, fo daß ben Oberconfiftorien jegt nur die mit 
der geiftlichen Rechtspflege‘ verknüpften Geſchaͤfte zufallen, während bie 
kirchlichen Adminiftrativfachen einer geiftlichen Abtheilung der Regierung 


auf Gottorf zugeiviefen find. Schleswig zerfällt übrigens in 12 Aemter 


amd drei Landſchaften, Holſtein zähle. 16 Aemter, zwei Landfchaften, 
zwei Derrfchaften und eine ehedem eine kurze Zeit hindurch reichsunmittel⸗ 


bare Graffchaft. Dazu kommen die 14 Städte in Holftein und 13 Städte ' 


in Schleswig, fo wie die abligen Güter, deren Zahl in Holitein 142 
beträgt, die in vier Diſtricte eingetheilt find, in Schleswig 120, in [ehe 
Diftricte getheilt, daneben in Holſtein drei Diſtricte ber Kiöfter ober rit⸗ 
zerfchaftlichen Fräuleinftifter, in Schleswig ein adliges Kloſter. Das 
Herzogthup Holſtein hat 187 Pfarrkirchen und 18 Capellen; es zerfaͤllt in 
Anſehung der kirchlichen Aufſicht und Verwaltung in 12 Propſteien, 


D d. h. Superintendenturen; es zählt 6 gelehrte Schulen und 1052 Buͤr⸗ 


ger⸗ und Landſchulen. Schleswig dagegen hat 274 Kirchen, ſo daß im 
Durchſchnitt auf etwa 1240 Menſchen eine Kirche kommt, waͤhrend im 
Holſtein mit nur halb ſo vielen Kirchen bei einer weit groͤßeren Einwoh⸗ 
nerzahl auf 3144 Menſchen eine Kirche durchſchnittlich zu rechnen ſein 
wuͤrde. Die Kirchſpiele oder Parochien ſind aber unter ſich an Volks⸗ 
zahl, wie an Umfang und Ausdehnung durchweg außerordentlich ver⸗ 
ſchieden, unter den holſteiniſchen Kirchſpielen beſonders manche übergroß. 
Die kirchliche Gemeindeverfaſſung beruht meiſtens auf dem Herkommen; 
die groͤßte Gemeindefreiheit findet ſich in den Marſchen. Ein großer Theil 
der Gemeinden hat noch das Recht ber Predigerwahl behauptet?0). Im 
jedem Propſteidiſtricte findet man durchgehends ein Unterconfiflorium. 
Die Intherifhe Confeffion ift in beiden Herzogthuͤmern bie berefchende ; 
die Zahl der fremden. Religionsverwandten beitef fih im Herzogthume 
Schleswig nad) der Volkszählung, von 1835 im Ganzen auf nicht mehr 
als 1359 Seelen, und auch in Holſtein find ihrer nur wenige Tauſende, 
Reformirte, Katholiken, Menoniten, und bie Zahl der Juden betrug in 
Hoiſtein 313719). 

Werfen wir hier noch einen fummarifchen Ueberblick anf die Quellen» 
kunde des ſchleswig⸗holſteiniſchen Mechtes, fo iſt in dieſer Beziehung, wie 
oben ſchon angedeutet worden, vor allem zu bemerken, daß die Menge 


und Mannigfaltigkeit der Quellen, auch abgefehen von der hoͤchſt volus 


minsfen Sammlung der Iandesherrlichen Werordnungen und Verfügungen, 
ungemein groß iſt. Da aber, feitdem bie Inndesherrliche Gefeßgebung 


15) Vgl. Michelfen, Entftehung und Begruͤndung der Prebigerwahl in 
Schleswig⸗Holſtein ala proteftantifcher Norm. Kiel 1841. = 
16) Ueber das Kirchenwefen ber Herzogthuͤmer wird fehr detaillirte Muss 
Tunft gegeben in: Luͤbkert, Verſ. einer kirchlichen Statiſtik Holſtein s, und 
sel e Verſ. einer kirchl. Statiſtik des Herzogthums Schleswig. Flensburg 
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thätiger auf bie Rechtsbildung einwirkte, die ſtaatsrechtliche und abmin 
flrative Verbindung bee Derzogthümer beftanden bat, auch das rechts 
wifienfchaftliche Stubium der Schleswiger und Holfleiner ein ungetrenn 
te8 war, und beide Herzogthuͤmer auch jegt ein gemeinfames hödfle 
Bericht haben, fo find fie für die Rechtsgefhihte wie für Die Recht 
dogmatik ein einziges Gebiet, eine wahre Einheit, fo daß Die jrriſtiſche 
Literatur für beibe biefelbe if. Aber bie urfprünglihe Stanımesverfchie 
denheit bee’ Bevölkerung bat ſtatutariſche Eigenthämlicykeiten und ers 
fchiedenheiten erzeugt, bie noch fortwährend auf das gefchriebene und ums 
: gefchriebene Recht erheblichen Einfluß dußern. Em fcdhöner und hervor⸗ 
tagender Zug des Rechtslebens ift in beiden Herzogthuͤmern, in manchen 
Diftricten, eine große Sreiheit bes Bauernflandes und der bfuerlichen 
Verhättniffe, jedoeh mit Ausnahme der unter abliger Gutsherrſchaft 
ſtehenden Bauern, bie oft noch als Beitpächter in großer Abhingigfete 
fih befinden, obgleih die ehemalige Leibeigenfchaft diefer Shatterz 
‚ mit dem Anfange umfers Jahrhunderts vollkommen ift aufgegeben wor⸗ 
den!”), In Schleswig gilt als gemeines Landrecht das Yürläye Lore, * 
ein Geſetzbuch König Waldemar's II. von 1241, im einer plattteutfchen 
Ueberfegung aus dem Ende des fechszehnten Jahrhunderts; in Holſtein 
der Sachfenfpiegel, aber unter Sachſenrecht mird hier nur das Landrecht, 
nicht das Lehnrecht verftanden. Lehnguͤter kommen auch weder in Dels 
ftein nody in Schleswig vor. Als eine reichhaltige?) Duelle firömt In 
Schleswig: Holftein auch fortwährend das lebendige Gewohnheitsrecht, der 
Landesgebrauch wie die Ianbfchaftliche und oͤrtliche Rechtsſitte und Obſer⸗ 
vanz. Weber ben Beweis des Gewohnheitsrechtes gelten aber auch hir 
jest die Grundfäge des gemeinen Rechtes, fo daß die Parteien eine zwei⸗ 
felhafte Rechtsgewohnheit auf gewöhnliche Weife zu beweifen haben, wäh. 
-vend es ehedem ben Gerichten oblag, von Amtöwegen fi) nach ben Lam 
desgewohnheiten zu erfundigen, fo wie auch In Älterer Zeit der Beweis 
unmittelbar auf die gemohnheitsmäßigen Mechtsfäge feibft und nicht auf 
die fpeciellen Sacta, aus denen die Gewohnheit erkannt werben fol, ge ’ 
richtet ward. Daß durch diefe neueren Grundſaͤtze, aus ber gemeinen 
teutfchen Docttin hergenommen, der Beweis von Gewohnhäten, We 
nit durchaus kundbar find, fehe erfchwert und dadurch bie pracüiſche 
Geltung des Gewohnheitsrechtes in manchen Faͤllen beſchraͤnkt werden 
muß, bedarf Feiner weiteren Ausfuͤhrung. Ehemals war auch bie Autes 
nomie der Gemeinden in den Städten und auf dem Lande für bie Rechte: 
erzeugung von großer Bedeutung, und noch immer hat fie fich nicht 
ganz und gar verloren. Beſonders beruhte bei den Mordfriefen an ber 
Weftküfte des Herzogthumes Schleswig, wie bei den freien Dithmar⸗ 
fhern auf der Weſtſeite Holfteins, das heimathliche Necht bis über bad 


- " 17) Wie in dieſem Rechtsieriton unter bem Art. Bauer und Bauer⸗ 
gäter 23. Schol z der Dritte hat behaupten Eönnen, baß in Holſtein noch 
jegt gewilfermaßen leibeigene Bauern vorkommen, ift uns unbegreiftid). 

18) Bol. Bald, Bemerkungen über die Quellen bes vaterländifchen ech 
tes, im flaateb. Magazin I. &. 856-879, II. &. 738-758. 
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Mittelalter hinaus faſt allen auf communaler Autonnmie. Die wichüg⸗ 
ten der alten autonomiſchen Geſetze der Nordfrieſen, fo weit fie noch 
andſchriftlich vorhanden, find jetzt neu herausgegeben in v. Richt⸗ 
‚ofen, Sammlung friefifcher Rechtsquellen S. 660—582. Die alten 
Rechte des Landes Dithmarfchen hat der Unterzeichnete gefammelt und 
veulich herausgegeben unter bem Zitel: Sammlung altdithmarſcher Rechtes 
mellen. Altona 1842, 

Die bolfteinifchen Städte, Altona allein ausgenommen, find nit 
Abifchem Rechte bewidmet, wie ebenfalls im Herzogthume Schleswig bie 
Städte Zondern und Burg auf Fehmern. Daß dort das revidirte luͤbi⸗ 
he Recht von 1986 gebraucht wird, iſt durch die Pragis entſchieden. 
Die fchleswigfchen Städte Schleswig, Flensburg, Apenrode, Hadersleben, 
yaben jede ihr eigenes Stadtrecht aus dem Mittelalter 1?), welches noch 
zilt; bie Städte Edernförde, Hufum, Sriebrichfladt, Haben neuere Stadt⸗ 
echte vorn 1632, 1608, 1633. 

Neben diefen ftädtifhen Statuten find als befonders merkwuͤrdig 
erner das Nordftrander Landrecht von 1572, welches in hochteuticher 
Neberfegung fortwährend in mehreren Gebietstheilen bes alten Nordfries⸗ 
lands gilt, bas neue Dithmarſcher Landrecht von 1567 und das Eider⸗ 
ſtedter Landrecht von 1591 zu erwähnen. Das Dithmarfcher Landrecht 
liegt faft durchweg dem Eiberfiedter zu Grunde. Jenes iſt aber noch in 
platsteutfcher Sprache abgefaßtz beide verwelfen auf die gemeinen gefihries 
benen Rechte als Hilfsrecht. 

Eine Sammlung der ſchleswigſchen Lands und Stadtrechte ift her⸗ 
ausgegeben von C. 2. v. Broddorff und F. L. v. Eggers, ale: 
Corpus Statutorum Slesvicensium (Schleswig 179&—99), 3 Thle⸗ &. 
Eine gleichartige Sammlung für Holitein iſt 5. D. C. v. Eronkeim’d 
Corpus Statutorum Provincialium Holsatiae. Altona 1750. 4. Was 
bie Sammlung’ der Iandesherrlichen Verordnungen betrifft, fo wurde be; 
reits 1736 die Veranflaltung einer allgemeinen Sammlung ber Landes 
geſetze vorgefchrieben. Das fehleswigfche Corpus Constitutionum iſt 
jedoch, obgleich lange vorbereitet, nicht zu Stande gekommen. Dagegen 
das bolfteinifche Corpus Constitutionum für den koͤnigl. Landestheil er⸗ 
ſchien 1749 fig. in drei Quartbänden. Es enthält die Verordnungen 
bis zum Ausgange des Jahres 1747, und zwar der erfte Band bie all» 
gemeinen Verordnungen, der ziveite bie fpeciellen für bie Aemter und 
Landfchnften, der dritte die für die Städte. Einen Mebenband dazu bils 
det das eben erwähnte Corpus Statutorum Holsaticorum, worin man 
1) die ſchleswig⸗holſteiniſche Kirchenorduung von 1542 findet, auf einem 
zu Rendsburg gehaltenen Landtage von den Ständen angenommen, eine 
plattteutfche Umarbeitung ber . bänifchen Kirchenorduung von 1539; 2) 
die ſchleswig⸗holſteiniſche Landgerichtsordnung, die zuerft 1573 publicitt, 
hernach 1636 revidist worden ift, eine allgemeine Prezegordnung für 


19) Bel. Kald’s Handb. des ſchleswig⸗holſt. echtes J. S. 375 fig. — 
Kuiveanssnufenviagers Danſte Gaarderetter og Stadsretter (Kopenh⸗ 
1827), &. 311 470. x 2 
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Schleswig und Holſtein, zulegt herausgegeben von Zönfen zu Sci 
wig 1821 in 4. mit einigen Anhängen; 3) bie ſchauenburgiſche Hof 
gerichtöorbuung von 1639, bie noch jet Geſetzeskraft hat in dem Landes⸗ 
theile des füdlihen Stormarns, der bei den Erbthellungen in bem hol⸗ 
ſteiniſchen Fuͤrſtenhauſe der Schauenburger an bie Weferfche Linie bei 
Haufes gefallen war, unb ihe bis zu ihrem Ausſterben im Mannsſtamme 
1640 verblieb; 4) das Dithmarſcher Landrecht von 1567, nach ber Er 
oberung des Landes und Einverleibung in bad Herzogthum Holſtein von 
den neuen Lanbesherten gegeben, mit Benugung bes alten Dithmarſchet 
Lanbrechtes, großentheild aus der derzeitigen zomanifirnden Doctrin bed 
gemeinen Rechtes gefchöpft; 5) das alte Lübifche Recht nah dem Gober 
der Stadt Segeberg, ber aber zum Theil Hamburgifches Stadtrecht ent 
hält, und 6) das revidirte Lübifche Recht von 1586. Eine chronologiſche 
Sammlung der landesfücftlichen Verordnungen und Verfügungen erfcheint 
zu Kiel; fie begann 1756 und wird jährlich fortgefekt. Eine ſyſtemati⸗ 
fhe, umfaſſende Sammlung hat gleichfalls feit 1827 ihren Anfang ger 
nommen. Der Repertorin, Verzeichniſſe und allgemeinen Weberfichten 
der Verorbuungen find mehrere vorhanden 2%). Sehr lehrreich für bie 
Kenntniß der Prazis find die ſchleswig⸗ holfteinifchen Anzeigen, befonders 
nachdem 1834, bei ber Reform bed Juſtizweſens, den Obergerichten und 
dem Öberappellationsgerichte vorgefchrieben worden, ihren Erkenntnifien 
bie Entfcheidungsgrände beizufügen. Es theilen biefe Blätter vegelmäßig 
jegt in einer neuen Folge bemerkenswerthe, von ben Obergerichten in 
Schleswig und Gluͤckſtadt entfchiedene Rechtsfaͤlle mit, fo wie darin and 
bie neu promufgisten Gefege aufgenommen werben; fie erfcheinm fet 
17502). Bor Kurzem hat ſich ein fchleswig = holfteinifcher Advocaten 
verein gebildet und eine Zeitfchrift für die practifche Surisprubenz de 
Inlandes angekuͤndigt. Als eine fehr imhaltsreiche Zeitſchrift iſt das 
ſtaatsbuͤrgerliche Magazin von Falck hier zu nennen, welches alle vater⸗ 
ländifchen Angelegenheiten behandelt, daher auch Unterfuchungen über das 
Landesrecht in feinen Kreis zieht, und manche wahrhaft gediegene Eroͤrte⸗ 
mungen über das heimathliche Staats» und Privatrech€ geliefert bat. E 
iſt diefe Beitfchrift ſeit 1821 in 20 flarken Bänden an das Lit ger 
ten, gedrudt und verlegt im Zaubftummeninftitut zu Schleswig, und 
‚ erfcheint gegenwärtig in einer britten Kolge in der Schwers’fchen Bud- 
handlung zu Kiel unter dem neuen Titel: Archiv für Gefchichte, Stati 
fit, Kunde der Verwaltung und Landesrechte der Derzogthümer Schler 
wig, Holftein und Lauenburg, | 
Zu den in den Derzogthümern ober in einzelnen Diſtricten berfelben 
geltenden Rechtsquellen, deren Giltigkeit auf Reception beruht, gehoͤrt 
ferner die peinliche Gerichtsordnung Karl's V. im Herzogthume Schleswig, 


an Se dat Ehe hr — chtigſten Abband 

at eine eigene Sammlung ber wichtigſten Abbandlungen zur 
Griäuterung ber baterlänbifchen Gefchichte nk bes vateriändif, chen Rechtes, welche 
früher in ben fchleswig-holfteinifchen Anzeigen erfchienen find, mit A 
herausgegeben zu Zondern 1819 flg., 8 Thle. 8. 
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eiches niemals ein Territorium des All Reiches war, fo wie in 
nigen Stäbten befjelden Herzogthumẽ, namentlid in Flensburg und 
Sonderburg, das bänifche Seerecht, wie es fih in bem Geſetzbuche 
Inig Chriftian’s V. von 1683 findet. In der Stadt Hufum ift dar 
gen das Wisbyer Seerecht aufgenommen, nad) einer Beftätigung des 
Statuts von 1582, welches im Mittelalter auch im Königreiche Dänes 
art gebraucht ward. In der dicht vor Hamburg gelegenen holſteiniſchen 
Stadt Altona find die Kopenhagener Wechfelorbnung von 1681 und bie 
Yamburger Afferuranzs und Havereiordnung von 1731 recipirt. Auch 
aben einige holfteinifche Statuten in Diſtricten des Herzogthums Schles⸗ 
ig, und umgekehrt fchleswigfche Statutarrechte in Diftricten des Ders 
gthums Holftein Aufnahme gefunden. 

Ein Hauptunterfchled und Gegenfap zwiſchen ber bolfteinifchen und 
hleswigſchen Rechtsverfaſſung ſchant in Anfehung ber Meception des 
dmifchen und canonifchen Mechtes in ben\meltlichen Gerichten ber Her» 
ogthümer zu: beftehen. In Holftein erfolgte die Aufnahme zwar fpäter. 
(8 in fehe vielen anderen teutfchen Zerritorin, indem die Volksgerichte 
ter lange in voller Wirkſamkeit blieben, ja noch immer nicht ganı und 
ae abgelommen nd, aber alimälig wurde fie buch den Einfluß ber 
Sioffiften und der rechtsgelehrten Hofgerichte auf gleiche Weiſe wie im 
eutichen Reiche überhaupt zu Stande gebracht. Die erfte Anerkennung 
yes gemeinen Rechtes als einer fubfidiarifchen Entfcheidungsnorm findet 
ich in dem von dem goftorfifchen Hofceanzir Adam Thraziger ver 
faßten ‚Dithmarfcher Landrechte von 1567; bie practifhe Giltigkeit für 
das ganze holfteinifche Territorium ftäge fi auf Vorſchriften der gelten» 
ven allgemeinen Gerichtsorbnungen 22). Dingegen im Herzogthume Schles⸗ 
wig iſt es zu einer allgemeinen Annahme und Anerkennung bed gemeinen 
Rechtes nicht gekommen; jedoch ift es theils für mehrere Diſtricte durch 
Ye dortigen Statuten für fubfidiarifches Recht erklärt, nämlich. in dem 
Siderftebter Landrechte und in ben Stadtrechten von Hufum und Friedrich⸗ 
ſtadt, theils gilt es in Bezug auf manche Verhaͤltniſſe und große Partien 
des Rechtsſyſtems im ganzen ſchleswigſchen Territorium als recipirt. Das 
hin gehören nicht allein die geiftlichen Sachen, fondern auch alle Crimis 
nalfachen, in Folge bee Aufnahme der Carolina, die im Art. 1056 gang 
aligemein auf das roͤmiſche Necht verweiſt. Nicht wminder ift, in Ger 
mäßhelt der fchleswig = holfteinifchen Lanbgerichtdordnung, das gemeine 
Recht für Schleswig in Ruͤckſicht auf den Prozeß als geltend anzufehen, 
fo wie fih für die Anwendung beffelben in gewifien Materien des Pris 
vatrechtes, wie Im ber Lehre von den Zeflamenten und bem Pflichteheite, 
der Gerichtsgebrauch entfchieben firtet hat. Und abgefehen von biefer 
förderlihen Reception in einzelnen Lanbestheilen und in Bezug auf eins 
zelne Rechtspethaͤltniſſe, wirkte gleichmäßig für Schleswig wie für Hol⸗ 
flein die durchweg zomanifirende gemeine Doctrin und Prarts Teutſch⸗ 
lands, fo daß, ungeachtet das Allegiven fremder Rechte in fuͤrſtlichen 
Gerichtsordnungen verboten wurde, aud im Herzogthume Schleswig bie 








22) Bol. Falcdꝰs Hanbb, I. ©. 181. 
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Mechtspraris meiftens im corpusgguris civilis Heil und Hilfe gefucht bat 
"und noch ſucht. 
Das ſchleswig⸗ holſteiniſche Landesrecht kann fi einer verhält 
mäßig ſehr gehaltvollen Literatur rlihmen. Geht bald nach der Stiftung 
der Landesuniverfität zu Kiel 1665 wurden baräber beſondere Vorleſunge 
gehalten, anfänglicy auf die Quellenkunde und bie dußere Rechtsgeſchicht 
fich beſchraͤnkend, bis Winkler auch bie Rechtsdogmatik vortrug, dem 
4768 von der Regierung die Abfaſſung eines Lehrbuches der Landesrecht: 
aufgetragen ward, welches jedoch nicht erſchienen iſt. Tren delenburg 
berband in feinen Vorträgen ſeit 1776 die Landesrechte mit dem teutſchen 
Privatrechte. Darauf madıte fi Schrader als Docent und ale Gchrifts 
fteller auf diefem Gebiete beſonders verdient; feine bierber gehörigen aß» 
gemeinen Werke find: Handbuch deu vaterländifchen Rechte (Altonn 1784 
—-1793 und Schleswig 1819), —**— in 4.3 Lehrbuch der ſchleewig⸗ 
holſteiniſchen Landesrechte (Kiel 1800—1806), 3 The. in 8. Das 
hoͤchſte Verdienſt bat fie) aber in unferen Tagen Fald erworben, ber 
die rechtswiſſenſchaftliche Literatur der Herzogthuͤmer durch eine Hanze 
Reihe von eigenen Schriften und Sammlungen ber Schriften Anderer 
bereiherte und dadurch in Wahrheit zu einer neuen Bufe ber Entwicke⸗ 
hmg erhob. Sein Hauptwerk ift das Handbuch des ſchleswig⸗ holſteini⸗ 
fchen Rechtes, von dem bie jegt drei Bände in vier Theilen erfchienen 
find. Der erſte Band enthält eine Staats⸗ und Rechtsgeſchichte der 


. Herzogthuͤmer; ber zweite gibt eine Gefchichte bee Staatsverfaſſung und 


Staatsverwaltung als Innere Mechtsgefchichte, während im erflen bie 
äußere Mechtögefchichte behandelt wird ; der dritte in feiner erſten Abthä⸗ 
lung eine hiftorifchebogmatifche Darftellung der Gertchtöverfaffung , in ber 
zweiten Abtheilung eine gefchichtliche Weberficht ber Kriegsverfaffung, dei 


„Steuerweſens, der kirchlichen Verfaffung und des Criminalcechtes; mit 


dem vierten Bande, 1840 erfchienen, hat die Darftellung des geltenden 
ſchleswig⸗ holfteinifchen Privatrechtes begonnen, es find darin die allge 
meinen Lehren und das Perfonenrecht bereits abgehandelt. Neben diefem 

durch die umfaſſendſte und vielfeltigfte Gelehrſamkeit ſich auszeichnenden 

Hauptwerke von Falck möchten hier noch zu nemnen fein: 1) fr des 

ſchleswig⸗ holfteinifehe Staatsreht: Dahlmann, urkundliche Dar 
ftelung des dem ſchleswig⸗holſteiniſchen Landtage zuftehenden Stenebe 
willigungsrechtes. Kiel 1819. Zald, das Herzogthum Schleswig in 
feinem gegenwärtigen Verhättniffe zu dem Königreiche Dänemark und za 
dem Herzogthume Holftein. Kiel 1816. Michelſen, über die we 
malige Randesvertretung in Schleswig: Holftein, mit beſonderer Ruͤckfitht 
auf die Hemter und Landfchaften. Hamburg 1831. Abam Guf 
v. Moltke, über die Verfaffung Schleswig » Holfteind und bie Ritter 
{haft als eine tn fortwährender Wirkſamkeit beftchende Landſtandſchaft 
Kübel 1833. Lornfen, die Unionsverfaffung Daͤnemarks und Sches⸗ 
wigsHolfteins. Nach des Verfaſſers Tode Herausgegeben von Befeler. 
Jena 1841. Die mwichtigfte Quellenſammlung für das Staatsrecht bat 
ben Titel: Privilegien ber fchleswig:holfteinifchen Ritterſchaft. Herausge⸗ 
gebm von Senfen und Hegewiſch. Kiel 1797. & — 2) Kür das 
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| Kirchenrecht: Eallifen, Anleitung zur Kenntniß ber Ianbesherrliäyen 
· Kirchenverordnungen in den Herzogthümern Schleswig und Holftein, 2. 
Aufl. Altona 1834. — 3) Für das Criminalrecht: v. Schirach, 
Handbuch des ſchleswig⸗ holfteinifhen Griminalrechtes (Schleswig 1829), 
2 Thle. in 8., von benen ber erſte das holfteinifche, der zweite das 
ſchleswigſche Strafrecht darftellt. — 4) Für das Privatrecht: Pauls 
fen, Lehrbuch des Privatrechtes der Herzogthuͤmer Schleswig und Hols 
flein, mie auch des Herzogthums Lauenburg, 2. Aufl. Kiel 1842. 
Es march, Handbudy des Erbrechtes im Herzogthume Schleswig. Schles⸗ 
wig 1842. — 5) Zür das Prozeßrecht: Francke, ber gemeine 
teutfche und ſchleswig⸗ holfteinifche Civiiprozeß (Hamburg 18391842), 
2 Thle. 8. %. 2. 3. Michelſen. 


Suldigung, allgemeine Hulbigung, Landeshuldbigung, 
Staatshuldigung (homagium, tessera subiectionis civilis)*), die 
feierliche Handlung, wodurch, gewöhnlich eidlich, dem Landesherrn Treue 
und Gehorfam gelobt wird, ein feierliches Werfprechen der Unterthanens 
pflicht 2). Die beiden Ausdräcde Landes und Staatshuldigung find bie 
bezeichnendften, da die beiden anderen noch in meiteren und engeren Bes 
Deutungen vorfommen (f. w. u.). Die Zufammenfegung mit dem Worte 
Huldigung, oder deſſen vorzugsweifer Gebraudy find übrigens bezeichnnd, 

da daſſelbe immer eine Anerkennung fremder Vorzüge mit wohlwollend = 
Unterwerfung des Huldigenden barumter nusdrüdt. Die Handlung 
zwar ein Zeichen ber Landeshoheit auf der einen, ber Landesunterthänig- 
feit auf der anderen Seite, aber nicht Bedingung dieſes Verhältniffes. 
In allen erblich monarchifchen Staaten ift es anerlannter Grundfos, dag 
mit dem Tode bes Derrfchers fogleich von Rechtswegen (ipso iure) be 
Gewalt auf ben legitimen Nachfolger übergeht. Dieß drüden die bekann⸗ 
: : 


1) Die Literatur war in ben älteren Zeiten reichhaltig, wenn gleich nicht 
vorgüglih. Die nachher anzugebende neuere Schrift von Bunz if bie aus 
ezeichnetfie: Maul, de homagio, reverentia, obsequio etc. Giess. 1614, 
Marb, 1672. Bruningh, de homagiis subiectivis. Basil. 1621. Ritter, 
diss. de homagio subiectionis. Gies. 1623. Hermann, de homagio. 
Lips. 1625. KErobenii diss. de homagio. Arg. 1627. Cellarii diss. 
de homagio. Jen. 1687. Sagittarii diss. de homagio. Jen. 1651. 
Leyser, diss. de iuramento fidelitatis subdititio. Vit. 1668. Fel- 
winger, dies. de homagie. Alt. 1669. Preibis, de homagie. Lips. 
1669. Uffelmann, de homagio, sive iureinrando , quo subditi impe- 
rantibus reip, obligautur. Heimat. 1675. Frranci diss. de homagio. F'rf. 
1681. Eisenhart, de homagio. Helmst. 1682. Lynker, de — 
obeequii. Jen. 1682. . Goclenius, de homagio. Rint. 1685. en- 
ken, diss. de iureiurendo civium. Lips. 1687. Stryck;, diss. de iur» 
menti obsequii remissione. Hal. 1696. Berger, de nexu iurisiurandi, 
quo fidelitas et subiectio eontänetar. Vit, 1700. Abicht, de moralitate 
homagii, regni invasori praestiti. Lips. 1703. Mildebrand, diss. de 
resignatione homagii et iurisdictienis imperata. Alb. 1725. Poste, dias. 
de homagio. Rint. 1752, Nach einer langen Unterbrechung erihien: Bunz, 
Grundfäge der Huldigung. Tübingen 1794. 
2) Klüber, Gtaatörecht bes teutichen Bundes 3. 272 (207). 
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ten Spruͤchwoͤrter aus: Rex non moritur; le mort saisit le vif; le 
Boi est mort, vive le Roi?), Nur bie oͤſterreich ſchen Stände wollten 
eine Zeit lang behaupten, daß nad) Abgang eines Regenten ihnen bie 
Beftellung einer Interimsregierung bis nach gelelfteter Huldigung zuſtehe, 
welchem aber von Seiten bes regierenden Haufes behartlic; widerſprochen 
wurde ®). Der Regierungsnachfolger tritt daher unmittelbar nach Erledi⸗ 
gung bes Thrones die Regierung an und verfündigt dieß den Untertho- 
nen. Bon Alter8 her aber ift es In Teutfchland Sitte, daß er fobann 
die Stantshuldigung fich leiften dt). j 

Die Formen der Huldigung find nad) den verfchiebenen Staaten 
ſehr verſchieden ). In den mehreften Landen Ieiften, nachdem die Ablichen 
Begluͤckwuͤnſchungen (gratulationes) gefchehen find, die oberfien Civil⸗ 
und Militärbeamten den Eid der Treue, Untertbaneneib, das 


eidliche Verfprechen, dem Landesheren treu, hold und gewärtig fein zu 


wollen, in die Hände des Monarchen felbft und nehmen erfteren dann 
wieder ihren Untergebenen ab, während die Unterthanen ſelbſt ihn claſſen⸗ 


weiſe vor bazu beftellten Beamten ſchwoͤren. Häufig leiften ihn aud für 


bie Unterthanen die Repräfentanten des Landes, die Stänte auf einem 
anzuberaumenden Landtage. Zumellen wird damit eine gottesdienſtliche 
Handlung verbunden, und dann gefchieht bie Huldigung dem Fürften in 
dee Regel ſelbſt; derſelbe kann fich jedoch auch dabei vertreten laflen. 

weilen hält dee Fürft, wenn er zeither am Orte der Huldigung nicht 

‚ dort einen feierlichen Einzug 7). Wo nicht Repräfentativverfaffung 
ftattfindet, ſchwoͤren häufig nur die Grundbefiger den Unterthanemeid — 
dingliche (reale) Huldigung®); zumellen auch alle Unterthanen — 
perföntihe Huldigung). Auch pflegt man bie Iegtere, alfo wenn 
die Huldigung in Anfehung der Perfon und des Grunbeigenthums ges 
leiftet wird, die vollftändige oder allgemeine (homagium plenum 
s. universale), bie erftere aber die unvollftändige.oder particus 
(äre (homagium minus plenum s. particulare) zu nennen !V). Bei 


dieſer unvollftändigen coneueriven nicht blos die, welche in bem fraglichen 





8) Mofer, teutfches Staatsrecht Buch 8, Th. 18, 5. 8, ©. 472. Leif, 

Lehrbuch bes teutſchen et 47. Kiüber a. a. D. $. 246 (188). 

Schmalz, das teutfche Staatsrecht $. 258. 34chariaͤ, teutiches Gtantes 

und De Abth. 5. 48, ©. 159, $. 57, ©. 191. ’ 
oſer a. a. O. 

5) Schmalz und Klüber a. a. O. Maurenbrecher, Grundſaͤte des 
heutigen teutſchen Staatsrechtes $. 175. — 

6) 3. B. wegen Preußen ſ. Lemann, uͤber ben Hulbigungseib nach preu⸗ 
ßiſchen Geſetzen. Inſterburg 1816. 

7) Mofer, perfönliches Staatsrecht der teutſchen Keichsſtaͤnde Buch 8, 
Cap. 1, $. 12, 8. 18. Schmalz und Maurenbrecher a. a. O. Zadar 
rida a. O. 8. 57, ©. 191. | ö 

8) Facultatis juridicae Vitebergensis responsum de homagio reali et 
personali, in append. ad Horn iurispr. fend. (Vit. 1705.) nr. 10. Chla- 
deniug, diss. de homagio reali. Vit. 1762. \ 

9) Leift und Maurenbreder a. a, DO. Kiüber a. a. D. $ AA 
(207), Rote d. Ä 

10) Klüber a. a. O. 
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Landen ihren Wohnſitz haben, ſondern auch die, welche blos Grundſtuͤcke 
darin befigen, die Forenſer. Während des teutſchen Reichsbeſtandes 
konnte, der ganzen Lage der Sache nach, da bie faͤmmtlichen Reichs⸗ 
fürften Vaſallen von Kaiſer und Reich waren, außer der Kaiſerkroͤnung, 
eine mit der Stantshuldigung zu verbindende Krönung nicht ftatthaben. 
Blos im Königreiche Böhmen mar fie eingeführt. Auch feit erlangter 
voller Souveränetät, feit Auflöfung des Reichsverbandes, hat Feiner der 
teutſchen Monarchen eine folche vornehmen laſſen ꝛi)y. Kine förmliche 
Reichshuldigung gegen das Meichsoberhaupt fand zur Zeit des teuts 
fchen Reiches nur von Seiten ber Reichsflädte ftatt!?), Mit der Staates 
huldigung iſt gewöhnlich von Seiten des Landesheren die Anerkennung 
der Landesverfaffung , oder, mie es fonft hieß, die Beſtaͤtigung der Frei⸗ 
heiten und Privilegien der Landfchaft verbunden. Diefe erfolgt theils in 
dem Ausfchreiben zur Huldigung, indem darin der Fürft, nächft Bekannt⸗ 
machung der von ihm bewirkten Thronbeſteigung, ſich für verpflichtet zu 
Handhabung der Stactsverfaſſung erktder ??), namentlich verfpricht, einen 
Jeden bei feinen Rechten zu ſchuͤtzen 18), theils mittelft förmlicher Ablei⸗ 
fung eines darauf gerichteten Eides — Berfaffungseibes!d) Es 
ift allgemein in Teutſchland. anerkanut, wenn gleich nicht überall aus⸗ 
druͤcklich ſeſtgeſetzt, daß die bezüglich eidliche Anerkennung ber Eanbesvers 
faffung von Seiten des Landesherrn bee Huldigung vorausgehen muͤſſe 10). 
Die alte Korm mar und ift zum Theil noch, daß die Landflände zue 
Huldigung einberufen werden und ſich dazu bereit erklären, aber um 
Eonfirmation ihter Privilegien und Freiheiten bitten. Diefe wird ihnen 

vorläufig zugefihert, fie leiſten die Huldigung und erhalten zugleich die 

erbetene Confirmation, diefe nicht, wie nach manchen Berfaffungen, - 
der Huldigung votrausgeNu muß 17T). Darin liegt jedoch Feine Anderung 

des Grundgefeges, daß der Monarch fogleich alle Regierungsrechte erhält, 
fobald fein Vorgänger abtritt, fo tie auch weder von der Huldigung bie 

Verbindlichkeit der Unterthanen zu Treue und Gehorfam, noch von der 

Confirmation der Landesverfaffung deren Kortdauer abhängt; Beides findet 

and ohnedem ftatt!®), 

Die Huldigung ift nämlich zwar ein Zeichen ber Unterthänigkeit, ja 
fogar, wie fih Maurenbrecher!?) ausdruͤckt, ein eigemtliches Recht 
und Kennzeichen der Souveränetätz aber diefe hängt nicht von jener ab; 
der Unterthan iſt nicht darum Unterthan, weil er gehulbigt bat, ſondern 


11) Mofer a. a. D. $. 11. Baharida.ca.D. 
12) Leifta. a. O. 9.66 a. E. 

13) Klüber a. a. D. $. 246. 

14) Schmalza.g. D. ® | 

15) Kiüber a. 6. D. Bei Maurenbreder a. a. D. Note h. find. 
* Be teutſchen Berfaffungsurkunden genannt, in denen bieß vorgefchries 


16) Baharid a. a. D. $. 48, ©. 150, 5. 57, &. 191. 
17) Moſer a a. O. $. 13, &. 14. 

18) 3aharii a. a. D. $ 48, ©. 150. 

19) A. a. O. $. 175. 
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er huldigt, weil er Unterthan iſt. Der ganze Zweck ber Huldigung, bie 
daher auch ganz von der Willkür des Landesſsherrn und, ob er diefelbe 
fi in ihrem ganzen Umfange leiften laffen will, oder nicht, abhängt 29), 
ift Erneuerung bes Eindruckes des zwiſchen Monarchen und Unterthanen 
beſtehenden Bandes und befonders Erneuerung der Erinnerung der Unter 

thanen an ihre Pflichten gegen den Landesherrn22). Dennoch, aber iſt 
fie in Streitigkeiten über bie Landeshoheit ein vorzügliches Beweismittel 
für die Unterthaͤnigkeit, doch nicht für fich allein, da auch andere Pers 
fonen, bie nicht im Befige der Landeshoheit find, fidy eine Art von Duls 
digung leiften laffen (f- w. u.) und die Ausdruͤcke Huldigung und Ges 
borfam nicht allemal von Lanbesunterthänigkeit zu verftehen find. Es 
müffen vielmehr die übrigen Umftände damit zufammentreffen. Im 
petitorifchen Prozefje pflegt man, - zu Herſtellung eines vollen Beweiſes 
durch die Huldigung, zu verlangen, daß fie wenigſtens vor ber Dauer 
ber Verjährungszeit geleiftet worden und mit der Ausübung landesherr⸗ 
licher Rechte verbunden gewefen fe. Im Beſitzptozeſſe geſteht man ihr 
gar Feine Beweiskraft zu, wenn ein Anderer fich im Beſitze der vorzuͤg⸗ 
Uchften Megalten befindet??). Dafür fpricht auch der Umſtand, daB die 
Huldigung öfter im Voraus dem kaͤnftigen Landesherrn geleiftet wird — 
Goentualhuldigung, mithin nicht immer ein Zeichen ſchon wirklich 
in Thaͤtigkeit getzetener Unterthänigkeit if. Diefe Eventualhuldigung 
wird nämlich, um im Voraus den Unterthanen ihr Subjertionsverhältniß, 
dem Succeffionsberechtigten gegenÄäber, für den eintretenden Fall recht 
bemerklich zu machen, daß Sueceffionsirrungen entftehen follten, gedach⸗ 
tem Berechtigten, auf Veranlaſſung feines Vorgängers und noch während 
befien Regierung für den künftigen Succeſſioz Mugeleiſtet. Sie iſt alfo 
nicht. mit derjenigen Huldigung zu verwechfel iche der Lambeöhere ſei⸗ 
nem Mitvegenten, oder, wenn er ſich gar entfchließt, bie Regierung ganz 
in die Hände feines Nachfolgers zu legen, biefem leiften läßt; denn bier 
tritt die Landesunterthänigkeit fofort in Wirkſamkeit 2°). 





ar Reuß, teutiche Staatscanziei Th. 16, ©. 131. 
21) Shmalz und Maurensrehera. aD. 
22) Struben, Nebenftunden Th. 4, Abt. XXV, 5.8, ©. 167 fig. 
Mofer, Landeshoheit derer teutfchen Meicheftände überhaupt Gap. 7, $. 9% 
&@. 177, $. 100, ©. 180, eilt a a. O. $.2la. E. Mauren brecher 
a. a. O. Auch bie bei Mofer a. a, D. genannten: de Cramer, obser- 
vat. obs. 1421. Tom. 6. p. 294. Heumann, diss. de Characteribus Bu- 
_ perioritatis territorialis caute designandis. Altorff 1749. Rettelbladt, 
von den wahren Kennzeichen der Territorialrechte, ober landesherrlichen Regas 
len; in der Grörterung einzelner Lehren des teutſchen "Gtaater, S. 245. 
Schmidt, diss. de Notis Characterigjicis Superloritatis terri is. In- 
golst. 1771. an 
. 28) Chladanius, de intamente subiectionfs, speriatimgue in even- 
tem pruestari. selito, Wit. 1727. Moſſer, tewtihes Staatsrecht Ih: 18, 
Gap. 100, ©. 471 fig. Derſelbe, im angez. perfönl. Staatsrehte Th. 2, 
Bud 3, Cap. 1, $. 10, &. 12. Derfelbe, von der Meichaftänbe. Banden 
Bud 4, Gap. 9, $. 3, &. 1159. Derfeibe, Zufäge zum teutfhen Staates 
rechte Bd. 2, ©. 500. Reuß a. a. D. Leift a a D. $. 21, Rr. II. 
Klüber a. a. O. $. 272 (207) a. &. Maurenbreder a. a. D. Rote e. 
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Aus dieß ruͤckſichtich der allgemeinen Staatshuldigung. 
Dieſe Grundſaͤtze finden aber auch analoge Anwendung ruͤckſichtlich ber 
befonderen Huldigung, d. i. diejenige, welche blos von einzelnen 
Derfonen bei ihrem Eintritte in das Stmatsbürgerverhältniß geleiftet und 
“dann gewöhnlich mit demjenigen Eide verbunden wird, den der Aufzu⸗ 
nehmende. nah feinen fpecfellen Verhaͤltniſſen zu leiften verpflichtet, der 
aber nicht mit dem Unterthaneneide zu verwechſeln ift, z. B. Amtseid, 
Buͤrgereid u. f. w.2*2). Die Staatshuldigung bezieht ſich auf den ganzen 
Staat, die Übrigen, eine gewiſſe Unterwuͤrfigkeit in "rinzelnen bürgerlichen 
Verhaͤltniſſen bekundenden Eide, von deren Ableiftung auch oft mißbraͤuch⸗ 
U der Name Huldigung gebraucht wird, blos anf dieſes fpecielle Ver⸗ 
haͤltniß, alfo der Lehenseid bios auf das vufallitifche, ber Bürger» 
* eid blos auf das zu ber Stadt, in welche der Schwörende aufgenommen 
wird, beftehende bürgerliche, bee Erbeid, Erbz.oder Gerichtspfliche, 
Datrimonials oder Erbhuldigung (imramentum assechrationis) 
auf das zu dem Erb⸗, Guts» und Gerichtsheren, unter defien Patrimos 
nialbezirk der Aufzunehmende Geundſtuͤcke erwirbt, eintretnde, Schuß 
Cent⸗ Gerichte⸗ oder Gutsherrlichkeit betreffende Verhaͤltniß, der Amts⸗ 
ober Dienfteid auf die Amtsverhaͤltniſſe des neu antretenden Beam⸗ 
ten. Die Patrimonialhuldigung iſt, namentlich rüdfichtlic der Medlati⸗ 
firten, zu Vermeidung möglicher Colliſionen, großentheils abgefchafft 2). 
In Collifionsfällen aber gilt der Grundfag: Yuldigungeeid (morunter hier 
Staatehuldigung verſtanden wird) geht über Buͤrgereid 2). 80deus. 


Hypothekenweſen iſt ber Inbegriff derjenigen Inſtitute, ver⸗ 
moͤge weicher ein Glaͤubiger an einem Vermoͤgensgegenſtande, ohne daß 
es einer Beſitzerwerbung bedarf, zur Sicherung einer Forderung ein ding⸗ 
Uches Recht erlangen, ſichern und zum Zwecke feiner Befriedigung aus⸗ 
uͤben kann. Es gehört dahin: I. das Inſtitut der Hypothek felbft; II. 
die Inſtitute, welche deren Sicherung, und III, diejenigen, welche deren 
Realiſirung bezwecken. 

L Die Hypokhek iſt das Inſtitut, welches das erwaͤhnte dingliche 
Recht — eine der mehreren Arten des Pfandrechtes, welche neuere Ge⸗ 
- fege zuweilen vorzugsweiſe Unterpfand nennen, — begründg, ſobald die 
dazu erforderlichen Thatumſtaͤnde vorhanden find. Die Benennung, fo 
wie die gemeinrechtliche Natur deſſelben, ift roͤmiſchen Urſprunges. Hy- 
potheea (vxobajxn) iſt die eigentliche gemeinrechtlich⸗ quellenmaͤßige Be⸗ 
zeichnung für jenes dingliche Recht, wlewohl es zuweilen auch unter ber 
im ſtrengeren Sinne dem Fauſtpfande angehoͤrigen Benennung pignus 
mit begriffen wird. Bes oppignerata, supposita, obnoxia, obligata, 


‚. A) Mofer, perfdnl. Staatsrecht a. a, O. $. 14, S. 14 fig. Schmalz 
mb Daurenbreher a. a. O. 
PR Be — a. a. O. Klüber a. a. D. Maurenbrecher a. a. 
3 0 (4 “ 
26) Runde, Grundfäne bes teuffchen Yrivatrechtes 5. 48. Dany 
Handbuch dazu 8. 4, ©. 380. ; 
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bezeichnet ben Vermoͤgensgegenſtand, der einer hypotheca ober einen 
ignus unterworfen iſt. Der Inhalt ber Hypothek kann nie aus anderen 
Befugniffen beftehen, ale folchen, welche dem Verpfaͤnder ſelbſt zur Zeit 

r Beſtellung, ober zu ber Zeit, wo fie convalescirt, zuftändig find. 

tzterer entäußert fich aber derfelben durch die Verhypothecirung nicht, 
fondern überträgt nur für den Fall, daß die Zahlung ber Forberung, 
für welche fie gefchieht, nicht zue gehörigen Zeit erfolgen follte, beren 
Ausübung auf den Gläubiger. Die Form der Hypothek ift daher eine 
andere, als bie des Rechtes ihres Beſtellers, ihr Inhalt aber mit einem 
Theile des Inhaltes dieſes letzteren Mechtes identiſch. Bei dem durch das 
sömifche Recht anerkannten pignus nominis kann alfo nicht, wie bei der 
Eeffion, das Klages oder Forderungsrecht felbft, ſondern nur beffen even» 
tuelle Ausuͤbung dem Gläubiger übertragen fein, mas fich auch darin 
zeigt, daß ber in Folge deſſelben im die Hände bes Glaͤubigers durch bie 
Leiftung des (gleichfam) verpfändeten Schuldners gelommene Vermoͤgens⸗ 
gegenfland ihm nicht erworben, fondern er nur befugt wird, benfelben 
als Fauſtpfand zu retiniren, und durch Weräußerung, reſp. Compenfation, 
feine Befriedigung zu bewerkſtelligen). Man ann daher auch in diefem 
Falle das Pfandrecht nicht als eim perfönliches betrachten. Denn nicht 
die Leiftung bes (verpfänbeten) Schuldners, wie bei ber Ceffion, ſondern 
ber Gegenſtand dieſer Leiftung erfcheint als das eigentliche Objert bes 
-  Pfandeechtes?). — Allein da die Ausäbung diefe® Mechtes, vor der Vers 
wandlung deſſelben in ein Zauftpfand, nur In dem Bebrauche einer utilis 
actio befteht, und diefe nur eine perfönliche ift, fo farm auch fo lange 
diefem Pfandrechte keine abfolute Wirkſamkeit zugefchrieben werben °). 
— Man hat Indeß auch das Pfandrecht unter die obligatorifchen Ver⸗ 
haͤltniſſe fegen wollen. Inſofern man fich dabei die res obligata als em 
verpflichtetes Subject gedacht bat“), iſt diefe Vorſtellung dem roͤmi⸗ 


1) L. 18. pr. D. de pignor. act. (13. 7.) — Xls eventuelle Geffion bes 
er g" Verpfaͤndung ber Forderung das weimarfche Pfandgeſet v. 6. Mai 


$. 

2) Die richtige Auffaffung fcheint bie zu fein, das pignus nominis als ein 
Sauftpfand an ber res debita zu betrachten, bei welchen ber einftmeilige Mangel 
des Beſitzes durch eine utilis actio erfegt wirds und man muß ben Pfandgläus 
Yhiger der Natur der Sache nach für befugt halten, die verpfänbete Forberung 
einzuziehen, wenn auch die Principalforberung noch nicht verfallen ift, wohin⸗ 
gegen man fie ihm abfprechen müßte, wenn bie Leiftung felbft (oder aud) das 
nomen) ben eigentlichen Begenftand bes Pfandrechtes bildete, in weichem Kalle 
biefes immer als eine Hypothek betrachtet werben müßtes welche vor der $ Uig⸗ 
keit der Principalforberung zu einer ſolchen Klage nicht berechtigt. Es iſt ni 
dad nomen verpfaͤndet, ſondern quod in nomine est. Bgl. übrigens Sinte⸗ 
nis, pfandrechtl. Streitfragen S. 23 fig. und Handb. des Pfandr. S. 148 fig. 
Auch das wuͤrttemb. Pfandgeſ. v. 15. April 1825, Art. 4, erkennt bei Forbes 
zungen nur Fauftpfanb ah. 

8) Das römifche Recht diefer Materie iſt dem Artikel Yfaubrecdht vor 
behalten, weßhalb in Anfehung beffelben auf ihn verwiefen unb bier nur das 
des Zufammenhanges halber Nothwendige ea werben barf. 

4) Büchel, Über bie Natur des Pfandrechtes &. 33 und dagegen: Ienare 
-  Eiteraturgeit. v. J. 1836 Nr. 8, 4. 
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fhen Rechte gewiß fremd, und das roͤmiſche Civilrecht hätte zu ber 
Idee einer res obligata auch nie. gelangen koͤnnen. Allen die Hypothek 
iſt praͤtoriſchen Urfprunges, und der Natur praͤtoriſcher Inftitute gemäß ®) 
begründet hier die That ſache ber Werpfändung eine in rem gehende 
in factum actio®). Diefe actio, nicht jene Thatſache, begründet ein 
prätorifches Verhaͤltniß, welches im civilen Sinne weber ins noch obli- 
gatio, nach) prätoriichem Rechte aber einem von beiden analog if. Dies 
ſes Verhaͤltniß muß. fi) nad) feinem unmittelbaren Grunde, ber actio, 
richten, und da diefe hier in rem ift, ſo muß es dem ins analog fein; 
fo wie denn auch die Ausbrüfe ius hypothecae und hypothecam vin- 
dicare den Quellen nicht fremd find. Dadurch iſt feine Natur unabs 
Hängig von ber Natur des die Klage begründenben Factums; es kann ein 
ius fein, wenn diefes ein obligare iſt. Der Ausdruck obligare. ift dem 
Acte der Berpfändung aber infofern angemeffen, als ber Gegenftand dadurch 
nicht dem Glaͤubiger dauernd unterworfen, fondern nur zmifchen Ihm 
und jenem ein vinculum?) conſtituirt wird, beffen Inhalt in einer Be⸗ 
fugniß befteht, welche, wie ein Korberungsrecht, in ihrer Ausübung con⸗ 
fumirt wird; nämlich die Befugniß, ſich durch den Verkauf, unter ben 
erforderlichen Vorausſetzungen, befriedigt zu machen. Dieſes pactum 
enthält alfo ein obligare, die res ift eine obligata, aber bie in rem 
actio , durch welche es geſchuͤtzt wird ®), Läßt aus demfelben mittelbar 
‚ ein ius entfpringen. Fuͤr das gelgende Recht iſt aber die befondere Natur 
prätorifcher Verhältniffe untergegangen,, und nad) heutiger Vorflellunge- 
weife entfpringt aus den Vertrage unmittelbar ein binglicyes Verhaͤltniß. 

Schon wor dem Eindringen des römifchen Rechtes kannte das teut⸗ 
ſche Recht Verpfändungsarten (Weddeſchat, Satzung, Verfas) „ die ſich 
auch noch particularrechtlich hin und wieder erhalten, - theilweife auch ſich 
unter dem Einfluſſe des roͤmiſchen Rechtes fortgebildet haben. Es ſind 
hier zu unterſcheiden: 1) die Satzung oder Verpfaͤndung von Mobilien; 
2) die ſogen. alte Satzung von Immobilien; und 83) die, ſogen. neue 
Satzung von Immobilien. Die beiden erſteren Arten erfordern zur ihrer 
Begrändung einen Vefigerwerb an dem verpfändeten Gegenflande 
von Seiten des‘ Pfondglaubigers, und gehören daher dem Hypotheken⸗ 
inflitute nicht an. Folgendes muß indeß des Zufammenhanges wegen 
biee darüber angeführt werden. Der: erweisliche Unterfchied zwiſchen der 


5) Bol. m. Beitrag zur Lehre von ben Except. u. f. w. in ber Beitfchr. 
für Gipflr. und Prog. Bd. XVI, 9. 1. 

6) Vgl. uͤber die Formel der Klage: Dü Rot, im Arc. für civ. Praris 
VI. G. 402. L. 8. pr. L. 15. 6. 1. D. de pignor. (20. 1.) L. 23. D. 
de probatt. (22. 3.) L. 6. C. si aliena res en (8. 16.) 

7) Obligatio est iuris vinculam etc. pr. 17 . 18. (14.) 

8) Rimmt man übrigens einmal bie Idee einer obligatio rei an, fo muß 
die daraus entfpringende actio auch nothwenbig in rem gehen. Daß biefed praͤ⸗ 
torifche pactum hypothecae eine in rem actio begründet, ift auch nicht einmal 
eine Anomalie. Denn es ift nirgends gefagt, daß dieß ber Natur eined pactum 
wiberftzeite, ſondern nur, dag mit einer obligatio (der Perfon) Fein dinge 
liches Recht verbunden fein könne. L. 3. pr. D. de O. et A, (44. 7.) 
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Satzung von Mobllien und dee alten Satzung von Immobilien beſtehe 
darin, daß zu leßterer, toenn fie abfolnte Wirkſamkeit erlangen follte, ber 
Erwerb eine rechten Gewere an dem Gegenflande erforderlich war, ber 
bei erfterer nicht vorkommen konnte. Diefer Erwerb konnte, fo lange 
und infofern feine Uebertingung der rechten Gewere möglich war), nur 
durch Beſitß bewirkt werden 1%); und infofen man darin, und micht 
blos in einer "Verbindung des Beſitzes mit ber Derpfändung, z. B. zum 
Zwecke ber Benusung, das Charakteriftifche dieſes Verhaͤltniſſes finder, fo 
bezeichnet man es mit Recht als die Ältere Sagung?!), wiewohl fie auch 
noch gleichzeitig mit der neueren ſich in Gebrauch erbielt!?), Man hat 
behauptet, daß bei biefer älteren Satzung, namentlich bei der Satzung 
von Mobiltee, der Glaͤubiger Eigenthümer bes verfegten Gegenflandes 
geworden fei!?). So viel muß nun zugegeben werben, daß der Glaͤu⸗ 
biger, welcher den Beſitz der Mobilien oder die rechte Gewere erlangt, 

Dritten gegenüber einem Eigenthuͤmer ganz glei fand. Denn in 

diefer Beziehung ſteht jeder eigene Beſitz, b. h. jedes factifche Inner 

haben, welches nicht bios alieno nomine geübt wird, und jede rechte 
Gewere gleich!*). Und will man zugeben, daß neben der Pfandgewere 
des Glaͤubigers der Derpfänder während der Dauer des Pfandrechtes 
ebenfalls eine Gewere für fein Eigenthum gehabt Habe16), fo muß doch 
jedenfalls jene bie ftärkere gewefen fein, fo daß der Eigenthämer war 
noch immer den Beſitz des Gutes erfimiten koͤnnen, mit dem Gläubiger 
gegenüber nicht. Allen es kann eine ſolche Gewere nur bemienigen 
zuftehen, ber zur Ausübung des Eigenchumsrechtes befugt if}*), und 
das Dafein einer Gewere läßt fi) doch nur annehmen, infofem fie Wir⸗ 
tungen dert. Indeß gibt es Verhaͤltniſſe im teutfchen echte, wo 
mehreren die Gewere an beinfelben Gute‘ zuſteht, ofme daß die Gewere 


9) Bol. m. Aufl. in ber Zeitſchr. für teuffches Recht DIE. 9. 1, 5. 2, & 

10). Bgl. ebenbaf. $. 2, Rote 9. 

11) Albrecht, bie Gewere S. 172 fig., ©. 147 und — Mauren⸗ 
brecher, Lehrb. des teutſch. Privatr. (2. Vearb.) I. 5. Mi, Note 4. 

12) Maurenbrecher a. a. D. $. 302, Note 9. 

18) Heineccius, elem. iur. Germ. II. Tit. 11. $. 319 ag. Ric- 
cius, de dominio pignoris germ. (1747.) Henne, de dominio pignor. 
(1773.) Hellfeld, opusc. nr. 8. S. dagegen: Albrecht a. a. D. ©. 
"137 und Maurenbrecher, de culpa iuris Germ. $. 35. p. 69-75. 

14) Denn jene, die factifcye, wie diefe, die juridifch ideelle Herrfchaft, find 
ſich immer gieih, wenn auch das Recht zur Derrichaft verfchieden If. Wal. 
m. 70* Aufſ. in der Zeitſchr. für teutſch. Recht $. 1, Note 5. 

15) Albredt a. a. D. &. 144 fig. fchreibt ihm eine ſolche zu, indem 
er zugleich behauptet, daß bie Pfanbgewere an fich eine andere fa, als bie , 
Eigenthumegewere. Ueber ben Ramen Pfandgewere: Haltaus h. v. unb 
Mittermaier, Grundf. bes teutfch. Private. (6. Ausg.) I. $. 260, Rote 11. 

16) Saͤchſ. Lehnr. S. 14. S. indeß baräber auch Albrecht a. a. D. 
S. 4 fg. Wenn bier geſagt iſt, daß nwe diefer wegen Werlegungen an dem 
Gute klagen koͤnne, und nad) richtfl. Rande. II. 17. ber bloße Hinterfafle ſchon 
deßhalb Tagen kann, fo kann dieß kein Grund fein, auch jene Stelle auf «einen 
ſolchen gu beziehen, da bort von einer Klage beim Sehngerichte bie Kede iſt, 
weiche doch nur ein Baſall anftellen Bann. 
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eines jeden gleichzeitig eine Windientionsbefugniß verleiht, wie bieß bei dee 
Goncureenz von definitio und eventuell Belehnten ſich zeigt 17), für welches 
Berhätmib die Bezeichnung einer Gefammtgewere fhr verſchiedene befons 
dere Mechte als paſſend erfcheint. Und da der Verpfänder in Anſehung 
des unbeweglihen Pfandgutes dem Eventualbelehnten inſofern gleichfteht, 
daß er eine Anwartſchaft auf eine bdereinflige Wereinigung der eigenen 
MNusumgsbefugnißggmit feinem Mechte bat, ſo 'redet die Analogie dafür, 
ihm eben fo mie dieſem infofern eine Gewere zugufchreiben, als fie zum Schutze 
diefee Anwartſchaft erforderlich iſt 1), fo daß fofort mie der MWiedereimids 
fung auch diefe Gewere ihre volle Wirkſamkeit erlangt; waͤhrend, wenn 
ihm bie Gewere gänzlich gemangelt, es noch einer Müdübertragung und 
des Befiges von, Jahr und Tag erfordert haben würde, um.ihm em 
folhe zu verfchaffen. — Das Verhaͤltniß des Satzungsglaͤubigers ift dem⸗ 
nach Dritten gegenüber zwar dem eines Eigenthuͤmers fuͤr bie Dauer 
feines Rechtes gleich, umterfcheider ſich aber von demfelben durch die Ab⸗ 
bängigkeit von dem Werhältnifje zu dem verpfändenden Eigenthämer. 
Der Beſitz des Satzungsglaͤubigers macht es nothwendig, Ihm auch das 
Ziehen des Nutzens zu geſtatten, und biefer- mochte Ihm als Bergeltung 
‚für die Bebauung und Gewinnung verbleiben, wenn nicht das Gegencheit 
verabredet worden), und ber Gebrauch im engeren Sinne war ihm übers 
all nicht geftattet 2%). Die Unbequemlichkeit dieſes Verhäftniffes in Ans 
fehung des Nutzens und des Gebrauches mag bald dazu geführt Haben, 
daß” der Gläubiger bei Immobilien, wenn er die rechte Gewere erlangt 
hatte, dem Schuldner das Gut wiederum verlieh; was benn auch gegen 
einen Diethpreis oder Zins gefehehen konnte 24), wodurch ihm eine Ver⸗ 
gütung für die Entbehrung feines Capitales gewährt wurde. Als, und 


17) Der Eventualbelehnte ohne Gewere würbe nur bloßes Gebing haben, 
weiches Feine Kolge an einen anderen Herrn begründet und nicht vererbt. Als 
drecht a. a. D. ©. 283. Säcf. Lehr. Gap. 11. . 

18) Diefe Anwartfchaft muß denn an fi fchon als ein gegenwärtiges Recht 
betrachtet werben, wie dieß 3. B. auch von ber bed Wertragserben gilt. Kür 
eine ſoiche Gewere redet auch entfchteben, daß bie Geſammtgewere der Geſammt⸗ 
betehnten nicht gebrochen wirb, wenn eine von ihnen feinen Antheil verpfänbet. 
Kigiſches Ritter. 8. 

19) Daß er die Fruͤchte bezog, tft anerfannt: Mittermaier a. a. D. 
$. 200, Rote 12. Maurenbreder a. a. O. $. 801. Albrecht a. aD. 
S. 143. Eine Reſtitutions⸗ oder Berechnungsverbinblichkeit wirb aber entweder 
gar nicht, oder nur als ausnahmsweiſe Folge befonberer Verabredung gebacht. 
-Bgl. ebendaf.: Abrechnung des Werthes auf das Gapital wird zuweilen bedungen, 

- zuweilen aber auch), daß berfelbe dem Pfandinhaber verbiefbe, wobei ſich auch 
als Grund bafür bie zu ——— cultura und cura genannt findet (Gün- 
ther, cod. Rheno-Mos. III. p. 149. und andere Stellen bei Albrecht a. 
a. O.). Sonach fcheint im Grunde eine Reftitutionspflicht beftanden zu haben, 
aber durch jene Vergeltung in ber Regel hinfällig geworden zu fein. 

20) Albrecht a. a. D. ©. 138, Note 279 und daſ. cit. Stellen. Mits 
termaier a. a. D. 8. 260, Note 6. Maurenbreder a. a. D. $. 300, 
Rote 11. Das fih Beugniffe dafuͤr nur in Anfehung von Mobilien finden, ift 
der der Immobilien zuzufchreiben. 6 

21) Mittermaier a. a. D. 5.260, Note 24. Orth, Anm. zur Frankf. 
Sıform. I. &. 386. Gaͤchſ. Landr. I. 34. 
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infofern, aber eine Webertragung ber rechten Gewere durch gerichtliche 
Imweſtitur möglih war, bedurfte es eines folchen Umweges vermittelft 
einer Befigerwerbung und Zurüdverleihung des Gutes nicht mehr; man 
brauchte nur die Verpfändung der Immobilien gerichtlich vörzunehmen, 
was ohnehin fchon bei der alten Sagung an Immobilien erforderlich 
war??), um zu dem Inſtitute der neuen Sagung zu gelangen. War 
yun auch dadurch die Sagung der römifchen Hypotheß. dem Effecte nach 
ſehr nahe gebracht, fo beftand doch wenigſtens urfprüngiich der Unterfchied 
zwiſchen beiden, daß legtere ein accefjorifches, der fortbefichenden 
Sorderung hinzutretendes Verhaͤltniß tft, erſtere aber bie Forderung vers 
nichtet und als ein felbftftändiges Hecht an deren Stelle tritt. Dieß zeigt 
fih darin, daß der Glaͤubiger auch dann, wenn das verfegte Gut ohne 
fein Verſchulden untergegangen ift, Beine Forderung gegen den Schulds 
wer meiter geltend machen Eann??). Und da man nicht behaupten kann, 
daß die Verpfändung allein dem Gläubiger zum Vortheile gereiche, wenn 
man fie nicht von dem Korderungsverhältniffe, welches ihr zum Grunde 
liegt, auf eine in diefer Beziehung gewiß unzuldffige Weife, trennen will, 
fo kann man biefen Umftand eben fo wenig aus dem teutfchen Principe: 
daß wer den Bortheil habe, auch den Zufall trage, erkiären?®), als 
man deßhalb genoͤthigt ift, dem Gläubiger das Eigenthum des verfeßten 
Gutes zuzuſprechen. Dem Schuldner verbleibt. bahingegen das jedoch an 
Friſten gebundene und durch Zuruͤckzahlung ber ehemaligen Forderung 
ausznübende Wiedereinloͤſungsrecht und ein Anſpruch auf Entfchädigung, 
wenn durch Verfchulden des Glaͤubigers ihm defien Ausübung unmöglich 
gemacht, oder das — worden 20). Sa man muß ſelbſt 
behaupten, daß wenn die Wiedereinloͤſung verwirklicht worden, er das Gut 





ſelbſt aus den Händen eines Dritten abfordern konnte, wenn bie Mobitie 


nad der Mieberlöfung erft von dem Gläubiger in dritte Hände ges 
bracht 2), oder wenn noch kein Dritter an der Immobilie durch Beſitz 


2 Saͤchſ. Landr. I. 8, II. 24. N. ———— Mag. IV. &, 231. 
23) Saͤchſ. Landr. III. 5. Schwaͤb. Landr. a. 258. Verm. S. Ep. III. 
1, 11. IV. 13, 16. Hamb. Gtat.2155 (Pufendorf Ill. app. p. 272.). 
Culm 8. V. 34. Schöffenurth. hinter d. fächf. Landr. I. 6, 6. l. Mau: 
renbrecher a. a. D. $. 800, Note 10. Damit Tann aber bie Uebernahme 
einer befonberen Verpflichtung bes Schuldners, noch zu zahlen, was burch ben 
Merth des Pfandgutes nicht gedeckt wird, ober dad Ganze zu zahlen, wenn es 
untergebt, nicht ausgefchloffen fein, und eine ſolche Verpflichtung Ednnen benn 
auch Dritte Abernehmen, die dann Bürgen genannt werben. Daraus erklärt 
— Landr. a. a. O. a. E. Dieſe Verpflichtung iſt dann aber nur eine 
ubfidiäre. 

24) & Albrecht a. a. D. ©. 135. S. dagegen: N. flaatsb. Mag- 
IV. ©. 232, Rote 7. 

25) Bayer. Landr. (Heumann, opusc. 118.). Berm. S. Sp. TI. 18, 
9. WVerdener Statut. 54 (Pufend. I. p. 97.). Arg. fähf. Sandr. II. 4. 
Nach Züt. Lov II. 114. muß er das Gut wie fein eigenes behandeln. 

26) Denn dann erfcheint der Grundfaß: Hand muß Hand wahren, nicht ans 


wendbar, weil da8Pfandverhältniß erlofhen. Vgl. m. Auff. in der Zeitfcht. für 


teutſch. R.V. Note9, S. 165; indeß auch Gaupp, in berf. Zeitſchr. I. &. 126, und 


Mittermaier a. a. O. $.153,nad) Rote 21, ber jene Anficht für zu kuͤnſtlich haͤlt. 
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ſelbſtſtaͤndig eine rechte Gewere — batte??). Dieſes 

mußte denn bie Folge haben, daß wenn ber Werth des verſetzten Gutes 
die Forderung nicht bedite, das mmngelnde nicht nachgefordert werben 
konnte, aber auch eben fo wenig im umgekehrten Falle die Hyperocha 
herausgegeben zu werben brauchte *8). Es beftand demnach auch "feine 
vechtliche Nothwendigkeit für der Gläubiger, duch den Verkauf ſich Be⸗ 
friedigung zu fuchen, fondern er konnte, nach eingetretenem Wiederloͤſungs⸗ 
termine und vorgängigem Aufbieten, fich das Eidenthum vom Gerichte 
zufprechen laſſen 29). Doch findet ſich auch fihon früh die Beſtimmung, 
daß in ſolchem Falle bie durch Tapation zu ermittelnde ober burch Vers 
äufßerımg fi) ergebende etwaige Hyperocha dem Idner ausgezahlt wers 
den muß?) Bon bem durch Uebereintunft nbeten Pfandverhaͤlt⸗ 
niffe oder der eigentlichen Satzung, bei Mobillen auch In Beziehung auf 
das Gurt genannt: pignus, wadium, Pfandfchaft, Wedde, Wedbefchat, 
auch Kiftenpfand (insbefondere bei todten Gegenſtaͤnden Im Gegenfage des 
freffenden PDfandes ‚welches das an Thieren bezeichnet) und in nordifchen 





Rechten : vonth?*), ift indeß zu unterfcheiden das durch Bekuͤmmerung 


ober Pfändung von Selten des Gerichtes entſtehende Pfand ®*), und das 
durch Selbſtpfaͤndung entſtehende?e). Diefe Verhaͤltniſſe erſcheinen fchon 
von jeher nach dem Zwecke der Realiſirung eines anderen Anſpruches re⸗ 
gulirt, weßhalb hier auch immer die Hyperocha herausgegeben werden muß, 
und wegen mangelnder Deckung eine Wiederholung der Procedur geſtattet 
iſt, ſofern die Vorausſetzungen für dieſelbe vorhanden find?*. Sie gen 
hoͤren in die Kategorie des Erecutionsverfahrens sd). Der Fortdauer = 


27) Denn ba ber Dritte — durch unbefugte Weräußerung bes Pfand⸗ 
inhaber® eine causa für den Erwerb ber rechten Sewere erlangen Annte, fo war 


der re der Gefahr ausgefeht, auf diefe Weiſe fein Gut gu en 
28) Bel. Albrecht, de probatt. sec. ins germ. med. aev. $. 7 
29) Freiberg. Stat. I. 87. Gum. R. IH. 110. Ueber ſchlesw. Stabte.: 
Yaulfen, im flaateb. Mag. 2% S. 112, 113. 
80 berg. Stat. a. a. O., nach dem Coder bei Wald, Beite DI. 
m t aber a6 dem Sober je Schott, Sammt. III. 169. &. Albrecht 
a. D. &. 158, Stab. Stat. VI. 16 (Pufend. I. 205.). Braunſchw. 
Stat. 51 (Leibnitz, script. rer. Brunsv. III. 439.). Guim. R. III. 10%. 
Ueber Hadersiebener Stabtr.: Yaulfena.a. D. S. 114. 
— er Maurenbreder a. a. D. 5.30. Mittermaier a. a. D. 8.260, 
o 
82) Bol. Maurenbrecher a. a. O. 8.800 a. E. Bol. auch Albrecht 
a. a. O. ©. 9 fig. Rach ſchlesw. Rechte, nahm der Kläger ſelbſt auch die 
Pfänbung vor, in welchem Falle das Pfand” ‚Nam‘ genannt wurde. Bel. 
Bläting, Bloffe zum jütfchen Lov II. c. 59 u. 102. Paulfen, im flaateb. 
Mag. V. ©. 17%. Auch in Tefchland finder ſich die Benennung Name für 
das But, welches durch @erbfthilfe wegen tt Rechtes genommen. . 
Bobmann, theingauifche Alterthümer-II. 30. 
) ©. zart a, das Pfändungsreht & "149 0 ; ni . ber Zeitſchr. 
für ne I. 9. 2. Maurenbreder a. a. S. 8.1 
—8 — Santr. 1. 70. G&wäb. Lanbr. ©, 181, $. F— 
aruͤber Maurer, altgerm. Gerichtsverfahren $. 167. — Es ſcheint 
* u = * nad) teutſchen Particularrechten zuweilen mit dem — ent⸗ 
fand an dem arreftirten Gute mit Maurenbredder a. a: D. $.306 
24 
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Selbſtſtaͤndigkeit bes Pfandrechtes ſtand die Natur der neum Satzung, 
welche bier noch ferner zu betrachten iſt, überall nicht entgegen. Inſo⸗ 
fen fie ſich erhielt, unterfchied fie fi von der roͤmiſchen Hypothek noch 
immer durch den Mangel einer neben ihr beftehenden Forderung 

gegen ben Schulöner?®). Darin fland fle dem Rechte aus dem Renten⸗ 
Laufe gleich, unterfchieb fi aber von diefem wiederum durch das Wieder 
loͤſungsrecht des Werpfänders und die Folgen der Nichtausübung befielben, 
ein Moment, welches dem Rentenkaufe feiner Natur nach mangelt ??). 
Die Form des Rentenkaufes gewährte dem Gläubiger den Vortheil, durch 
die Rente eine Vergütung für bie Entbehrung feines Capitales zu ers 
langen und das canoniſche Verbot des Zinfennehmens zu umgehen, unb 
wenn er auch nicht ziFFiefem Zwecke erfunden ift?®), fo ift er body ohne 
Zweifel nicht felten für denfelben benugt worden. Man brauchte nur 
MWiederlöfung von Seiten des Mentenverkäufers und ben Eintritt der bei 





& 
unter bie Hypothek zu flellen. Wielmehr wird in allen Zällen, wo durch rich⸗ 
terlihen Zugriff ein Pfandrecht entfteht, daſſelbe ats durch eine vom Richter 
flatt des Imploranten vorgenommene Befikergreifung hervorgerufen angefchen 
werben muͤſſen. Inmittirt der Richter den Imploranten in ein Grundflüd, fo 
bat er es zu Kiftenpfandrecht (Brem. Urkunden v. 1489 bei lt 
de uxof. theot. p. 135 sg. Delrich’s Samml. alter und neuer Gefekd. der 
Stadt Bremen ©. 631). 

36) X. M. it Albrecht a. a. D. &. 177 fig., weil man fich nicht, wie 
bei dem älteren Rentenlauft, woraus dieſe Satzung hervorgegangen, denken 
könne, daß zuerft die Gewere am Gute conflituirt und barauf der Beſit 
votbehalten fei. Allein dergleichen muß man bier überhaupt nicht denken. Der 
Befis wird nie vorbehalten, fondern zuchſt das Renten⸗ ober Sagungsredht 
als Vergeltung für ben Kaufpreid oder bie Forderung conflituirt, und darauf, 
ohne irgend ne Berührung des Eörperlichen Beſiges, wegen bes Rentenrechtes 
oder Satzungsrechtes, entweder durch Inveſtitur ober durch Ginräumung eines 
Zabularbefiges (f. unten nad) Note 46), bie Gewere ertheilt. Selbſt wo aus 
bem Sentenrechte ein neueres Pfandrecht unter dem Namen ber Hypothek ſich 
gebilbet hat, wie 3. B. in Hamburg, ſtellt ſich zumeilen noch das bingliche Recht 
als das prineipale dar, wenn auch bie Prarid in subsidium eine perfönlidhe 
Klage, aber gegen ben jedesmaligen Eigenthümer ober Zabulars 
befiger geſtattet. Bgl. n. flaateb. Mag. IV. & 117, Rote 4, &. 2A— 
238. Ebenſo findet beim Rentenrechte auch Leine perſoͤnliche Klage gegen den 
Rentenverkäufer ftatt. Luͤb. Hecht‘ v. 1240 A. 239. Brem. Stat. v. 1532 
zit. Von Zinfen (Pufend. IV. 107), wenn fih auch unter Umftänden eine 
Klage auf Gewährung gegen ihn denken tiefe. — Anders iſt es aber begreifs 
licher Weiſe in Anfehung der verfalienen Rente. Dieſe ift eine perfönliche 
Principalforderung gegen den jebesmaligen Rentengeber, und wenn fie gegen 
das But geltend gemacht wirb , WM iſt allerdings das durch das deffallfige Gres 
eutionsverfahren entſtehende Pfandverhältniß ein accefforifches (vgl. oben bei 
Note 34). Davon reben die Stellen bei Albrecht a. a. D. S. 178-182, 
und Eönnen baber für feine Anficht durchaus nichts beweifen. Wo fonft bie For⸗ 
derung das Principale bildet, Tann biefes Werhältnig nur der Sinwirkung bed 
roͤmiſchen Rechtes augefchrieben werben. 

37) Denn dieß würbe ein Wieberkauf fein, ber in der Natur bed Kaufes 
nicht liegt. Daß das Ältere Hecht dich feftgepalten, zeigt fih im luͤb. I. v. 
1240 a 195, 1975 vgl. Art. 196, 188. Schoͤffenurth. hinter d. S. Sp. 


I. A ; 
38) Eichhorn, Ein. 5.105. Albrecht a. a D. ©, 176, 177. 
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der Sa eintretmben Folgen ber Nichtausuͤbung beffelben 39) zu 
bedingen, um das Verhältniß der neueren Satzung zu begründen, und 
dem Gtäubiger den Genuß eines Zinfes zu verfchaffen, den man bei ber 
Form des Verhaͤltniſſes noch immerhin eine Rente «nennen konnte und 
nannte Ja es wurde eine theilmeife durch Gefege fanctionirte Regel, 
daß dem Rentenverkaͤufer oder deſſen Succeſſor das Wiederabloͤſungsrecht 
zuſtand ?%), wo, abgeſehen von der Rentenzahlung, denn nur bie Ver⸗ 
fchiebenheit von dee Satzung befland, daß die Nichtausuͤbung diefes 
Rechtes mit gar Beinen nachtheiligen Folgen verbunden war, wenn nicht _ 
der zur Wiederlöfung Berechtigte felbft freimillig den Grund dazu gelegt 
hatte. Sobald dieß aber gefchehen war, waren beide Verhältniffe in glei⸗ 
cher Lage, fo daß fie nun dem ehemaligen Rentenkäufer eben fo, wie dem 
ehemaligen Darleiher zum Angriffe auf den verhafteten Gegenftand- bes 
fugten®!). So Sonnte denn aus bem Nentenlaufe fi) durch eine geringe 
Modificntion die neuere Sagung ebenfalls bilden, wofür es nicht an Bei⸗ 
fpielen fehlt??), und eben fo’ konnte umgekehrt ein Rentenkauf mit der 
feiner Natur entfprechenden Unabiöslichkeit des Rechtes in der Ta 
neuen Sagung gefchloffen werden, wenn der Schulbner fich des 
einloͤſungsrechtes, der Glaͤubiger fich folgemeife auch feiner Mechte für den 
Sal der Nichtausübung deffelben begab, mo ein fogen. eiſernes Capital 
entitand *?),. In allen! diefen Werhältniffen konnte denn auch von einer 
Verjährung bes Forderungsrechtes des Gläubiger nicht die Rede fein, 
weil ein ſolches nicht beftand, und das Unterlaffen der Geltendmachung 
feines Anfpruches auf Wiedereinloͤſung ihm fein felbftftändiges Recht an _ 
dem verfegten Gegenftande nicht entziehen Eonnte, auch wenn jener An⸗ 
ſpruch durch Verjährung untergegangen wäre; mit welchem Untergange 
aber auf keinen Fall auch dem Schuldner fein Recht auf Wiederlöfung 
verloren fein konnte. Daher die Regel: Verfag verjährt nicht ?*), womit 
aber wiederum nicht der Untergang des Satzungsrechtes durch eine exwer⸗ 






39) gl. oben Note 29. 

40) Lüb. R. (oben Note 87). Arg. alt. Iüneb. Stat. Art.48 (Dreyer, 
Rebenft. 379), und ganz ausbrucktich: Frankf. Reform. II. 3. 8. 42, 7. 8. 3. 
Reichöpolizeiorbnung v. 1577 Zit. 17, 5. 9. 

41) Rur dann, wenn ber Rentengeber durch Auflündigung fi zur Abs 
löfung in einem beflimmten Termine verpflichtet hatte, mußten ihn biefelben 
Folgen treffen, welche eintraten, wenn ber, weldher Satzung beftclit hatte, nicht 
zur gehörigen Zeit die Ablöfung vornahm (f. unten Rote 304 fig.). Die Abs 
bängigkeit der Herbeiführung diefer Kolgen von einer willtürlichen Handlung des 
Rentengebers war alfo die einzige Verſchiedenheit zwifchen bem neuen Renten⸗ 
zechte und der neuen Satzung in Anfehung der Wirkungen. Mo aber das 
Unterpfanb rbmifch behandelt wird, da tritt auch noch der Unterfchied ein, daß 
der Yfandgläubiger wieder abmahnen Tann (lüneb. Stadtr. Th. II, Zit 7), ein 
Recht, was fpäterhin freilich auch dem Rentennehmer für ben Fall des Ber⸗ 
zuges eingeräumt werden Tonnte (Megierungsbeputationgsabfch. v. 1600 $. 5). 

42) Bgl. oben Note 86. Die Stellen bei Albrecht a. a. D. ©. 178— 
182 beweiſen aber dafür überall nichts. S. oben Rote 36 a. ©. 

43) ©. n. flaatsb. Mag. V. ©. 113, 114. 

44) Bgl. Mittermaier a. a. O. $. 260, Note 37 und daf, Eit. 

: ; 24. * a 
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bende Verjährung ausgeſchloſſen fein kann 9. Das in 


mer Staͤdten 
ſchon früh beſtehende 20) Inſtitut der Juſeription oder Intabulation ber 


Rechte an Grundſtuͤcken in oͤffentliche Buͤcher mußte aber dieſen Inſti⸗ 
tuten voch einen beſonderen Charakter verleihen. Es entſtand dadurch 
neben dem mit der Benutzung des Gegenſtaudes verbundenen koͤrperlichen 
Befige noch ein befonderer Tabularbeſit, d. h. der Zuſtand bes Einge 
ſchriebenſeins einer Perfon als Inhaber eines echtes als vothwendige 
Bedingung ber dußeren Seite bes Rechtes und felner abfoluten Wirkſam⸗ 
Beltz welches ſowohl einer anderen, als auch berfeiben Perfon, ber Befil 
und Nugen zuſtand, zuftändig fein konnte. Diefe äußere Seite des Rech⸗ 
tes, als ein befonberes genenzwärtigeg neben ben Mechte auf Befis und 
Benugung beftchendes Rocht gedacht, konnte aber, eben weil zwiſchen ihm 
und dem Gute jenes Recht bes WBeſitzes unb bee Benutzung ſtand, nicht 
ebenfalls, wie diefed, das Gut unmittelber zu feinem Begenflande haben; 
wohl aber deſſen Werth, als eim am ſich ibselies, aber durch die unbes 
bingte oder eventuelle Befugniß über das But durch Veräußerung zu dis⸗ 

en, realiſirbares Object gedacht. Won dieſem Geſichtopunkte aus 
u fih das Juſtitut der Inſcription als eine Buchführung über bie 

ändigkeit des in liegenden Gründen fundirten Geldwerthes dar, und 
die einem Satzungsglaͤubiger ertheilte Inſeription iſt eine. Umſchreibung 
bes bisher dem Eigenthümer zugefehrieben geweſenen beeartigen Geldwer⸗ 
thes an ihn. So Hat das Inſtitut ſich namentlich zumeilen im, nordteut⸗ 
fhen Dandelsitädten auf den Grund des Rentenrechtes ausgebilbet, mad 
ſich entfchieden darin zeigt, daß der Eigenthuͤmer bei der Zuſchreibung an 
einen Sapungsgläubiger ſich ſelbſt für einen Theil des Werthes feines 
Grundſtuͤckes die Priorität vor demfelben vorbehalten, und dieſen Theil 
mit folcher bevorzugter Priorität auch einem fpäteren Gl zuſchrei⸗ 
ben laſſen kann?) An anderen Orten erreichte man e Reſultat, 
Indem man einem fingieten Gläubiger eine folche Zufchreibung machte *®), 
während an anderen biefelbe Grundidee ſich nur barin geltend gemacht 
bat, daß ber Schuldner bei ber Ablöfung einer vorgehenden Satzung das 
Einruͤcken der nachflehenden Sagungsgldubiger in deren Priorität dadurch 
verhindern kann, daß er ſich diefelbe zum Zwecke der Ertheilung am irgend 
einen anderen Gläubiger reſervirt ). Es hat fich überdieß particular⸗ 

8 * ——— 8 d burg, Magdebu 

enigſtens a im 13. Jahrh. in Coln, urg, Ma t8, 
Kid. Bol. Bouccabrtaes a. : Dr, re * daſ. Sit. ic 

47) In tiefer Geſtalt zeigt fich das Inftitut z. B. in Hamburg und Altona. 
Bl. ſtaatsb. Mag. V. S. 234—238. Wol. unten Rote 137. 

48) Bei dem fogen. Handfeſtenrechte in Bremen, welches auch bereits im 
Verdener und Mindener Gtadtrechte vorkommt, und durch die Erbes und Hand⸗ 
feftenorbnung v. 19. Dec, 1838 dahin mobiflieirt if, dab bie Handfeften am 

orteur lautes. Gildemeiſter, Abhandl. aus dem Handfeflens und dem 
fandrechte der Reichsſtadt Bremen. Staatsb. Mag. a. a. D. Maurens 
ber — — z. 302, Rote 5. Mittermaier, im Arch. für div. Prar. 


— — * die —— rg = linsam, * 8 —— — 
pothetenweſen zuweilen findet. l. Bald, im ſtaatsb. Mag. J. 
©. 764, und unten Rote 487. en 










”% 











Oypotheleaweſen. 878 


techtlich ein Inſtitut erhalten, in dem die Satzung entfäleben als eine 
widerrufliche Veraͤußerung erſcheint, nämlich die befonders am Nieder⸗ 


cheine vorkommende Pfandſchaft (Poacht⸗ und Pfandfhaft, Satzung, 
Weddeſchatt). Das Werhätmiß des Pfandſchaftsbeſiders ſtelit fich hier 
als ein deminium utile revocabile ex nune bdar5%), bei dem 1) der 
@inteitt der MWibereuflichleit von der Willkuͤr des Werpfänders, hier 
Pfandhere genannt, abhängt, weßhalb durch Feine Dispofition des 
Dfandbefigers oder deffen Nachfolgers ihm Ten Wiedereinloͤſungsrecht ent= 
zogen, baffelbe gegen jeden- Dritten ausgehbt werben kann und unverjährs 
bar, fo mie es mit feinen dominium directum auf andere übertragbar 
tor), während 2) dee Pfandbefiter den Mugen für ſich zieht und fein 
Recht auf Dritte übertragen kann 52), Mamentlich durch bie unter 1) 
genannten "Merkmale unterſcheidet es fi von dem Verkaufe auf Wie 
derkauf, der ſich auch als Form der Werpfändung findet ®®), aber nur ein 
yerfönliches Recht gegen ben erften Käufer gewähren kann; fo wie es 
ſich vor der Antichreſe dadurch auszeichnet, Daß der Pfandbeſitzet nie bie 
Wiedereinloͤſung fordern und alfo auch Beine das Recht des Pfanbherrn 
vernichtende Veraͤußerung des vollen und ummwiberruflihen Eigenthums 
wegen Nichtwieberlöfung vornehmen tan ®?). 

Das gemeine Hypothekenrecht in Teutſchland iſt heutzutage das 
roͤmiſche, und es ifk dieß auch von den Germaniſten fo entfchleden aner- 


50) Ein abgsleitetes Befigrecht nennt es Maurenbrecher a a. D. 
5. 257. Da aber der Pfandbefiger die Aushbung aller Eigenthumsrechte 
bat, bis bie Wieberlöfung ausgeübt wirb, aber nicht das dem Pfandherrn ver⸗ 


- bleibende Eigenthum felbft, weßhalb er es auch anderen nicht geben Tann, fo 


fiheint der angegebene Begriff dem Verbältniffe vollkommen zu entfprechen. Auch 
auf bie alte Sayung würde er paſſen, und wie nahe diefe ber Leibe fand, zeigt 
fih im fäcf. Schar. Gap. 59 dadurch, baß ber Unterfchieb zwifchen Sacung 
und Echn blos darin, daß jene vor bem Landgerichte geſchehen müffe, gefeht 
und es nöthig befanden wird, ihn hervorzuheben. 

51) Maurenbreder-a. a. D. NRote2, 3. Auch derjenige, weicher nach 
dem Rechte der alten Satzung ein Gut verpfänbet hatte, Tonnte ohne Imweifel 
fein mit dem Wicherlbſungsrechte veräußern, ſobald eine Webertras 
gung der ere möglich war, und eben fo wenig verjährte fein Recht. Daß 
aber die oben Rote bemerkte Ausnahme hier nicht ebenfalld eintreten, und 
wicht ein Dritter das Gut als freies Eigenthum erfigen koͤnnen, folgt aus ber 
Regel: ein Jahr ebß, alle Jahre Loͤß noch nicht, umb die Geſete, welche 
Maurendrceher a. a. D. Rote 8 für die Unverjährbarkeit bee Wiederldſung 
anführt, veben nur von ber Wieberiöfung von dem erflen Pfandfehaftsers 
werbder und beffen (Erben. - Aber das Erforberniß eines Tabularbefiges kann bie 
Möglächkeit ber Grfitung bes Dritten ausſchließen. 

52) unbeſchraͤnktes Werfügungsrecht über die Sache wird man ihm nicht 
mit Mittermater a. a. D. $. 260, Nete 14, zufchreiben dürfen. — Uebri⸗ 
gr mußten dieſelben Rechte vegeimäßig auch beinjenigen Jufeden, ber nach altem 

sungsrechte beſaß. Weber Fruchtgenuß: oben Note 19. 
) Mittermaler a. a. D. J. 260, Rote 18-20. 

54) Bei Maurenbrecher a. a. D. 5. 257, Note 4 fig., erſcheint bie 
Berſchiedenheit nicht in jeder Beziehung als paffend aufgefaßt. Ueber bie Quellen 
und die Piteratur der Pfandſchaft und Aber die Reiche: und Landespfandſchaften: 
ebendaf. 8. 257, Rote 1, 3, $. 268 in ben Roten. Mittermaier a. a. O. 
4. 260, Rote 138—18, 214. 
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kannt, daß noch Runded°) uͤberall kein befondered teutiches Hyppotheken⸗ 
recht kennt. Allein dennoch find Ueberbleibſel jener aͤlteren Inſtitute, 
auch abgeſehen von particulaͤten Geſetzen, in ber Praxis bin und wies 
der geltend geblieben, 3. B. in Beziehung auf das Pfand an Mobilien 
der Grundfag, Hand mug Hand wahren, theild haben fie auf die neueren 
das Angrofjationswefen regulirenden Geſetze hin und wieder Einfluß ges 
äußert. Und wenn bdiefe auch an ſich nur particuläte find, fo bät ſich 
doc das Inſtitut, welches fie betreffen, als ein gemeinrechtliche® geltend 
gemacht, fo daß es einen gemeinrechelichen Begriff deffelben gibt, der alle 
jene particulären Gefege beherrfcht und aus ihnen erkannt werden muß 5°). | 
Daher können jene Älteren gemeinrechtlihen und theilmeife noch jest par⸗ 
ticularrechtlichen Inſtitute auch bei einer begründenden Behandlung bes 
gemeinzechtlichen Hypothekenweſens nicht ohne Berüdfihtigung bleiben, 

Die neue teutfhe Satzung führt nun heutzutage zwar bucchgängig 
den Ramen der Hypothek auch da, wo fie ſich nod, in Anwendung, wenn 
auch modificirt, erhalten hat ꝰ7). Allein die legtere weicht von ihre fowohl 
im Gegenftande, als in dem Verhaͤltniſſe zur Korderung, fo wie in der 
Errihtungsart ab. Begenftand der Sagung konnten nur Immobilien 
fein, es konnte aber jeder, melcher ein bingliches Recht an einem Immo» 
bite hatte, infofem e® ihm nicht etwa nur als unteennbares Zubehör 
eines anderen Gutes zuftand 9°), auch an bemfelben eine Satzung con⸗ 
flituiren, welche aber das Immobile auch nicht tweiter und nicht länger 
afficiete, als fein Recht fich erftredfte, oder feiner Natur nad, und unabe - 
bängig von in der Willkür des Werfegenden liegenden Aufhebungee ., 
geänden 5°) waͤhrte. So der Eigenthümer, ber Lehnsmann, der Erb⸗ 






55) Grundf. bes teutſch. Privatr. $. 221, 285. Maurenbrecher a. a, 
D. $. 300, Rote 1. 


56) Ein fogen. allgemeines Recht, nah Maurenbreher a. a. D. 
5. 3, Note 8, $. 307, Note 6. 

- 87) Bol. oben Note 47 und neues Hamb. Stadtr. Th. 2, Tit. &, 5, 
zb. 1, Zit. 20, Art. 4. Anderfon, Hamb. Privater. L ©. 40, Note 12. 

58) Als Reatberechtigung. Bgl. auch weimar. Pfandgeſet $. 11. 

59) Die Regel: resoluto iure concedentis resolvitur ius Concessum, 
muß Bier fo gefaßt werden, wenn fie richtig fein fol. Denn wenn ber Inhaber 
eines fogen. iuris in re aliena (in der jegt üblichen Bebdeutung) daſſelbe freis 
willig aufgibt und dadurch Gonfolidation bewirkt, fo Können bie von ihm bes 
flellten Pfandrechte daburch eben fo wenig untergehen, als die vom Gigenthämer 
beftellten, wenn biefer fein Gigentbum veräußert. Dagegen find auch (vgl. 
Thibaut, Soft. der Pand. $. 817, Nr. V) L. 31. D. de pignor. (20. 1.), 

«1. C. si pignus pigneri (8. 24.) überall nicht. Denn es tft hier von einer 
Untergangsart bie Mebe, welche aus ber Beſchaffenheit der concreten Verhaͤlt⸗ 
nifle hervorging. — Richtig iſt das Verbäftniß auch aufgefaßt im weim. Pfanbs 
gel. 8. 178—181. — Dean muß daher auch nicht fagen : ein ſolcher Werechtigter 
verpfänbe fein Recht, fondern vielmehre er verpfände ben Gegenſtand, fo weit 
fein echt an bemfelben reiche. Die eventuelle Veräußerung der Ausübung feis 
nes Rechtes iſt es, was in der Hypothekbeſtellung liegt, unb daher kann denn 
aud) z. B. der Gläubiger eines ohne Conſens bes Lehnsherrn eine Hypothek ber 
ftellenden Bafatlen nur die Fruͤchte des Schens zu feiner Befriedigung verwenden, 
während fein Hecht an dem Lehngute felbft befteht. 
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zinsmann, ber Mentennehmer und ‚der Leibzüchter 0). Die römifche 
Hppothek Tann aber auch an Mobilien beflehen‘), Die Sazung ſetzt 
zwar mie die Hypothek eine Forderung voraus. Denn zur Sicherheit 
eines dinglichen Rechtes Eönnte ein Pfandrecht nur gedacht werden, wenn 
zuvor eine perfönliche Verpflichtung uͤbernommen wäre, für die Realifi- 
rung eines ſolchen Mechtes zu haften, und im Falle eines Mangels daran 
einen Erſatz zu leiſten 2), in welchem Kalle aber das Pfandrecht immer 
nur für dieſe perfönliche Verpflichtung beftellt fein würde‘?). Allein bei 
der, Sagung geht, wie bereits angeführt, bie Forderung unter, während 
fie neben der Hypothek ale das Principalverhaͤltniß ftehen bleibt *). Die 
Sagung bebarf, wie jedes dingliche Recht an Immobilien nad) teutfchem 
Mechte feit der Zeit der Mechtsbücher, wenn «6 einen abfoluten Charakter 
erhalten foll, einer Errichtung vor Gericht ®) oder vor öffentlichen Bes 
hoͤrden SC), weiche unter den Begriff der Inveftitur fätt”). Zur Errichs 
tung der Hypothek genügt ein bloßes privatim errichtete® pactum°®), 
wiewohl es denn teutfchen Anfichten entfprechend zu fein fcheint, baffelbe 
bei Immobilien wenigftens ſchriftlich oder doch vor Zeugen zu errichten”). 


A en ni hen, Gosl. Stat. S. 241, Note 3, unb baf. eit. Stellen ber 
0% at. 

61) L. 5. $. 1. D. de pigner. (20. 1.): Inter pignus autem et hypo- 
thecam tantum nominis sonus differt. Anders zuweilen nach neueren Gefeden. 
S. unten Note 104. 

62) Bl. oben Rote 23. 

63) So Fann namentlich auch mit dem Rentenrechte ein Pfanbrecht wegen 
der verfallenen Rente verbunden fein. Wgl. oben Note 36. 

64) Vgl. oben nach Note 22 und Rote 36. 

65) Bol. oben Note 22, Note 50 a. E. Hamb. Stat. v. 1270 (bei 
Anberfon a. a. O. S. 35) Nr. 13. Bremer Stat. v. 1433 Art. 50. 
Brounfhw. Stat. I. 44 (Oelrichs, gloss. s. v. Webbefchat). 

66) 3. 3. einem Stadtrathe. So u. a. luͤb. R. v. 1240 Art. 18, 

67) S. Waurenbreher a. a. D. $. 301, Note 3. Diefer Charakter 
tritt namentlich da auch jeht noch hervor, wo ein Sonfens der Behörde zur 
Pfandbeftellung bder wird: Kurſaͤchſ. Conſt. I. 28. Dec. 60. Alte Pros 

„S. 2%. Erlaͤut. Progeßorbn. Zit. 44, 5. 1. Kind, 
aest, for. III. 23. Hanndv. Verordn. v. 17. Aug. 1739 (Corp. const. 
enb. II. p. 897.), und fchleew.sholft. Gef. im. n. ſtaatsbuͤrg. Mag. IV. 


S. 122, Rote 24, ©. 125, Note 34, &. 129, Note 53, 54, ©. 131, Note 


61, 62. — Zwar gibt e8 heutzutage eine Errichtung vor Beamten, weldhe 
dabei ald Behoͤrde ber freiwilligen Gerichtsbarkeit im neueren Sinne fungiren, 
worin die Befugniß zur Inveftitur nicht als begriffen gedacht werben Tann, Hier 
Tann im Zweifel diefe Errihtungsart nicht einmal als ein Surrogat ber Ins 
veflitur, fonbern nur als eine Mobification ber roͤmiſchen Hypothekenbeſtellung 
betrachtet werben. &o im luͤneb. Stabtr. Th. 2, it. 17, und in ben neueren 
Dppothetenfoftemen- - 

68) Bol. oben Note 8 und Note 67. 

69) So Iüneb. Stadtr. a. a. D. Alte kurſaͤchſ. Progeßorbn. Fit. 46, 5.8. 
Es gibt Brände dafuͤr, daß es ältere teutiche Anficht war, felbft zu dem Das 
fein von Rechten auf Immobilien, benen die«Gewere mangelte, zu forbern, 


daß ein Beweismittel dafür in die Hände bed Berechtigten gegeben war, welches . 


ihn in Anfehung der Geltendmachung von ber Willie Anderer unabhängig 
fette. Dieb kann hier freilich nicht näher ausgeführt werben. Allein bie Bollss 
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Jene oͤffenttiche Errichtung mußte, als man alle oͤffentllchen Handlungen 
unter Öffentlicher Auctorität aufzuzeichnen oder zu protocolliven begann, 
zu einer gleichen Schriftlichkett bei der Verpfaͤndung, oder nunmehr ber 


‚Hppothetenbeftellung von Immobilien führen; Infofern fie nicht etwa pri 


vatim errichtet waren, wie es das römifche Recht zulaͤßt. Dadurch bils 
dete fich ein Unterfchieb zwifchen protocolikkten oder ingroffirten Hypothe⸗ 
Ben, welche oͤffent liche, und nichtsprotoeollieten ober «ingroffirten, weiche 
private find. Je nachdem man nun bie roͤmiſche Errichtungsart eben 
falls als giltig anerkannte, ober nicht, konnte jener Unterfchied fo 

und ben erfleren ein Vorzug vor legteren eingeräumt werben, ober t. 
Im erſteren Kalle nennt man das beftehende Ingroſſationeſpſtem das 
milde, im legteren, wo jebe Hypothek an Immobilien ber ngroffadion 
bedarf, das ſtrenge 70). Das Iestere läft aus dem pactum hypothe- 
cae nur einen Anfprucd oder Titel auf Beftellung einer Hypothek durch 
Ingroſſation entftehen; und menn e8 den Zweck der Sicherung bes öffent 
lichen Hypotheken erreichen will, fo darf es auch den Legalhypotheken 
keine größere Wirkung einräumen. Das erſtere muß aber als dasjenige 
betrachtet werben, welches die gemeinrechtliche Theorie bildet, weil die Uns 
giltigkeit ober Unzulänglichkeit der römifchen Begrundungsart nur particu⸗ 
larrechtlich beſteht. Jener Vorzug moechte anfänglid) keinen onberen 
Grund haben, als den, daß bei der Errichtung groͤßere und hergebrachte 
Foͤrmlichkeit beobachtet worden, indem deſſenungeachtet die Sicherheit des 
Inhabers einer protocollirten Hypothek in Ungewißheit blieb, fo lange Ihm 
nicht die Möglichkeit gegeben war, beim Erwerbe der Hypothek zu ermit⸗ 
teln, inwiefern etwa bas Recht des Hypothekenbeſtellers beſchraͤnkende 
Rechte, ober vorgehende privkiegirte ober aͤltere protocollirte Hypotheken 
ben Werth berfeiben verringerten 7°%), Denn nur eine ſolche Möglichkeit 


. hätte dee Sicherheit der Hypothek, bei gehäriger Worficht von Seiten des 


Glaͤubigers, dienlich fein Binnen. Meuere Hypothekengeſetze haben auch 
biefe Moͤglichkeit herbeizuführen und mit dem Inſtitute der Ingroſſation 
zu verbinden geſucht, indem fie eine ſolche Eimrichtung ber öffentlichen 
Bücher vorfehreiben, wodurch eine Leberficht derjenigen Rechte und An 
fprüche, weiche ben Werth einer zu erwerbenden Hypothek, als vor ihe 
das zu verhwpothecirende Gut afficirend verringern, bald mit größerer, 
bald mit geringerer Vollſtaͤndigkeit gewaͤhrt wird, und zugleich, den Grunde 
fag dee Publicitaͤt und Specialität auffteflen. Vermoͤge diefes Grundfaged 


"darf einer ingroſſirten Hypothek kein Recht an dem verhypothecirten Ge 





anficht iſt gewiß Mr das Wrforberniß der Schrift bei folgen Werträgen, unb ob 
finden fich auch Beiſpiele, daß Geſete biefeibe vorausiegen, indem fie Protocol⸗ 
lation ſolcher Verträge vorfchreiben. Vgl. n. flaatsb. Mag. IV. ©. 186-137, 
und bie Roten dazu. 

70) Mausenbreder a. a. D. & 308, wo fi) in den Noten 2 umb 4 
auch bie Bänder verzeichnet finden, wo bas tine ober das andere Soſtem gilt. 
Bol. auch unten Note 147, 14% 

700) Rad) dteren Hypothekengeſ., welche ben Ingroffirten Hupothelen jenen 
Borgug Deilegen , iſt zuweilen jene Möglichkeit nicht gegeben. Wgl. n. ſtaatsb. 
Bag. IV. ©. 118 fi. 
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genſtande, welches dem dem Verpfaͤnder einmal giltig erworbenen Rechte, 
vermöge deſſen er zur Hypothekenbeſtellung befugt ward, als ein coordi⸗ 
nisteg 72) oder ſubordinirtes (abgeleitetes 72)) gegenüberftcht, bei der Bes 
feiedigung des Gläubigerd vorgezogen werben, menn es nicht aus dem 
dazu deftinirten Öffentlichen Buche erfichtlih (Publicktät), und nicht al® 
auf diefem Gegenftande haftend ausdruͤcklich in daſſelbe an bem dazu 
beftimmten Orte eingefchrieben (Specialität) iſt 7°). Zur Volfländigkeit 
des Inſtitutes gehört aber auch die Einrichtung, bag Riemandem bie 

groffation einer Hypothek beteiligt wird, der nicht entweder in dem dazu 
beſtimmten äffentlihen Buche als Inhaber des Rechtes (und des dafuͤr 


beſtimmten $olium im Buche, wo deſſen Einrichtung es erfordert), es fei 


dieß nun volles Eigenthbum, Ober⸗ oder Untereigenthum, Pfandrecht*), ' 
Reallaft oder. "&ervitut?®), eingefchrieben fleht, ober fich als ſolcher bei 
der Ingroſſation ausweift 7%. Auch wird die Eintragung von Veraͤnde⸗ 
rungen, welche in Anfehung ber Hypotheken unbefchadet ihres Fortbeſtan⸗ 
des eintreten, wie die des Geffionen 77) und bie der Agnitionen neuer 
Schuldner 7°), für erforderlich erachtet, und bisweilen felbft gefordert, daß 
Sinferiptionen von hypothekariſchen Rechten nur auf beflimmte Summen 
geſchehen?9). — Jugrofſation ift nun diejenige amtliche Handlung, 
weiche durch Einſchreibung in Öffentliche Bücher den Grundfag ber Pu⸗ 
blicität refp. der Sperialität im einzelnen Kalle zur Wirkſamkeit bringt; 
Tilgung diejenige ebenfalls agetliche Handlung, welche auf gleiche Weife 
diefe Wirkſamkeit ihrer naͤchſten Urfache, des Zuſtandes bes Eingeſchrie⸗ 


71) Wie z. B. eine Servitut dem Eigenthum oder fogen. Untereigenthum. 


72) 3. B. Gmphpteufe, Superficies dem Eigenthum, Pfandrecht auch 


dem fogen. Untereigenthum. . 

Bol. v. Kamptz, Jahrb. für die preuß. Gefepgebung u. f. w. AV. 
©. 120 fig. Mittermeier a. a. D. $. 262, Note 2, 3. Daß nad dem 
Principe ter Epecialität keine generellen Hypotheken beftehen Tonnen (ebendaf. 
Note 3 ımb 5. 265, und dagegen: Moßhirt, Zeitſchriftofuͤr Civil⸗ und Gri- 
minalr. I ©. 44), tft infofern richtig, baf bei Realfolien (unten Mote 208) 
keine generellen dffentliche Hypotheken beftehen Finnen. Anders bei Perfos 
natfolten (unten Note 208), Bon ber Yublicität in Anfehung bee Hypothek 
if Die des Buches zu unterfcheiden, welche Roßhirt a. a. D. Note GR zu 
verwechſeln ſcheint. 

. 74) So verpfaͤnden namentlich bie Inhaber der Pfandſchaften. Wal. Mits 
termaier a. a. D. $. 260, Note Mt, auch oden Rote 58—60. . 
„.. 75) Jedes derartige Mecht (Über Korberungen oben Rote 2) muß benn 
(jedoch nicht nach dem preuß. &ef. v. 31. März 1834 für Weftphalen) auch 
ein befonderes Folium im Hypothekenbuche erhalten innen. Bayer. Hypotheken⸗ 
gef. $. 120. Nur bei Afterverpfändungen wird man bem Hauptpfande (vgl. 
unten Note 114) kein befonderes Kolium geben. 
76) Die Berichtigung bes Befigtiteld. Mol. Mittermaier a. a. D. 
& a7) — 9, $. 263, Note 19, 20, und im Arch. für eiv. Prax. XVIII. 
. , . 
77) Mittermaier a. a. D. $. 2363, Rote 6,7. Eichhorn, Gin. 
$. 190, IV. Preuß. H.⸗O. Tit. 2, 8. 19. Bayer. HD. 4. 63, 144 fig. 
78) gl. unten Rote 149. 
79) Bayer. Hypochekenordn. 6. 19, 20. Wärttemb. Axt. 11. Weimar. 
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benfeins, giltig beraubt. Je ausnahmsloſer jener Grundſatz feſtgehalten 
iſt, deſto vollſtaͤndiger iſt die Sicherheit, welche dieſe Einrichtung gewaͤhrt. 


Allein wenn ſeine Anwendung innerhalb der Grenzen juridiſcher Moͤglich⸗ 


keit bleiben ſoll, fo darf er doch gewiſſe Verhaͤltniſſe nicht beruͤhren. 
Außerhalb dieſer Grenzen Ilegt es naͤmlich, auch ſolche Rechte, welche dem 
Rechte des Verpfaͤnders ſuperordinirt, naͤmlich Vorausſetzungen fuͤr daſſelbe 
ſind, oder von denen daſſelbe abgeleitet iſt, wie das dingliche Recht 
des Staates auf Abgaben, oder ein etwaiges Obereigenthum, unter die⸗ 
ſen Grundſatz zu ſtellen, es ſei denn, daß ſie durch eine willkuͤrliche 
Handlung oder Unterlaſſung des Verpfaͤnders, oder ſeines Vorgaͤngers, 
zu einer Zeit, wo jener Grundſatz bereits in Anwendung getreten und 
die dazu erforderlichen Einrichtungen getroffen worden, begruͤndet worden 
waͤren 80), Denn um den Grundſatz der Publicitaͤt auch nicht hypothe⸗ 
kariſchen binglichen Rechten gegenüber realifiren zu koͤnnen, iſt es erfor⸗ 
derlich, daß neben der Ingroffation bee Hypotheken eine felbftftändig ges 
führte Ingroffation ber fonftigen dinglichen Rechte befteht, welhe, wenn 
fie audy das Dafein derfelben nicht bedingt 81), doch nicht blos zur Nach⸗ 
richt dient®?), Tondern mwenigftens Bedingung ihrer Geltung den öffent 
lichen hypothekariſchen Anfprüchen gegenüber iſt??). Diefe Art ber Ins 
groffation®®) fegt zu ihrer Wirkſamkeit zwar voraus, daB zu ber Zeit, 
wo ſie vorgenommen wird, das ingroffirte Recht wirklich eriftirt, weil fie 
das Recht nicht begrüindet®5), fondern ne ein ſolches fichert, oder, In» 
fofern fie auf das Recht des Verpfaͤnders erſtreckt iſtẽs), ihn zur Vor⸗ 
nahme hypothekariſcher Ingroffationen in dbemfelben Umfange befugt, in 
welchem erdurch das fo ingroffirte Recht felbft zur Hppothefenbeftellung übers 
haupt befugt wird. Iſt aber legteres einmal wirkfam Ingroffirt, fo müffen 
dem Ingroffate die ihm dadurch zu Theil gewordenen Wirkungen auch ſo 
lange verbleiben, als es nicht durch anderweitige Ingroſſation eine auf 


80) Denn bannemwürben fie durch ein Aufgeben von Rechten von Seiten 
des Verpfaͤnders entflanden fein, auf welches bie Regel: resoluto iure conce- 
dentis resolvitur ius concessum nicht anwendbar iſt. Die zur Beit beö Er⸗ 
werbes eines folchen fuperorbinirten Rechtes, z. B. eines Obereigenthums, von 
Seiten eines Dritten, bereits beftehenden Hypotheken würben alfo auch, abges 
fehen von dem Grundfage der Publicität, auf dem Stoffe, burch ten das Obers 
eigentbum gebitbet, haften bleiben, und bie fypäter entflandenen dffentlichen 
brauchten vermöge jenes Grunbfages das Dafein bes letzteren nicht anzuerkennen, 
wenn und weil bas ihnen gegenüber, für den Kal einer Verminderung 
des Werthes in dem durch das Hppothekenbuch giltig zugefiherten Um⸗ 
fange, erforderliche Sicherungsmittel der Ingroffation nicht angewendet worben. 
Bgl. bei Note 93, 94. 

81) Val. unten nach Note 218, 

82) Vgl. unten nady Rote 226, 

83) Vgl. unten nach Rote 93, 

84) Uneigentlihe Ingroffation, zuweilen auch Vormerkung genannt. SBgl. 
unten Note 91 je: und nach Note 232. 

85) Eben fo wenig als nach gemeinrechtlicher Theorie die eigentliche In⸗ 
groffation. DBgl. unten Note 96 flg. u. 234. 

86) Gewöhnlich gehört befien Eintragung ins Hypothekenbuch indeß zur Kolios 
graphie. Wal, unten Note 229 fig. ’ 


/ 
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dieſe influirende Veraͤnderung erlitten hat; ſelbſt dann, wenn dem in⸗ 
groſſirten Rechte ſelbſt eine Beſchraͤnkung widerfahren, und ſelbſt dann, 
wenn nach deren Eintritt mit Einwilligung desjenigen, auf defſen Namen 
das Ingroſſat urſpruͤnglich lautete, eine Zranfeription auf and Pers 
fonen erfolgt fein follte, welche bemnady nie Inhaber bes Rechtes in 
der Beſchaffenheit, wie es urſpruͤnglich ingroffirt, geworben wären. Denn 
öffentliche hypothekariſche Gläubiger brauchen Leine Beſchraͤnkung ber ur: 
fprünglihen Ingroſſation ohne abändernde Ingroſſation anzuerkerinen, 
infofern fie nicht etwa blos zur Nachricht vorgenommen ift und die Rechte, 
deren Ingroſſation in Frage fleht, zur Sicherheit gegen fie der Ingroſſa⸗ 


"tion überall nicht bedürfen; in welchem legteren Kalle der Umfang ihres 


Pfandrechtes natürlich nie meiter gehen kann, als das dem Beſteller zur 
Zeit der Entftehung des Pfandrechtes wirklich zuftehende Recht. In uns 
ferem Falle muß ober, wenn A einmal mit feinem ihm in ber That zuftehens 
den vollen Eigenthume inferibirt worden, und er, nachdem er bem B das 
Dbereigenthum veräußert hat, ohne daß biefe Veränderung ingroffirt wor⸗ 
den, bie Zranfeription auf den C, ber nur das Untereigenthum von ihm 
erworben hat, bewirkt, den von letzterem beftellten äffentlichen Hypotheken 
auch das Obereigenthum des B unterworfen fein®%). Dieſe juridiſche 
Anomalie muß überall entſtehen, wo der Grundſatz der Publicitaͤt auch 
im Berhältniffe der hypothekariſchen echte zu den nicht hypothekariſchen 
ſanctionirt iſt, ohme durch eigentliche Grundbuͤcher, naͤmlich foldye, bie zu 
Ingroſſationen beftimmt find, welche die Eriftenz jedes nicht hypothe⸗ 
kariſchen dinglichen Rechtes bedingen, unterftügt zu fein; wiewohl in bie 
gemeintechtliche Theorie die Unterflügung durch ſolche Bücher nicht bins 
eingetragen werden darf. Wollte man aber behnupten, daß auch dann, 
wenn folche fuperorbinirte Mechte bei der urfprünglichen Sngroffation, 
naͤmlich bei einer folchen, welche ſich auf keine frühere, bei der Beurthei⸗ 
Yung tes Status der Singroffationen noch in. Betracht kommende Ins 
groffation, fonden nur auf das Dafeln des ingroffirten Rechtes ſelbſt, 
fügt, nicht berüdfichtigt, 3. B. wenn gleich) Anfangs einem Untereigen- 
thuͤmer fchlechthin als vollkommenem Eigenthuͤmer ein Folium im Hypo⸗ 
thekenduche zu ſeiner Dispofition geſtellt worden, und fie auch ſonſt nicht 
an einem gehörigen Drte in dem Äffentlichen Buche erfichtlih feim, die 
Ingroffirten Gläubiger befugt wären, den verhypothecirten Gegenſtand zu 
behandeln, ale ob jene Rechte nicht beftänden, alfo 3. B. denfelben ers 
forderlihen Falles als gänzlich freies Eigenthum zu ihrer Befriedigung 
wirkſam zu veräußern, fo würde dieß dem Falle ganz gleich ftehen, too 
fie, auch wenn ihre Hypotheken ihnen von einem Nichteigenthuͤmer beſtellt 
worden wären, der ais Eigenthümer in dem öffentlichen Buche eingefchrier 
ben flände, ohme daß dieß vermöge einer Auctorifation des wahren Eigen» 
thümers gefchehen wäre, das Recht dieſes Iegteren durch eine ſolche Ver: 
äußerung brechen koͤmten. Daß aber dieß eine juribifche Unmoͤg⸗ 
lichkeit ift9®), fo lange dee Begriff von Eigenthum befteht, und nicht 
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86a) Bayer. Hypothekengeſ. $. 26, Bif. 1. 
866) &. württemb. Pfaudgeſ. Art. 68, 69. 
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ein beſonderes Privileglum die ingroſſirten Glaͤubiger dazu befuge (welches 
aber mit jenem Grundſatze erſt dann gegeben ſein kann, wermn em 
einmal, giltig umb wirkſam gefchehene Ingroffation den Grund dazu gelegt. 
hat) außer Zweifel. — Auch folgt daraus, daß ein Gefeg zur Dem 
jenigen zur Beſtellung öffentlicher Hypotheken fähig erklärt, ber als Im 
baber eines dazu befähigenben echtes inſcribirt ift®”), noch Peinnesiwegs, 
dag auch der, welcher ohne Recht fo Imfcribirt worden, dazu befähigt fei; 
wiewohl da, wo eigentliche Grundbuͤcher bie Grumblage bes Ingroffations- 
wefens bilden, dieſe Regel allerdings aufgeſtellt werdn*®), aber aud 
ohne Verfchulden der Inſcriptionsbehoͤrde (es fei denn, daß fie auf un⸗ 
verfchuldete Weiſe über Identität ober Fähigkeit des Uebertragenden ges 
täufcht worden wäre) ein folder Fall nicht eintretm kann®®). Unb wenn 
. bei diefer Eimeichtung der Gebrauch herefcht, auch Perfonen das Eigen« 
thum im Grundbuche zuzuſchreiben, benen nur fuborbiniete Rechte zu⸗ 
ſtehen, z. B. Untereigenthuͤmern, Fideicommißinhabern, To bedarf es denn 
auch (mit Ausnahme des auch dem vollen Eigenthume fuperorbinicten 
Mechtes auf Öffentliche Abgaben) einer Inſcription ſolcher Rechte, welche 
dem‘, nur ber inneren Seite nad) ihnen allen zuftehenben Rechte fuper- 
orbiniet find, damit nicht vermöge unferes Brundfages bie Ingroffic 
ten Glaͤubiger jene Rechte brehen??). Daffelbe giit aber, auch wo durch 
folche Grundbuͤcher das Ingroſſationsweſen nicht unterftügt Ift, von allen 
denjenigen dem Rechte des Verpfaͤnders cos aber fuborbinirten dinglichen 
Rechten, in Anfehung welcher die Gefebe eine nicht blos zur Nachricht 
dienende Ingroſſation vorfchreiben 9), welche nicht, wie bie Hppotbei, 
aeceſſoriſche, fondern felbitftändige, das Recht des Verpfänbers befchräns 
kende dingliche Rechte finds fie mögen nun folche fein, welche eventuell 
bie Dispofitionen deſſelben rüdwärts vernichten, wie 3. B. ber Vorbehalt 
bes Eigenthums, oder folche, welche fchon in der Gegenwart feine Dies 
pofitionsbefugniß aufheben oder einſchraͤnken, wie das fogen. Untereigenthum 
im Verhaͤltniſſe zum freien oder Obereigentbum, das eine Reallaſt bes 
gruͤndende Recht, infofeen es nicht Ausflug eines Obereigenthums if, 
und die Servitutenberehtigung im Verhaͤltniſſe zum Eigenthum «6 find. 


87) Weimar. Dfanbgef: $. 14. 
. Sit. 20, ‘. 410, vol. mit zit. 10, $. 7—H, jetch 


. 88) Preuß. Landr. 
nur wenn ber, welcher von ihm das Recht erwirbt, im guten Glauben iſt. — 


Württemb. Pfandgef. Art. 57. Allein als eine aus dem Grundfage der Publi⸗ 
chtät folgende (Mittermaier a. a. D. $. 266, Nr. IX) Regel darf bie 
(wiewoht das bayer. Hypothekengeſ. $. 25, 26, fih dahin ausfpricht) gemein 
rechtlich nicht angefehen werben, weil beffen Anmenbung body immer eine gültige 


Hypothek vorausfegt. 

89) Denn Hat bie Wehörbe mit giltigem Gonfens bes früheren Inſcri⸗ 
birten die Zranfeription vorgenommen, fo ift der neue Infcribirte Dritten 
Beoennber Aug) vollfommen zu Dispofitionen befugter Cigenthümer gewors 


en, und fo lange dieß noch nicht gefchehen, ift der bisherige Inſcribirte en 
folcher Eigentümer geblichen. . 
| 90) Bgl. weimar. Pfandgefes 8. 185, 136, mit . 14. 
‚I1) Dahin gehören auch diejenigen Hypothekengeſetze, welche alle onera 
realia für die Ingroffation fähig und bebürftig . &. m, Aufl. im n. 
ſtaatsb. Mag. V S. 1 41. 
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. Zwar kann auch hier mit juridifcher Conſequenz nicht behauptet werden, 


daß wenn ein ſolches Recht einmal giltig entilanden fei (mas in Er⸗ 


. mangelung elgentlichee Grundbächer ja ohne Inſciiption eintreten kann), 


es von fpäteren, wenn auch ingroffirten Hypotheken afficiet werden koͤnne, 
weil der Verpfaͤnder denjenigen Stoff feines Rechtes, der von bemfelben 
bereits (interimiftifch) getrennt iſt, nicht mehr einer Hypothek unterwerfen 


kann; fo wie es ſich auf der anderem Seite von felbft verfteht, daB auch, 
die fpdtere Beſtellung eines ſolchen echtes der früheren Hypothek, auch 
wenn fie nur ehte private iſt, alfo auch abgefehen von unferem Grund⸗ 


foge, den ihr einmal unterworfenen Stoff nicht entziehen kann’?). Alten 
es findet ſich hier bie Verſchiedenheit von dem vorigen Kalle, daß dieſe 
Rechte nicht folche find, an welche das Recht des Pfandbeſtellers ſich 
lehnt, ſondern vielmehe foldye, welche aus dem echte bes Verpfaͤnders 
ihren Stoff entnehmen oder entnommen haben, ber diefem echte vers 
bleibe oder wieder zu bemfelben zuruͤckkehrt, fobald fie untergehen. Dieſe 
ihre Eigenfchaft flelt fie in den Kreis derjenigen Mechte, welche buch 
Dispofitionen bes Verpfaͤnders (oder eines Inhabers feines Nechtes) 
ihr Dafein erhalten und führt fo die rechtliche Moͤglichkeit herbei, durch 
die gedachte Vorſchrift dieſe Dispofitionen (für den Salt, daß ihnen bie 
Sngroffation nicht hinzutritt) im ihrer Wirkſamkeit zu befchränten, eine 
Möglichkeit, die bei jenen fuperorbinirten, der Dispofition des Verpfaͤn⸗ 
ders überall entzogenen echten der Natur der Sache nach fehlt. Jene 
Vorſchrift macht für den im Bisherigen bargelegten Falle die Eriftenz 
ber in Rede ſtehenden Rechte zu elner bedingten, nämlich in ber Art, 
daß fie davon abhängt, daß fpätere hypothekariſche oͤffentliche Gläubiger 
aus dem verpfändeten Gegenftande ihre volle Befriedigung erlangen Eins 
nen, ohne den Stoff jener Rechte anzugreifen). Die Ingroffation 
gibt diefen Rechten alfo Sicherheit ihrer Exiſtenz fir dieſen Fall; 
fo wie auf der anderen Seite die Sicherheit der Hypotheken es erfordert, 


92) Man findet indeß —— die entgegengeſetzte Anſicht. Bgl. Bur⸗ 
chardi, im flaatsb. Mag. VII. ©. 169, IX. ©. 129. Fedderſen, eben⸗ 
baf. VIII. &. 78. Scholz, ſchlesw. Concursr. S. 78. Dennings, holfl. 
Soncursverf. $. 35. Thomſen, über die Schuld: und Pfanbprot. im Her⸗ 
ogth. Schlesw. S. 34 fig. Bayer. Gerichtsorbn. Gap. XVIII. $. 7 im Cod. 
ud, Bav. — Allein es liegt zu Zage, baß wenn Semand ein unbslaftetes 
Srundflüd verpfänbet, und darauf einen Nießbrauch oder eine Reallaft an dem⸗ 
ſelben conftituirt,, e8 der Dinglichkeit des Pfandrechtes widerftreitet, wenn dem 
Gläubiger nur verftattet wirb, den nach Abzug dieſer echte verbleibenden Werth) 
bes Gutes zu feiner Befriedigung anzugreifen. Daß zuweilen verfallenen 
Renten ein Vorzug vor einem hypothekariſchen Sapitale eingeräumt iſt (n. lüb. 
&. DI. Tit. 1, Art. 113 luͤneb. Stadtr. II. Zit.?), redet auch Aberall nicht 
dafür s und bie dem Schuldner geftatteten Dispofitionen bärfen dem Gläubiger 
nicht Ichaden (vgl. Mittermaier a. a. D. $. 266, Note 23 weimar. Pfand⸗ 
gefe 8. 119-1215 auch Winimwarter, das öfter. bürgerl. R. II. $. 163, 
&. 302). — Bereinfacht wird indeß das Verhaͤltniß, wenn man die Beftellung 
foiher Rechte nur mit Zuſtimmung ber hypothekariſchen Gläubiger zuläßt, wie 
das bayer. Onpotgelengef: 8, 45. : 

93) Bgi. bayer. Gef. über die Einführung bes Spnotgetengef. v. 4. Juni 
1822 $. 7, auch weim. Pfendgef. $. 119, 122, 189, 812. 
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daß jene Ingroſſation ihre, nämlich jener Rechte, Sicherheit für dieſen 
Fall bedingt ꝰ*), — Eine andere Wirkung kann jene Ingroffatiors aber | 
uͤberall nicht haben; fie kann weder bewirken, daß das ingroffiete Mecht 
einem früheren gleichartigen nicht ingroffiten Rechte, wenn ber Seaff 
nicht für beide außreicht, vorgehe, noch daß der Stoff, ben jenes ergreift, 
von einer feüheren nicht ingroffisten Hypothek befreit werde. Denn im 
erfteren Falle wäre das fpätere ingroſſirte Recht Infoweit wegen Mangel 
an Stoff gar nicht begründet worden; im zweiten koͤnnte die Sugroffation 
das einmal begründete Recht dee Älteren Privathypothek nicht brechen, 
weil ihr eine folhe Wirkung nicht beigelegt iſt, fondern nur die Kraft 
collidirenden Rechten untereinander einen Vorzug in Anfehung ber Ber 
ftiedigung aus einem gewiſſen Gegenſtande zu gewähren, oder auch eine 
Sicherung gegen nachfolgende Ingroſſationen. Keine biefee Wirkungen 
kann aber in dieſem zweiten alle, feiner Natur nad, flattfinden. Und 
* hätte man mit ber Sicherung der ingroffirten Hypotheken ein einfaches 
Verhaͤltniß jener echte begründen wollen, fo hätte man ihre Eriftenz 
abfolut von der Ingroffation abhängig machen müffen, wie «8 audy-dem 
älteren teutſchen Ingroſſationsweſen entfprechend iſt ꝰ*). Die Borfchriften der 
neueren Hypothekengeſetze haben aber, ducchberrfchend und von particuläs 
ven Abweichungen abgefehen, lediglich die Sicherung der Hypotheken zum 
Endzwecke und ihr hauptfächliches Mittel dazu iſt die gedachte durch In⸗ 
groffation zu begründende Praͤferenz. ine Präferenz ift aber nur unter 
collidieenden Rechten möglih, und als collidirende Rechte Finnen nur 
diejenigen betrachtet werden, welche giltig neben einander beſtehen, aber 
nicht ihrer Natur nach, ſondern bloß der Unzulänglichkeit des Objectes 
oder des Stoffes wegen, in dem fie concurriren, nicht vollflänbig neben 
einander ausgeübt werden koͤnnen ꝰ6). Diefes Verhättniß kann nur ein⸗ 
treten unter Rechten, deren vereinte Geltendmachung an einem ge 
wiſſen Objecte, ungeachtet ihrer abfoluten Eriftenz, dennoch nur eine 
eventwelle iſt, alfo unter allen Forderungsrechten im Comcurfe, unter 
hypothekariſchen Rechten mit Einfluß der neneren teutfchen Satzung und 
ber Rentenrechte, infofern fie durch Nichtzahlung der verfallenen Wieder⸗ 
loͤſungsſumme, Iegtere auch durch Nichtzahlung ber verfallenen Mente, 
die Befugniß zur Erlangung eines Zufpruches oder zur Veräußerung des 
Objectes begründen”), Diefe Rechte find es dena auch nflein, melde 


94) Ueber die Nothwendigkeit der Ingroffation von Worbehalten u. bgl.: 
Mittermaier a. a. D. $. 266, Rote 22. 

95) ©. unten Note 206 fig. 

96) Man findet die Bedeutung der Gollifion freilich gewöhnlich anders aufs 
gefaßt. Bol. WeningsIngenbeim, Lchrb. $. 33, — S. indeß baräber, 
fo wie Aber das bisher dargeftellte Berhaͤltniß zwifchen der Hypothek und ande 
ren binglichen Rechten überhaupt: m. Auff. im n. flaatsb. Mag. V. S. 141. 

97) Vgl. oben Note 29, 30,41. N. üb. R. IH. Zit. 1, Art. 13. In 
Schleswig wird auch daß reservatam dominium fs behandelt. — Giferne Gelder 
werden der Hypothek und dem Rentenrechte gleichgeftellt im weim. Pfandgef. 
$. 138, jeboch fo, daß von einem Rechte zur Sicherheit des eifernen Capi⸗ 
tales geredet wird. Da aber eiferne Gelder unablöstihe Rentenrechte find, fo 
läßt fich ein befonderes Recht zur Sicherheit nur in Anfehung ber Zinſen denken. 
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von dem Principe der Publicität und Speclalität feinem ganzen Umfange 
nach ergriffen werden koͤnnen, wiewohl dafjelbe nur ausnahmsweiſe auf 
Sorderungen Anwendung gefunden hat?®), und bei diefen, fo wie auch 
bei der Ingroſſation von Dupothelen auf Perfonalfolien (über welche das 
Genauere erft weiterhin. gegeben w tann), das Moment der Spe⸗ 
cialität in dem der Pubfleität sinken et, weil hier an einem 
und demfelben Orte bie Ingeoffation Kauf | iche Güter des Schulde 
ners vorgenommen werben ®). Webrigens iſt We Anwendung diefes 













Princips auch bei derartigen Rechten dann rechtlich möglich, wenn fie an 


Mobitten beſtellt find. Allein einestheils has eine ſolche Einrichtung ber 
Hyopothekenbuͤcher, welche die Realiſirung des Momentes der Specialität 
möglich machte, bei Mobilien befondere Schwierigkeiten 09), und anderen« 
theil® droht der Wirkfamkeit des ganzen Principe hier die befondere Ges 
fahre durch Entfernung der Mobilien factiſch eludirt, ober, wo ber Grunde 
ſatz: —— Hand wahren, gilt, durch mit Beſitzuͤbertragung ver⸗ 
bundene anderweitige Dispoſitionen des Verpfaͤnders rechtlich gebrochen zu 
werden 102), Daher iſt das gewöhnliche Reſultat einer oͤffentlichen Hy⸗ 
pothak an Mobilien, beſonders wenn fie, wie gewoͤhnlich, eine generelle 
iſt, nur das, welches auch durch die Ingroſſation blos perſoͤnlicher For⸗ 
derungen bewirkt wird, nämlich ein Vorzug im Concurſe102) blos in Ans 
fehung derjenigen Güter, welche zur Zeit deffelben fich noch In der Maſſe 
befinden?0®), Kine Geſetzgebung alfo, welche e8 vermeiden will, bie 
Folgen diefes Principe auf einen, für manchen täufchenden Schein redu⸗ 
ciet zu fehen, wird, wie es auch dem diteren teutfchen Ingroſſationsweſen 
gemäß ift, die Ingroſſation, oder die Öffentlichen Hypotheken, überhaupt 
auf Rechte ber gedachten Art an Immobilien befchränten!%), Dee 
Vorzug der ingroffirten Hypothek gilt unbedingt allem ſimpeln Privat⸗ 
hypotheken gegenüber, auch wenn dieſe Öffentliche im Sinne des roͤmiſchen 





98) So 3. 8. ſchlesw. Hupothefenverorbn. v. 1734, 1739. Holſtein. v. 
1698, 1767, 1771. Dadurch entflegt dann ein ohne Rädficht auf das Alter 
gleicher (Werorbn. v. 1767 8.7) Worzug vor nicht ‚Harofizten perſonlichen For⸗ 
derungen im Concurſe. Bgl. n. Staatsb. Mag. V. S. 34-41. 

99) Bol. oben Note 73 und unten Note 205. 

100) Es wäre dazu erforberlich, für jedes einzelne Mobiliarkäd des Schulds 
ners ein befonderes Folium im Folienbuche anzulegen. 

101) Ueber den Einfluß bes — Hand muß Hand wahren, ſtaatsb. 
Mag. I. &. 734. Bol. auch laͤb. R. III. Tit. 4, Art. 6. Hamb. Stadtr.: 
I. Zit.4, Art. 2. Sriedeichsftädter Stabtr. I. 2. Tit. 5, Art. 4. Holftein- 


ey v. 20. Febr. 1769 $. 14, 23. NovM1775 $. 1%, 16. März 1787 


102) Das weimar. Pfandgef. $. 886, vgl. mit $. 374, behandelt auch bie 
generellen Hypotheken an Immobilien auf gleiche Weiſe. 

103) Schug dritter Beſiter gegen Generalhypotheken findet ſich auch In 
neueren Gefegen zuweilen ausbrüdlich ausgefprochen. Vgl. oldend. Hypotheken⸗ 
ordn. v. 11. Det. 1814 $. 20, Braunſchw. Gef. v. 26. März 1828 $. 9. 

104) Dieß ift in manchen Gefegen gefchehen, z. B. preuß. *andr. I. Zit. 
” $ — — 7 } 1 — civ. art. RT — H.⸗O. 

11. rttemb. Pfandgef. Art. 3. » Dfandgef. 8. 14 - 26. L auch 
Mittermaier a. a O. & 263, Nr. J. j oe 
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echtes 106), oder legale 100) find. Bo indeß das ſtrenge Syſtern 
hypotheken als ſolche 107), und nicht blos als Aitel zur Ingroſſation, 
erkennt 1078), em fie freilich den ingroffirten Hypotheken gleich ſtehen 
weil hier die Ingroffation die Hypothek nicht bevorzugt, ſondern noch 
wendiges Erforderniß für deren freiwillige Begrändung if. Nur befom 
dere Vorfchriften Finnen hier einen Unterfchied zwifchen jenen und diefed 
berooreufen 10%). Inwiefern jener Vorzug auch den privilegiceten Pk 
vathypotheken gegenüber flatefindet, iſt in den Sefegen verfchieben be 
ſtimmt 100). Es liegt indeß zu Tage, daß, je ausnahmelofer er im die 
Beziehung fkattfindet, deſto vollitändiger auch dee Zweck der Ingrofſation 
erreicht wird. Spricht das Geſetz den privilegirten Hypotheken ben Ban 
zug vor den ingroffirten nur "Überhaupt ab, fo erfcheimt damit dem Pk 
vilegium im Verhaͤltniß zu ingroſſirten Hypotheken jede Wirkſamkeit ges 
nommen, und man kann demnach den privilegirten Hyopotheken durch 
die Ingroſſation auch keinen anderen Vorzug zu Theil werben laffen, als 
denjenigen, den fie auch den einfachen gemährt!10). Dem es würde dem 
Zwecke eimer folhen Beſtimmung widerſtreiten, unter ingroffirten Dups: 
theken den privilegirten wiederum einen Vorzug zu geben, weil dann ein 
fache ober minder privifegiete nie gegen fpätere privilegirre oder mehr pri⸗ 
vllegirte Hypotheken gefichert fein würden. Der Vorrang unter den in 
grofficten Hypotheken beſtimmt ſich vielmehr nur entweder lediglich nach 
der Zeit der Ingroſſation, oder nach ber bei der Ingroſſation ausdruͤcküch 









105) Diefe Eönnen nur ben nicht groffirten Hypotheken gegenüber ihren 
Borzug behalten: Mittermaier a. a. D. $. 261, Nr. VII und bafelbfl Eit. 

106) Mittermaler a. a. D. $. 264, Ar. IL. Daß legale eher 
mit dem Grunbfage ber Publicität im Miderfpruce flehen (cbenbaf d. Kuf.), 
Fi an infofern der Fall, als man fie ohne Ingroffation den ingroffirten gleich« 

e ® ; 

107) Braunſchw. Gef. v. 26. März 1823. Bol, Mittermaier, Ach. 
für eiv. Prar. XVIII. ©. 432 fig. e ö i 
m Kur als Titel geiten fie z. B. nach preuß. Landr. I. it. 20, 8. 2 fly. 


108) &o öfterr. Soncursorbn. v. 1. Mai 1781 6. 19, und in ber Bremis 
ſchen Erb⸗ und Handfeſtenordnung v. 19. Dec. 1833 $. 133, 134, 149, 1%. 
Bgl. Mittermaier, Arch. für civ. Prax. XVII. ©. 194, 192. ’ 

109) Geſetze, welche privilegirte Hypotheken (ohne Infcription) anerkennen 
find 3. 8. ſchlesw. und holſt. Berorbn. v. 20. Sept. 1698 $. 6, v. 6. Anl 
1779, dv. 8. Sept. 1796 $. 21, Code civ. art. 213%., und in der Regel all 
kennen abfolute, auch ben öffenflichen Hypotheken vorgehende Privilegien (welche 
man zuweilen ald Pfandrechte betrachtet: vgl. Winiwarter a. a. D. IL 
8, 137, &. 237), 4. 8. Code civ. art. 2095 sq.; bayer. Prior.sOrbn. v. T Juni 
1822 $. 12; wöürttemb. v. 15. April 1825 Art. 43 weim. v. 7. Dat 18% 
5. 51, wiewohl zuweilen gemeinrechtliche Privilegien den Öffentlichen Hypotheken 
nachftehen. gl. preuß. Eandr. Th. 2, it. 1, $. 259, Zit. 2, 6. 177. 
preuß. Gerichtsordn. Th. 1, Zit. 50, $. 395 fig. Bayer. Prior.sOrbn. $. 

110) Auch das franzöf. Recht gibt ben priv. Hypotheken, weiche buch 
Ingroffation ihr Privilegium conferoiren follen, in Beziehung auf dffent- 
liche hypothekariſche Gläubiger nur die Priorität nad) der Zeit ber Ingroffation. 
Code civ. art. 2113. 2134. gl. indeß auch art. 2136. 
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beftimmten zur Beit ber Ingroſſation noch disponiblen Priorität 11), 


“ Eine zweckmaͤßige Hypothekenbuchfuͤhrung muß denn auch, fofern nicht 


im legteren Falle bie Möglichkeit dazu abgefchnitten ift, darnach die drts 
Liche Aufeinanderfolge ober den Plag der Ingroffationen in Buche bes 
ftimmen, und bisweilen findet ſich die ausdruͤckliche Vorſchrift, daß allein 
dieſe Aufeinanderfolge den Vorrang beflimmt, wenn nicht bei der In⸗ 
groffation eine Aenderung vereinbart und inſcribirt worden 12). Diejenige 
Hypothek, der eine andere vorgeht, heißt zuweilen die Nach hypothek 118), 
Die After hypothek, d. h. die an einer Hypothek beſtellte Hypothek, tritt 
natürlich in das Verhaͤltniß der legteren, der Daupthppothet!!*), — 
Bei der erften Einführung von Hypothekenbuͤchern, welche den ingroſſir⸗ 
ten Hypotheken einen Dorzug vor anderen gewähren folten, kann biefer 
im Verhältniffe zu den bereits vor der Einführung entitandenen Hypo⸗ 
theken nicht eintreten, wenn bas Geſetz nicht deffallfige Anorbnungen 
trifft und dadurch die von Ihnen den ingroffirten Hypotheken drohende 
Gefahr abwendet. Dieß pflegt durch ein Proclam bewirkt zu werden, 
welches die Inhaber früherer Hypotheken oder anderer dinglicher Rechte, 


welche mach der. neuen Einrichtung der Ingroffation zu ihrer Sicherheit - 


bebürfen, unter Androhung des Verluſtes ihrer Vorrechte oder Rechte im 
Verhaͤltniſſe zu ingroffirten Hypotheken, auffordert, diefelben in einer 
feftgefegten Friſt zur Ingroffation anzumelden ?!°). Unter den zur In⸗ 
grofjation gelangten Rechten diefer Art darf dann nicht die Zeit der "Ans 
meldung die Rangordnung beflimmen, fondem es muß vielmehr die bis⸗ 
ber unter ihnen beftandene bleiben 410), welche ſich denn in Anfehung bes 
Vorranges der Hypotheken, abgefehen von Priktlegien und dem Vorzuge 
des römifchen pignus publicum nad) der Entfiehungszeit richtet. Sonſt 
entfcheidet bie Entflehungszeit unter den ingroffirten Hypotheken, wenn 
fie von der Ingeoffationgzeit verfchieden ift, auch dann nit, wem für 
eine ingrofficte Hypothek, roelche keine genügende Sicherheit mehr zu ges 
währen fcheint, eine andere beftelle wird UT). Allein fie kann den Einfluß 


haben, daß fie eine Ingroffation gänzlicy wirfungslos macht, wenn ndms - 


lich diefelbe eine noch nicht eriftirende Hypothek betrifft, die von einer 


ſolchen Suspenfivbedingung abhängt, deren Eriftenz rein in bie Will⸗ 


tür des DBeftellers gefegt ift, und die erfigenannte blos von der 





‚ 111) Diefe kann eine andere fein, als bie nad) ber Beitfolge ber Ingroſſa⸗ 
tion fich ergebende. gl. oben Rote 47, 48, 49.' 

112) Medienb. Hypothekenordn. für bie ritterfch. Güter $. 18. 

113) Bgl. wuͤrttemb. Pfandgef. Art. 99. Ginführungsgef. Art. 23. Eins 
führungsinftr. $. 125. 

114) Biniwarter a. a. D. II. $. 140, ©. 246. 

115) 3. 8. preuß. Patent v. 22. Mai 1815, Einführ. ber H.⸗O. in den 
wieder vereinigten Provinzen bett., und angef. mecklenb. Hypothekenordn. v. 11. 
und 2 Nov. 1819 5. 3 flg., bei v. Kampy, Jahrb. V. S. 38 flg., XV 
116) Bol. bayer. Einführungsgef. v. 1. Juni 1822 8. 10. — 
117) Dieß kann vorkommen, wenn bie rücftändigen in gleicher Priorität 
mit dem Capitale ingroffirten Binfen diefe Priorität verloren baten. Bol. 
wärttemb. Dfanbgef. Art. 54, ö 
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Zeit der Ingroſſation abhaͤngende Rangordnung gilt, die Bedingung mag 
nun unmittelbar der Hypothek, ober der Forderung, für weiche fie gelten 
ſoll, hinzugefügt fein!!®), Denn bier mangelt es an einem itel zur 


Ingroſſation, und wenn berfelbe fpäter zur Eriflenz fommt, fo kann e_ 


wegen mangelnder Rüdtirtung!!?) der früheren Ingroffation keine Kraft 
! mehr verleihen. Iſt die Bedingung mit ingroffirt, fo iſt die Ingroſſa⸗ 
tion, als mit fich felbft im Miberfpruche ſtehend, nichtig 120). Iſt dieß 
dahingegen unterblieben, fo betarf es zu threr Vernichtung noch einer 
Tilgung, fie ift vefeiffibel, d. H. Te muß zwar als rechtlich beſtehend, aber 
als wirkungslos behandelt werden; wiewohl dann, wenn bie Forbes 
zung felbft unbedingt wäre, und die ngroffatiom zur Begründung 
der Hypothek diente, dieſe ſelbſt unbedingt beſtellt, und nur vermittelſt 
einer condictio sine causa gegen deren Inhaber anfechtbae wäre??), 
die jedenfalls mit der Eriftenz der Bedingung hinfällig werden tmärde '2?). 
Und wenn man von dem der Satzung und Ihr gleichftehenden Kech⸗ 
ten entfprechenden Gefichtepunkte ausgeht, daß das bingliche Recht die 
Korderung confumirt 122), fo wird bei einer folchen Singroffation au) 
dann, wenn bie Forderung ſelbſt in der gedachten Art bedingt 
ift, oder, wie ſich bier die Sache ftellt, die Leiſtung oder das Geben, 
für welches das Pfandrecht beſtellt iſt, erſt erfolgen fol, wenn ber Ber 
pfaͤnder durch feine Willkuͤr einen gewiſſen Umſtand herbeigeführt haben 
wird, dieſe eben (bei Note 119, 120) gedachte Lage herbeigeführt. — 
Es kann demnach particuläre Mechte geben, nach denen auch im Falk 
einer derartigen Bebingtheit der Forderung felbft die Mefeiffibifitit ber 
Ingroffution beitritten roftden müßte, fo mie von derfelben da, mo bet 
Folieninhaber fo frei über die Priorität bdisponiet, daß er fih einen 
bevorzugten Platz zur beliebigen Dispofition vorbehalten darf !2%), fo fange 
er noch zu folhen Dispofitionen befugt ift, nur dann die Rebe fein 
Tann, wenn er felbft fie beantragt. — Bei Perfonalfotien ift auch eine 
Ingeoffation auf künftige Güter des Ingroffanten möglich, und obwohl 
bier das Pfandrecht erft mit dem Zeitpunkte des Erwerbes ber Güter be 
ginnen kann 220), fo darf man doc deßhalb die durch die mun einmal 


— 





118) Ingroſſationen bedingter Korberungen und Hypotheken, mit Hinzw 
Küng. u Bedingung, find zuläffig: Mecklenb. H.⸗O. für die ritterichaftl. 

et % . — 

119) Bgl. Thibaut, Syſt. des Pandektenr. $. 92, 8. 811. 

120) Denn es beduͤrfte hier, wo die Nichtigkeit ans dem Ingroffate ſebſt 
erhellte, nicht einmal einer Tilgung beffelbenzs welche dahingegen im alle ber 
Verſchweigung ber Bedingung, fel es nun mit Gonfens des Ingroffteten oder 
in Folge richterlihen Erkenntniffes, immer gefchehen müßte, ehe man bas, je 
in der That einen an fi untabelhaften Zuftend der Ingroffation begruͤndende 
Ingroſſat als nicht vorhanden behandeln koͤnnte. 

121) Beil nämlich dem Ingroffirten nicht blos ber factiſche Zufkand ber 
Ingroſſation, fondern ein Recht sine causa ertheilt worben. 

122) Arg. L. 16. D. de cond. indebiti. (12. 6.) 

= Bol. oben Note 36 fig. und unten nach Rote 143. 

124) Bet. oben Rote 47 fig. und unten Rote 197. 

125) L. 7. S. 1. D. qui pot. in pignore. (20. 4.) Die Anficht, def 
bieß darauf beruhe, daß bie in einer foldhen Verpfaͤndung liegenbe (fitiifcheoe 


— — — — — — ——— 


— — — 





Hopothekenweſen. 387 


geſtattete Ingroſſation beſtimmte Rangordnung nicht als aufgehoben 
betrachten, und etwa allen vorher entſtandenen ingroſfirten Hypotheken 
gleichen Rang in Anſehung derſelben anweiſen. Wo dahingegen Real⸗ 
folien beſtehen, iſt fie nur im uneigentlichen Sinne denkbar, nämlich im 
der Art, dag ber Ingroffant auf fremde Güter, als 0b fie bereits 
Die feinigen wären, die Ingrofjation erlangt und fpäter die Güter 


erwirbt. Dies würde ein Convalesciren 12°) des Actes nur möglich fein, 


wenn er entweder als zur Ingroffation auf biefe Güter befugt inſeribirt 
waͤre, ober ohne folche Infeription die Ingroſſation rechtlich bewirken koͤn⸗ 
zen, weil font dem Acte jede Wirkſamkeit mangeln müßte. Altein ließe 
es fich, ebenfo wie in dem Falle, wo dutch Matihabition bes wirklich 
Berechtigten eine Convaledcenz eingetreten wäre, nicht rechtfertigen, beim 


Einteitte ber Convalescenz auch dann bie Prierität nach dem Zeitpunkte 


der Ingrofſation zu beflimmen, wenn dadurch ein Vorzug vor folchen 
Gloaͤubigern, melde bereits vor dem Zeitpunkte bee Convalescenz eine 
fofort giltige Öffentliche Hypothek erlangten, gegeben würde, und mehreren 
von derſelben nichtberechtigten Perfon beftelltem convaledcirten Öffentlichen 
Hppothelen würde nur unter fih die Priorität nach ber Beitfolge der 
Ingroſſation zuftehen koͤnnen. Denn die Regel: daß das Zuruͤckwirken 
des Convalescirens unwirkſamer Acte nur gegen demjenigen eintritt, der 
Daffelbe hesbeifährte 127), und bie bereits wor Eintritt deſſelben errors 
beuen Mechte Anderer nicht brechen Fann!28), darf nicht durch Die Vor⸗ 
ſchriften über die Rangordnung ingroffistee Hypotheken als aufgehoben 
angefehen werben, da und infofern die Gefege diefen Fall nicht beruͤh⸗ 
ren12?). In Anfehung fonfliger zukünftiger Forderungen und Hypothe⸗ 
ten, ber denen naͤmlich das begründende, die reine Willkür des Ingroſ⸗ 
fanten ausfchließende Moment !°9) zur Exiſtenz gefommen ift, kann aber 


ende) Bedingung: si in dominiam menm pervenerint, nicht zuruͤckwirke (Thi⸗ 
aut a. a. D. und in ben Zufäsen dazu, edirt von Braun und Proben; 
Hepp, Arch. für civ. Prar. X. ©. 281 flg.3 Sintenis, Handb. des Pfandr. 
@. 383 fig.), tft, außer con WeningsIngenheim und Mühlenbrud, 
neuerdings bezweifelt und beftritten von Roßhirt, Zeitſchrift I. ©. 26 flg.; 
Warnkdnig, Ach. für cio. Prar. XXI ©. 178 flg. — Indeß tritt do 
Burüdwirtung ein, wenn eine res allena ohne Hinzufügung einer folchen Bes 
bingung dem, ber in bona fide war, verpfändet wird: L.9. 6.3. L. 14. 
D. ed. L. 16. $. 1. D. de pignor. (20: 1.) . F 

126) Nimmt man an, daß auch die vom Nichtberechtigten erwirkten In⸗ 
a giltig und wirkfam find (oben Note 88), fo bebarf es beffen frei- 

L — n = 

127) Denn nur in fo weit geſtatten bie Geſetze die Rüdwirkung (vgl. 
Thibaut a. a. D. $. 111 und baf. Eit.), was uͤberdieß in ber Natur ber 
Sache liegt. S. au weim. Pfandgeſ. $. 14, 15, 8. 131, 3. 1. 
— gen der Grundfag der Publicitaͤt in feiner richtigen Begrenzung Bann 

an ren. | 

129) Der Fall der Verpfändung zukuͤnftiger Güter faͤllt in ben Geſetzen, 
weiche fie nicht ausfchließen, unter deren allgemeine Beflimmungens aber die 
Verpfaͤndung fremder Güter iſt ein von ihnen überall nicht geftatteter er. 

130) Vgl. m. Identitaͤt u. ſ. w. 8. 123 fig., über die aus einem begrüns 
denden und vollendenden Moment zufanmengefsgten juxiſtiſchen Thatſachen. 
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die Ingroſſation jeder Art mit voller Wirkſamkeit vorgenommen werben. 
Daher erhalten die wegen künftiger Anfprüche aus einem bereits beftchen 
den Verhältniffe, 5. B. aus einer Vormundſchaft, ingroffirten Dypothe 
Sen bie Priorität nach der zur Beit dee Ingroſſation vorhandenen Lage, 
die auf die Binfen erſtteckte Ingroffirte Hypothek auch für diefe die Prie 
rität des Capitales121). Auch wo bie Forderung des Glaͤubigers als cr 
erit fpätee zur Exiſtenz kommender Anſpruch auf Wieberablöfung bes ik 


beſteliten Pfandrechtes oder Mentenrechtes aufgefaft werden Tann 12%, 


tommt biefe® immer ſchon vor jenem Anfpruche zur Eriflenz und erhaͤl 
feine. Priorität nach ber zur Zeit der Ingroſſation vorhandenen Lage'??). 
— Die fi) lediglich nach der Zeitfolge der Ingroſſation beſtimmende 
Mangordnung muß im Zweifel immer nach dem roͤmiſchen Mechte, alt 
dem gemeinen, beurtheilt werden. Es kann in der Vorfchrift berfaiden 
allein demnach auch kein Ausfchluß des Einruͤckens eines Gläubigers an 
die Stelle eines anderen, in den Fällen, wo das römifcye Recht es ger 
flattet, gefunden werden !34). Nicht weniger muß denn auch mit Bus 
ftimmung eines früher ingroſſirten Glaͤubigers, unbeicdet der Rechte 
etwa in der Mitte ftehender Gläubiger, ein fpäterer ihm vor⸗ ober gleich⸗ 
oder an feine Stelle gefegt werben koͤnnen 1220), und gleiche Prierität 
findet auch unter mehreren flatt, wenn nad der Ingroſſationsart nicht 
zu beftimmen ift, wer von ihnen zuerft bie Ingroffatton erlangt hat, oder 
welchem von ihnen etwa vor dem anderen bie bevorzugte Hypothek dr 
geräumt iſt, tie bieß bei mehreren an bemfelben Tage vorgenommenm 


: — ie Im Goncurfe ift dieſelbe jedoch regelmäßig auf zweijaͤhrige Ruͤcſtaͤnde 
eſchroͤnkt. 

- 132) Bgl. oben Note 36 flg. 

133) Der Ältere Rentenberechtigte hat ohne Zweifel die Priorität vor dr 
Hypothek, welche beftellt wurde, che fein Recht auf Wieberablöfung zur Griffen 
tom. Es folgt dieß ſchon daraus, daß der Stoff des Rentenrechtes währen 
befien Eriftenz dem Pfandrechte gar nicht unterworfen fein konnte. 

. 184) &. indeß Scholz, Concursrecht S. %. Mittermaier aD. 
$. 261, Note 29, und Winiwarter a.0.D.11.$.155, ©. 282, 283, nad beat 
nur das Datum der Eintragung entfcheiden und eine Ucbertragung ber De 
thek auf eine andere Schuld unzuläffig fein fol. Allein gemeinrechttic, laͤßt RS 
dieß nicht vertheidigen (vgl. auch württemb. Pfandgef. Art. 105, 106; weint 
$. 72 flg.), und es ift nicht einzufchen, weßhalb z. B. in dem Falle der L-1. 
C. de his qui ’n prior. credit. loc. (8. 19.) nicht (wie es auch das waͤrttemb. 
Pfandgef. Art. 107 geftattet) eine Zranfeription von dem abgefundenen Glie 
biger auf den, welcher das Geld zur Abfindung bergab; ftattfinden koͤnnte, fr 
bald fie nur gleichzeitig und in Verbindung mit ber Tilgung des Poſtens IR 
Anfehung des erfteren — wird. Zwar iſt die Tilgung dann fein 
abſolute, ober vielmehr nur ein Theil der Tranſcription. Allein es iſt a 
nicht gefagt, daß eine Tilgumg nur mit Mobificationen gefchehen könne, wo dieh 
ausdrüdtich geftattet, und nicht auch fonft, wenn ein rechtlicher Anfprud 
entftanden fei, ber eine Modification derſelben erheiſche. Stoͤßt man ſich an 
Bemerkung: getilgt, welche dem Poften hinzugefügt wirb, fo kann man and 
biefen Anſtoß dadurch befeitigen, daß man flatt deffen fest: auf ertheilten Gw 
ſens zur Zitgung ift diefee Poften tranferibirtu.f.w. 

1840) Wuͤrttemb. Pfandgef. Art. 108. 
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Ingrofſatlonen der Fall zu fein pflegt 136). Denn If bier nicht etwa 


ausdruͤcklich vorgeſchrieben, «daß außer ber Zeitfolge auch die Reihenfolge 
der Ingroſſationen im Hypothekenbuche den Vorzug beflimmen fon13), 
fo kann man keinen als den fräher Ingsofficten betrachten. — Die zweite 
Mangordnung entfpricht der der teutfchen Satzung angehörigen Anficht, 


nach weicher der Verpfaͤnder durch Vereinbarung mit dem Pfandinhaber . 


deſſen Befugniß zur Geltendmachung feines Pfandrechtes an bie Vorauss 
fegung knuͤpfen kann, daß zuvor gewiſſe andere Rechte an dem verpfäns 
deten Gegenftande durch ihn oder feinen Werth aufrecht erhalten oder 
gefichert bleiben !2%), Hier würde alfo confequent der Untergang eines 
folchen vorgehenden Rechtes der nachfolgenden Hypothek ben bem Ber: 
pfänder wieder zugefallenen Stoff befielben nicht unterwerfen. Allen mit 
folcher Confequenz hat fi diefe Anfiht in der Regel nicht geltend ge: 


macht, ſondern nur fo viel bewirkt, daß ber Verpfänder es fich vorbe⸗ 


. Halten Eann, über jenen Stoff zu Gunften anderer Gläubiger zu bispos 
niren, und dadurch das Einruͤcken der nachfolgenden zu verhindern, wobel 
es ihm denn auch ‚geftattet zu fein pflegt, ſich die Dispofition über eine 
noch keinem Gläubiger eingeräumt gemefene Priorität zu Gunften eines 
jüngeren Stäubigers dadurch vorzubehalten, daß er eine Ingroffation ohne 
Benennung eines Gläubigers vornehmen läßt, um fie jedem beliebigen 
- Stäubiger auch dann noch übertragen zu koͤnnen, wenn bereits andere eine 
Ingroſſation erlangt haben 127). — So reducirt ſich ihre Bedeutung auf 
eine bloße Modifiention der erſten Rangorbnung, und es .müflen alle. 
Umftände, welche nach römifhem Rechte ein Einrüden in die Stelle 
eines anderen hypothekarifchen Gläubiger begründen, auch hier mit ders 
. felden Wirkung verbunden fein. Erfordert aber das Einrüden eine Til⸗ 
gung einer früheren und eine neue Ingroſſation, fo barf jene, wenn 
die erſte Rangorbnung gilt, nur in - gleichzeitiger Verbindung mit der 
legteren 128), . wenn aber die zweite Rangordnung gilt, nicht definitiv ges 
fchehen!29), wenn es nothwendig iſt, das, Feiner neuen Ingroſſation 
bedürfende, Auf⸗ und Einräden der nachſtehenden Ingroſſationen 
nach ihrer Rangordnung zu verhindern, um das durch jene neue In⸗ 
groffation bezweckte Einruͤcken möglich zu machen. Dieß iſt dann der 
Fall, wenn ein Gläubiger mit einer ganz neum Forderung, alfo auch 
mit einer neuen Hypothek in ben Plag einer anderen Ingroffation eintreten 





135) Bgl. bayer. Hypothekengeſ. 5. 60. Württemb. Art. 97. Wo man 
bie Stunde hinzufuͤgt, wie in Preußen, gilt bieß natürlich nur in Anfehung ber 
in derfelben Stunde Ingroſſirten. Mittermaier a. a. O. $. 266, Rote 7—9. 

135a) Weim. Pfandgef. $. 150. 

136) Bgl. oben Rote 47, 48. 

137) Bol. oben Note 47,48, 49. Dieb gilt in Preußen: v. Kampf, 
Jahrb. V. ©. 112, 11, 118 ‚VL 6. 2583 ferner nach der medienb. Hypo⸗ 
thefnorbn. für die ritterfchaftl. Güter $. 195 Bayer. Hypothekengeſ. $. 1505 
weimar. Pfandgef. f 89, 147, 1575 nicht aber in Defterreih, nach Wini⸗ 
warter a.a.D. I. $. 155, ©&. 282, 288. v 

188) Vgl. oben Note 184 und württemb. Pfandgeſ. 107. 

139) 3. ®. nur ante lincam. ©. unten Rote 269. 
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die Ingroſſation jeder Art mit voller Wirkſamkeit vorgenommen werben 
Daher erhalten die wegen Eünftiger Anfprüce aus einem bereits beflche- 
den Verhältniffe, 5. B. aus einer Vormundſchaft, ingroſſirten Hypothe⸗ 
ken die Priorität nad) der zur Beit der Ingroffation vorhandenen Lug, 
die auf die Binfen erftredte ingroſſirte Hypothek auch für diefe die Prie 
ritaͤt des Capitales 122). Auch wo die Korderung bes Glaͤubigers als cs 
erſt fpäter zur Eriftenz kommender Anſpruch auf Wieberablöfung bes ihm 
beftellten Mandrechtes oder Rentenrechtes aufgefaßt werben Tann 132) 
kommt biefe® Immer ſchon vor jenem Anfpruche zur Erifteng und erhält 
feine. Priorität nach der zur Zeit ber Ingroffation vorhandenen Lage!??), 
— Die ſich lediglich nach der Zeitfolge der Ingroffation beſtimmende 
Rangorbnung muß im Zweifel immer nad) dem römilden Rechte, als 
dem gemeinen, beurtheilt werden. Es kann in der Vorſchrift derfeiben 
allein demnach auch Fein Ausfchluß des Einruͤckens eines Gläubiger an 
die Stelle eined anderen, in ben Källen, wo das roͤmiſche Recht es ger 
ftattet, gefunden werben !°%). Nicht weniger muß denn and mit Zu⸗ 
flimmung eines früher ingroffirten Glaͤubigers, unbeſchadet der Rechte 
etwa ig ber Mitte ſtehender Gläubiger, ein fpäterer ihm vor⸗ ober gleich: 
oder an feine Stelle gefegt werben Lönnen!®*), und gleiche Priorität 
findet auch unter mehreren flatt, wenn nach ber Ingroffationsart nicht 
zu beflimmen ift, wer von ihnen zuerft die Ingroffation erlangt hat, ober 
welchem von ihnen etwa vor dem anderen die bevorzugte Hypothek en 
geräumt iſt, wie bie bei mehreren an bemfelben Tage vorgenommenes 


i — om Concurſe ift dieſelbe jedoch regelmäßig auf zweijährige Rüdkände 
efchrän 

132) gl. oben Rote 86 fig. 

133) Der ältere Rentenberechtigte hat ohne Zweifel die Priorität vor ber 
Hypothek, weiche beftellt wurbe, ebe fein Necht auf Wiederablöfung zur Sriken 
Tom. Es folgt dieß ſchon daraus, daß ber Gtoff des Rentenrechtes wäjr 
beffen Sriftenz dem Pfanbrechte gar nicht unterworfen fein konnte. 

134) ©. indeß Scholz, Goncursreht S. 900. Mittermaier «aD. 
8. 261, Note 29, und Bintwarter a.a.D.11.$8.155, ©. 282, 283, nad Kal 
nur das Datum ber Cintragung entfcheiben und eine Uebertragung ber Hap® 
thek auf eine andere Schuld unzuläffig fein fol. Allein gemeinrechtlich laͤſt Re 
dieß nicht vertheidigen (vgl. auch württemb. Pfandgef. Art. 105, 106; weint 
$. 72 flg.), und es ift nicht einzufchen, weßhalb 4. B. in dem Kalle der L.i. 
C. de his qui in prior. credit. loc. (8.19.) nicht (wie es auch bas waͤrttend. 
Pfandgef. Art. 107 geftattet) eine Tranfcription von dem abgefundemen Ss 
biger auf den, welcher das Geld zur Abfindung bergab; ftattfinden könnte, M 
bald fie nur gleichzeitig und in Verbindung mit ber Tilgung bes Poſtens U 
Anfehung bes erfteren bewerkftelligt wird. 3war tft die Tilgung dann Ir 
abfolute, oder vielmehr nur ein Shell der Tranſcription. Allein es ik m 
nicht gefagt, daB eine Tilgung nur mit Mobificationen gefchehen könne, wo 
ausdrüdtich geftattet, und nicht auch fonft, wenn ein rechtlicher Anſored 
entftanden fei, der eine Mobification berfelben erheifche. Stoͤßt man ſich au dð 
Bemerkung: getilgt, welche dem Poften hinzugefügt wird, fo kann mm 
diefen Anttoß dadurch befeitigen, daß man ftatt beffen fest: auf ertheilten &® 

fens zur Tilgung iſt diefer Poſten tranfceribirt u. f. w. 

134a) Wuͤrttemb. Pfandgef. Art. 108. 
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Ingroſſatlonen der Fall zu fein pflegt 130). Denn iſt bier nicht etwa 
ausdruͤckuch vorgeſchrieben, «daß außer der Zeitfolge auch die Reihenfolge 
der Ingroſſationen im Hypothekenbuche den Vorzug beſtimmen fol!3#®), 
fo Tann man keinen als den fruͤher Ingroſſirten betrachten. — Die zweite 
Rangordnung entſpricht der der teutfchen Satzung angehörigen Anficht, 
nach welcher der Berpfänder durch Vereinbarung mit dem Pfandinhaber , 
deſſen Befugniß zur Geltendmachung feines Pfandrechtes an die Vorauss 
fegung Enüpfen kann, daß zuvor gewiffe andere Rechte an dem verpfäns 
deten Gegenftande durdy ihn ober feinen Werth aufrecht erhalten oder 
gefichert bleiben?20), Hier würde alfo confequent der Untergang elues 
folhen vorgehenden Rechtes ber nachfolgenden Hypothek den dem Ders 
pfänder wieder zugefallenen Stoff defielben nicht unterwerfen. Allein mit 
folcher. Gonfequenz hat fi diefe Anficht in der Regel nicht geltend ges 
macht, fondern nur fo viel bewirkt, daß ber Verpfänder es fich vorbes 
, halten Tann, über jenen Stoff zu Gunſten anderer Gläubiger zu dispo⸗ 
niren, und dadurdy das Einruͤcken der nachfolgenden zu verhindern, wobei 
e8 ihm denn auch geftattet zu fein pflegt, fich die Dispofition über eine 
noch keinem Gläubiger eingeräumt gemefene Priorität zu Gunften eines 
jüngeren Glaͤubigers dadurch vorzubehalten, baf er eine Ingroffation ohne 
Benennung eines Glaͤubigers vornehmen läßt, um fie jevem beliebigen 
- Stäubiger auch dann noch übertragen zu koͤnnen, wenn bereits andere eine 
Sngroffation erlangt haben 127). — So reducirt fich ihre Bedeutung auf 
eine bloße Modification bee erften Rangordnung, und es muͤſſen alle 
Umftände, welche nach römifhem Rechte ein Einrüden in die Stelle 
eines anderen hypothekariſchen Glaͤubigers begründen, auch hier mit ders 
ſelben Wirkung verbunden fein. Erfordert aber das Einruͤcken eine Zils 
gung einer früheren und eine neue Ingroſſation, fo barf jene, wenn 
die erſte Rangorbnung gilt, nur in gleichzeitiger Verbindung mit ber 
legteren 128), . wenn aber bie zweite Rangordnnung gilt, nicht definitiv ges 
fchehen!29), wenn es nothiwendig iſt, das, Feiner neuen Ingroſſation 
bedürfende, Auf» und Einrüden der nachſtehenden Ingroffationen 
nach ihrer Rangordnung zu verhindern, um das buch jene neue Ins 
groffation bezweckte Einruͤcken möglich zu machen. Dieß iſt dann der 
Fall, wenn ein Gläubiger mit einer ganz neuen Forderung, alfo auch 
mit einer neuen „Dppothet in ben Platz einer anderen Ingroffation eintreten 


135) Bol. bayer. Sppothelengef. $. 60. Württemb. Art. 97. Wo man 
die Stunde binzufügt, wie in Preußen, gilt dieß natürlich nur in Anfehung ber 
in berfelben Stunde Ingroſſirten. Mittermaier a. a. O. 5. 266, Rote 7—9. 

1358) Weim. Pfandgef. %. 150. 

136) Bgl. oben Note 47, 48, 

137) Bal. oben Rote 47,48, 49. Dieß gilt in Preußen: v. Kamp, 
Jahrb. V. ©. 112, 114, 118 „VI. G. 2583 ferner nad der mecklenb. Hvypo⸗ 
theffhoron. für die ritterfchaftl. Güter $. 195 Bayer. Hypothekengeſ. $. 1605 
weimar. Pfandgef. 8. 39, 147, 1575 wicht aber in Defterreih, nah Wini: 
warter a.a.D. Il. $. 155, ©. 282, 289, \ 

138) Vgl. oben Note 134 und württemb. Pfandgeſ. 107. 

139) 3. 8. nur ante lineam. ©. unten Rote 269. 
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ſoll, ohne ſchon vermoͤge der beſtehenden Raugorbnung hierauf Anfpusd 
zu haben, wie derjenige, mit deſſen Gelde «in anderen vorgehender in 
groffirter hypothekariſcher Gläubiger befriedigt worden, während er fh 
zugleich, biefe Befriedigung und beffen Hypothek von dem VBerpfänber aus⸗ 
bedungen hat 120). Eine Zilgung, fo wie eine neue Ingroffation, if 
dahingegen Überflüffig, wenn durch Geffion oder durch bag ius offerendi, 
ed werde nun biejes von einem ingroffirten dder von einem nicht ingroffir 
ten hypothekariſchen Gläubiger ausgeübt, ein Gläubiger an die Stelle 
eined anderen tritt. Denn in beiden Faͤllen bleibt die bisherige Korberung 
unb bie bisherige Hppothel, und nur die Ausübung der in ihnen entbal- 
tenen Befugniffe geht auf eine andere Perfon uͤber 121), Auch liegt im 
dem Wefen einer ingroſſirten Hypothek überall kein Grund, welcher dad 
ius offerendi gesen ihren Inhaber ausfchließen ober beſchraͤnken koͤnnte. 
‚ Allein da e8 auch nach roͤmiſchem Rechte nicht gerechtfertigt werben Fam, 
daß es ausgeübt werden koͤnne, che dee Schuldner einen Aufprudh auf 
‚Kiberation babe!*2), fo kann es auch jege nicht eher geübt werden, als 
das Capital verfallen iſt, alfo bei auf Kündigung ftehenden Capitalien 
erſt nach Ablauf der Kündigungsfrift oder im Concurſe 1*?). -Denn früher 
würde, ebenfe tie bet früherer Zahlung des Schuldners felbft, bad In⸗ 
tereſſe des Glaͤubigers bei der Fortdauer des Verhältniffes nicht allem in 
Anſehung bes etwaigen Binfenbezuges, fondern auch in Anfehung der 
Sicherheit feines Geldes, die er etwa in dieſem Verhaͤltniſſe fefter als in 
bem eigenen Innehaben befjelben begründet fieht, verlegt werden, Und 
bei einem auf Kündigung ausftehenden Capitale nimmt uͤberdieß die Pflicht 
des Schuldners den Charakter einer erft nach) der Kündigumg eriftent wer 
benden Wiederaufldfungspfticht des durch die Hingabe des Capiteles 
begründeten Werhältniffes der Vermehrung des Vermögens des Schuld 
ners aus bean Vermoͤgen des Glaͤubigers, oder bed dafür wieberum die: 
fem von jenem ertheilten dinglichen Rechtes an, fo daß vor der Kündis 
gung, und ohne Abänderung bes Verhältniffes durch deſſen Subjekt, 
ſelbſt eine anticipirte Erfüllung biefer Pflicht unmöglich iſt 184). Hat nun 





180) Vol. oben Note 134 und L. 1. C. ibid. cit. 

141) Daß durch die Ausübung des ius offerendi eine neue Forberung u 
ein neues Pfandrecht dem Schuldner gegenüber begründet werbe, läßt fih de⸗ 
halb nicht behaupten, weil des Iehteren Zuſtimmung bazu nicht erforderlich i 
Der Offerirende Tann baher nur die Klagen besienigen, dem er offeid, 
ntiliter erhatten. Dazu paſſen auch gang die Worte: Plane cum tertiss ar 
ditor primnm de sta pecunia dimisit, ĩn locum eius substituitar et 
in L. 16. D. qui potieres in pign. (20. 4.) So auch württemt. . 
Art. 105,. 106. Weimar. $. 72 flg. 

142) Denn ber Creditor zahlt bier fatt des gemeinfamen Schuldnert, um 
ehe der, bem er offerirt, nicht gehalten tft, diefen gegen Zahlung zur Tiberictt, 
Tann er auch nicht gehalten fein, durch Annahme der Zahlung fich feiner Kuga 
rn. gu machen. | 
‚. 148) Weimar. Pfandgef. $. 76. — Erſt nachdem bie Forderaung eingelon 
ift nach bayer. Supothetengef, $. 63, vgl. 9. 64. 

144) Das Darfeihen bis auf Kündigung iſt von diefem Geſichtspunkte aus 
ein anderes Gefchäft, als das römifche mutuam, mit dem bekanntlich immu 
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auch dieſer Charakter des Verhaͤltnifſes eine bervußte Anerkennung gefuns 
den, fo mußte er body bei der Sagung ſchon vermöge:ber Beſchaffenheit 
dieſes Inſtitutes fi) geltend machen, fo wie denn auch dAfartige in Grund⸗ 
ſtuͤcken radicirte Capitalien, die Gapitalien im eigentlichen Sinne, in ber . 
Anficht des gemeinen Lebens fehr beflimmt vom eigentlidyen Forderungen 
unterſchieden und felbft in Gefegen zumeilen zu den Immobilien gezählt 
werben 1%5). — Er darf daher auch für die Erklärung der vom roͤmiſchen 
Mechte abweichenden Erfcheinungen, weldye fich in Anfehung der regelmaͤ⸗ 
gig in ſolchen auf Kündigung fiehenden Capitalien beftehenden hypotheka⸗ 
rifchen Poften zeigen, nicht außer Acht gelaffen werten. Er fdyeint um 
fo mehr Beachtung zu. verdienen, als durch ihn gerade das hypotheka⸗ 
rifche Capital dem Rentenrechte fo nahe ſteht, daß es fich dem Effecte 
nach von ihn nur dadurch wefentlich unterfcheidet, daß auch dem Bes 
rechtigten die Kündigungsbefugniß zufteht, fobald man, bie Anſicht feft« 
baltend, daß der Gläubiger diefe Rechte hauptſaͤchlich in dem binglichen 
Momente begelinder fieht, das nach roͤmiſchem Hypothekenrechte dem brit« 
zen Beſitzer zuſtehende ſogen. beneficium excussionis personale als weg- 
fällig betrachtet, oder nicht in Anſchlag bringt. Dieſes beneficium wider⸗ 
ftreitet zwar dem Weſen der Publicität dee Hypothek überall nicht !*6), 
. Alten bei den auf Kündigung gegen bypothefarifche Sicherheit bingegebes 
nen Gapitalien konnte jene Achnlichkeit mit dem ÜRentenrechte und ihe 
biftorifcher Anflug an dieſes27) Teiche dahin führen, biefes beneficium 


x 


ein verausbeftimmter Zahlungstermin vezgunden war. Letzteres iſt ein einfeis 
tiger Nealcontract, erftered ein zweifefkiger Gonfenfualcontract, bei dem bie 
bargelichene Summe fich in einen Kaufpreis verwandelt, ber freilich gezahlt 
fein muß, wenn, vom Kalle des Grebitirens abgefeben, das bamit erkaufte 
Wieberaufidfungsrecht bem Darleiher erworben fein fol. Demnach wiberfkreitet 
es auch der Natur des Gefchäftes nach römifchem Rechte nicht, dabei ohne abs 
efonderten Hauptvertrag Zinſen zu bebingen und Verzugszinſen zu forbern. 
Aus umgeht man bei biefer Auffaffung bes Gefchäftes alle Schwierigkeiten in 
Anfehung des Anfangspunktes ber Verjährung, und wird nicht gendthigt, mit 
Thon, Beitfehr. für Civiir. und Prog. VIH. &. 1—57 u. ©. 448, zu ber 
dem Wefen des Gefchäftes widerftreitenden Annahme zu greifen, daß wenn bie 
Zahlung ſchlechthin nad Kündigung bebungen, bie Klage des Darteihers 
auch fofort mit der Hinzahlung zu verjähren beginne, 

145) Kurediin. Rechtsordn. ©. 95 bei Maurenbrecher, rheinpreuß. 
a ©. 421. — Anders: Sülichsberg. R.⸗O. VII. 5. 3 ebenbaf. 
146) A. M. Mittermaier a. a. D. $. 266, Note 16, weil ja ber 

britte Erwerber die Hypothek aus dem Buche erfehen koͤnne. Allein die Zuſtaͤn⸗ 
Pe . a. hängt ja boch nicht von der Unbelanntfchaft mit dem 
andrechte ab. 

147) Mit ibm vermifchten fie fich oder traten an beffen Stelle feit bem Ende bes 
16. und bes 17. Jahrh. — Bol. Eihhorn, Eint. 6.108 verb. Gegen das Ende 
bes 16. Jahrh. führte die Gewohnh. auch das einfache Binsverfprechen beim Darlehn, 
oder die Befugniß des Gläubigers zur Kündigung beim Aentenfaufe.. . ein. — Vgl. 
oben Rote 41. — Gelb, welches unter Berpfänbung der Güter „uf einen vor⸗ 
nemelihen tag’ gelobt ift (Eulm. R. III. 121), wird bahingegen bem ges 
ri gegenüber geftelt (Schöffenurth. bei Böhme, biplom. 

kr. 6, 118). 
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für unzuläffig zu halten, wie Beiſpiele zeigen'*). Und. wo biefer Um 
ftand nicht gewight, da zeigt fich deffen Widerſtreit mit ber teutfchen A 
fiht darin, daß ſich zumeilen der conftante Gebrauch findet, daB der nem 
Errerber eines mit ingroffirten Hypotheken belafteten Srundftürdkes fü 
durch eine Agnitionsurkunde an die Stelle des Verpfaͤnders ſetzt, woducqh 
denn biefes beneficium ausgefchlofien und, falls der Gegenſtand ber Sy 
pothe® nicht ausreicht, ſelbſt eine perfönliche Klage gegen den neuen Er 
werber wegen des Meftes begründet wird; fe wie man auch zumeia 
behauptet, daß durch die Annahme des Agnitionsfcheinee der Stäuhign 
den urfprünglichen verdußernden Schuldner von aller Verpflichtung lite 
rire 149). Auf diefe Weiſe bringt man hier die ingroffirte Hypothek 
in gleiche Lage mit der aus dem Mentenverhältniffe hervorgegangen 
Satzung !°0), und es zeigt fich hier, wie das Widerſtreben ber teutfchen 
Anficht gegen die römifche noch immer zu practifchen Reſultaten fiüser. 

Allein gemeinrehhtlich kann dadurch das römtfche beneficium bennoch 

nicht als ausgefchloffen und der Succeſſor des Verpfaͤnders als perſoͤnlich 
haftend angefehen werden. — Von dem fogen. beneficium exenssonis 
reale fann einer fpeciell ingroffirten Hypothek gegenüber zwar Leine Are 
fein, auch dann nicht, wenn fie eine fogen. Geſammt hypothek, nämlich 
wenn fie auf mehrere Gegenftände, auf jeden befonders, ingroffirt ik’), 
und nur im Concurſe kann die freie Wahl des Befriedigung fuchenden 
Glaͤubigers zwiſchen den mehreren Gegenftänden ausgefchloffen fein'‘®). 


148) Wo das Rentenrecht fichtige bie Grundlage ber neueren Öffentlichen 
Hypothek geblieben (vgl. oben Note 47), da mußte es ſchon von feld Jinweg- 
fallen. Allein auch fonft ift es particularrechtlich aufgehoben. Bayer. HD. 
$. 57. Preuß. $. 492. Württemb. Art. 116. Weimar. $. 118. 

149) So in der holfteinifchen Praxis. 

150) ©. oben nach Rote 36 fig. 

151) ©. Mittermaier a. a. D. $. 265, Rote 5—10. 

152)’ Daß er, wo er mit Rachhvypotheken eollidire, infofern in dieſer Wahl 
befchräntt fei, als er feine volle Befriedigung erhalten koͤnne, ohne den Ge 
ftand diefer Nachhypotheken anzugreifen, meint Guyet, Arc. für ci» Par. 
XVII. ©. 368 fig., weil man im Sollifionsfalle feine Rechte fo ausüben milk: 
daß einem Anderen Tein Schade dadurch zugefügt werde. Allein bie bafür mm 
gerufenen Geſetze fagen zwar, daß es nicht zu geftatten fei, Rechte bios ann 
nocendi oder iniuriandi auszuüben, und enthalten über die Begrenzuns 
von Rechten (nicht über die Vefchräntung ber Ausübung von collidirenben Rus 
ten) Vorfchriften für Faͤlle, wo es daran fehlte (infofern fie nicht reine Binge 
Laritäten enthalten, wie L. 3. pr. D. de oper. publ. [50. 10. ); aber I 
Regel bleibt immer: qui sao iure utitur neminem laedit, und infofern ma 
blos diefes thut, leidet fie auch Beine Ausnahme. Kür den vorliegenden HM 
einer Gollifion genügend begrenzter Rechte entfcheidet gemeinrechtlich blos WE 
Prioritaͤt. Ueberbieß aber wird Guvet's Regel. bier entweder gar nicht D® 
wirflicht, oder fie geht fo weit, ben vorgebenden Gläubiger auf Befheitmit 
anzumeifen. Denn kann der nachftehende Pfandgläubiger fein Recht rn och nicht 
geltend machen, fo trifft der von ihm abgewendete Nachtheil in einer ar 
deren Korn ben Schuldner oder den britten Beſiter des vorgugsmeife angegrifft 
nen Pfandftüdes, welches, von Nachhnoothelen frei, bei der vorzug 
Wahl des mit folchen befchwerten Pfandftüdes, noch ferner zu ihrer Verfügung 
geftanden Hätte, ohne daß ein Grund vorhanden ift, warum fie vor dem Inbe⸗ 
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— Allen wenn man unter Hintmanfegung des Princips der Speclali⸗ 
taͤt die generellen Ingroffationen gleich den ſpeciellen wirken läßt, fo kann 
man audy die Anwendbarkeit dieſes beneficium nicht beſtreiten — Zur 
Ingrofſation iſt, außer ker wirklichen Vollziehung®) 
durch den beilommenden Beamten, ber Confens einer Perfon ; welche zu 
Disponiren befähigt und*über den Gegmfland, an welchem bie Hypothek 
begründet oder bevorzugt werden foll, zu bisponiten befugt iſt, erforder 
tich, der aber auch, wenn das. Gefeg nicht das Gegentheib vorfchreibt, 
durch einen gehörig (fpeciell ober allgemein für alle Sefchäfte) Bevollmaͤch⸗ 
tigten beclarirt und eben ſowohl muͤndlich als fchriftlich ertheilt werben 
kann 208). Der desfallfige Antrag an die Behörde braucht freilich nicht 
auf deren Einwilligung gerichtet zu fein 100), wohl aber auf die Ingroſſa⸗ 
tion oder Errichtung einer dffentlihen Hypothek 1%, und der Antrag 
auf Errichtung einer Hypothek fchlechthin kann nur genügen, wenn nad) 
den Umftänden damit nur eing Öffentliche gemeint fein kann 57), 5.8. 
wenn es nur eine Sffentliche gibt oder die angegangene Behörde nur für 
die Errichtung Öffehtlicher Hypotheken thätig If. Eine Acceptation bes 
Erwerbers der Ingroffation Tann man, to eine bereits bearünbete 
Hypothek ingeoffirt wird, micht für nothwendig erachten, weil der Vorzug. 
tediglich von der Tharfache bes von dem Verpfänder gehörig bewilligten 
und auf gefegliche Art bewirkten Eingefchriebenfeins abhängt, auch 
nur anderen Berechtigten und nicht etwa dem Verpfänber gegenüber, ein 
Recht dadurch erworben werben foll, weßhalb denn = eine dem leßteren 
gegenüber gefchehene Acceptation gänzlich bebeutungslos feln wuͤrde oth 


ber der Nachhypotheken zum Tragen deſſelben auserleſen werben follen. — Kann 
diefer aber ebenfalls fein Recht gleichzeitig geltend machen, und unterläßt er es 
zu concurriren und wenn er nicht befriebigt wird, ben Goncurs herbeizuführen, 
fo ift überbieß nicht abzufehen, mit welchem Rechte er den vorgehenden Gläubis 
ger von ber gemeinſchaftlichen Schüffel hinweg an bie befondere verweifen will. 

nder& ift es natürlih, wenn Particulargefege (bayer. Prior. DOrbn. $. 19, 
wörttemb. Pfandgef. Art. 98, weim. $. 62) bergleihen vorfchreiten und baburch 
das Wahlrecht bed Glaͤubigers beſchraͤnken. Ueber den Goncurs f. unten. 

153) Mittermater a. a. D. $. 261, Note 19, $. 266, Note 23. 
Namentlich begründet eine bloße richterliche Confirmation Teine Öffentliche Hy⸗ 
pothek: ebenbaf. Rote 26. 

154) Eihhorn a. a. D. $. 189, Ar. I und daf. Gil. Mittermaier 
a. 0. D,. $. 261, Note 27. Hanndv. Berorbn. v. 13. Juni 1828, Preuß. 
Hypothekenordn. Zit. 2, 8. 146 fig. Ä | 

155) X. M. Haubold, fächf. Privatr. F. 202. S. indeß ben’ Grunb 
dafür oben Rote 67, und uͤbrigens Maurenbreher a. a. O. 5.307, Note 8. 

156) v. Bülow und Hagemann, Erbdrt. IV. Nr. 59. Denn daß jebe 

gerichtlich beftellte Hypothek, wie Eihhorn a. a. D. 8. 189, Note 6, 
dagegen einwendet, nothwendig eine Öffentliche ſei, ift unrichtig. 

157) Mit Unrecht behauptet man bieß oft unbedingt. So Maurenbreder 
a. 0. D. $. 307, Rote 2 u. 8 und baf. Sit. i 

158) In biefem Falle ift es demnach unrichtig, mit Maurenbreder 
a. a. O. 5. 807, ©. 663, 3if. 2, zu fagen: daß die Ingroffation ein zwei⸗ 
feitiges Geſchaͤft ſei. — Dem ohne Acceptation Ingroffirten bleibt es dann 


überlaffen, ob er von dem zu feinem Vortheile gefchaffenen Zuſtande Gebrauch 
machen will, ober nicht. 


\ 
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Dahingegen erſcheint fie als nothwendig, wenn bie Ingrofſation erſt ie 
Hypothek begruͤndet; allein auch hier wird fie zuweilen für unnöthig er 
klaͤrt, ſobald nur ein Titel zur Beſtellung vorhanden iſti). — Bit 
weilen geftatten indeß die ©efege auch eine Ingroffation ohne jenen Com 
fens vorzunehmen, wenn bie Beltellung einer ingroffirten Hypothek ger 
boten. ift, 3.3. für die Anſpruͤche aus der geführten Bormundfehaft!", 
Die richterliche Verurtheilung zur Bewirtung einer Ingroffation Bann aber 
confequent die Vornahme derfelben ohne Confens des Berurtheilten nicht 
rechtfertigen, ſondern nur befugen, bie Erecution mit Maßregeln zu ver 
binden, welche ihm verhindern, durch fernere Ingroſſationen bie Mechke 
des Siegers zu eludiren 16%). Denn durch die Ingroſſation ſoll ihm 
das Recht, über die dadurch zu begründenden Medyte oder Vorzüge uw 
derweitig zu bißponiren, entzogen werben, mas ohne feinen Willen recht— 
ih unmöglich iſt 102). Indeß wird die Praris in der Megel ia rim 
ezecutionis die Ingroffation beroirken!?), Kin Anfpruch auf bie Sr 
groffation kann da, wo fie blos dazu dient, dem bereits begränbeiee 
Rechte einen Vorzug zu geben oder Sicherheit zu befchaffen, nur bu 
einen ausdruͤcklich darauf gerichteten Vertrag, nicht aber ſchon durch Be 
flellung eines der Ingroffation fähigen Rechtes hervorgerufen werben, wem 
nicht eine ausdrüdliche gefegliche Vorſchrift dafür iſt 1202), und zwat ſelbſt 
dann nicht, wenn abnehmende Sicherheit des Schuldners ber Reaktirumg 
bes Rechtes Gefahr droht 100). Ro! Inden zur Begründung jeher Hy 
pothek die ngroffätien erforderlich ift, da muß auch jedes pactum Aype- 
theeae jenen Anſpruch, oder einen Titel zur Ingroſſation erzeußen; mad 


159) Preuß. Hypothekenordn. Zit. 2, 6. 148 - 145. 
160) Vgl. Mittermaier a. a. H. 3. 264, Nr. II. Bayer. H.⸗G. 


O.. 

161) Vgl. unten Note 235 fig. 

162) gl. m. Ipentität und Gonnerität der Rechtöverh. 5.4, Note 49, DD. 
— Indeß gehen Particularrechte fo weit, daß fie nicht allein in Fällen, mo eia 
Grund zu einer vormundfchaftlihen Fuͤrſorge Überall nicht vortiegt, yant 
Ingroſſation von Amtswegen, fondern auch auf einfeltigen Antrag bei ram 
Zitel nachmeifenden Gläubigers geftatten, und nur etwa Benachrichtigung Mt 
Vorladung an den Schuldner, nicht aber deffen Einwilligung forbern. 
8.8. $. 15, 16, 21. Württemb. Art. 29, 34, 39, 44, 173, 199, 209. Um 
— — bier Ingroſſation im Wege der Grectution zulaͤſſig fein. al 

ote 169, 


163) Denn fie pflegt in Anfehung ber Erecution nicht zu unterfcheiben, o 
bas Urthell das Dafein eines Rechtes, oder den Anfpruch auf Ertheilung belt 
ben, ausgefprochen bat. Geſetze geftatten auch ſolche Ingroffationen, fo wein. 

Pfandgeſ. $. 63, 221, 242, 272, 824. — Damit ift indeß die gerichtliche O% 
thet bes franzöflfchen Rechtes nicht zu verwechſein, welche derjenige „ der tim 
erurtheitung erlangt hat, auch wenn ihm durch dieſelbe überall kein Aniprud 
auf ein Pfandrecht zugefprochen worden, barch Ingroffation geſichert erhal 
ten kann, wenn ber Berurtheilte nicht zur gehörigen Zeit zahlt. Code div. art 
2123, Arch. für civ. Praxis XIX. ©. 163. 

164) 3. 8. fchlesw. Verordn. v. 12. Juni 1739 $, 12, und Girc. : Bela. 
v. 9. Dec. 1775. 

165) Denn dieß könnte nur arreflatorifche Maßregeln begründen. &. unten 
Note 235 fig. 


Hypothebenweſen. | 305 


füch) auch in den Beſtimmungen der Geſetze diefer Art uͤberall ausſpricht. 
— Umgekehrt bedarf #8 auch zus Zilg ung ber Ingroffation, außer 
Der wirklichen Vollziehung bderfelben durch ben beifommenden Beamten, 
Des Confenfes derjenigen Perfon, welche über das ingroffirte und zu tils 
gende Recht zu dispeniten befugt und fähig if. Dazu befugt ifk bei 
Hypotheken der Gläubiger, und da die Ziigung eine Dandlung der freie 
willigen Geridgsbarkeit it, fo kann man diefelbe auch daun ohne feinen 
Conſens gemeinrechtlich nicht für zufäffig erachten, wenn ber Schuldner 
Die gaͤnzliche Abzahlung erweiſt 100). — Diefer Confens kann anf biefelbe 
Weiſe ertheilt werden, wie der Conſens zur Ingroffätion, und inſofern 
durch diefe Tilgung nicht etwa das ingroffirte Recht Telbft aufgehoben 
und es gu beffen Aufhebung einer Acceptation der Aufgebung bedarf 167), 
fondern nur die Iugroffation befeitigt werden fell (womit beim firengen 
Spfteme freilich auch die Hypothek felbft hinwegfaͤllt, weit fie bier durch 
rechtmäßigen Untergang des Zuftandes der Ingroſſation ebenfalls erlöfchen 
muß), erfordert fie auch keine Acceptation von Seiten besjenigen, ber 
das getilgte Recht belaftet, weil ihm dadurch nicht erft eine Befreiung 
ertheilt, fondern bios ein Zuftand aufgehoben wird, ber feinem Intereſſe 

entgegen if. Allein man muß beffenungeachtet ſeine Zuflimmung 
gu der Tilgung für erforderlich halten, weil es fich nicht zechtfertigen laͤßt, 
menn eine Behörde ber ‚Freiwilligen Gerichtebarfeit ohme die Buftimmung 
eines Betheiligten ſelbſt ihm günflige Veränderungen in feinen’ Verhaͤlt⸗ 
niffen vornimmt, und weil e6 dem Belaſteten unter AUmftänden nicht 
gleich ift, im welcher Art die Tilgung, gefchieht 16°). Unter Umfländen 
dann aber auch von einem Zilgungsconfens des Ingroſſitten uͤberall die 
Mede nicht fein, Nämlich wenn das ingroffirte Recht ein umvererbliches 
und er mit Tode abgegangen if, wo ber Beweis ſrines Todes zur Vor⸗ 
nahme ber Tilgung genügen muß, fo wenn ein Leibzüichter, der für fein 
Recht eine Ingroffation erlangt har, flirbe!0%). Auch weun ber Inhaber 

einer Ingroſſation zur Geſtattung der Tilgung verurtheilt if, erfcheint 
es unbedenflih, die Tilgung ohne fenen Conſens im Weigerungsfalle auf 
Verfügung des verurtheilenden Gerichtes vorzunehmen. Denn berfelbe ift 
nur deßhalb erforderlich, um die Hppothekenbehörbe zur Tilgung zu auctos 
eificew, fobalb nämlich die Gewißheit hergeftellt ift, daß aus der Ingroſſa⸗ 
tion Beine Rechte mehr beftehen, und jene Austorifation kann burch rechts⸗ 


a 


kraͤftiges Urtheil und eine darauf gegründete Erecutionsverfügung erthellt 


werden, weit die Tilgung an ſich nur einen factiſchen Buftand aufhebt, 
und dieß allerdings im Wege der Erecution wider Willen des Ber 
urtheilten bewerkflelligt werden kann?7o). — Daher wird denn auch, 
wenn das ingroffirte Recht im Goncurfe untregegangen ft, ein folcher 


166) A. M. Mittermeier a. a. D. 5. 269, Note 7, mit dem auch 
übereinftimmt : württemb. Pfandgef. Art. 215. Wein. 324. Anbers, went 
ein richterliched Urtheil in Folge eines folchen Beweifes auf Tilgung erfannt 
bitte. ©. unten Rote 170. | 

167) &o wenn die Borberung Tetbft dadurch aufgehoben werben foilte. 

168) ©. oben Note 13%, 138, 139, und unten Note 269. 

169) Schlesw.⸗holſt. Berorun. v. 20. San. 1797. &. auch unten Rote 171. 

170) Bgl. das Eitat Note 118, und über Zilgung in Folge Urtheiles: 
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Conſens nicht gefordert 71). Ohne ein wirkliches Beſtehen bes ingroſſie⸗ 
ten Rechtes kann zwar eine Ingroſſation nicht die ihrem Weſen ent 
fpeechenden Wirkungen haben; allein fie ift deßhalb noch keineswegs tide 
tig, fondern nur vefeiffibel, und die Refciffion iſt dann, nach gehörige 
Feſtſtellung des Mangels eines Rechtes, durch Tilgung zu bewirken 172, 
Ebenfo kann der Verzicht auf die Hypothek, es fei sin ausdruͤckliche 
oder ein ftillfchweigenber ‚ in welcher Beziehung bie Ausfpräcdhe dei 
eömifchen Rechtes allerdings auch bei ingroffirten Hypotheken als au 
wendbar betrachtet werden müffen!?®), die Ingroſſation fetbft noch nick 
vernichten, fondern Ihe nur ihre Wirkungen entziehen und einen Anfpug 
auf Tilgung begründen 17%. Diefe Refeiffibilität muß gemeinrechtlich 
auch gegen den Singularfucceffor, alfo den Ceffionar, desjenigen wirken, 
der ohne Recht eine Ingroffation erlangt ober, vermöge Lmterbleikung 
der Zilgung!2), behalten hat?7%). Denn ber Grundſatz, daß der Fahalr 
des Öffentlichen Buches für jeden, der im Vertrauen auf daſſelbe handelte, 
als richtig gelten müfle, zumellen in der Praris auch die Heiligkeit bes 
Protocolles genannt, barf nicht meiter ausgedehnt werben, als bie Ber 
wirflichung des Grundfages der Publicität und der Specialität es fordert. 
Diefer verfpricht aber denjenigen, welche ingroffiete Hypotheken erwechern, 
nur Sicherheit gegen vorgehende, nicht aber Garantie der Begrändets 
heit ber Rechte, welche fie erwerben wollen. — Auch darf jene Heiligkeit 
des Protocolles innerhalb ber a der Publicitaͤt und Specalitit 
nicht fo weit getrieben werden, daß buch Ingroffation bereite 
erworbene Rechte verlegt werden, und der nachſtehende Gläubiger muß 
demnach dem vorgehenden allerdings auch dann den Vorzug einrdumem, 
wenn deſſen Ingroſſat widerrechtlich getilgt worden 177. — Der Umfang 
der Befugniffe, welche die ingroffiete Hypothek in Beziehung auf den 
Mittermaier a. a. D. 5. 269, Rote 9. Code civ. art. 2151. MS. 
Württemb. Pfanbgef. Art. 213, 214. Weim. $. 242, 272, 324. 
171) 3. 8. fchlesw. und holft. 'Werordn. v. 23. Dec. 1796 5. 19, % 5. 
Dec. 1800 R} 19, v. 24. März 1797 8. 20. 
172) Es ift nur ein Titel zur Tilgung begründet: Mittermaier u 
D. $. 269, Note 1. VBgl. Code civ. art. 2160. und oben nach Rote IM. 
173) Vgl. Thibaut, Syſt. des Pandektenr. $. 818. Particulakeehte 
rer. indeg Modificationen: Weimar. Pfandgef. $. 162. Wuͤrttemb . U 
174) Diefe Refciffion muß denn auch von bem Zeitpunkte an, wo bi 
Recht mehr vorhanden war, in Anfehung aller Betheiligten wirken. ©. iudch: 
Sdnner, Sommentar zur bayer. D.:D. ©. 576. Fald, finatsb. Mag 1 
©. 75%, Note. Mittermaier a. a. D. $. 269, Rote 1. 
175) Wenn, in der Sprache des Code civ. art. 2159. 2160. 2180., Di 
extinction ohne- die radiation eingetreten ift. 
176) A. M. Mittermaitr a. a. D. 8. 269, Rote 8 u. 4 und bl. 
cit. Schriftft. über preuß. und dfterr. R. _ 
177) Vgl. württemb. Pfandgef. Art. 66—70. Weim. $. 131, 3. % 
F. 198. Es ift doch gewiß nicht Zweck des Snftitutes ,- blos die Sicherheit der 
Sipottet für den Augenblid ihrer Entftehung zu gewähren, und menn be 
Bläubiger fein Geld hingegeben bat, fie ihm rauben zu lafin. — Abwei 
iſt indeg Mittermaier a. a. D. $. 269, Note 5 u. 11. Preuß. Lantr.1. 
Sit. 20, $. 626, 527. J 
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Gegenſtand derfelben gewährte 179), fo wie gegen den Beſitzer deſſelben als 
ſolchen, ift dem der Privathypothek gemeinrechtlic, gleich. Die gemein. 
rechtliche ‚Xehre von den Privathypotheken ift aber, abgefehen davon, daß 
particularrechtlich zuweilen vermöge des Grunbfages: Band muß Hand 
wahren, bie Privathypothek an Mobilien dem Sauftpfande nachſteht, bie 
des römifchen Rechtes, und daher dem für diefes beftimmten Art. Pfand: 
recht zu überlaffen. Daffelbe gilt von ber Lehre von den legalen, cons 
ventionellen und privilegisten, fpecielen und generellen, auch gemifchten 
Hypotheken, von den verfchiebenen Entftehungs: und Erlöfhungsarten ber 
Hypotheken, von der Antidyrefe, dem Verbote ber lex. commissoria und 
von der Befchaffenheit der Forderungen, für welche Hypotheken giltig 
beftellt werden können. — Ebenfalls gilt in Anfehung der Verjährung 
auch bei ingroffisten Hhbothefen das römifche Recht als das gemeine. 
Denn bie Srundfäge der Satzung find nicht mehr anwendbar, nachbem 
an die Stelle des Miederlöfungsrechtes eine MWiederlöfungspfliht des 
Schuldners getreten iſt 170), oder eine Forderung des Glaͤubigers neben 
der Hypothek ftehen bleibt, und das Mecht Wiederlöfung zu fordern ift 
eben fo menig der Verjährung entzogen, ald jede andere Forderung, wenn 
auch dabuch, daß feine Eriftenz von einer Kündigung des Berechtigten 
abhängt, der Anfang der Verjährung weiter hinausgefegt werden Tann, 
fo daß er erft beginnt, nachdem die Kündigung gefchehen und die von 
da an zur MWiederlöfung gegebene Friſt verſtrichen iſt 180). Auch fteht 
der Grundfag der Publicitdt eben fo wenig, als die fogen. Heiligkeit des 
öffentlichen Buches einer Verjährung ber inferibirten echte entgegen, 
indem ja ungeachtet bed Beſtehens des Ingrofjates ein Titel zur Tilgung 
defielben fo gut bucch Verjährung, wie. auf andere Weife, begründet fein 
kann 181). Da indeß der Inhaber des Salium, auf dem bie Ingroſſa⸗ 
tion fich befindet, dieſelbe kennen muß, fo tann’er, wo Folienbuͤcher 
beftehen,, fich nie im guten Glauben befinden, alfo auch nie durch usu- 
capio libertats Befreiung von der auf feinem Gute haftenden Hypothek 
erlangen 182). Und dieſe muß man, nachdem die Hypothek aufgehört 


178) Partieularrechte enthalten darüber dem roͤm. R. entfprechende Beftims 
mungen. &o das preuß., bayer., wöürttemb. und franzdf. Recht. Mitters 
maier a. a. D. $. 266, Rote 10-13. Weimar. Pfandgef. $. 85 fig. 

179) Bol. oben Note 25, 36 und 37, fo wie bei Rote 144. 

180) Bgl. auch oben Note 144. : 

181) Weßhalb -alfo der Verjährung die Kraft bes öffentlichen Buches 
entgegenflehe (Mittermaier a. a. D. $. 269, Note 15, 16), ober deſſen 
öffentliher Glaube (Maurenbreher a. a. D. $. 309, Note 2), in 
fofern damit etwas Anderes gefagt fein foll, als daß guter Glaube bes Erjaͤh⸗ 
renden damit nicht vereinbar ſei. Anders tft es, wenn bie Verhältniffe, bie 
durch bie Verjährung begründet werden follen, überhaupt nicht anders, ald durch 
Ingroffation begründet werden koͤnnen, und hier haben benn particuläre Gefege 
a fchlechthin die Verjährung auegefchloffen (preuß. Landr. Th. 1, Tit.9, 





‚511, it. 20, $. 5345 württemb. Pfandgeſ. Art. 733 bayer. Hypotheken⸗ 


ef. $. 32), auch jeder Eintragung, felbft ber Proteftation und der Vormerkung 
tr. unten Rote 235 flg.) bie Wirkung der Unterbrechung ber Verjaͤhrung beiges 
legt (bayer. Hypothekengeſ. $. 313 weim. $. 159). — 
182) Bayer. Hypothekengeſ. 5. 25. Auch kann Niemand bie Unwiſſenheit 
deſſen, was im Hypothekenbuche eingetragen iſt, zu feinem Vortheile anführen. 
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hat blos durch eine dinglihe Klage zur Nealifirung eines Forderung 
rechtes zu beftehen, und in eim wahres dingliches Recht Übergegange 
183), zum Untergange der öffentlichen Hypothek durch Verjährung für 
erforderlich 19%) erachten. Denn nun liegt in dem fortdauernden Zuflanle 
der ngroffation eine quasi possessio diefes Rechtes, mit welcher cn 
Untergang deſſelben oder der Klage wegen befielben durch biogen Ride 
gebrauch im Widerſpruche ſtehen würde. — Die Verjährung der Forbde⸗ 
sung hat aber keineswegs auch bie der Hypothek zur Folge, und dic 
kann ungeachtet des Eintrittes jener noch immer geltend gemacht mer 
den 188). Auf diefem Wege findet der Sag feine Begründung: daß, fü 
lange eine im Hypotheken⸗ (Koliens) Wuche eingetragene Forberung mi 
geloͤſcht ift, auch bie Werjährung berfelben in Bezug auf das dingüche 
Recht nicht anfangen kann 100). Daß Ingroffäe durch Ablauf ein gr 
wiffen Zeit ſchlechthin, auch wenn: das ingroffirte. Recht noch forzkeiieht, 
ihre Kraft verlieren, wenn fie nicht erneuert werben, tritt nur nad Pur 
tieularrechten ein 17), Mechte übrigens, bie nur durch Fgrefaien 
begründet werden koͤnnen, erlöfchen nie durch Verjährung, wenn dat 
jenige Recht, bucch deſſen Erwerb fie vernichtet werben ſollen, ebenfalt 
nur durch Ingroſſation zur Eriftenz fommen fann, und wo daher akt 
Recht vom Tubularbefige abhängt, bleibt für die Verjährung uͤberel krin 
Raum, es fei denn, daß man durch Verjährung einen Titel zur Ingroſſo 
tion, oder zur Tilgung ‘einer folchen, entſtehen ließe 188), und abgeſehen 
von dem Falle, wo fie etwaige Mängel in Anfehung der Erwerbung des 


183) Bol. oben dei Note 8. 

184) Moͤglich war der Untergang bed Pfanbrechtes fchen buch bie newere 
sbmifche Ufucapion des Pfandgutes von Seiten eined Dritten. Vol Madel⸗ 
dep, Lehrb. $. 326, Note 12, und daf. Cit. ’ 

185) L.2. C. de Iuit. pignor. (8. 31.) Dieß zeigt ſich auch ſchon darin, 
daß das roͤmiſche Hecht eine längere Verjährungsfrift für DM hypothekeriſche 
Klage, als für die Forberungstlage beftimmt. Weberhaupt ſcheinen die romi⸗ 
ſchen Zuriften die Anficht gehabt zu haben, daß ein blos in der Unmtskätnt 
der Geltmbmadhung gegrünbeter Untergang ber Forderung bas für dieſelbe be 
ſtellte Pfandrecht nicht vernichtet Habe. Vgl. L. 69. pr. PD. ad Setum Tre 
(9, 1) 2 14. 8.1. D. de pignor. (20. 1.) — Anders weim. Pfankek 

.159, A 

186) Mittermaier a. a. D. $. 269, Note 17. Daß nur die Iagroffa: 
Kon, nicht bie Korberung unverjaͤhrbar ſei Maurenbrecher a. a. D.5.309, 
Note 3), fcheint das Verhaͤltniß nicht genügend zu bezeichnen.‘ 

187) Code «iv. art. 2154, (in Baden durch Geſet v. 19. Aug. 1819 auf 
gehoben): zehn Jahre; weimar. Pfandgef. $. 186: funfzig Jahre. Cine Br 
fhräntung der Zuläffigkeit ber Verpfaͤndung auf gewiſſe Zeit findet ſich 
Übrigens auch in Älteren teutfchen Particuiarrchten, fo im Hadeler Lande. = 
1583 Ih. 2, Zit. 6 (Pufendorf, obss. I. app. p. 16.). 

188) &o läßt das dfterr. Gcfehb. $. 480, vgl. $. 1470, 1498, 1500, buch 
Berjährung einen Titel zur Ermwerbung einer Servitut durch Ingroffation ent 
fieben: Winiwarter a. a. D. $. 162, ©. 297. — Dieß ſetzt indeh bie An . 
malie voraus, baß man ben Zitel ber Sache nach dem Rechte glei ftellt — 
Andere, wenn man durch Verjährung das Recht felbft entfteben, cher (vgl 
mweim. Pfanbgef. $. 195 mit $. 186, 188) untergehen laͤßt, und dann einen 


Anſpruch auf Tilgung gibt. 
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Tabularbeſitzes heilt. — Und wenn aud ber Eigenthuͤmer unb der Hy⸗ 
potheleninhaber, jeder für fen Recht, gleichzeitig Zabularbefiger find, fo 
ift dieß doc im Grunde eine Theilung des Zabularbefiges nach dem 
Merthe???), fo daß erſterer nur Befreiung erlangen kann, wenn ihm 
ber Tabularbeſitz des Iegteren wiederum zu heil geworden WE, worin ein 
pofitiver Erwerb liegt, wenn er auch in ber negativen Ferm der Tilgung 
bewerkſtelligt wird. ' | ji > 

1. Dos vorzuͤglichſte, die Sicherung der Hypotheken bezweckende 
Inſtitut iſt das neuere Ingroſſationsweſen. Es befteht in der Ein⸗ 
richtung, dag Hypotheken durch Eintragung in dazu beſtimmte, von 
Öffentlichen Beamten der freiwilligen Gerichtsbarkeit geführte und mit 
öffentlichem Glauben bekleidete Bücher diejenigen Vorzuoͤge erlangen, weiche 
aus dem Principe der Publicktät und Specialität folgen. Die für bie 
Eintragung competente Behörde iſt die des Ortes, wo der Gegenſtand 
der Hypothek liegt, wo bie Bücher nach Perfonalfolien eingerichtet find 199), 
aber die des Domiciles des Schuldners 19), — Die dadurch bewirkte Vermeh⸗ 
rung der Sicherheit ber Hypotheken wird durd) nferiptionen aller dinglichen 
Rechte an Grundſtuͤcken und bei Gebäuden durch die Vorfchrift ber Verſiche⸗ 
rung derfelben gegen Feuersgefahr unterſtuͤtzt 192). Wenn man fagt, daß dieſes 
Inſtitut den Credit zu heben bezwedte 192), fo darf man unter Grebit hier 
freitich nicht das perfönliche Zutrauen verftehen, fondern vielmehr die 
Möglichkeit, auch ohne ein folhes, ohne Kredit im eigentlichen Sinne, 
baares Geld gegen Unterpfand zu erhalten, die man auch zumeilen. durch 
Grebitvereine, beren Glieder für einen gewiſſen Betrag von hypothekari⸗ 
fhen Spulden mit ihren Gütern ſolidariſch für einander haften, ober 
durch Dppothekencaffen oder Banken, welche Geld gegen Unterpfand date 
leihen, auf eine mehr unmittelbare Weiſe herbeizuführen gefucht hat1?%), 
Das Inſtitut der Ingroſſation fegt den Gläubiger in den Stand, bie 
reale Sicherheit, welche ihm die Hypothek gewährt, zu beurtheilen und 
durch Infeription fie gegen andere Gläubiger für fich zu eonferuiren. Das 
Butrauen zu dem verhafteten Vermögen, der fogen. Reaterebit, iſt & 
alſo, der dadurch befördert wird. — Das fogen. milde® Ingroſſations⸗ 
ſyſtem, welches feinem Weſen nach vorzugdweife das neuere genannt zu 
werden verdient, bat in der That die Dispoftionsbefugniffe bee Eigen⸗ 
thümer, oder ſonſtiger zur Hypothekenbeſtellung berechtigter Perſonen, ver- 
mehrt, indem es fie In die Lage gefegt hat, diejenigen ihrer Gläubiger, 


189) Val. oben bei Note 47. 

190) Vgl. unten Note 203. 

191) Vgl. Mittermaier a. a. D. $. 261, Note 25. 

192) So können bie bypoth. Gläubiger verlangen, daß der Schulbner mit 
ben ihnen verbypothecirten Gebäuden der Brandverficherungsanftalt beitrete, nach 
bayer. Hupothetengef. $. 41. Geſetze erftredden das Pfandrecht auf bie Entfchäs 
digungsgelder: Weim. Pfandgef. $. 170-173, 

195) Mittermaier a. a. DO. $. 262, Note 1, und daf. Eit. Mau⸗ 
renbrecher a. a. DO. $. 310. 

194) Darüber: Mittermaier a.a.D. 8.270 und daf. Cit., und benf. 
m Arc. für civ. Prax. XVUI. ©. 170. 
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weiche des Sicherungsmittels der Ingroffieung fi nicht bedient Haba 
durch die Ertheilung der Ingroffirung an anderen zu benadhtheiligen, ım 
fo unter Urhfländen, wo es ihnen fonft vorfichtigen Darlcigern o% 
Glaͤubigern gegenüber unmoͤglich gewefen wäre, baares Geld zu ihr 
Dispofition oder Auffhub ihrer Zahlungepflicht zu erlangen. Belt 
gungen für den Schuldner führt das Inſtitut alfo nicht mit fich!®) 
Ob das neuere Ingeofjationswefen aus der alten teutfhen Inveſtiter 
und ber damit zuweilen verbundenen Infeription hervorgegangen 19%), or 
etwa eine Nachbildung der roͤmiſchen hypotheca publica ſei 107)7 4 
eine Frage, deren erfter ober zweiter Theil "bejaht werden kann, je nad 
dem man auf das Mittel oder auf die Wirkung fieht. Indeß darf bij 
do immer nur fo verfianden werden, daß jene Inſtitute die Weranicfjum 
zur Bildung des neuen Inftitutes gegeben haben. Denn deffen durch 
herrfchenber Zweck geht dahin, den Vorrang unter concuriraden 
Hypotheken an bemfelben Gegenftanbe zu fihern, durch die SIngrefjatien 
‚eine Präferenz zu begründen, ein Zweck, der den alten teutſchen Pfandrektir 
vorfchriften durchaus fremd iſt. Richtiger betrachtet man demnach dat arte 
Inſtitut feinem Zwecke und Weſen nach als eine neue Schöpfung 9. 
Nur da kann man bdieß nicht fchlechthin behaupten, wo bie neuere Ge 
fege die Ingroſſation als weſentliches Erforderniß der Hypothek überhaupt 
aufgeftelt, eine ſolche Begründungsart in ihren Begriff und fo das Bam 
der alten Ingroſſation in ſich aufgenommen haben 199), Auch findet & 
ſich, daß das alte Ingrefiationswefen particularrechtlich ſtehen blieb, un 
dadurch ſich in das milde verwandelte, daß man auch auf roͤmiſche Weiſe con» 
ftituirte Hypotheken anerkannte, aber fie ben ingeoffieten nachſtehen if 9, 
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195) Maurenbrecher a. a. D. $. 310, Rote 2. 

196) Mittermaier a. a. D. $. 261, Note 4, und Ard für div. Yrar. 
XVIII. ©. 151. 

197) Diefe Anfiht_ift in den im flaatsb. Magaz. abgebrudten Gäriften 
über das Hypothekenweſen in Schleswig und Holftein, welches ſich dem vömir 
ſchen Rechte am wächften anſchließt, von Burdyardi aufgefteilt worden. 

198) Rofhirt, Zeitfchr. für Civil: und Griminatr, I. &, 40. 

199) Preuß. Landr. I. Zit. 20, $. 8, 411. Oeſtetr. Gefenb. |. Gl. 

Wuͤrttemb. Pfandgef. dv. 15. April 1825 Art. 47. Bayer. Hyp % 
1. Zuni 1822 $. 1. Weimar. Pfandgef. $. 14. — Die Ingroffation if mh 
diefen Geſetzen nur eine Modification ber aiten Inveftitur, wie fie das fühl. I. 
kennt (vgl. oben Note 67), welches anfänglich auch ohne biefelse errichtete de 
potheten, jedoch blos mit Vorzug vor ben Chirographarien, anerkannte (ef 
kurſaͤchſ. Prozeßordn. Zit. 46, $. 3), dieſelben aber fpäter für gänzlich umsirb 
fam erklaͤrte (erläut. fächf. Prozeßorbn. Tit. 46, $. 1). Gefege biefer In 
fheint Mittermater a. a. DO. im Auge zu haben. 

200) So x. 3. in Hamburg. In den älteren Statuten findet fih di 
Rentenrecht, welches eben fo, wie Eigenthum an Grundſtuͤcken inferibirt mid 
‚und die Satung, bei welcher eine derartige SInfeription nicht vorkommt 
(Anderfona. 0. O. J. S. 35; Gries [ed. Weftphalen], bie Ham. 
Stadts, Erbe: und Rentebuͤcher Hamb. 1830), S. 23 flg.). — In ben neuchet 
Statuten v. 1603, tritt an bie Stelle ber Sagung eine römifche Hypothek, # 
bie des Rentenrechtes eine vor bem Rathe verlaffene ingroffirte fegen. Hopo 
mit einem Vorzugsrechte vor Privathypothefen (n. Hamb. Stadtr. II. Zit. & 
5). Seit dem Ende des 17. Jahrh. fing man nun an flatt der Stentenmält 
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miewohl ſich Abweichung in ben Anfichten darüber zeigt 201). Die öffent: 
lichen Bücher, durch deren Gebrauch die fragliche Sicherheit erlangt wers 
den foll, oder die Hypothelenbücher im weiteren Sinne, find von zweierlei 
Art; nämlich theils folche, welche den Act ber Begründung bes ingroffirs 
ten Rechtes enthalten und welche ba, wo fich Bücher der zweiten Art 
finden, im Verhältwiffe zu. diefen Neben bücher find; theils folche, welche 
zwar an fih nur das Dafein des ingroffirten Rechtes nachweiſen, aber 
mit der Wirkung, daß kein Recht, welches in ihnen nicht am gehörigen 
Orte fi nachgewieſen findet, als ingeoffiet gilt, und welche man, weil 
in ihnen vefp. jebes Grundſtuͤck oder jebes dingliche Recht an einem 
folchen, welches zur Beftelung von Hppothefen befugt, oder jede Perfon 
als Schuldner ein ober mehrere befondere Folien bat, auf denen allein 
die fie betreffenden Inſcriptionen gültig vorgenommen werden Eönnen, das 
Folien buch, auch zuweilen Dppothelenbud im eigentlihen Sinne, das 
Hauptbuch neant?02). Die Folien erflerer Art nennt man Real», 
die der letzteren Perſo nal fylien 202). Auf erfleren Sinnen nur ſolche 
Sngroffationen gefchehen, welche das Grundſtuͤck betreffen, für welches 
fie beftimmt find 20%), auf letztere alle diejenigen, welche auf Güter ber 
Derfon gehen, für weiche das Folium eingerichtet iſt 20%), mit Ausnahme 
der Srundflücde, die in Bezirken liegen, für welche das Buch nicht be: 
flimmt if. Hat jebes Grundſtuͤck ein hefonderes Hypothekenbuch, fo 
exiſtirer Ralhypothekenbuͤcher, z. B. für Rittergüter. — Jene 
beiden Arten der Buͤcher zeigen ſich da ſchon fruͤh, wo ſich das alte In⸗ 
grofſationsweſen mit Tabularbeſitz findet 200), und die Inſcription in das 
Buch zweiter Art iſt die eigentliche den Tabularbeſitz begruͤndende In⸗ 
tabulation. Es iſt zuweilen auch gleichzeitig Grund⸗ oder Lagerbuch 


re in das Rentenbuch einzufchreiben (Gries a. a. O. S. 26, 
ote *). 
201) Val. 3. B. Gries a. a. D. ©. 28 mit Maurenbzreder a. a. 
D. $: 808, Note 2, Zif. 3 (und daſ. Eit.), der für Hamburg das firenge In⸗ 
groſſationsſyſtem annimmt. Ä 

202) Bol. n. ſtaatsb. Maag. IV. S. 118-121. Winiwarter, bas 
öflerr. bürg. R. Th. II, $. 22, 

203) Realfolien vefp. Realhypothekenbuͤcher finden fich z. B. in Preußen 
(preuß. H.⸗O. Zit. 1, 5. 1—9), in Bayern (bayer. Hypothekengeſ. $- 120), 
in Mecklenburg (meckienb. Hypothekenordn. für die ritterfch. Güter und für bie 
Städte v. 22. Dec. 1829), und an manchen Orten in Schleswig und Holftein; 
jedoch beſtehen in Suͤderdithmarſchen neben ihnen Perfonalfolien für Mobilien 
(Verorbn. und Reglem. v. 18. und 22. Dec. 1810), und. in Weimar ift die 
Wahl der Kolieneimzihtung von Umftänden a (Pfandgef. $. 202 und 
Berorbn. v. 12. März 1841 $. 29 fig.) — Grörterungen über bie größere 
Zweckmaͤßigkeit der einen oder anderen Einrichtung von Ienfen und Rötger, 
im flaatsb. Mag. V. &. 667 fig., VI. &, 456 fig., VII. ©. 205 flg. 

204) G. indeß unten Note 259. 

— 205) Bisweilen indeß auf Immobilien beſchraͤnkt, wie in Wuͤrttemberg und 
mar. 

206) So z. B. in Hamburg. Das Buch erſterer Art iſt bier das liber 
memorandorum oder debitorum, wenigſtens ſeit 1869, das der zweiten Art iſt 
bas Stadtrentenbuch, anfangs mit dem Grundbuche vereinigt, ſchon ſeit 1248, 
ſpaͤter, wenigſtens ſeit 1401, davon getrennt: Gries a. a. O. S. 2226, 

v. 26 
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und fährt verfhledene Namen 27) mur, aus her leicht erfichtficyen 
Grunde, nicht den Namen Hypothekenbuch. Bücher ber erſteren Ad 
finden fihh aber auch ſchon frühzeitig da, mo erft das neuere Smgroffe 
tionstwefen die Buͤcher zweiter Act eingeführt hat. Ste entſtanden ofjem 
dar gleichgeitig mit ben Büchern über gerichtliche Verhandlungen überhaupt, 
aber anfänglich da, wo der Prozeß und bie Acte der freiwilligen Gerichts 
barkeit bei derſelben Behörde ſtattfanden, ohne Abſonderung von ben eigens 
tichen Gerichtsprotocollen, welche bie mündlichen Prozefverhandlungen enb 
hielten 20%). Später veranlaßte ohne Zweifel die durch Vermehrung ba 
Geſchaͤfte nothwendig getvorbene Ruͤckſicht auf Zweckmaͤßigkeit eine Abfen 
derung, und es finden ſich nun biecher gehörige Buͤcher unter mancher 
Benennungen, 3. B. Niederes Stabtbuch, des Gerichts Denkbuch liber 
memorandorum oder debitorum, Landbuch, und in fpäterer Zeit, Shui 
und Pfand, Vergleiche: und Contractenprotocol 20%). Die Einfihrung 
des neuern Ingroſſationsſyſtemes führte dann dahin, für diejenige Ge⸗ 
fchafte weiche zur Ingrofſation in das Folienbuch beſtimmt warm, a 
gefonderte Nebenbücher, theilweife Sortfegungen jener, anzulegen, dit 
dann ebenfalls den Namen Schuld⸗ und Pfandprotocolle oder 
bücher, auch Inſtrumentenbuͤcher, Vormerkungeſatzbuͤcher, Iasrefle 
tionebücher fuͤhren eio) Als Beilagen zu denſelben finden ſich zurelen 
beſondere Grundacten, welche die Verhandlungen und Urkunden 
welche den Snferiptionen zum Grunde liegen. — Es gibt indeß au 
fruͤherer Zetg2t2), fo wie auch noch in der neueften Zeit im franzöfifcen 
Rechte 212), Beifpiele, daß das Folienbuch ganz fehlt, und die Sufeription 
in bie ebengebachten Bücher ſchon ben Hypotheken eine Peäfeenz vor 
anberen getwährt?12), Diefe Einrichtung, aus der, verbunden mit dem 
Mangel ordentlicher Grundbuͤcher, ein Theil der Drängel des fentihen 
Hypochekenweſens fließt214), wodüurch es bem teutfehen, wo diches eINt 


| 


207) Gewaͤhrbuch (Winiwarter, bas dſterr. bürg. I. Ih. II, $ 22, 
Saals, Exhregifter, Enger», Gtabterbes, Gchreinsbuch, Tafel, Rolle, wer 
auefchlieglich ober vorzugsweife Grundbuch iſt (Maurenbreder a % d. 
6. 224, if. 13 n. ftaateb. Mag. a. a. D. ©. 117); Kentenbuch (vgl. De 
Note 206). — Indeß find Bücher diefes Namens zuweilen nur Steuercegſto 
B. die Erdbuͤcher, von denen Claproth, von freien Gerichtahanblung® 

. 52—60, redet. 
208) N. ftaatsb. Mag. a. a. O. S. 119, Rote 9. 
209) Maurenbrecher a. a. O. N. ftaatöb. Mag. a. a. O. E. 19 


210) R. ſtaatsb. Mag. a. a. D. Winiwarter a, a. D. Preuß. dy 
pothekenordn. Zit. I. 5. 64 fig. . 
211) NR. ſtaatsb. Mag. a. a. D. S. 127—197, Kote 40, 4, 58, 
70, 79, 89 und S. 144. 
212) Hier enthält aber auch das allein vorhandene Hypothekenbuch de 
erſteren Art nicht die Urkunden in extenso. Vgl. bie bei v. Kampt A. % d. 
XV. ©. 189 fig. abgedructen Auszüge, Maurenbreder a. a. D. 5. 31% 


Rote 11. | | 
213) Zumwelten iſt jeboch das Ingroſſations buch für überfläfftg ertiädl 
&o preuß. Gef. v. 31. März 1834 für Weftphalen $. 28. 
- 214) eben biefe Maͤngel: goelir , in ber keit. Zeitſchrift für Geſetach 
und Stechtöw. bes Aust, II. ©. 48 fig. ® 


+ 


! 
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genügende Entwickelung erhalten hat, nachſteht eis), laͤßt fi fuͤr dem 
heutigen Zweck ber Ingroſſation nur ſehr unvollkommen durch Mesiften 
ober Repertorien geeignet machen, welche. bei jedem Grundſtuͤcke oder bei 
jeder Perfon die Orte nachmweifen, an denen ſich biefelben betreffende In⸗ 
groffattonen finden 1%), eine Aushilfe, die insbefondere deßhalb nicht 
genügen Tann, meil die Nachiweifung einer Ingroſſation in dem Regiſter 
nicht Bedingung ihrer Giltigkeit iſt und auch nicht wohl dazu erhoben 
werben ann. Auch das neuere Folienbuch kann zugleih Grundbuch 
fein 217), oder es kann ein folches daneben beftehen 218) ober ganz fehlen. 
Ein eigentlidhes Grundbuch hat feine für das Hypothekenweſen wichtige Be⸗ 
deutung dadurch), bag der Zabularbefis, den es dem Inferibirten gemwähet, 
unerlaͤßliches und zugleich genügendes Erforderniß für die Zuſtaͤndigkeit 
eines felbfiftändigen binglichen Rechtes an Grundflüden, mit abfolnter 
Wirkſamkeit und volllommener Dispofitionsbefugnif Dritten gegenüber, 
ift, naͤmlich für die Zuftändigkeit eines ſolchen, welches nicht der Kategorie 
des Pfandrechte angehört. Nur dann entfpricht es dem alten teutfhen 
Ingroſſationsweſen, und ein ſolches Grundbuch, welches nur den in ber 
Art Berechtigten nahmweift, wie es 3. B. die Steuerregifter ober Ka⸗ 
tafter find 219), kann dem Zwecke des Ingroſſationsweſens nicht genuͤgen, 
weil es feine Garantie für bie wirkliche Berechtigung getwährt?220). Auch 
muß es alle Berechtigungen enthalten, welche das Recht eines Tabular⸗ 
befigers, welcher Öffentliche Hypotheken beftellt, befchränten, ſelbſt bie 
(nicht gefeglichen) Servituten 22), wiewohl ſolche Servituten ähnliche 
Verhaͤltniſſe, melde eigentlid nur die Art und Weiſe bilden, wie ein 
- Srunditäd im Verhältniffe zu einem benachbarten befefjen wird, davon eine _ 
Ausnahme machen werden, weil hier, wenn fie nicht einer ausbrüdlichen geſetz⸗ 
lichen Vorfchrift mwiberflreiten, dem fehlerfreien Befige die Anerkennung ber 
Rechtmäßigkeit nicht verfagt werben kann 222). — Fehlt aber ein ſolches 


215) Bergleichung mit dem preuß. Hypothekenweſen bei v. Kamptz a. a. D. 


> 216) So nad) franzöf. Rechte, aber nicht (mie —— a. 
O. 8. 310, Note 8, anzunehmen ſcheint) auch in Württemberg, wo viel> 
mehr ein nad Perfonen eingerichteted Folienbuch gibt, welches auf das Unter 
pfanbe pestecol! und das Grundbuch verweift: Wuͤrttemb. Inftruetion v. 14. 
Dec. 1825 $. 26 flg. und Beil. 

217) 3. B. nach der großherz. beff. Berorbn. v. 29. Det. 1880 $. 6 ents 
hält die eine Seite ded Foliums im Grundbuche bie Snfeription des Eigenthuͤ⸗ 


mers, die anbere die Hypotheken und fonftigen dinglichen Belaſtungen. 
218) Sol. oben Rote 206, 207, 


219) Bgl. oben Rote 207. 

220) Nur ſolche Bücher, nicht eigentliche Grunbbücher, gibt es in Krank 
reich über das Grundeigenthum, denen denn auch Beine Beweiskraft in Anjehung 
befielben beigelegt wird. Foelix a. a. D. ©. 61. 

221) So werden in Hamburg (f. oben Note 206) die Serpituten im Grund⸗ 
buche, und nicht im Renten⸗ oder Hypothekenbuche inferibirt. gl. n. ſtaatsb. 
Ragaz. IV. S. 117, Rote 4, | 

222) 3. B. folche, welche in Gintichtungen auf Grund und Boden des Bes 
sechtigten beftehen, wodurch Immiffionen auf fremden Boben bewirkt werden, " 
oder die Rachbarfchaft läftiger wird, 3. B. Anlage von Zenftern, Befriedigungen 
u. dgl. Solche Servituten find eigentlid nur Grenzverhaͤltniſſe in Beziehung 


26 * 
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Grundbuch ganz, ober iſt nicht für alle dieſe echte die Infcription der 
felben nothmendiges Erforderniß ihrer Eriftenz, fo muß entweder ihn 
Sicherheit durch die Ingroffation dee Hypotheken, oder die Sicherheit 
diefer durch fie gefährdet fein. Letzteres iſt der Fall, wenn bie die In 
groffation betreffenden Geſetze überall nur über Hypotheken bisponim, 
wo die Ingroſſation durchaus Beinen anderen Vortheil, als die Praͤferen 
vor Hypothefen gewährt. Denn von ſelbſt verſteht es. ſich damit 
noch nicht, daß auch andere dingliche echte, um gegen ingroſſitte Hr 
potheten gefichert zu fein, der Ingroffation bedürfen und berfelben fähr 
find 222), Iſt aber dieſer Grundſat vom Geſetze anerkannt, fo teil 
natuͤrlich das Iegtere ein. Kine ſolche Sicherungsingrofintion kann aber, 
wie bereits angeführt 22%), im Zweifel nur auf bie den Ingroſſeme⸗ 
hefehränkenden, und nicht auf biejenigen Rechte bezogen werden, wa 
denen fein Recht abhängt. Schreibt daher ein Gefeg vor, daß ad 
ſolche Rechte in das Hypothekenbuch, fofern es nicht zugleich Grudbbech 
iſt 226), eingetragen werben follen, fo iſt diefe Eintragung keinesweg en 
Sicherungsingroffation, wenn nicht etwa das Geſetz fie noch befondes für 
eine ſolche erklaͤrt hat 220), fondern fie dient blos zur Nachricht fir 
die Ingroffaten oder Ingroffanten, und das Unterlaſſen einer john 
Eintragung kann auch diefen gegenfiber dem Inhaber eines folcm Reh 
tes daſſelbe nicht entziehen oder den Stoff beffelben ganz ober thaleilt 
ihren’ Hppothefen unterwerfen 327). Mach der Verſchiedenheit der Bir 


auf bie Benutungsart. Zumellen will man von ber Intabulation brefangen 
ausnehmen, welche durch beftehende Ginrichtungen erkennbar fin. & ind) 
Winimarter a. a.D. II. $. 163, ©. 299 fig. WBol. auch oben Rote 188. 
Rad bayer. H.⸗G. $. 22, 3. 5, bebürfen Realfervituten überhaupt ber Ss 
feription zur Sicherung nicht. : z 
223) Man hat zuweilen felbft ba, wo das Geſetz eine ſolche Ingesfation 
in Anfehuhg aller onera realia anerkennt (vgl. oben Note 91), biefen Auitruk 
auf Hopotheken befchränken, und andere bingliche Rechte auch ohne Wiebe a 
gefichert betrachten wollen. 
224) Bgl. oben bei Rote 73 fig. 
225) Denn dann ift bie Sngroffatien Bedingung der Exiſtenz dieſer Medit. ' 
&o in DOefterreich, wo die Hauptbächer ober die Gewaͤhrsbuͤcher zusteht Sub 
und Hppatheienbücher find (Winiwarter a. a. D. I. $. 22, ©, 3%, 3} 
Ebenfo ift in Preußen Grunds und Hopothekenduch daffelbe (preuß. Sankt. I 
zit. 20, $. 411). Dahingegen find in Baygrn zwar ebenfalls bie nicht hp® 
thekariſchen dinglichen Rechte in das Hypothekenbuch einzutragen, aber ehne bof 
deren Criftenz dadurch bebingt ift (bayer. Gypothekenorbu. $. 22, 34, 10 4 
und Gef. v. 13. Mai 1823 $. 4-34). ’ 
226) Bayer. Hypothekengeſ. 8. 22—26. Dieb kann benn auch buch de 
Art der Eintragung, welche das Gefeg befiimmt, geſchehen fein. Zurweilen ib 
es indeß ausdruͤcklich vorgefchrieben, daß das Unterlaffen von Ciatragungen vie 
fer Art, 3. B. ber Veränderimg bes Eigenthums, die im Texte verneinis Bir 
tung haben folle. Bayer. Hypothekengeſ. $. 26, Nr. 1. - 
227) Diefe Rechte find audy, abgefehen von ihrem Umfange, entwedber unit 
allen Umftänben, wie 3. B. das Recht des Staates auf dffehttiche Abgaben, 
ober boch wenn nur das Recht, welches bem Ingroffanten an dem Gegenftunt 
ber Hnpothek zufftcht, gehörig angegeben ift, 3. DB. daß es Untereigenthum fd 
ohne befonbere Snfeription erkennbar. 
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kungen der Infeription muß man drei Arten berfelben unterfcelden22®), 
1) die Einrichtung des Bollumd, ober bie Foltographie. ebenfalls 
ift dazu bei Perfonalfolin ber Name 220) des Inhabers des Follums, 
nämlich derjenigen Perfon, welche auf demſelben ingroſſiren laſſen kann, 
dei Realfollen die Bezeichnung bes Grundſtuͤckes, in Anfehung deſſen 
auf dem Yoltum Ingrofjationen vorgenommen werden follen, chen der - 
Natur der Sache nad nothwendig. Da indeß and) das Realfolium 
Immer für bie von Seiten eines beſtimmten VBerechtigten erwirkten Ins 
groſſationen beftimme iſt, fo wird es auch bei dieſem erforderlich, den 
Mamen beöjenigen, der zur Ingroffation berechtigt iſt, und fen echt, 
woran® diefe Berechtigung fließt, 3. B. Eigenthum ober fogen. Unter 
eigenthum, anzuführen. Zufolge gefeglicher Beſtimmungen fol aber auch 
oft, mit größerer ober ‚geringerer Vollſtaͤndigkeit, hier Alles angeführt 
werden, wovon die Beurtheilung bes Werthes ber Hypotheken abhängt, 
vote 3. B. Steuern, Abgaben an den Grundherrn, Brandverficherungss 
funme ber Gebäude, Größe und Taxationswerth bes Areals 220), und 
bisweilen auch Servituten?®), in welchem Falle aber die Nichteintragung 
der Servituten ihren Inhabern nicht nachtheilig werden Tann, während 
dieß vermöge des Vorrechtes der Ingroffirten Hypotheken allerdings ber 
Fall fein würde, wenn fie der zweiten Inferiptionsart angehörten 232). 
Diefe ift diejenige, welche os Sicherung gegen fpätere Ingroffiete Hypo⸗ 
theten bewirkt, und ber Beſchraͤnktheit ihrer Wirkung wegen als bie 
uneigentfiche Ingrofſation ausgezeichnet werden kann, auch zuweilen bie 


228) ©. barkber n. flaatsb. Mag. V. S. M—41, Die preuß. Hypothe⸗ 
Benorbn. vom 20. Dec. 1788 und bie Berorbn. für die Staͤdte In Wredienburgs 
Schwerin vom 22. Dee, 1829 fchreiben drei Hauptrubriken vor, von denen bie 
exfte ben ‚ finen Zitel und ben Werth bes Grundflädes, die zweite 
die beftänbigen Laflen und Realverbindfichkeiten, die britte die Schulen ents 
hält. Dieſelben Rubriken in abweichender Orbnung im bayer. Hypothekengeſ. 
z. 130 fig. und in ber weim. Berorbn. v. 12. Märy 1841 $. 47 flg., wo aber 
die nicht hypothekariſchen Belaftungen zu ben Hypotheken in bie dritte Rubrik 
als Bormerkungen (unten Note 233) verwielen find. — In wie weit diefe In⸗ 
fertptionen zur bloßen Foliographie, mit Xusnahme ber nie dahin gehörenden 
dritten Rubrit, zu zählen find, ift nicht überall 2 sie und hängt namentlich 
davon ab, inwiefern das Hypothekenbuch zugleich Grundbuch iſt. Infofern fie 
dabin gehören, pflegen fie feiner Beglaubigung zu bedürfen, z. B. die grund: 
bad wit Beyeichnung bes Gutes in der erſten Mubrit nach der angef. weim. 

erordn. 6. 86. 

229) Geſetze fordern auch zuweilen genauere Bezeichnung durch Stand, 

Wohnort u. dgl., auch wohl Angabe der Grundſtuͤcke, welche ber Perſon zu: 


ehen. 
230) Borſchriften diefer Art mthatten: Preuß. Hypothekenordn. a. a. D. 
ayer. 9.:0. $. 34, 190 ni. und Geſ. v. 19. März 1823 5.434. Schleswig⸗ 
hotſt. Verorbn. für bie adel. Güter v. 23. Dec. 1796 5. 13, und für die Hin⸗ 
terfofien v. 1797 $. 75 Hypothekenordn. für die ritterfchaftl. Güter in Medien: 
burg v. 11. Und 22. Nov. 1819 8. 3. Biswellen finden fich für ſolche Ver⸗ 
haitniſſe auch noch befondere Bücher, 3. B. Dienflbücher ober Urbarien. gl. 
Biniwartera.a. O. U. $. 22. 
231) Vgl. fehlesw.sholft: und mecklend. Werorbn. a. a. D. 
282) Bol. oben Rote 91 fig. 
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Vormerkung genannt wird 282), Die dritte Art, bie eigeniliche 58* 
tion, iſt diejenige, welche eine Praͤferenz begründet, und nur bei Dpye 
theten und gleichartigen Rechten, zumellen auch bei Forberungem anıyenh 
bar ift2%%). Fuͤr diejenigen, welche ein, wen auch nur aus einem 
perfönlichen Anſpruche entfpringendes, aber durch ein Rechtsverhaͤltrij 
begruͤndetes Intereſſe dabei haben, daß fernere Ingroſſirungen unterble— 
ben, oder durch dieſelben nicht eine gewiſſe Prioritaͤt an andere 
told, dient bas Mittel dee Foltenfhliegung??), der Beilegung eimm 
‚ Glaufet329), der Vormerkung oder Pränotation?T7), der Pro⸗ 
teftation 29). Das Mittel an fich befteht in einer Eintragung m 
Hypothekenbuche, wodurch eine zur Ingroſſation ober zue 
über ein Singroffat befugte Perfon zu Gunften einer anderen an be 
Vornahme derfelben gehindert ober in Anfehung der Wirkſamkeit berfeihm 
beſchraͤnkt wird 33%). Mit Einwilligung jener kann es (die freiwillige 
Folienſchließung) natürlic immer angewendet werden, ſo z. B. um ihr 
heit wegen einer zu leiftenden Zahlung zu erlangen, ohne bie Koſten der 
Ingroſſation aufzumenden, oder die Korderung in ein auf Künbigem 
flehendes Gapital zu verwandeln. — Wird es ohne foldye vorgemammen, 
ſo hat es die Natur eines Arreftes?*9) und fest eine Imploratien dei 
Intereffieten, einen Anfpruch deffelben, der fein Intereſſe begründet, md 
eine causa für. bie Anwendung des Mittels voraus?*!), Die causae 
pflegen in ben Hppothetengefegen beftimmt und folhe zu fein, welche 
einen Anſpruch auf eine Ingroffation begründen, die von dem Schul 
ner noch nicht erlangt werden kann, z. B. weil die Forderung beſtritten 
iſt 242), und das Mittel wird zuweilen ſelbſt dann geflattet, wenn 6 in 
der That und unzweifelhaft noch an Erforderniffen für die Wrnahme 
ber Ingeoffation mangelt, z. B. an einer Foͤrmlichkeit der zu ingroſſiten⸗ 
den Urfunde?*?), oder fie find auch ſolche, vermoͤge weiher die Unter 
laffung einer Ingroffation ober einer gemwiffen Art derſelden werlangt 
werden kann. — Es wird aber auch aus allen denjenigen Gründen, welche 
als causae eines gewöhnlichen ——— gelten, das/Mittel gebraucht ter 


233) Weimar. Dfandgef: $. 130—148, 
Re Bol. oben Note 96 
23 > En A en Beh — 
alten Ingroſſationsſyſteme, z. in urg. 
237) Im oͤſterr. Rechte. Hier dient fie auch dazu, um bie —— 
des Gigenthums gegen andere Dispoſitionen ſicher zu ſtellen: Oeſterr. 6 
$. 488. Winiwarter a. a. O. U. $. 128. In gleichem na ie 
sn bon ber Vormerkung Gebrauch machen nad wuͤrttemb. Pfandgeſ. It 


flg. 
5 238) Im greuiihen und bayer’fchen Rechte, 

239) 3. 8. Prot.cBerorbn. für Güberbitpmarfchen v. 18. Dec. 18i0 | „2 
— 30 Saft, Sircularrefcript v. 3. Dee. 1773. v. Kampsy, Jahrsh. V. 
241) Zu allgemein bei Maurenbreder a. a. D. $. I, Rote 5, mi 
E — gemeinrechtliche Princip, zu eng bei Mittermaier a. a. D. —* 


242) Preuß. Landr. I. wie 20, $ 416-418. Beim. Pfandgeſ. $. & 
243) Preuß, Landr. a. a. D. $- 419. Defterr. Geſesbuch $. 453. 
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den koͤnnen ***), ſobald es nur geeignet. iſt, der der Realiſirung eines 
Anfpruches drohenden Gefahr gu begegnen, alfo 3. B. wenn der Schuld⸗ 
ner verfchwendet, nicht aber wenn er flüchtig wird... Zuweilen bedient . 
man fich auch diefes Mittels, um denjenigen, ber im Prozeſſe durch 
Berufung auf Grundbeſitz Befreiung von Cautionsbeftellung erlangt hat, 


zu hindern, durch fernere Dispofitionen bem Gegner die Sicherheit zu 


entziehen 2*6). Gemeinrechtlich follte nur ein nad) Analogie der Arreftanlegung 
competentes Gericht das Mittel verfügen Finnen; particularrechtlich pflegt 
aber die Smpothetenbehörbe befugt zu fein, e8 zu gewähren. — In Ans 
fehung der Zwede und Wirkungen des Mittel unterfcheidet man: pro- 
testatio pra conservando loco, pro conservando iure und de non 
amplius intabulando 240). — Die erftere, in Bayern vorzugsmeife bie 
Vormerkung genannt, fest einen Anfprucd auf Ingroſſation voraus, 
gibt zwar an ſich Bein dingliches Recht, fondern bewirkt ihrer Natur nach 
nur, daß wenn jener Anfpruch zur Anerkennung gelangt und zealifirt 
wird, die Priorität der Ingroffation von dem Datum ber Proteflation, 
falls das zu ingroffisende Recht damals ſchon befland, und nicht von 
dem der Ingroffation abhängt, fie alfo den Vorzug vor allen nach ber 
Proteſtation gefchehenen Ingroffationen hat. Wo indeß die Ingroſſation 
das Recht erft begründet, und vor derfelben nur ein Titel auf das Recht 
befteht, wird dieſe Solge dadurch bewerkftelligt, daß das Geſetz geftattet, 
an die Stelle der Proteflation eine Ingroffstion zu fegen?*”), ober das 
Recht als zur Zeit der Proteftation' entſtanden betrachtet 27°), ober ber 
Proteftstion die Wirkung beilegt, ein bedingtes Recht zu begründen**®), 
— Die zweite, in Bayern vorzugsweiſe die Proteflation, erfordert 
ein Intereſſe, welches durch Veränderungen auf einem Sollum oder in 
Anfehung eines einzelnen ngroffaten verlegt werben kann, z. B. buch 
eine das Aufruͤcken einer fpäteren Hypothek in eine beffere Priorität verhins 
dernde Zranfeription einer früheren auf einen anderen Öläubiger.. Sie kann 
alfo auch von denjenigen vorgenommen werden, welche bereits eine Ingroſſa⸗ 
tion erlangt haben2*°), und nicht weniger von einem Ceffionar oder von 
dem Schuldner felbft, 3. B. zur Verhinderung von Geffionen?°0), zur 


244) Bol. Falck, Anm. zu Poffelt, im ftaatsb. Mag. T. S. 749, 
So geftattet auch die fchlesw. Verordn. v. 12. Juni 1789 $. 12 wegen Vers 
uged bes Wechſelſchuldners die Folienfchließung und die holſtein. Werorbn. v. 
0. Febr. 1769, 28. Nov. 1775, 16. März 1787, 14. März 1788 $. 10 vers 
binden deren Wirkung mit jedem Arrefte auf das gefammte Gut einer Perfon. 

245) &o nach ber Hamburgifchen Praris. Zuweilen kann in folchen Fällen 
eine Hypothek erlangt werben: Preuß. Sandr. I. Tit. 20, $. 4. 

246) Diefe Unterfcheidungen hat das preuß. Recht: Mittermater a. a 
D. $. 263, Note 32. Maurenbrecher a. a. D. $. 311, Note 5. 

247) Preuß, Landr. I. Tit. 20, $. 421. Bayer. Hypothekengeſ. $. 30. 

2478) Württemb. Pfandgef. $. 7981. Bein. g. —* 69. 

248) So bei ber dflerr. Pränotation : Defterr. Befegbuch $. 4583. 

249) gl. v. Kamps, Jahrb. V. S. 114—123, wonach fie unter Um⸗ 
fländen auch ex officio geſchehen Tann. 

250) Bayer. Hypothekengeſ. $. 26, 28. 
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Erhaltung von Einreden 201), Ihre Wirkung iſt die, daß alle jenem 
Intereſſe widerſtreitenden Veränderungen der gedachten Art nur unter ber 
Bedingung Giltigkeit haben, daß der Anſpruch, worauf jenes berußt, 
ala ungiltig fi) herausſtellt2o2). Unter Umfländen gehört die Vormer⸗ 
fung dem Grumdbuche und nicht, wie geroöhnlich, dem Hypothekenbuche 
an, 3. B. wenn der Anſpruch auf Erlangung des Eigenthums geht 239), 
— Die legtere, welcher vorzugsmeife bie Benennung ber, Golien 
fhließung angemeffen iſt, laͤßt fi) auch wegen jedes gewoͤhnlichen 
Arreſtgrundes denken, gibt zwar ebenfalls kein dinglichs Rechte, muß 
aber, um ihren Zweck zu erreichen, die Wirkung haben, daß affe vor 
ihree Erledigung etwa gefchehenen Ingrofſationen dem Proteflanten oder 
Imploranten gegenüber als nicht gefchehen gelten?°%). Die ginzäde 
oder theilmeife Zitgung einer Ingeoffation muß fowohl In dem Folien 
buche, als im Nebenbuche, und ebenfalls auf der Urkunde, welche die 
den ingroffitten Poften ausgeftellt ift, bemerkt werben, aud) wenn lege 
nur ein beglaubigter Auszug aus ben äffentlihen Büchern über die De 
ſtellung bes ingroffirten Rechtes wäre, fobalb berfelde nur die Steile ve 
Originalurkunde einnimmt 208). Iſt demnach biefe Urkunde verloren 
gegangen, fo kann die Tilgung ohne deren vorgängige Mortification mit 
ftattfinden?®), Bei Perfonalfolien kann auch eine Ueberttagung be 
Ingroſſationen von einem Follum auf bes andere erforderlich swerben, 
was dann eintritt, wenn ein mit Ingroſſationen befchwertes Gut, ohne 
deren Tilgung, auf eine andere Perfon übergeht 287), und es kann ba 
eine Tilgung berfelben auf dem Folium des Beräußerers beffenungeuchtet 
nicht flattfinden, wenn bie Ingrofſationen auch auf anderen Guͤtern beſſel⸗ 
ben, Insbefondere auf deſſen fänmtlichen, gegenwärtigen und zukuͤnftigen, 
Gütern, haften. Selbſt im Concurfe Binnen die auf fämmtlihe Güter 

des Boniscedenten haftenden ingroffirtm Hypotheken derjenigen, welche 
feine Befriebigung erlangt haben, nicht getilgt werben, fordern haben 
vielmehr auf dem Perfonalfoluum ftehen, waͤhrend auf den Nealfolien 
ſaͤmmtliche Hypotheken getilgt werben muͤſſen, welche nicht etwa von dem 


251) Württemb. Pfandgef. Art. 160. Bayer. H.⸗G. 8.26, Ar. 8,5. 

252) Ebendaf. Art. 76-78 und bayer. BG. $. 28. 

253) Ebendaf. Art. 7%, 75, 160. - ; 

254) Ein Vorrang vor anderen Höubigern Tann dadurch nicht erreiht 
nd fei denn daß der Arreſt, wie 4. B. ber fädhfifche, ein Pfandrecht 

gruͤndete. — 

255) Nicht immer naͤmlich wird eine beſondere Berpfaͤndungsurkunde zů 
Ingroſſation eingereicht, ſondern nur ber muͤndliche Antrag auf Ingroffation A 
Protocol genommen Cine Ausfertigung barüber vertritt dann zumellen die 
Stelle jener, z. B. in einigen holftein. Aemtern. Gleiche Bebeutung haben 
die wuͤrttemb. Pfandfcheine: Wuͤrttemb. Pfandgef. Art. 191 fig., Art. 210 fa« 
werm fie nicht mit einer Schuldverſchreibung verbunden find: Art. 14, 

256) Wuͤrttemb. Pfandgef. Art. 211, 21%. Im Anfehung ber, in de 
Borm ben wuͤrttemb. Pfandbriefen ähnlichen bayer. Hypothekenbriefe und Re 
jene (bayer. Hppothelengef. $. 170 fig.) ſcheint dieß nicht erforderlich 


in. 
257) Bal. weim. Verordn. v. 12. Maͤrz 1841 $. ©. 
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Erwerber des Grundfſtuͤckes mit übernommen find?) Heat man alſo, 
vas zuweilen geſchieht, auf Realfolien ebenfalls allgemeine Hypetheken 
nferibiet 28°), fo müßte man auch für diefe, fofern ihre Inhaber Feine 
Befriedigung erlangt, nad) dem Concurſe neue Folien anlegen, was indeß 
er Realfolien wenigſtens fo lange nicht thunlich ifl, ald es noch am einem 
Sute dafür fehlt. — Für den Fall, wo ber Schuldner bei der Tilgung 
ich bie anderweitige Dispofition über ben durch biefelbe eriebigten Platz 
halten wird, muß zumeilen eine befondere Form der Tilgung beobachtet 
verden, bei welcher bie Summe des getilgten Poftens ungetitgt bfeibt. 
Dieß iſt die Tilgung ante Iimeam?%%), — . Die Hppothelenbehörde, zu⸗ 
veilen blos ein einzelner Hppothefenbuchführer, Hypothekenbewahrer, fie 
ei nun ein Gericht 201), ein Gemeinderat ?*?), ein Amtmann ober Amts⸗ 
ertvaltee oder ein Schultheig 247), oder ein allem für biefe Function bes 
taltter Beamter, haftet für jeden Schaden, der durch Unrichtigkeiten in 
em Weſentlichen Inhalte oder Mängel der Hypothekenbuͤcher ober der 
men fonft obliegenden Ausfertigungen den Betheiligten zugeht, falls fie 
richt nachweiſen koͤmmen, daß genügende Gründe vorhanden geroefen, um 
ven fraglichen Punkt als richtig anzunehmen, 3. B. die Idenlitaͤt der 
Derfon, welche in eine Ingroſſation ober Zilgung confentirte. Fuͤr Bes 
hädigungen oder Untergang ber Hypothekenbuͤcher, fo wie wegen uner⸗ 
aubten Gebrauches, ber mit denfelben gemacht worden 2%), muͤſſen fie 
ꝛbenfalls verantwortlich fein, wenn es ihnen nicht etwa unmoͤglich war, 
die jene oder biefen effectuirenden Handlungen anderer mit ben ihnen zu 
Gebote flehenden Kräften und Mitteln abzummden. Und infofern «6 
yabet auf einem Grab des Verſchulbdens ankommen kann, muß auch der 
zeringfte fie erſatzpflichtig machen »). Miche weniger haften fie morgen _ 
yes durch Verweigerung ober Verzögerung zuläffigee Ingroſſationen, fo 
wie durch Nichtbeobachtung der gefeglichen Vorſchriften bei vorgenomme⸗ 
sen Ingroſſationen verurfachten Schadens 29%). In Anfehung dee Eis 
lichtung der Bücher Tiegt es Ihnen namentlich ob, die Foliographie gemäß 


258) Denn hier iſt die Hypothek erlofchen, auch wenn ber Gläubiger keine 
Befriedigung erhalten hat, und es tritt Tilgung von Amtöwegen ein: Schleöw. 
und holſt. Berorbn. dv. 23. Dec. 1796 ımb 5. Dec. 1800 8. 19, v. 24. März 


1797 a} 20. 
9) Holſt. Berorbn. v. 20. Sept. 1698 $. 4. 
FR galt ‚ ag rar Bi ©. ne & 
. 8. bayer. othekengeſ. 8. : eimar. Pfandgeſ. 8. 61 

auch in Defterreich und — geed —— 

262) So in Württemberg und Baben. 

268) So in Württemberg als Vorſtand des Gemeinberathes. 

264) Bgl. bayer. Supotbetengef. $. 95. Wärttemb. Pfandgeſ. Art. 156. 

265) Are. L. 4. D. de magistr. conv. (27. 8.) pr. J. de oblig. quae 
ex delieto. (4. 5.) L. 6. D. de extraord. cogn. (50. 13.) L. 5. 8.4. D. 
de OÖ. et A. (44, 7.) Wegen abfichtlicher ober nachläffiger ar 
ihrer Pflichten macht fie verantwortlich das wuͤrttemb. Pfandgef. Art. 22 
Bol. rn mayer, Somment. II. ©. 808. Reyſcher, württemb. Privatr. 


266) Bol. wärttemb. Pfandgef. Art. 224. 
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der Vorſchrift des Geſetzes vorzunehmen?), und keln zus - beefelh 
gehoͤriges Moment aufzunehmen, deſſen Dafeln ihnen nicht wait jud 
fcher Gewißheit vorliegt 200). In Anfehung der umeigentlihen wie A 
eigentlichen Ingroffation und der Zilgung, fo wie ber freiwilligen Soba 


ſchließung, haben fie nicht allein Die gefegliche Form zu bepbachten, m 


es eine ſolche gibt, fondern auch diefelben nur vorzunehmen, wenn übe 
die Berechtigung und Befähigung, fo wie über die Identität derjenige 
Derfonen, welche In diefe Handlungen zu confentiren haben und confe 
tiren, juridifche Gewißheit ihnen vorliegt. Hlerauf muß man gem» 
rechtlich ihre Pflicht zur causae cognitic2®) Hefchränten. Auf den I 
der Hypothek kann man fie nur in dem Kalle erſtrecken, wo die Vornaha 
einer Ingroſſation ohne Zuftimmung des Schuldners gefchehen duf?”) 
und gefchieht. Denn wenn auch darüber in dieſem Falle, ebenſe we 
über den Anſpruch auf Tilgung, wenn diefe ohne Einwilligung bei Ale 
biger& vorgenommen werden foll 27%), eine amtliche Unterfuchung zinkif 
lich iſt, fo erfcheint fie doc, in anderen Fällen überflüffig, weil «4 jeem 
frei ſtehen muß, durch unbegründete Ingroffationen oder Folienfchliefungen 
ſich Hinderniſſe für künftige Ingroſſationen zu bereiten, ebenfo wie je 
befugt ift, zu feinen Gunften beftehende Ingroſſationen tilgen zu laffen, 
mern auch das ingroffirte Recht noch fortbefteht 272). Noch meniger kam 
und darf fie gemeinrechtlich zu einer Cognition über bie Sicherheit de 
Hypothek fchuldig erachtet werden 37%), und wegen nicht befunden 


267) Daß das Hypothekenbuch giltig fei, wenn es nach Realfolien gefährt, 
während bas ve vorfchreibe, wird vertheibigt von Teulen, 
im flaatsb. Mag. V. &. 669, ı Zumeilen find Formulare dafür, fo mie auch 
für die Ingrofſationen, vorgeſchrieben; z. B. wuͤrttemb. Inſtruct. v. 14. Die. 
1825 $. 26-33 und Beilagen dazu. Weimar. Verordn. v. 12. März 11 
nebft Beilagen. 

268) Dieß muß man verlangen, wenn es nicht etwa der Wehärbe vorge 
fchrieben ift, fich mit anderen Momenten zu begnügen. 

269) &, darüber Mittermaier a. a. D. $. 261, Note 3%, $. 8, 
er — Ausfuͤhrliche Vorſchriften uͤber das Verfahren im weim. Pfandgel. 

270) Wie dieß zuweilen der Fall iſt, wo geſetzliche Hypotheken in en 
Sinne anerkannt find, daß fie blos einen Titel zum Erwerde einer öffeatfihen 
Hypothek gewähren. Bol. oben Note 162. Particulargefege — 
zuweilen allgemein eine Cognition über den Pfandrechtstitel: Wuͤrttemd. Pfeu⸗ 
” 20 Be, oben Mote 166 fig 

gt. oben Note ; : 

272) Zu allgemein ift e8 daher, wenn Mittermaier a. a. O. 48 
‚Rote 10, die Cognition auf alle Verhaͤltnifſe, von welchen das Dafein ii 
Pfandrechtötitels abhängt, bezieht, und ebendaf. $. 267 Litt. a. die Beh 
fchlechthin wegen Eintragungen aus unerlaubten und ungiltigen Geſchaͤftin Mr 
antwortiich macht. Richtiger: ebendaf. 5.261, Rote 23, — Eine andere allerting# 
bejahende Frage ift die: ob die Behörde, wenn fie von bem Mangel bed 
Kenntnig erlangt hat, die Vornahme bes wirkungsloſen Actes verweigmt 
darf, und ob fie es muß, wenn es vorliegt, daß ein Betrug dadurch We 
zwedt wird ? 

273) Mittermaler a. a. D. 5.261, Note 23. Liegt der Bebhoͤcde 
ticularrechtlich eine Schaͤtzung bes Gegenftandes der Hypotheken ob (5. B. 


. wärttemb. Pfandgeſ. Art. 61 
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Säccherheit eine Ingroſſation verweigern. Sonſt wuͤrbe mon, In jenem 


wie in diefem Falle, ihr eine Ueberwahung ber Privaten in Anfehung 


der Verwaltung ihrer Vermögensangelegenheiten zumelfen, bie ihe nur 


vermöge einer obernormundfchaftlichen Gewalt zuſtehen Lmte27*). Die 
von ihe zu ertheilenden Attefle275) und Auszüge aus ben Hypotheken⸗ 
büchern find in genauer Uebereinftimmung mit benfelben abzufafien. Fer⸗ 
ner find die Ingroffationen und Zilgungen, fo wie die freiwilligen Fo⸗ 
lenſchließungen fofort in Gegenwart des confentirenden Betheiligten durch 
Inſcription zu vollziehen, wenigſtens muß man dieß in Anfehung ber 
Eintragung in das Hypothekenbuch im engeren Sinne verlangen?7°). Ars 
reftatorifche Folienfchliegungen find nur vorzunehmen, wenn über deren 
Vorausfegungen die erforderliche juridiſche Gewißheit (Beweis ober Bes 
fcheinigung) vorliegt, oder, wo es erforderlich ift, ein fie geflattenbes 
Decret einer höheren Behoͤrde oder eines Richters. Jede Ingroſſation 
und Qilgung muß mit einer Beglaubigung des Protocollführere ſelbſt 
verfehen fein, fofern fie nicht, wie e8 in Anfehung ber Inferiptionen in 
den Kolienbüchern zumeilen vorgefchrleben iſt??7), von ihm eigenhändig 
vorgenommen worden 27%), Es darf endlich da, wo die Einficht der Hy⸗ 
pothetenbücher nicht dem ganzen Publicum offen fteht, fie nur den Folien⸗ 
inhabern, jedem für fein Solium, und benen, in Anfehung welcher fie 
es geftatten, in demfelben Umfange, und ferner Ingroffirten nur infofern 
gewährt werden, als es erforderlich fi, um ſich von dem Stande ihrer 
Ingroſſationen zu ‚überzeugen 27%). Dieſelbe Beſchraͤnkung gilt denn auch 





temb. Pfanbgef. Art, 12, bad. Sande, Art. 2127 a, vol. and Ach. für dio. \ 


. 127 flg.), fo iſt bieß genau genommen noch Feine Cognition 

ber die Sicherheit, da dieſe von anderen Umftänden abhängen Tann, ale 

dem Werthe, den eine übrigens richtige Schägung ergibt. Allein hier kann bie 
Behörde allerdings wegen Werfehen bei der Schägung verantwortlich ‚werben. 

274) Haftung der Behörde für die Zulaͤnglichkeit der Hypothek (die einft im 
oftrheinifchen Ländern flattfand und wieber erneuert ifl: Mittermaier a. a, 
©. 8. 263, Note 21), jedoch nur, wenn fie durch Einrdumung eines Han 
rechtes sine clausula übernommen ift (derf. im Arch. für civ. Prax. XVIII. 
&. 157), würbe bie Bebörbe nicht zur causas cognitio barüber verpflichten, 
fondern nur zu ihrer eigenen Sicherheit dazu befugen. — Sie ift aber 

ewiß eben fo unzuverläffig, als erorbitant und bindernd für den Verkehr im 

reiche bes Hypothekenweſens, wenn auch dann die Sicherheit ber Hypotheken 
dadurch gefördert wird, wenn die Haftung auf mehreren vermögenben Perfonen 
ruht, wie bieß bei Semeinteräthen der Fall fein kann. 

275) 3. B. über Werth und Beſchwerung eines Grundftüädes, im wärte _ 
temb. Pfandgefehe Art. 174 Imformativ -Unterpfands Scheine genannt. 

276) Denn bier entfcheidet der Zeitpunkt der Ingroffation über die Priori⸗ 
tät, und fo lange bie Ingroffation noch nicht wirklich gefchehen, kann ber Rach⸗ 
kommende ben für biefelbe beftimmten aber noch nicht oceupirten Platz für ſich 
in Anfpruch nehmen. — 

277) 3. B. in holſtein. Verordnungen. 

278) @enn das Buch ſoll oͤffentlichen Glauben haben. Außer der Unter⸗ 
(hrift tes Buchfuͤhrers fordert auch die des Dirigenten ber Behörbe: Weim. 
Pianbot! $. 213 unb Verorbn. v. 12. März 1841 $. 85, 99, 106. 

279) Denn in diefem — muß die Einſicht immer verſtattet fein. Bgl. 

. Weim. Pfandgef. $. 207. — Ob es zwec⸗ 


x 
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in Anſchung ber Ertheilung von Auszuͤgen aus den Hypothekenbuͤch 
und vom Atteften über biefeiben ?%%, (Entfteht die Stage, wer von ım 
reren Intereſſenten bei dem echte zu fchügen iſt, weiches ihm nach be 
Anhalte des Hypothekenbuches zutommt, und wer von ihnen Dem anbın 
weichen und fih mit dem Entfehäbigungsanfprude gegen die Wichde 
begnügen muß, fo muß bie Regel entfcheiden: daß der fi In ber erſtere 
Lage befindet, dem einmal fein Recht ohne MWiderfizeit mit dem Rede 
des anderen erwerben worden iſt n), Denn nachherige fehlexhafte Dans 
Inngen binfen ihm fein Recht um fo weniger entziehen, als ihrem Eeim 
Gelegenheit gegeben iſt, fie abzumenden, während er davon, ob bie & 
forderniffe der Erlangung des Rechtes vorhanden find, fich durch Cizfik 
des Buches Überzeugen, und im Falle eines Mangels baran, Abhilfe fer 
tern kann. Eine Entſchaͤdigungsklage gegen bie Behörde kanm übri⸗s⸗ 
dann nicht begrämbet fein, wenn dem Sintereffe bes Betheiligten blos ur 
nichtige oder reſcifſible, oder eine eondictio für ihn begrünbente Je 
groffatien ewtgegenftcht222). Dem in biefem Falle iſt noch gar kin 
wahre Beſchaͤdigung vorhanden, fonbern nur ein formelles Binder, 
wiewohl infofern, als die Befeitigung biefes Hinderniſſes dem Bethei⸗ 
ten Koſtenaufwand verurſacht, allerdings ein Entſchaͤdigungsanfpruch gegen 
die Behörde entſtehen kann. Im uͤbrigen kann ber Entfi 

anſpruch gegen den Protocofführee ſelbſt nie ein blos fubftdiaͤrer fein, es 
ſei derm, daß bie Urfache des Schadens in eimer rechtswidrigen Dunblumg 
eines Anderen beflände, welche er zu verhindern verpflichtet war =) 
Es kann aber auch, wenn die Behörde ein Kollegium ift, der Entſchaͤ⸗ 
digungsanfpruch felbft direct gegen die übrigen Mitglieder derſelben begtuͤn⸗ 
der fein, wenn bie Beſchaͤdigung Ihren Grund in ihren Beſchuſfen Sat”) 


— 


mäßig fel, dem ganzen Publicum die Ginficht zu verſtatten, dang ofenber 

davon ab, ob die Umkunde des Publieum über die Belaftungen der Gruntfii 

— ee — — — ber Bermögenönerhäitnift 
er anzufchlagen, als fie ' 

” 250) ©. ebenda, Art. 63 umb 8.208. In ihr Liegt natürlich aud ame 

De Gewährung der Ginfiht. Wo biefe jebem verftattet wird, wie z. B. ie 

— da werben auch Nienandem ſolche Ausfertigungen verfagt. 





281) Bol, oben Rote 177, 
282) Mol. oben Rote 198 fig. l 
288) Als eine fubfidiarifche Klage bezeichnet fie Mittermater a. 4 D. 
5. 267, Rote 10, und fordert gu ihrer Begründung nicht allein, daß des 
Verſchulden des Beamten ein Schabe zugefügt worden, fondern auch bap Me 
jenigen zundrberft ausgeklagt worden, welche zur Leiſtung ber Verbinttihtei 
ober zu Schabenerfag zunächft verbinblih waren. So auch im wirttemb. Pierb 
gef. Art. 2255 allein in Beziehung auf bie Unterpfanbebehörbe, bie hier nd 
einen Actuar neben fi hats ferner im weim. Pfanbgef. $. 951. — Got 
Perfonen Laffen fich aber nur in dem angegebenen Falle denten. Wo die Br. 
drde auch in Anfehung der Ermittelung bes Werthes Obliegenheiten bat wol 
er, Gläubiger Über denfelben getäufcht worden ift, ba können freilich die Bürget 
als fotche Perfonen vorkommen. Allein dieß tritt gemeinrechtlich Mcht ein. — 
Auch haben dann bie Buͤrgen ebenfaus die Klage gegen bie Behörde: Wuͤ 
Pfandgeſ. Art. 220. - — 
284) Hier muß zu jeder Ingroſſation, fo wie zu jeder Tilgung, ei⸗ a 
ſchluß deẽ Eollegiums gefaßt werben. Sgi. württemb. Pfanbgef. Art. 148 


urnd der Protocollfuͤhrer deuſelben Folge. zu leiſten ſchuldig war. Sonſt 


aber koͤnnen fie überall nur wegen vernachlaͤſſigter Aufficht über ben Pro⸗ 


J 
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eocolführer in subsidiom verantwortlich fein”), Wiegen Unterlaffen 


müffen alle diejenigen, welche gleichmäßig zum Handeln verpflichtet waren, 
aınter Vorbehalt der Einzede der Theilung, ald correi haften?®®), Wegen 
poſitiver Handlungen find aber nur diejenigen “in gleichem Verhaͤltniſſe 
verantwortlih, weiche Theil an denfelben genommen haben 227), - und 
sur dann kann eine fubfidiäre22%) Haftung der übrigen begründet fein, 
wenn fie von den ihnen zu Gebote fiehenden Mitteln zur Abwendung 
jener Dandiungen keinen Gebrauch machten 229), was au dann ber Gall 
ift, wenn fie, wo ihnen eine Theilnahme zuſtand, ben Andern, mit oder 
ohne Auftrag, allein handeln ließen??0),. Daß audı Mehreren, welche dies 
fer fubfidiären Haftung unterworfen find, die Einrede der Theilung zu 
geftartön, feheint nicht in Zmeifel gezogen werden zu können. — Wo bie 
Einrede der Zhellung fonft zufteht, wird fie body demjenigen verfagt, der 
wegen feines eigenen dolus belangt wirb29!), und derjenige, welcher 


ausdrüdlicd zum gemeinfamen Handeln auf gemeinſame Gefahr angeſtellt 


tft, kann mit berfelben nicht verlangen, daß wegen bes Antheiles feines 
Collegen auch deſſen Bürge vor ihm ausgeflagt werde 292), Wo demnach 
der Referent in Anfehung ber Treue der Relation gefehlt bat, mäffen 
die übrigen Glieder außer Berantwortung fein 29°), wenn nicht etwa ein 
Umſtand vorlag, welcher fie veranlaffen mußte, ber Treue ber Relation 
zu mißtrauen 204); ımb wo durch einen Beſchluß gefchabet worden, haften 
diejenigen nicht, weiche, gegen denfelben geſtimmt 29%), während diejeni⸗ 


Art. 227 a. E., wornach ber Actuar als folcher für biefen Beſchluß überall 
nicht verantwortlich ift. Iſt die Behoͤrde nicht fo organifirt, fo kann das Col⸗ 
legium nur als eine Auffichtsbehörde betrachtet werben. 

285) Arg. L. 1. pr. D. de magistr. conr. (27. 8.) Bo Auffichts- 
behoͤrden koͤnnen natürlidh aus biefem Grunde ebenfalls verhaftet werben, find. 
aber von den —— ſelbſt gu unterſcheiden. Solche ſind nach wuͤrt⸗ 
temb. Pfandgeſ. Art. 239 die Oleramtsgerichte. 

286) Arg. L. 2. C. si tutor. etc. non gesserit. (6. 55.) L. 38, 8. 1. 
L. 89. $. 11. D. de admin. tator. (26. 7.) Particulargefege verwerfen zu: 
weilen die Einrebe der Theilung, und geflatten nur FRegreß gegen bie Theil⸗ 
haber. Weim. Piandgef, 6. 354. 

287) Arg. L. 1. $. 11. 12. 18. D. de tutelae et ration. distr. (26. 3.) 
289) Arg. L. ult. C. de divid. tut. (5. 52.) 

289) Arg. 1.9. 6.8. D. de admin. rer. ad civ. pert. (60.8.) L. 14. 
D. de ad. tut, (26, 7.) 

290) L. 11. Br D. ad municip. (50. 1.) L.1. L. 4. in f. C. gue 
quisque ord. (11, 85. 

291) L. 7. C. de magistr. conv. (27. 8.) Arg. L. 1, $. 14. D. de 
tut, et rat. (26. 3.) wel. wöürttemb. Yfandgef. Art. 235. 

292) L. 2. 1.3.0. 10 — ord. (11. 35.) — Anders in anderen 
.L.4C.eod L.i1. L. 12. L. 18. D. ad munic, (50. 1.) 
2 Bol. Weim. Pfanbyeſ. 5. 345. 

294) Particulargefege laſſen indeß alle Glieder, unter Vorbehalt des Re⸗ 
gafis gegen ben, bee fie irre leitete, haften. gi. württemb, Pfandgeſ. Art: 


«8. 
295) Wal. württemb. Pfandgeſ. Art. 229. ” 
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gm, welche * nicht an der Abſtimmung Theil genommen haben,« 


in subsidium verhaftet behandelt werben müfjen. 27%) — In Anfehungı 

ung ber Erben müflen gemeinrechtlich ebenfalls die Megeln bes d 
mifchen Rechtes zur Anwendung kommen 2°”). — Gegen Berfügmg 
dee Hypothekenbehoͤrden finden biefelben Rechtsmittel flatt, welche geg 
bie Verfuͤgungen ber Behörben der freiwilligen Gerichtsbarkeit überlug 
geſtattet find, alfo, wenn auf gemachte Borftelungen Peine Abt 
ertheilt wird 29%), die Extrajudicialappellation 299) an bie vorgeſche 
Behaͤrde 900), jest Häufig der Recurs, die Berufung), auch Befchuade 
führung oder Supplication genannt. — Die Wiebereinfegung in de 
vorigen Stand iſt indeß zumellen den inzwifchen im guten Glauben w 


:worbenen Rechten gegenüber, ober fo weit biefe dadurch beeinträchtigt 


werden, unwirtfam 0%). 

HI. Zur Realiſirung bed hypothekariſchen Rechtes dient de Ir 
Außerung ſeines Gegenſtandes zum Vortheile des Berechtigten. Ak wo 
bereitendes Mittel dazu geftattet das römifche Recht das interdedum 
Salviınım unb quasi Salv., fo wie bie actio Serviana und quası Sen, 
auch hypothecaria actio genannt, welche in rem geht, womit der Ole 
biger ben Beſitz bes Gegenflandes der Hypothek erlangen Tann!®), Di 
teutfche Verfolgung des Pfanbrechtes hat mehr den Charakter einm Ey 
rution als einer Klage, indem da, wo kein bereits im Beſitze des Be 
techtigten befindliches Fauſtpfand vorliegt, die gerichtliche Errichtung ode 
Inſcription bie fofortige Liquidität des Mechtes herzuftell vermag. Be 
ber Sagung fegte die mit Hilfe des Gerichtes vorzunehmende Verfolgung, 
außer dem Kintritte eines Wiedereinlöfungstermines, dreimaligef oder 
viermaliges Aufbieten vor Gericht in gewiffen Friſten vomus, wodurch 


296) Bgl. wärttemb. Pfandgef. Art. 227, 228, 230, 231. 

297) L. 4. D. de magistr. conven. (27. 8.) Beſondere Beflimmunger 
barüber im wuͤrttemb. Pfandgef. Art. 234, 237: 

298) Vgl. L. 13. $.1. L. 16. L. 88. L. 89. L. 45. 1Dd 
excus. (27. 1.) S 

299) C. 4. de elect. in VIto. (1.6.) c.8. de appell. in VIto. (215) 
gl. c. 44. X. de appell. (2. 38.) — Schon das rim. Recht kannte in ib 
hen Källen Appellation (L. 14. pr. D. de excus. L. 6. L. 15. L.i8 
C. eod. L. 20, D. de admin. et peric. tut. [26. 7.] L. 10. 8. 4. Lil 
$.1. D. de app. [49.1.]) und die Befchräntung des R.s. v. 1594 5,% Tu 
nicht als gemeinrechtlich betrachtet werben. 

300) Diefe find particularrechtlich näher beftimmt, z. 3. württenh. Par 
gef. Art. 239 fig. Weim. $. 333 fig. 

801) 3. B. württemb. Pfandgef. a. a. D. Wem. a. a. D. 

302) Wuͤrttemb. Pfandgef. Art. 89. Weim. Pfandgef. $. 338. 

* 303) Der wefentliche innere Unterfchied zwifchen dem Interbicte und I 
Action kann nur darin gefunden werben, baß es ſich bei jenem bios um 
Mecht z befigen, bei diefem auch um das Recht fich aus dem Gegenſtande 
— Be zu machen, handelt. Bol. L. 1. 9.1. L.2PD. & 
Salv. interd. (48. 85.) Deßhalb iſt aber das Interdict noch kein eigentiiäed 
poffefforifches und eben fo wenig ein fummarifches Rechtsverfolgungsmitd, a 
welches man #8 inbeß jetzt zu betrachten pflegt. Wal. Bayer, Zpeorie de 
fumm. Proz $. 72. Das Genauere hierüber gehört dem Art. Pfandredt 
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ker zur MWicderläfung Berechtigte zur Vornahme derfelben aufgefordert 
ird. Wo die Aufbietung im Echtebing vorzunehmen ift, erfüllen biefe 
Briften ein Jahr, und nach der letzten Aufbietung iſt noch die Friſt vom 
Dreei gebotenen Dingen ober fehs Wochen und drei Wagen zur Wieder⸗ 
Köfung geftattet20%). Erfolgt fie dann nicht, fo wird der Implorant 
eritweder 1) zur fofortigen Veräußerung befugt?%%), ober 2) ihm das 
Eigenthum zugefpeochen ?°%), mwoburd er denn auch zur Veraͤußerung 
Befugt war; ober er wurde 3) in den Beſitz des Pfandgutes gewieſen 
und erlangte erft nach Jahr und Tag, während welcher Zeit noch bie 
Wiederloͤſung geflattet war, die Befugnig zu veraͤußern *207), in welchem 
Kalle indeß bie Aufbietumgsfeiften kürzer zu fein pflegten?0%). Eine Noth⸗ 
wendigkeit, für die an die Stelle der Sagung tretenbe Hypothek ein ans 
Deres Verfahren einzuführen, lag in dem Wefen biefe® Inſtitutes nicht, 
wiewohl dann, wenn die Hypothek durch bloßen Privatvertrag beſtellt 
war, die mangelnde Liquidität durch einen Widerſpruch gegen bie Aufe 
bietung, an deren Stelle bei eigentlichen Gapitalien eine Aufkuͤndigung 
zus treten pflegte®09), dem Verfahren Hemmmiſſe bereiten konnte, bie aber 
auf bie Geftaltung ber BVerfahrungsart von geringerem Kinfluffe fein 
konnten, infofern man zur Giltigkeit einer Hypothek eine Urkunde erfors 
derlich hielt 1%). Indeß erfchien nun das Recht des Imploranten in der 
Hauptſache als eine Forderung, es fei nun auf NRüdzahlung oder auf 
Wiederloͤſung, und diefe Auffaffung Eonnte jener Verfolgung des Pfandes 
die Form eines Mandatsverfahrens aufdrüden, ein Verfahren, welches 
dem alten recutionsverfahren wegen unzweifelhafter Schuld 212) nahe 
verwandt ifE?!2), und von dem Grade der Liquidität hing es dann ab, 
ob ber bedingte ober der umbebingte Mandatsprozeß einsreten konnte. Im 
biefer Geſtalt wird fich denn das Verfahren heutzutage, namentlich ba, 
wo jede Hypothek eine Öffentliche iſt, regelmäßig zeigen®??), und zwar 
felbft dann, wenn das Pfandgut ſich nicht mehr im Eigenthume oder 
Beſttze des urfprünglichen Verpfaͤnders befinder, wie fi weiterhin 
näher herausftellen wird. Ja es kann als der vegelmäßtge Fall betrachtet 


804) Stader Stat. I. 10 (Pufendorf, obse. 1. app. p. 174.). Brem. 
Orb, 31 (ibid. IT. app. p. 88.). Verdener tat. 47 Cibid. —J p. 94.). 
805) Bgl. die Stellen Rote 304. 
806) .n Stat. 1. 37 (Schott III. 163). 
807) Yamb. Stat. 12 (Pufend. III. app. P- 228.). Gulm. 8. III. 10%. 
308) Damb. Stat. aq. a. O. Culm. MR. u 110.» 
809) Bgl. oben Nete 148 fig. 
810) Vgl. oben Rote 69. 
311) Noch im Habeler Landr. v. 1583 Th. 2, Zit. 7 (Pufend. I. app. 
p. 17.), ftellt fich das Werfahren fo dar. Nach einmaliger Aufbietung vor dem 
Kichfpiele und Ablauf von 8 Tagen kann zum Verkaufe bes Pfanbgutes gefchrits 


ten werben. 

ö oa Mittermater, bie fummarifchen Berfahrensarten (2. Aufl.) 

0 3.8. medien. 8.5. A „die itterfeaf Otter ab. = * 
urg, wo man keinen at&pro enn vor 

Geſet über das Berfahren in Hypothekenſachen erlaffen, ——— 
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werden, daß bei Hypotheken au Immobilien bie DinglichBeit des Rai 
und befien Votzug vor anderen fi erſt beim Eintsitte einer cena 
mäßigen Behandlung in jeder Betgiehung wirkſam zeigt, indem Fu 
rungsklage und hypothekariſche Klage fi in jenem Berfahren fe ı 
" einander vermifchen, daß in demſelben vor dem Zugriffe auf Die vegfl 
deten Grundſtuͤcke zuweilen eine Eremtion auf bie niche verpfänie 
Mobilien gerichtet werben kann ?12). Dem wrfpränglichem Charakıı ı 
Verfolgung bes Pfandes als eines Erecutionsverfahrens iſt es dem ai 
zuzuſchreiben, baß bie jetzt allgemein beflchende und auch isn SYartinie 
eechten 915) auddruͤcklich aufgeſtellte Regel entſtanden it, daß bir Be 
aͤußerung verpfänbeter Güter unter Auctoritaͤt des Gerichtes, es fi m 
buch dieſes ſelbſt ober zufolge von demſelben ertheilter AUsctorifeiien ai 
Betreiben bes Gläubigers?!®) vorgenommen werden muß, svebunf Ai 
Beobachtung ber für den toͤmiſchen außergerichtlichen Verkauf vorikir 
benen Denunciationen und Friſten hinwegfaͤllt IT. Der seo 
Verkauf hat dann auch bie Folge, daß ber hypothekariſche Slaͤubige hin | 
Befriedigung, fo weit ber Erloͤs ausreicht aber erforderlich iſt, bush I 
Gericht erlangt, und da auch dem nachſtehenden Pfandglaͤnbiger das Kat, | 
zu jenem Verfahren zu ſchreiten, nicht. abgefprochen werben fa’), 
und die gerichtliche Merdnferung ben Untergang aller Kppedpefsifäct | 
Mechte an dem veräußerten Gegenflande zur Folge haben fen, vi 
aber vorausfept, daß die Rechte aller Pfandpläubiger gehörig Sei 
tigt find 220), fo iſt derſelbe im Falle einer Concurrenz folder Gidubign 
immer mit einer concursmäßigen Behandlung verbunden, wache Dem | 
aber nicht nothwendig einen eigentlichen ober Univerfalceneus erfordert, 
fondern auch in ‚einem fogen. Particularconcurſe bewerficligt werden 
Tann, wie dieß namentlich dann eintritt, wenn ber Schuldner Eoremit 
if. — Iſt ein Anderer in das Recht des Verpfaͤndens eingeinten und 
ebenfalls in feine Verpflichtung gegen bie Pfandgläubiger, fe wird e 


314) Wuͤrttemb. Executionsgeſet v. 15. Aprii 1832 Art. 32. ‚Rınab 
lich in Holflein pflegt der Verkauf von Immobilien wegen hypothelariſchet Fr 
derungen faft nur einzutreten, nachbem ber Schuldner in Mobilien nicht piab 
bar befunden und feine Infolvenz declarirt worben. 

315) Wgl. preuß. Bandr. L. Zit. 20, 5. 28. Mürttemb. Grerstinägekl 


a. a. D. 

316) So wurde in Luͤbeck, nachdem die Aufforberung an ben Cigcutg⸗ 
— die — — —— in g j — I“ 
fieben, bem verfolgenden gläubiger Srun ' 
baranf ie Subpeftaion erlannt. Dreyer, Ginleit. in bie —** Bed 

7) Mittermaier a. a. D. (Private.) 6. 268. 
De in Bee 
te ein na er ger veräu nme, 

* darthun. Ueber die verſchiedenen — * cG* und beren Sertheibiger F 
Bopp, in Roßhirt's Beitfehr. I. ©. 878 fi. | 
319) 3. 8. bayer. Gerichtsorbn. Gap. 15, $. 7, im, Cod. ind. Ber. 
WBürttemb. — Art. 129. Weim. 5. 164. Pr 
9 erg "Ueber efihtigung vorgehender Rechte: Weim. Pfandgel: 5 | 
4 
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natuͤrlich nicht anders als jener behandelt, und befindet ſich das Pfand⸗ 
gut in dem Beſitze eines Dritten, der nicht in das Recht des Verpfaͤn⸗ 


: Ders getreten iſt, fo pflegt das Pfandgut durch eine Vindication zur 


ww 


Maſſe gezogen zu werden, umd nur wenn eine foldye nicht eriflirt, wird 
das Beduͤrfniß, von ber hypothecaria actio Gebrauch zu mathen, Hier 


entſtehen können. — Zum Gebrauche ber römifchen Pfandklagen wird 


— 


demnach außer biefem Falle nur dann Weranlaffung fein, wenn ein Ans 
derer in dad Recht, nicht aber in die Verbindlichkeit des Verpfaͤnders 


‚ eingetreten, alfo auch zus weiter nichts, als zur Herausgabe des Gutes 


gehalten iſt; wie es bei Mobilien der regelmäßige Fall iſt, bei- denen 
aber auch ber Grundfag: Hand muß Hand wahren, ben Inhaber Schug, 
fo mie gegen jenes Verfahren, fo auch gegen die roͤmiſchen Pfandklagen, 
gewähren farm. —_ Der durch dem gerichtlichen Verkauf eintretende Un- 
tergang ber hypothekariſchen Rechte kann aber nur diejenigen treffen, weiche 


„ vermöge des dadurch ebenfalls verdußerten ober untergegangenen Rechtes 


des Beſtellers begründet und von demſelben abhängig find, alfo wenn 
dieſes blos ein dominiam utıle war, nicht bie von dem deminus directus 
beftellten Pfandrechte??!). Auch fonflige iura in re aliena, wie Ser⸗ 
vituten und bie aus Reallaften entfpringenden und die kraft ihrer beftelften 
Hypotheken, gehen dadurch nur dann. unter, wenn Ihe Stoff von ben» 
jenigen Hypotheken ergriffen wird, zu beren Realiſirung die Veräußerung 
gefchieht °??). Der Auftellung einer hypothecaria actio bebarf es aber 
auch dann, wenn biefe Rechte ducch die Veraͤußerung untergehen und 
alfo ihren Inhabern durch biefelbe entzogen werben follen, gegen biefe 
nit. Denn biefer Klage bedarf es überall nicht, um ben hypothekari⸗ 
ſchen Gläubiger erft zu befugen, dasjenige, was feinem echte unter 
worfen ift, ungeachtet der Anderen daran zuftehenden fchmächeren Rechte, 
zu veräußern, fondern nur um das factifche Hinberniß zu befeitigen, wel: 
ches ber Beſitz des Gegenftandes felbft auf Seiten eines Anderen der 
Ausübung diefer Befugniß entgegenfegt. Diefer Befig befindet fich aber 
nicht bei dem Inhaber eines ius in re aliena als folchem, und fo pflegt 
denn bafjelbe, ober fein Stoff, mit dem Gegenftande felbft, ohne Weis 
teres der concursmäßigen Behandlung unterworfen zu werden. — Wird 
aber der Stoff ſolcher Rechte nicht von Hypotheken der gedachten Art er⸗ 
griffen, fo kann fetbft dann, wenn deren Anmeldung bei dem zum Ders 
Lauf führenden gerichtlichen Verfahren unterblieb, ohne befonderes Gefeg 
diefer Verkauf diefeiben nicht vernichten ?®®). Denn nur bie Rechte ber 


321) Es fei denn, daß legterer zur Werpfändung bes Gutes feine Einwils 
_. gegeben hätte, wo das Pfandrecht als ein von ihm felbft beftelltes zu 
re. 


n 
322) Dieß tritt dann ein, wenn dieſe letzteren Hypotheken aͤlter ſind, als 
bie Servituten ober Reallaſten, ober wenn fie jüngere öffentliche find, aber dieſe 
iura ber zur Sicherung gegen fie erforberlidhen Ingroffation ermangeln. 
923) Die Inhaber diefer Rechte gehören zu ben Winbicanten ex iure do- 
mini. Und wenn es auch ziemlich allgemein üblich ift, diefe ebenfalld zur An⸗ 


meldung ihrer Anfprüche im Goncurfe vorguladen, und beren Präcuflon für 


vie ſchnellere Regulirung der Activmafle zwedmäßig ift (vgl. Bayer, Theorie 
V. 27 





‘ 
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werden, daß gr Hypotheken au Immobilien bie DinglichBeie des Re 
und ag ee vor anberen fich erft beim Eintritte einer con 
mäßigen Behandlung in jeder Beziehung wirkfem zeigt, indem Fu 
rungsklage und hypothekariſche Klage fi in jenem Berfabren fs ı 
' einander vermifchen, daß in bemfelben vor dem Zugriffe ausf die verpfh 
beten Grundſtuͤcke zuweilen eine Execution auf die nicht verpfäne 
Mobilien gerichtet werden kann 314), Dem wrfpränglihen Charakerr 


zusufchreiben, daß die jest allgemein beftchende und andy in Parse 
rechten außbrädtich aufgefteßte Regel entflanben il, daß bie Br 
verpfändeter Güter unter Anctoritdt des Berichtes, es fd zu 
buch —* ſelbſt oder zufolge won demſelben ertheilter Arsctorifatien ui 
Betreiben bes Gläubigers®1*) vorgenommen werden nr werd * 
Beobachtung ber für den römifchen außergerichtlichen Berkauf vogetrie 
benen Denunciationen und Friſten hinwegfaͤllt 19). Der 
Verlauf bat dann auch bie Kolge, daß ber hypothekariſche Glaͤubign ra 
Befriedigung, fo weit ber Erloͤs ausreicht aber exforberiich iſt, er 
Gericht erlangt, und da auch dem nachſtehenden Pfandgiämbäger dos blch 
zu jenem Verfahren zu ſchreiten, nicht, abgeſprochen werden fa’) 
und die gerichtliche Veraͤußerung ben Untergang aller 
Rechte an dem veräußerten Gegenſtande zur Folge haben fol), dieß 
aber vorausſetzt, bag die Rechte aler Pfandglaͤubiger — — 
tigt find 220), fo iſt derſelbe im Kalle einer Concurrenz ſolcher Bub 
Immer mit einer concursmäßigen Behandlung verbunden, made 
aber nicht notbwendig einen eigentlihen ober Univerfalconcar? erfordert, 
ſondern auch in „einem fogen. Particularconcurſe bewerfficiigt mecbrit 
Tann, wie dieß namentlich bann eintritt, wenn ‚ber Edhutbne Fereaſe 
iſt. — Iſt ein Anderer in das Recht bes MWerpfänders eingpterten und 
ebenfalls in feine Verpflichtung gegen die Pfandglaͤubiger, je wirb er 


314) Wuͤrttemb. Grecutionsgefeg v- 16. April 1832 Art. 32. Ramab 
lich in Holftein pflegt der Verkauf von Immobilien wegen hypothelariſche 
derungen faft nur einzutreten, nachdem der Schulbner in Mobitien nicht par 
bar befunden und feine Infolvenz deelarirt worben 

315) Vol. preuß. Sanbr. I. it. 20, $. 28. Württemb. Gperutienägki 


a. D. 

"6 So wurbe in Luͤbeck, nachdem die Aufforderung — den PT 
und die uͤbrigen Pfandgläubiger zur Entfegung in ee Ca 
blieben, dem verfolgnden Pfandglaͤubiger bad Grund — 
darauf die Subhaſtation erkannt. Dreyer, Einleit. in bie 
nungen ©. 378. 

317) Mittermater a. a. D. (Privatr.) $. 2 

318) Mürttemb. Pfandgef. Art. 112, Weim. E 155. Daß mach ri 
ſchem Rechte ein nachſtehender Pfandglaͤubiger giltig veräußern Tonne, IR 
nicht darthun. Ueber bie — —— und beren Wertheibigt: } 
Bopp, in Roßhirt’s Zeitichr. I. ©. 878 

319) 3. 8. baper. ie "Gap. 18, 8.7, im, Cod. ied. Bat. 
Württemb. —— Art. 129. Weim, $. 164. Mn 
ER 20) ueber Berhlfichtigung vorgehender Rechte: MBeim. Pfandgel 4 
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atuͤrlich nicht anbers als jener behandelt, und befindet ſich das Pfand⸗ 
ut in dem Beſitze eines Dritten, dee nicht in das Recht des Verpfaͤn⸗ 
ers getreten ift, fo pflegt das Pfandgut durch eine Vindication zuc 
Naſſe gezogen zu werden, und nur wenn eine ſolche nicht eriflirt,, wird 
as Beduͤrfniß, von der hypothecaria actio Gebrauch zu mathen, hier 
ntfiehen können. — . Zum Gebrauche ber römifchen Pfandklagen wird 
emmnach außer biefem Kalle nur dann Veranlafſung fein, wenn ein Ans 
erer in das Recht, nicht aber in die Verbindlichkeit des Verpfänbers 
ingetreten, alfo auch zu weiter nichts, als zur Herausgabe des Gutes 
halten iſt; wie es bei Mobilien dee regelmäßige Fall iſt, bei denen 
iber auch der Grundſatz: Hand muß Hand wahren, dem Inhaber Schup, 
© wie gegen jenes Verfahren, fo auch gegen bie römifchen Pfandklagen, 
zewaͤhren kann. — _ Der buch den gerichtlichen Verkauf eintretende Un- 
ergang ber hypothekariſchen Rechte kanm aber nur diejenigen treffen, welche 
yrmöge des dadurch ebenfalls verdußerten ober untergegingenen Rechtes 
3eB Beſtellers begründet und von demſelben abhängig find, alfo wenn 
dieſes blos «in dominiam utile war, nicht bie von dem deminus directus 
heſtellten Pfanbrechte??). Auch fonflige iura in re aliena, wie Ser 
oituten und bie aus Reallaften entfpringenden und bie kraft ihrer beſtellten 
Hypotheken, gehen dadurch nur dann: unter, wenn Ihe Stoff von ben» 
jenigm Hypotheken ergriffen wirb, zu deren Realiſirung die Verdußerung 
gefchieht ???). Der Auftellung einer hypothecaria actio bedarf e8 aber 
auch dann, wenn biefe Rechte durch die Veräußerung untergehen und 
alfo ihren Inhabern durch biefelbe entzogen werben follen, gegen biefe 
nit. Denn dieſer Klage bedarf es Überall nicht, um ben hypothekari⸗ 
fhen Gläubiger erfi zu befugen, dasjenige, was feinem Mechte unters 
worfen ift, ungenchtet ber Anderen daran zuftehenden fchmächeren Rechte, 
zu veräußern, fondern nur um das factifche Hinberniß zu befeitigen, wel⸗ 
ches der Beſitz des Gegenftanbes felbft auf Seiten eines Anderen ber 
Ausübung biefer Befugniß entgegenfegt. Diefer Befig befindet ſich aber 
nicht bei dem Inhaber eines ius in re aliena als ſolchem, und fo pflegt 
denn dafieibe, ober fein Stoff, mit bem Gegenftanbe felbft, ohne Weis 
teres der concursmäßigen Behandlung unterworfen zu twerden. — Wird 
aber der Stoff ſolcher Rechte nicht von Hypotheken der gedachten Art ers 
griffen, fo kann fetbft dann, wenn deren Anmeldung bei dem zum Ders 
auf führenden gerichtlichen Verfahren unterblieb,, ohne befondere® Geſetz 
diefer Verkauf diefelben nicht vernichten 229). Denn nur bie Rechte ber 


. 


921) Es fei denn, daß letzterer zur Werpfändung des Gutes feine Cinwil⸗ 
— nn hätte, wo das Pfandrecdht als ein von Ihm felbft beftelltes zu 

922) Dieß tritt dann ein, wenn biefe Iehteren Hypotheken Älter find, als 
die Servituten ober Reallaften, ober wenn fie jüngere öffentliche find, aber dieſe 
iura der zur Sichernung gegen fie erforberlichen Ingroffation ermangeln. 

‚ 923) Die Inhaber diefer Rechte gehören zu den Winbicanten ex iure do- 
mini. Unb wenn es auch ziemlich allgemein üblich ift, biefe ebenfalls zur Ans 
meldung ihrer Anfprüche im Concurſe vorguladen, und deren Prächsfion für 
vie ſchnellere Regulirung der Activmafle zweckmaͤßig iſt (og. Bayer, Theorie 

V. 27 
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werden, daß bei Hypotheken au Immobilien bie Dinglichleie des Mes 
und beffen Vorzug wor amberem ſich erſt beim Einteitte einer cona 
mäßigen Behandlung in jeder Beziehung wirkfem zeigt, inbem Zw 
rungsklage und hopothelariſche Klage ſich in jenem Berfahren fe ı 
' eimanber vermiſchen, daß in bemfelben vor bem Zugriffe auf Die vorpfi 
deten Grundſtuͤcke zuweilen eine Execution auf die nicht verpfaͤnda 
Mobilien gerichtet werben kann ?!*). Dem wripränglichen Chacalte.k 
Verfolgung des Pfandes als eines Eyecutionswerfahrens iſt es bderm mi 
zusufchreiben, baß die jegt allgemein beftchende und auch is Wursirie 
rechten 315) auẽdruͤcklich aufgeſtellte Regel entflauden if, daß bie Br 
aͤußerung verpfändeter Güter unter Anctoritaͤt des Gerichtes, es fi zw 
durch dieſes felbft oder zufolge von demſelben ertheilter Arsctorifatien ei 
Betreiben bes Glaͤubigers 10) vorgenommen werben muß, wodurch Bi 
Beobachtung ber für den römifchen außergerichtlichen Verkauf vorzerie⸗ 
benen Denunciationen und Friſten hinwegfaͤlt AN. Der gerchcicht 
Verkauf bat dann auch bie Folge, daß ber hypothekariſche Glaͤubige fin 
Befriedigung, fo weit ber Erloͤs ausreicht aber erforderlich iſt, deorch dei 
Gericht erlangt, und da audy dem nachflehenden Pfandgiämbäger bad Kalk, 
zu jenem Berfaheen zu ſchreiten, nicht. abgefprochen werben kam’) 
und die gerichtliche Veräußerung ben Untergang aller 
Rechte an dem veräußerten Gegenflanbe zur Folge haben fon), diej 
aber vosausfegt, daß bie Mechte aller Pfandgläubiger gehörig 

tigt find 220), fo iſt derfelbe im Falle einer Concuevenz folder ——*— 
Immer mit einer concursmaͤßigen Behandlung verbunden, wäche dann 
aber nicht nothwendig einen eigentlihen oder Univerfaleencars — 
ſondern auch in, einem ſogen. Particularconcurſe 
Tann, wie dieß namentlich, dan eintritt, wenn ber Schalbner Foo 
if. — Iſt ein Anderer in das Recht des Verpfaͤnders eingpierten und 
ebenfalls in feine Verpflichtung gegen die Pfandgläubiger, je wird 


814) Württemb. Executionsgeſetz v. 15. April 1832 Art. 32. Rumes 
lich in Holflein pflegt der Verkauf von Immobilien wegen hypothelariſcher 
— — mut — —— ber Gehnlöner in Mobilten nicht pfa 

r befunben und feine Infolvenz rirt worben 
5) Bol. preuß. Sanbı. I. Zit. 20, $. 28. Wuͤrttemb. Exeentieas xhei 


ee) &o wurbe in Luͤbeck, nachdem die Auffc den Eigmihist 
und die übrigen Pfandgläubiger zur Eutfegung in g  Feift —*5* p 
blieben, dem verfolgenden Pfandglaͤubiger bas Grund zu — — 
darauf — ——— erkannt. Dreyer, Einleit. in bie —7 
nungen 

no —— a. D. (Privatr.) $. 2 

318) MWürttemb. Pfandgef, Art. 11%. Weim. 8 155. Daß mh re 
ſchem Rechte ein nachftehenber Pfaudglaͤubiger giltig veräußern Tonne, 
nicht darthun. Weber bie ee Meinungen und deren Mertheibiger I 
Bopp, in Rofßhirt’s Zeitfchr. I. ©. 378 fi. 

819) 3. 8. bayer. ee ‚Gap. 18, &. 7, im, Cod. iod. Ber 
Württemb. — Art. 129. Weim. $. 164. r 
99, 320) ueber Berhkfichtigung vorgehender Nexhte: Beim. Pfandgef. I. * 

’ 
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atuͤrlich nicht anders als jener behandelt, und befindet ſich das Pfand: 
mt in dem Befige eines Dritten, ber nicht in das Recht des Berpfäns 
ers getreten ift, fo pflegt das Pfandgut durch eine Windication zur 
Maſſe gezogen zu werden, und nur wenn eine folche nicht eriflirt, wird 
‚ad Beduͤrfniß, von ber hypothecaria actio Gebrauch zu mathen, bier 
ntftehen können. — Zum Gehrauche der römifchen Pfandklagen wird 
emnach außer diefem Falle nur dann Weranlaffung fen, wenn ein Ans 
jeree in bad Recht, nicht aber in bie Verbindlichkeit des Verpfaͤnders 
tingetreten, alfo auch zu weiter nichts, als zur Herausgabe bes Gutes 
zehalten iſtz wie es bei Mobilien der regelmäßige Fall ift, bei denen 
ıber aud) ber Grundfag: Hand muß Hanb wahren, dem Inhaber Schug, 
jo mie gegen jenes Verfahren, fo auch gegen die roͤmiſchen Pfandklagen, 
zewähren fan. — Der durch den gerichtlichen Verkauf eintretende Un: 
tergang ber hypothekariſchen Rechte kanm aber nur diejenigen treffen, weiche 
vesmöge des dadurch ebenfalls verdußerten ober untergegangenen Rechtes 
bes Beſtellers begründet und von demſelben abhängig find, alfo wenn 
biefes blos «in dominiam utile war, nicht die von dem dominus directus 
beſtellten Pfandrechte??1). Auch fonfige inra in re aliena, wie Ser 
bituten und bie aus Reallaſten entfpringenden und die Eraft ihrer beftellten 
Hypotheken, gehen dadurch nme dann unter, wenn Ihe Stoff von den⸗ 
jenigen Hypotheken ergriffen wirb, zu deren Realiſirung die Veräußerung 
gefchieht 2%). Der Auftellung einer hypothecaria actio bebarf es aber 
auch) dann, wenn biefe Rechte durch bie Veräußerung untergehen und 
alfo ihren Inhabern durch hiefelbe entzogen werden follen, gegen biefe 
nit. Denn dieſer Klage bebarf es Überall nicht, um ben hypothekari⸗ 
fhen Gläubiger erfi zu befugen, basjenige, was feinem Rechte unter: 
worfen. ift, ungeachtet ber Anderen baran zuftehenden fchwächeren Rechte, 
zu veräußern, fondern nur um das factifche Hinderniß zu befeitigen, wel⸗ 
ches der Beſitz des Gegenftandes felbft auf Seiten eines Anderen der 
Ausübung biefer Befugniß entgegenfegt. Diefer Beſitz befindet fich aber 
nicht bei dem Inhaber eines ius in re aliena als folchem, und fo pflegt 
denn bdafjelbe, ober fein Stoff, mit dem Gegenftande felbft, ohne Weis 
teres der concursmäßigen Behandlung unterworfen zu werben. — Wird 
aber der Stoff folcher Rechte nicht von Hypotheken der gedachten Art er⸗ 
griffen, fo Bann fetbft dann, wenn deren Anmeldimg bei bem zum Ver⸗ 
auf führenden gerichtlichen Verfahren unterblieb,, ohne befonberes Gefeg 
diefer Verkauf diefelben nicht vernichten ?*2). Denn nur bie Rechte der 


821) Es fei denn, daß letzterer zur Werpfändung des Gutes feine Einwil⸗ 
ligung — haͤtte, wo — recht als ein von ihm ſelbſt beſtelltes zu 
v 


822) Dieß tritt dann ein, wenn biefe legzteren Hypotheken älter ſind, als 
die Bervituten ober Reatlaften, ober wenn fie jüngere öffentliche find, aber diefe 
iura der zur Sicherung gegen fie erforderlichen Ingroftation ermangeln. 

, 923) Die Inhaber diefer Rechte gehören au ben Winbicanten ex iure do- 
mini, Und wenn es auch ziemlich allgemein üblich ift, biefe ebenfalls zur Ans 
meldung ihrer Anfprüche im Goncurfe vorguladen, und beren Präcksfion für 
vie ſchnellere Regulirung der Activomafle zweckmaͤßig ift (vgl. Bayer, Theorie 

Y. 27 
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Inhaber von Hypotheken ber gedacheen Art koͤnnen das veraußernde G 
sicht befugen, jenen. Stoff als Beſtandtheil des zur ve Gun 
zu behandeln und dem Kaͤufer ein von jenen Rechten ſreies ESigeutha 
zu geben, wenn fie ihm auch in bie quasi possensio libertatis wicht fee 
Innen, fo lange bie Inhaber dieſer echte in deren quası passen 
ſich befinden. Vielmehr muß bee Käufer, nachdem durch ben Lebergam 
bes Cigenthums auf ihm biefe echte umtergegamgen find, ſich jeme qua 
possessio libertatis mit ber negatoria actio erringen. 
das veräußernde Gericht bie Veräußerung zu bewerkſtelligen bat, ma 
a«s noch zweifelhaft ift, ob es zur Befriedigung der In gebachter A be 
sechtigten hppothekariſchen Gtäubiger erforderlich fei, jene iura in re alien 
anzugreifen, gehoͤrt dem Concursberfahren an??*), Ferner verficht d 
ſich von ſelbſt, daß derjenige, weicher eine Hypothek nur vermoͤge das 
den Verpfänder zufläudigen ins in re alienn erworben bat, nie buh 
Veräußerung: bes Gegenſtandes ſelbſt, fondern nur durch MWeräufumg . 
diefes echtes oben heffen Ausübung ?26), feine Befriedigung ſuchen ku. 
Auch im Kalle eines eigentlichen Concurſes pflegt die Veräußerung ia 
außerhalb des Bezirkes des Gomcunsgerichtes belegenen Immobilien den 
das Gericht des Drtes der Welsgenheit zu gefchehen, welches zumels 
auch die Vertheilung des Erloͤſes an bie hypothekariſchen Glaͤubiger übe 
nimmt, wodurch fi) demmach ein eigener Particularconcurs bilder’). 
Separatmaſſen über jeden einzelnen verpfaͤndeten Gegenfland entſtehen 
tim Goneuefe dann, wenn einer ober einige von mehreren, weiche für 
biefelbe Forderung verpfändet find, wiederum für mehrere hppothekerifhe 
Forderungen haften; in welcher Falle diejenige Forderung, der bie mehr 
reren Gegenflände verhaftet find, bei jeber Maffe nach Berhditmiß der 
jenigen Betrages berfelben, ber ihr nach der Befriebigung vergehender 
Slaͤubiger noch verbleibt, zu lociren iſt?27). Diefe Weriheiung ſel aber 
keinetwegs ben Inhaber biefer Forderung mit den bdaburch gibildeten Theis 
ten derfelben vefp. an die verfchiedenen Separatmaſſen verweilen, mes 
unzukiffig wire, weil ihm alle Maſſen ganz für die ganze Korderum, 
fo weit es zur Deckung derſelben esforberlich iſt, haften; wmepheib dem 


bes Goncursprog. 5.493 Schmepps, Syſt. bed Conc. 5. 113, Ser. 5; Put⸗ 
es den — $. 166 a. E.), fo margelt eã doch an einem Kecht⸗ 
run e 
) Das Mittel iſt ein alternativer bedingter Verkauf, entweder mit ob 
ohne Aufrechthaltung biefer Nechte durch MWorbehalt (vgl. weim. Panik 
6. 167), je nachdem fie beftehen bleiben koͤnnen ober nicht. 
825) 3. 9. dureh Merpachtung beb verpfändeten Ufusfeuets, des ohne zw 
— bed Echnöherrn verpfaͤndeten Lehngutes. 
326) Hennings, das Goncursverf. in Holftein S. 19. Scholt, 6 
curser. in Schleswig S. 88. 
827) Preuß. Gerichteoron. IH. 1, Tit. 50, 8. 21. 3. B. A. hatte 
Forderung von 6000, und bafür ein Pfandrecht auf X., Y. und Z. Nobien 
2) — Gläubiger befriedigt find, betragen bie tmaffen: X.50 
2 — 2. 1000, Gr ** lotirt bei = mit ER u 4 — 
ner eung, und es verble nuv N n ‘ 
8 23€ 1428, $ & 24 3424 und Z. 1 >C 1629. | 


x 
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auch, ſobald die Reihe an ihn kommt, alle dieſe Separatmaſſen in eine 
einzige zuſammenfließen muͤſſen und ſich erſt dann wieder ſondern koͤnnen 
wenn nach ſeiner Befriedigung von der vereinten Maſſe noch ein Ueber⸗ 
ſchuß bleibt. Sendern fie ſoll vielmehr nur dazu dienen, zu beſtimmen, 
wie viel von dieſem Ueberſchuſſe bei dieſer Trennung jeder Separatmaſſe 
wiederum zufaͤllt ꝰ28). Dafuͤr gibt die Natur der Sache die Regel an 
die Hand, daß jede Separatmaſſe verhältnigmäßig eben fo viel hiervon 
gurücdempfangen muß, als fie zu ber vereinten Maſſe «ontribuirt hatz 
und diefe Megel wird durch Die gedachte Location in einer der im Cou⸗ 
eurfe üblichen Mantpwation entfprechenden Form verwirkticht?29). Ass 
dere Versheilungsatten, . welche man aufgeſtellt bat, weichen davon bald 
Darin ab, daß ſie in ihrer Faſſung für den Fall, mo der Betrag ber 
vereinten Maſſen vach der Befriedigung des Inhabers der Geſammt⸗ 
Hhypothek, wenn fie aus jeder Maſſe ganz beſchafft würde, dennoch einen 
Ueberreſt ließe, zu einem unrichtigen Reſultate führen 2207; hald nach der 
Befriedigung deſſelben bie. vereinte Maſſe nicht wieder in die Separat⸗ 
maſſen zerlegen, und die Nachhypotheken, welche an ihre reſp. Separat⸗ 
maſſen zu verweiſen wären, entweder nach bee Prioritaͤti), ober pro 


828) Daher kann man au nicht mit Shijet, im Ar. für civ. Prax. 
XVIII. G. 378, gegen biefe fogen. Gocietätötbeorie eimmenden, daß fig ber So⸗ 
libarität der Geſammthypothek wiberftreite. . 

329) Denn im Beifpiele ber Note 327 beträgt die vereinte Maſſe 70005 
davon erhält A. 6000, unb es bleiben alfo 1000 üuͤbrig. Die Separatmaffen 
haben zur vezeinten Mafle contribuirt: X. F, Y. 2, Z. 3. @ieihe Quoten. 
fallen ihnen audy von dem Neberrefte zu, alfo an X.3><142$, an Y.3>< 1429, 
on 2. 1X 142$.- . — 

330) So bie von Guͤjet a. a. D. aufgeſtellte, welche einzig und allein 
darin von der von ihm verworfenen Societätstheorie abweicht.» Denn nach ihm 
ift dem Inhaber der Geſammthypothek von jeder Maffe fo viel zu kürzen, ale 
nach dem Verhältniß ber Größe ber auf feine ganze Forderung (von 6000 im 
obigen Weifpiele) fallenden Summen, ber Zilgungsfummen (von 7000 im 
06, Beilp.), der ganze Betrag ber mehreren Separatmaſſen (7000 im ob. Beifp.) 
den Betrag feiner ganzen Forderung überfleigt (um 1000 im ob. Beifp.). Im 
obigen Beifpiele ehrt bieß nun zu demſelben Reſultate, welches fid Note 327 
-und 329 gezeigt hat. Bon 7000 ift J, von jebem 1000 mit Ay, alſo mit 
1424 abguziehen, Denn bier find Tilgungs⸗ und Maffefummen gieich, Anbers 
wenn fie verjchieden wären, was nur fo eintreten Tann, daß bie Lesferen 
mehr betragen, alfo X. und Y. jede 6000, Z. 7000, zuſammen = 19,000, 
mährenb bie Zilgungsfummen nur 3 >< 6000 = 18,000 qusmachen. Hier wär« 
den ihm nur 43 von 19,000 gekürzt werben, während er 33 zu viel erhalten 
bat, wenn fämmtliche Maſſeſummen als ihm anheimgefallen betrachtet werben. 
Man muß alfo flatt Tilgungsſummen nur Maffefummen fagen, um ibn buch 
den Abzug ven 43 auf 25 = 6000 zu rebuciren und das Erefultat mit dem 
ber Societätätheorie. in Cinklang zu bringen. 

331) Die fogen. Priotitätötbeorie nah Guͤßet a. a. O., welche fh in ber 
bayer. Prioritätsorbn. v. 1. Juni 1822 $. 19, 3if. 2, und mit geringen Mor 
 bificationen im württemb. Pfandgef. Art. 98, 99 findet, und zu beren Anwens 
bung auch das weim. Prioritätägef. $. 63—71 in den aufgeftelten Vorſchriften 
und Beifpielen gelangt, aber der Möglichkeit erorbitanter Nefultate theilweife 
dadurch vorbeugt, daß keiner, der an nur einem oder einzelnen der Gegenſtaͤnde 
ein Pfandrecht hat, nie mehr bekommt, als beffen ober deren ganzer Ertrag 
eusmadt, und daß keiner an dem Grtrage eines Gegenſtandes, woran er kein 
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rata 222) an ber vereint gebliebenen Maſſe partlcipiren laſſen. Sie laf 
fi) aber eben fo wenig rechtfertigen, als bie Anfiht, nach welcher 
Inhaber der Geſammthypothek die Wahl zwifchen den mehreren Separ 
maffen im Eoncurfe haben for ??®), weil er keineswegs ein Theilnehn 
an biefen, fondern nur ein Zheilnehmer an der vereinten Maſſe iſt 
und ebendaher hat «8 Feinen Grund, ihn zunädfi an bie Separatmaf 
zu verweifen, welche aus dem Erloͤſe desjenigen Gegenſtandes gebifl 
ift, an dem er die erfte Hypothek hat, und ihn bei den übrigen, me e 
nur mit einer Nachhypothek concurriet, in subsidium zuzulaffen, mi 
man zuweilen will 3%). Denn die Separatmaffen find nicht feinetmegen, 
fondern zum Zwecke ber Vertheilung unter ben übrigen Gläubiger g- 
bildet, auf welche ihm überall Bein Einfluß geftattet fein kann. 

An einer Monographie, welche das teutfche Hypothekenweſen ad 
eine gemeintechtliche Theorie behandelte, fehlt es no. Doch gibt Fit: 
termaier in feinen Grundſaͤtzen des teutfchen Privatrechtes 6. 260 fe. 
eine reichhaltige compendiariſche Darftellung beffelden mit Beruͤckſtchügenz 
und Nachweifung der Particulargefege und deren Literatur. Uebtigen 
enthalten die Particulargefege, namentlich die für Bayern und Warte 
berg und ganz insbefondere die für Weimar, ſowohl für bie Munipale 
tion des Hypothekengeſchaͤftes der Behörden, als auch in Beziehrng auf 
die befonbere Geftaltung mancher Rechtsverhältniffe und Rechesanfthte 
in biefen Ländern oder in der Auffafjungsweife der Urheber diefer Geſehe 
betaillirte Beflimmungen, bie in einer allgemeinen Theorie nicht in glei⸗ 


‚ her Weife ausgeführt werden koͤmen. Beacen doeft 


Jagdrecht, Jagdgerechti gkeiti heißt die Befugnif in einem 
getoiffen Diftricte (Reviere) das Wild zu hegen, tweibrmdanif zu verfel 
gen, zu tödten’und zu fangen. 


Pfandrecht Hat, cher Antheil nimmt, als bis biefenigen, benen ein Pienbrrht 
baran zufteht, vollkommen befriedigt (womit aber ein ungebührlicher Vorzag ver 
—— welche ebenfalls Tein Pfandrecht daran haben, noch nicht ausgeſchuß 


iſt). 
282) Mayer, Gomment. zum wuͤrttemb. Pfandgeſ. II. S. 85 flg. 
338) ©. darüber Guͤjet a. a. O. S. 872 fig. A s 

334) Dein der Goncurs hat alle Gegenſtaͤnde, von benen jeber einpie 
ganz für feine ganze Forderung haftete, zu einer einzigen Waffe vereinigt, un 
die Separationen find nur Mittel zur richtigen Vertheilung. Daher fieht I 
die Sache anders, ald außer dem Goncurfe. Bol. oben Note 162. 

335) ©. darüber Güjet a. a. O. 

1) Jo.Guil.deGöbel, deiure venandi. Helmst. 1717. Chr. Gottl 
Riccius, Entwurf von der in Teutſchland üblichen Jagdgerechtigkeit. Kir 
berg 1736. 4., verm. Frankf. 1772. 8. Sim. Fr. Hahn, bifter. jurifl. Ie 
führung vom Jagbs und Forſtrechte, in ‚Pistorii amoenit. iuris 4 6 
©. 14591524. Joh. Ernft v. Beuft, von ber Jagd: und Wildbahnige 
rechtigkeit. Iena 1744. 4. And. Fi. Rivinus, de iure venandi in alie® 
fundo. Lips. 1745. Joh. Ad. v. Icftadt, Abhandlungen von ben X 
rechten. Nürnberg 1749. Br. Ulr. Niffer, Forſt⸗ und Jagdhiſtorie de 
Tentſchen, verm. von &. @. Kranken. Leipzig 1754. 8. SIoh. Gotth 
Pietſch, Verſuch eines Entwurfes der Grundiäge des Forſt⸗ und Zagbreöitl: 
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Die Römer rechneten bie wilden Thiere des Feldes und des Waldes 
zu den von Natur herrenlofen Sachen, deren Jedermann fich bemaͤch⸗ 
tigen tonnte?). So wurde es urfprünglich auch In Teutſchland gehalten. 
Die Jagd wurde von den einzelnen Volksſtaͤmmen, welche ihre Laͤnde⸗ 
teien gemeinfchaftlicd befaßen, als ein Recht, das jedem Kreigebornen 
zuftand, gemeinfchaftlidy betrieben. So wie aber nad) der Voͤlkerwan⸗ 
derung unter ben Zeutfchen Privateigentbum an Grund und Boden ent 
and , fo fah man bie Jagd als. Zubehör deſſelben an. Schon die Alten 
Volksgeſetze erklärten se Dritter in dieſes Recht der Grundeigen: 
thuͤmer für ftrafbar®). Keine anderen Begriffe herrfchten auch im Mit: 
telaiter. In den weiten Wäldern Zeutfchlands hatte jeber freie Mann 
fo wie auf feinem Kigenthume das Jagdrecht, nur dag mehrere diefer 
MWaldungen von ben Königen zu Bannforften, die Niemand, ohne 
in die Strafe des Bannes zu fallen, betreten durfte*), erfdrt, die noch ' 
nicht occupirten größeren Forſten aber in ben Diftricten des Reiches mit, 
ihren Nusungen zu den Rechten des Kaifers gerechnet mwurbend). An 
Drten, wo Andere die Jagbgerechtigkeit hergebracht hatten, durften die 
Kaifer keinen Wildbann anlegen. Sollte dieß gefchehen, fo mußte dazu 
die Einwilligung ber Grundeigenthuͤmer eingeholt werden‘). Den Eaifers 
lichen Forſtbeamten war ausdrüdlich verboien, zum Nachtheile der Privat: 
eigenthümer die beftehenden Wildbahnen auszubehnen ”). Die großen 
Dynaſten übten in: ihren Diſtricten die naͤmlichen Rechte aus, ohne jedoch 
den freigebornen Gutsbefigeen ihre Waldungen und Jagden ftreitig zu 
machen. Die Jagd wurde als eine Pertinenz des Eönigfichen, ftiftifchen, 
adeligen oder ftädtifchen Gutes angefehen und von den Beligern dieſer 
Guͤter zugleih auf den Gütern der Unterthanen ausgeübt; denn deu 


Leipzig 1779. 8. GM. Schilling, Lehrb. bes gemeinen in Teutſchl. gel- 
tenden Forſt⸗ und Jagdrechtes. Leipzig 1821. 8. Stieglitz, diss. de iure 
venat. exerc. in German. usque ad saee. XVI. Lips. 1828. Defien gefchichtl. 
Darftellung dee Eigenthumsperhättniffe an Wald und Sagb. Leipzig 1832. 8. 

DLCI. S. Tu. 8S. L. 8. pr x S. 1. D. de adqu. rer. dom. (41.1.) 

8) Leg. Salic. tit. 36. $. 1. Leg. Ripuar. tit. 42. 6. 1. Leg. Wisi- 
Gothic, 1. VIII. $. 22. — Riceius a. a. D. 5. 9. 

4) Leg. Longob. lib. XXI. de venationibas. .c. V. Leg. Burgund. 
ib. XXII. Carol. M. in cap. de villis et curtis imp. $. 36. apud Baluz. 
tom. I. p. 336. Capit. Caroli Calvi. Tit. LIU. cap. 82. 33. Goldast, 
const. Imp. Tom, VI p.312.— Sachſenſpiegel B. II, Art. 61. Schwäb. 
Landr. Cap. 297, | 

5) % A. Kopp, grünblicher Bericht von dem uralten Reichskönigeforft 
Be Dreyeihen. Offenbach 1736. Fol. 3. ©, Buri, behauptete Borrechte 

er alten koͤnigl. Bannforften, insbefondere des reichslehnbaren Wildbanned ‚zu 
der Dreyeich. Büdingen 1742. Fol. C. G. Biener, de natura et indole do- 
minii in territoriis germ. $. 24. 

6) Schaten, annal. Paderbornens. P. I. p, 555. Mbdfer, Dönabr. 
Sch. Th. 1, Anh. Nr. 2. Poffe, über das Staatscigenthyum ©. 52 flg. 
Riccius a. a D. 8.17. G. M. Weber, Hand. ‚des in Zeutfcht. üblichen 
Lehnr. Th. 2, $. 67, ©. 262 fle. 

7) Capitulare ad an. 805. cap. 39. u. ad an. 819. cap. u, _ 
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Knechten und Bauern war das Tragen der Waffen und das Jagen vn 


boten 
dr im fechzehnten Jahrhunderte kam die Idee von der el 
tät der Jaad auf. Am meiften trug zu Ausbildung biefee Anſicht Ki 
Theorie der Surtften vom Staatseigenthume ber herrenlofen Sachen bei 
Andere Gründe zu der Behauptung, daß Niemand bie Jagd als mm 
mittelft Pens des Landesherrn befigen könne, wurden ans der Pr 
ı IE und dem allgemeinen Staatsrechte bergenommen. Die ſchwaͤchſten 
waren bie, melde man aus dee Gefchichte und der alten Berfaffung Io 
Ieltete?), Indeſſen ſo ſehr die Juriſten des ſechzehnten Jahthundettes 
dlieſer Lehre auch anhingen, fo fand fie doch nicht überall gleiche poluciſche 
Geltung, obgleich die Fürften, in deren Intereſſe es freilich ag, den alte 
Grundfag, nah welchem die Jagd aus dem Eigenthumsrechte Kergeleite 
wurde, zu verlaffen, die regaliftifhen Bemühungen der Jurifterr mit ser 
Kraft -unterftästen. Die Händel, die daraus entſtanden, wurden im 
einigen Landen durch befondere Bandesverträge beigelegt 20). Ze aber 
die Fandeshoheit noch nicht fo ſtark ausgebildet von, mußten bie Stärke 
im Befige der Jagd ausdruͤcklich oder ſtillfchweigend beftätige werdn) 
In vielen Territorien gelang «6 jedoch den Landesherren, mit fhrer Be 
—J durchzudtingen und aus der Jagd ein Regal zu machen). 
Das Jagdregal ift mirhin keineswegs gemeinrechtlich, few 
dern ſteht nur particularrechtlich ba. Wo keine befonderen Entſcheidungsnor⸗ 
men vorhanden find, da muß nah altem Herkommen die Jagd noch as 
als Zubehör des Grundeigenthums betrachtet werden). — Be aber 
die Jagd regal ift, kann das Recht des Landesherrn nur I Vers 
leihbung oder duch ann Meriährumg auf die Auter 


— — — —— 


9 Const. Friederici I. I. P. 27. 8.5, Ricstius a.a.D. Sp I, 


5 Jer. C. Linck, de iufe venandi regalibus iuste adscripie. Arg, 
1722. J. P. de Ludewig, diss. iur. rom. et germ. in venate mn 
regali. Halae 1730 J. A. Ickstadt, de eo quod iure publ. unir. « 

rticulari J. R. G. circa venationes juris est. Wirveb. 1787. J. V. de 

ramer, vindiciae regalis juris venandi. Marb, 1740. und ia ben Beil 
Stebenft. Th. 69, &.28. J. A. Georg, inat. iur. forest. specimen diple® 
polit. iuridieum. Franosf. ad Moen, 1802, 8. Man f. auch Fritsch, 
oorpus iur. venat. p. 115— 218, Gegen did Regalität: ©. &. Bilderdid 
Deduction geg. bie vermeintl. Regalität ber Jagden und daraus bergelcktett rg 
Debuction und Folgen. Celle 1728, 1773. Fol. Dav. Ge. Struben, ti 
diciae iur. venandi nebil. German. Brunsvigae 1739, 4. Derfebe, da 
teutſchen Adels ur a ben Nebenſt. Th. 1, Nu 2, S. 15 


und 10 — 
M. ſ. Mofer, von ber dandechoheit im MBeltt, Th. 9, G. 73-1. 

$:. er Xon, Sifcher, — und Poligeirschte 5. 1311, &. 850. 
as Riccius a. a. D. Gap I, 5. 23 
i 12) 8. 8. in Sadfen f. Decifion 4 0. 3. 1746, über melde zu N 
- gleichen 9. ©. Banır, ur ſaͤchſ. Deciſionen Th. 1, S. 84 fig. und Goll- 

schalk, analecta c. 2. 41. 

a — Runde, teutfch. Grivate, 8.155. Maurendrecher, gem teutſ 

e 
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chanen übergehen Die Vor⸗ und Mitjagd!t) in den Revleren ber 
Xandfafjen fteht jedoch dem Lanbesherrn nur zu, wo fie verfaſſungsmaͤfig 
oder durd, befonderen Vorbehalt begruͤndet ift. 

Die Eintheilung bee Jagd in die hohe, mittlere und niedere 
ſchreibt fich aus den Streitigkeiten her, in welche feit dem 16. Jahrh. 
die Landesherren mit den Jagdberechtigten geriehen 29). Es ift zwar 
fen in diterm Urkunden von eine „venatio ad magnam bestiam,' 
auch wohl mit Beflimmung einer einzelnen Thiergattung, die Rede, allein 
keineswegs in dem juriflifhen Sinne, in welchem fpäter die Terminologie 
auflam !°). Die Eintbeilung ward von bem Unterfchlede bee mehr und 
minder bedeutenden Thiere hergenommen. Dan eignete bie hohe Jagd 17T) 
als Regal dem Landesheren zu und überließ blos die niedere Sagb?®) 
den adeligen Gutsbefigern. Die Abſtufungen, die in diefer Beziehung 
nach DVerfcjiedenheit bes Wildes gemacht worden ſind, beruhen lediglich 
auf pofitiven Beflimmungen und find nicht uͤbetall gleich!) In eini⸗ 
gen Jagdordnungen rechnet man Thiere zur hohen Jagd, weiche man in 
anderen zur mittleren ober niederen Jagd rechnet, Wo man Beine mitte 
lere Jagd Eennt, da werden Schweine und Rehe, bie man gewöhnlich zu 
Diefer Glaffe zähle, noch zur hohen Jagd, das übrige Wild zur niederen 
Jagd gerehne 2), 

Sm aligemeinen laſſen ſich nur folgende rechtliche Srundfäge In Be⸗ 
zug auf diefe verfchiebenen Abftufungen der Jagd aufſtellen: 1) Iſt die 


109 J. F. Schneider, de jure praeventionis circa venstionem. 
Halne 1715. J. V. de Cramer, de fure prae-et oonvenendi superio- 
ritati territoriali nen annexo, in opusc. Tom. 93, nz. 2. p. 11. u. Robr, 
Kaushaltungsr. ®b. 7, Gap. 9, &. 107% fig. 

15) 3. 3. Reinhard, Anm. zu ber Frage: ob bie Eihtheilng der Jag⸗ 
den in hohe und niedere alt oder neu ſei? in Schott's juriſt. Wochenbl. Th. 
1, ©. 324 (Nr. 16 v. 1772). Riſſer a. a. D. ©. 285. 

s 16) Riccius a. a. D. Sp. IV, 8. 1u. 2. Weber a. a. O. ©, 


17) J. J. Schöpfer, de venatione superiori. Rost, 4702. Pufen- 
dorf, obs. iur. univ. Tom. IV. obs. 270. 3 . 

18) Pufendorf L; C Tom. I. obs. 228. Tom. u. obs. 50. 

19) Rircius a. a. D. Gap. IV, $. 3 fl. In Sachen gehören nach 
dem Mand. v. 8. Rov, 1717 (Cod. Aug. II. 611.) 1) gur hoben Jagd: Wäre, 
Börinnen, junge Wäre, Hirſche, Stuͤcken Wild, Wilbsläiber, Zonnhiriche, 
Zannwild, Tanmwildskaͤlber, Luchſe, Schwanen, Trappen, Kraniche, Auerhähne, 
Auerhuͤhner, Bafanhähee Faſanhuͤhner, Bodens 2) zur mittleren: Rehboͤcke, 
Rebe, Rehkaͤlber, hauende Schweine, angehende Schweine, Keyler, Bachen, 

fchlinge, Wölfe, Birkhähne, Hafethühner, große Brachvoͤgel; 8) gur niebern: 

afen, Fuͤchſe, Dachſe, Biber, Teicher, Seemeben, Wafferhühner, Waſſei⸗ 
ſchneppen, Fiſchottern, wilde Katzen, Eithiere, Eichhoͤrner, Dieſel, Hamſter, 
Schneppen, Rebhuͤhner, wilde Gaͤnſe, wilde Enten, Reihet, wilde Tauben, 
Kibitze, Wachteln, kleine Brachvogel, Ziemer, Schnaͤrren, Amſeln, Drofieln, 
Rechen und andere kleine Voͤgel. Die jungen Thiere gehoͤrrn mit den alien In 
eine Claſſe. Unter der hohen Jagd ift jebod nicht das Recht, Faſanen zu 
hegen, be . 6. Mand. wegen Autfegung und Hegung bir Faſanen v. 7. 
ir; 1741 (m. C. A. I. 1495). 

20) Marburger Beiträge zur Gelchrfamkeit St. 5, ©. 96 fig. J. J. 
Relakuard, de iure forestali Germanor. Sect. 2. cap. 2. $. 9. 
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Jagd beſtimmt verliehen, fo bleibt es bei den In der Verleihung an 
gedruͤckten Beftimmungenz; ein Schluß von ber einen Sagdgattung a 
bie andere ift nicht flatthaft. Wenn daher ein Gutsbefiger mit ber hei 
Jagd beliehen iſt, fo folgt daraus keineswegs, daß ihm eo ipso aud 
mittlere und niedere Jagd zuſtehe. Das größere Recht begreift Hier ba 
Heinere nicht in ſich, weil beide Rechte in Leinem nothiwenbigen Zufem 
menbange fliehen unb getrennt fich denken Laffen*!). 2) Iſt die Fegl 
ſchlechtweg oder unbeftimmt verliehen, fo iſt nad ber Zeit, in welche 
die Beleihung gefchehen, zu unterfcheiben und darnach der Umfang be 
Jagdbefugniſſes zu beftimmen. Faͤllt bie Verleihung in bie Zeit, we da 
Unterfchled zwiſchen der hohen und niedern Jagd als Regal unbekam 
wor, fo ift dem Beliehenen die Jagd In aller Ausdehnung zuzuſprechen *) 
Dagegen kann bei jüngeren Verleihungen in Ländern, wo ber Unterſchi 
hergebracht iſt, unter der Jagd ſchlechtweg blos bie nieder e verflunen 
werden). 3) Mo dagegen die Eintheilung nicht angenommen if, da 
kann fie auch den SSagdberechtigten ohne ihre Zuſtimmung nicht aufe 
drungen werden und bei der Unbeflimnitheit der Grenzen diefer veridie 
benen Abftufungen ber Jagd hat in zweifelhaften Fällen jede Ausdehuu 
der höheren Jagd die rechtliche Wermuthung gegen fih*). Umabhingk 
von dem Grunde ber Jagdgerechtigkeit und ihres Umfanges tft bas fast 
‚rechtliche Verhaͤltniß, welches aus dem Auffichtsrechte des Lanbesherm in 
Betreff bee Jagden entfpringt”?). Denn ber Sagdberechtigte bleibt aller 
zeit, auch da, wo die Jagd nicht regal geworben iſt, den Hoheitsrechtes 
des Landesheren unterworfen. Der Inbegriff der im biefer Beziehung 
bem Landesheren zuſtehenden Berechtfame beißt die Jagdhohbeit oder 
die Jagdherrlichk eit (Wildbann). In Folge biefer find die Inge 
berechtigten bei Ausübung ihrer Mechte an die Vorfceifter bee Jagd- 
ordnungen?‘) gebunden, wenn diefe nicht blos auf bie Iandeshrelihen 


21) Pietſch a. aD. 5 91. 

22) Runde a. a. D. $. 154. ; 

23) Die meiften Rechtsichrer behaupten, ohtte auf biefen unterſchied Rd 
fiht zu nehmen, daß im Zweifel blos bie niebere Yagb zu vermatken fi 
Weruher P. V. obs. 58. Beck, de iurisdict. forest. p. 27. Alt 
Stryk, Us. mod. Pand. lib, 41. tit. 1. 6. 6, Berger, oecon. iur. Bi 
II. tit. 2. th. 8. nr. 8. Schöpfer, de venatione superiori cap. 2. $. 2l 
©. jedoch Pietſch a. a. D. $. 90 und Weber, Lebnr. a. a. D. ©. 236. 

— obs. iur. univ. Tom. IV. obs. 270. Runde a. 


. 5. 154. 

25) Fr. 8. Harrig, Forſt⸗ und Jagdſtaatsrecht. Leipzig 1809. 8. 

26) Die meiften Dede find mit den Korflorbnungen verbun 
Verzeichniffe: Batterer, neues Forſtarchiv I. &. 200 fig, Fritsch, or 
pus iur. venatoril et forestalis, 1702. Fol. #r. D. J. Mätientampf, 
Sammlung der Forſtordn. verſchiedener Länder, 2 The. Mainz und Galzber 
1791 u. %. 4. Kür Sachfen: Cod. Aug. systemat. venatorio-forestalis, od 
Jagd⸗ und Korfte. nach kurfächf. Gef. in fyftemat. Ordn. Leipgig 1797. 5 
Fuͤr Baden: Behlen und Laurop, fuftemat. Sammlung ber Forſt⸗ und Ja 
gefege der teutfchen Bunbesftaaten I. 1827. Kür Württemberg: v. Schmid⸗ 
lein, Handb. der wuͤrttemb. Korfigef., 2 Thle. Gtuttg. 1822 u. B 
v. Behlen, Handb. ber Forſtgeſezgehbung für Naſſau. 1828. Doͤllinger— 
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agben gehen, ober die Jagdberechtigten nicht durch Merträge ober Heer⸗ 
smmen eine größere Freiheit erlangt haben?). Auf die Beobachtsıng 
ne Jagdordnungen haben bie landesherrlichen Jagbbeamten zu fehen ıındb 
foweit ſtehen bie Sagbberethtigten unter der Controle der erflei:en. 
Reß gilt namentlich auch von bee Hegezeit ımd bem Deffnen her 
kagben??). Um eine nachhaltige Jagdeultur zw erleichtern amd Iyem 
(usrotten ded Wildes vorzubeugen, ift nämlich bie Zeit, in welcher die - 
Fagd getrieben werben kann, faft in jedem Lande, nach den verfchiedimen 
Koftufungen bed Jagdrechtes, befonders vorgefchrieben worben??). Z)iefe 
ins für allemal gefegten Termine muͤſſen von den SSagbberechtigten inner 
jehalten werben?®), auch kann ber Landeshere, wenn es das Iandwirthe 
ichaftliche Intereſſe erheiſcht, in befonberen Fällen ben Zermin der Er» 
Mfnung der Jagd für einzelne Bezirke weiter binnusfchieben. Won ber 
Beobachtung ber Hegezeit befreit jedoch nach einer beinahe allgemeinen 
Gewohnheit das Bebürfnig bei außerorbentlichen Seierlichkeiten, mo dem 
Jagdherrn ein Stuͤck Wildpret zu ſchießen erlaubt iſt?)y. Die landesherr⸗ 
lichen Jagbbeamten haben auch bamuf zu fehen, daß das Jagdrecht von 
dem Berechtigten auf keine unweidmännifche Art betrieben und 
ausgeübt werbe?2). Gefährliche Fangarten, wodurch Menfchen ober Thiere 
befchädigt werden koͤnnen, als Fallen, Gruben und Selbftgefchoffe, find 
ſchon aus landespolizeilichen Ruͤckſichten nicht geflattet. 

Als ein Ausflug der Jagdherrlichkeit iſt endlich auch In Ländern, 
wo für bie Forſt⸗ und Jagdſachen befondere Gerichte beftehen, die landes⸗ 
herrlihe Bagdgerihtsbarkeie??) anzufehen. Von allen Zeiten her 
wurden in Zeutfchlanb die Forſt⸗ umd Sagbfachen nicht von ben ordents 
lichen Gerichten, fondern von außerorbentlichen, ausdruͤcklich dazu beftellten 


Tönigl. bayer’fche Forſtgeſ. München 1831. Das neuefte Geſeg biefer Art ift 
das preuß. Jagdgeſet für das linke Rheinufer vom 27. April 1830 und bie 
bayer’fhe Forftinftruction v. 80. Juni 1830. 

27) &. Hr. v. Berg, Kandb. des teutſch. Polizeir. Ih. 3, ©. 377. 

28) Weftphal, teuttches Privater. II. Nr. 56, ©. 227. 

29) Die particularen Borfchriften find nicht gleich. Gewöhnlich iſt bie 
Jagd von dem 1. März bis Bartholomaͤi zu treiben verboten. Raubthiere und 
ſtreichende Wögel koͤnnen jedoch nach vielen Iagborbnungen zu allen Zeiten ge⸗ 
jagt eig Für Sachſen: Mand. wegen der Jagdzeiten v. 20. Sept. 1702 

und Befehl v. 5. Juli 1712 (C. A, D. 599 u. 609), M.f. auch R. F. 
de Sahme, de venatione tempore foeturae ferarum prohibita. 1743, 4. 
Die Zeit wird von Mitternacht zu Mitternacht gerechnet, Fiſcher, Kameral⸗ 
und Polizeir. $. 1390. 

30) Spangenberg, de usu et abusu venationum 6.8, Eftor Th. I, 


81) Beyer, delin. iur. German. 1. 2. c. 2. 6.21. Fiſcher a. a. D. 
8.1330. v. Berg a. a. D. ©. 378. Runde a, a. D. $. 156. Anderer 
Mein. Pietſch a. a. D. $. 103. 

32) Alle Jagd⸗ und Waibwerksorbnungen enthalten hierüber Vorſchriften. 
©. Fiſcher a. a. D. $. 19338, Nr. 1, ©. 869, 

83) J. J. Beck, tr. de iurisdictione forestali. Norimb. 1733. 4. J. 
J. Reinhard, traot. succinct, de iare forestali German. Soct.2. Schil⸗ 
ling d. a. D. $. 336—51. 


\ 
—— — 
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Kor ſtgerichten entſchieden ꝰe). Das Bade, in Jagdfachen eine Gerich 
bark eit und eine Strafgetwalt auszukben, hieß im Mittelalter der Wild: 
bean mn (bennum ferinum dominicale s. forestale)' und mußte von du 
Lam rröhohelt befonbers enıpfongn werben). Den Forſtgerichten mu 
bald mehr ober weniger Gewalt beigelegt. Bu Ihrer Competernz gebis 
ten nicht blos eigentliche Forſt. und Jagdſachen, fondern nicht fen 
- waren ibmen auch die landesherrlichen Forſt⸗ und Jagdbedienten fär ik 
Pen unterworfen. Diefes privilegitte Gerichteſtand iſt Jedoch brazw 
sage faſt uͤberal aufgehoben worden, aud) wo man für bie Weitrufuy 
dee Zjorſte und Jagdfrevel befondere unter Zuzichung laubeßhertlicher Geb 
und ‚Fagddiener gebildete Gerichte beizubehalten fuͤr zweckmaͤßig machte 
bat (Forſtruͤgengericht e). Was die privatrechtlichen Wechdiusife de 
Jagd berechtigten anbelangt, fo werden deren R durch eine deppräs 
Gren ze beſtimmt, nämlich a) nad innen buch Umfang ber Ber 
leihmeg und b) nach außen durch die Grenze des Neviers’‘). Er 
geſchi aͤnkt Bann das Jagdrecht auf manchetlei Art fein, niche bles ade 
fehung einer gewiſſen Art des Wildes (hohe, mittlere und nieder JM), 
fondem auch in Act der Ansäbung, wenn der Berechtigte nur ai 
gewiß ſen Geraͤthſchaften (ſtill und Klapperjagd)2?) ober nur in cm 


re 


— Le a an Ba ji, 


1:5) Schaten, annel. Paderborn. Tom. I. p. 921. Orig. Guck. 

2 en 7 757. Ern. Fr. Schroeter, de bauno ferino eiusq. iure. 

en. :1670. &. 
» 86) Maurenbredher a. a. D. $. 226. Der Drt, inerhalb deſta dad 
Zagtt eht yafteht, wird au mit dem Mamen Wildbahn bezeiten. 6 
IJ. Bed, von der forftl. Obrigkeit, Korftger. und Wildbahn (Zramff- und 

geipy. 1748), I. $. 8 flg. und Zuf. ©. 565. 8. A. Weiske, Ardin für 
pract. Rechtsk. I. 10. S. |. — Unter Wildfuhre verfieht mar Wie Sag 
gerech tigkeit, auch den Det, innerhalb deſſen fie ausgeibe wird. B. Si hen’ 
mayer, Gtaattöbonomie Th. I, 6.327. 2.4. Weiste, Hanhb. veh kunde 
wirthichafter. $- 353, Nr. 1, ©. 324. Die Wildbahn erftrert ſich bi an de 
Bdunmg: der Gärten des Dorfes. Leyser, ius Georg. DIL c. 7. v. Btuf, 
fus venandi p. 75. Weiste a. a. DO. 5. 81, &, 77. 

97 — Kiopfe ober Gefchreijagd heißt fie, weil das Bid 
durch eräufch, durch Anſchlagen an die Bäume und Bälde u. 1. ® 
.. Fe — oh — — des Revdieres gejagt — — 

e auflauernden ober durch aufgeſtellte 
fangen wird. S. G. Chr. Bastincer m modo — valge I 
die Klapperjagb. Viteb. 179. Wiffer, Kork» und Sagdpikerie SP 
VI, & 62. bagemann, Landıwiethfeafter. $. 20% Kind, yanest fe 
tom. II. qu. 50. — Wenn bie Jagd ohne Geräufch und lautes Zufammatıs 
ben, auch ohne Schießen mir Sachſen ober Fiinten and Jagen mit PAn® 
blos mit Regen, Schlingen, Ballen und anderen Inflrumenten, ober ni Bi 
gem, Habichten und Falken getrieben wird, fo nennt man bieß bie Kill! 
Jagd. HRicefus a a D. Eap. 7, 6.1. — Wenn man die Jagd ai 
Schießen erereirt, ohne daß jedoch das Wild durch Klappern vor bie Hfii® 
getrieben wird, fo iſt dieß zwar keine Klapperjagd, aber auch Feine ftille Ja) 
zu nennen. Pietſch a. a. D. 8. 96, ©. 130. — Der zur Mittels und Kieder⸗ 
jagd Berechtigte darf an ben Drten, wo bas hode Wild ſich aufzuhalten pflegt— 
in ber Regel der Klapperjagd ſich nicht bedienen, wie auch umgekehrt detjer 
welchem bie hohe Jagd zufteht, die Klapperjagb in folkhen Gegtaden, we 
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erſon oder nus inmerhald einen gewiſſen Belt die Jaye Betreiben datf. 
die Beſchraͤnkungen, bie bei ben fogm. Bnadenjagden‘®) ſtattfinden, 
ruͤſſen im jedem einzeinen Galle nach dem Jnhalte der Eonciffionen bes 
rtheilt werden??), ' Er 6 
Die Aushbung bed Jagdrrchtes iſt in bee Degel auf den eigenen 
Zrund unb Boden jedes Jagdberechtigten beſchraͤnkt. Wer auf fremden 
Seundftücden mit Ausfhluß der Eigenthuͤmer die Jagd auszuhben berech⸗ 
igt ift*o), was ſtets eriwiefen werben nmß*!), der kann feine Jagbgerech⸗ 
igkeit wicht anders als unbeſchadet der Eigenthumsrechte diefer Grund» 
thdebefiger ausüben. Dahingegen muß auch das Eigenthumsrecht un⸗ 
eſchadet der Jagdgerechtigkeit des anderen ausgehbt werden. Dee Wald⸗ 
igenthuͤmer muß daher dem Wilde bie gehörige Nahrung laſſen und 
af den Wald nicht zu fehe auslihen?®), auch find Störungen der 
Jagd, z. B. durch Wilbzdune, ben Grundeigenthämern nicht geſtat⸗ 
et*). Da aber die Jagdgerechtigkeit neben dem Eigenthume nur das 





Bas mittlere und Heinere Wüb aufhait! unteriaffen muß. Bastineller L 
c. $. 11. 12 u. 18. — Bei EAN, iſt der Berechtigte ſchon durch 
die Natur feines Rechtes von ausſchließlichen Benugungen der ganzen Ja 
durch Klappers und Zreibjagden ausgeſchloſſen. Maurenbrecher a. 0.0. 
$. 226. Daß aber derjenige, welchem bie Jagd ſchlechterdings und uns 
eingefhräntt, ohne die Art und Weiſe, »iefeibe auszuäben, näher zu bes 
flimmen , verflattet worben ift, nicht berechtigt fein fol, diefelbe mit Schießen 
ober Puͤrſchen, ſondern blos mit nn d Dunden gu treiben, iſt billig zu 
bezweifeln. Diejenigen, welche dieß behaupsen (cf. Paull. Matth. Wehner, | 
observ. pract. voc. #orftreht $, an autem qui tus habet p. 118. Carp- 
zov, decis. P, IIL dee. 287. Je. Hear. Berger, oecon. iar. lib. 2. 
tit. 2. tu 8. not. 4. Ahasv. Fritsch, corp. iur, venatoris- forest, 
cons. XVIIL. Leyser, iu org. lib. In. cap, XU, nr. 28 u, 83), 
haben fi, fireng an das Wort Hagen gehalten. 
98) Reders⸗ oder Snabenjagbd heißt, wenn Jemand die bloße Erlaubs 

mß zu jagen erhalten hat, ohne baburch ein feibftftändiges Recht zur erwerben. 
Wenn ſolches Jemandem zur Berflärkung feines Dieuſtgehaites geftattet wird, 
fo nennt man es Beſtand⸗ oder Bnabenjagb. ©. Pot. Müller, diss. 
de venatione precaria, von Gnabenjagben. Jen. 1686. F. N. Hallen- 
horst, de eo 2. iustum est circa venationes precarias. Erf. 1718. 
Ah. Fritsch, de venationibus precariis, von Revers⸗ oder Gnabenjagden, 
in eisd. oorp. jur. ven. P. I. p. 220. Werd. Chr. Harpprecht, de 
venationibus precarlis, von Revers⸗ oder Gnadenjagden, in eisd. Collect. diss. 
acad. Vol. 2. nr. 61. p.782. Jo. Alb. Hubner, de venatione precaria, 
vulgo Revers⸗ ober Önabenjagb. Lips. 1778. dv. Beuſt a. a, O. ©. 148. 
Shilling a. a. D. $. 19%. 

89) Baher laͤßt ſich auch die Frage: ob biefeiben einfeitig widerrufen und 
aufgehoben werden koͤnnen, fo im allgemeinen (f. Fiſcher, Game unb Po⸗ 
ligeirecht $. re a beflimmen. ©. Yietfh a. a. O. J. 86. 

4) J. Fl. iviaus, de iure vonandi in alieno fandon Lips. 1745, 

— a v. Berg, juriſt. Beobachtungen und Mechtöfälle u. ſ. w. Abb. II, 
42) Riceiuse. a. O. Sap. IV, 8.6. Weber a. a. D. &. 2M. 

48) Yietfch a. 0. D. $. 48, %. M. Ah, Fritsch, de iure horto- 
rum $, 17. in opuso. tom. IL nr. 5. p. 88. Bunbe a. a. D. 9. 160. 
Weiske, Lanbwirthfchafter. $. 20. ©. ad v. Berg, jurift. Brobach⸗ 
tungen und Rechtefälle u. f. w. I. S. 289. Für bie Bergünfligung, das Wild 
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‚ minbere Recht am ber Sache ift, fo folgt, daß bei allen Sollifionen m 
ſchen Eigenthuͤmer und Jagdberechtigtem Isgterer bem exfleren weich 
müffe*?). Dagegen ift die vielfach verfochtene Behauptung, daB ber 
nige, welchem die Sagbgerechtigkeit in einer Gegend ausfchließlich zuftce, 
wegen bes davon habenden Nutzens aud ben buch bas Wild an ba 
Feldfruͤchten, Wieſen und Gärten verurfachten Schaden zu erſtatten fde 
dig fei*°), gemeinrechtlich nicht begründet. 

Wie allenthalben der Idee bed Rechtes eine Verbindlichkeit cotreſpe⸗ 
dirt, fo muß auch bei dem Jagdrechte eine folche vorhanden fein, m 
fie befteht hier unter anderen darin, bag der Privateigenthünzer gegen da 
in feinem Eigenthume-anzutreffende Wild etwas nicht unternehmen dad 
vielmehr ſolches zu dulden verpflichtet ift, mithin auch am und fuͤr ſih 
betrachtet Fein Kiagerecht wegen ber aus biefer Dulbung nothwendig mb 
ſtehenden Zolgen bat. In diefem Sinne ſteht die Jagdg erechtigket auf 
sarız gleicher Linie mit jeder anderen Dienſtbarkeit, und fo weis ber 
‚ serviens in anderen Fällen bie Nachtheile in Anſchlag bringen baf, die 
eine Ausübung ber Servitut regelmäßig und nothwendig veranlaft, ben | 
fo wenig würde nach allgemeinen Rechtsgrunbfägen bier eine Auenchu 
von ber fonfligen Megel eintreten*‘). Zu verlangen, daß der Berechtigte 
alles Wild niederfchieße, ober daß er es auf feinem Grund und Boden 
einhege, oder daß er irgend eine andere Vorrichtung treffe, ducch die alt 
und jede Beſchaͤdigung unmöglich gemacht werde, twürbe mit bem Dr 
fugniffe und der entfprechenden Verbindlichkeit unvereinbar fein und dad 
Befugniß felbft in eine harte Befchwerde verwandeln. Sonach bleibt, wie 
in allen ähnlichen Fällen, ein Schädenanfpruch nur inſofern deufber, 
als er durch einen Mißbrauch des Rechtes *7), hier alfo durch üͤbermoaͤ⸗ 
ßiges Hegen bes Wildes und ein dadurch veranlaftes Uebermaß 
des MWitdftandes begründet wird, ein Vechiltniß, welches fih nad der 
Natur der Sache und bei der Unmöglichkeit, ders Wie in \ünem me 
türlihen Zuſtande einen beflimmten Aufenthaltsort anzumeifen, nur In 
Berüdfihtigung des Territoriums, auf welchem dem WBerehtigten die 
Jagd zufteht, und des Wildes, was als eigentliches Standwild 


- 


duch Anlegung von Heden ober Zaͤunen von ben beftellten Feldern abzuhallr, 
mußte eine beftimmte Quantität außerhalb der Vermachung für das Vild m 
gefüet ober alljährlich eingeliefert werben und barin befand bie unter dem R 
men bed Wild: und Hedenhafers vorlommende Abgabe. 
44) Maurenbreder a. a. D. $. 226. i 
45) Honr. Hildebrand, diss. de conservatione ferarum nerid. 
(Altorf. 1709.) $. 10. 11 u. 16. Job. Mich. Seufert, diss. de damm 
per ferarım incussus in agris dato. Wirceb. 1788. 8. Pi etſch a. 2. 9. 
318 106. gäunde a. a. D. 5,160, Pfeiffer, pract. Ausführ. BI 
® ’ ® ® D 
.46) Die Anwendung der Vorfchriften bes roͤm. Rechtes über die Gerrit 
ten auf teutfche ähnliche Snflitute, namentlich auf das Jagdrecht, unterlit 
feinem Zweifel. Eichhorn, das Private. 5.176. A. M. Curtius, Han. 
— im Könfgr. Sachfen geltenden Civil. Th. 2, Abth. 3, $. 1006, Rot % 


0. 
47) L. 9. D. de servit. (18. 1.) 


ur; 
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nzuſehen, ausgemittelt werben kann“e); denn ben durch Wecfelwitd - 
erbeigeführten Schaben iſt der Jagdberechtigte Überhaupt nur infofern zu 
erghten verbunden, als nachgewieſen werben kann, daß er das Wechfels 
std durch Fütterungen, Anlagen von Salzlecken und andere dergleichen 
Forrichtungen auf fein Revier gelockt hat“?). 

Menn ein Jagdberechtigter dem in feinem Reviere verwundeten 
Bilde in einen fremden Jagdbezirk nachrilt und fich deffelben darin bes 
näcdhtigt, fo nennt man bas Recht, vermöge deſſen diefe Verfolgung des 
Wildes gefchieht, bie Jagdfolge, Wildfolge, Nachfolge oder 
NRucheile (sequela venatoria)59), Diefe Befugniß iſt, da fie auf einem 
walten Dertommen beruht!) weldyes durch kein neues gemeines teut⸗ 
ches Geſetz aufgehoben iſt, noch heutiges Tages allenthalben als giftige 
Regel anzufehen, wo die Sagdfolge nicht durch beſondere Fagborbnungen, 
Jagdreceſſe, Privileglen oder auf andere Weile eingefchräntt it). De 


48) Struben, rechtl. Bed. Th. 2, Cap. 51, &. 2il. Bülow und 
Hagemann, pract. Grörterungen Th. 6, Grört. 6, J. 6 Eichhorn, das 
Privater. $. 288. ‚Mittermater d. R. & 276, nn 

49) Bülow u. Hagemann a. a. D. 5. 8. Mittermaiera a. O. 
$. 277. Bon biefen Grunbfägen bed gem. R. weicht bie ſaͤchſ. Gefeßgebung in» 
fofern ab, als durch das Gen.sGouvernem.:Patent dv. 1. April 1814 $. 7 vers 
orbnet iſt, daß der Grumbflüdöbefiger, welchem durch das Wild Schaden zuges 
fügt worden, vom Jagbberedhtigten ben vollen Erfah bed Schabens zu forbern 
berechtigt fein fol. Allein dieſes, durch das Gen. v. 16. Dee. 1817 beftätigte 
Gefeh bezieht fi nur auf den Schaden, welcher an den Felbfrüchten veriftfacht 
worden ift, auf den durch Wild am Holzwuchſe verurfachten Schaden leidet es 
keine Anwendung. S. Zeitſchrift für Rechtspflege und Verwaltung für bas ' 
it Sachſen, neue Kolge, Bd. 3, 9. 2, Abt. VI, &. 95 fig. i 

) Jo, Andr. Nieper, diss. de sequela venatoria, vulge Sagbr 
folge. Gotting. 1789. Bülow und Hagemann, GErörter. I. Nr. 4. 
Pufendorf, obs. Ill. nr. 192. Struben, rechtl. Bedenken II. Nr. 140. 
Schilling a. a. D. 5. 205—208, Elvers, Themis I. 9. S. 354... Iu 
Sachſen wird die Jagdfolge von dem Lanbesheren in allen Revieren der Vafallen 
audgehbt, nicht abes umgelehrt. Unter Privaten wird felbige, wenn nicht aus⸗ 
druͤckliche Werträge entgegenftehen, ftetd wechfslfeitig ausgeübt. S. Schil⸗ 
ML By. des in Sachſen giltigen Zagdrehtes (Leipzig 1827, 8.), $. 220, 

⸗ . ® 

51) Lex Salica Tit. 36. $. 5.6. Baluvar. 21. 6.1. Longobard. J. 
22. 9. 6, SoSien: 38. 11. A. 61. Schwabenſp. Gap. 356. Annal. Pa- 

derborn. p. 344, alke, tradit. Corb. p. 431. = 

52) Berger, oec. iur. lib. II. tit. 2. th. 8., bat zwar mit Bezug auf 

die Landesorbnung v. J. 1555, Tit. daß Keiner auf des Anbern Grund und 
Boden jage u. f. w. (C. A. I. 60 sq.), bie Behauptung aufgeftellt, daß die 
Jagdfolge in Sachſen abgeſchaft ſei, allein das Unrichtige dieſer Meinung ft 
von Wernher P. VII. obs. 67., Hommel, Rhaps. obs. 68. und 
Fr. Henr. Mylius, Pr. an in Sax. Elect. venandi iure gaudenti ius 
feram in proprio fundo ab eo vulneratam vel canibus agitatam in alienum 
persequendi ibique capiendi, et quidam inter privatos, competat? Lips. 
1776. 4, zur Genüge bargethan worben. — Die auf particularen Vorfchriften 
oder befonderen Dbfervanzen beruhenden Ginfchräntungen der Zagbfolge find 
übrigens ſehr verfchieben.. An einigen Orten ift es gewöhnlich, daß auf dem 
Flecke, wo die Berwundung gefchehen, ein Beichen gelegt werde, ein Zweig ober 
Reis (das fogenannte Verbrechen des Wildes). An anteren Orten darf 
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vrderuliche Zeit dloſer Folge beuert in bev Segel 24 Stuben. Eu 
aber nur zuläffig, wenn das Wild dergeſtalt verwundet iſt, daf 
ſchweißet. Uebrigens gibt bie Jagdfolge dem Racheilendemn Zein Be 
den Jagdherrn von dem bereits verwundeten Wilde abzuhalten, fonk 
es kann diefer dergleichen auf feim Revier Abergetretenes Wäld fo gut; 
der Machellende vollends erlegem usb fich zueigen. 

‚ Wenn mehreren Perfonen zugleich m einem Reviere das Tui 
recht aufteht, fo nennt man ſolches die Koppel» cher Sam mtjagb") 
Sie beruht auf Verträgen ober Herkommen und findet vorzuͤglich bau 
ftatt, wenn bie Guͤter fo durchernander Liegen, daß bie Jagd nmicht wei 
auf einem jeden beſonders getrieben werben kann. 

Von der eigentlichen Jagd tft der Wildbann (bannum ferimm 
speciale) unterſchieden. Die Jagd befteht in dem bloßenn NRecht Ar 
totiden Thiere zu fangen und zu tödten, ber Wildbann hingegen beyriſt 
zugleich das Recht in fi, den Wald durch abgefchnittenes Kal; bei 
Wildes wegen zu umfchließen. Demijenigen, bem das Jagdrecht im dgenm 
Malde zuſteht, ſteht auch der. Wildbann zu, derjenige aber, ber in fm 
ben Waldungen bios. mis der Jagd belehnt iſt, iſt noch nicht mit ben 
Wildbanne — Die Paroͤmie: wer darf jagen, darfand 
bagen, iſt alfo in’ der Allgemeinheit nicht richtig, fondern paßt Glos be 
bem Landesherrn ꝰ). 
Unter die Verbindlichkeiten, welche einigen in Anſehung ber Jayb 
berechtigten obllegen, gehören Hauptfächlich bie Jagofrohnen. Bes 
möge diefee find die Unterthanen bes Jagdherrn allerlel Jagdbienſte zu 
verrichten fehuldig. Sie müflen das Wild treiben, Mege ſtelen, bie 
Jagdhunde führen, den Jaͤgern die Geraͤthſchaften narhtragen, Biden 
fuhren leiften und das erlegte Wild nach Haufe ſchaffen. Hiecher abe 
ten auch die Verbindlichkeiten, daß dem Jagbheren bie Jaadhunde gefüt- 





der Nacheilende nicht bläfen, auch nicht die Hunde anhetzen. Richt felten meh 
auh der Jagdherr von der Nachfolge in fein Mevier benachrichtigt werben 
Yebrigens pflegt die Jagdfolge hauptfächli nur bei grobe Wildpret vo 
a &. Riccius a. aD. Gap. 8, 8.2, 3. Pietſch a- a 
» 658) And. Hamborg, de jure convenandi, germ. Koppeljagben. Het. 
1710. v. Robr.a. a. Dit. VIE, Gap. 4, &. 1017 fig Känd, quest 
I. 50. Bülow und Hagemann a. 0. D. I. 10, Schilling u 
5. 199-202. — Wenn jebem von einer oder mehreren Gemeluben bad 
zecht auf einem gewiſſen Diftricte erlaubt ifl, fo nennt man bieß freie Puͤrſt 
S. J. Ot to, freye Pürfch Befchreibung. Um 1725. Goth, Dan. Hofi- 
“mann, diss, de libera venatione, praesertim Syevo-Memmingensi. 
1753. v. Rohr a. a. D, Gap. 8, ©. 1060 fig. Aus Hüdfichten für de 
meine Wohl hat man derfelben Schranken gefeßt, und entweder durch 
Dütfäsrbnungen, oder dadurch, daß man die Gommunen genoͤthigt bh | 
ie Jagd zu verpadhten, bie Gefahren, bie burch eine freie Kusübung bed | 
in der Nähe der Städte entitehen können, befeitigt. CH C. V. de Cramer, 
de iure domini territorialis promiscnam subditor. venandi libertatgm pt 
locationem venationum inhibendi, in eisd. Obs. iur. univ. P. I. ar. 25. 
54) Weber, Lihenr. Bd. 2, ©. 297, 
55) Hertius, ar0oM« Lib. I. P. 17. 5. 1. 
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xt (Bundshafer) und daß die Jäger, wenn flo ſich auf der “Sand 
efinden, mit Eſſen und Trinken (Jaͤgerbro d verſorgt werben m Affen. 
itein alte dieſe Verbinblichkeiten find nicht zu vermuthen, ſondern n süffen 
atweder in den Geſchen ober in ber Gewehnheit gegründet feind6). Sie 
'ammen auch niemals von bem Jagdrechte ſelbſt ab, ſondern habere mit 
en übrigen Frohndienſten ber Bauern ein unb eben denſelben Grund, und 
abfjen nach diefen beurtheilt werben 9°). 

Zur Berhuͤtung bes Wilddiebſtahles ift verboten, in einem fr weben 
dagdreviere Schießgewehre, Hunde und allen mit ſich zu führen®®), 
Mor ‚bergiekhen fih zu Schulden kommen laͤßt, begeht einen Jargd⸗ 
vengl. mb: fündigt wolder die Jagbpolizeigefege Der Wiid⸗ 
ieb ſtahl aber fällt dem Griminnivechte anheitn. Die Strafe des TBilh- 
iebſtahles beſtand in diteren Beiten nur im einer geringen. Geluhuge 99). 
Haͤrter wurde das Verbrechen im Mittelalter geahndet ). Doch find biefe 
rauſamen Strafen laͤngſt außer Gebrauch gekommen. In Ermangelung 
eſonderer Landetheſetze iſt Heutzutage ber Wilddiebſtahl nach den gemei⸗ 
na die von ben Diebſtaͤhlen Überhaupt gelten, zu be fine 
mr). —— — 
In der Jagdgerechtigkent iſt zwar allezeit der MWogelfang“®) ent⸗ 
zalten, keineswegs aber das echt des Fiſchfauges. Der Flichfang 
ſteht dem Gigenthämer des Fluſſes ober Baches und nachdem dieſer Pri⸗ 
at gbor Staatseigenthum iſt, dem Privatbefitzer ober Landeherru zu. 
Die Fiſcherei ſteht daher bei Waldbaͤchen dem Eigenthuͤmer des Waldes 
und nicht dem Sagbberechtigten zu ‘2), Dieſem gebührt mur bie Waſ⸗ 
ferjagd, welche nicht im Fiſchrechte begriffen iſt, weil die Wiſdbahr 
auch die Gewaͤſſer mit umfaßt‘). | v. Salza. .; 


Aniarie ſ. am Ende des Buchſtaben J. 


Junung bebeutet Im jueiflifchen Sinne die unter Vorbewußt und 
Benehmigung der Staatsregierung erfolgte amd beſtehende Vereinigung 
— Perſonen zur Betreibumg irgend einer Profeſſion nach beſtimm⸗ 
tes, Rogeln. 


— — 


66) Maier, da iur. venand. cap. 13. th. 19. p. 309. Beinhard 
l. c. Sect. 2. 6.7. p. 483g. Bülow und Hagemann a. a. O. V. S. 186. 
Kindl.o. I. 9. . 
en Yietfh a. a. D. $. 116. 
58) 0. Berg, Polizeir. a. a. D. &, 30, G. F. Selig, über Forſt⸗ 
und Jagdfrevel u. f. w. Fürth 1817. 8. 
59) Lex Ripuar, Tit. 42, Jex Salica Tit. 86. $. 1. Niſſer a. . 
D. Gap. 10, $. 10 fi. ©. X. Kleinſchrod, Abb. von dem Wilddiebſtahle, 
deffen Geſchichte, Strafe und Gerichtöftande. Grlangen 1790. 
Rn er Beidenstioker, de furibus ferarum. Heimat. 1675. 1677, 
N. 1 —1 . " \ 
5) J. Chr. Quiſtorp, Grunbf, bed teutich. peinl. R. Bd. 2, $. 867. 
62) Jac, Eichel, de aucupio eiusque lure. Helmst. 1672. 
: 6) Leyser, speo. 503. med. II. p. 671. Beber a. a. O. ©. 289. 
64) Meiste, Landwirthſchaftor. $. 107, ©. 108. 
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Ehe role aber weiter auf das Weſen und bie Kolgen bee Inmm 
eingehen koͤnnen, iſt es erforderlich, Folgendes vorauszuſchicken. 

Jeder Menſch iſt von Natur zur Thaͤtigkeit berufen, jeder Stas 
ange hoͤrige aber dazu verpflichtet. So lange daher Letzterer dem oͤffn 
Ihe Weſen durch feine eigene Thaͤtigkeit nicht ſchaͤdlich wird, er wi 
mehr durch diefelbe fich und die Seinen zu erhalten frebt, fo Lange Is 
Leine Beſchraͤnkung bderfelben a priori für flatthaft erklärt, vielnsche m 

dieſe Erwerbsfreiheit nach natürlichem und pofitivem Rechte uneingefchri 
erhalten und jedes Verbietungsrecht bagegen unterbrüdt unb zurädgee 
fen werden. Anber aber wird es ſich verhalten, wenn aus bemı Erwerke 
ein Gewerbe werben fol, wenn die eigene Daͤtigkeit Durch Zum 
frernder Kräfte, durch. Verwendung von Ermerbögehilfen vermeixt zn 
gefteigert werben fol. Dann hört die natürliche Ecwerbefreiheit anf zu 
Sofort taucht die Stage auf, in wie weit und unter weichen Bedingegen 
es dem Staatsweſen und dem Staatsleben zuläffig und fFörberih fd, 
eine: folche gemerbsmäßige Thätigkeit dem Einzelnen zu geftatten. Usb 
jede Staatsordnung hat ſich ber Beantwortung biefer Trage, ſobab ſch 
nur in feinem Gebiete Gewerbe zu bilden ‚begannen und zw jeder dat 
dingegeben. Aber fo verfchieden die Raturen der einzelnen Staaten md 

ihrer Bewohner find, ebenfo verfchieben find bie Antworten und bie bu 
abgeleiteten gefeglichen Normen ausgefallen. Während die Einen mit bem 
aligemeinften Obernuffichtsrechte über die Gewerbe fich zuftieden geſtell 
und im übrigen diefen vollftändige Freiheit in ihrer Bewegung ımd Aut 
übımg gelafien haben, haben Andere für zweckdienlicher gehalten, nähe 
darauf einwirken und befchräntenbere Normen wegen bes Gewerbebetriebes 

- aufftellen zu müffen. 

Altes Gewerbe theilt ſich aber nach allgemelnem teutſchen Sprach⸗ 
gebrauche in Handel und Gewerbe in specie, unter reden Iekteren Un 
fodann bie producirenden Handwerke und Profeffionen im Graenfate des 
Erwerbes durch die liberalen Kuͤnſte und: Wiflenfchaften verfieht, und 
meiche man wohl auch noch mehr bezeichnend Gewerke nennt. Wir 
uns nunmehr lediglich oder doch hauptſaͤchlich mit biefen zu befhäftisn- 

Als in Teutſchland die Cultur zw fleigen begann, vorzuͤguch jet 
ber Zeit der Städteerbauung, da war es natuͤrlich, daß die bie Verf 
niſſe eines cultivirten, hauptſaͤchlich auf einen gemächlichen Haus 
bafieten Lebens darbletenden Gewerke ſich Immer mehr ausbilden mupin, 
und daß aus ben gemeinen Handwerken, die für die vorhergegangm 

„ oberen Buftände des Volkes ausgereicht hatten, -ausgedachtere, ja Fink 
leriſchere hervorgehen mußten. Namentlich war dies In den ſchnell anf 
blühenden und mit ber feineren Sitte ben Luxus aufs und am 
Städten der Fall, welche, wenigſtens für Teutſchland, als die Mutte 
des jegigen Gewerke- und Handwerkszuſtandes angefehen werben muͤſſe 
Wie dieß aber rhdfichtlich des letzteren im allgemeinen ber Fall if, N 
ift er es aud im befonderen In Beziehung auf bie Corporationse, SB 
nungs= und Zunftverfaffung der Handwerke. Denn ber Corporation 
welcher durch Begründung der Städte und ihrer Bürgerfchaften in Teutſch 
land erweckt worden und -hauptfächlich eine Folge des unferen Vorfahun 
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nnewehnenden autononuſchen Weſens war, trug ſich ſoſort auf alle Zus 
kaͤnde über, welche zu einer Verkoͤrperung geeignet erſchienen. Daß die 
Bedingungen zu ſolcher aber allen Handwerkern, bie eine natürliche Ges 
ammtheit von Meiftern, Gefellen und Lehrlingen bilden, Inne wohnt, 
vermag Niemand in Abrede zu ſtellen. Die Art der Entſtehung bes 
Handwerkövereinigungen hat aber auf ihre nachherige Sort» und Ause 
bildung ben entfchiedenften Einfluß gehabt. Denn ba fie nach dem Ges 
fagten urfprünglich ganz freie Verbindungen waren, die fich felbit Gefege 
gaben und ſelbſt richteten, wie die Gefchichte Teutſchlands und feiner Ins 
nungen untiderlegbar darthut, fo hat die ihnen in fpäterer Zeit aufge 
drungene obrigfeitliche Aufficht und die erft in dem zunächft verfloffenen Jahr⸗ 
hunderte zur Anwendung gebrachte landesherrliche aber Staats uͤberwachung 
Ihrer Verhältniffe felten zu etwas Anderem, als zum Widerflande gegen 
diefe Bevormundungen und zum eiftigften Anhängen an ihre uefprünge 
liche Freiheit — an ihren Handwerksgebrauch — geführt, zumal, wie 
Eledermann weiß, mit den Handwerkszuͤnften fchon in frühefter Zeit polis 
tifhe Rechte, vorzüglich in Beziehung auf die Verwaltung der einzelnen 
Stabteommunen, in denen bie Handwerksinnungen ſich befanden, verbuns 
den waren. Was aber für die einzelnen Städte die Innungen waren, 
das bildeten für das ganze Land, für das ganze Teutſchland, die Zünfte, 
d. h. die Generalvereinigungen ber Innungen eines und deſſelben Hands 
werks im ganzen teutfchen Lande, ja fogar über deſſen Grenzen hinaus, 
nad) einerlei Art des Verfahrens und bes Regimentes ihres Weſens. In 
neuefter Zeit wird aber das Wort Zunft ‚gewöhnlich gleichbedeutend mit 
Innung gmommen und gebraucht, infonberheit aber dann, wenn von 
‚ Handwerksiimungen, im Gegenfage von anderen ihnen nachgebilbeten 
BDereinigungen (3. B. Handels⸗ und Kramerinnungen), die Rede ift. 


Eine Handwerksinnung (auch Amt, Gaffel, Gewerk, Gilde, 
Zeche und Zunft benannt) iſt aber nach heutigem Rechte eine unter er⸗ 
folgter Genehmigung und Beſtaͤtigung der betreffenden Staatsregierung 
geſchehene Vereimgung ‚mehrerer Perſonen zur ausſchließenden Betreibung 
eines beſtimmten Gewetbes nach beſtimmten Regeln. 

Das charakteriſtiſche Merkmal dee Innungsmaͤßigkeit (Zuͤnftigkeit) 
eines Handwerks oder Gewerbes uͤberhaupt iſt demnach die excluſive Be⸗ 
—— deſſelben, wonach neben dleſer die Gewerbefreiheit nicht beſtehen 

kann. 

Die ſeit langen Jahren in und fuͤr Teutſchland ventilirte Frage, ob 
Freiheit oder Zuͤnftigkeit der Gewerbe rationeller und zugleich dem Staate 
und feinen Inſaſſen nutzenbringender ſei, iſt wenigſtens durch die Praris 
bis jetzt nicht zu Gunſten der erſteren ausgefallen. Wir glauben aber 
auch, daß weder eine unbeſchraͤnkte Frelheit, noch eine unbegrenzte Zuͤnf⸗ 
tigkeit dem Staatszwecke entſprechen koͤnne, halten vielmehr dafuͤr, daß 
beide in gewiſſe Grenzen gewieſen und organiſch mit einander verbunden 
demſelben am naͤchſten kommen duͤrften. Dadurch würde von der einen 
Seite die Ueberſetzung einzelner Gewerbe und deren daraus entſtehender 
Untergang, die Verſchlechterung der Gewerkserzeugniſſe und die Verringe-⸗ 
rung tuͤchtiger Arbeiter gehindert, während auf der anderen Seite frühere 

V. 28 
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Hanmmife zu Anelgnung einer Profeffion meggeräumt, nd neben ıı 
Freiheit zum Berufe und deſſen Ausübung auch tuͤchtige Lehrmeaii 
und Arbeiter, folglich Immer fleigende Ausbildung eines Gewerkd 
zuglelch aber eine zweckgemaͤße Einwirkung der oͤffentlichen Gewalt ai 
das Gewerbeweſen im allgemeinen und auf die Handwerker im befenban 
ermöglicht und befördert würden. Man hat in neuerer Seit in eins 
Staaten Teutfchlande, 3. B. in Bayern, verfucht, die obſchtwebende Fıx 
durch ein Auskunftsmittel und baburd zu loͤſen, daß man bie Befähigex 
zur Ausuͤbung eines Gewerbes von einer Conceffion der Regierungsbehec 
abhängig gemacht hat. Allein diefes Conceffioniren hat daſelbſt eben ſ 
wenig ben erwünfchten Erfolg gehabt, als bie in anderen teutſchen Opa: | 
ten zugelafjene volle Gewerbsfreiheit, vielmehr erſchallen fchon feit une 
zer Zeit und Immer dringender von dort und ba bie fauten Wünfdr # 
Herſtellung einer zweckentſprechenden Innungsverfaſſung. Diefe Er 
Schaft würde aber legtere nach unferer Meinung dann haben, wen } 
unter BBefeltigung der allenthalden bekannten und gerügtn 3 
Bräuche, darauf befchränft würde, bie en Selen; sum 
weichen ein Gewerbe erlernt, gelehrt und ausgeuͤbt werben koͤnne, wol 
die Srundfäge zu normiren, nach welchen die Verhaͤltniſſe der felbfiflie 
digen ©ewerbtreibenden zu eimander ſowohl, wie zu ihren Gehilfen, glad 
wie biefer unter einander zu beurtheilen wären. Unbeftritten koͤnnen hier 
für jeden teutfchen Staat die fogen. ſaͤchſiſchen Generalinnungsarift 
wie fie in bem Mandate vom 8. Januar 1780 enthalten find, zum 
Vorbitde dienen. Würde in jedem teutſchen Staate aber vieleicht für 
den ganzen teutfchen Staatenbunb eine allgemeine Bewerbrorbnung ers 
laſſen, dabei das allzugroße Zerftädeln ber Innungen vermieen und bie 
Specialartikel oder Statuten der einzelnen Gewerböcorperationen nr zu 
Vorſchriften für deren innere Verhaͤltniſſe und nicht zu Mpaahmen 
Außen benugt, fo wuͤrde ſich, unſerer Üeberzeugung nad, bald vie we⸗ 
theilhafte Wirkung eines fo geftalteten Gewerbefoftems ebenfe fhr die Peo⸗ 
bucenten, tie für die Gonfumenten, und uicht weniger fuͤr bie einzeine 
Sinungen, als für ganze Communen und den ganzen Gtaatäwerband 
ſelbſt herausftellen. Die hiermit in naͤchſter Berührung ftehende Frage, 
in wie weit Handwerker und deren Innungen auf die Stäbte zu be 
ſchraͤnken oder auch auf dem platten Lande zuzulaſſen waͤren, muß «lt 
dings nad) der befonderen Geftaltung der einzelnen Staaten entſchieden 
babei aber gewiß ſowohl der hiftorifchen Baſis, als ſtaatswirthſchaftüichen 
Grundſaͤtzen nach das ſtaͤdtiſche Vechaͤltniß vorzugsweiſe im Auge behalte 
werben, welches unbeſtritten die Mutter ber Handwerke — wie ſich 19% 
aus ber uralten Rechtsparoͤmie: Handwerk gehört vor den Rath (uM 
nad) alter teutfcher Verfaſſung hatten nur feddtifche Corporationen ein 
Rath an ihrer Spige) ergibt — zugleich aber auch, da ihm im Zwefu | 
die Agricultur fremd tft, auf felbige zw feinem Beſtehen angewieſen If 
Bet vechtlicher Beurtheilung einer teutfchen Handwerksinnung find | 
bie Grundfäge des gemeinen Rechtes über Kötperfchaften im Stk 
(collegia, universitates) alfenthatben anwendbar, da in diefer Hinfich | 
die Porticulargefeggebimgen nur wenig von einamber abweichen. Dehe 
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gtrc bei Errlchtung einer Innung des Rechtsſatz: tres faciunt collegie, 
und rüdfichtlih ihres Beſtehens der: universitas reservater in ullo, 
Damit fie aber als Körperfchaften im Btaate rechtlich angeſehen 
werden koͤnnen, dazu iſt nach heutigem Staatsrechte ihre Beſtaͤtigung 
durch die Staatsregierung eben ſo erforderlich, wie zu der excluſiven Be⸗ 
treibung ihrer Profeſſionen, wozu fruͤherhin, und zwar zu beiden Zwecken, 
ſchon bie Confirmation durch die Stabtobtigkeiten hinreichend wat. Ja 
in ben aͤlteſten Zeiten fand ſogar dieſe nicht ſtatt, ſondern ed war freie 
Gorporätion mit Autonomie zulaͤfſig. Allem dieſe letztere hat unbeſtritten 
die größten Handwerksmißbraͤuche zur Folge gehabt, melde zum Theil 
noch jegt nicht gänzlich und allerwaͤrts haben ausgetottet werben koͤnnen. 
&o find die fo oft und mit Recht unterdrücken, aber Immer mieber zum 
Vorſchein gefonmtenen Gefellenvereine nur die Frucht der faft allen 
Handwerkern innewohnmden Gefinnung, SHanbiwerkeftreitigkeiten durch 
das Handwerk oder handwerksmaͤßlg, nach Handwerksgebrauch zu ſchlich⸗ 
ten oder zu buͤßen, eine Sucht, deren Beſtand ſchon durch die Paroͤmle 
des teutſchen Rechtes: So weit Handwerksgewohnheit geht, ſo weit koͤn⸗ 
nen ſich auch die Handwerker helfen, aucreichend dargethan wird. 
Mas nun die Gerechtſame ber Innungen betrifft, fo beſtehen dieſe 
isn Teutſchland, fo welt im deſſen einzelnen Theilen die Innungen ſelbſt 
noch vorkommen, hauptſaͤchlich: 
1) in dem Rechte, Statuten zu errichten und abzuaͤndern, 
2) in bem Rechte, Bufammenkünfte und Berfammlungen zu halten, 
3) in den Rechte, Handwerksbeamte zu wählen, i 
4) in * Rechte, eine Babe und ein Innungsſliegel gu haben und 
zu en, ' er 
9) in dem Rechte, Speclalſyndick zu ihren Nechtsangelegenheiten 
i e — und die Koſten fuͤt letztere aus der Lade zu be⸗ 
reiten, 
6) in dem Handwerkskrame, und 
7) im Bannrechte. 
Was den Inhalt der Innungsſtatuten (gemöhnlicher Special⸗ 
artikel genannt) betrifft, fo hat man, unb wohl mit Recht, neuerdings 
diefelben auf die Gegenſtaͤnde befchräntt, weiche auf die innere Einrich⸗ 
sung und Verwaltung ber Innungen Bezug nehmen und dagegen Alles 
davon he was ſich auf die Stellung und das Verhaͤltniß der 
Innungen nad) Außen bezieht. Inſonberheit laͤßt man daher heutzutage 
nicht mehr zu, daß die Grenzen bes Arbeitsgebietes einer Gilde und ihr 
Werbietungsrecht gegen Dritte in ihre Statuten aufgmommen werben. 
Beides erfcheint um fo begründeter, als die Opeclalitäten über ben Um⸗ 
fang des eriteren die hauptfächlichfte Quelle der fo häufigen Streitigkeiten 
und Prozefſe zwifchen verwandten Handwerken gemwefen find, bie Beſtim⸗ 
mungen über das legtere aber offenbar allgemeiner Landesgeſetzgebung 
überlaffen bleiben muͤſſen. Unbeftritten jeboch würden diefe neueren Grunde 
fäge über den Inhalt der Specialartikel von noch größerem Nuten für 
den geſammten Gewerbeſtand und das größere Publicum fein, wenn ohne 
Weiteres nach denfelben noch diejenigen Specialartikel, — noch nach 
8* 
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Augen Maßnahmen enthalten, umgearbeitet würden, ba außerbem I 
Innungen eines Landes nicht voͤlllg in gleicher Rechtslage ſich befinde 
Dee Hauptinhalt der Handwerkoſtatuten beſchraͤnkt fi demnach auf b 
Beftimmungen über die Lehre, das Aufdingen und Losſprechen, die ja 
tigung ber Meiſterſtuͤcke, die zw erlegenden Gebühren, bie Anzahl m 
Mahl der Handwerksbeamten und Aelteſten, bie Zahl und bie Zeit ie 
Handwerksverſammlungen, die Ablegung der Handwerksrechnungen w. [.n, 
wobei man, hauptfächlid auch noch zu überwachen pflegt, daß Vorjſce⸗ 
ten, welche bereits in allgemeinen Landesgeſetzen enthalten find, nidt & 
Befonderes in den Specialartikeln aufgeführt amb in felbigen für die de 
teeffende Innung, fo zu fagen, erſt ausdruͤcklich beflätigt werden. 

Die Zufammenkünfte und Verfammlungen ber Jummya 
(elbſt Innungen, Handwerke, auch Quartale unb Morgenfprader 9 
nannt) theilen ſich in ordemtlihe und äuferorbentliche, je nachdem fe an 
. den im Woruns beſtimmten Zeiten und Orten, ober aus beſondern Br 
anlaffung abgehalten werden. Faſt überall in Teutſchland iſt dabei nf 
lich feftgeftellt, daß diefelben nur mit Vorwiſſen der Ortsobrigkeit w 
im Beifein eines Deputicten degjelben abgehalten, Ueberſchreitungen die 
Anordnungen aber hart geahndet werben follen. In ben ordentliche 
Duartalen werben gewöhnlich die Aufdingung und Losſprechung ber Leer \ 
linge, die Zulaffung zum Meiſterrechte und die Prüfung der Meiferitüdt, 
der. Innungsrechnungen und andere allgemeine Handwerksangelegenheiten 
vorgenommen, wogegen die außerorbentlichen befondere Beranlafjungen Fr 
Urfache haben und gewöhnlich im Intereſſe einzelner Perfonen afoigan. 

Die Handwerksbeamten find bei teutfchen Innungen gewoͤtnlich 
Obermeiſter (Amtsvorſteher, Aelterleute), Beiſitzer, Jungmeiſter, Hand 
werksſchreiber, Handwerksbote, über deren Geſchaͤftakteis und Vahl die 
Beſtimmungen entweder ſchon in allgemeinen Landesgeſehea gegeben ober 
in den Specialartikeln enthalten ſind. Von jeher erfolgte übrigens bit 
Wahl diefer Beamten im Zweifel auf Lebenszeit, aber in neuerer 
die Imungen öfters den Wunfch, das bei anderen öffentlichen Chrenämtern 
beliebte Rotationsprincip auf ihre Beamten angewendet zu wiffen, an den 4 
gelegt. Wir halten dafür, daß bei wenig zahlreichen oder ihrem Bla 
nach unbedeutenden Innungen es gleichgiltig fein Eönne, ob beren Kram 
auf Zeit oder auf Lebenszeit gewählt werden. Allen bei Handweckm, 
“ die der Zahl ebenfo, als ihrem übrigen Weſen nach von nicht gering 
Einfluffe auf ein communelles Ganze find, halten wir das Rotationspurch 
namentlid, in Beziehung auf die den Handwerken vorſtehenden und 1 
felben leitenden Obermeifler nicht für zweckentſprechend. Bei beragl 
Annungen fcheint es vielmehr nüäglicher zu fein, das flabile Prindp M 
bem ber Bewegung in eine zweckdienliche Verbindung und zwar ſo # 
bringen, daß die Obermeifter für Lebenszeit, dagegen deren Beiſihet u 
für einen gewiſſen Zeitabfchnitt gewählt würden. Dann wuͤrde AB 
nugenbringende dauernde Verwaltung mit der jeber Geſellſchaft, all 
auch den Innungen, höchft wuͤnſchenswerthen immer erneuerten Eontn! 
ſich herſtellen laſſen. 

Die Handwerkslade iſt beſtimmt zur Aufbewahrung der ADf 
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mung zugehörigen Schriften und bes ihr zuſtaͤndigen Vermögens an 
arem Gelde und Dorumenten. Sie iſt demnach ber Wereinigungs⸗ 
net des Materiellen bee Innung ale folder, und die letztere kann fidy 
bft ohne eine Lade gar nicht für eine Innung halfen, fo wenig wie 
sen Mitglieder eine Handwerksverſammlung für giltig und die darin. 
faßten Beſchluͤſſe für bindend erachten dürften, wenn babei die Lade 


fehlt hätte oder nur nicht geöffnet gemwefen wäre. Denn Handwerks⸗ 


rſammlung und Handwerksbeſchluß kann nur bei offener Lade erfolgen. 
iefer bei allen teutſchen Imungen urkundlich feit den aͤlteſten Zeiten 
res Beſtehens eingeführte Gebrauch foll wahrfcheintich den. Ansheil jedes 
nnungsmitglieves an dem Geſammtweſen und an dem Geſammtver⸗ 
ögen ſymboliſiren und iſt fo unfchuislger Art, dag bis jegt noch Feine 
ıt{che ——— oder Geſetzgebung ſich veraulaßt gefunden bat, ihn zu 
iterdruͤcknnn. — 


zhnlich in den 
hrlinge, in den für die Erlangung bed Meifterrechtes zu bezahlenden 
Jeldern, in den der Innung zukommenden Steafgeldeen und in ben 
ntraden aus deren fonftigem Vermögen beftehen. Aus ihr follen auch nur 


e für die und wegen ber ganzen Innung nothwendigen Ausgaben, . 


B. die Befolbungen der Beamten, ProgBkoflen, Spenden, Innungs⸗ 
gaben u. f. w., beftchtten, und bagegen alfe vein perfönliche oder zu 
zenuͤſſen beftimmte vermieden werden. Fruͤherhin und auch jegt noch 
ı manchen teutfchen Ländern flofien auch, in die Innungslade die Weis. 
räge dee Gefellen zur. Unterfiügung ihrer dürftigen und Franken Kame⸗ 
ıden, welche ſodann auch. aus ihr die Beihilfe erhielten. Allein in- 
euerer Zeit haben die Gefeggebungen mehrerer Staaten Teutſchlands, 
amentlih auch Sachſens, es für zweckentſprechender erachtet, dieſe Ges 
Ilenbeiträge von dem Innungsvermögen ganz abgefondert und feparat 
ertvalten zu laffen, weil ſich Inconvenienzen aller Act aus ber erfleren 
zemeinſchaft hesausgeftellt Hatten. Was endlih die Verwaltung bes 
Snnungsvermögen® betrifft, fo gefchieht diefe von dem. Handwerke durch 
ine Beamten felbftftändig und ohne fpeciele Einwirkung der Obrigkeis 
en, welche vielmehr nur ein Dberauffichterecht, gewoͤhnlich durch das 
gan ihres Handwerksdeputirten, auszuüben pflegt. Endlich iſt zu be⸗ 
nerken, daß die Laden in Orts⸗ und Kreisladen eingetheilt werden, ins 
viefern fie naͤmlich nur für die Innung einer Stadt oder für die Zünfte 
ines ganzen fi) zuſammenhaltenden Bezirkes beſtimmt find. Letztere, 
velche früherhin. ſogar Imungen außerhalb bes Landes, wo bie Lade 


and die verwaltende Hauptinnung fich befanden, mit in fich faßte, wer⸗ 


ven heutzutage ruͤckſichtlich dieſer lezteren, ſchon wegen bes hierunter in 
Stage kommenden Territorialhoheitsrechtes, ‚gar nicht mehr geduldet, und 
in Bezug auf intändifche Innungen und Städte, wegen der aus einer 
ſolchen Einigung fich ſtets herausſtellenden Suconvenienzen, immer häus 
figer reducirt und new ſich bilden wollende nicht mehr zugelaffen. 

Das Innungsftegel darf nur zu Ausfertigungen und Schriften, 
die im Intereſſe und wegen des gefammtn Handwerkes erlaſſen und 


In die Lade um nun die Einkünfte bes Handwerkes, melche ge⸗ 
ebühren für die Aufdingumg und- Losfprehung der 
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vollzogen werben, zu Lehebriefen, Meiſterſchelnen und anderen Sm 
zeugniſſen, keineswegs aber von den Handwerksbeamten im ihren Pain 
angelegenheiten gebraucht werben. Damit diefer fich eigentfich von I 
verftehenden Vorſchrift beito pünktlicher nachgekommen werde, ift in da 
gen Partieulargefeggebungen, wie 3. B. in bee des Königreiches Sadja, 
noch beſonders angeorbnet, daß der zu einer Innung verorbuete obrigiet 
liche Deputirte nicht nur alle Handwerkazeugniſſe und Document: m 
vollziebe, fonbern auch das Handwerksſiegel in feiner Bemahrung beat 
Das Recht der Innungen, zu Ihren Rechtsangelegenheifem Special: 
fondicen zu ernennen, iſt eine Folge bavon, daß man fie ai 
eigentliche Gorporationen in rechtlicher Bebeutung Staatswegen 

und bemgemäß bie Grundfäge und Vorſchtiften des rönsifchen 9 
über bie universitates auf fie allenthalden in Anwendung Bringt, 

Der Handwerkskram iſt das in meueren Zeiten be Wiigie 
bern dee Handiverköinnungen eingerdunte Befugniß, mit ihren Fahiltm 
in ihren Wohnorten, auf Jahrmaͤrkten und Meſſen Dabei zu weht | 
Diefes Vefugniß iſt der Natur der Sathe und dem rechtlichen Bahr 
niß nach nur ein acceſforiſches. Denn urſpruͤnglich ſteht den Hunter 
fern nur zu, auf Beſtellung zu arbeiten. Allein in Folge ber Comm 
renz und des fleigenden Luxus waren fie gezwungen, ihre Fabrikate in 
Vorrath und zus beliebigen Auswahl der Conſumenten anzufertigen, ver⸗ 
aus fich denn dee Kram von felbft bildete. Aus dieſer Darfieıng fit | 
num aber auch zugleich der uͤberall giltige Rechtegrundſaz, daß Duubwer 
Zee nur mit ben von ihnen felbft gefertigten Artikeln, keinecwegs aber 
mit von Dritten und anders woher bezogenen Gegenſtaͤnden Iperi Dundr 
werkes „Handel treiben dürfen. Zwar finden ſich auch Zuausfmen vos 
dieſem Principe und demſelben gegenthellige Zuſtaͤnde, alrin dann find 
diefe nicht zu praͤſumiren und boſtrittenen Falles von ven betrefiensen 
Handwerkern zu erweiſen. Oben daſſelbe gilt Bann, wenn die Dontmer: 
fee mit dem Sonberverkaufe ber rohen, zu ihren Kabrifaten erfetderlichen, 
Probucte berechtigt zu fein beanfpeicchen. Ueberhaupt gibt die 
tigung zum Handwerkskrame und bie babe einſchlagende Frage, ob 
wie weit in denjenigen Städten, wo neben den Handwerkazüͤnften Gar 
delscorporationen ober Kramerinnungen beſtehen, bie häufigfte Werankf: 
fung zu Streitigkeiten nidt nur unter den erfteren felbft, ſondern Di 
mentlich auch zwiſchen biefen und ben legteven, da zum äfterfien dal 
vortommen, wo bie enge entſteht, ob eime Arbeit an einem Febrilen 
ben betheiligten Arbeitsherftellee auch zum Berkaufe des legten, 
feines Fabrikates berechtigt, indem in gar nielen Faͤllen bie rechtüches 
Grforberniffe der specificatio ſich niche herausftellen wollen, fonad bt 
aud) die Rechtswirkungen bee letzteren fich nicht in Anwendung bringe 
laffen, 3. B. wenn ein Guͤrtler die Kabrilate ber Roth⸗ und Gebet 
vergoldet, wenn ein Binngießer ober ein Silberarbeiter einen zummd 
oder filbernen Deckel auf einem Glaskruge anbringt u. ſ. w. Diet 
cielle Entſcheldung dieſer und ähnlicher Fragen fehlt in iurs script, m 
ift daher lediglich adminiſtrativem Ermeſſen oder ber Rechtsanſicht der 
Gerichts⸗ und Spruchhoͤfe uͤberlaſſen. Eine andere hier einſchlagende ewd 
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dar die betreffenden Perfonen nicht untichtige Rechesfrage ift bir, ob und 
m wie weit Handwerker zur Ausübung bes ihnen zukommenden Hands 
vertsftames beitter Perfonen ſich bedienen bürfen ober nicht. Da auch 
‚ierüber die pofitiven Geſetzgebungen klare und ausreichende Beftimmungen 
sicht enthalten, fo müfien auch hier allerwaͤrts bie sententiae in foro 
-eceptae die Entfheidungen begründen. Im Königreiche Sachſen ift zu 
wiederholten Fällen übereinftimmend dahin gefprochen werben, daß Hands 
werker zu Berreibung bes. Handwerkskrames ſich nicht nur der Mitglieder 
ihrer Familie und des in ihrem Lohne und Brote flehenden Gefindes bes 
dienen, fondern auch einen befonderen Verkaufsdiener halten dürfen, dag 
te dagegen den Handwerkskram nicht auf dritte zu demſelben nicht bes 
fugte Perfonen übertragen koͤmen. 

Das hauptſaͤchlichſte Recht ber anerkannten Innungen endlich ift 
Das Bannrecht, jemes zum fchnelleren Auflommen ber Städte und 


hrer Gewerbe im Mittelalter angenommene, ſchon im Sacfenfpiegel . 


enthaltene Recht, daß eine Stadt nur außerhalb des Bereiches einer Meile 
von einer anderen ſchon beſtehenden Stadt angelegt werben koͤnne. Das 
bee erſtreckte ſich auch früherhin das Bannrecht der Handwerksinmungen 
auf eine Meile weit von ihrer Stadt ab, was jedoch in der Folge durch 
Die Particulargefeggebungen modificirt wurde, wie 3. B. im Königreiche 
Sachſen das Bannrecht im allgemeinen auf eine Wiertelmeile von jeder 
Stadt durch die Landesordnung von 1482 beflimmt wurde. Doch kom⸗ 
men einzelne Imungen vor, welchen vermöge befonberer Rechtstitel ein 
weiteres Bannricht zur Seite ſteht. Diefes enthält das Verbot a) bes 
Anfertigens ihrer Handwerkowaaren an dem Orte ihres Siges durch dritte, 
in ihre Mitte nicht aufgenemmene Perſonen; b) des Einbringens ihrer 
Waaren von außerhalb, bie-Beiten der Jahrmaͤrkte und Meſſen ausge⸗ 
sommen, und c) des Niederlaſſens von Profeffioniflen ihrer Art auf dem 
Lande überhaupt ober doch in einer gewifien Entfernung von ihren Wohn 
fiädten. Bon diefen drei Befugniſſen iſt zur Zeit nur das erfle nod) 
alterorts in Teutſchland, wa die Bunftwerfoffung gilt, ohne wefentliche 
Schmaͤlerung geblieben, wogegen die beiden letzteren durch die verſchiede⸗ 
nen Particulargefeggebimgen auf das verfchiedenaitigfle modificirt und 
theilweife bebeutenb gemindert, ja in der Hauptſache eigentlich aufgehoben 
worden find. 

Die Anfertigung von zünftigen Handwerksartikeln in einer Stadt, 
wo eine bethelligte Innung iſt, von Perfonen, melche nicht zu letz⸗ 
terer gehören, wird Stoͤrerei oder Dfufcherei genanmt, weiche allenthalben, 
wo Zünfte geſetzlich beſtehen, ale fraffälliges Gebahren von den Gefegen 
geahndet wird, gewöhnlich mit durch Hinwegnahme ber Arbeiten, fo wie 
des dazu gehörigen Materiales und des Handwerkszeuges. In früheren 
Zeiten war das Auftreiben der Stoͤrer und Pfuſcher den Innungen ſelbſt 
uͤberlaſſen, was aber zu den ſchreiendſten Ungebuͤhrniſſen fuͤhrte, weßhalb 


ſpaͤter in faſt allen teutſchen, hieruͤber normirenden Geſetzgebungen dieſe 


Eigenmacht und Selbſthilfe den Jnnungen genommen, dagegen Die 
ſchleunigſte Beihilfe Seiten der Obrigkeiten zugefügt werben iſt, wie in 
Sachſen durch das Mandat von 1780 Cap. Ul, $. 28. 
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Dee Begriff der Stoͤrerel Fällt aber bei denjenigen Werfonen m 
welchen exceptionell durch die Geſetze das Anfertigen von zürsftigen Ha 
werksarbeiten geſtattet worden iſt, wie bieß 5. B. beinahe überall in 
teutfchen Landen rüdfichtlih der Taubſtummen, Soldaten unb Der ia 
ceffionteten Fabriken ftattfindetz ferner bel denjenigen Arbeiten, weis 
irgend Jemand zu feinem eigenen Gebrauche entweder ſelbſt fertige ae 
durch das in feinem Lohne und Brote ftehende Gefinde Merftellen ii 

Die vielfältigften Colliſionen binfichtlic) diefes Thelles des Bam 
rechtes ſtellten ſich aber nähft den Reibungen mit ben Danbels: und Ko 
merinnungen durch bie fogen. Verwandtſchaft der verfhiedenen Sauna 
und ihrer Arbeitsgebiete nach Material, Arbeitsmethode umd 
zeugen, SIneinandergreifen und Zufansmenarbeiten, Namen und Femme 
dee Arbeiten heraus, und es fällt in praxi ſehr oft ſchwer, zu ein 
den, welcher Innung eine getoilfe Arbeit aufchlicgend zuzuſpreches fd. 
Dies iſt eine Folge von der gar zu großen Spultung unb Abforkam | 
der Handwerke in Specialinmuugen, welche auch in anderen Wezichuntr 
hoͤchſt nachtheilig auf Producenten und Gonfuntenten gewirkt hat, za 
deren Nachtheil ſelbſt durch die teutfche Redytspardmie: Vierzehn Hend⸗ 
werke, funfzehn Ungluͤcke, anerkannt und ausgeſprochen wird. Hier kam 
eine Vereinfachung auf geſetzlichem Wege nur foͤrderlich ſein, de hard 
die Verfchmelzung mehrerer verwandten Innungen in eine einzige 
das Arbeitsgebiet, alfo auch bie Mögtichkeit zum Erwerbe und Serbienſte 
jeder einzelnen Silbe erweitert, dagegen für ba® confumirende Publicum 
eine Menge Hinderniffe und Plackereien aus dem Wege geräumt werden. 

Daß endlich diejenigen, welche bei Stoͤrern und Pfuſchern für ſich 
arbeiten lafſen, etwas Unrechtes oder Straffätlige® nicht begehen, bedatf 
kaum der Erwähnung; obſchon auch von biefer Regel hier und da Aus⸗ 
nahmen vorkommen, welche aber gewoͤhnlich in allgeme ſſhechate⸗ 
und wohlfahrtspolizeilichen Ruͤckſichten ihren Grund haben. 

Was die oben unter b) und c) erwähnten Beſtandtheile des Bann 
rechtes der Handwerkszuͤnfte anlangt, fo find diefe, wie gebucht, heutzu⸗ 
tage theils zum Welten ber in Städten mohnenden Confumenten, til 
tm Intdreffe dee Dorfbewohner, bier und da auch in der Abſicht, ein 
umfaffenderen Gewerböfreipeit den Weg zu bahnen, in fehe enge Gew 
zen zuruͤckgewieſen, bahingegen das Einbringen auswärts gefertigten Jr 
nungsarbeiten in die Städte ebenfo, als das Nieberlaffen zunftiger Han 
werker auf dem Lande, feibft innechald des Stabtbannes, gar fehe ein 
tert worden. In Sachfen find die früherhin umd hauptſaͤchlich durch du 
Mandat vom 20. Sanuae 1767 deßhalb getroffenen Beſtimmungen mt 
telſt des Gefeges vom 9. October 1840 fehr alterirt und die ben Kö 
fhen Innungen bierunter zuftändig gewefenen Verbietungsrechte aufen® 
dentlidy vermindert. 

Die Zünftigkeit eines Handwerkes erreicht fein Ende theilweife 
buch, die Verzichtsleiſtung auf einzelne Gerechtfame, durch die Erfimit 
verjährung , endlich durch gefegliche oder abminiftrative Anordnungen. 
gaͤnzlich aber durch freiwillige Auflöfung des Innungsverbandes, burd 
gefesliche oder durch Richterſpruch esfolgte Caffation, fo wie duch Be 


> 
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hrung deſſelben, zuletzt durch das gaͤnzliche Ausſterben aller bie Innung 
tdenden Mitglieder. Hinſichtlich aller zuerſt genannten Endigungsarten 
retwas Eigenthuͤmliches nicht mzufuͤhren, ba in Bezug auf dieſe bie 
berhaupt deßhalb rechtlichen Srundfäge auch Nier in Anwendung kommen. 
ſtur ruͤckſichtlich des Ausfterdens einer Innung iſt zu bemerken, daß 
ter, wie fchon oben gedacht, der Rechtsgrundſatz gilt: universitas reser- 
atur in uno, daß alfo ein Meſſter (nicht aber eine Meifterswitwe) die 
Innung hinfichtlic aller derjenigen Rechte repräfentixt, welche von einem 
Innungsmitgliebe ausgeuͤbt werben koͤnnen, alfo Lehrlinge aufzubingen, 
Beſellen Aoszuſprechen, Meiftee aufzunehmen, dm Handwerkskram auszu⸗ 
ıben, das Bannrecht in Anſpruch zu nehmen. Dagegen muͤſſen bei eine‘ 
wf ein Mitglied reducirten Innung alle diejenigen Berechtigungen bet» 
ielben in Wegfall Tommen, welhe Handwerföverfammlungen 
vorausfegen und erfordern. Deßhalb Finnen Innungen, welche aus 
weniger als drei Mitgliedern beftehen, Beine neuen Meiſter ihres Mittels 
ereiren, da zus Beurtheilung ber Meiſterſtuͤcke und Meiſtertuͤchtigkeit Feine 
ausreichende Anzahl von Beustheilern mehr vorhanden iſt. Vorkommen⸗ 
ben Falles hat man daher zwar bie Anfertigung der SProbeftüden 
bei derartig rebuchrten Innungen zugelafien, jeboh die Beurtheilung, 
ober wenn die Beauffihtigung der Probenrbeiten zu viel Zeitaufwand ers 
fordert, ale daß ein oder zwei Perfonen dazu ausreichen koͤnnten, auch 
dern Fertigung von einer auswärtigen, gleichastigen Innung erfordert 
und nur den Meifterfprudy ber erfieren nachgelaffen. 

Das Vermoͤgen einer aufgelöften ober ausgeftorbenen Zunft wird 
bonum vacans und über foldyes nach ben jebesmaligen Tandesgefeglichen 
Beflimmungen verfügt. (Wat. den Art. Meifter.) - Herold. 


Inquiſition. Inquiſitionsprozeß. General: und Spe⸗ 
eialinguifition. Kaum duͤrfte bei einem Rechtsinſtitute eine hiſto⸗ 
riſche Einleitung. zum richtigen Verſtaͤndniß noͤthiger fein, als bei- dem 
der Inquifition I), weit diefelbe durch das Andenken an die fpanifchen Ges 
beimgerichte eine Mebenbedeutung erhalten hat, welche ber ungelehrige 
Sinn Vleler zur Hauptbedeutung erhob, und fie dann folgemweife zu einem 
ſchlechthin verwerflichen Weberrefte des Zeitalters einer willkuͤrlichen Hier⸗ 
archie umzuſtempeln verſucht wurde. Kann es auch nicht gaͤnzlich geleug⸗ 
net werden, daB dem Inquiſitionsprincip noch manche fehlerhafte Buthaten 
ankleben, welche aus jener Periode ſich fortvererbt haben, fo iſt es doch 
ein grober Scrthum2), wenn man dem Glauben anhängen will, daß das 


1) Bol. befondere Thomasius, de origine processus inquisitoril, 
(Diss. Vol. III. nr. 88.) Henke, Grundriß einer Geſch. bes teutichen pein⸗ 
lichen Rechtes (Sulzbach 1809), Th. I, ©. 258 fig., Th. II, S. 208 fig. 
Biener, Beittaͤge zur Befchichte des Inquiſitionsprozeſſes. Leipzig 1827. 

j — 3) = — ——— Handbuch der Literatur des Criminalrechtes (Stuttgart 
4 

2) Durch politiſches Raͤſonnement, durch Hereinziehen dieſes eh in 
das Zeitungsgebiet, wurbe der Standpunkt einer parteilofen Kritik fait allents 
balben und fefbft im Kreife ber Zuriften verrädt, fo daß man füh daran ger 
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nze Weſen ber teutſchen Unterſfuchungefuͤhrung in einemn —— 
—2 nad) Ueberliſtung, Einſchuͤchterung und Qußferei Der RH 
ſchuldigten beſtehez im Gegentheile hat ſich dieſer Prozeß im un 
Tagen zu einem wahrhaft humanen, auf die bürgerliche Freiheit moͤg̃ 
billige Ruͤckſicht nehmenden Inſtitute ausgebildet; ja man Darf noch nd 
geben und behaupten, daß derfelbe an wifienfchaftliher Auorbnumng a 
Bliederung alle ausländifchen Prozeßarten weit übertage”); benm gem 
das, was im teutfchen Prozeſſe Sahrhunderte lang zum Gegenſta 


gruͤndlicher Betrachtung ber Theoretiker und Practiker gemacht wu 


vaͤmlich die Erforfhung materieller Wahrheit *), fpielt im englifääsfumg 
ſiſchen Prozeſſe eine ziemlich untergeochnete Rolle; und worauf koͤnat d 


im Strafgebiete mehr unfommen, als auf zuoerläffige Feſtſtellung it 


Thatbeſtandes und der Thäterfchaft? Es mag daher nur beiläufg hir 
angeführt werden, mie es bei ber allerdings nicht mehr laͤnger aufſtha⸗ 
tenden Reform bes teutſchen Strafprozeſſes durchaus nicht zathj m 
fheint, dem vielfältig und gwar zumal von Sacunfundigen geiufetm 
Verlangen nach einer gänzlichen Wegwerfung ber bisherigen Unterfuhun 
zegein zu entſprechen. Gerabe dann, wenn bie teutſchen LUnterfadung* 
richter angerwiefen würden, ihr Gefchäft gleichmäßig wie bie franzöfihen 


. Snfteuetiongrichter zu ‚verwalten, koͤnnte die Befürchtung der Fmusdr 


et Rechtes, daß mit der Reform bie Gruͤndlichkeit verloren ginge, im 
tfüllung treten. 

Der Inquiſitlonsprozeß hat fi, auf rein germanifchen Guunblogen?), 
unter dem Einfluffe roͤmiſcher und canonifcher Gefege, allmaͤlig bis zu 
dem Standpunkte entroidelt, auf welchem ex jegt ſteht, und dr Jim, 
welche ihn vorzugsweife beherrſcht, iſt unftreitig in ber weiſen Fuͤrſorge 
des Staates zu erfennen, daß alle Mifferbaren, mo und mie 
fie immer gefchehen, mit alleiniger Ausnahme ber kleineren Jamchenver⸗ 
gehen), von Amtöwegen verfolge und fomit von Arme der Ges 


rechtigkeit ereilt werben. 


woͤhnte, das Inquifitionsprineip und ben Abfolutismus als nothwendig zuſan⸗ 
menhängend anzufehen. Unter biefer Borausfekung war es benn Leicht, den das 
der Nakion dagegen anzufahen. So ift z. B. in dem fhäsberen Staats 
leriton von v. Motte und Welder bei dem Worte Imquifitio®, 
ohne weitere Bemerkung, lediglich auf ben Artikel Auto ba ge hingewienen 
wo dann alle Gräuel der ſpaniſchen Ketzergerichte aufgezählt we Hı.Vil, 
©. 376 und 8b. II, ©. 80. 2 

8) Bis vor wenigen Jahren befaß man 3. B. in Frankreich gar fit 
wiffenfchaftliche Bearbeitung des Gefchäftes der Inftructionsrichter; ſonder 
Alles fchrieb und declamirte blos über das Verfahren vor den Affifen. Gr a 
Jahre 1839 erfhien Duveorger’s treffliches Manuel des Juges d'Instractios. 

4) Hepp, Anklagefchaft, Deffentlichleit und Muͤndlichkeit bes Gtrafet 
fahrens (Tübingen 1842), ftellt mit Mecht an die Spige der Entwickelung Ki 
Srundprineips de Strafprozeſſes — die materielle Waprpeit 5. It 

5) Mittermaier, das teutiche Strafverfahren, 3. Aufl, Ih. I, & 
10 fig. Denke, Gef. deö peint. Rechtes Bb. I, 8.260. 3dpfl, dos alt 
Bamberger Recht (Heidelberg 1839), ©. 131., 

6) Carpzov, pract. rer. crim. qa. CVII. ur. 23 sq., ſtellt ald I 
terium des Umfonges eines Prozeſſes von Amtswegen aufs, ob durch cin IP 
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Ganz anders verhielt fich die Sache in ihren erſten Anfängen. 
eherall begannen bie Rügen des Verbrechens mittels Selbſthilfe und 
enn es der Einzelne mit bem Einzelnen nicht aufnehmen zu koͤnnen 
Inubte, fo wurden die ganzen Sippfchaften und Stämme ins Mitleiden 
ezogen und es entflanb ein Peiner Krieg?) von Haus zu Haus, welcher 
it jener Blutrache?) endigte, von der wie noch ſchreckbare Ueberliefe⸗ 
ungen befigen. | 


Begreiflicherweiſe Tonnte ein ſolcher Zuſtand nicht lange beftehen, und, 
nit der Einfuͤhrung eines Richteramtes ging man eine Stufe höher und 
ief_für Beleidigungen höherer Art unpartelifhe Männer?) zur 
Benugthuung oder DVermittelung auf.. Die Freiheit ſtand aber, geſtuͤtzt 
mf das Recht bes Stärkeren, noc zu hoch, als dag man zum Zwecke 
es Strafe eine Beeinträchtigung derſelben magen durfte, und ed waren 
azu auch Zeinerlei Anftalten getroffen; wonach ſich das Austunftsmittel 
ergab, den Uebelchäter zur Zahlung einer Geldbuße anzuhalten, welche 
Webhrgeld!N) (compasitio) genannt wurbe. Die Richter beflimmten 
bas Maß derfelben und es mäÄhrte nicht lange, bis da und dort Sta⸗ 
tute 11) niedergefchrieben mwurben, aus melden gleichfam der Preis für 
jede fträfliche Rechtsverletzung zu erfehen war. Damals befand fich der 
Strafprozeß in ganz gleicher Lage mit dem Elvilprozeſſe; nicht nurgweil 
der Sat galt: wo fein Kläger, ift Fein Richter, ſondern auch weil Die 
Beweis⸗ und Gegenbeweisführung lediglich den Parteien überlaffen war, 
ohne daß der Richter ſich nur erlauben durfte, auch feinerfeits Nachfor⸗ 
fhungen anquftellen. Das ganze Straffuftem beruhte auf dem Princip⸗ 
des F rſatzes für rechtswidrige Befchädigung !?). Wenn man das Vere 
fahren von dieſer Seite betrachtet, fo dürfte man es kaum mit dem 
Namen eines Sriminalrechtes belegen: denn hierzu gehört doch zuallernächft 
die Auffaffung eines höheren Gefichtspunktes, nach welchem ber Beleidigte 
nicht blos fein Leben, feine Freihelt und Ehre wie ein Vermoͤgensſtuͤck 
tariren und vergüten läßt, fondern vielmehr ſolche Urrechte als unerfegbar 


brechen bie dffentliche Ruhe und Sicherheit geftört wurde. &. au Goͤn⸗ 
r : A N Archiv des Criminalrechtes VI. ©. 459. P. G.O. Art. 118— 

j] DD 

7) Genannt Faida (Fehde). Meyer, eaprit, origine et pri des 
institutions judiciaires. Base 18 3.) Tom. En: 52. 190. er 

2 Biener, Geſch. des Inquiſttionsproz. ©. 9. 2 

9) Diefe waren zurrſt bie Könige ſelbſt, dann ihre Sommittirten (misst 
regii), Sentgrafen u. few. Maurer, Gefchichte des altgermanifchen Gerichts⸗ 
verfahrene (Heibelberg 1824), $. 54. 

‚10) Kaostner, dies. de Werigeldo. Lips. 1742. 3. Weiske, 
über Wehrgeld und Buße, in feinen Abhandlungen aus dem Gebiete des teuts 
ſchen Rechtes Abb. 6. I. Grimm, über eine eigene altgermanifche Weiſe der 
Morbfühne, in der Beitfchrift für gefch. Mechtew, von v. Savigny, Bd. I, 
Abh. 14, &. 323, Meyer. ec, T. Ep. 183, 

* 2 — die Sachſenbuße. Themis, Zeitſchr. von Elvers, BMI, 

e o « 

12) Maurer a.0.2.9.4 Biener,a a. O. & 3, nennt,die Ab: 
findungsſumme Vergleichsquanta. 
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vollzogen werden, zu Lehebriefen, Meiſterſchelnen und anderen Imuump 
zeugniſſen, keineewegs aber von den Handwerksbeamten in ihren Privat 
angelegenheiten gebraucht werben. Damit dieſer ſich eigentlich von fehk 
verſtehenden Vorſchrift deito pünktlicher nachgekommen werde, iff in eini⸗ 
gen Partieulargefeggebungen, wie 5. B. in ber des Königreiches Sachſen 
noch befonder® angeordnet, baß der zu einer Innnng verordnete obrigfät 
liche Deputirte nicht nur alle Handwerkazeugniſſe und Documente mit 
vollziehe, ſondern auch das Handwerksſiegel in feiner Bewahrung behalt. 
Das Met der Innungen, zu ihren Rechtsangelegenheiten Specials 
fundicen zu ernennen, iſt eine Folge davon, bafi man. fie ab 
eigentliche Gorporationen in rechtlicher Bedeutung Staatswegen 

und demgemäß die Grunbfäge und Werfchriften des römifchen # 
über bie universitates auf fie allentbalben in Anwendung bringt, 

Der Handwerkskram iſt das in meueren Zeiten besfPiMitgfier 
dern dee Handwerksinnungen eingerdumte Befugwiß, mit ihren Yabrilaten 
in Ihren Wohnorten, auf Jahrmaͤrkten und Meſſen Handel zu tram. 
Diefes Vefugniß iſt dee Natur der Sacthe und dem rechtlichen Verhelb 
niß nach nur ein acceſſoriſches. Denn urſpruͤnglich ſteht ben Dane 
kern nur zu, auf Beſtellung zu arbeiten. Allein in Folge ber Con 
renz und des fleigenden Luxus waren fie gezwungen, ihre Fabrikate is 
Vorrath und zue beliebigen Auswahl der Conſumenten arzufertigen, wor⸗ 
aus fih denn der Kram von felbf bildete. Aus diefer Darſtellung folgt 
nım aber auch zugleich der überall giltige Rechtegrundſatz, daß Hendwer⸗ 
er nun mit den von ihnen felbft gefertigten Artikeln, Leimehtuegs aber 
mit von Dritten und anders woher bezogenen Gegenftänden Ifres Hand⸗ 
werkes Handel treiben dürfen. Zwar finden ſich auch Audmchmen vom 
dieſem Principe und bemfelden gegenthellige Buftände, allein dann find 
diefe nicht zu praͤſumiren und boſtrittenen Falles von ven betreffenden 
Handwerkern zu ermelfen. Eben baffelbe gilt dann, wenn die Handwer⸗ 
fee mit dem Sonderverkaufe der rohen, zu ihren Fabrikaten erforderlichen, 
Producte berechtigt zu fein beanſpruchen. Ueberhaupt gibt die 
tigung zum Handwerkskrame und bie dabel einfchlagende Frage, ob 
wie weit in demjenigen Städten, tvo neben den Handwerkszuͤnften How 
delseorporationen ober Kramerinnungen beſtehen, die haͤufigſte Weranlaf: 
fung zu Streitigkeiten nicht nur unter den erſteren ſelbſt, ſondern m’ 
mentlich auch zwiſchen biefen und dem letzteren, da zum äfterfben Sul 
vorkommen, mo bie Frage entftcht, ob eime Arbeit am einem Fab 
ben betheiligten Aebeitäherfteilee auch zum VBarkaufe des letteren, u— 
feines Fabrikates berechtigt, indem in gar vielen Faͤllen bie reqhtlicher 
— der speeificatio ſich nicht herausſtellen wollen, ſonach art | 
auch die Rechtswirkungen bee letzteren fich nicht In Anwendung bringt | 
laſſen, 3. B. wenn em Bürtler die Fabrikate der Noth⸗ und Gelbgirhtt 
vergoldet, wenn ein Binngießer ober ein Silberarbeiter einen zinnernM 
ober filbernen Deckel auf einem Glaskruge anbringt u. f. w. Die" 
cielle Entſcheidung dieſer und aͤhnlicher Fragen fehlt im iure scripte, 
iſt daher lediglich adminiſtrativem Ermeſſen oder der Rechtsauſicht de 
Gerichts⸗ und Spruchhoͤfe überlaffen. Eine andere hier einſchlagende UP 
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hr bie betreffenden Perſonen nicht unwichtige Rechtsfrage iſt bie, ob und 
n wie weit Handwerker zur Ausübung bed ihnen zukommenden Hands 
verkskrames dritter Perfonen fich bedienen dürfen ober nicht. Da auch 
jerüber die pofitiven Geſetzgebungen klare umd ausreichende Beftimmungen 
sicht enthalten, fo müfjen auch hier allerwärts bie sententiae in foro 
receptae die Entfcheidungen begründen. Im Königreiche Sachſen ift zu 
wiederholten Fällen übereinftimmenb dahin gefpeochen worden, dag Hands 
werker zu Betreibung bes Handwerkskrames fi nicht nur ber Mitglieder 
ihrer Familie und des in ihrem Lohne und Brote ftehenden Gefindes bes 
dienen, fondern auch einen: befonderen Berkaufsdiener halten dürfen, dag 
fie dagegen ben Handwerkskram nicht auf dritte zu demſelben nicht bes 
fugte Perfonen übertragen koͤmen. 

Dos hauptfächlichfte Recht der anerkamten Innungen endlich if 
das Bannrecht, jenes zum fchnelleren Aufkommen ber Städte und 


ihrer Gewerbe im Mittelalter angenommene, ſchon im Sachfenfpiegel . 


enthaltene Recht, daß eine Stadt nur außerhalb bes Bereiches einer Meile 
von einer anderen fchon beftehenden Stadt angelegt werden Tonne. Das 
her erſtreckte fich auch früherhin das Bannrecht der Handiwerkeinmungen 
auf eine Meile weit von ihrer Stadt ab, was jedoch in der Folge durch 
die Particulargeſetzgebungen modificirt wurde, wie z. B. im Koͤnigreiche 
Sachſen das Bannrecht im allgemeinen auf eine Viertelmeile von jeder 
Stadt durch bie Landesordnung von 1482 beflimmt wurde. Doc kom⸗ 
men einzelne Innungen vor, welchen vermöge befonberer Mechtstitel ein 
weitere® Bannrecht zur Seite flieht. Diefes enthält das Verbot a) des 
Anfertigens ihrer Handwerkswaaren an dem Orte Ihres Siges durch dritte, 
in Ihre Mitte nicht aufgenemmene Perfonenz b) bes Einbringens ihrer 
Waaren von außerhalb, bierBeiten bee Jahrmaͤrkte und Meſſen ausge⸗ 
nommen, und c) des Niederlaſſens von Profeffioniften ihrer Art auf dem 
Lande überhaupt ober doch in einer gewifien Entfernung von ihren Wohns 
ftädten. Bon bdiefen drei Befugniften iſt zur Zeit nur das erſte noch 
alterorts in Zeutfchland, wo bie Bunftverfaffung gilt, ohne weſentliche 
Schmaͤlerung geblieben, wogegen die beiden legteren durch Die verfchiebes 
nen Particnlargefeggebungen auf das verfchiebenartigfte modificirt unb 
theilweife bedeutend gemindert, ja in bee Dauptfache eigentlich aufgehoben 
worden find. 

Die Anfertigung von zünftigen Handwerksartikeln in einer Stade, 
wo eine betheiligte Snnung ift, von Perfonen, welche nicht zu letz⸗ 
teren gehören, wird Stoͤrerei aber Pfufcherei genannt, welche allenthalben, 
too Zünfte gefehlich beftchen, als ſtraffaͤlliges Gebahren von den Gefegen 
geahndet wird, getwöhnlich mit durch Hinwegnahme ber Arbeiten, fo wie 
des dazu gehörigen Materlales und des Handwerkszeuges. In früheren 
Zeiten war das Auftreiben der Störer und Pfufcher den Innungen ſelbſt 
überlaffen, was aber zu ben ſchreiendſten Ungebuͤhrniſſen führte, weßhalb 


L 


fpäter in faft alten teusfchen, hierüber normirenden Geſetgebungen biefe 


Eigenmacht und Selbſthilfe den Innungen genommen, dagegen bie 
fhleunigfte Beihilfe Seiten der Obrigkeiten zugeſagt worden If}, wie in 
Sachſen durch das Mandat von 1780 Cap. Ill, 6. 28. 
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Dee Begriff der Störerei fällt aber bei denjenigen Perfonen we 
welchen erceptionell durch die Geſetze das Anfertigen von zünftigen Baal 
werksarbeiten geftattet worden ift, wie dieß 3. B. beinahe uͤberall in be 
teutfchen Landen rüdfichtli der Zaubftummen, Soldaten und der cm 
ceffionteten Fabriken ftattfindetz ferner bei denjenigen Arbeiten, welch 
irgend Jemand zu feinem eigenen Gebrauche entweder ſelbſt fertigt ein 
durch -da8 in feinem Lohne und Brote ftehende Gefinde Herftellen 6 

"Die vielfärtigften Colliſionen hinſichtlich dieſes Thelles des Bars 
rechtes flellten ſich aber naͤchſt den Reibungen mit den Handels: und fr 
merinnungen burch die fogen. Verwandtſchaft der verfehiedenen SFunuzga 
und Ihrer Arbeitsgebiete nad) Material, Arbeitsmethode und Dandureik 
zeugen, SIneinandergreifen und Zufansmenacheiten, Namen und $oma 
der Arbeiten heraus, und es fällt in praxi fehr oft fchwer, zu ende 
den, welcher Innung eine gewiſſe Arbeit ausfchlichend zuzufprece fd. 
Dies tft eine Folge von der gar zu großem Spaltung und Abfonkmm 
der Hanbmwerke in Speclalinnungen, welche auch in anderen Bezichunzen 
hoͤchſt nachtheilig auf Producenten und Confuntenten gewirkt hat, um 
deren Nachtheit ſelbſt durch die teutfche Rechtsparoͤmie: Vierzehn Hund 
werke, funfzehn Unglüde, anerkannt und ausgefprochen wird. Bier kam 
eine Vereinfachung auf gefeglihem Wege nur förderkich fein, da buch 
bie Verfchmelzung mehrerer verwandten Innungen in eine einzige 
das Arbeitögebiet, alfo auch bie Möglichkeit zum Erwerbe und Verdienſte 
jeder einzelnen Bilde erweitert, dagegen für das conſumuͤrende Publicum 
eine Dienge Hinderniffe und Plackereien aus dem Wege geräumt werden, 

Daß endlich diejenigen, welche bei Stoͤrern und Pfuſchem für fi 
arbeiten Iaffen, etwas Unrechtes oder — nicht begeben, bedarf 
kaum ber Erwaͤhnung; obſchon auch von diefer Megel Hier und da Aue⸗ 
nahmen vorkommen, welche aber gewoͤhnlich im allgemeinen ſichechats⸗ 
und wohlfahrtspolizeilichen Ruͤckſichten ihren Grund haben. 

Was die oben unter b) und c) erwähnten Beſtandtheile des Bann 
rechtes der Handwerkszuͤnfte anlangt, fo find diefe, wie gedacht, heutzu⸗ 
tage theils zum Beſten der in Stäbten mohnenden Confumenten, tell 
im Intereſſe der Dorfbewohner, hier und da auch in der Abficht, einrt 
umfaffenderet Gewerbsfreiheit den Weg zu bahnen, in fehr enge Grm 
zen zurädgeiviefen, bdahingegen das Einbringen auswärts gefertigte Jr 
nungsarbeiten in bie Städte ebenfo, als das Niederlaffen zuͤnftiger dawı 
werker auf dem Lande, felbft Innerhalb des Stadtbannes, gar fehe ei 
tert worden. In Sachſen find die fruͤherhin umd hauptſaͤchlich durch 4 
Mandat vom 20. Januar 1767 deßhalb getroffenen Beſtimmungen 2% 
teift des Gefeges vom 9. Detober 1840 fehr alterirt und bie ben Ri 
fhen Innungen hierunter zuftändig gewefenen Verbietungsrechte anf? 
dentlich verminbert. 

Die Bünftigkeit eines Handwerkes erreicht fen Ende theilmeilt 
durch die Verzichtsleiſtung auf einzelne Gerechtſame, durch die Eyfinit 
verjährung , endlich durch gefegliche oder abminifkrative Anordnungen 
gänzlich aber durch freimillige Auftöfung des Innungsverbandes, duch 
gefegliche oder durch Richterſpruch erfolgte Caffation, fo wie durch 
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hrung deſſelben, zuletzt durch das gaͤnzliche Ausſterben aller die Innung 
idenden Mitglieder. Hinſichtlich aller zuerſt genannten Endigungsarten 
teetwas Eigenthuͤmliches nicht anzufuͤhren, ba in Bezug auf dieſe die 
berhaupt defhalb rechtlichen Srundfäge auch Hier in Anwendung kommen. 
tur ruͤckſichtlich des Ausfterdens einer Innung iſt zu bemerken, daß 
ter, wie fchon oben gedacht, dee Rechtögrundfog gilt: universitas reser- 
atur im uno, daß alfo ein Mafter (nicht aber eine Meifterswitwe) bie 
Innung hinſichtlich aller derjenigen Mechte repräfentist, welche von einem 
Innungsmitgitebe ausgeübt werden koͤnnen, alfo Lehrlinge aufzudingen, 
Sefellen Loszuſprechen, Meiftee aufzunehmen, den Handwerkskram auszu⸗ 
ben, das Bannrecht in Anſpruch zu nehmen. Dagegen muͤſſen bei eine! 
uf ein Mitglied vebuchten Junung alle diejenigen Berechtigungen der⸗ 
elben in Wegfall Tommen, welche Handwerksverſammlungen 
prausfegen und erfordern. Deßhalb Binnen Innungen, welche aus 
weniger als drei Mitgliedern beftehen, Beine neuen Meifter ihres Mittels 
reiten, da zus Beurtheilung ber Meiſterſtuͤcke und Meiftertüchtigkeit keine 
ausreichende Anzahl von Beustheitern mehr vorhanden iſt. Vorkommen⸗ 
ben Falles bat man daher zwar die Anfertigung der SProbeftüden 
bei derartig reducirten Innungen zugelaffen, jedoch die Beurtheilung, 
oder wenn bie Beaufſichtigung der Probearbeiten zu viel Zeitaufwand er⸗ 
fordert, als daß ein oder zwei Perfonen dazu ausreichen Tönnten, auch 
deren Fertigung von einer auswärtigen, gleichartigen Innung erfordert 
und nur den Meifterfpruch der erfteren nachgelaſſen. 

Das Bermögen einer aufgelöften oder ausgeftorbenen Zunft wird 
bonum vacans und über foldyes nach den jedesmaligen landesgeſetzlichen 
Bellimmungen verfügt. (Bet. den Art. Meifter.) Herold. 


Inquiſition. Inquifitionsprozeß. Generals und Spe⸗ 
cialinquifition. Kaum duͤrfte bei einem Mechteinftitute eine hiſto⸗ 
riſche Einleitung zum richtigen Verſtaͤndniß nöthiger fein, als bei- bem 
der Inquiſition 1), weil Diefelbe durch das Andenken an bie fpanifchen Ges 
beimgerichte eine Mebenbedeutung erhalten hat, welche der ungelehrige 
Sinn Visier zur Dauptbedeutung erhob, und fie dann folgemweife zu einem 
ſchlechthin verwerflichen Weberrefte des Zeitalters einer willkürlichen Hier⸗ 
archie umzuſtempeln verfucht wurde. Kun es auch nicht gänzlich geleug⸗ 
net werben, daß dem Inquiſitionsprincip noch manche fehlerhafte Buthaten 
ankieben, weiche aus jener Periode ſich fortvererbt haben, fo ift es doch 
ein grober Irrthum), wenn man dem Glauben anhängen will, dag das 


1) Vol. beſonders Thomasius, de origine processus inquisitorii. 
(Diss. Vol. III. nr. 88.) Henke, Grundriß einer Geſch. bes teutfchen pein⸗ 
lichen Rechtes (Sulzbach 1809), Ih, I, ©. 258 fig., Th. II, ©. 208 fig. 
Biener, Beittäge zur Gefchichte des Inquiſitionsprozeſſes. Leipzig 1827. 
er 5 as . a prlen; Handbuch ber Literatur des Griminalrechtes (Stuttgart 
1 ’ . 0 

2) Durch politiſches Raͤſonnement, durch Hereinziehen dieſes Prozeſſes in 
das Zeitungsgebiet, wurde der Standpunkt einer parteiloſen Kritik faſt allent⸗ 
halben und ſelbſt im Kreife der Juriſten verrüdt, fo daß man ſich daran ge⸗ 
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eſtreben nach Ueberliſtung, Einſchuͤchterung und Quaͤle 


Weſen ber teutſchen Unterfuchungsführung in einem 
gt ln Allee 


ſchuldigten beflches im Gegentheile hat fich dieſer Prozeß im unfen 
Tagen zu einem wahrhaft humanen, auf die bürgerliche Freiheit moͤghß 


billige Ruͤckſicht nehmenden Inſtitute ausgebildet; ja man darf noch wein 
gehen und behaupten, baß derfelbe an wiſſenſchaftlicher Anordnung mu 
Gliederung alle ausländifchen Prozeßarten weit übertage?); denn gel 
das, was im teutfhen Prozeſſe Sahrhunderte lang zum Gegenflank 
gruͤndlicher Betrachtung ber Theoretiker und Practiker gemacht wur 
nämlidy die Erforſchung materieller Wahrheit *), fpielt im englikläifun& 
ſiſchen Prozeffe eine ziemlich untergeordnete Rolle; und worauf koͤnnte # 
im Strafgebiete mehr ankommen, als auf zuverläffige Feſtſtellumg te 
Thatbeſtandes und der Thaͤterſchaft? Es mag daher nur beildufg Mir 


angeführt merben, mie es bei ber allerdings nicht mehr länger aufab 
genden Reform des teutfchen GStrafprozeſſes durchaus nicht vathjum m 
fcheint, bem vielfältig und zwar zumal von Sachunfundigen geiufetn 
Verlangen nach einer gaͤnzlichen Wegwerfung ber bisherigen Unterfuchungk 
segeln zu entſprechen. Gerade dann, wenn die teutfchen Unterfudunge 


| 


tichtee angewieſen würden, ihr Gefchäft gleichmäßig wie die franzöffden 


. Inftructiongrichtee zu ‚verwalten, koͤnnte die Befürchtung ber Zrusd 


en Rechtes, daß malt der Reform die Gruͤndlichkeit verloren ginge, in 
rfuͤllung treten. 

Der Inguifittonsprogeß hat fich, auf rein germanifchen Grmblagen‘), 
unter dem Einfluffe roͤmiſcher und canonifcher Gefege, allmaͤlig bis zu 
dem Standpunkte entwidelt, auf welchem ex jegt fteht, und bie der, 
welche ihn vorzugsweife beherrſcht, ift unftreitig in ber weiſen Fuͤrſorge 
des Staates zu erfennen, daß alle Mifferbaten, mo und mie 
fie immer geſchehen, mit alleiniger Ausnahme der Eleinerm Yamikenier- 


gehen), von Amtewegen verfolgt und fomit vom Arme der Gt: 


rechtigkeit ereilt werben. 


. 


wöhnte, das Inquiſitionsprincip und ben Abfolutiemus als notwendig zuſam⸗ 
menhängend anzufehen. Unter diefer Borausfehung war es denn leicht, den haß 
der Rakion dagegen anzufachen. So ift 3. B. in dem fehähbaren Gtaat!: 
leriton von v. Rotteck und Weider bei dem Worte Imguilition, 
ohne weitere Bemerkung, lediglich auf ben Artikel Auto ba Be 
wo dann alle Gränel der ſpaniſchen Kegergerichte aufgezählt we Br. Vi, 
©. 376 und Bd. II, ©. 80. — 
'8) Bis vor wenigen Jahren beſaß man z. B. in Frankreich gar fit 
wiffenfchaftliche Bearbeitung des Gefchäftes der Inſtructionsrichter; ſonder 
Alles fchrieb und declamirte blos über das Verfahren vor ben Affifen. Geil im 
Jahre 1839 erfhien Duverger’s treffliches Manuel des Juges d’instradiM. 
4) Hepp, Anklageſchaft, Deffentlichteist und Muͤndlichkeit des Gtrart 
fahrens (Tübingen 1842), flellt mit echt an die Spige der Entwickelung Xi 
Grundprineips des Strafprogeffee — bie materielle Wahrheit $. 1 
5) Mittermaier, das teutihe Strafverfahren, 3. Kufl., Ih. !, 
10 fig. Henke, Gef. des peint. Rechtes Bd. I, S. 260. Zöpft, das alt 
Bamberger Recht (Heidelberg 1839), ©. 131., 
6) Carpzov, pract, rex. crim. qu. CVII. or, 23 sq., ftellt als Kos 
terium des Umfanges eines Prozeſſes von Amtewegen anf:, ob durch da Ver 
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Ganz anders verhielt fih die Sache in Ihem erflen Anfängen. 
berall begannen bie Ruͤgen des Verbrechens mittels Selbſthilfe und 
nn es der Einzelne mit dem Einzelnen nicht aufnehmen zu koͤnnen 
aubte, fo wurden die ganzen Sippfchaften und Stämme ins Mitleiden 
zogen und es entffand ein Kleiner Krieg?) von Haus zu Haus, welcher 
it jener Blusrache?) endigte, von der wir noch fchredbare Ueberliefes 
ingen befigen. Ä 


Begreiflicherweiſe konnte ein folcher Zuftand nicht lange beftchen, und 
it der Einfuͤhrung eines Richteramted ging man eine Stufe höher und 
ef_für Beleidigungen höherer Art unparteilfhe Männer?) zur 
zenugthuung oder Vermittlung auf. Die Freiheit ſtand aber, geflügt 
uf das Recht des Stärferen, noch zu hoch, als dag man zum Zwecke 
er Strafe eine Beeinträchtigung berfelben magen dürfte, und es waren 
azu auch Zeinerlei Anflalten getroffen; wonach ſich das Auskunftsmittel 
rgab, den Uebelthaͤter zur Zahlung einer Geldbuße anzuhalten, welche 
Wehrgeld 10) (compasitio) genannt wurde. Die Richter beflimmten 
as Maß derfelben und «6 mährte nicht lange, bis da und dort Sta» 
mtetd) pniebergefchrieben wurben, aus melden gleichfam der Preis fürn ' 
iede fträfliche Rechtsverletzung zu erfehen war. Damals befand fich ber 
Strafprozeß in ganz gleicher Lage mit dem Clvilprozeſſe; nicht mungmell 
ber Sag galt: mo fein Kläger, iſt Fein Richter, ſondern auch weil bie 
Beweis⸗ und Oegenbeweisführung lediglich den Parteien überlaffen war, 
ohne daß der Richter ſich nur erlauben durfte, auch feinerfeitd Nachfor⸗ 
feungm anzuftellen. Das ganze Straffuftem beruhte auf dem Princips 
des Erfages für rechtswidrige Befyädigung !?), Wenn man das Vera 
fahren von dieſer Seite betrachtet, fo dürfte man es kaum mit bem 
Namen eines Sriminalrechtes belegen: denn hierzu gehört doch zuallernächft 
die Auffafjung eines höheren Gefichtspunktes, nach weldyem ber Belzidigte 
nicht bios fein Leben, feine Kreiheit 'und Ehre wie ein Vermoͤgensſtuͤck 
taxiren und vergüten laͤßt, fondern vielmehr folche Urrechte als unerſetzbar 


brechen die offentliche Ruhe und Sicherheit geftört wurde. S. auch Goͤn⸗ 
— m» Archiv des Criminalrechtes VII. ©. 459. P. G.O. Art. 118— 

, 4— 

7) Genannt Faida (Fehde). Meyer, eaprit, origine et progrös des 
institutions —AãA Bar 1823.) Tom. 2 52. 130, = 5) 

8) Wiener, Geſch. des Inquiſitionsproz. ©. 8. . 
9) Diefe waren zuerft die Könige ſelbſt, bonn ihre Gommittirten (misst 
regt), Gentgrafen u. few. Maurer, Gefchichte des altgermanifchen Gerichte: 
verfahrens (Heidelberg 1824), 8. 54. 

‚10) Kaestner, diss. de Werigeldo. Lips. 1742. 3. Meiste, 
über Wehrgeld und Buße, in feinen Abhandlungen aus dem Gebiete des teuts 
fhen Rechtes Abb. 6. I. Brimm, über eine eigene altgermanifche Weife ber 
Morbfühne, in der Beitfehrift für gefch. Rechtsw. von v. Savigny, Bd. I, 
Abt. 14, ©. 323, Meyer. ec, T. Ip. 133, | 

11) So z. B. die Sachſenbuße. Themis, Zeitfhr. von Elvers, Bd. 11, 
Abt, 16, &. 394. 

12) Maurera.a.D.$.4 Biener,a. a. O. & 3, nennt die Ab: 

finhungsſumme Vergleichsquanta. 
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anſleht und folgeweiſe deren Verletzer zu einer Rüge heranzieht, weli 
nicht minder eine Warnung vor kuͤnftiger derartigen Gewaltthaͤtigkeit ä 
eigenen, als zugleich auch im allgemeinen, öffentlichen Intereffe enthä 

Zu bdiefer Einficht gelangte denn auch ein jebes Voll, nachdem ı 
bie vorigen Stadien politifher Kindheit äberwunden hatte, und es fd 
fih nunmehr ein volksthümliches Rügefyftem!?) ein, vermis 
welches nicht blos der DBeleidigte, fondern ein jeder freie Burger, den 
an der Integrität ded Gemeinweſens etwas gelegen tft, mit einer Auflag 
wegen eines verübten Verbrechens vor Gericht auftreten darf !*), ja a 
fogar muß, wenn darüber befondere Vorfchriften beſtehen 16). Dierin üxt 
der erfte Schritt zu einer richtigeren Auffaffung der Sahe- Im meik 
geordneten Stante follten immer Alle für Einen und Einer für Ak 
fiehen, zumal wenn es fi) um Verlegung unveraͤußerlicher Güter bar 
deit: denn wer ſteht dafür, daß ein keckes Subject, nachdem ihm air 
eine verbrecherifche That gelungen und ungerügt durchgegangen iſt, wer 
gen auf eine noch grellere Art an einem anderen Staatsbärger fih we 
greift1%) und fo in feinem Uebermuthe fort und fort wuchert, bis am 
Ende das lockende Beiſpiel Nachahmung finder, und fo bie allgemeine 
Sicherheit gänzlih zu Grunde gerichtet wird. Iſt es alſo nicht dus 
Migefäht für das Schickſal Anderer, fo muß fürwahr fehon der Grit 
eehaltungstrieb IT), der Egoismus, dazu auffordern, den Be auf 
die Faͤhtie zu gehen, damit fie von vorn herein gleich gehörig abgefcherdt 
werden. 

Für unfer aufgeflärtes Jahrhundert waͤre es ſehr vorcheilfuft, wert 
die jegige Generation. biefe letztere Wahrheit fo gut begreifen wollte, als 

die Voreltern in der alten Welt. Man hat fich aber gemdiut, die Der 

folgung der Werbrecher lediglich den Staatsbehoͤrden zu überlaffen, weil 
man denkt, daß diefe einmal dazu ba feien und mithin au im Stande, 
Alles, was Strafwuͤrdiges vorgeht, zu entdecken 18); ja «8 wir die Zu⸗ 
ruͤckhaltung von aller Theilnahme an ben Zwecken der Steafjultiz mit 
unter fo welt getrieben, baß Leute, welche zufällig zu einer Geſetzesuͤber⸗ 
tretung hinzukommen, fich gefliffentlich davon machen, damit fie fein 


18) Die erſte Spur davon findet fih ſchon in ben Capitul. J. a 8 


Cap. 25. 

14) Malblank, diss. de iudiclis, quae Rügegerichte vocantur. ‚Tob. 
1773. Eberhard, von dem gefchornen Montag ober ben Rägegerihirn 
- Marburg 1768, 

15) Geib, Gefch. des romiſchen Griminalproz. (Leipzig 1842), ©. 52% 
16) Criminaliſtiſche Zeitung von Temme und Körner (Berlin 18®) 


©. 17. 

17) Bei Romagnofi, Genefis des Strafrechtes, überf. von Luder 
(Jena 1833), Bd. I, $. 129, beißt es: Es iſi das Recht auf Grädieigtet 
ſelbſt, welches fi unter der Form. der Erhaltung des Daſeins, bes Eizer 
thumes, der Freiheit, der Sicherheit u. |. w. darftellt. 

,‚ 18) Schon um bie römifche Kaiferzeit fing diefe Anficht an aufzukommen. 
Cicero, de office. I. 14. Quintilian. Inst. orat. XIL 7. Geib, 
Geſch. des römifchen Criminalproz. ©. 523. 
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eugnig geben muͤſſen 10). Dürfte man nicht bie Hoffnung hegen, daß 
urch bie Einführung eines oͤffentlich⸗ muͤndlichen Verfahrens das Ins 
ereſſe für diefen hochwichtigen Zweig der Staatsverwaltung aufs Neue 
ngeregt werben wird, fo wäre in ber That zu beforgen, daß auf ſolchem 
Wege die günftigen Ergebniffe des Strafprozeffes immer mehr befchränft 
mb verfümmert werden. 

Anderentheils hat aber jene Einrichtung einer allgemeinen Berechti⸗ 
zung und Pflicht zur Anklage die nachtheilige Folge, daß Perfonen, welche 
ımmittelbar bei dem Vorfalle nicht betheiligt find, fich zu ber Gefahr 
jergeben muͤſſen, gefährliche Menfchen zu nerfolgen 39) und. einen Proz 
jegen fie zu veranlaffen, der möglichermweife gamz anders ausfallen kann, 
18 man fich erwartete, und dann umgekehrt dem anfcheinend unſchuldig 


Berfolgten zu einer Genugthuungsflage Stoff gibt, der unnüs aufge 


wendeten Koften nicht zu gedenken. Allerdings nimmt bier fchon der 
Staat thätigeren Antheil an dem Geſchaͤfte der Beweisfuͤhrung ?1) und 
er uͤberlaͤßt fonacy auch das Riſico nicht allein dem Anklaͤger22); aber es 
ift denn doch ber erfte Schritt, nämlich der der Anklage, ber wichtigfle, 
und wer damit nicht durchdringt, hat mindeltens die Meinung gegen fich, 
daß er voreilig oder leidenſchaftlich gehandelt habe. 

Deshalb kann ſich das Syſtem Her Popularanflage, wenigſtens ale 
ausfchließend, nirgends längere Zeit halten. Schon bei den Athenienfern tra⸗ 
ten bald inquifitorifche Elemente hinzu, vermöge welcher es ber öffentlichen 
Behörde nicht nur freiftand, eine Anklage unberüdgichtigt abzumeifen, ſon⸗ 
dem auch verflattet war, kraft eigener Machtvolllommenheit gegen Ders 
brecher, bie durch das Gerücht als folche bezeichnet wurden, einzufchreis 
ten?23). Dort war der Grund einer folhen Anderung des Grunbfages 
befonders darin zu finden, dag man der Verfolgungsfucht und Willkür 
einzelner Mächtigen einen wirkſamen Damm entgegenfegen wollte, und 
es ift dieſes beſonders jegt bemerfenswerth, wo man umgekehrt wieder 
das Inquiſitionsprincip als eine Erfindung des Despotismus zu verfchreieg 
ſucht. Es ergibt fi aber daraus nur, wie jede Staatseinrichtung für 
gut ober ſchlecht gehalten werden Tann, je nachdem fle von den Beamten 


19) Intereffant find hierkber die Bemerkungen in Bentham’s Grunde 
fägen der Criminalpolitik, bargeftellt von Hepp (Tuͤbingen 1839), $. 80. 

20) 9. Sagemann, Handbuch ber gerichti. Unterfuchungstunde Bd. I 
(Frantfurt 1838), $. 451. 

21) Geib a. a. D. &. 258, 

22) Carpzov., pract. rer. crim. Pars. III. quaest. CIV. ar. 8, 
meint zwar, daß auch in fpäteren Briten biefe Prozeßart ſich ganz nach ben 
Regeln des en gerichtet habez allein er kannte den Anklageprozeß 
nicht aus eigener Anſchauung (cf. nr. 7. eod.) und es iſt gewiß, daß fchon 
im Bamberger Stabtrechte Cm 14. Jahrhunderte) der Schulthriß und ber Gent: 
graf den Ankläger unterflügen ober eine von ihm aufgegebene Anklage wieber 
aufnehmen und fortfegen burften. Zöpfla. a. D. ©. 135. 

23) Diefer Officialprozeß hieß unvrang. Das Verfahren beruhte dann auf 
ähnlichen Zundamenten, wie heutzutage der auf einfache Bezuͤge eingeleitete 


Gtrafprogeß. Platner, der Prozeß und bie Klagen bei ben Attikern (Darm⸗ 


ſtadt 1824), Th. I, S. 354. Geib a. a. D. ©. 108. 


Lv 
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gehandhabt wirb. Denkt man freilich an bie großen Verltrung 
denen ber Inquiſitionsprozeß zur Zeit der Verfolgung von Hexen un 


Zauberern unterlag, fo darf nicht In Abrede geftellt werben, daß es md 


niemals eine größere Verirrung der Zuftiz gab; aber wer wollte fo m 
gehen, zu behaupten, daß von’ biefer Verfahrungsweiſe auch nur iu 
Spur auf unfere Zeiten herübergefommen fei? 

An Rom ſchwankte der Prozeß eine Zeit lang zwiſchen dem Ir 
klage⸗ und Inquiſitionsprincipe 2%). Zuerft wurde bie Popufarkiage, ie 
fofem fie vor die Volkscomitien gebracht werben follte, auf das Diga 
bee Magiftratspetfonen befchränkt2®), und zwar deßhalb, weil mit jem 
Staatskörper, vermuthlidh in Kolge widtiger Erfahrungen, nicht me 
betiebig ein Jeder, dem es gerade einfiel, verhandeln ſollte, fordern ge 
wuͤnſcht wurde, daß die Vorträge auf eine geordnete geſetzliche Weile ge 
halten mwürben?2). Man San fich leicht vorftellen, dag die Aufixen, 
wenn fie folchergeftalt bei ben Tribunen u. |. w. anhaͤngig germadr mar 
den, eine Revifion und kaͤuterung zu erfahren hatten, und daß die fe 
Mäger, Im Falle die Sache von vorn herein grundlos erfchien, dedes 
abgeriahnt wurden, fo daß biefes Verfahren bereits Aehnlichkeit mit der 
heutigen Anklage durch Staatsprocuratoren?”) hatte. 

Allein diefer Anfang eines Ueberganges ber Progebetreibung in bie 
Hände der Beamten erlitt dann wieber eine factifche Beſchraͤnkung dadurch, 
daß die Gerichtsbarkeit der Wolkscomitien meht und mehr befheduft“”), 
ja zuletzt gänzlidy aufgehoben wurde, To daß bie fländigen Commifſaͤre 
der Iegteren und bes Staates, genannt Qudfltoren (quaestioner per- 
nn 29), faft allein im Beſitze ber Steafrechtöpflege fih drfanden- 

ei dieſen durfte fchon feit Ihrem Beſtehen von Seiten eines jeden Bär: 


gers Anklage erhoben werben, und fe verhandelten ungefühe wie bie hat 


tigen Unterfuchungsrichter, nur mit dem Unterſchiede, bch fe il 
auch zu der Aburtheilung, wozu fie jeboch mit anderen Rechteverftändie 
gen zu Rathe gingen, bevollmaͤchtigt waren. Geht man übrigens nähe 
auf diefes Verhaͤltniß ein, fo erkennt man bald, daß die freiwillige An⸗ 
Mage, aus der Mitte des. Volkes in den melften Fällen wohl nr dm 
Namen bergab, und die eigentlichen Verfolger der Verbrecher doch folde 
Perfonen waren, die, wenn nicht dazu angeftelft, fich body ein ſtoͤndiges 
Geſchaͤft daraus machten. Diefelben hießen Quadruplatores, inſofern ft 





r 
24) Seib a. a. O. &. 535. > 
25) Diefe waren in ber Regel die Tribunen, außerdem aber auch bie Adv 
len, Prätoren und Quaͤſtoren. Geib a. a. D. ©. 100. , 
26) Dazu wirkte auch ber gefchäftlihe Grund mit, baß bekanntlich em 
ſolche urtbeilende Volksverſammlung nur je einen Tag lang bauerte und deher 
möglichft gedrängte Verhandlungen nothwendig waren, um fertig zu 
27) Maurer, Geſch. bes altgerm. Gerichtsverf. &. 146—154. 
. 28) Am Iängften mag fl, nad) der Natur der Sache, wohl ber Gern 
erhalten haben, bie Anflagen wegen Staats: und Religions verbrechen 
vor ben Comitien zu verhandeln. 
29) Ueber die wahre Bedeutung dieſes Wortes ſ. Hugo, Rehtögiä- 
Au ee Anm. 2. Roßhirt, im n. Arie des Srimim Irehtet 
o ’ . 
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ihre Anzeigegebuͤhr aus dem Vermögen der Verurtheilten, Indices aber, 
inſofern fie ſolche aus ber Staatscaſſe erhielten?®).- Als dieſes Beloh⸗ 
nungeſyſtem allgemein auch auf nichtſtaͤndige Angeber ausgedehnt wurde, 
fo entſtand ganz begteiflich die Anſicht, daß die Kiagerhebung kein ehren⸗ 
Volles Gefchäft fer?!) und nun waren die Duadruplatores und. Indices, 
mit Ausnahme der Anklagen von Seiten der Beſchaͤdigten und Verletzten 
ſelbſt, Herren und Meifter in der Verfolgung ber Verbrechen. Da dies 
felben immer zugleich auf eine Prämie ausgingen, fo läßt ſich unbebenfs 
Lich annehmen, daß fie balb ganz und gar von den Quaͤſtoren abhängig, 
b. 5. infteniet wurden, wie fie fi im allgemeinen zu verhalten hatten, 
und wie fie im einzelnen Falle einfchreiten mußten; fein Wunder alfo, 
daß dieſer Accuſationsprozeß allmälig in einen Snquifitionsprogeß, d. b. 
in ein Verfahren von Amtswegen Überging, wenn aud zum Scheine??) 
immer noch eine Anklage erfordert wurde. 

In dieſer Beichaffenheit uͤberkam das roͤmiſche Necht auf unfere 
Voreltern; es mußte jedody weitere Mobificationen durch die Einwirkung 
der Bloffatoren und der. päbfllichen Berorbnungen erlidtn. Die Ents 
ftehungsarten eines kirchlichen Strafverfahtens waren: b 
2) Die Erceptio?). Wenn nämlich Jemand eine Perfon, die 
ihm im Wege fimd, wie 3. B. einen Ankläger, Zeugen oder Dienfts 
concurrenten, befeitigen wollte, fo konnte er ein von derfelben begangenes 
und noch nicht gerügtes Verbrechen zur Anzeige bringen; vermochte er 
den Beweis darüber zu führen, fo war ber Sieg gelungen *%). 

b) Daneben beftanh die Accuſatio im ebmifchen?®) Siune fort, 
und eine foͤrmliche Berechtigung erhielt 

c) die Denunciatio. Diefe hatte lange einen rein Tirchlichen 
Charakter und führte mur zu eigentlichen Bußen 6), während bie erftere 
alle Verbrechen geiftlicher und weltlicher Perfonen umfaßte. Endlich 

d) bitbete fi In ber Notoria?”) ein Ausgangspunkt zum Official⸗ 
verfahten, d. h. ed ward nun ben Gerichten zus Pflicht gemacht, Ver⸗ 





N 

80) Beib a. a. D. S. 104—106, 

31) Geib a. a. O. ©. 260. L. 4. C. Th, de accus. L. 4. C. J. ad 
Leg. Jul. repet.. Ä 

82) Dem Wefen nad) waren jene’ Hinterbringer Feine Ankläger mehr, fons 
dern Denuncianten, wie heutzutage bie Gerichts⸗ und Polizeibiener und 
wie in ben — Provinzen bie stationarii, curiosi, irenarchae und nun- 
ciatores. Henke, Handbuch des Grimtnalrechtes Sb. IV, ©. 38, 

83) Auch biefer modus procedendi wurde auf römifshe Befegeöftellen ge⸗ 
ftägt. Vgl. Biener, Gefch. ded Inquiſitionsproz. S. 18, Anm. 9 

34) Es erfolgte übrigens Feine beiondere Buße darauf, fondern fie beftand 
barin, daß der Angegriffene einen Nachtheil an feiner Ehre litt. R 

85) Diefe follte eigentli bee processus ordinarius bleiben; allein bie 

vos ara es andere. Carpzov,, pract. rer. crim. P. III. quaest. 

+ NT, 1— @ x 

36) Ueber bie weitere Ausbildung des Denuneiationsprozefied |. ben, Art. 
‚Anzeige in biefem Werke. , 

87) Diefeibe fügt ſich auf Paulus an bie Galater V. 19—21. und ift 
fanctionirt durch Innocenz IIL in c. 31. X. de simon. und c. 24. X. de acc. 
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brecher, bie durch ein glaubwuͤrdiges Geruͤcht als ſelche bezeichnet wuch 
zu verfolgen. Da es hier gar keines Anklaͤgers bedurfte, fo war d 
unverkennbar ein weiterer Schritt zur Selbſtſtaͤndigkeit der amtlichen Gi 
minalprocedur und es ſchloß ſich daran das Inſtitut bee biſchoͤfh 
Sendgerichte?®), worunter eine Anzahl angeſehener Perſonen zu wi 
ftehen iſt, die bei der Ankunft der bifchöflichen Viſitatoren 2%) denſelbe 
zur weiteren Unterſuchung angeben mußten, was bie mala Fama ük 
bie Bewohner eines gewiſſen Sprengels ausgeftreut hatte, und zusied 
mußten biefelben dann auc den Bewels hierüber befchaffen. 

Erſt durch Innocenz II. warb nicht nur ber Sache, ſondern anf 
dem Namen nad die Inquifition eingeführt. In ihrem Ucfprung 
hatte fie nur den Zweck, gegen Geiftliche und zwar au) gegen Gamer 
tionen einzufchreiten, wenn Nachthelliges von benfelben bekannt mwurk. 
Dem Weſen nah war dieß kaum etwas Anderes, als eine Notoriz ut 
Be Formen. Die üble Nachrede (infamia, suspicio) tmurde van 

ezuͤchtigten (infamatus) durch einen Unterfuchungscommiffär worgefalu 
und es fland dann ihm frei, nicht ſowohl das Gerücht ſelbſt, fanden 
auch die Statthaftigkeit des Verfahrens zu bekämpfen, und erſt mau 
diefe Einwendungen durch en Decret befeitigt waren, konnte das eins 
liche Unterfuchungsverfahren beginnen. 

Damit wurde denn fpäter auch die Denunciatio in der Art vereinigt”), 
baß neben der eingeleiteten SInquifition ein Denunciant auftreten Bonnts, 

. mit dem Erbieten, das vorhandene Gerücht durch Beweis zu erhaͤrten 
(inguisitio cum prosegaente seu promovente)*!). Hierbei mar dit 
Hauptunterfchied von der reinen Inquiſition, daB ber Bazuͤchtigte, dm 
Galle ber Beweis nicht gelang, eine Verleumdungsklage gegen ben 
nunclanten batte. — 

Die ſogenannte Ketzerinquiſition (inquisitio haereticae pravitatis) 
iſt im Grunde nichts Anderes, als jene Inquiſition, mit der Bugede ed 
Sendgerichtes, wie es die Notoria regulixt hatte. Allein dadei blieb «6 
nicht allenthalbenz es ſchlich fich namentlich der Mißbrauch ein, daß den 
Angefchuldigten die Namen der Angeber und Zeugen verheim: 
Licyt?2) wurden, welches bei der urfprünglichen Inquifition nimmermeit 


88) Am belehrendſten hierüber: Wiener, Geſch. des Inquifitionäpregfi 


89) ueber deren Urſprung Boehmer, ius eccles. III. 39. $. 17. De 
ranti, speculum Tom. III. Rubr. de inquis. $. quando autem und $, ns 
traotemus. i 
40) Diefe Art des Werfahrens bildet jegt wohl bie Hegel in Teutſchlach 
indem meiftentheild ein Diener der Juſtiz oder Polizei bie erfte Anzeige WM 
einem Verbrechen macht und ſich fortan bemüht, die Beweismittel zu befhofer 
©. bild Bert BI. 1, ©. 30 
4f) Duranti fagt a. a. D.: ingquisitlo solennis fit quocunque sh 
promovente et prosequente ipsam. 
42) Henke, Handb. bes Criminalrechtes Bd. IV, ©. 44, In cm 
fehr feltenen, aber denkwuͤrdigen Buche: Histoire de l’inquisition et son At 
gine. Cologne 1693, heißt e8 ©. 203: C’est en vain que l’accase fak ’# 
_  stance pour scavoir les temoins, qui ont deposs contre lui; I’on coot⸗ 
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eſchehen durfte Hierin liegt augenſcheinlich der Keim eines gehei⸗ 
nen Verfahrens, welches ſich nachher als ein wahrer Fluch aller 
)erer ausbildete, welche mit der herrſchenden Kirche zu diffentiren das 
Angtäd Hatten, und es fußen darauf*?) auch die fpäteren Mißbräuche 
und GSemaltthaten ber fogen. Vehmgerichte. 

In Epanten begnügte man fi bamit noch nicht, fonden «8 wur⸗ 
derr Öffentliche Ankläger.**) beftelit, melde das Gefhäft hatten, nicht 
nur alle vermeintlichen Sende der Kirche, fondern auch andere der Wer 
gierung gefährlich fcheinende Subjecte auf folhem Wege zu verfolgen. 

Leicht ift es einzufehen, warum die Anklaͤger und Zeugen nicht mehr mit 

Dramen genannt wurden, denn man erfparte baburch denfelben bie Gefahr 
einer Galummnienftrafe, wenn fie gewiffenlofe Angaben gemacht hatten. Die 
natürliche Folge davon mar, daß ein Jeder, ber ſich bei den kirchllchen 
eder weltlichen Oberen beliebt machen oder eine Anwartſchaft auf bie 
Gunft der Vorfehung, mie e8 der damalige Aberglaube mit fich brachte, 
erwerben mollte, unbedenklich -auf den leifeften Argwohn, ja auf ein blos 
Se8 Dafürhalten, mit einer Denunciation auftreten fonnte. Nimmt man 
dazu das furchtbare Gemaltmittel der Tortur 25), fo kann es gar nicht 
befremden, daß die meiften Unterfuchungen gegen Keger und Deren das 

Ergebniß einer Ueberweifung und Werurtheilung lieferten, ohne daß «6 
für die mißhandelte Unfchuld irgend eine andere Appellation ald an das 

Jenſeits gab *9). 

Daß auch in Zeutfchland die erſten Elemente bes Strafprozeſſes 
aceufatorifh?”) waren, ift durch bie Forſchungen vieler verdienter 
Männer außer Zweifel gefegt?®); es follte übrigens diefe hiftorifche 
Wahrheit noch viel öfter und eindringlicg wiederholt werden, damit enbs 
lich das zur Verbeſſerung dieſes in Verfall gerathenen Juſtizzweiges hier 
und da noch hinderlich in den Weg tretende Vorurtheil, als begehrten bie 








todjours à les Ini celer. Tl Ini est seulement permis de les deviner et 
de demander, si ce ne sont pas tels et tels, qui sont ses ennemis. 


x = Wigond, das Femgericht Beftphalens (Hamm 1825), ©. 858, 


nm. ® 
44) Promotor fiscal. ©. Henke a. aD. S. 45. 
45) Biener a. a. O. ©. 73 


46) Es gereicht den germaniſchen Ländern zum Ruhme, daß fie fih, troß 
der Zudringlichkeit der damit beauftragten Dominflaner und Franciefaner, einer 
fo ſcheußlichen Procedur zu erwehren mußten. Es find auch alle bocumentaris 
* ueberreſte der fogen. Heiligen Inquiſition in ſpaniſcher Sprache abge⸗ 
aßt. Biener, Geſch. des Ingmifitionsproz. S. 69, 
47) &. ben Art. Anklage in diefem Werke. : 
- 48) Eine bierher gehörige Stelle findet ſich in den Gapitularien Lib. VII. 
c.359.: Placuit, ut nullus quemguam Clericorum vel laicorum de suspicione 
i * indicare praesumat, similiter nec sine accusatore legitimo 
quispiam condemnetur, quia possimum et ‚periculosum est, quem- 
quam de suspicione indicare, aut sine legitimo accusatore quemguam dam- 
nare. ©, aud Henke, Grundriß einer Gefchichte bes peinlichen Rechtes Bd. I, 
S. 171 flg. Maurer, Geſchichte des altgerm. Gerichteverf. $. 80. Biener, 
Geſch. des Inquifitionsprog. &. 119. Böpft, das alte Bamberger Recht $.35. 
Vv 29 
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Anhänger des Anklageverfahrens ein hlerlands ganz neues Eyperi 
welches ſich unſeren Ueberlieferungen nimmermehr anbequemen lafſſe, 
beſeitigt wuͤrde. 

Die Germanen hatten, wie geſagt, gleichfalls eine Zeit, wo fie! 
Verbrechen durch Blutrache zu vergelten ſuchten, und als dieſes 
recht ihren Sitten anfing zu widerſtreben, trat das Mittel der Ruͤge 
richterlihen Beamten ein. Hierbei zeigt fi) bie Eigenthuͤmlichkeit, 
der Anklaͤger mit Gehilfen auftreten mußte, welche nicht ſowohl bas 
teisfactum, als den böfen Leumund befräftigen follten. Es waren 
anfänglich zwei bis drei und fpäter auch fieben, welche eidlich ausfagten, 
daß fie dem Anklaͤger Wahrheit zutrauten (coniuratores) „ und mM 
nannte diefe Art der Ueberführung eine Ueberfiebnung*?). 

Dagegen hatte ber Angeklagte das Recht, fich durch einen Eib“) 
von dem Verbachte zu reinigen S!), oder aber es ſtand ihm frei, je nah 
Alter und Stand, einen Zweilampf mit bem Ankläger zu befice, 
oder endlich wurden ihm auch gewiffe Unfchuldsproben auferlegt, die au 
Gottesurtheile nannte, Über welche bereits fo Vielerlei und in dien 
möglichen Formen berichtet worden iſt, daß es kaum nöthig fein barfk, 
hier noch ein Weitere darüber zu fagen. 

Eine nicht minder auffallende Erſcheinung iſt, daß im Teutfäied 
in frühefter Zeit ſchon öffentliche Anftäger (advocati de parte publica)®) 
vordamen, welche wegen Verbrechen, die zunaͤchſt das Gemeinweſen ge 
faͤhrdeten, auftreten mußten, eine Erſcheinung, die unferem Vaterlande 
um fo mehr zur Zierde gereicht, als bee fo fein bucchgebildete roͤmiſche 
Staat niemals darauf verfiel, während es doch in die Augen fpringt, 
daß erſt auf biefem Wege bag, niedrige Motiv der Rache, welches Im 
Privatanklagen ſtets mehr oder minder zu Grunde liegt, binmweggerdumt 
werden kann. Man blieb auch nicht bei vereingelten Barfucen fieben, 
fondern es bildete ſich ein fogen. fiscalifher Prozeßs?)übaal fürm: 
lich aus und dauerte bis in bie zweite Hälfte des. vorigen i 
derts fort. " 


49) Henke a. a. O. S. 172. 3bpfla. aD. ©. 144. , 
50) Die Angeklagten durften auch ihrerfeits zur größeren Wekräftigung 
Eidesheilfer beizichen. 

1) Biener a. 0.09. S. 137. Diefer Eid hat fich ungeachtet feine 
nothwenbigen Bufammenhanges mit dem Anklageprozeſſe, d. i. mit dem tonftes 
bietorifchen Verfahren, dennoch in manchen Ländern bis in unfere Tage neben 
dem SInquifitionsprincipe forterhalten. Just. Henr. Boehmer, dis. de 
usu iuramenti purgatorii in-caus. .crim. Halae 1732.. (In Exerdt. A 
Pand. T. III. Er. 48.) Abegg, hiſtoriſch practifche Erörterungen aus dem 
Gebiete des frafrehtl. Verf. Abb. 1, S. 1150. Wendt, bie teutſche Fr 
cultaͤtspraxis in Strafrechtefällen &. 15%. 

22) gen! ze Handbuch des Criminalrechtes Bb. IV, S. 47. Biest 
a. a. L} ® ® 

53) Zunaͤchſt war die Wirkſamkeit des advocatus fisch nur auf Amtiver 
brechen und Verbrechen gegen die Staatshoheit befchräntt. Gpäter wurde fit 
aber auf alle Werbrechen ausgedehnt, wegen beren Feine Privatantiäger auftta⸗ 
ten. Bopp, in der v. JSagemannsRöliner’fchen Zeitfchrift fuͤr teutſches 
Strafverf. Bd. II, S. 820, 826 fig. Maurer a. a. O. $. 119, 120. 
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Wäre es fo geblieben, fo barf man überzeugt fein, baf das teuts 
che Strafverfahren an dee Hand einer fo tief eingehenden und einfichts« 


»ollen Doctrin zum erfien Muſter für alle civiliſirten Staaten ſich geftals 


tet hätte, und wir würden jegt nicht in der Lage: fein, unfere nationalen 
Rechtsformen dem Auslande, wo fie zum Shell fehr verfälfcht find, wieder 
abzulauſchen und abzuborgen %), Da kam aber bie romaniftifche Juris⸗ 
prudenz und bie canoniftifche Hierarchie dazwiſchen, welche beiden geiftigen 
Sewalten dem unbefangenen Weſen unferer Altvorderen fo imponitten, 
daß biefelben, wenn ‚gleich anfangs fehr widerftrebend, fich endlich gefallen 
ließen, daß bad fremde Recht an die Stelle des eigenen gefegt wurde. 
Alle teuefchen Studenten, wenn fie irgend Anſpruch auf höhere wiſſen⸗ 
ſchaftliche Bildung machen wollten, begaben ſich nach Bologna, wo fie 
von germanifchen Rechtsinſtituten gas nicht, um fo begeiftertere Vor⸗ 
teäge aber über das juftinianifche und päbftliche Recht hörten. Begreiflich 
iſt es, daß alsdann bie fo erzogenen doctores iuris, wenn fie im Vaters 
ande ihr Wiſſen anwenden follten, auf bie einheimifchen Gewohnheiten 
immer weniger Rüdfiht nahmen, ja diefelben, als ihren Gonfequenzen 
im Wege ſtehend, zu verdrängen fuchten. - Ä 

In den reinen Anklageprozeß mifchte fich daher das Inquiſitions⸗ 
princip nad) dem jüngften Beſtande des römifchen Nechtes, insbefondere 
aber nach den Dectetalen Innocenz III.95), mogegen an und für fich 
nichts zu erinnern wäre, wenn nicht biefe Schlinspflanze ben Urſtamm 
allmaͤlig uͤberwuchert und erdruͤckt hätte. 

Noch in der Bambergenſis erkannten die Geſetzgeber kein anderes 
Princip an, als das der Anklage, und felbft in der Carolina iſt daſſelbe 
als Megel aufgeftellt und nur ausnahmeweife des Einfchreitend von Amtes 
wegen gedacht). Die bemeift wohl am beften, baß man das fremde 
Recht fo lange als möglich entfernt halten wollte. 

Zum richtigen Verftändniffe der nachfolgenden Perioden ber Gefchichte 
des teutfchen Prozeffes dürfte e8 wohl nicht am unrechten Plage fein, 
hier noch einen Ueberblick von dem Verfahren zu geben, wie es vor der 
Emanation ber eben genannten Gefegbücher eingehalten wurde, Durch) 


54) Wohl verdient es Beherzigung, was Maurer, a. a. O. &. 154, 
fagts Aus dieſem Allem ſcheint mir fo viel hervorzugehen, daß Fiscal und 
Staatsbehoͤrde gleichen Urfprunges find, wofür außerdem auch noch ber 
in Frankreich zuweilen vortommende Name procureur fiscal fpricht. Während 
jedoch Frankreichs Könige, zum größten Nusen für Volt und Staat, biefes 
Anftitut immer mehr und mehr verbolltommneten, immer höher und höher ſtell⸗ 
ten, warb bemfelben in Zeutfchland faft mit jedem Zage ein befchränftes 
zer Geſichtskreis angewieſen, und fo feine urfprüngliche Bebeutung in ber Art 
fogar entflellt, daB man nur noch mit Hilfe der Sefchichte ben gemeins 
famen Urfprung zu erfennen vermag. > 

55) Eine fehr anfchauliche Ueberficht der hierays bervorgehenden Grunbfäge 
einer Procebur liefert Biener in feiner Gef. des Inquifitionsproz. S. 48— 
54, wobei zugleich gezeigt wird, daß der Grundgedanke nicht neu, fonbern 
ſchon in dem Prozeſſe auf Rotoria und Infamia zu finden ill. 

56) Henke, Handbuch bes Griminalrcchtes Bd. IV, S. 48, 49. 
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die Entdeckungen von Handfchriften über das alte Bamberger" Hecht! 
iſt es in neuefter Zeit möglich geworden, hierüber ziemlich vollſtaͤnd 
Auskunft zu geben. | 
Es wurde bereits oben angedeutet, daß ein weſentliches Erforbern 
zur Einleitung einer Unterſuchung von Altersher ſtets eine Anklage wu 
Diefe Eonnte aber unter gemiffen Almftänden eben fo leicht burchgea 
werden, als fie anberentheild bedenklich erſchien. Es kam naͤmlich bare! 
an, ob ber Xhäter wegen befchrieaner oder unbefhrieener That?" 
angezeigt wurde. ine befchrieene That warb biejenige genannt, | 
der Verbrecher entweder während ober unmittelbare nach ber hat beine 
fen wurde. Gelang es, Ihn fofort zu ergreifen, fo war «6 eine hands 
haftes®) That, aber es gehörte dazu mefentlich auch die Erhebung eins 
Geſchreies 80) (Geruffte), d. h. es mußte yor dem Richter nachgesickz 
werden, daß die Zeugen ber That den Verbrecher al6 ſolchen angmum 
hatten; welches nicht ohne tiefere Bedeutung war, indem man bain 
wohl eine Probe fuchte, ob der Angeklagte wirklich ſchon im erſten Ange 
blicke als der Thaͤter erkannt wurde, wie 3. B. zur Machtzeit, oder im 
Sedränge und Auflaufe‘'), Konnte das Beſchrieenſein bewahrheitit mr 
den, fo war der Prozeb in Kurzem zu Ende, denn bee Thaͤter durfte 
‚bier Beine Einceben vorbringen und keinen Reinigungseib ſchwoͤten, fans 
bern er galt als vollftändig überführt. Hatte man ſich jedoch feiner nicht 
bemädhtigt und konnte er nicht wieder ausfindig gemacht werden, fo wer 
wieder zu unterfcheiben zwiſchen uͤbernaͤchtiger und nihtübernäd: 
tiger That. Im lesteren Falle fprady bas Gericht, wenn nur dab 
Geruffte dargethban war, fofort die Mord acht, d. i. ein Coutumacial⸗ 
erfenntniß gegen ben Slüchtigen 02) aus). Dieſes Wort zeigt ſchon, 
daß ein ſolches Verfahren zunaͤchſt für das Verbrechen des Motdes aufs 
geftellt war; aber e6 trat nachher eine ausdehnende Anwendung auf ale 


57) Die veichfte Ausbeute gab ZdpFL in dem ſchon angeführten Budk: 
Das alte Bamberger Recht als Duelle ber Carolina (Heibelb. 1839), $- 1-1 

58) Mittermaier, das teutfche Strafverf. Bd. I, S. 60. Zöpfle 
a. D. ©. 136. 

69) Schon im Sachſenſpiegel III. Art. 54, 5. 4, if hierven it 
Mede: Daß cin Kranke feinen Leib nicht verwirken mag, er werbe bean in ka 
haffter That ergriffen. Vgl. auch Schwabenfpiegel Art. 24, $. 7. 

60) Dazu war ein jeder Bürger , ber zur Thatveruͤbung kam, verpfliätk: 
Dreyer, Rebenftunden ©. 79. Haufhild, Gerichtsverf. &. 167. 

61) Gewiß liegt darin eine größere Garantie für die Glaubrwürbigket Di 
Zeugen, als wenn fie erft hintennach fich befprechen und oft erft durch Gombi: 
natiomen oder durch das Berächt barauf geleitet werben, Diefen ober Ja@ 
als den Thäter zu begeichnen. 

’ 62) Das Bamb. Stadtrecht $. 150 fpricht zuerft hiervon. Dann wet 
diefe befonbere Deopefart mehr ausgebildet in der Bambergifchen Halsgerichs⸗ 
orbnung $. 229—242. 

63) Auch dieſes gefhah nur anf Antrag. Bambergenfis $. 231: 6 
dann bes erfchlagen ober ermörbten Freunde den tätter fo der nit in geft 
nuß lege, in bie mordacht fprechen Laffen woͤl len, fo füllen unfere Pannrihle 
deßhalb ein Halßgericht zu beſetzen erſuchen. 


= 





‘ 
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Gapitalverbrechen ein). Au ben Foͤrmlichkeiten derfelben gehörte, daß 
der Leichnam des Getödteten ober wenigfiens ein Stuͤck von ihm oder 
feinem Anzuge (Leibzeichen) vor Gericht gebracht, daſelbſt inſpicirt und 
von den Verwandten die Identität verſichert wurde, welches in der alten 
Rechtsſprache der blidende Schein hieß. | 

Der in die Mordacht verfällte Verbrecher konnte dann von dem 
Anklaͤger und feinen Freunden überall verfolgt und verhaftet werden, 
worauf er, wenn er nicht fofort die Unfchuld bewies, ben Rod zu erieis 
-den hatte. 

Auf übernächtige That Hingegen durfte bie Mordacht nicht cher ers 
kannt werben, als bis der Angeklagte dreimal, je mit Friſt von vier 
zehn Tagen, zur Vertheidigung vorgeladen 5) war und ſich nicht geftellt 
hatte; und fand er ſich wirklich ein, fo hatte er hier das Recht, ſich 
frei zu ſchwoͤren oder den Nothwehrftand zu beiweifen. oa 

Auf imbefchrieene That konnte vor Allem ein Contumacialerkennt⸗ 
nig niemals ergehen, fo wie au nicht die Verhaftung geflattet war. 
Aus dem fo eben Geſagten geht hervor, daß bei unbefchricener That Beine 
directen Zeugen vorhanden waren; denn als ſolche konnten fie ſich nur 
durch das im Augenblide der That erfolgte Geruffte ausweilm: es war 
alfo kein anderer Beweis als ber durch Indicien, welche man damals 
durch Inzicht und Leumund bezeichnete. Der Angeklagte durfte verlangen, 
dag ihm alle Verddchtsgruͤnde einzeln vorgehalten wurden und wenn er 
darauf Fein’ Geſtaͤndniß ablegte, fo war er frei. Durch diefe Prozeßart 
ift die Folter in unfer Vaterlahd hereingegogen worden. Die ungelehrten 
Michter trauten fich nicht zu, aus zufammmtreffenden Umſtaͤnden einen 
fiheren Schluß auf bie Schuld oder Unſchuld zu ziehen und fie. mochten 
doch in gar vielen Fällen fühlen‘), wie fehe die öffentliche Sicherheit 
durch fo anzureichende Weberführungsmittel gefährbet war. Dan fing 
daher an, erſt die Unfreien und Nichebärger 7), dann aber alle Inzichger 
ohne Ausnahme, fobalb der Verdacht einen hohen Grad Trreicht hatte, 
durch die Tortur nachdruͤcklicher zu befragen, ob fie wirflid mit gutem 


Gewiffen ihre Unfchuld behaupten koͤnnten. Später glaubte man aber 


auch da diefes bequemen Berificationsmittels ſich bedienen zu müflen, wo 
bereits volftändiger Beweis vorlag *?), 


64) Man gebrauchte dann die allgemeineven Ausbrüde: Acht, Unters unb 
Oberacht, Reichsacht; Bann, bannum iuris, bannum imperiale et provin- 
ciale. Carpzov, pract. rer. crim. P. Ill. quaest. CXL. nr. 19— 40. 
Engau, ius crim. $. ; j 

65) Verkündung des erften, anderen und britten Rechttages. Bamberg. 
} 294239. Man erkennt daraus, mit welcher ungemeinen Borfiht da vers 
aheen wurde, wo man die, damals fogenannte, regina probationnm,, das 
GSeſtaͤndniß nicht beibringen Eonnte- Denn vor dem Erfcheinen der Carolina 
wurde auch ba noch die Folter angewendet, wo zwei claffifhe Zeugen aufgetres 
ten waren. Biener, Geſch. des Inquifitionspros. &. 158. we 

66) Böpfla. aD. ©. 141. 

67) Die Bürger wurben bios * Reinigungseide angehalten. Aber auch 
hier blickt die Idee der Folter dur 
spiritaalis. gl. Koch, instit. iur. crim. $. 889. 
68) Ze mehr Fortfchritte das inquifitorifche Verfahren (im canonifchen Sinne) 


: denn man nannte dieſen Gib eine tortura 
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Die allgemeine Meinung ging lange Zeit dahin und wirb zum 2 
noch gehegt, daß das Inquifitionsprincip in feinen verbammlichen Az 
wüchfen feine Wurzel in den alten VBehmgerichten‘?) babe; weßhe 
es wohl nöthig fein wird, hier noch einige Worte darüber zur fagen. 

An ihrem Urfprunge hatten bie Behmgerichte eine Durchaus zu 
lobenswerthe Tendenz, indem fie es fih zur Aufgabe machten, Ki 
durch Rohheit und Fauſtrecht in Verfall gerathene Juſtiz wieber auf du 
geordneten Weg zu führen. Sie waren von den teutichen Kaifern ui 
nur genehmigt 79), fondern fogar in der Weiſe privilegirt, daß ihre Ge 
richtsbarkeit, während fie ihren Sig immer nur in Weſtphalen hatın, 
über das ganze teutfche Meich ausgedehnt wurde. 

Nur das Eine kann vieleicht zu einer fehlerhaften Richtung di 
fpäterhin allgemein geworbenen Inquiſitionsprozeſſes beigetragen hab 
daß die fogen. heilige Vehme ihre Verhandlungen insgeheim pie 


weßhalb fie auch wohl geradezu beimtiche?!) Gerichte genannt ww 


x 


den. Ihre Procedur war jedoch eine anbere, als die auf dem Ar: 
Llageprincipe bernhende. Es waren nämlich die Sreifchöffen is 
für allemal aufgeftellt, ‘un den Verbrechen nachzuſpuͤren und fir das 
im Wege der Anklage vor dem VBehmgerichte zu verfolgen 72). Auf he 
Anklage erging eine Ladung, über deren Zuftellung fireng formelle Be 
weis ?®) verlangt wurde, und wenn ber Gelndene nicht erfchien, fo felg 
ten noch zwei weitere Ladungen und erft auf das dritte Ausbleiben ſpech 
bas Gericht ein Contumacialerkenntniß, genannt Vervehmung, Acht 
oder Oberacht?*), gegen den Angeklagten aus. Aus biefem legte 
Verfahren entftanden abermgis viele Graͤuel, naͤmlich dadurch, baf eine 

vervehmte Perſon aller Orten, wo fie einer von ben, durch gan Zrutkhs 


land verbreiteten, Freiſchoͤffen aufgeiff, durch denfelben?>) vom Leben 


zum Xode gebracht werden konnte, ohne bag vorher eine Whrliefmung 
an das urtheilende Gericht nothivendig geweſen waͤre. Die Veymgerikte 


machte, um fo ausgebehnter warb ber Gebrauch ber Folter. Henke, Sun 
einer Geſch. bes peint. Rechtes Bd. II, ©. 209. 

69) Zur Erforfchung des Urfprunges und Verfahrens biefer Gerichte ge 
ſchah in neuerer Zeit viel, befonders durch: Eichhorn, teutſche Staats⸗ mi 
Rechtsgeſch. Bd. III, $.418—422. Kopp, Über das Verfabren ber heimlidn 
Gerichte in Weftphalen. Bert, Geſch. ber weftphätifchen Greigerichtt. Br 
men 1815, Wigand, bas Femgericht Weftphalende. Damm 1825. 

70) Man war im Mittelalter feften Glaubens, daß die Wehnagerichte tar 
Kati den Großen inflituirt. worden ſeien; es find aber bisher noch ge 
Keine biftorifchen Belege zu biefer Zrabition beigebracht. . 

71) Wigand a.a.D. ©. 275, 857, vgl. jedoch auch S. 367, 39. 
—— — Strafverfahren Th. I, © 72. Wiganduk 


. sl. 
73) Bigand a. a. D. ©. 861. 
7%) ©. oben Rote 64. 
75) Bigand, a. a. D. ©. 426, berichtet hieruͤber: Der Geoͤchten der 
Berfemte hatte nicht nur kein ficheres Geleit, fo daß man eine Unthat an Ihm 
begeben, und Jeder fih an ihm, als einem rechte und frieblofen Mann, vet⸗ 
— konnte; fondern es war eine Pflicht der Genoſſen, den ausgeſp 

(u der Berdammung zu vollſtrecken. 


) 
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find Übrigens Im Laufe ber Jahrhunderte fo fehr in Willkuͤr ausgeartet? 6), 
daß ihre emdliche Aufhebung durch kaiſerliche Machtſpruͤche, fo wie früher. 
ihre Entflehung, eine Wohlthat genannt werben durfte. 
Diefe Arten des Verfahrens waren es num, durch welche im Mittels 
alter und bis zur allgemeinen Bekanntwerbung und Befolgung bes kaiſer⸗ 
ttchen Gefegbuches in Zeutfchland das Strafrecht gehandhabt wurde, und 
man pflegte als bie drei vorzüglichften zu bezeichnen: das Richten 1) auf 
bandhafte That, 2) auf blidenden Schein, 3) auf gichtigen 
Mund’) Lebteres bebeutete fo viel, als Geſtaͤndniß, und es liegt alfo 
ſchon in ben Worten ein Schluß auf das Gegentheil bei den zwei vorher 
ebenden Arten, wo em Geſtaͤndniß nicht erforderlich war, weil birecte 
Zeugen vor Gericht treten Eonnten. | | 
| Wenn bereits im Eingange ein Vorzug bes Inquifitionsprincipes 
darin 'angebeutet wurde, daß es die materielle Wahrheit fuche, fo 
muß nun hier darauf näher eingegangen werben. 

Zu viel wuͤrde man verlangen, wem man eine Veruetheilung wicht 
eher zulaflen wollte, als bi6 eine umumftößliche Gewißheit über die Wahre 
bett der Anſchuldigungspunkte vorhanden wäre. Pur fogen. biftorifche 
Wahrheit kann erftrebt werden. Eine mathematifche Gewißheit ift im 
allen Dingen, bie blos auf Erfahrung beruhen, undenkbar; ja. man könnte 
noch weiter gehen und behaupten, baß kein Griminalbeweis fo vollftändig 
fei, daß er die Möglichkeit des Gegentheiles auszuſchließen im Stanbe 
wäre und daB wohl nur in ganz feltenen Fällen alle Erforderniſſe eines 
gefeglihen Thatbeſtandes gleichmäßig 7%) In Evidenz gefegt werden?9). 
Aber wer koͤnnte fich daburch verleiten lafien, das ganze Beweisſyſtem zu 
verwerfen unb dagegen eine Theorie aufzuftellen, vermöge weicher, nur 
apodiktiſche Gewißheit zur Verurtheilung führen dürfte? Es würde dieß 
allee Steafrechtspflege geradezu ein Ende mahen. Man darf alfo unter 
materiellee Wahrheit Leinen höheren Grab von Ueberzeugung verftehen, 
als den vernünftige Menſchen buch Schlußbildungen aus vorgelegten 
Thatumftänden zu ziehen vermögen. Gerade darin ift aber unfere gemeins 
rechtliche Lehre vom Beweiſe noch fehr mangelhaft. _ 


un 


76) Wigand a. a. D. S. 539 fig. 

77) Die Zerminologie ift wegen bes aͤußerſt treffenden Ausdruckes bemer- 
kenswerth. Das Wort: handhaft bezeichnet das, was man jest mit Händen 
zu greifen nenntz das Wort: blidender Schein macht dad corpus delicti gleich« 

ſam felbft zum rebenden Zeugen, und gichtig kommt von gichen, geftehen. 
adpfla a. O. ©. 189, Anm. 10, ©. 141, Anm. 2. 

78) Man weiß fid) zwar immer dadurch zu helfen, daß man von ber Ge⸗ 
wißheit eines Kriteriums auf das andere zurücichließt: aber biefes Verfahren 
ift wieder ein auf Indicien gebauted. Man Tann bie Probe faft am jedem der 
vielen — Criminalfaͤlle machen. 

79) Feuerbach hat ſich offenbar nur durch dieſe, an ſich ganz practiſche, 
Betrachtung zu ber Anficht verleiten laffen, daß Mängel am Zhatbeftande als 
Strafmitberungsgründe wirten (Lehrbuch 8. 98); allein es if ein Unterfchieb zu 
mahen zwiſchen gänzlihem WBeweismangel und ſchwaͤcherem Grade des 
Beweiſes bei einzelnen Theilen des Thatbeſtandes. Vgl. Mittermaier’s 

.Zuſ. J. zum obigen $. in der 19. Ausgabe, . a 
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Die allgemeine Meinung ging lange Zeit dahin und wird zums heil 
noch gehegt, daß das nquifitionsprincip in feinen verbammlichen Auss 
wüchlen feine Wurzel in den alten VBehmgerichten‘?) habe; weßhalb 
es wohl nöthig fein wird, hier noch einige Worte darüber zu fagen- 

An ihrem Urfprunge hatten die Behmgerichte eine durchaus nur 
lobenswerthe Tendenz, indem fie es fih zur Aufgabe machten, bie 
durch Rohheit und Kauftcecht in Verfall gerathene Juſtiz wieder auf einen 
geordneten Weg zu führen. Sie waren von den teutſchen Kaiſern micht 
nur genehmigt 79), fondern fogar In der Weiſe privilegirt, dag ihre Ge 
richtsbarkeit, während fie ihren Sig immer nur in Weſtphalen hatten, 
über das ganze teutfche Reich ausgedehnt wurde. 

Nur das Eine kann vielleicht zu "einer fehlerhaften Richtung bes 
fpäterhin allgemein gewordenen Inquiſitionsprozeſſes beigetragen haben, 
daß die fogen. heilige Vehme ihre Verhandlungen insgeheim pflog, 
weßhalb fie auch wohl geradezu heimliche?!) Gerichte genannt wur⸗ 
den. Ihre Procedur war jedoch keine andere, als bie auf dem Ans 
Slageprincipe beruhende. Es waren nämlich die Freiſchoͤffen ein 
für allemal aufgeftellt, um den Verbrechen nachzuſpuͤren und fie damm 
im Wege der Anklage vor dem VBehmgerichte zu verfolgen ??). Auf bie 
‚Anlage erging eine Ladung, über deren Zuftellung ftreng formeler Be⸗ 
weis 73) verlangt wurbe, unb wenn der Geladene nicht erfchien, fo folge 


ten noch zwei weitere Ladungen und erft auf das dritte Ausbleiben ſprach 


das Gericht ein Contumasialerkenntnig, genannt Vervehmung, Adt 
oder Oberachrt?*), gegen ben Angeklagten aus. Aus dieſem letzteren 
Verfahren entitanden abermgis viele Graͤuel, naͤmlich dadurch, baf eine 
vervehmte Perfon aller Drten, wo fie einer von den, durch ganz Teutſch⸗ 
land verbreiteten, Freiſchoͤffen aufgriff, durch denfelben?S) vom Leben 
zum Tode gebracht werben konnte, ohne daß vorher eine LWeberlieferung 
an das urtheilende Gericht nothwendig geweien wäre. Die Vehmgerichte 


machte, um fo ausgebehnter warb ber Gebrauch ber Folter. Henke, Grundriß 
einer Geſch. bes peinl. Rechtes Bd. II, ©. 209. 

69) Zur Erforfhung bes Uriprunges und Verfahrens biefer Gerichte ges 
ſchah in neuerer Zeit viel, beſonders buch: Eich horn, teutſche Staats: und 
echtögefch. Bd. III, 5.418—422. Kopp, über das Verfahren ber heimlichen 
Gerichte in Weſtphalen. Bert, Geſch. der weftphätiihen Freigerichte. Bw 
men 1815. Wigand, bad Kemgericht Weftphalens. Damm 1825. 

70) Man war im Mittelaiter feften Glaubens, daß die Vehmgerichte durch 
Karl den Großen inftitulrt. worden feien; es finb aber bisher nod gar 
Keine biftorifchen Belege zu biefer Tradition beigebracht. 

71) Bigand a.a.dD. ©. 275, 357, vgl. jedoch auch ©. 367, 369. 
a Strafverfahren Th. I, ©. 72. Wigand u. 


73) Bigand a. a. O. &. 861. 

74) ©. oben Rote 64. 

75) Bigand, a. a. D. S. 426, berichtet hierüber: Der Geächtete oder 

Berfemte hatte nicht nur Zein ficheres Geleit, fo daß man eine Unthat an ihm 

begeben, und Jeder fih an ihm, als einem recht⸗ und fricdlofen Wanne, ver 

gu konnte; fondern es war eine Pflicht ber Genofien, den ausgefprochenen 
u der Verdammung zu vollſtrecken. 
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find übrigens im Laufe der Jahrhunderte fo ſehr in Willkuͤr ausgearter?®), 


daß ihre endliche Aufhebung durch Eaiferliche Machtſpruͤche, fo wie früher. 


ihre Entſtehung, eine Wohlthat genannt werben durfte, 

Diefe Arten des Verfahrens waren es num, durch welche im Mittel⸗ 
alter und bis zur allgemeinen Bekanntwerdung und Befolgung bes kaiſer⸗ 
schen Geſetzbuches in Zeutfchland das Strafrecht gehandhabt wurde, und 
man pflegte als bie drei vorzäglichften zu bezeichnen: das Richten 1) auf 
handhafte That, 2) auf blidenden Schein, 3) auf gitigen 
Mund”). Letzteres bedeutete fo viel, als Geftändniß, und es liegt alfo 
ſchon in den Worten ein Schluß auf das Gegentheil bei den zwei vorher 
gehenden Arten, mo ein Geſtaͤndniß nicht erforderlich war, weil birecte 
Zeugen vor Gericht treten konnten. 

Wenn bereits im Eingange ein Vorzug des Ingquifitionsprincipes 
darin 'angebeutet wurde, daß es bie materielle Wahrheit fuche, fo 
muß nun bier darauf näher eingegangen werden. 

Zu viel wärbe man verlangen, wem man eine Verurtheilung nicht 
eher zulafien wollte, als bis eine umumftößliche Gewißheit über die Wahrs 


heit der Anfchuldigungspimtte vorhanden waͤre. Nur fogen. hiſtoriſche 


Wahtheit kann erftrebt werden. Eine mathematifche Gewißheit ift in 
allen Dingen, bie blos auf Erfahrung beruhen, undenkbar; ja. man koͤnnte 
noch weiter gehen und behaupten, baß Fein Criminalbeweis fo vollſtaͤndig 
fei, daß er die Möglichkeit des Gegentheiles auszuſchließen im Stande 
wäre und daß wohl nur in ganz feltenen Fällen alle Erforberniffe eines 
gefeglichen Thatbeſtandes gleichmäßig 79) in Evidenz gefegt werden?9). 
Aber wer koͤnnte ſich dadurch verleiten lafien, das ganze Beweisſyſtem zu 
verwerfen und dagegen eine Theorie aufzuftellen, vermöge welcher nur 
apodiktifche Gewißheit zur Werurtheilung führen dürfte? Es wuͤrde dieß 
aller Strafrechtöpflege gerabezu ein Ende machen. Man barf alfo unter 
materieller Wahrheit Leinen höheren Grab von Ueberzeugung verftehen, 
als den vernünftige Menfhen buch Schlußbildungen aus vorgelegten 
Thatumſtaͤnden zu ziehen vermögen. Gerabe darin ift aber unfere gemeins 
rechtliche Lehre vom Beweiſe noch fehe mangelhaft. _ 


n 


76) Wigand a. a. D. S. 539 fig. 

77) Die Terminologie ift wegen des Außerft treffenden Ausbrudes bemer- 
kenswerth. Das Wort: bandhaft bezeichnet das, was man jet mit Händen 
zu greifen nenntz das Wort: blidender Schein macht das corpus delicti gleichs 
fam felbft zum vebenden Zeugen, und gichtig kommt von gichen, geftehen. 


3oͤpfla. a. O. S. 139, Anm. 10, ©. 141, Anm. 2. 


78) Dan weiß fi) zwar immer dadurch zu helfen, daß man von der Ge⸗ 
wißheit eines Kriteriums auf das andere zurücichliegt: aber dieſes Verfahren 


ift wieder ein auf Indicien gebaute. Man Tann die Probe faft an jedem der 


vielen — Criminalfaͤlle machen. Br e 

79) Feuerbach hat fi offenbar nur durch diefe, an ſich ganz practifche, 
Betrachtung zu ber Anficht verleiten laffen, daß Mängel am Thatbeftaude als 
GStrafmilberungsgründe wirken (Lehrbuch 8. 98); allein es if ein Unterfchieb zu 
machen zwiſchen gänzlihem Beweismangel und ſchwaͤcherem Grabe bes 
Beweifes bei einzelnen Theilen des Thatbeſtandes. Vgl. Mittermaier’ö 


.Zuſ. I. zum obigen $. in der 19. Ausgabe. . = 


Fe Inquiſition. 


Von ſehr achtbaren Schriftſtellern 0) iſt in neuerer Zeit bie Ber 
hauptung aufgeſtellt worden, daß ein Beweis aus ſchlagenden Indicken in 
dee Regel dem ſogen. directen Beweiſe vorzuziehen ſei. Ein Kenner ber 
Gerichtspraxis kann dieß nur beſtaͤtigen. Geht man naͤmlich von jenem 
Geſichtspunkte der materiellen eheit aus, fo knuͤpft fi daran gleich 
fam von felbft das Erforderniß, daß die Richter nicht wie Rechenmaſchi⸗ 
nen aus gewiffen Beweiselementen ihr Urtheil conflruiren müflen, viel⸗ 
mehr ‚befugt und verpflichtet fein follen, vorerſt auch zu prüfen, uns 
ter welhen„«Modalitäten die einzelnen Beweismittel vortreten. 
Heutzutage tft man volllommen beruhigt, wenn zwei beeibigte Zeugen’), 
gegen welche bie Acten nichts Verdaͤchtigendes enthalten, die Anfchuldis 
gung bewahrheiten, ober wenn biefelbe durch ein umfafendes Geſtaͤndniß 
bekraͤftigt ift®2). Wer ‚jedoch ‚Unterfuchungsrichter gewefen iſt, weiß gar 
wohl, welch großer Unterfchied in ber Glaubwürdigkeit der Zeugniffe und 
Seftändniffe fi) zeigt. Es find Umſtaͤnde, die man in den wenigſten 
Faͤllen befchreiben kann, fondem man muß fie durch .ummittelbare An 
fhauung fühlen lernen. Der eine Zeuge ſpricht mit einer Daft, bie 
auf Parteinahme bHindeutet, der andere mit einer Ueberlegtheit, bie auf 
Zurüdhaltung und Berechnung fchließen läßt; ein britter kommt im 
Berlegenheit, wenn man ihm feft ins Angeficht fchaut, und ein vierter 
verfärde fich, indem er am Schwörtifche Gott zum Zeugen anruft. Die 
große Mehrzahl der Zeugen find aber diejenigen, welche mit Gleichgil⸗ 
tigkeit und ohne vorfichtige Wahl der Worte ihre Wahrnehmungen 
berfagen®®), mit einen Ausdrude, als wenn fie fo ſchnell wie moͤglich 
einer unangenehmen Pflicht ſich entlebigen wollten. Es Fonınıt folden 
Leuten dann nicht immer darauf an, eine Wahrfcheinlichkeit ats Wirk 
lichkeit und eigene Schlüffe als Thatſachen hinzuftellen ®*), ober umgefcht 


80) Bier ift vorzugsmelfe anzuführen der Auffad von Brauer, über die 

Unzuläffigfeit des birecten Beweiſes in ben Hitzig⸗Dem me' ſchen Annalen 
ber Criminalrechtspflege Bd. XIV, ©. 1—34. 
— —— über die Glaubwuͤrdigkeit der Zeugen (Zürich 1839) 
82) Mittermaier, Lchre vom Beweiſe im teutichen Strafprozeſſe, kaͤmpft 
zwar $. 10 mit fehr erheblichen Argumenten gegen eine ſolche fhläferige Praris 
anz allein da Hilft keine Demonftration mehr, wenn nicht eine neue Gefck 
gebung in die Mitte tritt: denn der langjährige Gebrauch weicht wiſſenſchaft⸗ 
lichen Gründen nicht. 

83) Wenn der Zeuge zubem nicht freundlich behandelt wird, fo ift es, wie 
Kitka, Beitrag zur Lehre von der Erhebung des Thatbeftandes &. 168, ſagt, 
fein Wunder, wenn berfelbe entweder abfichtlih, um nur bald fertig und des 
ihm. Yäftigen Inquirenten los zu werden, nicht Alles, was ihm bekannt if, 
angibt. 
84) Brauer, a. a. D., beurkunbet tiefe Seelenkunde, indem er bemerkt: 
Der Zeuge kann bie Sache mit ſich ſelbſt beſprochen haben; jede Kecapitulation 
iſt ein folches Selbftgefpräh. Dann iſt es auch natürlich, daß wie wir wichtige 
Vorfälle, welche wir erlebten, Anderen mittheilen, und indem wie bie ragen 
Der Neugierde gründlich beantworten wollen, kommen wir bazu, immer weiter 
von ber Wahrheit abzufchweifen. ©. 17. 
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Etwas ganz abzuleugnen, weil ihnen noch einige Zweifel uͤbug geblies 
ben find. 

— aber doch haͤufiger als man im gemeinen Leben glaubt, 
tragen die Geſtaͤndniſſe das Gepraͤge dee Unſicherheit an ſich; ja fie ges. 
währen manchmal den Anfchein einer Convention mit bem Unterfuchungse 
tichter, dem etwas eingeräumt wird, um ber Belaͤſtigung durch laͤngere 
Verhöre uͤberhoben zu fein, edge auch um in der Strafanftalt eine Ver 
forgung,, einen Ruheplatz zu finden. = 

Man kann alfo nad bder- wirklichen Beſchaffenheit dieſer Haupt⸗ 
beweismittel in der That fagen, daß fie keineswegs den unbebingten Staus 
ben verbienen, beffen fie genießen, fo lange nicht eine genauere Prüfung 
von Seiten der Strafrichter möglich gemacht wird. Nur in der münbs 
lihen Recapitulation aller erheblichen Ausfagen unmittelbar vom 
Deponmtn zum Michter®®) waͤre diefem Mangel eine Abhilfe zu vers 
Schaffen: denn alsdann erft koͤnnte das Gericht, Auge in Auge ſehend, 
die Mahrhaftigkeit eined Individuums beflimmt erfunden, und es märe 
jener Vorwurf, baß die Criminaliſtik eine Sormularjurisprudenz fer, nicht 
mehr zu gewaͤrtigen. j 

Man ift offenbar in der Ausbildung des Anklage: zum Inquiſitions⸗ 
prozeſſe auf halbem Wege ftehen geblieben; man ließ es bei der beengens - 
den Regel des directen Beweiſes, welche offenbar nur als Schugwehr 
gegen leidenfchaftliche Verfolgungen ber Privatankiäger gefegt ward. So⸗ 
bald aber unparteiifche gefchworne Richter das Verbrechen von Amtämegen 
zu verfolgen den Auftrag erhielten, fiel jene Beforgniß hinweg und es 
Zonnte fi nur noch darum handeln, das vorgeftedte Ziel der materiellen 
Wahrheit moͤglichſt ficher zu erreichen Nimmermehr kann dieſes aber 
gefchehen, wenn die Urtheiler die Zeugen und Angeklagten gar nicht zu 
Geſicht befommen, und wenn bie In der Regel fehr dürftigen directen 
Beweismittel nicht auf künftlihem Wege, d. i. duch Argumentation 
ans zufammentreffenden Nebenumftänden ergänzt werden duͤrfen, — eine 
Berftandesoperation 8°), die man bem Richter billigermweife nirgendwo abs 
fchneiden folte, wenn man verlangt, baß er feinem Berufe würdig ents 
fpreche. , , 

85) Schwerlih hat Jemand bie Inconſequenz, bie in einem fchriftlichen 
Verfahren beruht, fchlagenber dargelegt, als Abegg in ven Worten: Legen 
wir doch feibfi, und gewiß mit Recht, dem fogen. Kugenf6 eine, dv. 6. 
überhaupt ber unmittelbar finnlihen Wahrnehmung ber Gerichte einen bes 
fonderen Werth für den Beweis bei und fegen fie jeber anderen nur vermittelten 
Kenntniß entgegen, — warum ſoll diefer Srundfag niht auch für 
den rechtſprechenden Richter gelten? Beiträge zur Strafprozeßgeſetz⸗ 
gebung (Arnftabt 1841), ©. 89. - | : 

86) Gin entfchiedener Gegner ber richteramtlichen Judicatur in Thatfachen, 
v. Dppen, in feiner Schrift: Gefchworene und Richter (Kdin 1835), meint 
war S. 42, es fei dieß eine Sache des practifchen Verſtandes und mithin 

berhaupt nicht für Männer der Wiffenfchaft geeignetz allein man barf dagegen 
fragen, ob nicht das fonthetifche Denken (Berftand) einen eben fo burchgebitbeten 
Geift erfordert, als das analytifche (Wernunft)? Und zubem follte man meinen, 
daß ein practifcher Zurift den practifchen Verſtand, wenn er ihn auch nicht von 
Haufe aus befigt, doch im Dienfle der Praxis erwerben art. 
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Ein muͤndliches Schlußverfahren laͤßt ſich allerdings, wenn es. mid 
zur leeren Formalitaͤt herabſinken ſoll, ohne einen Anklageact gar mich 
denken und es iſt deßhalb auch von Allen/ welche eine ſolche Berbefferuns 
wuͤnſchen, zugleich auf dieſes Complement gedrungen worden. Die ma 
terielle Wahrheit wuͤrde auch in der Weife, wie in neuerer Zelt die Am 
age durch Öffentliche Beamte vertreten wied, keineswegs gefährbet feim, 
indem ein Staatsanwalt nicht weiter auf. ein Straferkenntniß zu bringen 
perpflichtet fein kann, als er die Möglichkeit einer Schuldigerfiärung Tech 
vorstellt 7), während e8 umgekehrt beit Privatankiägern ſtets zu beforgen 
. and, daß fie mitunter nicht fowohl die Buße eines Berbrechens, als 
die Verfegung einer verhaßten Perfon in bie peinliche Lage einer crimi⸗ 
nellen Anfchuldigung bezweckten. 

Demgemäß darf hier, mo von dem Weſen und. bee wahren Webers 
tung des Strafprozeſſes die Rede tft, ber Sag aufgeftellt werden, daß 
nur dann Heil davon zu erwarten ift, wenn man fi entfchließt, eine 
Combination des Anklages mit dem Unterfuchungsprincipe 9) im aͤhn⸗ 
scher Welfe, wie in England und Seankreih®?), jedoch mit größerne 
Uebergewichte des letzteren Principe bis zum Moment der foͤrmlichen An: 
klageerhebung, fo einzuführen, und zugleich die Grundzüge bes Beweiſes, 
mit ausdruͤcklichem Einfluß der Indicien, gefeglich zu normiren; ja «6 
wird unfer Inquiſitionsverfahren bei längerem Verharren in feiner eben 
aufgezeichneten Mangelhaftigkeit immer mehr zu einer leeren Taͤuſchung, 
zu einer handwerksmaͤßigen Actenfabrication herabfinken, fo daß am Ende 
Alle, die damit zu thun haben, nur mit Widerftreben ihre Kräfte, die 
fie, nad) der jest fafl allgemein verbreiteten Einficht, zu etwas Befferem 
beftimmt glauben, bortbin verwenden können. | 


» 


87) Vol. diefes Wert Bb. I, ©. 263. 

88) Mittermaier, das teutfche Strafverfahren Th. I, $. 20, 21,3% 
befonders S. 94, 107. Hepp hat in feiner Schrift: Anklagefchaft, Oeffent⸗ 
Kichkeit und Muͤndlichkeit (Tübingen 1842), evibent nachgewieſen, daß Brite 
Principe nicht. blos vereinigt werden Eönnen, fonbern vereinigt werden muͤſſen, 
En die materielle Wahrheit dad Dauptziel ber Unterfuhung bleiben fol. 
89) Leue, ber muͤndliche dffentliche Anklageprozeß und der geheime ſchrift⸗ 
liche Unterfuchungsprogeß (Aachen 1840), geht gewiß zu weit, wenn er das In: 
auffitionsprincip ſchlechthin als eine Ungerechtigkeit (S. 180 fig.) bezeichnet; 
benn ohne daflelbe iſt ein dem Zwecke der Strafjuſtiz entfprechendes erfahren 
gar nicht denkbar, wie bie auch die Stellung und Amtsgewalt beö franzöfiicen 
Unterfuhungsrichders zeigt. Duverger, Manuel des Juges d’instruction. 
(Paris 1839.) Tom. I. Chap. V. Es fagt daher auh Hepp, a. a. D. ©. 
84, ganz richtig: Was find bie öffentlichen Anttäger anderes, als von Amtes 
wegen auftretende, alfo mit anderm Worten inguifitorifhe Beamte? 
Denn aud fie warten nicht erft eine Klage oder Anzeige der Betheitigten ab, 
oder fchleben bemfelben, wenn er als Kıäger auftritt, bie Beweislaſt zu; auch 
fie berücfichtigen keinen Verzicht des Verletzten auf bie Unterfuhung und Be 
ſtrafung des Schuldigen,, fondern es ift der Staat, welder durch fie das 
ihm aus ber Weberkretung zuftchende Strafrecht ausüben läßt. Inſoweit 
fallen öffentliche Anklaͤger und inquifitorifche Unterfuchungsrichter zufanmen ; fie 
biden gemeinfchaftiich den Gegenfas von den bloßen Privat anklaͤger. 
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Nachdem nun bie Gefchichte und Grundidee bes Inqulſitionsprozeſſes 
darzulegen ber Verſuch gemacht wurde, bürfte zur Auseinanberfegung 
des Drganismus biefed Prozefjed, ‚zus Aufzählung feiner Haupt» 
beftandtheile, ihres Verhältnifjes unter fi, und wiederum zum Ganzen, 
uͤberzugehen fein. : 

Zange Zeit Hat fi die Anfiche von einer regelmäßigen Spaltung 
des Progefles in eine General» und Specialinquifition"®) fort 
erhalten und zwar mit ſolcher Starcheit, dab man eine Unterſuchung, 
bei welchen die erfle oder zweite Abtheilung feglte, niemals als ein per: 
fectes Ganzes anfehen zu dürfen glaubte, und es ift daher von Wichtige 
keit, ben Schulbegriff, dee bamit verbunden wurde, näher kennen zu 
lernen. — 
Die Eintheilung iſt lediglich aus der Praxis hervorgegangen und 
blieb deßhalb lange Zeit ſehr ſchwankend, ſo daß faſt jeder damalige Schrift⸗ 
ſteller eine andere Anſicht daruͤber aufſtellte. Man hatte dabei jedoch all⸗ 
gemein die Idee im Auge, daß eine Unterſuchung damit beginnen muͤſſe, 
alle Menſchen, die irgend Kennmiß von dem Verbrechen haben bürften, 
vorläufig ſummariſch zu vernehmen?!), um dem Prozeffe eine fichere 
Richtung geben zu können, und daß alsdann hierauf eine um fo nach⸗ 
drücklichere Einfchreitung gegen: einzelne Verdächtige erlaubt und geboten 
fl. Das Bedürfniß einer ſolchen Unterfcheibung fcheint nicht fer 
wohl aus logiſcher Schärfe, als aus dem damaligen Beftehen der Tor⸗ 
tue hervorgegangen zu fein. Wenn man weiß, mit welcher Stumge, 
ja unmenſchlicher Graufamleit diefes fogen. Wahrheitserfosfhungsmittel 
gehandhabt wurde, fo bringt fich von ſelbſt das Gefühl auf, daß es viel⸗ 
mehr eine anticipiete Strafe gegen den nichtgeftändigen Angeflagten warz 
derſelbe mußte alfo doch minbeftens davor gefhügt werden, daß biefe 
harte Maßregel nicht beliebig zu jedem Zeitpunfte gegen ihn angewendet 
würde. Die Schugwehr glaubte man bald darin zu finden, daß nicht 
eber zur Folterung gefchritten werden dürfe, als bis die Specialunters 
ſuchung durch ein foͤrmliches Erfenntniß gegen eine beflimmte Perfon 
erfannt tar, und es war bieß ein Ausfpruch, der in folenner Korm??), 
auch ſpaͤter appellabel 3), von dem verfammelten Strafgerichte erlaſſen 
wurde, ja man hielt baffelbe für fo folgenreih, duß man eine befondere 
Einfpruche (defensio pro avertenda speciali inquisitione)?*) geflattete, 


%) Klein, über ben weſentlichen Unterfchieb der Generals und Specials 
inquifition, im Archiv des Criminalrechtes Bd. I, Nr. 8. Kleinſchrod, 
über General= und Specialinquifition, deren Begriffe, Theile und Verhaͤltniß 
u einander. Ebendaſ. Bd. II, Nr. 2. Siewert, no einige Bemer⸗ 

ngen über ben Unterfchied der General von der Specialinquifition. Ebendaf. 
Bd. V, Nr. 4. Hagemeifter, Erdrterungen über Generals und Specials 
inquffition. Berlin 1804. _ 

0 Mittermaier, Strafogrfahren $. 111. Stäbel, Sriminalverfaß- 


g. ® « 
* Mittermaier a. a. O. Th. II, S. 7. Bayer. Strafgeſetzbuch 


"93) Carpzov, pract. rer. crim. P. III. quaest. 139. nr. 22. 26. 
94) ’Diefe Defenfion wor übrigens auf ben einzigen Fall befchräntt, daß 
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und nicht feiten gelang es wirklich, dieſes zweite Stablum bee Unter 
ſuchung zu unterdrüden, womit zugleich ber Prozeß beenbigt war; beum 
auf den Grund ber Generalunterfuhung konnte weder eine VBerurtheb 
lung, noch eine Losſprechung erfolgen. 

Es läßt fih hieraus leicht abnehmen, daß ein Subject, gegen web 
ches die Specialinquifition rechtskräftig erfannt war, ſchon fo gut als für 
ſchuldig erklärt war; denn es wurbe bazu nicht nur ein fehr ſtarker Ver 
dacht vorausgefegt, fondern man Ponnte, wenn biefer auch nicht zur 
beften begründet war, mit ziemlicher Sicherheit vorherfagen, daB es zum 
Geſtaͤndniß käme, wei nur wenige Naturen kraͤftig genug waren, bie 
furchtbaren Torturalſchmerzen auszuhalten; und ein ſolches Geſtaͤndniß, 
ſobald es einige Zeit darauf (in der Angſt vor wieberholter Peinigung) 
ratihabirt war, galt ja ale vonftändt er Beweis der Anklage 

Damit hängt denn auch jene Ausbildung ber oͤffentlichen Meinung 
zufammen, daß man eine Perfon, die jemals in eine Specialunterſuchung 
verwidelt war, nicht mehr für makellos, ja für anruͤchig 5) hielt, weil 
in der That burch ein Vorerkenntniß ber erwähnten Art mindeſtens ein 
Verdacht richterlich ausgefprochen war; eine Anficht, zu weicher im Laufe 
der Sabre no das, aus irriger Auffaflung des römifchen zon 
an abgeleitete, Inſtitut ber Losfprechung von ber Inſtanz wefentlicd 

eitrug. 
Durch) Carpzovꝰe) empfing bie Lehre von ber Generals und Spe⸗ 
cialinquiſition eine beftimmtere Baſis und fie gewann daburch erfl einen 
wiffenfchaftlicken Charakter. Er faßte die Sache fo auf: 

Die allgemeine Vorbedingung criminalrichterlicher Thaͤtigkeit iff ein 

Erligniß, welches dem geſetzlichen Begriffe irgend eines Verbrechens ſub⸗ 
ſumirt werden kann, d. i. es muß vorerſt Gewißheit uͤber den That⸗ 
beftand eines Verbrechens vorhanden ſein. Dadurch wird damn 
die Pflicht des Unterſuchungsrichters hervorgerufen, nachzuforſchen, wer 
die That begangen haben mag, und es find zu dieſem Zwecke alle Ber» 
dacht sgruͤnde, felen es nähere oder entferntere, gegen eine ober meh 
eere Perfonen zu fammeln und actenmäßig zu machen. Diefe Ant 
mittelung und Anhäufung von Berweismateridlien nannte Carpzov de 
inquisitio generalis, weil ſich die Erfundigung ohne alle Präocrupation 
eigentlich rein polizeilich verhielt und diejenigen, weldfe von bem Publ: 
cum oder einzelnen Bernommenen als bie Thaͤter bezeichnet wurden, babe 
noch gar nicht verhört werden burften. 


man es unternahm, auszuführen, wie gar Tein Grund zur Werfolgung vers 
lege (Engau, ius crim. %& CXLIII.), und bas Berufen auf vorliegende Mil 
derungs = oder Bitrafaufgrbingegräinde wurde hier nicht beruͤckſichtigt Carp- 
zovl.c. — CXXV. nr. 125, 

95) 9. G.⸗O. Art. 218: Dardurch der angegriffen an feyner Ehren nach⸗ 
theil erleibet. Schon nach römifhem Rechte wurden bie inter reos adaotadl 
ats herabgewürbigt engefehen. L. 8. C. de requir. reis. (9.40.) Gehr volls 
fländige Auskunft gibt hierüber bis auf bie u Zeit — 3achariaͤ, 
Grundlinien des Griminalproz. (BSöttingen 1837), &. 157, 158. 

96) Practica Rer. crimin. Pars III. quaest. CVIL CVIIE 


Inquiſition. J 461 
Ergab ſich jedoch aus ben Thatumſtaͤnden und Bewelsmitteln hin⸗ 


⸗eichender Stoff, um eine beſtimmte Perſon in den Stand ber 


Anfhuldigung zu verfegen, d. h. ihr namhafte Verdachtsgruͤnde vor⸗ 
zubalten, fo ward gegen dieſelbe bie Specialinquifition feierlich eröffnet, 
wobei es denn bie weſentliche Aufgabe des Inquirenten war, in wohlab« 
gemefjmen Artikeln”) (articuli inquisitionales) 98) Alles das, was bie 
Acten gegen jenes enthielten, zus Beantwortung vorzulegen 9°), und wenn 
in erheblichen Punkten fi eine Gontrarietät mit den Ausfagen ber Bes 
fhädigten ober der Zeugen ergab, zur Gonfrontation zu fchreiten 00), 
Letztere wurde übrigens in ber Vorzeit zum Theil nicht minder als das 
Erkenntniß der Specialinquifition als ehrenrührig 101) angefehen, weßhalb 
audy hier wieder ei befondere Art von Vertheidigung (defensio pr& 
avertenda confrontatione) zugelafjen warb. 

Es konnte nicht lange währen, bis man einfah, daß eine folche 
mathematifch firenge Zerlegung der Prozeßtheile nicht immer, ja in den 
wenigſten Fällen, anwendbar fel, und es mußten wohl Ungelegens 
beiten daraus entflehen, wozu Insbefondere jene zu rechnen ME, wenn ber 
Thaͤter, fobalb er von einer Generalunterfuchung hört, ſich fofort davon 
macht und alsdann bei dem Eintreten des Hauptſtadiums die nothwen⸗ 
digſte Perfon nicht mehr da iſt. Aber auch das ift in Anflug zu 
beingen, daß nicht felten der Angefchulbigte, wenn er gleich in den erften 
Stunden oder Tagen vernommen wird 10%), Aufſchluͤſſe an die Hand 
geben kann, welche weiter führen, als eine ganze Reihe von Zeugenver: 
hören, zumal wenn er fi) zu einem Geſtaͤndniſſe berbeiläßt. Bel der 
Selbftanklage fpringt es von felbft in die Augen, wie unpractifch jener . 
Grundfag war. Gleichwohl hat ſich derfelbe bis An unfer Sahrhunkert 
herab erhalten 109), ja er wurde noch vor dreißig Jahren durch ein neues 
Geſetz fanctionirt. 

Gewitzigt duch fo manche Mipftände, welche fi aus der Carp⸗ 
zo v'ſchen Eintheilung ergaben, unternahmen e8 mehrere neuere Crimi⸗ 
naliſten 200) zu zeigen, daß alle und jede Zrennung von Unterſuchungs⸗ 


97) Bol. diefes Werl Art. Frage Bd. IV, ©. 922, 

98) Koch, institut. iur. crim. $. 793—797. 

99) Stübet, Sriminalverf. (Leipzig 1811), $. 2021, ift der Anfidht, daß 
dieſe Artikel die Stelle einer Anklage vertreten ſollenz wofuͤr allerdings ber 
seihichtliche Entwidelungsgang zu fprehen fcheint. 

100) Bgl. diefes Werk Art. Confrontation. 

101) Baharid, Srunblinien bes Griminalproz. S. 159. | 

102) Hofacker, foftematifche Ueberſicht des teutfchen Strafprog. (Tübingen 
1820), $. 118. ‚Ritta, in feinem Beitrage zur Lehre über die Erhebung des 
Zhatbeftandes (Wien 1831), macht &. 94 darauf aufmerffam, baß eine foldhe 
Vernehmung nicht zum Zwecke der Werantwortung, fondern blos der Auftlärung 
geſchehe und fonach nie befchwerend für irgend Iemand fein könne. Das Rich⸗ 
tigſte ift wohl, wenn man ſolche Acte Kundfchaftserhebungen nennt. 

103) Bayer’fhes Strafgeſezbuch IH. U, Art. 72—112. Cine ſumma⸗ 
Se xyernehmuns ber Verdaͤchtigen iſt jedoch hier nicht ganz ausgeſchloſſen. 

rt. : 


104) Zunähft Dalberg, Entwurf eines Geſetzbuches In GSriminalfachen 
Th. I, Abſchn. 6, $. 1. Dann folgten Geſetzgeber biefem Beifpiele und vers 
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theilen verwerfllch ſel. Dieſes war jedoch ebenfalls zzu beklagen, ven 
nun riß voͤllige Anarchie im teutſchen Verfahren ein; man begarırz zz 
befchloß die Unterfuhungen, wie man es gerade für gut hielt; man ga 
ſich oft gar nicht mehr die Mühe, das Dafeln eines Verbrechens vorm 
feftäuftellen 109), fondern fuchte auf kuͤrzeſten Wege Alles aus bem 
Inquiſiten heraus zu inquiciren. Wie Übel es dabei mit bee bärgerliche 
Freiheit beſtellt ift, bedarf kaum ber Erwähnung; aber auch wiſſenſchaft 
lich müffen Einwendungen dagegen erhoben werden, weil es im Criminal 
verfahren, tote In jedem anberen, body überall und ausnahmslos zunddf 
auf den thatfählihen Grund ankommt, ungefähr wie auf da 
‚ Klagefundament im Civilprozeffe 2%). Dieß ift nun die wahre Aufgabe 
eines einfeitenden Verfahrens; man muß fich verläffigen, ob das Gerücht 
oder die Anzeige von einem Verbrechen wirklich Grund hat und erwei& 
bar iſt. Die Wahrheit liegt auch bier zwiſchen beiden Ertremen in ber 
Mitte, es laͤßt ſich Leine Regel aufftellen, in welchem Proportionafvers 
bättniffe bie Unterfuchungsthelle ſtehen follen, und doch ift eine Mothwew 
digkeit, daß folche überall gefondert werden, anzuerfennen, und be ki 
ner Maxime ift dieß fo unabmweisbar, mie gerade bei der Inquiſttions 
marime; denn mo foll bier bie Allmacht ber Unterfuchungsrichter aufs 
hören, wenn ihnen nicht in ber Wefenheit bes Prozeſſes Schranken gefegt 
werben ? 

‚Hierin kann man twiederum aus bem vom teutfchen Rechtsboden ver 
drängten Anklageprozeſſe Rath und Belehrung fchöpfen. Derfelbe hält an der 
Bedingung eines Vorverfahrens fo unbedingt feſt, daß ohne daſſelbe ein 
mündliches Schiußverfahren gar nicht vorkommen kann. Er verbietet 
deßwegen aber nicht, die Unterfuchung in jenem fchon gegen die verdaͤch⸗ 
tigen Perfonen zu richten, fondern im Gegentheile follen ifnen die Ans 
ſchuldigungsgruͤnde foͤrmlich vorgehalten!) und nicht minder die worges 





boten jede Trennung der Unterfuchung, wie 4. B. preuf. Gefeg v. 17.Dtt. 
176. Wüärttemb. Organifationsedict v. 1818, $. 217. Defterr. Sc. 
v. 1803, $. 232. Feuerbach hatte in der erften Ausgabe feines Lehrbudes 
bes peinlichen Rechtes (Gießen 1801), 5. 624631, einen richtigen Weg ein 
geſchlagen, indem er bie Unterfuchung bed Thatbeſtandes von ber Unterfuhung 
bed Subjectes dee That (Thaͤterſchaft) trenntes allein er Echrte fpäter gu dan 
re: Kategorien der Generals und Speeialunterfuchung zurüd. &. 12, Aufl, 
105) Carpzov, Pract. Rer. crim. P.TIT. qu. 123, nr. 2., rugt ſchen: 
Non minimus iudicam modernorum abusus est, ut suspectum in carc# 
rem detrusum statim torturae subiiciant, nec prius Änguirant, an crimes 
perpetratum sit, nec ne. Auch in der p. ©.:D. Art. 6 ift hierauf hinges 
wielen in ben Worten: Darzu foll aud eyn jeder richter ſich erkundigen und 
fleiffig nachfragens haben, ob die miffethat, darum der angenommen be 
tüchtiget unnd verdacht, auch beſchehen fey oder nit. 

106) Zeue, der Anklages und Unterſuchungsprozeß &. 109. 

“ 107) Dieß geht Kar hervor aus Duverger, Manuel des Juges d'instr. 
(Paris 1839.) Tom. II. $. 318. und Leue, a. a. D. &. 101, hat gemif 
Unrecht, wenn er behauptet: Das ganze Vorverfahren ft noch Fein Prosch, 
fondern blos ein Erkundigen und Sammeln. Er ſcheint ſich damit das Ihquis 
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1 
Hüsten Einreden und Entſchuldigungen gründlich erhoben werden. Das _ 
urch foll aber keineswegs ein vollfommenes Unterfudungsgebäube herges 
tele werben, ſondern ber Zweck iſt nur, dem Ankläger und Were + 
heidiger ein umfaffendes Material zur Prüfung und Benusung im Schluß: 
erfahren bdarzubieten. j ' 

Die richtigfte Bezeichnung dee Haupttheile eines Sriminalverfahrene 
ürfte die neuerlich ziemlich allgemein recipirte fein, ndmlih: Vorun⸗ 
terfuhhung und Hauptunterfuhung?‘). Durch Vermeidung ber 
Ausdruͤcke Generals und Specialunterfuchung. ift von yorn herein fo viel 
jewonnen, daß man fidy nicht mehr genäthigt glauben Tann, in dem. 
erſten Theile alle allgemeinen Geſichtspunkte zu erfchöpfen und im zweiten 
ſich Lediglich mit der Verfolgung ber in Verdacht geftellten Perfonen zu 
befaffen. Das Wort Vorunterfuhung gibt aber zudem den Zweck Elar 
an die Hand, daß dadurch nichts weiter, als eine vorbereitende Thaͤtig⸗ 
Reit entwickelt werden foll, twelche je nach dem Ergebniffe fich in ſich ſelbſt 
abfchließen oder zu meiteren entfchiebenerem Schritten, d. 1. zur Haupt⸗ 
unterſuchung führen kann. Zugleich liegt eine Annäherung an die Tren⸗ 
nung des franzöfifchen Inſtructions⸗ und Schlußverfahrens darin und ift 
fomit der Weg zu einer beftiedigenden Reform 199) angebahnt. 

Ehe in die wahre Bedeutung der Vor⸗ und Hauptunterfuhung eins 
gegangen wird, muß noch von einem weiteren Unterfuchungstheile ges 
fprochen werden, melden man In Folge der neueſten Prüfung biefer 
Lebre110) an die Spige des Verfahrens zu ftellen für gut fand. Diefer 
Theil wird bie Information!!!) genannt, oder auch wohl Informas 
tioverfahren, Praliminarverfahrten. Wenn man ben richtigen Begriff 
bamit verbindet, fo laßt fidy nicht leugnen, daß der Prozeß an Sicherheit 
und Wiffenfchaftlichkeit dadurch gewinnt; Naber es iſt in ber That nicht 
Leicht, diefe Information von der Inſtruction, biefes Präliminarverfahren 
von der Vorunterfuchung, uͤberall gehörig zu fcheiden. 

Bauer?) hat bie Information als den Inbegriff derjenigen 
Handlungen gezeichnet, welche auf Ausmittelung ber Statthaftigkeit und 
auf Vorbereitung eines Unterfuchungsverfahrens 119) abzweden, während 


BEE Element, welches im Anklageprozeſſe verblieb, felbft mwegräfonniren zu 


vollen. 
108) Diefe Bezeichnung ift zunähft durh Mittermater (Strafverf. 
— I, — 11) und Bauer (Lehrb, des Strafproz. $. 282, 233) eingebuͤr⸗ 
gert worben. | 
109) v. Jagemann, bie Meformfragen im Gtrafverfahren, in deſſen 
und Röliner’s Zeitfchrift für teutfches Strafverfahren Bb. II, Nr. XIX. 
110) Bauer, Abhandlungen aus dem Strafrechte und Strafprogeffe Bd. U. 
Göttingen 1842. Won der Vor⸗ und Hauptunterfuhung S. 166— 254. 
111) Biener, Gefch. des Inquiſitionsproz. S. 188, führt an, daß dieſer 
Ausbrud in früheren Zeiten fchon üblich gewefen fei, und zwar um die Gene . 
ralinquiſition damit zu bezeichnen. Man wirb auch keinesfalls fehl geben, wenn 
‘ man bie Information ald Einleitung. oder erſten Theil der Iegteren anſieht. Vgl. 
auch Müller, Lehrb. des Griminalproz. $. 172, Anm. 22. 
112) Abhandlungen a. a. D. ©. 171. - 
113) Darin liegt doch immer bie Anertennung, daß die Information pars 
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in der eigentlichen Unterſuchung (Inquiſition) ber Richter von Arntſsweg 
das Sein. oder Richtfein derjenigen Thatſachen, von welchen die Ana 
bung des Strafgeſetzes abhängt, zu erforſchen fucht. 

Die Idee, welche biefer Unterfcheidung zu Grunde liegt, verdien 
gewiß die Anertermung wahres Loyalität ; denn es foll dadurch, waͤhren 
man fich früher begnägte, der Specialunterfuchung duch die Mohn 
digkeit eines vorausgehenden Erkenntniſſes im Intereffe der Unfchutb eina 
Damm entgegenzufegen, noch mehr, ‚als: biefeß, nämlich die Abwer 
dung aller und jeder Inquifition unter der eben erwähnten Worank 
fegung erreicht werden. Aber es darf nur nicht verlangt werben, be 
der Beamte alle Beftandtheile der Information actenmäßig mad 
muͤſſe, indem er fonft in diefer Vorhalle ber Unterfuchung fidy oft länge 
aufhalten müßte, ale Im eigentlichen Vorverfahren, und namentlid ma 
gegen die Gewährung einer Defenfion gegen die Eröffnung der eigentlichen 
Unterfuchung 1%) Einfprache erhoben werden. 

Zur Information gehört die Beantwortung ber Srage, ob eine w 
eignete Veranlaffung zur Einleitung einer förmlichen Unterfuchung gegeben 
in). Als folhe nimmt man an: 

1) Die eigene Wahrnehmung eines Griminalbeamten, welche abe 
ſchon dadurch allein, daß fie eriftent wird, alle Information abſchnädet 
und unmittelbar in die Vorunterſuchung bineinführt. 

2) Eben fo tft es mit ber Selbflanklage des VBerbrecyers!!‘) odn 

3) mit deſſen inlieferung auf Ergreifung bei frifcher That!) 
denn auch bier ft die informative Prüfung gleichſam mit einem Ge 
danken abgemacht, indem der Inquirent fofort uͤberzeugt fein muß, daf 
ein dergeftalt in die Gerichtsſchranken gekommenes Subject nicht ohne 
Unterfuchhung wieder entlaffen Werben darf. Anders iſt es dagegen 

4) bei einer Denunciation!!®) oder Anzeige von Säten der angeb⸗ 
lich Beſchaͤdigten oder von ganz unbetheiligten Perfonen, ſo wie au 
beim Erfahren eines bloßen Geruͤchtes. Derartige Quellen find mem 
theils trüglich, fei es auch nur wegen imterlaufener Mißverſtaͤndnifſe; aber 
auch die Leidenfchaft kann dabei im Spiele fein. Der Unterfudhungsid- 
ter muß baber, um feiner feibft willen und feiner Amtsehre zu Eh 


inquisitionis iſt, fo wie Borbereitungshanblungen im weiteren Sinne zur Ziel 
gerechnet werben. 

114) X. a. D. ©. 179. Ohne Acteneinfiht Tann Niemand eine geht 
Defenfion bearbeiten, und diefe darf doch gewiß in dem erften Stabium ber Ur 
terfuchteng , wo das ftrengfte Geheimniß abfolut beobachtet werben muß 
auch überall beobachtet wird, nicht geflattet werben. Duverger, Mansdl 
des Juges d’instr. T. U. ar. 322, 

115) S. auch Abegg, Lehrb. des Griminalprog. (Königsberg 1833), © 
266, und Bahariä, Grundlinien des Griminalproz. $. 89. 

s 116) er - : ers — $. nr. 5. eu — Geninehei ‘ 
. 1843 flg., 9. 2925 fig. apyer. Strafgtfegbuh Th. Al, Art. 69, 

117) L. 1. $. 17 u. 27. D. de’ quaest, —8 17.&itta, über die Gr 
hebung des Tchatbeftandes S. 120—124. 

118) Clarus, sent, rec. l. c. ar. 1. Bayer. Strafgeſetzb. TI Il 
Art. 68, Code d’instr. crim. art, 32. 40, 41. 46. 61. 106, 
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Vorſicht anwenden, daß er nicht im eine alle gehe und ber Spielball 
leerer Erfindungen oder ntriguen werde 110), Zu biefem Zwecke wid 
er fich in der Regel nicht mit: diefen Angaben allein begnügen, fondern 
in meiteren Kreiſen nachforfchen, ob die Sache Gehalt habe und ob Leine 
verwerflichen Motive bei der Anzeige obwalten. Diefe Schritte fallen in 
das Gebiet der Information, fie werden aber oft überflüffig erfcheinen 
und zwar um fo mehr, je länger der Beamte in feinem Bezirke fungirt, 
indem er bie Einwohner ber Mehrzahl nad allmälig fo Eennen lernt, 
daß er nicht mehr leicht über ben Grad ihrer Glaubwürdigkeit Zweifel 
haben kann; wo dann die Information abermals in feinem inneren abs - 
gemacht wird. ' Ä 
5) Noch gehört hierher das Anfinnen einer Staatsbehörbe1?0), daß 
gegen einen Öffentlichen Diener eingefchritten werden ſolle. Wenn hier 
auch zu vermuthen iſt, daß die Vorfragen einer Criminalunterfuchung 
von Seiten jener Behörden bereitd gründlich erwogen find, fo kann der 
Inquirent doc) keineswegs verpflichtet fein, blindlings darauf einzugehen, 
ed müßte denn gerade von dem vorgefegten Gerichtshofe oder von dem 
Suftizminifterium der Befehl erlafien fein. Bel Rechnungsbifferenzen 
kommt £8 gar nicht felten vor, daß die Finanzſtellen, ohne das Vorhan⸗ 
denfein einer Spur von böfem Vorfage!2!), dafuͤr halten, daß der Rechner 
fofort als ein Verbrecher behandelt werden müffe: Dee Unterſuchungs⸗ 
richte jedoch, der irgend Bedenken bei der Sache hat, wird fehr wohl 
daran thun, wenn er erft noch von einem unpartelifchen Experten bie 
Rechnungen fuperrevidiren läßt und erſt auf übereinflimmendes Öutachten 
die Vorunterfuhung eröffnet. — 
Die Pruͤfung der ſo eben angegebenen Veranlaſſungsgruͤnde zur 
Inquiſition kann, im Wege der Information, jedenfalls nur darauf ſich 
beſchraͤnken, ob die Perfonen, welche diefelbe vorbringen, An und für ſich 
Glauben verdienen, während der matrrielle Gehalt erft fpäter zur Wuͤr 
digung reif wird 122), 
Unleugbar gehört die weitere Unterfuchung, ob das fragliche Verbrechen 
nicht duch) Verjährung aufgehoben fei, ebenfaus in dieſes erſte 


119) ZBahari a. a. O. 8. 9. .D. Art. 20. v. Sagemann, 
Handb. der gericht. Unterfuchungstunde Bb. I (Frankf. 1838), $. 9. 
‚. 120) In Preußen und manden anderen Ländern wird bieß Verfahren 
fisc alifher Prozeß genannt. Alter, Handbuch des preuß. Griminals 
progeßverf. (Berlin 1842), Th. I, &. 10. 


121) Nicht felten beruht das ganze Vergehen auf einem Rechnungsverftoße, 


und biefer Tann eben fowohl von ber Reviſionsbehoͤrde, ald vom Rechner bes 
gangen fein. Hertel, über Caſſendefecte und das dabıt xr beobachtende Ver⸗ 
fahren, im Archiv des Criminalrechtes Bd. XII, Nr. V, IX. Bef. ©. 112—115. 

122) Sollte eine Anzeige oder ein Gericht auch nur einen entfernten Ber: 
dacht ermedten, daß ein Verbrechen begangen fei, und follten auch mefentliche 
Kriterien am gefeglichen Begriffe des Iesteren zu fehlen fcheinen, fo darf, die 
Glaubwürdigkeit der Deponenten vorausgefegt, gleichwohl von ber Unterfuchung 
nicht Umgang genommen werben, weil ja das gerade Zweck derfelben ift, fich 
zu veriäffigen, ob ein Strafgeſetz uͤbertreten worben ſei. Kitka, über die 
Erhebung des Thatbeſtandes &. 62—67. 

V. 30 
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Stablum ia8), wiewohl et nicht immer nıögfich fer wird, ſefort Bardll 
ins Reine zu kommen; denn es iſt nicht jedem Zeugen oder nn 
der Zeitpunkt der begangen That fo zuverlaͤffig bekannt, aß mul 
hierauf gleich bauen koͤnnte. 

Eine eben fo wichtige unb jedesmal wiederkehrende Borfeage tft U 
05 das Verbrechen zu denjenigen gehöre, die von Amtswegen zu 
gerfuchen find. Hieruͤber wird jebod der Inquirent auf den erſten u 
zu einem ficheren Entfchluffe gelangen, weil die Berbrecherl, die ohne Mi 
vatanzeige unberüdfichtigt bleiben follen, in ben Geſetzen ohne irgend aim 
Dunkelheit aufgezählt find !2*). | 

Beſondere Vorfiht hat endlich der Inquirent hinſichtlich Der 77 7 
getenz angumenden, weil bekanntlich ein ganzes Verfahren als richthz 
umgeftoßen werben kann, wenn es von einem unzuſtaͤndigen WBeamts 
geleitet wurbe. Ueberall jedoch, we das forum praeventionäs 1#3) gät, 
Luft man weniger Gefahr in dieſer Beziehung; denn es bedarf nlebeur 
nur dee Nachweiſung irgend eines vorhandenen Gerichtsſtandes. Def 
uͤbrigens auch Ber incompetente Richter, wenn er ber erfte tft, ber ven 
den Verbrechen Kenntniß erhält, die vorläufigen Erhebimgen und Eiger 
rungsmaßregeln aumenden darf, iſt nicht zu bezweifeln, und bie Anmahme 
des Gegentheiles würde in allen berartigen Faͤllen zur WBereitelumg dr 
Waheheitserforſchung führen, welche body überall als ber vworanfichenbe 
Zweck zu betrachten iſt. Rur darin hat ſich der unzuſtaͤndige Beamte in 
Acht zu nehmen, daB er nicht weiter gehe, als es die Dringlichkeit ber 
Lage, in bes er bie Beweismittel vorfindet, erfordert. 

Es iſt fchon bemerft worden, buß das Informativverfahren im der 
Regel weit wenigen Zellen abgemacht und bee Unterfuchungsbaumte feine 
Schuldigkeit gethan bat, wenn er nur Beinen dieſet Punkte aberfteht; 
denn erft dann 126) iſt es nothwendig, daß er ſich darüber m den Arten 
äußert, wenn ex die eine ober andere jener Fragen negatin heuntwertet 
zu müffen glaubt. Die Vermuthung ftreitet für die Regel und Weit 
iſt, wie jeder Practiker beftätigen kann, Glaubwuͤrdigkeit und Vegtuͤnder⸗ 
beit der erſten Anzeige, Nichtverjaͤhrung, Nothwendigkeit der Einſchrä⸗ 
tung von Amtswegen und Competenz des Gerichtes, wo bie Sache 0% 
haͤngig wird. Gerade wid im Civilprozeſſe verhaͤlt es ſich mit dieſen 
Borfragen. Es wird keinem Civilrichter einfallen, über die Klagbegtüͤr 





128) Bei Fleiſchesverbrechen, deren Strafbarkeit ſchon nad) 5 Jahren uf 

bt, wird oft hierin ein Werfehen begangen. Kitka a. aD. &. 70, RI. 
arezoll, das teutfche Griminalrecht (Reipzig 1841), &. 168. 

124) Nothzucht, Ehebruch, Familiendiebſtahl, Ehrenträntungen. Mitter⸗ 
maier, Strafverf. SH. II, S. 19. Bauer, Abhandlungen Mb. II, & 175 

125) ©. bdicfes Werl Bdo. IV, S. 580. Es Tonnen In einenf und dem’ 
felben Falle concurriren und präveniten s ber Gerichtsſtand der begangenen Thet, 
des Wohnortes und der Ergreifung. 

126) Dan muß in unferem_fchreibfeligen Zeitalter, zumal aber in gericht 
lichen Angelegenheiten, wo bie Schrift bie freie Rede fat erdruͤckt Hat, md 
auf Wermehrung ber Anlaͤſſe gum Schreiben, fondern vielmehe auf deren Cr 
minderung ausgehen. ’ 
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dung und Zuftaͤndigkeit feines Forums Decrete zw erlaſſen, wenn er 
hieran keinen Mangel erfennt!?7), Gleichwohl würde es in jedem Straf 
progeßgefege fehr wohl am Plage fein, die Inquirenten ausdruͤcküch zu 
verpflichten, daß fie die erwähnten Präliminarpunfte immer zunaͤchſt in 
Erwägung ziehen. 

Wenn man fernerhin zur Information diejenigen Schritte zählen 
will 128), welche bie Öffentlichen Behörden zur augenblidlichen Feſtſtellumg 
des Status quo und zur Sicyerung des möglichen Erfolges einer Unters 
ſuchung 12?) vornehmen, fo dürfte diefes nur bedingte Beiſtimmung vers 
dienen, nämlich in fo weit, al® die zuſtaͤndigen Unterfuchungsrichtee nicht 
ſelbſt ſolche Handlungen vollziehen. Nicht immer kann die Einfchreitung 
derfelben unmittelbar nad) der That bereirkt werden, zumal wenn das 
Verbrechen nicht an ihrem Amesſitze vorfällt. Dann ift es allerdings 
nicht nur ein Recht, fondern eine Pflicht aller zundchft befindlichen Gris 
minals oder Poligeibehörben ?30), diejenigen Maßregeln vorzufehren, welche 
der competente Richter muthmaßlid) auch ſeinerſeits angeordnet haben 
würde. Solche Mafregein haben aber nur einen proviforifhen Char 
rakter. Der competente Richter kann, wenn ihm bie Acten barüber zu 
Handen Fommen, ganz davon abfehen oder fie berüdfichtigen oder noch 
einmal nach eigenem von der erften Anficht abweichenden Plane vorneh⸗ 
men, und hierdurch erfl gewinnen fie das Anfehen wirklicher Unterſuchungs⸗ 
handlungen. Sieht ſich dagegen der zufländige Unterfuchungsrichter fofort 
in der Lage, die erften Schritte felbft zu thun, fo würde es wohl dem 
Weſen der Sache wiberfprechend fein, wenn man bierin gleichfalls ein 
Proviſorium, oder, was hier chen fo viel bedeuten würbe, ein Infor⸗ 
mativverfahren erkennen wollte. Kin Inquirent, fobald er anfängt zu 
inquiriren, FE nicht mehr in dee Vorbereitung, fondern in der wirklichen 
Amtshandlung begriffen, denn am Ende ift, wenn man auf dad Haupt⸗ 
ziel dee Unterfuchung, auf die Aburtheilung hinblidt, das ganze Verfah⸗ 
"ren präparatorifch, infoweit es nämlid) zur Information der Spruchriche 
ger 131) dient. 

Da es aber die Megel bildet, daß bie competente Behörde die ein⸗ 
leitenden Schritte, die zum Unterſuchungszwecke gehören, ſelbſt thut, fo 

kann auch erſt bei der Generals oder Vorunterfuhung die Rede davon 


127) Heffter, Spftem des römifhen und teutfchen Civilprozeßrechtes 
(Bonn 1843), ©. 118, 194, | 

128) Bauer, Abhandlungen a. a. D. S. 176. Martin, .Lehrb. bes 
Griminalproz., %. Ausg., S. 816. 

129) Henke, Handbuch des Criminalrechtes Bd. IV, ©. 822. 

130) Unter dieſen find insbefondre die Drtsbürgermeifter, Schultheißen 
und deren Stellvertreter zu verftehen. v. Jagemann, Hanbbud) der gerichtl. 
Unterfuchungstunde Bd. I, $. 7, 16, 45 flg., 120, 166 fig. 

. 131) Eine Unterfudung güt fo lange nicht als geſchloſſen, bis ein Urtheil 
barauf erfolgt iſt; denn es kann der Gerichtshof Ergänzungen für nothwendig 
erachten, oder eine andere Anſicht Über den Thatbeftand aufftellen, jo daß dann 
eine ganz neue Richtung der Inauifition nothmendig wird. — Leyser, medit. 
ad Pand. Spec. 562. m. 14. Mittermaier, Strafverfahren Th. II, ©. 891. 
Mülter, Lehrbuch des Griminalproz. $. 212. n 
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Stablum ia28), wiewohl et nicht immer maͤglich fer wird, ſofort barkıı 
ins Reine zu kommen; denn es iſt nicht jedem Zeugen oder Anzeig 
der Zeityunkt der begangenen That fo zuverlaͤſſig dekannt, ba mu 
hierauf glei bauen könnte, 

Eine eben fo wichtige und jedesmal wieberkehrende Borfrage iſt be: 
06 das Verbrechen zu benjewigen gehöre, die von Amtöwegen zu m 
terſuchen find. Hieruͤber wird jebod der Inquirent auf den erften Bi 
zu einem ficheren Entſchlufſe gelangen, teil die Verbrecher, bie ohne Pr 
vatanzeige unberuͤckſichtigt bleiben follen, in ben Geſetzen ohne irgend du 
Dunteiheit aufgezählt find !2*). 

Befondere Vorficht hat endlich ber Inquirent hinſichtlich ber Com: 
petenz anzuwenden, weil befanntlih ein ganzes Verfahren als nice 
umgeftoßen werben kann, wenn es von einem unzuflänbigen Berumir | 
geleitet wurde. Ueberall jeboch, we das forum praeventionis 123) gi, 
Kluft man weniger Gefahr in dieſer Beziehung; denn es bedarf aldtum | 
nur dee Nachweiſung irgend eines vorhandenen Gerichtsſtandes. Di 
uͤbrigens auch der incompetente Richter, wenn er ber erſte iſt, der von 
dem Verbrechen Kenntniß erhält, die vorläufigen Erhebimgen und Eiche⸗ 
rungemaßregeln anwenden barf, ift nicht zu beziveifeln, und bie Amehme 
des Gegentheiles würde in allen beractigen Faͤllen zur Wereiteiung der 
Wahecheitserforſchung führen, welche doch uͤberall als ber voranfichnit 
Zweck zu betrachten iſt. Nur darin hat ſich der unzuſtaͤndige Beumte in 
Acht zu nehmen, daß er nicht weiter gehe, als es die Dringlichlat da 
Lage, in der er bie Beweismittel vorfindet, erfordert. | 

Es iſt ſchon bemerkt worden, daß das Informativverfahren in de | 
Regel weit wenigen Zellen abgemacht und dee Unterſuchungsbeamte feine 
Schuldigkeit gethan hat, wenn er nur keinen dieſer Punkte uberfizht; 
denn erft dann126) iſt es mochwendig, daß er fich darüber zu ben Arten 
äußert, wenn er die eine ober andere jener Fragen negativ eantwodn 
zu müffen glaubt. Die Vermuthung ftreitet für die Reger die ı 
iſt, wie jeder Practiker beftätigen Tann, Glaubwuͤrdigkelt und Vegruͤndr⸗· 
beit der erſten Anzeige, Nichtverjaͤhrung, Nothwendigkeit der Cinſcheea⸗ 
tung von Amtswegen und Competenz des Gerichtes, wo bie Sache c 
haͤngig wird. Gerade wid im Civilprozeſſe verhaͤlt es ſich mit dem 
Borfragen. Es wird keinem Civilrichter einfallen, über bie Miagbyie | 





129) Bei Fleiſchesverbrechen, deren Strafbarkeit fon nach 5 Jahren up 
bet, wird oft hierin ein Werfehen begangen. Kita 0. 0. D. @. 70% | 
arezoll, das teutfche Criminalrecht (Leipzig 1841), ©. 166. 

124) Nothzucht, Ehebruch, Samitienbiesfindt, Ehrenträntungen. Mitte: 
maier, Straforef. Ih. II, S. 19. Bauer, Abhandlungen Bd. I, 1 

125) S. bicfes Wert Wb. IV, ©. 580. Es Eönnen in einenn und dr | 
felben Falle concurriren und prävenicen ı der Gerichtsſtand der degangenn Il 
des Wohnorted und der (Ergreifung. j 

126) Dan muß in unferem fchreibfeligen Zeitalter, zumal aber in gridt 
lichen Angelegenheiten, wo die Schrift die freie Rede fat erdruͤcet hat, mic 
auf Wermehrung der Anläffe gum Schreiben, fondern vielmehe auf deren 
minderung ausgehen. 





i 
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dung und Zuſtaͤndigkeit feines Forums Decrete zu erlaſſen, wenn er 
Hieran keinen Mangel erkennt27), Gleichwohl wuͤrde es in jedem Straf⸗ 
prozeßgeſetze ſehr wohl am Plage fein, die Inquirenten ausdruͤcküch zu 
verpflichten, daß fie die erwaͤhnten Praͤliminarpunkte immer zunaͤchſt in 
Erwaͤgung ziehen. 

Wenn man fernerhin zur Information diejenigen Schritte zaͤhlen 
will 120), welche bie Öffentlichen Behörden zur augenblicklichen Feftftelung 
Des Status quo und zur Sicherung des möglichen Erfolges einer Unters 
fuchung 12°) vornehmen, fo dürfte diefes nur bedingte Beiſtimmung vers " 
dienen, namlich in fo weit, als die zuftändigen Unterfuchungsrichtee nicht 
ſelbſt folche Handlungen vollziehen. Nicht immer kann die Einfchreitung 
derfelben unmittelbar nach ber That bewirkt werden, zumal wenn das 
Verbrechen nicht an ihrem Amtefige vorfäll. Dann iſt es allerdings 
nicht nur ein Recht, fondern eine Pflicht aller zunaͤchſt befindlichen: Gris 
minals oder Poligeibehörden ?30), diejenigen Maßregeln vorzufehren, welche 
Der competente Richter muthmaßlich auch feinerfeit8 angeordnet haben 
wuͤrde. Solche Maßregeln haben aber nur einen proviforifchen Cha⸗ 
rakter. Der competente Richter kann, wenn ihm bie Acten darüber zu 
Handen kommen, ganz davon abfehen oder fie berhdficdhtigen ober noch 
einmal nach eigenem von der erflen Anficht abweichenden Plane vorneh⸗ 
men, und hierdurd) erſt getwinnen fie das AÄnfehen wirklicher Unterſuchungs⸗ 
handlungen. Sieht fich dagegen der zufländige Unterfuchungsrichter fofort 
in ber Lage, die erſten Schritte felbft zu thun, fo würde ed wohl dem 
Weſen der Sache wiberfprechend fein, wenn man hierin gleichfalls ein 
Proviſorium, ober, was hier chen fo viel bebeuten weürbe, ein Infor⸗ 
mativverfahren erdennen wollte. Kin Inquirent, fobald er anfängt zu 
inquiriren, iſt nicht mehr in dee Vorbereitung, fondern in der wirklichen 
Amtshandlung begriffen, denn am Ende ift, wenn man auf das Haupt⸗ 
ziel der Unterfuchung, auf bie Aburtheilung hinblickt, da® ganze Werfahs 
‘ren praͤparatoriſch, infowelt es ndmlid) zur Information der Spruchrich⸗ 
ter 81) dient. 

Da es aber die Regel bildet, daß die competente Behörde bie kin⸗ 
leitenden Schritte, bie zum Unterfuchungszmede gehören, felbft thut, fo 
kann auch erſt bei der Generals oder Vorunterfuhung die Rebe davon 


127) Heffter, Syſtem des xömifhen umb teutjchen Givilprogeßredhtes 
(Bonn 1843), ©. 118, 194, 

128) Bauer, Abhandlungen a. a. D. ©. 176. Martin, Lehrb, bes 
Griminalproy., %. Ausg, S. 316. 

129) Henke, Handbuch des Criminalrechtes Bd. IV, ©, 822. , 

130) Unter biejen find insbefondre die Drtsbürgermeifter, Gchultheißen 
und deren Stellvertreter zu verftehen. v. Jagemann, Hanbbud) der gerichtl. 
Unterfuhungstunde Bd. I, $. 7, 16, 45 flg., 120, 166 nn 

. 131) Eine Unterfuhung güt fo lange nicht als gefchloffen, bis ein Urtheil 
darauf erfolgt iſt; denn es Tann der Gerichtshof Ergänzungen für nothwendig 
erachten, oder eine andere Anfiht uͤber den Thatbeſtand aufftellen, fo daß dann 
eine ganz neue Richtung ber SInquifition nothwendig wird. — Leyser, medit. 
ad Pand. Spec. 562. m.14. Mittermaier, Strafverfahren Th. II, ©. 891. 
Müller, Lehrbuch des Griminalproz. $. 212. 5 
0* 
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ſein, in was bie Schritte beſtehen duͤrfen. Hat übrigens ausnahmtn 
eine andere Behörde proviſoriſch folche Vorkehrungen getroffen, und! 
Unterfuchungsrichter vermag aus den ihm zugeftellten Acten Fein 
binreichenden Grund zur Einleitung eines inquiſitoriſchen Werfahrens 
fchöpfen, fo legt er, mit einem einfachen Befchluffe, ber dieſes a 
ſpricht 192), die Acten in die Neyiftratur. 
‚Die Borunterfuhung, womit das eigentliche Verfahren beeim 
bat ale Hauptzwe die Herftellung des Thatbeftandes ein 
Verbrehens???) zu erfüllen und fie darf fi) nicht, mie man m 
heutzutage häufig dafür hält, damit begnügen, einen fogen. obietix 
Thatbeſtand zu erweifen, ſondern es ift der ganze und volle Zhitk 
fland darunter zu verſtehen. Alle diejenigen, welche nody jenen: unles 
ſchen Spradhgebrauhhe!?*) von objectivem und fubjectiven Ühatbekarr 
huldigen, ſchweben beftändig in der Gefahr, eine Thatfache, die ein de 
faches Naturereignig oder die Folge einer Unvorfichtigkeit des Befchaiir 
ten 225) ift, für ein Verbrechen anzufehen und darauf nicht nur 3ä 
und Mühe zu verfchwenden, fondern aud viele Menſchen unnötig m 
die Gerichtöfchranken zu ziehen. Eine Thatſache, die nur mögliger: 
weife ein Verbrechen fein koͤnnte, darf als folches nicht anscirhen 
werden, fo lange es an der Gewißheit oder mindeftens an ber Rate 
ſcheinlichkeit 100) gebricht, daß diefelbe durch rechtswidrige Eimirkm 
eines Dritten herbeigeführt worben iſt. Verbrechen ohne Verbrecher fa 
es nimmermehr geben. So einfach diefe Wahrheit ift, fo wird fie deh 
von den blinden Anhängern jenes irrigen Begriffes von einem objeckiven 
Thatbeſtande fortwährend verfannt; denn fie glauben jedesmal einem fidyeren 
und gefeglichen Ausgangspunkt zu einer Sriminalprocedur zu haben, wenn 
die objectiven Merkmale 12 eines möglichen Verbrechens vorhan: 


182) Hier fchließt fi dann wirklich das Verfahren, trotz bei Borleamd 
von Unterfuhungshandlungen, ſchon mit der Information ab. Ga ik aber in 
folches Deeret nur eine Notiz zu den Acten und braucht Riemandem publitict 
zu ‚werden. 

., 133) Stübet, über ben Thatbefland ber Verbrechen. Wittenberg 18. 
Kitka, Beitrag zur Lehre über die Erhebung bes Thatbeftandes der Verbrechen. 
Wien 1831. Luden, über den Thatbeſtand des Verbrechens. Göttingen IM. 

134) Nachweisbar ift, daß biefe Eintheilung in ben älteren criminali 
Werken nicht vorkommt, indem dort immer nur corpus delicti und reatu se 
imputatio_ juris et facti unterfchieben wurden. Durch die Praxis der Gerrit 
hoͤfe fchlich ſich der Gebrauch erft ein und wurde dann von manchen 
gern, offenbar zum Nachtbeile für bie wiflenfchaftliche Erkenntniß, ati 
Geuerbacd (kehrb., 1. Ausg., $. 89, 90, 13. Ausg., $. 81, 82) und Gral’ 
man (Srundfäge ber Criminalrechtswiſſenſchaft 5.475, 476) haben ſich uͤbrigca 
nie barauf eingelaffen. 

135) Dieß find Unglädsfälte, welche lediglich bie Cognition ber Pl’ 
zeibehörde berühren. Bolley, Anmweifung zum Verf. in Strafſachen ©. A 

136) Stübel, Thatbefland der Berbe. $. 171—173. ch 

137) Das Berbienft, auf bie richtigere Unterfcheibung von obs und fublet 
ven Merkmalen bes verbredherifchen Thatbeſtandes Hingewiefen zu haben, ge 
bührt Kita a. a. O. $. 2, und Abegg, Lehrb. der Strafrechtsw. (Raikt 
1836), ©. 10%, noch beftimmter aber in deffen Recenfion von Temmt'! 
Commentar (kritiſche Jahrb. für Rechtsw. Jahrgang III, &. 317-899). 


— — — 


ven find, z. B. ein verletzter Leichnam, bie Brandſtaͤtte eines Hauſes, 


ine umechte Münze, das Vermiſſen eines Eigenthumsftüdes u. dal. m. 
Aber es gehören ja nothmendig auch fubjective Merkmale jum 
Zhatbeftande, d. h. Spuren von verbrecherifher Einwirkung. Allerdings 
kann man nicht verlangen, daß von vorn herein auch erhelle, wer das 
in Stage flchende Subject geweſen fei und ob daſſelbe im Zuftande 
freier Willensbefiimmung gehandelt habe. Allein diefe Ausmittelung 
bleibt dem zweiten Theile der Unterfuchung vorbehalten; fie umfaßt 
den Beweis ber Thäterfchaft und dee Erculpation. 


Bon biefer Berichtigung eines im dee Praxis ziemlich feflfigenden 
Irrthumes 188) über den Begriff des Thatbeſtandes ausgehend, kann 
man nun den Vorwurf der DBorunterfuchung um fo ficherer ins Auge 


faſſen. 
I. Die Vorunterſuchung muß ſich damit beſchaͤftigen: 

1) Die aͤußeren Spuren des kund gewordenen Verbrechens 
aufzuſuchen und actenmaͤßig zu machen. Dazu gehoͤren denn 
vornehmlich alle Augenſcheins handlungen, welche der Richter theils 
allein vornimmt, es: aber, in fo weit beſondere Kenntnifle dazu erfors 
dert werden, durch Sachverftändige ergänzen laͤßt 190). Kann der Act 
nicht fofort flattfinden, fo gebietet die Verficht, den Ort der That bie 


dahin gehörig bewachen zu laſſen?“o), Werden bafelbft Werkzeuge, die - 


sur Thatverübung gedient haben mögen, aufgefunden, fo find diefelben 
zu Gerichtshanden zu nehmen und In den Acten möglichft genau zu bes 
fchreiben. Die Ergebniſſe folcher richterlichen Wahmehmungen werben oft 
durch Zeichnungen zweckmaͤßig erläutert. 

2) Hat man Grund, irgendwo den Befig einer abhanden ge 
tommenen Sache oder die Verbergung eines Werkzeuges oder ſon⸗ 
fligen Ueberführungsftüdes zu vermuthen, fo wird bie Haus⸗ 
fudhung**!) angeordnet oder beziehungsmeife Durhfuchung und Be: 


ſchlagnahme der Papiere verfügt. Auch die Kleiber eines Verdaͤchtigen 


koͤnnen der Viſitation unterworfen werden !*2). 

3) Vorzugsweife muß aber der Unterfuchungsrichter fich befleißtgen, 
diejenigen Perfonen, welche durch die That zunaͤchſt berührt wurden, 
nunmehr ausführlid) zu vernehmen, und wenn dieſes bereits im Infor⸗ 


— — 





188) Man gebe nur bie Entſcheidungsgruͤnde fo mancher in ben crimina⸗ 
tiftifchen Annalen verfchiebener Länder abgebrudten Urtheile buch und man 
wird faft regelmäßig auf die Voranftellung des objectiven Thatbeſtandes ſtoßen; 
ja e8 wurde früher eine Relation gar nicht für fehulgerecht gehalten, wenn fie 
nicht A. vom objeetioen und B. vom fubjectiven Thatbeſtande handelte. ©. 
auch Bauer, Abhandlungen Bd. I, ©. 228, 231, Bd. II, ©. 221. 

139) Wittermaier, Lehre vom Beweiſe Im Strafprog. $. 21—30. 

140) v. Jagemann, in deflen und Noͤllner's Beitfchrift für Straf 
verfahren Bd. I, &. 835-337. Kitlaa a. O. ©. 216, 217. 

141) ©. biefes Werl Bd. IV, S. 228 fig. 

142) In Beziehung auf zu vermuthende Spuren von Blut, Raͤſſe, Keth 
u. ſ. w,, unb die Fußbekleidung zur Bergleihung mit etwa vorgefundenen Fuß⸗ 
te > a ‚ die Beweisiehre im bfferveichifihen Stiminalftrafprogefie (Wien 
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matiowegel*?) geſchah, fo muß er jetzt auf Vervollſtaͤndigung ber ber 
gegebenen Angaben dringen, und es tft faft jedesmal der al, daß U 
‚ vorläufigen Notizen, weil fie in der Eile und Beſtuͤrzung aufgeaemmn 
wurden, auch eine deutlichere Anficht von dem vorliegenden Thurtbefland 
mangelte, Iüdenhaft aufgenommen wurden. Man thut daher gut daras, 
die Befchädigten und Verlegten!**), diefe zumal, wenn fie gefährlich be 
wiederliegen,, fofort zu beeidigen 166). Ein nicht geringer Vortheil ik e⸗ 
bei ber Vernehmung folchee Perfonen, wenn man mit ihnen auf ber 
Dias der That 120) ſich begibt; denn bie localen Erläuterungen führen 
ſchnell über alle Anſtaͤnde und Mißverftändniffe binaus, welche ſich 2 
leicht beim Derhöre in bee Amtsftube erheben. 

Die Befchädigten, zumal bie Beſtohlenen, Berrogmen und Beraub 
ten, muͤſſen die Gegenftände und Summen, auf die es ankommt, bier 
fhon bis In die kleinſten Einzelnheiten befchreiben und mo wröglich bie 
Geldforten, ja Kennzeichen einzelner Scäde namhaft machen. Die Nm | 
umftände ber That IT) Linnen natürlich) von Niemand beffer als von 
denen, bie dadurch betroffen wurben, gefchildert werden. Es kommt am 
gemein viel auf die Nebenumſtaͤnde an, weil nicht nur die Milderungs- 
und Schärfungsgrände dadurch begründet werben, fondern die Entfhe 
bungsrichter zumeilen ein größeres Gewicht auf diefelben, wie auf bie | 
vermeintlichen Hauptumftände legen und folgeweife zur Annahme rin 
ganz anderen Thatheftandes gelangen!*®), | 

Man folte fich jedoch nie mit der Einvernahme berer, die der She | 
ben betroffen hat, begnügen, fonbern auch beren nächite Angehörige, 
Hausgenofjen, Begleiter u.f. w. 120), wenn fie auch nicht gerade als Zeugen 
angeführt wurden, über ben Thatbeſtand befragen. Wiſſen fie auch nichts 
vom wirklichen Verlaufe ber verbrecherifhen Handlung anzugehen, fe find 
fie doch Immer im Stande, über die Befchaffenheit ber befeäkigten Ib« 

. Pjecte oder Subjecte unmittelbar vor und nach der That Auskunft m 
gehen, wodurch eine Ergänzung zum Beweiſe des Thatbeſtandes erzielt 
‚. wird, bie immer wünfchenswerth IfE, wenn das Verbrechen zunaͤchſt blos 








149) Hfifer, merfiürbige Griminalfäle 8b. I, ©. 155, Bh. V, EMI, 


nee Lehre vom Beweife &. 325—327. 
145) Archiv bed ESriminalrechte® Jahrgang 1835, S. 530. 
146) v. Jagemann, Handb. ber Unterſuchungskunde Bd. I, $. 18- 
150, Bd. II, Nr. 116, 117. j 
147) Diefe find wohl gu untericheiten von den Nebenumſtaͤnden der Ihi* 
terſchaft, wie zB. Leumunds⸗, Bermdgenss, Freundſchafts⸗ und Feindſchaſtt⸗ 
verhältniffe, weide in der Regel erft in der Hauptunterſuchung gur Sprache 
fommen 


148) Merkwuͤrdige Weifpete T. bei Kitka, bie Beweislehre im After. 
Griminalftrafprog. $. 76. 

1839) Ueber die hierbei zu befolgenden Regeln |. Kitka, über Erhebung des 
Thatbeſtandes 5. 29, 30. Daß übrigens bei dergleichen Wernehmungen mit det 
eiblichen Berpflichtung nicht zu Beginnen ſei, wurde gegeigt durch v. Jage⸗ 
mann, im Archiv des Eriminalrechtes Jahrg. 1835, Abh. Ar. IK. 
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ar ben Dammificaten angegeben wurde, indem dieſer mehr ober weniger 
[8 verdaͤchtiger 100) Zeuge anzufchen if. 

4) Tritt der Tod eines Verletzten ehr, fo wird bie Leichenſchau und 
te Leichensffinung !®!) nothwendig. Diefe gehören zu den wichtigſten 
ind ſchwierigſten Dandlungen, bie im der Vorunterfuhung vorfommen 
Önnen. Da e8 jebremal bie Pflicht der Gerichtsaͤrzte iſt, den Körper 
sft Glied für Glied zu unterfuchen, dann die Kopf, Bruſt⸗ und Bauch⸗ 
öhfe 152) gu eröffnen und alle wefentlicheren Organe, wie man fie gefunden, 
genau zu befchreiben, fo tritt begreiflicherweife leicht Ermuͤdumng und 
Steichgittigkeit ein, fo daB ein Obductionsprotocoll, wobei echebliche 
Momente ganz Abergangen werden, gar Feine Seltenheit find. Richt 
ninder entbehrt oft die Befchreibung der erkannten Verletzungen !®®) der 
ıöthigen Beftimmtheit, wie 3. B. hinfichtlich der Breite, Laͤnge ımb 
Tiefe der Wunden und der Beſchaffenheit Ihrer Ränder. Des Inquiren⸗ 
en Pflicht?) iſt es, daruͤber zu wachen, daß folche Fehler nicht vorgehen. 
Er bleibt Dirigent des Gefchäftes, ob da Dinge verrichtet werden, bie 
er ſelbſt verrichten kann oder nicht. Es genügt bei ihm zu wiſſen, auf 
welche Hauptpunkte Rüdfiht zu nehmen tft, und wenn die Aerzte darin 
nachlaͤſfig find, fo hat er fie zur Erfüllung Ihrer Obtiegenheiten anzuhal- 
ten. Alles Verſaͤumte iſt mehr ober weniger nachzuholen, aber bie 
Mängel einer Section koͤnnen nah Jahr und Tag gar nicht mehr gut 
gemacht werben?5%), Das Ergebniß der Infpeetion kann aber bezüglich 
ber Verlegungen fehon nach volfbrachter Section nicht mehr vervollſtaͤndigt 
werden, weil bie aͤußeren Bedeckungen durch biefe Operation aus ihrer 
nathrlihen Lage und Spannung gebracht werben. 


5) Eine Ausnahme vom ber Regel, daß ſpecielle Vorhalte erſt Im 
Laufe ber Hauptunterfuhung an die Verdaͤchtigen gemacht werden follen, 
findet bei dinem folchen Todesfalle ftatt. Da ein Leichnam nicht laͤnger 
als einige Tage unbeerbigt liegen bleiben darf und doc) fehr viel daran 
gelegen ift, ihn benjenigen, weiche ihn in diefen Zuſtand verfegt zu haben 
verdaͤchtig find, noch vorzuzeigen, fo ift es ein von Alteröher angenom⸗ 
mener Gag, daß letztere ſchon am erften Tage nach ber Entdeckung bes 





* Bolley, Aumellung zum Verfahren in Strafſachen (Stuttgart 1809), 


151) 9. G.O. Aut. 189, Koch, instit. iur. erlm. $. 722. 
— Preußiſche Criminalordn. J. 165. Bayer. Strafgeſ. Th. U, 


153) Hierzu gehört zugleich auch die Befichtigung und Beſchreibung ber 
Bande die der Betdbtete zulcht trug. Pfiſter, Srimfinalfälle Bdo. V, 
. ’ . us 

154) Mit Recht droht das bayer’fche Strafgefegb. a. a. D. bem Unters 
fachungsrichter, oder dem Gerichtsarzte, welcher der Aufforberung des Unter: _ 
fwchungsrichters pflichtwibrig entgegengehambelt hat, mit einer Ordnungsſtrafe 
von 5 bis 50 Galden. 

165) Sicehenhaar, encyhklopaͤdiſches Handbuch ber gerichtl. Arzneikunde 
Bd. I, S. 144. Mittermaler, Strafverſahren Th. U, ©. 49, 50. 
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Leichnams vor denſelben hingefuͤhrt 100) merden!ET), um zu ſehen, weich 
Eindrud.er auf fie macht und zugleich um ſich ſpaͤter in ber Dany 
unterſuchung auf die Vorzeigung des corpus delieti berufen zu koͤnnn 

6) Alle Perſonen, von denen irgend zu erwarten ſteht, daß ſi 
Kenntniß von dee Sache haben, werden im Zaufe der Vorunterfuchm 
einvernommen, nicht fomohl um Beweismittel feflzuftellm, als zunaͤch 
nur, um zu erfahren, ob und in tie weit fie eine Auskunft geben fis 
nen. Bel wichtigen Ereigniſſen wird es folchergeftalt oft nöthig, bunden 
von Perfonen abzuhoͤren 160), und am Ende find vielleicht weniger al 
bie Hälfte davon zum Beweiſe dienlih. Das Weſen der Inquiftien 
bringt es naͤmlich mit fi, daß man nicht bei dem ſtehen bleibe, mad 
dem Gerichte freiwillig hinterbracht wird, fondern auf allen Wegen, di 
einen Beitrag zur Aufklaͤrung zu liefern verfprehen, ſelb ſt ſtaͤndig 
nachforfcht 159), und es wird dieß um fo unerläßlicher, als mit der fir 
genden Civilifation eine immer größere Zuruͤckgezogenheit der Bürger wa 
der Thätigkeit dee Criminalbehoͤrden fühlbar wird. Ein Jeder hat Reh 
ben vielen Anforderungen, die jegt an ihn felbft gemacht werden, zu ent 
ſprechen, und fo denkt er denn auch, daß bie Unterfuchungsrichter mach⸗ 
tig und fähig genug fein, das, was zu.ihrem Gefchäfte gehört, aba 
Privathitfe in Stand zu ſetzen 10031. Deßhalb müffen denn aud die Pr 
lizeibehörden und ihre Diener heutzutage die Inquirenten uns fo Fräftiger 
im Aufſuchen des Unterfuchungsftoffes unterftügen. 

Die Zeugen werden übrigens in der Vorunterfuchung nur ſumme⸗ 
eh, d. h. fo vernommen, daß man fie befragt, ob fie von dem in 
Stage flehenden Verbrechen oder von näher zu bezeichnenden Nebenums 
ftänden, mit denen fie etwa in Beziehung ftehen follen, irgend etwas 
angeben fönnen, und wenn darauf eine Dipofition erfolgt, fo läßt man 
den Zeugen, ohne eine andere Unterbrechung, als bie etwa yar Exläutes 


⸗ 


156) Schon im aͤlteſten Rechte kam dieß, und zwar beim Prozeſſe arf 
blidenden Schein vor. S. 3dpfl, das alte Bamberger Recht ©. 19. De 
mit verwandt fcheint auch das fogen. Bahrrecht geweſen zu fein. Beyer 

'delineatlo iur. crim. (Lips. 1714.) p. 41. 
a 122) 5 zgagemann, Handbuch ber gerichtl. Unterfuchungstunde 8. I; 
do ’ ® 

158) Ie größer die Baht der zu vernehmenden Perfonen ſteigt, deſto tk 
wenbiger wirb es, daß ber Unterfuchungsrichter Hlifsarbeiter .(Xffefforen, Prav 
kanten, Referendarien u. f. w.) beizieht, welchen er die minder erheblid ſcher 
nenden Verhoͤre überträgt, jedoch wo möglich fo, daß er minbeftms ba dm 
mündlichen Vorgeſpraͤch überall felbft zugegen ift, um die Ausfage auf bie vet 
ten Punkte hinzulenken. Daß bieß in der gemeinrechtlichen Praxis erlaubt if, 
Ichrt Bauer, Anleitung zur Sriminalpraris (Göttingen 1837), &, 49, II. 

159) Lefenswerth m hierüber das Buch: Bon dem Berfahren wiber Frb 
minalverbrecher von einem Beamten bes Wagiftrates zu Wien (17%), I 
ſchnitt II, Hauptfiä IX. 

160) Ahrens, Cours de droit naturel. (Paris 1833.) p. 364., fat 
zwar: La puissance politique, si elle n’est pas appuyée du concours #® 
tous les autres el&mens sociaux, est n&cessairement ephsmere; allein cd } 
die Frage, ob nicht die Strafgewalt beffer daran ift, wenn fich das Voll ga 
nicht bineinmifcht,, ald wenn mitunter ein Verbrechen unentbedit bleibt, 
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rung von Dunkelheiten nöthig erſcheinende, fortfprechen, bis ee zu Ende 
iſt. Das Protvocoll hat alfo immer das Anfehen einer hervorgerufenen 
Erzählung und nicht eines formellen Verhoͤres. Es iſt mehr, als Manche 
glauben, von Wichtigkeit, die Zeugen bei ihrem erften Auftreten alfo zu 
behandeln; denn auf Läden und Miderfprüde kann man fie, wegen der 
noch mangelnden Sicherheit im Ueberblide des Ganzen, nicht wohl aufs 
merkſam machen, weil dadurch die Reinheit der Ausſage verkuͤmmert 
werden duͤrfte; zudem aber iſt es ein Erfahrungsſatz, daß Jedermann, 
beſonders wenn er in gerichtlichen Angelegenheiten noch fremd und ſchuͤch⸗ 
term 1201) iſt, vollſtaͤndiger und unbefangener feine Wiſſenſchaft angibt, als 
wenn man ihm viele Fragen und Ausſtellungen dazwiſchen wirft. Schlichte 
Landleute zumal ſind im Gedankengange und Vortrage nicht ſo gewandt, 
das einmal im Inneren reproducirte Bild einer Thatſache, ungeachtet vle⸗ 
lee Querfragen, gehörig feſthalten und wieder geben zu koͤnnen 102). 

Aus diefen Bemerkungen erhellt es wohl von feldft, daß die Zeugen 
während ber Vorunterfuhung in Ber Regel nicht beeidigt werben bürs 
fen 103). Die Theorie ift immer noch faft einftimmig ber entgegengefegs 
ten Anficht zugethan**) und beruft fi auf roͤmiſche Geſetzesſtellen 108), 
welche bier nicht anwendbar, uͤberdieß aber auch nicht ſtreng gebietend 
find. Das teutfche Mecht enthält über den Zeitpunkt bee Beeidigung gar 
Leine Beftimmung. Die Megel iſt daher aus der organiſchen Beſchaffen⸗ 
heit des Prozeffes und aus den Rüdfichten auf Zweckmaͤßigkeit und Rechtes 
fiherheit zu abftrahiren. 

Die Borunterfuhung iſt ſummariſcher Natur und geftattet daher 
noch kein näheres Eingehen in Bedeutung und Gehalt der Beweismittel. 
So find auch bie Zeugen vorerft mehr Rundfchaftsgehilfen, als förmliche 
Stügen eines eriminaliftifchen Beweiſe; man muß Zelt gewinnen, um 
ſich über ihre Qualitäten, Charakter und Geiſteskraͤfte anderwaͤrts zu in« 
formiren 19%) und um fi auch zu verläffigen, ob fie nicht mit der That 
. mit dem Thäter in einer Verbindung ftchen, die fie verbächtig machen 
koͤnnte. 

Der Hauptgrund, warum man ihre Beeidigung bi6 zur Hauptunter⸗ 
fuhung oder boch bis zum zweiten Verhöre in der Vorunterſuchung vers 


z .) Brauer, in Demme’s Annalen ber Criminalrechtspflege Wd. XIV, 


162) Bol. v. Sagemann, Hanbb. ber gerichti. Unterfuchungskunde Bd. J, 
$. 450461: über Behandlung und Vernehmung der Feugen. 

163) Kitta, über Erhebung bes Thatbeſtandes $. 60-63, und v. Ja⸗ 
gemann, in dem Archiv des Criminalrechtes Jahrg. 1835, Abhandlung über 
bie Broge: - die Zeugen im Strafprogeffe vor oder nach der Vernehmung 
zu beeidigen 

164) Daß fon vor Zahrhunderten Zeugenvernehmungen ohne vorgängige 
Beeidigung vorkamen, gebt aus einer Stelle bei Carpzov, pract. rer, 
crim. Pars III. quaest. 114. nr. 67. hervor: Cumque in processa inguisi- 
tionis generali testes saepissime iniurati deponant etc. 

165) Archiv bed Griminalcchtes a. a. DO. ©. 495—497. 

166) Bauer, Anleitung aut Sriminalpraris 5.40,49. Mittermaier, 
Gtrafperfahren, 3. Aufl., Th. U, S. 91. 


% 
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ſchleben muß, liegt alfo- darin, daß man Niemand eiblich verpflidgte, Dr 
am Ende felbft als Betheiligter erkannt würde, weil dann der Eid em 
ganz andere Bebeutung, nämlich die eines Reinigungseibes erhalten welirbe 
Ferner aber follte man nie von bem Gefichtspuntte abgehen, Daß Eid 
fo viel als möglich zu vermeiden find, damit dieſes wichtigfte Mäittel ber 
Wahrhetserforfhung nicht profmirt 07) und folgeweiſe entkraͤftet werte. 
Vorhin ift berührt worden, bag man, wenn es um Enderfenninifk 
kommt, oft kaum die Hälfte der in bee Dorunterfuhung abgebörten Ja 
gen gebrauchen kann; wie bebauerlich muß es dann fein, wenn, bie andere 
Hälfte ſaͤmmtlich uͤberfluͤſſge Eide gefchworen Bat! 

Don fo manden anderen Gründen gegen die Vorausbeeibigung ab⸗ 
gefehen, darf alfo hier wohl mit Recht der in bee Praris ohnedieß fen 
faft allgemein recipirte Sag wiederholt werben, baß bie Zeugen anf bie 
erfte Ladung unbeeidige einzuvernehmen find 169), 

- T) Aehnlich geftaltet ſich in dieſer Periode der Unterfuchumng bat 
Verhoͤr mit Perfonen, die der Thauverdaͤchtig find. Sie birfen 
in der Regel!) noch nicht als Angeſchuldigte behandelt werden, weil bie 
Grundlagen Hierzu noch nicht Sefligkeit genug haben. Man vernimmt 
fie fummarifdy und werm man irgend auf Verhoͤrsfragen ſich ſchon Mar 
laſſen wiß, fo umfaſſen biefelben nur dem Thatbeſtand, uͤber welchen 
ein Verdaͤchtigter fo gut wie jeder Beuge um Auskunft angegangen wer⸗ 
den kann, ohne daß er ſich wegen voreiliger Anklage zu befchweren haͤtte. 
Mefentlich ift jedoch ferner, folhe Individuen durch fogen. Generalfnagen 
zur genaueren Angabe ihrer jegigen und früheren Lebensverkilmiffe zu 
verawlaflen, denn e8 muß von vorn herein 

8) die Leumundserforfhung 170) angeſtellt werde. Dazu 
gehört eine fichere Kennmiß von dem Geburts“ und Wohnerte??!) be 
Verdächtigen, damit man dort nicht nur die Localbehoͤrden, ſondern audı 
die Angehörigen, Lehrer und Standesgenoffen u. ſ. w. über frühere Bt⸗ 
tragen 72), Gemuͤthsart u. f. w. zum Berichte sieben kann. Hauptſaͤch⸗ 


167) Richt nur die Vervielfältigung der Eide ſchadet ihrem Anſehen, ſon⸗ 
dern auch die tumultuarifche Form, in ber fie, wenn ber Inquirent nch ui 
den erften fchleunigen Vorkehrungen in der Generalunterfuchung befchäftigt if, 
meiftend abgenommen werben müflen. — Wgl. preugifche Griminalerte 

. 838. Schneider, Lehre vom rechtlichen Beweife 5. 480. 

.. 168) Rathſam ift es immer, daß die Beridigung bald nachgeholt wert, 
weil fonft nicht nur bie frifche Erinnerung an bie Zhatfachen ſchwinden, fonbern 
auch Verſuche, die Reblichkeit bes Zeugen zu erfchättern, gemacht werben kom⸗ 
ten. 2gl. Carpzorvl. c. ar. 67. 

s 169) Freitich gibt es auch Fälle, wo ein beftimmtes Subject gleich duch 
die erſten Erhebungen fo entfchieden als ber Thaͤter bezeichnet wird, bg man 
daſſelbe fofort als angefhuldigt zu behandeln verantworten koͤnnte; allein es iſt 
gleichwohl beffer, mit der Anfchulbigung zurüdzuhalten, bis alle Beweismittd 
aud formell in Ordnung find. Bauer, Abhandlungen aus dem Strafrechtt 

and Strafprogeffe ©. 208. 

170) ©. bef. Mittermaier, Strafverfahren Th. II, $. 181. 

-171) Bol. das Werk: Von dem erfahren wider Criminalverbrecher, von 
einem Mitgliede bes Magiftrated zu Wien, ©. 139, 8. 33. 

172) J. S.Boehmer ad Carpzov,, pract. rer. erim. P. III. quaest. 
83. observ. 5. 
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Lich zeigt ſich aber dann die Nothwendigkeit, alsbald darauf Tuͤckficht zu 
nehmen, wenn ſich herausftelle, daß diefes Subject fhon einmal in Un⸗ 
terfuchung war; denn es müffen num die Acten hierüber veqmicirt werben, 
welches oft längere Zeit erfordert, und wenn der Angeſchuldigte verhaftet 
wird, fo tft es ein großer Mißſtand, benfelben, ohne daß ein Bug an 
feiner Unterfuhung gefchteht, figen zu laflen, bis. die Voracten alle beis 
fammen!??) find. 

9), Nicht minder empfiehlt fih, im Hinblick auf den Wunſch ber 
Abkürzung, der Gebraud), die in Verdacht geftellten Perfonen gleich von 
Anfang zu befragen, wo fie ſich zu der Belt, als das Verbrechen geſche⸗ 
ben ift, aufgehalten haben. Will der Befragte Hierauf fofort zum 
Geſtaͤndniß ſchreiten, fo iſt es um fo beſſer, denn er wurde in feiner 
Weiſe dazu genöthigtz will er fid) aber auf den Bewels des Atibi17%) 
einlaffen, fo kann er zur Angabe ber Zeugen, bie dieß erhäcten follen, 
veranlaft werden, und legtere vernimmt-man ohne Verzug, damit aud) 
der Entfchuldigungsbeweis ein Fundament erhalte. Macht der Verhoͤrte 
eine Anbeutung, die auf Geiſteskrankheit oder Trunkenheit zur 
Zeit dee That hinweiſt, fo wäre er auch hierüber zur Namhaftmachung 
ber Zeugen anzuhaltenz denn befonders in erſterer 170) Beziehung ift es 
gewöhnlich ſehr mühfam und zeittaubend 27), eine juriftifche Gewißheit 
vorzubereiten. 

10) Schreitet eine verbächtige Perfon gleich im ſummariſchen Ders 
höre. auf die Frage, ob fie etwas von der That wiffe!?T), zum Ges 
ſtaͤndniſſe, fo veriteht es ſich von felbft, daß der Unterfuchungsrichter 
fo viel, als er nad) Lage der Acten ſchon begründet findet, zur weiteren 
Beantwortung vorhalten muß; er glaube aber nit, daß er jegt ſchon 
berufen ſei, die Unterfuchung zu beendigen; es muß vlelmehr der Äußere 
Beweis nun doch eben fo gut, wenn auch vielleicht minder weitläufig, 
verifichet werden, als wenn ein Geſtaͤndniß vorhanden waͤre. Gerade 
das ift eine‘ der fchönften Pflichten des Inguirenten, die Glaubwürdigkeit 
eines Geſtaͤndniſſes 1718) zu prüfen und in das gehörige Licht zw ſetzen. 
Mit der erſten Angabe, die ein Geftändniß enthält, ift daher die Vor⸗ 


179) Man kann dieſelben hauptfächlich bei Anklagen wegen Diebftahles 
— en weil bier der britte Rüdfall ein ganz eigenes genus delicti 


174) Mittermaier, Lehte vom Beweiſe im Strafprog. S. 155, 156. 
u. Sagemann, Handbuch ber Unterfuchungstunde Bd. I, &. 401. z 
175) Wenbe, us ber gerichtlichen Medicin Th. VI, ©. 125 fla. 
Roller, in Schneider's Annalen der Staatsargneilunde Bd. II, ©. 417. 
| 176) Es mäfm oft mehr Zeugen barüber vernommen werben, als über 
4 om ſelbſt. Zeitſchrift für teutfches Strafverfahren Bd. II, ©. 
177) ueber die erfle Verhörsfrage vgl. Abegg, Im Archiv des Criminal⸗ 
rechtes Sahrgang 1841, Abb. VIII, und Puchta, im n. Archiv des Grimis 
nalrechtes Bb. IV, Abb. XIX. £ 
178) Mittermater, Lehre vom Beweiſe $. 3184 Abegg, Lehrb. 
Mr Sriminalprog. 5..107—110. Müller, Lehrb. des Griminalprog $. 101, 
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unterſuchung nur in dem Falle, wenn bie Thatbeſtanbsbeweiſe 7%)- geil 
rig erhoben find, abzufchliefen, und erft in der Hauptunterſuchumg get 
. man jur ‚grümdlicheren Eroͤrterung aller Fragen des Thatbeſtandes unb be 
Thäterfchaft mit dem Geftändigen über. Eine erfchöpfende Derftellun 
des Beweiſes iſt auch um deßwillen von ber Worficht geboten, weil nic 
felten ein Inculpat mit halben Seftändniffen nur, um deſto ſchneller nee 
der Sache zu kommen, herausrädt, und dann doch die Lüden anderweit 
ergänzt werben müflen, oder auch fpäter feine Aufrichtigkeit fich gereun 
laͤßt, d. i. widerruft!20), wo man olddann, wenn ber Beweis dur 
Zeugen nicht ſchon vorbereitet war, mit um ſo größerer Anflrengun 
darauf zuruͤckkommen 180) muß, 

11) Sind die verdädhtigen Perfonen nicht glei ausfindig zu machen, 
fo tritt die Mothiwendigkeit von Fahndungsmaßregeln ein, übe 
deren Stufenleiter und Gebrauch man ſich hier auf den Artikel Kahn: 
dung?®!) beziehen kann. Schleunigkeit ift dabei als das erſte Beh 
anzufehen; benn eine Fahndung, die in langſamen unb verzagten Schrit⸗ 
ten vor fich geht, iſt nicht nur überflüffig und zwecklos, fondern fie dien 
7 dazu, den Inquicenten im Publicum allem Zabel und Geſpoͤtte and 
zufeßgen. 
12) Von befonderer Wichtigkeit für das Gelingen und Wefärter 
der Inquiſitionszwecke ift die aus der Praris gefchöpfte Regel, im allen 
Fällen von einiger Bedeutung und namentlich da, wo richterliche Augen 
feine vorzunehmen find, die erſten Schritte und Vernehmungen alk 
unmittelbar am Drte der Thar!®?) zu bewerfflelligen. Der Vorthef 
befteht nicht nur, mie ſchon erwähnt, in ber größeren Sicherhrit beim 
Ueberbliden der localen Verhältniffe, fondern aud darin, daß man bir 
Perſonen, deren Vernehmung nothwendig wird, augenblicklich verfordern 
und ohne Aufenthalt wieder entlaſſen kann. Die Grimindiefiz def 
nie außer Augen laſſen, weich harte Anforderungen fie am die Stoatstüt: 
ger ftellt und muß daher ſtets darauf bedacht fein, folche PRichkerfüllungen 
fo wenig ald möglich druͤckend 183) zu machen. 


— — 





179) Mittermaier a. a. D. 8. 35. Krug, in Wagborf’s crime. 
Jahrb. für Sahfen Bd. I, ©. 119. Stuͤbel, über den Tharbeſtand ver 
Verbrechen $. 223. 

180) Tittmann, über Geftändniß und Widerruf. Halle 1810. Henkt, 
Hanbb. des Criminalrechtes Bd. IV, &. 494 fig. 

1802) Zittmann a. a. D. ©. 102. 

181) In biefem Werte Bd. IV, &. 197 fig. 

182) v. Sagemann, Handb. der Unterfuchungstunde Bd. I, $. 116- 
171, Bb. II, Nr. 96—134. Die meiften Inquirenten glauben, daß ein aus 
wärtiges Gefchäft nur in ſolchen Handlungen beftchen koͤnne, wo die Anmweſen⸗ 
5 des Richters unumgänglich nothwendig tft, wie 3. 8. bei Inſpectionen, 

ernehmungen Tranfer Zeugen, Wulneraten u. dgl. Allein der Inquirent bet 
gar keinen beffimmten Ort der Verhandlung, wenn auch der feines Wohnfte⸗ 
als der regelmäßtge anzuſehen if. Gr hat an jedem Plape, ber zu 
Bezirke gehdrt, je nach Umftänden, das Recht, eine Unterfuchung ganz ST 
theiweiſe zu führen. 

183) Zeitfchrift für teutiches Strafverfahren Bd. I, &. 28 fig. 


— 


- 
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13) Wenn ber muthmaßliche Thaͤter am Orte der That ſich noch 
befindet, fo Tann man durch ein.fo fchleuniges Verfahren buld in den 
Stand gefegt fein, zu wiffen, ob proviforifhe Maßregeln gegen deſſen 
Perſon zu verhängen feien, und im affirmativen Falle ift es, vorausge- 
fest, daß die Bedingungen zum Verhafte im allgemeinen zutreffen, er⸗ 
laubt , fehon in der Vorunterfuhung den VBerwahrungsarreft!®%) 
zu erfennen; ja es muß in ber Megel frühzeitig zu diefem Sicherungs⸗ 
mittel eines möglichen Erfolges det Unterſuchung gegriffen werden, weil 
Flucht, Colluſionen u. f. w. immer mehr zu beforgen flehen, je weiter 
jene vorgerüdt ift und je mehr fie die Wauhrfcheinlichkeit einer Ueberfuͤh⸗ 
rung begründet. . Bei gewiſſen Werbrechensgattungen tritt zumeilen die 
Nothwendigkeit ein, eine größere Anzahl von Subjecten 185) proviſoriſch 
zu verhaften?8‘), welche ‚nur einigermaßen der Theilnahme verdächtig 
fcheinen, wie 3. B. bei der Toͤdtung im Raufhandel, beim Hochverrathe 
und Aufruhre, bei der Entdedung einer Diebes- oder MRäuberbande 387) 
u. dgl. m. Der hohe Grad von Gemeingefährlichkeit folcher Verbrechen 
rechtfertigt ausnahmsweiſe ein firengeres Einfchreiten; wobei jedoch auf 
der anderen Selte der Inquirent daflır zu forgen verpflichtet iſt, | 
über die Fortdauer des Verhaftes bald ein befinitiver Beſchluß 139) gefaßt 
werbe. 

14) Der Iegtere Grund führt fernerhin zur Geftattung von Con» 
frontationen!®”) im Kaufe der Vorunterfuchung, welche jedoch gleich 
falls nur als Ausnahmen zu beteachten find. Iſt es ndmlidh dem In⸗ 
quirenten darum zu thun, bald Gewißheit darlıber zu haben, ob eine 
Derfon, gegen deren bürgerliche Freiheit empfindlihe Maßregeln genoms 
men find, wirklich in fo hohem Grade verdächtig fel, daß letztere fort⸗ 
beftehen koͤnnen und müffen, fo ift e6 fehr am Plage, die Dauptzeugen 
der Anfchuldigung derfelben fofort gegenüber zu ſtellen, theils damit bie 
Seftigkeit der Zeugen erprobt, theils damit dem Verdaͤchtigten Gelegen: 
beit gegeben werde, von dem Grabe bes. Beweiſes fich felbft zu überzeus 


gen oder auch die Ausſagen der Zeugen, wenn er kann, fofort zu widers 
legen '90), 


184) Bauer, Lehrb. bes Strafprogeffes $. 75. Die franzdfifche Praxis 
kennt dieſe Mafregel unter bem Namen: Mandat de depöt, uverger, 
Manuel des Juges d’instr. (Paris 1840.) T. II. p. 281 sq. 


N Bayer. GStrafgefegb. Th. II, Art. 120. Preuß, Griminalorbn, 


186) ab zeg Lehrb. des Griminalprog. S. 1155 Henke, Handb. bes 
Eriminalrechtes Bd. IV, S. 623, genehmigen ausdruͤcklich eine proviſoriſche 


Haft. 
187) Baver’iches Strafgeſetbuch Th. II, Art.121. Pfifter, merkw. 
Griminalfälle Bb. I, S. 2, Bd. III, ©. 183. 


188) Ein Beſchluß, wodurch die Wiederentiaffung ober der Uebergang vom , 
Verwahrungs s in ben Unter ſuch ung sarreft auegefprochen wirb. 

189) v. Sagemann, im Archiv bes Sriminalrechtes Jahrg. 1835, Abh. 
Nr. Il, und Handbuch der Unterfuhungstunde Bd. I, $. 153—161. 

190) Diefer Hauptgefihtepuntt.wirb bei der Gonfrontation Leider faft immer 
Überfthen. Mittermaier, Gtrafverf. Th. II, ©. 404405. Stübel, 
Griminatverf. $. 2047. 
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nicht ohne ein Decret kͤbergegangen werben duͤrfte, welches daruͤ 
Rechenſchaft gibt: 
a) ob der Thatbeſtand eines Verbrechens wahrſcheünlich 
macht ober zur Gewißheit erhoben fei, 
b) ob hinreichender Verdacht gegm eine beſt im m te Pa 
fon ſich ergeben babe, um dieſelbe in Anfhuldigungsftand; 
verfegen 197). 
Micht ſowohl als eine Garantie für die Unfhuld gegen willkuͤrch 
Berfahren wäre ein ſolches Erkenntniß erforderlich, fonden auch, abge 
ſehen von Willkuͤr, wegen der darin liegenden Nöthigung bes Ride 
mit fich ſelbſt gehörig zu Rathe zu gehen, ehe er einen enticheibenden Scrr 
weiter hut. Aus Erfahrung weiß man, daß ein Beamter, wem & 
auh Im Inneren zu einem beflimmten Entſchluſſe fi) berechtigt gleck 
cft zu einem ganz anderen Mefultate gelangt, ſobald er die Feder x 
Hand nimmt und bie Gründe des Kür und Wider einander gegenuhe 
ſtellt. 
Ob der Unterſuchungsrichter ſelbſt oder der in der Hauptſache au 
petente Gerichtshof dieſen Ausſpruch zu thun habe 1v8), mag bier dal 
geſtellt bleiben, da es mit ber organiſchen Einrichtung, mit der Quelif⸗ 
cation der Beamten u. dgl. m. zufammenhängt, ob man ben igiem 
ein folches Gefchäft anvertrauen koͤnnte ober nicht. Obige Frage ad a) 
fegt eine fehr genaue Kenntnig vom Weſen des Strafrechtes vomue; 
denn man muß nicht nur die unterfcheidenden Merkmale der Verbredun: 
gattungen unter ſich, fondern auch die Kriterien des einzelnen !?”) That 
beftandes ſtets fo Far uͤberſchauen konnen, daß man einer Vermecheluns 
nicht unterliegt. Was dagegen zu Stage b) ben Grab des vorliegenden 
Verdachtes und Beweiſes anbelangt, fo ift es nicht wohl maͤglich, feſte 
Kegeln aufzuſtellen 2007, wie weit diefer gehen müffe, um Hauptunter⸗ 
fuhung darauf einleiten zu können. Im allgemeinen ift anyunehnen, 
daß legtere begründet fei, fobald wenigſtens ein nahes Sudis 
ctum?) gehörig beivlefen erfheint, Das Meifte bleibt hier alfo dem 
Ermeffen des Richters anheimgeftellt. 

Daß ein Subject durch diefen Uebergang zur Speckafunterfuchung 
Immerhin für verdächtig erklaͤrt wird, verſteht fid) zwar von ſelbſt; ala 
es iſt damit nicht gefagt, daß daſſelbe nicht im Stande fein folte, dm 
Verdacht gänzlich von fi) abzumälzen, ja es befteht Die Aufgabe dr 


197) Henke, Handb. des Triminalrechtes Bd. IV, $. 134. Witterr 
maier, Strafverf. Th. II, $. 139. 

198) Bauer, a. a. O. ©. 227, entfcheibet fih für das Iegtere, und juu 
aus höchft ehrenmerthen Gründen, die jebody mehr auf fehr fpeciellen, als ar 
meinen Erfahrungen beruhen dürften. 

199) Abegg, Lehrbuch der Strafrechtswiſſenſchaft &. 102, ſtellt die ſck 
beachtenswerthe Abftufung von allgemeinem, befonderem und einzel⸗ 
nem Thatbeſtande auf. 

200) Das bayer'ſche Strafgeſetbuch Th. I. 

201) Im Sinne der p. G.O. Art. 6, 11, 218, ein reblicher argwon 
S. auh Sachariaͤ, Grundlinien des Griminalproz. $. 158. 
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Hauptunterfuchung gerade eben ſowohl darin, die Unſchuld der Angeffagten, 
wenn irgend Momente bafür fprechen, in vollkommene Klacheit zu 
fegen 202), als auch den Schuldbeweis herzuftellen. Wenn für die Une 
ſchuld fo viel Indidn, wie für die Schuld am Ende derrVorunters 
ſuchung ſprechen, fo kann deßwegen von weiterer Unterfuchung gleichwohl 
nicht abſtrahirt werden, fondern es muß fich der Inquirent bemühen, ein 
Uebergewicht für das Eine oder für das Andere ausfindig zu machen. Lies 


ger hingegen am Schluffe der Vorunterfuchung entfchleden ſtaͤrkere Wahrs - 


ſcheinlichkeitsgruͤnde für bie Unfchuld, als für die Schuld vor, fo muß 
eine Miederfchlagung des Verfahrens verfügt werden, es müßte denn Aus⸗ 


ficht vorhanden fein, gerabe duch das Specialverhör ein befferes Licht . 


ber die Thatſachen herbeizuführen, wie z. B. wenn die Ereulpation auf 
dem Vorſchuͤtzen eines geſtoͤrten Bewußtſeins, einer Nothwehr u. dal. 
beruht. Im Sinne des Inquifitionsprindpes darf der Unterfuchumgss 
richter gar nicht fein Gefchäft einſtellen 200), fo lange er noch eine Mög» 
lichk eit vor Augen bat, die Wahrheit evidenter herauszuftellen, und es 
muß diefee Srundfag im Ganzen für den Angeſchuldigten als vortheils 


baft erkannt werden, weil dadurch eine Garantie gegeben ift, daß man 


ihn nicht ohne Weiteres, mit einem unaufgeklaͤrten Verdachte behaftet, 
entlaffen kann; und fei das Beftehen mweitläufiger Detailverhöre noch fo 
laͤſtig, fo iſt doch, fobald einmal ein Verdacht in der Vorunterfuchung 
actenmäßig wurbe, eine Unannehmlichkeit in Folge der anderen unver- 
meidlich 20%), wenn man es bei einer Halbheit nicht beivenden laſſen will. 
Da alfo heutzutage nicht nur bie nachtheiligen Folgen für bie bürgerliche 


& . i 
202) Diefer Sypnbfag ift fhon anerkannt von Carpzov, pract. rer. 
crim,. Pars II. quaest. LIX. nr. 38. 40.: Tantum enim est:favor de- 
fensionis ac innocentiäe, ut ob eum quandoque a regulis iuri® 
rigorosi quoad processum recedere liceat. S. qub Zittmann, Hand⸗ 
buch der Strafrehtsw. Bd. III, S. 155, und Martin, Lehrbuch des Eri- 
minAtprozeffes, 4. Ausg., weldher S. 18 fagt: Man uͤberſehe nicht, dad das 
Gemeinwopt bie in ua ber Unfchulb gegen unverbiente Strafen 
eben fo kategoriſch fomdre, als die möglichfte Gewißheit, daß Bein verübtes 
Verbrechen ber verdienten Beftrafung entgehe. . 

203) Matthaeus, de criminibus Lib. XLVIII. Tit. 17. Cap. 1. ar. 4., 
glaubt fogar, im Anklageprozefle dü:fe ber Richter, si de causa nondum liqueat, 
nad) - Schluffe der eontrabictorifchen Werhandlung noch weitere Erhebungen 
veranitalten. " 

204) Thoͤricht wäre ed, leugnen zu wollen, daß das Schickſal, als muth⸗ 
maßlicher Verbrecher behandelt zu werben, an und für fich fchon fo Hart ift, 
und daß dem Unfchulbigen alle erbenklihe Genugthuung feine volle Entſchaͤdi⸗ 
gung bafür geben kann; allein wer die Möglichkeit folcher Mißgriffe abſchneiden 
wollte, müßte jede Ginleitung einer Unterfuchung, ausgenommen der burch 
Selbſtanklage veranlaßten, verbieten, weil es Fein Beweismittel in der Melt 
gibt, welches vollkommen untrüglic wäre und felbft von falſchen Geftändniffen 
Beifpiele genug vorliegen. Der Unterfuchungsricter geht von dem Geſtthts⸗ 
yundte bee Wahrſcheinlichkeit aus, und wollte man von ihm verlangen, 

daß er, fo wie der Spruchrichter, feine Verfügungen nur auf Gewißheit baue, 
fo würde man bie Unmöglichkeit verlangen, daß er aud ber erften Anzeige eines 
Verbrechens gleich eine fefte juriftifche Ueberzeugung abſtrahire. Bgl. Mäller, 
Lehrbuch des Eriminalprogefles 3. 96 a. ©. 
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Ehre durch den Uebergang zur Hauptunterſuchung nicht mehr hervorger 
fen werden, fonbern im Gegentheile für den unſchuldig Verdaͤchtigt 
dadurch ein erwünfcter Weg zur gänzlichen Reinigung angebahrat üft, | 
braucht man auch nicht mehr fo ferupulös mie fonft bei dem bazübe 
ertennenden Beſchluſſe zu fein, unb wenn ein Inculpat fi ohme ürgen 
einen rechtlichen Grund verfolgt glaubt, fo fteht ihm jeberzeit die De: 
ſchwerde an den vorgefegten Gerichtshof offen, twelher bann, auf Er 
bebung der Acten mit Bericht, ber Willkuͤr, wo fie wirklich erfome 
würde, Einhalt gebieten kann. Es muß zu bem Ende ohne Zweifel arch 
jenes Erkenntniß mit Entfcheibungsgründen dem Angefchuldigten foͤrnlch 
verkündet und, wenn er es wuͤnſcht, in Abfchrift mitgetheile werben. 


' Sobald bie Vorunterfuchung gefchloffen iſt, tritt eine neue Ipftie 
keit des Inquirenten ein, welche, je nachdem Geftändniffe erfolgen oder 
nicht208) , eine geringere oder größere als in jenem Stadium fein wit. 


11. Die wefentlichfle Aufgabe der Hauptunterfuchung be 
fieht in Folgendem: 
| A. Hat der Verdacht gegen den Inculpaten ſich verflärkt, und liegen ob 
jectiv wie fubjectiv die Vorausfegungen 20°) vor, unter benen man zur Captar 
fchreiten kann, fo muß nun zunaͤchſt der Unterfuhungsarreft er 
hängt werden, welches auch dann zu geichehen hat, wenn vorher Ber 
wahrungsarreſt oder proviforifhe Haft angeordnet war 207). Durch jene 
Maßregeln koͤnnen verfchiedene Zwecke zu erreichen’ fein. Entweder kommt 
ed nur darauf an, die Entweichung des muthmaßlichen Thaͤters zu ver⸗ 
hindern, wodurch eine möglichft feſte Ancarcerirung bedingt wird; oder 
aber e8 foll nur den mahrheitswidrigen Verabredungen, d. i deu fogen. 
Collufionen mit Complicen oder anderen verbächtigen Parfonen vorgebeugt 
werben, wobei das Hauptaugenmerk darauf zu richten ift, daß der Arms 
flant gehörig von der Außenwelt abgefchloffen fit; oder endlich wil man 
benfelben blos von ber Fortſetzung des Verbrechens abhalten, fo kann es 
mit einer leichten Einfperrung genügen 208). 


Weſentlicher Grundfag iſt dabei überall, daß keine haͤrteren Mat 
regeln verhängt werben, als fie nach der Lage der Dinge nothwendig, # 


205) Durch ein von vorn herein abgelegtes umfaflendes Geſtaͤndniß Tası 
eine Unterfuchung über ben wichtigften Fall innerhalb weniger Tage zu Got 
gebracht werden, zumal wenn ber Thäter Bein Fremder ift, und die Belege Ahr 
die Perlonalien fonach ſchnell zu befchaffen find. : 

206) Die objectiven liegen in ber Natur bed Berbrechens unb ben 3% 
terefien der Staatsgeſellſchaft, bie fubjectiven aber in dem Gharakter unb der 
ee bes Sneulpaten. Zittmann, Handb. ber Strafrechtew 

207) Es ift immer ein Mangel, wenn in den Acten über bie eingetreten 
Acnderung der Arreſtart nichts gefagt wird, weil der Inculpat fonft kein fer 
melles Fundamenst bat, fich darüber zu befchweren. Preuß. Sriminalorin. 
5.51. Müller, Lehrb. bes Griminalprog. ©. 453. 

208) Tittmann a. a. D. $. 709. Mittermaier, Gtrafverf. Sb.) 
©. 362. 3achariaͤ, Grundlinien $. 102. 
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ammunsmeiclich erſcheͤnen; denn bie Beſchraͤnkung dee bürgerlichen Freiheit 
iſt ſtetshin als Ausnahmsfall?09) zu beträchten. 

Eben deßhalb iſt es auch eine heilige Pflicht des Unterſuchungsrich⸗ 
ters, die Erledigung ber Sache um fo miehr zu beſchleunigen, als das 
Schickſal verhafteter Perfonen davon abhängt, und den Arreſt auch vor dem 
Abſchluſſe wieder aufzuheben 210), wenn die Antäffe dazu wengefallen find. 

. B. Um nun das Matertal zum” Specialverhöre und Endurtheile 
gehörig in Stand zu fegen, bedarf es zunaͤchſt wieder einer Ver: 
vollftändigung ded Thatbeſtandsbeweiſes. Will ber Thäter 
Darüber feibft Auskunft ertheilen, fo tft dieß freilich die beſte Quelle; 
aber im umgekehrten Kalle muß benn ber Inquirent alle Beweismittel, 
welche ſich ergeben haben, nochmals einer Prüfung unterwerfen und in 
gefeglicher Form feftftellen?!!). Es gehört dazu namentlich die Erhebung 
eines motivierten Gutachtens ber zu Mathe gezogenen Sachverftändigen 
oder Kunftverftändigen?1?), die genaue Erforſchung über die einfchlägigen 
Verhaͤltniſſe der befhhäbigten Perfonen, Vornahme eines richterlichen Augen» 
Scheines, ober Wiederholung beffelben behufs nothwendig gewordener Er⸗ 
gänzungen u. a. m. 

C. Sernerhin iſt nun ber Zeitpunkt 3) gekommen, wo alle Zeus 
“gen, bei denen dieß nicht fehon vorkdufig geſchah, etdlich verpflichs 

tet?14) werden müfien, welches zugleich Anlaß gibt, dieſelben articus 
Lirt 215) uͤber diejenigen Punkte zu vernehmen, welche man nach der nun 
angenommenen Anſicht über bie Natur des Verbrechens für erheblich ers» 
achtet. Es leidet gar Beinen Zweifel, daß dieſes Geſchaͤft uͤberall das 
wichtigſte im Inquiſitionsprozeffe iſt. Denn es kommt ja, wenn auch 
die Angeſchuldigten zum Geſtaͤndniſſe ſchreiten, im Hinblicke auf das Ziel 
der reinen Wahrheit, zunaͤchſt auf die Ausſage derjenigen Perſonen an, 
welche, ohne ſelbſt betheiligt zu ſein, uͤber den Hergang der Sache Aus⸗ 
kunft geben koͤnnen 2210)1. Dan muß daher die Zeugen jedesmal auf die 


209) Nachgewiefen von Martin, Lehrb. des Eriminalproz., 4. Aufl., 
g. 124. Abeg ß, Lehrb. des Criminalproz. $. 79. 

210) Irrthuͤmlich meinen manche Unterfuchungsrichter,, fie dürften die eins 
mal in Arreſt gezogenen Perfonen nicht ohne höhere Genehmigung wieder los⸗ 
laſſen. Da es aber zur Verhaftung keiner Anfrage bedarf, fo ift diefe gewiß 
um fo weniger zur Burädnahme berfelben erforderlich. 

211) Müller, Lchrb. des Criminalproz. $. 182. Abegg, Lehrb. bes 
Criminalproz. F. M. Henke, Handbuch des Sriminalrechtes Bd. IV, ©. 837. 
; 212) Ueber ben Unterfchieb zwiſchen Sachs und Kunftverftändigen f. v. Ja⸗ 
gemann, in ber Zeitfchrift für Strafverf. Bb. I, ©. 356, 369. Bauer, 
Abhandlungen Bb. II, &. 220, 

213) Vgl. die oben Rote 163 angeführte Abhandlung. 

214) Unterflügung verdient ber bier und da hate Vorfchlag, dieſen 
Aet im Beifein des. Angefchuldigten vorzunehmen. Martin, Lehrb. des Gris 
minalproz. $-. 137, Anm. 7. 

215) Stübel, Eriminalverf. Bd. IV, $. 2462—2465 u. 2479. 

216) Weit entfernt, dem fogen. bireeten Beweis hiermit einen Vorzug eins 
räumen zu wollen, fol dadurch nur die Wichtigkeit des Zeugnifies für allar- 
tig e Beweife, alfo insbeſondre auch zur Begründung der Indicien, angebeutet 
werben. 

31* 





484 | aaquiſttion. 


Wichtigkeit ihrer Stellung aufmerkſam machen und zu moͤglichſter Be 
ſtimmtheit des Ausdruckes durch die Kunſt bes Verhoͤres veranlafie 
theils um fie zu ſchaͤrferem Nachdenken zu bringen, theils um ben lebe 
nicht felten vorfommenden Dientalrefernationen?17) entgegen zu wire 
Ruͤckſichtlich der verbächtigen Zeugen find zuverläffige Ketizen über in 
bürgerlichen und moralifchen Verhaͤltniſſe 21°) beizufdaffen, und auch be 
über müffen fie wieder, inſoweit es fi um nicht authentifche Thatſachen 
bie ihnen entgegenflehen, handelt, einvernommen werben. 

Ergeben ſich neuere noch ungelöfte Widerfprühe unter ben Zeugen 
fo muß eine Confrontation®!9) veranftaltet werden, und wenr fü 
der Verdacht der Meineidigkeit auf der einen oder anderen Seite ku 
ſtellt, fo iſt unverweilt deßhalb eine befondere Unterfuhung einguleiter 

welche, wenn immer möglich, noch vor der Unterfuchung Über Die Haupe 
ſache oder doch zugleich mit berfelben abgefchloffen und vorgelegt mem 
muß, damit die urtheilende Behörde eine fichere Anfiht über Wert ud 
Bedeutung einer folhen Beugenausfage gewinnen kann. 

Das Verhör mit einem Hauptzeugen kann in ber Regel nid mat 
einem Male als abgethan betrachtet werben, ſondern muß fo oft mie 
aufgenommen werben, als durch bie Ausfagen anderer Zeugen ober burf 
die Erklärungen des Angeſchuldigten neuer Stoff ſich ergibt, zumal wenn 
ein Capitalverbrechen 220) in Stage fteht. 

"> D. Das Special verhoͤr mit dem Inculpaten 232) mar in der Ber 

zeit an fehr ſtrenge Formen gebunden. Es mußte der Richter vorerſt ak 

Punkte, auf bie es ihm anzufommen fchien, ertrahiren und unter bem 

Titel von Inquifitionalartiteln22®), niederfchreiben. Diefelden 

waren meiftentheils fuggeftiver Natur 223), welches offenbar als eine Zur 

wirkung des Anklageprincipes zu betrachten iſt, d. h. der Inquitent, der 
von Amtswegen an die Stelle des Anklägers trat, mußte ale Berrahtte 
geünde, die er aus ben Acten entnehmen zu bürfen glaubte, den Ana 
ſchuldigten Punkt für Punkt als beftimmte Vorausfegungen vorhalten*) 


217) v. Jagemann, Haͤndb. ber gerichtl. Unterfuhungstunde Bi. l 
$. 490, 517, 518, ar ee 

218) Stübel, Griminalverf. $. 2467. 

219) vo. Sagemann, Handbuch Wh. II, Ar. 217. , 

‚ 220) Richt nur im Unterfuchungsverfahren, fondern in allen menſchlice 
Dingen rechtfertigt ſich ein Unterfchied in der Behandlung wichtiger und mine 
wichtiger Gegenſtaͤnde. 

221) Henke, Handbuch bes Griminaicechtes Bd. IV, $. 185. Mitten 
maier, Strafverfahren Th. II, 6. 144, 145. Alter, Handbuch des yırof. 
Griminalverf. Th. II, 8. 377886, 

222) Tittmann, Handb. ber Strafrechtsw. Bd. III, $. 785. Boeh- 
mer ad art. 20. CCC. Quiftorp, Grundf. bes peini. Nechtes Bdo. Il 
8. 665. Müller, Lehrb. des Griminalpror. $. 184. Hi 

223. ©. 7. B. ein fehr ſchlagendes Beifpiet bei Heil, Jadex et def 
sor. (Lips. 1717.) p. 90102. 

224) Die Kolge war denn auch, baf der articulfrt Bernommene nın S® 
quifit hieß, während er in der Generalunterfuchung bios Inculpat, Gonfitul, 
Arreftat angerebet wurbe, 


— 
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Die dann der letztere entweder zu bejahen ober zu verneinen, ober als uns 
richtig darzuftellen, ober durch den Beweis des Gegentheiles-zu entkraͤf⸗ 
„Ken haste. Kein Wunder war es unter ſolchen Umfländen, daß man die 
Specialinquiſition als eine fehr empfindlihe Maßregel anfah, weil durch 


dieſelbe in der That von Seiten einer richterlichen Stelle ein der Wer 


fegung in den Ankiagefland gleihlommendes Syſtem birecter Verfolgung 
eingeleitet wurde, ‚und wenn ber Unfchulbsbeweis nicht völlig gelang, fo 
blieb es Immer actenmäßig, daß man die Wahrheit der Anfchuldigungs: 
momente einmal fupponirt hatte. 

Seit diefe Form jedoch von der Praris ber neueren Zeit, welche bie 
Unvereinbarkeit einer ſolchen Parteiftellung des Inquirenten mit feiner 
Pflicht, die materielle Wahrheit zu ergründen, erkannte, verlafjen wurde, 
bat man ſich allenthalden daran gemöhnt, das Verhoͤr mit Inculpaten 
als eine ein logifhe Entwidelung der wefentlihen Ergeb⸗ 
niffe der Unterfuhung?25) zu betrachten und mithin die Sache 
nad) der analptifhen oder fonthetifchen Methode zu behandeln, je nach⸗ 

. ders Geftändniffe hinzukommen oder nicht 220), oder mit anderen Wortm: 
es wird nach ber jegigen richtigeren Anfchauung des Unterſuchungszweckes 
gar nichts mehr vorausgefegt, fondern nur der unverfälfchte Inhalt der 
Acten in die. Beinften heile zerlegt, nach und nad) vorgehalten oder zum 
Gegenſtande der Erläuterung gemacht, bis die Gewalt der Vernunft: 
Thlüffe für oder wider die Schulbhaftigkeit der inquirirten Perfonen 
fiegreih durchdringt. Der Mittelzuftand von Ungewißheit, welcher in 
vielen Fällen zuruͤckbleibt, fleht nicht der Marime entgegen, ſondern ift 
blos bie Folge der Unvollkommenheit aller menfchlichen Erkenntniß. 

’ Hieraus ergibt fi der natürliche Gang eines Specialverhöres von 
feibft. e 
1) Denn bie perfönlihen Verhältniffe des Angefchulbigten 
noch gie volftänbig erörtert find, fo iſt dieß das erſte Gefchäft in der 
Hauptunterfuhung, und man follte fi) niemals mit den bei der fummas 
rifchen Vernehmung erfragten Notizen Über Vor⸗ und Zunamen, Alter 
und Stand begnügen; denn das iſt eben die Lobenswerthe Richtung der 
neueren Strafgefeggebung, daß man die pfochologifchen Momente ber 
That vorzugsweife ins Auge faßt, wozu denn eine gute Grundiage??7) 


“ 


225) Durch eine folde Auffaffiung wirb von felbft alle Folterung, fo: 


wohl bie körperliche, als die geiftige, unbebingt ausgefchloffen, weil bie 
abgedrungenen oder abgelodten Sertänbniffe niemals den Werth einer fpontanen 


Fi haben können. Vgl. Baharid, 20 Bücher vom Staate, 2. Aufl., 


66. Leue, ber Anklage⸗ und Unterfuchungsproges ©. 119 fig. 


V 
226) Das Geftändniß legt die Geſammtheit der fraglichen Thatfachen bars _ 


nun muß aber auf die Gntflehungsgefhichte und zwar bis zur Gedankenwerk⸗ 
ftätte des Thäters zuruͤckgegangen werben, worin das Weſen der Analyfis be: 
ſteht. Beim Mangel eines Geftändniffes dagegen muß vor den Augen bes Ins 
eulpaten das ganze Beweisgebaͤude aufgefährt und fomit vom Ginfachen zum 
- Bufammengefesten fortgefchritten werden. Kant nennt daher in feiner Logik 
$. 117 die beiden Methoden bie vegreffirte und progrefiirte. 
227) Zentner fags in der Zeitfchrift für Strafverf. Bd. I, ©. 450: 
Werden biernach die Anforderungen an den Unterfuchungsrichter auf ber einen 


x 
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über die Subjecttivitaͤt?2) gehoͤrt. Ein kurzer Lebensabriß bürfte dahe 
niemals für uͤberfluͤſſig zu erachten fein, und nicht minder wird es dem 
urtheilenden Richter erwuͤnſcht fein, über den Bildungsgrad und bie Ge 
muͤthsbeſchaffenheit des .Angefchuldigten Aufzeichnungen in den Acten zu 
finden. Iſt dee Ball von hoher Wichtigkeit, fo kann der Unterfuchumgs 
richter dieſem Erforderniffe am beften entfprechen, indem er bas Defutex 
feiner Wahrnehmungen als ein Gefammtbild protocolliten laͤßt; in ge 
wöhnlichen Fällen aber begnügt man fich tamit, an denjenigen Steig 
wo eine erhebliche Wahrnehmung gemacht wurde, diefelbe kurz anzubes 
ten, ober auch am Schluffe einer Haupthandlung, wie eines längerem 
Verhoͤres, einer Confrontation u. dgl., ein fogen. Geberbenprato> 

c0ol12%9) abzufaffen, ein Auskunftsmittel, welches nicht minder zur Che 

takteriftit ber Zeugen 280) gebraudit "wird, und überhaupt den Mangd 

eigener Anfchauung des Gerichtshofes zu furrogiren beflimme if. Die 

weiteren Beftandtheile des Specialvechöres find jedoch) folgende: 

2) Das Wefen ber den Gegenftand der Unterfuhung bildenden 
Handlung, alfo der Thatbeftand, wie ihn der Inquirent erhoben dx 
und anfieht, muß dem SInculpaten vor allem zur Erklaͤrung vers 
gelegt werden 24), Da fehr häufig eine That den zweifelhaften Aus 
fhein von verfchlebenartigen im Gefege aufgeftellten Verbigchen Hat, und 
dem Inquirenten keine Entfcheidung hierüber zufteht, fo ift es in ber 
gleichen Fällen von der Eventualmarime geboten, alle möglichen Anſich⸗ 
ten, auf die der Spruchrichter verfallen könnte, gleichmäßig vorzubalten, 
damit der Angefchuldigte fein Vertheidigungsſyſtem danach einrichten koͤnne 
Iſt die Sache von ber Art, daß, wie es in manden Ländern vorge⸗ 
fhrieben ift, ein felerliches Schlußverhör abgehalten werben muß, fo wird 
bie * Bezeichnung des angeſchuldigten Verbrechens bi dahin aufges 
fhoben. 

Jedenfalls muß dem Inculpaten von vorn herein Gelegenheit gegeben 
werben, über alle Thatfachen, aus denen der Thatbeftand zufammengefrft 
ift, ſich auszulaffen, und diejenigen von der That zuruͤckgebliebenen Eyus 
ven, welche mit den Sinnen wahrnehmbar und dem Richter zur Ver⸗ 
fügung geſtellt find, muͤſſen deßhalb auch in Natur vorgezeigt wert, 


— —— — — 


Seite größer, fo wird auf der anderen Seite feine Stelle aber eben damit ad 
würbiger und verdienſtvoller. 

228) S. hierüber befonders de Vaulx, in der Eritifchen Zeitfchrift für 
Rechtswiſſenſchaft des Auslanded yon Mittermaier und Zachariaͤ, Bo. 
zu — Nr. XIX, und Bauer, Abhandl. aus dem Strafrechte EI, 

r. IT. 


229) Mittermaier, GStrafverf. Th. I, 5. 106. dv. Jagemanx, 
Handbuch der Unterfuchungstunde Bd. I, 5. 586-593, Bd. H, Nr. 299, WR. 
230) Schon in ber p. G.⸗O. Art. 71 heißt es: Der Richter fol auffmers 
ten, 06 ber zeuge inn feiner fage würb wankelmuͤthig und unbeftendig erfunden 


ſolche umbftende, und wie er den zeugen inn eufferlihen Geberbe iii 


merkt, zu dem Handel aufffchreiben. 
sis US SOGEMEmN 0 TREE 
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woelches man eine Recognition von Sachen???) zu nennen pflegt. 
Dazu find auch menfchlidhe Körper zu rechnen, inſofern biefelben getöbtet 
wuurden 233), morüber bereits oben das Nöthige gefagt wurde. Alle Ge⸗ 
genftände boͤslicher Entwendung, ſei es durch Raub oder Diebftahl, alle 
SProbucte einer täufchenden Entftelung durch Faͤlſchung oder Betrug und 
alle Urkunden, welche zur Aufklärung über die Thatbeſchaffenheit dienen, 
nicht minder aber die Werkzeuge, womit bie That muthmaßlich veruͤbt 
wurde, find dem Inculpaten vor Augen zu halten, gfeichviel, ob er ges 
ftanden habe oder nicht, damit er ſich ausſprechen kann, ob er biefe Ge⸗ 
genftände kenne222), ober ob er e8 für möglich halte, daß fie zum Voll: 
zuge des Verbrechens gebraucht murben. Hat man über beren Befchafe 
fenheit, Werth, Gewicht u. f. w. Sachverſtaͤndige einvernommen, fo 
iſt das Gutachten ber legteren ebenfalls zu eröffnen, und wenn ber In⸗ 
culpat Anftände dagegen erhebt, fo ift je nach Umfländen zur Erhebung 
einer zweiten 226) Erpertife zu ſchreiten. | 

3) Alsdann folgt der Vorhalt der eigentlihen Anfhuldigung ss 
gründe und des Beweifes der Thäterfhaft??d), Diefer Theil 
Des Verhöres iſt der wichtigfte?2”), weil er zugleich das unterfcheidende 
Merkmal der Hauptunterfuhung von der Borunterfuchung ift. 

Hierbei ift es Pflicht des Inquirenten, alle Momente und Bes 
weismittel, welche gegen den Verfolgten zu fprechen fcheinen, zu recapie 
tuliten, damit er fi) beiftimmend oder widerlegend dußern koͤnne. Drei 
Hauptregeln bürften dabei zu beobachten fein: ö 

a) Die Thatſachen und Beweisgruͤnde find fo viel als immer moͤg⸗ 
ich ins Einzelne zu zerlegen und dann vor ber Seele des Verhoͤrten 
gleichſam twieder aufzubauen, fo daß er einen vollſtaͤndigen Ueberbli des 
ganzen Ergebniffes der Unterfuchung gewinnen kann. 

b) Es darf dabei nicht willfärlih von einem Thatumſtande zum 
anderen übergegangen werben, fondern ed muß fid) bie ganze Reihe in 
ihrer natürlichen Ordnung entwideln. 

c) Man hat alle Borhaltungen zu vermeiden, die nicht auf 


232) Sudermann, im Archive bes Sriminalrechtes Bd. U, ©. 690, 
6. Mittermaier a. a. D. Th. I, S. 353. ⸗ 

233) Juckermann, a. a. O. &. 689, ſchaͤrft mit Grund ein, daß dieſe 
Recognition auch bei geftändigen Incuipaten flattfinden maß. v. Sage: 
mann, Handbuch Bd. II, Nr. 182, 133. 

234) v. Sagemann a. a. DB. II, Nr. 134. 

235) In dieſem Städe wirb oft fo oberflächlich verfahren, daß es fehr - 
nothwendig erfcheint, auf bie Statthaftigkeit einer wiederholten Begutach⸗ 
tung, Zaration u. f. w. bhinzumeifen. Zumal laffen die Damnfficaten fich oft 
beigehen ,„ den Affectionswerth einer entwenbeten ober befchädigten Sache zu 
Grunde zu legen. Auch find bie Amtstaratoren auf Sandorten bei gewiſſen Ge⸗ 
genftänden gar nicht erfahren genug, daß fie eine zuperläffige Schaͤgung vor⸗ 
nehmen koͤnnten. Wal. L. 50. pr. D. de furtis. (47. 2.) Zittmann, 
Handbuch der Strafrechtswiffenfhaft Bd. II, $. 424, Anm. =. Stuͤbel, 
Eriminalverf. Bd. IV, $. 2672, Anm. a. ß 

236) v. Sagemann a. a. D. Bd. I, 8. 388-401. 

237) Bauer, Abhandl. Bd. II, &. 218. 


Rn 


488 Inquiſition. 


den Inhalt der Acten gegruͤndet find, und daf Bermuthsemugei 
und Unterflellungen mur unter der Bedingung vordbringen, Daß fi 
nicht den Anſchein nachgewieſener Wirklichkeit haben, fondern als fmb 
jective Annahmen gelten, welche der Richter nach dem gewöhnlichen Baufı 
. der Dinge oder nach juriflifchen Conjecturnlregein??®) zu machen berech⸗ 


tigt fein fann. 


Bu a) iſt es zwar eine Löbliche Abficht vieler Inquirenten, die Zhck 
ſachen im Zufammenhange vorzuhalten, bamit der Inculpat mit feimem 
Meproductionsvermögen um fo ficherer folgen könne, ob fi) das Ereiguif 
gerade fo zugeteagen babe; allein die vorhin erwähnte Regel verbient dech 
den Vorzug, weil fie allein dem $Richter fichere Anhaltepunfte zur Er 
kenntniß gewährteiftet. Mag es auch ſchwieriger fein, folhen Spectalis 
täten im Verhoͤre mit gleicher Aufmerkſamkeit und Geiſtesgegenwart 

folgen, fo muß man auf ber anderen Seite bedenken, daß ber Ange 


fhuldigte zunächft verpflichtet IE, über alle Haupt= und Nebenumflände 


der That und Thäterfchaft eine. beſt im mte Erklärung abzugeben 2”) 
und daß in Fällen, mo er fich deſſen weigert, doch mindeftens ihm Ge: 
legenheit dazu gegeben werben fein muß, bamit er fidy nicht beſchweren 
tönne, wenn er bucch andere, außer ihm liegende Beweismittel als über 
führt angefehen wird. Herner bietet auch die bier empfohlene Methede 
ben Vortheil dar, daß man leichter wie bei allgemeinen Borhalten Ges 
fländniffe erringen kann. Einen Nebenumftand, der im Zuſammenhauge 
mit vielen anderen abgeleugneten Thatſachen in das Verhoͤr eingeflocht 
wird, möchte ber Inculpat manchmal wohl zugeben und erfiutern, wem 
er nicht Beforgnig ?40) hätte, daß daraus ein mittelbares Einraͤumen auch 

der übrigen Thatfachen, eben weil fie im Bufammenhange damit vorges 

führt wurden, gefolgert werden koͤnnte. 

- Bu b). Die natürliche Ordnung des Verhoͤres beſtcht darin: a) 
bag man die für die Thäterfchaft fprechenden Momente und Argumente 
in der Weiſe zur Exdrterung bringt, bag die dem Verbrechen voraus: 
gehenden Thatſachen zuerft, dann bie daſſelbe begleitenden um 


238) Menoch., de praesumpt. coniect. etc. (Colon. 1628,) Lib- I. 
uaest. 88. ar. 4, 5., ftellt folgende Unterfcheidung auf: Indicium aliud ex 
acti, aliud iuris. Indicium facti est, quo iudex dirigitar in viam 
perscrutationis: et tale indicinm potest per quemquam fieri; indi- 
cium autem iuris est, quod habet aliquem effectum: ‚et quod quidem 
dirigit in viam quaestionis habendae: quoddam vero est, quod EB 
cum aliis adminiculis instruit indicem in viam condemnationis. 

239) Defterr. Gefegb. IH. II, $. 833, Th. I, $. 353. Bayer. Gtafı 
gefegb. Th. IE, Art. 170, 180. 

240) Bange Perioden haben Überhaupt bad gegen fich, daß fie ohne wicber 
Holtes Worfprechen ſchwer im Kopfe zu behalten find, welches um fo mehr der 
Fall fein muß, wenn derjenige, der fie anhört, nicht ganz unbefangen, ja fogat 
oft erfchrodten und verwirrt ifl. Darum verdient auh Bauer Beifall, wem 
er in feiner Anleitung zur Eriminalpraris (Göttingen 1837), 8. 9, fagt: KeR 
Fehler ift in den gerichtlichen Vorträgen gewöhnlicher, als der einer widerlichen 
Weitfchweifigkeit, — während nur ein gebrängter Vortrag bie Aufmerkſan⸗ 
Feit unterhalten und bie Deutlichleit befördern Tann. 


Pi 


| 
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enblidy die nahfolgenden?*) zur Sprache kommen und zwar. ohne 
Unterfchieb, ob der Ineulpat aufrichtig zu Werke gehe oder nicht. Die 
Zeitfolge gibt immer bie ficherfte Richtſchnur an die Hand und garantirt 
zugleidy, daß man .nicht einzelne Umſtaͤnde überfehe, wie dieß fo leicht 
gefchieht, wenn man beliebige Theile des Thaͤterſchaftsbeweiſes losreißt. 
Erxft dann, wenn die ganze Reihe der bekannt gewordenen factifchen Vers 
haͤltniſſe chronologiſch durchgenommen ift, kann es erlaubt, ja fogar raths 
{am fein, Einzelnheiten herauszuheben und zum Gegenftande eines beſon⸗ 
Deren Berhöres zu machen, wie 3. B. über bie Mitwirkung anderer Pers 
fonen zur That, über den Gebraud von Inflrumenten, über die bei ber 
Zhatveräbung befimpften Dinderniffe u. dal. 

B) Wenn übrigens das Thatſaͤchliche der Anklage hinreichend bes 
fprochen iſt, daß der Inquirent fich einigermaßen darüber Ins Klare geſetzt 
fieht, fo muß er auf die Zhatfachen eingehen, welche ber Inculpat zw 
feiner Entfhuldigung 2%) anzuführen vermag. Diefelben werben 
ſich meiſtentheils fhon aus ber Vorunterfuhung ergeben; wenn ſie aber 


. dort noch nicht mit der erforderfichen Genauigkeit ausgemittelt find, muß 


man es fih zur befonderen Angelegenheit machen, in der Dauptunters 
fuhung Alles, was zur Milderung gereichen kann, bis auf die legten 
Gründe zu verfolgen und auch folhe Zeugen abzuhören, dene der In⸗ 
culpat nur eine muthmaßliche Kenntniß zutraut, damit fein Mittel uns 
verfucht bleibe, dem im Inquiſitionsprozeſſe gemeiniglich ganz unberathes 
nen 222) Angefchuldigten zur Verbeſſerung feiner Lage zu verhelfen. So 
iſt auch jedes Ergebniß ber zum Entfchuldigungsbemweife gemachten Er» 
hebungen jenem wieber vorzuhalten ?**), damit er, wenn er dazu im Stande 
iſt, auf weitere Behelfe ſich berufen kann. | 


y) Endlich liegt es bem Unterfuchungsrichter ob, mit dem Thaͤter 
über feine Willensbefchaffegheit?*®) fi umftändlic zu befprechen. 
Das Verhör über den animus darf wohl in der Megel als die ſchwierigſte 
Aufgabe betrachtet werden und es wird eben defhalb auc am meiften 
vernadhläffig. Man muß zu erfahren fuchen, wie der Entſchluß zur 


x 


241) Feuerbach, Lehrbuch 8. 847.” Das dfterr. Geſetbuch Th. I, 
$. 853, Lit. f., ftellt eine andere Regel auf, nämlich die, dag von den ſchwaͤ⸗ 
cheren zu ben ftärkeren Anzeigungen und Beweismitteln fortgefchritten werbe. 
Dieß mag aber wohl nur auf den durch Indicien zu uͤberweiſenden Inculpaten 
anzuwenden ſein, und auch hier duͤrfte die oben angegebene Methode eher zur 
Gewiſſensruͤhrung führen, weil fie dem Schuldigen fein Verhalten bei der That 
in biftorifher Steigerung vor die Seele bringt. 

242) ©. Mittermaier, Strafverf. Th. II, $. 140 a. E., wo gang 
rihtig bemerft wird, daß eine erhebliche Einrede, wie 5. B. ber Nothwehr, 
oft ein folches Gewicht hat, daß fie, mit Hintanfegung ber Anfchuldigungs« 
momente, wie ein Praͤjudicialpunkt erörtert werden muß. 


Die gilt vorzüglich von Werhafteten. 
ri 244) v. Jagemann, Handbuch Bd. I, $. 402-407, Bb. II, Nr. 222— 


245) Mittermaier a. a. O. Th. II, ©, 148, v. Jagemann a. a. 
D. 8b. I, $. 208-418, Wh. II, Nr. 2285234, 


v 
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Thaentftanden®*‘) und gereift if. Dariber geben zwar bie m 
nigften Inculpaten, wenn fie auch fonft Alles eingeſtehen, aufrich 
Auskunft; denn fie fühlen fehr wohl, daß fie duch die Einrdumm 
einer Prämebitation,. zumal bei Zödtungen, ihre Steafwürbigkeit ve 
mehren; aber auch dann bleibt bei Verbrechen gegen bie Perfonen du 
Verhaͤltniß, in welchem der Thaͤter zu dem Verletzten ober Beſchaͤditte 


ſteht, eine reiche Quelle zur Aufliärung. Alsdann befaßt man fich wei 


RS 


ter mit der Erforfchung der inneren Vorgänge bes Thäters in ben nib 
ften Momenten vor ber That und bei der Begehung fe? 
Begreiflicherweiſe kann diefes nur bei Geftändigen mit einigen Erfelg 
verfucht werden, während man bei Nichtgeftänbigen fi) darauf befchaiz 
ten muß, diejenigen Unterftelungen vorzuhalten, weiche aus dem Zufam 
mentreffen der Umftände gerechtfertigt erfcheinen. Bei ber Erforfdum 
biefer Periode der Wiltensbefchaffenheit kommt es nicht ſowohl darauf az, 
feſtzuſtellen, was der Thaͤter überhaupt beabfichtigt habe, ale auch imwie 
weit er Insbefondre auf ben Erfolg ausging, wie er nach der That fih 
darſtellte?18). Diefes ift bei Zödtungen .und Verwundungen im 
Raufhandel vornaͤmlich von grofer Wichtigkeit, indem es bier nicht ge 


nuͤgt, zu wiſſen, mer zugefchlagen hat, fondern auch davon viel abbinst, 


zu ermitin, wer von mehreren Verletzungen jebe einzelne beigebracht hat 
und wie biefelben auf einander folgten?4%), Bel anderen Verbrehen, 
wo eine zufammengefegte Abficht obwaltet, iſt diefelbe moͤglichſt genar 
auseinanderzufegen, wie 3. B. bei der Anklage des Raubes bie Fragt, 
ob der Angreifer zundächft auf die Freiheit und das Leben, oder auf 
bas Eigenthum 250) der Perfon ausging, unb bei dem Dienſteidbruche 
eines Rechners die Stage, ob er im Augenblide der Unterſchlagung nur 
eine verbotene Bereicherung im Auge hatte, oder fih aud feines Eids 

ſchwures bewußt war. 

‚Bu c). Es beruht auf dem oben entwidelten Principe der wates 

eiellen Wahrheit, daß dem Inquiſiten Feine anderen Thatſachen, als die 
gerihtsfundig gewordenen vorgelegt werben; denn er ſoll ja wit 
mit Verfolgungseifer 201) inſtanzürt, fondern es fol ibm nur planmäfig 


— —— — 


246) Bol. vorzuͤglich Abegg, Lehrb. der Strafrechtsw. $. 83, 8. Gi 
gehört nämlich in dich Bereich der Unterfuhung nicht nur der redhtewibrige 
an a. fi, fondern auch bie entfernter zurüdliegende Abſicht, bas Motiv 
er That. 

247) Feuerbach, actenmäßige Darftellung merkw. Verbrechen (Gicht 
1828), Bd. I, ©. 95, 96. Steiger, über ben Willen (Leipäig 1817), ©. 


flg- 
248) Hierher gehört bie ibeale Goncurrenz zweier Thaten, wovon bie ein 
zum Dolus, bie andere zur Culpa zuzurechnen i (fruͤher culpa dolo determi- 
nata oder dolus indirectus). Bauer, Lehrb. des Strafrechtes, 2. Aufl. (Gt 
tingen 1835), 6.63. 

249) Kauffmann, Archiv bes Eriminalcechtes Jahrg. 1837, Abh. Kr. 
IV. Feuerbach, Lehrbuch des peinl. Rechtes, 13. Ausg., 8. 226, 
s — ne Lehrb. des Sriminalrechtes, 2. Ausg. (Beideiberg 183), 

. ‚ann. 24. ; 

251) Es handelt ſich nicht baram, wie man leiber fo oft von Beamten 

hört, etwas gegen ben Verdächtigen herauszubringens es ſoll wielmer 
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eroͤffnet werben, was die Unterſuchung gegen ihn ergeben bat. Dießcuͤhrt 
auf die Lehre von der geſetzmaͤßigen Frageſtellung zuruͤck, woruͤber bereits 
ar einem anderen Orte???) das Noͤthige geſagt iſt. Daß übrigens bee 
Vorhalt von nahe liegenden Schlußziehungen aus bem Zugeflandenen 
ſowohl als Nichtzugeftandenen erlaubt fein müfje, geht fhon daraus 
hHervor, daß in dieſer Prozeßart eine förmliche Anklage mangelt und 
wuithin auf anderem Wege ber Angefchuldigte von den ihm möglicherweife 
Gevorfichenden Folgen des Verfahrens in Kenntniß gefeßt?9°) werben 
muß. Wollte man diefe Art von Vorhalten ſchlechthin ausſchließen, fo 
Zönnte der Inquiſit oft durch ein Refultat überrafcht werden, gegen wel⸗ 
ches er, wenn er es geahnt hätte, ein weit forgfältigeres Vertheidigungs⸗ 
ſyſtem eingehalten hätte. | 
E. Die Widerfprühe, Im welchen der Angefehuldigte mit den 
Zeugen oder mit den Mitangeſchuldigten verharet, muß der Inquirent, 
fo viel in feiner Macht fteht, zu heben fuchen, weil fie die Nothwendige 
keit mit fich bringen, daß einer ‚oder der andere Theil von ber Wahrheit 
abgewichen fei, auf beten reine Darftelung da® ganze richterliche Beſtre⸗ 
ben ausgeht. Schon in den diteren Zeiten hielt man jedoch die Con⸗ 
frontation?s) für das legte Mittel?°°) und wendete fie daher nicht 
eber an, bis alle Verſuche der Berichtigung im Einzelverhöce gefcheitert waren, 
Man glaube nicht, daß dieſer Grundfag durch die oben erdrterte 
fummarifche Conftontation Im wefentlichen aufgegeben worden ſei. Diefe 
hat vielmehr ben Hauptzweck, bie verbächtigen Perfonen von dem Vor⸗ 
bandenfein von Zeugen, bie nöthigenfalls zur Weberführung dienen . 
Eönnten, zu überzeugen, und man geht dabei nody nicht in die Des 
taileroͤrterung einz es ift alfo mehr eine Andeutung der vorhandenen Bes 
weismittel, als eine contrabictorifche Beweisfuͤhrung, welches den Nutzen 
verfchaffen kann, daß ber Angefchuldigte nachher in der Dauptunterfuchung j 
alle Thatſachen, die nun doch einmal durch die Zeugen hergeftellt werben 
koͤnnen, lieber zugibt, um feine peinliche Lage abzufürzen. 

In der feierlichen Confrontation behält es jeboch nicht mie dort bet 
einer Rede und Gegenrede fein Bewenden, fondern es twerden von dem 
> Michter über jeden Haupts und Mebenumftand der That förmliche » 
Fragen geftellt, auf die zuerft der behnuptende Zheil, dann der verneis 


nende 2°) zu antworten hat, ohne dag man fich mit allgemeinen Erfläs 
ungen begnügt. 


Lediglich bergeftellt werden, ob der erhobene Verdacht rehtlihen Grund 
babe, oder nicht. Müller, Lehrb. des Criminalproz. ©. 143, 
252) ©. diefes Wert Bb. IV, ©. 324—332. 


253) Boehmer ad Carpzov., pract, rer. crim. Pars. III. quaest, 
CXIII. observ. 1. 2. nr. 8, 

254) Ausfünrlicher ift hieruͤber zwar fchon in diefem Werke Bd. III, ©. 
1—16, gehandeltz allein es fcheint doch unumgänglich, hier noch Einiges, behufs 
der Einrcihung der dort aufgeftellten Grundfäge in ‘bie Lehre von der Daupte 
unterfuchung , nachzutragen. 

255) Carpzov, pract. rer. crim. Pars III. quaest. CIV. nr. 77. 
; El Eonfrontant und Gonfrontat. — Stuͤbel, Eriminalverf, Bd. IV, 
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Selten verfehlt dieſer Gerichtsact feinen tiefen Einbruck auf be 
leugnenden Inquiſiten 22), und wenn er auch nicht zum Geflänbuil 
übergeht, ſo drüdt er boch meiftentheils in feinem Benehmen eine mie 
bergefchlagene Gemuͤthsſtimmung aus, die, wenn. fie im Geberbenprote 
colle gehörig befchrieben wird, ebenfalls einen Beitrag zu ben Anzeigumge 
liefen Tann. Dagegen iſt die Zumuthung einer fo ausführlichen Be 
fprehung mit einem ber Wahrheit widerſtrebenden Subjecte, zumal mens 
daffelbe zu rohen Ausbruͤchen geneigt iſt, eine ber härteften Staatsbürger 
pflichten, weßhalb ein fparfamer Gebrauch; davon gemacht werben muf 
Weberhaupt liefert aber die Anordnung einer folenmen Confrontation den 
Beweis, daß. der Inquirent die Hoffnung der logifchen Ueberführng 
durch kunſtgerechte Verhoͤre 25°) für erfchöpft anfieht, und es iſt deßhald 
ein fo ſeltener Fall, daß nach der Confrontation im Specialverhoͤre noch 
Geſtaͤndniſſe erfolgen. Man wird es daher als erfahrener Beamter imma 
vorziehen, ben Inquiſiten und Zeugen die Erklärungen und Gegenerlli 
rungen mehrmals einzeln vorzuhalten, um wo moͤglich ohne Gegenfleilun 
eine Uebereinflimmung herbeizuführen 259). 

Die Segenftelung von Mitſchuldigen 200) unterliegt, wie fich ans 
dem eben Gefagten ergeben wird, weit weniger Bedenklichkeiten unb fie 
kann auch zu wiederholten Malen angeorbnet werden, fo oft ein Saguis 
fit gegen ben anderen irgend etwas Neues vorbringt, weil durch fie beide 
Theile Leicht zur felbftvergeffenden Leidenſchaft getrieben werden, im welcher 
fie mit Anfchuldigungen und Geftändniffen herausrüden, die fie ſonſt nick 
leicht von fich gegeben hätten. 

Ueber die Gegenftellung bee Zeugen unter ſich 201) fol bier, da die 
practifhen Grunbfäge In biefer Beziehung ſchon angeführt wurden, nur 
noch bemerkt werden, daß diefelbe fo lange als es nuc immer geſchehen 
kann, zwiſchen Perfonen, die bereits geſchworen haben, weichen ?=) 
werben follte, und wenn man beiden Theilen jedem allen die Gefahr 
einer Anklage wegen Meineides gehörig ans Herz legt, fo wirb ed ger 


. mwöhnlich gelingen, fie, wenn nicht zum Widerrufe, doch zu einer ver⸗ 


mittelnden Ausfage zu bewegen, neben welcher bie anderfeitige ohm 
Conftontation beftehen Tann. 


257) Quia frons mali consciam mentem saepe prodit. fagt Engas, 

ias criminale $. CCIII. not. *#. Stuͤbel, Griminalverf, Bb. IV, $. 2059. 

258) Eine härtere Probe ber Unwahrhaftigleit kann der Thäter natärtih 

Fi su befichen baben, ald bie in der directen Beſchuldigung eines Lebendige 
eugen liegende. 

259) Man kann babel immer noch auf das Bevorftehen einer Eonfes 
tation hindeuten, welches, vermöge bes großen Gewichtes, bas ein claſſiſchet 
Zeuge en Geſetzen hat, nicht felten dazu beſtimmt, das unnäge Leu 
nen aufzugeben. 

_ 209) ı „gegemann, Handbuch der gerichtl. Unterſuchungskunde Bo. L, 
261) v. Jagemann a. a. O. Bb. II, Nr. 275-278. 

262) Schon Damhouder, praxis rer, crim. (Antv. 1562.), räth cap 
XLVII. ne. 3., biefe Segenftellung erſt dann vorzunshmen, si aliter ooustare 
veritas negueat, ; 


⸗ 
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F. Wem man foldyergeflalt Einzelverhöre und Doppelvechöre ers 
choͤpft glaubt, fo entfteht die Pflicht, die herangebildeten Acten noch⸗ 
naus genaueſtens zu durchgehen, um alle etwaigen Mängel unb 
Dunßelheiten zu entdeden, und der Inquirent Tann hierin mur dann 
icher gehen, wenn er fi) aus feinem Standpunkte heraus in jenen bes 
Spruchrichters verſetzt 222), welcher begreiflichertveife Feine Erörterung zu 
verftehen vermag, fofeen nicht bie Protocolle und Regiſtraturen vollftänz : 
dige Auskunft darüber geben. Stößt man daher auf irgend einen unaufs 
geklaͤrten Punkt, ber für erheblich angefehen werben könnte, fo ergänzt 
man ihn nod durch weitere Vernehmungen ober bemerkt in den Acten 
bie‘ Gruͤnde der Unterlaſſung ?%). 

G. Erſt nach diefer gründlichen Erfchöpfung bes Gegenftandes ſchrei⸗ 
tet man zum fogen. Schlußverhoͤre?es). Daſſelbe ift ein gemöhnliches 
oder ein mit geroiffen Foͤrmlichkeiten verbundenes Verhör, je nachdem bie 
Landesvorfchriften lauten. Man hat nämlic, hier und da den Gedanken 
erfaßt, daß ein ſolches Verhoͤr Gelegenheit gebe, die verbrängte Münb- 
lichkeit und „Deffentlichleit bes Verfahrens einigermaßen zu erfegen, weß⸗ 
halb man vorfchrieb, daß dazu je zwei unbefcholtene Bürger als ſtumme 
Zuhoͤrer 200) eingeladen werben follen. Im Koͤnigreiche Württemberg 7) 
iſt die Vorſchrift fogae noch meiter dahin ausgebehnt, daß folhe Bes 
urtundungszeugen von vorn herein bei jedem Verhoͤrsacte, der mit dem 
Inquifiten vorgenommen wird, zugegen fein müflen. Schwerlich dürfte 
diefe Einrichtung fonderliche Begänftigung verdienen. Erſcheint es auch 
Wblich, uͤberall, wo gar Feine Außerlichen Garantien für die Rechtsuͤbung 
vorhanden find, einzelne Männer aus bem Wolke zuzuzichen, fo iſt es 

doch bedepkuſch, mit einem ſolchen Auskunftsmittel ſich zu begnuͤgen 2ee), 


263) Müller, Lehrb. des Criminalproz. 9. 158. 3acharia, Grund⸗ 

Unien des Criminalproz. 9. 164. | 
| 264) 3. 8. die Urfache, warum gewiſſe Zeugen unbeeibigt ober mit ber 
Gonfrontation verfchont blieben. | 

265) Mittermaier, Strafverfahren Th. II, ©. 160, 164. v. Jage⸗ 
mann a. a. D. Bd. I, $. 419-425. 

266) 3. 8. babifches Gtrafebict von 1803 $. 8, 17, wo biefe Eeute 
Arkundsperfonen genannt werden. Das koͤniglich ſaͤch fifche Geſetz v. 80. Mär 
1838 8. V (bei Groff, Criminalgeſetzbuch für bas Königreich Sachſen, Abth. 
— — ©. 44) hat einen aͤhnlichen Act eingeführt, jeboch mit Weg⸗ 

ung ber Zeugen. 

ö 67) Württemb. Sriminalorbn. Zit.I, $. 4. Dort heißen fie noch dem 

alten Brauche gemiß Scabinen oder Schöppen. Bol. Bolley, Anweifung 
zum Verf. in Strafſachen &. 209. 

268) Seltfamerweife hängt man in Wörttemberg immer noch an biefem 

obfoleten Snftitute unb will ed and) bann nicht aufgeben, wenn ein feierliches 
Schlußverfahren vor dem urtheilenden Richter flatuirt wärbe, Dieß zeigt der 
revidirte Entwurf einer Strafprogeßordnung für Württemberg (Stuttgart 1840), 
.39, 48-50, und der Gommiffionsbericht hierüber von Scheurien unb 
Knapp (Btuttgart 1841), ©. 249-262. Wenn jene Hauptgarantie einmal 
gegeben wird, fo find Beifiger bei den Werhören des Inftructionsrichters gaͤm⸗ 
4 Aberfiäffis, ja immer für bie Welchleunigung der Gefdäfte nach 
eilig. \ 
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weil die Gegner des oͤffentlichen Verfahrens einen Vorwand barams 
keiten koͤnnen, daß für dieſes Princip fo viel, als nothwendig, ben 
gefchehen fei, während ˖doch in der That nichts weiter darim liegt, | 
eine bürftige, meiftentheils bedeutungelofe Form, alfo eine ganız fdhze 
Kruͤcke des morfchen Inquiſitionskoͤrpers. Man muß willen, wie f 
ſolche Urkundeperfonen im Leben ausnchmen. in erheblicher Unterfci 
von der Corona des Volkes im Hffentliden Audienzſaale beſteht ſch 
einnsal darin, daß jene Leute nicht freiwillig zur Verhandlung ka 
men, fondern im eigentlichen Sinne des Wortes dazu commandirt me 
ben und zwar fo, daß eine gewiſſe Anzahl von Bürgem dafuͤr aufgeſich 
tft, und dann ein jeder, je nachdem ihn bie Reihe trifft 26%), vor ben 
Unterfuchungsrichter erfchrinen muß, unbefümmert um etwaige bring 
Privatgeſchaͤfte. Die nothwendige Folge ift, daß Diefelben faft ohne Aw 
nahme mit Widerwillen zu dem Verhoͤre ſich einfinden und deßhalb auf 
nur mit getheilter Aufmerkſamkeit oder !gar mit fremdartigen Befhiäi 
gungen dem Derhöre anwohnen. Der Unterfuchungstichter, welcher am 
einen Hang zu übertriebener Strenge und willkuͤrlicher Behandlung bet 
wird dennod außerhalb dieſer Verhöre2?0) Gelegenheit dazu finden, a2 
die ganze Gontrole iſt fodann, unnüg. Der Inquiſit wird aber auch fsihe 
officielle Zeugen in der Regel nicht ale feine Schutz⸗ und Schirmhern 
anfehen. 
e Dos Wefen eines Schlußverhoͤres beftcht übrigens darin: 

1) Daß alle früher aufgenommenen Verhoͤrsprotocolle dem 
Inquiſiten nohmald vorgelefen und die Fragen daran gefmäpft 
werden, ob er diefelben al& richtig. anerfenne und ob er etwas Waters 
hinzuzufügen habe. Der Grund und Zweck einer folchen itulıtion 
dürfte fid) unter allen Umftänden?T!) der Billigung zu erfreudk haben, 
weil es, zumal bei längeren Unterfuchungen, dem Angehufdigten nicht 
leicht moͤglich fein wird, die ganze Verhandlung am Schlufie noch ſo 
im Gebächtniffe zu haben und fo ficher zu Überfchauen, daß er nidt, 
was zu feinem Vortheile gereichen mag, verabfäumen koͤnnte. Die Pers 
tocolle find ihm zwar alle bereit® vorgelefen worden, aber jedesmal cm 
Ende bes Verhöres und er befand fich daher in jenem Zeitpunkte wohl 


269) Bo nicht befondere Schoͤppen, wie in Württemberg (f. obigen Geb 
wurf $. 43), angeftellt find, werden bie Mitglicher des ftäbtifchen Gemeinde 
rathes dazu verwendet. 

270) Wie 3. 8. bei den Befuchen im Gefängniffe und vor dem Anka 
bes förmlichen Verhoͤres. 
271) Mittermaier, a. a. D. ©. 160, Anm. 30, bemerkt in tife 
Beziehung: Das alte articulirte Werhör ift noch beffer, als dieſe Art von Schub 
verhör, die weber dem Inculpaten viel nuͤtzt, noch die Gruͤndlichkeit ber & 
ſcheidungen befördert. Mit welcher Klarheit, Umfiht und Sicherheit kann = 
Ente der Aſſiſenverhandlungen der Richter, welcher alle Auslagen f eıbft bit 
entfcheiden! Allein dieſer Cinwurf gegen das Schlußverhör ift wohl nur fo # 
nehmen , daß um deffen Preis bas feierliche Schlufverfahren vor dem Gerichts⸗ 
befe und Wolfe nicht aufgegeben werben fol. Bliebe es dagegen neben die 
Verbeſſerung fortbeftchend, fo würbe es minbeftens immer ben Vorthel 
fübern , daß ber Inquisent ſich felbft ins Reine feden müßte, ob er feine 
Pfiicht genügt oder noch irgend etwas genauer aufzuklaͤren habe. 
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kets im einem fehe aufgeregten ober abgefpannten Zuſtande, two er nicht 
o im Stande fein kann, nuf jedes Wort aufzumerken, wie ſolches nun 
eim Anbeginn bes Schlußverhoͤres der Fall fein wird. Es gefchieht 
cd; zumeilen, baß hierbei Berichtigungen einzelner Ausdruͤcke, ja Ver⸗ 
perfung ganzer Protscalle, wie 3. DB. durch Widerruf der Geſtaͤndniffe 
der Abänderung einer Erklärung über Zeugen, deren Qualitätm Incul⸗ 
yat erſt fpäter recht kennen lernte, erfolgen. 

2) Wenn die'Recapitulation durch Vorleſen der Protocolle abgethan 
ft, fo liegt e8 dem Inquirenten ob, auch materiell den Stoff aller 
Verhoͤre nohmals zufammenzufaffen und dem Angefchufdigten 
Anzelne ragen???) barüber- vorzulegen. Der hierbei: zu beobadjtende 
Bang tft derfelbe, ber vorhin für die Verarſeung bes Unterfuchungs- 
toffes im Specialverhöre angegeben wurde. Iſt Abrigens ber Thatbeſtand 
Ber Zweifel gefegt, fo kann man deſſen Beweis hier unberührt laſſen. 
Die Hauptfache ift die fummartfche Wiederholung der Gründe und Bes 
weife der Anfchuldigung, fo wie dee Entfhuldigung, wobei ein etwaiges 
Beftändnig nochmals in Kürze zu veranlaſſen272) ift, oder im Zalle des 
Widerrufes die Angabe der Motive, auf die er geftügt werben ſoll. Auch 
ft der Inquiſit ausdruͤcklich zu befragen, ob er noch etwas zu feiner 
Intfchuldigung vorzubringen habe (p. G.⸗O. Art. 47). Alsdann geht 
man zu dem. beflimmten Vorhalte des Verbrechens über, beffen der In⸗ 
quiſit verdächtig erfcheint, und auch hier wird es wieder rathfam, alle 
als moͤglich fich darftellenden Anfichten von der Natur der That zu bes 
rühren, damit der. Angefchuldigte in jeder Beziehung ſich zu rechtfertigen 
vermöge. | 

Nach abgehaltenem Schlußverhöre werden die Acten vorfchriftsmäßig 
geheftet, paginirt, quabrangulirt u. f. w., und das Hauptgefchäft des‘ 
Unterfuchungstichters ift damit beenbigt?7*). 

H. Sin den teutfchen Ländern herrfcht eine verſchiedene Prarig darin, 
wie es mit der förmlihen Vertheidigung?73) des Angefchuldigten 
gehalten werden muß. An manden Orten bat der Unterfuchungsrichter 
gleich feinerfeits die Einleitung dazu zu treffen, an anderen aber legt er 
die Acten dem Gerichtöhofe vor, damit biefer das Nöthige verfüge. Es 
eriftiven aber auch Gefege, welche eine Beſchraͤnkung der fchriftlichen 


272) Diefe müffen gleihfam wie Brennpunkte alle mwefentlichen Ergebniffe 
der Unterfuchung überfichtlich vereinigen und fomit dem Inquifiten wie bem Ober 
richter in Kürze veranfchaulihen, was bie Procedur bezweckt und herausgeftellt 
hat. Sie haben dem Wefen nad) Aehnlichkeit mit den aͤlteren Inquiſitional⸗ 
artikeln. Müller, Lehrb. des Griminalprogeffes ©. 452, Zacharid, 
Grunblinien des Criminalproz. $. 162. 

273) v. Sagemann, Handbuch Bd. II, Nr. 285. 

274) Zum Theil wirb noch eine förmliche Inrotulation verlangt. Preuß. 
GSriminalorbn. $. 31 und 471. 

275) Die Literatur hierüber am vollftändigften bei Zacharia a. a. O. 
&. 168-177. 9. SD. Art. 47, 88, MW, 219. Preuß. Griminalorbn. 
8. 488 fig. Bayer. Gtrafgefegbud a U, %&rt..141 fig. | 
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Bertheibigung auf ſolche Verbrechen, die eine empfindlihere Scrafe? 
zut Folge haben können, enthalten, welches vom Standpunkte bes ( 
rechtigkeitsprincipes aus um fo mehr verworfen werben muf, als im S 
quifitionsprozefie die Lage des Angefchuldigten überhaupt weit nachthe 
ger als in jeder ‚anderen Prozeßart, und mithin der Defenfion je 
mögliche Spielraum zu gönnen ift. R 

Ueberall, wo es nicht gerabegu verboten ift, foliten die Unterfizchung 
richter im Schlußverhöre bie beftimmte Frage?77) fiellen, ob Inqtzuj 
einen Vertheidiger aufftellen wolle. Freilich ift e8 eine nicht ubedenten 
Laft der Anwälte, für bie vielen vermögensiofen Inquifiten als Offis 
befenforen 27°), die der Reihe nad) von Amtswegen aufgeftellt werden m 
arbeiten; allein für Eche wiſſen dieß Alle, die dem Stande fi wa 
men, im voraus, und zum Anderen ift ihre Zahl in neuerer Zar ie 
ſehr angewachſen, ba die Laft der Armenfachen???) ſich ſehr vertkeit 

Inſoweit als die Defenfion mit dem Prozeſſe felbft näher zum 
menhängt, muß hier zum Schluffe noch davon die Rede fein. 

Von großer Erheblichkeit iſt es für den Vertheidiger, daß er be 
Gerichtsacten vollftändig Iefen und mit dem Angefchuldigten fich wre 
lich benehmen koͤnne. r | 
1) Was die Geftattung der Acteneinficht2%0), anbelangt, ff 
es eine heilige Pflicht bes Unterſuchungsrichters, daß er dem Amel 
nichts vorenthalte, was als Beitandtheil derfelben zu betrachten ift, um 
ſollten auch Dinge darin vorkommen, bie feine Perfon empfindlich be 
treffen. Die Praris hat als Grundfag angenommen, daß die Arten 
nicht aus der Gerichtsflube gegeben werden, und es fcheint auch mit 
sathfam, hiervon abzugehen. Die Urfache ift einfuch barin zu erfennen, 
daß die Griminalgericgte für die Sntegrität der Acten verautworts" 
112°) find, weßhalb ihnen nicht zugemuthet werden kam, fie ans ihre 
Verwahrung herauszugeben. 


276) Eine badiſche Werorbnung laͤßt fie nur unter ber Woraußfehun 
gu, daß eine mehr als einjährige Freiheitsſtrafe erfolgen koͤnnte. Das dier⸗ 
reichiſche Gefenbuch über Verbrechen Th. I, $. 337, fchließt jede Bertieitb 
gung vor dem Erkenntniſſe fchlehthin aus. ©. auch K. A. Weiste, Hank 
des ſaͤchſ. — §. 320. 

277) Die p. G.O. Art. 219 will dieß zwar dem eigenen Begehren de 
Angeſchuldigten lediglich uͤberlaſſen; aber die neuere Praris verlangt, daf © 
barauf aufmertfam gemacht werbe. Abegg, Lehrb. des Griminaimtp 
©. 280. Müller, Lehrb. des Griminalpr. ©. 452. j 
Scholz, in der Beitfchr. für Strafverf. Bd. III, Nr. XXL . 
279) &8 wäre wohl an ber Zeit, daß alle Regierungen den Anmälten 
ſolche Arbeiten eine Entſchaͤdigung aus ber Gtaatscaffe gäben, die mindem 
bie Hälfte ber orbinären Taxe erreichte. 

280) Mittermaier, Anleitung zur Bertheibigungstunft, 8. Aufl. (Sande 
au Pag $. 50-52. Scholz a. a. O. ©. 443 53. Baharibuı 


281) Eben beöhalb Tann auch mit Grund nicht eingewenbet werben, de 
den Abvocaten fo gut wie den Heferenten bie Acten anzuverteauen ſeien; u 
biefe haften mit dem Collegium für ben Actenbeftand , während ber Advert 
darauf nicht verpflichtet iſt, auch nicht verpflichtet werben kann. Der Auml, 
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Mag es auch bahin geftellt fein, ob einzelne Advoenten im Stande 
rn wuͤrden, abfichtlid an der Form oder dem Inhalte der Acten, wenn 
ie biefelben zu Haufe hätten, etwas zu verändern, fo kann boch bafür 
Riemanb ftehen, daß durch irgmd einen Zufall oder ein Mißgefchick fo 
eichtige Urkunden in Privatwohnungen befchädigt würden, ja verloren 
ingen. ; 
2) Die Unterredung mit dem Angefhuldigten??2) haͤngt 
yon ber Erfaubniß des Inquirenten natuͤrlich nur inſoweit ab, als jener 
m Verhafte fid) befindet. Auch hier follte als Megel gelten, daß dem 
BZeſuche immer flattzugeben fei, fo lange nicht beftimmte Verordnungen 
mtgegenfiehen, und zwar in der Ausdehnung, daß Feine Gerichtsperſo⸗ 
nen als Zeugen?®?) ſich zudrängen. Da wo legteres vorgefchrieben iſt, 
wäre zu wünfden, daß man davon abginge, weil nimmermehr anzunehs 
men iſt, daß ein verpflichteter Anwalt einen Plan zur Flucht mit dem 
Arreſtanten verabreden würbe, und weil die Beſorgniß vor Vermittelung 
yon Gollufionen nad) dem Actenfchluffe keinen Boden mehr hat, im 
körigen aber die Mechte des verhafteten von denen des nicht verhafteten 
Inquiſiten im nichts verfchleden find und letzterer boch ungehindert, wann, 
wie und wg er will, mit dem emannten Defenfor fid) befprechen darf. 

Hat der Vertheidiger auf folche Vorbereitung hin bie Defenfionss 
ſchrift ausgearbeitet und übergeben, fo kommt es zunaͤchſt darauf an, ob 
ee Mängel und Lüden ber Untiefuchung ruͤgt 28*). Wegen erflerer 
bat ſich der Unterfuchungsrichter, je nad; ber Melevanz des Vorbtingens, 
zu rechtfertigen unb wegen leßterer ift, unter gleicher Vorausfegung, eine 
Ergänzung durch weitere Beweiserhebungen und Verhoͤre vorzunehmen 285), 
amd nachdem dieß Alles gefchehen, wird dem Bertheidiger nochmals Actens 


einficht geflattet, damit er einen Nachtrag zur Hauptfchrift abfaffen kann. 
So bearbeitet, geprüft und ergänzt gelangen die Actn zum Enbs ' 


' 
ben die preuß. Griminalorbn. $. 451 traf, daß die Acten dem Vertheidiger in 
die Behaufung zu”verabfolgen fein, wenn er zu ben döffentlihden Be: 
amten gehört, verdient nur in fo weit Billigung, als "unter letzteren 
Staatsdiener verfianben werben, die etwa ausnahmsweiſe Defenfionen übers 
nehmen. Im Herzogthume Braunſchweig foll übrigens bie allgemeine Ver⸗ 
abfolgung der Acten durch bie Praris eingeführt fein. Scholg a.a.D. 8.451. 
 , 282) Dagegen waren bie früheren Lehrer des Strafprogefles; z.B. Heil, 
iudex et defensor. Cap. III. $. 25. S. jeboh Zittmann, Handb. der 
Strafrechtsw. Bd. III, ©. 442,448. Mittermaier, Anltitung zur Ber: 
theibigungsfunft 6. 53 fig. 

‚ 288) urlebuſch, ob der Inguifit nach geendigter Unterfuchung ftch mit 
feinem Bertheidiger nit anders, als in Gegenwart einer Gerichtsperſon unter: 
teben dürfe? in deffen Grörterungen aus dem Givils und Griminalrechte Hft. I, 
Rr. I, S. 8. Biedermann, im a. Archiv des Griminalrechtes Bd. II, 
St. 2, Nr. 9, &t.3, Rr.7. Bauer, Lehrb. des Strafproz. $. 184. Preuß. 
Griminalorbn. $. 446, 449, 

284) Mittermaier, Anleitung zur Wertheidigungsfunft 6. 65-74. 

Marfchner, Anleitung zur Vertheid. Gresden und Leipzig 1828), $.66—81. 

285) Daffeibe Benehmen ift vom Inquirenten auch ba einzuhalten, wo ihm 

der Gerichtshof aus eigenem Antriebe Ergänzungen aufträgt. dv. Iagemann, 

Handbuch Bd. I, 8. 446-449. Abegg, Lehrb. des Griminalproz. ©. 282. 
V. 
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Bertheidigung auf folche Verbrechen, bie eine empfindii Strafe 7°) 
zur Folge haben Finnen, enthalten, welches nom Standpunkte bes Ge 
rechtigkeitsprincipes aus um fo mehr verworfen werben muß, als im Sn» 
quifitionsprozefle die Lage des Angefchuidigten überhaupt weit nachtheills 
ger als in jeder ‚anderen Prozeßart, und mithin ber Defenfion jeber 
mögliche Spielraum zu gönnen iſt. : 

Ueberall, wo es nicht gerabegu verboten iſt, ſollten die Unterſuchungs⸗ 
eichter im Schlußvechöre die beflimmte Krage??7) flellen, ob Inquifũt 
einen Vertheidiger aufftellen wolle. Freilich ift es eine nicht unbedeutende 
Laft der Anwälte, für die vielen vermögensiofen Inquiftten als Dfficial- 
defenforen?7®), die der Reihe nad) von Amtöwegen aufgeftellt werben, zu 
arbeiten; allein fürs Eche wiſſen dieß Alle, die dem Stande fich wide 
men, im voraus, und zum Anderen ift ihre Zahl in neuerer Zeit fo 
fehr angewachſen, daß bie Laft der Armenfachen?8) ſich fehr vertheilt. 

Inſoweit als die Defenfion mit dem Prozefie felbft näher zuſam⸗ 
menhängt, muß hier zum Schluffe nody davon bie. Rede fein. 

Bon großer Exheblichkeit iſt es für den Bertheidiger, daß er bie 
Gerichtsacten vollftändig leſen und mit dem Angefchuldigten fich perſoͤn⸗ 
lich benehmen Eönne. s j 
1) Was die Geftattung dere Acteneinſicht?80) anbelangt, fo if 
es eine heilige Pflicht des Unterfuchungsrichtere, daß er dem Anmwalte 
nichts vorenthalte, was als Beftandtheil derfelben zu betrachten ift, und 
ſollten auch Dinge darin vorkommen, bie feine Perfon empfindlich bes 
treffen. Die Praxis hat als Grundfag angenommen, daß die Acten 
nicht aus der Gerichtöflube gegeben werden, und es ſcheint auch nicht 
rathſam, hiervon abzugehen. Die Urfache iſt einfach darin zu erkennen, 
daß die Criminalgerichte für die Integritaͤt der Acten verantworts" 
11h 2°) find, weßhalb ihnen nicht zugemuthet werben kann, fie aus ihrer 
Verwahrung herauszugeben. 


276) Sine badiſche Werorbnung läßt fie nur unter ber Borautſetung 
gu, daß eine mehr als einjährige Freiheitsſtrafe erfolgen könnte. Das öfters 
reichiſche Gefenbud Über Verbrechen Th. I, $. 337, fchließt jede Bertheibts 
gung vor dem Erkenntniſſe fchledythin aus. S. auch K. A. Weiske, Dandı 
des ſaͤchſ. — $. 320. 

277) Die p. G.O. Art. 219 will bieß zwar dem eigenen Begehren bei 
Angeſchuldigten lediglich uͤberlaſſen; aber die neuere Prarid verlangt, daß er 
darauf aufmertfam gemacht werde. Abegg, Lehrb. des Criminalprog, 
©. 250. Müller, Lehrb. des Criminalpr. ©. 452. . 

20 Scholz, in ber Zeitſchr. für Strafverf. Bd. IH, Nr. XXL. . 
279) Es wäre wohl an ber Zeit, daß alle — den Anwaͤlten fuͤr 
ſolche Arbeiten eine Entſchaͤdigung aus der Staatscaffe gaͤben, die mindeſtent 
bie Hälfte der ordinaͤren Zare erreichte. 

280) Mittermaier, Anleitung zur Vertheibigungstunft, 3. Aufl. (Bandes 
I ah 50-52. Scholz a. a. D. ©. 48-453 Badharktka. a. 


- 281) Eben beihalb Tann aud mit Grund nicht eingewenbet werben, dab 
den Abvocaten fo gut wie ben Heferenten die Acten anzuvertrauen fein; denn 
biefe haften mit dem Collegium für den Actenbeftand, während ber Advocat 
darauf nicht verpflichtet iſt, auch nicht verpflichtet werben Tann. Der Ausweg, 
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Mag ‘es auch dahin geftellt fein, ob einzelne Advomten im Stande 
fein würden, abfichtli an der Form oder bem Inhalte der Acten, wenn 
fie diefelben zu Hauſe hätten, etwas zu verändern, fo kann doch dafuͤr 
Miemand fiehen, daß durch irgend einen Zufall oder ein Mißgeſchick fo 
wichtige Urkunden in Privatwohnungen beſchaͤdigt würden, ja verloren 
gingen. “ 
2) Die Unterrebung mit dem Angeſchuldigten?e2) hängt 
von der Erlaubniß des Inquirenten natürlid nur Infoweit ab, als jener 
im Verhafte fidy befindet. Auch hier follte als Megel gelten, daß dem 
Geſuche immer ftattzugeben fei, fo lange nicht beftimmte Verordnungen 
entgegenftehen, und zwar in der Ausdehnung, daß Feine Gerichtsperfos 
nen als Zeugen?®S) ſich zudrängen. Da mo legteres vorgefchrieben ift, 


‘ wäre zu wünfden, daß man davon abginge, weil nimmermehr anzuneh⸗ 


men iſt, daß ein verpflichteter Anwalt einen Plan zur Flucht mit dem 
Arreftanten verabreden würde, und weil die Beſorgniß vor Vermittelung 
von Collufionen nad) dem Actenfchluffe Seinen Boden mehr hat, im 
Hbrigen vaber die Rechte des verhafteten von denen des nicht verhafteten 
Inquiſiten in nichts verfchleden find und letzterer doch ungehindert, wann, 
wie und wp er will, mit dem emannten Defenfor ſich beſptechen darf. 

Hat der Vertheidiger auf folche Vorbereitung hin bie Defenfions« 
ſchrift ausgearbeitet und übergeben, fo kommt es zunaͤchſt darauf an, ob 
er Mängel und Lüden der Untirfuchung ruͤgt ?28*), Wegen erfterer 
bat ſich dee Unterfuchungsrichter, je nad; bee Melevanz des Vorbringens, 
zw rechtfertigen und wegen letzterer ift, unter gleicher Vorausſetzung, eine 
Ergänzung burch weitere Beweiserhebungen und Verhoͤre vorzunehmen ?®5), 
und nachdem bieß Alles gefchehen, wird dem Vertheidiger nochmals Actens 
einficht geftattet, damit er einen Nachtrag zur Hauptfchrift abfafjen Fan. 

So bearbeitet, geprüft und ergänzt gelangen die Actn zum Ends ' 


| 
den bie preuß. Eriminalorbn. $. 451 traf, daß bie Acten dem Vertheidiger in 
die Behauſung zu”verabfolgen fein, wenn er zu den dffentlihen Bes 
amten gehört, verdient nur in fo weit Billigung, als "unter letzteren 
Staatsdiener verſtanden werben, die etwa ausnahmsweiſe Defenfionen übers 
nehmen. Im Herzogthume Braunfhweig foll übrigens bie allgemeine Vers 
abfolgung der Acten durch die Praris eingeführt fein. Scholz a.a.D. ©.451. 
„, 232) Dagegen waren bie früheren Lehrer des Strafprozeſſes; z. B. Heil, 
iudez et defensor. Cap. II. $. 25. S. jeboh Zittmann, Handb. der 
Strafrechtsw. Bb. III, ©. 442,488, Mittermaier, Anlitung zur Ber: 
theibigungskunft 6. 53 fig. 

283) Hurlebuſch, ob ber Inquifit nach geendigter Unterſuchung fich mit 
feinem Vertheidiger nicht anders, als in Gegenwart einer Gerichtöperfon unter- 
reben dürfe? in deffen Grörterungen aus dem Civil⸗ und Griminalrechte Hft. I, 
Rr. II, &.8 Biedermann, im a. Archiv bes Griminalrchhtes Bd. TI, 
St. 2, Rr. 9, &t.3, Nr.7. Bauer, Lehrb. bed Strafproz. $. 18%. Preuß. 
Eriminalorbn. $. 446, 449, 

284) Mittermaier, Anleitung zur Wertheibigungsfunft $. 65-74, 
Marfchner, Anleitung zur Vertheid. (Dresben und Leipzig 1828), $.66—81. 

285) Daffeibe Benchmen ift vom Inquirenten auch ba einzuhalten, wo ihm 
der Gerichtshof aus eigenem Antriebe Ergänzungen aufträgt. v. Sagemann, 
Handbuch Bd. I, $. 446-449. Abegg, Lehrb. des Griminalproz. ©. 282. 
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ziele, naͤmlich zur Kritik des Gerichtshofes mittels eines von bems 
felben beftellten Referenten, und es wird dann in geheimer Sitzung ber 
Vortrag des letzteren angehört, ein Wetheil?®9) darauf gebaut und fol 
ches, eben fo geheim, dem Angefchulbigten verkündet und, wenn er nicht 
durch Mechtsmittel eine Abänderung erwirkt, durch ben Unterfuchungsrid: 
tere vollzogen. 

Die find die Grundzüge des Inquiſitionsprozeſſes nach feiner Heu: 
tigen Seftaltung. 2. v. Jagemann. 


Inſtanz (instantia)!) in einer feiner Urbedeutungen actio instandi, 
actus urgendi aliquid, das heftige Anbringen auf eine Sache, wiebers 
holtes und dringendes Fordern derfelben?), davon abgeleitet im roͤmiſchen 
Rechte: die Beit, welche zur Einklagung einer Sache im Prozeßgange 
von der Litisconteftation bis zur Sentenz, oder das bienniaum, fpüter 
triennium, welches zur Beendigung einer Griminalfache beflimmt war”), 
enblidy überhaupt jeder, wie fih Gluͤck*) ausbrüdt, Mechtsgang, ben 
die Parteien mit einander machen, welcher Erklärung Gluͤck beifügt: 
und folder Inflanzen können mehrere vor einem und eben bemfelben 
Gerichte vorfommen. Davon haben fi im heutigen Prggefie neben 
dem noch jetzt geltenden Begriffe des Wortes, als einer Bitte um 
richterliche Verfügung *), folgende Bedeutungen deffelben gebildet: erftlich 
ein, nach feinem befonderen Zwecke charakterifirter Theil des gerichtlichen 
Verfahrens, 3. B. Beweisinſtanz, Executionsinſtanz u. f. w., zweitens 
infonderheit ein der Entſcheidung eines anderen Gerichtes als defien, vor 
dem bisher die Sache anhängig war, unterliegender Prozeßtheil, drit⸗ 
tens dieſes andere Gericht felbfi) — beide letzteren Bedeutungen in 
den Worten Appellationsinftanz , Oberappellationsinſtanz, Reviſtons⸗ 
inftanz u. ſ. w.7). Zu befchränkt nimmt daher Bänner®), der Übrigens 


286) Baharid, Grundlinien $. 212—215. Feuerbach, Betrachtungen 
über Deffentlichkeit und Mündlichleit Bd. I, &. 119—146, 

1) Waldeck, SontroverfensEntfcheidungen bes Oberappellationsgerichtes zu 
Wolfenbuͤttel Ih. 1 (Braunfchweig 1827), 8.278. Mohl, Rogge, Scheuer: 
len u. f. w., Eritifche Zeitichrift Wh. 5 (Stuttgart), &. 349. 

2) L. 32. S. 1. L.83. D. de usuris et fructibus. (22. 1.) For- 
cellini, totius latinitatis lexicon s. v. instantia. 

3) L.73. 6.2. D. de iudiciis et ubi quisque. (5.1.) Cf. L. 13. 6.11. 
©. de iudiciis. (8. 1.) L. 3. C. ut intra certum tempus etc. (9. 4.) 
Calvyni, lexicon iuridicum s. v. instantia. 

4) Im Panbektencommentar Th. 6, $. 509, Note 15, S. 235 fig. 

5) L. 43. $. 1. D. de pigneratitia act. (13. 7.) L. un. $. 2. D. de 
libellis dimissor. (49, 6.) L. 1. pr. L. 2. C. de iureiarando propt. cal. 
(2. 59.) Bieneri syst. process. indiciarii $. 13. not. 2. 

431 9 En el, das Griminalverfahren in den teutfchen Gerichten Bd. 1, 
o ' Ü ‘ 

7) Deine, Anleitung zur gerichtlichen Praris $. 291. Grolman, 
Theorie des gerichtlichen Verfahrens $. 35. Martin, Lehrbuch des bürger 
lihen Prozeſſes $. 41, Noteg. Bracken ho eft, Erbrterungen über Linde's 
ae —— — (Leipzig 1842), $. 77, ©. 198 fig. Biener.c 

. . not. 2, 
8) Im Handbuche bes Prozeffes Bd. 3, Nr. XV, $. 1 fig. 
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einige der verſchiedenen Definitionen des Wortes Inſtanz ſammt d 
Literatur daruͤber gefammelt hat), den Begriff deſſelben nur in bi 
angegebenen legteren Bebeutungen, wenn gleich nicht geleugnet werbı 
kann, daß es darin am häufigften gebraucht wid. Man bat o| 
befonbers in Sachfen!), nicht zugeben wollen, daß buch die Recht 
mittel der Supplication, Reviſion, Reftitution, Leuterung neue Iuflanzı 
gebildet würden, weil auf dieſe Rechtsmittel die Sache vor bemfelb: 
Richter verhandelt werbe, vor dem fie früher in derjenigen Inſtanz, n 
das Rechtsmittel eingemendet worden ift, verhandelt wurde. Da indı 
der Richter, bei dem Eines diefer Mechtsmittel eingemendet wird, in d 
Megel!!) nicht ſelbſt erkennt, fondern entweder verfaflungsmäßig, w 
häufig bei der Revifion und Supplicatton, die Acten an einen höher 
Nichter, oder, wie rüdfichtlich der übrigen Rechtsmittel faft ohne Ay 
nahme gefhhieht, an’ ein auswärtiges Sprucheollegum zur Abfaffur 
eines Erkenntniffes einfenden muß; fo ift fein Grund vorhanden, nid, 
in Anwendung ber oben erwähnten erften und zweiten Wortbebeutun 
von einer Leuterungss, Revifions u. f. w.⸗Inſtanz zu reden. 

Dem Zwede des Staates entfpriht vor allen Dingen beffen Ds 
pflihtung, die Rechte feiner Bürger durch die richterlihe Gewalt ; 
fhügen. Allein der Richter felbft kann die Rechte der Bürger, die 
fhüsen fol, duch Begehungs- oder Unterlafjungsfehler, durch Nich 
erfüllung feiner Richterpflicht aus Unmiffenheit, Nachläffigteit, Irrthu 
ober Leidenfchaft, verlegen. Die Pflicht bed Staates erfordert dah 
weiter eine folhe Einrichtung, daß die Entfcheidung der Rechtsſach 
nit Einem Gericht überlaffen, fondern daß die Rechtlichkeit und Richti 
Beit der Entſcheidungen mindeftens durch ein zweites Gericht geprüft un 
controlirt werde, wenn an der Eriftenz gedachter Qualitäten ber fra 
lihen Entſcheidung von einer oder der anderen Partei gezweifelt wir 
Ueberdieß hat dee Nichteer, wenn er beide Parteien gehört und feiı 
Entfcheibung gegeben hat, fein Gefchäft vollendet; wer bie fraglich 
Rechte anders regulirt haben will, muß ſich an einen anderen Richt 
wenden. So liegt das Bedürfniß verfchiedener Inſtanzen in den allg 
meinen Srunbfägen über Rechtshandhabung im Staate von felbft, un 
daß, wenn Ein Erkenntniß dem andern vorgezogen werden foll, Jen 
von einem Gericht ertheilt werden muß, dem man wegen feiner Zufamme: 
fegung, Stellung u. f. w. mehr Sntelligenz, Unparteilichteit, reife 
Sacherwaͤgung u. f. w. zuzutrauen berechtigt tft, als dem Richter erft 
Inſtanz; bieß liegt in ber Natur der Sache !2). Erxheifcht endlich felt 
die Gefeßgebungspolitit, daß der Staat auf möglichfte Gleichfoͤrmigk 

ber rechtlichen Entſcheidungen hinarbeite; ift aber eine ſolche nicht moͤ 


— 


9 A. a. O. §. 2. 
10) Bienerl. c. $. 14. 
ſa 11) Eine merkwuͤrdige Ausnahme beſteht z. B. im Herzogthume Brau 


weig- 
12) Daher in den Begriff der Inftanz ſelbſt ae ne Erforderniß d 


©.uborbina:ion hineinbringen, 3. B. Glüd a. 0.0. ©. « 
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Iich, wenn jedes ber uielen gleich gefleliten Berichte, wie noͤthig, mad 
feiner Ueberzeugung erkennt, ohne daß bie etwa irrigen Anfichten eines 
oder‘ des anderen Gerichtes durch eine gemeinfchaftlidhe Behörde, fa 
ſich die Parteien nicht dabei beruhigen, den vom Staate angenommenen 
Rechtsprincipien angepaßt werde; fo geht daraus und aus der Wbficht, 
wahre Gerechtigkeit zu ſichern, bie Nothwendigkeit verfchiebener Wen 
bandiungen über einen und denſelben Gegenſtand, verfchiebener Srrflangen 
und ihre Subordinatton unter einander 1?) ven ſelbſt Hervor!*). Es 
bildete fi fo die Gradation mehrerer Gerichte über einander 16), es 
entſtanden Stufengerichte 1%), der Inſtanzenzug (vgl. den Art. 
Gericht Bd. 4, ©. 546) 7) von Unteres, Mittels (höheren ober 
Dber-) und ar’ EEoyniv Obere (oberften oder höchften) Gerichten, indem 
man öfter unter Obergerichten bie Mittel: und oberften Gerichte zugleich 
verfteht. 
Schon das römifche und canonifche Recht ſetzten eine ſolche Dr 
ganifation ber Gerichte voraus, daß Immer von bem niederen an 
den höheren Richter appellirt werden mußte, woran fich bie teutfehe 
Reichsverfaſſung anfchloß (vergl. den Art. Appellation Web. 1, 
S. 359 flg.) 28). Doc kannten das römifhe Necht vor Zuftinien in 
den Relationen oder Gonfultationen vor der Sentenz, und das canoniice 
Recht in ben von mehreren Delegirten, die ſich über ein Rechtsurtheil 
nicht vereinigen konnten, einzuholenden Entfcheidbungen des Deleganten, 
ſolche Erkenntniſſe, welche ohne Veränderung der Inſtanz nicht von bem 
Richter felbft gegeben waren, bei dem die Sache verhandelt wurbe, fon 
dern von einem höheren. Auch ließen fich befanntlich nach altteutſchem 
Rechte die Schöffen, welche ſich über eine Sentenz nicht vereinigen 
tonnten, von einem Oberhofe weifen, woraus das Inſſitut dee Acten⸗ 
verfendung entftand, durch welches, wenn bie Rebe vom einem eriten 


! 


13) Srolman a. a. O. g. 85. Stuͤbel a. a. D. $. 177. Möller, 
Lehrbuch des Griminalprozefies $. 43. 

14) Delgea. a. D. $. 291. Gönner a. a. D. Bb. 1, Nr. VI, 8.9, 
und Rr. VII, $. 225 3b. 3, Nr. LV,$.1u.2 Martina. a. D. F. 41. 
Linde, Handbud, des Prozefies Bd. 4, 5. 10, S. 24 fig. Linde, Ware: 
. In 5 e, E neck Zeitſchrift für Civilrecht und Prozeß Bd. 10, Hft. 2, Nr. V, 

: R 


15) Martina. a. O. 5.41. Glüd a. aD. ©. 236. Stuͤbel 4. 
a. 2 ö I flo. = . 

ensler’s Commentar über Martin’s Civilprozeßlehrbuch vom 
Morftadt Wo. 1, $. 41, ©. 62. — 

17) Son dem Inſtanzenzuge in bürgerlichen Rechtsfachen in Hellfeld, 
Erlaͤuterung verfchiedener Materien bes bürgerlichen Rechtes (Eifenberg 1828), 
S. 174. Mertwürdig vom Gewoͤhnlichen abweichende Vorfchriften über ber 
Inſtanzenzug enthält die proviforifche Oberappellationdgerichtäorbnung von Jena 
fammt den einzelnen Yublicationspatenten dazu in der Ausgabe zu Jena 183%, 
von Adolph Martin. Die biepfallfigen beſonderen Borfchriften im Herzogs 
een nn * en — m — 2 in — — a Oh 1 ie 

ern der Gefesgebung un pflege in Sachen Jahrg. t. 

Habt a. d. O. 1831), Rr. IV, ©, 87. J —— — 

18) Linde Ge ds D. & 7 On E., S. 14. 
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Ecrkenntniſſe in dem fraglichen Theile des Progeffes iſt, die Inſtanz auch 


nicht geändert wird (f. oben S. 499). Das Ältere teutfche Meche iſt 
jeboch mit dem Inflanzgenzug auch nicht unbelannt, da, wenn ein 
Urtheil gefcholten wurde, die dießfallfige Entſcheidung durch den Zug an 
das Gericht desjenigen höheren Richters erfolgte, von dem der Bann 
des Gerichte verliehen worden war, welches das gefcholtene Urtheil 
ertheilt hatte!?)., Später wurde fchon in ber Reichekammergerichts- 
ordnung von 1495 6. 13 das Recht dee Reichsſtaͤnde anerkannt, ein 
ordentliches Dbergericht zu beftellen, von dem erſt — jedoch, tie fich 
von ſelbſt verfieht, nur da, wo nicht ein Reichsmittelgericht, kaiſer⸗ 
liches Landgericht?) eintrat — an das Kammergericht appellict 
werben konnte; ja man fprach fchon in bee Reichskammergerichtsordn. 
v. 1521 Art. 23, 6. 1 von mehreren Richtern voriger Inſtanzien 
und auf dem Deputationdtage von 1600 wurde es ben Reichsftänden 
zur Pflicht gemacht, foldye hievor und jego bebachte nuͤtzliche An ord⸗ 
nungen ihrer Unter=, Obers und Hofgericht, in denen Orten 
es noch nicht gefchehen, zum allereheflen unverhinderli ihnen 
und des Reihe Unterthbanen ſelbſt zum Beſten anzuords 
nen?!) Es war nämlich die Gerichtsbarkeit der früher vom Könige 
mit dem Bann beliehenen Richter, als fie von biefen nicht mehr felbft 
ausgehbt wurde, auf von ihnen angeftellte höhere Gerichte übergegangen, 
an die von denjenigen’ Gerichten, für welche ber Randesherr den Bann 
verliehen hatte, den Aemtern und Patrimonialgerichten, appellirt wurbe. 
Don jenen Obergerichten des Landesherrn aber, beren allerdings auch 
mehrere in jedem Lande fein können 22), während nad Vorſtehendem 
jedes Reichsland wenigſtens Eines haben mußte2?), wurde an das Hofs . 
gericht des Kaiſers ober Königs oder am deffen Pfalzgrafen, zuletzt an 
bie Reichögerichte, nachdem biefe eingefegt waren, appellirt. Hatte der 
Landesherr das privilegium de non appellando gegen die Reichsgerichte 
erlangt, fo trat an deren Stelle ein landesherrliches Oberappellations⸗ 
gericht, oder es wurde eine letzte Inſtanz durch die Mechtsmittel ' ber 
Zeuterung, Oberleuterung, Revifion, Superrevifion u. f. m. gebildet **). 
Die Meichögerichte feßten aber fletS voraus, daß nur von dem Landes» 
obergericht an fie appellirt werden koͤnne 209). So begründete ſich 
allgemein das Recht einer mindeſtens dreifachen Inſtanz. Auch der 
teutſche Bund fegte2°) voraus, daß In jedem Bundesſtaate von wenig⸗ 


19) Bradenhoeft a. a. D. ©. 194 fig. Bgl. die Rote), &. 94, zu 
3. 2 ber nachſtehend Note 30 angezgogenen Emminghaus’fchen Abhandlung. 

20) Gensler⸗Morſtadt a. a. D. ©. 63. 

21) Gönner a. a. D. Bb. 9, Ar, LV, 8. 7,8, 10. 

22) Gensler⸗Morſtadt a. a. D. J 

28) Ebendaſ. 

24) Man vgl. Aber alles dieß Brackenhoeft a. a. D. $. 78, ©, 198. 


‚ Martin, im Prozeßlehrbuche a. 0. D. 8. 41, Bensler-Morfabt a. a. 
D. ©. 63. 


Gönner a. a. D. $. 19. 
25) Gensler⸗Morſtadt a. a ©. 
3 26) Bunbesacte Art. 12. 


502 Snftanz. 


ftens 150,000 Seelen, jedoch in den von einer Bevoͤlkerung unter 
800,000 Seeten allenfalls mit andern gemeinfchaftlih, fo wie für biz 
vier freien Städte, ein oberftes Gericht, alfo mindeflene eine dritte 
Inſtanz eriftire?”). ben weil aber die Bunbdesacte das Minimum 
der Inſtanzen auf drei feftfest, das britte nflanzgericht hingegen das 
oberfte Gericht nennt, fo folgt daraus, daß auch für die Anzahl ber 
Stufengerihte in der Zahl drei ein Marimum feflgefegt iſt 28). So 
ift e8 wenigſtens in fämmtlichen teutfchen Bunbesflanten angenommen. 
In ben teutfhen Reichsgeſetzen war dagegen ein Marimum ber Inſtanzen⸗ 
zahl nicht fefigeflellt, man pflegte vielmehr bei ihnen alle und jede 
Territorial⸗ und Aufträgalinftangen, von benen an die Meichsgerichte 
appellict werden konnte, zufammen genommen bie erfle Inftanz zu 
nennen??). Das römifhe Recht geftattete jeden Falles drei Inſtanzen, 
ohne, nah der richtigen Auslegung, die Zahl auf drei zu be 
Schränken, das canonifche Recht enthielt gar Beine Vorfchrift über bie 
Inſtanzenzahl und felbft durch die Meichsgerichte entfland, wenn man 
namlich in dritter Inſtanz an ein Reichsgericht appellivt Hatte, die 
Möglichkeit von vier Inſtanzen, nachdem bei dem Reichshofruthe bie 
Supplication, bei dem Reichskammergerichte bie Reviſion eingeführt 
toorden war. Ja es nahmen fogar die Reichögerichte von drei conformm 
Urtheilen Appellation an??). Wenn nun gleich gegen Reichsſtaͤnde, 
welche ſich gern der reichsgerichtlichen oberften Inſtanz entzogen hätten 
und dazu auch das Mittel der Vervielfältigung der Inſtanzen in ihtem 
- Rande anmendeten, die Reichsgerichte Amtswegen einfchritten, ohne 
einen in den Gefegen liegenden Grund gehörig nadhzumeifen ?!); fo 
Tonnte doch, nad Auflöfung des teutfchen Reichsverbandes, in ben 
einzelnen teutfchen Bundesftaaten, trog der Beſtimmung nur breier 
Stufengerichte in ber Bundesacte, ein Maximum ber Inſtanzen felbft 
nicht erzielt werden. Denn im mehreren Rändern fteht der Grondſatz 
feft, daß fo lange Rechtsmittel eingemendet werben, koͤnnen, bis brei 
eonforme Erfenntniffe (in manchen Staaten fogar in ununterbrochener 
Meihefolge??)) ertheilt find, mo dann die mehreren Inſtanzen, außer 
den drei Stufengerichten, durch die blos fuspenfiven Rechtsmittel erlangt 
werden ??). Eben fo legt e8 in der Hand jedes Bundesfürften, der 
gedachten Bundesgefeggebung ungeachtet, die Inſtanzen fehr zu beſchraͤn⸗ 


— — 





27) Muͤller a. a. O. S. 74. — 

28) Linde a. a. O. 8. 8, S. 15. J 

29) Gluͤck a. a. O. ©. 236, Note 16. 

30) Ueber alles dieß f. Sönner a. a. D. $. 19, 20, 21, 31. Linden 
a. D. 8.78. Emminghaus,/zur Würdigung bes teutſchen Dreis:Inftamzens 
foftemes, in Reyſcher und Wilda, Zeitfchrift für teutfches Recht Br. 9, 
Hft. 1 (Leipzig 1841), Nr. IV, $. 1, S. 91. Rgl. ben Art. Appellation 
Bd. 1, ©. 374 fig. 

31) Goͤnner a. a. O. 8. 13. Schid, über das reihsftändifche Juſtan⸗ 
zenrecht, deren unerlaubte Vervielfältigung und insbefondre von ber Togen. Co 
binetsinftang. Darmftadt (Gießen) 1802. 

32) Emminghaus a. a. D. S. 9. 

33) Linde a. a. O. 59. 9, ©. 16 flo. 
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Zen, ba ein Bunbestagsbeſchluß?) die Fälle, in denen Berufung flack; 
finden fol, für zu dem inneren Bereiche der Bunbesftaaten gehörig 


erklaͤrt. Daß eine Veränderung bed Richters durch deſſen Recufation 


nicht eine Inſtanzvermehrung oder Inftanzaufhebung ift, verfteht fich 


Mu LV, J. 85, 39. 


von felbft?®). Die fonft fogen. Cabinetsinftanz, d. h. die Berufung 
an den Lanbeshern und deſſen endliche Entfcheibung in einer Sache, 


und jeder Einfluß beffelden auf Ausübung ber Juſtiz im Einzelnen, 


ceffiren nad) den jegigen Grundfägen ganz?®), nie benn der Nebenzweck 
Der Obergerichte, Auffiht auf die ihnen untergebenen Gerichte, behufs 
Der Prozeßpolizei und Verhütung der Cabinetsjuſtiz, nicht zu überfehen 
iſt 37). Und fo kann, mit der Praris übereinftimmend, nur behauptet 


werden, daß Landesherren und Unterthanen bie einem abändernden 


Herkommen und Feiner Verjährung unterworfenen Recht und Verbind⸗ 
lichkeit auf mindeftens zwei Inflanzen in jedem Lande haben ®®).. 
Ob aber zwei oder drei Inſtanzen in Givilfachen vorzuziehen felen, 


daruͤber ift vielfach geftritten worden®?) und zwar befleht das. Exflere 


vorzüglich in Frankreich nach dem Srundfage qu’il n’y ait que deux 
degres de iurisdiction?®), das Legtere in ben mehreften Territorien 
Teutſchlands in der Maße, daß zwifchen der höchften Inſtanz und ben 
Untergerichten noch mittlere Inflanzen unter ben Namen Regierung, 
Ssuftizcanzlei, Hof: oder Obergericht, Appellationsgericht, Landesjuſtiz⸗ 
collegium u. f. w. vorhanden, welche erfigedachter Behörde untergeordnet, 
ruͤckſichtlich der Lesteren aber Obergerichte find *). Zür das Zwei— 
inftanzenprineip hat man ſich vorzüglich nächft dem oben (f. den Art. 


Gericht Bd. 4, ©. 547) Angeführten darauf berufen #2), daß im 


älteren teutfchen Rechte immer nur von Einer Berufung die Rede fel, 
dag aus der Vorfchrift für dad Cammergericht, es folle keine Sache in 
erfter Inſtanz vor dafjelbe gezogen werden, nicht auf drei Inſtanzen 
gefchloffen werden koͤnne; daß der für drei Inflanzen angeführte Grund, 
fie gäben eine Beruhigung für die Parteien und feien ein Mittel, mög: 


liche Irrthuͤmer zu vermeiden, zur Inflanzvervielfältigung in das Unenbd- 


34) Beſchluß v. 14. März 1822, in den Bundesprotocollen Wh. 15, ©. 
IE Emminghaus a. aD. &. 9, Note 6. Linde a. a. D. 8. 8, 
© 


3 Gönner a. a. O. Bb. 1, Nr. XII, 5. 4. Gluck a. a. D. 5. 508, 
. 8. 
3) Shida. a. O. Goͤnner aa O. Bd. 1, Re. I, 8. 33 Bo. 8, 


37) Gensler-⸗Morſtabt a. a. O. ©. 63. 

88) Gönner a. a, O. Wh. 3, Nr. LV, $. 26, 27, 28. 

ee Recht der dritten Inſtanz gegen zwei gleichlautende Urtheile. Muͤn⸗ 

en 1828. 

o 40) Emminghaus a. a. O. S. 9. 

4) Martina.a.dD. * j F 

42) Siegen, uͤber drei Inſtanzen, in deſſen juriſtiſchen Abhandlungen 
(Goͤttingen 1834), Aby. X, ©. 168. Mittermaier, im Archiv für die 
eivififtifche Praris Bd. 11, Nr. XU, &. 287 flg., und im gemeinen, teutfchen, 
bürgerlichen Prozeſſe, 8. Beitrag (1. Aufl.), S. 14 fig. 


ur 
x 
“ 
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liche führen, daß es namentlich ungerecht gegen die Partei fein werbe, 
welche zwei Urtheile für fich habe, ‚wenn fie dem dritten abänbernben 
fi) unterwerfen folle, und daß man, wolle man bieß nicht, confeguent 
zu fünf Sinflanzen komme, daß auch ber Bundestag felbft das Recht 
der drei Inflanzen nicht von dem Recht auf drei conforme Erfenatniffe 
verftanden habe. Diefe legten zwei Gruͤnde haben hie WBerfechter der 
gegentheiligen Anficht *2) nicht in Abrebe ftellen Linnen (f. oben S. 502); 
wenn indeß eben aus dem vorlesten das Princip ber tres conformes 
ſich entwickelte, fo dürfte doc, wohl, abgefehen von dem, was oben 
(5. 500 u. 501) über die altteutfge und frühere Reichsgeſetzgebung gefagt 
wurde, nicht zu vergeſſen fein, daß jeber Entfcheidung in anderer Snflanz 
eine nochmalige Erwägung, mo möglih Aufklärung der vorhandenen 
Verhaͤltniſſe vorausgeht, daß mehrmalige Erwägung jede verwickelt⸗ 
Sache Elarer madıt, daß. barum die wieberholten Erwägungen zu Gunften 
der Conſequenz nicht bis in das Unenblihe zu gehen brauchen, wenn 
früher Gründe vorhanden find, die eine fernere Mederholung unnötke 
machen. Hat fi) nun einmal das Inſtanzenverhaͤltniß fo in Teutſch⸗ 
land gebildet, daß, je höher die Inftanz iſt, deito größere Qualificationen 
dafür gefordert werden, baß daher im Allgemehten auf der hoͤchſten 
Anftanz das größte Vertrauen ruht; fcheint es wenigſtens nad) unferem 
ganzen Gefchäftsgange unerläßlich, daß, wenn zwei verfhiebene Eikennt⸗ 
niffe vorhanden find, eine dritte, praͤſumtiv in der Intelligenz höher als 
die beiden unteren Inſtanzen ftehende zwiſchen jenen beiben entfcheibe; 
fo fcheint wenigftens die Einrihtung am confequenteften, welche, menn 
die dritte Entſcheidung ben beiden erflen conformen entgegen iſt, noch 
fo lange Rechtsmittel zuläßt, bis eine Stimmenpluralität vorhanden ifl. 
Daß wenigftene mit zwei Inſtanzen nicht auszulommen fi, beweiſt die 
Einführung eines Gaffationshofes in Frankreich, deffen, ob ee gleich 
nicht eine Inſtanz iſt, Ausfprud doch nur das gut machen fol, wuß 
in jenen beiden Inſtanzen verfehen, deſſen Wirkſamkeit rein vom Zufall 
abhängig und deſſen, als eines zu unferen übrigen Einrichtungen gar 
nicht paffenden Znſiltutes, Einführung in keine Weiſe In Teutſchland 
zu wuͤnſchen iſt. 

Jeden Falles iſt ein geordnetes Inſtanzenverhaͤltniß bie Bedin⸗ 
gung ber Appellation, bie nicht per saltum geſchehen (f. den Art. 
Appellation Bd. 1, ©. 351, 352, 372, 373) und infonberheit 
niht auf die Selbftftändigkeit der erſten Inſtanz fiörend einwirken 
darf**). Darum hat von jeher in Teutfchland der Grundfag beftanden, 
daß, im Kalle der Beſtaͤtigung des früheren Erkenntniſſes, bie Sache 
gur vorigen Inſtanz remittirt werden muß, welche Einrichtung jedoch 

- im Falle ganzer oder theilmeifer Reformation in ber Regel nicht flatts 


+‘ 
I 


i 
45) Dreſch, Betrachtungen über die Hauptftaaten des europaͤtſchen Staa⸗ 
tenſyſtemes, 1. Betr.: der feutiche Bund (Zübingen 1817), ©. 51 fig. Em; 
minshaus a. a. D. ©. 90 flg. u. a. m. 

44) Volkmar, die Selbſtſtaͤndigkeit der unteren Jnſtanzen, gefährdet 
durch das geheime Obertribungl. Berlin 1849, 
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findet). Darum fängt jede Verhandlung von ber erſten Inſtanz an 
und geht ſtufenweiſe zu ben übrigm aufwaͤrts (beneficium primae 
instantiae), und dem Oberrichter, der eine Sache, die weder wegen ihres 
Zufammenhanges mit einer vor ihm anhängigen Angelegenheit, nod) 
wegen eines hier eintretenden befonderen Gerichteftandes *%) vor ihn 
gebört, dennoch vor fich zieht, fleht die exceptio primae instantiae 
entgegen ?7). 

In Griminalfachen 2°) kannte man in den frühern Zeiten Teutſch⸗ 
Lande Devolutivrechtsmittel nicht, Appellation an bie Meich6gerichte war 
fogar verboten, es wurde, zu Erreichung gleichen Zweckes, nur weitere 
Vertheidigung zugelaffen (vgl. ben Art. Appellation Bd. 1, S. 408 fig.). 
Die, in Folge gemeinzechtlicher Principien, fpäterhin angenommene mil- 
dere Anficht, daß Appellation in keiner Straffache gegen Swifchen: und 
Endurtheile ausgefchlofien fei (f. ebendaf. ©. 415), hat bie einzige 
Abweichung von der Appellation in Civilſachen, daß in der Regel in 
Straffahen nur zwei Inftanzen veritattef find. Dieß aber ift — bie 
oben (S. 503) für nur zwei Gerichte angegebenen Gründe ungerechnet 
—- eine natürliche Folge der Umgeflaltung der Criminalgerichte, wonach 
die früheren ungelehrten Uetheilsfinder zu bloßen Urkundszeugen herab⸗ 
fanten und aud das erfle Erkenntniß in den vor dem Gerichte erſter 
Inſtanz anhängigen Criminalſachen von rechtsgelehrten Richtern eingeholt 
werden mußte, weiches, je mehr bie Actenverfendung ungewöhnlich, bie 
fie ganz verboten wurde, in ber Megel die Mittelgerihte waren und 
find, über denen alfo blos noch die, hier die zweite Inſtanz bildenden 
höchften Gerichte ftanden und ftehen *°). 

Am Allgemeinen iſt vorzüglich Gegenfland gelehrter Streitigkeiten 
die Lehre von der Inflanzentbindung, Entbindung oder Abfo- 
lution von ber Inſtanz (absolutio ab instantia) 50), geworben, 
jedoch nicht ſowohl im Civilprozeſſe. Da verfieht man darunter das 
Zwifchenerkenntniß, wodurch der Beklagte, wenn ber Kläger in dem zu 
der Verhandlung Über die Klage angefegten Termine ausbleibt, von 


45) Waldeck a. a. O. 8. 304. Mohl a. a. O. S. 350. Linde, 
Beitrag zur Lehre uͤber die Remiſſion des Prozeſſes an die vorige Inſtanz, im 
Archiv für die eiviliſtiſche Praxis Bd. 15, Nr. VII, ©. 174. ; 

46) Bon der Nahmer, Sammlung ber merkwürbigeren Entfeheibungen 
des berzoglich naflauifchen Oberappellationsgerichtes zu Wiesbaden Bd. 2, Rr. 
14, 4, S. 155: Ob nach den Beflimmungen der teutfchen Bundesacte und nach 
gemeinen Rechten ein Schriftfäffiger, welcher vermöge feines Privilegiums ber 
Schriftfäffigteit bei einem zweiten Inſtanzgerichte in erfter Inſtanz belangt 
wurde, und ſich bier auf die Klage einläßt, berechtigt fei, nach Entfcheidung 
der Sache durch dad dem zweiten Inftanzgerichte unmittelbar übergeorbnete 
Dberappellationsgericht eine zweite Inftanz zw verlangen? 

47) Delge a. a. D. 5.64. Gönner a. a. O. Bb. 3, Nr. LX, $. 35 
Glüſck a. a. O. S. 236. Bienerl.c. Martina. a D. $ 55. 

48) neber Inflanzen in Griminalfahen, in Hurlebufch, Beiträge zur 
Eivil⸗ und "Sriminalgefeggebung (Helmftäbt 1817), &. 164. 

49) Müller a. a. D. $. 44, befonders auch Note 11. 


he Harprecht, de absolutione ab iustantia in. oiv. et crim. Tub. 
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Ich, wenn jebes ber uielen gleich geſtellten Berichte, mie noͤthig, nech 
feiner Ueberzeugung erkennt, ohne baß bie etwa irrigen Anfichten eines 
ober’ bes anderen Gerichte durch eine gemeinichaftliche Behoͤrde, Tales 
fi die Parteien nicht dabei beruhigen, den vom Staate angenommenen 
Rechtsprincipien angepaßt werde; fo geht daraus und aus ber Abſicht, 
wahre Gerechtigkeit zu fichern,, bie Nothwendigkeit verfchiedener Ver⸗ 
haudlungen über einen und denſelben Gegenftand, verfchiebener Inſtauzen 
und ihre Subordinatton unter einander 1?) von felbft hervor!*). Es 
bidete fih fo bie Gradation mehrerer Gerichte über einander 5), es 
entflanden Stufengerichte 1%), der Inſtanzenzug (vol. den Art 
Geriht Bd. 4, S. 546) 17) von Unters, Mittels (höheren ober 
Ober⸗) und sar’ Eboyze Ober⸗ (oberften ober hoͤchſten) Gerichten, indem 
man öfter unter Obergerichten die Diittels und oberften Gerichte zugleich 
verſteht. | 
Schon das roͤmiſche und eanonifche Hedge fegten eine folde Dr 
ganifation ber Gerichte voraus, daß Immer von dem niederen an 
den höheren Richter appellirt werben mußte, woran fich bie teutſche 
Reichsverfaſſung anfchloß (vergl. den Art. Appellation Web. 1, 
S. 359 flg.) 18). Doc kannten das roͤmiſche Recht vor Juſtinian im 
den Relationen oder Conſultationen vor ber Sentenz, und das canonildge 
Recht in den von mehreren Delegirten, die fih über ein Rechtsurtheil 
nicht vereinigen Eonnten, einzuholenden Entfheibungen des Deleganten, 
ſolche Erkenntniſſe, welche ohne Veränderung der Inſtanz nicht don bem 
Michter ſelbſt gegeben waren, bei bem die Sache verhandelt wurde, ſon⸗ 
dern von einem höheren. Auch ließen fich befanntlich nach altteutſchem 
Rechte die Schöffen, melde ſich über eine Sentenz nidt vereinigen 
tonnten, von einem Oberhofe weifen, woraus das Inſtitut der Acten- 
verfendung entſtand, durch welches, wenn bie Rede von einem erſten 


' 


13) Srolman a. a. D. 5. 85. Stuͤbel a. a. D. $. 177. Müller, 
Lehrbuch des Griminalprozefies $. 483. 

14) Deige a. a. D. $. 291. Gönner a. a. D. Bb. 1, Nr. VI, 8.9, 
und Nr. VII, 5. 225 8b. 3, Nr. LV,5.1u.2. Martina. a. D. &4. 
Linde, Handbuch bes Prozeſſes Bd. &, $. 10, ©. 24 fig. Linde, Mare: 
p Pi =. —— Zeitſchrift für Civilrecht und Prozeß Boͤ. 10, Hft.2, Nr. V, 

! . “ 

15) Martina... O. 54. Gluck a. a. O. S. 236. Stübel« 
a. 2 & 2 flg. e — 

ensler’s Gommentar über Martin's Civilprozeßlehrbuch von 
Morſtadt Bd. 1, $. 41, ©. 62. — 

17) Won dem Inſtanzenzuge in bärgerlichen Rechtsſachen in Hellfeld, 
Erlaͤuterung verſchiedener Materien bes bürgerlichen Rechtes (Eiſenberg 1828), 
S. 174. Merkwuͤrdig vom Gewoͤhnlichen abweichente Vorſchriften über ben 
Inſtanzenzug enthält die proviſoriſche Oberappellationsgerichtsordnung von Jena 
ſammt den einzelnen Publicationspatenten dazu in ber Ausgabe zu 18%, 
von Adolph Martin. Die biepfallfigen befonderen Vorfchriften im Herzog⸗ 
—— us N ——— — 8 ofm — — in — ge a en 

ern der Geſezgebung und Rechtspflege in Sachfen rg. t. Neu⸗ 
ſtadt a. d. O. 1881), Nr, IV, ©. Aa i RS e 

18) Linde Ge & O. ß. 7 Qs E., S. 14. 
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Ecrkenntniſſe in dem fraglichen Theile de Prozeſſes iſt, bie Inſtanz auch 
nicht geändert wird (ſ. oben S. 499). Das ältere teutſche Recht iſt 
jedoch mit dem Inſtanzenzug auch nicht unbelannt, da, wenn ein 
Urtheil gefholten wurde, bie dießfallfige Entſcheidung durch den Zug an 
das Gericht desienigen höheren Richters erfolgte, von dem der Bann 
des Gerichte verliehen worden war, welches das geſcholtene Urtheil 
ertheilt hatte!?). Später wurde ſchon in der Reichskammergerichts⸗ 
ordnung von 1495 6. 13 das Mecht dee Reichsftände anerkannt, ein 
ordentliches Obergericht zu beftellen, von dem erſt — jedoch, wie fich 
von ſelbſt verfteht, nur da, mo nicht ein Reichemittelgericht, kaiſer⸗ 
liches Landgericht 29) eintrat — an dad Kammergeriht appellirt 
werben konnte; ja man ſprach fehon in ber Reichskammergerichtsordn. 
v. 1521 Art. 23, $. 1 von mehreren Richtern voriger Snftanzien 
und auf dem Deputationdtage von 1600 wurde es den Neichöftänden 
zur Pfliht gemacht, foldye hievor und jetzo bebachte nügliche An ord⸗ 
nungen Ihrer Unters, Obers und Hofgericht, in denen Orten 
es noch nicht gefhehen, zum allereheflen unverhinberlih ihnen 
und des Reihe Unterthbanen felbfi zum Bellen anzuord— 
nen?!). Es war nämlich die Gerichtsbarkeit der früher vom Könige 
mit dem Bann beliehenen Richter, als fie von biefen nicht mehr felbft 
ausgeübt wurde, auf von ihnen angeftellte höhere Gerichte übergegangen, 
an die von denjenigen’ Gerichten, für welche ber Landesherr den Bann 
verliehen hatte, den Aemtern und Patrimonialgerichten, appellirt wurbe. 
Bon jenen Obergerichten des Landesherrn aber, deren allerdings auch 
mehrere in jedem Lande fein koͤnnen ??), während nah Vorſtehendem 
jedes Reichsland wenigſtens Eines haben mußte 22), wurde an dat Hofs 
gericht des Kaifere oder Königs oder an deffen Pfalzgrafen, zuletzt an 
bie Rei chsgerichte, nachdem dieſe eingefegt waren, appellitt. Hatte der 
Landesherr das privilegium de mon appellando gegen die Reichsgerichte 
erlangt, fo trat an deren Stelle ein landesherrliches Oberappellations⸗ 
gericht, oder ed wurbe eine legte Inſtanz durch die Mechtsmittel der 
Zeuterung, Oberleuterung, Revifion, Superrevifion u. f. w. gebilbet 2%). 
Die Meichsgerichte ſetzten aber fletd voraus, daß nur von dem Landes» 
obergeriht an fie appellirt werben koͤnne 20). Go begründete fich 
allgemein das Recht einer mindeſtens dreifachen Inſtanz. Auch ber 
teutfche Bund ſetzte 2) voraus, daß in jedem Bundesſtaate von wenig 


19) Brackenhoeft a. a. D. ©. 194 fig. Bgl. bie Rote”), &. 94, zu 
3. 2 der nachflebend Note 80 angezogenen Emming haus' ſchen Abhandlung. 

20) Sensler:-Morflabta. a. D. ©. 68. 

21) Bönner a. a. D. Bd. 3, Ar. LV, 8. 7,8,10 

22) Gensler⸗Morſtadt a. a. D. = 

23) Ebenbaf. 

24) Man vol. Aber alles dieß Bradenhoefta. a, D. $. 78, ©. 1%. 
Martin, im Prozeßlebrbuche a. a. D. 5. 41, Gensler⸗Morſtadt a, a. 
D. &. 63. Gönner a. a. D. $. 19. 

25) Gensler:Morftabta. a ©. 

e 26) Bunbesacte Art. 12, 
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ftens 150,000 Seelen, jedoch in den von einer Bevoͤlkerung untere 
300,000 Seelen allenfalls mit andern gemeinfhaftlih, fo wie für bie 
vier freien Städte, ein oberftes Gericht, alfo mindeſtens eine dritte 
Inſtanz eriflire?7). Eben meil aber die Bumbdesacte das Minimmm 
der Inſtanzen auf drei feſtſetzt, das dritte Inſtanzgericht Hingegen bad 
oberfte Gericht nennt, fo folgt daraus, daß auch für die Anzahl ber 
Stufengerihte in der Zahl drei ein Marimum feftgefegt iſt 28). Se 
ift es wenigſtens in fämmtlichen teutfchen Bundesſtaaten angenommen. 

In den teutfchen Reichögefegen war dagegen ein Darimum der Snflanıew 
zahl nicht feftgeftelt, man pflegte vielmehr bei ihnen alle und jete 
Territorial⸗ und Auſtraͤgalinſtanzen, von denen an die Meichsgerichte 
appellirt werben Fonnte, zufammen genommen bie erfte Inſtanz ım 
nennen??). Das römifhe Recht geftattete jeden Falles drei Inſtanzen, 
ohne, nah der richtigen Auslegung, die Zahl auf drei zu be 
ſchraͤnken, das canonifche Recht enthielt gar Leine Vorfchrift über die 
Inſtanzenzahl und felbft durch die Meichsgerichte entitand, wenn man 
naͤmlich in britter Inſtanz an ein Reichsgericht appellivt hatte, bie 
Möglichkeit. von vier Inſtanzen, nachdem bei dem Reichshofrathe die 
Supplication, bei dem Meichsfammergerichte die Reviſion eingeführt 
worden war. Ja es nahmen fogar die Reichsgerichte von drei conformen 
Urtheilen Appellation an), Wenn nun gleich gegen Reicheſtaͤnde, 
twelche fich gern der reichsgerichtlichen oberften Inſtanz entzogen hätten 
und dazu auch das Mittel der Vervielfältigung der Inſtanzen in ihrem 


Rande anmendeten, bie Reichsgerichte Amtswegen einfchritten, obne 


einen in den Geſetzen liegenden Grund gehörig nadhzumeifen °!); fo 
Tonnte doch, nach Auflöfung des teutfchen Reichsverbandes, in ben 
einzelnen teutfchen Bundesftaaten, trog "der Beſtimmung nur breier 
Stufengerichte in der Bundesacte, ein Marimum der Inſtanzen felbft 
nicht erzielt werden. Denn in mehreren Ländern fteht der Grundfos 
feft, daß fo lange Mechtsmittel eingemendet werden, Pönnen, bis drei 
eonforme Erfenntniffe (Mm manchen Staaten fogar in ununterbrocyener 
Meihefolge??)) ertheilt find, mo dann die mehreren Inſtanzen, außer 
ben drei Stufengerichten, durch bie blos fuspenfiven Rechtömittel erlangt 
werden *2). Eben fo liegt es in der Hand jedes Bundesfürften, ber 

sebachten Bundesgefeggebung ungeachtet, die Inſtanzen fehr zu befchräns 


— — — —— — 


27) Muͤller a. a. O. S. 74. 

28) Linde a. a. O. 8. 8, S. 15. 

29) Gluͤck a. a. O. S. 236, Note 16. 

30) Ueber alles dieß ſ. Gönner a. a. D. F. 19, 20, 21, 31. Linde a. 
a. O. F. 78. Emminghaus,zur Würdigung des teutfchen Drei-Inftamen 
foftemes, in Reyſcher und Wilde, Zeitfchrift für teutfches Recht Wr. 5, 
Hft. 1 (Leipzig 1841), Nr. IV, & 1, ©. 91. WVgl. den Art. Appellation 
Bd. 1, S. 374 fig. J 

31) Goͤnner a. a. O. $ 13. Schick, über das reichsſtaͤndiſche Inſtan⸗ 
zenrecht, deren uncrlaubte Vervielfältigung und insbeſondre von der ſogen. Ca⸗ 
binetsinſtanz. Darmſtadt (Gießen) 1802. 

32) Emminghaus a. a. O. S. 97. 

33) Linde a. a. O. 8. 9, ©. 16 fig. 


" 
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ken, ba ein Bundestagsbefhlußt) die Faͤlle, in denen Berufung ſtatt⸗ 
finden fol, für zu dem inneren Bereiche der Bundesſtaaten gehörig 


erklaͤrt. Daß eine Veränderung bed Richters durch deſſen Recufation 
nicht eine Inſtanzvermehrung oder Inftanzaufhebung ift, verſteht fich. 


von felbfi?°). Die fonft fogen. Cabinetsinſtanz, d. h. bie Berufung 


an ben Landesheren und deſſen endliche Entfcheidung in einer Sache, 
and jeder Einfluß deſſelben auf Ausübung ber Juſtiz im Einzelnen, 


ceffiren nad) den jegigen Grumbfägen ganz?®), wie denn der Nebenzweck 
Dee Obergerichte, Auffiht auf die ihnen untergebenen Gerichte, behufs 
der Prozefpolizei und Verhütung ber Cabinetsjuftiz, nicht zu uͤberſehen 
ift 37). Und fo Fann, mit der Praris übereinftimmend, nur behauptet 


werden, daß Landeshereen und Upterthanen bie keinem abaͤndernden 
Herkommen und Feiner Verjährung unterworfenen Recht und Verbin: 


lichfeit auf mindeftens zwei Inftanzen in jebem Lande haben ®®). 
Ob aber zwei oder drei Inſtanzen in Civilfachen vorzuziehen felen, 


darlber ift vielfach geftritten worden??) und zwar befleht das. Exftere 


vorzüglich in Frankreich nach dem Grundfage qu'il n’y ait que deux 


degres de iurisdiction 20), das Letztere in ben mehreften Territorien 


Teutſchlands in ber Maße, daß zwiſchen der höchften Inſtanz und den 
Untergerihten noch mittlere Inflanzen unter ben Namen Regierung, 
Ssuftizcanzlei, Hof: oder Obergericht, Appellationsgericht, Landesjuftiz- 
collegium u. ſ. w. vorhanden, melde erfigebachter Behörde untergeordnet, 
ruͤckſichtlich der Letzteren aber Dbergerichte find *), Fuͤr das Zwei: 
inftanzenprincip hat man fich vorzüglich naͤchſt dem oben (f. den Art. 
Gericht Bd. 4, ©. 547) Angeführten darauf berufen 2), daß im 
älteren teutfchen Rechte immer nur von Einer Berufung bie Rebe fet, 
daß aus ber Vorfchrift für das Cammergericht, es folle keine Sache in 
erſter Inſtanz vor dafjelbe gezogen werben, nicht auf drei Inſtanzen 
aefchloffen werden könne; daß der für drei Inſtanzen angeführte Grund, 
fie gäben eine Beruhigung für die Parteien und feien ein Mittel, moͤg⸗ 


liche Irrthuͤmer zu vermeiden, zur Inftanzvervielfältigung in das Unend- 


34) Befchluß v. 14. März 1822, in ben Bundesprotocollen Bd. 15, ©. 
— Emminghaus a. aD. ©. 91, Note 6. Linde a. a. O. F. 8, 


35) Gönner a. a. D. Bd. 1, Nr. XII, 8. 4. Gluck a. a. O. $. 508, 
S. 230 fl 


g. 
: 3) Schick a. a. O. Goͤnner a. aD. Bd 1, Nr. I, 8. 83 Wh. 8, 


"gr. LV, 8. 85, 39. 


37) SenslersMorftadt a. a. O. ©. 68. 

88) Gbnnera. a, O. Bb. 3, Nr. LV, 8. 26, 27, 28, 

—— Recht der dritten Inſtanz gegen zwei gleichlautende Urtheile. Muͤn⸗ 

en 1828. 

40) Emminghaus a. a. O. S. 9. 

41) Martin a. a. O. * m 

42) Siegen, über drei Inftanzen, in befien juriftifchen Abhandlungen 
(Söttingen 1834), Aby. X, ©. 168. Mittermaier, im Archiv für bie 
eivitiftifche Prazis Bd. 11, Nr. XII, S. 287 flg., und im gemeinen, teutfchen, 
bürgerlichen Prozeſſe, 3. Beitrag (1. Aufl.), S. 14 fig. 


* 
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liche führen, daß es namentlich ungerecht gegen bie Partei ſeim werbe, 
welche zwei Urtheile für ſich habe, wenn fie dem dritten abandernden 
ſich unterwerfen ſolle, und daß man, wolle man dieß nicht, conſequent 
zu fünf Inſtanzen komme, daß auch der Bundestag ſelbſt das Recht 
der drei Inſtanzen nicht von dem Recht auf drei conforme Erfenntniffe 
verſtanden habe. Dieſe letzten zwei Gruͤnde haben die Verfechter der 
gegentheiligen Anficht 2°) nicht in Abrede ſtellen koͤnnen (f. oben S. 502); 
wenn indeß eben aus dem vorlesten das Princip der tres conformes 
fi) entwickelte, fo dürfte body wohl, abgefehen von dem, mas oben 
(S. 500 u. 501) über die altteutſche und frühere Reichsgeſetzgebung gefagt 
wurde, nicht zu vergeffen fein, daß jeber Entſcheidung in anderer Jnſtan; 
eine nochmalige Erwägung, wo moͤglich Aufllärung der vorhandenen 
Verhaͤltniſſe vorausgeht, daß mehrmalige Erwägung jebe verwickett 
Sache klarer madıt, daß. darum die wiederholten Erwägungen zu Sunſten 
der Confequenz nicht bie in das Unendliche zu geben brauchen, wenz 
frühere Gründe vorhanden find, die eine fernere Wiederholung unndthiz 
machen. Hat fih nun einmal das Inſtanzenverhaͤltniß fo in Teutſch⸗ 
land gebildet, daß, je höher die Inſtanz iſt, deito größere Qualiftcatiemen 
bafür gefordert werben, baß daher im Allgemeinen auf ber hoͤchſten 
Inſtanz das größte Vertrauen ruht; ſcheint es wenigſtens nad) unferem 
ganzen Gefchäftögange unerläßlich, daß, wenn zwei verfchiedene Etkennt⸗ 
niffe vorhanden find, eine dritte, praͤſumtiv in der Intelligenz höher als 
die beiden unteren Inſtanzen ftehende zwiſchen jenen beiben entfcheibe; 
fo fcheint wenigftens bie Einrichtung am confequenteflen, meldye, wenn 
die dritte Entfcheidung den beiben erflen conformen entgegen iſt, noch 
fo lange Rechtsmittel zuläßt, bis eine Stimmenpluralität vorhanden iſt. 
Daß menigftend mit zwei Inſtanzen nicht auszukommen frei, beweiſt die 
Einführung eines Gaffationshofes in Frankreich, deſſen, ob er gleich 
nicht eine Inſtanz iſt, Ausſpruch doch nur das gut machen fol, was 
in jenen beiden Inſtanzen verſehen, deſſen Wirkſamkeit rein vom Zufall 
abhaͤngig und deſſen, als eines zu unſeren uͤbrigen Einrichtungen gar 
nicht paſſenden Snftitutes, Einführung in feine Weife In Teutſchland 
zu wuͤnſchen ift. 

Seben Falles iſt ein georbnetes Sinftanzenverhäftnig die Bebins 
gung ber Appellation, die nicht per saltum gefchehen (f. den Art. 
Appellation Bd. 1, &. 351, 352, 372, 373) und inſonderheit 
niht auf bie Selbftftändigkeit der erften Inſtanz ftörend einwirken 
darf?*). Darum hat von jeher In Zeutfchland der Srundfag beftanden, 
daß, im Falle ber Betätigung des früheren Erkenntniſſes, die Sache 
gur vorigen Inſtanz remittirt werden muß, welche Einrichtung jedoch 

- im Falle ganzer oder theilweifer Reformation in ber Megel nicht ſtatt⸗ 


+‘ 


43) Drefch, Betrachtungen über bie Hauptftaaten des europätfchen Staa⸗ 
tenſyſtemes, 1. Betr.: der teutfhe Bund (Tübingen 1817), S. 51 fig. Em: 
minghaus a. a. D. S. 90 fig. u. a. m. 

44) Volkmar, bie Selbftftändigkeit der unteren Juſtamzen, gefährdet 
durch das geheime Obertribungl. Berlin 1843, 
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findet*%). Darum fängt jede Verhandlung von der erften Inſtanz an 
und geht fiufenmweife zu den übrigen aufwaͤrts (bemeficium primae 
instantiae), und dem Öberrichter, der eine Sache, bie weder wegen ihres 
Zufammenhanges mit einer vor ihm amhängigen Angelegenheit, noch 
wegen eines bier eintretenden befonderen Gerichtsftandes 2%) vor ihn 
gebört, dennoch vor fich zieht, fteht die exceptio primae instantiae 
entgegen #7). 

Sn Eriminalfachen 3°) kannte man in ben frühern Zeiten Zeutfch- 
Lands Devolutivrechtsmittel nicht, Appellation an bie Reichögerichte war 
fogar verboten, es wurde, zu Erreihung gleichen Zweckes, nur weitere 
Vertheidigung zugelaffen (vgl. den Art. Appellation Bd. 1, S. 408 fig.). 
Die, in Folge gemeintechtlicher Principien, [päterhin angenommene mils 
dere Anficht, daß Appellation im keiner Strafſache gegen Zwiſchen⸗ und 
Endurtheile ausgefchloffen fei (ſ. ebendaf. ©. 415), bat die einzige 
Abweichung von ber Appellation in 'Civiffachen, daß in ber Regel in 
Straffahen nur zwei Inflanzen veritattet find. Dieß aber iſt — bie 
oben (S. 503) für nur zwei Gerichte angegebenen Gründe ungerechnet 
— eine natürliche Folge der Umgeflaltung der Eriminalgerichte, wonach 
die früheren ungelehrten Urtheilsfinder zu bloßen Urkundszeugen herab⸗ 
fanten und auch das erfle Erkenntniß in ben vor dem Gerichte erfter 
Inſtanz anhängigen Criminalſachen von rechtsgelehrten Richtern eingeholt . 
werden mußte, weiches, je mehr die Actenverfendung ungewöhnlich, bie 
fie ganz verboten wurde, in ber Regel die Mittelgerichte waren und 
find, über denen alfo bios noch die, hier bie zweite Inſtanz bildenden 
Höchften Gerichte ftanden und fliehen *9). 

Am Allgemeinen if vorzuͤglich Gegenſtand gelehrter Streitigkeiten 
die Lehre von der Inftanzentbindung, Entbindung oder Abfo- 
Iution von der Inſtanz (absolutio ab instantia) 50), geworden, 
jedoch nicht ſowohl im Givilprozefje. Da verfieht man darunter das 
Zmifchenerfenntniß, woducch der Beklagte, wenn der Kiäger in bem zu 
der Verhandlung über die Klage angefegten Termine ausbleibt, von 


45) Balded a. D. S. 304. Mohl a. a. O. 830. Linde, 
Beitrag zur Lehre Über die Remiſſton des Prozeſſes an bie vorige Inſtanz, im 
Archiv für die civitiftifche Praris Bd. 15, Nr. VIO, ©. 174. | 

46) Bon der Nahmer, Sammlung der merkwürbigeren Entfcheidungen 
des herzoglich naflauifchen Dberappellationsgerichtes zu Wiesbaden Bd. 2, Fr 
14, 4, ©. 155: Ob nach den Beflimmungen der teutfchen Bundesacte und nach 
gemeinen Rechten ein Schriftfäffiger, welcher vermöge feines Privilegiums der 
Schriftfäffigteit bei einem zweiten Inftanggerichte in erfter Inſtanz belangt 
wurde, und fi bier auf die Klage einläßt, berechtigt fet, nach Entfcheidung 
der Sache buch das dem zweiten Jnſtanzgerichte unmittelbar übergeorbnete 
Dberappellationsgericht eine zweite Inſtanz zu verlangen? 

47) Delge a. a. D. 5.64. Gönner a. a. O. Bd. 9, Nr. LX, 8. 35. 
Glüſck a. a. O. ©. 236. Bienerl.c. Martina ca D. % 55. 

48) ueber Inſtanzen in Eriminalfaden, in Hurlebuſch, Beiträge zur 
Civil⸗ und Sriminalgefesgebung (Helmftäpt 1817), ©. 164. 

49) Müller a. a. D. $. 44, befonders auch Rote 11. 


u Harprecht, de absolutione ab instantia in oiv. et crim. Tub. 


506 Inſtanz. 


den Folgen ber Eltation freigeſprochen und ihm bie Befugniß zuerkannt 
wird, ſich nicht eher auf die Klage einzulaſſen, bis der Klaͤger ihm die 
durch ſeine Verſaͤumniß entſtandenen Koſten erſetzt und (wo dieß nicht 
abgeſchafft) cautio de lite prosequenda (ſ. den Art. Caution Bd. 2, 
©. 616 und 620) beſtellt hat®?). Allein im Griminaltechte 52) verfteht 
man barunter nicht ein Zmifchenerfenntniß im eigentlichen Sinne (f. ben 
Art. Appellation Bd. 1, ©. 421 flg.), fondern die richterliche Hand⸗ 
lung, woburch der Verdächtige, wegen ber gegen Ertheilung eine® End⸗ 
urtheild vorwaltenden Bedenken, von ber Unterfuchung bis zur Erlangumg 
neuerer Beweismittel entbunden wird. Sie ift eine Erfindung Der itas 
liänifhen Praktiker 5), ift aber in die teutfche Praris fo übergegangen, 
bag fie ein gemohnheitsrechtlich erifticendes Inſtitut geworben iſt *). 
Diejenigen, melche fich für diefes neuerlich fehr heftig angefochtene Inſti⸗ 
tut 55) erklaͤrt haben‘), heben vorzüglid den Vortheil heraus, den 
Verdaͤchtigen nicht nothmendig im Kerker halten zu müflen, ohne daf 
ber Verdacht niebergefchlagen fe, während andererfeits der in Frankreich, 
wo man diefes JInſtitut nicht hat, fo häufige Skandal vermieden wirb, 
daß ſich freche Verbrecher öffentlich ber größten Schandthaten ruͤhmen, 
von deren Anfhuldigung fie aus Mangel an Beweis freigefproden 
worden find, ohne je wieber in Unterfuhung genommen tverden u 
Finnen. Dean findet ferner diefe Maßregel, welche von Seiten ter 
Gegner großentheild aus Fürforge für das Intereſſe des fhugbedürftigen 
Angefchuldigten angefochten wird, für diefen weit vortheilhafter, als das 
Strafen auf bloßen Verdacht, da er feine Unfchuld noch ausführen 
Tann und diefes Erkenntniß Eeinesweges, wie die Gegner meinen, eine 
Verewigung bed Anſchuldigungsſtandes, vielmehr eine Beendigung bef- 


— — — — — 


51) Böhmer, ius eccles. protest. Tom. J. Lib. II. Tit. XIV. $. 4. 
Knorr, Anleitung zum gerichtlichen Prozeß Buch 1, Hauptſt. 3, d. 2. 
Dany, Grundſaͤtze des ordentlichen Prozefles, von Gönner, $. 472. Bie- 
nerl.c. T.1.$. 92. 

a Klien, de auctoritate sententiae criminalis absolutoriäe. Lipsiee 


53) Zachariaͤ, über Losfprechung von der Inſtanz, in ber neuen Folge 
bed Archivs des Griminalcechtes Zahrg. 1839, St. 3, ©. 371 fig. Henke, 
Handb. des Griminalrechtese und der Griminalpotitit Bh. 4, $. 114, ©. 738, 
54) Habicht, rechtliche Erärterungen und Entſcheidungen gemeinrecht⸗ 

licher Gontroverfen Bd. 1 (Zerbft 1843), Nr. XX, ©. 487. 

5) Stiegen, über die Abfolution von der Inſtanz in Griminalfachen, in 
defien angezogenen Abhandlungen Nr. IV, S. 116 fig. : Mittermaier, die 
Lehre vom Beweiſe im teutfchen Strafprozeffe (Darmftadt 1834), Abth. IX. 
Scholz, über bie Entbindung von ter Inſtanz bei Unterfuchungsfachen, im 
Archive des Griminaltechtes, neue Folge, Jahrg. 1834, St. 3, ©. 396. 
Badharii a. a. O. Scholz III., merkwürdige Strafrechtsfälle Bd. 1, 
1..Hälfte, Nr. VIII, ©. 235 fig. Braunfdweig 1840. 

56) Kleinfhrod, Abhandlungen aus dem peinlihen Rechte Th. 1, 
Abh. 4: Ueber bie Losfprechung von ber Inſtanz im peinlichen Prozeſſe. 
Oppermann, de quaestione, an et quatenus absolutio ab instantia in 
causis criminalibus locum habeat. Göttingae 1836. Henke a. a. D. 

‚ Bauer, Abhandlungen aus dem Strafrechte und dem Strafprozefle Bd. 2 
(Göttingen 1842), Nr. V, ©. 297 fig. Habicht a. a. D. 
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felben iſt, ohne daß man freilich die Nachtheile hindern Tann, die der 
Werdacht ohne Anſchuldigungsſtand mit ſich fuͤhrt. Dazu iſt aber auch 
der Staat nicht berufen, und es iſtt gerade ein Vorzug dieſer Erkenntniſſe, 
dag fie dem mirklihen Ergebniffe ber Unterfuhung ent: 
fprecden, mithin der Wahrheit und dem echte. angemeffen find, 
waͤhrend bei einer unbedingten Kosfprechung ber Angefchuldigte die That 
febr wohl gethan haben kann, man ihn nur nicht hat uͤberweiſen koͤnnen. 
Man fest aber bei einem folchen Erkenntniſſe voraus, ed müffe zur 
Wahrſcheinlichkeit gebracht fein, daß ber Inculpat das Werbrechen 
begangen habe; es müffe für jetzt die Möglichkeit nicht vorhanden fein, 
ten vollen Beweis der Schuld oder Unfchuld auf irgend eine rechtlich 
zuläffige Weife fofort herzuſtellen; es muͤſſe die gänzliche Unmoͤglichkeit 
"nicht klar vorliegen, daß ie in der Sache eine volle Ergänzung des 
Beweiſes erfolgen EönneT). Dann hat ein folches Erkenntniß die 
Folge, daß zwar bei Erlangung neuer Schuldbeweife die Unterfuchung 
ohne Weiteres fortgefest, bis dahin aber der Inculpat feiner Haft ent⸗ 
laſſen, auch nur eine ſolche polizeiliche Aufficht angeordnet werden kann, 
wie folche der allgemeine Verdacht ohne den Anfchuldigungsftand begruͤn⸗ 
det. Koftengeltung, Entfegung ab officio et beneficio koͤnnen in Folge 
diefes Erkenntniſſes nicht eintreten, wenn nicht in der Unterfuchung 
andere Umftände hervorgetreten find, welche zu Jenen berechtigen. 
Particulargefeglihe Beflimmungen weichen zwar oft von ben angegebes 
nen Grundfägen zum Nachtheile der Inculpaten 8) ſehr ab; dieß kann 
jedoch dem Inſtitute eben fo wenig zur Lafl gelegt werden, "als bie 
Mißbraͤuche, melde bier und da bamit verbunden worden find und 
melche die Gegner als Nachtheile des Inſtituces aufflelen. Budbdeus. 


Interceſſion. Bürofhaft. Interceffion iſt kein einzelnes 
beſtimmtes Rechtsgefhäft, fondern die generifche Bezeichnung einer Reihe 
von einander ganz verfchiebener Gefchäfte, welchen nur ein beftimmter 
Erfolg, der des Uebernehmens einer Verbindlichkeit, welche eigentlid, einem 
Anderen obliegt oder obliegen würde, gemeinfam if. Eben deßhalb, 
weil e8 nur auf diefen, verfchiedenen Gefchäften möglicher Weife gemein- 
famen Erfolg ankommt, und bie Art, auf welche derfelbe erreicht wird, 
auf den Begriff einer Interceſſion Eeinen Einfluß äußert, laͤßt fich diefer 
Begriff leichter befchreiben als definiren, fo wie denn auch in ber That 
das roͤmiſche Recht nirgends eine Definition enthälf, fondern nur — 
infonderheit bei Gelegenheit des SC. Velleiani — eine Reihe von ein- 
zelnen Fällen anführt und entfcheidet, ob man in ihnen eine Inter⸗ 
ceffion erblicken bürfe oder nicht. Ungeachtet dieſer Verfchiedenartigkeit 
der Formen, kann man aber richt daran zweifeln, daß bie Interceſſion, 
welche mit den Ausdrüden pro aliis reum fieri, alienam obligationem 


— — — 





57) Habicht a. a. O. Nr. IT, 2, ©. 206 fig. 
58) Schr weiſe find dagegen die bayer'ſchen particularredhtlichen Beſtim⸗ 


mungen. Kleinfhrod, im neuen Archive des Criminalrcchtes Bd. 5, St. 1, 
Nr. I, S.1 flg. 


508 Interceffion. 


suscipere und intercedere bezeichnet wind, als ein ſelbſtſtaͤndiger Mechte⸗ 
begriff eriftive, obgleich man Beinen Grund hat, bie verſchiedenen Kormen, 
in melchen ber Zweck des Intercedirens erreicht werben kann, deßhalb 
aus ihrem anderweiten Zuſammenhange herauszureißen und im Spftene 
zufammenzuftelln. Kommt es nur auf eine Definition dee Interceſſien 
an, welche jenes Gemeinfame bezeichnen und duch ihre Faſſung kein 
Form des Intercedirens ausfchließen foll, fo läßt fih die von Sintenis 
verfucchte: SInterceffion ift eine Handlung, wodurch Jemand eine Ber 
bindlichkett irgend einer Art für einen Anderen ohne eigmes Intereſſe 
und Verpflichtung dazu in ber Art mit Wiffen bes Gläubigers über 
nimmt, baß nun entweder nur die neue Obligation, oder nach Umſtaͤnden 
biefe als eine zweite neben ber bes Anderen über denfelben Gegenſtand 
beſteht), für völlig angemeffen halten. . 

\ Die nterceffion kann übrigens entweder fo gefcheben, daß bir 
eigentlihe Schuldner völlig befreiet, oder die Verbindlichkeit überhaum 
von ihm abgewendet wird (intercessio privativa), oder fo, daß bi 
Verbindlichkeit des Intercedenten nur als ein Accefforium zu der Ber 
bindlichkett des Hauptſchuldners hinzutritt (intercessio cumulativa). Hiet⸗ 
nad ſondern fich die verfchiedenen Formen ber Interceffionen folgender: 
maßen ab: a 7 

1) Die privative Interceffion gefchieht entweder 

a) fo, daß ber Intercedent allein und ausfchließlih eine fchon 

beftehende fremde Verbindlichkeit uͤbernimmt. Diefes ift möglich durch 
Erpromiffion. Erpromiffion ift im Gegenfage gegen Abpromiffion eine 
Stipulation, welche bie frühere Verbindlichkeit, in Beziehung auf melde 
fie eingegangen wird, vernichtet. Sie geſchieht ſowohl unter denfelben 
Parteien, als auch durd Eintritt eines neuen Schuldners, Erpromiffors, 
welcher den früheren Schuldner befreiet und deſſen Verbindühkeit duch 
GStipulation?) ober Litisconteftation?) allein übernimmt. Uebrigens Tann 
die Erpromiffion mit der Obligation, auf welche fie fich bezieht, nicht 
füglih duch einen, beide Schuldner gleichmäßig beruͤhrenden. Ver⸗ 
pflichtungsact zufammen begründet werden. WRegelmäßig wird fie nur 
flattfinden, wenn die zu novirende Obligation ſchon exiſtirt; benfbar 
find indeß aud Fälle, in melden fie mit diefee Obligation gleichzeitig 
ober früher eriftirt, 3. B. wenn Titius ſich mittelft Stipufation zur 
Nüdgabe des Geldes, welches dem Sempronius eben vorgeliehen wird, 
verpflichtet *), ober ſich mit Conſens bes Herleiherd bie Ruͤckgabe des 
von diefem Weggeliehenen von bem Empfänger flipulict®). Es leuchtet 
nun aber ein, daß nicht eine jede Erpromiffion eine Interceſſion enthält, 
fondern daß es immer noch auf den Grund, aus welchem bie Erpeos 


1) In Linde, Zeitfchrift für Givilrecht und Prozeß Bd. 10, ©. 49. 

2) L.7. 6.8. D. de dolo malo. L. 13, pr. D. ad SC. Vellei. L. 65. 
6. 4. D. mandati. 

38) L. 110. $. 1. D. de reg. iuris. j 

4) 1.8.9. 14. L.29.pr. D. ad SC. Vellei. L. 13, C. si certam 
petatur. 

6) L. 34. pr. D.'de donationibus, 
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miffion geſchah, mit ankommt. Iſt es bie Abficht, daß fogleich durch 
das Erpromittiren ein gleiches Creditum bed Erpromitticenden an ben 
Schuldner — nicht bloß der Regreß — begründet werben foll®),- oder 
tilgt endlich der Erpromittent durch das Geſchaͤft eine eigene Schuld an 
den Schuldner”), fo wird der Begriff einer Interceſſion nicht angewandt. 
Die Abfiht zu ſchenken, die mit ber Erpromiffion verbunden fein kann, 
ſchließt indeß das Vothandenſein einee nterceffion, wenigſtens Infofern 
ed auf das Verbot der Snteceffionen von Fraumzimmern ankommt, 
nicht aus, indem der Grund des Gefeges, facilius mulier se obligat 
quam alicui donat eine Unterfcheidung bes Promittirens von dem wirk⸗ 
lichen Zahlen nöthig macht). Obgleich übrigens die Erpromiffion ein 
novirendes und den Hauptfchuldner befreiendes Geſchaͤft iſt, » Ar es 
doch erklaͤrlich, daß fie in L. 30. $. 1. D. de pactis (cfr. L.8. D. 
quod cum eo) als der Bürgfchaft ähnlich behandelt wirb®), 


Die Delegation kann man nicht ale eine Form der Interceſſion 
aufführen, da fie nur in bem dem Erpromittiren vorangehenden Aufs 
trage beftehet, die Interceffion aber eben nur durch die Erpromiffion 
gefchieht, gleichviel, ob ihr eine Delegation vorangegangen ift oder nicht. 
- Wenn ber Delegant feinen Schuldner zur Zilgung einer fremden Schuld 
delegirt, fo iſt an eine Interceſſion nicht zu denken, weil die Delegation 
der Zahlung glei ſteht10); war aber ber Delegat nicht Schuldner des 
Deleganten, fo wird menigftens in Rüdfiht auf das SC. Velleianum 
der Fall als eine Interceſſion behandelt, um die auf diefe Weiſe mögliche 
Umgehung des Geſetzes zu verhäten?!). Auch kann das Verhaͤltniß in 
biefem Salle als eine Interceffion in Bezug auf ben Delegaten angeſehen 
merden!?),. 

b) Die privative Interceſſion kann aber auch auf die Weiſe vor⸗ 
kommen, daß ber Intercedent für einen Anderen in eine entſtehende 
Obligation ſo eintritt, daß dieſe gleich von Anfang an nicht den Anderen, 
ſondern den Jutercedenten trifft. Hierher gehört 

«) der in L. 8. $. 14. D. ad SC, Velleianum erwähnte Kal 
(Rechtslexicon Bb. 3, ©. 792). 

P) Ferner gehört biecher der Fall der defensio im Prozeffe, Indem 
bie obligatio iudicati hier, anflatt gegen ben eigentlichen Schuldner, 
gegen ben Defenfor entfteht. Nach roͤmiſchem Rechte konnten für ben 
Beklagten nicht nur ein cognitor, oder ein wahrer procurator, fondern 
auch ein nicht ermädhtigter Vertreter erfcheinen. Mit einem Vertreter 
brauchte ſich der Kläger Überhaupt ‘ohne cautio iudicatum solvi nicht 


6) L. 19. $. 3. D. de instit. act. L. 5. C. de novat. 

7) L. 22. D. ad SC. Vellei. 

8) v. Mepyerfeldt, von den Schintungen Bd. 1, ©. 288. 

9) Cuiacius, observat. lib. 3. cap. 35. L. 10. pr. $. 1. D. de in 


10) L. 3 5.2.5. D. ad SC. Vellel. 
11) L. 5.6, D. eod. tit. | 
12) 8 R SL D. eod. tit. * 
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einzulaſſen, eine cautio de rato ward bagegen regelmaͤßig 18) nicht ver- 
langt.‘ Durch die litis contestatio mit dem procurator oder defenseor 
ward aber fchlehthin zum Vortheil des eigentlichen Beklagten befjen 
Sache in iudicium deducirt und confumirt 1%), und bie actio iudicafi 
ging alsdann gegen ben defensor!5), fo daß gefagt werden kann, de- 
fensor subeundo condemnationem intercedit 19), 

y). Endlic gehört der Fall eines Compromiffes auf fchiebsrichter 

liches Ermeffen in Angelegenheiten eines Dritten bierher 17). 

2) Die cumulative Interceffion läßt ſich auf die Weife denken, daß 

a) der Intercedent felbitftändig und principal einer anderen Obli⸗ 
gation als correus debendi beitritt, alfo eine adpromissio im Gegenſatze 
gegen bie sub 1) a) bezeichnete expromissio leiftet. Hierüber iſt indeß 
zu bemerken, daß fhlechthin in dem Eingehen einer Correalverbindlichkeit 
noch keine Interceſſion des einen Mitverpflichteten in Beziehung auf 
den Antheil des anderen liegt 1%). Berner wird im roͤmiſchen Rechte 
der Fall, daß man einer fhon beftehenden Obligation, mo bie 
Abficht urſpruͤnglich nit auf eine Gorrealobligation gerichtet geweſen, 
als principaliter mitverbunbener correus beitreten koͤnne, gar nicht 
errähnt!). Diefer Umſtand iſt vielleicht aus den Eigenthümlichkeiten 
der gebrauchten Stipulationeform zu erflären. Die für beide Schuldner 
gleich principale Correalobligation ward nämlich wahrſcheinlich nur duch 
eine mit beiden zu gleicher Zeit vorgenommene Stipufation begründet ?°); 
eine bloß accefforifche Verbindlichkeit des Mitſchuldners entftand dagegen 
nur durch eine von ber Hauptobligation getrennte Stipulation, bie der⸗ 
felben vorangehen oder nachfolgen konnte 21). Wer alfo einer fhon 
beftehenden Obligation beitreten wollte, konnte biefes nur ald expro- 
missor ober als accefforifch verpflichtete correus, und ein Beitritt als 
principaliter mitverpflichteter correus war nur fo möglich, daß derſelbe 
gleich beim Gontrahiren ber Obligation, für welche damit interceditt 
werden follte, gefchah ??). 

b) Die eumulative Interceffion kann fo erfolgen, daß ber Inter⸗ 
eedent bloß acceſſoriſch mit verpflichtet wird. Diefes gefchieht a) duch) 
Buͤrgſchaft, b) durch das constitutun? debiti alieni, c) durch das man- 
datum qualificatum, d) durd) Verpfändung einer eigenen Sache für 





13) Donellus, comment. 18. 13. $. 40, 41. 

14) L. 23. D. de solut. L. 11. $. 7. D. de except. rei iad. 

15) L. 61. D. de procurat. L. 4. Br. D. de re iudicata. 

16) 1.2.9.5. L. 8. D. ad SC. Velleianum. Ueber das ganze Ver⸗ 
haltniß Donellus, comment. 18. 18. 95.6. Bethmann⸗Holweg, 
Verſuche ©. 212. 

17) L. 32. $. %. D. de receptis. 

18) L. 17. $.2. D. ad SC. Vellei. L.10. $.10. D. de in rem vers. 
Anton Faber, coni. XI. cap. 1. 

19) Ribbentrop, zur Lehre von den Gorrealobligationen S. 114, Note 16. 

20) Pr. J. de duob. reis. 4. 6. $. 3. 12. pr. D. de duob. reis, 
und Liebe, die Stipulation und das einfache Verſprechen $. 17. 

21) $. 3. J. de fideiussor. L. 6. $. 2. D. de fideiuss, 

22) L. 4. C. de duob, reis. L. 13. 9,2, D. ad SC, Vellei. 
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eine fremde Schuld. Von der Buͤrgſchaft iſt in biefem Artikel noch 
fpecieller zu handeln; wegen der. übrigen Gefchäfte muß auf die befonderen 
Artikel, in welchen diefelben näher erörtert find, verwiefen werben. 


Nach biefen Bemerkungen laſſen ſich verfchiedene Fälle ausfondern, 
in melden das römifche Recht darauf aufmerffam macht, daß Feine 
Sinterceffion darin enthalten fei. Hierher gehört 


1) der Sal, dag Jemand bie Schuld eine® Anderen durch Zablung, 
Delegation u. ſ. w. tilge, ohne durch eine vorher uͤbernommene Vers 
bindlichkeit dazu verpflichtet zu fein 2°), wogegen, menn man ſich, um zu 
zahlen, erſt einem Dritten verbindlich machen muß, allerdings eine Inter⸗ 
ceſſion vorliegt 9). 

2) Der Begriff einer Interceſſion faͤllt weg, ſobald der Eintretende 
im Grunde nur zu ſeinem eigenen Beſten handelt, eine eigene Schuld 
tilgt, ein eigenes Geſchaͤft fuͤhrt, uͤberhaupt alſo, ſobald die Sache nur 
prima facie eine fremde zu fein fcheint, eigentlich aber dennoch eine 
eigene ift. Hierher gehört die Vertretung im Prozeffe, wenn der Ders 
tretenbe dem eigentlichen Beklagten im Kalle der Verurtheilung regreßs 
pflichtig ift =), wenn man feinem Gläubiger eine andere Perfon ver- 

pflihtet und für diefe gut Tage 2°), — man von dem eigentlichen 

Schuldner bereits durch Ueberweiſung des Betrages der Schuld geſichert 
iſt 22), wenn man von dem Schuldner eines Anderen bie Schuld unter 
Zeiftung einer cautio de rato eincaffirt und nun aus biefer Caution 
verentwortlid) wird 2°), wenn man fi dem Gläubiger feines Glaͤubigers 
delegiren — und dieſem letzteren promittirt 7°), 

3) Auch die promissio indemnitatis, oder ein zum Schadenserſate 
verpflichtendes MDandagebegründen keine Interceſſion, da bier keine fremde 
Verbindlichkeit vorliegt 30), und es keine intercessio apud eundem pro 
eo ipso gibt. 

4) Endlich darf auch ein Verzicht auf Rechte oder eine Schenkung 
nicht als nterceffion angefehen werben, wenn auch durch biefe Formen 
ganz derſelbe Zweck der Parteien, der fi h durch eine Interceſſion erreichen 
ließe, erreicht werben follte®"). 

Alte Arten ber Sinterceffionen find übrigens nach bem SC. Velleianum 
ungiltig, fobald fie von Srauenzimmern übernommen werden. Die in 
diefer Dinfiht zu bemerkenden einzelnen Beſtimmungen find indeß fchon 
früher, Bd. 3, ©. 789-798 , erörtert. 

Naͤch diefen einleitenden Bemerkungen über Interceffionen überhaupt 


23) L. 5. pr. D. ad SC. Vellei. L. 1. 4. 9. C. eod. tt. 

24) L. 28. $. 1. D. eod. tit. n 
25) 2 3. pr. D. eod. tit. 

26) L. 13. 2 27. $. 2. D. eod. tit. 

27) L. 16. pr. L. 22. D. eod. üt. 

28) L. 15. D. eod. tit. 

29) L. 24. pr: D. eod, tit. 

30) L. er . L. 19. pr. D. eod. tit. 

31) L.4 6.1. L.8. pr. D. eod. tit. L. 11. 21. C. eod. 
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ift hier fperiel von bee gebräuchlichften Art derſelben, ber Buͤrgſchaft, 
fideiussio, zu handeln. 

1) Begriff der Bürgfchaft. Die Buͤrgſchaft beruht im roͤmiſchen 
Rechte auf dem Beitreten zu einer fremden Obligation, welches durch 
eine den Inhalt dieſer Obligation bezeichnende Stipulation geſchah. Die 
Stipulation als ein blos formelles, keinen eigenen Inhalt habendes Ber 
ſprechen dient hier dazu, eine ſchon beſtehende Obligation gleihfam zu 
vervielfältigen und ihren Inhalt gleihfam auf mehrere Subjecte zu vers 
theiten, fo daß man bie Bürgfchaft in neuerer Zelt als eine Art der 
Correalverbindlichkeit im Gegenfage gegen bloße Solidarpflichten aufzufaffen 
angefangen hat. Obgleich im heutigen Rechte an die Stelle ber Stipu⸗ 
Yation das einfache Verfprechen tritt, fo iſt es doc nötig, auf das 
roͤmiſche Recht und defien Lehren über bie Stipulation zurädzugehen, 
um das Wefen der Bürafchaft in das rechte Licht zu fegen. Die in 
Bezug auf eine fremde Verbindlichkeit eingegangene Stipulation kann 
diefelbe entweder noviren ober ihr nur als Stüge beitreten. Im erfteren 
Salte heißt fie expromissio, im zweiten adpromissio. Die Roͤmer 
unterfcheiden, wie fhen Cujaz (ad L. 5. D. de V. O.) bemerkt, diefe 
Bezeichnungen genau, und das ex in expromissio iſt alfo für mehr als 
eine bloße Verſtaͤrkung, wie etwa in exhortari, zu halten. Die ex- 
promissio und adpromissio unterſcheiden fich gewiß fchon nach ihrer 
äußeren Saffung , indem jene auf id quod Titius debet, dieſe auf idem 
quod Titius debet, durch welche legtere Form der Eintritt einer Nova⸗ 
tion ausgefchloffen gewefen fein muß, gerishtet war??). Jene kann alfo, 
wie oben bemerkt ift, mit der Hauptobligation nicht in einem fie beide 
gleichmäßig begruͤndenden Verpflichtungsacte zufammentreffen. Die Abe 
promiffton begründet entweber eine für beibe Schöner gleich principale, 
oder eine eigentliche Correalobligation, oder nur eine accefforifche ſubſidlaͤte 

aftungepflicht des Adpromittenten. Im erften Falle wird fie mit der 
ln zufammen, im zmeiten Salle durch eine derfelben vorher 
gehende oder nachfolgende Stipulation contrahirt, fo bag fih fhon aus 
der Form erkennen laͤßt, welche Obligation das principale und melde 
eine bloße sequela ber anderen fei®?), Diefer blos accefforifchen 
miffionen gab es im römifchen Rechte drei. Man abpromittirte nämlich 
mit den Formeln: idem dari spondes? ober idem fide promittis? 
ober idem fide tua esse iubes? idem dabis? oder einer beliebigen 
anderen. Im erfteren Falle war das Gefchäft eine sponsio, im zweiten 
eine fidepromissio, im britten eine fideinssio. Bel Cicero kommen 
nur bie beiden erften, bei Cajus alle drei?*), und im Sufkinianifchen 
Rechte kommt nur bie legte diefer drei Werbürgungsarten vor. Der 


de duob. reis. 
f 83) L. 13. D. de duob. reis. L. 5. D. de fideiuss. L. 93. $. 2.D. 
© solut. 
. 34) Caius III. $. 115—125. Die Bormeln ber fideinssio find geſam⸗ 
melt ber Brisson, de formulis VL cap. 187 sq, 


82) Cai. 3, $. 176. 8, 8. 116. Pr. 3. de duob. reis. L. 8. pr. D. 
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Unterſchied diefer drei Formen beftand darin, daß bie erſten beiden infofern 
ſtrenger waren, als fie ſich ſchlechthin als Verſprechungen deffelben, 
was ‘der Hauptſchuldner ſchuldig war, ankuͤndigten, während die fideiussio 
nur als ein Verſprechen, für diefen Schuldner zu haften und zu zuhlen, 
was von diefem nicht zu erlangen fein würbe, gefaßt war, indem ſtatt 
Der — dieſem Sinne entſprechenden — oben angegebenen Formel, fpäter 
die Formel: quanto minus a debitore meo consecutus fuero dare 
spondes? gebräudjliä) ward 2%). Der sponsor und fidepromissor fonnten 
Daher nur einer verborum obligatio beitreten, und ihre Verpflichtung war 
im Grunde weniger ein bloßes Anhängfel eimer fremden, als vielmehr eine ' 
feibftftändige, deren Object bios durch die Beziehung auf eine andere 
bezeichnet war, und deßhalb auch keineswegs tote die Bürgfchaft die Giltig⸗ 
Zeit diefer anderen Verbindlichkeit vorausfegte 2%). Dann ging bie Pflicht 
aus ber’ spönsio und fidepromissio nicht auf die Erben über, wohl aber 
die Verbindlichkeit des fideiussor 87), Alle drei Formen maren ferner 
nach einer lex Cornelia unter benfelben Perfonen in demfelben Jahre nur 
bis zum Betrage von 20,000 Sefterzien giltig, ausgenommen bei Inter⸗ 
ceffionen für die dos, die Erbſchaftsſteuer, Korderungen aus Teftamenten 
und gerichtlichen und gefeglichen Gautionen 28). Der sponsor hat in der 
actio depensi eine eigene Regreßklage (Mechtslericon Bd. 1, ©. 72). 
Nach ber Lex Apuleia fand unter Sponforen und Fibepromifforerr eine 
Art von Societät flatt, denn jeber hatte, wenn er mehr als feine Rate 
bezahlte, gegen bie übrigen eine Klage auf Entfchäbigung 3%), mas ſich 
indeß nur auf folche, die ſich zuſammen als wahre correi verpflichtet 

hatten, bezogen haben wird. Diefe Lex Apuleia verlor wenigftens in 

Stalien Ihre Bedeutung, als die Lex Furia geradezu eine Thelluna ipso 

iure ber Öbligation unter ed Sponforen verordnete), und zwar 
in ſoviel Theile, als ſich zur Zeit der Faͤlligkeit der Korderung Zahlungs: 

fähige unter ihnen befanden. Das über diefen Viriltheil Gezahlte konnte 

durch die legis actio per manus iniectionem zurüdigeforbert werben. 

Mehreren Fidejufforen ward endlich durch die epistola D. Hadriani das 

beneficium divisionis eingeräumt (Rechtslericon Bd. 1, S. 892), welches 

am Ende nicht nur a Mandataren *'), fondern auch mehreren 

Tutoren exemplo fideiussorum #2) eingerdumt wurde, fo daß es wider 

alte theoretifche Gonfeguenz auf bloße Solidarpflichten ausgedehnt if. _ 
Was nun infonderheit die Bürgfchaft anlangt, fo wird fie heut zu 
Tage duch, einen einfachen Vertrag, zufolge deſſen bee Buͤrge ſich für 


⸗ 





35) L. 42, pr. D. de reb. cred. L. 116. D. de V. O. L. 21. D. 
de solut. . 

36) Caius II. $. 119. 

87) Caius Il. $. 120. 

'88) Caius J. c. $. 124, . 

39) Caiusll. c. $. 122. 

40) Caiusl. c. $. 121. ’ 

41) L. ult. Cod. de constit. pec. 

42) L. 38. pr. 6. 1. D. de adm. et peric. tut. L. 1. 8. 11. D. de 
tut, et rat. distr. - 
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die Schuld des Hauptſchulbners verpflichtet (das Werfprecken, ba Wu 
Hauptſchuldner zahlen werde, waͤre als progaissio facti alieni ungllü:g “en 
eingegangen **). Diefe Verpflichtung wird dem Gläubiger, oder Diefem 
und einem solationis causa adiectus gegenüber eingegangen #%), eb 
daß (L. 30. h. t.) die Mitwirkung oder auch nur die Wiſſenſchaft des 
Schuldners dazu nöthig wäre. Ber den Bürgen eines Vormundes zit bir 
Korm noch einfacher: fie haften ſchon, si praesentes non contradzeramf 
et nomipa sna in.acta referri passi sunt (L. 4. 6. 2. D. de fade:. | 
tutor.). Ein Verfprechen an ben Schuldner, daß man für ihn zuple 
wolle, tt keine Buͤrgſchaft, weil apud eundem pro eodem Niersamb 
intercediren tamn*°). Damm muß der Büuͤrge fih für diefelbe Schub, 
welche dem Hauptſchuldner obliegt, verbindlich machen. Es darf alle 
das Object der Schuld nicht verändert werben, fo daß ein Mehreres, aim 
Anderes ober ein Läfligeres verfprochen wuͤrde 27), wohl aber Tanz die | 
Buͤrgſchaft giltig auf eine bem Umfange nach geringere Schuld gekzft, 
ober fo eingerichtet werden, daß fie leichter ift, ald die Haupeſchulb, ae 

z. B. noch Bedingungen, Limitationen und Zeitbefchräntungen bias 
gefügt werden *®). Iſt die Schuld eine bebingte, und bei ber Bürgfdhait 

it ſtatt der Bebingung der Hauptfchuld eine andere hinzugefügt, fe 
tommt es darauf an, welche Bedingung zuerft eintritt. Iſt es die der 
Hauptſchuld, fo haftet der Buͤrge, fobald die Bedingung der Buͤrgſchaft 
ebenfalls exiſtirt. Eriftire diefe letztere zuerſt, fo ift der Bürge frei, be 

ee num pure für eine bedingte Schuld haften fol, und alfo in deriorem 
causam acceptus ift??). Iſt für eine einfache Schulb ein Buͤrge eine 
getreten, der bem Gläubiger und alternativ einem Dritten zu Baften | 
verfprochen hat, fo gilt die Bürgfchaft, nicht aber, wenn der Fall ums 
gekehrt if. Eben fo kann bei alternativ geichuldeten Objecten der Bürge 
wohl das eine verfprechen, nicht aber flatt eines Objeetes zwei alter» | 
nativ 0). Eben fo kann dem Bürgen nicht dag Wahlrecht bei alternativen 
Obligationen genommen), er’ kann nicht, wenn der Schuldner pure | 
verpflichtet if, cum adiectione loci verpflichtet werden *2), und ebenfer 
wenig gilt die Buͤrgſchaft, wenn die Schuld bedingt und die Buͤrgſchaft 
unbedingt iſt *). Iſt die Hauptſchuld erft zu einem beflimmten Termine 
fällig, bie Buͤrgſchaft aber von einer Bedingung abhängig gemacht, fo 

gilt die Buͤrgſchaft nicht, wenn diefe Bedingung vor dem Eintritte der 


— — — —— 


43) L. 65. D. de fideiussor. 
44) Die Beſtimmung Juſtinian's in L. 27. ©. de fidei., daB eine mid 
auf beftimmte Zeit eingegangene Bürgfchaft, wenn fie nicht fchriftlich eingegangen | 
fei, en — leihen ſoll, ift obſolet. 


46) L. 56. 6.1.D. ht. 

47) 1.8.8.8. L. 38. 42. D.h. 
48) $. 5. 3. de fidsiussor. L, 6 
| I. het. 
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Faͤnigkeit ber Schuld eriflirt®®), In leviorem causam, alſo giltig, {ft 
Der Bürge aber verpflichtet, wenn ber Hauptfchulbner einen fundus ſchuldig 
iſt, und er bloß für den Nießbrauch ſich verbindlich macht 0). In allen 
Faͤllen, in welchen nad dem Bisherigen bie Buͤrgſchaft nicht giltig iſt, 
kann fie nach den ausbrädlihen Worten ber L. 8. & 7. D. h. t. auch 
nicht infowelt als» giftig betrachtet werden, daß nur das plus hinmegfalle, 
and wenigſtens foviel von der Buͤrgſchaft, als auf das Maß der Haupt 
Schuld fallen "würde, giltig bleibe. ie Ungiltigkeit der Bürgfhaft 
beruht vielmehr nicht blos auf der durior casa, in welche ber Bürge 
verfegt werden würde, und bie ſich auf ein geringeres Maß reduciren 
Lee, fordern darauf, daß der Inhalt beider Werbindlichkeiten ein gleich⸗ 
artiger und die Gewißheit vorhanden fein muß, baß baffelbe, was vom 
Buͤrgen gefordert wird, auch vom Hauptſchuldner muͤſſe gefordert werden 
?önnen. Es muß indeß dabei hervorgehoben werden, daß dee Buͤrge 
allerdings infofern in duriore causa fein darf, als er fich für eine na- 
turalis obligatio civiliter verpflichten Tann. Dagegen iſt es nicht zu 
Veugnen, daß bie erwähnten Säge, nach welchen die Bürafchaft nichtig 
fein würde, heutzutage infofern eine Mobdification erleiden innen, als fie 
beim constitutum debiti alieni nicht gelten, und dieſes, wenn es auch 
feinem Begriffe nach von der Bürgfchaft getrennt werden muß, und man 
geroiß zu weit geht, wenn man für das heutige echt geradezu eine Ver⸗ 
fdymelzung von constitutum debiti alieni und fideiussio annimmt, doch 
in der dußeren Form oft gar nicht von der Bürgfchaft zu trennen fein 
wird (vol. das Nähere Mechtelericon Bd. 3, S. 46, 47). Die richtigfte 
Anfiht, die fi in diefer Beziehung aufſtellen laͤßt, geht wohl babin, 
Daß, fofeen es auf Sicherheit des Gläubiger abgefehen iſt, fideiussio 
und constitntum debiti alieni als zufammenfallend anzufehen find, daß 
indeß, ſobald es auf die befonderen, mit bem constitutum zu erreichenben 
Zwecke ankommt, biefes als ein eigener, noch heute abzufondernder Ver⸗ 
trag betrachtet werben muß. Deßhalb wird freilich vegelmäßig das Recht 
der fideiussio in Anwendung kommen, jedesmal aber da, mo biefe wegen 
der durior causa des Bürgen nach roͤmiſchem echte umgiltig wird, 
Das mildere Mecht des cohstitutum debiti alieni als entfcheldend anzus 
ſehen fein. nr 
Eine Art der fideiussio iſt die fideiussio indemnitatis, welche wohl 
von der promissio indemnitatis zu trennen fl. Erſtere geſchieht für 
die Schuld einer Perfon und zwar ausdruͤcklich für das, was von biefer 
nicht beizutreiben ift 8%), letztere für den möglichen Schaden, der bei 
einem Gefchäfte heraustommen Tann, und kann alfo auch von Frauen: 
zimmern geleiftet werden”). Nachdem allen Bürgen die exceptio ordinis 
zufteht, iſt freilich der fideinssor indenmitatis, bei welchem fid) das 





54) L. 16.6.5. D. h. t. 
55) L. 70.9. 2. D. h. t. 
56) L. 41. pr. D. h. t. 
57) L.8. 5.1. D, ad SC. Vellei, L. 3.5. 0. b. t. Leoyser, spec. 
523, med. 9-12. 
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beneſicium ordinis von ſelbſt verſteht, da immer erſt ausgemacht werden 
muß, wieviel vom Hauptſchuldner beizutreiben iſt, weniger ausge⸗ 
zeichnet 9°). 


Uebrigens ändert es an dem Weſen der Buͤrgſchaft nichts, wem 


dem VBürgen eine Provifion oder ein Honorar für feine Mühe verfprocden 
if°%), auch Tann der Buͤrge auf giltige Weiſe ducch einen eventuellen 
Berlauf, wie im Falle der L. 8l. $. 1. D. de contr. emt., ſicher 
geftellt werden. 


- 


Regelmaͤßig haͤngt es endlich von der Uebereinkunft der Parteien ab, 


ob eine Buͤrgſchaft geleiſtet werden foll oder nicht. Es gibt indeß einzelne 
Faͤlle, in denen die Beſtellung einer Caution gerade durch Buͤrgſchaft 
verlangt werden kann. Hierher gehören die ſaͤmmtlichen Faͤlle der prätor 
zifchen Cautionen, welche durch Bürgen zu befchaffen find 0), ferner muß 
der Ehemann, wenn er mad) getrennter Ehe bie dos nicht ſogleich zurüds 
gibt, durch Bürgen Caution ftellen ®), dann foll der Verkäufer imminente 
evictionis periculo Bürgen fellen®), und endlich ift die Gaution, welche 
Vormuͤnder zu leiften haben, nach roͤmiſchem Rechte eine satisdatio oder 
Stellung von Bürgen 6°), ' 


2) Was ſodann die Perfon des Buͤrgen anlangt, fo tft zwiſchen 


dem fideidlssor habilis und dem fideiussor idoneus zu unterfcheiden, dem 
zur Uebernahme der Bürgfchaft fähigen, und dem die erwartete Sicher: 
heit gewährenden Bürgen. 


Ein fähiger Bürge iſt Jeder, der uͤberhaupt Verbindlichkeiten über: 


nehmen kann, alfo aud) der Hausſohn, infofern dadurch nicht gegen das 
SC. Macedonianum verftoßen wird ®%), und der Minderjährige, den indeß 
die integri restitutio offen ſteht. Kür unfähig werden nur erkläct: 
a) Soldaten für Pachtungen °®) und bei prozeffualifchen Cautionen, aus: 
genommen wenn fie in rem suam Bürgen werden 9%). b) Geiftliche, 
deren Verbürgungen das canoniſche Recht überhatipt mißbilligt, über nicht 
verbietet 7), in Öffentlichen Schuldſachen 68). Auf proteftantifche Geiftliche 
ift diefes nicht anwendbar 69). 


Die Züchtigkeit des Buͤrgen kommt bei der Verpflichtung, durch 


Buͤrgſchaft Caution zu leiſten, in Betracht und muß deßhalb auf Rechts⸗ 
lexicon Bd. 2, ©. 605, wo das in dieſer Hinſicht Noͤthige bereits bemerkt 
iſt, verwieſen werden. 


C. h 


58) L. 17.C.h. t. 
59) L. 19. §. 1. D. de donat. L. 6, 6, 7. D. maodati. 
60) L. 7. D. de stipulat, praet. 
er I: ae : . — matr. L. 41. D. de indiciis. 
«18. $. 1, D. de peric. et comm. 3 
63) L. 7. D. de fideiuse, tut. ET 
ie L.'7. pr. D. de SC. Maced. L. 10. S. 2. L-11.D.h t. "L.8. 
65) = — C; ” locato, 
©. $. 1. D. qui satisdare corantur. 
67) Cap. 1. X. de Hdeinss, z Rx 
68) Nov. 123, cap. 6. 
69) Böhmer, J. E. P. II. 2%. 65 
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Dagegen iſt bier noch zu erwähnen, daß correi, da Eingehung 
einer GorrealverbindlichPeit noch Feine Interceffion in Bezug auf den An⸗ 
theil des Mitorrpflichteten enthält, ſich doch fehr wohl ausdruͤcklich für 
einander verbürgen können, was dann die Kolge hat, daß der Zahlende 
tmmer einen Regreß gegen den Mitverpflichteten nehmen und ſich der 
dieſem zuftändigen Einreden bedienen barf?9): 

Ferner kann dem Bürgen vom Schufbner ein zweiter Bürge gegeben. 
voerden, der ihm fichert, was er in Folge der Buͤrgſchaft an jenen zu 
fordern haben wird?1). Diefer heißt Ruͤckbuͤtge. Auch kann ein Nach⸗ 
bürge, f. succedaneus, vorkommen, der für die WVerbindlichkeit des 
DBürgen gegen den Gläubiger haftet. Diefer gilt dann natürlich nicht als 


Mitbuͤrge, fo daß zwiſchen Ihm und dem Vorbuͤrgen auch feine Theilung 


der Verbindlichkeit flatt hat 2). Mitbürgen find dagegen alle für den 
Hauptſchuldner verpflichtete Bürgen, und diefe gelten, wenn fie gleich nicht 
durch einen Act und gleichzeitig verpflichtet find, doch als gleichzeitig prin- 


.cipaliter verpflichtet, da nad dem Sinne des Gefchäftes kein Mitbuͤrge 


eine bloße accessio für die Pflicht de6 anderen übernommen bat. Obgleich, 
im Salle fie nit zufammen durch einen Act verpflichtet find, fie niemals 
correi. genannt werden, fo ift doch zreifchen diefem Falle und dem Falle 
der fucceffiven Verpflichtung ein practifcher Unterfchieh 7°). Zu bemerken 
tft’ übrigens noch, daß wegen der Einheit des inneren, Gehaltes ber Oblis 
gation die Litisconteflation mit dem Buͤtgen auf bie Verbindlichkeit bes 
Mitbürgen und dis Hauptſchuldners confumirend wirkt Ward dabei das 
beieficium divisionis geltend gemacht, und ber Kläger gefland die Thellung 
zu, fo ward wahrſcheinlich eine praescriptio gegeben, um die Klage gegen 
die übrigen Bürgen zu bewwahren?*). Nach Juſtinianeiſchem Rechte wird 
dagegen die Verbindlichkeit nicht durch die Litisconteftation mit dem einen 


Buͤrgen, fondern erſt durch Zahlung aufgehoben?®). Danach bleibt denn, 


felbft wenn es gar niche zur Zheilung der Klage gelommen, und das 
benefictum divisionis gar nicht vorgef[hügt war, der Anfprud) gegen die 
übrigen Bürgen nach Belangung eines Bürgen unverändert, nur hat ber 
Gebrauch des beneficium divisionis die Wirkung , daß der Antheil des 
Mitbuͤrgen, welcher es vorfhäst und nachher zahlungsunfähig wird, den 
übrigen nicht zur Laft fällt 29), Indem diefe Wirkung des beneficium divi- 
sionis ſchwerlich durch die freilich etwas allgemein lautenden Worte ber 
L. 28. C de fideiuss. abgefchafft ift. 


. 70) L. 10. 11. D. de duobus reis. L. 4. 5. D. de compensat. Cu- 
iac. ad African. 4. ad L. 17. $. 2. D. ad SC. Vellei. ad resp. Pap. 11. 
ad L. 11. cit. 

11) L. 4. pr. D. h. t. 

72) L. 27.9.4 D. h. t. 

73) Bei den Sponforen und Kibepromifforen finb folche Unterfchiebe wahrs 
Scheinlich vorhanden gewefen, indem bie Lex Apuleia und Furia ſich nur. auf 
eigentliche correi bezogen haben werben. 

74) Keller, von ber Bitisconteftatidon S. 569, 570. 

75) L. 28. C. de fideiussor. 

16) L. 51. $.4. L. 52. $. 1. D. de fideiuss. 
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3) Mas die Beſchaffenheit der Schuld anlangt, für welche eine 
Buͤrgſchaft Abernommen werben Tann, fo iſt folches für eine Verbind⸗ 
Ulichkeit jeber Art, ſelbſt eine blos natürliche, moͤglich, infofeen fie nur 
giltig iſt 77), für eine gegenwärtige wie für eine zulünftige?”®), für 
eine Korderung aus einem Delicte wie für eine Contracteforderung ??), 
für liquide wie für illiquide Schulden. Danach gilt die Bürgfchaft für 
eine Schuld des Sclaven an ben Bern, nicht aber umgekehrt 20), und 
ebenfo auch nicht die Bürgfchaft für dem SO. Macedonianum oder Vel- 


leianum zumiberlaufende Schulden ®'), für Schulden eines fariosus oder. 


prodigus oder eines pupillus ®?), wenn fie wiffentlid, für biefe Schulden 
übernomnten ward ®?). Während beflehender Ehe barf ferner die Frau 
vom Ehemanne keine Bürgfchaft für die Reſtitution der dos verlangen, 
und kann gilfigee Weife nicht einmal eine ihr freiwillig gebotene Bürgs 
fhaft annehmen **). Man pflegt jebod unter Berufung auf eine 
Stelle des canonifhen Rechte?) ben Zul auszunehmen, wenn der 
Mann während der Ehe In VBermögensverfall geraͤth. Der heutige 
Gerichtsgebraud; kennt das ganze Verbot niht mehr. Dagegen find 
Buͤrgſchaften für die Beſtellung einer dos zuläffig, twobel zu bemerken 
ift, daß auch der Vater der Frau eine ſolche übernehmen kann, und 
daß die nach folcher Buͤrgſchaft beflellte dos nicht für eine profectitia 
gilt, wenn auch bes Vater von dem eigentlichen Schuldner nicht erlts 
ſchaͤbigt würde). Ä 

Ungiltig find dagegen Bürgfchaften für unerlaubte ober unter um« 
möglichen Bedingungen eingegangene Gefchäfte®T) und für ben Gegen 
ftand einer Popularklage, da es bier vor der Litisconteſtation gar keinen 
Glaͤubiger gibe ®®). 

Bürgfchaften für dingliche Rechte find nicht füglich denkbar, fons 


dern nur Infofeen, als bamit beftimmte Reiftungen von Perfonen, die ' 


‘ in Folge der dinglichen Mechte verpflichtet find, gefichert werben follen. 
Hierauf mag fi der in L. 2. D. h. t. entfchiebene Zweifel, ob für 
ein depositum ober commodatum eine Buͤrgſchaft zuläffig fei, beziehen ®°). 

4) Die Wirkung der Buͤrgſchaft befteht darin, daß der Bürge auf 
Erfüllung der Verbindlichkeit des Hauptſchuldners — fobalb biefe fällig 
’ 


. L. 70.9.5. D. h. t. 
.$1. f. Cuiac., obs. VII. cap. 11. 
81) L. 16. $. 1. D. ad SC. Vellei. L. 11. D. h. t. 
. 6. D. de verb. oblig. 
83) L. 95. $. 4. D. de solut, L. 127. D. de verb. obl. L. 235. D. 
t. 


84) L. 3. C. ne fideiuss. dot. denter. Cuiae., reait, sol. ad h. t. 

85) Cap. 7. X. de donat. inter viram et uxarem. 

86) Lu 5. $. 6. 7. D. de iar, dot, 

87) L. 29. L. 46. L.56, h.t. L. 31. D. de obl. et act. L. 178, 
D. de reg. iur. 

88) L. 56.6.3. D. h. t. 

89) Cuiac., obs. XXIL cap. 8. in fine L. 30. D. depesil. 





18 -. 


Intereeſſion. 819 


iſt ꝰo) — mit ber actio ex stipulatu belange werden kann. Ee haftet 


indeß nicht für Strafen, die der Hauptſchuldner verwirkt 1), noch für 
Schäden, bie fi der Gläubiger, Dusch eigenes Verfchulden zuzicht??). 
Wohl aber erſtreckt fich die Pflicht des Bürgen auf den übrigen. Inhalt 
der Hauptſchuld. Der Bürge eines Pächters haftet alfo für ſaͤmmt⸗ 
liche Termine bed Pachtzinſes und für das dem Pächter uͤbergebene 
SFuventar??), und wenn ein Erbe für die Bezahlung eines Legates 
Bürgen geftellt hat, welches alle Erben ſchuldig waren, und ihm dann 
die Theile der übrigen acegefeiren, fo haftet dee Bürge nun gleich dem. 
Erben für das Ganze und nicht bloß, wie vor dem Accrefeiren, für die 
einzelne Mate 9%). Hat fich der Bürge für dasjenige, was nicht aus 
bem Erlöfe beftellter Pfänder gedeckt wurde, verbürgt, fo "befreiet ihn 
der zufällige Untergang der Pfänber nicht 9°). Fuͤr vertragsmäßige 
Binfen haftet der Bürge nicht unbedingt, fondern nur, wenn er fi, in 
omnem causam verbürgte, was indeß noch nicht anzunehmen iſt, wenn 
bie Buͤrgſchaft blos ſchlechthin und ohne Einſchraͤnkung gefchah °C). 
Was die Frage von der Wirkung einer vom Hauptſchuldner beganger 
nen mora für die Bürgen anlangt, To ſchadet im allgemeinen bie mora 
des Schuldners aud dem Buͤrgen, ohne daß es darauf anfäme, ob den 
Buͤrgen felbft ein Verſchulden trifft??). Zunaͤchſt geht alfo die aus der ˖ 
perpetuatio obligationis folgende Pflicht, das periculum rei zu tragen, 
auf ben Bürgen über?%),, Ruͤckſichtlich ber Verzugszinſen muß zwiſchen 
obligationes bonae fidei und stricti.iuris unterfehleben werden. In⸗ 
tercedirte der Buͤrge für ein negotium stricti juris, fo befchränft ſich 
feine Verpflichtung auf den urfprünglichen Schuldbetrag und wird durch 
bie mora des Schuldners nicht erweitert”). Bei obligationes b. f. 
trifft ben Buͤrgen die Verpflichtung, für Verzugszinfen einzufiehen; aber 
nicht unbedingt, fondern nur dann, wenn er ſich entweder ausdruͤcklich 
dafür verbuͤrgt, feine Verbindlichkeit in omnem causam übernommen, 
oder völlige Schabloshaltung des Gläubigers. verfprochen hat!0%), Die 
übrigen Nachtheile der mora, melde, wie bie Conventionaffttafe,. auf 
einem befondezen Vertrage beruhen, gehen ohne befondere Verabredung 
auf den Buͤrgen nicht über. Die Verbindlichkeit des Bürgen aus ber. 
mora des Hauptſchuldners dauert übrigens eben fo lange, als bie be®, 
Hauptſchuldners ſelbſt. Hat ſich der-Vürge indeß nur auf eine gewiffe 


9) L. 57. D. h. t. .Ef. Cuiac., observ. XV. cap. 9. 
91) L. 68. pr. D.b.t. L. un. C. de per. eor. qui pro magistr. interv. 
92) L. ult. D. h. t. j 
93) L. 52. &.2. L. 58. pr. D. h. t. 
94) L. pen. D. ut leg. non car. : 
9) L. 52. pr. D. h.t. 
06 L. 54. pr. D. locati. L» 24. 6.1. D. de usuris. L. 68. 8. 1. D. 
h.t. v. Mabai, von der mora S. 415—418, 
L. 24. $. 1. D. de wur. .L. 58. $.1.D.h.t. L. 88. D. de 
V. O. v. Madai a. a. D. $. 57, EM | 
98) L. 58. $. 1. cit. L. 44, D. de operis libert, 
99) L. 8. 10. D. de ee quod acto loco. . 
100) L. 68. §. 1. D. h. t. L. 10,C. h. t. L. 54, pr. D. locati. 
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Zeit verbuͤrgt, und die mora iſt innerhalb dieſer Zeit begangen, ber + 
Untergang der Sache aber erft nach deren Ablauf erfolgt, fo haftet der 
Bürge nicht). Der Bürge kann fi ferner einer eigenen mora 
ſchuldig machen, felbft da, wo feine mora des Hauptfchuldners vorhanden 
iſt 108), ſowie auch Fälle möglich find, in denen eine eigentliche mora 
des Bürgen nicht vortommen kann , fobalb namlich die Obligation auf 


- eine nur vom Schuldner vorzunehmende Leiftung geht 102). Der Ablauf 


der für die Erfüllung ber Hauptverbindlichkeit feftgefesten Zeit bewirkt 


‚aber noch Feine mora des Bürgen, da biefer, infonberheit vermöge bed 


heneficiam excussionis, nur fubfidlarifch haftet. Iſt dee Bürge allein 
in mora gewefen und während der mora bas Schulbobject untergegangen, 
ſo wird freilich der Schuldner und folgeweife auch der Bürge frei; allein, 
damit ihm. fein Verſchulden nicht nuͤtze, wird die actio ex atipulato 
gegen ben Bürgen nad dem Edicte reflituiet ober eine actio de dolo 
gegeben!%*%). Die mora bes Bürgen wirkt übrigens auf den. Haupt 
ſchuldner nicht zurüd, indem hier die Megel unicuique sua mora nocet 
entfcheide. Der. Bürge hat auch wegen der ihm durch feine mora 
zugezogenen Nachtheile Leinen Regreß. Zu bemerken bleibt nur, daß 


. nad) Einführung des beneficium ordinis die Faͤlle, wo der Buͤrge allein 


eine mora begeht, ſehr felten vorfommen werben. 
Der Bürge, deſſen Verbindlichkeit auf die Erben transmittirt 
wird 108), haftet nicht nur dem Gläubiger, ſondern Allen, auf melde 


deſſen Recht übergeht, alfo z. B. ber Bürge eines Erbſchaftsſchuldners 


auch dem Fibeicommiffar, dem bie Erbſchaft veflituirt wird 06%). Abs 


geſondert von ber Hauptfchuld kann natürlich die Verbindlichkeit des 
Buͤrgen nicht cedirt werden. Wird bie Hauptfchulb cebirt, fo geht das 
Recht gegen den Bürgen, melches ja auf einer befonderen Stipulation 


beruhet, freilich nicht von felbft auf den Ceffionar über, der Cedent kann 
aber gezwungen Tberden, die Klage gegen ben Buͤrgen abzutreten 107). 
Wird nun gegen ben Bürgen vom Gläubiger Anſpruch erhoben, 
fo kann ſich derfelbe dagegen nicht nur aller perſoͤnllch zuftändigen Eins 
reden, fondern regelmäßig auch der für ben Hauptfchulbner vorhandenen 
bedienen 70%), Das Mäbere hängt bier mit ber Frage zufammen, 
welcher Grad der Giltigkeit der Hauptforderung für das Beſtehen 
der Bürgfchaftsverbindlichkeit vorausgeſetzt werde 100). Der Bürge kann 
alfo Feine Einrede daraus bernehmen, daß die Hauptverbindlichkeit eine 
blos natürliche iſt 110), wohl aber daraus, daß fie den Gefegen zuwider⸗ 


[2 
% 


101) L. 7. C. de locato. 

.. 102) L. 137. D. de verb. obl. 
103) L. 44, D. de operis libert. 
104) L. 82. $. 5. D. de usuris. L. 38. $. #. D. de solut. L. 88, 

D. de V. O. L. 19, D. de dolo malo.. Cuiac. ad L. 49. de V. O. 

105) 1L.4.6.1.D. ht i 
106) L. 21. pr. D. h. t. 
107) L. 23. pr. D. de hered, vel act. vend. 
108) L. 19. D. de. except. 
109) Weber, von ber natärl. Verbinblichleit $. 112 fig. 
110) L. 6. $. 2. D. h. t. 
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laͤuft 224). Legteres mobificirt ſich in den Faͤllen, wo die Verbindlichkeit 
zum eigenen Beſten des Schuldners fuͤr nichtig erklaͤrt iſt, alſo bei 
Unmuͤndigen, Minderjaͤhrigen, Verſchwendern und Frauenzimmern, ſo⸗ 
fern fie intercediren. Iſt es hier die Abſicht geweſen, daß der Gläubiger 
durch die ihm geleiftete Buͤrgſchaft gerade gegen bie Ungiltigkeit des 
Hauptgeſchaͤftes gefichert werden follte, fo kann der Bürge aus diefer 
lesteren Leinen Einwand hernehmen und auch keinen Regreß gegen ben 
Hauptſchuldner ausüben. In diefen Fällen intercedirt der Bürge animo 
donandi, und bie in Stellen allgemein ausgefprochene Ungiltigs 
Zeit der Bürgfchaft für ufigiltige Werbindlichkeiten erleidet hiernach eine 
nothwendige Einſchraͤnkung 112), fobald nur ber Bürge mit den Vers 
Hältniffep bekannt tar. Dem Schuldner blos für feine Perfon gegebene 
Einreden, 3. B. das beneficium competentiae, nügen dem Bürgen 
nicht 2212). Die Einrede der Verjährung ſteht hingegen dem Bürgen zu, 
außer wenn die Hauptfhuld bei Eingehung ber Bürgfchaft bereits ver⸗ 
jährt war, und er dieſes wußte!%). Die Einrebe aus einem von dem 
Schuldner gefchloffenen pactum de non petendo wird aud dem Bürgen 
eingeräumt 125); weil bierbei aber nur die Abſicht iſt, den Schuldner 
ficher zu flellen und zu befreien, fo wird biefe Eintede dem Bürgen 
verfagt, wenn er ohnehin keinen Megreß gegen den Schuldner hat und 
donandi animo intercedirt 11%), Kin pactum ded Bürgen nügt aber 
weder dem Hauptfchuldner noch dem Mitbürgn !!T. 

Wag das dem Schuldner etwa zuftändige Recht auf integri re- 
stitutio betrifft, fo ift es allerdings Negel, daß biefes auch von bem 
Buͤrgen benutzt werden darf 18). Müdfichtlih der Bürgen eines Minbers 
jährigen wird indeß im römifchen Rechte nicht gleichmäßig entfchieben. 
Ulpian fagt in L. 3. 6. 4. D. de min.: solet interdum auxilium 
praetoris fideiusgori minoris prodesse, Regelmäßig hat der Bürge alfo 
feinen Anſpruch darauf, am wenigſten, menn er gerabe contemplatione 
juris praetoris, um ben Gläubiger gegen die Gefahren bes Contrahirens 
mit einem Minderjährigen zu dedien, intercedirte 119), mas immer zu 
vermuthen ift, wenn er wußte, daß der Schuldner minberjährig iſt. 
Wird indeß der Minderjährige wegen eines Betruges, der ihm gefpielt 
ift, reftituirt, fo nüßt biefes dem Buͤrgen 120), und ebenfo, wenn fei- 
nem Gegner noc auf andere Weife zu helfen fteht, wie 3. B. in den 
in L,51. D. de proc. und L. 89. D. de acq. hered. angeführten Fällen. 


Sntercefflon. 


111) L. 46. D. h. t. er | 
112) L. 9. 6. 3. D. de SC. Maced. L. 13. pr. D. de minor. L. 90, 
D. ad SC. Vellei. L. 2. C. de fidei. min. Cuiac., obs. lib. 19. cap. 29. 


113) L. 7. D. de except. L. 24, D. de re iudicata. 
114) L. 37. D. b. t. - 


115) L. 21. $. ult. D. de pactis. 
116) L. 32. D. eod, tit. 

s 117) L. 23. D. 00d. tit. 
118) L. 6. D. de rest. in integr. L. 7, ©. 1. D. de except, 
119) L. 95. $. 3, D. de solut. Paullus, sent. rec. 1.9. $, 6, 
120) L. T. $. J D. de except. L. 2 C de fideiuss. min. 
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Be.echt der Buͤrge den minderjährigen Schulbner, fo kaun ex bie resti- 
tutis? alferdings fuchen: ausgenommen im dem Kalle, wo er ben Glaͤu⸗ 
biger‘ gerabe gegen die Gefahr .des Eontrahieene mit einem minor ſichern 
wollte, alfo feine Pflicht bie ſtaͤrkere iſt und deßhalb auch nicht durch 
Confinfion erloͤſcht 121). 

Außerdem ſtehen dem Buͤrgen, deſſen ſprichwoͤrtlich für gefaͤhrlich 
und bedenklich anerkannte Lage bie Geſetze zu mildern befliſſen geweſen 
find!®?), noch drei beſondere beneficia zu, von denen bereits an früheren 


Stellen gehandelt ift: i 
1) da6 beneficium excussionis ober ordinis, Rechtslexicon Bd. 1, 
S. 901. 


2) ba8 beneficium divisionis, Rechtslexicon Bd. 1, &. 892. 
3) das beneficum cedendarum actionum , Medtsierison Bb. 4, 
S. 8 


5) Wenn ber Buͤtge feiner Verbindlichkeit gemäß den Glaͤubiger 
bat befriedigen mäfjen, fo kann er gegen den Schuldner den Regref 
nehmen, zu welchem Ende ihm im Falle eines von bemfelben erhaltenen 
Auftrages bie actio mandati, fonft die actio negotiorum gestorum zu= 


ehe 22), Die Klagen finden erſt nad) der Befrtedigung des Gläubiger 


tt, denn wenn auch der Manbatar regelmäßig nach Erfüllung bes 
Auftrages zur Mandatsklage berechtigt iſt, fo gilt Doc, das Mandat de 
fideiubendo noch nicht mit der Verbürgung für erledigt, weil, wie in 
‚L. 47. D. de cond. ind, bemerkt wird, ein Mandat zu zahlen impli- 
eite mit darin enthalten iſt. Diefe Klagen gehen nicht blos auf ben 
Beftand der Hauptfchuld , fondern auf das volle Intereſſe des Bürgen. 
Wenn ſich indeß der Bürge durch unnüges Weigern und frivoles Pro⸗ 
zeſſiren uͤber apices iuris vermeidliche Koſten zugezogen hat, To werden 
ihm dieſe nicht mit erſetzt 25). Es gibt Fälle, in welchen der Buͤrge 
feinen Regreß nehmen kann, ohne fehon besahlt ze Haben. Hierher 
gehört es a) wenn es alfo verabrebet'war, ober wenn ber Buͤrge zur 
Zahlung condemmnfrt ift, oder der Schuldner in augenſcheinlichen Ber- 
mögensverfall geraͤth, ober lange mit ber Zahlung zögert 129), wobei es 
indeß Immer dem Ermeffen des Richters überlaffen bleibt, den Schuldner 
nur zur Befreiung bes Bürgen ober zur cautio defensum iri anzuhalten 12°), 
b) Wenn der Buͤrge die Schuld beponirt!?7), oder durch Delegation 


[2 


121) L. 95. & 8. D. de solut. 

122) Cuiac,, obs. XIX, cap. 34. 

123) 9.6. J..h.t. L. 4, pr. L. 25. D. eod. tit. 

124) L, 29. $. 4. D. mandati. L. 82. 6.1. D. de V. O. L. 79.D. 
de iudiciis. | 

125) Lange fol nah Donellus (Comm. 13 13. $. 8.) zehn Jahre 
fein. Arg. L. 26. $. 3. D. qui et a quibus. Ber... iſt e8 wohl, im ein 
zelnen Kalle nady Ermeſſen zu entfcheiben. 

126) L. 88. 46. D. h. t. L. 6. 10. C. h. t. Cap. ul. X. k. ti 

127) L. 64. h. t. 





Interceſſion. 528 


getilgt hat 220). e) Wenn dem Buͤrgen die Schuld geſchenkt iſt. Befreit 
ein Dritter Schenkungs halber den Buͤrgen durch Befriedigung des Glaͤu⸗ 
bigers, fo hat erſterer den Regreß gegen den Schuldner 120), weil der 
Gläubiger hier doch die Schuld empfangen bat. Wenn der Glaͤubiger 
dagegen dem Burgen Schenkungs halber die Schuld erläßt, fo hat derfelbe 
keinen Regreß, außer . wenn: die Schuld ihm vemuneratorifch gefchenft 
ober letztwillig erlaffen ift23%), .im welchen Fällen denn auch bee Haupt⸗ 
ſchuldner vom Gläubiger nicht weiter angegriffen werden kann. Wenn 
der Bürge den Gläubiger beerbt, oder bei einer Verheurathung mit ber 
Glaͤubigerin die verbürgte Schuld in dotem erhält, fo behält er den 
Megreß ebenfalls offen 21). Der Regreß fällt übrigens hinweg: a) wenn 
der Bürge pro invito et prohibente ſich verbürgt hat, indem alsdann 
bei ihm ber animus donandi angenommen werben muß ?°2), in welchem 
Kalle nach ber Natur der Sache von keinem Megreffe die Mede fein 
kann 123). b) Wenn dee Buͤrge ohne Auftrag für einen nicht wirkſam 
verpflichteten Schuldner intercedirt hatte, indem biefem Schuldner bie 
Bürsfchaft nichts hilfe, oder wenn er einem offenbar unfinnigen Aufs 
trage folgte, 4. ©. ex mandato adolescentis lururiosi prq meretrice 
fi; verbürgte?), wenigftens in Anfehung bes Auftraggebers. ©) Wenn 
der Buͤrge durch einen ungerechten Richterſpruch condemnirt iſt und bie 
zuſtaͤndigen Rechtsmittel dagegen verſaͤumt bat, wobei er indeß entſchul⸗ 
digt wird, wenn ihn feine Armuth hinderte, Rechtsmittel zu gebrauchen ??5). 
d) Wenn er wiſſentlich eine wichtige Verbindlichkeit erfüllte oder zuſtaͤn⸗ 
dige Einreden vorzufchügen unterließ, wobei ihm indeß ein litigare de 
apicibus iuris, oder Geltendmachen bloße Formallen betreffender Eins 
wendungen ober eine exceptio minus honesta nicht zur Pflicht zu machen 
fl. Dem Schulbdner liegt dagegen bie Pflicht ob, den Bürgen von 
den zuftändigen Einreden in Kenntniß zu fegen: hat er gezahlt, und ber 
Bürge zahlt aus Unkenntniß hiervon noch einmal, fo findet der Megreß 
ſtatt 126). e) Bu einee Litisdenunciasion iſt dee Bärge nicht verpflichtet, 
um fi ben Regreß zu bewahren, Sat er indeß gezahlt, fo muß er 
dieſes dem Schuldner anzeigen, benn .fonft kaun diefer, wenn er aus 
Unwiſſenheit noch einmal zabtt, ber Regreßklage mit der exceptio doli 
begegraen, iſt aber gehalten, dem Buͤrgen bie condictio indebiti gegen 
den Gläubiger abzutreten?”). 5) Der Regreß falle zur Strafe weg, 
werm der Buͤrge fich einer verbotenen redemtio Äitis in Bezug auf bie 





128) L. 18, D. t. Ss % 

129) L. 26. $. 3. D. mandati. 

130) L. 10. 6. 13, L. 12. pr. D. mandati. 

131) L. 75. 8. 2. D. de solut. L. 11. 47.'D. 'mandati. 

132) L. 6, 6. 2. L. 40. D. mandati. L. ult. C. de neg. gest. 

133) L. 4. D. de neg. gest. L. 9. $. 8. D, de 8C. Maced. 

134) L. 12. $. 11. D. mandati. | 

135) L. 8. $. 8. D. mandati. L. 67. D. h. t. L.10.C.h. t. 

136) L. 29. 8. 1. 2. 4. D. mandati. L. 10. $. pen. D. mandati, unb 
über bie exceptio minus honesta Cuiac., observ. lib. 11. cap. 40. 

137) L. 8. $.7. 2.29. $. & D. mandati, 


524 Interceſſion. 


verbuͤrgte Forderung ſchuldig macht!?®). g) Zahlt ber Buͤrge zu fruͤh, 
fo ſchiebt dieſes feinen Regreß nur auf!°?). 

Der Regreß beſchraͤnkt ſich emdlich jedenfalls auf das wirklich vom 
Buͤrgen Gezahlte, namentlich auch in dem Falle, wenn Ihm vom Glaͤu⸗ 
biger die Klage gegen den Schuldner abgetzeten if. Geſetzt, er hätte 
nicht vollgezahle, ihm wäre aber die Klage auf das Volle abgetreten, fo 
würde er, wenn er bierauf Plagte, mit einer exceptio doli zuruͤck⸗ 
zumelfen fein. 

Uebrigens ift noch darauf aufmerkfam zu machen, daß Suflinian’e 
Geſetzgebung 120) auf die Regreßrechte des Bürgen gegen den Haupts 
ſchuldner infofern eingewirkt hat, al& der Bürge uͤberhaupt nicht eher 
angegriffen werden foll, als wenn von dem Schuldner die Befriedigung 
nicht zu erlangen ifl, ausgenommen, wenn leßterer abwefend und deß⸗ 
halb ſchwieriger zu belangen iſt. | 

6) Was das Erlöfchen der Buͤrgſchaft anlangt, fo iſt es Reg, 
daß die Buͤrgſchaft fortdauert, fo lange die Hauptverbindlichkeit befteht. 
Der Bürge haftet aber für die mora und nfolvenz des Schuldners 
und bat regelmäßig Fein Recht, von dem Glaͤubiger ein raſcheres Auf: 
treten, ober eine feinem Intereffe entſprechende Diligenz zu fordern 1*?). 
Allein ganz fehuglos iſt hier der Bürge dennoch nicht. ‘Denn a) man 
geftattet ihm, namentlid) wenn er durch eine Infolvenz feiner Mitbuͤrgen 
. Schaden zu leiden fürchtet, den Gläubiger zum Klagen zu provsciren: 
eine DBefugniß, die man früher aus der L. 28. D. h. t. ableitete. 
b) Wenn der Glaͤubiger fahrläffig werfuhr und ſich eine Zögerung zu 
Schulden kommen läßt, die unter ben befonderen Verhaͤltniſſen als 
unverzeihlich erfcheint, 3. B. wenn die Caffenherrfchaft die Beauffichtigung 
und Revifion dee Caffenführung eines Beamten, welcher Bärgen geftelkt 
bat, unterläßt, wenn in. fortlaufenden Gefhäften dem Schuldner auf 
eine Teichtfinnige Art crebitiet wird, fo laͤßt ſich nach L. 4. pr. D. 
h, t. L. 95. $. 11. D. de solat. eine exceptio doli des Buͤrgen gegen 
den Gläubiger denken. Diefer, nur rüdfichtlid, des fideiussor indemni- 
tatis und mandator ausgefprochene, Sag läßt ſich bei der allgemeinen 
Zuftändigkeit des beneficinm ordinis auf alle Bürgen ausbehnen, infofern 
fie diefem beneficium nicht entfagt haben 192). c) Der Bürge kann 
gegen den Schuldner auf Befreiung klagen, wenn er ſich bei Gelegenheit 
einer Vermoͤgensverwaltung verbürgt hat!43), wenn der Schuldner Lange 
mit der Bezahlung zögert, wenn derfelbe unficher wird, oder gegen den 
Buͤrgen bereits ein conbemnatorifches Urtheil vorliegt #*). Im erſten 
diefer Faͤlle kommt es indeß gewiß noch darauf au, ob eine einfache 


138) L. 6. $. 7. D. mandati. Bol. indeß Mühlenbruch, von be 
Ceſſion $. 364, in der Note. 

139) L. 31. D. de fideiuss. 

140) Auth. praesent. Cod. h. t. Nov. 4. cap. 1. 

141) L. 25. GC: b. t. L. 62..D. h, t, 

142) Voet, Comm. ad Pand. 46. 1. 6. 88, 

143) L. 6. D. de contr. tut. act. 

144) L. 10. C. b. t. Cap. 5.X. h. t. 
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Schuld ober ein fortlanfendes Geſchaͤftsverhaͤltniß Gegenſtand der Vers 
buͤrgung mar #9), 

Die Bürgfchaft erlöfcht außerdem in folgenden Fällen: 1) durch 
Gonfufion, indem Niemand fein eigener Gläubiger, Schuldner oder 
Bürge fein kann. Die einzelnen Fälle müffen hier indeß noch genauer 
getrennt werden. | 

a) Wenn der Schuldner dem Gläubiger fuccedirt oder umgekehrt, 
fo erlifcht die Verpflichtung des erfleren und folgeweife auch die des 
Bürgen!*). 

b) Wenn ber Bürge dem Gläubiger fuccebiet, fo erlifcht deffen 
Verbindlichkeit ebenfalls. Derfelbe kann alsdann nicht, als habe er 
gezahlt, dem Regreß nehmen, fondern nur die Dauptllage gegen den . 
Schuldner anftellen 17). 

ce) Wenn der Hauptſchuldner dem Bürgen ſuecedirt ober umgekehrt, 
fo erlifcht die Buͤrgſchaft!s). Hatte fih dee Buͤrge aber für correi 
verbürgt und fnccebirt dem Einen derfelben, ſo dauert bie Verbindlichkeit 
aus der Bürgfchaft fort 129), und ebenfo bauen fie fort, wenn bie 
Hauptverbindlichkeit eine natürliche oder ſonſt minder wirkſame war, als 
die aus der Buͤrgſchaft 190%), Hat der Bürge für feine Verbindlichkeit 
einen Nachbuͤrgen gegeben und ſuccedirt nun dem Schuldner, fo wird 
der Nachbuͤrge frei, ein gegebenes Pfand haftet aber in diefem Kalle für 
die nicht confunbdirte Hauptfchuld fort 101). 

Die Bürgfchaft eriifcht ferner 2) durch Ablauf der Zeit, für welche 
fie eingegangen if. Der Buͤrge, welcher ſich nur auf eine gewiſſe Zeit 
yerbindlidy macht, wird mit dem Ablaufe dieſer Zeit frei, wenn er nicht 
vor dbemfelben in mora verfeht ift, und während der mora die Zeit vers 
ftreicht 192). Verſchieden hiervon ift natürlich der Fall, wenn er fih für 
die in einem gewiffen Beitabfchnitte entflehenden Korderungen verbindlich 
gemacht hat!°?). 3) Durch Zahlung, Novation oder anbermeite Tilgung 
der Hamiptverbinblichleit. Eine Confiscation der Güter des Schuldners 
hat indeß keinen Einfluß auf das Verhaͤltniß des Bürgen 25%). Eine 

abgefonderte Verjährung der Bärgfchaftsverbindlichkeit kommt dabei nicht 
vor, indem die Interpellatidn des Hauptſchuldners auch die Verpflichtung 
des Bürgen perpetuirt. Liebe. 


145) Voetl. 
146) L. 21. $. 
147) L. 21. ©. 
148) L. 5. 14. 
149) L. 21. $. 
‚ 150) L. 95. $. 


$. 39. 
L. 88. S. 1. D. h. t. 
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. D. de solat. Cuiac. ad h. t. in libr. 28. ad Pap. 


Est) L. 38, $. 5. D. de solat. L. 5. $. ult. D. in quib. causis pigu. 
152) Voet, Comm. ad Pand. 46, 1. $. 36. 
453) L. 7. C. de locato. L. 13. & 11. D. locati. Vinnius, s« 
lectae quaest. lib. 2. cap. 41. 
154) L. 1. 20. C. h.t. Cuiac,, obserr. 15. 35. 


526 Interdicte. 


Interbdiete) heißen in der Kunſtſprache bes roͤmiſchen RXechtes 
zunaͤchſt alle Unterlafſungsgebote des Magiſtratus, im Gegenſatze der 
Decrete, worunter man ſich Befehle zur Vornahme einer Handlung zu 
denken hat?) ; doch hat ſich ber Sprachgebrauch der Kaiſerzeit dahin feſtge⸗ 
ftelit, beide Arten obrigkeitlicher Exlaffe mit dem Namen Interdicte zu beies 
gen. Solche Befehle des Magiſtrates haben urſpruͤnglich den Zweck, gemifle 
Arten von Streitigkeiten fofort zu beendigen?); nicht aber, wie man früher 
anzunehmen geneigt war, Klagen zu begründen, welche zwar daraus 
entftehen Eonnten, aber Beine nothwendige Kölge der Interdicte waren *9. 
Raͤumte naͤmlich der Gegner den Grund der Beſchwerde, die Vorbebin- 
gung des Interdictes, ohne Weiteres ein, fo traten im claffifchen Pan⸗ 
deftenrechte die gewöhnlichen Folgen der confessio ein*), der confessus 
gilt pro iudieato und fegt ſich, falls er Über bie Ihm geſetzte Friſt 
hinaus mit der Erfüllung des Befehles zögert, der Anwendung erecutis 
viſcher Zwangsmittel aud. — Das Weſen ber Interdicte wird am 
teichteften begreiflich, wenn wir auf das gerichtliche Verfahren, welches 
dabei vorfam, genauer eingeben. Eingeleitet wird bas Interdict, gleich 
der actio, durch die m ius vocatio; vor dem Prätor macht ben Anfang 
ein kurzer Antrag der Partet auf Erlaß des Interdictes®), ben man 
ganz fuͤglich ber postalatio actionis vergleichen kann; auf biefen Antrag 
hin erläßt nun der Bräter ben nachgefuchten Befehl (interdictum reddit) 
und zwar gewöhnlich mit aͤhnlichen Worten, wie er im Ediete verzeichnet 
ware). Diefee Befehl nun wird, fofeen ſich der Beklagte nicht fügt, 
die Einleitung zu einem telteren gerichtlichen Verfahren), was man 
in der Kunftfpradhe bes heutigen Rechtes mit dem Namen Inter⸗ 
dietenprozeß zw bezeichnen pflegt. Der Grundgedanke deffelben zur 
Beit der claſſiſchen Juriſten war, daß die factifhen Umflände, welche 


1) Eiteratur: Unter ben neueren Schriften gehören. hierher befonbers 
Haubold, über die Stelle von den Imterbicten im den Veroneſiſchen Hands 
fariften , in ber Beitfchrift für gefehichtliche Rechtewiſſenſchaft Bd. III, Nr. 12, 
S. 355-388; Zimmern, bes römifche Civilprozeß $. 71—74, ©. 219-2325 
Bethmann⸗Hollweg, Handbuch des Civiiprozeſſes Bb.1, 5.37; Puchta, 
Curſus der Inſtitutionen Bd. 2, ©. 138—1445 und vor allen v. Savigny, 
das Mecht des Befiked F. 3A, ©. 446—452, und Unterholgner, die 
Lehre von den Schuibverhältniffen Bd. 1, ©. 342. : 

2) Caius, instit. comm. IV. 6. 140. Theophilus,-paraphrasis 
Inst. IV. 15. $. 1. In der Lex de Gallia Cisalpina wird der Sprachgebraud 
ftreng beobadhtet, Col. I. lin. 2 u. 4. Gelbft in L.1. pr. D. de tabulis ex- 
hib. (43. 5.) tritt er noch beutlich hervor. Bgl. Haubolb, in ber Zeit 
ſchrift für geſchichtliche Rechtswiffenſchaft Bd. 3, &. 365. 

‚ 3) Caius, inst. IV. $. 139.: Certis ex causis praetor aut prpconsul 
principaliter auctoritatem suam finiondis controversiia -prae- 


ponit. ü 

3a) Als Einleitung gu Rechtsſtreitigkeiten gelten bie Snterbicte Unter 
bolznera. aD. Th. 1, ©. 342, 

4) L. 6. S. 2. D. de confessis. (42. 2.) L. 1. 9. 1. D. 49. 5. 
5 Theoph. l. c. princ. Bol. Haubold a, a. D. 8b. 3, ©. 370. 
6) Theoph.l. c. F. 1. vgl. mit L. 1. pr. D. 48.17. L. 1. pr. D. 43, 81. 
rs 7) Die ve Interdiete zur actio im weiteren Sinne gezählt werben. Ix 

. pr. D. . de 
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bie Vorbedingungen des Interdictes find, nicht vom bein Bräter In eigener 


Derfon unterfucht werden follen®), fondern es wird vielmehr eiin Tuber 
ober eine Anzahl Recuperatoten mit einer formula niebergefegt, welche 
die Frage zu entfcheiden haben, ob etwas gegen den Inhalt des prätos 
eifchen Edictes, d. h. gegen den vom Magiſtrate ausgebrachten Befehl 


. gefehehen ober unteriafien. worden fe. Dabei hatten die Parteien in 


den reflitutorifchen und exhibitoriſchen Interdicten bie Wahl” zwiſchen 
einem zweifachen Verfahren, ndmlid zwiſchen dem per spcunsionem 
oder per formulam arbitrariam. Im erften Falle provocirt der Kläger 
den Beklagten zu einer Sponfion, worin diefee eine Strafe terfpricht, 
unter der, Bedingung, daß er gegen das prätorifche Edict gehandelt: habe?) ; 
auf dieſe Steaffumme erhält ber Beklagte eine restipulatio, deren Bes 
dingung auf den entgegengefegten Fall gefaßt il. Auf dieſe sponsio 
und restipulatio bin befommt jede von ben Parteien eine formala, 
worin auf die Summen ber Sponfton und Reftipulatien geklagt, alfo 
mittelbar auch untesfucht wirb, ob gegen das präturifche Edict gehandelt 
worden. Dieß Verfahren enthielt eine Strafe in ſich, welche darauf 


berechnet war, leichtfinniges Prozeßführen auszufchließen, daher es bei - - 


Cajus mit den Worten cum poena agere bezeichnet wid 20); allein : 


für die wirkliche Exhibition und Reftitution war daburch nad) keineswegs 
geforgt. Dieß nun war bee fpecielle Zweck einer anderen formula, welche 
auf Verlangen des Interbicenten an feine Sponflonsformula angeknuͤpft 


oo 


warb, und auf diefem Wege warb ein Judicium über bie Reftitution 


ober Erhibition der Sache möglich, in welchem ber Beklagte in den 
Werth der Sache (quanti ea res est) conbemnist ward, wofern bie 
Meftitution ober Exhibition nicht im gehörigen Weiſe geihah!!). Wei 
einer beſtimten Gattung von Interdicten — bei ben prohibitoeifchen 
— mar das Verfahren per sponsionem allein gewoͤhnlich 12). In an 
deren Fällen kann jebe von ben Partelen, bevor fle den Prätor verläßt, 
die Beſtellung eines arbiter beanttagen !?), umd dadurch das Verfahren 
per sponsionem ausſchließen. Es wird dam fofort ein Arbiter mit 


‘einer arbitraria formula gegeben, worin berfelbe angewiefen wirb, den 


Beklagten in den Werth der Sache zu ceondemniren, mofern er wicht 
nad) dem Arbitrium des uber die Reſtitution ober Exhibition verwirk⸗ 
licht. In der Natur diefer formula lag es, daß der condemnatio erft 


— 


ber iussus iudicis auf Erhibition oder Reſtitution vorangehen mußte!*), 


5 ans: inst. $. 141. ° 
aius, inst. 4, 6. 165. 167. L Puchta, Surfus der Inſti 
tionen Bb. 2, ©. 140. — — Er 

10) Caius, inst. IV. $. 141. Darauf gebt auch bad cam periculo res 
ad exitum perduecitur bet Caius I. c. 6. 162. 

11) Caius, inst. IV. 6. 165. ö 

12) Caius, inst. IV. $. 141., jest auch das neuentdeckte Fragment von 
Nlpian’s Anftitutlonen ed. Endlicher A 7. 

13) Caius, inst. IV. 6. 141. 168., jest aud; das genannte Fragment 
aus Ulpian's Inſtitutionen p. 7. 

14) Caius, inst. IV. $. 163.: Nam iudicis arbitrio si quid restitui 
vel exhiberi debebit. — 
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womit es fernerweit zuſammenhing, daß bie Conbemnation erſt dann 
moͤglich ward, wenn der Beklagte ſich dem iussus iudieis nicht fügte. 
An biefem Verfahten war nicht, wie bei dem per sponsionem agere, 
von einer poena, von einem periculum die Rede!s); vielmehr war es 
feiner Natur nach rein perfecutorifch; bei ben prohibitorifhen Interdicten 
blieb es ausgefchloffen, und bei ben übrigen war es durch ben fpeciellen 
Antrag von wenigfins Einer von ben Parteien vor dem Prätor bes 
dinge 10), ſonſt trat das regelmäßige Verfahren per sponsionem aus⸗ 
bilfeweife ein, wahrſcheinlich die Altefte von beiden Progeßformen. In 
den fpäteren Zeiten, als der ordo iudiciorum abgefommen war, wurben 
aud) Leine Interdicte mehr ausgefprochen, d. b. man machte nicht mehr 
den Verſuch mit einem obrigßeitlichen Befehl vor aller Unterfuhung ; 
vielmehr wurden an befien Statt extraordinariae actiones gegeben 17), 
und fo verwandelten fi) die Juterdicte, die ale förmliche Befehle zur 
Einleitung bes Prozeſſes keinen Sinn mehe hatten, in Klagen, denen 
von ihren Älteren Eigenthümlichkeiten nichts als der Name blieb!®). 
In diefer Geſtaltung erfcheinen fie im Suftinianifchen Recht, und gerade 
fo ‚find fie zu uns herübergefommen, fo daß man fie in der neuen 
Form eben fo gut actiones nennen Eönnte. 

Aus dem Sefagten ergibt fi) nun, wenn wie näher auf bie Grund⸗ 
lagen ber Interdicte eingehen wollen: 1) daß fie ſaͤmmtlich in bem 
prätorifhen Edicte verzeihnet waren 19). Wann fie entftans 
den, läßt fi nicht mit Beſtimmtheit ausmittelnz; zur Zeit bes Cicero 
waren fie jedenfalls ſchon vorhanden 20), vielleicht ihr Syſtem auch fchon 
ſoweit ausgebildet, daß der Interdictenſchutz fuͤr ein anerkanntes Rechts⸗ 
inſtitut gelten konnte 22). Wie fie entſtanden, daruͤber fehlen uns 
gleichfalls genauere Nachrichten. Bon einigen laͤßt ſich zwar nachweifen, 
daß ſie adiuvandi inris civilis causa aufgeſtellt worden ſind, z. B. das 
Interdictum uti possidetis zur Regulirung des Beſitzſtandes unter denen, 
welche gegen einander Eigenthumsanſpruͤche wegen eines Grundſtuͤckes 
geltend machen möllen ; das Interdictum quem fundum und quam hae- 
reditatem zur Erlangung des Beſitzes eines Grundſtuͤckes oder einer 
haereditas, die mit der in rem actio in Anſpruch genommen, und 
von dem Beklagten nicht vertreten wird. Andere moͤgen wohl zur 


15) Caius, inst. IV. $. 141. 162 sq. 

16) Caius, inst. IV. $.164.: Observare debet is, qui volet arbitrem 
petere, ut ita eum petat,antequam ex iure exeat, id eat, antequam a prae- 
tore discedat. ne enim petentibus non indulgebitur. 

17) $. 8. J. de interdictis, (4. 15.) 

18) L. 3. 6. de interdictis. (8. 1.) Rubr. Dig. 48. 1. 2gl. v. Sa⸗ 
a2 bas Hecht 5 re 6. Kur: $. 84, ©. 450. 

19) L.1.C. 8, d exemplum interdictorum, quae ie in albo 
roposita habet: si — inalienas aedes impendebit, item si 


in alienum agrum —— (Imp. Alexander).. Bol Unter: 


holzner a. a. D. Th. 1, ©. 342 flg. 
N Cicero pro Tullio cap. 53., unb in ber ganzen Rebe pro Caccina 
tt. 
21) Cic. de lege ggraria III. 2. 3, 
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Kusfälung der Luͤcken im ias civile und zur Abänderung deſſelben 
jedient haben, wie 3. B. das Interdictum quorum bonorum, welches 
fe Uranfänge ber prätorifchen Erbfolge — ber bonorum possessio — 
n ſich ſchließt. Noch iſt es nicht gelungen, ein burchgreifenbes Princip 
wefzufinden, welches das Verhaͤltniß der Interdicte zum ius civile zu 
rklaͤren vermoͤchte. Manche find ſogar noch weiter gegangen, und 
yaben die Interdicte nicht dem praͤtoriſchen Ediete zugeſchrieben, ſon⸗ 
yern ihre Uranfaͤnge In dem alten ius civile zu finden vermeint, ver: 
mlaßt durch einige Stellen der nichtjuriftifchen Claſſiker, welche freilich 
ders auszulegen find 2%). 2) Die Wirkung ber Befehle, welche 
er Prätor auf Verlangen unter ben Parteien ausſprach, 
ichtet fihb ganz nad den Edbietworten. Der’ ausgefprodhene 
Befehl wirkt erft, ſofern ihn die Partei, an die er gerichtet iſt, 
richt beachtet, die. Befugniß zur Mechtsverfolgung, den Anſpruch auf 
ie poena und Beziehungsmwelfe auf Schabenerfas, inwieweit gegen 
as Edictum des Prätors gehandelt worden if. Das wohl fol ans 
jebeutet werben, wenn von den nterdicten 'gefagt wird, daß fie ihrer 
Natur nach rein perföntich ‘wären, auch dann, wenn fie der Edicts 
faſſung nad) generell zu fein ſcheinen 22). Auch hängt damit wahrſchein⸗ 
He der andere Grundfag zufammen, baß bei Interbiten die Früchte, 
hberhaupt die ommis cause erft von dem Augenblide des interdictum 
redditum an berechnet werden?%). 3) Die Voransfegungen aller 
Interdicte find nur factifhe Umſtaͤnde, an deren Vor—⸗ 
handenfein bie Möglichkeit des interdictum reddi im 
Edicte getnüpft wird. . Daher hat bee Juder im Interdicten⸗ 
srozeffe immer nur über Thatfachen zu urtheilen, fofern nicht Die 
us ber Pönalflipulation entſtehende Sonbiction eine Abweichung nöthig 
nacht. Am einfachften erklärt ſich dieſe Eigenthuͤmlichkeit der Interdicte 
us der Regel des alten Civilrechtet: Praetor ius facere non potest, 
pelche wohl ber Grund bavon geworden ift, daß die Interdicte niemals 
wf das ius geftellt wurden. 4) Alle formulae, welde im 
Interdictenprozeſſe vorfommen, finb mit Ausnahme bes 
cer, weldhe unmittelbar auf die Pönalftipulation unb 
Neftipulation gegründet werben, fämmtlid in factum 
actiones; denn fie entftammen lediglich ber prätorifchen Jurisdiction. 
Diefe Bemerkung gibt uns, wie fhon Bimmern?) lehrt, Auf- 
ſchluß uͤber die Natur der in ben Juſtinianiſchen Pandekten neben 


! 


\ 


22) Cic. pro Caecina cap. 12., Petronius, satyr. cap. 13. gl. 
v. Savigny, das Recht des Beſitzes ©. 67-65. 

23) L. 1. 6. 3. D. 43. %&: Interdieta omnia, licet in rem videantur 
concepta, tamen viipsa personalia sunt (Ulpianus, libro 67. ad edietum). 
Val. dv. Savigny a. a. D. ©. 32. 

24) L. 3. D. ibid. - L. 1. $. 40. D. 43. 16. L. 8. 6.4. D. 43. 26, 
sin mann amt bei dem interdictam unde vi vor, L. 1, &40.D. 43, 

. 1.4. 4 


25) Der rhmifche Cibilprozeß 5. 71, ©. 222. J 
V. 34 
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den Anterbicten fo oft vorkommenden in factum acones®®), ı 
gereiffermaßen mit ihnen comcurrirtn. Wahrſcheinlich find fie nur 
eine andere Form ber Rechtsverfolgung, welche zwar nicht bucch das 
interdictum reddi eingeleitet, wohl aber auf ähnliche Grunbfäge bafirt 
wird. 5) Der Prozefgang im Juterbictyerfahren. tanz 
niht fummarifh gewefen fein. Zwar iſt die ſummariſche 
Natur der Interdicte ein verjaͤhrtes Vorurtheil der aͤlteren unb 
neueren Suriften, welches noch in ben ‚Schriften Uber Interbicte fein 
Unweſen treibt; allein v. Savigny 27) Hat den Irrthum mit fehle 
genden Gründen bekämpft. Zunaͤchſt ſpricht für die hier angenommene 
Anfiht das Zeuguiß des Ulptanus?) und des Simplicins*); 
auch befigen wir in bee Rede de Cicero pro Caecina ein Stuͤck 
eines Interdietprozeſſes, welches durchaus wicht ſummariſcher erfcheint 
als irgend eine andere gerichtliche Rede. Ueberhaupt ift zu bemas 
ten, daß ein summatim cognoscere, was nach bem Sprachgebraude 
ber clafftfhen! Suriften auf das Uetheiten nach Gründen der Wahr 
ſcheinlichkeit bezogen werden muß, bei ben Interdicten nicht vorkommt; 
bee Beweis ferner wird bier nad) ben gewöhnlichen Regeln und zwar 
in berfelben Vollſtaͤndigkeit abgefegt, wie bei den actiones, eine Abs 
weichung vom gewöhnlichen Verfahren wird nirgende bezengt. Zim⸗ 
mern‘), welchem die Unhastbarkeit der gewoͤhnlichen Anficht nicht ent» 
gehen konnte, behauptet die fummarifche Natur der Interdicte nur noch 
nach der einzigen Seite hin, daß bei ihrer Erörterung bie fonft vackom⸗ 
menden Erceptionen ausgefchloffen gewefen fein, und das iſt wiederum 
nur in Bezug auf einige wenige Interdicte wahr, wie auf bes interdictum 
de vi armatis hominibus®!) und das interdictum de cloacis??), Bei 
anderen finden wir fogar eine Reihe eigenthümläher Eyceptionen 
im praͤtoriſchen Edicte erwähnt, welche bei ben actiomes gar nicht vor⸗ 
fommen. 7 

Die wichtigſten Eintheilungen ber Interbicte ſind 1) minterdicta 
prohibitoria, restitutoria und exhibitoria. Die prohibi⸗ 
torifchen Interdicte haben ſaͤmmtlich den Zweck, eine Bünftige Handlung 
zu verhätn??), und, wenn gegen das Edict gehandelt wird, dem Tha⸗ 
ter eine Strafe aufzulegen; fie find faſt ale daran kenntlich, daß fie 


26) L. 9. D. de religiosis. (11. 7.) L. 10. pr. D. quae in fraudem 

creditorum. (42. 8.) L. 20. $. 8. D. PR nöri operis — (39. 1.) 
27) Das Hecht des Befites &. 452, dann, über das interdietum quoram 

— in der Zeitſchrift für geſchichtliche Rechtswiſſenſchaft Bd. 6, ©. 241 


28) L. 1. $. 2. D. si ventris nomine. (26. 5.) 

29) Bei Go@sius, scriptores rei agrarlae p. 41. 

30) Progr. quo sensu summarium vocari posait interdieterum Boma- 
norum iudicium. Jenae 1828, (Beilage zu Zumbach, diss. de arrba 

um. 

31) ®gL v. Savigny, bas Recht bes Be S. 540. 

32) Lo1. Ss. 7 Dean * 

33) L. 1. S. 12. D. 4518 L. 2. 8. 17. D. 42. 8. 


2) 


n 


Spterbicte, 531 


in bie Worte vim 'fieri veto ober veto ausgehen 4); auch haben fie ein 
eigenthuͤmliches, durch Poͤnalſponſionen und Reftipulationen geregeltes 
Verfahren, welches dazu beſtimmt fit, den, welcher gegen das Edict 
gehandelt hat, fofort zur Erlegung ber poena zu zwingen. Wahrfcheintich 
waren fie in der Alteren Beit ber eigentliche Stamm biefer. Zwangsbefehle, 
bie beiden anderen Claſſen wenigſtens find wuefprünglih mir Dectete. 
Die reſtitutoriſchen Interdicte bezwecken bie Wiederherſtellung 

alten Zuſtandes, mit anderen Worten, die Aufhebung der scher 
einer dem Inhalte des prätorifhen Edictes entgegenlaufenden Handlung ?®) ; 
fie find fämmtlih an dem Schlußworte: restitnas erkennbar. Die 
erhibitorifchen gehen alle in exhibens aus, besweden alfo die Vorzeigung 
und reſp. Aushändigung eines Gegenſtandes, welcher dem Interdicenten 
soiberrechtlicher Welfe vom Beſitzer vorenthalten wird. 2) Interdicta 
adipiscendae, recuperandae und retinendae posse»- 
sionis *0), Der Zweck der erſteren iſt die Erlangung eines Beſitzes, 
welchen dee Interdicent bisher och gar ‚nicht gehabt hat, z. B. das 
interdictum quorum bonorum, quorum leßatorum, Salvianum; die 
zweiten beabfichtigen bie MWiedererlangung eines Beſitzes, welchen bee 
Interdicent gehabt, aber durch die gegnerifhe Störung verloren hat, 
3. 8. das interdictum unde vi; die britte Claffe bezweckt den Schutz im 
Beſitze, twelcher zwar durch die Handlung des Gegners geftdrt, aber nicht 
aufgehoben worden ift, 3. B. das interdietum uti possidetis. Einige’ - 
Anterdicte find nach Umftänden bald adipiscendae possessionis, bald 
recuperandae, 3. 3. bie interdicta quem fundum und quam hae- 
reditatem, und biefe heißen deßhalb auch in der Kunftfprache der roͤmi⸗ 
ſchen Suriften duplicia?”), Uebrigens bedarf es der Erinnerung, baf 
die hier eröcterte Eintheilung ber Interdicte das Syſtem derfelben nicht er⸗ 
ſchoͤpft; ausgefchloffen find namentlich alle erhibitorifäyen umd ein großer Theil 
der prohibitorifchen von derfelben. 8) Interdicta possessoria 
und non possessoria. Poſſeſſoriſche Interdiete heißen in der Kunſt⸗ 
fi der heutigen Juriſten (den Römern iſt die Eintheilung unbes 
tannt?®)) folche Interdiete, weiche durch juriflifche possessio bedingt 
und begründet werden; dahin gehören nach der herrſchenden Anficht bie, 
welche recuperandae unb retinendae possessionis find, während die 
interdicta adipiscendae possessionis ausgefchloffen bleiben. Doch ift 
auch dieß nicht außer Zweifel. Die ganze Eintheilung ift nur bei Gele⸗ 
gennheit der Schriften über das Recht des Beſitzes entflanden; fie mag 


34) Caius, inst. IV. $. 139. 140., Theoph., paraphras. inst. IV. 


.S. 1. 

85) L. 1. 9.12. D. 48, 18. L. 2. 8. 17. D. 49. 18, 

36) Caius, inst. IV. $. 143. 6.2 u.8.J. 4. 15. ; 

87) Vgl. fragm. Vindob, aus Ulpian’s Inftitutionen ed. Endlicher 
p. 7. L. 2.9.8. D. 43. 1., wo Eujacius dat ändern wollen. gl. jedt 
Rudorff, über das interdictam quem fundum, in der Seitfchrift für geſchicht⸗ 
liche Rechtewiffenſchaft Bd. 9, S. 18 fig. 

88) Die interdicta veluti possessoria in 5 20. D. 8. 1. haben einen 
ganz anderen Sinn. ©. v. Savigny, das Recht des — S. 461. 

— % 
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ihrer Zweckmaͤßigkeit halber auch fernerhin beibehalten werden. 4) Inter- 
dicta simplicia und duplicia?o). Jenes ſind in der Kunſtſprache 
der roͤmiſchen Juriſten ſolche, in welchen bie Rollen bes Klaͤgers und des 
Beklagten, jede Einer von den Parteien definitiv anfaͤllt, in welchen alſo 
Kläger iſt, wer den Befehl bei dem Praͤtor ausgewirkt hat; Beklaster 
aber, gegen welchen biefer Befehl ausgewirkt wird. Zu biefer Claſſe 
gehören alle erhibitorifchen und reftitutorifchen Interbicte, aud ber größte 

I der prehibitorifdhen. Daplicia heißen foldhe, in welchen jene defi⸗ 
nitive Vertheilung ber Rollen unter bie Parteien nidt vorkommt, 
fondern jebe berfelben beide Mollen zufammen übernimmt; im Folge 
deffen findet Fein Unterfchied zwifchen dem Kläger und dem Beklagten 
ftatt, alfo kann auch jede von ben Parteien giftig condemnirt und abfol- 
virt werden. Dahin gehören von ben prohibitorifchen Interdicten ul 
possidetis und utrab. Als Grund der Duplicisit wird von den toͤ⸗ 
mifchen Zuriften angegeben, daß der Prätor in den genannten Interdicten 
beide Parteien zugleich anrebet *9) ; die entferntere Weranlaffung mag 
geweſen fein, daß man ſtatt zweier Interdicte, von denen Eins jeder 
Partei gegen die andere aus dem nämlichen Grunde zugeftanden haben 
wuͤrde, und anflatt zweier Prozeffe, welche unter den nämlichen Perfonen 
über den nämlichen Gegenſtand vorkommen Eonnten, beide Interdicte in 
Eins verfchmolzen hat, in’ der Abfiht, den Prozeßgang abzufürzn®'). 
Eigenthuͤmlich war ben duplicia im vorjuftinianifchen Hechte*®) die fogen. 
fructuum licitatio zur Regulirung bes Befisftandes für bie Dauer des 
Prozeſſes; der interimiftifche Beſitz ſoll naͤmlich dem zugefpeochen werben, 
welcher fuͤr den Fall, daß er Unrecht behalten ſollte, fich zur größten 
Strafe anheiſchig machte *8), und dieſe Poͤn war von Anfang an wohl. 
ein Surrogat für den Verluſt des fructus, d. h. der factiſchen Moͤglich⸗ 
keit, die Sache während der Dauer des Prozeffe zu benutzen“), wenn 
fhon Andere fie auf die Reftitution des Beſitzes, und noch Andere auf 
die der Fruͤchte beziehen wollen. Die Licitationsfumme wird an 
ben Sieger im Prozeſſe außer den Srüchten ber Sache entrichtet, und 
dadurch erhielt der Unterliegende eine Büchtigung für feine Prozepluft. 
‚Der Sfeger datte zu biefem Bivedde gegen den Unterliegenben bie con- 
‚dietio, wenn er ſich durch eine Stipulation gedeckt hatte, oder auch bie 
venditi actio , wie wir aus einem Fragmente des Paullus*®) erfahren, 
was aus Verfehen in den Juſtinianiſchen Pandekten ſtehen geblieben ift. 


89) Quellen: Caius, inst. IV. 6. 157—160. $. 7. 3.415. L. 2. 
D. 43. LE: L. 8. $. 1. D. 43, 17. 

40) Caius, inst. IV. 6. 159. 

41) Dieß deutet an ſchon Puchta, Surfus der Snftiturionen Bd. 2, ©. 


42) Caius, inst. IV. $. 166—169. 

43) So Caius, inst. IV. 6. 169. 

44) So Puchta a. a. D. Bb. 2, ©. 143, 

45) 1. 34, 6. 4. D. de contrah. emt. (18. 1.) Bol. Rudorff, über 
— art ati possidetis „in der Zeitſchrift für geſchichti. Rechtsw. Bd. 11, 
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Wie weit das Geblet des roͤmiſchen Interdletenſyſtems gereicht habe, 
laͤßt ſich nach dem heutigen Zuſtande unſerer Rechtsquellen nicht mit 
Gewißheit beſtimmen. Eine Andeutung darüber gibt Paullus?*e), wenn 
er behauptet, die Interdicte ſtaͤnden zu: vel hominum causa, vel divini 
iuris, vel de religione. on denen, bie zur erſten Claſſe gehören, bes 


zwecken einige nur die publica utilitas, andere feien zum Schuge bes 


eigenen Rechte oder zur Ausübung ber eigenen Pflicht oder aus ver« 
mögensrerhrlicher Ruͤckſicht eingeführt worden (rei familiaris), und biefe 
legteeen werben bann näher bezeidmet, als interdicta recuperandae, re- 
tinendse und adipisoendae possessionis #?). ine andere Andeutung 
gibt Ulpian*®), welcher meint, die Interbicte betreffen nach ihrer oberften 
Eintheilung entweder res divinae, 3. B. sacrae und loci religiosi oder 


Memandes Wermögen befindiich felen, 3. B. wegen freier Menfchen 
0888 wegen folcher,, bei denen das Gegentheil bee Fall iſt, und dann ſei 
wiederum zu umnterfcheiden, ob fie dem Stante, oder Eimeinen ange⸗ 
hoͤren. Daß in den Juſtinianiſchen Pandekten, deren Buch 48 die 
Lehre von ben Interdicten behandelt, nicht das ganze Interdictenſyſtem 
mitgetheilt worden ift, zeigt fchon die Auslaffung ber interdicta quem 
fundum und quam haereditatem, bie uns freilich erſt durch das Wiener 
Fragment der Ulpianifchen Inſtitutionen bekannt geworden find. Auch ift 
bieg vom’ Standpunkte ber Pandektencompilatoren aus leicht erklaͤrlich, ba 
fie nur bie Abficht hatten, das geltende Recht aufzunehmen. 


Interdietum de aqua?) heißt das prohibitorifche Interdict, 
welches dem, welcher im Befige einer Wafferleitung mit Gemalt geſtoͤrt 
worden ift, zum Schuge feines Beſitzes gegeben wird. Zunaͤchſt bezog 
ſſch das Ingerdict wohl nur auf Wafferleitungn, welche des Aderbaues 
halber errichtit worden find 50), fpäterhin ift e8 auf Labeo's Auctorität hin 
auch auf alle anderen Wafferleitungen ausgedehnt worden ?), ja zur Zeit 
Ulpian’s finden wir es auch bei folhen, welche blos aus einem perſoͤn⸗ 
lihen Rechte und zum ®perföntichen Gebrauche errichtet find 2). Der 
SInterdictformeln, welche uns in den Juſtinianiſchen Pandekten aufbehalten 
worben find, gibt es zwmeid®); Die eine umfaßt die fogen. aqua quoti- 
diana, die zu jeder Jahreszeit gebraucht wird, und deßhalb an jedem 
einzelnen Tage des Jahres geleitet werden Bann, wenn dieß auch nicht 
tagtäglich geſchieht ®*); die andere fpricht von der aqua aeativa, d.h. von 





46) L. 2. 9. 1.D. 4. . 

47) L. 2.9. 2 u. 9. D. ibid. 

48) L. 1. pr. D. ibid. " 

49) Literatur: de Retes, de interdictis et remediis possessoriis 
relectio pars II. $. 16--29., in Meermann, thesaurus iuris tom. VII. 
p. 528-527. ; v. Savigny, das Recht des Wefiges S. 598-600. 

50) L. 1. $. 11. D. 43. 20. 

51) L. 1. 6. 11. 13. 14. L. 3. pr. D. ibidem. 

52) L.1. $. 12 u. 24, D. ibid. 

53) L. 1. pr. u. 6. 29. D. 43. 20. 

54) L. 1. 8. 2 u. 3. D. ibid, 


. bumasae, und diefe lepteren fänden entweder zu wegen Sachen, die in 
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einer felchen, bie nur im Sommer mie Rugen bezogen werden 
San 99); beide kommen aber In ihren Bedingungen faft ganz, in ber 
. Wirkung aber. völlig überein, daher fie denn füglich auch zufamımen 
behandelt werden können. Die Bedingungen ber Interdicte Find: r 
Die MWafferleitung muß ein immer laufendes Gewaͤſſer enthalten); 2) 
dieſes Waſſer muß feiner natuͤrlichen Lage nach ſich zur Leitung eignen”). 
Ausgeſchloſſen ift das Interdict bei Gewäflern, welche fo tief untee ber 
Erde liegen, daß fie nicht von ſelbſt bie Echoberfkiche erreichen können, 
3.8. bei Brunnerwaſſer. 3) Die Leitung muß das Waſſer im natuͤr⸗ 
Then Laufe erfafjen®®), und zwar bei Quellen und Klüffen unmittelbar 
aus diefen ſelbſt, nicht erfi aus deren Abzügen einleiten. 4) Der Bes 
fin des Waflerlektungsrechtes, welcher hier in ber fuctifchen Ausübung 
der Berechtigung beſteht. 5) Diefe Ausübung muß in ber Ueberzen⸗ 
gung vorgenommen werben, daß das Recht mir zuftcht °). Auf 
Daſein des Mechtes Tommt nichts an 6%). 6) Diefe Autübung 
in das letztverfloſſene Jahr von ber Störung falten“). Bei der 
aqua aestiva muß ber Gebrauch für die legten zwei Sommer nachgewieſen 
werden 82), und fo kommt manches Mal die Zeit von anderthalb, ja 
fogan zuweilen von zwei Jahren beraus®), Den Sommer fol mas 
nach ſechs Jahresmonaten bereuen, unb zwar von ber Frühlings 
bis zur Herbfitagundnachtgleihe‘d, Kann die Leitung nur für dem 
legten Sommer nachgewieſen werden, fo hilfe das interdictem utile 
aus). War man gewohnt, nur den Winter über das Waſſer zu 
leiten, fo wird ebenfalls das ausgedehnte Interdiet gegeben ®°), und 
zwar nach benfeldben Regeln, welche ‚bei der aqua aestira zur An⸗ 
wendung fommen. 7) Gemwaltfame Störung im Gebrauche ber Waſſer⸗ 
leltung 7). Dabei ift gleichgiltig, ob diefe vom Eigenthümer bes Grund⸗ 
ſtuͤckkes oder von Anderen ausgeht). Als Beifpiele Toller gewalt⸗ 
famen Störungen nennt Labeo 99) das Sen, Graben, Umbanen 
ober Befchneiden ber Bäume, das Bauen auf dem Grundſtuͤcke, wenn 
es in dee Abficht gefchleht, das eingeleitete Birke zu verunreinigen 
oder fonft zu verſchlechter. Seiner Natur nach iſt das Interdict ein- 
feitig, doch fleht e6 unter den rivales, d. h. Zweien, weiche durch die 








565) L.1.9.8u4 L. 6. D. id 
56) L. 1. $. 5. 6. D. ibid. 
57) I. 1; $. 6. D. ibid. 
58) L. 1. $. 7 u. 8. D. ibid. 
59) L. 1. $. 10 u. 2 D. ibid. Rat v. Savigny a. a. O e. 899. 
60) L. 1. 8.10. L. 
ı 61) L. 1. pr. ©. a D ibid. 
62) L. 1. $. 31-86. L. 6. D. ibid. 
63) L. 1. $S. 3. D. ibid. 
64) L. 1. $ 82. D. ibid. 
65) L. 1. $. 36. D. 48. 20. 
66) L. 1. 6. 35. D. ibid, 
67) L. 1. pr.» $. 25 29, D. ibid 
68) L. 1. $. 25. D. ibid. 
69) L. 1. $. 27.D. ibid, Bel. de Retes |. c. $. xxm. p. 525. 
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mamlich⸗ Röhre Waffer ziehen, als duplex jebem von Weiden zu, wenn 
fie über den Gebrauch des Waſſers ſtreiten, und ein jeder von ihnen 
fi) den Gebrauch anmaßt?o). Im vorjuſtinianiſchen Mechte ſah man 
hier zunaͤchſt auf den Zeitpunkt, wo jeder Waller zu leiten gewohnt war, 
und wenn ſich dieſer ausmitteln ließ, fo richtete man darauf Bas 
Interdict? ) 3 wer fremdes Wafler uſurpirte, ward mit- einer Geldfkeafe 
belegt — lauter Berfügimgen, weiche Im Juſtinlaniſchen Rechte mit Still 
ſchweigen übergangen find. Auf die Erben und die weiteren Univerſal⸗ 
fuccefforen geht das Interdiet activ über, ja ſelbſt dem Singularfucceſſor 
MM es nach einer Clauſel des praͤtoriſchen Edictes geftatter werben 72), 
weiches freilich neben den Univerfalfuccefjoren nur den Käufer namhaft 
macht. Dee Zweck des Jnuterdictes iſt 1) der Schug des geſtoͤrten 
Beſitzes durch Abſtellung der Störung?®), und damit hänge es wohl 
zuſammen, wenn vom interdictum de aqua quotdiane geſagt wird, e— 
ſei In der Regel prohibitoriſch?“). 2) Erſat des durch die Stoͤrung 
verurſachten Schadens, und darauf bezieht ſich wahl der reſtitutoriſche 
Theil des Juterdictes 80). Von Exceptionen, welche dagegen zutäffig find, 
wird in den Suftinianifchen Pandeften nur die der vitiosa possessio 
(f. den Art. Einrede Bd. 8, S. 807) erwähnt, und biefe hat in einer 
fpediellen Elauſel des prätorifchen Ebictes ihren Grund 9). | 

Neben diefen Interdicten, welche in den Pandeltn Juſtinian'e 
zufammen behandelt werden, wird noch ein britte® erwähnt, welches zum 
Schutze derer aufgeflelt war, melde zum Ausldten von Waſſer aus 
Öffentlichen Wafferleitungen berechtigt find 77). Die Bedingungen biefes 
Interdictes find: 1) das Waſſer muß aus einer Leitung berühren, 
weiche Öffentliches Waſſer enthält. Das prätorifche CEdiet hat zunächft 
nur das Caſtellum ale den Drt der Xusleitung bezeichnet, db. 5. die 
imerhalb der Stadt liegenden Wafferbehälter für die aqua publica??), 
allein bie Sinterpretation der roͤmiſchen Juriſten bat das Rechtsmittel auch 
auf ſolche Ausleitungen bezogen, welche von bem rivus, d. h. unmit« 


telbar von der Leitung felbft ausgehen"), 2) Der Interdieent muß 


von der competenten Behörde die Erlaubniß erhalten haben, das Waſſer 


auszuleiten ®'). Competent twarm zur Zeit der freien Republik die 


70) L. 1. $. 26. D. ibid. 

71) Paullus, seht. vecept. V. 6. $. 7. 

72) L. 1. $. 29 u. 37. D. 43. 20. 

* 73) L. 1. pr. $. 27. D. 43, 20. 

74) L. 1. 6. 1. D. ibid.: Hoc interdictum prehibitoriem et interdum 
restitutorium est. 

75) Diefe Erkiärung gibt L. 1. $. 28. D. ibid. an bie Hand. 

.76) L. 1. pr. $. 10. 20. 29. D. jbid. . 

77) Eine Andentung gibt nur de Rotes I. o. $. XX. p. 524., aber bie 
Natur des Interbictes ift im Bufammenbange mit dem alten Waſſerrechte fehr 
gut erläutert von Godofredus de Winckler, de jare impetratae aquae, ' 
in den opuscula minora tom. II, vol. 1. p. 1—59. 

78) L. 1. $. 88. 40. D. ibidem. 

79) Bgl. Graevius, praef. ad tomum TV. thes. antigu. Rom. 

80) L. 1. 6. 41. D. 43. 22. gl. de Wincklerl. c. p. 21. 

81) L. 1. 8. 39, 41. DP. ibid. 
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Genforen sn) „'vtelleicht auch bie Aedilen; In ver Kalſerzeit aim N 
Recht, Waſſer zu gewähren, zeitig auf den Princeps über@3), wwehdı 
es auch zur Beit Wipian’s°*) als eins von feinen Referwatzedka 
behandelt wiſſen wollte. 3) Dee Interdicnt muß im Gebrauche be 
Ausleitung innerhalb der ihm duch die Verleihung angemwielmn 
Grenzen ſtehen bleiben ©), mit auderen Worten, er barf der Öffentliche 
Waſſerleitung nur ſoviel Waſſer entnehmen, . als ihm -gefiattet iſt (wm 
das gefchah bei den Römern nad digiti, oder nach unciae), ach bee 
ee e8 gerade nur von dem Orte entleiten, welcher ihm zu biefem Behck 
——— iſt. Auf den Mißbrauch ber Erlaubniß beziehe ſich bie von 
den fpäteren Kaifern feflgefegte Strafe, daß das ganze Mecht verloe 
‚gehen folle®%). Im uͤbrigen hielt man darauf, daß, mem einmal Welle 
zugetheilt war, bieß ihm nach Maßgabe ber Verleihung ®”) verblieb. 4) Dur 
Interdieent muß im Beſitze des Waſſerzuges durch eine. fresmibe, gemals 
fame Handlung geftört worden fein®?). Das nterdict tft prohibiteciſch 
bezweckt die Abwendung weiterer Störungen, und geht ſonach gezen ten, 
welcher die Störung verurfacht hat. Im Beweisverfahren kommt zuniäk 
die Verleihung ſelbſt 9%), und dann der orbnungsmäßige Gebrand Ar 
Privileglum in Frage. Der wirklichen Verleihung flellte man es glach, 
wenn die Wufferleitung über Menfchengedenken hinaus bereits beflanden 
hat, 90), In Ruͤckſicht bes erflen Punktes halfen bie commentarü prn- 
apis aus, in welchen jede einzelne Verleihung unter genauer Angabe ih 
Inhaltes eingetragen war??). Demnach hatte das Interdict in ſeinen 
‚endlichen Ausgange nicht, wie andere nterdicte, eine präparaterife 
Bedeutung,’ es diente nicht zur einftweiligen Entfcheldung der Befigfrage 
mit Rüdfiht auf andere Klagen, welche dieſe Entſcheidung umjufloßen 
im Stande waren, fondern fein Zweck tar vielmehr, einen befuition | 
Befisftand herbeizuführen, welcher von dem Beweiſe ber Verleihung 
des Maflerrechtes abhängig war 2). Wenn das Intidict wegen 
eines neu zu errichtenden Werkes gebraucht_mwird, fo bat das prätsuifhe 
Edict dem Interdicenten geftattet, bie cautio damni infecti wegen det 
aus biefem Werke für die Wafferleitung entfiehenden Gefahr zu vr 


—— —— —— — — 


82) Frontinus, de aquaeductibus ed. Polen. cap, 97. 
83) no fhon bei Frontin |. c, cap. 208 105. Bgl. de Winckler 
.o.p 

DL 1. $. 41. D. ibid. 

85) Quominus ita, = permissum est. L.1. 6.39. D. 43, 22. Fros- 
tinus 1. c. cap. 9. Bol. de a c. p. 8, 

86) L. 6. Th. C, de wir (15. 2 

37) L. 1. 9988 u. 44, D. 43. 22. L. 7. Th. ©. 15. 2. 

88) Quominus — ducat, vim fieri veto 7. 1. $. 88. D. 48. 22. 

89) L. 1. $. 45. D. ibid. 
i 20) Derau De Rich en ————— 1.9.9.4. D. 43. 22., jemfald 
aber 

91) een 2 cap. 81. 34. 68. 75. Bel. de Winckler 
l.c. p. 36. De — — ſolche Commentare anlegte, war Agripp% 
Frontinus l. c. cap 


. 99. 
92) Dieß iſt der in der dunkeln L. 1. 6. 45. D. 43. 22. 


Anterdiete. 537 
Yangen?®). Wahrſcheinlich· bezon fich dleſor Zufaz zunaͤchſt auf bie Batum 
in Städten, welche den Waſſerleitungen von Privaten leicht Eintrag. thun 
konnten. — Die heutige Anwendbarkeit des Interdictes iſt von Niemand 
im Eruſte bezweifelt mwerben?*). Am Harften tritt fie hervor bei benz 
öffentlichen Roͤhrwaſſer ; defien Gebrauch duch fperielle Verleihung bes 
Stadtmagiſtrates : Privater übertragen werben ann. Dieſe Verleifung 
gefchieht dann gewoͤhnlich nach ganzem und halbem Roͤhrwaſſer. "Weber 
die Summe dieſer Verleihungen wird ein Megifter gehalten, welches. bie 
Mamen der Berechtigten , ingleichen das ihnen. zugetheilte Waſſermaß genau 
bezeichnet — Waſſerbuch genannt, unb dieſes Regifter verteitt in ge⸗ 
wiſſer Beziehung die Stelle,. welche im roͤmiſchen Waſſerrechte die.com- 
mentarii principis einnehmen. 2% 


Interdieta de arboribus eaedendis ”). Unter dleſer 
Ueberfchrift ‘werben in den Juſtinianiſchen Pandekten zwei prohibitorffche 
Interdicte vorgetragen, welche das Fällen fremder Bäume oder Anderer 
Gewaͤchſe betreffen, welche von dem einen Grundfhide in das andere 
hinüberhängen, aber ſich dadurch von einander unterfcheiden, daß das eine 
nur ftädtifche, da® andere nur Ländliche Grundſtuͤcke betrifft. Das etfte 
dieſer Interbicte hat ben Zweck, das Umhauerr von Bäumen, melde ‚von 
dem Gebäude des Einen auf das bes Anderen herüberragen, dem 3 
ermöglichen, auf deffen Gebäude fie herabhaͤngen. Die Vorausfegungen biefes 
Interdictes find im Einzelnen folgende: 1) Es müffen zwei an einander 
ftoßende Gebäude vorliegen. 2) Diefe Gebäude muͤſſen verſchiedenen 
Perſonen eigenthuͤmlich zugehdren?®). 3) Won dem einen Gebäude muß 
ein Baum oder Weinftod auf das andere hereinengen®). Das praͤtoriſche 
Ediet ſpticht nur von Baͤumen, doch hat bie Doctrin die Verfuͤgung auch 
auf Weinſtoͤcke ausgedehnt 9%; 4) Der Eigenthuͤmer des benachbarter 
Hauſes muß vom Kiäger erinnert worden fein, den Baum megzuhauen. 
Auf dieſes Erforderniß fpielt das Edict in ben Worten an: si per te 


‚93) L. 1. 6 99, D, 43, 22. „Bol. de ‚Winckler l. Ges P- 54, 

94) Bot. de Winckler l. c. p. 58 sq. 

9) Literatur: Hugo, Gefchichte des rbmifchen Rechtes bis auf Juſti⸗ 
nion, 11. Ausg., S. 205—207; Dirkfen, Über die geſetzlichen Beſchraͤn⸗ 
tungen bed Gigentbums und die arborum aublacatio, insbefondre, in ber 
Beitfchrift Fir gefchichtiiche Nechtswiffenfchaft Bb. 2, Nr. 16, ©. 405-4313 
Andreae, comm. exeg. ad tit. Dig. de arboribus caedendis. Jenae 1818. 5; 
Kirston, de coercitione arboram. Gott. 1820.; Lang, ad fragm. 1. 
S. 7. 8. D. de arboribus caedendis. Heidelb. 1823.; Koch, in v. Loͤhr's 
Magazin Bd. IV, Nr. 13, ©. 331 flg.; Guyet, Bemerfungen aus bem 
Deconomierechte , im Archiv für ceivitiftifche Praxis Bb. 17, S. 81 - 413 Uns 
terholgner, die Lehre von den Gchulbverhältniffen Bd. 2, ©. 212—2145 
v. Bangerow, Leitfaden für PYanbektenvorlefungen, 2. Ausg., Bd. 1, ©. 


96) Beides ift im Ediet — mit ben Worten: quae arbor ex 
aedibus tuis in aedes illius impendet. L. 1. pr. D. 49, 27. Bgl. Unters 
bolzner.a. a. D. Bb. 2, ©. 212. , 

97) Impendet L. 1. pr. 8. 2. 4. 5. 9. D. ibidem; imminet bei Paul- 
lus, sent. recept. V. 6. $. 13. 

98) L. 1. pr. ©. 3. D. ibid, 
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atat, quominns ehm ndimas:. Auchruͤcke, wit welchen regelmaͤßig deu 
ungerechte Verzug in dee Vornahme einer Handlung bezeichnet wird ) 
6) Bon ber Erinnerung an muß dem Nachbar wine billige Friſt zer 
Wegnahme bes Gewaͤchſes eingeräumt werden 00). 6) Der Nachbar 
muß biefen Zeitraum babem verſtreichen laſſen, ohne bie Erinnerung zu 
beachten 100%). 7) Dee Interdicent muß Anftalten getroffen haben, den frag» 
Jichen Baum umzuhauen und bas Holz beffeiben für ſich zu behalten 20, 
aber 8) in dieſem Verſuche gewaltſam geflört werben fein. Dem 
BZwecke bes JInterdittes entfpricht ſrine prohibitoriſche Faſſung 108), welche 
jede weitere Störung ber Arbeit und im Fortſchaffen des Holzes ver⸗ 
hindert, aber nicht dazu bimt, eine Forderung auf Schadenerſatz zu 
realificen. Das Abhaum foll nad der, von Rutillus und Labeo 
fiegreich vertheibigten Meinung von unten auf erlaubt fein, wenn ſchon 
manche Juriſten 19%) die ia ben Juſtinianiſchen Pandekten verworfene 
Anſicht hatten, man dürfe ben Baum nicht ganz abhauen, ſondern nur 
bie auf das fremde Gebaͤude herüberhängenden Aeſte. Kläger ift der 
Eigenthuͤmer des benachbarten Haufes 19%), Mon mehreren Miteigen⸗ 
thümern hat jeder das Interdict im solidam, fo wie auch die Befugniß, 
eine dem Grunbftüde zuſtehende Servitut gang und gar einzuklagen ?00). 
Auch fchon bee Nutznießer des Gebäudes wird zum Interdicte zuge 
laſſen J0e). Daß es auch jedes Befiger des Grundſtuͤckes zuſtehe, davon 
fagen die Rechtsquellen nichts 377), Beklagter iſt lediglich, mer bie 
gewaltfame Störung verübt hat. Won Einreden, welche gegen das Inter» 
dict zuftehen möchten, iſt niegends die Rebe. — Das zweite Interdict 
hat den Zweck, wenn ein Baum aus einem fremden Adler in mein Grunds 
ſtuͤck heruͤberragt, mir das vorfchriftmäßige Kappen dieſes Baumes zu 
ermoͤglichen, falls der Eigenthuͤmer deſſelben ihn nicht gehoͤrig beſchneidet. 
Die Vorausſetzungen dleſes Interdictes find: 1) Es muͤſſen zwei an 
“einander ſtoßende Landgrundſtuͤcke vorliegen 10%), 2) Dieſe Grundſtuͤcke 
muͤſſen verſchiedenen Perſonen eigenthuͤmlich zugehoͤen. I) Von dem 
einen Grundſtuͤcke muͤſſen die Aeſte eines Baumes in das fremde Grund⸗ 
ſtuͤck hinuͤberragen ?ꝰ). A) Der Eigenthuͤmer des Baumes nruß an die 





99) L. 1. r. $. 2. 6. D. ibid. 
100) Vgl. Buyer a. a. D. Th. 17, G. 39. Am beuflihften Paulius, 
sont. receptarum V. 6, $. 13.: Äsque oonveniehdus est, ut oam sablucet. 
- 108a) Nisi demiaus adimet arborem L. 1. 6. 2, D. ibid. — prius ita- 
te tibi datur adimendi facultas L. 1. 9.6. D. ibid. Paunllns, sent. rec. 
v. 6. €. 13.3 Quod si conventas id facere neluerit. 
. 101) L. 1. pr. $. 2. 6. D. ibid. 
102) L. 1. pr. $. 1. D. ibid. 
; 9. D. ibid. Bol. Guyet a. a. D. 217, @.39 fig 
4. D. ibid. 
.D. ibid. 
106) L. 1. $. 4. D. ibid. 
107) Doc behauptet As Lad a. a. D. Bb. 2, ©. 213. 
108) Ex agro tuo in agrum illius impendet. L. 1. $. 7. D..43. 27. 
Au Paulıins (sent. rec. V. 6. $. 13.) deutet bieß an mit ben Morten: 
arbor, quae in vicini agram imminet. 
109) S. die Stelle in der vorigen Note. 
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vorſchrifte maͤßige Beſchneidung deſſelben erinnert 110), ihm auch 5) eine 
billige Friſt zur Vornahme dieſer Handlung eingeraͤnut warden fein, 6) 
gleichwohl derſelbe unterlafſen haben, ben fraglichen Baum in ber ange⸗ 
gebenen Weife zu beſchneiden. 7) Der Interdicent muß Anſtalt gemacht 
haben, dieſen Baum ſelbſt fo zu befehmeiden und befien Holz für fich zu 
behalten, aber 8) in bes Arbeit auf gewaltfame Weife geftört worden 
fein 221). Dem emtfpricht nun die prohibitorifehe Saffung des Inter - 
dictes, welches nur bie Abwendung Lünftiger Störungen bezweckt, nicht 
aber. dazu bient, bie Korberung auf Schadenerſatz gegen ben Beklag⸗ 
ten zu realiſiren. Ruͤckſichtlich der Frage, wen es zuſteht und 
gegen wen, entfcheiden bie Grundfäge, welcho bei dem zuerfl genannten 
Interdicte gelten 12). Daß es aufgeftellt worden fei, damit der Baumes 
ſchatten des Eineg den Nachbar nicht in Schaden bringe, fagt Ulpian 
ausdruͤcklich 122), und ‚damit hingen jedenfalls auch die weiteren Vor⸗ 
fchriften des prätorifchen Edictes zuſammen, wie und in welcher Maße die 
Baumäfte zu befchneiden find. Die Edietworte!!*) lauttgm fo: quomi- 
nus pedes quindecim a terra eam altius. coeroeas.. Es wird ale 
der Erdboden als der Standpunkt angegeben; vom welchem man bei bee 
Berechnung der fünfzehn Fuß auszugehen haberno), Nun Tann aber 
pedes quindecim altius nad ben Geſetzen der lateiniſchen Sprache 
nichts weiter heißen als altius quam quindeckm pedes. Geht man vom 
angegeben Standpunkte der Erboberfläche aus, fo wird evibent, baf 
nicht die Aeſte der erſten fünfzehn Fuß als ſolche bezelchnet werben, bie 
gekappt werben ſollen, fondern, was von Aeften über fünfzehn Juß, von bes 
Erde aus gerechnet, hinausliegt, da altius eneweder nur tiefer ober höher 
heißen faun und die erſte Bebeutung bier unzulaͤſſig ſcheint, weil ‚man 


von der Erboberfläche ausgehend nicht an die Aeſte, fondern an die Wurzeln 


kommen würde. Es bleibt fomit für bem vorliegenden Gall nur noch die 
andere Bebeutung des Wortes übrig, und dieſe ergibt nothwendiger Weiſe 
den Sinn, welcher im Obigen der Stelle untergelegt werben iſt. Diefe Er⸗ 
klaͤrung wich aud von den Bafiliten‘!®) auffallend begänftigt, welche die 
Stelle fo wiedergeben: ein Baum, weicher von meinem Ader in den 


110) Am beutlihften Paullus |. c. Auch wird in ber Interdictformel 
die mara des dominus gerabezu vorausgefegt. i 

111) Vim fieri veto L. 1, 6. 7. D. ibid. 

112) L. 1. $. 9% D. ibid. 

113) L. 1, $. 8. D. ibid. Man hat diefen Grund gegen den Zufammens 
bang der Stelle wohl auf das Zwoͤiftafelgeſetz befhräntt, und gemeint, im Ebdicte 


-fei nicht ſowohl ber Schatten, als vielmehr das Ueberhaͤngen ber Aefte als. Grund 


des Interdictes bezeichnet, WgL Hugo u a. D. S. 207. 
114) L. 1. $. 7. D. ibid. 


115) In Bezug auf diefen Stanbpunkt heißt: es auch in L. 1.8.9. D. 
ibidem: Si vero agro impendeht, tantum usque ad quindecim pedes a 
terra coerceri (Ulpian). — 

116) Basilica 60. 16. them. 13. ed. Fabroti tom. VIE p. 803.: rò dx 
tod dygoö cov dtrögov ärnornuivon zo dygo nev, das Untg Ömazevrs 
ödag el Oypnidy, zul un) sAadeisge adso, groln.d gadsag dub nAndevsıy 
xa) va Eva Enaigeıv. Roch deutlicher die glossae nomicae bei Sabbäus 
p. 48. Bel. Hugo u a. D. ©. 206. _ 
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deinigen heruͤberhaͤngt, kann in der Vorausſetzung, daß er über fünfzche 
Fuß hoch iſt, und nicht von die gekappt wird, nach der Vorſchrift des 
prätorifchen Edictes von mir geklappt werben. Diefe Auffaffung der Sadye 
fegt nun voraus, daß Bäume unter fuͤnfzehn Fuß gar nicht gefappt 
wurden, und ‚dieß HE nur von dem oben angenommenen Standpunfte aus 
erklaͤtlich. Kerner entfpricht biefe Erklärung ganz beim Geſichtspunkte, 
von welchem der Prätor ausging, daß "bee nachbarliche Baumfchatten 
dem anliegenden Grundſtuͤcke Beinen Schaden thun folle, und daß diefer 
Gefichtepunkt auch fhon Im früheren echte feftgehalten worden iſt, 
ergibt ſich aus einer ähnlichen Verfuͤgung bed Zmölftafelgefeges 117). 
Man!id) hat wohl als Gegengrund geltend gemacht, daß Feldbaͤume 
in guten Gegenden glei von unten auf ſich ausbreiten; aber das 
beweift weiter nichts, als daß auch die erfien 15 Fuß Schatten geben 
innen, und das nun bat wohl Niemand im Ernſte bezweifelt. Dee 
arſte, welcher ‚bie bier  vertheidigte Auslegung geltend gemacht hat, if 

Hugo, und ihm if Unterholzner?!?) gefolgt, wenn ſchon die mei» 

en neueren Juͤriſten ſich fuͤr die gewöhntidhe Anſicht erklaͤrt haben, dag 
nach. den Inhalte des prätorifchen Edictes nur Die Aeſte binnen der erſten 

fünfzehn Zuß von der Erbe an gerechnetabgehauen werben ſollen 120), Mittels 

meinumgen, bie aber ſaͤmmtlich nichts taugen, haben aufgeftellt Kirſten, 

weicher fagt, daß Grenzbaͤume, was in Stalien gewoͤhnlich Pappeln feien, 
in einer Höhe von 15 Fuß ganz abgefchnitten werden muͤßten 1221), und 
BG uyer!22), welcher meint, die durch das Interdict fanctionirte Selbſt⸗ 
biffe beziehe ſich zwar nur auf die Hefte der unteren fünfzehn Fuß, allein 
auch die. weiteren Aefle müßten gekappt werden, nur ftche bier die Bes 
fugniß fte abzufchneiden nicht dem Beelnträchtigten, ſondern lediglich dem 
Eigenthuͤmer des Baumes zu, der freilich zur Vornahme dieſer Handlung 

mit den geeigneten Clvilklagen gezwungen werden koͤnne. In der That 

wird neben der Interdictklage zu ähnlichen Zwecken auch die negatoria 

actio angefiellt werben koͤnnen. — Wie die Vorſchrift des Edictes mit 
dem friiheren Rechte zufammenhängt, darüber fehlt es und an hinreichenden: 
Machrichten. Jedoch wird bezeugt, daß die Zwoͤlftafeln bereits den 
gleichen Zweck verfolgt, und eine dem prätorifchen Interdicte ähnliche 
Dispefition enthalten haben. Wahrſcheinlich besieht fi) auf das in Frage 
ſtehende Zwoͤlftafelfragment der Ausdruck subhucare, welcher bei ge ftue 12°) 
und Paultus!2*) vorkommt, und von diefem wird bezeugt, daß er 


117) L. 1. $. 8. D. 48. 27.: Quod ait praetor, et lex duodeeim tabu- 
karum efficere valuit, at quindecim pedes altius rami arboris circumcidantur. 

118) Thibaut, civiliſt. Abhanblungen Nr. I, ®. 1. 

119) X. a. D. Th. 2, ©. 213. 
12320) Bel. Dirkfen a. a. D. %. 2, ©. 429. Thibaut a. aD. 
2 — 2. 9». Bangerow, Leitfaden für Pandektenvorleſungen Th. 1, 


121) Diss; cit. 

122) 4. a. D. 8b. 12, ©. S1 file. 

123) Festus, s. v. sublucare ed. Dacier p. 538. Dirtfen a «a. 
D. zb. 2, ©, 431. 

124) Sent. recept. V. 6. $. 13, 
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Polel heiße, als bie Hefte der Bäume unten wegſchneiden2*). 
Henn aber daraus gefolgert wird 129), daß demnach das Zwoͤlftafelgeſetz fich 
nur auf das Ausfchneiden der unteren, nicht auf-bas der höheren Aeſte bezogen 
babe, fo ift dieß ımrichtig, da supputare nicht heißt Die unteren Aeſte 
wegſchneiden, fondern die Aeſte von unten wegfchneiden, 
was ja bei der Beſchneidung der Baumdfte uͤberall gewöhnlich ift. Weberhaupt 
wendet auch Paulius!2T) das Wort auf beide Snterdicte an, welche 
in dieſem Pandektentitel vorfommen, wobei er natärlich die Meinung 
derer getheilt zu haben fcheint, welche bei dem Serüberhängen des Baus 
mes auf ein frembes Gebäude nur das Kappen ber Aeſte, nicht aber 
das Abfchneiden des Baumes von der Wurzel aus geftattet haben. 
Analog find die Interdiete auch auf Baummurzeln angewendet wor⸗ 
ben, weldye von dem einen Grundſtuͤcke ſich in das anliegende erſtrecken 
und dadurch den Nachbar in Schaben bringen 2°); daneben iſt zu gleichem 
Zwede auch die negatoria actio geftattet worden 29), freilih mit dem 


Unterfchiede, daß bier die Befugnig die Wurzeln abzubauen nicht, wie . 


bei dem Sinterdicte, dem Belchädigten, fondern dem Eigenthuͤmer des 
Baumes zuftcht 130), 


Interdictum de elandestina possessione!?!) heißt in 
der Kunfifprache der neueren Juriſten das Interdict, welches zufteht, 
wenn Jemand, deſſen Widerſpruch man zu fürchten hatte, die Ap⸗ 
prehenfion des Beſitzes verheimlicht worden iſt 122). Die Vorausfegungen 
des Interdictes beflimmen fich lediglich nach dem Anfangspunkte bes 
Beſitzes, nicht nad der Folgezeit1?®); dazu gehört jedenfalls auch 
eine DBefisverlegung, weil ohne biefe Interdictſchutz überhaupt nicht 
denkbar iſt; auc bezieht ſich das Interdict mwahrfcheinlih nur auf ben 
Beſitz unbemweglicher Sachen. Daß für bie clandestina possessio im 
elaffifhen Pandektenrechte ein eigenes Interdict aufgeftellt war, er⸗ 
fahren wir ganz beildufig aus dem Beugniffe des Julian?*%), für 
die frühere Zeit iſt auch eine Stelle bes Gicero!?®) beweifendz; dagegen 
wird es weber in den Juſtinianiſchen Pandekten noch im Goder noch in 


125) Sublucare arbores est ramos earum supputare et veluti subtns 
lucem mittere. Conlucare autem snccisis arboribus locum implere luce 
Festus, sub h. v. Dazu führt Dacier eine Stelle aus den alten Gloffen 
an; subluco Vroxadargw, was auf dafjelbe hinauskommt. 

126) So Dirkſen a. a. D. Bb. 2, ©. 431. 

127) Sent. recept. V. 6, 6. 13, 

128) L. 1. C. de interdictis. (8, 1.) 

129) L. 6. $. 2. D. arborum furtim caesarum.. (47. 7.) 

- 130) Bel Buyet a. a. O. 3b. 12, ©. 40 fig. 

131) Literatur: ©. flatt aller v. Savigny, das Necht des Befſitzes 
$. 41, 6. 547—655, 6. Aueg. Unterholgner, bie Lehre von den Schulbs 
verhältniffen Bd. 2, ©. 119. j 
r 182) L. 6. pr. L. 40. S. 2. D. de adquirenda vel omittenda possess. 

1. 2. 5 
: ih) L. 40. $. 2. D. ibid. Bel. v. Savigny a. a. D. ©. 548. ; 

134) L. 7. $. 5. D. communi dividundo. (10, 3.) 

135) Cic. de lege agraria in Rallum IU. 3, ' 


\ 
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den Juſtitutionen im Zuſammenhange mit bem Iutetbictenfofteme erwaͤhnt. 
Das Verſchwinden des Interdictes hängt wahrſcheinlich meit ber Ausbiidung 
dee juriftifchen Regel zufammen, daß der Befis von Grundſtuͤcken dur 
die Abweſenheit des Beſitzers wicht aufhoͤrt, mithin auch heimlichen Beſitz 
nicht entfiehen kann, wenn gu derſelben Zeit der Gegner das Grundſtuͤck 
occupirt 12%). Demnach geht, was ſonſt zur clandestina possessio ger 
rechitet wurde, nad) der neueren Deoctin nach Verſchiedenheit der 
Zälle bald im interdictum uti possidetis, bald im interdictung de 
vi 127) auf. 


Interdieta de elonels heißen in ber Kunſtſprache ber roͤmi⸗ 
fhen Iuriften die Interdicte, weiche zur Reinigung der privaten Schleufen 
und zur Erhaltung ber öffentlichen im prätorifchen Edicte aufgefteltt find 1*®). 
In ben Suftinianifchen Pandekten werben zwei ſolcher Rechtsmittel anges 
geben. Das eine iſt prohibitorifh, und fleht bem zu, welcher an der. 
Reinigung und Ausbefferung einer Privatfchleufe verhindert wird. Die 

Bedingungen find im Einzelnen folgende: 1) Es muß eine Privarfcleufe 
vorliegen !??). Die öffentlihen Cloaken ftehen unter ber Aufficht des 
Staates, bedürfen daher keines befonderen Interdictes. 2) Diefe Schleufe 
muß aus dem Haufe des Interdicenten in das Grundſtuͤck bes Prohibenten 
hinüber reichen 1*80), Zwar nennt das Edict zunaͤchſt nur Gebäude, allein 
das Interdict iſt durch Interpretation auf alle Grundflüde ausgedehnt 
worden, felbft auf den Fall, wenn es fid) darum handelt, eine Privat 
ſchleuſe in eine Öffentliche auszuleiten 1%), Das Aneinanderſtoßen ber 
Srundftüde kommt nicht weiter in Betracht, daher iſt das Interbict auch 
gegen entferntere Grundbeſitzer zuftändig, wofern nur bie Schleuſe ihr. 
Grundſtuͤck berührr!*2). 3) Es muß die Reinigung oder Wiederherſtellung 

der Schleuſe bereits angefangen, ober wenigſtens die Vorarbeit dazu bes 

gonnen baden, 4) auch die Arbeit gewaltſam geſtoͤrt worden fen !*®). 

6) Der Geftörte muß ſich zur Leiftung ber cautio damni infecti erbieten, 
falls durch die Arbeit etwa dem Nachbar Schaden zugefügt werden follte!*?), 
Doch kann aus der Caution nicht auf Schadenerfag geklagt werden, ins 
fofern der Schade mit der Arbeit unzertrennlich verbunden!*), und durch 
diefe gerolffermaßen nothtwendig geworden If. Das Interdict bezwedt 
nur die Verhütung Lünftiger Störungen 24%), felbft wenn fie in ber Form 


136) Vgl. v. a a. a. D. &. 407416. 
137) L.6$91 17. D. 4.2 Bel v. Savisny a. a. O. ©, 


18) L. 1. 6. 8. D. 48. 28. | 
” 2) Bol. Unterholgner, bie Lehre von ben Schuibverhältnifien Bd. 2, 


140) Quae ex aedibus eius in tuas pertinet. L. 1. pr. $. 8. D. ibid. 
141) L. 1; $. 9. D. ibid. * 

142) L. 1. $. 11. D. ibid, 

143) L. 1. pr. $. 5. D. ibid. 

144) L. 1. pr. $. 12 u. 14, D. ibid. 

145) L. 1. $. 12, D, ibid., 

146) Shenbafelbft. 
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der operis movi nuntiatio außgebradyt werben follten 187); von Schadens 
erfag wegen ber erſten Störung iſt nirgends bie Rede. Die Einreden 
ber vitiosa possessio unb ber Verjaͤhrung bleiben völlig ausgeſchloſ⸗ 
fen 1%), und zwar bie erfle aus Gründen für das öffentliche Wohl, weil 
die Stadt darunter leiden würde, wenn die Reinigung und Ausbeſſerung 
der Privatichlerfen gehindert oben verzögert würde. — Das andere Inter» 
dict iſt prohibitoriſch und veflitutorifh 149), und bezweckt die Unterlaffung 
von Bauten, welche die öffentlichen Schleufen verfchlechtern wuͤrden 450), 
Seine Bedingungen find 1) daß eine Öffentliche Schleufe vorliegt. 2) Daß 
Semand etwas gebaut oder fonft In dieſelbe eingelegt habe, wodurch ihr 
Gebrauch gehindert wird, ober etwas dergleichen thun wolle!) Auf 
die Verhinderung, des künftigen Baues bezieht fich der prohibitorifche Theil 
des Inierdictes; auf bie Entfernung des bereits eingelegten Hinderniſſes 
der reftitutorifche 162). Der Zweck bes Interdictes iſt die Abftelung bes 
Hinderniffes, und reſp. der Schadenerſatz für bie verurfachte Störung, 
auch Sicherheit vor ähnlichen Dindernifien in der Zukunft. Einreden 
find ganz unzuläffig. Von ber Anlegung newer Schleufen hat ber Prätoe 
nicht gefprochen. Gleichwohl hat Wenulejus!?®) nad bem Worgange 
des Labeo auch hier die Zuftändigkeit eines prohibitoriſchen Interdietes 
angenommen unter folgenden Vorausfegungen: 1) daß die Schleufe auf 
öffentlichem Grund und Boden geführt wirb, 2) dag bie Erlaubniß zum 
Neubau vom competmten Magiſtrate ertheilt worden iſt, 3) daß ber 


Erbauer in ber Arbeit von einem Dritten geftdet wird. 


Interdietum de fluminibus et ne quid in fiumine 
publice ripave eius fiat, quo, peius navigetur. Unter 
diefem Titel 1%) werden in den Juftinianifchen Pandekten zwei Interdicte 
vorgetragen, ein probibitorifches und ein reftitutorifches, welche den Zweck 
haben, Anlagen zu verhindern, welche die Befahrung eines äffentlichen 
Fluſſes erſchweren oder zu erſchweren drohen. Das prohibitorifche Inter⸗ 
dict, welches voranfteht, hat folgende DVoransfegungen: 1) E6 muß ein 
öffentlicher Fluß vorliegen!9d). Deffentlic find nad) römifchen Anfich⸗ 
ten nicht gerade alle immerfort fließenden Gewaͤſſer, fondern nur bie, - 
weiche ihrer Größe nach als Fluͤſſe zu betrachten find 120) ; im Gegenfage 
der temporären Waſſerſtroͤme (torrentia), welche durch bie Megenzeit und 


L. 1. $. 13. D. ibid. 
148) L. 1. $. 7. D. ibid. 
L. 1.9 1 u. 15. D. ibid. 
L. 1. $. 15 u. 16. D. ibid. 
151) Ebendafı 


elbft 
152) L. 1. $. 


16. D. ibid. 

153) L. 2. D. ibid. 

154) Literatur: deRetes, de interdictis ee ee 
lectio pars V. nr. I. in thesaurus iuris ed. Meermann tom. VII. p.528 sg. 
Unterholzner, die Lehre von den Schulbverhältniffen Bd. 2, &. 191-193, 

155) L. 1. $. 4. D. 48, 12, . 

156) L. 1. 9.8 L.3, pr. D. ibid. * Fundke, Beiträge zum 
Baſſerrechte, im Archiv für civ. Praxis Wb. 12, ©. 2775-27 ie 
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Ungewitter veranlaßt werben 157), auf ber einen Seite ab ber BU 
(rivi) auf der anderen 19%), Mas Fluß oder Bad) fel, fell nad a 
Größe des Gewaͤſſers beurtheilt werben, und, wofern auf diefem Wa 
die Frage nicht entſchieden werben Tann, nad) der Meinung Der Mnura 
ner ſo0). Indeß iſt das Interbict fchon zur Zeit der claffifchen Zurtka 
auf Candle angewendet worden, durch welche ein öÖffentticher Fluß gez 
ober theilweiſe geleitet wird10), Auch wenn die Schifffahrt im Mm 
durch Bauten beeinträchtigt zu werden droht, iſt das Iinterdice nach Pr: 
beo’& Meinung zuläffig1®), freilich mit ‚veränderter Faſſung. 2) Su 
diefem Fluſſe ober an beffen Ufern muß eine Anlage verſucht werben, 
welche die Schifffahrt beeinträchtigt ober zu beeinträchtigen Dee 
Solche Anlagen bezeichnet das prätorifche Edict kurzweg mit ben Was 
in flumine publico ripave eius facere, immittere. Dabei ift 4 di 
gültig, ob durch die Anlage das Fahrtvaffer ganz oder zum helle muy 
oder durch bie Ausbreitung oder Verengung des Flußbette® die Scuiflekt 
erfchtwert, oder bie Landung verhindert, ober Ankerpläge unftcherer gemeik 
werden 108). Selbſt die Veränderung der Flußdoggen und die Zerftörung da 
Leinepfade und das Schlagen von Brüden über den Fluß gehört in bicſe 
Kategorie). Hieraus erhellt zur Genüge, daß das Interdict eigmlih 
nur ſchiffbare Fluͤſſe angeht, einerlei, ob fie mit wirklichen Schiffen, Kb | 
en oder Floͤßen befahren werden 100); indeſſen hat die Doctrin es nah 
Labeo's Vorgange auch auf foldhe angewendet, twelche nicht ſchiffbr 
find 166). I) Wer die Anlage verfuchht, darf nicht zu deren Vornahme 
berechtigt fein. Wer nämlich die Befugniß zum Baue hat, bem firht 
die Einrede zu: extra quam si quid ita factum sit, uti de lege fieri 
licnit 107), Das Rechtsmittel ift feiner Faſſung nad) probibitociſch!) 
es bezweckt alfo nur die Verhinderung der Anlage für die Zukunft, ſteht 
jebem aus dem Volke zu und dauert auch über Jahresfriſt hinaus. 
Die Einrede, daß die Anlage zur Befeſtigung des Ufers nörhig fe, wird 
acht beruͤckſichtigt 16%). — Das zweite Interdict, wodurch der Befizer 
ber Anlage geztvungen werden kamn, Alles, was in den öffentlichen Fluj 
oder an beffen Ufern errichtet oder dahin eingelegt worben ift, wegzunchwer, 
falls die Schifffahrt duch bie Anlage beeinträchtigt wird 170), iſt fen 
Saffung nach dem erfteren ſehr Ahnlih, nur daß es feiner Natur nah 
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reſtitutoriſch iſt 17y), Daher bie Erforderniſſe deſſelben bie naͤmlichen find 
wie die des obigen, nur daß die Vollendung der Anlage vorausgeſetzt 
wird. Beklagt wird nicht ſowohl, wer die Anlage gemacht hat, als wer 
fie zur Zeit des Interdietes in Beſitz hat 172), weil nur er im Stande 
iſt, dem alten Zuſtand wieder herzuftellm. Die Neftitution felbft geht 
auf Herſtellung diefes früheren Zuſtandes, alfo auf Wegrdumung 

des Hinderniſſes u. f. w. Erfolgt fie nicht, fo wird. der Beklagte con⸗ 
demnirt. — Außerdem fcheint die Wiederherſtellung des vorigen Zuflandes 
aud; jedem aus bem Volke erlaubt gewefen zu fein, da zu diefem Zwecke 
ein ptohibitoriſches Interdict zuſtand, wenn ber, welcher das Hinderniß 
hinwegraͤumt, daran gewaltſanz gehindert wird 179), Daß dieß in den 
Juſtinianiſchen Pandetten nur beildufig erwähnt wird, erklärt fih aus 
der Einführung des reftitutorifchen Interdictes, welches einen volleren 
Schutz gewährte und mithin das prohibiterifche in Vergeſſenheit gebracht 
Haben mag. | 


Interdieta de fonte heiten in dee Kunftfprache der römifchen 
Juriſten die prohibitorifchen Interdicte, welche dem zuſtehen, welcher 
 entroeder im Befige der Befugniß, Waſſer auf fremdem Grund und 
Boden zu [höpfen, geftdtt, oder an ber Reinigunggbes fremden Brunnens, 
aus dem er bisher geſchoͤpft bat, verhindert wird 17%), Die gemeinfchafts 
lichen Bedingungen biefer Interdicte find: 1) Das Gewaͤſſer, an weichem 
die Befugniß ausgeübt wird, muß immer laufendes Waffer enthatten 175), 
Demnad find bie Interbicte ausgefchloffen bei Cifternen, in welchen ſich 
nur Regenwaſſer anfammelt, auch bei allen anderen Wafferbehältern, 
welche Feine aqua viva haben!7%), 2) Die Befugnig muß am Gemäffer, 
wie es im natürlihen Laufe bahinfließt, ausgeübt werben 177), a⸗ 
her ſind die Interdicte nur dann zuſtaͤndig, wenn ſie an der Quelle 
ſelbſt zuſteht, oder bei Fluͤſſen am Anfange des Ausleitungsgrabene. 
Doch hat fie auch ſchon der Praͤtor auf kuͤnſtliche Waſſerbehaͤlter aus⸗ 
gedehnt, auf Brunnen, piscinae, lacus 276), 8) Der Gebrauch muß 
binnen eines beſtimmten Zeitraumes ſtattgefunden haben. Das praͤtoriſche 
Ediet ſetzt nur den Beſitz des letzten Jahres voraus!79), und zwar bei 
bem Interdicte, welches zum Schuge des Gebraucyes aufgeftelft iſt, fteht 
dieß Erfordernig im Edicte; bei dem anderen, welches die Reinigung des 
Brunnens bezweckt, iſt dieß indirect in der Verfügung enthalten, daß das 


171) L. 1, $. 19. D. ibid. restituas. L. 1. $. 20. D. ibid. 
172) L. 1. 8. 21 u. 22. D. ibi 

173) L. 1. 8. 12. D. ibid. | 
174) £iteratur: Barthol. Caepolla, de servitutilmg rusticorum 
\ praediorum cap, 7. p.388.; de Retes, de interdictis et remediis —— 
riis relectio pars IV. im thesaurus iuris ed. Meermann tom. VII. p. 527. 
Gine Andentung gibt auch v. Savigny, das Recht des Beſites, 6. Ausg., 


I75) L. 1. 8. 4. 6 u. 7. D. 48. 22. 
176) L. 1. 6. 4. D. ibid. 
a L. 1. $. 7. D, de aqua quotidiana. (43. 20.) 
1. pr. 5. 10, D. 48, 22. | | 
1. pr. &. 5, D. ibid. 
V. 85 
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Waſſer nicht anders gebraucht werden ſolle, als es im letzten Jahre 
geſchehen iſt. 4) Es muß eine gewaltſame Störung vorgefallen fein 8). 
Der Charakter dieſer Stoͤrung iſt nach den Interdicten verſchieden. Bei 
dem, welches den Schutz In der Ausübung bezweckt, muß die Prohibition 
natürlich den Gebrauch felbft betroffen haben, wohin auch gerechnet wird, 
daß man im Gehen über das fremde Grundftüd zum Zwecke bes Ges 
brauches behindert rich ’*!). In dem Interdicte, welches zur Ausbefferung 
des Brunnens gegeben wird, muß bie Störung natürlich bie Arbeit ſelbſt 
ober wenigſtens ihre Vorbereitung betroffen haben. — Beſondere Bebins - 
gungen bdiefes legten Interbictes find noch, folgende: 1) Es muß bie 
Ausbeiferung des Brunnens ſchon angefangen haben ober wenigſtens vor⸗ 
bereitet worden fein. 2) Bei dlefer Arbeit barf nicht die Sachlage des 
letzteren Jahres verändert worden fein 192), Das Edict erwähnt Hier: 
fontem purgare, reficere, was auf Reinigung und Ausbefimung des 
Brunnens beutet, ſoweit dieß nothmwenbig erfcheint, um bie Quelle zus 
ſammenzuhalten 182). Bei der Eröffnung neuer Wafferwege wird bie Pres 
bibition nicht gehindert. Der Zweck der Interdicte iſt lediglich bie Abs 
wendung der Störung für die Zukunft; beide find prohibitorifhher Natur, 
von Schadenerfog iſt nirgends bie Rede. Sie find zum Schuge der 
'servitus aquaehaustu® und pecoris ad aquam appnlsus eingeführt!®*), 
doch tritt natürlich die Frage Über die Zuftändigkeit diefer Servituten im 
Snterdictverfahren zuruͤck, ba fie in das Petitorium gehört. Der durch 
die Interdicte herbeigeführte Beſitzſtand ift blos proviforifch und bauert 
nur fo lange, bis der Beklagte im Petitorium die Nichtzuſtaͤndigkeit ber 
Servitut ausführt. Die Frage, unter welchen Perfonen fie zuſtehen, 
entfcheidet ſich nach Analogie der interdicta de aqua!®), Demnach gehen 
fie activ nicht blos auf die Erben und bie übrigen Untverfalfuccefforen 
über, fondern fie werben audy den Singufarfuccefforen, 3.8. dern Käufer, 
geftattet. Von Einreden, welche dagegen zuldffig find, kommt in dem 
Juſtinianiſchen Pandekten nur bie der vitiosa possessio vor, und auch 
diefe wirft nur, infofern fie auf den Befigftand des legten Jahres bezogen 
wird 190) und in den Verhaͤltniſſen des Klägers zu dem Beklagten ihren 
Stund hat !ET), 


Interdictum de glande legenda'®®) heißt in ber Kunſtfprache 
der ömifchen Juriften das prohibitoriſche Interdict, weiches zum Schude 


ie ne _ —— 


wia. 0) Vim Seri veto L. 1. pr. S. 6. D. ibid. Bol. L. 1. 5.5. D. 
1910, ä 
181) LI. S. 5. D. ibid. 
* . S. 9. D. 48. 22. 
6 u. 8. D. ibid. 
> u. 2 


on 


. 7. D. ibid, 
u. 11. D, ibid, | 
186) Uti hoc anno nec vi nec clam nec precario — usus es L. f. pr. 


D. ibid. dum ne aliter utaris, atque uti h ß 
precario usus es. L. 1. $. 6. Da 1 006 anno non Vi, non clam , non 


187) Ab illo usus es L. 1. pr. s. 6. D. ibidem. 
188) Literatur: Thibaut, civiliftifche Abhandlungen’ Ar. 1, ber das 
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Unterholzner a. a. O. Th. 2, ©. 211. 
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bes Aufleſens und en von Früchten zufteht, welche von unferem 
Baume auf das Grundftäd des Nachbars herüber fallen. Die Bedins 
gungen biefes Rechtsmittels find im Einzelnen folgende: 1) Es muͤſſen 
zwei an einander floßende Landgrundſtuͤcke vorliegen 180). 2) Diefe Grund: 
ſtuͤcke müfjen verfhiebgnen Perfonen eigenthuͤmlich zugehören. 3) Von 
dem, auf dem einen Brundflüde fiehenden Baume müffen Früchte auf 
das andere herübergefallen fein. 4) Diefe Früchte müflen noch in ber 
Natur der Dinge eriftiren!?0). 5) Der Eigenchämer des Baumes muß 
m erlaubten Weife Anftalt gemacht haben, diefe Früchte auf dem’ fremden 
Grundſtuͤcke aufzulefen und fortzutragen, 6) doch "in diefer Arbeit ges 
waltfamer Weiſe geftört worden fein!?!), Unter diefen Vorausfegungen 
wird das Interdict gegeben, welches ben Zweck hat, den Eigenthümer 
vor Fünftigen Störungen im Auflefen und Forttragen der Fruͤchte zu 
bemahren??2), feiner Zaffung nad) weohibitorifch iſt, ſich alfo nicht auf 
den Erſatz des zugefügten Schadens bezieht. Wahrſcheinlich hängt die 
Verfügung des Edictes mit Älteren Rechtsgrundſaͤten zuſammen;. 
fon das Zmwölftafelgefeg hatte Aehnliches verfügt zum Schuge gegen - 
wenig nachbarliches Betragen bei dem Auflefen der Fruͤchte auf fremdem 
Grund und Boden!) Am prätorifchen Ebicte wird nur das tertio 
quoque die legere, auferre (glandem)1P%) als erlaubt dargeftellt, und 
tie dieß auszulegen ſei, ift immer fehr flreitig getvefen. Nach der einch 


- Meinung fol der Eigenthümer nur das Recht haben, die Früchte von je 


drei Zagen auf einmal einzufammeln und fortzutragen!®5), und dann 
waͤte quoque unfehlbar als Ablativ anzufehen, der von dem Zahlmorte 
abhängt. Diefe Meinung ift auch nad dem Vorgange von Azo von 
ben meiften neueren Gelehrten vertheldigt worden 19%), während eine an- 
bere, fchon den Gtofjatoren befannte Anſicht das quoque für eine Pars 


. Snterbictum de glande legenda S. 1-65 Unterholzner, bie Lehre von 


ven Schulbverhältniffen Bd. 2, ©. 211. 

189) L. un. pr. D. quae ex illius agro in tuum cadat. (43. 28.) 

190) L. 9. $. 2. D. ad exhibendum. (10. 4.) 

191) Vim fieri veto. L. un. pr. D. ibid. 

192) L. un. pr. D. ibid. 

193) Plin. hist. 16. 5. -cautum est in lege XII. tabularım, ut glan- 
dem in fundum alienum procidentem liceret colligere. Bgl. Hugo’s Ge 
fchichte des römifchen Rechtes, 11. Ausg., &. 205. 

194) L. un. pr. D. ibid. L. 9. 6. 4. D. ad exhibendum. (10. 4.) 

195) So bie Basilica lib. 15. tit. 4. them.9. $.1. ed. Heimbach tom. T. 
p, 175. #al vouov zapayysllan zw megl dnkoyiis Baidvov, dp’ 
© ovvayayaiv zov napnöw Eml zoeis Auen. Auch haben die Worte bes 
Dfeudo : Euftatyius (al — ed. Zachariae p. 128.) rò ivregdınrov — aycı 
zeı07 NuE0Wv Tod oviksysıs nor tous Baldvovg amfop&vong für bie, welche 
des Griechiſchen mächtig find, Zeine andere Bedeutung. Ganz mißverftanden 
bat dieſe Stelle Thibaut a. a. O. ©. 3. i 

196) Vgl. Thibaut a. a. D. &.3—6. Hugo a. a. D. S. 205, Note 
1. Dirkfen, über bie gefeslichen Beſchraͤnkungen bes Eigentums, in ber 
Beitfchrift für gefchichtliche Rechtswiffenfchaft Bd. 2, ©. 424. Guyet, Bee 
merfungen aus dem Deconomierechte, im Archiv für civil. Praxis Ih. 17, ©. 
64 fig. v. Bangeromw, Leitfaden für Yanbektenvoriefungen Bd. 1, ©. 479. 
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titel hält, und alſo bie fraglichen Stellen fo auslegt, als habe der Prator 
die, Dauer des Interdictes auf drei Tage feſtgeſetzt; darnach dürfte man 
alfo vom Augenblicke des Weberfalles am gerechnet drei Tage hindurch zu 
jeder Zeit das Obſt auflefen, nachher werde es herrenlos, oder koͤnne 
wenigſtens nur durch die gewöhnlichen Actionen vexfolgt werden!?”). Im⸗ 
merhin bleibt audy bei der richtigen Interpretation zweifelhaft, ob tertie 
quoque die auf ben Zwiſchenraum von je zwei ober von je brei Tagen 
gebeutet werben ſolle. Für das erfte haben fich viele Auctoritäten ber 
neueren Schule rtioe), allein auch das letztere 100) iſt mit dem rds 
mifchen Sprache e vereinbar, nad) welchem bei Drbinalzahlen der 
Anfangspunkt, von dem man ausgeht, in bie Zahl bald eingerechnet, bald 
ausgefchloffen wird 20%). Zür diefe Auslegung ſpricht a) eine öffentliche 
Sefegurkunde aus der Zeit des zweiten Triumvirates, welche die 

quintum quemque (limitem) facto pedes XII 201) enthält, und vom 
den Beitgenoffen fo ausgelegt ward, daß fünf volle Centurien in der 
Mitte liegen follten, wenn ſchon bie fpäteren Ageimenforen fie intime 
licher Weife nur von vier Centurien verftanden haben 2%). b) Die 
Zeugniſſe der griechifchen Ausleger, welche tertio quoque die mit dar 
zoeis pkpag, üypı Toy Tuegmv 202) überfege, alſo den Anfangee 
punkt nicht mitgerechnet haben. Wan kann freilidh entgeguen, ba 
‚ biefe Zeugniffe für die Zeit, wo das prätorifche Edict abgefaßt wurde, 
nicht als Inſtanz gelten koͤnnen. Allein es handelt fich für das geltende 
Recht hauptfächlich um bie Auslegung diefer Fragmente vom Standpunkte 
bes Juſtinianiſchen Mechtes auss gerade diefer wird aber durch jene Zeug⸗ 
niffe um fo ficherer beftimmt , da die Schrift über die Zeitahfchnitte ein 
Auszug aus einem größeren Werke if, das einem Schriftfteßer angehört, 
ber bald nach Juſtinian Tebte, ferner iſt der Baſilikentert meiftens aus 
der Exdocıs des Anonymus gefchöpft, welcher nach neueren Unterſuchun⸗ 
gen in das Juſtinianiſche Zeitalter hinaufgeruͤckkt werden mug. — Bon 
Einreden, welche gegen. das Interdiet zuftehen, kommt die der Verjährung 
in den Juftinianifchen Pandekten nicht vor, und dag man feit den Gloſ⸗ 
fatoren eine Verjährung von 3 Tagen dafür angenommen hat, beruht 
lediglich auf einem Mißverftändnifie, das bereits Thibaut bimreichend 
aufgebedt Hat, Wohl aber wird bie Einrede ber nicht geftellten cautio 
damni infecti zugelafjen, welche zwar nicht in dem Pandektenfitel vor 


19T) Bgl. die Siteratur bei Thibaut a. a. D. ©. 8. 

198) Dirkfen a. a. D. 8b. 2, ©. 424. Schweppe, ſuriſtiſches Mas 
gazin I, ©. 142. Roßhirt, in feiner Zeitfchrift Bd. 1, &. 117. Unters 
bolzner a. a. O. 86. 2, ©. 211. 

a vet a.0.D. Th. 17, &. 64 - 76. v. Bangerow a. a. O. 


. 
200) Diefer doppelte Sprachgebrauch ift jegt auf überzeugende Weiſe nach 
erviefen worden von Saviany, © des heutigen römifchen Rechtes Bd. 4, 
ET a ie 
N —— de coloniis = — p. a 188, » 
gl. v. Savigay a. a. a. D. Bd. 4, ©. 612 fig. 
203) Bl. die Stellen in Rote 16. — = 
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kommt, der ımfer Interdiet ſpechel dehandelt, wohl aber In einer anderen - 


Stelle 208) von Ulpian nah dem Vorgange von Pomponius als 
Vorbedingung bes Interdictes genannt wird. — Mit dem Interdicte 
concurrirt zu gleichem Zwecke die ad exhibendum actio 205), jedoch mit 
Dem Unterfchiede, daß diefe auch im Kalle ber bolofen Fruchtconſumtion 
eine Gondemnation erwirkt, weil, wer durch eigenen Dolus die Erhibition uns 
moͤglich gemacht hat, eben ſo gehalten wird, als wenn fie fernerhin noch 
möglich wäre; und daß, wenn die Frucht noch in Ratur vorhanden Ift, 
die Exhibition nicht durch die Handlung des Klägers, fonbern durch die 
des Beklagten und anf defien Koften herbeigeführt. werben muß. 


Unterdietum de homine Hbero exhibende 200) heißt 
Das Interdict, womit ein jeder aus bem Volke die Losgebung eines 
freien Menfchen erziwingt, falls ee im Gebrauche feiner perfönlichen Frei⸗ 
beit von Jemand dolose verhindert wird. Die Erforderniffe des Inter⸗ 
dietes find: 1) Es muß fi) um bie Perfönlichkeit eines anerkannt freien 
Menſchen handeln 307), einerlei, welchem Gefchlechte er angehört, ob er 
sui iuris oder alieni juris ift, und ob er von feiner Freiheit unterrichtet 
ift ober nicht?os). Mo Zweifel entſteht, ob die betreffende Perfon frei 
ſei, fällt das Interdict weg, und es bleibt dann für die satıs contro- 
versia nur das Petitorium Abrig20%), und dieſem fol durch dem Inter⸗ 
dictenprogeß nicht präjudichtt werden. 2) Diefe Perfon muß von Jemand 
im Gebrauche ihrer Freiheit hefchränkt werden. Diefe Beſchraͤnkung drüdt 
das prätorifche Edict mit dem Worte retines aus 210), Als Beiſpiele 
folcher Befchräntungen werden genannt: das Feffeln, Verheimfichen, Ein: 


ara 
0 


fpercen freier Perfonen UL), oder das Auftraggeben zu folchen Handlungen; " 


wahrſcheinlich kamen bier alle Handlungen in Betracht, zu welchen der 
Beklagte nach den Regeln bes Clvilrechtes nicht beſonders befugt tar. 
Selbſt Verhinderung am Fortgehen konnte unter Umftinden in 
Betraht kommen 212). 3) Diefe Befchränkung muß in ihren Folgen bis 
zur Zeit andauern, mo. das Interdict angeftellt wird *1°). 4) Wer dieſe 
Befchräntung verurfacht, muß in dolo malo befindlich ſein 212). Aus 
diefem Grunde findet das Interdict nicht flatt gegen die, welche von ber 


204) L. 9. $. 1. D. ad exhibendum, (10. 4.) 
205) L. 9. $. 1. cit. 


206) Literatur: de Retes, de interdictis et remediis possessoriis 


relectio pte. V. $. 37-89. im thesaurus iuris ed. Meermiann tom. VII. 


Ay Unterholgner, die Lehre von den Schuibverhältniffen Bd. 2, ©. 


flg. 

207) L. 1. 8. 1. L.3.61.D. 29. 

208) L. 4. pr. D. ibid. * 

209) L. 3. $. 7. D. ibid.. 

210) L. 1. pr. D. ibid. Bel. L.1.5.1. L. 8. 6 2-4. D. ibid. 
Detineri braucht Paullus (sent. V. 6. $. 14.) 

211) Paullus, sent. V. 6, $. 14. 

. 212) Arg. L. 2. D. 43. 29. 4 

213) Retines. L. 1. pr. D. ibid. Darauf deutet aud) die Erklärung 
von: exhibeas in L. 8. $. 3. D. ibid. 

214) L. 1, pr. L. 3. $. 2—6. L. 4. pr. $. 2. D. 43. 29. 





550 Interdiete. 


Freiheit bee retinirten Perſon nicht unterrichtet find, außer von dera Sa ı 
punkte an, wo fie von dieſem Umftante in Kenntnig gefegt werben TER 
auch nicht gegen bie, welche zum Retiniren entweder berechtigt find ober «' 
zu fein glauben, 3. B. gegen den Vater in Rüdficht feines Haus ſo — 
gegen den Ehemann, ber feine Frau vorenthaͤlt IT); gegen ben, tweiche 
einen Gefangenen aus der Gefangenſchaft losggfauft hat unb ihn pfamb- 
weiſe retinirt 19); endlich fleht es nicht zu ghen ſolche, welche Die Be 
ſchraͤnkung aus Zuneigung und Liebe verurfadhen, 5.8. wenn ber Water 
fein emancipirte® Kind, ober der Patron feinen Freigelaſſenen, oder Be 
Pflegeeltern ihre Pflegefind retiniven219). 5) Dee Beſchraͤnkte berf ze 
der Befchränkung feiner Freiheit nicht feine Zuſtimmung erflärt haben #7 
Diefe Einwilligung ſchließt den dolus malus von Seiten bes Bedrdız- 
kenden aus. Erzwungene oder erfchlichene Einwilligung wird a ne 
und nichtig betrachtet. — Unter biefen Vorausfegungen ſteht des Fazer- 
dict zu, welches den Zweck hat, die unrechtmäßige Netention von ferien 
Derfonen, fofern fie in eigenmädtigen Handlungen von Privat Iren 
Grund hat, für immer aufzuheben??!), Diefem Zwecke entfpridt ganz 

die Faſſung des Interdictes; der Retinirte muß fofort, oͤffentlich med 
ganz und gar freigegeben werben 232); fonft erfolgt die Condemmnatim””)- 
Seiner Natur nad) fteht das Interdict beſtaͤndig zu 220), ja es ik wcht 
einmal ber gewöhnlichen Klagenverjährung der perpetuae actiones mur- | 
worfen, meil die Beſchraͤnkung der Freiheit fih jeden Augenblick em 
neuert 225), Als Klaͤger kann jeder aus dem Volke auftreten, weil | 
Niemand verhindert werben foll, ſich der perfönlichen Freiheit anzund« 
men 22°); felbft rauen und Pupillen wird es nicht verweigert, ſofem 
fie aus Liebe zu ihren Verwandten ober Verſchwaͤgerten es branchen 
wollen 227); melden ſich mehrere zu gleicher Zeit, fo entſchedet das rich⸗ 
terliche Ermeſſen barüber, wer zur Klage zugelaffen werden fol, und 
zwar ſoll vorgezögen werben, wer durch Nähe ber Bermandiiäutt vnd 
Schwaͤgerſchaft, durch Zuverläffigkeit, durch aͤußeres Anfehen ſch ww 
den Uebrigen auszelchnet 22%), Von wem es wahrſcheinlich iſt, daß er eb 
nicht ehrlich meint oder mit dem Beklagten colludiren werde, der ſol 
ganz ausgeſchloſſen bleiben?29). Beklagt wird dee Retinent, und dieſer 





215) L. 8. 8. 6. L. 4. S. 1. D. ibid. 

216) L. 3. S. 2. D. ibid. 

217) Paulli sent. V. 6. ©. 14. 

218) L. 3. $. 8. D. ibid, | 


219) L. 3.6.4. D. ibid. Paulli sent. rec. V. 6, 6. 14. | 
220) L. 3. $. 5. D. ibid. , 

221) L.1.8.1. 1.83.89 L. 4. 8. 2. D. ibid. 

222) L. 1. Pr. L. 8. $. . L. 4, pr: u. F. 2. D. ibid. 

223) L. 8. $. 18. D. ibid. 

224) L. 9. $. 15. D. ibid. 

225) Bgl. Unterholgner a. a. D. Bb. 2, S. 215. 

226) L. 8. $. 9, D. ibid. 


* 


! 
» 
i 
| 
! 
! 
} 


| 


Juterbiete. 61 
Morm ſelbſt in ſeiner Abweſenheit mit dem Interdiete Belange werden, 


wo dann das gewoͤhnliche Contumacialverfahren eintritt, ſobald er nicht in 


gehoͤriger Weiſe vor Gericht vertreten wird 280). Regelmaͤßig wird das 


Interdict nur einmal gegeben; eine Nachklage iſt nur inſofern moͤglich, als 
Der Beklagte es im erſten Prozeſſe vorgezogen hat, bie Condemnations⸗ 


ſumme zu bejzahlen???). Außerdem ſteht zur Abſtellung widerrechtlicher 
Freiheitsbeſchraͤnkungen noch der Weg ber Criminalunterſuchung offen, 


von welcher das Interdict in keiner Weiſe abhaͤngig iſt 222) 


Enterdieta de itinere actuque private. Unter dieſem 


; Mamen find uns in den Suftinianifchen Pandekten zwei verfchiedene 


Interdicte erhalten- worden, welche im prätorifchen Edicte zum Schutze 


ı ber in ber servitus ifineris, und actus und viae liegenden Befugniffe 


aufgeftellt worden find. Das eine???) derfelben hat bie Beſtimmung, 
den, welcher fi im Befige der Servitut befindet, gegen gemaltfame 
Stoͤrungen zu [hügen. Die Exforberniffe diefes Rechtsmittels find fol⸗ 
gende: 1) Die Ausübung der Befugniffe, welche in ben betreffenden 
Servituten enthalten find, mit Ausſchluß dee Wegebefferung., Denn auf 
dieſe wird das vorliegende Interdiet nicht bezogen, weil dafür das zweite 
Interdiet eingeführt if. Wer über die Grenzen der Servitut hinausgeht, 
ann daran gehindert werben, ohne das Interdict fürchten zu müfjen??®). 
Auch kommt nichte darauf an, ob alle in der Servitut liegenden Befug⸗ 
niffe, ober nur ein einzige® quögehbt wich 22°). So fteht das Interdict 
de via zu, wenn auch nur das Gehen ober Reiten Über das frembe 
Grundſtuͤck erwiefen wird 22%. Bei diefer Ausübung, welche im prätor 
rischen Edicte mit dem Worte uti bezeichnet wird, iſt es gleichgiltig, ob 
det Servitutberechtigte ſelbſt handelt, ober ein Anderer für ihn, 3. B. eigene 
Sclaven, Pächter, Sreunde und Gaſtfreunde deſſelben 237); uͤberhaupt 
Alle die, durch welche man ſich Servituten erhalten kann 9), voraus 
geſetzt, daß fie diefe Befugniffe nicht im eigenen Namen, fondern in dem des - 
Beſitzers ausüben 239), weil fie fonft nicht diefem, fondern ſich felbft das. 
Interdict erwerben. 2) Die Ausübung muß in ber Ueberzeugung ges 


230) L. 3. $. 14. D. ibid. 

231) L. 8. $. 13. D. ibid. 

232) Paulli sent. rec. V. 6. $. 14. L. 8. pr. D. 49, 29, 

233) Literatur: Caepolla, de servitutibus tract. 2. cap. 1. $. 
97 q.3; de Retes, de interdietis relectio IV. im thesaurus iuris ed. 
Meermann tom. VII, p. 621--528.3 v. Savigny, bad Recht des Beſitzes 
6,46, &. 589-5985 Albert, über den Beſitz unkörperliher Sachen Nr. 1. 
Peipzig 1826. Althof, das interdictum de itinere actuque privato. Rin- 
tein 1836. Unterholgner, die Lehre von den Schuibverhältniffen Bd. 2, 
S. 155—160. 

234) L. 1. 9,5. D. 43. 19, 


235) L. 1. 6. 4. D. ibid. 

236) ©. v. Savignya. a. D. ©. 591, 

27) L 18.781. L. 3. g. 4. D. 48. 19. 
238) L. 3. $. 4. D. ibid. . 

239) L. 1. $. 8. D. ibid. 
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en fein, daß mir bie Servitut zuſtehe et * 
a endbung, wenn ich gehe, in in der D eim 
ſtuͤck ſei mein eigenes ?*'), oder im der Vorau 


etwas dagegem haben werde 242), oder, wenn ich durch. eber 
zu einem Umwege veranlaßt werde?*?). Die Frage, ob das 
Servitut dem Gebrauchenden wirklich zufteht, Eommt | A n 
tracht ?**), wird alfo im vorliegenden Prozeffe gar * 
es ſich nur um die Regulirung des Beſitzſtandes h 
Mech der Servitut **°), 8) Für bie Ausuͤbung der Servi 
gemi es Maß ſchon duch das prätorifhe Edict vorgefeh rieben. 
brauch muß in das Teste Sahe, vom, Augenblide 
m hineinfallen ?*°), und bas ieh 
man jene Servituten, worauf ſich bas Snterbict ui 
braucht, alſo die Berufung auf ———— Bene: im 
Faͤllen unzuläffig war”), Wird der Gebrauch; bu 
niffe, wie Ueberf hwemmung, — perfänlicher. @ 6 ar J 
im legten Jahre gehindert, fo kann man ex clausula g 
einfegung in den vorigen Stand erhalten, und dann wie ie 
brauch des legten, fondern bes zmweitlegten Jahres 
gen 4). Wahrſcheinlich kommen hier alle iustae -. * 
tracht, welche die Interpreten des Edictes unter die ıtegorie_ d 
sula generalis eingeſtellt haben 24%), In dieſem Zeittaume ı 
Servitut oͤfters ausgeuͤbt werden, doch vel modico tempore, i 
minus, quam triginta diebus, wie Ulpian im 70. Buche feine 
commentars bemerft2°%). Die Auslegung dieſer Worte ift fireit 
gewöhnliche 25") und dem Zuſammenhange des Satzes nad), wie es 
allein zuläffige Anficht erklärt fie von dreißig Malen, melde bie & 
an eben fo viel verfchiedenen Tagen a fein müffes dage⸗ 
man im neuerer Zeit die Anſicht aufgeſtellt, daß in jenen Bor 
der Anfangs» und Endpunkt des Beſitzes habe ar deutet wer 


240) L.7. L.1.$.11.D.ibid. L. 22 0.25. D, a 
” 


servitutes am. (8, 6.) 
—— 19. —* 
—* Le): ? Pi. F A 
243) L. 1. 
24) Li s3, D. Dia "L.2. 6.3. D. si serritus — 
26 2. $ 
MBIT BD. 4. 19. Re * en fi 
rungen in u 1. $. 9. 12. L. 3. pr. D. ib u: ** 
247) L. 1. $. 2. D. ibid. Daher heißt 2 Da Interdict: im N 
tum refertur, L, 1, $. 2. D. de interdietis. (43, 1.) 
248) L. 1.8. 9. D. 43, 19. | F 
249) Ibidem. | 


250) L. 1.$. 1. D. ibid. 

251) So —— l. c. cap. 1. de Ret 
tom. VII, p.521. v. Savigny a. a. * ©. Her wobl au Un 
ner a, A. D. Bd. 2, ©. 157, 
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eu B6®) ; darnach foll Then ein mehrmaliger Gebrauch deu Servitut aus⸗ 
eichen, wofern nur bie erfte und legte Befishandlung einen Zeitraum bon 
O zufammenhängenden Tagen des legten Jahres in fich ſchließt. Uebrie 
ens gilt dabei die accessio possessionis im -meiteften Sinne, baher 
em Geftörten auch die Befitzhandlungen des Erblaffere, ja fogar ins Kalle 
ee Singularfucseffion die des Verkäufers, Schenkers u. ſ. w. zu Gute 
Iommen 26), 4) Der Ausübende muß in der Ausübung gewaltfamer 
Weiſe geſtoͤrt fein 209, nnd diefe Gewalt wird wahrfcheinlicher Weiſe 
ach. denſelben Grundfägen beurtheilt,. wie bei dem interdictun uti 
»ossidetis256), worauf ſchon bie Aehnlichkeit der Faſſung zu beuten 
heint. Dabei iſt es gleichgiltig, wen die Gewalt angethan wird, 
„5 dem Beſitzer der Servitut felbft oder denen, welche fie in befien 
Namen ausuͤben 260), Streitig iſt e6, ob bona fides. des Beſitzers vers 
angt wird. In der That haben wir Fein einziges Beugniß, welches bie 
Nothwendigkeit dieſes Erfordernifies darthut 257); daß es aber bei dem 
interdictum de aqua quotidiana anders iſt, ift mohl Fein Grund für 
die Annahme. Der Zweck des Interdictes iſt bie Herbeiführung eines 
proviſoriſchen Schuges im Beſitze der Servitut, daher ſteht es nur gegen 
den Störer im Gebrauche zu 29%), ohne Unterſchied, ob diefer ber durch 
die Servitut befchränfte Eigenthämer oder aber ein Dritter iſt, nicht 
allein zur Abwehr Lünftiger Störungen, fonbern aud) zum Erfage des 
durch bie gefchehene Störung verurfachten Schadens 200), Seiner pro⸗ 
pibitorifchen Faſſung nach wird es unter die Interbicte geftellt, welche 
zum Schuge einer geſtoͤrten, aber durch die Störung nicht aufgehobenen 

uasi possessio zuſtehen; nut, wenn ed dem successor singularis, 
z. DB. dem Käufer gegeben wird, fann es auch adipiscendae possessionig- 
fein 260), und dieß zwar deßhalb, weil in biefem Falle accessio posses- 
sionis im voltften Sinne des Wortes gilt. Daß der durch das Interdict 
herbeigeführte Beſitzſtand durch das Petitorium angefochten werden kann, 
ift aus ben allgemeinen Grundlagen bee poffeffortfchen Interdicte deutlich. 
Bon Einreden, welche dem Interdicenten entgegenftehen, kommt in ben 
Zuftinianifchen Pandekten nur die exceptio vitiosae possessionis in 





252) So Althof a. a. O. 5 1-89, jest au v. Bangerom, Leit 
faben für Pandektenvorlefungen Bd. 1, &. 716. Daß dann velniht ober 
beißen tönne, fondern in ber Bedeutung von werrigftens genommen werben 
mürffe , bemerkt ſchon v. a a- a. O. 

253) L. 3. 96. 6-10. L. 6. D. ibid. L. 1. $. 37. D. de aqua quo- 
tidiane. (43. 20.) | 

254) Vim fieri veto L.1. pr. D. 43, 19. L. 2. $. 3. D. de interdictis, 
(43. 1.) Die römifchen KRechtoquellen ſprechen hier von prohiberi uti. L. 3, 
S. 1. 3. 5. D. 48. 19, 
22) So v. Savigny a. a. D. &. 592. 

256) L. 3. 6.1. D. 43. 19. 
257) So Unterholgner a. a. D. 8b. 2, ©. 157. e die Rothe - 
wenbigfeit des Grfordernifies ift de Retes |. c. $, XI. tom, VII. p. 522. 
258) L. 3. $. 5. D. ibid. 
259) L. 3. $. 3. D. ibid. REN: 
260) L. 2. $. 8. D. 43. 1. Bel. v. Savigny a. a. O. &. 59. 
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Betracht 21), aber auch biefe nur In Rüdficht bes Interdieenten, micht 
aber Anderer 262); witd es dem Singularfucceffor geftattet, fo wirb. na⸗ 
türlich auch die vitiosa possessio des Vorgängers berüdfichtige 20°). Webers 
haupt aber bezieht ſich die Einrede nur auf ben Gebrauch ber Servitut 
für die fraglichen dreißig Tage 20*). Iſt diefer alfo außer dieſem Zeit 
raume nicht fehlerfrei, fo hat dieß auf die Zuſtaͤndigkeit des Rechtsmittel 
voeiter Beinen Einfluß, und es kann fomit bei der accessio Possessionis 
wohl vorfommen, daß bee jehige Inhaber vitiosa possessio hat, mb 
gleichwohl zum Interdicte berechtigt iſt 206), Dagegen wird ausbrüdiic 
bezeugt, daß die Einrede auf die Erben und Singularfuccefforen des 
Beklagten übergeht?°%. — Das zweite Interbiet?*T), das zum Schutze 
der Wegebefferung ertheilt wird, iſt deßhalb vom vorigen getrennt mon 
den, weil die MWegebefferung nicht einen Schuß des bisherigen Beſitz⸗ 
flandes enthält, fondern darüber hinausgeht *°°), gleichwohl das practifche 
Beduͤrfniß zu dem angegebenen Zwecke ein fchnelleres Rechtswittel vers 
langte, da ber Gebrauch der servitus itineris, actus, viae in ber 
meiften Fällen ohne das Inſtandhalten bes Weges unmöglich erſcheint *) 
Die Bedingungen bes Interdictes find die des vorigen 270), nur daß bie 
Störung nicht ſowohl gegen den Gebrauch, als gegen bie Wegebeffermg 
felbft gerichtet fein muß, und daß bie Befugniß zu diefee Wegebefferung 
nicht fo gedacht wird, als fei fie bereits im Gebrauche der Servitut 
enthalten, alfo ein Ausfluß ber quasi possessio. Mitbin muß ber 
Snterdicent außer dem Beſitze bes legten Jahres, vom Augenbiide der 
©törung zurüdgerechnet, noch darthun, baf ihm das Recht, den Weg 
auszubeffern, wirklich zuftcht*7%); und biefer Beweis kann regelmaͤßig 
dadurch hergeftellt werden, daß das Recht der Servitut nachgewieſen 
wird 272), es müßte denn das ius reficiendi durch fpeciellen Vertrag dem 
dominans entzogen fein272). Inſofern nun dem Interditenten, wenn 
er dieſen Beweis liefert, das Recht der Servitut ſelbſt zugeſprochen 
werden muß, ſagt —— von dem SAUREN, daß «8 propnietatis 


261) L. 1. pr. 2.12. L8.61w%. D. ibid. 
a0) ED I um a 1, pr. &. 11. L. 8. $. 1. D. Ibid. 
- 2639) L. 9. $. 1. D. ibid. 
264) L. 1.8 12. 1.2. L. 6. D. ibid. Bgl.v. Savigny 4. a. O. S. 88. 
al .$. 12. L. 6. D. ibid. 
266) L. 8. 9.2. D. Bid Ueber bie Kritik dieſer Stelle dgl. v. Sa⸗ 


vigny a. a. * S. 695 — 
267) Literatur: Caepolla l. c. tract. 2. cap. 1. $. 38-42; 
 deRetesl. c. $. XIII—XV. tom, Sr 623, ; — ‚Savionp a. a. O. 
S. 596- 698; Unterholgner a. a. D. Bd. 


268) Enimvero (qui vult reficere) alania — Pe neque debet di 
in alieno permitti id moliri, nisi vere babet servitutem, Ulpien in L.1 . 
$. 18. D. Ibid. 

269) L. 1. $. 12. D. ibid. 

270) L.1.$. 11, L. 4. pr. 6. 1.D, ibid. 

271) Darauf so bie — bes praͤtoriſchen Edictes uti tibi ins esset, 
reficias. 2 D. ibid. 

'272) L — 18 ” ie, D. ibid. 

273) L. 1 $. 14. D. 43. 19. 
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ausam enthalte?7%), Kann ber Beweis nicht erbracht werben, baf die 
Zervitut iure beftellt worben fei, fo fol zur Anflellung des Interdictes 
uch der Beweis der Berjährung ausreichen?T6), was Viele von ber 
invordenkllchen Verjährung verftanden haben. In Bezug auf bad Inter 
ee iſt auch der Begriff der Wegebeſſerung von dem claſſiſchen Zuriften 
yenauer beflimmt worden. Er erſtreckt fih nur auf die Wiederherſtellung 
es Älteren factifhen Zuflandes der Sache 270); daher das Interdict 
nicht brauchen kann, wer den alten Weg erweitert oder verlängert, nie: 
yriger ober höher legt, als dieß früher ber Fall war?77), ober mit Kies 
im befegen gedenkt??8). Dagegen wird der Begriff auch auf die noth- 
menbigen Vorarbeiten bezogen, namentliuf das Anfahren und Zutragen 
ber Baumaterialien, wofern dieß nur auf dem Fürzeften MWege279), ins 
gleihen auf dem Theile des Ackers gefchieht, wo bem serviens am 
wentgften Schaden gefchieht 22%); ja es iſt fogar erlaubt, zu diefem 
Behufe neue Bräden zu ſchlagen, falls die MWegebefierung dieß ers 
Heifhe221), Arbeiten, melche über den Begriff hinausgehen, koͤnnen 
unbebentlicdy geftört werden28?). Auch hier gilt accessio possessionis 
ins weiteſten Sinne des Wortes. Daher es nicht blos den Univerfals, 
ſondern auch den Simgularfuccefjoren zu Gute kommt 223), umgekehrt 
aber auch gegen bie Univerfals und Singularſuccefſoren des Stoͤrers 
angeftellt werden kann. Die Wirkung bed Interdictes beſtimmt fich 
ganz nach feinem Zwede und feinen Erforderniſſen; zunaͤchſt wirkt es 
Schutz gegen künftige Störungen deffen, welcher die Refection gewalt⸗ 
famer Weife gehindert hat?8%); fobann dient e8 auch dazu, um Erſatz 
für den durch die erfle Störung verurfachten Schaden zu erlangen 28°); 
enblih muß dem Kläger, tie durch die confessoria actio, das Recht 
dee Servitut felbft zugefprochen werben, wenn er es beweifi?2°%). Don 
Einreben, welche gegen das Interdict zuldffig find, wird im claffifchen 
Danbektenrechte erwähnt 1) bie ber vitiosa possessio287), welche ganz 
nad) den Megeln beurtheilt wird, welche bei bem vorigen Interdicte 
gelten. 2) Die Einrebe ber nicht geleifleten cautio damni infecti 28°), 
Diefe Caution foll naͤmlich der Interdicent vor der Anftelung bes In⸗ 


274) L. 2.6. 2. D. 43. 1. Bgl. v. Savigny aa. D. S. 597. 
275) L. 5. 8.3. D. 49. 19. 

276) L. 1. $. 15. D. ibid. 

277) L.1. 9.15. D. ibid, Sgl. de Rotes |. c. $. 15, tom. VIL p: 522. 
278) L. 4. 6. 5. D. si servitus vindicetur, (8, 5.) i 

279) L. 4. Pr. 6. 1. L. 5. pr: D. ibid. 

280) L. 5. $. 1. D. ibid. 

281) L. 3. $. 16. D. ibid. 

232) L. 4. 6. 1. L. 5. pr. $. 1. D. ibid. 


283) L. 5. $. 2. D. ibid. 
284) Vim fieri veto. L. 3. $. 11. D. ibid. 
285) In dieſer Rüdficht heißt e8 davon L. 2. 6. 2. D. 48, 1. rei per- 
secutionem continent. 
286) L. 2. $. 2. D. ibid. vgl. mit L. 8. 9. 13. D, 49. 19, 
237) L. 1. 6. 11. D. 43. 19. 
288) L. 1. $. 11. L.5. 9.4. D. ibid, 
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tefbictea dem Beklagten leiſten, doch erſtreckt fie ſich natuͤrllch nicht auf 
den von ber Wegebeſſerung unzertrennlichen Schaden, ſondern nur darauf, 
wenn ber Prohibent durch die fehlerhafte Conftruction des Werkes zu 
Schaden Eommt2) Won ber Einrede ber Verjährung iſt nirgends bie 
Rede. — Die heutige Anwendbarkeit des Interdietes wird von mass 
hen Gelehrten???) in Abrebe geſtellt, weil daſſelbe nichts anderes ei, 
als eine confessoria actio in der Form eines Interdictes, was natürlich 
wegfalle, feitbem bie Prozeßform aufgehört habe, wodurch es fich von 
jener Klage unterſchied. Allein genau genommen, iſt dieſe Auficht m 
ben Fällen gänzlich grunblos, wo das ims reficiendi bet ber Beſtellung 
der Servitut dem dominans Wen Anfang an wicht geflattet worden iſt, 
fodann iſt vom Gtandpunfte des Suftintanifchen Rechtes aus die Ein⸗ 
flellung des Interdictes in die Juſtinianiſchen Pandekten, die nur gels 
tendes Mecht enthalten follten, nicht vecht erklaͤrlich, wenn es ſchon 
damals neben der Confeſſoria nicht nody fortbeflanden hätte; endlich haben 
auch bie aͤlteren Rechtslehrer feine heutige Anwendbarkeit nicht im mins 
beften bezweifelt? 
Interdictum de liberis ducenais®"?) Heißt in der Kunſt⸗ 
fprache dee claffifhen Juriſten das prohibitortfche Interdict, womit der, 
welcher ein Kind in feiner vaͤterlichen Gewalt bat, jeden befangen kann, 


: welcher ihn gewaltſam verhindert, biefes Kind in ben eigenen Gewahrfam 


n 


abzuführen. Seine Bebingumgen find bie ndämlichen, wie bei dem de 
Eberis exhibendis®9®), namentlich wird die Nothwendigkeit des Bewei⸗ 
ſes, daß die fragliche Perfon in der elterlichen Gewalt des Klägers flche, 
cheils im Edicte 94 ſelbſt, theils von den Commentatoren befjeiben 2°) 
ausbrüdlich hervorgehoben. Außerdem find noch weitere Bedingungen des 
Interdietes, 1) daß die Perfon, um deren Abführung es fih handelt, 
öffentlich erfcheint, und dieß ergibt fchon die ganze Faſſung des JInter⸗ 
dictes 2%). Wird fie verborgen ober im Privatgemahrfam gehalten, fo 
iſt nicht die vorliegende Klage zufländig, fondern es muß voreft das 
interdietum de liberis exhibendis zur Erzwingung der Erhibition anges 
ſtellt werben. 2) Daß die Abfährung bes Kindes von Seiten eines 
Deitten gewaltſam geflört wird 297). Der Zweck bes Interdictes iſt ber, 
dem Vater bie Abführung des Kindes In ben eigenen Gewahrſam gu 


289) L. 5. 6. 4. D. 43. 19. 

290) So v. Sanigny a. a. D. ©. 598. , 

291) Am beutlihfien Caepolla l. « cap. 1. $. 39 sq., und die Gitate 
bei de Retes |. c. $. 14. tom. VII. p. 522. n 

292) Literatur: de Retes, de interdictis et remediis possessorüs 
relectio pte. V. nr. 10. $.43sq. im thosaurus luris ed. Meermann tom. 
VII. p. 538 sg Unterholgner, bie Lehre von ben Schuldverhaͤltniſſen 
Bd. 2, ©. 21 A 

293) L. 8. $. 2. D. 48. 20. 

294) Si Lucius Titius in potestate Lucii Titii est L. 8. pr. D. ibid. 

295) L. 8. $. 5. D. ibid, 

296) L. 8, pr. $, 8. D. bid. 

297) Vim fieri veto L. 3. pr. D., ibid. 
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chern 29°), und biefe Abfuͤhrung dachte man ſich als eine in ber väter 
hen Gemalt Legende Befugnif. Dem entfpricht feine prohibito- 
{he Faſſung. Bon Scabenerfag iſt nirgends die Rede. Beklagt 
ird der Störer?%%), nicht aber die Perſon, um deren Ductton es fich 
anbele?00). Während der Dauer des Prozeffes werden Frauen und 
maben, welche bie Pubertät noch nicht ober erſt vor kurzem erreicht 
aben, dem Retinenten weggenommen, und bei einer geadhteten Frau 
t6 zum Austrage des Prozeffes deponiert). Auch fol es ganz dem 
krmeſſen des Richters anheim geftellt werben, ob, wenn bie fragliche 
Perfon unmünbig iſt, ber Prozeß fofort inſtruirt und entfchieben, ober 
eides bis zu deren Mänbigkeit verfchoben werden folle?%?), und, falls 
a8 leßtere zum Wortheil des Muͤndels angeordnet wird, fo kann auch 
ter für die Zwiſchenzeit Sequeflration angeoronet werden). | 

Analog iR das Interdict auch auf die Ehefrau angewendet worden, 
yeren Abführung dem Ehemanne von Seiten Deitter unmöglich gemacht 
wird OR). Ja es wird bezeugt, daß es dann bem Ehemanne fogar 
gegen den zuſteht, welcher feine Ehefrau in der Gewalt hat?%%), 


Interdietum de liberis exshibendis °%) heißt in ber 
Sprache der claffifchen Juriſten das erhibitorifche Interdict, welches dem, 
welcher ein Kind in der väterlichen Gewalt hat, gegen den, ber es ihm 
verbirgt oder ſonſt widerrechtlicher Weife vorenthälc, zufteht, um deſſen 
Aushändigung zu erzwingen. Die Erforderniſſe des Interdictes find im 
Einzelnen folgende: 1) Es muß ein freier Menſch vom Beklagten eigens 
mädtig in feinem Gewahrſam gehalten werden 207). 2) Die retinite 
Perſon darf nicht ihre Einwilligung zu biefem Gewahrfam gegeben has 
ben 208). Sonft wird angenommen, baß fie ſich felbft in Gewahrſam 
hätt, alſo fällt auch das Interdict weg. 8) Die retinirte Perfon muß ber 
väterlichen Gewalt des Klägers untertvorfen fein. Dieß Erforderniß hebt 
ſchon das Edict hervor mit den Worten: qui quaeve in potestate Lucii 
Titi est. Daher hat ber Interdicent im Zweifel die vaͤterliche Gewalt 


298) L. 3. $. 1. D, ibid. 

299) L. 8. $. 3. D. ibid. 

800) Die eitirte L. 8. 6. 9. wird von de Retes (l. c. p. 539.) 
falſchuch fo ausgelegt , als ob die Klage gegen den Fitlus nur Infofern zuſtehen 
Tonne, als er felbft von einem Dritten vertreten wird. 

801) L. 3. $. 6. D. ibid. 

802) L. 3. $. 4. D. ibid. 

803) Ibidem. 

808) L. 2. D, ibid. 

805) Ipidem.- 

806) Literatur: de Reteos, de interdictis et remediis possessoriis 
relectio pars V. ar. 10. $.41sq. im thesaurus iuris ed. Meermann tom. 
en P: 59. Unterholgner, bie Lehre von den Schuidverhältniffen Th. 2, 

® 8. 
cs. Si is, eavo apud te est, L. 1. pr. D. de liberis exhibendis.- 


38) L. 5. D, ibid. 
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zu beweiſen PP), und, wenn er es nicht vermag, wich ihm das Inter⸗ 
dict abgefprochen. 4) Die Retention muß ben Befugniſſen Eintrag chen, 
welche in der väterlichen Gewalt enthalten find, einerlei, ob biefe Rechte 
fid) -auf die Perfon des Retinirten oder nur auf Vermögensrecht 
erſtrecken. Das Interdict bezwedt den Schug ber Befugniffe, welche 
in ber väterlichen Gewalt liegen 19). Deßhalb Eommt die Abficht bes 
Beklagten, nicht weiter in Betracht; vielmehr muß die Erbibition oßme 
weiteres erfolgen FÜ!) und zwar wahrfcheinlich nach ben Regeln, - welche bei 
- den übrigen erhibitorifchen Interdieten gelten; alfo muß bee Metinire 
fofort und Öffentlich freigegeben werden; fonft erfolgt die comdemnatio 
auf das Intereſſe des Vaters, wobei ſogar Wermögensnachtheile in Aus 
ſchlag kommen koͤnnen, welche durch die eigenmächtige Retention bem 
Kläger zugefügt worden find 12). Beklagt wich in der Megel der Re 
tinent ſelbſt ꝰ13), doch erſtreckt fi die Klage auch auf den, weicher 
dolose durch feine eigene Handlung bie Unmöglichkeit der Erhibition 
herbeigefährt hat?!*). Die Wirkung der Klage ift in ber Regel eine 
präparatorifche, d. h. fie bereitet ndmlic das interdictum de liberis 
ducendis vor, dadurch, daß bie Erhidition bes Kindes: In ber gehörigen 
Maße erfolgt ꝰid). Won Einreden, welche gegen das Interdict zufichen, 
wird die ber Verjährung gar nicht erwähnt, wohl aber bildet e8 einen gils 
tigen Erceptionsgrund, wenn bie Perfon, welche das Hauskind vorent- 
hätt, ein Recht zur Retention bat. Dieß tritt nach dem Kaiſerrechte 
1) bei dem Ehemanne ein, welchem der Vater die Ehefrau abſtreiten 
will. Eingeführt durch Verordnungen von Antoninus Pius 31%). 2) Wenn 
‚ die Mutter bie Kinder vetinirt und der Water durch feinen ſchlechten 
Lebenswanbel ſich des Erziehungsrechtes unwuͤrdig gemacht bar ?!7). 
Eingeführt durch einige Decrete des Pius Antoninus, und fpdter von 
Marcus Aurelius beftdtigt. 3) Im Falle der Schuldknechtſchaft u. ſ. w- 
Nach Analogie diefes Interdictes ift im fpäteren Rechte auch dem 
Ehemanne eine Klage auf Ausantwortung feiner Ehefrau gegeben wor: 
ben, wenn fie ihm von Dritten vorenthalten wird 319), Selbſt gegen 
ihren Vater ift das Interdict geftattet worden, wenn er fie in der Ge: 
walt bat. Natuͤrlich ift aber dann das Beweisthema verfchieben ; hie 
Sommt das, Sortbeflehen einer rechtsgiltigen Ehe des Klägers mit der zu 
erhibtrenden Perfon in Frage. | 


809) L.1. 6.1u.4. D. 43. 30. L.1. C. de liberis exhibendis. (8. 8.) 
gl. L.1. $. 1. D. de rei vindicatione, (6. 1.) 

810) L.1.6.1 u. 2. D, ibid. 

311) L. 1. $. 2. D, ibid, 
‘ 812) L. 1. pr. D, ibid. 

813) Si is eave apnd te est. L. 1. pr. D. ibid. 
= . Dolove malo tuo factum est, quominus apud te esset. L, 1. pr. 

“ bi ® * 

315) L. 3. $. 1. D. ibid. 

816) L. 1. $. 5. D. ibid. Paullus, sent. V. 6. $. 15. 

817) L. 1.6.3 u. 5. D. ibid. Paullus, sent. V. 6. $, 16. 

818) L. 2. D. 43.90. 1.9.0.8 8, 


— wm. — [| 0. 
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Anterdietum de liberto exhibende 1?) helft das erhibfs 
torifche Interdict, welches nach dem claffifchen Panbektenrechte dem 
Patron zuftcht, wenn er feinem Liberten operae anfagen will, und biefer 


von einem Dritten unbefugter Weiſe retiniet wird ?29). Die Bedingungen 


des Interdictes werden in den Juſtinianiſchen Pandekten, toeiche Leinen 
befonderen Titel dafür haben, nicht weiter erörtert. Wahrſcheinlich ſtand 
e8 gegen jeden zu, welcher dolo malo einen fremden Liberten in ber 
Weiſe retinirt, daB es diefem unmöglich wird, die ihm von feinem Pas 
tronus angefagten operae zu leiften. Fuͤr bie Sreigebung bes Liberten 
gelten mwahrfcheinlich dieſelben Regeln, wie bei bem interdictum de ho- 
mine libero exhibendo. Erfolgte fie nicht in der angegebenen Weiſe, 
fo ward der Retinent auf das Intereſſe bes Patrons verurtheilt,. daher 
die Condemnationsfungme mehr betragen konnte, als Im zulegtgenannten 
Interdicte. Daß der Patron fein Patronatrecht und feinen Anſpruch 
auf die operae zu drweifen gehabt habe, laͤßt fi wohl nicht fuͤglich 
bezweifen. — Manche 21) Halten dieß Interdict für eine bloße Auss 
dehnung des interdictum de libero homine exhibendo. Allein nicht zu 
gedenken, daß Paullus beide Rechtsmittel ausdruͤcklich fondert ?22), fo 
gibt er auch noch an, daß die Grundlagen beiber Rechtsmittel verfchieden 
find: das de liberto exhibendo werbe nämlich zum Schuge eine® Privats 
rechtes gegeben (inris sui taendi causa), das de homine libero exhibendo 
aber, um einer allgemeinen Pflicht zu genügen (officii causa), Nach 


diefer DVerfchiedenheit der Grundlagen läßt ſich nicht füglich bezweifeln, 


daß auch die Interbietformeln eine wefentlich verfchledene Faſſung gehabt 
Haben werden. 


Interdietum de loco publico fruende®?°) heißt das pros 
hibttorifche Interdict, woburch ber Pachter eines dem Staate angehörigen 
Grundſtuͤckes ober fein Gefellfchafter Störungen abwenden, welche bie 
orbnungsmäßige Benutzung deſſelben verhindern oder erfhmeren. Die 
Vorawsfegungen find: 1) Es muß ein dem Staate angehoͤriges Grund» 
ſtuͤck vorliegen. Woahrfcheinli hat man hier an den Begriff ager 
publicos zu denken, wie ee zur Zeit der freien Republik ausgebildet 
worben war?22). 2) Das Grundſtuͤck muß von der Staats behoͤrde 


verpachtet fein?29). Gompetent war hier zur Zeit bee freien Republik 


319) Einiges wenige hat de Retes, de interdictis et remediis posses- 
— pte. V. J. 399. im thesaurus iuris ed. Meermann tom. VII. 


} 53 [2 
P- 320) Cains, inst. IV. $. 162. 4. 1. I. de interdictis. (4.15.) L. 2. 
8.1.D.48, 1 


321) So de Retesl. c. p. 538. 
922) L. 2. 6. 1.D. 4. 1. 
-323) Literatur: Unterholgner, bie Lehre von ben Gchufbverhälts 
nifien Bd. 2, S. 1215 Vuy, de originibus et natura iuris emphytentici 
Romanorum. (Heidelbergae 1838.) 8. p. 27. 83, - 
324) Bol. Vuyl. c. pr 9-46. , , 
325) Quem is, cui locandi ius fuerit, fruendam alicai locavit, L. 1, 
pr.D. 8,19, - 
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das Cenſorencolleglum, In ber Kaiſerzelt haben die Behörden oftmals 
gerwechfele 22%). Zwar kommen im erften Jahrhundert nad) Chriftus 
noch einige Male Privatleute als Cenforen vor, allein die wirkliche 
Amtsgewalt des Magiſtrates hatte bereits feit Auguft ber Princeps ſich 
zugelegt???), ‚und dabei iſt es auch mit wenigen Ausnahmen in ber 
Folge geblieben. Wer das Detail der Verpachtungen in ber Kaiſerzeit 
zus beforgen gehabt habe, ift ſtreitig; wahrſcheinlich gehörte es, fo Lange 
die Volkscaffe von dem Fiscus gefrennt war, zu dem GefchäftsEreife 
bes praefectus aerarii 92°), und als fpäterhin beide Caffen in ber allges 
meinen Bezeihnung Siscus aufgingen, werden wohl die Vorſteher bes 
Fisens ſich der Sache unterzogen haben. Die Pachtung übernabs 
men gewoͤhnlich ganze Sefellfchaften von BWittern, welche deßhalb 
gewoͤhnlich publicani genannt werden ?2P), und in biefen Gefellfchaften 
waren die Gefchäfte unter die Genoſſen in bee Art vertheilt, daß einige 
Glieder den Pacht mit dem Populus abfchloffen (mancipes), andere ſich 
für die Zahlung des Mierhpreifes verbürgten (praedes), oder ihre Güter 
zu gleihem Zwecke dem Populus verpfänbeten??9), Noch andere waren 
einfache Genoffen, welche nur Theil hatten am Gewinne und Schaden 
der Societät. In der aͤlteren Zeit hießen biefe Verpachtungen vendi- 
tiones 831), in ber fpäteren wurde es gewöhnlicher, die Ausdruͤcke locare, 
condncere barauf anzumenden. 3) Der Pachter bes Grundſtuͤckes, oder 
fein Senoffe muß das Grundſtuͤck orbnungsmäßig benusen?’?),. Diefe 
Benutzung beißt in ber Kunftfprache frui®??), womit bie Ausdrüde 
fruendum locare, conducere zufammenhängen. Die Art ber 
Benugung warb bei der Verpachtung von der Behörde ſelbſt vorgefchrier 
ben, und auf dieſe Vorfchrift bezieht fi der Ausdruck lex censoria bei 
den Verpachtungen ber Staatseinkünfte??*). Im Falle des orbnungs⸗ 
wldrigen Gebrauches wird das Interdict verweigert; eben fo wenn die 
Bmusung über bie Pachtzeit hinaus erſtteckt warb?) 4) Die Be 


x 


826) Cic. contra Rullam I. cap. $., in Verrem II. 6., V.21. Festne, 
de V. 8. s. v. venditiones. gl. Burmann, de voctigalibus p. R. (Lei- 
dae 1734.) cap. 8. p. 102—123, 

327) Wal. Spanheim, de usu et praestantia numismatum diss. XII. 
cap. 10. p. 372 sq. 

828) So Burmanın |. c. cap, VIII. p. 114 sq. 

829) Noch unter den Kaifern. L. 1. $. 1. D. de publicanis. (39. &) 
L. 1. pr D. quod cuiusque universitatis nomine. (3. 4) L. 59. pr. L. 
63. $.3, D. pro socio. (17. 2.) ®gl.Burmann l.c, cap. IX. p. 123—151. 

830) Vgl. Burmann I. c. p. 133—195, 

831) Festus, s. v. venditiones. Bel Vuyl.op. 45 
s ee ne focationis frui liceat. 1. pr. D. I 92 BL... 

.8. D. ibid. 

333) L. 1. pr. 6.1 u. 3. D. 48.9. Spuren bavon bei Festus, s. 
ee Bol Rie buhr, roͤmiſche Geſchichte Ausg. 3, Bd. 2, ©. 

‚199, 

834) Am beutlihfien Cic. in Verrem III. 7., V. 21. Sg. Barmann 
L co. cap. VIII. p. 102, Auch in ben Auftinianifchen Pandekten kommt fie 
noch vor, L. 203. D. de verborum significatione. (50. 16.) 

835) L. 1. & 8. D, 43, 9 
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nugung muß in ber Perſon des Berechtigten auf gewaltſame Weiſe 
gehindert worden fein®?‘). Das Interdict hat den Zweck, die Stoͤrung 
für die Zukunft aufzuheben und unmöglid zu machen; daher feine pro- 
bibitorifche Saffung, von Schadenerfag ift nirgends die Rede. Es wird 
aber nicht blos dem Pachter, fondern auch feinem Genoſſen gegeben; im 
Falle ber Concurrenz bat dee erftere den Vorzug 227). Beklagt 
wird, wer die gewaltfame Störung verurſacht. Wahrfcheinlich flcht * 
das Interdict noch über Jahresfrift hinaus zu, da es zum Schuge ber 
an den Staat zu entrichtenden Wectigalien eingeführt worben ift 339); 
menigftens ift in den Juſtinianiſchen Rechtsquellen von einer, folchen 
Beſchraͤnkung auf ein Jahr nicht die Rede. 

Es mag bier nur als Vermuthung ausgefprochen werben, baß das 
Interdict ſich urfpränglich wohl nur auf die Verpachtung von. Aedern bezos 
gen, nicht aber von Seen gegolten hat, beren viele dem Staate angehörten: 
und von biefem verpachtet wurden?2?), Auf diefe ift nämlich im Ver⸗ 
hinderungsfalle das Interdict: ut in flumine publico navigare liceat 
analog angewendet worben ?9), und zu diefer Ausdehnung hätte doch 
wohl Bein dußerer Grund vorgelegen, menn. fi das zuerfl genannte 
Inierdict audy darauf von Anfang an bezogm hätte. Daß es ſpaͤterhin 
auch diefen Fall in fi aufgenommen hat, darauf deutet nicht blos die 


“allgemeine Fafſung des Interdictes in den Juſtinianiſchen Pandekten, 


fondern auch ſehr beftimmt eine Stelle Ulpian’s°*). 
Das heutige Recht betreffend, fo läßt fid) vom Standpunkte des 
Suftinianifhen Rechtes aus nur ſoviel mit Gewißheit fagen, daß es auf 


"alle Fiscalländereien, welche verpachteet werben, Anmenbung leidet. 


Auf das Privargut des Landesfürften darf «8 aber fchon deßhalb 
nicht angewendet werben,‘ weil es nicht unter den Begriff des Staates 
gutes fubfumirt werden kann. Manche neuere Juriſten haben es 
unbedenklich auch auf bie agri vectigales angewendet, welche ſtaͤdtiſchen 
Communen angehören; allein ben Beweis biefee Behauptung find fie 
ſchuldig geblieben. 


Interdictum de migrando°#?) heist in ber Kunſtſprache 
der claffifchen Juriſten das prohibitorifche Edict, welches dem Abmicther 
einer Wohnung gegeben wird, wenn er nach Bezahlung bed Miethzinfes 
aus der Miethwohnung die beweglichen Sachen, welche er des Wohnens 
halber hineingefchafft Hat ober hat fchaffen laffen, des Abzuges halber 
heraustäumt und darin gemwaltfamer Weife von Jemand geftdrt wird. 


886) Vim fieri veto. L. 1, pr. D. 493.9, L. 19. $. 7. D. 47. 10. - 
238 L. 1. 6. 2. D. ibid. 
838) L. 1. 6. 1, D. ibid. L. 183. $. 7. D. 47. 10. 
— estus, 3. v. Lacus Lucrinus. ®gl Burmann I. c. cap. 1. 
pP. 10. . : 
940) L. 1.6. 7. D. 43, 14. 
341) L, 13. &. T. D. 47. 10. J 
842) Literatur: de Retes, de interdict's et remediis possessorlis 
pars I. nr. VI. $. 44, im thes. iuris ed. Meermann tom. VI. p. 506.; 


Unterholgner, die Lehre von ben Schuldverhaͤltniſſen Bd. 2, ©. 209-211, 
| 36 
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Die Erforderniſſe bes Interdictes find im Einzelnen folgende: 1) es muß 
ſich um eine Wohnung in einem praedium yrbanam, d. h. in einem 
Gebäude handeln. Bei rustica praedia ift das Interdict ausgefchloffen®*>), 
2) Diefe Wohnung muß vom Eigentiimer ‚des Grundſtuͤckes an einen 
Anderen miethweife abgelafien worben fein. Schon das Ebict fegt dieß im 
der nterbietformel voraus, und daran werben die weiteren Erforbernifie 
dee Klage angenüpft?*2). Doch hat man Fein Bedenken getragen, das 
Nechtsmittel auch im Falle ber unentgeltlich uͤberlaſſenen Wohnung zu: 
zugeſtehen?“6), 3) Der Abmiethee muß die beweglihen Sachen in bie 
Wohnung gebracht haben ober haben bringen lafjen®*®) und 4) zwar in 
ber Abſicht, dem Vermiether für bie Abführung des Mierhgeldes daran 
ein Pfandrecht einzurdumen 47). Dieß bezeichnet Ulpian mit den 
Worten: pignoris nomine induci, introdaeci?*), Demnach iſt es nicht 
gerade nothmenbig, daß biefe Sachen dem Abmietber eigenthümlich zuge> 
hören?*?) ; auch nicht, daß fie von ihm ausdruͤcklich zum Pfande überges 
ben wurden 5 vielmehr reicht ſchon die Eriftenz eines Pfandvertrages aus?°). 
5) Der Miethzins muß abgetragen oder der Vermiether deßhalb abgefun⸗ 
den 394) worden fein. Nach den Worten bes Edictes reicht es ſchon zu, wenn 
beides, Zahlung oder Abfindung, dem Vermiether angeboten worden tt, 
biefer aber dieß Anerbieten widerrechtlicher Weiſe nicht angenommen hat?®?). 
Theilweiſe Zahlung des gefchuldeten Miethzinfes reicht nicht aus*8°); 
auch muß, falls der Abzug wor dem Ablaufe der Miethzeit erfolgt, der Mieth⸗ 
zins für die ganze Diethzeit praͤnumerirt werben, weil das Pfandrecht 
untheilbar ift, alfo auch für den Theil des Miethgeldes haftet, welcher 
erft in der Zukunft fällig wird ?%). 6) Der Abmiether muß Anflalten 
getroffen haben, des Auszuges halber biefe beiweglichen Sachen aus bem 
Rogis fortzurdumen, 7) aber in dieſer Räumung von dem DVermiether 
getwaltfam geftört worben ſein ?s6). Unter diefen Vorausſetzungen fteht 
das Interdict zu, welches dem Inwohner Schug gewähren fol, wenn er 


343) L. 1. $. 1. D. de migraudo, (49. 82. 
944) L. 1. pr. L. 2. D. ibid. s 
845) L. 1. 6. 3. D. ibid. 
ei et Da . . ſpricht von introducta, importata, ibi nata factave. 
® ® pr» “ ı | ® 
347) Am deutlichſten L. 1. $. 5. D. ibid.: Quod si nec pignoris no- 
mine inducta sunt, nec retineri poterunt a locatore. Bgl. Huſchke, Stus 
bien bes römifchen echtes &. 365. 
. 98) L. 1. $. 5. D. ibid. Schon in ber Interbictformel ftehen bie Worte: 
ei, qui eum pignoris nomine induxit. L. 1. pr. D. ibid. 
99) L.1.9.5. L. 2. D. ibid. 
850) So find wohl L. 1. pr. u. 8.5. D. bid. zu verſtehen. Das Edict 
verlangt einen Pfanbvertrag. 
351) Sive ex his rebus esset merces tibi soluta eoque nomine satis- 
factum est. L. 1. pr. D. ibid. 
352) Aut per te stat, quominus solvatur. L. 1. pr. $. 1. D. ibid. 
353) L. 1. 9.4. D. ibid. 
854) L. 1. 9.4. D. ibid. vgl. mit 1.24. 6.2. L.55. 9.2. D. locati. 


.i. 
855) Inde abducere liceat, vim fieri veto, L. 1. pr. D. ibid. 


by 
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nah Abzahlung bes Miiethzinfeg raͤumen will 25%), Es erſtreckt ſich 
nicht blos auf die eigenen Geräthfchaften, ſondern auch auf Alles, was von 
fremden Sachen auf bem Wege des Depofitum, Commodatum, bee 
Miethe u. f. w. in den Gewahrſam bes Abmiethers gekommen ift 387). 
Beklagt wird, mer bie Störung verübt, namentlich aber haftet ber 
Vermiether, auf welchen bie Interdictformel nicht undeutlich hin⸗ 
weiſt 268). Die Wirkung des Interdictes iſt die Aufhebung der gegen⸗ 
wärtigen Störung in Ihren Folgen und Abwehrung ähnlicher Hinderungen 
für die Zußunft. Ein Anfpruc wegen Schadenerſatz für bie verurfachte 
Störung kommt bei dem Interdicte nirgends vor; kann auch nicht 
erwähnt werden, well er ber prohlbitoriſchen Matur des Rechtsmittels wi⸗ 
derſpricht. Das Interdiet iſt nicht auf ein Jahr befchränkt, es wird 
geradezu perpetuum genannt 95°); andy bezeugt, daß es activ und 
paffiv auf die Erben übergeht 20%), unb das legte ift ein Beweis 
dafür, dag es nicht poͤnal if. — Schon für das claffifhe Pan⸗ 
dektenrecht wird bezeugt, daß es ſelten vorkomme ?9); als Grund 
davon wird angegeben, daß ber Miethwohner auf einem bequemeren 
Wege, nämlid duch das Verfahren extra ordinem fi) Schug für ben 
Auszug erwirken koͤnne 302). Was die heißen folle, ift nicht weiter er⸗ 
Märt worden; wahrfcheinfih bat man darunter die Anrufung bes obrige 
Beitlihen Schuges zu verfichen, welcher durch die fofortige Abordnung 
von Gerichtsdienern zum Zwecke ber Abpfändung ober durch Auferlegung 
einer Geldſtrafe vealifirt wird 3°®), 


Interdietum de mortue inferendeo°’“*), Unter biefem 
Namen ?°d) kommt in den Juſtinianiſchen Pandekten ein prohibitorifches 
Interdiet vor zum Schuge deſſen, welcher einen Leichnam beftatten will, 
gegen widerrechtliche Störungen. Die Erforberniffe des Interdictes find 
im einzelnen folgende: 1) Der Kläger muß das Recht Haben, einen 
Leihnam an einem beflimmten Orte zu. beſtatten?so), Diefes Recht 


356) Hoc interdictum proponitur inquilino, qui soluta pensione vult 
re, L. 1. $. 1. D. ibid. 
"857)L.1.$.5 L.2 D. ibid, 
858) L. 1. pr. $. 5, D. ibid. 
359) L. 1. $. 6. D. ibid, 
860) Ebendaſelbſt. 
861) L. 1. $. 2. D. ibid.: Cui rei etiam extra ordinem subveniri pot- 
est; ergo infrequens est hoc interdictum. - 
362) Auf das extraordinarium Imperium bezieht es de Rotes |. c. 


44, pP. 506, , a 
el L. 8. pr. &.1.D. 43.4 L. 6. $. 27. D. ut in possessionem. 


(36. 4. 
864) Literatur: de Retes, de interdictis et remediis possessgriis 

relectia pte. V. p. 34 sq. im thesaur. iuris ed. Meermann tom, VII. 

p. 537.; v. @tüd, Erläuterung ber Pandelten Th. 11, &. 450-459; Un» 

terholzner, bie Lehre von den Schuldverhältniffen Bd. 2, ©. 168 fig. 
365) Der Rame kommt vor L.1. 5.2. D. de -mortuo inferendo. (11.8.) 

L. 2. 5. 1. D. 43. 1. 

366) Qao quave illi mortuum inferre invito te ins est. L. 1. pr. D. 


11. 8, 
36 * 
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fteht mach ben Anfichten der Pandektenjuriften jebem auf dem eigenen 
Grund und Boden unbeſtritten zu”), felbft dann, wenn Anbere barazn 


- den Niekbrauch ober das Miteigmthum haben?®), weil jene Befugnif 


als ein Ausfluß des Eigenthums behandelt wird?). Doch wird ber 
Ort durch die Beftattung noch nicht locus religiosus, falls ber Nutz⸗ 
nießer 79) und der Mitelgenthüimer 7!) nicht einwilligt; vielmehr ſteht 
nen die in factum actio zur Vergütung des Schadens gegen ben Ins 
a zu®72), Zum locum facere religiosum ift bie Einwilligung 
des Nutznießers nothwendig, und im Kalle bes Miteigentbums muß 
jeder von den. WBetheiligtn zu gleichem Zwecke conſentiren. Auf 
fremden Grundſtuͤcken kann kein Leichnam ohne Einwilligung des Grund⸗ 
herrn beftattet werben 87°), wobei es freilich gleichgiltig iſt, ob biefe Ein⸗ 
willigung der Beſtattung vorausgeht oder nachgebradyt wird. Nur eine 
Kolge diefee Megel ift es, daß Provinzialgrundftüde ohne Einwilligung 7 
des roͤmiſchen Volkes oder des Kaiſers nicht res religiosae werben komıs 
ten, da biefen das Obereigenthum an Grund und Boden nad) VWerſchie⸗ 
denheit der Provinzen zulam?*%); doc, find auch foldhe Grundſtuͤcke fon 
zeitig nach ähnlichen Srundfägen behandelt morden, wie wahre res reli- 
giosae.' Im Juſtinianiſchen Rechte, mo die alten Unterfchlebe zwiſchen 
ttalifhen und Provinzialboden verſchwunden find, tft diefe Unterfcheidung 
als unnüg weggefallen. In ein gemeinfchaftliches Grabmal kann jeder 
von ben: Thellhabern auch ohne Einwilligung bee Uebrigen Leichname 
einlegen 775). 2) Der, welchen bie Beftattungsbefugniß zukommt, 
muß einen Leichenzug veranflaltee haben; aber 3) an der Aus 
führung deſſelben gewaltſamer Weife gehindert worden fein ?79). 
Gleichgiltig ift, ob die Störung den Beagraͤbnißact ſelbſt betraf, 
oder ob nur der Weg zum Beſtattungsorte abgefchnitten warb?) ; 
vorausgefegt nämlich, daß, wenn ber Weg zum Grabmale Über ein 
fremdes Grundſtuͤck führt, bie Befugniß darüber zu gehen zus 


867) Caius, inst. I. 6.6. L. 6. S. 4. D. 1. 8. L.1.8.2.D. 11. 
8. L. 1. $. 17. D. de usufractu. (7. 1.) — 9. J. 2. 1. Beſonders 
gründlich ift hier de Retes |. c. $. 34. tom. . p. 53. 

— L. 43. D. de religiosis. (11. 7.) 

869) L. 43, D. 11. 7. Daraus erklaͤrt ſich der feltfame Ausbrud in L. 
2. 6. 2, D. 43. 1., wo in Bezug auf das vorliegende Interdict gefagt wird: 
velati proprietatis causam continet. : 

3 L. 2.6.7. 2.48. D. 11. 7. $. 9. J. 2. 1. ibique' Theophilas. 

L.43. D. 11.7. L.3. $. 6. D. communi,dividundo. (10. 3.) 


S. 9. J. 2. 1. 


2872) L. 2. $. 2. L. 8. $ 4 L. — 6. 1. D. 11.7. 
873) L. 6. S. 4. D. 1. 8. L.2.C.3.4. 6.9.7. 2.1. Bal. L. 2. 
S. 7 u. 8. D. 11. 7T. L.6.$. 6. D. communi dividando. (10. 3.) 
874) Caius, inst. II. $. 7, 
875) L. 6. 6.6. D. 10. 3. 6.9. J. 2.1. gl. deRetes I. c. p.5%. 
> .. Mortuum inferre et ibi sepelire liceat, vim fieri veto. L. 1. pr. 


377) L.1.9.1u.8.D. ibid. 
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ſtand 7°). Auch komme darauf nichts an, ob die Stoͤrung ben Ve 
fugten ober aber feinen Bevollmächtigten betraf?79). Der Zweck des 
Interdictes iſt der, kuͤnftige Störungen zu verhüten, daher feine probibitos 
xifche Faſſung 20). Won Schadenerfag iſt dabei nicht die Rede, weil zu 
diefem Zwecke ſchon die in factum actio ausreicht, welche neben dem In⸗ 
terdiete eine Gondenmation auf das Interefje erwirken kann?81), Beklagt 
wird der Störer?®2), der Kläger muß aber da6 Recht der Beſtattung 
beweifen, ja biefes Recht Tann ihm auch im Wege des Interdictpro⸗ 
zeſſes zugefprochen werben, e& wird fogar vermuthet, wofern ber Kläger 
fein Eigenthbum an dem Beftattungsorte nachweift?®®), Ungewiß ift, ob 
das Interdict actio und paffiv auf die Erben fibergeht?®*) ; die Analogie 
der zu ähnlichem Zwecke zuftchenden in factum actio entfcheidet nicht, 
da Cajus die Meinung derer, welche diefen Uebergang leugneten, als - 
ungegründet verwirft ?°%), obgleich manche neuere Rechtslehrer fein Zeugs 
niß fo aufgefaßt haben, als ob audy er der gegentheiligen Meinung. 
zugethan wäre?®%). Won der Beſchraͤnkung des Interdictes auf ein 
Jahr findet fich Feine Spur; daher es wohl dauernd - zufteht, und 
darauf hat man um fo leichter kommen können, da bie concurri⸗ 
rende in factum actio eine actio perpefua iſt 287). Weber bie Frage, 
wie und unter welchen Bedingungen das Interdiet heutzutage anwendbar 
fei, darüber hat die meuere Doctrin folgende Regeln feftgeftellt:” 1) Der 
Wirkungskreis des Interdictes erſtreckt ſich hauptfächlich nur auf Fami⸗ 
lien⸗ und Erbbegraͤbniſſe, weil im heutigen Rechte außerdem der Gegen⸗ 
ſtand polizeilich, alfo nicht auf dem Wege ber Civilklage abgemacht wird *88). 
2) Der Begriff der Verhinderung iſt heutzutage auch auf Alles zu be⸗ 
ziehen, was die Anordnung des Leichenconductes gegen den Willen der 
Berechtigten verzögern wuͤrdeꝰ89), z. B. auf die Beſchlagnahme des Leiche 
nams von Seiten der Glaͤubiger?ꝰo), auf bie Einwendung von Appella⸗ 
tionen gegen das Begraͤbniß, die ſchon nach dem Kirchenrechte Feine 
Suſpenſivkraft Haben???) u. f. m. 


Interdicte. 


378) L. 1.86. 3. D. ibid 

979) L. 8. $. 1. D. 11. 7. 

380) L. 1. pr. &.4.D. 11.8. L. 9. D. 11. 7. 
881) L.8. $.1. L. 9. D. 11. 7. 

382) Ebendaſelbſi. 


983) L. 43. D. 11.7. a 

384) Unterholzner, a. a. D. &. 169, hat die Frage verneint. 

835) L. 9. D. 11. 7. 

886) So v. Gluͤck a. a. D. Bd. 11, ©. 4525 Unterholgner a. a. 
D. Bd. 2, ©. 169. 

887) L. 9. D. 11. 7. Bol. Unterholzner a. a. D. Bd. 2, ©. 


69. 

888) So v. Ghuͤck a. aD. Ih. 11, S. 459, und Unterholzner 
a. 0. D. Th. 2, ©. 169. 

389) Bol. de Retes l. c. $. 35. p. 537. 

390) L. 6. C. de sepulero violato. (9. 19.) Nov. 60 cap. 1. 
@ 28) Nach der Ufualinterpretation von cap. 5. X. de appellationibus. 


2) 


1 nterbiete, 


Interdietum de precario®’?), Precarium ẽed) heißt zur Zeit 
der claffifchen Juriſten die formiofe Uebertragung bes Befises und Ges 
brauches einer Sache an einen Anderen, welche lediglich auf deſſen Bitten 
hin vorgenommen wird 39%), Die römifchen Zuriften gehen dabei von der 
Anſicht aus, daß es eine seine Gefaͤlligkeit von Seiten des Gebers ift?®°), 
und daB es demnach ganz dem Hingebenden anheim geftellt bieibt, 
die Zeit des Befiges und Gebrauches nad) eigener Willkuͤr zu beflimmen 
und die Sache zu jeder Zeit zurück zu verlangen®?%). Diefes Widerru⸗ 
fungsrecht iſt im Precarium fo wefentlich, daß es auch vor dem Termine 
ftatt hat, wenn es von Anfang an auf eine beflimmte Zeit vers 
liehen worden tft 397); dann kann e8 naͤmlich auch vor Ablauf ber aus⸗ 
gemachten Friſt verlange werben, ohne baß bie Einrede des Bertras 
ges entgegemftände®®?), Als Gegenftand bes Precarium galten zus 
naͤchſt unbemweglihe Sachen, was wohl aus dem alten Laßverhaͤlt⸗ 
niffe herrührt, welches mit: ber Vertheilung einzelner Parcellen des 
ager publicas an bie Glienten von Seiten der Patrone auf willkuͤrliche 
"Kündigung zufammenhängt??®); zur Zeit der claſſiſchen Juriſten war bie 
Ausdehnung des Precarium auf bewegliche Sachen bereits allgemein ans 
erkannt *00), felbft auf Rechte, 3. B. auf Servituten, iſt es erſtreckt 
worben #01), Ausgefchloffen ift es bei Sachen, welche dem precario rogans 
eigenthuͤmlich zugehören #02), daher es dann keine Obligation erzeugt *0°). Fuͤr 
das Eingehen des Precarium iſt, da e8 aus dem Peregrinenrechte ffammt*9*), 
Leine beftimmte Form vorgefchrieben, weſentlich iſt nur bie Bitte von 
Seiten bes precario accipiens #05), Daher kann «8 auch unter Abwe⸗ 


892) Literatur: de Retes, de interdictis et remediis possessoriis 
relectio pars Ill. im thesaurus iuris ed. Meermann tom. VII. p. 519 4q. 3 
Stockmann, diss. de precario (praes. Rau). Lipsiae 1774. 4.; ganz 
vorzüglih dv. Sa vigny, das Recht des Beſitzes, 6. Ausgabe, ©. 555865 
Unterbolgner, bie Lehre von ben Schulbverhältniffen Bd. 2, ©. 119. 

393) Die Form precarium. ift bie gewoͤhnliche. Precaria, orum kommt 
nur vor L. 14. D. 43, 26. 

894) L. 2. $. 3. D. 48. 26. 

506 L.1.$. 1. L. 14. D. 43. 26. Paulli sent. r&c. V. 6, 6. 10. 

896) Quamdia is, qui concessit, patitur. L. 1. pr. D. 48. 26. Bgl. 
L. I. & 2. L. 2. S. I. L. 15. pr. D. ibid. 

897) L. 12. pr. D, 48. 26, 

398) Shenbafelbft. 

899) Festus, s.v. patres. Bol. v. Savigny a.a.D. 8.559. Daß 
bieß Werhättniß zur Entflehung des Precarium Weranlaffung gegeben, iſt eine 
ſehr wahrfcheiniihe Wermuthung Niebupr’s. 

‚400) In rebus etiam mobilibus precarii rogatio constitit. L.4. pr. D. 


. 26. 
/ 401) L. 2. 6. g, L. 3. L. 15. $. 2. L. 8. &. 5, D. 43. 26. L. 12. 
pr. D. de rellgiosls. (11. 7.) ®%gl. Stockmann l. c. p. 20 -22. 
402) L. 4. 6. 3. D. 43. 26. L. 45. pr. D. de regulis iuris. (50. 17.) 
403) L. 4. ©. 3. D. 43. 26. Eine Ausnahme findet ftatt bei dem Pfand⸗ 
fhulbner, der fi vom Pfandgläubiger den Beſitz der verpfändsten Sache pre- 
cario leihen laſſen kann. L. 6. 6, 4. D. 43. 26, 

404) L. 1. 6.1. D. 43. 26, 

405) L. 1, pr. L. 4. 6.3. D. 48, 26. 
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ſenden 200), ſogar ſtillſchiveigend eingegangen werben, wofern nur bie Ab⸗ 
ſicht des Hingebenden klar iſt, den Beſitz der Sache dem Anderen zu uͤber⸗ 
laſſen*07). Auch iſt es nicht gerade an bie Perſoͤnlichkeit des Erwerbers 
geknuͤpft, daher auch mein Procurator in meinem Auftrage oder unter 
meiner Genehmigung das Preearium für mich erwirbt 408); ſelbſt durch 
einen Sclaven, welcher mir erwirbt, wird das Verhaͤltniß möglich *2009). 
Was fuͤr Rechte durch das Precarium auf den precario habens 
uͤbergehen ſollen, das haͤngt lediglich von der Willensbeſtimmung des 
Hingebenden ab; in der Regel iſt indeß anzunehmen‘, daß juriflifcher 
Befig übergeht 19), doch Bann auch ausgemacht werben, daß der precario 
rogans nur bie Detention der Sache haben fol *11), Nach Biefen Grund: 
fügen regulirt ſich auch das Verhaͤltniß des precario rogans zu dritten 
Perſonen, daher ihm in der Regel die poſſeſſoriſchen Interdicte gegen dieſe 
zuſtehen, wenn er im Beſitze bes Precarium geſtoͤrt wird 412), und nur 
ausnahmsweiſe kommen fie dem precario dans zu, wofern die bloße De: 
tention auf ben rogans uͤbergeht ?13). Das Gebrauchsrecht iſt ſtill⸗ 
ſchweigend im Precarium enthalten, und gilt alfo,. wefern nicht das 
Gegentheil ausgemacht iſt, fr geftatter 1%). Vom Erlöfchen diefes Rech⸗ 
tes gelten die nämlichen Regeln, melde bei ber ' Uebertragung bes 
Befiged vorkommen. Auf die Erben geht das Precarium zwar activ 
über*15), nicht aber paſſiv, außer infoweit Verpflichtungen daraus ents 
ſtehen % Die Ohligation, welche aus dem Precarium zwifgen bem 
Geber und Empfänger entfteht, gründet ſich urfpränglich Iediglich auf präs” 
torifches Recht, d. h. auf die Zuſtaͤndigkeit des Interdictes de precario; 
eine civilvechtliche Obligation warb im vorkiegenden Falle von Einzelnen 
geleugnet 17), von Anderen aber angenommen und zut Zeit der clafr 
fiſchen Suriften fland es bereits allgemein feft, daß die actio praescriptis 
verbis aus dem Precasium zufteht 22%); dieß nun fest bie Annahme 
einer Givitobligation voraus. Dur den Uebergang diefer Anfiht in 
die Suftinianifchen Pandekten haben bie Fragmente der claſſiſchen Juriſten, 
welche die gegentheilige Meinung ausſprechen, eine nur biftorifche Bedeu⸗ 


406) Paullas, sent. reoept. V. 6. $. 11. L. 9. D. 48, 26. 

407) Paullus I.c. L.4. 8. 4. D. 48. 26. 

408) L. 6. $. 1. D. 43, 26. 

409) L. 4. $. 2. D. 43. 26. 

z 410) L.4.$,1. L. 22. pr. D. 43. 26. Bol. v. Savigny a. a. O. 
411) L. 10. pr. &. 1. L.6.$. 2. D. 43, 26. gl. v. Savigny a. 
0. D. ©. 349. 

412) L. 17. D. 43. 26. 

413) L. 6. $. 2. D. 43, 26. 

414) L.1.pr. L. 4. 6.3. L. 15. pr. D. 43. 26, 

45) L.8. 5.1. L. 12. 8. 1. D. 48. 26. F 

416) L. 12. $. i. D. 43: 26. vgl. mit L. 8. 8. 8. D. ibid. 

47) L. 14. D. 43. 26. (Paullue.) L.14. 6.11. D. de fartis. (47. 2.) 
(ülyien.) L. 2. C. 8. 9. Dieß beftätigt auch das Kirchenredt. Cap. 3. 
X. de precariis. (3. 2) j j 

418) L. 19. $. 1. D. 48. 26. (Julian.) L.2. S. 1. D. ibid. (Ulpian.), 
Paulli sent. recept. V. 6, $. 10. . 
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tung erhalten, fie follen naͤmllch erklären, warum das Interdict eingeführt 
worden iſt. Diefes Interbiet num ift feiner Natur nach reſtitutoriſch *19), 
zunaͤchſt alfo auf Rüdgabe ber precario hingegebenen Sache gerichtet; 
auf den Exfag des Werthes geht es nur dann, wenn dolus und culpa 
lata von Seiten de8 Empfängers nachgewieſen wird #20); wegen culpa 
levis fteht es gar nicht zu 22), Won dem Beitpunfte des interdictum 
redditum an wirb der Beklagte in mora solvendi verfegtz von da an 
muß er nicht allein omnis causa und alle Fruͤchte der Sache verguͤ⸗ 
ten*22), fondern auch für jede culpa einftehen 32°), überhaupt den Kläger 
ganz in die Lage verfegen, in welcher diefer fein würde, wenn bie freis 
willige Reftitution nicht verweigert worden wäre #2*). Als Kläger tritt 
nicht gerade ber Eigenthämer der Sache auf, fondern vielmehr, wer bie 
Sache precarlo bingegeben hat *20). Die prätorifche Obligation, welche 
aus dem Interdict entſpringt, gründet ſich Lediglich) auf die vitiosa pos- 
„sessio Im Verhältniffe bes Empfängers zum Gebert2%), alſo auf, em 
Delict, welches durch die verweigerte Ruͤckgabe zur Exiſtenz kommt, 
und diefe Obligation bindet nur den, welcher die Sache precario befist, 
oder den Beſitz dee Sache dolo malo oder culpalata aufgegeben hat*?7), 
mobel es dann nicht weiter in Betracht kommt, ob ber Beklagte das 
Precarium felbft erbeten hat oder durch Andere hat erbitten laſſen. Ob 
das Rechtsmittel auf die Erben bes Empfängers übergeht, war im aͤlte⸗ 
ren Reste fireitig. Einige Juriſten haben für ben Erben des Empfängers 
feine precaria possessio angenommen und gegen ihn alſo nicht ſowohl das 
vorliegende, als vielmehr das interdictum de clandestina possessione 
geftatter*2°) 5; andere hingegen (und dieſe Anficht ift fiegreich in die Ju⸗ 
ftinianifchen Pandekten übertragen worden) haben bie aus dem Precarium 
entftehende Obligation unbedenklich, auf den Erben bes Empfängers übers 
tragen, alfo auch für bdiefen eine precaria possessio angenommen 
und bemgemäß gegen ihn unbebenklich das vorliegende Interdict 429) 


419) Restituss. L. 2. pr. D. 43. 26. Baꝗl. L. 2. 9.1. ct Paul- 
lus l. c. $. 10. : " j 

420) Aut dolo malo fecisti, wt desineres habere., L. 2. pr. D. 43.26. 
Pe = > 6.8. 5. 6. D. ibid. L. 28. D. de diversis regulis iaris antiqui. 


.8. 6. 6. D. ibid. 
423) L.‘'8. 5. 4 u. 6. D. ibid. L. 14. 6. 11. D. 47. 2 Bol 
de Retes |. c. p. 520. 
1) L. 8. $.4u.6.D. 43, 26. , 
⸗ 425) L. 6. S. 4. L. 7. L. 8. pr. L. 11. D. 48. 26. Bgl. Stock- 
mannl. o. p. 2%. 
426) L. 22. 6,1. D. 48. 26. vgl. mit L.2.6. 2. L. 15. pr. D. ibid. 
Sol. Stockmann |. c. p. 26. 
4237) L. 2. pe .8. & 8-6. D. 43. 26, 
428) Paullus 1. c. $. 12, &puren der Gontroverfe finden fih in L. 
11. D. de diversis temporalibus praeseriptionibus. (44. 3.) 


429) L. 8. 9.8. L. 12. 6.1. D. 4.26. L. 2. C. 8. 9 
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geftattet und zwar fo, baß fie ihn, gleich wie ben Empfänger, für dolus 
und* culpa lata haften liegen *8o), wobet weiterhin nicht unterfchieden 
ward zwifchen arglifligee Aufgabe des Beſitzes von feiner Seite und dos 
Lofem Nichterwerbe bdefielben. Aus dem dolus bes Verſtorbenen haftet 
der Erbe nur fo weit, als buch) denfelben etwas in fein Vermögen 
gekommen ift (quatenus ad eum pervenit)*?!), Seiner Dauer nad 
ift das Interbiet nicht auf ein Jahr befchränkt*??), wohl aber ift darauf 
die durch das fpätere Recht eingeführte dreißigiährige Klagenverjährung 
anwendbar, allein auch fie kann erfi von dem Zeitpunkte anheben, mo 
die Verweigerung der Reſtitution vorgefallen ift 3°). Die Einrede der vi- 
tiosa possessio iſt nad den Worten des prätorifchen Edictes ausgeſchloſ⸗ 
fen und wird auch in dem Panbektentitel, welcher das Precarium 
behandelt, nicht erwähnt. Das Interdict fällt weg: 1) wenn dem 
Geber für die Rüdgabe der Sache befonders Caution gelelftet wor⸗ 
den ift23%), und dieß hängt mwahrfcheinlic mit der früherhin meit fchärs 
fer hervortretenden fubftidiären Stellung des nterbictes zufammen*?®); ' 
2) wenn Perfonen, welche in der potestas ftehen, ohne Vorwiſſen des 
Heren oder Vaters das Precartum im eigenen Namen erbeten haben *2°), 
Dann naͤmlich ſteht das Interdict zwar gegen ben rogans Infofern zu, 
als es Überhaupt feinen allgemeinen Grundlagen nach zuftehen kann, aber 
gegen ben Inhaber der potestas geht e8 nur inſoweit, als das Peculium 
des. rogans zureicht, oder aber eine in rem versio nachgewiefen werben 
Baur. — Manche neuere Zuriften haben die Antvenddarkeit des Inter: 
Bictes im heutigen Mechte bezweifelt, weil das Precarium im Commodas 
tum aufgegangen fei. Allein diefe Anficht beruht lediglich auf einer fals 
ſchen Auffaffung beider Begriffe, welche fchon nach ausdrädlichen Zeugs 
niffen der Panbektenjuriften auseinander gehalten werden müfjen *27). 
Auch find die rechtlichen Grundfäge, nach welchen beide Inſtitute beurs 
theilt werden, durchaus verfchieden. Selbft das Kirchenrecht hat den Be⸗ 
griff des Precarium in feiner urſpruͤnglichen Reinheit erhalten?®®), und 
alfo gewiß nicht die Veramlaffung zu dieſer Verwechſelung gegeben. 

Ob das Interdict auf die Precareien bes Kirchenrechtes Anwen⸗ 
dung leidet, das ift eine Trage, welche von ben meiften Rechtslehrern 
verneint wir&*?9), In der That fcheint auch die Natur des Inſtitu⸗ 
te8 dafür zw fprechen. Precareien find naͤmlich fruchttragende Kirchen⸗ 
güter, welche beitimmten Perfonen zum Zwecke ihres Unterhaltes auf eine 
geroiffe Reihe von Jahren, meiſtens auf fünf, zur Benugung unentgelt 


430) L. 8. $. 8. D. ibidem. 

431) Ehendafelöft. 

432) L. 8. $. 7. D. 48, 26. 

434) L. 15. $. 8. D. 43. 26. 

435) Bel. v. Savigny a. a. D. ©. 558, Note 1. 
486) L. 13. D. ibid. 

437) L.1.$.3. D. ibid. Paullusl. c. $, 10, 
438) Cap. 3. X. de precariis. (3. 14.) 

439) Sal. Stockmann |, c, $. IX. p. 29, 
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Lich überlafien werden. Ste find mit bem roͤmiſchen Precarium burdy 
nichts, als durch bie Aehnlichkeit des Namens verwandt; ja, daß bei ihnen 
das Wefentliche des Precarium, das Widerrufungsrecht, dem Leihenden in» 
nerhalb der Laßfriſt nicht zuftehe, iſt ausdrüdlich anerkannt worben *0). 


Interdietam de ripa munlenda heißt das prohibitorifche 
Snterdict, das zum Schuge von Bauten in und an Öffentlihen Fluͤſſen 
gegen Störungen gegeben wirbt). Die Bedingungen biefes Interdictes 
find: 1) Ein öffentliches Gewaͤſſer. Das prätorifche Edict ſprach zunaͤchſt 
nur von Öffentlichen Ktüffen**2), do iſt das Interdict zur Zeit ber 


claſſiſchen Zuriften auch auf Seen, Teiche, Candle und Lachen ange 


wendet worden **?), wahrfcheinlich als utile. 2) Ein Bau in diefem 
Geroäffer oder am Ufer deſſelben 2%), Gleichgiltig iſt, ob er ein 
Neubau iſt oder nur die Ausbeſſerung eines Älteren Werkes bezweckt. 
Auf Neubaue deuten die Edictworte: opus facere**°), von der Her⸗ 
flelung flehender Werke fpriht Ulpian**‘), 3) Der Bau muß den 
Zweck haben, das Flußufer oder ben umliegenden Adler zu ſchuͤtzen 7). 
Hier kommen vorzüglich, In Frage Flußdaͤmme und Deiche, die ben Zweck 
haben, Ueberſchwemmungen abzuhalten, ober den Durchbruch bes Fluffes 
zu verhindern. 4) Das Werk darf ber Schifffahrt auf dem Fluſſe kei⸗ 
nen Eintrag thun 228). 5) Der Bauende muß vor bem Baue ben 
Ufernachbarn oder denen, welche jenſeits bes Fluſſes wohnen, die cautio 
damni infecti auf 10 Jahre geleiftet ober wenigſtens angeboten has 
ben #29), Die Art und Weife, wie die Caution geleiftet wird, ift em 
weder ein einfaches Derfprechen ober bie Satisbation, d. h. die Stellung 
von Bürgen zur Sicherung eines gegebenen Verſprechens 280); welche 
von diefen Formen auf ben vorliegenden Fall paßt, Weird nad 
der Perfönlichkeit des Bauenden beurtheilt *81). Sie foll nach dem bil: 
ligen Ermeſſen eines Schiedsmannes geleifter 52); fie fol ferner 
vor dem Baue angeboten werden; das ift im Ebicte ausdruͤcklich vor⸗ 





440) Cap. 3. X. de precariis. (3. 14.) 

41) Literatur: de Retes, de interdictis et remediis possesseriis 
pars V. nr. IV. 6.13. im thes. iuris ed. Meermann tom. VII. p. 530 4.5 
Unterholzner, bie Lehre von ben Schulbverhältniffen Bd. 2, ©. 208. 

442) In flamine public. L. 1. pr. D. 8.15. Be. L. 1. 51. D. 
ibidem. 

443) L. 1. $. 6. D. ibid. 

444) L. 1. pr. $. 1. D. ibid. 

445) L. 1. pr. D. ibid. 

446) L.1. $. 1. D. ibid. 

447) L. 1.pr. D. ibid.: Ripae aguive, qui oirca ripam est, tuendi cause. 
L. 1. $. 1.: Rıpas fluminum publicorum reficere utilissimum est. 

448) L. 1. pr. $. 2. D. ibid. | 

449) L. 1. 1% 6. 3—5. D, ibid. Darauf bezieht fi) eine andere Stelle 
des prätorifchen Edietes, L. 15. $. 2. D. de damno infecto. (39. 2.) 

450 L. 1. pr. u F. 8. D. ibid. In L. 15. Ss, 2. D. 39. 2. wird nur 
bie Satisdation genannt. 

451) L. 1. 6.8. D. 43. 15. 

452) 1.1. pr. $. 8. D. ibid. \ 
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geſchrieben, und findet ſeine Erklaͤrung in dem Thatumſtande, daß 
ohnedem dem Befchädigten zum Erſatze des durch den Bau verurſachten 
Schadens nur bie actio legis aquiliae uͤbrig bleiben wuͤrde 203). 6) Der 
Bauende muß in der Arbeit gewaltſam geftört worden fein), Dieg 
beurtbeilt man nach den Regeln, welche bei dem interdictum de via 
publica reficienda vorfommen. Beklagt wird jeder, welcher den Bauen- 
den widerrechtlich ſtoͤrt. Das Interbict bezweckt lediglich die Verhuͤtung 
kuͤnftiger Störungen; darauf deutet feine prohibitorifhe Kaffung; von 
Schabenerfag für die verurfachte Störung wird in den Suftinianifchen 
Pandekten nichts erwähnt; auch nichts von Erceptionen, bie dem Interdiete. 
entgegenftänden. Wahrfcheinlich iſt es analog auch auf den Fall aus: 
gebehnt worden, wenn ich einen bereits flehenden Waſſerdamm auf einem 
fremden Grundſtuͤcke ausbefjern will, und biefe Ausbefferung mir nuͤtzt, 
dem Nachbar aber nichts ſchadet *59). | 


z Interdictum de rivis heißt in der Kunftfprache 256) der roͤ⸗ 
mifchen Suriften dag prohibitorifche Interdiet, welches demjenigen, welcher 
im Befige einer Wafferleitung ift, zufteht, wenn er biefe Wafferleitung 
-ausbeffern mil und baran von einem Anderen gehindert wird. Die 
Bedingungen des Interdictes, welches mit ders de aqua quotidiana und 
aestiva ſchon nah der Stellung ber betreffenden Pandektentitel in 
unverkennbarem Zufammenbange fteht, find im einzelnen folgende: 1) 
Es muß eine Wafferleitung vorliegen 257). Dabei ift es gleicheiltig, 
‚ob fie auf oͤffentlichem oder auf privatem Grund und Boden fteht 29°); 
und ob fie zur Leitung von kalten oder warmem Waſſer beftimmt ift 2°). 
Selbſt auf die Leitungen, melde die Waflerbämpfe aus ben Bädern 
abführen, ift das Interdict ausgedehnt worden 60). 2) Diefe Leitung 
muß vom Sinterdicenten während eines beflimmten Zeitraumes ge⸗ 
braucht worden fein. Diefer Zeitraum ift nach dem prätorifchen Edicte 
entweder das laufende Jahr oder aber der vorige Sommer). Der 
Begriff des Gebrauches beflimmt fich ganz nach den Megeln, welche bei 
dem interdictum de aqua gelten, daher denn auch hier die Ueberzeugung 
bes Beſitzers verlangt wird, daB ihm das Waſſerleitungsrecht zufteht. 


R— ———— 


453) L. 1. pr. S. 5. D. ibid. L. 7. &1.D. 89. 2. L. 11. §. 8. 
L. 14. $. 2. D. de aqua et aquae pluviae. (S9. 8.) Schr gut find hier die 
Bemerkungen von de Retes |. c. $, 13. p. 531. 

454) Vim fieri veto. L. 1. pr. D. 8. 15. 

455) Davon ift zu verftehen die merkwuͤrdige L.2. 6.5. D. 39. 3. gl. 
Unterbolsner a. a. D. Ch. 2, ©. 209. 

titeratur: Caepolla, de servitutibus rusticorum praediorum 

tract. 2. cap. 4. p. 373 sq.; de Retes, de interdictis et remediis pos- 
sessoriis relectio pars IV. 6. XXX—XXXIV. im thes. iuris ed. Meer- 
mann tom. VII. p. 527,; v. Savigny, das Recht bes Befikes, 6.. Aus⸗ 
gabe, ©. 600 fig. 

457) L. 1. pr. u. $. 8. D. de rivis. (49, 21.) 

458) L. 3, $. 4. D. ibid. 
. 459) L. 8. 6.5. D. ibid. 

460) L. 3. $. 6. D. ibid. . 

461) L. 1. pr. $. 9. D. ibid. 
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Auf die Frage, ob eine wirkliche Berechtigung zum Waſſerleiten vorliegt, 
kommt nichts an*®). 8) Es muß eine Reinigung oder Ausbefferung 
der Wafferleitung beabfichtigt werben. Das Edict nennt in biefer Be— 
ziehung die Wiederherftellung der Waffergänge und der. zur Ableitung bes 
Waſſers in den Fluß eingefegten Dämme, Ingleichen das Reinigen diefer 
Gegenftände**®), doch hat bie Doctrin das Interdict auch geftattet, wenm 
zu diefem Zwecke Baumaterial angefahren ober fortgefhafft wird. Als 
Ausbefferung gilt e8 aber nicht, wenn aus einem natürlichen Wafjergraben 
eine fteinerne Wafferleitung gemacht **) oder eine offene Waſſerleitung 
bedeckt 495) oder wohl gar ber Plag derfelben verändert werben fol #6); 
überhaupt jede Veränderung, welche entmweber bie Ausbreitung oder das 
Tieferlegen des Waſſers bezwedit4%). Und bei dee Bedeckung einer offes 
nen oder bei ber Offenlegung einer bedeckten Waſſerleitung wird das 
Intereſſe bes Gegners in Betracht gezogen, da bergleidhen Hand⸗ 
lungen nur infofern erlaubt fcheinn, als fie ihm keinen größeren” 
Eintrag thun, als der bisherige Zuftend der Leitung). A) Cs 
muß eine gewaltfame Störung vorgefallen fein, welche entweder die bes 
abfichtigte Reinigung und Wiederherflellung der Waſſerleitung unmöglich 
macht oder fie menigftens gefchwert*®). Dabei iſt gleichgiitig, ob 
biefe Störung gegen den Meficienten felbft oder gegen deſſen Baulende 
ausgebracht wirb 5 ob fie die Arbeit ober nur das Serbeifchaffen 
und Fortfchaffen der Baumaterialien betrifft 7%); auch gilt fchom die 
operis novi nuntiatio, bie gegen den Bau ausgebracht wird, für hin 
reicher zur Begründung des Interdictes *71), Ueber bie Perfonen, unter 
welchen das Interdict zufteht, gelten die naͤmlichen Grundfäge, wie bei 
dem interdictum de aqua #72), und das hat man in neuerer Beit fo ausge⸗ 
legt, als ob das fragliche Interdict diefelben Bedingungen babe, wie bie 
interdicta de aqua®?®), Die Wirkung bes Interdictes beftimmt ſich 
nad) feinem Zwecke, der nicht allein in der Hinwegräumung ber jegigen 
Störung, fonden auch In ber Verhütung Lünftiger beſteht. Die Vers 
pflihtung zum Schabenerfage wegen ber verurfachten Störung wird in ben 
Suftinianifchen Pandekten nicht erwähnt. Der durch das Interdict her⸗ 
beigeführte Rechtszuftand iſt feiner Natur nach nur previforifch; er dauert 
nur fo lange an, bis der Beklagte im Petitorium die Unxechtmäßigfrit 
des Baues darthut??*). Dann freilich verſteht es ſich von ſelbſt, daß 


462) L. 1. 8. 9. D. 48. 21. L. 4. D. ibid 
468) L. 1. pr. 8. a7. D. ibid. 
464) L. 1. $. 10. D. ibid. 
465) L. 2. D. ibid. 
466) L. 1. $. 11. D. ibid. 
vn Ebendaſelbſt. 
468) L. 1. 6 11. L. 2. L. 8. pr: D. ibid, 
469) L. 1. pr. L. 8. $. 8 u. 10. D. ibid. 
470) L, 8. $. 10. D. ibid. 
471) L. 8. $. 8. D. ibid. 
< 472) L. 8. 8. 7. D. ibid. 
478) So v. Savigny a. a. O. 5. 46, &. 600, 
- 474) L. 8. $. 7. D. ibid. 
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in Folge des Petitorium nicht allein der Weiterbau unterfügt, fondern 
auch das Niederreißen bes bisher zu Stande gekommenen Werkes er⸗ 
zwungen werben Tann. Die Einreden, welche dem Interdicte entgegens 
ftehen,, find hergmommen: 1) von der vitiosa possessio. Diefe Eins 
rede gründet fich auf eine befondere Vorfchrift des prätorifchen Edictes 375), 
und wird natürlich nur im Verhältniffe des Klägers zu dem Beklagten 
gedacht #79); daher bie possessio, weiche im Derhältniffe des Klägers zu 
Dritten. vitiosa iſt, nicht welter in Betracht kommt. 2) Bon der Unters 
laſſung der vom Kläger zu flellenden cautio damni infecti. Diefer ift 
naͤmlich verpflichtet, dem Beklagten für den Erſatz bes Schadens zu cas 
viren, ber biefem etwa durch die Arbelt zugefügt werden koͤnnte ). 
— Die Einrede der Verjährung bleibt nad) den allgemeinen Grundlagen 
des Interdictes ausgefchloffen. 


Interdictum de sepulere aedificande*??) heißt das pto= 


hibitoriſche Interdict zum Schuge gegen Störungen im Aufbaue oder in der 


Ausfhmädung eines Grabmales. Die Bedingungen deffeiben find folgende: 
1) Es muͤſſen auf einem Grundſtuͤcke zur Errichtung eines Grabmales 
oder zu deſſen Ausfchmüdung Arbeiten vorgenommen: werben 47%). Auch 
die Ausbefjerung von bereite flehenden Grabmaͤlern gehört in das Wereich des 
Mechtemittels 420%); doch muß dann vorher bei der competenten Behoͤrde, 
weiche die Aufficht Über Religionsfachen hat, Erlaubniß eingeholt were 
den“). Das Edit hat nur das sepulcrum aedificare namhaft ges 
macht #32). 2) Dem, welcher diefe Arbeiten unterhommen hat, muß bie 
Befugniß zuftchen, auf diefem Grundſtuͤcke einen Leichnam beizufegm *88). 


Wo nicht, wird er von bem Eigenthuͤmer unbedenklich gehindert werben ' 


koͤnnen 22), Wem bie Befugniß zufteht, wird nach den Grundfägen 
beurtheilt, welche bei dem interdietum de mortuo inferendo gelten. 
8) Der Unternehmer muß, bie Arbeit nicht abfichtlich in einer Art und 
Weiſe ausführen, weldye dem Prohibenten Schaden bringen möchte?®5) ; 
alfo hat er auch die gefegliche Entfemung des Brabmales vom Gebäude 
des Nachbars zu 5 ſonſt wird ihm ohne weiteres der Bau unter⸗ 


475) L. I. pr. L. 1.6.9. D. ibid. 
— Quam uti priore aestate non vi, non clam, non precario a te 
dazit. L. 1, pr. D. ibid. 

' 477) L. 4. 6. 9. D. ibid. 
478) Literatur: de Retes, de interdictis et remediis possessoriis 
relectio pars V. $. 35. im thesaurus iuris ed. Meermann tom, vi. p. 537. ; 
v. Sıäd, Erläuterung ber Pandekten Ih. 11, &. 456-458; Unterholss 
ver, die Lehre von ben Schuibverhäitniffen Bd. 2, &. 209. 

479) L.1.6.6—8. L. 3. 5. 1. D. de religiosis. (11. 7. 

480) L. 1. & 9. D. 11. 7. } 

481) L. 5. .1.D. 11.7. 

482) L. 1. $. 5. D. ibid. ° 

483) Quo illi ius est, invito te, mortuum inferre. L. 1.9.5 u. 7, 
D. ibid. R 
484) L.1. 6. 8. D. ibid. 
485) Sine dolo malo aedificare liceat, L. 1, 6. 5. D. ibid. 


- 
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fagt werdeifess), 4) Der Unternehmer muß In ber Arbeit ſelb ſt ci 
wenigſtens in den Vomtbeiten von Jemand gewaltfamer Weife geil 
fein 477). Als Beifpiel einer folhen Störung wird namhaft gemzearf 
daß die Anlegung und Befefligung der Baugeruͤſte ober das. Zufazzezzae.ı 
fahren ber Baumaterialien gehindert 49), ober Vorrichtungen getvoffer: uw: 
den, welche den Einfturz des Grabmales bezwecken *°). Der Iwed bes Ze: 
terdictes iſt, Tünftige Störungen von dem Bauenden abzumehrer: *°®,; 
von Schabenerfeg ift nirgends die Rede. Diefem Zwecke entfpricht wm 
die prohibitorifhe Faſſung des Rechtsmittels; jedenfalls muß aber ber 
Kläger fein Baurecht 'beweifen; doch wirb «8 präfumirt, wenn er 
fein Eigenthum am Grund und Boden nachweiſt. Führt ee bie 
fen Beweis, fo muß ihm, das Recht auch im Interbictprogefk | 
zugefprochen werden. Beklagt wird, wer bie gewaltfame Steöramz 
vorgenommen hat. Vom Uebergange des Snterbictes auf die Erben, ven 
Erceptionen kommt nichts vor. Wahrſcheinlich iſt es nicht blos anf bie 
Dauer eines Jahres befchränkt. — Daß es aus Religionsrädfichren, 
nicht um Privatzwecke zu fördern ‚eingeführt ift, bezeugt Seneca 
und Ulpian??2). 

An den. Zuftinianifchen Pandekten, ja ſchon im Edietcommentar: 
Ulpian’s wird das vorliegende SSnterbict genau mit dem interdictum 
.de mortuo inferendo verbunden, nicht blo6 wegen Spentität des Gege⸗ 
Standes, worauf fich beide Rechtsmittel beziehen, ſondern auch, weil fr 
gemeinfchaftlich die Zuſtaͤndigkeit des Beifegungsrechtes vorausfegen, mir 
bin in der Richtung des Beweifes und in ber Eigenthümlichkeit ber Con⸗ 
demnation viel Aehnlichkeit mit einander haben. Wahrſcheinlich find 
demnach die Srundfäge, welche bei dem interdictum de mortuo inferendo 
gelten, auch auf das vorliegende Interdict anwendbar, infofera fie nicht 
beffen Grundlagen wiberfprechen. 

Interdictum de superficlebus heißt das prehibiturife In⸗ 
terbict, mit welchem fich der Superficiae Im Quafibefige der Superfices 
gegen Störungen von außen her ſchuͤtzt *9%). Guperficies heißt In ber 
Kunftfprache der roͤmiſchen Juriften die buch Kauf oder Miethe mis 
ftehende Berechtigung auf die Oberfläche eines Grundflädes zum Zwede 
des Häuferbaues auf fremden Grund und Boden 2%). Man betrachtete 

| 


486) L. 8. $. 1. ibid. 
487 Vim hieri veto. L. 1. $, 5. D. ibid. 
L 8. D. ibid. 


489) L. 1. $. 10. D. ibid. 
490) Daher in L. 2. 6. 2. D. 48, 1. in Rüdfiht auf biefes Interdict 
geſagt wirb: velut proprietatis contineat. 
491) Epistolar. 86. 
4%) L. 1.$.6.D. 11.7. £ 
493) Literatur: de Retes, de interdjctis et remediis 
relectio pars II. $. 25—29. im thesaurus iuris ed. Meermann tom. VIl. 
p. 512 sq.; v. Savigny, das Recht des Beſitzes, 6. Ausg., ©. 608-610 
Unterholzner, bie Lehre von den Schulbverhältnifien Bd. 2, ©. 121. | 
' 494) L. 1. 6.1 u.4. NL. 2. D. de superficiebus. (43, 18.) el 
v. Buchboltz, juriſtiſche Abhandlungen Nr, 25, ©. 306 fig. 5 vorzüglich aber | 
| 
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: al® ein ius in re 295), als eine servitus 496), die freilich nicht nach . 


ivilrecht, wohl aber nach praͤtoriſchem conftituirt wird. Zum — 
eſer Berechtigung gab es im Civilrechte keine anderen Klagen fuͤr den 
5uperficiar, als die actio emti und locati gegen den Grundherrn, um 
eſen zur Anftellung ber ihm zufländigen petitorifchen und poffefjorifchen 
Hagen zu zroingen?PT); erſt das peätorifche Edict verwilligte dem Supers 
ciae eine ausgedehnte in rem actio zur Bindication ber Servitur*?e), 
ußerdem hat es auch das oben genannte Interdict eingeführt, welches 
eßhalb vom interdictum uti possidetis gefchieden worben ift, weil man 
ich das Verhaͤltniß des Superficars zum Haufe nicht als einen Sachbeſitz, 
andern nur ald eine quasi possessio zu denken gewohnt war 9%). ‚Die 
erforberniffe diefes Interdictes find folgende: 1) Superficies' auf fremd 
Srund ımb Boden. 2) Der Superfidaer muß fih im — 
leſer Superficies befinden. Dieß ergibt die Vergleichung mit dem int 






lictum uti possidetis. 8) Dieſer Quaſibefitz muß orbnungemäßig aus- 


ſeübt werden, d. h. nach ber lex locationis500), Wahrſcheinlich erſtreckt 
ich die Vorſchrift nicht ſowohl auf den Grund des Befitzes, auf den 
ãtulus possessionis 901), als vielmehr auf bie einzelnen im Contracte 
nambhaft gemachten Rechte und ihre Beſchraͤnkung nady Raum und Zeit; 
bas erfte, inwiefern die Superficies auch an einzelnen Stockwerken eines 
Daufes beftellt werben kann02); das zweite, inwiefern ber Contract nicht 
auf immer, fondern nur auf eine beflimmte Reihe von Jahren lautet 60°), 


4) Der Kläger muß noch gegenwärtiger DBefiger fein, b. 5. zur Zeit der - 


Litisconteftation den Duafibefig ausüben 5%). - Dieg folgt aus der Vers 
gleichung mit dem interdictum uti possidetis®05), - 5) Dieſer Quaſi⸗ 


[2 


Bach el, über iura in re und deren Verpfaͤndung S. 566—71. Daß fe auch 
auf oͤffentlichem — an re un war, beweifen L. 2. $. 17. D. ne 
quid in loco er de contrab. emtione vend. (18. 1.) 
495) D. 18. u L 19. pr. D. de damno infecto. (89. 2.) 
je m 86. 5. 4. D. ibid. Wal. die treffliche Abhandlung Rudorff's, 
Beitrag zur Geſchichte der superficies, in ber Zeitſchrift für geſchichtliche Rechts: 
ch Bd, — > er fo.» 238, 
498) L. 1. pt. $. 8. 6. D. ibid. Bgl. Büchel a. aD. ©. 57 fig. 
Run eo a. D. Bb. 11, 234 fig. 

” — v. Savigny a. a. D. &. 609. Die Beziehung des possidere 
in ee 1. $. 1. D. 43. 18. auf bie Rechte der Anfäffigkeit, welche HL 
a. a. D, Bo. 1, S. 237, vorſchlaͤgt, ift wohl on ber — Beni ehung 
der Stelle auf das Interdict unbedingt zu verwerfen. Wirb doch possidere 
oft genug gun? auf den Duafibefig von Htechten bezogen. Bol. v. Savigny 
a. a 

500) Uti. ex lege locationis sive conductionis superficie — fruemini. 
L. 1.pr. D. N 18. L. 8. 8. 7. D. 48. 17. 

501) L. 1. 6. 1. D. ibid. : Negpe exigit ab eo, quam camsam possi- 
dendi habeat. N 

502 L. 3.8.7. D. 48. 17. 

503) L. 1. 5 2 D. 43. 18. 

504) 5.4.3. 4. 15. Darauf deutet auch das fruemini in L. 1. pr. D. 


.18. 
605) Vim fieri veto. L. 1. pr. D. 48. 18, 
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beſitz muß von Selten deßs Beklagten gewaltfam geſtoͤrt worden fein 509, 
Sonft wäre Niemand vorhanden, welcher belangt werben Eönnte. 6) Die 
gewaltfame Störung darf den Befig in dee Perfon bes Önterdicenten 
nicht aufgehoben Haben *07). Auch bieß eraibt fi aus der Vergleichung 

des interdictum uti possidetis. — Der Zweck des Interdictes iſt die 
Aufhebung ber Folgen gegenmärtiger und bie Abwendung künftiger 
Störungen; dem entfpricht bie prohibltorifche Faſſung beffelben, und 
die ftdte Vergleichung mit dem interdictum uti possidetis; wahrs 
ſcheinlich iſt es alſo retinendae quasi possessionis, obſchon dieß 
in den Quellen bes roͤmiſchen Rechtes nicht ausdruͤcktlich geſagt 
wird 50%). Don Schadenerſatz wegen der verurſachten Störung wird nur 
unter denfelben Vorausfegungen auch hier die Rebe fein koͤnnen, wie bei 
kem interdictum ufi possidetis. Mit biefem hat es auch bie Dupli⸗ 
«tät gemein®®P), und daͤs hängt mit bem Umftande zufammen, daf 
der Prätor beide Parteien in ber interbictformel zufammen anredet 10), 
Die wichtigfte Folge diefer Duplicität ift, daB auch der Kläger conbemnirt 
werben kann, fobald es fi im Beweisverfahren herausftellt, daß ber 
Beklagte den Quafibefig der Superficies habe, ober daß derſelbe vom 
Anterdicenten ruͤckſichtlich des Beklagten vi, clam oder precario erworben 
worden ſei. Von Einreden, welche dem Interbicte entgegenftehen, kommt 
nur bie ber vitiosa possessio vor, fo weit fie vom Beklagten 
herruͤhrt und diefe wird ſchon in ber SInterbictformel namhaft ges 
macht 91); ruͤckſtchtlich Dritter kommt fie nicht weiter in Betracht. Die 
Einrede der Verjährung wird zwar In den römifchen Rechtsquellen nicht 
erwähnt, fie muß aber zweifelsohne nach Analogie des interdictum uti 
possidetis angenommen werden, und ba gründet fie ſich auf den Ablauf 
eines anmus utilis. 

Als Grund, warum das interdictum de superficiebus eingeführt 
worden iſt, wird angegeben, daß das interdictum uti possidetis zum 
Schuge der Superficies nicht ausreichte AN), alfo für den Superfiiar ein 
neues Rechtsmittel nöthig ward, welches ſich nur als eine Ausdehnung 
des erfteren herausftent®1?), Es heißt demnach geradezu: veluti possi- 
detis interdictum und- wirb, wofern nicht befondere Grumdfäge durch 
bie Doctrin dafuͤr feftgeftellt worben find, nach ben Regeln bes inter- 


506) Bei gewaltfamer Deiection iſt das interdictum de vi zuſtaͤndig. L. 
1. 5.5. D. 43. 16. Bgt. v. Savigny a. a. D. S. 610. 

507) -Quominus fruamini, vim fieri veto. L. 1. pr. D. 43. 18. 

508) Vielleicht deutet barauf die Aeußerung Ulpian’s in L. 1. 5.2. D. 
fbid. Tuetur itaque praetor eum, qni superficiem petit, vel- 
uti uti possidetis interdicto. | i 

= 509) L. 1. $. 2. D. ibid. 

510) L. 1. pr. D. ibid.: Uti — frmemini, quominus fruamini —. Bgl. 
Caius, inst. IV. $. 160. ; 

511 L. 

513) L. 3. 8. 7. D. 43. 17. L. 1. $. 2. D. 48. 18. Daher folgt in 


ben Juſtinianiſchen Pandekten ber Titel de superficiebns (43. 18.) gleich auf 
ben Titel uti possidetis (43. 17.) 
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dietum uti possidetis beurtheilt 4), Nach ber Einführung diefes neuen 
Rechtsmittels hat fich das Verhaͤltniß beider Interbicte alfo geftaltet: dem 
Strundherrn gefland man mie früher bas interdictum uti possidetis 
ruͤckſichtlich des Grundſtuͤckes zu, meil nur er den wahren Befig deſſel⸗ 
ben hat, ſelbſt gegen den Superficiar, ſofern dieſer ſeine Befugniß 
überfchreiter"°); dem Superficiar ſprach man das interdictum uti pos- 
sidetis völlig ab, geſtattete ihm aber dafuͤr das interdicium de super- 
ficiebus zum Schuge des contractmäßigen Quafibefiges und zwar nicht 
nur gegen Dritte, fondern vielleicht auc, gegen den Grundherrn, wenn 
ſich diefer Eingriffe in die Befugniffe des Superficiar erlaubte. 
äInterdietum de tabulis exhibendis®!®) heißt das Inter⸗ 
Diet, womit Jeder, welcher ein begründetes Intereſſe bat, das fchriftliche 
Zeftament eines Verſtorbenen einzufehen, den, welcher es in Händen 
hat, zwingen kann, daffelbe vorzuzeigen. e Einführung des Rechts: 
mitteld hängt, wie es fcheint, mit der bonorum possessio secundum 
tabulas zufammen, welche in der älteren Zeit nur als ein proviforifches 
Mechtsmittel ‚galt, um die Bellagtenrolle in ber hereditatis petitio nach 
geroiffen Regeln unter den flreitenden Parteien feftzuftellend!7), und 
in diefem Zufammenhange hatte ed wohl hauptfächlich den Zweck, biefe 
bonorum possessio möglich zu madyen. Die meiteren Grundfäge bes 
Interdictes, namentlih die Form, in weldher es im Edicte be= 
handelt wird 8), hängen auf das genauefte mit der Lehre von ber 
Eröffnung der Zeflamente zufammen, welche namentlid) unter dem 
Einfluffe der lex de vicesima hereditatiumd1P) zur Zeit der claffifchen 
Suriften in folgender Weiſe ausgebildet war. Das Teſtament foll nad 
dem Tode des Erblaſſers baldmoͤglichſt eröffnet werden®29), weil eben 
ſowohl den Betheiligten als dem Staatsſchatze, welcher die vicesima 
beanſprucht, an der Befchleunigung diefes Actes liegen muß. Die Zeit- 
frift hatten kaiſerliche Referipte zwar verfchiedentlich beflimmt, indeß ftand 
es ſchon zu den Zeiten des Paullus feit, daß dieß binnen drei oder fünf 
Tagen gefchehen muͤſſe; im Falle der Abmwefenheit der Betheillgten ward 
die Krift vom Augenblicke ihrer Ruͤckkunft berechnet. Die Art und Weife 
des Eröffnungsactes iſt folgende: die Zeftamentsurfunde wird verfiegelt dem 


514) L. 1. $. 2. D. ibidem. 
: 515) L. 3, 8. 17. D. 43. 17. \ 

516) Literatur: deRetes, de interdictis et remediis possessoriis re- 
lectio pars I. nr. 4. 6. 29—33. im thesaurus iuris ed. Meermann tom. 
VII. p. 503 u. 504,5 Unterholgner, bie Lehre von den Schuldverhältniffen 
Bd. 2, ©. 150 fig. 

517) Cic. in Verr. I. cap. 45.: Si de hereditate ambigetur et tabulae 
testamenti obsignatae non minus multis signis, quam e lege oportet, ad 
me proferentur, secundum tabulas testamenti potissimum possessionem dabo. 
Die Worte: quam e lege oportet gehen wahrjcheinlic auf die Lex Cornelia 
testamentaria. 

518) L. 1. pr. D. de tabulis exhibendis. (43, 5.) Paulli sentent. 
recept. IV. 7. 8. 6. 

519) Das ift die Lex in Paull. 1. c. IV. 6, 8. 3. 

520) Paull. l.c IV.6. 83, 


V. 137 
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Magiſtrate übergeben *21), welcher zur Eröffnung bie anweſenden Teſtaͤ⸗ 
mentszeugen, oder in beren Ermangelung andere Männer von bewährten 
Rufe vorzuladen hat. Anwefende Zeugen haben zuvor ihre GStegel zu 
recognofeiren 522) ; hierauf wird ber Leinfaden, mit dem bie Urkunde vers 
fchloffen iſt, zerriffen, ihre Inhalt laut und deutlich vorgelefen 7°) 
und nad) Belieben Abſchriften davon gefertigt. Dann wird die Urkunde 
wiederum verſiegelt und zwar mit dem oͤffentlichen Siegel und im Ar⸗ 
chive niedergelegt, damit man im Nothfalle neue Abſchriften davon 
nehmen koͤnne 522). Der ganze Act ſoll zwiſchen der zweiten und zehn⸗ 
ten Tagesftunde vorgenommen werben 525). Weberhaupt geftattet aber 
‚der Praͤtor einem Jeden, das Teſtament beliebig einzufehen und 
ſich Abfchriften davon zu machen 52°), mit Ausnahme ber Theile, welche 
zu Faͤlſchungen Veranlaffung geben innen, z. B. des Datum ?7), 
oder Jemand zur Schande®gereichen werben 528), oder beren Eröffnung 
der Erblaffer ausdruͤcklich verboten hat 529), oder ber Natur der Sache 
nach unterlaffen werden muß, 3. B. der Pupillarfubflitution 5?%). — 
An diefe Verordnungen des elaffiihen Pandektenrechtes fchließt ſich das 
vorliegende Interdict auf daB genauefte an. Die Erforderniſſe find im 
einzelnen folgende: 1) Es muß irgend eine legtwillige Verorbnung einer 
beftimmten, näher anzugebenden Perfon vorliegen, und dieß bat fchon 
das Edict angegeben®’'). Dabei iſt gleichgiltig, ob es ein jünge: 
res ober ditered Teſtament ift®??), ob die Urkunde in einem ober 
in mehreren Eremplaren von Anfang an audgefertigt warb 52°), unb 
ob fie das ganze Teſtament ober nur einen Theil deffelben enthälc®°*). 
Berner kommt auch die Giltigkeit bes Teſtamentes nicht weiter in 
Sage 25), daher auch bie Vorzeigung von iniusta, rupta und falsa 
testamenta erzivungen werben kann. 2) Der Verfaffer diefer Urkunde 


521) Paulluslc.W.6 6. 1u 2,1. 5.6.17. L. 2. S. 4. L. 
4—7. D. testamenta quemadmodum aperiantur. (29. 3.) L. 3.5.9. D. 
43.5. L. 2. C. 6. 32. 

2 Paullus1.c. IV.6.9.1 L. 4 u. 6. D. 29. 3 L. 8. S. 9. 


523) Paullus 1. c. IV. 6. 6.1. L. 7. D. ibid. 
524) Paullus 1. c. IV. 6. $, 1. : 

52 Paullus l.c. IV. 6. 6. 2. 
526) Baullus1.c.IV.6.9.1, L. 1. pr. L.2.9.4-7. L7. 


D. 29. 3 
6.D. 29.3. L. 3. C. 6. 32. 


527) L. 2. 6. 
528) L. 3. C. 6. 32 
- 529) L. 3. C. ibid. 

530) L. 8. C. 29, 8. 

E31) Quas tabulas Lucius Titins ad causam testamenti sui pertinentes 
reliquisse dicetur. L. 1. pr. D. 43. 5. Auf Sobicille u. f. w. geht der 
Bufab: item si libellus aliudve quid relictum esse dicetur, decreto compre- 

endum, 

532) L. 1.6. 4. D. ibid. 

533) L.1.9.6. 1.3, 6.1. D. ibid. Bol. L. 2.9.8. D. 29. 3. 

534) L. 2. D. 48. 5. 

535) L. 1. $. 3. D. ibid. | 
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muß bereits verftorben fein, alfo fein Tob im Zweifel beſcheinigt wer⸗ 
den. Auch dieſes Erforderniß deutet ſchon das Edict an 36), und zwar - 
hängt es jedenfalls mit der allgemeinen Vorſchrift zufammen, daß Te⸗ 
flamente von Lebenden nicht eröffnet werden folen®?”), Wenn ber 
Berfaffer der Urkunde ſelbſt ihre Vorzeigung verlangt, ceffirt das Interdict; 
er muß vielmehr zur Erreichung dieſes Zweckes die actio ad exhibendim . 
brauchen 935). 3) Dee Beklagte muß die Urkunde in ben Händen, 
oder ihren Befig dolose aufgegeben haben). Juriſtiſcher Beſitz 
kommt hier nicht in Sage, es reicht ſchon ‚bloße Detention aus *20). 
Wenn ber Beſitzer die Urkunde weiter gegeben hat, fo fteht die Klage 
gegen den Deponenten und den Depofitar gleichmüßig zu°*'); befindet 
fie fi aber im Gewahrſam eines Sclaven, fo wird das Interdict gegen - 
beffen Herrn gerichtet5??). Aus dem dolus haftet nur, wer ihn bes- 
gangen; alfo kann nur der Bormund belangt merden, falls biefer 
eine im Gewahrſam des Pupillen befindliche Urkunde unterfchlägt 52). 
4) Es darf nicht bereits ein Erbſchaftsprozeß anhängig fen, deſſen 
Entſcheidung von der Urkunde abhängt, oder wohl gar mit einer publica 
quaestio zufammenhängt *2). — Die Wirkung bes Interdietes ſtimmt zu 
feinem Zwecke, welchen bie claffifhen Jutiſten dahin angeben, doß ba: 
durch die Unterfchlagung von Teſtamentsurkunden verhäter®?3), und bie, 
welche die Möglichkeit der Vorzeigung oder ihre Verbindlichkeit dazu in 
Abrede ftellen, zur Vornahme dieſes Actes gezwungen merden follen 9*°). 
Das Verfahren iſt einfach folgendes: räumt der Beklagte ben Beſitz 
der Urkunde, ingleihen feine Verpflichtung zue Erhibition fofort ein, 
fo wird ihm dieſe ohne weiteres aufgegeben, und zwar unter Verwilligung 
einer mäßigen Friſt, wenn er fich dergleichen erbittet *37). Leugnet 
ee aber beides oder eins von beiden ab, fo wird das Interdicet 
\gegeben , welches feiner Natur nad exhibitoriſch iſt. Erfolgt bie 
Erpibition nicht in der gehörigen Weife, fo wird der Bellagte auf das 
Intereſſe verurtheilt 9). Die Abfchägung biefes Intereſſes gefchieht in - 


" 636) Reliquisse dicetur L. 1. pr. u. $. 10. D. 48, 5. 
537) L. 2. & 4. D. 29.3. Dieß hat fhon de Retes I. c. $. 31. 
p. 508. ausgeführt. 
638) L. 3, 6. 5. D. 49.5. 
539) Si hae penes te sunt, aut dolo malo tuo factum est, uf desine- 
xent esse. L. 1.pr. L.3.9.2.8.6.D.43,.5 L. 4. D. ibid. 
540) L. 3. $. 2. D. 43. 5. 5 


543) L. 3.6.6. L. 4. D. ibid. s 
544) L. 5. D. 48, 5. vgl. mit L. 1. $. 8. D. jbid. Darauf geht L. 6. 
pr. D. ad legem Corneliam de falsis (48, 10.), wie ſchon de Retes |. c. 
$. 31. p. 503. weiter ausgeführt Hat. 
546) Paullus I. c. IV. 7. $. 6. 
546) L. 1.89. 1.D.43.5. L. 
bezicht fich befonders noch L. 3. $. 6. 
547) 1.1.6. 1. D. 43. 6. L. 
548) Bgl. L. 1. pr. L. 8. 8. 7 


2. $. 8. D. 29, 3, Auf dieſen Punkt 
D. 43. 5. 
2: u. 8. D. 29. 3. 
u. 5 


5 
6.7 
11. D. a4a3. 5. 
37* 


580° E Interdiete. 

der Regel nach dem Verhaͤltniſſe des Gewinnes, welchen der Klaͤger aus 
dem letzten Willen beanſprucht; bei dem Erben kommt alſo der Werth 
feines Erbtheiles ®%P), bei den Legataren die Summe bes Vermaͤchtniſſes im 
‚ Anfchlag®°%). Dieſer Erfag gilt aber nicht eigentlich ald Abfindungs-» 
quantum wegen des aus dem letzten Willen herrührenden Anfpruches, 
fondern als eine Strafe ber Contumaz dd). Indeß würde es unbillig 
fein, den Beklagten nachher noch zur Erfüllung ber legtwilligen Ver⸗ 
ordnung anzuhalten; baher ber Nachklage des Erben ober Legatars die 
doli exceptio entgegenfteht 859). Wer als Kläger auftreten Tönne, 
dieſe Frage wird in den Juſtinianiſchen Panbekten nicht nad) einer durch⸗ 
greifenden Regel entfchieden, auch laffen die allgemein gefaßten Worte 
bes Edictes vermuthen, daß, wer zur Einficht des Teſtamentes berechtigt 
ift, auch die Interdictklage brauchen Tann, fofern er nur tin erweisliches 
Sntereffe an der Erhibition hat, und hier wird namentlich der 
Teftamentserbe und der Legatar herausgehoben 29°). Nach einer anderen 
Stelle des Edictes kann Jeder auf die Einficht bes Teſtamentes ans 
tragen 99%); im biefer Rüdficht wird bie Urkunde von Ulpian publicnm 
instrumentum genannt, auch baran die Berechtigung zum Interbicte 
geknüpft 55). Nimmt ıhan dazu eine andere Aeußerung befjelben Schrift« 
ſtellers: daß alle im Zeflamente Bebachten auf Erhibitton deffelben zu drins 
gen pflegen ®®°), fo möchte die oben ausgeſprochene Anficht über die Berech⸗ 
tigung zum Interdicte gerechtfertigt fcheinen. Im Rechte des Goder 
ift an diefen Greundfägen nichts geändert, vielmehr beflätigt eine kaiſer⸗ 
liche Gonftitution das Klagerecht des Pupillarfubflituten von dem Augen> 
biide an, wo ihm die Erbfchaft zufaͤllt??). Daß die Klage activ auf 
die Erben Übergeht, wird ausdrüdtich bezeugt5®®) ; vom paſſiven Ueber 
gange wird nichts gefagt, Tonnte auch füglidy nichts gefagt werden, 
ba fie gegen eben gegründet ift, bei welchem die Erforderniſſe des 
Edictes zutreffen, ohne Ruͤckſicht darauf, ob er bie Urkunde aus der 
erften ober zweiten Hand erhalten hat. Daß die Klage zur Zeit der 
elaffifhen Juriften in einem Jahre verjährte, würde nach einer Aeuße⸗ 
ung des Pauttus®5°) nicht füglich in Zweifel geftellt werden können, 
wenn nicht eine von Ulpian°%0) herruͤhrende Pandektenſtelle geradezu 


En L. 8. $. 12. D. 43, 5, 

650) L. 8. $. 19. D. ibid. 

551) L. 3. $. 14. D. ibid. 

552) L. 8. 6. 15. D. ibid. 

553) L. 8. $. 12—15. D, ibid. 

554) L. 1. pr. L. 2. pr. D. 29. 8, 
26 L. 2. $. 8. D. ibid. 

556) L. 3. $. 10. D. 48,5 


557) L. un. C. de tabulis exhibendis. (8. 7.) 
558) L. 3. 6. 16. D. 43, 5. 

559) Sent. rec. IV. 7. $, 6.: de earum exhibitione interdicto reddito 
iatra annum agi possit. £ 

560) L. 8. $. 16. D. 43. 5.: Interdictum hoc et post annum compe- 
tere constat (alfo war es früherhin controvers). Die Verfuche, diefen Wis 
derfpruch zu heben, find hödhft ungenügend. Gujacius (ad Paulluml. c. 
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das Gegentheil zu fagen ſchiene. Für das Juſtinianiſche Recht flcht 
nach) allgemeinen Interpretationsregeln fo viel feft, daß fie einer jährigen ' 
Verjährungsfrift nicht unterworfen war. — Die Regeln, nad) welchen 
die Erhibition gefchehen foll, wenn der Beklagte bie Condemnation vers 
meiden will, fließen ſich ganz an bie oben erörterte Lehre von der 
Eröffnung ber Teſtamente an und erhalten daraus Ihre Erklarung. 
Es find aber im einzelnen folgende: 1) Die Urkunde ſoll vor dem 
Praͤtor vorgezeigt werden, bamit biefer die Zeugen zur Eröffnung ders 
felben gehörig vorladen koͤnne 661). 2) Die Erhibition fol volftändig 
gefchehen, alfo mit Einfchluß der Codicille und Siegel). Iſt das 
Zeftament in mehreren, gleichzeitigen Originalen ausgefertigt, fo müffen 
fie alle vorgezeigt werben 0%). Liegen mehrere Teſtamente von verſchie⸗ 
benen Daten vor, fo muͤſſen fie alle vorgezeigt werden 2%). 3) Wer 
zu erhibiren hat, muß auch leiden, baß die Urkunde eröffnet, vorgelefen 
amd Abfchriften davon genommen werden. Dieß nun freilich wird in 
dem Pandektentitel, welcher unfer Interdict behandelt, nicht ausdruͤcklich 
gefagt 55), allein es verſteht fi nicht blos nach dem Zufammenhange 
ber Lehren von felbfk®°), fonbern wirb auch bei der Vorladung ber 
Teſtaments zeugen ald ausgemacht vorausgefeßt. | 


Interdietum de vi, auch unde vi heißt das Interdict 507), 
womit der, welcher durch Anwendung wiberrechtlicher Gewalt aus bem 
Befise einer unbeweglichen Sache gefeßt worden tft, von dem Thäter 
Miedereinfegung In ben Beſitz und Schabenerfag für die Störung ver: 
langt. In dem Titel der Juftinianifchen Pandekten, welcher dieß In 
terbict behandelt, wird nur bie in factum actio erwähnt, die urſpruͤng⸗ 
liche Faſſung des Edictes ſcheint auf restituas gelautet zu haben 20°). 


in Schultingi iurisprudentia Anteiust.) p. 406. hilft durch die Emenbation: 
non competere constat. Allein das wäre gegen ben Bufammenhang bes Ban- 
zen. Der Rachbrud, welcher auf: Pr post annum der Wortftellung nach pen 
werben muß, zeigt auf das beutlichfte, daß, wäre bie Emendation gegründet, 


. das Interdict nicht einmal innerhalb Iahresfrift zuftehen könnte. Unterholgs 


ner (a. a. D. Th. 2, S. 151, Rote I) meint, nah Paulus fei es nur in 
dem Halle auf Ein Jahr befchräntt, wenn der Bellagte bie Urkunde nicht mehr 
in ben Händen bat, und wegen gewiffenlofer Unterfchlagung haftet. Allein ber 
erfte Theil diefer Behauptung ift aus der. Luft gegriffen und wiberfpricht 
dem eigenen Zeugniffe des Schriftftellers. ol. Paullns, sent. rec. IV. 7. 


561) L. 3. 6.9. D. 43, 5. 

562) L. 1. pr. D. 43.5, L. 2.6. 2.D. 29.9. L. 3. C. 6. 32. 

5638) L. 1. 8. 6.D. 43.5. L. 2. $. 3. D. 29, 3, 

564) L. 1.9.4 u. 6. D. 43. 5. 

665) Dan vgl. bier z. B. L. 3. 8. 8. D. 43. 5. 
= ee) Befonders fpricht dafür der Zufammenhang von L. 2. 5. 4-8. D. 
567) Man vgl. bier flatt aller anderen v. Savigny, das Recht dei Be⸗ 
figes $. 40, ©. 505—547 (6. Ausg.), und Unterholgner, die Lehre von 
ven Schuldverhältniffen Bd. 2, ©. 112—118. j — 

568) Cic. pro Caecina cap. 31.: Cum igitur praetor interdixerit: unde 
deiectus es,ut eo restituaris. Daſelbſt (cap. 30) werden auch die Worte 
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Auch waren, wenigſtens zur Zeit der freien Republik, wahrfcheinlich zwei 
verfchiebene Interbietformeln im Edicte aufgeflellt worden °), von 
welchen die eine den Fall ber Befigentfegung duch bewaffnete Hand 
betraf (vi armatis hominibus) und das vor der anderen voraus hatte, 
daß hier gar Peine Erception zugelaffen warb 970); dieſe Dichetes 
mie iſt indeß in den Juſtinianiſchen Pandekten vermifcht worben. 
Die Erforderniſſe bes Interbictes find nach Juſtinianiſchem Rechte, 
1) daß ber Kläger juriſtiſchen Beſitz zur Zeit der Dejection gehabt habe 571), 
Man bat dieß zwar deßhalb bezweifelt, weil Cicero in der Rebe für den 
‚Cäcina 572), um feinem Clienten den Sieg: zu verfchaffen, behauptet, 
das interdictum de vi armata fei nicht durch Beſitz bedingt; daß die 
aber gegen die gewoͤhnliche Anficht war, geht ſchon baraus hervor, daß 
der Redner nichtädefloweniger darzuthun fucht, fein Client babe im Dos 
mente der Dejection wahren Befig gehabt (possedisse), Moch Andere 
haben gemeint, ber Beſitz in dieſem Interdicte fei ein anderer und 
leichteren, al8 in dem interdictum uti possidetis, allein das wiberfpricht 
den Zeugniffen ber claffifchen Juriſten. 2) Daß die Beſitzſtoͤrung duch - 
Anwendung von Gewalt herbeigeführt werde. Pomponius verlangt 
dazu eine corporalis vis 57%), Nipian 974) eine atrox vis, und 
dieſe Ausdrücke follen nicht ſowohl eine beſonders grobe Gewaltthaͤtigkeit, 
als vielmehr eine folche bezeichnen, welche die Kortfegung des Beſitzes 
unmöglich macht 57%), Im früheren Rechte unterfchied man wegen der 
. boppelten SInterdietformeln des prätorifchen Edictes eine vis armata, 
d. b. die mit bewaffneter Hand ausgeführt wird, und quotidiana, wozu 
“jede andere gewaltthätige Befisflörung gehört 57%); im Juſtinianiſchen 
Rechte iſt diefer Unterfchieb bebeutungslos geworben, feitbem die im 
factum actio die Stelle des Interdictes erfegt hat. 3) Daß biefe Ges 
waltthätigkeig vom Beklagten verübt fe. Neben dem phyfiſchen haftet 
auch bes intellectuelle Ucheber der Gewalt, d. b. wer den Auftrag dazu 
an ben Hanbelnden gegeben bat’), und dieß wirb aus ber weiteren 
Snterpretation bes Wortes deiecisti hergeleitet⸗8). In der fräheflen 
Zeit, als diefe Auslegung noch nicht fo allgemein feflftand, ward bie 
Saffung des prätorifhen Edictes öfters zu Chicanen benutzt, welche die 


aus dem Interdicte angeführt: eo restituaa. Spuren biefer Faſſung fin« 
den fih in ben Pandekten L. 1. F. 19 u. 42. D. 43. 16. Bol. Schilling, 
Lehrbuch für Inftitutionen und Gefchichte bes roͤmiſchen Rechtes Bd. II, ©. 483. 

569) Cic. pro Caccina cap. 31.: Ad duas dissimiles res duo disiuncta 
interdicta sunt. : 

570) Cic. prg Caecina cap. 8 u. 22. 

571) L. 1. $. 23. D. 49. 16, Vgl. L. 1.9.9 u. 10. D. ibid. 

572) Cap. 31 u. 32. 

573) L. 1. $. 29. D. 483. 16. 

574) L. 1. $. 3. D. ibid. 

575) 8gl. v. Savigny a. a. D. ©. 516 fig. 

> Cic. pro Caecina cap. 31 u. 32, Vis armata ſteht no L. 1. 
$. 43. D. 43. 16, 
577) L. 1. $. 12—15. L. 3. 5. i0—12. D. 48. 16. 
578) L. 1. 6. 12. D. ibid. ’ 


pas 


TEBEHrET.n 


we u Er 
=. 2m 
. 


- ww — — — 


Interdicte. 583 
Prätoren veranlaßt haben, eine andere, beflmmtere Formel im Edicte 
aufzuftellen®?®), bie ſich indeß in den Juſtinianiſchen Pandekten nicht 
erhalten hat. Auf die Erben geht das Interdict nus infoweit paffiv 
über, als fie vermöge jener Handlung etwas bekommen haben 580) ober 
bekommen haben würden, wenn fie nicht ins dolas geweſen wären 591) ; 
Singularfliecefforen unterliegen der Klage niemals, weil fie außer bem 
Dbligationsnerus fiehen. Im Edictte war der Fall ausgezeichnet, wenn 
die Gewaltthaͤtigkeit durch Schaven zugefügt war; ber Sclavenherr haftete 
defhalb dem Vertriebenen mit der Noxalklage und mußte außerdem noch 
Alles herausgeben, was er durch die wiberrechtliche Handlung bet Sclas 
ven hinterher gewonnen hatte 692). Ueberhaupt wurde bie Haftung bis zum 
Betrage der Bereicherung bei bem Vater aus ber Handlung feines Haus⸗ 
ſohnes, bei dem Miethheren aus ber feines Dienfiboten, bei ben Mu⸗ 
niciped aus der ihrer Actoren, wenn biefe in Ihren Namen die Gewalt: 
thätigkeit veruͤbt haben, ſchon zu den Zeiten der claffifhen Juriften nicht 
mehr bezweifelt 59). 4) Daß bie gewaltfame Handlung ben Verluſt 
des Beſitzes unmittelbar herbeigeführt Hat. Die Älteren Edicte druͤckten 
dieß mit deiicere5%) aus, und dieſer Ausbrud bat, ungeqchtet er 
mit detrudid®2) eine Zeitlang vertaufht worden war, im Wictum 
perpetuum wieder Plag gefunden, und die claffifchen Juriſten haben 
demmach ben Begriff ber deiectio genauer beſtimmt. Kür diefen Begriff 
ift es gleichailtig, ob die Gewalt wirklich ausgeuͤbt, oder aus einer auf 
eine unmittelbar gegenwärtige Gefahr gegründeten Furcht vermieden wird. 
Mer duch Gewalt den Beſitz verliert und gleich barauf denſelben mit 
Gewalt occupirt, hat ihn nie verloren und wird fo behandelt, wie wenn 
er nie dejicirt worden waͤre*86). 5) Daß die Sache, deren Beſitz durch 
die Gewaltthätigkeit verloren wird, eine unbewegliche iſt ⸗87). Man hat 
dieß Erforderniß aus der ganzen Wertfaflung bes Edietes gefolgert, wenn 
fon darin eine unbewegliche Sache nicht ausbrüdlic, genannt war. Wegen 
beweglicher Sachen reichten nach Umfländen bie actio ad exhibendum, 
die actio furti und vi bonorum raptorum aus5%®), und es war dem⸗ 
nach nicht nöthig, deßhalb zu interdieiren. Bet der condemnatio wurden 
indeß auch ſolche bewegliche Sachen berädfichtigt, welche bei Gelegenheit 
ber Dejection zerftört oder verdorhen worden waren 299). Manche neuere 


579) Am Anfang hieß es unde tu deiecisti, fpäter unde dolo malo tuo 
— vi detrusas est. Cic. pro Tullio cap. 29. 80. 44. 46. Bol. v. Sa⸗ 
vigny a a. O. &. 517. 

580) 1.1.9. 48. L.9. pr. L. 9. pr. D. ibid. 

581) L. 2. D. ibid. 

582) L. 1. $. 15. D. ibid. Bel. v. Saviaony a. a. O. ©. 518. 

583) L. 1. $. 20. L. 4. D. ibid. 

5684) Cic. pro Tullio cap. 44. 

. 585) Cic. pro Tullio cap. 29. pro Caecina cap, 17., body war ſchon zu 

GSicero’3 Zeiten das delicere wieber an ber Reihe. Cic. pro Caeciua cap. Sl. . 

586) L. 17. D. 48. 16. 

'587) L. 1. 6. 3—8. D. ibid. 

588) L. 1. $. 6. D. ibid. 

589) Paullus, sent. recept. V. 6. $. 8, 
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Rechtsgelehrten *890) haben behauptet, das Interdict ſei Im juͤngſten Rechte 
auch auf bewegliche Sachen ausgebehnt worden, weil die Vorſchriften 
über die Strafen der unerlaubten Selbſthilfe von den fpäteren Kaiſern 
als Mobificationen des Interdictes in den Juſtinianiſchen Rechtsbüchern 
eingefteilt würden, und diefe Strafen ebenfogut unbemegliche gis beweg⸗ 
liche Sachen beträfen; bagegen ift freilich aber von Anderen Yeltend ge 
macht worden, daß in den Auftintanifchen Pandekten 9°!) die Beziehung 
auf Srundftüde als eine Eigenthämlichkeit bes Interbictes hervergehoben 
wird 592), und daß die Einflellung ber Strafen der Selbfihilfe unter 
dem Xitel unde vi im Juſtinianiſchen Coder (VIIL 4.) ſchwerlich die 
oben angeführte Meinung rechtfertigen werde, da fie ſchon im älteren 
Goder vorhanden gewefen und es nicht glaubhaft fei, daß einige Jahre 
nachher in’ den Pandekten bie gegentheilige Anficht eingefchärft fein würde, 
wenn jene Deutung bereitd vorhanden geweſen wäre. — Die Wirkung des 
Interdictes laͤßt fi) nach bem allgemeinen Grundbfage beflimmen, daß 
reflituirt werben müffe, ber deiectus alfo in bie Lage verfest 
werde, in welcher er vor der Deijection war. Demnach muß alfo der 
Beſitz reftituirt, oder, wenn bieß nicht möglich if, ber Werth beffelden 
erfegt Werden 592), und dieß letztere wird hergeleitet aus der Verbind⸗ 
Vichkeit des Beklagten, bem Kläger das Intereſſe zu vergüten®°*). Zus 
gleich ift auch aller Schaden zu erfegen, welcher durch bie Deietion 
verurfacht worden ift, was mit ber Präflation des Sintereffes zus 
fammenfällt 99); und zwar erſtreckt ſich diefe Verpflichtung aud auf 
alle beweglichen Sachen, welche ber deiectus zur Zeit ber Dejection 
‚auf dem Grundftüde gehabt bat 59%), auf DI Zrüchte der Sache, 
welche zu biefem Zwecke von dem Zeitpuntte bee Dejection abmärts 
berechnet werben 027), ja felbft auf percipiendi®9), Wenn darüber 
kein Beweis erbracht werden kann, was für Sachen durch die Deiection 
im einzelnen verloren gegangen find, fo wird der Verluft und der Werth 
der perlorenen Sachen durch ben Eid des Klägers feftgeflelit, dem 
der Richter ein Maximum beisufügen hat, welches der Schwoͤrende nicht 
überfchreiten darf. Diefen Eid nennt man vom Kaifer Zeno, der ihn 
für diefen Fall eingeführt hat 599), iusiurandum Zenonianum, und hält 
ihn bald für eine bloße Anwendung des iusinrandum in litem, bald für 
einen felbitfländigen Eib. Die eibli erhärtete Summe ift dann zwei⸗ 


590) An ihrer Spige v. Savigny a. a. D. ©. 527 fig. 

591) Vgl. Thibaut, Beiträge zur Lehre von den Interbieten, im Ars 
chive für choitiftifche Praxis Bd. 1, &. 1065—111. 

592) Auch in den Juſtin. Inftitutionen wird dieß angedeutet. F. 6. J. & 
15. vbis: per quod is, qui deiecit, cogitur ei restituere possessionem. 

693) L. 1. 6. 42. D. 49, 16. L. 15. D. ibid. 

6594) L. 15. D. ibid. 

55) 1.9.4. L. 6. L. 15.D. ibid. 

596 L. 1. pr. F. 32 - 34. 37. 88. D. ibidem. 
$. 40. D. ibid. 
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felsohne vom Richter bee Condemnation zu Grunde zu legen. — 
on den Srceeptionen, welche gewoͤhnlich bei Interdicten vorkommen, 
aſt die dee vitiosa possessio im Juſtinianiſchen Rechte ganz ausgeſchloſ⸗ 
fen‘), obgleich fie im diteren Rechte bei der vis quotidiana vor⸗ 
Zam 0); wohl aber findet die Einrede der Verjährung flatt, welche 
durch den Ablauf eines utilis annus begründet wird 02), dem Bes 
Elagten aber nicht zufteht, inſoweit er durd die Dejection etwas 
Bekommen hat o8), oder wenn während der Abmwefenheit des Be⸗ 
figers deſſen Leute aus dem Beſitze verdrängt werden 804). Der 
Anfang des Verjaͤhrungsfriſt wird von der Dejection an berechnet, 
und darauf beutet die ale nterdietformel unde tu. — illum aut 
familiam aut procuratorem illius in hoc anno deiecisti. — 
Sm vorjuftinianifchen Rechte war eine befonbere Sinterdictformel für 
den Ufufructuar aufgeftellt, welcher aus ber quasipossessio bes 
Ufusfeuctus verttieben worden ift 605), doch wird: diefe Formel 
nur als utile interdictum unde vi behandelteos). Im Suftinias 
niſchen Rechte iſt diefe Formel . verfchmunden, und die Interbictens 
klage ohne weiteres dem Nutznießer gegeben worden, wenn er fi 
zue Beit der Dejection im Quafibefige befand). Auch dem 
Uſuar bat man fie geftatter 60), Ueberall wird aber ſtillſchwei⸗ 
gend vorausgefest, daß diefe Rechte an unbeweglihen Sachen zus 
fiehen, da bemeglihe nur infofern dem Interdicte umterliegen, 
ats fie als Nebenſachen von Grundftäden in Frage kommen 0). 


Interdictum de via publica et itinere publico refi- 
eiendo°!®) heißt das prohibitorifche Interdict, welches zur Abwendung 
von Störungen zufleht, welchen Jemand bei der Ausbefferung und Wie⸗ 
derherflelung eines öffentlichen Weges unterworfen ift. Vorausgeſetzt wird 
1) ein öffentlicher Weg; einerlei, ob «8 eine Fahrſtraße ober ein Fußpfad 


600) $. 6. J. 4. 15. 

601) Cic. pro Tullio cap. 44. pro Caecina cap. 32. Paullus, sent. 
recept. V. 6. $. 7. Darauf deuten noch manche Panbektenftellen. L. 1. % 
80. L. 14. 17. D. 43, 16. Bgl. überhaupt v. Savigny a.a.D. ©. 544. 

602) L. 1. pr. u. $. 39. D. 43. 16. Zur Beit der freien Republik hieß 
es im Ebdicte: in hoc anno deiecisti; das bezog fich alfo auf das laufende Mas 
giftratsjahr. Wal. Cic, pro Tullio cap. 44. Bei dem SInterbicte de vi armata 
Tam fie früher nicht vor. Wal. Cic. ad fam. 15. 16. 

603) L. 1. pr D. 43. 16. L.7. $.5. D. communi dividundo. (10. 3.) 

604) L. 1. Th. C. unde vi. (4. 22.) L.1. Just. C. si per vim. (8. 5.) 


605) Frragm. Vat. $. 91. Rgl. Rud ‚ in der Beitfhrift für ges 
ia umem: Vat. 5. O1. Met Mudozft, In der Beifärift für a 


606) Ba. Vat. 6. 9%. 

607) L. 8. $. 13—18. D. 43. 16. 

608).L. 8. $, 16. D. ibid. 

609) L. 3. $. 15. D. ibid. Su 

208 Ha Vgl. Unterholgner, die Lehre von ben Schulbverhältnifien Bd. 2, 
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ine). 2) Dieſer Weg muß von Jemand ausgebeſſert werben. Im 
Edicte wird viam aperire und reficere neben einander genannt, alletin 
fchon Ulptan bezeugt, baß das erfte im leuten fchon enthalten if*!2), 
Im allgemeinen wird bie Ausbefferung auf bie Wieberherflellung des 
- alten Zuſtandes gedeutet; viam aperire geht zunaͤchſt auf Wiederher⸗ 
ſtellung ber alten Höhe und Breite, reficere auch auf die Wegnahme 
des Ueberflüffigen, ſelbſt auf das Hinwegräumen von überfallenden Bäus- 
men und Baumaterialien 18). » 3) Die vorgenommene Arbeit darf nicht 
den Weg verfchlechteen!?) ; als Verfchlechterung gelten aber ale Ber: 
änderungen, welche dem früheren Zuſtande mwiberfprechen, 5. B. wenn der 
Weg vom Interdicenten höher ober niebwiger gelegt, verlängert ober breiter 
gemacht, oder ein Erdweg mit Sand oder Kies beſtreut ober einer, welcher 
mit folchen Materialien beſtreut ift, zum Erdwege gemacht werden fell *12). 
4) Der Arbeiter muß tm der Arbeit gemaltfamer Weife geflört worden 
fein 0%). Dem Zwecke des Rechtsmittels entfpricht feine Saffung. Es 
ift prohfditorifh zur Abwendung künftiger Störungen; iſt der Kläger 
in Schaden gefommen, fo erfolge die Gondemnation auf fein In⸗ 
tereffe 17). Beklagt wird, wie in allen probibitorifchen Interbicten, 
nur der Stoͤrer. Die Dauer des Mechtsmittels iſt nicht auf ein Jahr 
beſchraͤnkt. Wahrſcheinlich bezog fich das Interdict hauptſaͤchlich auf 
ſolche Bauten, welche von’ den Ummohnern bed Weges verfafjungsmäßig 
übernommen 618), oder von einzelnen Privaten wiederhergeſtellt werben 
muͤſſen 19). — Falls Jemand eigenmädtig den äffentlihen Weg auf 
ein angrenzendes, ihm nicht gehoͤriges Grundſtuͤck verlegt, wird dem 
Eigenthümer eine befondere Klage auf das Intereſſe geftattet, welche iu 
den Juſtinianiſchen Pandekten nur einmal erwährt wird unter dem Na⸗ 
men viae receptae actio®20), wo Andere Iefen reiectae, was auch 
Schulting 2) gebilligt hat. 

"Interdietum fraudatorium 2?) heißt das reftitutorifche In⸗ 
terdict, welches ben Zweck hat, die Gläubiger oder beren Vertreter factifch 


611) Schon das Ediet nennt via publica und iter publicum neben einem 
ter. L. 1. pr. D. 43, 11. 

612) L. 1. 8. 1. D. ibid. 

613) L. 1. $. 40. D. 43, 8, 

614) L. 1.-pr. S. 2. D. 48. 11. 

615) L. 1. $. 2. D. ibid. 

616) Vim fieri veto L. 1. pr. Bgl. L. 1. 8.2. D. ibid.: Impune 
vim patietur. 

617) L. 1. $. 3. D. ibid. 

618) L. 3 pr. D. 43.7. L. 2.8. 22. D.43.8 L. un. $.3.D. 

1 


.10. 
619) L. 8. $. 1. D. 43. 11. 
620) L. 3. pr. D. ibid. 
621) Jurisprudentia Anteiustinianea p. 252. ed. vet. 
‚.. 622) Diefe Wortftellung, aber auch die umgekehrte , iſt den römifchen Ju 
riften befannt. L. 67. pr. S. 1. D. ad SC. Trebellianum. (36. 1.), L. %. 
A er go solutionibus,. (46. 38.) L. 1. Th. C. de in integrum restitalione. 
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in ben Bells dee Sachen zu fegen, welche ber Gemeinſchuldner in ber 
Abſicht, feine Gläubiger zu verkürzen, aus feiner Vermoͤgensmaſſe vers 
äußert hat. Die Bedingungen, unter welchen es zufleht, hängen 
auf das genauefte mit der Lehre von ber in factum actio zufammen, 
welche zu aͤhnlichem Zwecke aus dem Edicte zuſteht; auf die Klage 
beruft fih der Prätor geradezu in ber Interdictformel 623); daher 
denn auch die Pandektencompilatoren beide Mechtsmittel unter Einem Titel 
zufammengeftellt haben, wenn gleich die Edictordnung ganz anders geweſen 
iſt 62%. Die Dorausfegungen dieſes Interdictes laſſen fi) auf folgende . 
Punkte zurüdfähren: 1) Der Schulbner muß die Abſicht haben, feine 
Stäubiger durch feine Dandlung zu verkürzen 25), 2) Diefe Abficht 
muß auch durch die vorgenommene Xhathandlung erreicht werden 29). 
8) Die Giäubiger, welche ee bat betrügen wollen, muͤſſen ein Concurs⸗ 
verführen eingeleitet und in beffen Folge die Gütermafle des Schuldners 
verkauft haben®2?). Ihnen werben indeß aud) bie factiſch gleichgeftellt, 
mit deren Gelde die Gläubiger, welche der Gemeinfchuldner hat betrugen 
wollen, abgefunden find. 4) Der Bellagte muß von der betruͤ⸗ 
gerifchen Abficht des Gemeinſchuldners unterrichtet ſein 820) und beffen« 
: ungeachtet das Gefchäft nicht unterlafien haben. Wei Jemand nur im 
allgemeinen, daß fein Conteahent Glaͤubiger habe, fo bleibt das Interdict 
ausgefchloffen 2°). 5) Der Beklagte muß aus der Guͤtermaſſe des Kraus 
dators etwas in Händen haben 20). 6) Diefer Gegenſtand muß koͤr⸗ 
perlih fein. Zwar ſteht dieß nicht ausdruͤcklich in dem Edicte, allein 
es ergibt ſich [hen aus ber Natur des Interdietes, als eines reftitutorifchen 
Rechtsmittels und der Analogie des interdictum quorum bonorum 31), 
7) Der Beklagte muß in den Beſitz diefes Gegenſtandes durch die That⸗ 
handlung bes Fraudators gekommen fein‘??). Der allgemeine Ausdrud 
bes Edictes (fecit) läßt vermuthen, daß hier auch ſolche Handlungen in 
Frage kommen, welche nur mittelbar Einfluß auf den Beſitzerwerb des 
Beklagten aͤußern; daher nicht blos Weräußerungen hier beruͤckſichtigt 
—— ® 


623) In ber Interdictformel kommen bie Worte vor: si eo nomine, quo 
de agitur, actio ei ex edicto meo competere osseve oportet. 1.10. pr. D. 
quae 7 fraudem creditorum. (42. 8.) 

624) Ulpian behandelt die Paulliana bei Gelegenheit der missio servan- 
dae rei im 66. Buche feines Edietcommentard (L. 1 u. 6. D. 42. 8.); das 
Interbict trägt er aber im Zufammenbange mit dem Interbietenfofteme im 73. 
Buche vor (L. 10. D. ibidem), 

625) Fraudandi causa (Interbictformel) L. 10. pr. $. 1. D. ibid. ⸗ 

‚626) Si eventum fraus habuit L. 10. $. 1. D. ibid. 

627) L. 10. $. 1. 9. D. ibid. 

628) Te sciente (Interdietformel). Ber L. 10. $. 2—5. D. ibid. L. 
96. pr. D. 46. 3. L. 1. Th. C. 2. 16, 

629) L. 10. $. 2 u 4, D. ibid. ⸗ 

— 630) In bonis — fecit (Interbietformel) 3 darauf gebt auch L. 25. $. 4. 
. ibid. ; 
R a Bel. Unterholzner, die Lehre von ben Schulbuerhältnifien Th. 2, 


632) Dieß ergibt ſchon bie Faffung des Interbietes: qua — in bonis — - 
fecit, ea illis — reostituas. 


J— 
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werden?) , fonbern auch Delegationen, welche Beranlaffung zur Zah⸗ 
king gegeben haben‘. 8) Die Gläubiger dürfen nicht das Ber 
fahren des Schuldners genehmigt haben, gleichuiel ob bie ausgrudiich 
oder ſtillſchweigend geſchieht 28). — Treffen alle diefe Umſtaͤnde zw 
ſammen, fo iſt das Interdiet begründet, welches feiner Faffung nad 
reſtitutoriſch iſt 20), alſo die Herausgabe ber Sache fanımt der ommis 
causa bezwedt *°”), des partus, ber fructus percepti und percipiench, 
doch kommt bei den percepti der nothwendige Koflenaufwand in Abzug, 
und er foll durch das arbitriam. iudicis vermittelt werden 9%), Di 
Regeln involoiren ben. Rechtsſatz, daß die Reflitution vollſtaͤndig gefchchen 
folle, und zwar kommt bier der Sachzuſtand vor der Thathandiung bes 
Fraudators in Betradhr®??). Erfolgt die Reflitution nicht in der ange⸗ 
gebenen MWeife, fo wird der Beklagte auf das nterefie des Klaͤgers 
eondemnirt. Wahrſcheinlich ging das Interdict auf Herausgabe de Bes 
ſitzes; möglih, daß es zu den interdicta adipiscendae possessionis 
gehört har®?0),. Won Erceptionen, welche dabei vorfommen, wird mur 
Die der Verjährung erwähnt; es war nämlich ſchon im praͤtoriſchen Edicte 
auf den Zeitraum eine® Jahres befchränkt, welches nach den Grundſaͤtzen 
des annus utilis beurtheilt werden fol). — Neben dem Interdicte 
kommt auch eine in factum actio vor, Welche gegen den zuftehen foR, 
der von ber betrüglichen Abficht des Gemeinſchuldners nicht untereichtet 
War, aber nur causa cognita geftattet wird 42%), Der Zall, in mds 
chem fie vorkommt, iſt mahrfcheinlich der Erwerb aus einem Iucrativen 
Titel, 3. B. aus einer Schenkung oder einem Legate, wo nad, ficheren 
Zeugniffen bie Mitwiſſenſchaft des Beklagten nicht weiter berädfichtigt 
ward 8*228), ferner wenn ber Fiscus als Kläger auftwitt, welcher bie Be⸗ 
fugniß hat, jede Alienation audy ohne Rüdfiht auf die Mitmiffenfhaft 
bes Beklagten zu reſcindiren 1%). Die Klage wird nad) denſelben Grund⸗ 
fägen behandelt, wie das Interdict. Früchte und Acceffionen fommen bei 
der Neftitution nicht in Betracht, wenn fie erſt nad; der Veräußerung, 
aber vor des Kagenftellung zur Eriftenz kamen 20)3 jedenfalls ift 


633) L. 1. Th. C. 2. 16. Bgl. L. 10. 6. 3. D. 42. 8, 

634) L. 96. pr. D.46, 3. Bei der damit zufammenhängenden in factum 
an ——— bie Liberation einer Obligation in Frage. L. 10. 8. 12 u. 
42. D. 42,5, 

635) L. 6. 8.9. L. 10. $. 10. D. 42. 8, 

636) Restituas (in ber Interdictformel). 

637) L. 10. $. 19—21. D. ibid. 

638) L. 10. $ 20. D. ibid. 

639) L. 10. $. 22. D. ibid. 

640) &o Unterholgner a. a. D. Th. 2, ©. 145, Note a. 

641) Etsi non plus quam annus est, cum de ea re, qua de agiter, 
experiundi potestas Caus der Interbictformel). 

642) Darauf gehen bie Worte: interdum causa cognita etsi scientia non 
sit, in factum actionem permittam. L. 10. pr. D. 42. 8, 

643) L. 6. $. 10. 11. 13. -L. 25. pr. §. 1. D. 42.8. L. 5. C. de 
revocandis his quae in fraudem. (7. 75.) 

644) L. 45. pr. D. de iure fisci. (49, 14.) 

645) L. 25. $. 46, D. 42. 8. 


® 


ober das Gebiet der Klage weiter, da fie auch bie Mefkitution von ers 
Lofchenen Obligationen, ingleichen die Wiederaufhebung der new confti- 
tuirten Obligationen bezweckt 20). Nach Umftänden kann fogar der 
Fraudator damit belangt werden 27). Sie wird felbft nach Ablauf der 
Tahresfrift geftattet, inſoweit ber Beklagte eine Vermoͤgensvermehrung 
erhalten oder dolose ausgefchlagen hat‘), Auch geht fie activ und 
paſſiv auf die Erben über; paffiv freilich nur infomweit, als fie auch von 
den Erben angeftellt werden kann und bie Erben des erften Erwerbers eine 
Dermögensvermehrung erfahren haben 94°), 

Interdietum ne quid in fAumine publico fat, quo 
aliter aqua fluat atque uti priore aestate fluxit °°°). 
Unter diefem Titel werben in den Suftinianifchen Pandekten zwei Inter⸗ 
dicte mitgetheilt, ein prohibitorifches und ein reftitutorifche®, welche ben 
Schutz der Ufernachbarn bezweden, wenn Ihre Grundſtuͤcke durch Anlagen 
in einem Öffentlichen Fluſſe oder an demfelben gefährdet werden. I. Das 
prohibitorifhe Interdict zur Abmehrung deſſen, welcher felche 
Anlagen zu machen gedenkt. Die Bedingungen des Interdictes find: 
1) es muß ein Öffentlicher Fluß ſein 601); einerlei ob er ſchiffbar iſt oder 
nicht 652). 2) In demſelben oder an feinen’Ufern muß eine Anlage ver» 
fucht werden. Das Edict fpridht von in finmine publico inve ripa eins 
facere, aut in flumen ripamve eius immittere, und darunter ift 
jede Art von Bau, feloft die Anlage einer "Wafferleitung begriffen 53), 
3) Durdy dieſelbe muß der Lauf bes Fluſſes verändert werden *69), 
und zwar foll bie Veränderung nach dem Wafferftande des vorigen Som⸗ 
mers beurtheilt werben‘), Diefer Zeitpunkt ift vom Prätor deßhalb 
gewählt worben, weil auf der einen Seite der natürliche Lauf des Fluſſes 
im Sommer viel deutiichee hervortritt, als im Winter; andererſeits der 
Waſſerſtand des vorigen Jahres weniger Zweifeln unterliegt, als der 
beurige 5%). Der Sommer wird bis zur Herbſttagundnachtgleiche bes 
rechnet. Wird alfnin ben Sommermonaten interbicitt, fo kommt ber 
Waſſerlauf des vorjährigen Sommers in Betracht; gefchieht die im 
Winter, fo fieht man nicht auf den Wafferlauf des legten Sommers, 


646) L. 10. $. 14 u. 22. D. 22. 8. 

,. 647) L. 10. 8. 24. D. ibid. Darauf bezieht fih au L. 25. 8. 7..D. 
ibid., wie die Worte quia in bonis fraudatoris fuerunt in L. 25. 9.4. D. 
ibid. erweifen. 

648) L. 10. $. 24. D. ibid. 

649) L. 10. $. 25. L. 11. D. ibid. 

650) Literatur: de Rötes, de interdictis et remediis possessoriis 
relectio pte. V. $. 9—11. im thesaurus iuris ed. Meermann tom. VII. 
— unterholzner, die Lehre von den Schuldverhaͤltniſſen Bd. 2, ©. 


1) L. 1. pr. $. 2. D. 43. 18. 
652) L. 1. $. 2. D. ibid, 
653) L. i. §. 1. 4 u. 5. D. ibid. 2 ⸗ 
pr. $. 3. 8. D. ibid. 
1. pr. $. 8. D. ibid. 
.1. $. 8. D. ibid. 
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ſondern vielmehr auf den des vorletzten. Der Begriff der Veraͤnderung 
toeiche hier in Frage kommt, ift nicht allein auf die Richtung des Fiufies, 
fondern auch auf die dee Strömung in demfelben bezogen worden; alfe 
gehört dahin auch jebe Vertiefung und Verengerung bed Flußbettes, jede 
Verminderung der Wafjermaffe durch unerlaubte Abzüge CT), ſelbſt das 
Dffenlegen bedediter Candle und die Bedeckung folder, welche fruͤherbi 

offen lagen, kommt in Betracht 5%). 8) Die Anlage barf ſich nicht für 
bie Befeftigung und die Ausbefferung bes Ufers als nothwendig heraus⸗ 
ſtellen 809); fonft ſteht dem Interdicte die Einrede entgegen: quod eins 
ripae muniendae causa non fiet. Die Zuläffigfeit der Einrede im com 
ereten Falle hat ber Prätor zu beurtheilen, body fol dabei im allgemeines 
der Grundſatz feflgehalten werden, bag die Ausbefferung ber Flußufer als 
unerlaubt gilt, fofern fie den Grenznachbarn zum Schaden gereicht. Der 
Zweck des Interbictes ift, von ben Anwohnern ben Schaden abzumehren, 
der für fie duch die Verlegung bes Flußbettes zu erwarten ſteht *60), 
auch unerlaubte Wafferableitungen zu verhüten, welche in ber Folge das 
Austrodinen des Flußbettes herbeiführen koͤnnen 2o1). Diefem Zwecke 
entfpricht die prohibitorifche Faſſung 0?) des Interdictes, welches den 
Fortbau ber Anlage unmöglicy macht, weil Alles, was nach der Aus 
breingung bes Snterbictes hinzugebaut worden, fofort niedergeriffen wer⸗ 
den muß 968), Jedem aus dem Volke zuſteht, aber nicht gegen Ale, 
ſondern nur gegen den, welcher dad Werk anlegt und feine Erben ges 
braucht werden kann®), Bon eiher Befchränfung auf ein Jahr kann 
bier fchen der Natur der Sache nad) nicht bie Mede fein. I. ein re» 

flitutorifhes Interdict, um die Wegraͤumung des Hinderniffed 
zu erzwingen umd die Wiederherfiellung bes vorigen Zuſtandes herbeizu⸗ 
führen6®). Die Vorausſetzungen biefes Rechtsmittels find diefelben, wie 
bei dem vorigen, mit dem es in Rüdficht der Faffung genau übereinftimmt, 
nur, daß nicht dee Verſuch der Anlage, fondern vielmehr ihre Wollenbung 
vorausgefegt wird 06%). Die Klage geht nicht fowohl gegen den, welcher 
das Wert angelegt bat, als vielmehr gegen den, welcher es im 
Befige bar‘), und biefem wird nach ber Meinung Labeo's gleich⸗ 
geachtet, wer dolose befien Beſitz aufgegeben hat‘). Bon der Ber 

ſchraͤnkung des Rechtsmittels auf ein Jahr kann ſchon feiner Faſſung 

nach nicht ‚die Rebe fein. 


657) L. 1. $. 1. 3-5, D. ibid, 

658) L. 1. $. 4. D. ibid. 

659) L. 3, $. 6. D. ibid. Bel. L. 1. 5. 16. D. 43, 12. 

660) L. 1. $. 1.6 u. 7. D. 43. 193. 

661) L. 1.8.1. D. ibid. Mg. I. 2. D. 48. 11. LI. 8. 11. 2. 
D. 43, 20. L. io. 8. 2. D. 39, 3, ©. FJun ke, {m Archive für Livillftiſche 

662) L. 1. pr. $. 12. D. 43, 13. 

663) L. 1. S. 12. D. ibid. 

664) L. 1.9.9 u. 10. D. 43, 13. 

665) L. 1. $. 12 u. 13. D. ibid. 

666) L. 1. $. 12. D. ibid. 


667) Immissum habes. L. 1. 6 11. D. 49. 13, 
668) L. 1. $. 13. D. ibid. 
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Anterdicta, ne quid 
Bat. Unter diefer Rubrik fiellen die Juſtinianiſchen Pandekten vier 


verſchiedene Interdicte ein, welche offenbar zufammen gehören und aud) 
in einem größeren Fragmente aus Ulpian’s Edictcommentar neben 
einander behandelt werben‘). Ste haben fämmtli ben Zweck, den 
Gebrauch Öffentlicher Orte, befonders öffentlicher Wege frei und unbehin= 
dert zu erhalten. Diefe Interdicte find im einzelnen folgende: I. ein 
prohibitoriſches Interdict gegen ben, welcher auf öffentlichem 
Grund und Boden Bauten anlegt ober fonft Veränderungen vornimmt, 
welche einen Vermoͤgensnachtheil für Jemand zur Folge haben Eönnen 70). 
Die Erforderniſſe deffelben find im einzelnen folgende: 1) der Grund 
und Boden muß dem Staate angehören. Das Edict nennt geradezu den 
locus publicus®?”!), und biefer Begriff ſchließt nach Labeo die öffent 


lichen Wege und Fahrſtraßen ein und erflredt ſich aucd auf unbebaute 


Diäge, auf Gebäude, welche auf öffentlihem Grund und Boden ſtehen, 
fogae auf Landgrundftüde, welche dem Staate angehören °72), wofern fie 
nur für den Gebrauch des Publicums beftimmt find 7%). Ausgefchloffen 
find nad) dem Zeugniffe Ulpian’s die dem Fiscus angehärigen Grunde 
ſtuͤcke 67%), ingleihen nach ber vichtigeren Anficht das Separatvermögen 
des Landesfürften 5). 2) Es muß entweder auf dem öffentlichen Grund: 
ftüde ein Bau angelegt, oder menigftens in Folge eines anderen etwag 
dahin eingelegt werden 670), wobei es gleichgiltig ift, ob das Werk ein 
Neubau ift oder nur die Ausbeſſerung eines bereits auf öffentlichem Grund 
und Boden flehenden Werkes bezwedt 7), Aus dieſem Grunde fällt 
das Interdict weg, wenn Jemand nur gehindert wird, im Meere zu 
fifchen oder zu fchiffen, oder von öffentlichen Spielplägen ober Bädern 
Gebrauch zu machen, im Theater zuzuſchauen 078) u. ſ. w. Auf Bauten, 
welche in das Meer hineinragen und an deſſen Ufern aufgefuͤhrt werden, 
iſt das Interdiet nur inſofern ausgedehnt worden, als daraus fuͤr den 
Interdicenten ein Vermoͤgensnachtheil entſteht 79), und bei Wetterdaͤchern 
und Erkern, welche in die Luftfaͤule des locus publicus hineinragen, 
entſcheidet die gleiche Ruͤckſicht 8%. 8) Durch dieſen Bau muß entweder 
ber öffentliche Gebraucy des locus publicus beeinträchtigt, oder aber einem 


669) L. 1. D. 43. 8, — 

670) Literatur: de Retes, de interdictis et remediis possessoriis 
relectio pars V. nor. 5. $. 14-—28. im thesaurus iuris ed. Meermann toın. 
vi p. 531—534.; Unterholzner, die Lehre von den Schulbverhältuiffen 
Bd. 2, ©. 187 fig 

671) L. 2. pr. D. 48. 8. 

672) L.’2. $. 3. D. ibid. 


673) L. 2. $. 5. D. ibid. 

674) L. 2. 8.4. D. ibid. 

675) Bol. de Retes 1. c. $. 15. p. 531. 

676) L. 2. pr. $. 5. D. ibid. ®gl. de Rotes I. c. $. 21. p. 533. - 
677) L. 2. $. 7. D. ibid. 

678) 1.2. 9. 9. D- ihid 

679) L. 2. $. 8. D. ibid. 

680) L. 2. $. 5. D. ibid. — 
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Privatmanne ein Vermoͤgensnachtheil zugefügt werden 9). Im 
Edicte 682) wirdmur die legtere Beziehung hervorgehoben, ja fie hat offen» 
bar die Ausdehnungen des Interdictes motiviet ®®?)., Daß man bie er 
ftere Ruͤckſicht für minder eutfcheibend erachtet hat, findet feine Erklärung 
in dem Umftande, daß fchon die Magiftrate, welchen die Sorge für die 
öffentlichen Gebäude oblng, audı wenn Niemand prohibirte, vermöge 
ihrer Magiftratsgewalt einen ſolchen Bau hindern, und, falls er bereits 
vollendet war, niederreißen laſſen konnten °®2). Das Hinderungsrecht am 
Kortbaue, toelches dem Interdicte zu Grunde liegt, ſteht Jedem aus 
dem Volle zu‘®°); ganz befonders wird aber im claffifchen Rechte der 
herausgehoben, welchem durch die Errichtung bes Werkes ein Schade zus 
gefügt wird 99%), ja dieſem ſogar bie Beſtellung eines Procurators zur Kühe 
rung des Prozeſſes erlaubt 87), wiewohl dieß in den Popularklagen fonft 
nicht gewoͤhnlich war. Diefen Vermoͤgensſchaden beurtheilte man nad) dem 
Prindp, dag Jeder, welcher durch den Neubau einen Vortheil verliert, der 
ihm vorher durch den oͤffentlichen Plag vermittelt ward, zu dem JInter⸗ 
dicte berechtigt feiC®®), 3. B. wenn der Zugang zum Haufe enger, ober 
eines feiner Senfter verdunkelt wird 629). Dagegen kommt es nicht in 
Betracht, werm durch den Neubau der Abfluß deffen aufhört, was aus 
meinem Stundftüde in das des Anderen herüberfam, ohne dag er berechtigt 
war, dieß von mir zu verlangen 69%). Diefem Verhinderungsrechte nun ent» 
fpricht völlig die prohibitorifhe Faſſung des Interdictes 91), welches bie 
Verhinderung des Fortbaues, nicht aber das Niederreißen des Gebauten 
zur Folge hat‘®2), und zwar das legte nicht, da es nicht reſtitutoriſch 
iſt. Nur, was nad der Interbiction fernermweit gebaut worden, 
muß vom Beklagten jedenfalls niedergeriffen werben 692); allein das iſt nicht 
ſowohl Folge des Interdictes, als vielmehr ber joflicio indicis vom 
Interdicenten zu leiftenden Gaution, daß weder er, noch feine Erben oder 
fonftige Univerfalfuccefforen den Bau fortfegen werden). Bon Ers 
ceptionsatünden werben bei biefem Interdicte in ben Juſtiniani⸗ 
fhen Pandekten folgende berührt: 1) daß ber Bauende von der 





681) L. . 2. D. ibid. 
682) L. 2 2 D. ibid.: Qua ex re quid illi damni detur. Mol. L.6. 
D. ibid. Wal. Unterholgner a. a. D. Bd. 2, S. 187, Rote c. 
633) L. 2. 8. 6 u. 8, D. ibid, 


684) L. 2. 8.1 12 D. ibid. 
685) L. 2. $. 2. D. ibid. L. 42. 6. B: aa D. ee As 3.) 
686) I 2. pr. 8, 2, 58, Le 6 — 
’ 687) L. 6. D. 48. 8. L. 42. pr. z "1.5. D. de een 
actionibus. (47. 23.) ; 
688) L. 2. $. 58. 11—14. D. 48, 8, 
689) L. 2. 8. 6. 12-14. D. ibid. 
690) L. 2. $. 13. D. ibid. 
691) L. 2. pr. $. 1 u. 17. D. ibid. 
62) 12.817 L L. 7. D. ibid. 
693) L.7. D. ibid. Ir mißverftanden wirb bie Stel von de Retes 


l. c. $. 81. tom. VII. — 
694) L. 2. $. 18. ibid. 
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competenten Behoͤrde die Erlaubniß erhalten hat, auf oͤffentlichem Grund 
und Boben zu bauen‘®). Als Orgaue, welche dieſe Befugniß erthei⸗ 
len koͤnnen, nennt das praͤtoriſche Edict das Welt, ben Senat, den 
Printeys 696) ; indeffen ſteht zu bezweifeln, ob das Volk und der Senat 
diefe Erlaubniß zur Zeit Ulpian’s *8* gewaͤhren konnten, wenig⸗ 
ſtens nennt dieſer Schriftſteller wur noch den Princeps ai⸗ compe⸗ 
dent *7). Allein auch dann verſtand es ſich nicht von ſelbſt, daB die’ 
Befugniß zum Nachtheile von Privatperſonen ausgeuͤbt werden konnte; 
vielmehr mußte dieß in der Erlaubniß ausdruͤcklich erwähnt fein, 
und erſt dann blieb das dem Privatmanne zufländige Interdict ausge: 
ſchloſſen @°). 2) Daß ber, welcher von dem Prohibitionsrechte Gebrauch 
macht, das Interbiet in Rück che eines Baues braucht, den er felbft auf 
öffentlichem Grund und Boden unbefugter Weile. aufgeführt Hat°?P). 

Undere Einreden werden in den Juſtinianiſchen Pandekten nicht berührt. 

UM. Ein prohibitorifhes Interdiet?oo) gegen den, welcher auf 
Öffentlichen Fahrwegen oder Fußpfaden außerhalb der E tadt ettoas ſo bes 
werkſtelligen will, daß dadurch ber Gebrauch diefer Wege aber Pfade geſtoͤrt 
oder völlig verhindert wird. Die Worausfegungen des Wechtsmittels 
(ind folgende: 1) Es muß ein oͤffentticher Weg vortiegen. Diefer Bes 
geiff wird von Ulpian?O!) nad folgenden zwei Merkmalen befkimme: 
Laß Grund und Boden, auf welchem exe ruht, dem Staate angehört, 
und daß der Gebrauch dieſes Weges dem Publicum unbefchräntt übers 
laſſen ift. Ausgefchloffen find alfo bie Vicinalwege, welche fich in Flecken 
befinden ober dahin führen, Infofern fie durch die Beiſteuerung von Privaten 
erhalten werben?92); wo bieß nicht ber Fall iſt, gelten fie fuͤr Öffentliche. 
Kerner find ausgeſchlofſen die Privatwege, d. b. ſolche, welche mitteift 
auferlegter Seroitut einem Privaten Äber einen fremben Adler zum Zwecke 
bes Aderbaues zuſtehen, während bie, welche vom bee Heerſtraße in bes 
nachbarte Villen und Städte abführen und dem Bebrauche des Publicums 
uͤberlaſſen find, fuͤr oͤfſentlich erklaͤrt werden. 2) Der Weg muß aufers. 
halb der Stadt gelegen ſein 702), Die Raͤumlichkeit und Inſtandehaltung 
ber Stadtwege wird wämlich von beſtimmten Magiſtraten beſorgt, alſo 
iſt hier des Interdietenſchutz umnoͤthig. 3) Der Beklagte muß durch eine 
Thathandlung die Abſicht kund gegeben haben, etwas anzulegen, zu be⸗ 
werkſtelligen, wodurch der Weg verſchlechtert wird. Zunaͤchſt ſpricht das 
Edit nur von Anlagen, die auf oͤffentlichen Wegen vorgenom⸗ 


695) L. 2. pr. $. 10. u. 16. D. ibid. 

696) L. 5 pr. D. ibid. 

697) L. 2. $. 10. 16. D. ibid. Del. L. 14, 9. 2. D. de servitatibus. 
8.1.) L. 18. pr. D. de aqua et aquae. (89. 8) ©. de Retes |. c. 


p. 

8) el. ur ar he * vorigen Rote, 

2. 6. 15. 

700) giteratur: de — c. $. 29. tom. VI. p. 8%.; Unters 
holgner a. . D. Sb. 2, &. 402. 

701) L. 2. $. 21. p. 48. 8. 

702) Lu 2. $. 22. D. ibid, L. 3. pr. D. 48.7. 

703) L. 2. $. 24. 25, D. 498. 8, 
R V. 38 
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men werden 704), allein bie Doctrin hat es auch auf Anlagen an benach⸗ 
harten Grundſtuͤcken angewendet, welche bie Verſchlechterung des öffent 
fichen Weges zur Folge. haben?00); ferner wird bem Interdicte auch dann 
Statt gegeben, wenn Vieh auf ben Weg getrieben, geweidet unb ba- 
durch die Werfchlechterung herbeigeführt wird 70%). Den "Begriff der Ber 
ſchlechterung hat man auf bie Dinberung , Störung, Erſchwerung des 
freien Verkehres auf dem Wege bezogen?9?); einkrlel ob diefe Hinderung 
das Gehen, Fahren, Meiten ober bie Viehtrift angeht, ob fte ferner 
fofort ober nur für die Folge eintritt 70%). Als ein Beiſpiel einer ſolchen 
Benschtheilung wird angeführt, wenn ber Pfad fteiler, rauher, enger, 
ſumpfiger, übeliechender wird 70%). Das Interdiet hat nur den Zweck, 
die Verſchlechterung des Weges für die Zukunft zu verhindern, nicht 
aber die Niederreißung des bereits Gebauten zu erzwingen. Es ſteht 
jedem aus dem Voike zu und erwirkt dem Kläger eine Gonberhnation auf 
den Betrag feines Intereſſes 710). Bon der Befchränkung der Interdietfiage 
auf ein Zahe findet ſich keine Spur vor. II. Ein reftitutorifches Ins 
terdiet 713) auf Wiederherſtellung des früheren Zuftandes gegen ben, wel⸗ 
cher auf einer Öffentlichen Fahrſtraße oder einem öffentlichen Fußwege etwas 
fo angelegt oder hineingelegt bat, daß dadurch jene Wege verſchlechtert 
werden. Erforderniſſe find: 1) es muß ein öffentlicher Weg, 2) und 
zwar diefer außer der Stadt befinblich fein. Die Notwendigkeit dieſer 
Exfordernifie ergibt fi aus dem Umflande, daß in ben betreffenden 
Yunkten das Interdict mit dem vorigen feiner Kaffımg nach übereinflinmmnt, 
und aus dem Beugniffe Ulpian’s712), welcher beide Interbicte aus dem 
nämlichen Grunde entfpringen läßt und ihren Unterfchieb nur darein feßt, 
daß das vorige prohibitorifch , dieſes veftitutorifch if. Aus diefen 
Bemerkungen ergibt ſich ferner, daß bie bier in Frage kommenden 
Begriffe ganz nad) den Grundfägen zu beurtheilen find, melde bei dem 
vorigen Interdicte gelten. 3) Es muß bereits ein Werk aufgeführt ober 
überhaupt etwas gefchehen fein, was die Werfchlechterung des öffentlichen 
Weges herbeiführt. 4) Der Beklagte muß Befiger dieſes Werkes fein?"?), 
ober den Beſitz deſſelben dolose aufgegeben haben?1%); einerlei, ab er 
das Werk ſelbſt errichtet hat, oder durch Univerfals ober Singularfuarffion 


704) In via publica itinereve publico facere, immittere quid. L. 2. 
$. 20. D. ibid. 


709) L. 1. $. 26—29. 32. D. ibid. 
12 L. 1. 6. 34. D. ibid. 
1 teraturı de Rotes |, o. $.30.p.5 . Unterbolgutt 
a. a D. Bo. 2, ©. 189—191, s ae v z 
712) L. 2. 6, 86, D. #3. 8. & 
un so ee — foricht von factum, immissum habes. 
. v9 e 1 0) 1 rer en bie Ro d s 
2. $. 37.80. 42, D. ibid. a 
714) L. 2. $. 42. D, ibid. 
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in defſen Beſitz gekommen iſt. Gegen hen, welcher das Werk errichtet 


bat, hatte Ofilius, wofern er es derelinquirt, die Interdictklage nicht 
zugelaſſen, doch iſt Ul piau ber gegentheiligen Anſicht?10). Der Zweck 


: Des Interdictes iſt die Wiederherſtellung bes vorigen Zuſtandes, d. h. deſ⸗ 


fen, welcher vor der Errichtung ber Neuerung vorlag 719), und darauf deutet 
fchon feine veftitutorifche Qualität. Diefe Reftitution wird herbeigeführt 
durch Hinwegräumung des Gebanten und buch Wieberherftellung deſſen, 
was weggenommien worden, und gefchieht in der Regel auf Koften defien, 
welcher das Werk errichtet hat; Andere brauchen nur zu leiden, daß es 
auf Koſten des Klägers weggeriſſen werde, fie müßten denn die Abficht 
haben, das Eigenthum an ben Stoffen, welche das Hinderniß bilden, 
nicht aufzugeben? !?). Bei der ficta possessio, mo bie Reſtitution nicht 
möglich ift, erfolgt die Condemnation auf Geld, und zwar, wenn ber 


Kiäger durch die Wegverfchlechterung in Nachtheil gerathen ift, kommt. - 


auch diefes fein Intereſſe mit in Anfchlag 718), Das Interdict ift nicht auf 
ein Jahr befchränkt, weil das Hinwegraͤumen ſolcher Hinderniſſe, welche 
die oͤffentlichen Wege verſchlechtern, in Ruͤckſicht auf die oͤffentliche Wohl⸗ 
fahrt einen dauernden Grund für die Zuſtaͤndigkeit des Rechtsmittels 
abgibt 19). IV. Ein prohibitorifches Interbict gegen den, toelcher 
uns am Gebrauche eines oͤffentlichen Weges hindert, zur Abitellung diefer, 
Stoͤrung ?220). In den Juſtinianiſchen Pandekten wird davon an der 
betreffenden Stelle nur die SInterdictformel mitgetheilt?21), anderwaͤrts 
aber bezeugt, daß es der Prototyp zu dem interdictum ut in flumine 
publico navigare liceat gemwefen ift 22). Auch in den Sentenzen des 
DPaullus?’?!) kommt eine Spur davon zu Tage, welche unter den 


[ oo 


Händen ber weftgothifchen Epitomatoren gelitten hat. Wenn wir biefe 


Zeugniffe unter einander vergleichen, fo ergeben fich folgende Erforder 
niſſe de Interdictes: 1) e8 muß eine Sffentliche Fahrſtraße ober ein Öffents 
licher Fußpfad vorliegen. 2) Diefer Weg muß außerhalb ber Stadt befindlich 
fein??*). Dieb Requifit wird zwar richt in ben Edictworten ausge⸗ 


‚ brüdt, es ergibt fi) aber fchen aus der Verbindung des Interdictes 
mit ben beiden vorhergehenden, melde auf fläbtifche Straßen nicht 


Anwendung leiden, ferner auch daraus, daß der für bie legten beiden 
angeführte Grund auch auf das vorliegende paßt”). 3).Der Inter 


715) L. 2. $. 99, D. ibid. ; . 

716) Paullus, sent. recept. V. 6. $. 2. L. 2. $. 95. 48. D. 43. 8, 
Bol. L. J L. 2. $. 37. D, ibid. Bgl. de Retes |. c. p. 536. 

717) L. 2. 9.48. D, ibid. Bol. Unterholzner a. a. D. Bd. 2, 


718) L. 2. 4. 4. D. ibid. 
719) Ibidem. 
720) de Retes 1. c. $. 81. tom. VII. p. 536. unterholzner 
0.4. D. Bd. 2, S. 155. 2 
721) L. 2. $. 45. D. 43. 8, 
722) L. 1. $. 1. D. 43. 14. 
723) Paulli sent, recept. V. 6. $. 2. ° 
Le Dies Requifit übergeht Unterholgner a. a. D. Bb. 2, S. 155, 
725) L. 2. $. 24. D. ibid. ” | 
38* 
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dicent muß in dem orbnungemaͤßigen Gebrauche, in der Venutzung des 


Weges gewaltſam geſtoͤrt worden ſein 20). Der Zweck bes Interdictes 
iſt die Verhütung kuͤnftiger Stoͤrungen; von dem Schadenefap iſt zir 


gends die Mede??T). Als Klaͤger tritt dee Seſtoͤrte auf, beklagt wird Dee 
Stoͤrer. Won Erceptionen, die gegen das Interdict zuſtehen, wirb keine 
einzige in den Suflinianifchen Pandekten erwähnt. Reben dem Inter⸗ 
biete ſteht auch noch die iniuriarum actio gegen den Stoͤrer zu?®®). 


Interdietum ne quid in loce saore fiat. Unter Diefes 
Rubrik wird in den Juſtinlaniſchen Pandekten 72%) ein prohibitoriſches In⸗ 
terbict eingeflellt, welches die Verhinderung von Anlagen auf loci sacri, wos 
durch diefelben verunftaltet werben möchten, zum Zweck hat. Die Erforder⸗ 
niffe des Interbictes find im einzelnen folgende: 1) Es muß en Grundſtuͤck 
vorliegen 730), einerlet, ob ein Gebäude darauf aufgeführt ift oder nicht. 2) 
Diefes Grundſtuͤck muß nach vorgängiger Erlaubniß der competenten Bes 

oͤrde der Gottheit confecrirt worben fein 781). Competent war zur Zeit der 

epublit das Volk und der Senat 722); in ber fpäteren Zeit dee Prin⸗ 
cep8?°>). Ausgefchloffen bleibt demnach das Juterdict bei den fogen. sa- 
craria, d. h. bei den Orten, wo Heiligthuͤmer niedergelegt find, ohne baf 
fie ſelbſt conſecritt worden ?2). Wohl aber warb es ſchon zeitig aus⸗ 
gedehnt auf Thore, Mauern und andere res sanctae im roͤmiſchen 
Sinne). 3) Auf diefem Grundſtuͤcke muß eine Anlage verſucht 
werden 720)3. Gleichgiltig ift, ob das Werk auf geheiligtem Grund unb 
Boden ober auf dem benachbarten Grundſtuͤcke errichtet und nur in bie 
Luftfäule, welche ſich über dem geheiligten Orte befindet, bineingelegt 
wird; ob ferner ein Bau aufgeführt, ober, mas bereits ſteht, weggeriſſen 
werben fol u. f. w. A) Die verfuchte Anlage darf dem gebeiligten 





June 


2; 726) Vim fieri veto L. 2. 6. 45. D. 43. 8. Als orbnungbmäßigen Ges 
” brauch nennt das Ebict mir das Ire, agereo, was jede wiberrehhtliche Be⸗ 
nugung der Öffentlichen Fahrſtraße ausſchließt. 
727) Dieh verkennt Unterholgner a. a O. Bb. 2, &. 1. 
728) L. 13 $. 7. D. de iniuriis. (47. 10) L. 1% 4. 9. D. 48.8. 
Daraus erflärt ſich auch die ſonderbare Stelle bei Paullus I.®. V. 6. $.2.: 
Ut interdictum, ita et actio proponitaur, ne quis via publica aliquem pro- 
hibeat. Anders erklärt bie Stelle Unterholzner a. a. D. Wb. 2, ©. 156. 
729) Literatur: de Retes, de interdictis et remediis possessoriis 
relectio pte. V. $. 33. im thesaurus iuris ed. Meermann tom. VII. p. 
536 sq.; Unterbolzner, bie Lehre von ben Schuldverhaͤltniſſen Bd. 2, &. 
188 fg. Aud bei Cains, inst. IV. 6. 140., kommt das SInterbict vor. 
78) Das Juſtinianiſche Recht anerdennt auch bewegliche res sucrae. F. 8. 
J. 2. 1. ibique Theoph. k 
731) So faßt den Beorif auf Caius, inst. IE. €. M 5.; Mareian in 
:6. 5. 8., Ulpion in L. 9. pr. $. 1. 2. D. de divisione rerum. (1. 8.) 
Bol. 5. 8. J. 2. 1. ibiq. Theopk. 
732) Caius, inst. II. ©. 5. 
ML. 9. S. 1. D. 1.8. L. 15. D. utin possess. logat. (86. 4.) 
S. 1. D. 43. G. Bgl. L. 9. $.2.D. 1.8. 
« D. 48. 6. vgl. mit Caius, inst. II. $. 8. L. 6. pr. 
8 ‚8. &,. de Retes I. c. p. 
r £ 
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Dioge nicht zur Bierde gereichen 727)3 da nur was ben Ort ver⸗ 
unſtaltet oder feine Benugung erſchwert, unterlaffen werben fol. Der 
Zweck des Sinterbictes if offenbar der, bie’ confecrirten Pläge von wills 
Pürlichen Verunftaltungen frei zu erhalten, was mit den Religionsideen 
der Römer zufammenhängt. Dem num entfpricht ganz bie Kaffung bes 
Mechtsmitteld, weldyes bie Kortfegung der angefangenen Anlage unmög: 
lich macht 73%), aber feiner probibitorifhen Natur nad nicht auf die 
Wiebderherſtellung des alten Zuſtandes bezogen werden kann. Nun be⸗ 
zeugt aber Ulpian???) ausdruͤcktich, daß auch, was bereits vollendet 
war, niedergeriſſen werden mußte. Dadurch wird es wohl wahr: 
ſcheinlich, daß der Praͤtor neben dem prohibitorifchen Interdicte zugleich 
auch ein reflitweorifches aufgeſtellt hat 720), was freilich in den Juſti⸗ 
nianifhen Pandekten aus unbekannten Gründen ausgelaffen fein mag. 
Eine Beſtaͤtigung diefer Anficht liegt In einer bisher. Üderfehenen Stelle 
von Paulius?“), 


Interäietam ne vis fat es; qui im possessionem 
zuissus est?’*?) heißt das Interdiet, weiches bem in ben Güterbefig 
Eingewiefenen zum Schutze gegen gewaltfame Störungen zufteht. Die 
Borausfegungen deſſelben find: 1) Der Kläger muß von dem Prätor 
im den Befig ber Güter eingewiefen worden ſein?22). Nach elaſſiſchem 
Rechte if es gleichgiltig, aus welchem Glande diefe Einweiſung verfügt 
. war”**); doch iſt wahrſcheinlich, daß es ſich in Älterer Zeit nur auf bie 
missio rei servandae causa beſchraͤnkt Har?*). 2) Die Sache, an 

weicher Befig ergriffen werden Toll oder ergriffen worden iſt, muß zu 
der Guͤtermaſſe gehören, welche ber Gegenſtand der ertheilten Miffion | 2 
iſt. Dieß Erforderniß geht auch daraus hervor, daß dem Interdiete 
nicht unterliegt, wer den fraglichen Gegenſtand für fein Eigenthum oder 
fein Pfand hielt, ober glaubte, fie gehöre nicht zum Vermoͤgen bes 
Schulbnere?*®), 8) Der Eimgewiefene muß in ber Ausübung einer 
Befugniß, melche in der missio liegt, gehindert worden fein. Die 
Rechtsquellen erwaͤhnen bier nicht allein die Befisftärung 787), ſondern 


737) L. 1.9.2. D. 48, 6. 

738) L. 1. pr. D. ibid. L. 2.9.19. D. 48. 8. > 

739) L. 2. $. 19. D. 43, 8. j 

7%) So * Unterholzuer a a. O. Bo. 2, ©. 188, Note a. 

741) L. .1.D. 43. 1.: Interdicta autem competunt. vel hominum 
cansa vel — iaris aut de religione, sicut est: ne quid in loco sa- 
cro fiat, aut, quod factum ost, restituatur. 

742) Literatur: ee. Retes, de interdictis et remeälis posscssoriis 

relectio pars 2. nr. 4. $. 80 sq. im thesaurns inris ed. Meermann tom. 
vu p. 513.; — a O. Bd. 2, S. 136 fig. 

743) L. 1 + PF- $. . 5 D. 48. 4. 


‚144) L. 1 . 9. 2. 8. pr. $. 2. D. ibid. L.5. $.27. D. ut in pos- 
sessionem — (6 4.) 
745) L 1. $. 1. D. wie 


146) L. 1, 6. 4. D. ibid. Eine Andeutung enthaͤlt L.8. 5.1. D. ibid.: 
17) Let. 53 L.8.$. 2 D.43. 4. 
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auch bie Verhinderung ber Befigergreifung”*®), und beides wird mit bem 


orten prohiberi , arceri a possessione zufammengeftellt. Indeß fleht 
wohl nicht zu bezweifeln, daß es ber naͤchſte Zweck des Interdicte® war, 
die einfeitige Beſitzergreifung des missus zu fchügen?*?); demnach galt 
das Interdict als ein Mittel, die Miſſion zu realifivn?®0) und ward 
in dieſer Rüdfiht neben bie eytraordinaria decreti executio g 

4) Diefe Störung muß im Bewußtſein der Widerrechtlichkeit vorge: 
fallen fein 7°). Alſo ift das Interdict ausgefchloffen bei Allen, 
welche glauben, einen gerechten Grund zum Beſitze zu haben, ober vers 
meinen, daß der feagliche Gegenfland nicht zur Guͤtermaſſe gehört; 
deßhalb findet es nicht gegen Perfonen ftatt, welche ihrer finnlichen 


: Wahrnehmung fi nicht bewußt werden koͤnnen, 3. B. bei Wahnſin⸗ 


des prätorlfchen Edictes beziehen au 
| 749) L. rn 


nigen und Pupillen, fofern fie noch nicht das Alter erreicht haben, im 
weichem ihnen ein dolus zur Laft gelegt werben barf?°?). Aus dem dolus 
des Vormundes wird die Klage nur infofern gegen ben Muͤndel geftat- 
tet, als jener zahlungsfähig iſt, mithin den Regreßanſpruch bedit?°®). 
5) Dee Kläger muß ein Intereſſe daran haben, bie Sache zu be 
figen, und diefes Intereſſe muß im Zweifel von Ihm erwiefen wer 
ben?®%). Treffen biefe Erforderniſſe zuſammen, fo iſt das Interdict 
gegruͤndet, welches man ſich ſchon ſeit den Zeiten der Gloſſe gewoͤhnt 
hat, als adipiscendae und rMeuperandae possessionis zu benken. Rich⸗ 
tiger iſt e& wohl, doppelte Formeln für daffelbe anzunehmen, eine prohibi⸗ 
torifche, welche ben Zweck hat, wiberrechtliche Störungen in der Befigergrei- 
fung abzuhalten?5), und wahrfcheinlich mit vim fieri veto gefaßt war; 
und eime ceflitutorifche, welche die Beflimmung hatte, bie Rüdgabe alles 
defien zu erzwingen, was man aus ber fremben Gütermafle dolo malo 
erworben bat und jegt unrechtlicher Weiſe dem missus verweigert. Mit 
biefem Interdicte war unter gleichen Vorausſetzungen und zu ähnlichen - 
Biveden aud) eine in factum actio verknüpft, welche von den claſſiſchen 
Zuriften genau dem Interdicte entgegengeftellt wird 5%), aber in den 
Suftinianifhen Pandekten allein erhalten iſt 77), weil bie Interdictfor⸗ 


748) L.1.6.1—4u.8 L. 8. pr. 6. 2. D. 43. 4. Auch bie Worte 
f beide Fälle. L. 1. pr. D. ibid. 

1. 1 u 2% D. ibid. Am beutlicften L. 1. $. 9. D. ibid.: 
Non'tantum. ‘ 

750) L. 3. pr. €. 1. D. ibid, L. 5. 6. 27. D. 36. 4. 

751) L. 1. pr. D. 43. 4.: Si quis dolo malo feoerit. L. 1. $. * 
— — ibid. Gewalt iſt gerade nicht von Nothen. L. 1. S. 8. L. 4. pr. 

. ibid. 

752) L. 1. $. 6. D. ibid. 

753) Ibidem. R 

754) Arg. L. 1. 8. 5. D. ibid. Sßgl, de Rotes |. c. $. 32. p. 513. 

755) Darauf beziehen fih die Worte Ulpian’s: per interdicetum etiam 
ei subvenit praetor — ne ei 'vis fiat. L. 4, pr. D. 43. 4. Gerabezu fagt 
dieß L. 3. $. 2. D. ibid.: Praetor ventrem in possessionem mittit, et hoc 
interdictum prohibitorium et restitutorium est. Diefe Anficht ſtellt vermu: 
thungsiweife auf Unterholzner a..a. D. Bd. 2, &. 136, Note b. 

756) L. 3. 6, 2. D. ibid. 

757) L. 1. pr. D. ibid.: In eum in factum iudicium, quanti ca res 


° 
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meln weggefallen find. Auf diefe in factum actio, welche ihrem Ges 
Wiete nach weiter greift, beziehen ſich dann auch die Werfchtiften Aber 
Die auszumirdende Conderanation, welche ſich auf folgende Punkte zuruͤck⸗ 
führen faffen: 1) Der Zweck der Klage iſt Schabenerfag für bie verur⸗ 
fachte Störung; ber index wird angemwiefen, bie Condemnationsſumme 
ganz nad) dem Intereſſe des Klägers zu beftimmen?>%), 2) Wer die 
Klage brauchen will, muß fein Intereſſe fpeciel bemeifen, fonft erfolgt die 
Abſolution 760), Demnach fällt die Klage weg, wenn die Miſſion aus einer 
falsa cansa erteilt worden iſt, ober ihre Wirkung buch nachfolgende 
Zhatumflände aufgehoben wird. 3) Beklagt wird der, von weichem bie 
dolofe Störung ausgeht 700), einerlei, ob er fie in eigener Perfon 
verübt, ober nur Aufteng dazu ertheilt oder barum gewußt hat 701). 
Waren mehrere bei der Störung betheiligt, fo iſt Jeder von. ihnen auf 
das Ganze gehalten. 4) Die Klage ift ihrer Natur nach poͤnal?o2) 
und geht zwar activ auf die Erben über, paffiv aber blos infoweit, als 
diefe durch die Störung Vermögen erworben haben 7%); auf das 
Ganze nur dann, wenn fie in Folge der missio legatorum et fidei- 
commissoram causa zufteht, weil es bier immer in ber Willkuͤr ber 
Erben fleht, durch das Anhieten ber Caution das Interdict zu vermeiden?*®). - 
5) Die Dauer der Klage iſt auf ein Jahr beflimmt, das von ber 
Störung abwärts, und zwar nach ben Grundfägen des annus utilis 
berechnet wird. Nur, falls fie in Folge ber missio legatorum zufteht, 
wird fie als perpetua actio behandelt, weil audy hier bie Erben jeden Yugens 
blick die erforderliche Kaution Ieiften und dadurch das Interdict abwen⸗ 
den Fönnen. — Diefe Grundfäge, welche der in factum actio zu Grunde‘ 
liegen, find in den Zuftiniantfhen Pandekten audy auf das Interdict 
übertragen worden. JAllein dabei darf nicht vergefien werden, daß bie 
in factum actio urſpruͤnglich ein meitere® Gebiet hatte, als das Inter: 


diet, auch in Faͤllen geftattet wurde, in denen dieſes gar nicht vor⸗ 


Zam?65), z. B. bei der in bona missio ventris nemine, ferner in den 
Faͤllen, wo man bes Prätors nicht habhaft werden konnte u. |. w. 


EInterdictum possessorfum heißt in dem voriuftinianifchen 
Rechte das Interdict, welches dem bonorum emptor im Goncurfe zu> 


fait — dabo. Gleich darauf in $. 1 ift aber vom Interdict bie Nebe: Hoc 
interdictum summa providentia praetor proposuit. 

758) Quanti ea res &t. L. 1. pr. 6.5. L. 2. pr. D. ibid. 

759) L. 1.9.5. 1. 2. pr. D. ıbid. Ob bie Störung in ber Perfon 
des missus vorgefallen ift, oder einem Anderen in deſſen Namen zugefügt ward, 
ift gleichgiltig. L. 2. pr. D. ibid. 

760) L. 1. pr. $.4u.6. L. 2. S. 1. D. ibid. 

761) L. 1. $. 7. D. ibid. 

762) L. 1. $. 8. D. ibid. 

763) Nec in heredes similesque personas dabitur, nisi in id, qnod ad 
eos pervenit. L. 1. $. 8, cit. Wird fie gegen den Mündel aus dem 
dolug des Vormundes geftattet, fo verfteht ſich wohl die nämliche Beſchraͤnkung 
von fetbft. Bgl. ——— a. a. O. Bd. 2, S. 138, Note k. 

764) 1. 1. $. 8. D. ibid. 

765) L.3.9.2. L. 4 8. 3.D. ibid. Bgl. Unterholgner u.a. O. 
Bd. 2, ©. 137. 





‘ 


600 Juterditte. 


ſteht zus Erlangung des Beſttzes von Sachen, welche gu ber von Ihe 
gekauften Guͤtermaſſe gehören. Daß es adipiscendae possessionis iſt, 
bezeugt Cajus 766), dem wie überhaupt die erſte Nachricht von die⸗ 
ſem Rechtsmittel verdanken; bei gewaltfamer Befitentfegung war es 
unanwendbar. Wahrfchenlih war es reſtitutoriſch, wie die Ana⸗ 
logie des interdictum quorum bonorum unb sectorium vermuthen 
läßt. Bei ber bonorum venditio, weldde bei ber sectio bono- 
rum vorkam, ſcheint das Interdict nicht anwendbar geweſen zu fein, 
weil bier ein eigenthiimliche6 interdictum -sectorium vorfam, alfe hat ſich 
feine Zuftändigkeit wohl nur auf bie prätorifchen bonorum emptiones 
erſtreckt. In dem Juſtinianiſchen Rechte, wo ber Concurs nicht mache 
in der Form der bonorum emptio, fondern in der der dJistractio abs 
geſetzt wird, iſt das Rechtsmittel völlig verfchwunden. 


Interdotum quam haereditatem heißt im vorjuſtinianiſchen 
Mechte das Interdict, weiches im Erbſchaftsprozefſe dem Kläger zur Er⸗ 
Imgung bes Beſttzes einer zur ftreitigen haereditas gehörigen Sache 
gegen den Beklagten zuſtand, wenn dieſer bie Defenfion verweigerte 7). 
Die Vorausſetzungen dieſes Rechtsmittels waren folgende: 1) Es mußte 
eine Erbſchaftsklage vorliegen); 2) von dem Beklagten die Defenften 
verweigert worden feln?®®). Hier war es wohl gleichgiltig, ob die Spon⸗ 
fion oder Die gewöhnliche caufio pro praede Hitis vindiciarum und 
indicatum solvi vertweigert ward, oder ob auf die vorhergehende Krage 
in iure der Beſitz der Erbfchaftsfache abgeleugnet wurde, fofern nur im 
legten Falle nachgewieſen werden konnte, daß der Beklagte den Beſitz 
ber Sache wirklich habe. 9) Der Klaͤger muß fih zur Leiflung 
der Sutisdation erbieten 77%. Wo nicht, fo bleibt der Befig ber 
Sache in ben Händen bes Bellagten, und das Interdict HE nicht zu⸗ 
fländig. So kann es wohl kommen, daß ber Bellagte au, wenn er, 
nur des Vadimoniums halber promittirt, im Befige der Sache verbleibt 7%), 
— Dee Zweck des Interdictes iſt, dem Kläger ben Befitz der fing» 
‚ len Sache zu verfchaffen, und in biefer Müdficht heißt es vom Be⸗ 
Plagten: cogitur ad me transferre possessionem 772); eineriei, ob er 

! x 





766) Inst. IV. $. 148. 

767) Dieß Interdict iſt uns peerf befannt geworden durch bas Wiener 
Fragment aus Ulpian’s Inftitutionen ed. Endlicker (Vind. 1835. 8.). Sl. 
Ruborff, über das Interdietum quem fundem unb bie demſelben nachgebil- 
en — in ber Zeitſchrift für geſchichtliche Rechtswiſſenſchaft Bd. 9, 

768) Fragm. Vind. p. 7.: Nempe ai fundum vel haereditatem ab ali- 
quo petam ‚nec lis defendat, cogitur ad me transferre possessionem. 

69) Fr. Vind. p. 7.: Nec lis defendat. Am beutlichftn Paullus, 
sent. recept. I. 11. $, 1. 

770) aullus l. G. J. 11. 6. 1. i 

771) L.5. pr. D. de hereditatis petitione. (5. 3.) vgl. mit L. 15. $. 2. 
D. de quaestionibus. (48, 18.) Bel. Rudorff a. a. D. Th.9, &. IE. 

772) Fragm. Vind. p. 7. ine Anfpielung barauf enthält L. 6. ©. 6. 
5 Fri Carboniano edicto. (37. 10.) By. Rudorff a. a. D. Bi. 9 
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jonels den Beig der fralichen Sache gehabt hat aber niche?re). Das 


durch werden nun bie Rollen der Parteien ins Prozeſſe verändert, bee 


. WBeltagte iſt gezwungen, in ber haereditatis petitio felbft ala Kläger 


aufzuteeten, ſofern er ben Beſitz der. fraglichen Sache fernerweit beans 
fpruchen will. Diefem Zwecke nun entfpricht wahrfcheinlich auch die Faſ⸗ 
fung des Interdicte077%), welches feiner Natur nach bald adipiscendae, 
bald recuperandae possessionis ift,. je nachdem bee Kläger ben Beſitz 
vorher niemals gehabt oder durch Zufall verloren hat. Wahrſcheinlich iſt 
es dem interdictum quem fundum nachgebildet, boch mußte es als ein 
ſelbſtſtaͤndiges Mechtsmittel im Edicte proponirt werben, ba es andere 
Erfordernifſe hat, ja Eins, mas bei jenem gar nicht denkbar iſt, naͤmlich 
die Cautionsſtellung von Seiten bes Klägers. Im Suftinianifchen 
echte iſt das Interdict verfchwunden, und das hänge theils mit [ber 
veränderten Gaution in ber Erbſchaftsklage, theils mit der fi Immer 


"mehr geltend machenden birecten Eprecution zuſammen. Nur in ber 


Lehre von dem Garbonianifchen Edicte 77%) find Spuren bed Inter 
dictes übrig geblieben, allein auch biefe koͤnnen vom Standpunkte bes 
Juſtinianiſchen Rechtes aus anders erklaͤrt werben. . 


Interdietum quem fuandum heißt im vorjuflinianifchen 
Rechte 77°) das Interdict, weiches im Eigenthumsprozeſſe bem Kläger zur 
Erlangung des Befiges der flreitigen Sache gegen ben Beklagten zuftand, - 
wenn diefer die Defenfton verweigerte. Es iſt ein interdictum duplex, 
alſo zugleich adipiscendae und recuperandae possessionis 777); das erfte, 
wenn der Kläger ben Befig des flreitigen Grundſtuͤckes vorber nicht gehabt 
hatte; das zweite, wofern er früher DBeflger deffelben geweſen war, aber 
dieſen Beſitz durch irgend einen dazwiſchen liegenden Thatumſtand verloren 
hatte. Die Vorausſetzungen des Interdictes ſcheinen folgende geweſen zu 


fein: 1) Es muß eine Eigenthumsklage anhaͤngig gemacht worden fein, 


2) ber Beklagte ſich geweigert haben, die gehörige Defenfion zu leiſten, 
wohin nicht blos bie Verweigerung Ser gehörigen Sponfion, ſondern auch 
bie Unterlafjung ber cautio iudicatum solvi gerechnet warb’), Aus 


773) Fr. Vind. p. 7.: Sive numquam possedi, sive autem possedi, de- 
inde amisi possessionem. 

774) Wahrſcheinlich war hier ber Ausbrud restituas gebraucht. Bgl. ben 
Artikel interdiotum quem fundum. 

' 795) L. 6. $. 6. D. 37. 10, | 

776) Dieß Interbict iſt uns erſt befannt geworben buch Fregm. Vat. 
$. 92. und das Wiener Fragment von Ulpian's Snftitutionen (ed. Endlicher). 
Sine tuͤchtige Erörterung der bier einfchlagenden Beugniffe aus den römifchen 
Te nn kn de a le 
emfelben nachgebildeten tel, er eſchichtliche Rechts⸗ 

777) Wal. das Ende von L. 2. 5. 2. D. 48. 1. mit Fragm. Vind. p. 7. 
Mhe uns bieß bekannt geworden, hatte bie Bloffe bei ber E g bes Pans 
beftenfragmentes an bas Interdictum: ne vis fiat ei, qui in possessionem 
missus est gedacht. Bgl. jest Ruborff a.a. D. 8b. 9, ©. 10-18. 

778) Fragm. Vind. p. 7. Fr. Vat. 6, 9%. NL. 45. D. de damno in- 
fecto. (39. 2.) L. un. C. uti possidetis. (8. 6.) Mol. Rubdorff a. a. 
O. 8b..9, ©. 19 fig. 
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dem Juſtmianiſchen Rechte gehoͤrt dahln, wenn Jemanb auf die vorher⸗ 
gehende interrogatio in iare, ob und zu welchem Theile er das ihm 
abgeforderte Grundſtuͤck befige, entweder gar: nicht ober: nicht in ber ge= 
hoͤrigen Weiſe antwortet??9), oder aber ben Beſitz lengnet umb nachher 
vom Gegentheile überführt wird”). In alten biefen Fällen fol 
nämlich der Beſitz aud) ohne Eigenthumsbeweis an ben Kläger ver 
mittelft des Interdictes übertragen werden, und dadurch wird der Beflagte 
‚mittelbar gezwungen, die Molke des Klägers zu übernehmen?) Die 
nanıtte man transfertur possessio, manchmal mit dem Zufage per 
iudicem ,„ womit nicht der Prätor, fondern der Interdictjuder gemeint 
iſt 182). Die Wirkung des Interdictes, welches wahrfcheinlich reſtituto⸗ 
rifch gefaßt mar 782), ift, daß der Beklagte, wofern er nicht ben Befig 
dee Sache an ben Kläger ausantwortet, in dem angefügten Judicium 
auf das Intereſſe condemnirt wird. Die Einführung des Juterdictes 
hängt mit der petitoria formula der Eigenthumsklage zuſammen; wenig⸗ 

ſtens finden wir, daß in der legis actio sacramento und der iht noch⸗ 
gebildeten Eigenthumsklage per sponsionem auf andere Weife für bie 
Megulicung der Parteirollen geforgt war. Don ber Edictſtelle, im welcher 
es aufgeftellt war, hat fi die Ueberfchrift in den Juſtinianiſchen Pans 
dekten erhalten: a quo fundus petetur si rem nolit (scil. defendere) 7%), 
Sm Zuftinianifhen Rechte iſt das Interdict übergangen morben, doch find 
dafelbft noch folgende Wirkungen deſſelben ftehen geblieben: 1) Wenn 
der Beklagte in der Eigenthumsklage den Beſitz leugnet und nachher 
vom Gegentheile überführt wird, bat er ohne meitere® ben Beſitz 
der geforderten Suche an ben Kläger zuruͤckzuerſtatten; einerlei, ob er 
wahrer Sacheigenthuͤmer ift oder nicht), Dadurch werben bie Partei⸗ 
rollen gewechſelt, der Klaͤger erhaͤlt alle materiellen Vortheile des Beſitzes, 
und der Gegner iſt genoͤthigt, wenn er ihn wiederhaben will, ſelbſt die 
Rolle des Klaͤgers im Petitorium zu uͤbernehmen. 2) Wenn der Beklagte 
vor Gericht befragt wird, ob und zu welchen Theilen er das vindicirte 
Grundſtuͤck beſitzt, dazu aber ſchweigt oder einen geuͤngeren Antheil an- 
gibt, als er wirklich beſitzt, ſo gilt er ruͤckſichtlich der Sache fuͤr indefen- 


779) L. 20. $. 1. D. de interrogationibus in iure. (11. 1.) VBgl. Rus 
———— a. en 9, — 46. 
ze) L 8. D. ibid L. un. C. 8. 6. gl. Rudorff 0.0.2. 85.9, 


&. 28 fi 

7 SL. 80. D. ibid. L. 45.D. 39.2. L. un. C. 8.6, Bgl. 
Nuborff a a. D. Bd. 9, ©. 3034. 

- 783) Die Form: restituas ift auch auf interdicta adipiscendae possessio- 
nis anwendbar, z. 3. bei dem ae — bonorum (L. 1. pr. D. 
43. 2.), und quorum — (L. 2. §. 2. D. 48. 8.). Eine directe Be⸗ 
ftätigung biefer. Anfiht liegt in ber Bafng kei Interdictum: quem usum- 
ructum. 

784) L. 45. D. 39.2. Scaevola. Zur Erläuterung bient Fragm. Var. 
$. 92. libro 4. De interdictis sub titulo: ri quo — petetur, si 
rem nolit defendero. a RUDorı a. a. O. Bd. 9, ©. 19. fig. 

785) L. 80. D. 6. 
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sus, und nach feiner Antwort wird der Beſttz der Sache entweder ganz 
ober zum Theile an den Kläger übertragen 9%. — Die Gründe, weß⸗ 
halb im Juſtinianiſchen Rechte das Interditt abgekommen ift, find nicht 
Zar. Wahrſcheinlich trug dazu auf der- einen Seite der Wegfall ber 
cautio iudicatum solvi bei der Eigenthumsklage bei; andererfeits mirkte 
wohl auch die directe Execution, welche dem Juftintanifchen Rechte eigen- 
thuͤmlich ift, darauf ein, daß ein Rechtsmittel in Vergeſſenheit kam, wels 
ches zur Exzielüng bes nämlichen Refultates große Umwege nöthig machte. 


Interdictum quem usumfructum ?°7) heißt im vorjuftinias 
nifchen Rechte das Interdict, welches dem Kläger in dem wegen des 
Nießbrauches angeftellten Vindicationsprozeſſe — in ber confessoria actio 
— gegen den Beklagten zufteht, wenn diefer bie Defenfion verweigert. 
Es ift uns zuerſt durch die vaticanifchen Fragmente bekannt geworden, 
nad) Analogie des interdictum quem fundum eingeführt 78%), wahrfchein- 
lich was es alfo, wie diefes, duplex, d. h. nach DVerfchiebenheit der Fälle 
bald adipiscendae, bald recuperandae possessionis, je nachdem ber 
Kläger den Beſitz ber Sache nie gehabt oder aber durch Zufall ver⸗ 
loren hat. Daß es reſtitutoriſch geweſen, mithin in bie Formel re- 
stituas ausgegangen fei, ergeben die vaticanifhen Fragmente 780), welche 
befagen, dag die Reftitution, welche das Interdict bezweckt, dann erft 
für erfolge zu achten ift, wenn der Nusnießer fo in den Beſitz des 
Srundftüdes eingewieſen ift, daB ihm biefer von Niemand mit dem inter- - 
dictum unde vi abgeftritten werden Bann. Geht die Reftitution nicht 
in dee angegebenen Welfe vor fih, fo wird der Beklagte in dem ange: 
a Judlicium auf das Intereſſe des Interdicenten condemnirt. Der 

weck bes Interdictes fcheint zu fein, den Beklagten in der Confeſ⸗ 
foria zur Defenfion ber Sache zu zwingen, und, wofern dieß nicht ger 
ſchieht, dem Kläger die Parteirolle des Beklagten zuzumenden, ber nad) 
der Befigübertragung felbftftändig mit der Klage auftreten muß, wofern 
er ben Befig wieder erlangen will. Die Rubrik bes prätorifchen Edictes, 
unter welcher das Inkerdict vorkam, hat fich in ben vaticanifchen Frag⸗ 
menten 790) erhalten: a quo ususfructus petetur, si rem nolit defen- 
dere. Im Juſtinlaniſchen Rechte ift das Interdiet uͤbergangen worden, 
was wohl aus ähnlichen Gründen gefchehen iſt, welche den Ausfchluß bes 
interdictum quem fundum vom Gebiete der YJuftinianifchen Pandekten 
motivirt haben. 


786) L. 20. 6. 1. D. de interrogationibus in iure faciendis, (11. 1.) 
787) Vol. Ruborff, über das Interbictum quem fandum und bie dem⸗ 


. felben nacdhgebildeten Rechtömittel, in der Beitfchrift für gefchichtliche Rechts⸗ 


wiſſenſchaft 3b. 9, ©. 7—55. , 

788) Fr. Vat. $. 92.: Sicut corpora vindicanti, ita et ius, satisdare 
oportere et ideo necessario exemplo interdicti quem fundum proponi 
etiam interdictum, quem usumfructum vindicare velit, de resti- 
tuendo usufructu. 5 3. 

789) $. 92.: De restituendo usufructu. $. 99.: Post pauca sub ti- 
ne suprascripto: restitutus ex hoc interdicto ususfructus intel- 
igitnr. | 
7%) $. 9. 
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‚Enteräietum que logaterum '?!) helft das Interdiet, wo⸗ 
mit der zur Erbfolge Werechtigte die Herausgabe deſſen erzwingt, maß 
der Vermaͤchtnißnehmer ohne Bewilllgung deſſen, dem bie Verlaſſenſchaft 
zugefallen ift, eigenmaͤchtig im feine Hände gebracht hat und als Ver⸗ 
maͤchtniß befist._ Die Exforberniffe beffelben find im einzelnen folgende: 
1) Es muß ein Vermaͤchtniß vorlegen. Zunaͤchſt iſt das Interdict nur 
bei Legaten vorgekommen, wie ber Name bezeugt, und aus einer 
Reihe von Beugniften dee claffifchen Juriſten hervorgeht?2); allein ſchon 
zur Zeit von Diocletion und Maximian hatte feine Anwendung auf Fideis 
commiſſe Tein Bedenken 79), Auf Schenkungen von Tobeswegen iſt 





das Rechtsmittel nicht ausgebehnt worden 7%). — Die vermachte ° 


Sache mußte Im, claffifchen Panbektenzechte auch Eörperlich fein. Auf 
Rechte, welche der Gegenſtand des Vermächtniffes werden, 3. B. auf ben 
usus, ususfructus warb dad Interdict nur utiliter und zwar mit vers 
änberter formula angewendet 700); in dem Juſtinianiſchen Pandekten if 
biefe Formel übergangen und das Rechtsmittel allgemein auch bei legirten 
echten zugelaffen worden?%%). 2) Der Legatar muß fich in ben Beſit 


des Vermaͤchtniſſes gefegt haben, ohne den zu fingen, melden bie Erbe 


ſchaft zufaͤllt. Dieß geht nicht allein aus dem Zwecke bes Interdictes her⸗ 
vor, fondern wird auch von den roͤmiſchen Juriſten ausdrüdlid, hervor⸗ 
gehoben”), Daher iſt das Interdict nicht anwendbar, wenn der Exbe 
ober bonoram possessor eingewilligt bat 798); faͤllt unter mehreren Mit⸗ 
erben, von denen einige eingewilligt haben, nur benen zu, welche ihre Einwil⸗ 
gung verfagt haben ??®); und kommt, die Fdentität des Legatars voraus. 
geſetzt, für die eine von dem legirten Sachen oder, um noch genauer zu 
zeden, für den Theil derfelben, weicher von Wermächtnignehmer mit Bes 
willigung bes Erben in Belig genommen worden iſt, in Wegfall 00), 
Ruͤckſichtlich dieſer Einwilligung iſt noch gu bemerken, baß fie der Erbe 
in dem Bewußtfein, daß er Erbe fel, gegeben haben muß, wenn fie das 
Interdict ausfchliegen ſoll son), Wird fie alfo vor dem Antritte ber Erb⸗ 
ſchaft, ober vor der Erbittung des bonorumm possessio im Voraus, ertheilt, 





791) Literatur: de Rotes, de interdictis et reamediis possessoriis 


zelectio ’pars I. nr. 9. $, 22—27. im thesaurns iuris ed. Meermanıa 


tom, VII. p. 502 sq.; Unterholgner, bie Lehre von den Schuldverhaͤltni 
> ac 10 5 ii u 2 10d * 43 E 
.1. 92. 10. 15, 2.42 6 2. D. quo torum. (43. 93. 
L. un. C. quod ee (8. 3.) , i = s i 
793) L. un. C. quod legatorum. (8. 8,): Reliota sibi logata vel fidei- 
commissa detinnit. 
794) L. 1. 5. 5. D. 43. 8, 
795) Fragm. Vat. $. 91. 
796) L. 1. $. 8. D. ibid. 
en 797) Non ex voluintate heredis occupavit L. 1. 6. 2, 11. 12. 14. D. 
em. 
798) L. 1. &. 11. D. ibid. 
79) L. 1. $ 15. D. ibid. 
800) L. 4 ®. 12. D. ibid. 
801) Dieß iſt nur eine Folgerung aus den Ebiettoorten: volantate efas, 
ad quem ea res pertinet L. 1. & 11. D, ibid. 
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To bleibt dad NRechtemittel auch fernerhin noch gufkänbig 08), Der ans 
fänglicyen Einwilligung bed Erben wird bie ſpuͤtere Ratihabition des 
Beſitznahme gleichgeftellt,, daher von diefem AugenBlide an das fräher zus 
fländige Rechtsmittel ceffirt®) — "Auf weiche Weile bie Beſitnahme 


der Sache erfolgt, iſt gleichgiltig. Die Quellen fprechen -bier mur von | 


occupare®0®), possideri coeptum®08), Bei Rechten, weiche Gegenſtand 
"des Sermaͤchtniſſes ſind, treten die Orumbfäge vom Kinafibefige 
ein) 8) Der Vermaͤchtnißnehmer uuß bie legiete Sache zur Zeit 
der Klagenſtellimg annoch beſitzen ober dieſen Befitz dolose aufgegeben 
haben. Die Erforderniß iſt fchon in bes Interbictformel enthalten: quod 


de his bonis possides — quodque malo fecisti, quomimus pos- 


sideres®0T), Unter possidere veriimb man hier wohl Detention ber 
Sache cam animo domini. Wenigſtens tft dieß bie gewoͤhnliche Bedeu⸗ 
tung des Wortes, was hier charakteriftifch iſtz Daß bloße Detention ohne 
diefn aninms nicht zureicht, wird ausdrücklich bezeugt 0%), Mer ben 
Beſitz ehne dolus verloren bat, wtterliegt dem Interdicte nicht 0%). 4) 
Diefer Befig umf vom Vermaͤchtnißnehmer im Bewußtſein des ihm an 
der Sache zuſtyhenden Vermaͤchtnißrechtes ausgehbt werben®!0), Liegt 
ein Präceptionsiegat an einen Miterben vor, fo fällt das Interdict infos 
. weit weg, als er dieß Legat in felner Erbenqualitaͤt beanfpruchen Tann ), 
Mo es zweifelhaft ift, ob der Legatar pro legato ober pro haerede ober 
pro possessore befist, muß bas Imterbict mit ber haereditas petitio 
cunmlirt werben, doch mit dem Beiſatze, daß man mur bie zuflänbige 
Klage fortzufegen gedenktẽ12z), 6) Der Kläger muß bereit fein, bem 
Beklagten anf fein Verlangen Sicherheit fhr bie Ausautwortung beb Les 
gates zu gewähren 13). Damit hat es aber folgende Bewandtniß. Der Erbe 
iſt verpflichtet, dem Vermaͤchtnißnehmer Cautten zu ſtellen, weil jener 
alles, dieſer aber zu ſeiner Sicherheit nichts in den Haͤnden hat. Wird 
- bie Cantion nicht in der gehoͤrigen Maße geleiſtet, fo erfolgt die ‚Eins 


weifung des Legatars in deu Erbſchaftsbeſtz, welche das Juterdict aus⸗ 


802) L. 1. 6. 11. D. 43. 3 
808) L. 1. $. 14. D. Hbid. 
80%) L. 1. $. 2. 8. 12. D. ibid. 
805) L. 1. $. 13. 14. D, ibid. 
806) L. 1. $. &. D. itid..ngl. mit Fragm. Vat. $, 91. 
ö a Fragm. Vat. $. 91. ine Anfpfelung barauf enthaͤle L. 1. $. 7. 
. 16%, 


808) L. 1. 6. 9. D. ibid.»s Quia non possidet is, gui missus est in 
possessionem, sed potius custodit, Bol. L. 3. 8.5. 8 u. 10. D. ibid. 

809) L. 1. $. 7. D. ibid. 

810) Fragm. Vat. 6. 91.: Legati nomine, Anfplelungen enthalten L. 1. 
$. 2. 4. 6. 10. D. ibid. 

811) L. 1. S. 6. D. id. 

812) L. 1.6. 4. D. ibid. 

813) Am deutlihflen L, un. C. 8.8 L.1. g16—13 L 2. pr 
6.1—3,D, ibid, Darauf beziehen ſich dis Worte bes Edictes: nisi satiada- 
mm sit (1. 1. $. 26) si per bonorum pessessorem mon mat, (uominus sa- 
tisdetur (L. 2. 5. 1.). 


= 
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ſchüeßteie), und in ihren Wirkungen fo lange andauert, bis die Caution 
geleiſtet wird, Erfolgt die Caution, fo greift das Interdiet wiederum 
Page). War keine Miſſion verlangt, fo behält ber Legatar fein Mecht 
anf die Caution immer fort. Er kann alfo, wenn das Interdict ange⸗ 
ftelft wird, zu jeder Zeit diefe Caution, oder, wenn fie erlofchen iſt, beren 
Erneuerung vom Kläger verlangen ®!), feibft dann, wenn fie fruͤherhin 
durch feine eigene Schuld verzögert worden ifE®I7), Zoͤgert .alfo ber 
Klaͤger nach Anftellung ber Kiage widerrechtlich mit der Cautionsieiflung, 
fo fällt auch bie Klage al6 erfolglos hinweg ®’*), doch kann er feine fruͤ⸗ 
here mora durch fofortige® Anbieten der Cautlon in ihren Folgen aufs 
heben®!9).. Auf die Art und Weiſe, wie bie Caution, und auf die Frage, 
am wen fie geleiflet worden ift, me weiter nichts. an, fofern fie nar 
noch zur . Zeit ber Kiagenflellung andauert ®20), au Jemand abge 
geben iſt, bet von bem Vermaͤchtnißnehmer mit der actio mandati zuc 
Abtretung der Cautionsklage gezwungen werben kann 32!) und der Ber 
mächtnißriehmerfich mit‘ der Leiſtungsart überein verfianden erfiärt??*). 
Däbei verſteht es fi von felbft, daß fie vollſtaͤndig fen, mit anderen 
Worten alles, was Gegenſtand bes Interbicteß wich, umfaffen muß; 
alfe“ faͤllt dieß meg in Müdfiche der Sachen, für welche der Erbe noch 
nicht dem Beklagten Caution geleiftet hat®2?), fie müßten denn demſelben 
durch Anwachfungsrecht zugefallen fein 2%), — Der Erfolg des Inter⸗ 
diotes beflimmt fid) ganz nach feinem Zwecke, welchen Ulpian®23) dahin 
angibt, es folle verhäten, daß fich nicht die Legatare eigenmächtig, ohne 
den Erben zu -feagen, in ben Beſitz ber ihnen legirten Sachen ſetzten, 
und im Contraventionsfalle bie Handlung des Legatars in ihren Folgen 
aufheben. Wahrfcheinlih nahm man auch befonder® auf dbew Abzug der 
Falcidiſchen Quart Ruͤckſicht, welcher dem Erben nur unter der Voraus⸗ 
ſetzung des eigenen Beſitzes leicht war®2°), doch war dieß wohl nicht der 
Grund für die Einführung des Interdictes 227), welches vielmehr mit 
der alten Miffionstheorie zufammenhängt: Die Wirkung bed Rechtsmit⸗ 


— — — 


814) L. 1. $. 9. D. ibid. 

815) Ibidem. — 

816) Am deutlichſten L. 2. F. 1. L.1. 9.16 u. 17. D. ibid. Darnaqh 
iſt das oblata satisdatione in L. un. C. 8, 8. zu erklaͤren. 

817) L. 2. 6. 4. D. ibid. : 

818) L. 1.9.17. 18. 1.2.9. 1u.3.D, ibid, 

819) L. 2. 6.4. D, ibid. Es 

820) L. 1. $.16. D. ibid.: Quod ait praetor: nisi satisdatum sit, 
accipere debemus: si perseveret satisdatum. 

821) L. 1. $. 17. D. ibid, . 
822) L. 2. $. 3. D. ibid. 
828) L. 1. $. 18. D. ibid. 

2. pr. 

g. 


J 


824) L. D. ibid, 

825) L. 1. 6.2. D. 48. 3. Die Worte ipsum sibi ins dicere find, wie 
tm edictum divi Marci, von der unerlaubten Selbſthilfe zu verftchen. 
826) Dieß hebt namentlih L. un. C. 8. 8. hervor. Kine Anfpidung 
enthält L. 1. S. 5. D. 43. 8, 1. Cuiacii observ. 8, 2. 

827) —— hat dieſe A viele Anhänger. Wal de Retes l. c- 
$. 22, P. . l 
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tels erklaͤrt fi aus feiner Fafſung mit: restituas 929). und aus ſeiner 
Kigenfchaft. als interdictum adipiscendae possessionis 92°), Gibt ber 
Beklagte nicht die Sache heraus, fo wird er auf-das Intereſſe des Klaͤ⸗ 
gers verurtheilt 20), Daß das Imterbiet activ auf bie Erben übergeht, 
wird ausdruͤcklich bezeugt 221); der paffive Uebergang unterliegt zwar. auch 
keinem gegründeten Zweifel, fofern nur bie meitere Bedingung des Ins 
terbictes, d. h. der Beſitz der Sache in der Perſon bes Erben, zutrifft 99); 
allein bier ift der Umfang des Ueberganges weiter, als im vorigen Kalle, 
da and) die Singularfuccefforen, fofern fie in den Befig der Sache kom⸗ 
men, der Klage unterliegen®23). Von der Beſchraͤnkung auf ein Jahr 
ift nirgends die Rede; Exceptionen kommen nicht vor, man. müßte 
denn die von Seiten des Klaͤgers verweigerte Satisbation für einen, 
Ereeptiondgeund halten, wozu bie Ebictöworte: nisi satisdatum sit aller 
dings Veranlaſſung geben können. — Es mag noch die Srage berührt 
werden, ob die Anwendbarkeit des Interdictes nicht durch ſpaͤtere Geſetze 
beſchraͤnkt ſei 222). In einer Gonftitution Caracalla's 895) wird ber 
mit dem Verluſte der Klage bedroht, welcher die ihm legirten Sachen aus 
der Erbſchaft entwendet hat (subtraxisse). Wahrſcheinlich ging alſo das 
Geſetz entweder auf wirklichen Diebftahl ober auf das crimen expilatae 
haereditatis, und verhängte über den Schuldigen die Strafen der Ins 
dignität. Die Anwendung bes Interdictes kann dadurch wohl nicht bes 


Schränke worden fein, da diefes unerlaubte Eigenmacht, jene Conſtitution 


aber‘ betrügliche Abficht vorausfegt. Zudem befleht das Interdict in einer 
fpäteren Conſtitution ꝰ20) mit allen feinen Erforderniſſen ſelbſtſtaͤndig fort: 
wie könnte man nun annehmen, daß fich ſchon vor. Juſtinian eine ges 
gentheilige Praris in Rüdficht auf bab frühere Geſetz gebilbet habe? 


Interdietum quod vi aut elam helft in der Kunſtſprache 
ber roͤmiſchen Juriſten das reftitutorifche Interdict®®7), welches die Her⸗ 
flellung des alten Zuftandes auf einem Grundſtuͤcke bezweckt, wenn biefer 
duch eine Arbeit geftöct worden tft, welche hinter dem Rüden bes Einen 
ober feinem Widerflande zum Trotze gemacht wird. Die Erforderniſſe 


des Rechtsmittels find fülgende: 1) Es muß ein Grundſtuͤck vorliegen, 


828) L. 1. 8. 2. D. 48. 8, Bgl. L. 1. $. 7. D. ibid. 

829) L. 1. 6. 1. D. ibid. gl. L. un. C. 8, 8, 

830) L. 2. $. 2. D. ibid. i 

831) L 1. G 3. D. ibid. F 

832) L. 1. $. 10 u. 13. P. ibid. F 

833) L. 1. $. 13. D. ibid. Bꝗgl. Unterholzner a. a. D. Bd. 2, 


S. 133. ; 
834) Gehr ausführlich ift Hier de Retes l. c. $. 27. p. 5089. 

835) L. 5. C. de legatis. (6. 37.) 

836) L. un. C. 8, 8. 

837) Literatur: Donellus, commentarii juris civilis lib. XV. cap. 


.. 85.5 Haffe, über das Interdictum quod vi aut clam, im rheinifchen Mufeum 


fbr Jurisprudenz Bd. 1, ©. 1—513 Frande, über das Interdiet quod vi 
aut clam, im Archiv für civiliftifche Praris Wd. 22, Nr. 14, &. 850-394 ; 
Unterholgner, die Lehre von den Schuibverhältnifien Bd. 2, ©. 179—186, 
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eingeräumt werben muß, in Anſehung berienisen aber, für welche ber 
Beklagte, obgleich er nicht wirklich befigt, body haftet, ale ob er beſitze, 
Erfag zu leiſten iſt!). Und zwar kann dabei dem Kläger auch der Bes 
fig derjenigen Sachen nicht vorenthalten werden, beren Eigenthum zwar 
der Beklagte aus irgend einem fpeciellen Erwerbgrunde fich beilegt, bie 
aber vom Erblaffer bis zu feinem Tode befefien und bann vom Belag: 
ten in Befig genommen worben find; ber legte mag biefelben, nachdem 
er vorerfi den anmaßlich erworbenen Befig aufgegeben hat, vindicirem 1°), 
- Auch) die vollendete usucapio pro herede einzelner Erbfchaftsfachen kann 
der Beklagte nicht geltend machen, um fich von deren Meflitution zu 
befreien, indem biefes, wie bei der hereditatis petitio durch ben befannz 
ten Hadrianiſchen Senatsbefchluß, fo bei dem nterbictum durch einen 
befonberen Bufag in der Interbictsformel ausgefchloffen iſt ). 

Schließlich IE nun noch die Frage zu beantworten, in welchem Ders 
haͤltniſſe dieſes Interdictum zu der ordentlichen Erbſchaftsklage ſtehe? 
Darüber find die Meinungen unſerer Rechtsgelehrten, fo viel das roͤmu⸗ 
ſche Recht betrifft, fehr abweichend von einander. Nach einer Meinung 
mar das Interdictum materiell eigentlich nicht verfchieben von der here- 
ditatis petitio; der wefentliche Unterſchied befland nur in ber formellen 
Eigenthuͤmlichkeit, des Interdictverfahrens; wäre bie hereditatis petitio 
possessoria früher aufgeftellt worden, fo würde man des Anterdictes gar 
nicht bedurft haben; jest ließ man es nur al& einmal hergebrachte Klage⸗ 
form neben jener beflehen; es war aber, feitbem das Eigenthuͤmliche des 
Interdictverfahrens verfhwunden, in der That nur ein anderer Name 
für die possessoria hereditatis petitio1®); ja, ein Anhänger diefer Ans, 
fiht hat fogar die Kühnheit gehabt, biefe legte für eine verkehrte Erfin⸗ 
dung der Juſtinianiſchen Compilatoren zu erklaͤren 10). Mac einer ande 
ren Anficht mar das Interdict ein eigenes ſummariſches und proviſoriſches 
Rechtsmittel; es hatte Keinen anderen Zweck als ben, recht balb dem 
Erben den Befig der Erbſchaftſachen zu verfchaffen; es erjielte aber \ 
nicht definitive Entfheibung über das Erbrecht des Klägers; vielmehr 
konnte der Erfolg des Interdictprozeſſes noch durch die. hereditatis petitio 
(civilis oder possessoria) der Gegenpartei angefochten werben ?9). 


15) L.8.C.h. t. Rat. Note 9. 

16) L. 3. C. cit. Omnibus frustrationibus amputatis in petiterem 
eorpora transferautur, secunda proprietatis Actione non exclusa. Bgl. 
Krande, Recht der Notherben &. 99 fig. Fabricius a. a. O. S. 171— 


174. Arndts, Beiträge I. ©. ; 
17) L. 1. D. h. t.: Possideresve si nihil usuoaptum-esset. Weber bie 


Auslegung diefer Worte vgl, v. Savigny a. a. D. S. 22,28, Arnbts, 
im xhein. Muſ. II. &. 85—37, und a. a. D. &.88--93, ©. aud ben Art. 
horeditatis petitio a. E. 
18) v. @avigny, in ber Zeitſchr. für gefehichtl. Rechtsw. Bd. V, ©. 
13 fig., Bd. VI, ©. 229 flg. Fabricius a. a.D. ©. 20% fig., und biftor, 
Forſchungen I. &. 197—202. 
19) Fabricius a. a. D. Bal. dagegen Arndts a. a. O. &. 51-9. 
20) Thübaut, im Arch. für civ. Prar. X. ©. 23. Lbdhr, daſ. Kl. 
8.6. Francke a. a9. & 77-108. Maper, Erbe. IE Wwi—Hi7. 
Bangerow, Pand. 8. 509. 5 
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ſchah, in der Regel auch Bein Intereſſe bes Inserbicenten erweislich 
iſt, deſſen Vorhandenfein von ben claffifhen Juriſten ats ein nothwen⸗ 
diges Requiſit für die Zuſtaͤndigkeit des Interbictes bezeichnet wird. 4) 
Die Arbeit muß von ber unerlaubten Eigenmadht eines Privaten 
ausgehen 856%). Ausgefchloffen ift demnach das Interdict, wenn ein 
Magiſtrat vermöge feiner Amtsgewalt die Arbeit anbefohlen bat®57), 
und wenn fie weder ohne Vorwiſſen des Änterdicenten, noch feinem 
Merbote zum Trotz vorgenommen worden ift®°®), Die legten beiden 
Faͤlle umfaßt das Edict mit den Worten: quod vi aut clam 
factnm est, und bie alten Edietcommentatoren haben von daher es 
Iegenheit genommen, dieſe Begriffe weitläufig zu eroͤrtern 889). Der 
zuerft genannte Begriff wird in den Suftinianifhen Pandekten nach der 
von Ulpian gebilligten Begriffsbeftimmung von Du. Mucius Scäs 
vola auf alle Fälle bezogen, in welchen das Werk gegen das ausgebrachfe 
Verbot des zur Prohibition Berechtigten errichtet worden ift 860), und 
dazu werden nad ber fpdteren Doctrin auch die Fälle gerechnet, in 
welchen diefed Verbot als gefchehen fingirt wird, weil der Arbeiter arg⸗ 
liſtiger Weife es von ſich abzumenden gewußt hat *01). Damit ein fols 
ches Verbot wirkſam fei, wird erfordert: a) daß es von Semand aus 
gebracht wird, welcher das Interdict brauchen kann. Diefe Berechtigung 
beftimmt fich nad) feinem Intereſſe*62) an der Unterlafjung bes Werkes, 
einerlet, ob fich dieſes Intereſſe auf einen Vermoͤgensſchaden oder auf 
einen Nachteil anderer Art geiimder?%), Wo Fein Intereſſe erweislich 
ift, fallt auch das Interdict hinweg. Als berechtigt, wird bei Private 
grundſtuͤcken vor allen Dingen genannt: der Eigenthuͤmer des Grunde 
ſtuͤckes 86%), der Nusungsberechtigte, alſo der Nutznießer 895), der 
Paͤchter 860), der Sruchtläufer 67), wer die Sache precario befigt®68); 
fernee jeder, welcher ein das Kigenthum befchränfendes Recht fich 
beilegt, einerlei, ob dieß im Miteigenthume 96°) oder in einer ding⸗ 





856) L. 1. S. 2. L. 7. 8. 4. D. ibid. 

857) L. 7. S. 4. D. ibid. 

858) L. 1. pr. S. Mu. 5. L. 7. g. 56. L. 11.6.5. D. ibid. 

859) So ſchon Quintus Mucius, Caſcellius, Trebatius, 
abeo. L. 1. $. 5—-9. D. ibid. 

860) L. 1. & 5. D. ibid. 

851) L.1.9.8 L. 20. pr. D. ibid. Vgl. Haffe a. 0. D. 3b. 1, 
— u Abficht zu probibisen wird nicht berüdfichtigt. L. 1. $. 10 
U. eo . 1b1G0. 

862) L. I1. 8. 1. 11. L. 12. L. 18. 8. 3 u. 4. L. 16. pr. 8.1, 
D. ibid. Vgl. Haſſe a. a. O. S. 5. 

863) L. 11. g. 1. D. ibid. 

864) L. 11. $. 14. D. ibid. 

865) L. 12. L. 13. pr. L. 16. pr. D. ibid. L. 6. D. quibus modis 
ususfructus. (7. 4. 

866) L. 11. 8. 12. L. 12. u. L. 19, D. 48. 24. 

867) L. 13. $. 4. D. ibid, 
868) L. 11. $. 12. D. ibid. — 

869) L. 13. 5. 8. D. ibid. L. 28. D. communi dividundo. (10. 3.) 
Bol. Francke a. a. O. Ih. 22, S. 384 flg. 
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lichen Servitut begruͤndet ifte?0), Wei Ländereien, welche dem Staate 
angehoͤren, ſteht das Interdict dem zu, deſſen Vermoͤgensintereſſe bei der 
Unterlaſſung des Werkes in Frage kommt*71)3 bei loci religiosi aber 
dem, welcher das Beftattungsrecht errvorben hat®72). b) Daß das Vers 
dot von Anfang am nicht fofort unzulaͤſſig erſcheint, oder ungeachtet ſeiner 
anfaͤnglichen Wirkſamkeit nicht durch einen ſpaͤter hinzutretenden Umſtand 
wieder aufgehoben wird. Von Anfang an unwirkſam iſt jedes Verbot, 
welches gegen Bauten im Deere ober an deſſen Ufern ausgebracht wird 72) 
ober gegen Veränderungen an Grunbftüden, die der Erbauer im Eigens 
thume und Beſitze hat?7%); ex postfacto wird e8 unwirkſam, wenn der 
Prohibent ſpaͤter daffelbe zuruͤknimmt *70), ober der Prohibitus den bei 
feiner Ausbringung namhaft gentachten Grund hinwegraͤumt 76), ober fich 
bazu bereit erklaͤrt, ſein Baurecht gerichtlich zu vertreten®T”)', ober end⸗ 
fi) das Gericht das ausgebrachte Verbot für ungegründet erflärt7®. 
Bloßer Zeitablauf als folher hebt bie Wirkung des Verbotes nicht auf; 
daher, wer fpäterhin fein Beginnen erneuert, immer noch als dem Wider⸗ 
flande trogend behandelt wird 7%. Sonſt iſt das Verbot an Keine ber 
flimmte Form gebunden. Es kann durch woͤrtliche Erklärung ®%0), ſelbſt 
unter Zuziehung ber Obrigkeit ausgebracht werben ®®!); auch wirb jeder 
thaͤtliche Widerſtand berüdfichtigt 88%); ſelbſt ſymboliſche Handlungen, 
z. B. das Hinwerfen eines Steines auf das Werk, welches errichtet wird 
(der ſogen. iactus lapilli), find für dinreichend erklärt worben 883), Gleich⸗ 
giftig iſt, ob da6 Verbot im eigenen oder fremden Namen ausgebracht wich, 
daher es geſchehen kann durch Procuratoren ®®*),, durch den Pachter 298), 
burch eigene Sclaven ober gebungene Dienftleute 89%), Jedenfalls muß 
es aber dem Bauenden zu Ohren gelommen fein, da fein Wiffen um 
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das Verbot bei der vis vorausgefegt wird EN). Weber die Art und Welfe, 
wie Ihm diefe Wiffenfchaft zukommen folle, ſchweigen die roͤmiſchen Rechtes 
quellen. ‚Einmal wird eine Erklärung vor Zeugen — testatio, denun- 
ciatio — erwähnt®®®); wahrfcheinlich gelten hier die nämlichen Praͤſum⸗ 
tionen, wie bei ber operis novi nunciatio®®P), Iſt das MWerbot auch 
nicht unmittelbar an den Unternehmer des Werkes abgegeben worden, 
fondern an einen, welcher in feinem Namen bei dem Werke gegenwärtig 
war, fo wird angenommen werden müffen, es ſei ihm hinterbracht wor⸗ 
den. Fuͤr ben Suceeffoc aber ift jedenfalls Ignorantia zu praͤſumiren. 
— Heimlichkeit, welche zum Interdicte berechtigt, liege nah) Ulpian’s 
Entwidelung in allen Fällen vor, in welchen abſichtlich eine Veränderung 
ohne Vorwiſſen befien Borgenommen twird, von weichem man Widerftand 
erwartet ober den Umſtaͤnden nad) hätte erwarten ſollen 880). Natürs 
ich wird biefe Heimlichkeit immer in Bezug auf eine beflimmte Perfon. 
gedacht, bie getäufcht werden fol; allein dabei kommt nicht in Krage, 0b 
man fich in der Perfon täufchte; ſelbſt da, wo manaus Irrthum Wider⸗ 
fand von einer Seite fuͤrchtete, wo er in der That nicht zu erwarten 
war, liegt ruͤckſichtlich des wirklich Betheiligten Heimlichkeit zu Tage). 
Vermieden wird der Vorwurf der Heimlichkeit, wenn dem Intereſſenten, 
von welchem Widerſtand zu erwarten iſt, Anzeige' von der Veraͤnderung 
‚gemacht wird 992), und dieſe Anzeige heißt in der Kunſtfprache der roͤ⸗ 
mifchen Juriſten: novum opus denuntiare; fie braucht aber nicht gerade 
an den Intereſſenten in Perfon abgegeben zu werben, fondern es genügt 
im Nothfalle fhon, wenn dieß an feinen Procurator, feine Freunde oder 
feine Familie geſchleht 808); voransgefegt vwoird indeß, daß die Anzeige den 
Tag, die Stunde, ferner den Drt und bie Art und Weife der Veraͤnde⸗ 
rung genau angebe??%), und daß fie zur gehörigen Zeit gefchehe, d. h. in 
einem Augenblicke, wo e8 dem Gegner noch möglich war, die Prohibition 
auszubringen 3%); fonft gilt fie als nicht gefchehen, und der Vorwurf 
der Heimlichkeit wird nicht abgewendet. — Das Interdict wird in den 
sömifchen Rechtsquellen als Delictklage behandelt 29%). Das Wefen biefes 
Delictes wird von ben römifchen Juriſten in die unerlaubte Eigenmacht 
gefegt, welche auf die wiſſentliche Nichtachtung fremder Prohibition oder 
foldyer Umſtaͤnde hinauslaͤuft, aus melchen das Ausbringen der Prohi⸗ 


’ 887) L. 1. 6 5 u. 7. D. ibid. Bol. Haffe 0. a. O. Th. 1, ©. 10, 

888) L. 1. 6. 7. D. ibid. 

889) Vgl. Haſſe a. a. O. Th. 1, ©. 11. 
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a. O. Th. 1, S. 21 fl. ° 

891) L. 5. $. 5. D. ibid. 
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898) L. 5. S. A u. 3. D. ibid. 
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bition haͤtte vermuthet werden koͤnnen ꝰ7). Wahrſcheinlich betraf das 
Interdict beſonders ſolche Anlagen, welche auf fremden Grund und Bo— 
den gemacht werden, daher faſt immer von einem Prohibitionsrechte des 
Grundherrn ausgegangn®?®), auch bezeugt wird, daß bei Werken, die 
auf eigenen Grund und Boden errichtet werden, die operis novi nun- 
tiatio eher zum Ziele führe, als die einfache Prohibition *99). Im letzten 
Kalle mag die Prohibition nur infofeen berüdfichtigt worden fein, als der 
Prohibent das Prohibitionsrecht zu erweifen im Stande war, z. B. bei 
dem Nießbrauche ?°9%). Zwar bat man nach bee allgemein angenommenen 
Theorie 901) eingewendet, daß bei allen Bauen, welche unter das Inter⸗ 
diet fallen, die Stage nach ber Rechtmäßigkeit des Baues und nad der 
Prohibitionsbefugniß gar nicht erörtert werbe?02); andere haben dagegen 
die in Frage kommenden Pandektenflellen nur auf ſolche Baue bezichen 
wollen, welche auf fremden Grund und Boden aufgeführt werden ?0°), 
weil da die Präfumtion fofort für ben prohibirenden Eigenthuͤmer Ipreche, 
und jeber, ber eine ſolche Anlage verfucht, feine Befugnig dazu erſt im 
Rechtswege darthun muͤſſe 99%), Allein die Sache verhält fich folgender⸗ 
maßen: das Interdict fleht nur dem zu, der ein Interefje erweiſen kann, 
und dieſer allein kann aus bemfelben eine Condenmation erwirfen. Im 
Beweiſe des Intereffes ift natürlich auch der Verweis bes ins prohibendi 
enthalten. Allein ruͤckfichtlich des Ausbringens des Interdictes kommt 
nach den Worten des praͤtoriſchen Edictes nicht das Intereſſe des Inter⸗ 
dicenten In Frage, fondern lediglich der Widerſtand gegen bie Prohibition; 
fomit bleibt alfo auch der Beweis ber Rechtmaͤßigkeit der Prohibition bis 
zum fpäteren iudicium ausgefegt. Wird er dann nicht geliefert, fo ers 
folgt gar keine condemnatio; es fteilt ſich dann ruͤckwaͤrts die früher 
ergangene Prohibition als eine Injurie gegen ben Unternehmer der Anlage 
heraus. Diefe Anlage erfcheint ruͤckſichtlich des Prohibenten nicht rechts⸗ 
widrig, und die Prohibition fällt fomit als wirkungslos zuſammen. Daraus 
erklärt fi nun, wie Ulpian, welcher die Verbindlichkeit zur Neftitution 
des alten Zuflundes als eine Delictobligation behandelt, im allgemeinen 
behaupten konnte, daß auf die Mechtmäßigkeit des Baues gar nichts an⸗ 
komme. Klaͤger ift nur, wer ein Intereſſe daran hat, daß die Veraͤn⸗ 
derung nicht vorgenommen werde. Es ift denkbar, daß Mehreren zu 


897) Am beutlichfien L. 1. $. 1. D. ibid.: Et per hoc (interdictum) 
occursum ost calliditati sorum, qui vi aut clam — moliuntur: iuben- 
tur enim ea restituere. 

898) L. 11. $. 14. L, 12, D. ibid. Bgl. befonders Francke a. a 
O. Bd. 22, ©. 862—370. 

899) L. 5. $. 10. D. de operis novi nunciat. (99, 1.) ur 

900) L. 13. Pr. D. 48, 28, " * 

901) GSo Donellus, comm. inris civilis lib. 15. cap. 35. 6. 14. 16. 
Lauterbach, Collegium theoretico - practicum lib. #3. tit. 24. 6. 6 
Westphal, de libertate et servitutibus praed. $, 427. 

902) L.1.9.2 u. 8. D. 48. 24, 
904) Arg. Lr 8. 8.18, Dr de itiners solamr 43.19) L. & 
E. 3. 8. 6. 13. D. de itinere actuque privato. A . 
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gleicher Zeit daran ein verſchiedenartiges Intereſſe zuſteht, und dann ſteht 
das Interdict jedem Einzelnen ſelbſtſtaͤndig zu »08), ja ſelbſt dem Eigen⸗ 
thuͤmer neben dem Fructuar und Pachter ꝰ0o), Dieſe Zuſtaͤndigkeit ent⸗ 
ſcheidet ſich nach dem Zeitpunkte, in welchem die Veraͤnderung vorgenom⸗ 
men ward; mer alfo das Grundſtuͤck, weßhaͤlb ihm das ius prohibendi 
zufteht, fpäterhin veräußert, behält das Interdict auch fernerhin, gleich 
viel, ob er das, mas er auf diefem MWege empfängt, herausgeben muß 
oder nicht ꝰ07). Auf die Erben des Prohibenten geht das Interdiet activ 
über, nicht aber auf die Singularſucceſſoren 9%. Beklagt wird der Ur« 
heber ber Veränderung, einerkei, ob er fie duch eigenes Zuthun hervors 
gebracht, oder nur intellectueller Auctor iſt 99). Sind Mehrere zufammen 
bei dem Werke betheiligt, fo haftet ein jeder von ihnen nach Analogie 
der en in solidum?10), Auf die Erben geht die Verpflichtung 
nur inſoweit paffiv über, als fie durch das Delict des Verftochenen reicher 
geworden find’!!). Außerdem unterliegt jeder Beſitzer des Werkes in 
einer gewiſſen Ruͤckſicht, die freilich erſt weiter unten entwidelt werden 
Tann, dem Snterdicte, einerlei, auf welchem Wege er diefen Beſitz er 
langt hat?!2). Aus der Handlung eines Sclaven, welcher edictwidrig 
gehandelt hat, iſt gegen den Sclavenheren eine Roxalklage begründet 1), 
Die Obligation, welche dem Interdicte zu Grunde liegt, richtet fich ganz 
und gar nad) den aͤußeren Formen bes nterdictes, welches die Wieder⸗ 
berftellung des alten Zuftandes bezweckt 12); fie zerfällt nach den Anfichten 
der claſſiſchen Juriſten in einen pofitiven und negativen Theil, je nach: 
dem fie gegen ben Urheber der Veränderung” geltend gemacht wird, ober 
nicht. Der Urheber der Widerrechtlichkeit iſt nämlich verpflichtet, dieſe 
MWiderrechtlichkeie gänzlich abzuftellen; ee muß alfo, wenn er noch im 
Befige ift, ihre Folgen wegſchaffen, und bie Koften des Wegfchaffene 
tragen, alfo active Reftitution leiſten P1%)3 auch fo er allen Schaden 
erfegen, "welcher dem Prohibenten durch die Errichtung des Werkes zus 
:gefügt worden E91). Iſt er nicht mehr im Befige, fo hat er nur die 
Koften des Wegſchaffens zu tragen?!T). Der Unfchuldige, d. h. wer 


905) L» 11. 8.12 L. 12. L. 13. pr. L. 19. D, ibid. 
906) L. 12. D. ibid. 5 / 
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juriſtiſch nicht als Urheber bes Werkes gilt, iſt mie negativ verpflichtet, 
den Interdicenten gewaͤhren zu laſſen, wenn er das Werk zerſtoͤren 
will ꝰ28), und dieſem Theile ber Verpflichtung unterliegen auch bie Erben 
und fonftigen Univerfalfuecefjoren des Urheber, infofern fie im Beſitze 
des Werkes find. Denn det, gegen welchen bie Unrechtlichkeit gerichtet 
war, hat nach dem Inhalte des prätorifchen Edictes die Befugniß, ihr 
Refultat zu tilgen, wie und mo er e8 findet, und zwar in ber Regel auf 
eigene Koften, wofern der Beklagte nicht Urheber bes Werkes iſt; benn 
fonft hat diefer die Koften ber Reftitutton zu tragen. Erfolgt diefe nicht 
In der angegebenen Weife, fo findet die Gondemnation auf das Intereſſe 
bes Klägers ſtatt, welches auf den Wege des iusiurandum in litem, 
ober, wenn diefer Eid nicht möglich HE, durch vichterliche Abfchägung 
feſtgeſtellt wird 99), und dabei kommt natuͤrlich nicht blos die Bes 
einträchtigung in Betracht, welche der Kiäger bucch das rechtswidrige 
Verfahren unmittelbar erfahren hat, fondern es wird auch dee Schaden 
berädfichtigt,, welcher daraus mittelbar ſich ergibt, d. h. der erſt in Ver⸗ 
anlaffung jener Widerrechtlichkeit von außen ber hinzugetreten iſt 999. 
‚Unmöglichkeit dee‘ Reftitution befreit nicht, am menigften, wenn fie dolo 
malo herbeigeführt ift 92*)5 felbft einfache Verſchuldung wird beruͤckſichtigt, 
fofeen fie nur der Richter für beachtungswerth erklaͤrtꝰ22). | 

In Rüdficht der Erceptionen, welche dem Interdicenten entgegen» 
ftehen, wird der Grundſatz geltend gemacht, daß Einreden ſoviel wie 
möglich abgefchnitten werben follen. Dieß nun gilt namentlidy von fols 
hen, welche ſich auf die Mechtmäßtgkeit bed Baues beziehen, alſo auf 
‚ein Recht ſtuͤtzen, das dem ius civile angehört 92°). Zugelaffen wird nur 
a) die Einrede der Verjährung ?2*). Die Dauer des Interbictes ift ndms 
lich nur auf Ein Jahr beftimmt, telches in der Regel von der Vollen⸗ 
bung des Werkes oder, falls es nicht vollendet worden, von der legten 
Bauhandlung an gerechnet wird 925). Iſt der Kläger In Stantsangelegen- 
heiten abweſend, fo läuft das Jahr erft von dem Augenblide der 
Ruͤckkehr an?‘ Kann der Interdicent einen teiftigen Geund für 
feine Unbelanntfchaft mit dem Vorgange beibringen, fo wird ebenfalls nach 
richterlichem Ermefjen die Verjährung aufgehoben, freilich nach vorher 
gehender causae cognitio92?). Dieß iſt 3.8. ber Zul, warn die Ans 
lage an einem Orte vorfam, to man felten hinkam, oder im Berbors 


918) L. 11.6.6. L13.6.7. L 14. L. 16. pr. 8.8. L. 16. 
$. 2. D. ibid. Die tömifchen Juriſten drüden biefen Theil der Verpflichtung 
ei den Worten aus: patientiam debere, pätientiam praestare, pati opus 


919) L. 11.6.4. L.15.9.70.9,. D. ibid. 
920) L.16.6.7u.8. 1.11.94 L.21. $.3.D. ibid, 
921) L. 15. $. 10. D. ibid. 
922) L. 15. $. 11. D. ibid, 
923) L. 1. $. 3. D, ibid, 
924) L. 15. 8. 8. 5. D. fbid. 
925) L. 15. €, 4. D. ibld, 
. 926) L« 15. $. 6. D, Sbid. 
927) L. 15. 6. 5, D. ibid. 


t 
N 


" Juterdicte. 615 


genen unter der Erde und dem Waſſer. d) Die exceptio pacti aus 

fpäterer Erlaubniß des Prohibenten?2%), Wahrſcheinlich bezieht fie fich 
nur auf den Fall, wenn diefe Erlaubniß nach dem redditum interdictum 
ertheilt wird, weil fonft von vi facere gar nicht bie Rede fein konnte 29). 
c) Die exceptio quod incendü defendendi causa factum non sit, 
d. 5. wenn ein Gebdude zur Abwehr einer Feuersbrunſt niedergeriſſen 
wird. Celſus besweifelte im allgemeinen ihre Buläffigkeit, doch hat fie 
Servius und Ulpian wenigſtens dann zugelafien, ‚wenn das fremde 
Haus auf obrigkeitlichen Befehl niedergeriffen ward 7%). Wegen Hands - 
lungen von Privaten iſt bie Einrede nicht zuſtaͤndig. d) Die Einrede 
der Klagenconſumtion. Sie gilt für den Fall, daß ber Interbicent den 
Zweck des Interdictes bereits durch eine andere Klage erreicht bat, und 
auf dieſem Wege voliftändig befriedigt ifE9?L e) Die Einrede der vi- 
tiosa possessio, welche dadurch entileht, daß, mer das Interdict aus⸗ 
bringt, im Berhältniffe zu dem Gegner früherhin ruͤckſichtlich derſelben 
Sache vi, clam gehandelt oder abee von ihm bitttweife die Erlaubniß, ein 
ſolches Werk zu errichten, exhalten hat???) (si non vi nec clam nec 
preoario ‚feceris). Aus alien diefen Gründen wurden nämlic dem Bes 
Hagten befondere Interdictklagen geflattet, und fo-hat man zwei Inter: 
dietprozeſſe, welche unter den nämlichen Perfonen In Hinſicht auf diefelbe 
Sache vorlommen, der Kürze halber in Einen vereint, und ben Beſitz⸗ 
fland zu erhalten gefucht, wie es der Fall gewefen fein würde, wenn ber 
Beklagte in einem befonderen Prozeffe das Interdict gegen ben Kläger 
ausgebracht hätte, Wer diefe Einrede auf die Gegenſeitigkeit des Delictes 
flüge °?2), muß zu dem Refultate kommen, daß fie nur im Falle der 
violenta und claudestina possessio zuſteht; er müßte alfo, wie es wohl 
gefchehen ift, die Worte nec precario m L. 22. 6.2. D. 43. 24. gegen 
das Zeugnig bee Hanbfchriften fireichen, ober aber annehmen, daß fie 
durch ein reines Derfehen ber Pandektencompilatoren hereingekommen 
wären. Heimbach. 


Interäictum quorum beonorum !) heißt das interdüctum 
adipiscendae possessionis, welches durch das prätorifche Edict demjeni⸗ 
gen, der bonorum possessiv agnoſcirt hatte, gegeben wurde, um fich in 
ben Befig der Nachlaßgegenflände zu fegen?). Es hat feinen Namen " 





928) L.3.9.2 1.1.9.9 L.20.92.D., ibid. 

929) Nach der Begriffsentwidelung von Ulpian (L. 1. 8.9. D. 43.24.) 
und Paulus (L. 20. $. 2. D. ibid.) 

989) L. 7. $. 4. D. ibid. | 

931) L. 15. $. 12. D, ibid. 
& es 1.7.9.8 L. 22.6 2. D. idid. Bol. Haffe a. a. D. Th.1, 


933) So Haſſe a. a. D. ©. 41. , 
1) Dig. an bonorum, (43. 2.) Cod. 8. 2. Cf. Theod. Cod. 


2) $. 3. J. de interdictis. (4. 16.) Cai. IV. 144. cf. II. 34. Sal. 
biefes Werk Bo. II, ©. 806 fig- _ 
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„son ben Anfangsworten ber im Edicte aufgeſtellten Interdictsformel, 
welche nach L. 1. D. h. t. alſo lautete: Quorum bonorum ex edicto 
meo illi possessio data est, qud de his bonis pro herede aut pro 
possessore possides possideresve, si nihil usucaptum esset, quod- 
que®) dolo malo fecisti, uti desineres possidere, id illi restituas. 
Bu den Vorausfegungen des Interdictes gehört demmnad) vor allem biefes, 
daß der Kläger wirklich bonorum possessio auf gehörige Weife und in⸗ 
nerhalb der zuftändigen Friſt erlangt habe. Zwar iſt es früher herr⸗ 
ſchende Meinung geweſen, bie auch jetzt noch von Manchen vertheidigt 
wird *), daß nach neuerem roͤmiſchen Rechte dieſes Erforderniß weggefallen 
ſei und der Civilerbe ſchon als ſolcher des Interdictes ſich bedienen koͤnne, 
ohne die bonorum possessio, zu der er berechtigt waͤre, agnoſcirt zu 
haben. Allein dieſe Meinung ſteht mit den angefuͤhrten Stellen des 
Juſtinianiſchen Rechtes im Widerſpruche, und wird auch durch L. 1. 
C. h. t., welche man zum Beweiſe dafür anfuͤhrt, keineswegt)begruͤn⸗ 
det*). Denn bier iſt die Agnition der bonorum possessio als geſchehen 
vorausgeſetzt, und ſo koͤnnen die folgenden Worte: vel ad hereditatem 
vel ad bonorum possessionem admissum, keinen anderen Sinn haben, 
als: berechtigt entweder als Suus zur Givilerbfolge (mo dann in diefem 
Salfe immer aud die Berechtigung zur bonorum possessto fich von 
felbft verftand), oder als Emancipatus (nur) zur prätorifchen Erbfolge®). 
Auch ift es an ſich Eeineswegs mwahrfcheinlih, daß man den Civilerben, 
wenn er fich des Interdictes bedienen mwollte, von der Nothwendigkeit ber 
Agnition der bonorum possessio dispenfirte, da noch zu Juſtinians Zeit, 
ehe diefer feine bedeutenden Movellen erließ, die Orbnung der Givilerbfolge 
von der Ordnung der bonorum possessio fo weſentlich abwich, daß jene 


8) Diefe durch WBulgathandfchriften beglaubigte Lesart tft der Florentini⸗ 
fhen quod quidem unbedenklich vorzuziehen. Vgl. v. Savigny, in der Beits 
ſchrift für gefhichtl. Rechtsw. V. ©. 12. 

: Erle im Ach. für civ. Prar. Bd.X, ©. 457. Mayer, Erbr. 
“ a g. 

5) Quamvis enim bonorum possessionem ut praeteritus agnovisti, tamen 
interdicto quorum bonorum non aliter possessor constitui poteris, quam si 
te defuncti filium esse et ad hereditatem vel bonorum posses- 
sionem admissum probaveris. 

6) EdHr, im Ar. X. S. 99, Note 52. Bangerom, Pand. $. 509, 
Anm. 2. Pol. Koch, bonorum possessio $ 29. Goͤſchen, GSivitreht $. 988. 
Mayer, a a. D., glaubt, die Worte adhereditatem feien interpelirt, 
um anzubeuten, baß es auf bie Aganition der bonorum possessio jc&t nicht 
mehr ankomme. Er hat aber nicht überlegt, wie unglaublich ungeſchickt jene 
Snterpolation wäre, um biefen Sinn auszudräden. Denn, dba bie Agnition ber 
bon. poss. als gefchehen vorausgefegt wird, fo Jann ſich der noch erforderte 
Beweis nur auf die rechtlich gegründete Berufung zur Erbfolge beziehen, unb 
fo ergäbe fi, daß auch berjenige, qui ad bonorum possessionem se admis- 
sum probaverit, der Agnition nicht bebürfte, wenn es nicht ein offenbarer los 
gifher Schniger wäre, aus L. 1. cit. argumento a contrario tiefen Gag Abs 
guleiten: si te ad hereditatem vel bonorum possessionem admissum proba- 
veris, i. q. b. possessor constitui poteris, quamvis bonorum possessionem 
Don agnoveris. 
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Aenderung eher Verwirrung als Einheit in das ganze Syſtem der Erb⸗ 
folge zu bringen geeignet geweſen waͤre, und insbeſondere auch der Mangel 
einer geſetzlichen Antretungsfriſt der Civilerbſchaft gewiß nicht beſtimmen 
konnte, den Civilerben auch noch von der Beobachtung der Agnitionsfriſt 
zu entbinden, ohne ihn des beſonderen Rechtes des bonorum possessor 
verluſtig zu machen. 

Aber es genuͤgt nicht blos die Nachweiſung der formell geſchehenen 
Agnition; dee Kläger muß auch, um mit dem Interdicte zu ſiegen, ſein 


KRecht zu der bonorum possessio barthun ?). 


Das Interdict ift gerichtet gegen eben, welcher Sachen ber Erb⸗ 
fhaft entweder als angeblicher Erbe oder ohne allen Rechtsgrund beſitzt, 
fo wie gegen dieſelben Perfonen auch bie hereditatis petitio ftattfindet®). 
Auch bleibt derjenige, welcher argliftiger Weife ſich des Beſitzes entaͤußert 
hat, nicht minder hier wie dort bem Kläger verantwortlich, gleich als ob 
er noch wirklich befäße?). Ob es auch gegen denjenigen wirkfam ſei, 
weicher ſich argliflig, als befige er, auf den Streit einläft, hat man 
zwar bezweifelt, weil es In den Quellen nicht ausdrädlich gefagt wird 19); 
gleichwohl aber muß dieß bejaht werden, da es als allgemeine Regel ans 
erfannt iſt: omnem qui se offert petitioni quasi possidentem teneri!!), 
Dagegen iſt das Interdict ruͤckſichtlich ſeines Gegenſtandes in ber Bezie⸗ 
hung beſchraͤnkter als die hereditatis petitio, daß es nur gegen (wahre 
oder fingirte) Beſitzer von Erbſchaftſachen ſtattfindet, nicht auch gegen 


diejenigen, welche irgend andere Vortheile der Erbſchaft inne haben (iuris 


possessores). Zwar wird dieſe Beſchraͤnkung von manchen Rechtsgelehr⸗ 
ten geleugnet, weil L. 1. 6. 1. D. h. t. ausſagt, hoc interdictum ad 
universitatem bonorum, non ad singulas res pertinere!?); allein L. 2. 
ibid. fagt mit aller Beftimmtheit, daß nur bie Befiger der koͤrperlichen 
Sachen der Erbfehaft mit demfelben belangt werden Einnen!?), und ent» 
fprechend bezeichnet L. 3. €. h. t. den Erfolg befjelben dahin, ut in 
petitorem corpora transferantur; es muß alfo jener Ausdruck in L.1. 
F. 1. cit. nur auf die Geſammtmaſſe der zur Erbſchaft gehörigen im 
Beſitze des Beklagten befindlichen koͤrperlichen Sachen bezogen werben 1%). 

Die Wirkung des Anterdictes, wenn der Kläger fiegt, befleht darin, 
daß fofort des Beſitz aller Exrbfchaftsfachen, welche ber Beklagte hat, jenem 


7) L. 1. C. cit. 


S) L. 1. D. h. t. S. S. J. I. c. Bgl. den Art. hereditatis pe- 
titio Rote 14. 


9) L. 1. D. cit.: Quodque dolo malorfecisti, uti desineres possidere. 
D t ö 


12Ch 


10) Löhr a. a. D. S. 100, Note 56. 

11) L. 13. $. 13. D. de her. pet. (5. 3.) Et videndum, si non pos- 
sjdens obtulerit tamen se petitioni, an teneatur? Et Celsus scribit, ex 
dolo eum teneri; dolo enim facere eum, qui se offert petitioni. Quam 
sententiam generaliter Marcellus * Julianum probat, omnem etc. 

12) Fabricius, im rbein. Muf. IV. ©, 208-208, Mühlenbrud, 
Lehrb. 5. 717, Note 5. 

13) Interdicto quorum bonorum debitores hereditarii non tenentur, sed 
tantum eorporum possessores. 


* 
14) Vgl. Ebhr a. a. DO. S. 100. Bangerow a. a. DO. S. 870, 875. 
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eingeraͤumt werden muß, in Anſehung derjenigen aber, fuͤr welche der 
Beklagte, obgleich er nicht wirklich befitzt, doch haftet, als ob er befige, 
Erfag zu leiften iſt !). Und zwar kann dabei dem Kläger aud) ber Bes 
fig derjenigen Sachen nicht vorenthalten werden, beren Eigenthum zwar 
der Beklagte aus irgend einem fpeciellen Erwerbgrunde fich beilest, bie 
aber vom Erblaſſer bis zu feinem Tode befefien und bann vom Beklag⸗ 
ten in Befig genommen worben find; ber legte mag biefelben, nachdem 
er vorerſt den anmaßlich erworbenen Befig aufgegeben hat, vindicirem 16), 
Auch die vollendete usucapio pro herede einzelner Erbſchaftsſachen kann 
der Beklagte nicht geltend machen, um ſich vom deren Meflitution zu 
- befreien, indem dieſes, wie bei der hereditatis petitio durd) den befannz 
ten Hadrianiſchen Senatsbefchluß, fo bei dem Interbictum durch einen 
befonderen Bufag in der Interbietsformel ausgefchloffen iſt 17). 
Schließlich ifE nun noch die Frage zu beantworten, in melden Vers 
haͤltniſſe dieſes Interdictum zu der ordentlichen Erbſchaftsklage ſtehe? 
Darüber find die Meinungen unſerer Rechtsgelehrten, fo viel das roͤmi⸗ 
fche Recht betrifft, fehe abweichend von einander. Mach einer Meinung 
mar das Interdictum materiell eigentlich nicht verfchieden von der here 
ditatis petitio; der wefentliche Unterfchieb beftand nur im der formellen 
Eigenthuͤmlichkeit, des Interdictverfahrens; wäre bie hereditatis petitio 
possessoria früher aufgeftellt worden, fo würde man bed Interbictes gar 
zicht bedurft haben; jest ließ man es nur als einmal hergebrachte Klage⸗ 
form neben jener beflehbenz es wur aber, feitbem das Eigenthümliche des 
Interdictverfahrens verfhwunden, in ber That nur ein anderer Name 
für die possessoria hereditatis petitio!®); ja, ein Anhänger biefer Ans, 
fiht hat fogar die Kühnheit gehabt, diefe legte fir eine verkehrte Erfin» 
dung der Juſtinianiſchen Compilatoren zu erklaͤren 10). Mach einer ande: 
ven Anficht war das Interdict ein eigenes funmmarifches und ptoviſoriſches 
Rechtsmittel; es hatte Teinen anderen Zweck als ben, recht bald dem 
Erben den Befis ber Erbſchaftſachen zu verſchaffen; es erzielte aber ‘ 
nicht definitive Entſcheidung über das Erbrecht des Klägers; vielmehr 
Tonnte ber Erfolg des Interdictprozeſſes noch durch die hereditatis petitio 
(civilis ober possessoria) der Gegenpartei angefochten werden 29). 


15)L.8.C.h.t. Wal. Rote 9. 

16) L. 3. C. eit. Omnibus frustrationibus amputatis in petiterem 
corpora transferantur, secunda proprietatis actione non exclusa. Bol. 
Krande, Recht der Notherben S. 99 fig. Fabricius a a. O. &.11— 
174. Arndts, Beiträge I. &.88—46. 

17) L. 1. D. bh. t.: Possideresve si nihil usucaptum esset. Ueber bie 
Auslegung diefer Worte vgl. v. Savigny a. a. O. S. 22,28. Arnbts, 
im vhein. Muf. II. S. 35—37, und a. a. D. &.885-93, S. auch ben Art. 
hereditatis petitio a. &. 

18) v. Savigny, in ber Zeitſchr. für geſchichtl. Rechtew. Bd. V, ©. 
18 fig, 8b. VI, ©. 229 flg. Fabraͤcius a. a.D. ©. 204 fig., und hiflor, 
Sorfihungen I. &. 197202. 

19) Kabricius a. a. D. Bgl. dagegen Arndts a. a. O. &. 51-59. 

20) Thibaut, im Arch, für civ. Prar. X. &. 23. Ldhr, daſ. Al. 
&. 6. Brande Qs a. O. S. 97—108. Mayer, Erbr. L S. 601 M. 


Bangerow, Paand. 8. 509. 
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Um nun aud) unfere Anficht darüber zu Außen, fo kann zwar zus 
gegeben werden, daß das Beduͤrfniß vieleicht zu dem Interdicte nicht 
geführt haben würde, wenn man gleich Anfangs bie possessoria here- 
ditatis petitio aufgeflellt hätte; eine völlige wefentliche Gleichheit beider 
ift aber fchon deßhalb unmahrfcheinlich, weil nicht nur im Älteren Rechte 
eine Nuͤtzlichkeit des Interdictes auch für ben Civilerben vorausgeſetzt 
wird 21), fondern auch bie neueren Rechtsfammlungen mod) eigene Zitel 
darüber aufgenommen und, fpäte Kaifer nody Gonftitutionen darüber er» 
laſſen haben 22). Auch wird der Unterfchied, daß das Interdict ſich nur 
auf die körperlichen Echfchaftfachen beziehe, in den Juſtinianiſchen Rechte- 
quellen ganz beflimmt hervorgehoben 22). Man kann ferner ‚nicht vers 
kennen, daß bei bem Interdictum eine größere Beſchleunigung des Pro» 
zeifes beabfihtigt war, als fie bei dem ordentlichen Erbſchaftsſtreite flatt» 
zufinden pflegte 2%), fo daß man baffelte immerhin wohl ein fummarifches 
Mechtsmittel nennen mag, . wie im Grunde auch der Hauptvertreter ber 
erſten Anficht jest einrdumt, wenn glei die Natuetdiefes ſummariſchen 
Verfahrens nach fpäterem roͤmiſchen Prozeßrechte nicht näher zu beſtim⸗ 
men und daffelbe auch nichts den Interdicten ausfchließlich Eigenthuͤm⸗ 
liches ift?®). . Bedenklicher ift es dagegen, dad Interdict ſchlechthin als 
ein blos proviſoriſches Rechtsmittel zu bezeichnen. Allerdings konnte die 
Partei, die im Interdictsprozeſſe unterlegen war, fei e8 Kläger oder Bes 
Hagter, nachher noch ber civilis hereditatis petitio mit Erfolg ſich bedie⸗ 
nen, wenn bie bonorum possessio des Gegners nicht eine folche war, 
die auch gegen das Kivilerbrecht anderer Perfonen gefhügt wurde (b. p. 
cum re)2°). Auch ift e8 wohl möglich, daß unter denfelben Parteien, 
welche zuerſt im Interdictsprozeſſe geftritten, nachher noch eine posses- 
soria hereditatis petitio flattgefimden habe, infofern die legte ſich auf 
andere Gegenſtaͤnde bezieht, als das nterdictum?T). Sollte aber das 
Ssnterdiet im vollen Sinne des Wortes ein proviforifches Rechtsmittel fein, 
fo müßte angenommen werden, daß auch die im Interdictsprozeſſe wirk⸗ 
lich gefällte Entfcheidung ihrem Inhalte nad) durdy die ordentliche Klage 
noch. angefochten werben Tonnte, und biefes laͤßt fich für das cömifche 
Recht nicht beweifen?®). Vielmehr wird zur Begründung des Interdictes 


21) Cai. IH. 34. gl. Collat. XVI. cap. 8. $. 5., wo ſchon Loͤhr, 
a. a. O. S. 99, Note 51, bie richtige Lesart erkannt bat: bonorum posses- 
sio nisi propter praetoriam actionem non est nacessaria. Wgl. Richter's 
Brit. Jahrb. für Rechtsw. Bd. IV, ©. 17. 
22) L. 2,3.C. h. t. 
23) Vgl. Note 13. 
24) L. 22. Th. Cod. quor. app. non recip. (11. 36.): Beneficio cele- 
ritatis inventam. | 
35) v. Savigny, in ber Zeitſchr. Bd. VI, &.241—259. Bol. Beth⸗ 
mann-Hollweg, Handb. bed Proz. I. &. 390 fig. 
26) Bangerow a. a. D. ©. 374 a. ©, 
2% Ldhr a. a. D. S, 101 fig. 
28) Vol. v. Savigny, Zeitſchr. Wb. VI, ©. 259 fig. — Das ſchein⸗ 
batfle Argument bafür ift diefes, daß mach dem Theodoſ. Cober bei dem inter- 
dietum quorunı bon, die Appellation nicht geftattet war, was bei eines befinis 
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Bewels, nicht blos Beſcheinigung, des Rechtes zur bonorum possessio, 
nicht blos der formellen Agnition derſelben, erfordert2P). Dieß aber und 
nichts anderes iſt es, was auch bei der, possessoria hereditatis petitio 
bewieſen werben muß; und wenn num dort einmal der Beweis für genuͤ⸗ 
gend erbracht, alſo durch das richterliche Urtheil ber Kläger für den praͤ⸗ 
torifchen Erben anerkannt worden, fo Eonnte nach ben Grundfägen über 
die Wirkung bes rechtsfräftigen Urtheiles diefe Entfcheibung nidys mittels 
der hereditatis petitio wieder in Streit gezogen twerben?). 

„Welche Anficht jedoch für das roͤmiſche Hecht als die richtige anges 
nommen werden möge: für unfee heutiges Recht iſt die Frage jedenfalls 
durch die Praxis entfchieden. Nach diefer ift das interdictum quorum 
bonorum durchaus nur ein proviforifches fummarifches Rechtsmittel, durch 
welches derjenige, welcher fein Recht auf die Erbſchaft wenigſtens be⸗ 
fheinigt, einftweilen den Befig ber zum Nachlaß gehörenden Sachen 
ſich verfchaffen kann, fo daß alfo dann ber Gegenpartei immer noch frei 
fteht, ihr beſſeres Raͤht durch die ordentliche Erbſchaftsklage (in petitorio) 
geltend zu machen ?!). | Arndts. 


Interdictum Salvianum!) heißt das Interdict, welches dem 
Verpachter eines Landgrundftüces gegeben wird, um ben Beſitz der Sachen 
des Pachters zu erlangen, welche biefer für die Abzahlung bes Pachtgel⸗ 
des ausdruͤcklich verpfändet hat. Die Vorausfegungen, unter welchen das 
Interdict zufteht, find 1) die Verpachtung eines Landgrundftüdes zum 
Zwecke der Fruchtnutzung. Dieß ergibt fih aus ber Darftelung der 


tiven Entſcheidung über das Erbrecht allerdings fehr auffallend wire. Frande 
a. 0. D. ©. 103. Aber dieß Argument verliert einen guten Theil feiner Be⸗ 
deutung dadurch, daß L. 22. Th. Cod. cit. im Zuftinianifhen Rechte Feine 
Aufnahme gefunden bat. 
29) Bol. Note 6, 7. Bo erkennen aub Loͤhr a. a. DO. &. 106 und 
Bangeromw a. a. O. S. 374 an. And. Mein. ift Mayer a. a. D. S. 409. 
30) v. Savigny a. a. 9. Wh. VI, &, 266. 
31) Bol. Thibaut a. a.O. v. Savigny a. a. O. ©.265. Puchta, 
Pand. $. 510 und Andere. 
1) Literatur: de Retes, de interdictis et remediis possessoriis 
rs I. nr. V. 6. 34—48, im thesaurus iaris ed. Meermann tom. VI. p. 
4—-506.; Zhibaut, über das Salvianifche Interbict, im Archive für civis 
liſtiſche Praxis Bd. 11, Nr. 7, &. 123—144; Zimmern, in ZLinbe’s 
Beitfhrift für Givilcecht und Prozeß Bd. 1, S. 54-56; derfelbe, noch ein 
Wort über das Salvianifhe Interbiet, im Archive Bd. 11, Nr. 15, &. 335 
—356 5 befonders aber Huſchke, über das Salvianifche Snterdict, in deſſen 
Studien des römifchen Rechte Nr. 4, ©. 837—40053 Unterbolzner, bie 
Lehre von ben Schulduerhältniffen Bd. 2, ©. 133—140. — Einiges wirb des 
rührt von Sintenis, Handbuch des Pfanvrechtes $. 60, &. 580-5925 auch 
von Bangerom, Leitfaden für Pandektenvorlefungen Bd. 1, Abth. 2, 8. 
818-8225 Puchta, Gurfus der Inftitutionen Th. 2, S. 727—730. — Daß 
das Rechtsmittel wahrfcheinlich von dem, welcher es eingeführt , feinen Ramen 
hat, zeigt die Analogie anderer Klagen. Daß aber ber bekannte Juriſt Sals 
vius Surlanus beffen Urheber fei, iſt eine aus ber Luft gegriffene, jett all 
en aufgegebene Behauptung. Vgl. Bynkershoek, observationes iuris 
mani Hib. 1, cap. 24. und Huſchke a. a. D. ©. 340, 
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Sache bei Eaju 8?) und in ben Juſtinianiſchen Inftitufionen®), wo auf 
der einen Seite vom dominus fundi, auf ber anderen vom colonus und 
von den mercedes fundi die Rebe iſt; auch flimmt dazu der wahrſchein⸗ 
liche Einführungszwed, deſſen Eigenthuͤmlichkeit Lediglich bei den Lands 
grundftüden hervortritt. 2) Die ausdrüdliche Verpfändung der Sachen 
von Seiten des Pichters für die Abzahlung des Pachtgeldes. Diefes Er⸗ 
forderniß, welches in den angeführten Stellen ausdruͤcklich hervorgehoben *), 
auch in den Juftinianifchen Pandekten vorausgefegt wird 9), fdheint zu 
ergeben, daß das Interdict aus einem flillfchweigenden Pfandrechte nicht 
entfteht. 3) Die verpfändete Sache muß zu den Sachen gehören, welche 
der Pachter in Ruͤckſicht auf jenen Pachtcontract auf das Grundftüd ges 
bracht hat). Zwar nennt Cajus und aus ihm die Juſtinianiſchen Ins 
fiitutionen ausdruͤcklich res coloni ohne weiteren Zuſatz, allein fchon ber 
alte Snflitutionenerfläree Theophilus”) erklärt den Ausdrud von ben 
invecta und illata des Pachters; auch, beftätigen bieß bie Fragmente 
Sulian’$®) und Ulpian’sP), welche von ducere, inducere, inferre 
fprechen,. und als Beifpiel wird die von dem Pachter in das Grundflüd 
gebrachte Schavin genannt!9). Diefen invecta und illata ward juriftifch 
der partus ancillae gleichgefegt 1); ob auch bie aus der Pfandfache ges 
zogenen Früchte dem Interdicte unterworfen waren, wird in ben roͤmiſchen 
Mechtsquellen nicht hervorgehoben, fcheint alfo nach den allgemeinen Res 
gen von der Haftung der Nebenſachen zu entfcheiben. Der Zwed des 
Interdictes if, dem Verpachter zum Befige der ihm verpfänbeten Sachen 
zu verhelfen; es wird adipiscendae possessionis genannt!?), und deß⸗ 
halb erfcheint «8 unanmwendbar, wenn ber Verpachter den Befig dieſer 
Sachen bereits erhalten, fpäter aber toieber verloren hatte. Es muß dem⸗ 
nach wohl urſpruͤnglich für einen Fall eingeführt worden fein, in welchem 
dee Beſitz der Pfandfache dem Pfandgläubiger der Natur der Sache nach 
nicht von Anfang an eingeräumt werden konnte, und zu einer Zeit, in 
welcher das eigenthünliche Recht der Verpfändung ſich noch nicht vom 
Beige der Sache unabhängig gemacht und den Schug einer dinglichen 
Klage erlangt hatte. Beides trifft zu, wenn wir annehmen, daß es ſich 
lediglich auf die invecta und illata des Pachters beſchraͤnkte, die fchon im 
6. Jahrh. der Stadt für den Pachtzins der praedia rustica verpfändet 


— 


2) Inst. IV. $. 147. 
3) $. 3. J. de interdictis, (4. 15.) 
4) Vb. pepigisset.. 
5) Dasauf gehen bie Ausbrüde piguoris nomine intulerit, oder Indux 
rit inL. 1.59. 1 u. 2. D. de Salviano interdicto (43, 23.) bei Julianus. 
6) Bl. bier namentlich Hufchte a. a. D, ©. 366 fly. 
7) Paraphr. inst. I. c. r& sisayöuesa öz’ adzov. Sgl. bier Huſchke 
= a — 1u2.D. ibid. 
. 1. pr. F. 1 u. 2. D. ibi a 
9)L. 2%. b. ibid. 
10) L. 1. pr. D. ibid. j 
11) Fbidem. Bgl. Unterholzner a. a. O. Bb. 2, ©, 139. a 
12) Caius, inst, IV. $. 147. L. 2. S. 3. D. 48. 1. S. 8. J. 4 15 
Ibique heoph. ’ 
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wurden IF), gleichwohl aber Hei der Illation nicht In ben Wells des Ver⸗ 
pachters Abergingen, und dann würden wir in dem Iuterdicte Die erften 
Spuren eines Schuges zu erkennen haben, welchen bie vertragsweiſe vor⸗ 
genommene Verpfaͤndung auch ohne Uebergabe des Befiges an den Glaͤn⸗ 
biger in dem prätorifchen Ediete gefunden bat!®). Daß hier die illata 
der praedia rustica befonders ausgezeichnet wurden, beruht wohl auf dem 
Umftande, baß bei diefen principaliter nicht von einem geſchloſſenen, zur 
Aufbewahrung von Sachen bienenden Raume bie Rebe ift, welcher bei 
den praedia urbana bie Anwendung ber Selbfthilfe, der Abfperrung 
mögtich macht 10). ebenfalls hängt bie Einführung bed Rechtsmitteld 
mit dem Ideenkreiſe zufammen, welcher auch das interdictum de mi- 
grando veranlaßt hat. Fragen wir, wem und gegen wen das Interdict 
zufteht, fo treten un® hier lauter Controverfen entgegen, aus denen bie 
mefentlichen Punkte hier hervorgehoben merben follen. In Ruͤckſicht der 
erften Stage iſt es nun wohl ganz unbezweifelt, daß es dem Berpachter 
des Landgrundſtuͤckes recht eigentlich und hauptfächlich zufteht, auch fügen 
bieß die Rechtsquellen ganz deutlich 10); allein manche neuere Rechtslehrer 
gehen noch weiter und geflatten es auch außerdem jedem Pfandgiäubiger, 
welchem vertragsweiſe ein Pfandrecht ohne Befigübergabe eingeräumt wor⸗ 
den tft, wenigſtens als interdictum utile!?), Die einzige Stuͤtze diefer 
Ausdehnung findet fich in bee meftgothifchen nterpretation von Paul- 
lus, sent. recept. V. 6. $ 16., bie aber offenbar das Fragment des 
Schriftſtellers mißverftanden bat, was einen ganz anderen Sinn ergibt, 
naͤmlich den, daß, wenn ein Pachter wegen Abzahlung des Miterhzinfes 
im Pachtbriefe fein ganzes Vermögen verpfändet hat, dieß nicht hinreicht, 
um das Interdict wegen aller inferirten Sachen zu begründen. Zwar 
bat man ſich au auf L. 1. C. de precario (8. 9.) berufen, allein 
bier find die Worte: adversus conductorem debitoremve, entiveber co- 
pulatio zu nehmen, fo daß fie ben Pachter bezeichnen, infofern er den 
Miethzins noch nicht berichtigt hat 18), oder aber iſt debitoremve als 
Stoffen zw betrachten, welches auf folgendem Wege entflanden fcheint 19). 
Sm allgemeinen fpricht die Sonftitution von dem Falle, wenn der Schuld: 
ner das Pfand verkauft hat. Diefer Schuldner wird im Anfange des 
Geſetzes geradezu debitor tuus genannt. Sagte nun der Zwiſchenſatz anf 


18) Cato de re rustica 146. 149, Bgl. Puchta, Curfus ber Iuflitus 
tionen Th. 2, ©. 727. 

14) Bol. Puchta a. a. D. Th. 2, ©. 727, 

15) Bl. Huſchke a. a. D. ©. 345 fig. 

16) Caius, inst. IV. $. 187. $. 3. J. 4. 15. ibique Theoph. 

17) Bat. bier Huſchke a. a. DO. &, 353357. Die votzuͤglichſten Ges 
währsmänner dieſer Anjicht find Cauiacius, in netis ad Paulli sent. rec. 
Vv.6,$. 16. in Schulting, Jurisprudentia anteiustinianea p. 46%., und 
Thibaut, im Archive für civiliftifche Praris Btd. 11, ©. 128, 

18) So erlärt die Stelle Huſchke a. a. D. ©. 369. 

19) Diefee Ausweg fcheint ſich mehr zu empfehlen, als bie gewaltfame 
Emendation ded Donellus: adversus conductoris rem debitorisve, gegen 
weiche fich Shen Thibaut, a. a, D. Bd. il, &. 137 flg., mit treffenden 
Gründen erllärt hät, 


F " unzweibeutige Meife, daß das Salvianiſche Interdiet nur gegen den 
31 Conductor zuſtehe, fo mar es natürlih, daß man biefen Ansdruck in 
ru Beziehung auf jenes frühere debitor tuus erflärte, und alfo debitorem 
über die Linie fegte, was In dee Öloffatorentecenflon durch ve mit dem \ 
ui Zerte in Verbindung gebracht worden iſt. Ein Argument für diefe Ans 
ſicht geben die Baſilika 20) an bie Hand, welche aus.diefer Conftitution 
den Rechtsſatz ableiten, daß das Salvlanifche Interdict nur gegen Sachen 
des Conduetor brauchbar fei, während anderen Pfandglaͤubigern bie Ser- 
viana und quasi Serviana zur Verfolgung ihres Pfandrechtes zuſteht; 
daraus wird Bar, daß bie orientalifche Goderrecenftion debitoremve gar 
nicht vorgefunden hat; denn jener Sinn kommt mur dann aus ber Con⸗ 
flirution heraus, wenn man fich da6 Wort hinwegdenkt. Demnach ſcheint 
die Beſchraͤnkung bes Interdictes auf den Ball, für weichen es urfprüng» 
i tich eingeführt war, auch für das Juflintantfche Recht keinem gegruͤnde⸗ 
e ten Zweifel zu unterliegen. Eine weitere Vorausfegung des Interdictes 
ift 4), daß der Kläger Pfandgläubiger der ganzen Sachen ſei; daher ormmt 
das Interdict in Wegfall, wenn nicht die ganze Sache, fondern nur ein 
Bruchtheil derfelben verpfänbet iſt; und das kann nicht blos fe vorkom⸗ 
men, daß ſcnem Mitglaͤubiger der übrige Theil ausdrüdlich verpfänber 
wird 2%), fondern tritt auch dann ein, wenn der Verpfänder nur zu jenem 
Bruchtheile Eigenthümer ift??). Der Grund diefer Eigenthuͤmlichkeit, 
welcher der gewöhnlichen Pfandklage — der Serviana und quasi — nidt 
beimöhnt?®), liegt wohl in der Verſchiedenheit bee Grumdlagen diefer 
Rechtsmittel. Denn während die Pfandflage auf das Pfandrecht, wel⸗ 
ches auch bei ideellen Theilen einer Sache eintreten Tann, geſtuͤtzt wird, 
entfpringt das Interdict nicht forehl aus dem Pfandrechte ſelbſt, fondern 
vielmehr aus ben biefe Obligation begleitenden Umfländen, Inden, was 
diefem Rechte unterliegt, feiner ganzen factifchen Erifteng wach durch ben 
pachtweiſe eingeriumten Aufenthaltsort bedingt ift, alſo auch nur im Gan⸗ 
zen, nicht zum Theile dem Sinterdiete unterliegen fann?*), — In Rüde 
fihh der anderen Frage, d. h. gegen wen das Interdiet zufteht, erhalten 
wir ans dem Zeugniffe des Xheophilns?®), daß es nicht blos gegen 
ber Pachter felbit, ſondern auch gegen alle dritten Beſitzet jener, für 
den Miethzins verpfändeten invecta und illata ging. Diefem Ergebniffe 
zu mißtrauen liegt aber um fo weniger Grund vor, als daffelbe eines 
theil duch die Analogie anderer interdicta adipiscendae possessionis uns 
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} 20) Ed. Heimbach III. p. 72. d uw pıo®aong Zysı dyayıa ron mug- 
ayydiuczog Zuißıuvoü zus cry —— Pa zQ00ypdruy Toö 


roũ. 

21) L.1.$1.D.ibid. L. 2. D. wid. 

3* 105° eg 8. P. d ibus et hypoth. ( | 

2 . 10, u. L. 16. $. 8. D. de pignoribus et « (20. 1. 

24) So Huſchke a. a. D. ©. 374 fig. _ ) 

26) Paraphr. inst. IV. 15. $. 3. day yag dyvonorjoy, xard marzög - 
aurdyorzog ve Tod nolmvod npdyuaza AuurnOnoeEres TO 0. — ivzig- 
dıxzov. Am vollftänbigften ift bier Huſchke a. a. O. S. 881, unb Unter: 
bolzner a. a. D. Bd. 2, ©, 139, Note & 
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terftägt wird, anderentheils auch bie Pandektenſtellen, welche dieß Inter⸗ 
bict ex professo behandeln, dieſer Anſicht nicht widerſprechen. Wenig⸗ 
ſtens geftattet Julian das utile interdictum wegen des partus einer ver» 
pfändeten Sclavin, welcher nad dem Verkaufe derfelben im Gewahrſam 
des Käufers zur Welt kommt 26), auch läßt er das directum gegen ben 
Mitpfandgläubiger und gegen extranei zu27), womit im Gegenfage des 
Mitpfandgläubigers eben fo gut der Pfandfhuldner und deſſen Erbe, als 
der dritte Befiger des Pfandes gemeint fein kann. Nimmt man freilich, 
wie es jüngft gefchehen ift, die Analogie des Precarium zu Hilfe 28), fo 
würde es confequent fein, das Interdict nur gegen den Padhter umd 
deffen Erben zuzulaffen, und dann mödten nur diefe mit bem Ausdrucke 
Julians bezeichnet worben fein. Daß man dabei Gewicht auf die Worte: 
id enim (interdictum Salvianum) tantummodo adversus conductorem 
competit in L. 1. €. 8. 9. gelegt hat, welche diefe Anfiht um fo 
mehr zu beſtaͤtigen ſcheinen, als fie den Pfandfchuldner im Gegenfage 
beffen erwähnen, welcher ihm bie verpfändete Sache abgekauft hat, ift 
ganz natürlich; auch würde fi) von diefem Standpunkte aus leicht ers 
klaͤren, weßhalb Julian wegen des partus ancillae, weicher bei dem Kdus 
fer zur Welt gekommen tft, das utile interdictum gegeben habe, da auch 
bei dem Precasium ber Grundſatz gilt, daß ber partus ber bittweife über 
gebenen Mutter ebenfalls bittweife befefjen wuͤrde 2). Mag man aber 
der einen ober bee anderen Anficht zugethan fein, immerhin wird das 
Interdict nur unter ber Dorausfegung ftattfinden Finnen, daß ber Be 
Magte die verpfändeten invecta und illata befigt, und wenn man ziemlich 
allgemein ?0) diefem Falle das dolofe Aufgeben des Beſitzes gleichgeftellt 
bat, fo hat dieß zwar kein ausdrüdliches Quellenzeugniß, wohl aber bie 
Analogie anderer Interdicte für, fi, namentlicd die des quorum bono- 
rum und de precario u. f. w. — Zuletzt ift noch zu unterfuchen, was 
buch das Interdict erreicht wird. Hier nun liegt es ſchon in feiner 
Natur als interdictum adipiscendae possessionis, daß won befinitiver 
Ausantwortung der verpfändeten illata fammt deren Acceffionen an, den 
Klaͤger die Rede iſt; mahrfcheinlich ging auch hier bie Interdictformel auf 
restituas®1); mwenigftens fpricht dafüc die Analogie des interdictum quo- 
rum bonorum. Allein diefe Derausgabe der Pfandfachen ift nicht ſowohl 
eine Anerkennung des Pfandredhtes, auf welches die Pfandklage urfprüngs 
lich und hauptfächlich geflellt wird, fondern vielmehr nur eine Folge ber 


26) L. 2. pr. D. 43. 393. 

27) L.1. $. 1. D. ibid. Vul. Huſchke a. aD. ©. 381, 

28) So Puchta, Curſus der Inftitutionen Bd. 2, ©. 728. Daß in ber 
That die Interdictformel dem interdictum de precario nachgebildet war, darauf 
Ednnte man bie Bufammenftellung beider Rechtsmittel in Ginem Godertitet deuten. 
Cod. de precario et Salviano interdicto. (8. 9.) 

29) L. 10. D. de precario. (43. 26.) i 


80) So Huſchke 0. a. D. ©. 384, 398, und Unterholgner a. a. D. 
Bd, 2, S. 139, Note 2. 


81) So fhon Hufchle a. a. D. ©. 398, 
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factiſchen Vorausſetzungen, auf weiche ſich jenes Interdiet bafirt?e). Ins 
dem aber jene Herausgabe nur erreicht wird, wenn ein wirkliches Pfand⸗ 

recht vorhanden If, liegt im SInterdiete auch ein Streit und ein Erkennt 

niß über das Pfandrecht, und in biefer Ruͤckſicht treffen beide Rechtsmit⸗ 
tel materiell zufammen. Daß neben dem Interdicte die Pfandklage zus 
laͤſſig iſt, geht aus dem Gefagten hervor; meil aber ihe Umfang 
weiter ift, als das Gebiet des Interdictes, tritt fie aushilfereife auch in den 
Fällen ein, wo bie factifchen Vorausfegungen bes Interdictes fehlen, alfo 
dieſes ausgefchloffen bletbe??). Dürfen wir demnach nicht in Abrede ftels 
ien, baß aus bem Interdictprozeſſe auch die exceptio rei iudicatae gegen 
die PfandElage entftehen kann, infofern naͤmlich darin auch die Pfandfrage 
implicite behandelt wird, fo müflen mir doch die Meinung der Alteren 
Practiker als grundlos bezeichnen, daß das Interbict ein vorläufiges 
Rechtsmiittel fei, was vor der PfandElage angeftellt werden koͤnne, mithin 
zu biefer in demfelben Berhältniffe fleht, wie das reine possessorium zu 
dem petitorium?®). Fragt man nad) dem wiſſenſchaftlichen Grunde diefer Ans 
ſicht, fo läßt fich weiter nichts anführen, als daß fie auf einer Verallgemeinerung 
von Srundfägen beruht, welche bei Interdicten vorkommen, die nur factis 
ſche Verhältniffe verausfegen. — Einreden, welche dem nterdicte ent⸗ 
gegenftehen, werben nirgends erwähnt. Die der Verjährung iſt ſchon 
deßhalb in der Megel unzuläffig, weil die Befchränkung des Rechtsmittels 
auf ein Fahr nirgends vorkommt; fie Pönnte alfo nur nad Analogie 
der perpetuae actiones eintreten. Wohl möglich indeffen, dag man mit 
einer Einrebe half, wenn mehrere Pfandberechtigte, ivon melden einer 
bereitd. ben Befig der Sache erlangt hat, unter ſich das Interdict zw 
brauchen‘ denken; dann naͤmlich foll das Rechtsmittel wirkungslos fein, 
und der Beſitzer im Beſitze gefchlist werden. 


Interdietum sectorkum heißt im vorjuftinianifhen Rechte das 
Interdict, welches dem bonorum sector zufteht zur Erlangung des Bes 
fige6 aller Sachen, welche zu der Gütermaffe gehören, die er dem Staate 
abgefauft hat: Daß e8 adipiscendae possessionis ift, fagt Cajus°®), 
dem wir bie erſte Nachricht von feinem Dafein verdanken. Mithin 
fand es nicht zu, wenn ber sector bereits den Beſitz der Sache erhals 
ten und bann zufällig wieder verloren hatte. Wahrfcheinlich ging es in 
restituas aus; dafür fcheint die Analogie des interdictum quorum 
bonorum zu fprehen. Im Zuftinianifchen Rechte, wo die sectio nicht 
mehr vorkommt, iſt folgeweiſe aud) das Interdict weggefallen. 


Interdictum utin flumine publico navigare liceat®) 
heißt das prohibitorifche Interdict, welches ben Zweck hat, die Schifffahrt 


82) Vortreffiih if hier die Abhandlung von Huſchke a. a. O. ©. 


i. 
83) &o erklärt fich felbft die L. 2. D. ibid. 
34) Man —J— hier ME Gitäte bei de Retes L c. $, 43. p. 506. 
85) Anst. IV. €. 146. 


86) Literatur: de Retes, de interdictis et remediis possessoriis 
relectio pars V. $. 12. tm thesaur. iuris ed. Meermann tom.’ VII. 
p. 530. 

V. u 40 


u | 


626 Anterbiete. 


auf dem öffentlichen Fluͤſſen frei und ungehindert zu erhalten. Es iſt 
mit dem Interdiete verwandt, welches die Benutzung äffentliher Wege 
beswedt?7), beruht auf einer befonderen Stelle bes Edictes und kann 
deßhalb wohl nicht als interdictum utile gelten), Die Bes 
dingungen deffelben find im einzelnen folgende: 1) Es muß ein öffent» 
liches Gewaͤſſer vorliegen?®). Das Edict macht in dieſer Ruͤckſicht nam⸗ 
haft öffentliche Fluͤſſe, Seen, Lachen, Deiche und Canaͤle. An privaten Ge⸗ 
waͤſſern ſteht das Interdict nicht zu. 2) Das Gewaͤſſer muß ſchiffbar fein. 
Dieß wird Im Edicte nur indirect und zwar dadurch angedeutet, daß das 
Rechtsmittel nur auf die Schifffahrt und die damit verfnüpften Ein⸗ 
und Auslabungen ber Waaren bezogen wird“o). 3) Die Schifffahrt, 
und mas damit zufammenhängt, muß durch eine gewaltſame Bandlung 
geftöet worben fein*!). Gieichgiitig Ift es, ob der Fluß mit Laflfeiffen, 
Kähnen oder Floͤßen befahren wird. Auch gehört hierher die Störung 

von Arbeiten am Ufer, weiche mit dee Schifffahrt ungertrennlich verknoͤpft 

find. Dee Exfolg des Mechtsmittels beftinnmt ſich nach feinem Zwecke, 
die Schifffahrt frei und ungehindert zu erhalten 2); demmach iſt es rein 
probibttorifch, wirkt bie Abwendung jeber künftigen Störung von Seiten 
deffen, der einmal al& Störer aufgetreten iſt; doch kommt der Schabenerfag 
für die bereits vorgefommene Störung nicht weiter in Betradyt. Das Rechtes 
mittel iſt im Laufe ber Zeiten mehrfach ausgebehnt worden. Zuerft iſt es dem 
gegeben worden, welcher In einem, von ihm gepachteten öffentlichen ober 
Communalgewaͤſſer am Fiſchen gehindert mwicb*?). Manche halten bieß 
für eine Ausbehnung bed interdictum de loco publico fimendo *); 
inbeß fteht diefer Anficht feine Stellung In dem Pandektentitel entgegen, 
auch erklärt ſich die Sache ganz einfach aus der Werwandtfchaft des vor⸗ 
liegenden Interdictes mit dem de via publica, Ferner wird das Interdict 

auch dem gefllttet, welcher gewaltſam verhindert wird, fein Vieh der 

Traͤnke halber an einen öffentlichen Fluß ober deſſen Ufer hinzutreiben *°)5 

doch fällt 28 tueg, wenn er die Abficht kund gibt, zu diefem Zwecke das 
Flußufer niedriger zu legen, Nur bie genannten beiden Ausdehnumgen 
find den claffifhen Juriſten bekannt. In neuerer Zeit hat man wohl 
vorgefchlagen, das Interdict auch auf den Zal anzuwenden, wenn Ses 
mand an ber Beldiffung des Meeres oder am Fiſchfange In demfelben 
gehindert wird *%); doch haben fchon Andere bemerkt, daß für biefen 


87) L. 1. $.1.D. 43, 14, 

88) So deRetes 1. c. P; 530. Daß Gutacius (paratitla in quis- 
quaginta libros Digest. ad XLIII. 14.) es für ein interdictum utile ertiaͤrt 
habe, bat keinen wiſſenſchafklichen Grund für fd. 

99) L. 1. pr. 6. 2. D. wid. 

40) L. 1. pr. D. ibid. 

41) Vim fieri veto. L. 1. pr. D. ibid. & 

42) L. 1. $. 1. D. ibid. 

43) L. 1. $. 7. D. ibid.: 

44) Ibidem. 

45) L. 1. 6. 8. D. ibid. 

46) Go Cuiacinus 1. c, tom. IL p. 61. 
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Zweck die ininriarum actio völlig ausceicht?”), Folglich ein Beduͤrfniß zur 
Ausdehnung des Juterdictes Überall wicht vorliegt *®). 

Interdietum uti possidetis*?) heißt das prohlbitoriſche In- 
terbict, womit der Beſitzer von unbeweglichen Sachen gemwaltfame Stoͤ⸗ 
rungen abtvendet, welche feinen Beſitz zwar beeinträchtigen, aber nicht 
aufheben. Die Erfordarniffe des Interbictes find folgende: 1) Eine um 
beweglihe Sache 80), einerlei, ob es ein Landgrundftüd oder ein Gebäude 
iſt. Die ältere, von Aelius Gellus erhaltene Interdictformel 01) war 
geiadezu auf ben fundus gerichtet; die In den Juſtinianiſchen Pandekten 
von Ulpian referirte bezieht ſich blos auf Gebaͤude ꝰ2). Darnach haben 
manche neuere Gelehrten angenommen, daß der Praͤtor im Edicte dop⸗ 


pelte Formeln fuͤr dieß Interdict aufgeſtellt habe, eine fuͤr den fundus, 


die andere füc aedes5?), wozu nad der Vermuthung Rudorff's) 
noch eine andere über den locus hinzufommen fol. Dann würde bie 
Annahme nöthig fein, daß die Pandektencompilatoren nur die eine von - 
den Interbictformeln aufgenommen, die anderen aber abſichtlich ausgelaffen 
hätten. In der That kommen nun in den Juftinianifchen Rechtsbuͤchern 
ungzmweifelhafte Spurm von der Anwendung bes nterdictes auf den fundus 
vor), allein diefe ließen fi zur Noth auch aus der Annahme erklds 
ven, daß der Prätor in einer Interdictformel urfprünglic) den fundus 
und bie aedes neben einander erwähnt habe, ohngefähr in ber Weife: 
uti nunc possidetis eum fundum,, easve aedes q. d. r. agitur, und 
dafür fcheint, wie fhon Unterholgner®®) bemerkt hat, die eigenthuͤm⸗ 


Uche Faffung einer Stelle des Cajus*7) zu fpre en. 2) Der Inter⸗ 


6 
47) L. 2. $. 9. D. ne quid in loco. (43. 8.) 
48) So de Retes |. c. tom. VII. p. 53%. 
49) Literatum v. Savigny, das Recht bes Beſitzes, 6. Ausgabe, 
5. 38, &. 486-4923 Albert, über das Interdietam uti possidetis. Halle 
1824. 8.3 Wieberhold, das interdictum uti possidetis und bie novi operis 
nunciatio. Hanau 1831. 8.5 Unterholzner, bie Lehre von ben Schuldvers 
bältuiffen Bd. 2, ©. 120-126. Bon älterer Literatur iſt nicht gang unbrauch⸗ 
e Retes, de interdictis et remediis possessoriis relectio pars II. 
6. 1—22.; im thesaurus iuris ed. Meermann tom. VII. p. 507511. — 
Die gefchichtliche Seite bes Interbictes ift namentlich beleuchtet worden von 
Huſchke, über die Stelle des Varro von ben Liciniern (Heidelberg 1835. 8.), 
&.65—115. Keller, über bie dedactio quae morfbus fit und das inter- 
dictum uti possidetis, in ber Zeitfchrift flür gefchichtliche Nechtswiffenfchaft 
DB. 11, ©. 287, 332. Rudorff, Bemerkungen Aber baffelbe Interdict a. 
0. D. Bd. 11, ©. 3833-361. 
50) Caius, inst. IV. 6.149. L. 1. $. 1. D. uti possideliz. (43. 17.) 
'51) Festus, vb. possessiones, 
62) L. 1. pr. D. 48. 17. 
53) &o —— a. 9. O. ©, 111—113, | 
54) X a. O. Bb. 11, &. 335—3397. 
65) L. 1. 6.7. D. 43. 17. (Ulpian.) L. 1. C, uti possidetis. (8. 6.) 
Bel. Huſchke a. a. O. S. 112, 113, 
56) A. a. O. Bd 2, S. 120, Note c. 
57) Inst. 1V. 6. 166, index apud quem de ea re agitur, illud acilicet 
requirit, quod praetor interdicto complexus est, id est, uter 
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dicent muß an bieſer Sache juriſtiſchen Beſitz haben, d. h. Detention 
cum animo domini5®); alfo er muß possidere. 3) Dieſer Beſitz muß 
ein gegenmwärtiger fein. Dieß ergibt ſich nicht blos aus ber allgemeinen 
Natur der interdicta retinendae possessionis, Tondern wird in befon- 
derer Anwendung auf das vorliegende Mechtsmittel durch das Zeugniß 
Ulpian's erhärtet®®); auch ift es eine nothwendige Folge der Vorfchrift, 
daß, menn ed aus dem Snterbicte zum Judicium kommt, ber uber 
zuerſt unterfuchen folle, wer von beiden gegenmwärtiger Beſitzer fei‘®). 
Sn der älteren Zeit entfchieb für den gegenwärtigen Befig ber Zeitpunkt, 
wo das Interdict edirt ward), und dieß ift ſchon in der formula ufi 
nunc possidetis ausgedrüdt ?), im Zuftinianifchen Rechte entfcheidet 
der Zeitpunkt der Litisconteflation ®). 4) Diefer Befig muß durch An⸗ 
wendung unerlaubter Gewalt geftdrt worden fein®*),. Diefer Störung 
Tann in der That bie Anmaßung bes Eigenthumes oder Beſitzes zu 
Stunde liegen, fie kann aber audy ohnedem blos in der Abficht zu ſtoͤ⸗ 
ven vorkommen *8). Zn der- älteften Zeit kam bier nur bie Eigenthums⸗⸗ 
anmaßung in Betracht; bieß nun geht fchon aus den dufßeren Umfläns 
den hervor, welche die Einführung des Interdictes motivirt haben. Im 
claffifhen Pandektenrechte wird außerdem eine gewaltfame Störung noch 
angenommen: a) wenn man den Befiger ber Sache an ben von ihm bes 
abfichtigten Dispofitionen über die Sache hindert, alfo an dem Baue 
ober der Ausbefferung des Gebäubes 9°) oder der Bebauung bes Grund 
ftüdes *); b) wenn man fi felbft die Benugung ber in fremden 
Befige befindlichen Sache anmagt‘®), z. B. auf dem fremden Grund» 
ftüde einen Bau vornimmt, oder von einem unterwärts gelegenen Orte 
aus ben höher Legenden buch Rauch, oder ben unterwärtd liegenden 


eorum eum fandum sasveaedes per id tempus, quo inter- 
dietum redditur, nec vinec clam nec precario possideret. 
58) L. 9. D. de rei vindicatione, (6. 1.) vgl. mit Caius, inst. IV. 
5.150. L. 1. pr. S. 4. D. 43. 17. gl. v. Savigny a. a. D. ©. 487. 
59) L. 1. $. 4. D. 43. 17. Bgl. v. Savigny a. a. D. S. 487. 
60) Caius, inst. IV. 6.166. Ulpianus in L. 35. D. de adquirenda 
vel amittenda possessione. (41. 2.) gl. Ruborff a. a. D. Bd. 11, 


©. [} 7 

61) Caius, inst, IV. 6. 150. Paullus, sent. recept. V. 6, 6. 1. 
S. 4. J. de interdictis. (4. 15.) 

62) Caius, inst. IV. 8. 160. L. 8. 6. 6. D. 43. 17. gl. Unter» 
Holzner a. a. O. Bd. 2, ©, 128. 

63) $. 4. J. 4. 15. 

6) Vim fieri veto. Festus, s. v. possessio. Caius, inst. IV. $. 
160. L. 1. pr. D. 43. 17, Aud hat bie Verjährung bed Interbictes keinen 
sn run folche Handlung nicht vorausgefegt wird. Vgl. v. Savigay 

65) Am gruͤndlichſten ift bier Unterbolgner a. a. O. 8. 2, ©. 123. 

3. — * 3. D. 48. 17. L. 12. D. communi dividundo. (10. 3.) 

67) L. 3. $. 4. D. 48. 17. 

68) L. 3. $. 4.7.9. D, 43. 17, L. 6. 8. 10. D. 89. 1. 1.8.9.5 
D. si servitus vingicetur. (8. 5.) 
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durch Ausgießen von Waſſer beſchwert. 5) Die verurſachte Störung 
darf den Beſitz in der Perſon bes Geſtoͤrten nicht aufgehoben haben). 
Die Nothwendigkeit biefes Erforderniſſes folgt ſchon aus der Faſſung 
Des Interdictes: uti nunc possidetis, noch fidyerer aber aus der, dem 
elaſſiſchen Pandektenrechte eigenthuͤmlichen Anſicht, daß es retinendae 
possessionis iſt 7°), alſo zum Schutze eines zwar geſtoͤrten, aber nicht 
entrifjenen Beſitzes gegeben wird. In diefer Rüdficht unterſcheidet fi ſich 
die hier vorkommende Störung von der vis, welche in dem interdietimm 
unde vi in Frage kommt, und bie feineren Nuancen beider Faͤlle find 
im concreten Sale oftmals fo wenig erfennbar, daß felbft die Pandekten⸗ 
eompilatoren eine Stelle des Pomponius”!), welche den Bedriff der 
vis in Beziehung auf das vorliegende Interdici erlaͤutert, in den Titel 
de vi eingeſtellt haben. 6) Es darf ſich nicht um bie Störung bes 


Beſitzes einer Cloake handeln. Hier nämlich ift das Interdict nach einer 


ausdruͤcklichen Vorfchrift des Ebdicte® unanwendbar?2), Wahrſcheinlich 
ift diefer Zufag durch den Umſtand veranlaßt worben, daß für dieſen 
Kal bereitd andere Interdicte aufgeftellt waren. — Der Zweck des 
Rechtsmittels beſtimmt ſich nach ſeinen Eigenſchaften als retinendae pos- 
sessionis und als Prohibitorium dahin, daß bie Folgen der verurfachten 
Störung nufgehoben, und befhalb Schabenerfag geleifter werde 73); auch 
ſollen fünftige Störungen dadurch unmoͤglich werben, daß dem Belag: 
ten die cautio de non amplius turbando auferlegt wirb?*), d. h. er 
foll unter Stellung von Bürgen verfprechen, ben Kläger in dem ruhigen 
ungeflörten Befige dee Sache zu belaffen”?®). Weigert ſich der Beklagte, 
diefe Verpflichtungen zu erfüllen, fo erfolgt die condemnatio auf quanti 
res est, was nicht fowohl den Werth des Eigenthumes, als den be6 
Beſitzes einfchliegt 7%), wenn ſchon Servius diefen Theil der formula 
auf den Eigenthumswerth beziehen wollte. "Die bier erwähnte Klage 
ſcheint das alte Cascellianum iudicium des vorjuftinianifchen Rechtes zu 
fein, welche Sieg In dee Sponſion, aber Unterliegen in bee Frucht: 
licitation vorausſetzte 77). Seiner Fafſung nach iſt das Interdict du- 


69) Am arundlichften iſt A v. Ban: —8 a. a. O. 8. 97, & — flg. 
70) Caius, inst. IV. 48. lus, sent. rocept. v6 .$. 1. 
L.1$9.1w ©D. 4.17 12.8.9 . 49. 1. 
> Re L. "1. D. de vi. (48. 16.) al. dazu v. Savigny a. a. O. 
72) L. r. D. 43. 17. 
73) L. Fi . 11. D. ibid. 
74) — fotgt bieß fchon aus dem SRechte ber Execution. L. un. C. uti 
ssidetis (8. 6.), die man wohl als —— Quelle dee Caution ange⸗ 
Fahrt hat, (e anders zu erklaͤren. Dan jegt v. Savigny a. a. D. 

488 flg. Rudorf p in der Beitfehrift. für efhtchttice Rechtswiſſenſchaft Br. 
9, S. 27, 28, Bd. 11, &. 357. Die in jener Stelle erwähnte Satisdation 
— ſi die Eigenthumsklage. 

75) 8 . F. Conradi, diss, cautio de non amplius turbando in 
iudiciis an usu fori rece — al! 1737, 

: 76) L. 1. pr. L. 3. $. 10. 

77) Caius, inst. IV. $. 166. 19. E⸗ hieß auch secutorium indicium; 
freilich war biefer Rame auch dem fructuarium indicium gemeinfchaftlich, wel: 
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plex, und bie wird baraus hergeleitet, baß ber- Praͤtor beide Parteien 
im Edicte ohne Unterſchied der Parteirollen anredet; daher auch bee 
Interdicent ohne welteres conbemnirt werben kann, was namentlid; dann 
zutrifft, wenn ſich zeigt, daß nicht er, ſondern ſein Gegner der wahre 
Beſitzer iſt, und alſo ſeine fogenannten Beſitzhandlungen als bloße Stoͤ⸗ 
rungen des gegneriſchen Beſites erfcheinen?®), ober der Gegner zwar 
zugeben muß, daß der Interdicent beſitzt, aber bie exceptio vitiozae 
possessionis beweiſtꝰꝰ), ober daß ihm felbft eine quasi possessio zus 
flieht, nach welcher er einen rechtlichen Schuß beanfpruchen kann?0). Dod 
muß man ſich wohl hüten, bie progefjualifhe Gleichſtellung der Pars 
teien zu weit auszudehnen; namentlich nicht auf die Frage wach der 
Bewelslaſt, wo zieifelsohne ber als Kläger gelten muß, welcher zuerfk 
voor dem Richter auftrat. — Don Einreden, weiche dem Suterdicte 
entgegenfiehen, kommen in ben Suftinianifchen Rechtsquellen vor: 1) 
Die Einrede der Verjährung. Sie gründet fi ch auf bie bios jährige 
Dauer der aus dem Änterbicte entfpringenden in factum actio, und 
disfed Jahr wird von ber Befisftdrung an, aber nah ben Grundſaͤtzen 
bes annus utilis berechnes )5 nach Ablauf dieſer Zeit wird bie Klage 
nur noch auf ſoweit geflattet, als der Beklagte durch bie vernrfachte 
Störung gewonnen hat®?), und das iſt nad) einem responsum dei 
Sabinus angenommen worden. 2): Die Einrede bes in Ruͤckficht auf 
den Beklagten fehlerhaften Befiges (exceptio vitiosae possessiomis). 
Diefe Einrede Hi fchon in dem prätorifchen Edicte erwähnt). Wenn 


. nur ber Auctor bes Sinterdicenten vitiose befefien bat, bleibt bie Eincebe 


ausgeichloffen ®%), bdenmady iſt es hier, wie bei Dritten, gegen melde 
auch, wer nicht fehlerfrei befigt, bech im Beſitze gefchäst werden muß ?>). 
Der Grund der Einrede liegt barin, daß der Beklagte ohnehin ein be 


ſonderes interdictum recuperandae possessionis gegen ben Kläger haben 


wuͤrde, und nun der Kürze halber ber Grund dieſes Interdichs fofort mit 
abgemacht werben fol 20). Bon anderen Einreden wird in den Juftinia» 
nifhen Rechtsquellen nichts erwähnt, und wenn manche Neuere bie 
Einrede ber fogen. possessio nulla zugelaffen haben, fo iſt bieß ohne 


"hes mit der Safcellianifchen IR nichts zu a” hatte. Caius, inst. W. 
$, 169. Bol. Rudorffa a Bd. 11, &. 359—361. 

78) Caius, inst. IV. 6. 160, Mol. v. Savigny a a. D. &. 482. 

79) Daraus erflärt ſich bie räthfelhafte L. 8. pr. D. 43. 17.: superior 
sum interdicto. 

a Bol bier Unterbofaner a. a. D. Bd. 2, ©. 126. 

. 1. pr. D. 43. 17. Daß ſich diefe Werjährung auf das Casosllia- 

sum % — Besicht, bemerkt fhon Rudorff a. a. D. Bd. 11, ©. 359. 

82) L. 4. B. 13, 

83) un inst. IV. $. 166. L. 1. pr. D. 43, 17. Bgl. v. Gas 
Dann 9 a. O. ©. 491. 
— 4 1.5.5.9. L. 8. 6.10. D. 43. 17. gl Paullus, sent. rec. 


85) L. 17. Mde precario. (48. 26.) L. 53. D. 41.2. S. 4. J. de 


‚interdictis. (4. 15.) gi. v. Gavigny a. en S. 491. 


86) Bal. v. Sanigny a. a, D. &. 49 
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gefegliche Grundlage geſchehen 7). Doch wirb bezeugt, daß das Inter: 
Diet auch auf dem Wege der Eintede geltend gemacht werden Tann ®®), 
‚und Dieß ſcheint nur eine Folge des Grundfages zu fein, dag, wer felbft- 
ſtaͤndig Klagen kann, feinen Klagegrund auch zur Einrede benugen darf. 

Ueber die Thatſachen, welche zur Einführung des Interdictes Der: 
anlaffung gegeben haben, find bie Anfichten ber vorzäglichiten Givilikten 
getbeil. Im allgemeinen wird es zur Förderung diefer Unterfuchung 
beitsagen,. wenn wir bie verfchiebenen Functionen des Interdictes unter; 
ſcheiden. Man kann nach der bisherigen Darftellung ganz füglich drei 
derfeiben untericheiden. Einmal iſt das Interdict anwendbar, wenn ber 
jegige Befiger duch die Störung im Befige Schaden gehabt hat und 
dieſen erfegt haben will; fodann, wenn eine zukünftige Störung zu 
fürchten iſt, gegen die der Befiger geſchuͤtzt fein will; endlich, wenn der 
Prozeß über das Eigenthum durch die vorläufige Regulirung bes Beſitz⸗ 
ſtandes eingeleitet werden foll. Von biefen Functionen fällt die erftere hier 
von felbft aus, weil der Schabenerfag nicht unmittelbarer Zweck ber pro: 
bibitorifchen Intecdicte ift®9), fondern erſt mittelbar durch das angefügte 
Judicium erlangt werben Tann, und, wenn auch bie Verjährungseinrebe 
- eine vorgefallene Störung vosausfegt, fo ift dieß doch in Bezug auf jene 
prohibitorifche Natur des Interdictes fo zu denken, baß ohne Störung 
Bein Beklagter, alfo Niemand vorhanden ift, von dem man eine kuͤnf⸗ 
tige Störung zu erwarten habe, die durch das Interdict abgemwendet 
werben ſolle. Sonach bleibt nur die Regulicung des Eigenthumspros 
zeſſes als die eigentliche, urfprüngliche Function des Interdicte übrig, wenn 
eg überhaupt wahr ifl, bag von Anfang an beim Sinterbicte nur folche 
Störungen berüdfichtigt worden find, welche in einer fremden Eigen⸗ 
thumsanmaßung ihren Grund haben. Daß nun das Rechtsmittel zur Re⸗ 
gulirung der Parteicollen ‚im Eigenthumsprozefie eingeführt iſt, befagen 
ganz deutlih Cajus’%) und Ulpian?!), Auch ſtimmen damit bie 
meiften neuesen Juriſten?2) übersin, und es würde die Wahrheit biefer 
Behauptung wohl nie einem Zweifel unterlegen haben, wenn nicht eine 
geachtete Auctorität fich für eine verfchiebene Anficht entfchleden hätte. Dan 
hat nämlich den betreffenden Zeugniffen der roͤmiſchen Zuriften deßhalb 
Glaubwuͤrdigkeit abgefprochen, weil fie mehrere hundert Jahre nach der 
Einführung bes Sinterbictes gelebt haben; man bat ferner die Befig- 


87) So Atbert a. a. D. 5. 9%. Mol. dagegen die Bemerkungen von 
u. Savigny a. a. O. ©. 492, Note 8, 

89) © Reiter a, aD. in für geſchichtliche Rehteroiff 

eller a. a. D. in ber Zeitſchrift für tli echtswiſſen⸗ 

ſchaft Bo. 11, &. 800 308. Mm 

9%) Caius, inst. IV. $. 148, 

91) Ulpiauus in L. 1.5 2 uw 9. D. 4.17. L. 35. D. 41. 2, 
Bol. die Sntwidelung bei Keller a. a. D. Bd. 11, &. 313 fig. ; 

92) Du Roi, im Archiv für civiliftifche Praris Bd. 6, ©. 265 fig. 
Simmern, ber römifhe Civilprozeß $. 74, ©. 231. Wiederholb a, a. 
O. v. Vangerow, Leitfaden für Panbeltenvoriefungen Bd. 1, &. 602 
(2» Ausg). Keller a. a. D. Wo. 11, &. 305-826. 
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i 
ftörung und ben deßhalb zu Leiftenden Schabenerfag als die hauptfächs ° 
lichfte und urfprängliche Kunction bed Interdictes betrachtet, und ſomit 
Die Beziehung des Interdictes auf den ager publicus gerechtfertigt, deſſen 
Nutznießung von: ben römifchen Claſſikern ausdrüdiih mit-dem Worte 
possidere bezeichnet wirb’°). Somit kam man ganz natürlich zu der 
Vermuthung, daß das Interdict zunächft den Schutz bes Privatbefiges 
am öffentlichem Grund und Boden gegen fremde Eingriffe beawedit?*), 
und fpäterhin erft zur Regulirung der Parteirollen in der Eigentums: 
Hage benugt worden ſei. Allein fo ficher die Behauptung iſt, daß bie 
pofiefforifchen Interdicte ſchon zeitig auf dieſes Mechtsverhältnif ange⸗ 
wendet wurden, fo wird bieß ausdruͤcklich doch nur von ben interdicta 
recuperandae possessionis bezeugt ®®), nicht aber von den retinendae. 
Zudem müßte man, tie es auch neuerdings gefchehen ift?°), zur Rechts 
fertigung diefer Anficht behaupten, daß das interdictum uti possidetis, 
weiches zur Zeit der claſſiſchen Juriſten feinem innerften Wefen nad 
duplex war, von’ Anfang an simplex geweſen wäre, was nachher in 
unbelannter Zeit verändert worden fei. — Geht man von der oben ans 
enommenen Anſicht aus, daß die Einführung bes Interdictes mit der 
ulirung ber Parteirollen im Eigenthumsprozeſſe zufammenhängt, fo 
würde folgen, baß die Beziehung des Interdictes auf einfache Beſit⸗ 
flörungen auf fpAterer Ausdehnung beruht. So wird es im claſſiſchen 
Pandektenrechte geflattet dem, welcher blos precario befigt ?7); auch bei 
ben pofitiven servitutes praediorum urbanorum fleht es wahrſcheinlich 
“dem dominans zu, weil bie Servituten ale Theil bes Grund⸗ 
ſtuͤckes angefehen und mit dem fundus zugleich befeffen werden?®). In 
Müdficht der negativen Servituten und der pofltiven, welche den praedia 
rustica zuflehen, ift das Interdict wohl niemals zugeſtanden worben, 
namentlich nicht in Ruͤckſicht der letzteren, wo ber poffefforifhe Schu 
nur in einzelnen Fällen angenommen wird, in denen er durch befondere 
Interdiete georbnet wird. Auf die superficies ift das Interdict niemals 
bezogen worden; vielmehr fleht dem Superficiar ein eigenes Interdict 
zum Schuge im Befige zu, das nad) Analogie des vorliegenden einges 
führt worden ift??). Bei dem ususfructus fand nad claffifchent Rechte 


93) Vgl. Niebuhr, roͤmiſche Sefchichte Th. 2, &. 159, 160 (8. Ausg.), 
v. Savigny a. aD. S. 217 fie. 

94) So Niebuhr a. a. O. Bd. 2, S. 169, v. Savigny a. aD. 
G. 217 —224. s 

95) Nur darauf bezieht fich Cic. in Rullum. III. 2. 8. 

9%) So Rudorffa. a. D. Bd. 11, S. 333—336, 

97) L. 17. D. de precario. (43. 26.) 

98) L.3. 6.5—7. L. 8. $. 5. D..si servitus vindicetur. (8. 5.) 
Bol. v. Savpigny a. a. O. ©. 586 fl. Rudorff a. a. D. Bd. 11, ©. 
848-853. Auch erklärt ſich erft durch biefe Annahme ber Umffand, daß das 
Interdict bei Cloaken ausgefhloffen bleibt. Wal. Rudorff a. a O. Bd.1l, 
&. 352. Dagegen jegt Wiederholb a. a. D. ©. 57 flg. und v. Banges 
row a. a. D. 1. S. 716—713, welche die Anwendbarkeit des Interdictes dei 
allen dinglihen Servituten leugnen. 


9) L. 8. 5.7.2. 48. 17. L. 1. S. 2. D. de superfidiebas, (48. 18.) 
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auch nur ein utile interdictum ſtatt, wie bie vaticaniſchen Fragmente 
berichten 00), meil ber Nusnießer nicht juriflifhen Beſitz am Grund» 
ſtuͤcke hat; in’ ben Juſtinianiſchen Pandekten iſt indeß diefe Ausdehnung, 
übergangen und ber Nubnießer ‚ohne weiteres in die Zahl der Perfonen 
eingeſtelt worben, welche einen Anſpruch auf das Interbict "haben 192). 


Interdjetum utrubi heißt das prohibitorifche Interdict 102), 
womit der Beſitzer einer beweglichen Sache gewaltſame Störungen abs 
wendet, welche feinen Beſitz zwar beeinträchtigen, aber nicht aufheben. 
Es ift retinendae possessionis 108), wenn ſchon manche neuere Rechts⸗ 
lehrer es unter die interdicta recuperandae haben einftellen wollen 10%); 
auch wird feine Duplicität von den claffifshen Zuriften bezeugt 195). In 
der formula, welche das prätorifche Edick erhalten hat, wird nur ein Sclave 
genannt, ber vom Befiger ungehindert abgeführt werden ſoll 10%), und 
mit diefer Faſſung hängt der Name zufammen, da die formula mit 
utrubi anfängt, was foviel heißt, als: an welchem Orte, bei wen; 
indeß mar es ſchon zur Zeit der claſſiſchen Suriften auf alle beweglichen 
Sachen ohne Unterfchieb ausgedehnt worden 107). Daß es gleich dem 
interdicetum uti posswletis zur Regulitung der Partetrollen in dem Eigen» 
thumsprozeſſe eingeführt ift, wird von Caju 8109), ausprüdlich bezeugt. 
Die Erforderniffe des Interdictes waren nad) dem Älteren Rechte fehr 


verſchieden von denen zur Suftintanifchen Zeit. Die des vorjuftinianifchen 


Rechtes find im einzelnen folgende: 1) eine bewegliche Sache, 2) Inter⸗ 


dictenbeſitz derſelben — alfo Detention cam animo domini 109), 3) Zus 


ſtaͤndigkeit diefes Beſitzes in der größeren Hälfte bes letztverfloſſenen Jah⸗ 
res i0). Diefes Jahr ward ruͤckwaͤrts gerechnet, zwar nicht vom Augens 
blicke der vorgefallenen Störung an, mohl.aber vom Beitpuntte, wo 
das Interdict ausgebracht wird 41). In der Berechnung wird es aber 


100) Fragm. Vat. $. 90. ee 

101) L. 4 D. 43. 17. . 

102) Literatur: de Retes, de interdictis et remediis possessoriis 
relectio pars II. nr. 3. 23. 24. im thesaurus iuris ed. Meermann tom. 
VI p 511 ag; v. Savigny, das Recht des Befises, 6. Auög., $. 39, 
©. 492 -505; Unterholgner, bie Lehre von ben Schulbverhältnifien Bd. 2, 
©. 120-—126, 

403) Entſcheidend find Caius, inst. IV. 6. 148., Paulli sent. rec. V. 
6. 8. 1., $. 4. J. de interdictis. (4. 15.) 

104) al, de Retes]. c. nr. 23. B: 521. 

105) Caius, inst. IV. $. 160. L. 37. $. 1. D. de obligationibus et 
actionibus. (44. 7.) $. 7. J. 4. 15. 

106) Caius, inst. IV. $. 160. L. un. pr..D. utrabi. (43. 31.) 

107) Caius, inst. IV, 6. 149. Paulli sent. rec, V. 6. $. 1. — 
Bgl. $. 4. 3.4.15. L. 1.9.1.D.43. 31. 

108) Caius, inst. IV. 6. 148. — Bol. $. 4. J. 4. 15. ' 

109) Fuit. Cains, inst. IV. $, 160., L. 1. pr. D. 43. 31. — Bol. 


"Paulli sent. recept. 9.6. $.1., 5. 5. J. 4. 16. — Am klarſten L. 9. 


+6. 1. 

110) ®gl. Caius, inst. IV. 6. 150., Paulli sent. rec. V. 6. $. 1. 

L. 1. pr. D. 48. 31. $. 4. J. 4. 15. gl. Fragm. Vat. $. 293. ’ 
111) Am Harften Paulli sent, rec. V. 6. $. 1., auch Caius, inst. 

IV, $. 150, 152. = 
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relatid genommen, d. h. man fieht nur darauf, daß unſer Beſttz in biefem 
Jahre länger gedauert hat, als ber des Gegners 112). Dabei galt auch bir 
accessio possessionis, d. h. der Interbicent Sonnte fich ben Beſitz feines 
Auctors anrechnen, einerlei, ob er ihm Erbe, oder Singularfuccefiee 
geworden war 1); vorausgeſetzt indeß, baf er ſelbſt wenigfiens einige 
possessio gehabt Hatte, baß ferner der Befis bes Vordermannes ebenfalls 
Snterdictenbefig gemefen war, der aber rüdfichtlid der vitia possessio- 
nis den ndmlichen Befchräntungen unterlag, wie in ber eigenen Perfen 
des Interdicenten. — Gegenmwärtiger Befis, im Zeitpunkte des in- 
terdictum redditum, tar nicht von Nöthen, wie ſich aus dem Zeugs 
niffe des Theophilus ergibt 222), der doch wohl noch das alte Suter 
bietverfahren gefannt haben muß; auch würde ohne dieſe Vorausfegung 
. eine ganze Reihe von Interdictfaͤllen unerklaͤrlich bleiben 115). Wie nun 
biefe Borausfegung mit ber Eigenfchaft des interdictum als relinendae 
possessionis zu vereinigen iſt, darüber haben ſich die römifchen Rechts⸗ 
quellen nicht welter verbreitet. Am mahrfcheinlichften ift es anzunehmen, 
daß nad) einer juriflifchen Stetion der Beſitz, welcher den größeren Xheif 
bes Tegtverfloffenen Jahres angedauert hatte, für einen gegentärtigen 
angefehen warb 12). 4) Gewaltſame Störung des Befitzes 117) In 
der That wird dieß auch ſchon in der Möglichkeit, das Interdict gegen 
jemand auszubringen,, vorausgeſetzt. 5) Diefe Störung muß den jurfs 
ſtiſchen Beſitz in der Perfon bes Geſtoͤrten nicht aufgehoben haben. Die 
nun ergibt ſich fehon aus der MRatur des. nterdicted als retinendae 
possessionis. Ob die Detention der Sache dem Interdicenten zufleht, 
ift nad) dem Obigen gleichgiltig, fofern nur die Retention des Beſihes 
durch animus angenommen werden darf. Damtit hängt die Anficht der 
claffifhen Juriſten zufammen, 6) daß die Sache, uns welche es fich 
handelt, nicht vom Gegner verheimlicht werde 1), Sonſt naͤmlich iſt 
zunaͤchſt die actio ad exhibendum zuftändig, welche in Rüdficht auf 
das nachfolgende Anterbict die Natur eines präparatorifchen Rechtömits 
weis annimmt. — Diefe Erforderniſſe des Interdictes find im Juftinias 
4 





112) Caius, Inst. IV. $. 152. L. 156. D. de Verb. signif. (50. 16.) 
113) Caius, inst. IV. $. 151. . 
114) Paraphr. inst. IV. 15. 5. 4 Bal Hier beſonders v. Savigny 
a. a. D. S. 499 fig. Angeführt hat man noch zum Beweife Petronmius, 
satyr. cap. 13 1L.3.$.5 u. 12. D. ad exhibendum. (10. 4.) Daß aber 
biefe Stellen den Say nicht enthalten, zeigt v. Sapigny a.a.D. S. 495-499. 
115) Intereſſant iſt auch, daß das Interdiet felbft keine Weranlaffung zur 
Bepentheiligen Anficht darbietet: £uit. L. 1. pr. D. 43. $1. Caius, ine. 
$. i 


. | 
116) So fden v. Savigny a. a. D. ©, 502. ine Beitätigung ent 
hält Caius, inst. IV. $. 166: Si vere de re mobili, eum potiarem esse 
iubet, qui maiore parte eius anni mee vi nec clam nec precarie 

ab adversario possidet, wo Goͤſchen possedit wollte. 
ı 117) Vim ur Caius, inst. IV..6.160. L. 1. pr. D. 43.31. 


®gl. L. 1. $. 1. D. ibid. Dr 
118) L. 8..9. 5 u. 12. D. 11. 4. Man vgl, bier vorzüglich Cauiacius, 
observ. V. 23., de Retes |. c. $. 23, p. Bil 2q. 








niſchen Rechte in mehreren Beziehungen geändert worden. Micht ber 
Beſitz im größeren Theile des letztverfloſſenen Jahres fol fernerhin in 
Stage kommen, fondesn vielmehr ber gegenwärtige, und dag foll ganz 


nach Analogie des interdietum uti possidetis beurthellt werden 49). . 


Demnad ift auch in ben Suftinianifhen Pandekten eine Interpolation 
eines von Ulpian herrührenden Fragmentes effectuict worden 120), Mits 
bin find die Exforberniffe des Interdictes im Juſtinianiſchen Rechte 1) 
eine ‚bewegliche Sache; 2) Interdictenbefig berfelben; 8) gegenwärtiger 
Befig zur Zeit der Litisconteflation !?!) ; 4) gemaltfame Störung biefes 
Befiges 129); 5) diefe Störung darf den juriflifhen Beſitz in der Per» 


fon des Geftörten nicht aufgehoben haben; 6) die Sache darf vom Des 


tentor nicht verheimlicht werden, ſonſt wird bie actio ad exhibendum 
zuvoͤrderſt nothwendig 128). — Beklagte wird mit dem Interdicte ber 
Stoͤrerz Kläger ift der Geftörte, der ſich aber ber Natur der Sache 
‚nady nicht auf die accessio possessionis berufen kann. Der Erfolg des 
Interdictes iſt bie Abwendung ber Kolgen der verurfachten Störung und 
Lünftiger Dinderungen in der Aushbung der Befigeechte. Zunaͤchſt 
fpriche die Interdictformel nur von der ungehinderten Abführung bee 


Scclaven im ben eigenen Gewahrſam von Seiten des Beſitzers 122), allein 


die fpätere Ausdehnung auf alle beweglihen Sachen muß wohl au 
andere Befigrechte umfaßt baden. Mit dem Gefagten flimmt die pro- 
hibitorifche Faſſung des Interdictes auf das Genausfle überein, welche 
der des interdictum uti possidetis entfpricht. Hier kann auch der Ins 
terbicent im nachfolgenden Prozeſſe condemnirt werden, und bieß trifft 
namentlid) dann zu, Wenn fid) im Beweiſe herausftellt,« daß nicht ex, 


fondern der Gegner im Prozefie als der wahre Befiger der Sache angeſehen 


werden muß, oder die Eintede der vitiosa possessio bewieſer wird. Von 


Einreden wird in der Sinterdictformel, welche die Juſtinianiſchen Pan- 


beften erhalten haben 120), keine einzige erwähnt. Indeſſen wird ſchon 
aus den Zeugniffen der claffifchen Suriften gewiß, baß die vitiosa pos- 
sessio berüdfidhtigt ward und die Freifprehung zur. Folge hatte!26); 
auch ſcheint eine Stelle des Cajus darauf zu deuten, daß die Gineede 
im Edicte geflanden hat!?), Man müßte demnach wohl annehmen, 
daß in den Juſtinianiſchen Pandekten die Interbietformel nit vollſtaͤn⸗ 


id. 

122) L. 1. $. 1. D. ibid. ; 

123) L. 8. $. 5 u. 12. D. 11. 4. 

124) Quominus is eum ducat, vim fieri veto, Caius, Inst. IV, 6. 160. 
L. 1. pr. D. 48. 31. 

125) L. 1. pr. D. ibid. gl. Caius, inst. IV. $. 160. 

126) Cajus, inst. IV. 6. 150. 151. Paullas, sent. recept. V. 6. 
$.1. L. 1. 8. 1. D. 43. 31. Bol. v. Savigny a. a. D. ©. 60% fig. 
127) Cainus |. c. IV. $. 150.3 Idque satis ipsis verbir interdictorum 
significatur. Vorher war davon bie Rebe, daß im Interdicte fiege, weils, 
* im größeren Theile des verfloſſenen Jahres bie Sache nit vitiose bes 

Fi ! 
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dig erhalten worden iſt. Im Juſtinianiſchen Rechte wird die Cinrebe aus: 
drädlich anerkannt, und zwar ganz in derfelben Weife, wie bei dem 
interdietum uti possidetis 128) , alſo kommt bie vitiosa possessio nur 
infofern m Erwägung, ale fie von dem Beklagten her fehlerhaft erwor⸗ 
ben worden; rüdfichtlih aller anderen Perfonen gilt fie für wahre pos- 
sessio. — Won der Einrede der Verjährung ift in ben Stellen, welche 
vom interdictum utrubi handeln, nirgends die Rede; auch war fie im 
älteren Rechte, welches den Beſitz des legten Jahres berüdfichtigte, der 
Sache nah unmöglich. Im Juftinianifchen Rechte muß fie indeß als 
giltig angenommen werden, weil das Interdict dem ti possidetis gleich⸗ 
geftelit worden iſt 120). — Daß wegen bes Nießbrauches an beweglichen 
Sachen ein utile interdictum verwilligt mard, wie Unterholzuer ans 
nimme?30), iſt nicht wahrfcheintich. Seimbadi. 


Interuſurium oder commodum repraesentationis, auch 
commodum medii temporis bezeichnet in den römifhen Rechts⸗ 
quellen ben Vorthei oder Zinfengenuß, welcher aus det früheren Zah: 
lung — repraesentafio!) — einer fpäter fälligen Summe oder ber 
früheren Uebergabe einer nutzbaren Sache für ben Empfänger erwaͤchſt. 
Bald befleht in ihm der Zweck einer Dispofition, wie bei ber dos prae- 
legata?), dem Legate einer ſpaͤter fälligen Forderung an den Erblaffer ?) 
und in anderen ähnlichen Fällen ®), bald handelt e6 ſich um bie Rüds 
forderung des Interufurtum, wie wenn in fraudem ereditorum eine noch 
nicht faͤllige Forderung früher gezahlt wurde), batd aber auch um ben 
Abzug des Interuſurium. So beftimmt L. 24. $. 2. D. soluto ma- 
trimonio (24. 3.), daB derjenige Ehemann, melcher wegen ber in ber 
geſetzlichen Stift zu leiftenden Reftitution der dos keine Bauͤrgſchaft leiſten 
Tann, die dos zwar ſogleich, aber doch mit Abzug des Saterufurium zu 
eeftitulren hat. Kine ähnliche Beftimmung enthält L. 9.6.8. D. de 
peeulio (15. 1.); ferner fol nah L. 45. pr. D. ad legem Falcidiam 
(35. 2.), wenn etwas in diem vermacht ift, das Interuſurium ober 
bie Nugung des Legates bis zum Eintritte des dies in Nechnung ge 
bracht werben, und L. 66. pr. eod. lehrt, daß, wenn 10 als ein erſt 
nad) zehn Jahren zahlbares Leget vermacht worden, weniger als 10 ver: 
macht fel, da das Interufurium den Werth des Legates vermindere, und 
endlich fest L. 88. $. 3. eod. in einem folchen Kalle das Interuſurium 


128) L. 1. 6. 1. D. 48, 81. 6. 4. J. 4. 15. Theoph. paraphr. ad h. L 

129) Bgl. v. Sapignya. a.D. S. 505. 

130) A. a. D. Bd. 2, &. 122. 

1) $. 14. J. de legatis. (2. 20.) L. 24. 
(24. 8.) L. 88. 5. 5. D. de legatis. II. (31.) 
fraudem creditor. (42. 8. 

2) L. 1. $. 2. D. de dote praelegata. (33. 4.) j 

8) L.1. $. 10. D. ad legem Falcid. (35. 2.) $. 14. J. do legatis. 
(2. 20.) 


4) 1.. 2. D: de dote praclegata. (33. 4.) L. 1. $. 12. eod. 
5) L.10. 6.12. L. 17. 8. 2. D. quae in fraudem oredit, (42. 8.) 


4, 6. 2. D. soluto matrimonio. 
L. 10. $. 12. D. quae im 


— 
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in bie Fruͤchte, welche der Exbe von dem Legate in der Zwiſchenzelt ges 
bat. 
Diefe Fälle nun, in welchen das Interuſurium abgegegen wird, 


“find es, welche den Neueren zu berienigen Begriffsbeflimmung Veran⸗ 


laffung gegeben haben, nach welcher unter dem Interufurium, oder, nad) 
der Eaufmännifchen Terminologie, dem Rabatt oder Disconto der Abzug 
zu verſtehen ift, welchen Semand an einer fpÄter fälligen Summe um 
deßwillen macht, weil er früher zahlt, oder mit anderen Worten ber Uns 
terfchied zwifchen dem früheren Werthe einer fpäter fälligen Summe 
Getdes und dem Betrage diefer Summe felbft). 

Für die Berechnung des Interuſuriums in diefem Sinne gibt es 
drei verfchtedene Methoden, bie Sarpzov’fhe”), die Hoffmann’fce®). 
und die Leibnig’fche?). 

Nah der Carpzov'ſchen Methode zieht man von dem fpäter 
fähigen Capitale den Gefammtbetrag der bavon nach einem beftimmten 
Zinefuße bis zum Zahlungstermine auflommenden Zinfen als Inter 
uſurium ab. Die Hoffmann’fhe und die Leibnig’fhe Methode 
bagegen lehrt den gegenwärtigen Werth eines fpäter fälligen Capitales fo 
finden, daß diefer Werth dem fpdter fälligen Gapitale gleichkommt, wenn 
man bie, bis zu dem Zahlungstermine von dem DBetrage jenes Werthes 
nach einem beftimmten Procentfage zu ziehenden, Zinſen binzurechnet. 
Die Differenz zwifhen dem fo gefundenen gegenwärtigen Werthe und 
dem Betrage bes fpäter fälligen Eapitales iſt das Interufurtum. Beide 
Methoden unterfcheiden ſich nur dadurch von einander, daß nad) der 
Hoffmann’fhen blos einfache Zinfen, nah ber Leibnig’fchen hin» 
gegen auch noch Binfeszinfen in Anfag gebracht werben. Ss 

Die hierzu nöthige Rechnung beruht darauf, daß ſich der gegens 
waͤrtige Werth einer fpäter fälligen Summe zu biefer verhält, wie ein 
beliebiges anderes Capital zu der Summe dieſes Capitales und beziehungss 
weife der einfachen oder auch ber Binfeszinfen davon auf den in Frage 
fiehenden Zeitraum. Weiß man 3. B., daß 100 zu 5 Procent in 6 
Jahren 30 an einfachen und 34,0096 an Zinfen und Zinfeszinfen tras 
sen, und handelt es fi um ein Kapital von 400, fo verhalten, fi 





6) Leibnig definirt e8 in der Note 9 citirten Abhandlung: Interusurium 
x differentia inter pecnuniam in diem certum debitam et praesentem eius 
valorem. 
7) Ben. Carpzovii opus decisionum illustrium, (Lips. 1704.) P. 
II. dec. 275. 
8) Gottfr. Zug. Zoffmann's Klugheit Haus zu halten ober pruden- 
tia oeconomica Th. 1. Anhang vom Interusurio p. 383 sq. und deffen Des . 
onftrationen von richtiger Berechnung des Interufurüi in 3. Fr. Polack's 
lathesis forensis, 2. Autgabe (1740), ©. 9 fig., 3. Ausg. (1755), ©. 
129 fig., 4. Ausg. (1770), ©. 15% fig. 
9) G. G.L. (Leibnitz), meditatio iuridico-mathematica de änterusu- 
rio, in ben actis eruditorum vom Det. d. 3. 1683 p. 425 sq. inLeibnit. 
opera omnia ed. Dutens Vol. III. p. 151 sq., überfegt bei Cöhbmann, Hands 
buch für juridiſche Rechnungen (Leipzig 1829), ©. 236 fig. 


68 | Interuſurium. 


nah Hoffmann'ſchen Grundſaͤzen 100 + 30 oder 190: 100 — 
400 : x, d. t. 307,69, unb nad Leibnig’fhen 100 + 34,0096 oba 
134,0096 : 100 = 400 :x, b. i. 289, 2, 

Bezeihnet man den Zinsfuß mit — — die Zahl ber Jahre bis = 
Faͤlligkeitstermine mit n, das fpäter fällige Capital ſelbſt durch a, das 
Siuterufudum mit b und den a dene ben durch e, fo iſt 

9 nach ber Carpzo v'ſchen — und — a — 


nach der la Deoe e— am 


— (# wa) 


= nad) ber Leibnig’fhen Methode c — a. (25) md b— 


100 n 





rat 








seele 

- Welche biefer verfg)iebenen Methoden ben Vorzug verbiene, barkber 
iſt viel geftritten morden!), Es kann naͤmlich diefe Frage fomohl vom 
mathematifchen als vom juribffchen Geſichtspunkte aus erwogen werden. 

In mathemarifcher Dinficht ſtellt ſich zunaͤchſt die Earpjov’ 
ſche Methode als ganz unbaltbar -dar. Denn fie führt ſelbſt zu der 
Ungereimtheit, daß bei einer hinlänglicken Größe des zwiſchenliegenden 
Beittaumes der Schuldner für das fpäter fällige Capital gar nichts m 
zahlen, ja ſelbſt noch heran zu befommm haben wärde. 





10) Außer den Note 79 citirten Schriften wem Die: C.A.Horn, 
diss. iur. de une Ye 1712. 93. Zn Pol Mathesis fo- 
rensis — 17324. 8.), & 8., 2. Ausg. 1730. 4. N a 47 „9 Auég. 
(1755. 4), 8 . 82 fig. . 4, ar un 4. ), S « . B. (Bils 
Finger), Anhang zu Polad’s Math. N Beredhung des Ins 
terufurii bete,, In Polad’& Math. forens,, 2. Ausg., ©. 80 flg., 3. — 
— 116 flg., 4. Ausg., S. 141 fg. J. Fr. — Beitrkar — 
for. (Gbiting. 1744), St. 1, Abb. 1, ©t. 2, Abh. 15. A. G. Kaestner, 
De pro — calcali interusurii Leibnitiani. Lips. 1747. Beitler 
. Hoffmann), diss. de antichresi et interusurio. Tubing. 1767. 
ge Ghaffot de Blorencoust, Abhandlungen aus der Sur und  poliifhen 
Rechenkunfſt (Altenb. 1 ‚10 fe. 3. %. Chr. mar. n, Anleit. 
gut jur., polit, und a a — 1782), xp. ©. 154 fig 
Teutſches Mufeum 1783, St. 9 u. 10, S. 2 u Bec- 
mannorum tr. de interusurio. Götting. FT 3 M. Schneidt, spec. 
— ad materiem de ustris, antichresi et internserio et red. ann. 
applicat, Herbip. 1784. ©. A. Lieben, Gedanken über des Frhrn. v. Leib: 
aig und Hoffmann's verfchiebene calculos interusurli. Dresden 1788. ©. 
‘ Bimmermann, über Anatocismus und SInterufurium. Frankf. 1797. Et. 
Schrader, bas Interufurium tft nah Hoffmann'ſchen, — Leibnitz ſchen 
Grundſaͤtzen zu berechnen, deſſen civil. Abhandl. Abth. 2 (Weimar 1816), 
Kr. U, ©. 147 - 190. . Ad. Seuffert, Erörterung —— Lehren 
er Privatrechtes Abtb. 1 ® zburg 1820), Nr. XIX, ©. 145— gr 
edhmann, Handbuch für jurid. und flaatsrwietbfchafgfiche — (ip. 
1829), &. 79 ge ©. 235 flg. Ferd. Zachariaͤ, uͤber die richtige Bered⸗ 
nungsart bes Juteruſurii nad) Grundfägen des Rechtes. Greifswalde 1831. 
3. A. Brunert, Lehrb. der Mathematit Th. 1, Abth. 2 VPolit. Arithmetil 
(Leipzig 1841), G. 91 - 96. 
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Wenn man naͤmlich in der Carpzov'ſchen Formel b—= = 
bie Zahl der Jahre oder m fo wählt, daß ap — 100 mird, fo iſt das Ins 
terufurium, b == * — a, alſo dem Capitale ſelbſt gleich, der frühere 
Death cde =a— b und, da b a iſt, =a— ao. Diff 


, 5 B. der Gall, wenn in 20 Jahren 100 zu zahlen find und ber Zinsfuß 


5 Procent ift; Bier ift das Interufurium b — _—. — 100; das jege 
zu zahlende Capital ce —= a — b == 100 — 100 = 0. Nimmt man 
aber np > 100, fo if das Interufurlum fogar größer als das fpdter 
fällige Capital. Sind z. B. 100 nad) 25 Jahren zu zahten, fo ift bei dem 


Binsfufe von 5 Procent das Interufurtum b—= = —= 125; ber. 
gegenwärtige Werth c alfe = 100 — 125 = — 25, b. h. der Schuld» 


ner würde nicht nur nichts zu zahlen fchuldig, fondern noch 25 zu for⸗ 
bern berechtigt fein. F 
Das Hoffmann'ſche Verfahren dagegen beruht zwar im allgemei⸗ 
nen auf einem richtigen Grundſatze, indem das fo zebucitte Capital mit den 
Binfen davon für_die Zmifchenzelt foviel beträgt, als das fpäter fällige Gas 
ital; aber es ift doc, mit Inconſequenzen behaftet. Wenn es ſich naͤmlich 
Ar die Reduction von zu verfchiedenen Terminen fälligen Zahlungen hans 
beit, fo entſteht ein verfchtedenes Nefultat, je nachdem man die einzelnen 
ſpaͤter fälligen Zahlungen auf die früheren Werthe reducirt, oder bie 
Zahlungen als Renten eines Gapitaled anfieht und fie fo nad) der For⸗ 
mel für die Reduction der Renten!!) auf ihren. baaren Werth bringt. 
Da nur das erftere Verfahren eine confequente Anwendung ber Hoff» 
mann’fchen Grunbfäge ift, ſich aber doch die Betrachtung folcher Zahs 
[ungen als Renten in vielen Fällen von felbft aufbringt, und bie darauf 
angewandte sichtige Redhnungeweife!?) als Criterium der rechten Methode 
anzufehen if, müßlen vom mathematiſchen Geſichtspunkte aus die Hoff 
mann'ſchen Grundſaͤtze, als zu Inconſequenzen führend, um fo mehr 
verworfen werben, als bei ber Reduction der einzelnen Zahlungen der ges 
genwaͤrtige Werth einer vierzigjähtigen Rente zu 5 Procent macht betragen 
— als der Werth einer ewigen Rente von dem gleichen jaͤhrlichen 
etrage. ’ 
Die Leibnig’fche Methode bagegen iſt frei von allen Inconſe⸗ 
quenzenz insbeſondre zeigt fich gerade in den Faͤllen, wo verfchiedene tere 


11) Diefe Formel ft 2 (I—(1+w)"). In ihr bezeichnet © die jaͤhr⸗ 
The Rente, w den Bruch, den die jährlichen Zinfen tm Vergleiche mit bem 
—— als einer Einheit bilden und n die Zahl ber Jahre, auf welche redu⸗ 


‚wirb.. 

12) Die Richtigkeit der in ber vorigen Note angegebenen Kormel ergibt ſich 
ſchon daraus, daß, wenn man in einem Beifpiele von bem gefundenen Aefultate 
ausgeht und bie aufkommenden Zinfen binzurechnet, die zu zahlenden Renten 
aber abzieht, mit dem legten Rententermine das Gapital felbft erfchöpft ift. 
S. Schrader a. a. D. ©. 166, Note. — Diefe Rechnungsweife paßt, wie 
bereits oben bemerkt worden, nicht zu ben Hoffmann'ſchen Grundſaͤgen. Bet 
Badharid % a. D. ©. 49, s 
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minliche Zahlungen zu reduciren find, bie vollſtaͤndigſte Uebereinſtimmemn; 
aller Reſultate, mag man die einzelnen Zahlungen / auf den gegenwaͤrtigen 
Zeitpunkt veduciren und dann addiren, oder von dem zu jenen Zahlungs 
als Zinfen gehörigen Capitale die Zinfen und Binfeszinfen für den frag 
lichen Zeitraum und von dieſem dann ben gegenwaͤrtigen Werth berec⸗ 
nen, oder endlich den Werth dieſer Zahlungen ducch die Note 11 ange 
gebene Formel ſuchen. 
Handelt es ſich Dagegen um die Frage, welche von dieſen verfein 
denen Methoden nah den Grundfägen des gemeinen Rechtes 
den Vorzug verdime, fo kann für die Leibnig’fche Methode kein gr 
fegliches Argument geltend gemacht werden. Denn, wenngleich ber 
Rechtsſatz, daß der Capitalwerth einer ewigen Nente dem 25fachen Ber 
teage der Rente gleich fei’?), ſich nur aus ber kaum erwähnten Formel 
für bie Wertheberehnung der Zeitrenten ableiten!%) und felgfih nur 
mit der Leibnig’fchen Internfurienrechnung in Einklang bringen (dt), 
fo kann er doch für die Leibnig’fche Methode nichts beweifen, da er 
fhon aus der Wahrnehmung, daß bei dem Zinsfuße von 4 Procmt mit 
100 jährlid 4 als Rente gezahlt werden koͤnnen, genügend erklärt, und 
nicht angenonmmen werden kann, daß bie Printipien ber ohne den Gr 
brauch der Logarithmen kaum ausführbaren fogen. Leibnitz 'ſchen In⸗ 
terufurieneehnung fhon ben römifchen Juriften bekannt gewefen waͤren 
Für die Carpzov'ſche Methode fpricht zwar ber Umftand, daß ſich Spu⸗ 
ven ber Anwendung derſelben in ben Rechtsquellen finden!®), und def 
die ganze Art und Weife, wie nad) bem Obigen das Interuſurlum von 
den römifchen Juriſten behandelt wurde, fo wie die geringe mathematifche 
Bildung der roͤmiſchen Juciften eine andere Methode nicht erwarten 
läßt; aber es Tann dieß doch um deßwillen nicht bindend für ums fein, 
weil der Gebrauch jener Methode Seitens ber roͤmiſchen Juriſten von 
ber gefeglichen Vorſchrift, daß biefelbe zu befolgen fA, wohl gu untere 
fcheiden ift, und jene Methode ſelbſt upleugbar auf einem mathematifchen 
Irrthume beruht. Die Hoffmann’fche Methode dagegen empfiehlt 
ſich als die einfachfte Correction des falfchen Carpzo v'ſchen Verfahrens. 
Denn der Fehler diefer Methode befteht darin, dag man, wie man bei 
der Rechnung auf die fpätere Zeit die Zinſen hinzurechnet, bei der auf 
die frühere Zeit dieſelben Binfen abziehen zu dürfen geglaubt hat, und 
bie Berichtigung dieſer Methode iſt mit der Erkenntniß gegeben, daß ber 
frühere Werth eines fpäter fälligen Capitales nicht durch den Abzug der 
Zinſen von dieſem legteren, fondern durch den Abzug ber Zinfen von dem 


13) L. 3. $. 2. D. ad legem Falcid. (35. 2.) vgl. mit Nov. 131. c. 12. 
S. Schrader a. a. O. S. 15 fl. Zacha ria a. a. O. S. 56 fla. 

14) Auf je mehr Jahre naͤmlich eine Rente ertheilt wird, wm fo kleiner 
muß ber fubtractive Theil ber Kormel (1 + w)-@ werdenz bei einer immerwik 
venben verſchwindet er ganz und ergibt fi für fie der Ausbrud 2, 

15) Rote 12 a. ©. j & 

16) L. 88, 8. 8, D. ad legem Falcidiam. (35, 2.) Wgl. Schraber « 
a. D. ©. 152 & Ueber Ulpian., — VL $. 12 u. 13. vgl. Schra⸗ 
der a. a. O. ©. 164 fig. und Zach ariä a. a. D. ©. 28 fig. u. S. 40 fi 
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früheren Werthbetrage, ober mit anderes Worten durch eine, dem für 
bie Reduction auf bie fpätere Beit ſich ergebenden Verhaͤltniſſe entgegene 
geſetzte, Proportion zu finden fi. Die Hoffmann’fche Methode muß 
Daher für die gefeglich richtige erkannt umd überall, wo nicht mehrere 
fpäter fällige Bahlungen ihrer rechtlichen Natur nach ale Renten anzu⸗ 
fehen und daher nach der oben angegebenen Formel für die Werthsbe⸗ 
flimmung der Zeitrenten zu berechnen find, zur Anwendung gebracht 
werden, weil fie, die Hoffmann’fche Methode, aud) das mit der von - 
ben römifchen Juriſten befolgten gemein hat, daß nur nach einfachen 
Binfen gerechnet wird, und weil nur fie mit ber von ben rimifchen Zur 
riften zuweilen vorgenommenen, auch mathematifch richtigen, Meduction 
auf bie fpätere Zeit !T) übereinftimme. Bei beiden Mebuctionen, der auf 
die frühere, fo wie der auf bie fpätere Zeit muß nach benfelben Grunde“ 
fägen gerechnet werden; denn es würde fonft, denn 3. B. wegen einer 
in fraudem creditorum zu früh gezahlten Forderung der Faͤlligkeitster⸗ 
min diefer Forderung zur Zeit der Einklagung des Interufurium noch 
nicht. eingetreten, für, die Vergangenheit nach einfachen Zinfen, für die 
Zufunft nad) Zinfeszinfen gerechnet werben, wollte man bie noch zu 
erhebenden Zinſen nad Leibnig’fchen Srundfägen berechnen. Auch 
kann für die Hoffmann ’fche Methode der allgemeine Srundfag, daß 
ſtets nach einfachen Zinfen zu rechnen fei!®), fo wie analoger Weife das 
Verbot des Anatocismus beim Marlehn ??), bie Analogie mit den Vers 
zugszinſen 20) und endlich auch noch das geltend gemacht werden, daß, 
- wollte man auch Zinfeszinfen berechnen, gefeglich beflimmt fein müßte, 
nach welchen Zindterminen bie Beredmung ftattzuffnden habe 21), 
Aus diefen Gränden wird benn die Hoffmann’fhe Methode — 
wenn auch bie Leibnig’fhe von einigen Mechtölcheemn 2?) vertheis 
digt und felbft in einigen Lanbern??) zur gefeglichen erhoben worden 
it — in den meiften der neueren Lehrbücher des heutigen vömifchen 
Rechtes für die gemeinrechtliche erklaͤrt 2%). 2. 


JJutervention (Interventio) im Civilprozeſſe ). Ges 
ſchichtliche Einleitung. Die Lehre von der Intervention erhielt 


17) L. 22. $. 2. D. ad SC. Trebell. (36. 1.) Bol. Schrader a a. 





O. &. 182 fig. 

18) L. 15. D. de usaris. (22. 1.) 

19) Bel. Baharid aa. D. ©. 15 fig. 

20) Seuffegt a. a. D. ©. 147 fig. 

21) Badarıda.a. D. S. 23 fig. 

22) Hommol, promtuarium iuris Bertochianum 'Tom. I. (Lips. 1777.) 
p. 931. Th ibaut, Syſtem bes Pandektenrechtes, 8. Ausg., $. 202. 

23) So in Sachſen burch koͤnigl. Reſcript vom 25. Oct. 1724, im Cod. 
- Aug, II. Fortſ. Bd. 1, ©. 319, und in Preußen durch ein Reſcript an die 

Regierung zu Marienwerber d. d. Berlin, den 8. Scpt. 1804, in Mathis 
juriſt. Monatsfchrift Bd. XI, ©. &. 

24) Seuffert, Lehrb. des Panbeltenrechtes Bd. 2, $. 234. Wenings 
Ingenheim, Lehrb. des gem. Eivilrechtes, 4. Aufl., 8. III, $. 20 ($. 200). 
Puchta, Lehrbuch der Pand. $. 216. 

1) Hahn, de interventione. Helmst. 1659. Mauritius, de iure 
interventionis. Kil. 1669. Claproth, de interventione libellus. Gott. 
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\ N 
nur allındlig durch Doctrin und, Praris die jegige Seftalt. Die Inter⸗ 


- vention Fam zuerft wohl nur in der Form vor, welche man jest die 


gceefforifche nennt. Kür diefe allein Lieferte audy das roͤmiſche Recht uns 
beftteitbaren Stoff, fo wie die Bezeichnung: intervenire?). Das eigene 


. Intereffe des Intervenienten an einer anhängig gemachten Rechtsſache 


Anderer war der Grund und die Wahrung biefes Intereſſes der Zweck 
der Sintervention. Der Sintervenient mußte fi) an die Partei” anſchlie⸗ 
fen, mit welcher fein SIntereffe an. der Sache gemeinfchaftlich mar. 
Diefe Partei hieß In Bezug auf den Intervenienten Principalis (sc. 
pars). Zeigte e6 fi, baß bes Intervenienten Intereſſe mit dem ber 
Principalis nicht gemeinfchaftlid, fondern ein ganz feparates, alfo ein 
folches war, welches jegt zur Principalintervention berechtigen würde; fo 
wurde er, befondere wenn zur Zeit ber Intervention In der Sache bie 
Erceptionshandlung bereits erfolgt war, zur Ausführung dieſes Intereſſes 
ad separatam verwiefen. Der Intervenient mußte vor Allem fein In⸗ 
tereffe wenigftens fummarifch darthun. Er wurde ſodann, ungeachtet 


er fi bloß an die Principalis anſchloß, als ein Kläger betrachtet, weil 


Tr 


er von freien Stüden (ultro) vor Gericht auftrat, um fein eigenes 
Recht zu wahren. Hieraus folgerte man, baß er feine foribeclinatorifcyen 
Einreden vorbringen, wohl aber den Richter recuficen Tönne?). Wurde 
gegen bie Principalis gefprochen und mollte diefe nicht appellicen, fo 
konnte der Äntervenient auch allein appfiten und fo ganz an bie Stelle 
der Principalis treten. In dieſem Falle fagte man, der Dritte appellice 
principaliter ꝰ). Hieraus entwidlelte fi) nun die principalis interven- 
tio, welche im angegebenen Sinne bei der Appellation feinem Zmeifel 
unterliegen fonnte, da das roͤmiſche Recht ein ſolches principaliter 
appelliren ausdruͤcklich geftattet?). Es lag nun bie Frage nahe, ob ein 
tertius nicht auch principaliter agere vel defendere konne? Gail ®) 
beantwortet diefe Stage in Bezug auf den Landesheren dahin, daß dieſer 
für feine Unterchanen in dem Falle, wenn die Klage oder Vertheibigung 
bie Unterthanen allein intereffire, nicht principaliter agere vel defen- 
dere koͤnne, fondern hierzu einer Vollmacht beduͤrfe; er aber*dann ohne 


1763. Fresenius (pr. Malblanc), de interventione in indicio, et 
speciatim de tertii appellatione atque eflectu praeventionis circa eam. Tab. 
1803. I. 3: Fr. Lang, die Interventionen nach den Grunbfägen bes gem. 
teutfch. Civilprozeſſes. Landeh. 1826. v. Gönner, Handb. bes Pros. Bb.T, 
Abh Gensler, im Arch. für die civ. Prar. Bo. IV, S. 153 fig. und 
beffen Sommentar zu Martin’s Lehrbuch (Ausg. von Morftabt) Bd. II, 
8. 159 fl. Gefterdbing, Ausbeute u. f. w. Bd. V, Abth. I, Abb. 4. 
Danz, Grundf. des ord. Prog. (Ausg. von Gönner) $. 498 fl. Martin, 
Lehrbuch bes bürg. Proz. (12. Ausg.) $. 303 fig. Linde, Lehrbuch des Gis 
ei ey $. 110 fig., und beffen Abhandlungen aus dem Givilproz. 
. ’ « eo 


2) Dan f. 3. 8. L. 4. $. 4. D. de appell. (49. 1.) 
8) Gail, lib. I. obs. 69-72. 

4) Gaill. c. obs. 122. nr. 5. 

5) 3.8. L. 4. 6. 2-5. D. de appell. (49. 1.) 

6) 1. c. obs. 125. 
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Bollmadıt für fie aufzutreten befugt ſei, wenn er dabei, zwar nicht 
principaliter, doch aber per consequentiam intereffirt fel. Konnte der 
Landesherr wegen feines Interefſes einen Rechtsſtreit für feine Unter . 
thanen beginnen und durchführen, fo mußte es ihm auch erlaubt fein, 
bei einem begonnenen. Rechtöftreite berfelben als Principalis dann ein- 
zutreten, wenn er babei ein\felbftfiändiges, von dem echte der Unter⸗ 
tbanen unabhängiges Intereſſe hatte, und dieſes felbftitändig zu verfolgen. 

Hermann Buttejus?) unterfcheibet ſchon beflimmt interventio 
accessoria und principalis. Interventio ift ihm tertii pro suo inter- 
esse facta intercessio, quae fit vel assistendo alterutri ex Jlitiganti- 
bus vel neutri. Er unterfcheibet ſodann, daß diefes Sintercediren ent» 
weder sponte, auf Verlangen eines Theiles, jedoch ohne richterliche Ci⸗ 
tation, oder non sponte in Folge einer folhen, buch den Beklagten 
bewirkten Citation gefchehe. Utrique, fährt er fort, assistit semper 
sponte sua, invitus nunquam, et vere haec propria est interventio, sicut 
et illa interventio, quae fit ad partis alterutrius instantiam: sed in illa 
interveniens suam causam,duntaxat persequituf, in hac non tam snam 
quam alienam, unde illa principalis haec accessoria haud in- 
commode’ dici possit, Hier findet fi, wie man fieht, auch ſchon bie, 
fpäter beflimmt angenommene, Unterfheidung zwifchen freiwilliger 
und erzmwungener Intervention. Dagegen ift davon, daß die inter- 
ventio principalis auf die Entfernung des einen oder anberen freitenden 
Theiles gerichtet fei, bei Vultejus noch nicht die Rede. 3. Herold?) 
unterfcheidet ebenfalls zwiſchen freiwilliger und erzwungener Intervention, 
nennt aber nur die erfiere wahre und eigentliche Sntervention. Dagegen 
ift nach ihm, fo wie z. B. nah Emerich v. Rosbach?) und Bene⸗ 
bict Carpzov!o) die interventio principalis im Gegenſatze der acces- 
soria diejenige, welche erfolgt ad impediendum et removendum agen- 
tem vel defendentem, Weitere befondere Grundfäge über die Principal: 
intervention fiellen diefe Rechtslehrer noch nicht auf; ja fie fheinen bei 
dieſem Verdraͤngen des einen oder anderen Hauptpartei hauptfächlich nur 
die Appellationsinflanz im Sinne zu haben, mie ſich mentgftens aus 
ihrer Berufung auf Gail entnehmen läßt: Indeſſen war der Begriff 
ber Principalintervention einmal in ber Doctrin feftgeftellt, und es Eonnte 
die allgemeine Anmendung befjelben, namentlich deſſen Beziehung auf 
bie erfte Inſtanz nicht ausblelben. Berger!!) ſagt fehon ganz allge 
mein, daß man durch die Principalintervention die Ausſchließung der 
einen oder anderen Partei bezwecke, und das von ihm angeführte Bei⸗ 
fpiel zeigt, daß er nicht mehr blos die Appellationsinftanz im Auge habe. 
Die Principalintervention in diefem Sinne hatte alfo lediglich den Zweck, 


7) de iudiciis lib. III. o. VI. 
8) Singhl. observatt. ad processum etc. cap, XIII. 
9) Praxis civilis etc. tit. XLVII,, ber jedoch im Begriffe abweicht. Man 
f. unten. 
10) Praxis forensis P. I. const. III. def. XXX.. D 
11) Oecon. iur. lib. IV. tit. XXVII. 
al* 
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den einen ober anberem ſtreitenden Theil an ber Fortſerung des Brozefiet 
zu hindern, und dadurch dieſem ſelbſt ein Ende zu machen, nicht aber 
au den, daß nun ber Intervenient ſelbſt feinen etwaigen Anfpeuch aul 
die Sache durch eine befondere Klage geltend made. Denn bie Inter 
vention konnte ja auch blos bie Sachlegitimation ber Parteien betreffen 
diefe als mangelhaft ober grundlos barflellen, und fo den Streit bw 
men. Deßhalb betrachtete man auch deu Juterventionsſtreit im Dem 
auf die Hauptſache als präjubic 12). Wenn indefjen der Intervenien 
auch ben Beklagten entfernen und bad Streitobject für ſich erlangen 
wollte, fo war eine Klage, infofern der Beklagte nicht Freinsilig dem 
Verlangen bes Intervenienten nachkam, gegen erfleven zmwezmablid, 
Der nächte und legte Schritt, weicher nun in diefer Lehre gethan wurde, 
war, daß man die Principalintervention ſtets und wefentlidp als eine 
Klage betrachtete. Bor Goͤnner iſt jedoch dieſe Anfidye noch fwam 
end. Erſt duch ihn wurde fie beſtimmt ausgefproxchen, durchzefhet 
und in der neueren Doctrin befefligt!?). Dagsgen behauptete in nen 
ſter Beit Linde?*), daß diefe Prineipalintervention bem roͤmiſchen Xe⸗chte 
zumider und das, was man jest fo nenne, als fuhjertive Klagenhan⸗ 
fung aufzufaffen ſei. Da es ferner auch Fälle gibt, we ber zur Priw 
cipalintervention berechtigte Deitte feinen Zweck auch ohne Miage durch 
bloßen Anſchluß an eime Partei erreichen kann, fo flatuitte man für 
diefe Fälle noch eine dritte Art, bie gemifchte Intervention, über dem 
Begriff und Zuldffigkeit man aber nicht einig iſt. 
I. Begriff und Arten der Intervention. 

Es iſt bekannt, daß ein Rechtsſtreit nur zwiſchen zwei Parteien 
flattfinden kann; daß alfo ein Dritter ſich in einen folden weder eine 
mifhen darf, ba bie flreitenden heile ſich eine besartige Einmiſchung 
nicht gefallen zu laſſen brauchen, noch dieſes zu thun noͤthig hat, da 
ein zwiſchen ben Parteien gefaͤllter Rechtsſpruch, als eine res inter 
alios gesta, ſeine Rechte nicht beruͤhren kann. Daher die Regel: die 
Einmiſchung eines Dritten in einen zwiſchen Anderen oblchuebenden 
Rechtsſtreit iſt unſtatthaft. Die Ausnahme von dieſer Regel dudet 
nun bie Intervention, bie demnach in der Sinmiſchung eines Dritten 
in einen fremden Rechtsſtreit beſteht. Es iſt jedoch ſchwierig, eimen 
ſolchen Begriff von ihr aufzuſtellen, welcher ben Erforderniſſen der for 
gik völlig entfpriht. Denn er foll die beiden Hauptarten der inter 
vention, bie principale und accefforifche, umfaffen, obgleidy beike weſen⸗ 
lich, von einander verfchieden find, indem die erſtere eine neue Partel 
auf den Kampfplag der bisherigen Parteien bringt, während bie legte 
dem einen ber flreitenden Theile einen Kampfgenoſſen gegen dem anderes 
zuführt. Es ann daher das Ungenägende in ben meiften Definitionen, 


12) Mauritius l.c. 6.8, Gribner, princ. proc. ind. fb. I. 
cap. 7, sect. 1. $. 4, Schaumburg, princ. prax. lar. ind. Hb. L sed. 
2. cap. 5 $, 1 u. 2. 

13) Im Handb. a. a. O. 

14) An ben angef. Orten. 
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welche die Rechtelehrer von ber Intervention aufſtellen, gar nicht bes 
fremden. So befteht fie z. B. nah Gönner!) in der Handlung, 
durch weiche diejenigen, bie bei einem Bechtöftreite zweier anderen Par: 
teilen ein Interefſe Haben, an dieſem fogleich Theil nehmen und dabei 


ihe Intereffe verwahten, ohne einen neuen Rechtöſtreit anzufangen. Al: 


lein er nennt nachher felbft die Princhpalinteruention eine Klage, bie fich 
ohne einen neuen Rechtsſtreit nicht als möglich denken und fich daher 
auch nicht auf eine bloße Theilnahme an dem bereits anhängigen Pro: 
zefie beſchtaͤnken laͤft. Martin’s!") Definition (Einmifchung britter 
Derfonen, als ſtreitender Theile im einen zwiſchen Anderen forts 
dauernd rechtshaͤngigen thrgerlichen Rechtsſtreit) iſt zwar fehr 
praͤcis, aber doc, inſofern nicht beflimmt ‚genug, ale bie technifche Pro: 
zeßfprache mit dem Ausdeude: fireltende Theile nur die Haupts 
partelen, nicht aber auch bie einer berfeiben nur abhaͤrirenden Per: 
fonen bezeichnet??), die Definition alfo, ſtrend genommen, bie accef[dris 
fee Intervention ausſchließt. Umgekehrt begreift Linde’s1°) Definition 
(unaufgeforberte Theil n ah me Dritter an einer eingeleiteten Rechts⸗ 
ſache) bie Principalintervention nicht im fich, welche er freilich auch gar 
nicht als begrfindet annimmt. Ferner fragt es ſich, ob die Einmifchung 


‚unaufgefordert erfolgen mäfle, ob alfo das Präbicat unaufge: 


fordert zum Begriffe der Intervention gehöre. Während viele Rechts⸗ 
lehrer 19) dieſe Frage beiahen, verneinen andere 20) biefelbe wenigſtens 
indireet, infofern fie bie Adeitation, die Litisbenuneiation, ja manche fo: 
gar bie nominatio aucteris, als Veranlaffungsgründe ber Intervention 
Betrachten; weßhalb bie Ältere Dectein, wie bereits erwähnt worden, 
noiſchen freiwilligen und erzwungener (nothwenbiger) Intervention 
unterſchied 22). Debenkt man, daß die, im Folge ber Adeitation und 
kLitisdenunciation dem Sereite beitretmden, Dritten niemals In terve⸗ 
nienten, ſondern Adeitaten und Litisdenuneciaten heißen und 
in den Acten auch durchgaͤngig fo bezeichnet werden; bie nominatio 
auctoris aber gar keinen Beiſtand, ſondern, als exceptio deficientis 


“ legitimatignis ad causam passivae, das ſelbſt ſtaͤndige Eintreten 


des Nominirten in bie &telle des ohne Zug verklagen Theiles bezweckt: 
fo iſt es, wenn die Theorie nicht unnöthigerweife mit der Praris in Wi: 
derſpruch gerathen und fo Verwirrung veranlafien fol, gewiß am anges 
meffenften, die JIuterdentlon auf die uganfgeforderte Einmifchung, 


15) Hanbb. a. a. D.& 1. 
16) Lehrb. &. h 
17) Man f. Martin, Lchrb. $. 88, 
18) Lehrb. $. 110. 
19) 3. 8. Hellfeld, iurispr. for. 6. 591. Danz, Grundſ. $ 495 
Bdnnera.a.D. $ 1. Heffter, Inſtit. des Siviiprog. S. 530 u, 535. 
Linde a. a. D. and dort Nöte. Reinhardt, Handb. Bb. 1, 5.86 m.a.m. 
20) 3. 8. Gläl, Eriänt. der Pand. Bb. VI, $. 531, ©. 472. Mar: 
tin a. a. D. 5.80Fu. 06. Muͤhlen bruch, Entw. bes Civilproz. ©. 108. 
Ruborff, Grunde. zu Borleſ. über Civilproz. ©. 2. a. m. 
21) Dan f. Seusler, im Ach, Mb. IV, Ar. 25, ©. 176 fig. 
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alſo auf ſolche Dritte zu beſchraͤnken, welche bie Praris auısfchlieip 


Sntervenienten nennt. Man kann demnach die Intervention 
diejenige, gerihtlihe Handlung nennen, vermöge welde 
ein Dritter, zur Wahrung feiner duch einen zwifäe 
Anderen vehtshängigen Civilrechtsſtreit bedrohten Redte, 
in dieſen, als neue Partei oder als Beiſtand eines de 
fireitendben Theile, fih unaufgefordert einmifcht. 

Aus diefem Begriffe ergeben fi die Arten ber Juterventier 
von ſelbſt. Sie ift nämlich entweder Principal- (Daupt:) en 
Neben⸗ (accefforifhe) Intervention (i. principalis vel accese 
ria), je nachdem ber Intervenient fein Recht als felbftftändige Part 
oder nur durch Unterflügung eines der flreitendben Theile zu wahren be 
abfichtig.. Eine dritte Art, eine fogen. gemifchte Intervention 
(i. mixta), gibt es in Wahrheit nicht, wie unten gezeigt werben fol. Die 
früher ziemlich allgemein angenommene Abiheilung der Principal: 
intervention in bie eigentliche (i. pr. proprie sic dida, uud 
regularis) und uneigentlicdhe (i. pr. anomala, impropria, irregur- 
laris, auch mixta), je nachdem ber Principalintervenient beide flreiten: 
den Theile ausfchließen, oder ein mit dem einen berfelben ihm gemein 
ſchaftliches Recht verfolgen will (das Streitobject ganz oder nur theil⸗ 
weife in Anfpruh nimmt) 22), ift ohne haltbares Fundament um 
völlig nutzlos. Daffelbe gilt von ber bei aͤlteren Rechtslehrern vorkom 
menden Einthellung der Intervention in bie gerichtliche und außer 
gerihtlidhe (i. iudicialis et extraiudicialis), indem bei den Han 
lungen ber freitoilligen Gerichtsbarkeit, auf welche man bie letztere bejog, 
keine Intervention, fondern hoͤchſtens eine Proteflation Piag greifen kann. 
Daß endlich nad) der non uns gebilligten Anficht von dem Weſen ber 
Intervention diefe nicht in die freiwillige und erzwungene gen 
fallen koͤnne, verfteht fich von ſelbſt. Schließlich iſt, der Vollſtaͤndigkeit 
wegen, bie von Linde?) aufgeftellte Eintheilung der von ihm allein 
für begründet gehaltenen Nebenintervention ſchon hier zu erwähnen, 
wornach dieſe in die adhaͤrirende (accefforifche), principale und 
gemifchte zerfällt, je nachdem der (accefjoxifche) Snteromient ſich mit 
einem der flreitenden Theile vereinigt, oder allein und ſelbſtſtoͤndig den 
Prozeß. fortfegt, im weſentlichen aber immer zugleidy das wahre is 
terefje bes einen fireltenden Theiles, mit welchem das Sinterefie des 
SIntervenienten innig verbunden fein muß, verfolgt, oder endlich fucceffie 
in beiden Formen fkreitet. 

“ IL. Allgemeine Örundfäge über Intervention. 

1) Die Zähigkeit zu interveniren ift nach den allgemeinen Erfor 
bernifjen der persona standi in iudicio zu beurtheilen. 2) Wer inter 


22) Man f. 3. ©. Gläd aa. O. S. 47 fig. Thibaut, Park 

(5. Ausg.) $. 1273. C. Heimburg, de interventione anomala, Jen. 1756. 
ie Bd. IV, ©. 156 fig. Vol. Geſterding a. a. O. 
.12, ©. fig. 

23) In feiner 3eitfchrift für Civilrecht und Prozeß Bd. V, S. 420 fi 
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veriiren wi, — ſich ſtets durch Anfuͤhrung und noͤthigenfalls Be⸗ 
ſcheinigung des Grundes, worauf er die Befugniß zu interveniren ſtuͤtzt, 
zur Intervention ſaͤchlich (ad causam) activ und paſſiv legitimiren. Der 
Grund muß in Bezug auf die intendirte Art der Intervention nach den 
obwaltenden beſonderen Verhaͤltniſſen und den hierauf einſchlaͤgigen Rechts⸗ 
grundſaͤtzen genügend, d. h. fo beſchaffen fein, daß er den Dritten zu 
der beabfichtigten Intervention berechtigt und folglich auch beide ſtrei⸗ 
tenden Theile verpflichtet, ſich dieſelbe gefallen zu laſſen. Dieſe Legiti⸗ 
mation oder Feſtſtellung der Statthaftigkeit der Intervention wird ſiets 
ein kurzes Vorverfahren (gleichſam einen Interventionsprozeß) veranlaſſen, 
welches mit der gerichtlichen Entſcheidung daruͤber: ob die Intervention 
ſtattfinde, ober nicht, endigt2*). Ob gegen ein die Intetvention zuruͤck⸗ 
weifendes Decret die Berufung zuläffig ſei, ift nad der Befchaffenpeit 
der Hauptſache zu beurtheilen. Ce wird nur in dem Falle zu geflats 
ten fein, wenn diefe gefeglich appellabel iſt; wobei es ſich von ſelbſt 
verſteht, daß auch die Appellationsbefugniß der Parteien gegen die fuͤr 
ſtatthaft erkannte Intervention nach denſelben Grundſaͤtzen zu bemeſſen 
iſt. 3) Die Intervention findet bei allen bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, 

infofern fie nicht blos den jüngiten Befis betreffen, flat. Der 
Rechtsſtreit muß aber bereits begonnen haben; weßhalb man bei blos 
vorbereitenden Geſuchen nicht interveniren kann 23). 4) Sie muß, 
ihrem Begriffe zufolge, ftets bei dem (ordentlichen oder commiffarifchen) 


‚Richter dee Hauptfache erfolgen 2°). 


UL Die einzelnen Arten der Intervention insbes 
fondre: 
A. Die Principalintervention. 

a) Begriff und geſetzliche Statthaftigkeit. 
Es iſt aus der geſchichtlichen Einleitung bekannt, daß die aͤlteren 
Rechtslehrer einen beſchraͤnkteren Begriff von der Principalintervention 
aufſtellten, als die neueren. Nach jenen bezweckte ſie die Verhinderung 
der angeſtellten Klage. Sie trat alſo in ſolchen Faͤllen ein, wo dem 
Intervenienten das Klagerecht primo loco gebuͤhrte, und ihm darum 
die Befugniß zuſtand, ja, wenn er nicht in Nachtheil gerathen wollte, 
ſogar die Nothioendigkeit oblag, ben Kläger an ber Kortfegung der 
Klage zu hindern; was fi) unter berfeiben Borausfegung auch auf die 
defensio , wenn ndmlich diefe ihm zunaͤchſt oblag, bezog. Denn inter- 
venirte er in folchen Faͤllen nach erlangter Kenntnig von bem Rechte» 
fireite nicht, fo mar das in biefem gefällte Urtheil auch ihm nachthei⸗ 
lig?”). Durch bie Entfernung des Klägers wurbe bie Hortfegung we⸗ 


/ 
( 


24) Dany a. a. O. $ 495. Gluͤck a. a. D. S. 476. Gensler, im 


Archiv a. a. D. ©. 160 fig. und Gommentar ©. 200 fig. 
:25) NER: a. O. 5,4%. Gluùck a. a. O. ©. 77. Martin aa. 


0) Dana a D. $. 494. Gluck a. a.9. Martina. a. O. 
27)3 L. 63. D. de re ind. (42. 1.): Scientibus sentenlia, 


quae inter allen diota est, obest, cum quis de ea re, cuius actio 





. 
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gen Mangels des Sachlegitimation deffelben ganz gehemmt; unb moite 
der Intervenient ben Streit fortfegen, fo mußte er felbft Klage erheben, | 
wodurch nur ein einfacher Mechteftreit zmifdgen ihm unb dem vorigen 
Beklagten entſtand. Bel der Entfernung bes Beklagten wegen man⸗ 
gelnder paffiver Sachlegitimation Ponnte dagegen nur die Wirkung ein⸗ 
treten, daß nun bee Intervenient als einziger Beklagter benz bisherigen 
Kläger gegenüberftand. Das In ber geſchichtlichen Einleitung erwaͤtzun 
principaliter appellare des acceffortfchen Intervenienten gehört natuͤrich 
gar nicht hierher. Wollte aber der intervenient den Kläger und Be | 
klagten zugleich verdbringn®®), fo war dieß begreiflich nicht amber 
möglich, als daß er gegen den letzteren zugleich eine Klage erhob, obwohl | 
die Aelteren davon, daß mit der Intervention eine Klage zu verbinden 
fet, oder jene felbft In einer Klage beftehe, gänzlich ſchweigen; mb mens 

fie, wie erwähnt worden, den Sintergenienten als Kläger betrachteten, fo 
geſchah dieß aus einem anderen, oben angegebenen, Grunde, ımb kam 

dieß Praͤdicat auch, ja anfangs allem, dem accefiorifchen Iatere 
nienten zu. 

Die neueren Mechtsichrer faffen dagegen die Principalinteruentien 
durchgaͤngig als Klage auf. Der Sache nach komme biefe Anfiät 
3.8. ſchon bei Brunnemann und Ludovici vor??), obwohl fe 
dieß noch nicht begrifflich ausfprechen, fondern bei ber Begriffebe⸗ 
ſtimmunh blos fagen, daß der Intervenient ein ganz befonderes Recht 
‚ yprätendire, ober, wie noch Biener®‘)- fagt, ein vorzüglicheres Recht 
oder einen Vorzug vor dem Klaͤger oder dem Beklagten oder vor beiden 
behaupte. Nah Gluͤck?!) will der Principalintervenient fein eigenes, 
von dem Intereſſe der flreitenden Theile ganz verſchiedenes Recht durch⸗ 
fegen. Erſt Sönner*?) fpricht ganz beflimmt aus: bie Principal 


vol defensio primum sibi competit, seqwentem agerce patia- 
tur. Velnti si creditorem experiri passus sit debiter de proprietate 
piguoris, &ut maritus socerum vel uxorem de proprietate rei in dotem 
acceptae, aut possessor venditorem de proprietate rei emptae... cur autem 
his quldem scientia nocet, superioribus (ben im crften Theile der 1. genann⸗ 
ten) vero non nocet? Illa ratio est: quod qui scit sunm coheredem ager®, 
prohibere eum, quo minus uti velit, propria actione, vel defensiou® 
utatar, non potest; is vero, qui priorem dominum causam defendere pa- 
titur, ideo propter scientiam praescriptione rei, quamvis inter alios iudica- 
tae, submovetur, quia ex voluntate eius de iare, quod ex persona 
— Frage indicatum est. Man f. auch Gefterbing a. a. D. 8. 5: 

28) de Rosbach I. c.: Principaliter, eum intervenientem ins et in 
teresse omnium maxime concernit, pro quo ad impediendum ac remeore- 
dam agentem et’ defendentem intervenit. 

29) Brunnemann, proc. civ. cap. 13. ar. 2 u. 15. Lubovich, | 
Einl. zum Civilproʒ. Gap. XXXVII. 

80) 8yst. proo. iudis. lb. V. cap. 2. 

31) X. a. D. ©. 47%. Wan fe au Dany a.a, D. $. 493, und Clad⸗ 
roth, ord. Proz. $. 445 vgl. mit Beier 

82) Handb. a, a. O. $. 3, Man f. auch Heffter, Juſtit. ©. 59% 
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interventlon tft Klage, welche bei einem ſchon vorhandenen Nochts⸗ 
ftreite angebraht wird. So auch Martin ??): die Hauptinterdention 
iſt als eine ganz neue Klage, welche entiveder wider beide bisherige 
Parteien ober wenigſtens gegen den bisherigen Kläger gerichtet iſt, 
zu betrachten. Allein die Principalintervention iſt nicht blos eine neur 
oder befondere Klage, fondern ale Intervention zugleich eine Beſtrei⸗ 
tung Des, vom bisherigen Kläger durdy die Geltendmachung behaupteten 
Klage rechtes. Denn bie Einklagung eines, von einem Anderen ber 
reits durch eine Klage in Anſpruch genommenen. Rechtsgegenſtandes laͤßt 
fich als wirkfam und erfolgreich nur denken, wenn a) bie bereits ange⸗ 
ſtellte Klage als im Verhaͤltniſſe gu der neuen unſtatthaft oder grundlos, 
und b) bie meue Klage als begründet dargethan wird. Da beides zum 
Weſen der Principalinterwention gehört, fo muß auch beides in dem 
Begriff derfeiben mufgenommen werden. Sie ift baher diejenige 
Antervention, durch welche der Snterveniem® den im 
GStreite befangenen Gegenſtand duch eine, den bis⸗ 
herigen Kläger ganz ober doch theilweife ausfchliegende, 
Klage ganz oder theilweife in Anſpruch nimmt. Aus bier 
{em Begriffe folgt, 1) daß de Principalintervention flets gegen beide 
bisherigen Parteien gerichtet ſei. Dieß ift jedoch beftritten. Während 
nämlich fhon Ludonstci?*) die Sache richtig anfah, und unter bex 
Meueren 5. B. Gönner, v. Eppten, v. Srolman, Reinhardt 
und Andere?) in gleihem Sinne ſich ansfprachen, fucdt Martin?) 
auszuführen, daß die Principalinterventions lage auch gegen ber Kid» 
ger allein gerichtet fein inne, worin ihm Mittermaier?”) gleich⸗ 
falls beiſtimmt. Allein eine felbitfländige Klage auf Verhinderumg. oder 
Nichtgeltendmachung des von einem amberen behaupteten Kiagkrechtes, 
oder auf ben Vorzug des Klagens gibt es nicht, und das von Martin 
angeführte Beifpiel, wornach ber erſte Hypothekarglaͤubiger die ditere 
Hypothek gegen ben zweiten Hypothekarglaͤubiger, ber den GSchulbrier 
actione hypothecaria belangt hat, in ber Erecutionsinitang nur infomeit 
geltend macht, daß diefer bie verpfändete Sache nicht: in- den Beſitz be» 
komme, enthält nur eine accefjorifche Intervention, indem ber erfle 
Hypothekarglaͤubiger hier blos dem Beklagten beifteht, mithin gar Leine 
Klage anftellt, weiche hier nur bie actio hypothecaria fein, und als foldye 
niht ‚gegen den Kläger, ſondern nur gegen den Schuldner gerichtet 
werden Bönnte?®), Es iſt 2) Feine Principulintervention vorhanden, 


©93) Lehrb. $. 804, und Efeinem Magazin Bd. I, S. 150 fig. Man 
ſ. auh Claproth, ord. Proz. $. 450. 

84) Ginl, zum Civilproʒ. Gap. KXXVH, $. VI: Bei diefer Principal 
intervention bekommt ber Intervenient aweene Feinde auf ben Hals u. ſ. w. 

85) Sdnner, Hanbb. a, a. O. Y 5, Ar. 12. v. Eppien, in Mars 
tin’s Magazin Bb. 1, ©. 180. v. Grolman, Theorie bes ger. Berf. 
$. 158a, ©. 243. Reinhardt, Handb. Bd. I, $. 87. Gludtha. a. O. 
©. 474. Morftabt, Materiaitritit &.1332, 

86) Im Magazin Bd. I, S. 160 fig. 
87) Im Arch. für die civ. Prax. Bd II, G. 169. 
88) Man f Morſtadt a.  D. 
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wenn der Snternenint blos ben bisherigen Kläger an ber. Kortfeguz 
der Klage im Sinne der Alteren Rechtslehrer zu bindern ſucht, imbra 
er in diefens Kalle nur den Beklagten unterflüst, alfo accefforifch inte⸗ 
ventrt. Es fehlt ferner 3) an einer folchen, wenn ber Dritte mit einz 
Klage, weliche neben ber bes bisherigen Klägers beftcehen Tanıt, eimen 
von diefem nicht in Anſpruch genommenen Theil am Streitobjecte, ete 
ein anderes Recht an demfelben verfolgt; denn bier if gar Eeine Sam 
vention vorhanden, 3. B. der Kläger nimmt blos die Proprietät, am 
der Dritte nur den Ufnsfructus in Anfpruh >”). Es ift 4) Principe 
intervention, wenn ber Dritte blos behauptet „ daß das vom lie 
ganz in Anfprucd genommene Object ihm theilweife gebühre,, indem « | 
das Klagerecht bed Klägers wenigſtens in Bezug auf den ihm gebübren: 
den Theil beſtreitet. Ebenfo ift 5) eine Principalintervention vorhanden, 
wenn ber Dritte gegen die. in- einem Theilungsprozeſſe begriffenen Par: 
teien auftritt, und den Theilungsgegenſtand für ſich allein im Aufpımd 
nimmt , indem bier die Klage gegen beibe Parteien, als nunmehrige Be 
klagte, gerichtet und zugleich das Recht, auf Theilung zu klagen, beiden 
Theilen ſtreitig gemacht wird 4%). Ueberhaupt fest die Principalinten 
vention, außer einem bereit anhängigen Mechtöftceite, noch bie Iden⸗ 
titaͤt des Steeitgegenflandes voraus, d. 5. die Anfprüche des Principal 
intervenienten müffen qualitativ bie nämlichen, wie bie Des Klägers, 
und bei den iudiciis divisoriis diefelben, wie die beider Parteien fen. 
Daß fie aud) quantitativ biefelben feien, iſt nicht erforderlich; nur 
darf die Intervention nicht blos einen folden Theil bes Streitobjertes 
betreffen, welcher vom bisherigen Kläger gar nicht in Anſpruch ge 
nommen wird, wie bereit bemerkt worden Hl, weil in biefem Sale ber 
Dritte nit gegen beide Parteien aufträte*). 

Was die gefeglihe Statthaftigkeit der Principalintervention 
betrifft, ſo unterliegt dieſelbe nach Doctrin und Praxis zwar keinem 
Zweifel; ob aber das roͤmiſche Recht die Principalintervention in ihrer 
heutigen Geſtalt kenne, iſt eine Frage, woruͤber die Rechtselehter nicht 
einig find. Waͤhrend naͤmlich alle Rechtslehrer, welche die Prindpal- 
intervention für gefeglich zuläffig halten, fich zur Begründung derſelben 
auf roͤmiſche Sefegftellen berufen, behauptet 3. B. Gefterding*), 
daß das römifche und canonifche Recht von einer Intervention, bie im 
Laufe des Streite® als eine zweite Klage gegen ben Beklag—⸗ 
ten angebracht würde, nichts wiffe, und ift Linde im Lehrbude *°) 
ber Meinung, baß die Principalintervention fogar den klaren Gefegen“*) 
Br Fl aaa 9 ® 


39) za. Mein. ift Heffter, Inſtit. S. 590, Lit. A. a. vgl. mit ©. 


‚% #4 

40) Bol. Reinhardt a. a. D. Nr. 2. 

41) Reinhardt a. a. D. Nr. 1 und Note 2. 

42) Ausbeute a. a. D. Bd. V, Abth. I, ©.-142. 

43) $. 111, Rr. Ta. €. 

44) Er führt an: L. 14. D. de noxal. act. (9.4.), L. 10. D. de pe- 
cal. (15. 1.), L. 57. D. de hered. petit. (5. 3.) und L. 57. D. de rei 
vind. (6. 1.), und präft dieſe Stellen in den Abhandlungen Bd. u, 8. 153fl- 


[af 


urn. guugzninogun 
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wiberfpreche; ee berichtigt jedoch dieſe Anficht In den Abhaublungen #2) da⸗ 
bin, daß er J— leugne, daß ein Anſpruch auf dem Wege, den 
man Principallntervention nenne, geltend gemacht werden koͤnne, ſon⸗ 
dern nur in Abrede ſtelle, daß dieſe Rechts verfolgung nach den Grund⸗ 
ſaͤtzen der Intervention beurtheilt werden duͤrfe, indem derſelben vielmehr 
immer der Geſichtspunkt dee fubjectiven Klagenhaͤufung zum 
Grunde liege. Diefe Anficht hat bereits Widerſpruch gefunden 20), und 
laͤßt fich auch, felbft abgefehen von dem Streite über die Statihaftig⸗ 
keit der ſubiectiven Klagehaͤufung *T), deßhalb nicht rechtfertigen, weil 
die Principalintervention ſelbſt, richtig aufgefaßt, nur Eine Klage ge⸗ 
gen den bisherigen Beklagten, nicht aber auch eine folche gegen ben 
bisherigen Kläger enthält, deffen Klagerecht fie nur beſtreitet; die bereits 
anhängige Klage aber mit der Interventionsklage darum Leine fubjective 
Klagenhäufung begrüntet, weil fie nicht mit der legteren in Einem Li⸗ 
belle vereinigt ifk, und überbieß die Principalintervention bie Zulaͤſſigkeit 
der erſten Klage beſtreitet. Zudem wuͤrde der Geſichtspunkt der ſub⸗ 
jectlven Klagehaͤufung nicht einmal für alle Fälle der Prineipalinternens 
tion ausreichen, wie 3. B. nicht für den Fall, mo der Intervenient 





den, m einem Theilungsprozeſſe befangenen, Gegenftand für ſich allein 


in Anfpruch nimmt. Das folgende,.. von Linde?) für feine Anſicht 
angeführte, Beifpiel iſt nicht geeignet, diefe zu begründen oder zu beles 
gen. A. ftellt ‚gegen B. die hypothekariſche Klage an, nun meldet C. 
zu dem fon anhängigen Prozeſſe gleichfalls eine hypothekariſche Klage 
an, und behauptet, befferss Pfandrecht zu haben als A. Diefer A. 
leugnete tweder die Korderung des‘ C. noch ein Pfandrecht, fondern nur, 
daß dieſes vorgehe; B. hingegen leugnete Forderung und Pfandrecht, 
raͤumte aber eventuell fogar ein, daß, die Begründung der Korderung 
Pfandrechtes vorausgefegt, dieſes dem Pfandrechte bes A. vors 
gehe. Denn es iſt unrichtig, wenn Linde annimmt, daß die teutſchen 
Gerichte die Klage des Hauptintervenienten C. gegen beide bisherigen 
fogen. Hauptparteien richten laffen würden, da, wie von felbft einleuch⸗ 
tet, die Hypothekarklage des Intervenienten C. nur gegen den Schuld⸗ 
ner B. ftawhaft ift, und ein Hypothekarglaͤubiger doch wahrlich nicht 
gegen einen anderen mit der Hypothekarklage auftreten kann. Was 
ber C. bier gegen den A. thut, ift blos ein Beſtreiten der Wirkſamkeit 
der von ihm angeftellten Klage, indem diefe feiner, als fich auf ein 
befferes Pfandrecht flügenden, Klage nachſtehen muͤſſe. Der A. hat fi 
daher auch nicht über die Schuldforberung des C., bie nicht von ihm 
verlangt wird, unb fomit ihn, al& eine res aliena, gar nichts angeht, 





45) A. a. O. S S. 

46) Martin, Eadıh, 50, Note *). C. A. Gottschalk, selecta 
disceptatt. forens. capita, Tom. II. p. 143. (ed. 2.) Laut u. Zu-&®hein, 
— ar — und pract. Jurisprud. Bb. II, S. 248 flg. „Lang a. 
G 0, 

47) Dan f. Martin, Eehrb.. Ye 2 vgl. mit Müller, in Linde’s 
— für Civilr. und Proz. Bd. fig. 

48) Abhanbl. a. a. O. S. 164. 
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zu erklaͤren, fondern bios ben Ihm flreitig gemachten Vorzug der Hypo⸗ 
chek zu vertheidigen, wotin ihn B. allerdings durch Peſtreltung ber 
Hypothek und des Vorzuges des C. unterſtuͤtzen kann. - Steht alfe C. 
hier nur Eine Klage an, fo kann von eines ſubjeetiven Klagen= 
haͤufung auch nicht die Rede fein. Das römifche Hecht, um auf biefes 
guruͤckzukommen, gebraucht den Ausdruck intervenire bemetktermaßen 
nur von der jest fogen. accefjorifchen Intervention. Bon einer Prins 
eipalintervention im heutigen Sinne ift in demfelben ausdruͤcküch nichts 
enthalten, aber auch Fein Verbot, oder eine jener zumiberlaufende Vor⸗ 


“ Schrift darin zu finden. Es macht im Gegentheile viele Fälle nanthaft, 


bei welchen daſſelbe Verhaͤltniß obwaltet, wie bet ber heutigen Principal 
Intervention, daß nämlich ein bereits in einem Mechtöftreite befangener 
Segenfland im Laufe defieldben von einem Dritten ebenfalls burd eine 
Klage in Anfpeuch genommen wird #9); das Verfahren in ben beiden 
Prozeſſen bleibe aber getrennt unb ohne gegenfeltigen Einflug auf 
einander. Nur auf die Ereution des zuerſt entſchiedenen Strteites bat 
ber noch anhaͤngige Prozeße die Wirkung, daß ber in jenem befiegte Ber 
klagte den Sieger blos gegen Caution zu befriebigen verbunden ift*®). 
Es kommen jedoch im roͤmiſchen echte auch Fälle vor dt), in denen, 
wenn auch das Verfahren ſelbſt nicht näher angegeben iſt, ber fich ein- 
miſchende Dritte mit ber Klage bie Beſtreitung ber erften Klage ver 
bunden, alfo ein Ber heutigen Principalintervention gleiches Verhaͤltniß 
und Verfahren obgewaltet zu haben ſcheint. Wenn naͤmlich In dem 
Falle der L. 84. D. sol, matrim. ‘die Tochter mit ber Klage auf die 
dos gegen ihren getsennten Ehegatten auftrat, nachdem the Water gegen 
biefen mit berfelben Klage bereits vorher die dos eingeklagt hatte; fo 
Eonnte fie es wohl nicht anbets thin, als daß fie zugleich das Mage⸗ 
cecht des Waters aus dem boppelten Grunde anfocht, daß fie ni ehr 
in ſeiner Gewalt ſei und auch zu feitter Klageerhebung nicht zugeſtimmt 
babe ES geht aus ber Stelle, wie Linde und Befterbing??) des 
merken, zwar nicht hervor, daß der Water wirklich geklagt habe; man 
kann aber gleichwohl nicht in Abrede Rollen, daß dieß hätte der Fall 
fein innen. Daß ber Fall practifch vorgekommen fei, dürfte ſich fchon 
daraus ergeben, daß die Stelle aus ben Quuͤſtionen bes Africanus 
genommen iſt, der, glei den uͤbrigen roͤmiſchen Rechtsgelehrten, gewiß 


„nur in practifchen Faͤllen responsa zu ertheilen pflegte. Der Umftand, 


daß in dieſem Falle, ber Natur der Sache gemäß, der Hauptſtreit fos 
lange ruhte, bis bie Praͤjudicialfrage über den in concreto berechtigten 





49) 3.8. L. 57. D. de hered. pet. (5. 8.), L. 5. 7. D. deR. V. 
(6. 1.), L. 9. 9.8. w L.10. D. de peecul. (5. 1.), L. 14. pr. D. de noxal. 
act. (9, 4.), I» 5. $. 19. u. L. 7. pr. D. de tributer. act. (18. 4.), L. 8, 
8. 1. D. de liberal. caus. (40. 12.) u. ſ. w. 

50) Man f. Stüd a. a. D. Bb. VIII, S. 226, Rote 6. Heife 
Stopp, juriſt. Abhandl. Bd. I, ©. 243 fig. 

61) 3. 8. L. 63. D. de re ind. (42. 1.), L. 34. D. sol, matr. (24. 3.) 

62) Linde, Abhandi. a. a. O. ©. 151. Sefterbing « a. D. 8.138. 
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Klaͤger entſchieden ward), that dem Begriffe der Principalintervention 
eben fo wenig Abbruch, als es diefem fchabete, daß das Beftreiten der 
erften Klage bloß die Sachlegitimation betraf?*), da ein folches Praͤ⸗ 
judicialverhaͤltniß, das auch heutzutage haufig obmaltet, nur eine Folge 
der befonderen Anwendung des, im Begriffe der Principalintervention 
liegenden, allgemeinen Rechtes, die erfte Klage zu beflteiten, ift, und 
dieſer Begriff, eben weil er jede Art, bie erfle Klage anzufechten, zu⸗ 
läßt, ben gegen die Sachlegitimation bes erften Klägers gerichteten Ans 
griff nicht ausſchließt. Ein ähnliches Beſtreiten ber angeflellten erflen 
Klage machten die Faͤlle im der L. 63. D. de re iud. nothwendig, 
in welchen dem intervenitenden Dritten das Klagrecht primo loco zus 
fland, und diefer nicht blos den erflen Streit hemmen, fondern felbit 
Magen Gollte. Aug dieſen Faͤllen ergibt fich zugleich gegen Lind ess), 
dag die Einmifchung eines Dritten allerdings auch nach roͤmiſchem Rechte 
einen Einfluß auf den Fortgang des erſten Prozeſſes herbeiführen konnte. 
Uebrigens wird das bei biefer Art des Intervenirens jest übliche, gleich» 
‚geitige und wechfelfeitige Verfahren in beiden Prozeſſen — die jedoch 
nie zu Einem Prozeffe gemacht werden‘) — abgefehen vom roͤmi⸗ 
ſchen Rechte, fhon duch die dem teutfchen echte, das vor jenem - 
ohnehin, zumal im Prozeffe, flets den Vorzug hat, eigene Eventual« 
marime volllommen gerechtfertigt. 
b) Rechtliche Grumdſaͤtze. 

1) Die Haupt⸗ oder Principalintervention iſt als Klage an das 
Daſein aller Erforderniſſe gebunden, welche uͤberhaupt die Anſtellung 
einer Klage bedingen, und daher hinſichtlich ihrer Begruͤndung und Zu⸗ 
laͤſſigkeit gerade ſo zu beurtheilen, wie ſie auch in dem Falle beurtheilt 
werden müßte, wenn das Interventionsverhaͤltniß gar nicht vorhanden 
waͤre. Es verſteht fich ſonach von feibft, daß jede auf ein gegenwaͤr⸗ 
tiges, Hagbares Recht fich flügende Klage, deren fofortiger Anſtellung 
mithin Bein vechtliches Hinderniß entgegenfteht, aud) als Interventions⸗ 
Hage zulaͤſſig 5”). 2) Da demnach der Principalinteruenient hinſicht⸗ 
ih der von ihm zu erhebenden Klage ald Kläger erſcheint, und als 
foiher nur nach feinem eigenen Siagerechte zu beustheilen ift, fo 
kann der bereitd anhängige Rechtsſtreit auf die Beurtheilung und Be⸗ 
antwartung ber Frage, ob er klagend interveniren duͤrfe? keinen xecht« 
lihen Einfluß haben. Denn die Anftellung einer an fich rechtlich be» 
gründeten Klage kann durch das Verhaͤltniß, im welches ſich Dritte zu 
dem durch fie zu verfolgenden Rechtsgegenſtande etwa gefest haben, 
namentlich auch dadurch nicht gehemmt werben, baß ein Anderer auf 
benfelben Gegenſtand bereits gerichtlichen Anfpruch erhoben hat. Hieraus 
folgt, daß der Interventionekiäger auch nicht nöthig habe, neben ber 


58) Heffter, Inflit. &. 534. 
54) And. Mein. ift Linde a. a. D. 2 | 

‘ 55) Abhandl. a. a. D. S. 150. 
56) And. Mein. fcheine Heffter (Inftit. S. 683, $. 2) zu fein. 
57) Man vgl. Gönner a. a. O. $. 8, Nr. 4 
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Begründung der Klage auch noch ein mit ber Hauptfache (dem bereits 
anhängigen Rechtsſtreite) in ſolcher Verbindung ſtehendes Intereffe an⸗ 
zufuͤhren und zu beſcheinigen, daß er die Fortſetzung der Hauptſache ohne 
eigenen Nachtheil nicht geſtatten koͤnne s). Denn wie jede Klage, fo 
trägt auch die Interventionsklage die Berechtigung zu ihrer Geltend⸗ 
machung in fi, und ber Kläger iſt nicht verbunden, bie befonderen Mo⸗ 
tive anzugeben, melde ihn bewogen haben, die Klage gerade jegt anzu⸗ 
fielen. Die Rechtslehrer, welche das Gegentheil behaupten, verfennen 
den eigenthuͤmlichen Charakter der Principalintervention als einer Klage, 
welche fie, wie 3. B. Martin, in dieſer Verkennung fogar auch gegem 
den bisherigen Kläger allein anftellen laffen, obwohl gegen biefen der 
Drincipalintervenient Beine Klage hat, da er das Object, weldes ber 
bisherige Kläger felbft erft von dem bisherigen Beklagten zu erlangen 
firebt, wahrlich nicht von diefem Kläger, dem Michtbefiger deſſelben, Has 
gend fordern kann. Die von Martin angeführten Gefege5°) bemeifen 
feine Behauptung nicht, indem die, nach dem erfleren noch in der Eres 
cutionsinſtanz wegen des von den Parteien nachgewiefenen Intereſſes 
für zulaͤſſig erklärte; Zeugenvernehmung nicht von der Principalintervens 
tion, nody weniger von ben Erforderniffen zur Begründung ber inter- 
veniendo geltend zu machenden Klage fpricht; das zweite aber einen Kal 
berührt, in welchem ber hereits verklagte Erbe auf eine interrogatio 
in iure nicht verbunden ift, ſich über feihe Erbenqualität zu erklären, alfo 
von dem, was ber Intervenirende Kläger zur Begruͤndung feines inter- 
veniendo geltend zu machenden Klagrechtes zu thun babe, gar nicht hans 
delt. 8) Da die Berechtiaung zur Principalintervention in dem völlig 
begründeten Klagrechte felbft liegt, und dieſes zu jeder Zeit geltend ge⸗ 
macht werben kann, fo leuchtet es ein, daß dieſe Geltendmachung aud) 
nicht von dem Stadium, in welchem fich der erfte Rechtsſtreit befindet, 
abhängig, fondern bie Principalintervention in jedem Abſchnitte defjelben 
zuläffig if). So zweifellos dieß im allgemeinen ift, fo muß man doch 
verfehiebene Fälle unterfcheiden, da diefe Intervention nicht blos Klage, 
fondern auch Beflreltung des Kingrechtes des bisherigen Kläger, letztere 
aber nicht in jedem Stadium des früheren Prozeffes moͤglich iſt. a) So 
lange biefer in ber erften Inſtanz ſchwebt, das Urtheil alfo noch nicht 
erfolgt iſt, hat die Statthaftigkeit. dee Intervention Eein Bedenken, da 
der Begriff derfelben bei ihrem intritte ftets und auch dann vorhanden 
ift, wenn der bisherige Kläger, tvelcher dag Streitobject ganz in Anfprud 
genommen hat, nun.nach erfolgter, nur auf einen Theil deffelben gerich⸗ 
‚teten, Intervention ſich dem Intervenienten, beffen Rechtsanſpruch aner⸗ 


58) Gönner a. a. O. Ar. 5'u.6 Reinhardt a. a. O. Ru. 
And. Dein. ift z. B. Martin, Lehrb. 6. 304 und die dert Rote e Augef., 
und Gensler, im Ar. a. a. ©. ©. 161, $. 4, Rr. 1. 

i ” Cap. 38. X. de tertib. (2. 20.) und L. 6. $. 1. D. de interrogat. 
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kennend, als Streitgenoffe anſchließt ?). Denn des Klägers Klagrecht 
wurde wirklich theilweife beftritten, und es ändert an der Sache nichts, 
daß berfelde nachher das in Anfehung des in Anſpruch genommenen 
Theile behauptete beſſere Mecht bes Kintervenienten freimillig und ohne 
Widerrede anevfennt. Diefes hat Lediglich auf das folgende Verfahren 
Einfluß, welches ſich in Folge der Intervention auch fo geftalten Eann, daß 
der bisherige Kläger und Beklagte fidy gegen den Intervenienten vereinigen, 
und mit Ausfegung ihres bisherigen Streites vorerfi diefen Interventionsans 
griff gemeinſchaftlich zu vereiteln ſuchen. b) Befindet: fi) ber Streit 
fhon in der zweiten Inftanz 2), fo. leuchtet es von felbft ein, daß bie Prin⸗ 
—— in dieſer Inſtanz nicht ſtattfinden koͤnne, da jede Klage 
ſtets bei Richter erſter Inſtanz angebracht werden muß, und daß, 
wenn er bei dieſem Richter wirklich intervenirt, eben ſo wenig ein Si⸗ 
multanverfahren in beiden Rechtsſachen moͤglich ſei, da beide in verſchie⸗ 
denen Inſtanzen verhandelt werden. Ob aber in einem folhen Falle mit 
Erfolg intervenirt werben könne, das hängt von der Beſchaffenheit der 
Interventionsklage ab. Es laͤßt fi) naͤmlich ein folcher Erfolg nur dann 
erwarten, menn die Interventionsklage zu der erften Klage in einem Prär 
judtcialverhältniffe fteht, indem der Intervenient in diefem Falle um die 
Siftirung des Hauptitreites bis zum Ausgange ber Interventionsklag⸗ 
ſache nachzuſuchen befugt it). Waltet hingegen ein ſolches Verhaͤlt⸗ 
niß nicht ob, ſo ſteht zwar der Anſtellung der neuen Klage, dem ange⸗ 
führten Grundſatze gemäß, kein Hinderniß entgegen; bie zugleich beabſich⸗ 
tigte Beſtreitung des Klagrechtes des erften Klägers kann aber Fein, hierauf 
bezügliches,, befonderes Verfahren mehr bewirken, alfo auch den bereits 
erftrichterlich entfchiedenen Streit nicht hemmen, ber vielmehr unabhängig 
von ber zweiten Klage fortfbfent und beendigt wird. Ja es kann umges 
kehrt diefer die Fortſetzung des zweiten infofern hemmen, als bie Frage, 
wer in diefem der Beklagte fein fol, von dem Ausgange des erften 
Prozefies in dem Zulle abhängt, mo es dem befiegten Beklagten freis 
fteht, das ihm abgefprochene Object an den Sieger gegen bie Verbind⸗ 
lichkeit herauszugeben, daß diefer die DVertheidigung gegen bie neue Klage 
übernehme, oder diefe Herausgabe nur gegen Caution zu bewerfftelligen 
und dann felbft ſich gegen die zweite Klage zu vertheidigen, oder ſich mit 
dem Sieger zu diefer Vertheidigung zu verbinden s®); es fri denn, daß 
der neue Kiäger die Derausgabe des Streitgegenflandes an ben Sieger 
aus befonderen Gründen zu verhindern vermag, was «g in dem Kalle, wenn 
der Beklagte, ohne Ruͤckſicht auf ben erften Streit, ſich auf die neue 


61) Man f. Heffter, Inſtit. ©. 534, 5.3 a. E. — Sogenannte interv. 
anomala, man f.. oben. 
62) Es verftcht fich hinfichtiic, des Hauptftreitpunftess denn Appcllationen 
gegen einfahe, vor dem Endurtheile erlaffene Deerete kommen gar nicht in 
etracht, da die Sache felbft fo lange bei der erften Inſtanz verbleibt, als 
— dieſer das Endurtkril gefällt und durch Berufung wirkſam angefoch⸗ 
‚ ten IR. 
63) v. Grolman a. a. D. $. 158a, A. Nr. 2. 
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Rage einlaͤßt, firtd thun Yan, indem num ber Grundſatz: ut pendente ik 
nihil innoretur eintsitt. Jedoch fteht es auch jegt in ber Befugniß des Ei 
gers, ſich dem Beklagten gegen bie neue Klage anzufchließen. Wird ode 
der erfto Kläger in ber Appelluttoneififlang mit feiner Rage zurüdgeniede 
fo geht der neue Streit nur zwifchen dem neuen Kläger und dem ib 
herigen Veklagten feinen einfachen Gang und hört bie anfängliche Jur 
vention auf, eime fotche zur fein. Daß übrigens beide bisherigen Portim 
auf die erhobene Intervention ihren bisherigen Streit in der Appeilatieb 
inſtanz auch einftweilen ausfegen und zuvor den JInterventioneſtreit bunh 
führen Sinnen, verfteht ſich aus ber Verhandlungsmaxime von- felbfl. Die 
Wirkung hat indefjen die Beſtreitung des Rechtes des erflen Klägymi uud 
in der Appellationsinflang immer, daß bem Intervenienten * 
wo ihm fonft das im erſten Prozeſſe gefaͤllte rechtskraͤftige Urthel ſheden 
würde 65), nichts entgegen ſteht, eben weil er fein vorzuͤglicheres Klagrett oh 
vor ber rechtsfräftigen Entſcheidung ber erſten Klage geltend gemadt ist. ch 
Iſt der erſte Streit rechtskraͤftig entſchieden, fo iſt eine eigentliche Interdew 
tion nicht mehr moͤglich, da das Klagerecht des erſten Klaͤgers nicht mir 
mit Erfolg beſtritten, noch weniger eine Verhandlung über daſſelbe hr 
beigeführt werden kann. Wurde die erfte Klage zuruͤckgewieſen, ſo Mit 
der Dritte als einfacher Kläger gegen den bisherigen Beklagten auf, web 
cher der Klage in den Fällen, wo dem Dritten bie res iudicata des m 
fien Streites ſchadet, mit ber exceptio Fei indicatae begegnen und fr 
fo unwirkfem machen Bann. Diefe Einrede fteht ihm in ben erwähnten 
Fallen natürlich auch dann entgegen, wenn ber Kläger obgeſiegt hat, Faß) 
er nicht, bier wie dort, auß einem Grunde Magen kann, auf melden ſich 
jene Einrede nicht mehr erſtreckt. In den übrigen Faͤllen tritt, wenn 
für den Kläger erkannt worden iſt, daſſelbe Verhaͤltmiß ein, mie unter 
b). d) In ber Erecutionsinflang gilt natuͤrlich daſſelbe. Der Dritte 
kann blos zum Zwecke einer feparaten Klage die Execution unter geeig® 
neten Umftänden hindern, jedoch nicht mehr als Principalintervenient 
auftreten. Denn wenn er auch die Wegnahme eines Gegenſtandes Weis 
her nicht im Streite befangen war, fonbern dem Beklagten zut Befrie⸗ 
digung des Klaͤgers weggenommen werden ſoll, kraft eigenen Rechtes aa 
demfelben hindert, was er allerdings thun Bann ®%); fo if er im einem 
ſolchen Falle nur accefforifher Intervenient, indem er den Beklagten bob 
in der Vertheidigung gegen dieſe Wegnahme unterftügt. Die Rebtk 
lehrer, welche die Principalintervention in ber Sreeutionsinfunz für ze 
täffig halten”), verkennen das Weſen derfelben, das fie In die einf 
Klage fegen, bie in diefem Stadium allein noch zuläffig if, und ale 
dings die Hilfsvollſtreckung dann hemmt, wenn der Sieger Feine Caution 
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wegen Miebererflattung beſtelltss). 4) Die Intervention kann als Klage 
nur gegen den Beklagten des erſten Streites gerichtet werden, was ſich 
aus der Identitaͤt des Streitobjectes in beiden Prozeſſen von ſelbſt ergibt. 


5) Weberhaupt ift diefe Klage in Bezug auf das gegemfeitige Verhältniß 


des Klägers und Beklagten in allen Stüden wie jede andere Klage zu 
beurtheilen. Daher ſteht 6) dem Principalintervenlönten auch das Re⸗ 
cuſationsrecht zu). Dagegen kann 7) der gegen bie erſte Klage gerich⸗ 
tete Angriff nicht als Klage betrachtet werben, da berfelbe nicht die Ver⸗ 
urtheilung, fondern blos die Zuruͤckweiſung des erſten Klägers 
bezweckt. Beide Kläger ſtreiten unter ſich lediglich um bie Zuläffigkeit des 
von jedem derſelben erhobenen, gegen denſelben Beklagten gerichteten Klag⸗ 
angriffes, alfo um ben Vorzug der Berechtigung zur Klagez weßhalb 
biefer Streit nicht einen dritten, neben ben beiden Prozeſſen fiber bie 
Kiagangriffe beftehenden felbftitändigen Hauptprogeß 7°), fondern blos ein 
Mebenverfahren über einen Präjudiclalpuntt bildet, ber jedoch felten ein 
befonderes, den Dauptprozefjen vorgängiges Verfahren veranlaßt, fondern 
meiftens neben benfelben fortläuft, ja in der Regel durch bie Befchaffen- 
heit und das gegenfeitige Verhaͤltniß der beiden Klagen mittelbar erledigt 


wird. Denn wenn ber zweite Kläger den Grund feiner Klage zu bewei⸗ 


fen vermag, fo wird fi hieraus, infofern bie Prävention begründet ift, 
d. h. ſich wirklich auf ein beſſeres Klagerecht ftügt, indirect auch ber 


Antrag auf Zuruͤckweiſung des erften Klägers als rechtlich begründet ers ' _ 
geben. Daher muß der Grund der Beſtreitung des erften Klagrechtes 


fhon in dem rechtlichen Wefen der zweiten Klage liegen, Außerdem Tann 
derfelbe nur in der Beſtreitung folder Sachlegitimationspundte beftehen, 
welche der Intervenient von dem zwifchen ihm und dem erflen Kläger 
beftehenden Verhältniffe ableitet, welche alfo nicht ex iure tertii herges 
nommm find, unb aus welchen fich ſtets auch bie befjere oder alleinige 
Berechtigung des Intervenienten zur Einflagung des im Streite befinds 
lichen Gegenftandes ergeben wird. Dan denke z. B. an den oben er⸗ 
wähnten Fall der L. 34. D. sol. matrim. Hieraus folgt, daß 8) bie 
neue Klage und dig Beſtreitung der erflen Klage immer in einem Caufals 
nexus zu einander flehen. 9) Die Beſtreitung ber erften Klage kann 
‚zwar auch allein, ohne Verbindung mit einer neuen Klage, vorfommen; 
fie ift aber in einem folhen Falle nur als accefforifche Intervention zu 
betrachten, ba fie den Beklagten in feiner Vertheidigung gegen die Klage 
unterjtügt. " 
co) Berfahren”!), 

1) Das Verfahren beginnt mit der Einreichung bee Hauptinters 

ventionsfhrift, im welcher fowohl die Klage nach ben allgemeinen, 


68) Martin a. a. D. und bort Rote i und k. 
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71) Hieruͤber enthält die jurififche Literatur wenig Brauchbares ; mah ſ. 
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gu erklaͤren, fondern blos ben ihm flreitig gemachten Vorzug der Hypo⸗ 
chek zu vertheidigen, matin ihn B. allerdings dur) Peſtreitung ber 
Hypothek und des Vorzuges des C. unterflägen kann. : Steht alfo C. 
nur Eine Klage an, fo kann von eines fubjectiven Klagen: 
haͤufung auch nicht die Rede fen. Das römifche Hecht, um auf biefes 
guruͤckzukommen, gebraucht den Ausdruck intervenire bemerktermaßen 
nur von ber jetzt fogen. acceſſoriſchen Intervention. Bon einer Prin⸗ 
eipalintervention Im heutigen Sinne tft in demſelben ausdruͤcklich nichts 
enthalten, aber much Fein Verbot, oder eine jener zutwiberlaufende Vor⸗ 
" Schrift darin zu finden. Es macht im Gegentheile niele Faͤlle nambaft, 
bei welchen daſſelbe Verhaͤltniß obwaltet, wie bei der heutigen Principal 
intervention, daß nämlich ein bereits in einem Rechtsſtreite befangener 
Gegenfland im ‚Laufe defielben von einem Dritten ebenfalls durch eine 
Klage in Anſpruch genommen wird #9); das Verfahren in den beiden 
Prozeſſen bleibe aber getrennt unb ohne gegenfeitigen Einfluß auf 
einander. Mur auf bie Ermution des zuerſt entſchiedenen Streites hat 
der noch anhaͤngige Prozeß die Wirkung, daß der in jenem befiegte Bes 
klagte ben Sieger blos gegen Caution zu befriedigen verbunden iſt ). 
Es kommen jeboch im roͤmiſchen Rechte auch Faͤlle vor®!), in benen, 
wenn auch das Verfahren ſelbſt nicht näher angegeben tft, der fich ein⸗ 
miſchende Dritte mit ber Klage bie Beſtreitung ber erften Klage ver 
bunden, alfo ein Ber heutigen Principalintervention gleiches Verhaͤltniß 
und Verfahren obgewaltet zu haben ſcheint. Wenn naͤmlich In dem 
Kalle der L. 84. D. sol, matrim. ‘die Tochter mit ber Klage auf die 
dos gegen ihren getrennten Ehegatten auftrat, nachdem ihe Water gegen 
biefen mit berfelben Klage bereits vorher bie dos dingeflagt Hatte; fo 
Eonnte fie es wohl nicht anbets thun, als daß fie zugleich das es 
vecht des Waters aus dem doppelten Grunde anfocht, daß fie ni ehr 
in ſeiner Gewalt ſei und auch zu ſeiner Klageerhebung nicht zugeſtimmt 
babe. Es geht aus der Stelle, wie Linde und, Sefterbing‘?) des 
merken, zwar nicht hervor, daß der Vater wirklich geklagt habe; man 
kann aber gleichwohl nicht In Abrede Fallen, daß dieß hätte der Fall 
fein koͤnnen. Daß der Fall practiſch vorgekommen fei, dürfte fich ſchon 
daraus ergeben, baß bie Stelle aus ben Quaͤſtionen des Africanus 
genommen iſt, ber, gleich den Abrigen roͤmiſchen Mechtögelehrten, gewiß 
„nur in practifthen Fällen responsa zu ertheilen pflegte Der Umftand, 
daß in dieſem Falle, der Natur der Sache gemäß, der Hauptſtreit fo: 
ange ruhte, bis bie Ptaͤjudicialfrage Über den in concreto berechtigten 





49) 3 B. L. 67. D. de hered. pet. 5. 8.), L. 5. T- D. de R. V. 
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Elaͤger entſchieden war 53), that dem Begriffe der Principallintervention 
eben fo wenig Abbruch, als «8 dieſem fchabete, daß das Beſtreiten bes 
erften Klage bloß die Sachlegitimation betraf?*), da ein ſolches Praͤ⸗ 
judicialverhaͤltniß, das auch heutzutage häufig obmaltet, nur eine Folge 
“Der befonderen Anwendung des, im Begriffe der Principalintervention 
liegenden, algemeinen Rechtes, die erfte Klage zu beflteiten, iſt, und 

Diefer Begriff, eben weil er jede Art, die erfle Klage anzufechten, zus 

laͤßt, den gegen bie Sachlegitimation bes erften Klägers gerichteten Ans 
griff nicht ausſchließt. Ein ähnliches Beſtreiten ber angeftellten erſten 

Stage machten die Hille im der L. 69. D. de re iud, nothwendig, 
in welchen dem intervenirenden Dritten das Klagrecht primo loco zus 

fand, und biefer nicht blos den erflen Streit hemmen, fondern felbit 

klagen bolte. Aus diefen Säken ergibt ſich zugleich gegen Linde °®), 
dag die Einmifchung eines Dritten allerdings auch nach roͤmiſchem Reihte 

einen Einfluß auf den Fortgang des erften Prozeſſes herbeiführen konnte. 

Uebrigens wird bas bei biefer Art des Intervenirens jegt übliche, gleich» 

‚geitige und wechfelfeitige Verfahren in beiden Prozeſſen — die jedoch 

nie zu Einem Prozeffe gemacht werdend®) — abgefehen vom roͤmi⸗ 

ſchen Rechte, fhon durch die dem teutfchen echte, das vor jenem - 
ohnehin, zumal im Prozeſſe, fiets den Vorzug hat, eigene Eventual⸗ 

marime volllommen gerechtfertigt. 

b) Rechtliche Srundfäse. 

1) Die Haupte oder Principalintervention iſt ald Klage an das 
Daſein aller Erforderniffe gebunden, welche überhaupt die Anſtellung 
einer Klage bedingen, und daher hinfichtlich ihrer Begründung und Zu⸗ 
laͤſſigkeit gerade fo zu beurtheilen, wie fie auch in dem Falle beurtheilt 
werden müßte, wenn das Interventionsverhältnig gar nicht vorhanden 
waͤre. Es verſteht ſich fonach von felbft, daß jede auf ein gegenwaͤr⸗ 
tiges, Hagbares Recht fi) ftügende Klage, deren fofostiger Anſtellung 
mithin kein vechtliches Hinderniß entgegenfteht, auch ale Interyentionde 
Plage zuläffig IKT) 2) Da demnach der Principalintervenient hinſicht⸗ 
ih der von ihm zu erhebenden Klage ald Kläger erfchemt, und als 
folder nur nach feinem eigenen Klagerechte zu beustheilen ift, fo 
kann ber bereits anhängige Rechtsſtreit auf die Beurtheilung und Be⸗ 
antwortung der Frage, ob er klagend intervenicen bürfe? keinen recht⸗ 
lihen Einfluß haben. Denn die Anftellung einer an fich rechtlich be» 
gründeten Klage kann durch das Verhaͤltniß, im welches ſich Dritte zu 
dem durch fie zu verfolgenden Rechtsgegenſtande etwa gefeßt haben, 
namentlich auch dadurch nicht gehemmt werden, baß ein Anderer auf 
benfelben Gegenſtand bereits gerichtlichen Anfpruch erhoben hat. Hieraus 
folgt, daß ber Interventionekiäger auch nicht nöthig habe, neben ber 


58) Heffter, Inſtit. &. 534. 

54) And. Mein. iſt Linden. a. O. — 
66) Abhandl. a. a. D. ©. 150, 
66) And. Dein. ſcheint Heffter (Inſtit. S. 5683, $. 2) zu fein. 

57) Man vgl, Gönner a. a. O. 8. 8, Nr. 4. 





” 


654 Intervention im Givilproz eſſe. 


Begründung der Klage auch noch ein mit der Hauptfache (dem bereits 
anhängigen Rechtsſtreite) in ſolcher Verbindung ſtehendes Intereſſe an⸗ 
zufuͤhren und zu beſcheinigen, daß er bie Fortſezung der Hauptſache ohne 
eigenen Nachtheil nicht geflatten Eönne®), Denn mie jebe Klage, fo 
trägt auch die Interventionsklage die Berechtigung zu ihrer Geltend⸗ 
machung in ſich, und ber Kläger iſt nicht verbunden, die befonderen. Mo⸗ 
tive anzugeben, welche ihn bewogen haben, die Klage gerade jest anzu⸗ 
fielen. Die Rechtslehrer, welche das Gegentheil behaupten, verkennen 
den eigenthuͤmlichen Charakter der Principalintervention als einer Klage, 
welche fie, wie z. B. Martin, in diefer Verkennung fogar auch gegen 
ben bisherigen Kläger allein anftellen laffen, obwohl gegen biefen dee 
Principalintervenient Beine Klage hat, da er das Object, welches ber 
bisherige Kläger felbft erft von dem biäherigen Bellagten zu erlangen 
firebt, wahrlich nicht von diefem Kläger, dem Nichtbefiger deffelben, Has 
gend forden kann. Die von Martin angeführten Gefeged?) beweifen 
feine Behauptung nicht, indem die, nad) dem erfteren noch in der Erem 
antionsinftanz wegen des von den Parteien nachgeriefenen Intereſſes 
für zuläffig erklärte, Beugenvernehmung nicht von der Principalintervens 
tion, nody weniger von den Erforderniffen zur Begründung der inter- 
veniendo geltend zu machenden Klage fpricht; das zroeite aber einen Fall 
beruͤhrt, in welchem der bereit verklagte Erbe auf eine interrogatio 
in iure nicht verbunden tft, ſich über feihe Exbenqualität zu erklären, alfo 
von dem, was ber intervenirende Kläger zur Begründung feines inter- 
veniendo geltend zu machenden Klagrechtes zu thun babe, gar nicht han⸗ 
delt. 3) Da die Berechtiaung zur Principalintervention in dem völlig 
begründeten Klagrechte felbft liegt, und dieſes zu jeder Zeit geltend ge⸗ 
macht werben kann, fo leuchtet es ein, daß dieſe Geltendmachung aud) 
nicht von dem Stadium, in welchem fich der erfte Rechtsſtreit befindet, 
abhängig, fondern die Principalintervention in jedem Abfchnitte defjelben 
zuläffig if). So zweifellos dieß im allgemeinen iſt, fo muß man bod) 


verſchiedene Säle unterfcheiden, da diefe Intervention nicht blos Klage, 


fondern auch Beſtreitung des Klagrechtes des bisherigen Klaͤgers, letztere 
aber nicht in jedem Stadium des früheren Prozeſſes moͤglich iſt. a) So 
lange diefer in der erſten Inſtanz ſchwebt, das Urtheil alfo noch nicht 
erfolgt ift, bat die Statthaftigkeit. der Intervention Fein Bedenken, da 
ber Begriff derfelben bei ihrem intritte flet8 und aud) dann vorhanden 
ift, wenn ber bisherige Kläger, welcher das Streitobject ganz in Anſpruch 
genommen hat, nun. nach erfolgter, nur auf einen Theil deffelben gerich⸗ 
teten, Intervention fich. dem Intervenienten, deſſen Rechtsanſpruch aner 


58) Bönner a. a. O. Nr. 5u. 6. Reinhardt a. aD. Nr 8. 
And. Mein. iſt z. B. Martin, Lehrb. F. 304 und die dort Note c Angef., 
und Gensler, im Arch. a. a. O. ©. 161, $. 4, Rr. 1 
a » Cap. 38, X. de tertüb. (2. 20.) und L. 6. $. 1. D. de interrogat. 

1.1) 

60) Dany a. a. O. 5 4985. Bdnnera. aD Ar. 6 Martina 

a. D. 8. MM 


⸗ 


Intervention im Civilprozeſſe. 655 


kennend, als Streitgenoſſe anſchließt e). Denn des Klägers Klagrecht 
wurde wirklich theilweiſe beſtritten, und es ändert an dee Sache nichts, 
Daß bderfelbe nachher das in Anfehung des in Anſpruch genommenen 
Theiles behauptete beſſere Recht des Intervenienten freiwillig und ohne 
Widerrede anerkennt. Dieſes hat lediglich auf das folgende Verfahren 
Einfluß, welches ſich in Folge der Intervention auch fo geftalten Tann, daß“ 
der bisherige Kläger und Beklagte ſich gegen den Intervenienten vereinigen, 
und mit Ausfegung ihres bisherigen Streites vorerft diefen Interventionsans 
griff gemeinſchaftlich zu vereiteln fuchen. b) Befindet: fi) der Streit 
ſchon in der zweiten Inſtanz °2), fo. leuchtet es von felbft ein, daß die Prin« 
re in diefer Inſtanz nicht flattfinden Eönne, da jede Klage 
ſtets bei Richter erfter Inſtanz angebracht werden muß, und daß, 
wenn er bei dieſem Richter wirklich intervenirt, eben fo. wenig ein. Sie 
multanverfahten in beiden Mechtsfachen möglich fei, da beide in verſchie⸗ 
denen Inflanzen verhandelt werden. Ob aber in einem ſolchen Falle mit 
Erfolg intervenirt werden koͤnne, das hängt von ber Beſchaffenheit der 
Interventionsklaoe ab. Es laͤßt ſich nämlich ein folcher Erfolg nur dann 
erwarten, wenn die Interventionsklage zu der erften Klage in einem Präs 
judtcialverhältniffe fteht, indem der ntervenient in diefem alle um die 
Siftirtung des Hauptftreites bis zum Ausgange ber Interventionsklag⸗ 
ſache nachzuſuchen befugt if), Walter hingegen ein ſolches Verhaͤlt⸗ 
niß nicht ob, fo fleht zwar der Anftellung der neuen Klage, bem ange⸗ 
führten Grundfage gemäß, Fein Hinderniß entgegen; die zugleich beabſich⸗ 
tigte Beftreitung des Klagrechtes des erften Klägers kann aber Fein, hierauf 
bezügliche®, befonderes Verfahren mehr bewirken, alfo auch den bereits 
erftrichterlich entfchiedenen Streit nicht hemmen, der vielmehr unabhängig 
von der zweiten Klage fortfbfegt und beendigt wird. Ja es kann umges 
ehrt diefer die Fortſetzung des zweiten infofern hemmen, als die Frage, 
wer in biefem der Beklagte fein fol, von dem Ausgange des eriten 
Prozeſſes in dem Falle abhängt, wo es dem befiegten Beklagten freis 
ſteht, das ihm abgefprochene Object an den Sieger gegen die Verbind⸗ 
lichkeit herauszugeben, daß biefer die Vertheidigung gegen die neue Klage 
übernehme, oder biefe Herausgabe nur gegen Caution zu bewerfftelligen 
und dann felbft ſich gegen die zweite Klage zu vertheidigen, oder ſich mit 
dem Sieger zu biefer Vertheidigung zu verbinden 6%); es ſei denn, daß 
der neue Kläger die Herausgabe des Streitgegenftandes an den Sieger 
aus befonderen Gründen zu verhindern vermag, was in dem Falle, wenn 
der Beklagte, ohne Ruͤckſicht auf den erften Streit, fi auf die neue 


61) Man f. Heffter, Inſtit, ©. 534, 5.3 a. E. — Sogenannte interv. 
anomala, man f. oben. 

62) Es verftcht fich Hinfichtlich des Hauptſtreitpunktes; denn Appellationen 
gegen einfache, vor dem Endurtheile erlaffene Deerete kommen gar nicht in 
Betracht, da die Sache felbft fo Tange bei der erften Inſtanz verbleibt, als 
— dieſer das Endurtheil gefaͤllt und durch Berufung wirkſam angefoch⸗ 
m 


63) v. Srolman a. a. D. $. 158a, A. Wr. 2. 
64) Heife u. Sropp a. a. O. Gluͤck a. a. O. 
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Klage ehnläßt, firtd than kann, indem nun der Grundſatz: ut pendente lite 
wihil innoretur eintritt. Jedach ſteht es auch jest in ber Befugniß des Sites 
gers, ſich dem Bekiagten gegen bie neue Klage anzuſchließen. Wirb aber 
der erito Kläger in ber Appeilztiondfiflang mit feiner Klage zuruͤckgewieſen, 
fo geht der neue Streit nur zwifchen dem neuen Kläger und bem bie 
herigen Veklagten feinen einfachen Gang und hört die anfängliche Ste 
vention auf, eime folche zu fein. Daß übrigens beide bisherigen Parteien 
auf die erhobene Intervention ihren bisherigen Streit in ber Appellationde 
inſtanz auch einftweilen ausfegen und zuvor den Interventionsſtreit ducch⸗ 
führen koͤnnen, verſteht ſich aus der Verhandlungsmaxime von ſelbſt. Die 
Wirkung hat indeſſen die Beſtreitung des Rechtes des erſten Kfägers auch 
in der Appellationsinflang immer, daß dem ntervenienten Be 
wo ihm fonft das im erften Progefje gefällte rechtskraͤftige Urtheil ſchaden 
würde 8), nichts entgegen ſteht, eben weil er fein vorzüglicheres Klagrecht noch 
vor der rechtsträftigen Entſcheidung ber erften Klage geltend gemacht hat. c) 
Iſt der erfte Streit rechtskraͤftig entſchieden, fo ift eine eigentliche Interven⸗ 
tion nicht mehr moͤglich, da das Kingerecht bes erften Klaͤzers nicht mehe 
mit Erfolg beftritten, noch weniger eine Verhandlung über daffelbe her⸗ 
beigeführt werden ann. Wurde bie erſte Klage zurüdgewiefen, fo tritt 
der Dritte als einfacher Kläger gegen den bisherigen Beklagten auf, wel⸗ 
cher der Klage im den Fällen, wo dem Dritten die res iudicata des er» 
ſten Streites fchadet, mit der exceptio Fei indicatae begegnen und fie 
fo unmwirkfam machen dann. Diefe Einrede ſteht ihm in den erwähnten 
Faͤllen natürlich auch Dann entgegen, wenn der Kläger obgefiegt hat, falls 
ee nicht, hier wie dort, aus einem Grunde Magen kann, auf welchen ſich 
jene Einrede nicht mehr erſtreckt. In den übrigen Faͤllen tritt, wenn 
für den Kläger erkannt worden ift, daſſelbe Verhaͤltniß ein, wie unter 
b). d) In der Executionsinſtanz gilt natürlich baffelbe. Der Dritte 
kann blos zum Zwecke einer feparaten Klage bie Erecution unter geeige 
neten Umftänden hindern, jedoch nicht mehe als Principalinteruenient 
auftreten. Denn wenn er auch die Wegnahme eines Gegenſtandes, wel⸗ 
cher nicht im Streite befangen war, fonbern dem Beklagten zur Befrie⸗ 
bigung des Klaͤgers weggenommen werben fol, kraft eigenen Rechtes an 
demfelben hindert, was er allerdings thun kann“e); fo ift er in einem 
foichen Falle nur accefforifcher Intervenient, indem er den Beklagten bios 
in der Vertheidigung gegen biefe Wegnahme unterflügt. Die Rechtes 
lehrer, welche bie Principalintervention in der Erecutionsinflanz für zu⸗ 
laͤſſig halten”), verkennen das Weſen berfelben, das fie In die einfache 
Klage fegen, die in diefem Stadium allen noch zuläffig ift, und aller 
dings die Hilfsvollſtreckung dann hemmt, wenn der Sieger Feine Gaution 





65) L. 63. D. de re ind. (42. 1.) 

66) Arg. L. 15. $. 4. D. de re ind. (42. 1.) Man vgl. überhaupt 
Geſterding a. a. D. ©. 155 flo. 

67) Man f. 3. B. Martin a. a. O. $. 304 und bie dort Note d Am 
ef. Dagegen aber Gönner a. a. D. 5. 3, Nr. 7, und Reinhardt a. a, 
d 8. 87, Kr. 4 und Note 4. 
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wegen Miebererflattung befteiit*®). 4) Die Interomtion kann als Ringe 
nur gegen ben Beklagten des erſten Streites gerichtet. werben, mas fich 
aus der Identitaͤt des Streitobjectes in beiben Prozeſſen von ſelbſt ergibt. 


5) Ueberhaupt iſt diefe Klage in Bezug auf das gegenfeltige Verhaͤltniß 


des Klägers und Beklagten in allen Stüden wie jebe andere Klage zu 
beurtheiln. Daher ſteht 6) dem Principalintervenienten auch das Re⸗ 
eufationsrecht zu 0?). Dagegen kann 7) der gegen bie erfle Klage gerichs 
tete Angriff nicht als Klage betrachtet werben, da berfelbe nicht die Ver⸗ 
urtheilung, fondern blos bie Zurüdweifung bes erſten Klägers 
bezweckt. Beide Kläger flreiten unter ſich lediglich um bie Zuläffigkeit des 
von jedem derſelben erhobenen, gegen denſelben Beklagten gerichteten Klag⸗ 
angziffes, alfo um den Vorzug der Berechtigung zur Klage; weßhalb 
biefer Streit nicht einen dritten, neben ben beiden Prozeffen fiber bie 
Klagangriffe beftehenden felbfiftändigen Hauptprozeß70), fondern bloß ein 
Mebenverfahren Uber einen Präjudicialpuntt bilbet, ber jedoch felten ein 
befonberes, den Dauptprozefien vorgängiges Verfahren veranlaft, fondern 
meiftens neben bdenfelben fortläuft, ja in der Regel durch die Beſchaffen⸗ 
heit und das gegenfeitige Berhältniß ber beiden Klagen mittelbar erledigt 
wird. Denn wenn ber zweite Kläger den Grund feiner Klage zu bewel⸗ 
fen vermag, fo wird ſich hieraus, infofern die Prävention begründet iſt, 
d. h. fich wirklich auf ein beſſeres Klagerecht ſtuͤtzt, indirect auch ber 


Antrag auf Zuruͤckweiſung des erſten Klaͤgers als rechtlich begruͤndet er⸗ 


geben. Daher muß der Grund der Beſtreitung des erſten Klagrechtes 
ſchon in dem rechtlichen Wiſen ber zweiten Klage liegen, Außerdem kann 
derfelbe nur in der Befkreitung folcher Sachlegitimationspunkte beftehen, 
weldye ber Sintervenient Yon dem zwifchen ihm und bem erften Kläger 
beflehenden Verhaͤltniſſe ableitet, welche alſo nicht ex iure tertii herges 
nommen find, unb aus weldhen fich ſtets auch die befiere oder alleinige 
Berechtigung des Intervenienten zus Einklagung des im Streite befinds 
lihen Gegenftandes m wird. Man denke 3. B. an den oben er» 
waͤhnten Fall der L. 84. D. sol. matrim. Hieraus folgt, daß 8) bie 
neue Klage und dig Beftreitung der erſten Klage immer in einem Cauſal⸗ 
nerus zu einander fliehen. 9) Die Beſtreitung der erfien Klage Tann 


zwar aud) allein, ohne Verbindung mit einer neuen Klage, vorkommen; 


fie iſt aber in einem foldhen Falle nur als accefforifche Intervention zu 
betrachten, da fie den Beklagten in feiner Bertheidigung gegen bie Klage 
unterjlügt. 
c) Berfahren”‘), 
1) Das Verfahren beginnt mit der Einreichung ber Grustiaten 
DEREDENFEN in welcher fowohl bie Klage nad) dem allgemeinen, 


68) Martin a. a. D. und dort Note i ve ki: 
69) Man f. Gefterbing a. a. O. 3b. I, S. 110 fig. 
70) And. Mein. ift Sönner a. a. D. 5.6 — 18. 
a 2 ns enthält die juriflifche Eiteratur wenig Brauhbared; man f- 
E9 Srolmana.a.0D. Gensler ä. g. O. Gefterding, Ausbeute 
d. * Abth. I, GS. * fig. 
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ben Klaglibell betreffenden Grunbfägen und Regeln, als auch. im Ver⸗ 
bältniffe zum erften Klaͤger bie alleinige oder beffere Berechtigung, im 
concreten Falle zu Magen, factifch und rechtlich zu begruͤnden iſt. Beide 
Punkte werden im gefchichtlichen und rechtlichen helle, fo wie im dem 
Geſuche am zwedmäßigften mit einander verbunden. Die Schrift wird 
rubricirt: (Rechtliche) Intervention des N. N. Intervenienten, wider 
N. N. Kläger, und N. N. Beklagten und Interventen, beren Recht 
ftreit über (Angabe des Betreffts des bisherigen Prozeſſes) betreffend. 
Sm Eingange bes Libells führt ber Intervenient an, daß er erſt jest 
von dem in der Rubrik näher bezeichneten Rechtsſtreite Kenntniß erlangt 
habe und dadurch zu biefer Intervention veranlaßt oder gendthigt worden 
fei, indem derſelbe ein Recht ober Object betreffe, welches ihm allein (oder 
theilweife) zuſtehe; was fobann in der Gefhichtserzählung felbft 
durch eine Eurze, aber doch vollſtaͤndige Auseinanderfegung ber obwalten⸗ 
den Verhältniffe näher angegeben, und im rechtlichen Theile durch 
Beziehung auf die einfchlägigen Nechtsgrundfäge und Rechtsnormen, ine 
foweit es in concreto nöthig ift, rechtlich begründet wird. Das Geſuch 
geht dahin: der Intervention nach Vernehmung der beiden Interventen 
flatt zu geben, fodann aber nach verhandelter Sache rechtlich zu erkennen: 
daß der Kläger und ntervent N. N. mit feiner Klage abzumeifen, ber 
Beklagte und Intervent N, N. hingegen ſchuldig fel, das Streitobject 
an den Intervenienten herauszugeben u. f. w., und ihm alle Prozeßkoſten 
zu erflatten., Es verfteht ſich übrigens von felbft, daß das Gefuc nach 
Derfchiedenheit der Fälle, als: nad dem Stadium, in welchem fich ber 
bisherige Rechtöftreit zur Zeit der Intervention befindetz nach dem Ans 
fpruche des Intervenienten, ob naͤmlich diefer auf den ganzen Streits 
gegenfland oder nur auf einen Theil defjelben geht, und nad) ben Ders 
bättniffe dee Interventionsklage zu der bereits angeftelften, ob jene praͤju⸗ 
diciell fei u. f. w., auch verfchieden eingerichtet werden müffe; daß insbe⸗ 
fondre bei einem obwaltenden Präjudicalverhältniffe um Ausfegung des ' 
bisherigen Streites zu bitten ſei; daß außerdem auch andere Nebenpunkte, 
z. B. Caution, noch befondere Gefuche veranlafjeg können u. f. w. 
Dei den Theilungsprozeſſen ift nicht zu vergeffen, daß beide bisherigen 
Parteien Kläger und Beklagte zugleich find und daher um Verurtheilung 
beider Interventen gebeten werben muß. Da bie Gefuche nur die Schluß⸗ 
fäge der vorausgegangenen Erzählung und rechtlichen Begründung find, 
fo bedarf es nicht erft der Erwähnung, daß bie befondere Befchaffenheit 
ber jedesmaligen Gefuche ſchon im gefchichtlichen und rechtlichen heile 
ber Interventionsfchrift liegen muß. — 2) Die in triplo eingereichte, 
in formellee und materieller Hinficht genau zu prüfehde Interventiones 
fhrift wird, wenn nicht ein mefentlicher Formfehler zunächft ihre Zuruͤck⸗ 
gabe zur Verbeſſerung, oder offenbare Grundloſigkeit ihre fofortige Ab: 
weifung nöthig macht, beiden ftreitenden Theilen im Dupflicate und Tri⸗ 
plicate mitgetheilt, um ſich über die Zuldffigkeit der Intervention zu er⸗ 
klaͤren, zu welchem Ende entweder eine kurze Friſt zur Einreichung 
ſchriftlicher Erklärungen anberaumt, oder meiftens eine Tagfahrt zur pro> 
tocolfarifhen Verhandlung hierüber angefegt wird, wozu fodann auch ber 
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Sintervenimt zu laden if. Das gemeine Recht entchaͤlt über das bei ber 

VYrincipalintervention zu beobachtende Verfahren teine befonderen Vor⸗ 
ſchriften; weßhalb baflelbe vornehmlich won dem. richterlichen Ermeften ab⸗ 
hängt, welches hierbei von den allgemeinen Prozeßgeundfägen, der Natur 
der Sache, der Analogie und der befonderem Belchaffenheit der einzeinen 
Fälle geleitet wird. Das Hauptaugenmerk des Richters Ift darauf zu 
sichten, daß eben fo unnöthigen und verzögemden Verhandlungen vorge: 
beugt, als einer durch die Intervention leicht entitehenden Verwirrung 
zweckmaͤßig begegnet werbe. Er wird daher für den Interbentionsftreit 
befonbdere, von dem anhängigen Hauptſtreite abgeſonderte, Acten anlegen, 
duch die gefeglich zuldffigen Ungehorfarnsftrafen WVerzögerungen hindern 
und duch Anwendung der Eventualmarime, mo fie immer nad ihrem 
Grunde und Imede flattfindig iſt, die Verhandlungen möglichft zu vers 
mindern fuchen. Ueber die Zutäffigkelt der Intervention wird muͤndliches 
Verhandeln ſtets am ſchnellſten und ficherften zum Ziele. führen, weil 
die bishetigen Parteien fich hierbei zugleich über manche andere, zunächft 
feftzuftellende Punkte, als z. B., ob fie ihren bisherigen Streit ausfegen 
und fich gemeihfchaftlicy gegen bie Intetvention vertheidigen follen u: ſ. w., 
gegenfeitig befprechen Eönnen, und Überhaupt die Stellung der Interven⸗ 
ten zum ntervenienten, db unb in wie weit der eine oder andere Theil 
etwa freiwillig zuruͤckzutreten gefonnen fel u. f. w., hierbei geregelt und 
fo der Zünftige Gang bes neuen Prozefies und deſſen Verhältniß zum. 
bisherigen beftimmt feftgeftellt werden kann. Die Einwendungen gegen 
die Zufäffigkeit der Intervention Binnen nur bie innere Befchaffenheit 
der Interventionsklage, Ihren Grund und ihr daraus hervorgehendes Vers 
haͤltniß zu der bereits anhängig gemachten Klage, fo wie die Sachlegiti- 
mation bed Intervenienten betreffen, nicht aber auch daher genommen 
werden, daß das Intereffe des Interveniensen durch die Unterlaffung der 
Sntervention und die ungeftörte Fortſetzung des anhängigen Rechtsſtreites 
nicht gefährdet werde, ba, wenn bie JInterventionsklage fundirt umd auf 
bafjelbe Object, um welches zwifchen ben Parteien gefteitten wird, gerichs 
tet iſt, die Anftellung berfelben nicht durch den befonderen Nachweis einer ' 
ſolchen Gefährdung des eigenen Intereſſes des SIntervenienten bedingt 
wird, wie oben gezeigt wurde 72), Iſt alfo die Interventionsklage unter 
Vorusfegung der Wahrheit der in berfelben angeführten thatfächlichen 
Verhältniffe fundirt und auf den Gegenſtand des anhängigen Nechtöftreis 
tes gerichtet, auch ber Intervenient activ und paffiv zur Sache legitimirt, 
fo iſt die Intervention rechtlich begründet; die Statthaftigkeit derfelben 
gerichtlich, auszufprechen und in dem Decrete, in welchem dieß nach been» 
digter fummarifcher Verhandlung über jene Statthaftigkeit gefchieht, zus 
gleich das weitere Verfahren in ber Interventionsfache auf eine den abs 
gegebenen Erklärungen ber Parteien angemefjene Weife einzuleiten und 
das Verhaͤltniß des neuen Streites zu dem bisherigen, ob biefer einfts 
weilen ruhen oder gleichzeitig fortgefegt werden fol, feitzuftellen. — 9) 
Hat das Gericht die Starthaftigkeit der. Intervention ausgeſprochen, und 


72) Man vgl. auch Gefterding a. 0. O. ©. 151 fig. 
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ift dieſer Ausſpruch durch kein zutäffiges Rechtsmittel mit Erfolg Ange. 
fochten worden, fo wird nun in der Snterventionsfache felbft ſchriftlich 
oder mündlich, je nach Beſchaffenheit ber Klage und ihres Objectes, und 
zwar nach Verſchiedenheit der Fälle entweder mit Ausſetzung des erflen 
Streites ober gemeinfchaftlih mit dieſem bis zum Schluffe verhandelt. 
Es iſt unnöthig, den Interventionsprozeß im Detail darzuſtellen, da er 
fi) von einem anderen Rechtsſtreite hlos dadurch unterfcheidet, daB in 
demſelben, außer den gewöhnlichen Verhandlungen über bie neue Klage 
zwifdjen dem Intervenienten als Kläger und dem bisherigen Bellagten, 
auch noch Aber das vorzüglichere oder ausfchließliche Klagerecht zwiſchen 
dem Erſtern und dem bisherigen Kläger geftritten und, infoweit ed nöthig 
erfcheint, befonders verhandelt wird; weßhalb die progeßleitenden Decrete 
ftets dieſen doppelten Geſichtspunkt feftzuhalten und. bei den verſchiedenen 
Auflagen forgfältig zu berüdfichtigen haben. Iſt das Intereffe der bis⸗ 
berigen Parteien der Interventionsklage gegenüber ein gemeinſchaftliches, 
wie 3. B. bei den Zheilungsflagen und in dem Falle, wo beide denfels 
ben Gegenſtand aus dem nämlihen Rechtsgrunde anfprechen, 3. B. eine 
Schfhaft aus dem Grunde der Verwandtſchaft, fo wird ber Interven⸗ 
tionsſtreit ein einfacher Prozeß, bei welchem die biöherigen Parteien als 
Beklagte In wirdlicher oder analoger flreitgenofjenfchaftlicger Verbindung 
ericheinen, infofern der Intervenient das Streitobject für fich ausſchließ⸗ 
lich in Anfprudy nimmt. 4) Wird der erſte Rechtsſtreit in Folge rich» 
terlicher Verfügung oder des gemeinfchaftlichen Verlangens ber bisherigen 
Parteien ausgefegt, fo wird ber Sinterventiongftreit allein bis zu feiner 
rechtskraͤftigen Entfcheibung fortgeführt, von deren Beſchaffenheit es fos 
dann abhängt, ob ber erſte Prozeß wieder aufgenommen werden muß 
oder zugleich feine Endfchaft erreicht bat, Jenes tritt ein, wenn ber 
SInterventent abgemwiefen wurde, biefes, wenn er obfiegte. 5) Werben beide 
Prozeſſe gemeinfchaftlich fortgeführt, fo werden doch ſtets die Verbands 
lungen ber Parteien in beiden Sachen getrennt und .in befonderen Acten⸗ 
fascikeln gefammelt, obgleidy die progeßleitenden Decrete ſich auf beide 
Sachen erſtrecken Lönnen, welche fobann mit den Voracten über die 
Statthaftigkeit der Intervention einen dritten Fascikel von Generals ober 
gemeinfchaftlichen Acten für beide Sachen bilden. In diefen legten Fas⸗ 
cikel gehören au die Vor⸗ und Endsbefcheibe, welche fich immer auf 
beide Prozeffe zugleich beziehen, infofern die erfteren Beſcheide auch in bris 
ben nöthig werden. Die gemeinſchaftliche Behandlung beider Mechtsfachen 
befteht überhaupt darin, daß beide gefondert bis zum, Ende eines jedes⸗ 
maligen Prozeßſtadiums fortgeführt werden, und ſodann Aber das Refuls 
tat diefes Stadiums in beiden zugleich erfannt wird. Iſt daher die eine 
Sache früher zu diefem Ende gebracht, fo ruht fie fo lange, bis aud) 
die andere an demfelben Ziele anlangt, um fobann über beide gemein« 
ſchaftlich erkennen zu Einnen. So wird am Ende bes erften Schriften 
wechfeld in beiden Sachen zugleich auf Beweis erkannt, wenn biefer in 
beiden erforderlich ift, und das gerichtliche Beweisverfahren gemeinfchaft- 
lich, 3. B. die Production dee Urkunden, die Zeugenvernehmung u. f. w., 
in benfelben Zerminen erfolgen. Auf gleiche Weife wird am Schluffe 


= 
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des ganzen Verfahrens In beiden Sachen endlich entfchieben. Die Rubrif 
ſolcher gemeinfchaftlihen Decrete und Erkenntniſſe lautet herkoͤmmlich, 
wenn gleich nicht genau der Sache angemeſſen, folgendermaßen? In Sachen 
u. f. w. des N. N. Klägers und Interventen an einem, DEN. N. 
Sntervenienten am anderen, und des N. N. Beklagten und Interven⸗ 
ten am beitten Theile u. ſ. w. Es lohnt bie Mühe nicht, eine ſachdien⸗ 
Lichere Rubrictung bier vorzufchlagen, da ſolche Rubricirungen fid doch 

allenthalben nad) dem einmal üblichen Gerichtögebeauche richten, biefer 
aber auf Neuerungen nieht fo leicht einzugehen pflegt. 6) Das Verſah. 
zen in den höheren Inſtanzen bietet keine Schwlerigkeit dar, da -dafjelbe 
in den erhobenen Beſchwerden fein beftimmtes Object hat und überhaupt _ 
von dem fonft bei diefen Inftanzen üblichen Verfahren nicht abweicht. 
T) Kommt zu einer bereits anhängigen Intervention eine neue — eine 
GSuperintervention, wenn e6 erlaubt ift, fie fa zu bezeichnen, — 
hinzu, was allerdings gefchehen En nn?d), fo iſt fie ihrer Natur nad 
zwar auch als eine auf den im Streite befangenen Gegenfland gerichtete 
Klage und als eine Beſtreitung bes erften Klaganariffes, aber zugleich, 
auch als eine Beftreitung ber vorangegangenen Interventionsklage zu bes 
trachten. Ihr fliehen daher ſowohl die beiden Urparteien, als ber erfte 
S$ntervenient ald Gegner gegenüber. Hiernach laͤßt fich das hierbei zu 
befolgende Verfahren leicht beftimmen, indem die zweite Intervention 
zwifchen dem neuen Intervenienten (Superinteruemienten) und ben brei 
bisherigen Parteien zu verhandeln iſt; nur wird es, um Verwirrung zu 
vermeiden, in einem folchen Kalle räthlic fein, über die fpätere, begrüns 
dete Intervention, mit einflweiliger Ausfegung dee beiden anderen Pros 
zeſſe, allein zu verhandeln und zu eutfcheiden, infofern nicht die befonde- 
ven Umftände auch hier ein gleichzeitiges Verfahren in allen Sachen 
thunlich machen, was ein umfichtiger Richter nach dee concreten Beſchaſ⸗ 
fenheit des Falles leicht beurtheilen kann. 

B. Acceſſoriſche Intervention ?®), 

a) Begriff und angebliche Arten. 

Die accefforifhe oder Nebenintervention befleht, nach 
Linde, darin, daß dee Intervenient ſich einem ſtreitenden heile frei⸗ 
willig und in der Abfiht anfchließt, um ihm zum Siege zu verhel- 
fen und dadurch fein eigenes . Intereffe tönhrzunehmen, ober, nad 
Martin, in bee Bereinigung eines Dritten mit einem ber bis⸗ 
herigen flreitenden Theile, ums gefichert zu fein, daß zu Erreichung 
des gemeinfamen Zweckes nichts verfäumt werde. Dieß ift zwar der 
gewöhnliche Begriff, der auch oben, wo blos von der Intervention im 


73) 3. B. A. Kae mit B. um cine Erbſchaft, behauptenb, daß er der 
nähere Gollateralerbe fei; C. intervenirt, behauptend, er ſei ein Defcendent des 
Erblaſſers. Später tritt D. "auf und fpricht die Erbfchaft auf den Grund eines 
Teſtamentes 

.74) Dans a. a. D. $. 493, 495, 496498. v. Gbnner a. a. D. 
$.7 u. 8. v. Grolman a. a. D. 5. 158b. Martin aa. D.,}. 305. 
ginde, Lehrb. $. 110. Genslera. aD. Reinhardt a. a O. $, 88. 
Geſterding a. a. D. Bd. V, Abth. I, S. 168—186, 
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allgemeinen bie Rede war, im weſentlichen beibehalten wurde; er HE aber 
nicht für alle Fälle erfchöpfend, indem der zur Nebenintervention Berech⸗ 
tigte in ber Appellationsinſtanz auch felbftfländig, ja fogar gegen den 
Millen der Partei, welche mit ihm wenigſtens anfänglich denfelben pro- 
zeſſualen Zweck verfolgte, aufzutreten befugt ift 7%); weßhalb ſchon die 
aͤlteren Rechtslehrer, wie In der geſchichtlichen Einleitung - erwähnt wurde, 
von einem principalter appellare fprahen. Auch ift der Sieg der 
Purtei, welcher der Intervenient ſich anfchließt, nicht der eigentliche Zweck 
diefer Intervention, fondern nur das Mittel zu diefem, der allein in 
der MWahrung des eigenen Rechtes befteht und die Intervention auch 
allein veranlaßt unb begründet. Darum verfolgen fie beide auch nicht 
einen gemeinfamen legten oder Endzweck, fordern bloß einen gemeinfas 
men nächften oder progeffualen Zweck; ja ber Partei, mit ber fi ber 
Intervenient verbindet, Liegt in vielen Bällen an dem Siege, alſo an 
der Erreichung dieſes nächiten Prozeßzweckes barum nicht viel, weil im 
Falle des Unterliegens ber Intervenient ihn ſchadlos halten (man denke 
nur an die Evictionsleiſtung), ober (mie 3. B. bei dem Buͤrgſchaftsver⸗ 
haͤltniſſe) den Steger befriedigen muß. Daher dürfte die Nebeninterven- 
tion erfchöpfender al& diejenige Art der Intervention bezeichnet 
werden, mittelſt welcher der Intervenient fein durch das 
Unterliegen einer Partei bedrohtes Recht buch Anſchluß 
an bdiefelbe, oder in höherer Inſtanz auh durch ſelbſt⸗ 
ftändiges Eintreten in die Stelle derfelben, zu wahren 


ucht. 

Nach dieſem Begriffe laͤßt ſich die oben (1.) angeführte Eintheilung 
der Nebenintervention in die adhaͤrirende und principale, melde 
der Sache nach fhon in der Älteren Doctrin vorfam, und in neuefter 
Zeit erwähntermaßen von Linde?‘) aufgeftellt wurde, zwar vertheibigen, 
fie tft aber unndthig, und deren Aufnahme in die Doctrin fhon darum 
nicht zu empfehlen, weil das Prädicat principalis die Hauptintervention 
bezeichnet und befhalb nur Verwirrung entſtehen würde, wenn man «6 
auch zur Bezeichnung einer befonderen Art der Nebenintervention gebrau⸗ 
chen wollte. Im Grunde ift ja die principafe Nebenintervention mur eine 
principalis appellatio des Mebenintervenienten, fo wie das Prädicat ads 
härirend nur wiederholt, was fchon das Wort acceſſoriſch befagt. Nach 
Linde’s Anfiht, wornach es nur eine Mebemintervention gibt, biefe 
alſo Intervention überhaupt iſt, ift die erwähnte Verwirrung. freilich 
nicht zu beforgen; allein dieſe Anficht läßt fi) nad) dem, was oben 
darüber vorgebracht wurde, nicht mohl aufrecht halten. Eine gemifchte 
Mebenintervention, bie darin befteden ſoll, daß der Intervenient anfangs 
in der adhärirenden, dann aber in der principalen Form flreitet, iſt da⸗ 
gegen begrifflich gar nicht zu vertheidigen, da beide Kormen zugleich, 
alfo gemifcht, gar nicht vorkommen innen, indem bie erfte Form ihrem 
Weſen zufolge die zweite, und umgekehrt, nothwendig ausfchließt. 


76) L. 29. pr. D. de inofl. test. (5.2) L. 5. $. 2—4. u. L. 1. 
D. de appellat. (49. 1.) 


/ 76) Man f. oben Rote 28, 
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6) Rechtliche Grundſaͤtze. 

1) Da der acceſſoriſche Intervenient ſich an eine der bisherigen 
Parteien anfchließt oder in deren Stelle eintritt, fo muß der progeffuale 
Zweck diefer Intervention flets identifch mit dem fein, welchen die 
mit ihm verbundene oder, von ihm vertretene Partei als ſolchen verfolgt, 
welder alfo im Begriffe dieſer Parteirolle legt. Dagegen iſt 
2) der End zweck bdiefer Sntervention, welcher nämlich den Inter⸗ 
venienten allein zur Intervention bewog und durch das Mittel der Vers 
folgung bes prozefjualen Zweckes als Endrefultat des Intervenirens er⸗ 
sicht werden foll, ſtets verfchieden von dem Endzwecke, melden bie 
ihm prozeßlich befreundete Partei im Auge hat. Diefer Endzweck beſteht 
zwar bei beiden in der Wahrung bes eigenen Mechtes; allein das zu 
wahrende Recht der Partei ift unmittelbarer Gegenftand des abhängis 
gen Rechtsſtreites, während das von dem Sinternenienten zu wahrende 
Mecht niemals diefer Gegenſtand ſelbſt fein Tann, fondern durch den ans 
haͤngigen Rechtsftreit blos mittelbar, nämlich infofern berührt ober 
vielmehr bedroht wird, als das rechtskraͤftige Unterliegen dee ihm prozeß⸗ 
lich befreundeten Partei für ihn einen unvermeidlichen Nechtönachtheil zur 
noshwendigen Folge hat. Man Eönnte zwar hiergegen einwenden, 


daß durdy den Sieg ber genannten Partei dad Recht beider gewahrt, alfo 


der Endzweck von beiden erreicht werde, dieſer alfo für beide berfelbe 
fei. Allein wenn auch der Sieg bas Mittel if, welches beiden ben Ends 
zweck fichert, die echte beider wahrt und fehüst, fo find doch diefe 


Keechte felbfi an ſich weſentlich verfchieden,, und iſt ferner zu beden⸗ 


Ten, dag. in ben meiften Fällen der aus dem Unterliegen ber Partei für 
ben Intervenienten hervorgehende Rechtsnachtheil eben darin befteht, daß 
ee die befiegte Partei für das im Prozeffe verlorene Recht ſchadlos halten 
muß, daß alfo die Partei durch das Unterkiegen nicht immer verliert, was 
dagegen bei dem Intervenienten ſtets der Fall iſt. Immerhin iſt und 
bleibt daher diefer blos Xheilhaber und Genofle an dem (formalen) Pros 
zeßzwecke, niemals aber ift oder wird er Xheilhaber an bem (materiellen) 
Endzmwede des Streites, d. i. an dem Nechte ſelbſt, welches Gegenftand 
dieſes Streites ift, über welches er folglich auch nicht verfügen, 3. B 
ſich vergikhen kann. Hiernach läßt fi auch 3) die beftrittene Frage 
leicht entfcheiden, „ob ber Interveniont, nach für zuläffig erfannter In⸗ 
tervention, als wahrer @treitgenoffe der Partei, welcher er beifteht, zu 
betrachten fei? Während namlich einige Rechtslehrer biefe Frage bejahen?”), 
wird fie von anderen?®) verneint und zwar mit Nacht. Denn fieht man 
auch von dem bekannten Streite Über den eigentlichen Grund der Streit: 





77) 3.8. Wernher I c. Tom. II. P. VI. obs. 261, ‚de Cann- 
giesser, decis. Hass. Cass. Tom. I. dec. 125. nr. 1-7. Martin, im 
Magaz. für den Proz. Bd. I, 8. 54 fig. und im Lehrb. $. 305. Bıdda. 
aD. 8», VI, ©. 478 fig., welcher jedoch im Bd. V, ©. 234, die richtige 
nn vertheidigt hat. - 


8) 3. B. von v. Gönner a.a.dD.$. 8. Gensler, im Ach. Bb. _ 


IV, ©. 156, Note 7, man f. jeboh ©. 172, Nr. 8. Linde, Lehrb, $. 110 
0. C. Beſonders Reinhardt a. a. O. Bd. I, 8. 5%, Note 1. 
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genoſſenſchaft hier gänzlich-ab, fo verlangen doch felbft jene Redyisichrer 7°), 
weiche diefen Grund bios in den gemeinfchaftlihen nächften Zweck ‚bes 
Rechtsſtreites fegen, zum Begriffe ber Streitgmofienichaft immer nody 
das fernere Merkmal, daß die als ſolche Genoffen zu betrachtenden Per 
fonen bdiefen Zweck al einerlei Partei zu erreichen fireben, daß alfe 
bei jeder dieſer Perfonen eben jene Exforderniffe eintreten muͤſſen, welche 
bei jedem Kläger und Beklagten überhaupt vorausgefegt werden. Rum 
iſt der accefforifche Intervenient niemals wirkliche Partei des Rechts⸗ 
ſtreites, bei dem er Interumirt, weil er an bem eigentlichen Gegenftanbe 
befjeiben Leinen Antheil hat, das im Streite befangene Recht mithin 
weder ald Kläger unmittelbar. in Anfprucd nehmen, noch ale Beklag⸗ 
ter es unmittelbar vertheidigen kann. Da er folglich niemals alt Kid « 
ger oder Bellagter, d. b. in Folge ‚unmittelbarer Betheili— 
gung am fireitigen Rechte, ad causam Iegitimirt, fonderm nur wegen 
eines mittelbaren, erft durch den Ausgang bes Mechtsftreites beding⸗ 
ten, Intereſſes zur Theilnahme an biefem befugt, alfo eben blos als 
acceffortfcher Interveniene zur Sache legitimiert ift, fo koͤmen 
bei ihm auch niemals die Exforderniffe vorhanden fein, weiche bei ben 
wirklichen ober eigentlihen Parteien, b. i. bei dem Klaͤger und 
- Beklagten, als weſentlich nothwendig vorausgefegt werden, und kann et 
fohin, wegen Mangels an biefem Erforderniffe zur Streitgenoſſenſchaft, 
auch niemals als wahrer Streitgenoffe der ihm prozeßlich verwandten 
Partei betrachtet werden. Weil er jedoch wegen feines mittelbaren Ins 
tereſſes am Ausgange des Mechtöftreites denſelben Prozeßzwweck zu verfol- 
gen genöthigt ift, welcher im Begriffe der Rolle derjenigen Partei liegt, 
durch deren Sieg die Abwendung bes zu befürdstenden Rechtsnachcheiles 
bedingt ift, und er fich eben deßhalb formell an biefe Partei anſchließen 
muß, fo muͤſſen ihm zur Verfolgung diefes Prozeßzweckes auch 
alle jme Befugniſſe eingeräumt werben, welche ihm in biefer Dinficht 
zuftchen würden, wenn er ſelbſt die unmittelbat betheiligte Partei, Kläger 
ober Beklagter, waͤre; und Infofern dat er alle progeffualen Rechte 
einer wirklichen Partei, und fohin auch eines wahren Streitgenofen, ob⸗ 
gleich er in der That Bein ſolcher ift und darum nicht weig ein folder 
über feinen Antheil an dem Streitobjecte felbftfländig v „. B. 
ſich in Anſehung deſſelben mit dem Gegner vergleichen kann. D 
ihm gebührt kein ſolcher Antheil, das Prozchobject an ſich iſt für ihn 
eine res aliena, und. er alſo auch kein wahrer ober wirklicher Ge 
noffe des Streites um bdaffelbe, fondern nur ein formaler ober Pro⸗ 
zeß genoſſe zur Erwirkung des Sieges der ihm nur prozeßüch 
befreundeten Partei, welcher ihm wieder nicht unmittelbar, ſondern nut 
mittelbar zu Statten kommt. 4) Die Befugniß zur nerefforifchen In⸗ 
tervention ergibt fi) aus dem oben (Mr. 2) erwähnten Endzwecke ben 
felden von felbft. Sie flügt fich nämlich darauf, dag das Unterltegen 
ber einen ober anderen Partei in einem anbängigen Rechts ſtreite den 


s u 3. 8. Martin, im Magazin a. a. O. &. 15, und im Lehrb. 
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Dritten, welcher interveniren will, mit einem unvernuidlichen Rechts⸗ 


nachtheile bedroht, welcher lediglich durch den Sieg dieſer beſtimmten 


Partei abgewendet werden kann, und daß daher dem Dritten rechtlich 
nicht "verwehrt werben darf, zur Erzielung diefes Sieges, als des eins 
ziom Mittels, den drohenden Rechtsnachtheil von ſich abzuwenden, auch 
feinerfeits nach Kräften mitzuwirken und folglich, da dieß nicht anders 
gefihehen kann, ſich der betreffenden Partei zu biefem Zwecke anzufchlies 
fen. 5) An der Nachweifung , daß diefe Befugmiß in concreto wirklich 


vorliege, beſteht ſodann die ſtets erforderliche Sachlegitimation zur accefs 


fortfihen Intervention. 6) Die einzelnen Faͤlle, in denen ascefjorifche 
Intervention zuläffig iſt, ergeben ſich aus bem angeführten Rechtsgrunde 
derſelben von felbft. Wo biefer nachgewiefen werden kann, da iſt auch 


ein nterventionsfall vorhanden. Die Negel®Y): wem eln fireitenber. 


Theil Iitem denuneiren muß ober darf, der iſt auch zur acceflorifchen 
Intervention berechtigt, iſt zwar richtig, aber nicht erfchöpfend, wie 3.3. 


das Recht des Legatars, bei einem das Teſtament betreffenden Rechte 


ftreite zu intervenieen, beweiſt. Am häufigflen wird intervenirt, um 
drohende Entſchaͤdigungsklagen oder Evictionsleiftungen abzumenden ®?). 
7) Da der zue Preincipalintervention Berechtigte fogae das Prozeßobject 


x 


für ſich anzufprechen befugt iſt, fo kann Ihm auch die Befugniß, fen 


Recht an diefem Objecte blos durch accefforifche Intervention zu wahren, 


nicht abgefprochen werden. Er wird biefe Art der Einmiſchung dann 
wählen, wenn fein Anſpruch an dem Steeitobjecte von dem Bellagten 
nicht befktitten wird, und ihm nur daran fiegt, die angeftellte Klage von 


bemfelben abzuwenden. Er Tann ſich daher nur dem Beklagten ale 


accefforifcher Intervenient anfthließen. 8) Da ber Nebenintervenient Feine 
fetöftftänbige Partei iſt, ſondern ſich nur an eime der bisherigen Partei 
anfchließt und nur deren Mecht vertheibigen Hilft, fo muß er die Sache 


in der Rage annehmen, In welcher er fie zuc Zeit ber Intervention vor⸗ 


findet. Er kann — weder forideclinatoriſche Cinreden, ſelbſt wenn es 
noch Zeit wäre, vorbringen, noch den ⸗Richter aus, von feinem Verhaͤlt⸗ 
nifie zu demſelben hergenommenen, Gründen vecuftten®?), ſondern nur 
ſolche auf die Sache bezügfiche Verhandlungen vornehmen, welche in dem 
Stabtum, in dem fich der Streit befindet, überhaupt noch ſtatthaft find. 
Deßhalb ift es 9) rathſam, fo zeitig als möglich zu interveniren, obgleich 
es vor rechtskraͤftiger Entſcheidung bee Sache in jedem Stadium des 


Prozeſſes, jedoch nur fo lange mit Erfolg gefchehen Tann, als noch auf’ 


die Sache beztigliche Verhandlungen, oder wenigſtens ordentliche Rechtes 
mittel gegen das erfolgte Urtheil zuläffig find. 10) Reflitutionsgefuche, 
um Berfäumtes nachzuholen, kann ber accefjorifche Intervenient kraft 
eigenen Intereſſes an ber Sache nicht vorbeingen, fondern fich auch bef 


80) Gensler, im Ach. a. ar D. &. 164, Nr. 8. - 
. 81) Dan f. Gefterding a. a. D. S. 171 fig. 
82) Man f. Martin, Lehrb. $. 305. Gefterbing a. a. O. Bd. J, 
&. 111 fig. And. Mein, ift Lauf in v. Zu⸗Rhein, Beitr. zur Gefepg. DI. 
©. 258. Wgl. Linde, Lehrb. &. 110, Note 6. — 
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diefen nur an bie Hauptpartei anfchließen, wobei es ihm ſodann, Infofern 
ein. ſolches Geſuch in Bezug auf die Partei ſelbſt begruͤndet erfcheint, 
nicht verwehrt ift, daſſelbe auch mit, auf: fen Intereſſe bezäglichen, Grünes 
den au unterflügen. 11) Wurde in erfler Inſtanz gegen bie Partei, 
von deren Siege das Intereſſe des Intervenienten abhängt, gefprochen, 
fo kann biefer nicht nur gemeinfchaftlich mit ber. Partei, ſondern auch 
allein, ganz in bie Stelle derfelben eintzetend-, gegen das Urtheil appeilis 
ren und die Appellation eben fo allein forkfegen, wenn die Partei bie 
ſelbe Liegen laſſen follte®®). Daß der Intervenient dann, wenn er in bie 
Stelle der Partei eintritt, binfichtlich der auf das Rechtsmittel bezügfichen 
. Hflichten und echte gerade ſo,, wie die Partei ſelbſt zu bebandein fei, 

und namentlih auch alle Formalien zu wahren babe, veefteht fib von 
feibft ®%). 12) Darüber, ob der Intervenient auch in erfter Inſtanz ben Pros 
zeß allein fortzufegen und fo in die Stelle der Partei einzutreten befugt 
fet, wenn biefe vom Prozeſſe abſtehen oder ſich mit bem Gegner vergleis 
hen follte, ſchweigen die Geſetze ). Man wird ihm jeboch, nach der 
Analogie des bei der Appellation obmwaltenden Grunde, dieſe Befuguif 
für den Fall einraͤumen müflen, wo ber Endzweck ber Intervention durch 
das Zuruͤcktreten ober den Vergleich dee Partei nicht zugleich erreicht wird, 
fondern die Erreichung deffelben durch ein obfiegliches Urtheil bedingt 


bleibt. 
c) Verfahren. 

1) Die accefforifhe Intervention veranlaßt blos hinſichtlich ihrer 
Statthafttgkeit ein befonderes fummarifches Verfahren. Der Intervenient 
reicht bei dem Gerichte bes anhängigen Nechtöftreites eine Interventions⸗ 
ſchrift ([vechtliche] Intervention des N. N. Intervenienten, zur Sache: 
AN. wider N. N. u f. w.) ein, worin er buch kurze Darleyung 
der obwaltenden Verhältniffe feine Befugnif, gegen den Flagenden ober 
beziehungstoeife verklagten Theil in der rubriticten Sache zu Interveniten, 
nachweiſt, und fobann bittet: nach Vernehmung beider Theile der Inte 
‚vention flat zu geben, bis dahin die weiteren Verhandlungen in der Sache 
zu filtiren, au ihm die Einficht der In derſelben bisher verhandelten 
Acten zu geftattenz in der Sache felbft aber mach gepflogenen Verhand⸗ 
lungen fo, mie von dem Kläger, beziehungsmweife Beklagten, gebeten 
worden, zu erkennen, und den Interventen auch in die Interventions⸗ 
foften zu verurtheilen. 2) Wurde nach Bernehmung der Parteien bie 
Intervention für zuläffig erkannt, fo wird dem Intervenienten bie begehrte 
Acteneinficht geftattet, oder, wenn er um abfcheiftliche Mittheilung berfei- 
‚ben gebetew, diefe verfügt., und ihm zugleich aufgegeben, zum Zwecke der 


83) L.4.6.8. L. 4. F. 2 u. 4. L.5 u 14 D. de appellat. (49. 1.) 
L. 2. $. 1. D. quando appell. (49. 4) Ein Berdrängen ber Partei, 
wie es Linde (kehrb. $. 110) nennt, iſt e8 aber wohl nicht. 

84) Dan f. In diefem Were Bd. I, &. 870 flg., den Art. Appellation. 

85) Nur dem Legatar ift es ausbrüctich erlaubt, die von dem Erben m 
fraudem suam aufgegebene oder vergiichene Sache noch in erfter Inſtanz allein 
grtguitgen. Dan f. L.4 u. 5. D. de appellat. (49, 1.) Heffter, Inflit. 
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weiteren Verhandlungen In dee Sache felbft, welche. num wieber fortge⸗ 
fest werden, mit dem Xheile, dem er beitritt, gemeinfchaftlich. ein 
Anmalt zu beftelen®®). Denn beide haben nun, wie wirkliche Streits 
genofien, in denfelben Prozeßſchriften gemeinfchaftlich. zu handeln. 8) 
In den Rubriken der gerichtlichen Decrete wird ber Intervenient als fols 
cher nach der Partei, welcher er affiftiet, aufgeführt, und im Endurtheile 
auch über bie Interventionskoften erkannt. 
C. Weber gemifhte Intervention®?). 

Obgleich bereits oben (Mr. I.) bemerkt wurbe, daß es eine gemifchte 
Intervention nicht gebe, fo fordert es doch die Vollftändigkeit, welche 
man bier in ber Lehre von ber Intervention zu erwarten berechtigt iſt, 
auch diefe Art von Intervention näher zu erläutern. Schon der Um⸗ 
fand, daß die Vertheidiger der gemifchten Intervention über den Begriff 
derfelben nicht einig find, dürfte beweifen, daß entweder die Bezeichnung 
der Sache nicht entfpreche, oder die mit diefen Worten bezeichnete Sache 
ſich nicht al® eine begrifflich umterfcheidbare dritte Art zwifchen die Prins 
eipale und Mebenintervention ftellen laſſe. Wo die Sache felbft begruͤn⸗ 
det iſt, ba wird man ſich auch über ihren Begriff leicht vereinigen, und 
bedarf es wenigſtens Feiner fo weitläufigen Ausführungen, um bie Eris 


ſtenz derſelben darzuthun, wie es bei dieſer Interventionsart der Fall 


war. Ohne die Leſer mit der Aufzaͤhlung der verſchiedenen Definitionen 
derſelben, von denen manche gar wunderlich lauten®®), und die wichtiges 
ren im Archive für die civil. Praxis?) aufgeführt find, bier zu ermuͤ⸗ 
ben, bemerken wir blos, dag man unter gemifchter Intervention nicht 
etiva ein aus ber Prineipals und Mebenintervention zufammengefehted, 
befonderes Verfahren zu verftchen hat, fondern mit diefem Namen ledig⸗ 
ih die Faͤlle bezeichnet, wo der zur SPrincipafmtervention berechtigte 
Deitte nur acceforifch intervenirt,, alfo anftatt ber principalen bie acceflos 
rifche Intervention wählt, weil er nad) den obwaltenden Verhaͤltniſſen 
ſchon durch diefe feinen Zweck erreicht. Daß dieß gefchehen könne, unterliegt 
keinem Zweifel, und es wurde diefer Fall bereits oben bei ber acceffori=. 
fchen Intervention ausdrüdlich erwähnt; ob aber diefes rein fubjective 
Wahlverhaͤltniß, welches auf das bei der Intervention zu beobachtende 
Verfahren keinen Etnfluß dußert, als eine dritte befondere Art ber In: 


86) v. SBdnner a. a. D. $. 7 und bort Note d. — 

87) Sie wird für begruͤndet gehalten z. B. von Danzz, Grundf. $. 4933 
Glück a. a. O. Bd. VI, ©. 4753 v. Goͤnner a. a. O. $. 9; v. Grol⸗ 
man a. a. O. 8. 158b3 Thibaut, Pand. $. 1273; Martin, im Magazin 
für Prog. I. ©. 158 flg. und Lehrb. 5. 8095 Mittermaier, im Arch. für 
eiv. Prax. Bd, II, Nr. 24, und Gensler, baf. Bd. IV, Nr. 14. Wan f. 
Dagegen: v. Epplen, im gen. Magaz. J. S. 129 flg., und Reinhardt a. 
a. D. 8b. 1, $. 89, und dort Note 13 Morftapt, Mafkratkritif Nr. 865 
Heffter, Infit. S. 535 in der Anmerk.; Linde, Lchrb. $. 111. 

88) 3. B. nach Eftor (Anfangsgrünbe des r. Proz. Hauptſt. 82, $. 2240) 
ift fle dann vorhanden, wenn einer weder dem anderen beifteht, noch einen aus⸗ 
zufchließen ſucht, fondern feine Nothburft ale Mitintereflent, z. B. wegen’ ber 
Erftigteit beim Concurfe zu wahren fucht. 

89) Bd. U, Nr. 24, ©, 257 fig. 
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tervention und fomit zugleich objectiv aufgefaßt werben bürfe, iſt eme 
Stage, die im Intereſſe der Wiſſenſchaft ſchon deßhalb verneint werben 
muß, weil jenes Verhältniß in Wahrheit Beine befondere Form des In⸗ 
terveniren® begründet, und bie gefunde Logik fi) gegen eine Eintheilung 
firdubt, die fo lauten würde: man ann entweber principaliter ober 
acceſſoriſch interveniren, oder das eine ober andere thun. Daß ein Drits 
tee die eine ober andere Art der Intervention nach befonderen Umftänden 
wählen kann, ändert body wahrlich an der Sache nichts, da, er mag bie 
eine oder andere Art wählen, ee immer nur entweder Principal⸗ ober 
accefforifchee Intervenient iſt, in beiden Formen zugleich aber niemals 
aufteeten kann. Es fehle fomit diefer behaupteten britten Interventions⸗ 

art an einem objectiven und fomit begrifflichen oder mifjenfchaftfichen 

Haltpunkte, und es ift logiſch rein unmoͤglich, fie als eine befondere 

Art des Intervenirens von ben übrigen beiden Arten ſach⸗ 

dich und fomit begrifflich zu unterfcheiden, ba fie — ihres beſonde⸗ 

ren Namens ungeachtet — ſtets nur entweder Hauptsober 

Mebenintervention ifE und bleibt, indem fie ja nur in dem Rechte, 

bie eine ober Die andere Form des Intervenirens zu wählen, beftehen 

fol, diefe® Wahlrecht aber unmöglich als eine befondere dritte Form 

bes Intervenirens aufgefaßt werben Eann. ©. Jordan. 


Iuteftaterbfolge!) (roͤmiſche) iſt die Exbfolge, welche nach allge⸗ 
meiner Rechtövorfchrift gewiſſen Perfonen bdeferiet wirb, wenn kein teftamen» 
tariſcher (ober vertragsmaͤßiger 2)) Erbe eintritt, es ſei mın, daß ber Vers 
ftorbene ein giltiges Teſtament gar nicht hinterlaffen babe, ober daſſelbe 
erst nachher, durch Deftitution oder Mefciffion, ungiltig geworben fei?). 
Sie heißt eben deßhalb Inteſtaterbfolge, weil fie nur in Ermangelung 
der teftamentarifchen Erbfolge flattfindet, alfo nur dann, wenn ber Erb⸗ 
laſſer mwenigftens dem Effecte nach als intestatus decedit. Sie wird 
erſt eröffnet, wenn bie teftamentarifche Erbfolge ausgefchloffen iſt, was 
bald ſchon im Zeitpunkte des Todes des Erblaſſers, bald auch erſt fpäter 
entfchieben fein kann*). Auch kann nad) roͤmiſchem Rechte nicht etwa 


1) Aeltere Bearbeitungen biefer Lehre find unter anderen: Ranchini 
tr. de successione ab intestato (in Meermanni thesaur. jur. civ. tom. 
III. p. 194—234.); Strykii tr. de succ. ab iat. (in opp. praest. tom. 
IV); Kochii succ. ab int. civilis (edict. 8.) Giess. 1798. Neuere: 
Gluͤck, hermeneut.ſyſt. Erörterung der Lehre von ber Inteftaterbfolge. Sriangen 
1803, 2. Aufl. 18225 Rofhirt, Einl. in bad Erbrecht und Darftellmg des 
ganzen SInteftaterbrechtes, beſonders nach römifchen Quellen. Landshut 1831. 
Bel. au) Hugo, camm. de fundamento aucc. ab int. ex iure rom. ant. 
et novo. Gött, 1785. 

2) Bal. dieſes Wert Wh. IV, &. 27 fig. 

: 8) Pr. J. ( hereditatibus quae ab intestato deferuntur. (3. 1.): Ie- 
testatus deoedit, qui aut omnino testamentum non fecit, aut non iure fe- 
cit, aut id qnod fecerat ruptum irritamve factum est, aut nemo ex eo 
heres extitit. L. 1. pr. D. de suis et legit. hered. (88. 16.) 

4) L. 39. D. de a. v. o. h. (29. 2.): Quamdiu potest ex testamenio . 
—— ‚ab intestato non deferiur. L. 8. Cod. comm. de succ. 
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Bio8 für einen Theil der Cröfchaft teffamentarifche Erbfolge eintreten, 
für einen anderen Theil neben jener dig Inteflaterbfolge; beide ſchließen 
einander völlig aus, nach der Regel: —— pro parte testatus pro parte 
intestatus decedere potest®), welche Regel jedoch bei Soldatenerbſchaf⸗ 
ten uͤberhaupt nicht gilt‘), und außerdem noch in Folge einer nur partiell 
wirkenden Refciffion des Teſtamentes eine Ausnahme erlelden Tanın?). 

Diie Inteſtaterbfolge erſcheint demnach im Syſteme bes roͤmiſchen 
Rechtes als die ſecundaͤre Erbfolge, welcher bie teſtamentariſche unbedingt 
vorgeht. Von der anderen Seite betrachtet aber kann man ſie im Sy⸗ 
ſteme auch voranſtellen, als die auf der Regel des Rechtes unmittelbat 
beruhende Erbfolge, die nur durch einen beſtimmten Act des Privatwil⸗ 
lens ausgeſchloſſen wird. Dean nennt fie daher auch die gaſetz lich e 
Erbfolge, die Inteſtaterben geſetzliche Erben, im roͤmiſchen Rechte 
legitima hereditas, legitimi heredes®). Dieſe Bezeichnung befchräntt 
ſich jedoch nur auf die civilrechtliche Inteſtaterbfolge, deren Grundlage 
Ale betreffenden Beſtimmungen des Zwoͤlftafelgeſetzes bildeten. Meben 
dieſer kommt ald entfprechende prätorifhe Erbfolge die bomorum posses- 
sio intestati ver, und die banorum possessio contra tabulas, die auch 
auf einer Nechtsoorfchrift beruht und ihrem Weſen nady nur eine modis 
ficirte Inteſtaterbfolge unter befonderen Vorausſetzungen if?). 

Der Grund ber Berufung beftimmter Perfonen zur Inteftaterbfolge 
legt vorzuͤglich in ber Familienbeziehung zu dem Erblaſſer. Das roͤmi⸗ 
ſche Recht hat darin feit den zwölf Tafeln die bedeutendſten Aenberungen 
„erfahren, bis Juſtinian duch die Novelle 118 und 127 eine neue ein- 
fache Ordnung der Inteſtaterbfolge gruͤndete. Die wiſſenſchaftliche Ein⸗ 
ſicht in dieſes neuere Inteſtaterbrecht iſt aber nicht moͤglich, ohne Ruͤck⸗ 
blick auf jene geſchichtliche Entwickelung. Wir muͤſſen daher der Dar⸗ 
ſtellung des neueſten und heutigen Inteſtaterbrechtes eine kurze geſchicht⸗ 
liche Einleitung vorausgehen laſſen. 

Nach Beſtimmung dee’ zwölf Tafeln erbten 1) vor allen die mi 
heredes, d. i. diejenigen Perfonen, welche ber väterlichen Gewalt (oder 
Mann:s!)) des Erblaſſers unterworfen win, wenn er noch lebte, nun 


6) $. 5. 3. de hered. instit. (2. 14.) L. 7. D. deR. Bgl. bars 
über anaie a a. D. ©. 38-50. Huſchke, im rvhein. Seſ. Bd. VI, 

6) L. 5 D. de testam. milit. (29. 1) * 7. D. dit. v. in pagania. 
L. 19. $. 2. D, de castrensi peeculio. (49. 1 ) 

DL. "6. $. 2. D. de inoff. testam. (5. 2.) 

— es = et legitimis heredibus. (38. 16.) Cod. de legitimis he- 
us. » 

9) Bol. Bd. II, ©. Pi6-823. — L. 17. Cod. de eollat. (6. 20.): 
Quocungue iure intestatae successionis, aut, testamento penitus 
non condito, aut, si factum fuerit, contra tabulas bonerum pos- 
sessione petita, vel inofficiosi querela mota rescisso. 

10) Die Frau oder Schwiegertochter in mann fland dee Zochter ober En⸗ 
kelin in potestate gleich. Da aber im neueren roͤmiſchen echte Angie manus 
ganz — if, fo fol dieß im Folgenden nicht weiten ſpeciell berüdfich« 

gt werben, 


‚quodammodo domini existimantur. Collat. I. c. c 
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aber durch den Tod deſſelben sul iuris waren. Dazu gehörten alfo Schae 
und Toͤchter, adoptirte oder natuͤrliche, welche bis zu des Erblaſſers Tode 
in deſſen vaͤterlicher Gewalt geſtanden und auch nachher bis zur Eroͤff⸗ 
nung der Inteſtaterbfolge (Note 4) keine capitis deminutio, die ſie der 
angeſtammten Familie entzog, erlitten hatten; ferner unter derſelben Vor⸗ 
ausſetzung Kinder von Söhnen und fo weiter Urenkel im Mannsſtamme, 
wenn ihnen nicht mehr ein erbberechtigter Parens vorging; auch bie erfl 
nad) des Erblaſſers Tode geborenen, jedoch damals wenigftens ſchon ges 
zeugten Kinder, welche, wenn er ihre Geburt noch erlebt hätte, in feine 
Gewalt gelommen wären, nun aber sui iuris waren, Poſtumi, welchen 
auch noch Andere gleich) geachtet wurden (quasi postumi), die zwar ſchon 
bei Lebzeiten des Erblaſſers geboren, aber erſt fpäter in eine Lage ge⸗ 
bracht waren, wodurch fie ber väterlichen Gewalt des Verſtorbenen uns 
terworfen fein würden, wenn biefer es noch erlebt hätte!!). Alte diefe Pers 
fonen wurden ganz von felbft Erben, fobald fie nicht durch ein ailtiges 
Teſtament ausgefchloffen waren?!?), und ihr Erbrecht fcheint ins Geſetze 
nur als ſich von felbft verftehend voransgefegt, nicht poſitiv feftgefegt 
worden zu fern'®), da fie gewiffermaßen ſchon bei Lebzeiten ihres Familien⸗ 
hauptes als Theilnehmer des Famllienvermögens galten !a). Mehrere 
sui heredes aber theilten ſich in bie Erbſchaft nach Stämmen, in stirpes, 
d. h. es wurde für jeden der Soͤhne oder Töchter, weldye felbft ober 
deren Nachkommen miterbten, ein gleicher Erbtheil gerechnet!°), und dies 
fer den Nachkommen je desienigen Sohnes, welcher felbft nicht mehr 
erbte, als gemeinfchaftlicher Erbtheil zugewieſen, fo zwar, daß derfelbe 
auch unter ihnen wieder in gleicher Weiſe fi) theilte, und alfo durchaus 
bie miterbenden Defcendenten des zweiten, britten Grades u. f. w. mus 
denjenigen Erbtheil erhielten, welchen ihr nicht mehr erbenber Parens 
erhalten haben würde, in parentis locum succedunt!‘). — Wenn num 


‚sui heredes gar nicht vorhanden waren, fo wurde bie Exrbfchaft 2) den 
naͤchſten Agnaten deferiet !7), d. h. Seltenverwandten, bie zu berfelben 


11) Cai, TO. 1-6. Ulp. XXI. 14. 15. XXVI. 1. Paull sent. 
IV. 8. $. 3. 4 7—12. v. Collat, XVI. cap. 2. & 1-6. cap. 3. $. 1— 
12, cap. 4. 5 Ct. L. 1. F. 2—8, D. de suis. (38. 16.), $. 1—5. J. de 
hered. ab int. (3. 1.) 

12) Collat. 1. c. cap. 3. $, 5. und in biefem Werke 8b. IV, ©, 7, 
Bd. V, &. 619, Rote 21. 

13) Cautum est lege XII. tabb.: Si intestatus moritur, cwi 
suus heres nec esit, agnatus proximus familiam habeto. 
Ulp. XXVI. 1. Collat. I. c. .cap. IV. 8.1. Ohne Zweifel hat diefe 
©ielle der XII. tabb. erft zur Entftehung bes niſchen Begriffes von suus 
heres Beranlofiung gegeben. * 

14) Cai. Il. 156.: Domestici heredes sunt et vivo quoque parente 

ap- 3.9.6 L. 11.D. 
de lib. et post. (28, 2.) Of. L. 7. pr. D. de bon. damnat. (48. 20.) 

15) L. 11. Cod. fam. ercisc. (3. 36.): Inter filios et filias bona 
intestatorum parentum pre virilibus portionibus aequo iure dividi oportere. 
16) Cai. ID. $. 7.8 Ulp. XVI. 2. Collat, cap. 3.9.9. - 

17) Bat. Rote 13. 


* 
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Familie im altroͤmiſchen Sinne gehoͤrten 10); denn die agnatiſchen Deſcen⸗ 
denten waren die sui heredes, agnatiſche Aſcendenten aber konnte ein 
Paterfamilias nicht haben, und nur ein ſolcher konnte Erblaſſer ſein 19). 
Die Praxis hatte aber das Erbrecht weiblicher Agnaten auf den erſten 
Grad der Seitenverwandtſchaft eingeſchraͤnkt, ſo daß alſo nur die agnatiſche 
Schweſter (consanguinea , und gleich ihr die Mutter, welche in mann 
patris ‚geflanden) erbte, während body auch entferntere Agnatinnen von 
- ihren Äonaten beerbt wurden 20); baher werben die agnatifchen Geſchwi⸗ 
fter (consanguineus, consanguinea) wohl noch von ben Übrigen Agnaten 
unterfchieden !). Und nur denjenigen, welche zur Zeit ber Eröffnung 
der Snteitaterbfolge die nächften Agnaten waren, wurde bie Erbfchaft 
deferirt 22) ; mehreren deſſelben Grades zu gleichen Xheilen (in capita)?°), 
Wenn biefe die Exbfchaft nicht erwarben, fo ging das Recht bazu Feines: 
wegs auf die Agnaten des folgenden Grabes über (in legitimis heredi- 
tatibus sucessio non est) 20). — Waren auch Leine Agnaten vorhanden, 
fo follten endlich 3) die Gentilen des Verfiorbenen erben 209)3 dieß war 
aber fchou zur Zeit des Cajus eine Antiquität geworden?%). — Den 
Kreigelafienen jedoch, welcher Feine agnatifche Seitenvermandte haben konnte, 
ſollten ftatt dieſer in ber zweiten Claſſe der Patron ober befien Kinder 
beerben 27), und gleiches Recht auch hatte als Quafipatron derjenige, wel⸗ 
cher den Berftorhbenen aus dem mancipium manumittirt hatte, baher 
denn auch der Vater oder Großvater feine emancipirten Defcendenten bes 
erben konnte, als parens manumissor, wenn er ſich bet der Emancipation 
vorgefehen hatte, daß er ſelbſt, nicht ein Fremder (extraneus manumis- 
sor), biefelben ex mancipio manumittirte und dadurch zu homines sui 
inris machte 2°), z 

Ausgefchloffen von ber gefeglichen Erbfolge waren hiernady alle eman⸗ 
cipirten oder fonft irgendwie aus der römifchen Familie des Erblaſſers 


s t 
18) Cai. IH. 9-16. Ulp. XXVI. 1.3—6. Paull.l. oc. 6.3. 14 
—22. Collat. XVI. cap. 3. $. 9-16. cap, 8. $. 13—20. Cf. L. 1. 
$. — * 2. D. de suis et legitimis. (38. 18.) Tit. J. de legit. agnat. 
succ. (3. 2. 

19) Die im dritten Zeitraume der vom. Rechtsgeſch. möglich gemorbene 
Veerbung eines filiusfamilias in Betreff des foldatifchen Erwerbes berüprte 
doch nicht bie Inteftaterbfolge. — 

a) Paull. lc. 6 22. Collat. cap. 3, $. 20. Cai. 69.14. Uip. 


21) Ulp.l.c. S. 1. Collat. cap. 3. 6. 18. 15—17. 

22) Cai.l. c. $. 11. 18. 15. 

23) Cai.l.c. 6.16. Ulp. & 4 Collat. $. 19. 

24) Cai. 1. c. $. 12. Ulp. S. 5. Paull. $. 23. 

25) Si agnatus nec esit, gentiles familiam habento. Col- 
lat. cap. 4. $. 2, 

26) Cai. III. 17, 

27) Cal. IH.40. Ulp. XXVII. 1—4, L. 3. pr. $. 8. D. de suis 
et legit. (38. 16.) | 

= Cai. I. 182. 138—140. 172. 175. Ulp. XL.5 L. 10. D. l. c. 
S. 8, J. de legit. agnat. suco. (3. 2.) et Theophil. ad h. 1. Cf. tit. D. si 
a parente quis manumissus sit. (37. 12.) . 


% 
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ansgeſchiebene Deſcendenten nebſt ihren ſpaͤter erzeugten Nachkommen, 

alle Nachkommen weiblicher —— der Mutter Erbſchaft 
fiel nicht ihren Kindern zu, es ſei denn, daß fie in manu mariti und 
daher Agnatin ihrer Kinder geweſen. Aſcendenten ferner erbten als ſolche 
gar nicht, und unter den Seitenverwandten waren ausgeſchloſſen alle weib⸗ 
liche Verwandte, mit Ausnahme der consanguinea, alle durch weiblidy 
Abftammung verwandte Perfonen und alle diejenigen, fo wie bie fpäte 
erzeugten Nachkommen derjenigen, welche das Recht ber. Agnation verlos 
ven hatten (cognati) 29). 

Diefe engen Schranken ber gefeglichen Erbfolge wurden nun zuerſt durch 
das praͤtoriſche Edict durchbrochen, welches bie intestati bonorum possessio 
einem umfaſſenderen Kreiſe von Perfonen barbot?9); vor allen ndmlich 
1) den Kindern des Verflorbenen (liberis, daher banorum possessio ex 
edicto unde liberi) ®!), welche entweber wirklich sui heredes waren ober 
doch nach ihrem natürlichen Verwandtiſchaftsverhaͤltniſſe wären, wenn fie 
nicht durch irgend einen Umſtand aus der Kamilia des Erblaſſers ausge 
fchieben worden waͤren?2), wohin vorzüglich bie emancipirten Kinder und 
deren Nachkommen im Maunsflamme gehören, vorausgeſetzt jedoch, daß 
fie überhaupt erbfaͤhig waren und nicht zur Zeit noch in einer fremden 
Familie fi) befanden 88), unb zwar in demfelben Maße, als ob alle biefe 
liberi noch sui heredes wären *), nur mit der Modification (nach Aw 
ordnung des Prätors Julianus), daß dem emancpirtn Sohne und bra 
als sni heredes mit ihm concurtirenden Kindern beffelben zufanmen 
me ein Stammthell von bee Exbfchaft bes Großvaters zukommen unb 
unter ihnen in zwei Hälften getheilt werden follte®5), 2) Den civilrecht⸗ 
lichen Inteſtaterben (legitimis heredibus, daher b. p. ex edicto unde 
legitimi)®6), als welche benn audy wieder su heredes verfommen Fonn« 
ten. 3) Den Cognaten bes Erblaſſers (b. p. ex edicto unde cognati) ?”), 
unter welchen benn auch twieber Kinder und Agnaten vorfommen konnten, 
und zwar je nach der Mähe des Grades (proximitatis nomine), mehrere 
von gleichem Grabe zu gleichen Theilen (in capita), aber mit BVeſchroͤntung 


29) Cai. IIL 18— 24. 
0) 1 Cai. IH. 25—32. Ulp. XXVII. 7-9. Collat XVI. ap 5 
—8. Cf.$. 8. J. de bon. Dose: (3. 10.) gl. biefes Werk 'Wb. I, ©. 


826—333. 

81) Die: si tabulae testamenti nullae extabunt, unde — (38. 6.) 
Cod. unde liberi. (6. 14.) Cf£. 5 918, J. de her. ab int, oe 1.) 
— 32) ae biefes Wert Bb. UI, ©, 809 fig., Rote 3, 4, Bd. I, ©. 

38) — adoptio tam diu — quamdiu quis in aliona familia sit. 


L. 6. S. 4. D. deb. p. ot. ( 
ee et unde liberi. (38. 6.) Cf.L.6. 5.1.2. L. I 


5.1. L. 12. pr. D.deb. p.c.t (88. 4) I 1. Cod. unde lib, (6. 14.) 
wi. 5. 63 DR t. CH tt. de coniungendis cam eman- 
eipato liberis 


2 Die- Bun ga), (a (38, 7) — = — (6. 15.) 
i cogna egitimi et unde oognati. 
(6. 5 ch et. T. de — a (3. . x 
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auf die Cognaten bis zum fechftengGrabe einſchließlich und bie Kinder 
des Sobrinus und dre Sobrina aus dem fieberiten Grade. 4) Endlich 
dem überlebenden Ehegatten (b. p. ex edicto unde vir et uxor)2®), 
Diefen verfchledenen Elaffen von Perfonen wurde die bonorum possessio 
auch natheinander deferirt; wenn fie von ben Berechtigten einer Claſſe 
abgelehnt oder nicht in gehöriger Friſt aanofeirt wor, fo wurde fle der 
folgenden &laffe eröffnet (successio ordinum), und in der dritten 
Einffe (unde-cognati) fand zudem elne gleiche Macheinanderfolge ber, vers 
fchiedenen Grabe bee Verwandten ſtatt, bis zu dem dußerflen Grade, der 
überhaupt noch beruͤckſichtigt war?”) (successio graduum). In der zwei⸗ 
ten Claſſe (unde legitimi) dagegen fand "eine foldhe successio graduum 
nicht flatt, denn die bonorum possessio wurde hier nur denjenigen des 
ferirt, die civilrechtlich gefegliche Erben waren, und in legitimis heredi- 
tatibus successio non erat*); und aud in der erften Claſſe (unde 
liberi) konnte confequent feine Rede davon fein, indem darin die emans 
cipixten Kinder Aiur, gleich als twären fie sui heredes, mit diefen berufen 
fein ſollten ?). — Befondere Mobificationen traten auch bei der prätos 
riſchen Snteftaterbfolge ein, wenn der Erblaſſer ein Freigelaſſener war. 
Vorerft nämlich konnte der Patron gegen Erben der erſten Claſſe die 
Hälfte der Erbfchaft in -Anfprucd nehmen, wenn diefe nur folche sui 
heredes waren, die nicht fhon vermöge natürlicher Abflammung zu den 
liberi gehörten (b. p. contra suos heredes) *2), und gleiches Nicht Hatte 
auch) hier der parens manumissor, jedoch nur,, wenn er der leibliche 
Vater des emandpirten Kindes war??). Berner murde nach ber britten 
Claſſe (unde cognati) noch eingefhoben die familia patroni, oder wenn 
ber Patron felbft freigelaffen war, patronus patrona, item liberi (pa- 
rentes)ve patroni patronaeve, und nad) dem überlebenden Ehegatten 
Samen endlich noch die Eognaten des Freilnffenden (cognati manumisso- ° 
ris); dagegen wurden bem extraneus manumissor, der civilrechtlich zu 
ben gefeglichen Erben, alfo zur zweiten Elaſſe bee prätcrifchen Inteſtat⸗ 
erben gehörte, alle Cognaten erften und zweiten Grades bes Verftorbenen 
vorgezogen, d- i. zehn Arten von Cognaten (pater mater, avus avia, 
filius filia, nepos neptis, frater soror), daher decem personae**), Es 
ergeben ſich darnach im Ganzen fieben, ober wenn man biefe decem 


88) Dig. unde vir et uxor. (38. 11.) Cod. 6. 18. 
\ 39) Dig. de successorio edicto. (38. 11.) Cod. 6. 16. Cf. Dig. quis 
ordo in possessimibus servetur. (38. 15.) Diefed Wert Bd. II, &.809, 310. 
40) $. 7. J. de legit. agnat. succ. (3.2.) Cf. Cai. Ill. 28, und oben 
Note 24. Diefes Werk Bd. II, S. 328, Note 201. 
41) Bol. Bangerow, Pand. U, $. 407. — And. Mein. Mayer, das 
Recht der Anwachſung ©. 270 fig. 
42) Cai. III. 40. 41. Ulp. XXIX. 1. 
12 L. 2. 8. 15. D. ad SC. Teriull. (38, 17.) 
44) Wip. XXVIH. 7. Collat. XVI. cap. 8. 9. $. 3.4. J. de bonor. 
poss. (3. 10) set Theophil. ad h. Il. VBgl. darüber Goͤſchen, in Hugo?s 
civ. Mag. IV. ©. 12. Unterbolgner, Zeitſchr. für gefchichtl. Rehtöw. V. 
S. 2. Duſchke, Studien bes roͤmiſchen Rechtes S. 25 flg. , und dieſes Werk 
Bd. II, ©. 328 fig, Ä 
V. 43 
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personae als befonbere Claſſe anfiehg, acht verfchlebene Claſſen won pri 
torifchen Inteſtaterben, bie jedoch nicht alle bei einem und demſelben Erb⸗ 
falle vortommen bonnten. 

Vergleicht man biefe praͤtoriſche Erbfolgeorbnung wit ber eivilrecht⸗ 
lichen, fo findet ſich, daß fie die legte, fo viel die Beerbung nicht manumit⸗ 
tirter Perfonen betrifft, nur in einem Punkte beeinträctigte, darin näms: 
ch, daß fie bie Folgen ber Ausſcheidung aus dem Suitaͤtsverhaͤltaiſſe 
peactifch befeitigte, indem fie ben emancipirten Kindern gleich den su 
heredes bie Erbfchaft in erſter Ordnung darbot, und ihnen Daher auch 
im Conflicte mit Civilerben dieſelbe zum Theil ober auspchileßlich ſicherte; 
alle Anderen mußten den civilrechtlichen Erben nachſtehen, und dieſe konn⸗ 
ten, auf ihr Civilerbrecht ſich beſchraͤnkend, bie bonoram peasessio der- 
ſelben unwirkſam machen. Auch war dieſed peätorifche Syſtem für jebe 
Erweiterung bes civilen Inteſtaterbrechtes empfaͤnglich, indem jeder SBieile 
erbe ohne Schwierigkeit ſeinen Ping in ber zweiten Elaſſe finden kannte. 
Solche Erweiterungen enfolgtem auch bald unter ben Kaiſten unb häuften 
fi) beſonders unter den ſpaͤteren Kaiſern. .Es wurde naͤmlich 1) mas 
die allgemeine Erbfolgeordnung betrifft, a) In ber Verwandtſchaft abſtei⸗ 
gender Linie vorerſt deu Soͤhnen und Töchtern ein newes Inteſtaterbtecht 
ertheilt im Verhaͤltniſſe zur Mutter als folder (sine ia manum conven- 
tione), und zwar vor allen anderen gefeglichen Erben ber Butter, fo 
daß fie überhaupt bie erfie Stelle unter allen Inteſtaterben berfetben be 
baupteten, da eine b. p. ex edieto unde liberi bei Beerbung ber Mut 
ter nicht vorkommen konnte. Machten aber bie Kinder von biefem Erb⸗ 
techte Beinen Gebrauch, fo trat das olte Mecht ein, und inſofern konnte 
jegt in der Glaffe her legitimi heredes dns successio ordinum flatsfins 
den. Dae Gefetz, welches biefe Aeuberung bewickte, war ein SC. Om 
phitianum, ex oratione M. Aurelii et Commodi#), Weiter ging eine 
Gonflitution v. J. 389 n. Che.) Cie gewährte auch ben Enkelin 
ein Giviferbrecht gegen die mötterlichen Großeltern und die wäterliche 
Großmutter*”), jedoch mit Worbeholt von 14 ber Erbſchaft fhx die Agna⸗ 
ten, melde nach bisperigem Civilrechte erbten, und bei Veerbung des 
muͤtterlichen Großvatars, welcher außerdem noch Erben der erfien prätorie 
(hen Claſſe (b. p. ex edicio unde liberi) hinterließ, mit Beſchraͤn⸗ 
kung auf 9% bes entſprechenden Stammthelles. Juſtinian aber beſeitigte 
zuerſt (a. 528,) jenen Vorbehalt für die Agmten e), und dann (a. 539. 


‘ 


45) Ülp. XXVI. 7. Paull. sent, IV. 10. Ti I de Orphit. SC. 
(8, 4) Cod. ad Orphit, BC. (6,57) Li. 6.61. 19. D. ad 
Zee. et Orghit. (38. 17.) 

L. 4, Theod. Cod. de le t. hereüi. 5 1.) alentin. Theod. et 

Arcad. Constantiano gr p- Gaiharen), im Safe ehe mit Audlaffungen 

. aufgenommen als L. 9. Cod. de zuis et legitimis liberis et ex filla nepeti- 
bus ab intestato venientibus. (6. 55.) €f. 1. 5. Theod. Cod. I. c. 
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636.) auch dieſe Beſchraͤnkung des Stammtheiles?®). Jetzt alfo konn⸗ 
fen Deſcendenten, denen nach aͤlterem Rechte nur ex edicto unde 
cogneti b. p. deferirt wurde, als Givilerben mit dem Anſpruche auf einen 
gleichen Erbtheil neben Erben der erſten prätorifchen Clafſe vorkommen, 
und deren b. p.ex edicto unde liberi pro parte unwirkſam machen, 
“ obwohl ihnen ſelbſt nicht dieſe b. p. beigelegt wird 6%). ine bedeutende 
Medification in der Erbfolge dee Defcendensm hatte außerdem Juſtinian's 
Verordnung über die Adaption bewirkt 1), umd durch eim anderes Geſetz 
gab Juſtinian auch den Concubinenkindern ein befehrändtes Erbrecht gegen 
den Erzeuger, wie biefem gegen jened?), waͤhrend er das Erbrecht der 
unebelichen Kinder einer. mater illustris durch eine finguläre Rechtsvor⸗ 
ſchrift beſchraͤnkt hatte). — b) Unter den Verwandten auffielgender Linie 
wurde durch da6 SC. Tertullianum zu Hadrian's Zeit die Mutter des 
verſtorbenen Kindes in die Claſſe der legitimi heredes vorgefchoben, und 
zwar zunaͤchſt hinter die agmatifchen Brüber des Erblaſſers, weben die 
agnatifchen Schweſtern, wenn Brüder nicht erbten, fo daß fie alsdann 
die Hälfte der Erbſchaft befommen follte, und vor alle anderen Agnaten. 


Jedoch follte diefes neue Erbrecht bee Mutter nicht flattfinden, wenn ein’ 


leiblicher Defcendent des: Sohnes auch nur ex edicto unde cognati, oder 
. wenn irgendwie (ald parens manumissor oder ex ed. unde cögnati) der 
keibliche Water des Verſtorbenen erberi konnte. Auch war dafielbe bedingt 
durch das ius trium vel quatuor liberoram der Mutter. Machte aber 
die Mutter von diefem ihrem Erbrechte Beinen Gebrauch, fo trat auch 
bier das alte Recht ein, und andererfeit® trat jenes in Wirkſamkeit, wenn 
die daſſelbe ausſchließenden Perfonen die Erbſchaft nicht erwusben, und es 


konnte alfe infofern auch dadurch eine Art von successio ordinum in 


ber Claſſe ber legitimi heredes ſich ergeben **). Durch fpätere Conflis 
tutionen wurde aber ber Mutter auch, wenn fie das ius liberorum nicht 
hatte, ein Anfpruch auf einen Theil der Erbſchaft beigelegt, und bagegem 
einiger Seitenverwandten auch neben der des ius liberorum ſich erfreuen⸗ 
ben Mutter ein Exbeheil zugewieſen 35). Endlich gab Juſtinian ber Mut⸗ 
ter, ohne Ruͤckſicht auf das ius liberorum, auch neben Brüdern ober 
Bruͤdern und Schweſtern ein Erbrecht auf einen Kopftheil®®) und bes 
ſchraͤnkte dann baffelbe, auch wenn fie nur mit Schweſtern concurrizte, 
ebenfalls auf einen Kopftheil®”). c) In dee Seitenverwanbtfchaft hat 


49) Nov. 18. cap. 4, 

50) L. 12. Cod. eit.: Quibus unde liberi b. p. minime competit. 

51) L. 10. Cod. de adopt. (8, 48.) 

52) Nov. 18. cap. 6. Nov. 89, cap. 12. 18. — 

58) L. 5. Cod. ad SC. Orphit. (6. 57.): Et hanc legem ipsi pudici- 
tiae, — ae colendam censemns, merito dedicamus! 

) Ulp. XVI. 8. Paull. sent. IV.9. Tit. J. de SC. Tertull. 

(3. 38.) Cod. ad SC. Tertull. (6, 56.) L. 2. 8. 5. 6. pr. 7. 8. 10, D. ad 
SC, Tertull. et Orphit. (38. 17.) 

55) L. 1. 2. 7. Theod. Cod. l. © (a. Sal. 869. 426.) 

56) L. 7. Cod. kat. (a. 528.) 

„57 Nor. 22, cap. 47. $. 2. (a. 536,) 
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zuerſt Conſtantin Einigen, ungeachtet fie die Agnatlonsrechte verlocen 
hatten, einen Erbtheil neben der Mutter beigelegt %). Dann führte Aua⸗ 
ftafius (503) nicht nur eine Emancipation ein, bei welcher bie Agnations⸗ 
rechte vorbehalten werben konnten, fondern ertheilte auch, wenn dieß nicht 
gefchehen war, den Geſchwiſtern unter einander unbedingt den Vorzug 
vor entfernteren Agnaten, und ließ did emancipirten neben nicht emanci⸗ 
pirten Geſchwiſtern mwenigftens zu geringerem Theile echen *9). Juſtinian 
aber gewährte (632. 534.) nicht nur allen emancipirten Gefdywiftern, 
ſondern uͤberhaupt allen Geſchwiſtern, auch ben halbbürtigen von Mutter 
ſeite (uterini), und weiterhin den Kindern berfelben, ‚ein vollkommenes 
agnatiſches Erbrecht neben ben Agnaten gleichen Grades, ertbeilte and) 
den weiblichen Agnaten ein gleiches Erbrecht wie den männlichen, und 
verorbniete, daß nun auch In der Claſſe der legitimi heredes allgemein 
Succeffion der verfchiebenen Grade ftattfinden folle®), zulegt aber (539) 
ab er den volbürtigen Gefchwiftern vor den halbbuͤrtigen den Borzug‘t). 

) Die Beerbung freigelaffener Perfonen insbefondre erfuhr zuerft einige 
Modificationen durch deu Einfluß ber Lex Julia et Papia Poppaea unb 
der Gefege über Sreilaffungen 92); neu geordnet wurde diefelbe durch Ju⸗ 
flinian®?). Was aber die aus dem Manciplum feeigelaffenen Perfonen 
betrifft, fo kommt bekanntlich im Juftinianifchen Rechte eine eigentliche 
manumissio ex mancipio überall nicht mehr vor; ber extraneus manu- 
missor und fomit auch bie befondere bonorum possessio unde decem 
personae {ft gänzlich weggefallen‘), Dem emancipivenden Vater hat 
aber Suftinian doch noch die Quafipatronatsrechte erhalten und regelmäßig 
beigelegt, gleidy als hätte er das Kind, wie nach altem Rechte (contracta 
fiducia), aus dem Mancipium manumittirt, und fo ift denn auch das 
gefegliche Erbrecht, wie die gefegliche Wormundfchaft, bes parens manu- 
missor im Suftinianifchen Rechte noch anerfannt®®). Allein dafjelbe war 
durch die unter 1) erwähnten Neuerungen mehrfach beſchraͤnkt worden. 
Das SC. Orphitianum (1.a.) fcheint zwar zunaͤchſt eben fo dem parens 

‘ manumissor wie bem Patronus ber Mutter neben ben Kindern berfelben 
noch einen Erbtheil vorbehalten zu haben; aber auch biefes wurde fpäter 
aufgehoben). Dann ferner wurde durch.das SC. Tertullianum (1. b.) 
nur das Inteſtaterbrecht des natürlichen Vaters unangetaftet gelafien, daß 


5 LLC de 
[| L L -} hered. CL. o ® ® 
Tiepli dh 5. 1. J. de succ. cognst. ei 
[ i ® | L [} } © L o l 
CL) Nr. “ 5.8.4.7. J. de egit. agnat. succ. 
8 —* a E ub 
4. Cod. de bonis libert. (reſtituirt) (61. 4.) gl. tit. J. de 
succ. libert. (3. 7.) Dig. de bonis libert. X o 
64) Bol. Rote 28, 44. | 
65) $. 8. J. de legit. agnat. succ. (8. 2.) $. 6. J. quib. mod. ius 
— solv. (1. 12.) L. 6. Cod. de emaneipat. (8. 49) Bol.ut.). | 
 legit. t. tutela. (1. 18, 
66) L. 8. Th. Cod. de legit. hered. (5. 1.) ober L. 4. Cod. ad SC. 
Orphit. (6, 57.) ®gl. L. 1. 5.9. D. ad SC, Tert, et Orph. (38. 17.) - 
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Erbrecht anderer Emancipatoren aber, z. B. des Adoptivvaters, des vaͤ⸗ 
terlichen Großvaters, dem neuen Erbrechte ber Mutter bintangefegt‘”), 
und endlich wurde (nach 1. c.) ber parens manumissor auch durch bie 
Geſchwiſter ausgefhloffen, fo daß ihm nur der Nießbrauch verbleiben 


ſollte 8); falls aber zugleich die Mutter und Geſchwiſter mit dem Vater 


concurtitten, ſo follte nach einer Verordnung Juftinian’s dem Vater und 
der Mutter zufammen der Nießbrauch von zwei Dritttheilen der Erb⸗ 
ſchaft, die Proprietät des Ganzen mit freiem Nugungsrechte an einem 
Dritttheile den Geſchwiſtern zufallen®®). — Eine befondere Erörterung 
möfjen wir zulegt noch 3) ber Beerbung derjenigen ‚Perfonen widmen, 
weiche ale abhängige von der Familiengewalt eines Anderen (alieni iuris) 
verflochen waren. Mac) altem Rechte konnten folche Perſonen überhaupt 
gar Feine Inteflaterben haben; auch das ſoldatiſche Vermögen, obwohl ber 
Hausfohn darüber ein Teſtament errichten Eonnte, fiel doch, wenn ein 
ſolches nicht vorlag, als peculium dem Vater anheim 7%). Als aber 
durch Verordnungen fpäterer Kaiſer an gewiſſen Erwerbungen ben Kin⸗ 
dern die Proprietät beigelegt, und nur der Nießbrauch daran dem Water 
vorbehalten wurde, fo wurden nun auch über hie Vererbung ſolchen Vers 
mögens, falls die Kinder vor Aufhebung der väterlichen Gewalt ftürben, 
eigene Beſtimmungen aufgeſtellt. Zuerſt verordnete eine Conftitution 
vom J. 426, daß bie Proprietät des Muttergutes der Kinder jedenfalls 
auf deren Kinder, und, wenn bee Vater eine andere Ehe eingegangen, 
auch auf deren Geſchwiſter aus derſelben Ehe übergehen folle?!),, Nach 
einer anderen Verordnung berfelben Kaifer aber follte auch die dos oder 
donatio ante nuptias eines Kindes den Defcendenten befielben, und das 
einem Enkel von Mutterſeite erworbene Gut durch ben Tod befielben 
nicht bem Großvater, fondern dem noch lebenden Vater zu Theil wer: 
den72). Dann wurde im 3. 471 verordnet, daß die Proprietät aller 
aus Veranlaffung einer Ehe gemachten Erwerbungen eines Hauskindes 
zunaͤchſt den Kindern, bann den vollbürtigen, weiter den halbbürtigen Ges 
ſchwiſtern, und zulegt bem Vater oder Großvater deſſelben zukommen folle??). 
Und diefe Beflimmung dehnte alsdann Juſtinian aud) auf das von Mutter: 
feite erworbene Vermögen der Hauslinder aus?%). Später erft erließ 
Juſtinian das Gefeg, durch welches den Kindern in väterlicher Gewalt 
die Proprietät alles nicht vom Water. her erworbenen Vermögens (aller 
bona adventitia) beigelegt wurbe?®), beſtimmte aber dabei, daß in Ber 


T 67) L. 2. Cod. ad SC. Tertull. (6. 56.) L. 2. & 15. D. ad sc. 
ertull. 

68) L. 13. Cod. de legit. hered. (6. 58.) 

69) L. 7. $. 1. Cod. ad SC, Tertall. (6. 56.) 

9 . 2. a D. de castrensi peculio. (49. 17.) pr. J. quib. non est 
perm ® ® 12. 

71) L 10. Theod. Cod. de matern. bon. (8. 18.) (Theod. et Valent.) 

“ 72) L. 8. Cod. de bon. quae lib. (6. 61.) 

73) L. 4. Cod. 1. c. (Leo et Anthem.) 

74) L. 11. Cod. commun. de success. (6. 59.) (XV. Cal. Oct. a. 529.) 

75) L. 6. Cod. de bon. quae lib. (6. 61.) (III. Cal. Novembr. a. 629.) 
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teeff der Vererbung deſſelben baffelbe gelten folle, was fräher in Anfehımg 
bes Muttergutes und ehelichen Erwerbes feftgefegt worden fer?‘ Mit 


- den Geſchwiſtern follte auch hier bie Mutter concurriren?), dem 


aber jedenfalls ber Nleßbrauch, den er bis zum Tode bes Kindes gehabt 
hatte, unverkuͤmmert bleiben?®). Auf ſolche Weife war alſo nun auch 
eine Beerbung der in väterlichen. Gewalt verftorhenen Kinder möglich ge: 
worden, bie ſich jeboch nach befonderen Beſtimmungen richtete und vegels 
mäßig durch "den Nießbrauch bes Waters befchränft war. Es war aber 
natürlih, daB man biefelben Succeffionsbeftimmungen dann auch auf 
das peculium castrense und quasicastrengse anwandte, wenn ber 


. ohne Teſtament verſtarb, ba jene Peculien ja groͤßtentheils durch ſolche 


Erwerbungen gebildet wurden, welche unter bie Regel der bona adven 
titia fallen würden, wenn nicht ber Sohn als Soldat noch mehr Recht 
daran hätte??), Ob übrigens dem Water felbft jenes Vermoͤgen ber 
Kinder, wenn er nicht durch Kinder oder Gefchwifter und Mutter aus⸗ 
gefchloffen wurde, nun auch noch iure peculii oder vielmehr inre here- 
ditatis zufallen ſollte, das iſt in ben Juſtinianiſchen Inftitutionen nicht 
Har auͤsgeſprochen; nach Vergleichung mit ben betreffenden Pandektenſtellen 
iſt aber doch das erſte anzunehmen®®). 

Mir Haben nun die Entwidelung des roͤmiſchen Inteſtaterbrechtes 
bis zum Abfchluffe der Juſtinianiſchen Rechtsbuͤcher verfolgt. Es ergibt 
ſich daraus, wie verwickelt daſſelbe nach biefen letzten erfcheinen mußte, 
ba man die Grundlage ber Älteren gefeglichen Exchfolge noch immer nicht 
ganz verlaffen, fondern nur theilmeife durch viele einzelne Neuerungen 
erfchlittert hatte. Es mar baher ein fehr angemefiener Gedanke, wenn 
Juſtinian nachträglich das geſetzliche Erbrecht der Verwandten ganz neu 
orbnete und babei die Ruͤckſicht auf die Agnation voͤllig fallen ließ; es 
waͤte nur zu wünfchen gemwefen, daß er in ei nem Gefege gleich die ganze 
Erbfolgeordnung nach) ihrem ganzen Umfange umfaßt hätte. Jene wich⸗ 


14 


tige Aenderung wurde bewirkt durch die berühmte Novelle 118, zu wel⸗ 


76) L. 6. $. 3. in £ Cod. 1. c. 

77) L. 7. $. 1. Cod. ad SC, Tertull. (6. 56.) 

78) L\7, S. 1. cit. L. 11. cft. in f. 

79) Arg. $. pr. J. quib. n. e. permiss, (2, 12.): & vero intestati 
‚decesserint aullis liberis vel fratribus superstitibus, ad pe 
restes eorum iure communi pertinebit, 


80) In L. 2. D. de castr. pecul. und L. 18. D. ad leg. Falcid. (35. 2.) 
wird in Betreff des castrense peculium noch das alfe Recht entfchieden aners 
kannt, und fo ift alfo auch wohl $. J. cit. (iure communi) zu verfichen. 
Auch ſaͤgt L. 11. Cod. coit.: ad ultimum locum pater a legibus conclametur 
ot wi filii aon gratam hereditatem relictam, sed triste lu- 
erum sibi lugeat acquisitum; und wenn baflelbe Geſetz am Ende die 
Brüder als folche begeichnet, qui ad hereditatem defunoti patrem 
antecedunt, fo fteht dieß nicht damit im Widerſpruche, da bie Bräber aller 
des u — das Vermoͤgen uͤberkamen. Bol Vangerow, Pand. 

, 8. 
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her die Novelle 127 nur in einem Punkte eine nachtraͤgllche Ergaͤnzun 
gab ®R). Won diefen Geſetzen ausgehend, müffen wir nun — 
das geltende Inteſtaterbrecht 

darzuſtellen ſuchen. Ehe wir aber zu der Auseinanderſehung ‚ber jetzigen 
Etbfolgeordnung nach Ihren einzelnen Elaſſen übergehen, ift es nothwen⸗ 
dig, dorerſt einige Bemerkungen uͤbet ben Inhalt der Novelle 118 im 
allgemeinen und über beten Vethaͤltniß zu dem fräheren Zuffinianifchen 
Rechte vorauszuſchicken. 

In der Einleitung feines Geſetzes ſpricht Juſtinian mit ausdruͤck⸗ 
lichen Worten den Vorſatz aus, die verwickelten bisherigen Beſtimmungen 
über die Erbfolge der Verwandten. durch eine nme einfache und klare 
Anordnung, bie kuͤnftig allein gelten folle, zum erfegen®?). Der Unter 
fchied zwiſchen Cognaten und Agnaten füllte fortan völlig unbeachtet blei⸗ 
den und bie Cognation ausſchließlich die Grundlage des geſetzlichen Erb⸗ 
rechtes der Verwandten bilden *2). Demnach find nun unzweifelhaft die 
Drei erſten on der praͤtoriſchen Inteſtaterben (liberi, legitimi, cognati), 
fo weit darin Verwandte als ſolche berufen waren, durch die neue Ord⸗ 
nung völlig abferbirt worden. Ale Cognaten find hun als legitim he- 
redes Berufen, in dee burch das neue Geſetz beſtimmten Reihenfolge: fie 
Pönnten etwa alb legitimi auch jegt noch bonorum possessio ex edicto 
unde legitini agnofeiren, aber fle bedärfen derfelben aͤberall nicht mehr, 
un zur Erbſchaft zu gelangen, und eine bonorum possessio ex edicto 
unde liberi, die dena Erbrechte der jegigen kegitimi vorginge, Tann nicht 
mehr vorkommen. Allein 1) die Novelle beſchraͤnkt fi nur darauf, den 
Unterſchied unter, Cognaten und Agnaten aufzuheben und bie Ordnung 
der Erbfolge unter den Cognaten zu beftimmen. Ueber den Begriff der 
Cognation oder Me Vorausſehungen, unter deren Überhaupt Jemand als 
erbfähiger Cognat eines beffimmten Anderen gelten koͤnne, fagt fie nichts, 
fondern derweiſt deßhalb ſtillſchweigend auf vas bisherige Hecht. Hieraus 


81) Die Rovelie 118 wurde a. p. Chr. 548,, bie Novelle 127 aber a. 547. 
erlafien. Bol. Biener, Gel. der Rovellm ©. 529, 524. 

82) Necessarium esse perspeximus, omnes simul ab intestgto cognatio- 
num successiones per — legem clara compendiosague divisione 
disponere; itaque prioribus legibus pro hac causa positis vacantibus, de 
cetero ea sola servarl, quae nunc constituimus, 

83) Juſtinian tadelt zuerft in ver Einleitung bie dlteren Gefege, per quas 
non iuste differentia ab intestato sucoessionis inter cognatos ex masculis 
-et fominis introduota est; er erklärt dann bei ben einzelnen Claſſen der Ber- 
wandten wiederholt, daß es jetzt auf jenen Unterfchieb nicht mehr ankommen 
folle, und fagt dann noch wieder allgemein in cap. IV.: Nullam vero volu- 
mus esse difierentiam in quacungue successione aut hereditate inter eos, 
qui ad hereditatem vocantur, masculos ac feminas, quos ad hereditatem 
communiter definivimus vocari, sive per masculi sive per feminae perso- 
nam defuncto iungebantur, sed in omnibus successionibus agnatorum Cogna- 
torumgque differentiam vacare praecipimus, sive per femineam personam sive 
per emancipationem sive per alium quemlibet modum prioribus legibus 
tractabatur, et omnes sive qualibet huiusmodi differentia secundum pro- 
prium cognationis gradum ad coguatorum successionem ab intestato venire 
praecipimus, s 
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ergibt ſich nun Folgendes: a) Derjenige, welcher zur Zeit bes Todes des 
Erblaſſers nicht wenigftene fchon erzeugt war (nondum conceptus), Eanz 
biefen nicht als Cognat beerben. Denn im älteren Rechte iſt auf das 
beftirsmtefte ausgefprochen,, daß hier in keiner Weife ein Inteſtaterbrecht 
flattfinde, insbefondre auch nicht ex edicto unde cognati, und zwar aus 
bem Grunde nicht, well jener fpäter Erzeugte in Wahrheit niemals‘ 
Gognat DE Verftorbenen gewefen ſeiꝰ*). Da nun in biefer Beziehung 
die Novelle nichts anderes verordnet, fo muß auch nach diefer noch jener 
Sag behauptet werden, obwohl es unferm Gefühle widerſtreiten mag, 
3. B. ben nach dem Tode des Großvaters gezeugten Enkel von ber Erb⸗ 
Schaft deſſelben auszufchliegen, wenn inzwiſchen vor Eröffnung bee Inte⸗ 
ftaterbfolge auch der Bates ober die Mutter des Enkels verfiorben IE). 
b) Unehelich gezeugte Kinder, fofern fie nicht legitimiert werben, find 
zwar Cognaten ihrer Mutter, und fo benn aud) ber mütterlichen Cogna⸗ 
ten; ſie find aber nicht Cognaten ihres Erzeugers und fomit andy wicht 
dee Cognaten beffelben; fie haben daher nach diefer Seite kein Erbrecht 
nach) Nov. 118, weder gegen ben Vater felbft, noch gegen die Verwand⸗ 
tm deifeiben; fie innen aber eben fo wenig auch umgekehrt von den 
Vegten nach Nov. 118 beerbt werden). c) Adoptirte werben durch die 
Adoption Agnaten’ und fomit auch Cognaten bes Adoptivvaters und aller 
Agnaten deſſelben?) 3 es muß ihnen alfo in demfelben Umfange auch 
nah Nov. 118 ein Inteſtaterbrecht in der Adoptivfamilie zuerkannt wer: 
den, fo lange das Adoptivverhaͤltniß beſteht?s). Zugleich aber bleiben fie 
auch Cognaten in ihrer natürlichen Samilie, und fo muß ihnen alfo der 
Megel nad auch in Beziehung zu biefer das Inteſtaterbrecht beigelegt 
werden, eben fo wie fie nach dem prätorifchen Rechte ex edicto unde 
cognati als Mitglieder beider Familien erbten und beerbt mwurben®?). 


84) L. 6-8. D. de suis et legit. (88. 16.): ... mam quod in con- 
suetudine nepotes agnati appellantur etiam eorum, post quorum mortem 
concepti sunt, non proprie sed per abusionem vel potius üvappaındis acch- 
dit. L. 1. 6. 8. D. unde cognati. (38. 8.) L. 10. D. de ventre in age 
mitt. (37. 9.) L. 6. pr. D. de iniusto. (28. 8.) S. 8. J. de hered. ab 
int. (8. 1.): Plane si et conceptus et natus fuerit post mortem avi.... 
nullo iure cognationis patrem aui patris atligit. Nicht widerfprechend ift 
L. 47. $. 3, D. de bon. lib, (38. 2.) 

85) Bol. Thibaut, civ. Abb. &.115. Muͤhlenbruch, Lehrb. $.619 
und Bortfegung des GLAd’fchen Comment. Bd. 39, ©. 406 fig. Puchta, 
Echrb. 5. 441. Büchel, Gtreitfragen aus Nov. 118 ©. 2—17. Vange— 
rom, £eltfaden II. &. 39 fig. Anderer Meinung find unter ben Neueren: 
Griefinger, Gef. ber Suität S. 293. Gluͤck a. a. D. ©, 583 fig. 
Roßhirt a. a. D. G. 300 fig. Loͤbenſtern, in ber Zeitfchr. für Civilrecht 
und Proz. Bd. IX, ©. 215 fig. 

) L.2. 4.8. 10.D. unde cognati. (38.8.) $. 12. J. de nupt. (1.10.) 
Bol. unten Note 106 —118. 

87) L. 1. $. 4. D. unde cognati. (38. 8) L.4 6.2.10. L. 5. D. 
de gradib, (38. 10.) 

88) L. 3. D. unde cognati. 

89) L. 1. $. 4. D. 1. c.: Evenit igitur, ut is qui in adoptionem datus 
est, tam in familia naturalis patris iura cognationis retineat, quam in fa- 
milia adoptiva nanciscatur. ol. unten Note 119-135. 


® 
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2) Die Novelle 118 iſt' ein allgemeines Gef. Da nun im diteren 
echte einzelne befondere die Exbfolge der Cognaten betreffende Beftims 
mungen vorkommen, ſo kann bie Frage entſtehen, ob hier nicht die bes 
kannte Regel: Lex posterior generalis non derogat priori speciali, 
anzuwenden ſei? Wie überall, fo muß auch hier dieſe Regel cum grano 
salis angewendet werden; es iſt in jedem einzelnen Kalle barauf Ruͤck⸗ 
ficht zu nehmen, ob eine befondere Beſtimmung des Älteren Rechtes als 
befondere auch in das Recht der Nov. 118 ſich wohl noch einfügen laſſe, 
oder mit diefem unverträglich erfcheine und daher nah dem Willen des 
Geſetzgebers ftiltfchmeigend für aufgehoben zu halten ſeiꝰo), 8) Die Nor 
velle betrifft nur die gefegliche Erbfolge ber Cognaten; ganz unberührt 
laͤßt fie diejenigen Säle ber Inteftnterbfolge, welche fich nicht auf Cognation 
oder Agnation gründeten. Von biefen Fällen ftanden einige gänzlich außer⸗ 
Halb der regelmäßigen Orbnung der Snteftaterbfolge?"), andere traten erft in 
Ermangelung der Erbfolge der Verwandten ein??); beiderlei Faͤlle find 
unbedenklich auch nach ber Nov. 118 noch practifch geblieben. Aber es 
gab nach dem früheren Rechte auch ſolche Faͤlle, wo Perfonen, die nicht 
Gognaten bes Erblaſſers waren, oder ohne Rüdficht auf dieſe ihre Eigen» 
Schaft, ihre eigene Stelle in der zegelmäßigen Erbfolgeordnung, mitten 
anter Berwandten, einnahmen. in Fall dieſer Art ift von folcher Bes 
fchaffenheit, daß einem Nichtverwandten fehlechthin ein gleiches gefegliches 
Erbrecht mit der Glaffe von Verwandten, bie auch nad) Nov. 118 die 
erfte Stelle einnimmt, beigelegt ift, und da ift unbedenklich diefes Erb⸗ 
echt auch jest noch als practifch anzuerfennen??), Schwieriger iſt die, 
Senge, ob auc das Erbrecht ‚des parens manumissor als befonderes Erb⸗ 
recht noch gelte, und in melcher Rangordnung ? Bisher hatte derfelbe ſei⸗ 
nen eigenen. Pag, dergeflalt, daß ihm die Verwandten des Erblaſſers 
theils vorangingen, theils nadftanden?*). Die Novelle aber erwähnt 
feiner gar nicht, und er ift in der neuen Ordnung diefes Gefeges kaum 
unterzubringen. Er folgte früher nach ben Gefchwiftern, vollbürtigen 
ober hatbbürtigen®®), und ging den Gefchwifterfindern -vör; nach dem 
neuen Geſetze aber fehließen die Kinder vollbuͤrtiger Geſchwiſter die halb⸗ 
bürtigen Gefchwifter aus, und fo würden nun jene und diefe und ber 
parens manumissor einander in ewigem Kreife die Exbfchaft abjagenz 
und zudem würde es auch an einer genügenden Beftimmung fiber‘ bas 
Verhaͤltniß zu den Afcendenten bes Erblaſſers fehlen. Iſt der parens 
manumissor ber natürliche Vater, fo hat er ohnehin nach Nov. 118 ein 
befjeres Inteſtaterbrecht; iſt er dee Großvater, und der Vater lebt auch 
noch, fo muß er jest unzweifelhaft ſowohl diefem als der Mutter nad) 
fiehen?); wenn aber Vater und Mutter nicht mehr leben, fo hat er 


90) Vol. unten Note 107, 121, 127. — 
91) Vgl. oben Note 52, unten Note 113, 181. 

92) Vgl. oben Rote 38, unten Rote 171. 

93) Bgl. unten Note 120, 121. 

94) Vol. oben Note 28, 43, 65—69. 

95) 2gl. oben Note 66, 68. 

%) Vgl. oben Rots 67 und unten Rote 145. 
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wieder ald Großvater ein befjeres Inteſtaterbrecht, wie als parens mane- 
missor. Bet dieſer Lage ber Sache iſt man wohl befugt, anzunehnen, 
daß Suftintan durch das befondere Erbrecht des parens manumissor feine 
neue Exbfolgeordnung dee Verwandten nicht geſtoͤrt oder unterbrochen fehen 
wollte. Es würde nur noch für den Adoptivvater, qui pater esse de- 
sit 7), bedeutend fein, und daß diefer von Suflinian vernachläffige ober 
mentoftens allen Verwandten nachgeſetzt wurde, iſt vollkommen erklaͤrſich 
Jedenfalls innen mir im heutigen Rechte jenes befondere Exhrecht des 
parens manwmissor als antiquirt betrachten, nachdem es von jeher von 
den meiften Rechtsgelehrten dafür angefehen ober gaͤnzlich ignorirt worden 
4%), 4) Nach Mov. 118 ift nun auch das Vermögen ber in vater⸗ 
Yicher Gewalt befindfichen Perfonen (bona adventitia, pecalium eastrense 
und quasi castrense) vollkommen der regehmäßigen Erbfolge anterwor⸗ 
fen. Auch der Vater wird nun dazu in der Ihm uͤberhaupt zukommen⸗ 
den Rangordnung als eigentliche Erbe berufen, und eben fo wirt «6 
eventuell auch ben entfernteren Verwandten deferirt. Es IfE aber in bie 
fer Beziehung noch insbefondre zu bemerken, daß bee Nießbrauch, welcher 
dem uͤberlebenden Vater an folhen Vermögen zuftand, auch nah bem 
Zobe des Kindes noch fortiuuert, wenn der Water nicht felbft zum Mit 
erben deſſelben berufen iſt, fo tie er in biefem Falle auch am bem Exhs 
theile dee feiner Gewalt ebenfalls unterworfenn Exben des Kindes dm 
Nießbrauch -erft erwerben kann; , falls aber dem Vater ſelbſt die Miterb- 
ſchaft defertet tft, fo kann er an den Erbtheilen feiner Miterben ber 
Nießbrauch nicht In Anfpruc nehmen, weder als Fortfegung bes bei Leb⸗ 
zeiten des Kindes ihm Yugeftandenen Nießbrauches, ini al8 neu erwor⸗ 
ben aus dem Grunde, weil die Miterben auch feiner väterlihen Gewakt 
unterworfen feien). Nach biefen Vorbemerkungen betrachten mie nun 


näher 





NL. 2. S. 15. D. ad SC. Tertull. (38. 17.) i 

98) Wal. darüber vorzäglihd Mayer, de hereditate parmtis manumis- 
soris. Tubing, 1832., und beffen Erbr. I. $. 85, Rote 5,6. Francke, 
de manumissorum successione. Jense 18 Mühlenbruß, Comment. 
Bb. 95, &, 219 flg., Br. 37, S. 856 flg. 

99) Nov. 118. cap. 1. Licet enim defunctus sub alterins potestate 
faerit, tamen eius ſilil, cuiuslibet sexus sint aut gradus, etiam ipeis pa- 
rentibus a Par praecipimus, quorum sub potestate fuerit qui defunctus 
est, in illis videlicet rebus, quae secundum nostras alias leges patribus non 
acgniruntar: nam in usu harım rerum, qui debet acquiri aut servari (ix! 
y0Q Tu zonoer ray moayudran rovzun dpsılodon wgogmogliecde: A pv- 
Adtzso®aı), nostras de his omnibus leges parentibus custodimus. — Cap. 2. 
Si et pater aut mater fuaerint.. et ascendentium et fratram singuli aequa- 
lem habeant portiegem: nullum usum ex filiorum aut filiaram portione in 
hoc easa valente patre sibi penitas vindicare, quoniam pro hac usus por- 
tione hereditatis ius et secundum proprietatem per praesentem dedimus 
legem. Manche behaupten zwar, im legten Falle behalte der Bater ben ihm 
bisher zuftebenden Nießbrauch an ben Erbtheilen der Miterben (Thibaut, 
Pand., 6. Aufl., 5. 868, 6865 Wening-Ingenbeim a. a. D. 5. 434, 
438 u. a.), wenigftend an bem Grbtheile der miterbenben Mutter (Gebrüber 
Over beck, Meitat. II. Nr. 793 aber mit Recht erklärt fi bie Mehrzahl 
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I. die ordentliche Erbfolge der Verwandten. 

Die Novelle 118 unterfcheidet in ihrer Rangorbnung Deſcenbenten, 
Afeendenten und Seitenverwandte (cap. 1. 2. 8.); indem fie aber mit 
den Afcendenten einige Seitenverwandte zufammenftellt, fo ergeben ſich 
vier Claſſen: 1) Defcendenten, 2) Afcendenten, vollbuͤrtige Geſchwiſter 
und vollbürtiger Geſchwiſter Kinder, 3) halbbärtige Geſchwiſter and halbe 
buͤrtiger Geſchwiſter Kinder, 4) die uͤbrigen Seitenvermandten 100), 

Erfte Elaffe. Defeendenten. Diefe werben vor allen anderen 
Verwandten zur Erbſchaft berufen, ohne Unterfyeibung der Nachkommen 


männlicher oder weiblicher Abſtammung, nur unter ber allgemeinen Bors ' 


ansfegung, daß fie zu den Gognaten gehören. Es erben auch Difcen- 
denten verfchiedener Grabe neben einander, wenn fie nur nicht demfelben 
Stamme angehören; benn die Nachkommer bes zweiten, britten Gras 
des u. f. w. werben durch ihre noch lebenden erbfähigen Eltern, durch 
welche ihre Verwandtſchaft mit dem Erblaſſer vermittelt iſt, von deſſen 


Erbſchaft ausgeſchloſſen; das edictum de coniungendis cum emancipato 


liberis eins104) iſt unpractiſch geworden; Enkel ober Urenkel ruͤcken 
uͤberall nur in die Stelle ihrer nicht mehr zur Erbſchaft mitberufenen 
Eltern, Vater oder Mutter, Großvater ober Großmutter, ein (in paren- 
tis sui locum succedunt)1%2), Man bat diefe Stellung der Enkel und 
Urenkel u. f. mw. durch den Ausdruck Repraͤſentationsrecht bezeichnet; jene, 
fogt man, repraͤſentiren bei der Beerbung bes Großvater ober Urgroß⸗ 


vaters ihre verftocbenen Eltern. Dagegen wäre an ſich nichts einzumens - 


ben, : wenn nicht manche Mechtögelehrte daran gang irrige Anſichten und 
Meinungen angeknuͤpft hätten. Man bat nämlich behauptet, den Enkelin 
werbe nur vermöge einer Repräfentation dee Eltern, nicht Traft eigemen 


“ “ 
bagegen. Bgl. z. B. Städa a. O. ©. 657 fig. Roß hirt aa O. S. 
339 fig. Löhr, im Ach. fuͤr eiv. Prax. X. S. 165 fd. Marezoll, in 
ber Zeitſchr. für Civilrecht und Proz. XL ©. 206 fi. Bangerow, keitf. 
I, ©. 64 fig., auch Thibaut, in der 8. Ausg. $. 861, und Brig, in ber 
5. Ausg. von Wening’s Civilrecht a. a. D, 

- 100) Diefe Erbfolgeordnung der Nov. 118 bat tin unbelannter Verfaſſer 
in folgenden Berfen zufammengefaßt: 
Descendens omnjs succedit in ordine prime; 
Ascendens propior, germanus, fiılius eius; 
Tunc latere ex uno frater, quoque filius eius; 
Denigne prtoximior reliquorum quisque superstes. 
Nach dem dritten Verſe Hat man noch eingefhoben: 
Hi cuncti (iuncti) in stirpes succedunt, in capita antem 

“ Iuncti ascendentes,, fratram proles quoquo so 
Bol. Hugo, Lehrb. der Pand. 5. 116. 

101) Bel. Rote 35. 

102) Nov. 118, cap, 1. Bi quis igitur descendentiam faerit ei, qui 
intestatus moritur, cuiuslibet naturae aut gradus... omnibus ascendenti- 
bus et ex latere cognatis praeponätur.... sic tamen, ut si quem horum 
descendentium filivs relinguentem mori contigerit, illius fillos aut filias aut 
alios ascendentes in proprii parentis locam succedere — — — tantam de 
hereditate morientis accipientes partem, quanticungue sint, quantam eorum 


parens, si viveret, habuisset? quam sucoessionem in stirpes vocavit anti- 


quitas, 
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Rechtes, bie Erbſchaft ber Großeltern beferiet, zu jener Repraͤſentation 
abar werbe vorausgefegt, daß fie auch Erben des repräfentirten parens 
geworben feien. Diefe Idee ift aber völlig grundlos, wie jegt auch al⸗ 
gemein anerkannt wird 10%). Die Enkel erben überall, wofern fie ihr 
vorgehender parens nicht ausfchließt, kraft des verwandtſchafilichen Ver⸗ 
haͤltniſſes, in welchem ſie felbft ald Defcendenten zu bem Erblaffer fan 
den; nur zum Zweck ber Beſtimmung der Erbtheile fagt da6 Gefeg von 
ihnen: in parentis sui locum succedunt, Diefes ift nichts anderes als 
der Ausdruck dafür, daß in der Glaffe ber Defcendenten durchaus Die for 
genannte Stammtheilung, surcessio in stirpes, gelten folle, gerade fo, 
wie fie nach altem Civilrechte unter den sui heredes, nad) prätorifchenz 
Mechte unter den liberi flattgefunden hatte 104). Vermoͤge diefer Beſtim⸗ 
mung ber Erbtheile kann denn nun auch der Fall eintreten, ber nad) 
altem Rechte nicht möglich) war, daß wegen mehrfacher Verwandtſchaft 
mit dem Erxblaffer auf einer und bdenfelben Defcendenten mehrere Erb⸗ 


[3 
‘ 


theile zuſammen kommen 105), - 

Es ſind uͤbrigens in Ruͤckſicht der Erbfolge dieſer erſten Claſſe noch 
folgende beſondere Beſtimmungen zu bemerken: 1) Pneheliche Kinder und 
deren Nachkommen haben a) gegen ihre Mutter und muͤtterlichen Groß⸗ 
eltern ‚der Regel nach ein vollfommenes Kindeserbrccht!0%). Allein aa) 
nad) einem Älteren Geſetze Juſtinian's 107) fol das uneheliche Kind einer 
erlauchten Mutter (mater -Hlustris) neben rechtmäßigen Kindern derfelben 
kein Erbrecht haben. Diefe ganz fpecielfe Beitimmung iſt durch Novelle 
118 nicht aufgehoben 108), aber freilich muͤſſen wie fie heutzutage als 
unpractiſch anfehen,, weil wie feine mater illastris im Sinne des römis 
ſchen Mechted mehr kennen. bb) Nach der Meinung vieler Rechtögelehrs 
ten foll das in einge verbotenen ſtrafbaren Geſchlechtsverbindung erzeugte 
Kind (ex damnato coitu natus) auch In Beziehung zur Mutter kein 
Erbrecht haben. Diefe Meinung geht jebenfalls zu meit, infofern fie 
‚auch auf das durch stuprum und nad) heutigem Rechte auf das im Con⸗ 
eubinat erzeugte Kind ſich erſtreckt 109). Aber auch in Betreff der in Ehebruch 
‚oder Bigamie erzeugten läßt fie fich nicht begründen !10), Mur in An- 
fehung der aus biutfchänderifcher Verbindung oder, noch beſchraͤnkter, 
in biutfchänderifcher Ehe erzeugten Kinder (incestuosi) fcheint fie die Ge: 


103) Bol. darüber Gluͤck, Inteftaterbf:, 1. Aufl., $. 100, 2. Aufl., $. 24. 
Roßhirt a. a. O. ©. 284 fl. Bangerom, keitf, II. ©. 50 fig. 
104) Bgl. oben Note 15, 34 und 102 a. E. 

- 105) So, wenn bei Beerbung des Urgroßvaters ein von zwei Geſchwiſter⸗ 
Eindem, Enkeln bed Erblaffers, erzeugter Urenkel concurritt. Gluͤck a. a. O. 
S. 60, 137 fig. 

106) Bol. oben Rote 86. 
107) Bgl. oben Note 53, 
108) Bgl. oben Note 90. 
.109) &. dagegen Gluͤck a. a. D. ©. 523 fig. 
110) Bat. Slüd a. a. D. ©. 501, 504 fig. Mühlenbrud, Com: 
ment. Bd, 35, ©. 158 fly. Krande, Recht der Notherben S. 179 fig. 
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fege für fi zu habn!!!), Doc wird ſelbſt in dieſer Veſchraͤnkuug 
von Manchen verworfen!!2), b) In Beziehung zum Erzeuger und 
deſſen Angehörigen haben die unehelichen Kinder der Regel nach Fein Erb⸗ 
recht 112). Allein aa) die tegitimirtn Kinder find bier, wie fonft, den 
ehelichen gleih zu octen!!%). Man hat dieß zwar in Anfehung ber 
durch Reſcript legitimirten Kinder, wenn eheliche mit ihnen concurriren, 
wohl bezweifelt, weil nad) Juſtinian's Verordnung eine ſolche Legitima⸗ 
tion nicht gewährt werden foll, wenn ehelidhe Kinder vorhanden find td), 
aber jedenfalls müffen fie, doch neben fpäter erſt ergeugten.legitimen Kin⸗ 
bewn erben, und überall kann es aud nur darauf anlommen, ob bie 
Legitimation giltig fei, was man heutzutage auch im Falle der Eriftenz 
legitimer Kinder, wenn nur nicht die Legitimation dur) Verſchweigung 
diefes Umftandes erfchlichen tft, mit Recht annimmt. Die per oblatio- 
nem curiae legitimirten Kinder jedoch follten nur allein gegen ben Vater 
felbft, nicht auch gegen deffen Afcendenten odeSSeitenverwandte ein Erbrecht 
baben!1%); aber dieß ift heutzutage nicht mehr von practifcher Bebeutung, 
weil dieſe Act der Legitimation felbft ünpractiſch ift. bb) Dem aus einee 
putativen in gehöriger Form eingegangenen Ehe erzeugten Kindern werden 
nad) canonifhen Rechte in Beziehung auf‘ beide Eltern und deren Ders 
wandtfchaft die Rechte ehelicher Kinder beigelegt, Tollte au einem von 


. beiden das ber Ehe entgegenftehende Hinderniß nicht unbelannt gewefen 


fein UT), cc) Die Praris dehnt dieß auch anf bie in rechtmäßigen Braut 
Stande erzeugtem Kinder aus, wenn die beabfichtigte Ehe wegen früheren 
Todes ober wegen Weigerung des Vaters nicht zum Vollzuge gekommen fein 
ſollte 128). 2) Aboptivfinder Binnen als Defeendenten theils in der Adoptiv⸗ 
familie, theils in ihrer natürlichen Familie erben. Es hat ndmlid a) 
das von einer Frau durch Refeript des Regenten adoptirte Kind, und 
deſſen Nachkommen, unzweifelhaft ein vollkommenes Kinbeserbrecht gegen 
die Aboptiomutter, gleich als ob jenes ein natürliches Iegitimes Kind 
derfelben waͤre 110); aber es erſtreckt ſich dieſes Erbrecht nicht auf die 
Afcendenten der Adoptivmutter, und. von ſelbſt verfteht fih, daß dem 
Kinde das gefegliche Exbrecht gegen feine natürlichen Afcendenten unvers 





111) L. 6. Cod. de incest. nupt. (5. 5.) ®gL Nov. 12. cap. 1. 
Mayer, Erbr. I. 8. 6, Note 15. 

112) Roßhirt, Erbe. ©. 211 er — in Wening's Civilrecht, 
5. Ausg., $. 433. Bangerow a. a 

113) Vgl. Note 86. 

‚114) L. 10. Cod. de natural. lib. (5. 27.) Nov. 89. ca 

115) Nov. 74, er 1. 2. Nov. 89, cap, 9. 11. gl. —— Gluͤck 
a. a. O. ©. 527 

116) Nov. , cap. 24. 11. ‚pr. 

117) nr 2 8. 14 15. X. qui filli sint legitimi. (4. 17.) Bol. Site 

. a. D. ©. 596 fig. 
118) Diefe — ſtuͤtzt ſich auf cap. 12. X. l. c. Bol. Gluͤck a. a. O. 
©. — * — uͤglih Mayer, Erbr. J. ©. 191 - 196. 
od. de adopt. (6. 48.): Eum perinde atque ex te pro- 

Be er vicem natüralis legitimigue filü habere —— Bol. 
Goͤſchen, Civilrecht ILL. 2. ©. 338. 
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Ehmmert bleibt. b) Dem einem Fremden von dem natürlichen Bater im 
Adoption gegebenen Kinde (fogen. minus plene adoptatus) hat Fufliniue, 
indem er übrigens einer foldhen Adoption alle Wirkfamfeit entzog, doch 
ein Kimbeserbeecht (nicht Dflichttheilseecht) gegen den Adoptirenden vorbe⸗ 
halten, während baffelbe im der Gewalt des natuͤrlichen Vaters bleibt zub 
daher auch alle Erbrechte in beffen Familie unverfehrt behäle?20). Diefe 
fpecielle Beſtimmung iſt nun wiederum durch die Novelle 118 wicht au 
gehoben; der unvolkommen ‚Abopticte, obgleich weder Cognat noch Agmat, 
beerbt auch jeht noch ben Adoptirenden gleich einem Kinde; aber biefes 
Erbrecht beſchraͤnkt ſich auch blos auf bie Erbfchaft des Absptirenben 
ſelbſt; es erſtreckt ſich nicht auf deſſen Afcendenten!2!), c) Das veik 
kommen adoptirte oder arrogirte Kmd hat a) unzweifelhaft ein voſſtom⸗ 
menes Kindeserbrecht gegen ben Adoptivvater, wem das Adoptiwerhaͤlt 
nis bis zu deſſen Tode’ nicht aufgeloͤſt worden iſt, und diefes Exberdt 
geht auch auf die ſpaͤter erze@pten Kinder des adoptirten Sohnes über, da 
diefee einem rechtmäßig erzeugten Sohne gleich zu achten iſt. PB) Das 
ats Eukel von einem beflimmten Sohne mit befien Einwilligung aboptirte 
Kind er auch ſowohl gegen den leuten, als gegen ben Aboptivgeaßs 
water das Erbrecht eines matürlidhen Deſcendenten des erften, bezichungs⸗ 
weife bes zweiten Grades122). Demgemäß aber kann analog behauptet 
werden, daß der Adoptirte auch gegen den Water bes Aboptirenden bas 
Erbrecht eines Enkels erlange, wenn der feste ohne Verluſt der Suiräts: 
zechte aus dee väterlichen Gewalt feines Vaters ausgetreten war, dieſer 
aber zu der Adoption feine Einwilligung ertheilt hat 28). ) Gegen die 
Mutter und muͤtterlichen Afcendenten behält das vollkommen aboptirte 
Kind jedenfalls bie Erbrechte, bie ihm als natürlichem. Defcendenten zus 
kommen. Aber auch in Beziehung zum natürlichen Water oder vAters 
lichen Großvater wird dem in Adoption gegebenen Kinde nad ber gemeis 
nen Meinung noch das regelmäßige Kindeserbrecht (mern gleich kein 
Pflichttheilsrecht) zugeflanden, fo daß baffelbe zu gleicher Zeit verſchiedene 
Väter zu heerben berechtigt fein fol. Man ſollte auch glauben, wenn 
man nur die Novelle 118 ins Auge faßt, daß diefe Behauptung kaum 
einer Anfechtung unterliegen, koͤnne; denn unbeftritten find und bleiben 
bie in der Adoptivfamilie befindlichen Kinder Cognaten und Defcendenten 
bes natürlichen Waters, umd nach bee Novelle follen die Cogkatın, und 
zwar zuerft die Deſcendenten, erben, ohne alle Ruͤckſicht auf väterliche 





120) L. 10, & 2. Ced. de adopt. Sancimus, etsi habeat hulusmodi 
Ylius iur& integra naturae, atiamen si intestatus pater extraneus adoptivus 
decesserit, habere eum etiam sui heredis ius 2d eius tantummodo succes- 
sionem, ut non etiam legitima iura ad familiam extranei patris adoptivi 
habeat, noc ipsa ad onm communiomem aliguam habeat, sed quasi ezira- 
neus ita ad illam familiam inveniatur. 

121) = oben Rote B. Gluckt a. a. D. S. 600. Bangerowa. a 


“ S. ® z 
122) L. 10, 11. D. de adopt. (1. 7.) 
a 2) C£. S. 7. J. de adont. (1.11.) 8. 4. J. quib. mod. ius pot. salv. 
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Bewalt und Agnation 19®), eeichwohi iſt jene geweine Meinung in 
neuerer Zeit lebhaft beſtritten und behauptet worden, ber vollkommen 


Adoptirte habe, ſo lange er in der Adoptivfamilie bleibe, in Beziehung 


tum natuͤrlichen Vater uͤberall kein Erbrecht mehr oder wenigſtens kein 
Vrbrecht in deu erſten Claſſe 120). Die Hauptgruͤnde dafuͤr And folgende: 
ma) Die Regel des ülteren Rechtes: adoptio tam dia nocet quamdia 
quis in aliena ſamilis sit, muſſe als fpecielle Kegel auch nach der No⸗ 
velle 118 noch anerkannt werben!) Allein dieſes Argument ift kel⸗ 
neswegs treffend. Jena Regel galt nämlich nur in Betreff der bonorum 
possessio ex edieto unde liberi127); dieſe aber wurde nicht allem 
Deſcendenten angetragen, ſondern ſollte nur die erbrechtliche Wirkung bee. 
Verluſtes der Suitaͤtsrechte aufheben und daher uur denjenigen zu Stats 
ten kommen, welche na ihrem natuͤrlichen Verwandtſchaftsverhaͤltniſſe 
sui heredes fein würden. Daß der Praͤtor davon diejenigen ausſchloß, 
weiche zur Zeit noch als Adepkirte einer fremden Familie angehörten, war 
damals ganz angemefien, theils weil dieſen ihr Erbrecht in ber Adoptiv⸗ 
Familie eine Entfhädigung für ben Verluſt bes Erbrechtes in bee natuͤr⸗ 
lichen Karailie darbot, weils und vielleicht haupeſaͤchlich, weil fenf ba 
Vermögen des natürlichen Vaters ganz oder zum Theil der Familie bafjel« 
ben völlig entzogen und auf eine feembe Kamjlie betragen werden 
tonnte, indem das in der Meptivfamilie befinbliche Kind jenen Erwerb 
damals, wenn es noch in ber Gewalt mar, dem Adoptivvater zubrachte 
und, wenn «8 su inxis war, zunaͤchſt auf bie Agnaden ber Adoptiv⸗ 
familie ab intestato vererbte, In der Elaffe der Cognaten bagegen berief 
der Peaͤtor Hkerhaupt alte Deſcendentes blos als. Cognaten, und umter - 
biefen benw’Guc, bie noch einen fuemben Familie als adoptirte angehoͤren⸗ 


124) Nov. 118, cap, 1.: Cuiuslibet naturae aut gradus, sive ex mascn- 
lorum genere siue ex ieminarum desoendens,, et Bire aune petestatis sive 
sub potestate sit, omnibus ascendentibus et ex latere cognatis praesponatur, 
wobet nicht unterfdhieden wird, in weflen Gewalt ber Defcenbent fich befinde, 
ob in ber Gewalt eines teiblichen aber eines Aboptivvatens. gl. cap. 4. ibid. : 
in omnibus successionibuns orum cognatorumque differentiam 
vacare pr3oeipimus, sive per femineaik personam, sirs per emaneipationem, 
sive per alium quemlibet modum prioribus legibus tractabetur, wo 
man unter ben alius quilibes modus auch ben Fall ber datio in adoptionem 

u fubfumiren nit umhin kann. Bel Gluͤck o. a D. ©. 602 fig. Roß⸗ 
irt a. a. O. & 159 fg. Thibaut, civ. Abb. S.115. Mayer, Erbr. 
. 82. Buͤchel, Streitfragen S. 18-80. Bangerow a. a. O. U. ©&. 
—47 , wo faſt alle Lehrb. 
125) Y6hr, im Mag. für Rechtew. und Gefehgeb. Bi. 8, ©. 397-406. 
uch ta, Lehrb. $. 49. Mählenbrud, Lehrb. $. 638, Note 4, und im 
omment. Bd. 35, ©..173—181. Der letzte fpricht dem Aboptirten jebes 
Erbrecht gegen ben natürlichen Water ab, bie beiden erſten wollen ihm «in Erb⸗ 
recht in der vierten Claſſe als ir zuweilen. Bgl. auch Donell, com- 
a. De IX. ap. 2.9.5 Bacher. ad Treutler. Vol, IE diep. XVL 


i26) L.6.54 D. deb. p. 6. t. (7. 4) Edhr uns Mählenbrud 


.a. O. 
127) So wis bei ber bonorum possessio contra tabnlas. gl. oben 
Note 83, ‘ 


Denk. er 
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den Rinder bed Erblaſſers i20). Und wenn au hier die Defcenbenten 


als folche nicht einen Vorrang vor anderen Cognaten gleichen Grades 


hatten, fo war gleichwohl ihre Eigenfchaft als Defcendenten nicht unbes 
deutend 12%). Nachdem nun die Novelle 118 fchlechthin den Defcenben- 


. tem überhatipt, als bloßen Cognaten, vor allen anderen Verwandten bie 


Erbſchaft angetragen bat, fo wäre es allen Regeln der Auslegung zus 
twider, jene auf bie weit befchränktere bonorum possessio der liberi fi 
beziehende Regel in das Mecht der Movelle 118. hineinzutragen. Uns 
fo weniger iſt dieß zuldffig, als dadurch den Aboptivfindern ſogar noch 
ein Erbrecht, welches ſie unmittelbar vor der Novelle 118 noch hatten 
(ex edicto unde cognati), entzogen würde. Denn wenn fie nach Mos 
velle 1183 nicht in der erften Claſſe erben, fo find fie überhaupt ganz 
ausgefchloffen, da In den übrigen Claſſen nur noch Afcendenten und Sei⸗ 

tenverwandte vorkommen 129). bb) Durch L. 10. Cod. de adopt. babe 

Juſtinian ausdruͤcklich feftgefegt, daß ber vollkommen Adoptirte die Erb⸗ 

ſchaft des natuͤrlichen Vaters nicht ferner belaͤſtigen, ſondern nur an den 

Adoptivvater fi halten ſolle. Dadurch, ſagt man, ſei denifelben das 

Kindederbrecht gegen den natuͤrlichen Vater, ja ſelbſt die bonorum pos- 
sessio ex edicto unde cognati 130), völlig abgeſprochen, und diefe ganz 
fpecielle von Juſtinian ſelbſt herruͤhrende Beſtimmung müffe neben dem 
nicht viel fpäteren allgemeinen Gefege feliipalten werden, eben fo gut, 
wie andererſeits die befondere Weftimmung über das Erbrecht de unvoll⸗ 
kommen Adoptirten. Aber auch diefer Grund ift nicht überzeugend. Vor⸗ 
erſt iſt es entfchieben falfch, dag L. 10. cit. den in Frage ſtehenden Kin- 
dern auch das Recht zur bomorum possessio unde cognati, genommen 
habe. Die iſt vielmehr in den Inflitutionen und Pandeften noch aus⸗ 
druͤcklich anerkannt!21). In einem Falle wird dem in Adoption gegebenen 
-Kinde fogar auch noch bonorum possessio ex edicto unde liberi in 

Anfehung des natürlichen Waters ober Großvaters gegeben, nämlich, wenn 


128) 1.1.6.4. L.5. D. unde cognati. (38. 8.) 

129) L. 1. $. 12. 16. D. de successorio edicto. (38. 9.) Cf. L. 1. 
u n de legat. prasst. (37.5.) — L. 2%. $. 6. 9. D. ad SC. Tertull. 
© 1 “ 

‘ 129a) Nov. 118. cap. 3.: Si igitur defunctus neque descendentes neque 
ascendentes reliquerit, primos.. vocamus fratres etc... Si autem neque 
fratres neque filios frairum deſunctus reliquerit, omnes deinceps a latere 
cognatos ad hereditatem vocamus. 

130) So Mühlenbrud a a. D., fi ftügend auf bie Wordig in L. 10. 
Ood. eit.: Ad eum solum respiciat filius, cai eum et natura avit et 
lex per adoptionem assignavit — — et ad eum (ealm) tantummodo filins 
adoptivus spem totam extendat, et non patris naturalis successionem mo- 
lestare concedatur — — — ; ot is ei solus pater intelligatur, quem lex 
fecit et natura non dereliquit; und fpäter: neque enim ex veiere iura 
cognationis nexus naturalis patris per adoptionem filio diesolvebataur, 
sed accedebant iura adoptiva, certis reliquiis ex iure naturali remanen- 
tibus; et qui legitimus erat familiae adoptivae, is naturali fuerat 
cognatus, wo ber Gebrauch des Präteritums für feine Anſicht fprcche. 

131) L. 1. S. 4. D. ci. 96.13. 14. J. de hered. ab intest. (3. 1.) 
S. 2. 8. in f. J. de success. cognat. (3. 5.) 
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ber. lebte. feinem eigenem Water, ‚begiehungsiweife dem Water des Kindes, 
Das Kind in Adoption gegeben hat, wodurch es nicht eigentlich in eine 
fremde Samilie gekommen ift!?2). Demnach ift zu behaupten, dag L. 10. 
cit. in Betreff des Inteſtaterbrechtes bes volllommen Adoptirten im ber 
That nicht etwas Meues beftimmt habe; fie Hat nur entfcdjieden, was 
früher freitig gewefen, daß ihm Fein Pflichttheildrecht gegen den natür« 
lichen Vater zuflehen ſolle 122). Sie erllärt zudem ausdruͤcklich, daß 
in Anfehung des Arcogirten nichts in dem bisherigen Mechte geändert 
fein ſolle 132), und doch wird in Betreff des Erbrechtes die Arcogation 
Der volltornmenen Adoption ganz gleichgeftele 13%), Hiernach dürfen wir 
uns auch durch diefes ältere Geſetz Juſtinian's, das wohl eines ber. ſchwaͤch⸗ 
lichſten Elaborate feiner gefeggebesifchen Weisheit ift, nicht abhalten laffen, 
das neuere Geſetz defielben in dem ganzen Umfange zu verfichen, welchen die 
Worte deſſelben zulaffen, um fo mehr, als nicht nur diefe Auslegung dem Geiſte 
bed Geſetzes volllommen gemäß erfcheint, Sondern auch die entgegengefegte 
Anſicht damit in einem grellen Widerfpruche fleht, indem fie dem Adoptivs 
kinde ein ihm bisher zugeflandenes Erbrecht gegen feinen natürlichen Vater 
entzieht, mährend demfelben in Beziehung zu bem Adoptlvvater nicht ein» 
mal in jedem Falle ein befferes Erbrecht, als ihm ohnehin fchon zuftand, 
gewonnen wird?35), 

Zmeite Claſſe. Afcendenten, vonbürtige Gefchwifter und volle 
bürtiger Gefchwifter Kinder. Es muß hier 1) näher beftimmt werben, 
melde Prerfonen in biefer Claffe zur Erbfolge kommen koͤnnen. Diefe 
find a) Afcendenten. Als foldye koͤnnen der Regel nach in der zweiten 
Claſſe eben diejenigen Perfonen erben, welchen andererfeit& der Erblaſſer 
als Defcendent in ber erften Claſſe Erbe fein koͤnnte. Denn das Bere 
wandtfchaftsverhältnig zwifcken Afcendbenten und Defcendenem ift ein 
gegenfeitiges, und infofern ift auc die Möglichkeit der Beerbung, bie 
fid) darauf gründet, gegenſeitig. Diefe Regel erleidet jedoch folgende 
Ausnahmen: a) Die Beſchraͤnkung des unehelichen Kindes einer erlauch⸗ 
ten Mutter gilt nicht umgekehrt auch zum Nachtheile ber legten 13). 
P) Das in einer einfeitig putativen ‚Ehe ‚erzeugte Kind wird von dem 
Erzeuger, welcher das Ehehindernig kannte, nicht als eheliches. beerbt, 
obgleidy jenes gegen beide Eltern ein vollkommenes Erbrecht har!?7). 


132) L. 8.6.7.8. L. 21. 6.1. D. de b. p. c. t. (37.4) Ct. L. 
14. $. 1. L. 17. D. ibid. 

1328) Bol. 5. 14. J. cit.: Pristina iura tali adoptiopi servavimus, 
quemadmodum si paterfamilias se dederit arrogandum. 

133) L. 10. $. 5. Cod. I. c.: Omnia, quae ad filium arrogatum vete- 
res — introduzerunt, intacta illibataque in eorum personis reser- 
ventpr. 

134) Vgl. Note 132a. 

135) £öhr a. a. D. führt es nicht weniger als viergehn Gründe für 
feine” Anfiht anz allein die übrigen haben nach SBefeitigung ber beiden angee 
führten kein Gewicht mehr. 

136) Vgl. oben Note 107, 108. Gluͤct a. a. O. S. 626. x 

137) Bgl. oben Rote 117. Gluͤck a. a. D. ©, 625. FRE: 
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y) Der unvollkommen Aboptirende hat gegen ben Aboptirten kein Exrbredit 
ale Afcendent, obwohl ber Iegte ihn gleich einem Deſcendenten beerben 
koͤnnte 12%), Dadingegen muß bei vollkommener Adoption dem leiblichen 
Vater des Adoptirten in Concurrenz mit dem Aboptivuater das Erbrecht 
eines Aftendentm zugeflanden werden, wenn anders bie oben verteidigte 
Anficht Aber das Erbrecht des Adoptivfinde® gegen ben leiblihen Vater 
ihre Nichtigkeit Hat129). Der Arcogator eines Unmünbdigen aber iſt, wenz 
diefee in der Unmünbigkelt ſtirbt, verpflichtet, das Vermögen beffelben 
‚an biefenigen herauszugeben, welche in Ermangelung ber Arzogggion Deffen 
Erben fein würden), b) Vollbuͤrtige Geſchwiſter. Im natürlichen 
Sinne find voßbürtige Gefchreifter diejenigen, welche von demſelben Vater 
und berfelben Mutter gezeugt find. Dabei muß aber vorausgeſetzt wer⸗ 
den, daß biefelben auch durch beider Eitern Vermittelung einander Cogna⸗ 
tm find, in dem Sinne, wie bie Cognation überhaupt bei ber Inteftats 
erbfoige zu verſtehen iſt 1eu). Daher find die von demſelben Vater mit 
berfelben Mutter außerchelich erzeugten nicht Iegitimieten Kinder unterein- 
ander nur als halbbuͤrtige Geſchwiſter anzufehen, weit fie nicht Cognaten 
bes Erzeugers ſind 122). Andererfeits find Adoptivgeſchwiſter als folde 
nür durch den Adoptivvater mit einander verwandt und koͤnnen daher audy 
nur ale halbbürtige gelten, wenn fie nicht etwa zugleich Kinder berfelben 
Mutter ſind 1222). c) Vollbhrtige Geſchwiſter Kinder, d. i. Soͤhne umb 
Toͤchter, wicht auch entferntere Deſcendenten, wobei ebenfalls wieder vor⸗ 
ausgeſetzt wird, daß fie durch den vollbuͤrtigen Bruder ober bie vollbuͤr⸗ 
tige Schweſter des Erblaſſers mit dieſem in einem vollgiltigen Cognations⸗ 
verhaͤltniſſe ſtehen, daß aber jener ihr parens feibft nicht bei ber Beerbung 
coneureive124). 2) Wie verhalten ſich diefe verfchledenen möglichen Erben 
ber zweiten Claffe zu einander? In dieſer Beziehung find folgende Fälle 
zu unferfcheiden: a) Es find nur Afcendenten vorhanden. Alsdam erben 
die noͤchſten, mit Ausfchliegung der übrigen, alfo vor allen Vater und 
Mutter, nad) ihnen die Aſcendenten höheren Grades; concurriten aber mehr 


1 Bol. Rote 120. 
189) Bol. Note 14-135. Giäd a. a. O. ©. 627 fig. Bangerow 
a. a. O. U. ©. 47. 
140) 6. 8. J. de adopt. (1. 11.) L. 18—20. D. de adopt. (1. 7.) 
L. 40. D. de vulg. et pup. subst. (28. 6.) 
1 Bel. oben Note 84-89, 106, 114—118. 
142) Bgi. Rote 86 mit Note 114—118. 
148) Dem aledam find fie ex atrisque parentibus ceninueti. Nor. 118. 
cap. 2. 3. gl. überhaupt Glack a. a. D. &, 54-57, 629-685. . 
144) Nov. 118, cap, 8,: & autem defwmeti fratres fuerint et alterius 
fratris vel sororis praemortuorum filii, voeabunter ad hereditatem isti cam 
de patre et matre thiis masculis et feminis. ... Unde consequens est, nt 
si forte praemortuus frater, cuius filii vivunt, per utrumgue parentem 
nunc defunctas personae inngebatur,. praeponantur istins filä proprüs 
thiis — — sieut eorum pater praeponerstur, si viveret. — -— — Huius- 
znodi vero privilegium in hoc ordine cegnationis solls praebemus fratrum 
masculorum et faeminarum filiis aut filiabus, ut in suorum perentum locum 
succedant. Gluͤck a. aD. ©. 635-644. 
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cere Afcenbenten von gleichem Grabe, theils auf vaͤterlicher, thells auf 
mütterlicher Seite, fo theilen fie nad) £inien (m lineas), d. h. bie. eine 
Hälfte der Erbſchaft fällt den väterlichen, die andere den muͤtterlichen 


Aſcendenten zu125), Sn beiden Linien wird keineswegs wieder weiter 


nach Linien- getheilt, wie Einige behauptet haben!?%), fonbern «8 wird 
nur einmal bie ganze Exbfchaft in zwei Hälften getheilt, und die Afcen- 
denten der einem und ber anderen Hauptlinie erhalten von Ihrer Hälfte 
gleiche Theile 187). b) Es find nur vollbürtige Gefchmwilter da. Diefe 
erben zu gleichen Theilen. .c) Es ſind Afcendenten und Geſchwiſter vors 
handen. Alsdann concurriven mit ben legten die nächften unter ben 
Afcendenten, es feien Vater und Mutter, oder höhere Aſcendenten 148), 
und zwar erhalten alle Goncurrenten gleiche Theile 129). d) Es concurs 
riren Seſchwiſter und Geſchwiſterkinder. Dier findet Theilung nach Stäms 
men ſtatt, wie in der erſten Claſſe; die Kinder treten in die Stelle ihres 
nicht mehr miterbenden parens ein (in parentis locum succedunt). Auch 
in dieſem Falle hat man von einem Repraͤſentationsrechte geſprochen, und 
damit Vorſtellungen und Folgeſaͤtze derknuͤpft, die hier durchaus eben ſo 
falſch und grundlos find, mie bei der Erbfolge der Deſcendenten 150), 
e) Es find Aftendenten, Gefchwifter und Gefchrifterfinder da. In Dies 
fem Faile blieben nach Novelle 118 die legten unberuͤckſichtigt; es erbten 





145) Nov. 118. cap. 2.: Si autem plurimi ascendentium yirunt, bos 

praeponi jiubemus, qui proximi gràdu reperiuntur, masculos et feminas, sive 
aterni sive materni sint. Si autem eundem hbabeant gradum, ex aequo 

nter eos hereditas dividatur, ut medietatem quidem accipiant omnes a 
patre ascendentes, quanticungue 
ascendentes, quantoscungue eos niri contigerit. 

146) 3. 8. Schrader, AbhaNdl. aus dem Civilrechte Nr. V, ©. 186. 

147) Vgl. Rote 145, Ut medietatem accipiant omnes a patre ascen- 
dentes. Gluͤſck a. a. D. S. 647-649. Es kommt auch durchaus nicht auf 
den Urfprung des Erbuermögens an, wie einige Altere Rechtögelshrte behaupten 
wollten. Bol. Glüäd a. aD. S. 649-652. .. 

148) Nov. 118. cap. 2.: Si vero cum ascendentibus inveniantur fratres 
aut sorores ex utrisque parentibus coniuncti defuncto, cum proximis gradu 
ascendentibus vecabuntur, si et pater aut mater fuerint. Dffenbar falfch 
ift die Meinung einiger älteren Zuriften, welche nur Vater umb Mutter, ale 
die in abstracto naͤchſten Afcendenten, mit Gefchwifteen concurriren laffen, nicht 
aud bie Großeltern. Sie wird vollends durch den griechiſchen Text widerlegt, 
„ber. fich des Somparativs (uesa zav Eyyor&gmv) bedient. Vgl. Gluͤck a.a.D. 
©. 632—635. 

149) Nov. 118. I. c.ı Dividenda inter eos guippe hereditate secundum 
Peer numerum, uti et ascendentium et fratrum singuli habeant aequa- 

partem. Es ift dem klarſten Wortfinne zuwider, wenn Schrader a. a, 







"D. Hier doch noch die Theilung nad) Linien einmiſchen will. 


150) Gluͤck, welcher in Betreff der Defcendentenerbfolge die richtige An⸗ 
ficht vertheidigt, nimmt hier doch ein Repräfentationsreht zum Behufe ber 
Erbfolge an (Rote 103). Er beachtet wicht, daß Nov. 118. in cap. 3. ſich 

erade jo ausbrädt, wie in cap. 1.3 Et quanticungue fuerint, tantum ex 
Pereditate percipient portionem, quantam eorum parens futurus est acci- 
pero, si supeorstes esset. 
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nur die Aſcendenten und Geſchwiſter, wie in dem Falle e) 1o013. Dieſes 
ader hat Juſtinian abgeaͤndert durch Nov. 127, Cap. 1. Es fol dur 
nach dee Erbtheil, welcher einens nicht mehr miterbenden. Bruder oder 
Schweſter zugefallen fein würde, nunmehr in diefem Salle eben fo wir 
in dem Kalle d) auf defien Söhne und Töchter uͤbergehen 102). 5 Es 
find Afcendenten und Söhne oder Zöchter vollbärtiger Geſchwiſter vor: 
handen, feine Geſchwiſter mehr. In diefem Falle waren nah Nov. 118 
die Gefchwifterkinder durch die Afcendenten ausgefchloffen, und Nov. 127 
hat darin nichts geändert. Wir find auch nicht berechtigt, dieſes legte 
Geſetz gegen feinen Wortlaut auch auf diefen Fall anzumenden!®Y). Wenn 
Juſtinian es hart fand, daß die Gefchwifterfinder in einem Sale, wo die 
Geſchwiſter erbten, nichts befommen follten, fo folgt daraus nicht, daß 
.er auch an deren Ausfchließung durch ‚die allein erbenden Aſcendenten 
Anftoß habe nehmen müffen, zumal da von biefen doch meiftentheils das 
Bermögen ſich auf jene weiter vererben wird. Gleichwohl hat man in 
der Praxis durchgängig angenommen, daß audy in biefem Falle den Se 
ſchwiſterkindern der Erbtheil ihres parens gebühre!5%. g) Es find nur 
Sefchmifterkinder vorhanden. Schon unter den Gtloffatoren beitand eine 
lebhafte Controverſe darüber, ob in diefem Kalle die Erbfchaft nach Köpfen 
oder nah) Stämmen ſich theile, was natürlih nur bei dee Soncurrenz 
von Kındern verfchiedener Gefchwifter bedeutend if. Accurfius nu» 
mentlich vertheidigte bie Theilung nach Stämmen, Azo die XTheilung 
nad; Köpfen. Auch jest noch find die Meinungen barhber, was nad 
Mov. 118 Rechtens fei, verſchieden 100). Für das gemeine teutfche Recht 


— 


151) Nov. 118. cap. 8.: Si autem cum fratribus defuneti etiam ascen- 
dentes ad hereditatem vocantur, nullo modo ad successtonem ab intestato 
fratris aut sororis filios vocari permittimus, Sn folhem Falle bitbeten alfo 
die Kinder volbürtiger Gefchmifter eine eigene Claſſe zwifchen den Afcendenten 
und vollbürtigen Gefchwiftern, und zwifchen ben Halbbärtigen Geſchwiſtern und 
Geſchwiſterkindern. Denn die Meinung Büchel’s, a.a. D. &. 178, daS hier 
die vollbürtigen Neffen erft nach den lebten, in ber vierten Claſſe ald Seitens 
verwandte dritten Grades an bie Reihe gekommen wären, ift gewiß verkehrt. 
> Nov. 118. cap. 8, pr. a. E. und $.1. RBangerow, keitf. II. S. 


152) — — Cum ascendentibus et fratribus vocentur etiam praemortai 
fratris filli et tantam accipiant portionem, quantam sorum futurus erat 
pater accipere, si vixisset, etc. 

153) Anderer Meinung iſt Roßhirt a. a. O. S. 348 fig. Büdel a. 
a. O. S. 170, 

154) Vgl, Gluͤck a. a. O. ©. 639-641. 

155) Val. die ausführliche Erdrterung dieſer Streitfrage und bie Literatur 
bei Gluͤck a. a. D. S. 664-705. Diefer felbft vertheidigte in ber erſten 
Aufl. die Meinung des Ayo, in der zweiten aber eine Wittelmeinung, wornach 
zu unterfcheiden wäre, ob außer ben Geſchwiſterkindern noch andere Geitenpers 
wandte beffeiben oder näheren Grades vorhanden felen ober nicht, und im erflen 
Falle successio in stirpes, im anderen. successio in capita gelten fol. Die 
meiften Anhänger zählte wohl von jeher die Meinung bed Accurfius; unter 

Vertretern der entgegengefegten Anficht iſt namentlih Donellus hervor⸗ 
ae Sie hat audy die Autorität des Harmenopulus V. 8. $. 15, für 
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iſt aber die Streitfrage reichsgeſetzlich dahin entſchieden worden, daß die 
Geſchwiſterkinder gleiche Theile bekommen 25%). Zwar iſt auch darnach 
die Zulaͤſſigkeit der Kopftheilung noch beſtritten worden, falls neben den 
Geſchwiſterkindern andere ihnen in der Erbfolge nachſtehende Seitenver⸗ 
wandte näheren ober gleichen Grades vorhanden ſeien 187); allein dieſe 
Beſchraͤnkung iſt der Abſicht jenes Reichsgeſetzes ſo offenbar zuwider, daß 
fie mit Recht faſt von Allen verworfen wird 1°). 

Dritte Claſſe. Halbbürtige Gefchmifter und halbbürtiger Ger 
ſchwiſterkinder. Welche Perfonen hierher gehören, ergibt ſich von felbft 
aus den Bemerkungen zur zweiten Claffe unter 1. a. und d; und bie 
Art der Theilung, welche unter ihnen eintritt, iſt nach Verfchiedenheit 
der Fälle diefelbe, wie bort in ben Faͤllen unter 2. b. d. und g. Cs 
ift jedoch von Manchen die Behauptung aufgefteßt worden, wenn Jemand 
zugleich halbbuͤrtige Geſchwiſter von der Vaters und von ber Mutterfeite 
hinterlaffe, fo müfle das von dem Water herrührende Vermögen bed Erb: 
laſſers ausfchließlich den erften, das von der Mutter herrührende aus⸗ 
ſchließlich dem Iesten zugefprochen werden 100). Mit. Recht kit aber diefe 
Meinung jest von Allen vermorfen. Sie gründet ſich auf eine durchaus 
unzuläffige Combination eines aͤlteren Gefeges!%) mit der Movelle 118, 
wobei nicht- bedacht war, daß bie Geſchwiſter, denen bort in Anfehung. 
des Muttergutes des Verftorbenen ein Vorzug vor den consanguinei bei- 
gelegt wird, nicht uterini, fondern vollbürtige Gefchwiiter waren, indem 
damals jenen ein civiles Erbrecht noch gar nicht zuftand tet), 

Vierte Claffe. Die übrigen: Seitenverwandten. Sind meber 
Defcendenten noch Afcenbenten noch auch Gefchmifter ober Gefchmifter: 
finder vorhanden, fo erben von den übrigen Seitenvermandten allemal 
diejenigen, welche dem Verſtorbenen am naͤchſten verwandt find; mehrere 
von gleichem Grabe aber erben zu gleichen Theilen 102). 

Die angegebenen vier Maſſen der nteftaterben ftehen In dem Ders 
häftniffe zu einander, daß allemal die einer fpäteren Claſſe angehörenben 
Perſonen von der Erbſchaft ausgefchloffen, fofeen Erbberechtigte einer 
früheren Claſſe vorhanden find. Es gilt aber nicht nur unter ben ver: 
fhiedenen Claſſen successio ordinum, fo daß die Delation der Erbfolge 


“ 156) Reihsabfchieb zu Speier v. 3. 1529, $. 31: Wann einer unteftiet 
abftirbt und nad ihm Fein Bruber oder Schwefter, fonbern feiner Bräder ober 
Schweſter Kinder in ungleicher Zahl verläßt, daß alsdann biefelben feines Bru⸗ 
ders ober Schweiter Kinder in bie Häupter und nicht in die Stämm erben und 
dem Berftorbenen ihren Water oder Mutter Bruder oder Schwefter dermaßen 
zu fuccediren zugelaffen werben follen. 

157) Heisler, diss. de fratram germanorum liberis, Ave cum fratre 
defuncti unilaterali sive cum fratris unilateralis filiis sive cum thiis defuncti 
concurrant, in stirpes succedentibus. Hal. 1775. 

158) Bel. Gluͤck a. a. D. ©. 186. Roßhirt a. a. D. ©. 362 fig. 

159) ©. die Literatur bei Gluͤck a. a. D. S. 712, Note 36. 

160) L. 13. $. 2. Cod. de legit. hered. (6. 58.) 

161) Vgl. darüber vorzäglih Francke, Beiträge zur Erläuterung vers 
fhiebener Rechtsmaterien ©. 162 fig. Guyet, Abhandlungen 5. 15 fig. 

162) Nov. 118. cap. 3. $.1. ®lüd a. a. D. ©. 717-728. 


J 
694 Inteſtaterbfolge, roͤmiſche. 


auf die naͤchſtfolgende Claſſe uͤbergeht, ſobald entſchieden iſt, daß die in 
der vorgehenden Claſſe gerufenen Perſonen nicht erben, ſondern auch in 
jeder einzelnen Claſſe successio graduum. Unbeſtritten gilt dieſe im ber 
vierten Claſſe, und besgleichen auch in bee zweiten Glaffe in Anfehung 
ber verfchiebenen Grabe der Afcendenz. Dagegen ift es in neuerer Zeit 
befteitten worden, daß biefelbe auch in der erften Claſſe zu Gunften mt 
fernteree Defcendenten und in der zweiten und heitten Claſſe zu Gunſten 
von Geſchwiſterkindern ftattfinde. Vielmehr follen diefe Perfonen, ba ik 
Erbrecht nicht durch den Grad, fondern nur duch ben Umſtand, daß ihe 
parens nicht mehr lebt, bedingt fei, auch nicht vermöge der successio 
graduum, fondern ‚nur vermittelt des Transmiſſionsrechtes noch zur Erb⸗ 
ſchaft gelangen Finnen, falls ihnen nicht gleich anfangs als naͤchſten Er⸗ 
ben ihrer Claſſe die Erbſchaft deferirt worden felt?), Demnad würden 
bie Enkel ober Geſchwiſterkinder des Erblaſſers, deren Vater ober Mutter 
zue Erbſchaft berufen waren, biefelbe aber nicht erworben hatte, ſebbſt 
durch die ihnen fonft nachſtehenden Perfonen der folgenden Claſſe von der 
Erbſchaft ausgefchloffen. werden, wenn ihnen nicht etwa das Transmiffiend 
echt zu Hilfe kaͤme. Allein diefe Meinung beruht auf keinem baltbaren 
Grunde und ift ſowohl dem Geifte als dem Wortlaute der Movelle 118 
zuwider. Unzweifelhaft Eonnte nach dlterem Rechte die Berufung zur 
bonorum possessio ex edicto unde cognati eben fo auf entferntere De 
feendenten unb auf bie Kinder ber Gefchwifter, wie auf andere Cognaten 
übergehen, und es wäre alfo gewiß ein der Tendenz der Movelle ganz 
tolderfprechender Erfolg, wenn Ihnen diefes nun dadurch, baf ihnen eine 
vortheilhaftere Stellung gegeben it, entzogen fein follte. Auch beruft 
die Novelle ihren Worten nach bie Afcendenten und Seitenverwandten 
nur dann, wenn ber Verſtorbene Leine Defcendenten binterlaffen hat, und 
die Seltenvertwandten ber vierten Claſſe nur dann, wenn er feine Ges 
ſchwiſter oder Geſchwiſterkinder hinterlaſſen hat1%), und auch dieſes fpricht 
dafür, daß dieſe jedenfalls vorerſt erben koͤnnen, ehe jene an bie Reihe 
fommm. Zudem ift eine fo flrenge Scheidung zwiſchen der successio 
graduum und ordinum an ſich nicht gegruͤndet, indem die Succeſſion 
in Betreff der Delation überhaupt nur darin befleht, daß, wenn zunaͤchſt⸗ 
berufene Perſonen die Erbſchaft nicht erroerben, dieſe denjenigen deferitt 
wird, welche, wenn jene ihnen nicht im Wege fländen, zunaͤchſt berufen 
fein würben, und man kann dabei fuͤglich durch alle Clafſen binburdy fo 
viele Grade der Inteftaterbfolge annehmen, als überhaupt Claffen von 
Derfonen vorhanden find, die durch andere ihnen vorgehende von der 
Erbfchaft ausgefchloffen werben 198). - 


t 


168) Puchta, Lehrb. der Pand. F. 459. — 

164) Nov. 118. cap. 1.: Si quis descendentium fuerit, — — — omai- 
bus ascendentibus et ex latere cognatis praeponatur. Cap.3.6.1.: Si vero 
a fratres neque filios fratrum defunctus dereliquerit, omnes deinceps 
&a latere cognatos vocamus. 

‚ 165) Bol. Bangerow a. a. D. ©. 68 fig. Voͤllig verwerflich ift auch 
die Meinung von Büchel, a. a. D. ©. 171 fig., wornach die Kinder voll 


id 
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Eine andere Frage iſt die, ob die Suceeffion ber Grade auch bann 
eintreten koͤnne, wenn außer dem wegfallnben Erben noch andere mit 
ihm berufene Perfonen vorhanden find, mit anderen Worten, ob bie 
suceessio graduum das Accreſcenzrecht dev Miterben ausfchließe ober nicht? 
Diefe Frage iſt von großer proctifcher Bedeutung, 3. B. wenn von mehs 
zeren Söhnen ober Brüdern nach ber Delation ber Exrbfchaft der eine 
oder andere ausfällt und Kinder beffelben vorhanden find, oder wenn ber 
Erblaſſer Vater, Großvater und Bruder binterläßt, nad) der Delation 
aber der Bater flicht. Früher. war bie Meinung vorhesrfchend, daß bier 
das Anwachſungsrecht überwiege, alſo in obigen Faͤllen die Enkel ober 
Geſchwiſterkinder oder der Großvater, abgefehen von dem Kalle ber Trans⸗ 
miffion, nicht erben koͤnne, fo lange noch einer von ben Miterben bes 
wegfallenden Sohnes, Bruders ober Vaters vorhanden ſei. In neuerer 
Beit haben aber Viele die entgegengefegte Meinung vertheibigt 16%). Allein 
Die bisher herrſchende Anficht bat nicht nur die Mehrzahl der Autoritäten, 
fondern auch die überwiegenden Gründe für ſich 167). In enger Verbin⸗ 
dung mit dieſer Streitfrage fleht eine andere: nach weichem Zeitpunkte 
die Beſtimmung der Erbtheile unter mehreren Concurrenten fich richte, 
ob nach dem Zeitpunkte der Delation oder nad) dem der Acquifition? 
Die Frage ift von 'großer Wichtigkeit in bee zweiten und dritten Claſſe. 
Denn wenn 3. B. die Erbſchaft zuerſt Afcendenten und Gefchwiftern 
beferirt war, dann aber bie legten wegfallen, fo kann es einen großen 
Unterfchied machen, ob num den alfein erbenden Afcendenten die Exrbtheile 
der wegfallenden Geſchwiſter nad) Kopftheilen ncerefeiren, oder vielmehr 
jetzt Theilung nad) Linien eintritt; oder wenn zuerſt Gefchmifter und 
Geſchwiſterkinder gerufen waren, und bie eriten ausfallen, fo kann es 


‚wieder fehr bedeutend werben, ob jegt bie legten nah Stämmen fi in 


bie Erbſchaft theilen ober wielmehe nach Köpfen? Diele behaupten Das 
letzte 68), meiſtens biefelben, welche der oben (Note 167) verworfenen 
Meinung anhaͤngen 109); confequent aber muß ‚man ben Zeitpunßt der 





bürtiger Sefchwifter, wenn ihr ben Erblaſſer überlebender parens nicht erbt, 
erft in der vierten Wlaffe als Eognaten des dritten Grades zur Erbfolge ge» 


langen, alfo die halbbürtigen Geſchwiſter und Geſchwiſterkinder ihnen vorgehen 
S. 58—61 


folen. Bol. dagegen Bangerow a. a. D. ©. : 

166) Krande, Beitr. &. 167 fig. Mayer, das Anwachfungsreht ©. 
284 - 299. Witte, im Art. Anwahfungsreht, dieſes Wert Bd. I, 
&. 279. nano Snoengeim, Lehrb. 6. 489, 

167) Bol. darüber Städ a. a. D. $. 150-152. Roßhirt aa. D. 

; . Büchel, Streitfragen ©. 82 flg. Bangerow a. a. D. ©. 
69-74. Mühlenbrud, Bertfedung von GLAK’S Erlaͤuter. Bd. 43, ©. 
— Die Controverfe iſt übrigens ſchon in dieſem Werke Bd. J a. a. O. 

prochen. 

168) eo Mayer, Anwahfungsrehht S. 251 fg. Witte, in diefem 
Werke Bd. I, ©. 278. 

169) Als nothwendige Conſequenz betrachtet dieſes Bangerow, 4. 4. O. 
S. 75, und macht daher den dort mit ihm übereinflimmenben, bier abweichen⸗ 
ben Schriftftellern (Roßhirt, Erbr. S. 359 fig; Fritz, in Bening's 
Lehrb. &. 439) ben Vorwurf ber — Ebenſo Buͤchel a. a. O. ©. 
230. ol. Muͤhlenbruch % a. O. ©. 2 ! Rote. 
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Delation als den entſcheidenden anſehen. Wenn, nachdem einer Claſſe 
von Perſonen die Inteſtaterbfolge bereits deferirt war, eine von dieſen 
wegfaͤllt, ſo ſoll das Anwachſungsrecht eintreten; es wird nicht jene De⸗ 
lation ganz aufgehoben und eige neue eröffnet, wie bie gegneriſche Mes 
nung eigentlich vorausfegtz anwachſen kann aber eben nur ber Exbeheil, 
welcher dem Ausfallenden beferirt mar, und zwar fol er ben übrigen au 
wachſen nad) Verhältniß der Erbtheile, welche dieſen beferict waren. ©e 
wie 3. B. wenn Jemand einen Bruder, die Söhne eines zweiten und 
eines bdeitten Bruders je zu 1% teftamentarifch eingefegt hätte, ber Erbtheil 
des wegfallenden Bruders unzweifelhaft den beiden anderen Erbtheilen 
‚gleichmäßig anwachſen würde, dergeſtalt, daß je die Söhne eines jeben 
bee beiden anderen Brüder zufammen bie Hälfte der ganzen Erbſchaft 
erhalten würden, eben fo muß man behaupten, daß bderfelbe Erfolg auch 
dann eintrete, wenn nicht ber teflamentarifche Wille des Erblafſers, fon⸗ 
bern das Geſetz nach gleicher Theilbeſtimmung benfelben Perfonen vie 
Erbſchaft deferiet hat 170), 

Sind gar keine Verwandte vorhanden, welche nach ber Nov. 118 
erben koͤnnen, oder machen die vorhandenen von ihrem Erbredhte feinen 
Gebrauch, fo kann nun noch 

IL. die ordentliche Erbfolge bes Überlebenden Ehegatten 
eintreten, die bonorum possessio ex edicto unde vir et nxor, wie fie 
auch nach Alterem Rechte der Erbfolge der Verwandten ſich anreihte!?!). 
Vorausfegung diefes Erbrechtes ift, daB ber Weberlebende mit dem Erb⸗ 
Laffer In giltiger Ehe gelebt, daß dieſe Ehe auch bis zum Tode des Erb⸗ 
laſſers fortbeflanden habe, und nicht einmal ein obwohl gefeglich unwirk⸗ 
fames Divortium fol flattgefunden haben, indem auch in biefen Falle 
thatſaͤchlich das Verhaͤltniß ber Liebe, aus Nüdficht auf weiches jene 
bonorum possessio dem Überlebenden Ehegatten bargeboten wird, bereits 
gelöft fcheine!?72), Daher iſt nach heutigem Mechte diefes Erbrecht auch 
dann unftatthaft, wenn die Ehegatten zur Zeit des Todes des Erblaſſers 
von Tiſch und Bett getrennt waren, wenn gleich die Ehe dem Bande 
nach fortdauerte, 

Wenn endlich auch der Überlebende Ehegatte nicht erbt, fo wird das 
Vermögen als erblofes zunaͤchſt gewiſſen Corporationen, denen der Vers 
florbene angehörte, und In Ermangelung berfelben dem Fiscus zugewie 
fen. Jene Gorporationen find das collegium decurionum, naviculario- 
zum, fabricensium, cohortalium, deren Mitglied der Verſtorbene war, 


170) Bgl. vorzäglih Mühlenbrud a.a.D. ©. 292—2%9, au Bangts 
row und Bühela. a. D. 

171) Dig. unde vir et uxor. (38. 11.) Cod. 6. 18. Manche nam 
dieſes Erbrecht des Überlebenden Ehegatten ein außerordentliches, weil es nicht 
auf Verwandtſchaft beruht. Aber es ift ein ordentliches, infofern es in ber 
ganzen Ordnung der Inteftaterbfolge feine beftimmte Stelle einnimmt. 

L. un. & 1. D. I. c.: Ut autem haec bonorum possessio locum 
habesat, uxorem esse oportet mörtis tempore: sed si divortium quidem 
secatum sit, verumtamen iure durat matrimonium, haec saccessio locum noa 
habet. Gluct a. a. O. 8. 191. 
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die Truppenabtheilung (legio ober vexillatio), im welcher der Verſtorbene 
als Soldat ftand, und endlich die Kirche oder das Klofter, wozu der 
Erblafſer ats Geiftlicher oder Religioſe gehörte. Das Rechtsverhaͤltniß 
diefee Succeſſoren wird zwar in den Quellen nicht Erbfolge genannt, 
fondern diefer entgegengefegtz aber es ift doch in ber That der eigentlichen 
Erbfolge ganz analog, und man pflegt daher auch den Fiscus und bie 
genannten Corporationen als die zufegt eintretenden gefeglichen Exben zu 
bezeichnen 17°). 

Außerdem’ kommt nun aber noch 

IH. die außerordentliche Inteſtaterbfolge 
In Betracht, welche gewiffen Perfonen unabhängig von ber regelmaͤßigen 
Erbfolgeordnung dargeboten wird, dergeftalt, daß fie neben anderen Erben 
diefee ober jener Claffe einen gewiſſen Theil der Erbſchaft in Anſpruch 
nehmen Binnen. Dahin gehoͤrt: 

1) das Inteſtaterbrecht der bürftigen Wittwe des Erblaſſers. Ju⸗ 
ſtinian ertheilte naͤmlich (a. 537.) dem uͤberlebenden duͤrftigen Ehegatten 
einen Anſpruch auf einen Viertheil der Erbſchaft des Verſtorbenen, ſpaͤter 
aber (a. 54t.) entzog er dieſes Erbrecht dem Manne wieder und ließ es 
nur zu Öunften der überlebenden Ehefrau beftehen?7*),. Die legte kann 
nun diefen Erbanfpruch gegen alle nad) der Nov. 118 erbende Verwandte 
geltend machen, und es folk ihr derſelbe auch Durch teftamentarifche Verfügung 
nicht gefchmälert werden. Er beträgt der Regel nach ein Viertheil ber 
Erbfchaftz wenn jedoch mehr als drei Kinder des Erblaſſers mit der Wittwe 
concurriren, fo foll diefe nur ein Kindestheil erhalten, und in keinem 
Falle fol der Betrag ihres Exbtheiles den Werth von hundert Pfund 
Goldes überfchreiten. Viele haben behauptet, jene Beſchraͤnkung auf eine 
Virifportion trete überall ein, wo der dürftigen Mittwe mehr als brei 
inteftaterben gegenüberftehenz allen das Geſetz, welches jene Beſchraͤn⸗ 
tung aufftelit, fpricht ausdruͤcklich nur von Kindern des Erblaſſers, und 
es ift kein Grund vorhanden, biefe Beſtimmung zu Gunften anderer 
Verwandten ausdehnend zu erflären!?d), Sind die Miterben der Wittwe 





173) Bgl. tit. Cod. de bonis vacantibus. (10. 10.) De hereditatibus 
decurionum, navicularioram, cohortalium, militum et fabricensium. (6. 62.) 
L, 20. Cod. de episcop. et cler. (1. 3,) Nov. 131. cap. 18. Practiſch ift 
davon nur noch das Succeffionsrecht bes Fiscus, der Kirchen und Kıöfter und 
des Regimentes. Di: Praris gibt aber auch noch den Armenhäufern ein Recht 
auf den erblofen Nachlaß ihrer Beneſiciaten, und ben Afabemien auf ben ihrer 
Profefforen und akademiſchen Bürger. S. Slüd a. a.D. S. 753—762, und 
diefes Werk Bd. III, ©. 939 fig. 

174) Nov. 53. cap. 6. Nov. 117. cap, 5. Gluck a. a. D. ©. 425— 
473. Roßhirt a. a. D. ©. 186—200. Loͤhr, im Mag. für Rechtsw. III. 
©. 359 fi. Vangerow a. a. D. U. ©. 318 fig. 

175) Nov. 53, cap. 6. pr.: Quartam partem eius substantiae habere 
müulierem, sive plures sive minus filii faerint. Nov. 117. cap. 5.: Accipere 
eam quartam illius substantiae portionem, ita. tamen ut non transcendat hoc 
eentum librarum auri quantitatem:... uxorem, si quidem usque ad tres 
habuerit filios- eius vir sive ex ea sive ex alio matrimonio, quartam par- 
tem ex substantia viri accipere; si autem amplius fuerint fili, tantum.. 
accipere mulierem, quantum uni competit filiorum. 


‘ 
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alle ober. zum Theil Enkel oder Urenkel von verſchiedenen Stämmen, fo if | 
bei ber Berechnung des Erbtheiles ohne Bweifel auf die Zahl, ber Staͤmme, 
nicht auf die Zahl der fämmtlichen Defcendenten Rüdfiht zu nehmen; aber 
auch wenn nur Enkel oder Urenkel eines Stammes mit der Wittwe 
eoneurricen, muß man nach bemfelben Principe rechnen, alfo der Wittwe 
ein Viertheil der Erbſchaft zufprechen, als ob nur ein Kind ihr gegen 
überftände. Zwar enthält das Geſetz darüber feine directe Eintfcheibiung ; 
aber unmoͤglich kann man dem Gefeggeber die Abfurbität zutrauen . baf 
er dee Wittwe ein Viertheil geben wolle, wenn fie mit einem Sohne, 
wit brei Enteln von einem anderen und mit zwölf Enkeln von einem 
britten Sohne concurrirt, aber nur ein Dreizehntheil, wenn zwölf Enkel 
von einem Sohne allein mit ihr erben 70). Webrigens muß die Wittwe 
in jenen Pflichttheil einrechnen, was ihr durch Vermaͤchtniß vom Maune 
zugewendet wied 177), Sofern fie aber dadurch nicht völlig abgefunden 
ift und daher ihren gefeglichen Erbanſpruch geltend macht, ift fie auch 
als wahre Erbin anzufehen!?®); fie kann daher audy durch Anwachfungss 
recht eine Vergrößerung ihres Erbtheiles gewinnen; aber freilich hoͤchſtens 
nur bis zum Betrage eines DViertheiles der Exbfchaft oder des Marimum 
von einhundert Pfund Goldes, alfo nur in dem Falle, wo anfangs 
mehr als drei Kindern außer ihe die Erbfchaft deferirt war 170). Den 
eigenen Kindern der Wittwe jeboh, aus der Ehe mit dem Erblaſſer, 
foll das Eigentum an dem Erbtheile ihrer Muster vorbehalten fein, und 





176) Daß bad Gefe nur an Kinder erften Grades bene, zeigt ber Aus: 
brud: sivo ex en sive em alio matzimonio; und ber sucoessio in stirpes ent- 
fporiht es, daß aud bier die Enkel in parentis locom suecedant et tantam 
accipiant partem, quantam eorum parens, si viveret, futurus erat accipere. 
Nov. 118. cap. 1. So auch Gluͤck a. a. D. 8.129, 454, und fchon in ber 
erften Aufl. S. 440, Ä 

177) Nov. 53, cap. 6,: Si tamen legatum aliquod reliquerit ei vir, 

minus antem quarta parte, compleri hoc, Daß ihr aber audy, mas fie eige⸗ 
nes Wermögen bat, eingerechnet werben müfle, ift eine ganz grundlofe Bes 
— Arg. Nov. 58. cap. 6. $. 1.: Si vero quasdam res proprias 
mulier in domo viri aut alibi repositas habuit, harum actionem et reten- 
tionem habeat omnibus modis imminutam. 
- 178) Arg. Nov. 53. cap. 6. $. 1.: Subiacere huiasmodi rebus viri 
ereditoribus nullo modo volentibus, nisi forte secundum quod in illius iure 
ex hac lege heres extiterit (ouyxAngovousi). Für bebeutungstos hält dieſen 
Paſſus Bangerow a.a. D., theils weil es boch eigentlich auf Nov. 117. 
allein anfomme,, theils weil ber Sinn jener Worte nur ber ſei: fo weit bie 
Wittwe aus diefem Geſetze eine Quote der Erbfchaft erhält, muß fie auch die 
Schulden des Mannes bezahlen beifen. Allein das erfte ift unrichtig, ba Nor. 
117. die Nov. 53. nicht aufhebt, fondern nur theilweiſe mobiflcirt, und bad 
aundere trifft ebenfalls nicht zug denn wenn. die Wittwe nicht Miterbin iſt, fo 
Tann fie nur ein Viertheil des Betrages der Erbichaft, nad) Abzug ber Schul: 
den, fordern, fle Haftet dann nicht unmittelbar für die Schulden des Mannes, 
und noch weniger haftet ihr eigenes Vermögen ben Giäubigern deſſelben; jene 
Erklaͤrung thut alfo der Stelle unndtbig Gewalt an. Sol. Gluͤck a. a. O. 
6. 125, 126. Löhr a. a. O. &. 381 fie. 


179) Bgl. Muͤhlenbruch a. a. O. S. 299-301, 
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dieſe erlangt hier alſo nur den Nießbrauch 200). Die Vorausſetzungen 
endlich dieſes außerordentlichen Erbrechtes bee Witiwe beſtehen darin, daß 
ſie mit dem Verſtorbenen bis zu deſſen Tode in giltiger Ehe gelebt habe 
und ſich in duͤrftigen Umſtaͤnden befinde, waͤhrend hie Erbſchaft des Dans 
nes reich iſt. Dieſes aber iſt ber Beurtheilung beit Richters im einzelnen 
Falle überlaffen und kann auch nur nach den concreten Verhaͤltniſſen beurtheilt 
werden, mit Ruͤckſicht nicht nur auf das beiberfeitisge Vermögen, fondern 
auch auf Stand und Lebensgewohnheit der bethulligten Perſonen 182), 
Das Sefeg enthaͤlt außerdem noch die nähere Beflimrnumg, daß die Wittwe . 
ohne Heurathsgut ſei (indotata mulier), woraus ſich das unvernuͤnftige 
MReſultat ergibt, daß die mit einer noch fo kleinen dos verſehene, ſonſt 
beduͤrftige Wittwe auf die reichſte Erbſchaft des Marmes keinen Anſpruch 
machen kann 192), 

2) Das Erbrecht der natuͤrlichen Kinder und ihrer Mutter in Be⸗ 
ziehung zum Erzeuger, und umgekehrt des legten in Beziehung zu jenen. 
Auch diefes beruht auf Gefegen von Juſtinian 1802). Die im Concubis . 
nate erzeugten Kinder nämlich (liberi naturales) follen, wenn ber Erzeu⸗ 
ger weber eine vechtmäßige Ehegattin, noch rechtmäßige Kinder hinterläßt, 
von dee Erbſchaft deffelben zufammen mit der Mutter ein Sechsthell er» 
halten, fo daß fie dieſes, aber auch nie mehr als dieſes, gegen alle an⸗ 
deren Erben, außer ber rechtmäßigen Ehegattin und rechtmäßigen Kindern, 
auch gegen Diejenigen, welchen das Bermögen fonft als erbloſes zufaͤllt, 
in Anfpruch nehmen können, und umgekehrt fol unter gleicher Vorauss 
fegung auch der natürliche Vater gleichen Erbunfpruh an bem Nadhlafie 
der natürlichen Kinder haben. Die überlebenbe rechtmaͤßige Ehefrau 
fehließt jenes Erbrecht auch dann aus, wenn fie felbft nicht Erbin ift; 
fie fol nicht den Schimpf erleiden, daß uneheliche Kinder ihren Mann 
beerben, während fie felbft an feiner Erbſchaft keinen Theil hat. Mady 
heutigem echte möchte man firenggenommen behaupten, daß biefes 
Erbrecht der liberi maturales überall nicht mehr flattfinde, weil durch 
das canoniſche Recht und teutfche Reichsgeſetze der Concubinat geradezu 


\ 


180) Nov. 117. I. c.: Ita yalppe» ut usum solum in talibus rebus mu- 
lier habeat, dominium autem il ils servetur, quos ex ipsis nuptiis hn- 
buerit. Manche nehmen mit Loͤhr a. a. D. an, bie Kinder erhielten nidjt 
fofort die Proprietät, fondern die Mutter fei nur gebunden, ihren Kindern obır 
einem von ihnen jened Erbvermögen zu hinterlaffen, wie nad L. 8. 6.7. Codl. 
de repud. (5. 17.) Aber vgl. dagegen Roßhirt a. a. D. ©. 193 fick 
Bangerow a. a. D. II. 8. 319-822. 

181) Stüd a. a. D. 8. 120. Daß es in dieſer Bezichung auf bie Zeit 
ber Acquifition, micht der Delation ankomme, wie Glüd, a. a. D. ©. 468 fig... 
behauptet, ift ungegründet, wenn gleich bie MWittwe ald wahre Miterbin anzu: 

n ift. Die Armuth iſt nicht Bedingung ber Succeffionsfähigteit der Bitte, 
ern nur Borausfegung der Delation für dieſelbe; ſobald ihr einmat beferirt: 
iſt, Kann fie die Erbfchaft erwerben, fo lange biefes überhaupt noch möglich ifk. 

132) Nov. 53. u. 117. citt. cf. Nov. 73%. cap. 5 PX Nov, 134. 






p. 13, - En 
183) Nov. 18. cap. 5. Nor, 89, cap. 12.13. Gluͤck a. a. O. ©. 
478489. 
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verboten worden ift. Allein Die Praxis hat nicht nur baffelbe beftänbig feſtge⸗ 
halten, fondern feldft auch auf andere uneheliche Kinder (natürliche Kinder 
im heutigen vulgdren Sinne des Wortes) ausgebehnt!®). 

3) Das Erbrecht der Mitceurialen auf .ben vierten Thell ber Erb 
(haft, wenn ber Verftorbene nicht von Defeendenten beerbt wird 105), 
Diefes ift aber heutzutage unpractifch, 

4) Das Recht desjenigen, welcher ſich freiwillig der Pflege eines Bloͤd⸗ 
finnigen bis zu deffen Tode unterzogen bat, während der Inteſtaterbe 
deffelben auf ergangene Aufforderung diefe Laft nicht übernehmen wollte. 
Hier fol naͤmlich jener in die Stelle des letzten einruͤcken und an beffen 
Statt erben 19%). Indeſſen fcheint ed, daß man dieſen Kal vielmehr als 
einen Indignitaͤtsfall zu betrachten habe, indem dem Inteſtaterben Die 
ihm beferirte Erbſchaft zu Sunften des Pflegers des Bloͤdſinnigen entriffen 
wird 87). 

Außerdem pflegt man auch den socius liberalitatis imperialis hier 
noch zu nennen, d. i. denjenigen, welchem mit dem Verftorbenen gemeins 
fhaftlih eine Schenkung gemacht worden war, und welchem deßhalb, 
wenn das Vermoͤgen erblos ift, der Antheil des Erblaſſers an der gemein: 
ſchaftlichen Schenkung zufallen fol 88). Allein da dieſes Recht ſich nur 
auf den Gegenftand der Schenkung befchränkt, fo kann man darin nicht 
einen Fall gefeglicher Erbfolge erkennen; es ift vielmehr nur einem Ber: 
maͤchtniſſe zu vergleichen 18ꝰ). Eben fo verhält es ſich auch mit dem 
Rechte des Vaters auf den Nießbrauch eines Theiled der mütterlichen oder 
großmuͤtterlichen Erbſchaft, welche feinen emancipirten Kindern zufaͤllt 100). 
Dem Bater wird auch hier nicht die Erbfolge beferirt, fondern nur der 
Nießbrauch an einem Erbtheile Eraft geſetzlicher Beſtimmung erwor⸗ 
ben!?"), xendts 


Inteſtaterbe, Inteſtaterbfolge, Inteſtaterbfolgerecht, 
Inteſtaterbfolgeordnung, Inteſtaterbrecht nach teutſchem 
Rechte. — J. Inteſtaterbe iſt diejenige Perſon, welche an die Stelle 
eines hinweggefallenen Rechtsſubjectes, lediglich in Folge des Hinwegfal⸗ 
lens deſſelben, vermoͤge eines von demſelben nicht hervorgerufenen Rechts⸗ 
grundes; in von dieſem verlaſſene Vermoͤgensverhaͤltniſſe eintritt. — Die 
eigenthuͤmlich teutſchen Inſtitute des Inteſtaterbrechtes ergreifen die Grund⸗ 
lagen der Verfaſſungen dee Länder und der auf Grundbeſitz baſirten Fa⸗ 


184) Vgl. darüber vorzüglid Mayer, das Anteftaterbrecht der liberi 
naturales. Xübingen 1838. 
185) L. 1-3. Cod. quando et quib. quarta pars debeatur. (10. 34.) 
186) Nov. 115. cap. 3. $. 12. 
187) Puchta, Lehrb. $. 550. i 
j 1 Cod. si liberalitatis imperialis socius sine herede decessefl. 
10. 14. 
189) Mayer, Erbr. $ 71, Note 1. 
190) L. 3. Cod. de bon. wat. (6. 60.) WBgl. Schraber, Abd. F. 
Ar. d. Vangerow a. a. 9.11. ©. 54--57. 
191) Mayer a. aD. Puchta, Lehrb. $. 454, Note a. 
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milienverbättniffes allein fie find keineswegs in allen Beziehungen geltend 
geblieben, und das römifche Recht hat ihrer Geltung bedeutenden Abbruch 
gethban. — ‚Die Eigenfchaft eines Inteftaterben fegt nach dem angegebe⸗ 
nen Begriffe voraus, daß der Nechtsgrund feines Eintrittes nicht in einer 
Dispofition oder einer verpflichtendben Handlung des Dintwegfallenden, oder 
des Erblaffers, feine Quelle hat; duß die Verhältniffe, in welche der 
Eintritt gefchieht oder gefchehen fol, Wermögensverhältniffe, d. h. folche 
Mechtsverhältniffe find, welchen, ohne baß fie bloße Statusverhältnijie 
find, ihrer Natur nach ein Sonderzwed bes durch fie berechtigten Sub: 
jectes inmohnt!); daß ferner diefe NRechtsverhättniffe bei ihm (in con- 
creto) biefelben bleiben, und nicht etwa bloß deren Stoff einem ihm 
anderweitig zufländigen Rechte unterworfen wird, und daß endlich dag 
Factum feines Erwerbes eben nur durch einen folhen Hinwegfall dieſes 
Erblaſſers Raum gefunden hat, der ihm ſelbſt als Nechtsfubject betrifft, 
oder fi) doc auf einen ſolchen Hinwegfall bezieht; daß alfo fowohl Iden⸗ 
tität des verlaffenen und des erworbenen Mechtsverhältniffes, als auch des 
rivatives Verhältnig zwifchen bem Hinwegfalle dee Perſon und dem Er⸗ 
werbe flattfindet. — Eben fes wenig alfo, mie derjenige Inteſtaterbe ift, 
welcher den durch den Hinwegfall eines Subjectes von deſſen Rechte freis 
gewordenen Stoff mit einem ihm bereits zugeflandenen Rechte vereinigt 2), 
wie durch Confolidation oder Uppropriation, iſt es derjenige, ber dem 
Stoff nicht untergegangener Rechte des hinmweggefallenen Subjectes aus 
einem Nechtsgrunde erwirbt, der feiner Natur nach von dem Hinweg⸗ 
fallen eines Mechtefubjertes ganz unabhängig iſt, menn auch dicker 
Umſtand für den concreten Fall factifche Vorausſetzung für feine Wirk: 
famfeit war; alfo nicht derjenige, mer ihn ufucapirt (anders wenn er 
bie nachgelaffenen Bermögensverhältniffe felbft ufucapirte?), und ans 


1) Ein Statusverhältniß ift, auch inſofern als es ein Recht auf dffent« 
liche Befugniffe gibt, immer ein Privatverhältniß, weil ber Zweck, der ihm 
feiner Natur nah inwohnt, der ift, eben dieſes beftimmte,. (nicht 
etwa irgend ein) Subject zu qualifieiren, alfo ein Sonderzwed dieſes Subjectes. 
Wei. meine Erörterungen über die Materien des allgemeinen Theiles von 
Linde’s Lehrb. des Gipiiprog. ©. 112, Note 24, mit S. 55, Note 19, S. 
25, Note 8, 12. Bermdgensverhältniß ift es aber deßhalb nicht, weil fei- 
nem Subjecte nicht die Möglichkeit zufteht, über baflelbe, ohne Vernichtung 
deffelben , zu bisponiren, weßhalb es auch nicht auf andere übergeben, alfo auch 
nicht vererbt werben kann. Vgl. meine Identitaͤt und Gonnerität der Rechtes 

2) Wohl aber ift nach teutfchem Rechte derjenige Inteftaterbe, der baburh 
die zu einem beſonderen (aber nicht von bem verlaffenen Rechte abgeleiteten) 
Rechte gebildete Befugniß zur Aushbung eines ihm fchon vor dem Hin⸗ 
wegfalle zuftehenden Rechtes vereinigt, wie ſich dieß weiter unten zeigen wird. - 

8) Bei der improba usucapio pro herede, vermöge einer ſchon ber Ältes 
ren römifchen Surisprubeng zur Laft fallenden Weberfchreitung der Grenzen des 
Begriffes von res. Cai. J. II. 6.54%: .. velut ipsae hereditates usu- 
capi credebantur etc. Auch in $. 2. J. de reb. corp. etc. (2. 2.) beißt bie 
hereditas eine res incorporalis ; aber ber Grgenfag zwiſchen —— 


inhalt) und patrimonium (ermögen) tritt doch in pr. J. de R. D. (2. 1.) 


hervor. 


° 
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Ders wenn ein wirkliche r Inteſtaterbe vermöge biefer Eigenfchaft *) einen 
fremden Stoff uſucapirt), es ſel nun auf weichen Rechtstitel es twoße; 
nicht derjenige, der diefen Stoff an fi nimmt, weil er ihm vermoͤge 
von bem hinweggefallenen Subjecte, oder von deſſen Nad;folgern in deſſes 
Rechte, begangener toiderrechtlicher ober unmwürdiger Handlungen verfalle 
ift, wie ber Fiscus bei Confiscationen®) und Entreißfung ob indignita- 
tem), und natuͤrlich auch derjenige nicht, welcher ihn zur Befriedigung 
wegen Gosderungen hinwegnimmt. — Die Merkmale eines Inteſtaterbe 
finden fi aber dahingegen bei dem Fiscus in Anfehung bes (freilich am 
tiquirten) Erwerbes von boma caducaT) und des Erwerbes von bona 
vacantia®), dem in dieſer Beziehung ber Richter des altteutichen Rechtes 
in Anſehung von Gütern, hinſichtlich deren entweder die Erben fih ver⸗ 
ſaͤumt haben oder überall Feine ſolchen vorhanden find, gleich fit). Es 
muß ferner auch derjenige als Inteſtaterbe angefehen werden, welcher in 
Vermoͤgensverhaͤltniſſe eines n aer in Beziehung auf diefe, und menu au 
zur Strafe, hinweggefallenen Subjectes eintritt, fobald nur dieſer Ein 
teitt Ihm als Surrogat für bie dereinſtige Inteſtaterbfolge geftatter If, 
wie bie rechtmäßigen Kinder, und zum Mei die Afcendenten — 
welche eine inceſtuoſe Geſchlechtsverbindung eingehen, widerrechtlich eine 
Ehe auſheben ober Ehebruch begehen oder In ein Kloſter eintreten 9), 

4) Da eine foldhe Uſucapion eine usucapio pro herede fein, und nicht 
blos auf ben Titel des Erblaſſers gefchehen könne, wirb durch L. 4. C. de 
longi temp. praeser. (7. 33.), L. 4. C. de usucap. pro herede (7. 29.), 
vgl. L. 3. D. pro herede (41. 5.5, noch nicht a chloſſen. 

5) Bgl. Wening-Ingenheim, Lehrb. des Eivilr. F. 430 mit $. 440. 
Sonfiscationen wegen Verbrechen Tennen auch bie Grfene der fräntifchen Zeitz fie 
ergreifen omnes res (Lex Ripuar. tit. 69., L. Alam. tit. 25, 26. 39. 40,), 
auch die hereditas paterna (L. Alam. tit. 35.), das Alode (arg. L. Baiur. 
Il. c. 1. $. 3.), und fcheinen nicht erft durch das roͤmiſche Hecht befannt ges 
worben zu fein. WBgl. Wilda, das Strafrecht ber Germanen S. 519—522. 
Dahingegen ſuecediren hingerichteten Perfonen ihre Erben nadı ſachſ. Landr. Il. 
81, $. 1, gostarifchen Statuten (Goſchen, die gosl. Stat. ©. 10, 3. 
13, 14, &. 36, 3. 12, &. 88, 3. 12, 18), fo’wie ebenfalld den Selbſtmoͤr⸗ 
dern, in Anfehung welcher bieß fpäter auf den Fall der Veruͤbung in Krankteit, 
namentlich nach dem verm. Sadıfenfpiegel, befchräntt zu fein feheint (Goſchen 
a. a. D. ©. 129, 130). Iest entfcheibet gemeinrechtlih C. C.’C. art. 218. 

6) Verfchuldete Töbtung des Erblaſſers zieht auch Verluſt ded Erbes nad 
9 nach ſaͤchſ. Landr. III. 84. 5. 8, gosl. Stat. a. a. O. S. 11, 3. B— 

„ohne daß jedoch geſagt wird, daß ed dem Fiscus zufalle. 

7) Ueber den Unterſchied zwiſchen bona eaduca, quae capi non poscont, 
und ben bona ereptoria, quae ab indigno auferri possunt, vgl. Huſchke, 
in Richter u. ſ. w. krit. Jahrb. 1838, ©. 318, 819. ©. aud in dieſem 
Serke die Art. caducum und ereptitia. 

8) Dafür, ober doch für eine Univerfalfucceffion des Fiscus in bie bom 
vacantia , erklaͤrt ſich jept die Mehrzahl der Juriften, wiewohl mandye ihn au 
als einen privilegirten Deeupanten betradhten. ©. in biefem Werke den Art. 
erblofes Gut. — Neuere Particulargefege, wenigſtens fächfifche, betrachten 
auch Hier ben Fiscus als Erben: Mittermaier, Grundf. des gem. teutfä. 
Privatrechtes $. 445, Rote Ga. 

9) Bgl. unten Rote 440 fig. 

10) Ueber bie hierher gehörigen Fälle: Nov. 12. c. 2. Nov. 117. e. 9. 
Nov, 127. c 4. Nov. 184, c. 11. Nov. 184, c. 10. Wening:Ingens 
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nach roͤmiſchem und zuweilen auch nach teutfchem!!) Rechte; die Kinder, 
denen bie Proprietaͤt der luera nuptialia ihres aus bee Ehe tretenden eder 
zu einer anderen Ehe ſchreitenden parens zufaͤllt 120); fo wie nicht weni⸗ 
ger derjenige, dem, wie es das teutfche Recht als fogen. anticipiete Ins 
teftaterbfolge zulaͤßt, ſchon bei Lebzeiten des Erblafſers durch befien Ruͤck⸗ 
trift von Dermögensverhältniffen eine Succeſſton tin diefelben eröffnet 
wird!Y. — In diefen Faͤllen liegt auch immer bie Idee wtter, daß der 
. rund bes Dinmegfalles feine Richtung auf bas Subject hat. — Es 
tft aber dahingegen mieber nicht Inteſtaterbe, wer in rechtliche Verhaͤltniſſe 
eines hinmweggefallenen Subjectes eintritt, weiche nicht Vermögen: 
verhaͤltniſſe find; wiewohl ein Eintreten als Inteſtaterbe in Vermoͤ⸗ 
gensverhältniffe einen Eintritt in Verhaͤltniſſe jener Att zur Kolge 
haben kann. Solche fallm in die Kategorie bee Status verhaͤlt⸗ 
niſſe; es ſei nun, daß fie durch eln-Dbject, welches Ihnen untertvorfen 
iſt, eine objective Beziehung erlangt haben, wie wenn ben Gliedern eines 
gemiffen Standes1?) gewiſſe Benutzungen an gewiſſen Gegmftänden 
ausſchließlich zufichen, 3. B. ben Gemeindegliedem an ben Allmenden, 
dem Adel eine Jagdgerechtigkeit auf fremden Grund und Boden, oder 
Das fie nur eine fubjective Bezlehung haben, vole das Medht ein 
gewiſſes Gewerbe zu treiben, müflen aber nothwenbig mit ihrem Sub⸗ 
jecte untergehen, weil Ihe Subject das einzige Moment ift, durch melches 
fie ein Dafem haben!®), und wem Kinder ben Status ihrer Eltern er: 
werben, fo geſchieht dieß nicht durch einen Eintritt In beren Stelle, 
ſondern durch einen, wenn auch durch die Geburt fchon bewirkten, Er⸗ 
werb eines befonderen (concreten) Statusverhältniffes; wiewohl bie 
Ausübung damit verbundener Rechte bis zum Hinwegfalle der Eltern, 


heim a. a. O. J. 81. «7. 8.C. 19. q, 8. — Mit dem bloßen Cintritte 
- in ein Klofter tft aber ber Eimtritt in einen geiſtlichen Orden, die Profeßleiſtung, 
nicht zu verwechfeln. Dier wird es fo angefehen, als ob ber Profeßleiftende 
verfiorben wäre; es tritt nach teutfchem Rechte bie gewdhnliche Snteftaterbfolge 
ein (fächf. Sandr. I. 25. $. 3, 5, gott. Stat. a. a. D. S. 10, 3. 1, 2)5 nur 
nad Nov. 5. c. 5. (niht nah L. 56. $. 2. C. de episc, et cler. [1. 3.] 
ot ve 4 8. cit. wie einige wollen) tritt eine Abweilhung ein. Mel. unten 
ote 451. N 
11) So fueeebiren bei dem Eintritte in ein Kloſter oder Hoſpital die Er⸗ 
n in %, eo gosl. Stat. a. a. D,. ©. 15, 16, 3. 38-6. KWgl. auch unten 
ote 
11a) Verſteht ſich nach dem teutſchen Begriffe von einem Erben. Ueber 
Re Fe delden, Lehrb. bes heut. vom. R., 12. Ausg. von Rophirt, 
. N . . ® 
12) Bot. unten Rote 238, 579, 343 fig. Es iſt aber Feine Inteſtaterb⸗ 
folge, wenn Jemand in Folge eines auf ein bereits beftchendes Inteſtaterbfolge⸗ 
recht ſich uͤberall nicht ſtuͤzenden Nechtögefchäftes beim Hinwegfalle des Sub⸗ 
jeetes eines Vermoͤgens in dieſes eintritt, wie nach aͤlterem roͤm. R. bei der 
Arrogation und der venditio bonorum. 
18) Daher, und weil fie jchon mit diefem Status eo ipso gegeben find, 
muͤſſen fie von den Servituten eben fo unterfchieben werben, wie die Befugniß 
zur Fr 9er von res publicae, ° 
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ja ſelbſt bis zum Hinwegfalle anderer Perſonen, z. B. erſtgeborner Bir 
der, aufgeſchoben fein kann 10). Indeß gibt es einerſeits Berechtigaungen, 
weiche vermoͤgensrechtlicher Natur, auch nicht mit einem Status fees 
gegeben find, fondern einen befonderen Rechtserwerb vorausfegen, abe 
weit fie Bein beftimmtes Object in fich faffen?‘), ebenfalls mit de 
Hinmegfalle ihres Subjectes untergehen; wie die roͤmiſchtechtlichen Per 
fonalfervituten 77). Und andererfeitd gibt ed wiederum Statusverhältuins 
welche von, auch nach dem Hinwegfallen ihred Subjectes fortdauermden 
Vermögensrehten abhängen und fo mit diefen auf Anden 
übergehen können, ja felbit mit ihnen der Veräußerung fähig find. Das 
hin gehört der Status eines Gemeindegliedes, infofern gewiſſe Berechti⸗ 
gungen eines folchen von dem Grundeigenthume in ber Gemeinde ab⸗ 
hängen 18), eines Grundherrn, eines Landesherrn. Was insbefondre Die 
Landesherrlichkeit, das daminium terrae, die fpäter fo genannte Landes⸗ 
hoheit betrifft, fo iſt es außer Zweifel, daß fie, ſeitdem fie überhaupt 
beftanden, in den weltlichen Territorien auf Inteſtaterben übergegangen 
ift, und daß fie ein gewiſſes Grundgebiet, ein Land, in ſich faßt?°). 
Bloßes Statusrecht kann fie demnach nicht fein; und audy nach ber 
Auftöfung des, teutfchen Reiches unterfchied man fie als Proprietät von 
der Souverainetät oder Oberhoheit 2%), die früher in den Bänden des 
Meichsoberhauptes lag?), — Eben fo wenig Finnen bie öffentlichen 
Befugniffe und Nflichten, welche mit ihr verbunden find, als ein felbf- 
ſtaͤndiges Verhaͤltniß gedacht, auf Inteſtaterben übergehen. Denn em 
ſolches Verhaͤltniß wäre ein bloßes Amtsverhaͤltniß in der reinen Be 
deutung bes Wortes, befjen Subject ale ſolches nie ein Rechtsſubjech 
fondern nur ein Organ des Staates ifi??). Die Lanbeshoheit ift abe, 


15) &o 3. 8. bas Hecht, gewifle Titel zu führen, zu regieren. — Ma⸗ 
man zumeilen Er b adel nennt, muß G bunt s adel heißen. Es könnte Ric 
mand 7. B. ben Abel feined Bruders erben. 

16) Wenn auch ein foldhes als Mittel zur Ausübung bed Rechtes biefem 
— iſt. Vol. meine Identitaͤt u. f. w. S. 26 mit Note 42, ©. 


’ 8. ⸗ 
17) Vgl. ebendaſ. S. 37, 426, 427, in den Roten, und oben Note 1, 13. 
18) Die Grundeigenthümer einer Gemeinde bilden in folder Beziehung, 
namentlich in Beziehung auf die Benutzung der Allmenden, oft eine befondere 
engere Gemeinde von markgenofjenfchaftlicher Natur. 
19) gl. 3. B.Goͤnner, teutfches Staatörecht $. 227, befond. a. ©. 
20) Klüber, Staatsrecht bes Rheinbundes $. 98--102. Darnach unter 
ſchied man Souverainetäts: und Proprietätsländer , je nachdem diefe Proprietät 
einem Mediatifirten ober dem Souveraine feibft zugefchrieben wurbe. 
21) Die zumeilen aufgeſtellte Unterfcheidung zwifchen Landeshoheit und 
Landesherrlichkeit (vgl. Entfcheibungsgründe der Suriftenfac. zu Jena im Ben 
tind’fhhen Succeffionsftreite [Dibenburg 1843], ©. 16) trifft nur jene Proprits 
tät, die man in Beziehung auf die Mebiatifirten wieder in Standesherrliqkrit 
= Grundherrlichkeit eintheilt. Vgl. Kläber, Öffentl. R. des teutichen Bar 
8 


$. 43. 

22) Nicht zur verwechfein mit dem fogen. Amtslehn ober mit dem Dinfls 
verhältnfffe zu einem Lanbeöheren, welche privatrechtliche Verhaͤltniſſe find, we 
bei allerdings Grblichkeit ftattfinden kann. Heine Amtsverhältniffe koͤnnen nit 
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! ie 3 
eben. fo mie bie Grundherrlichkeit, von jeher als ein Mechtsverhätentg 
betrachtet worden, d. h. als ein ſolches, welches feiner Natur nach ben 


Sonderzwecken feines Subjectes unterworfen ift2?); und die Befugniß 


Der teutfehen Landesherren zu folchen Zweden, namentlich zur Erhaltung 
des Glanzes und des Anfehns der Familien, über die Landeshoheit zu 
verfügen, felbft fie zu verdufern, wird unbeftritten von ihnen ausgeuͤbt. 
— Auch ift die Landeshoheit lehnbares Recht, und ein foldhes gehört 
an ſich zum Vermögen des Belehnten?*). Die-Auflöfung der Reiche: 
verfaffung hat darin weiter nichts geändert, als daß nicht allein das 
Zehnsverhältniß dee Landesherren zu Kaifer und Reich, wo es vorhan- 
den war, aufgehoben?®), fondern auch die Rechtsordnung, unter deren 
Schutze die Kandeshoheit ftand, untergegangen iſt 20); fo wie denn auch 
die Gonftitutionen das Weſen der Landeshoheit überall nicht aufgehoben 
haben. . — Die Geitung der. zue Zeit ber Meichöverfaffung beftandenen 
Rechtsnormen, infoweit deren Anwendung noch möglich if, für bie 
landesherrlichen Verhältniffe, und ein Webergang derfelben durch Erb⸗ 
folge ift aud in den Bundesgefegen ausdrüdlih anerkannt?). Es 
gibt fonach in den’ teutfchen Ländern zwar Familien (die vom fogen. 
hohen Adel), deren Glieder durch Erbfolge Regenten werben koͤnnen, 
aber fic erlangen den Status eines Regenten nur mittelbar durch den 
Eintritt in ein Vermoͤgensrechtz ein Verhältniß, mas freilich bei ber 


4 


Ausfluͤſſe der Landeshoheit fein, beſtehen auch nicht, wenn vermoͤge derſel⸗ 
ben dem Landesherrn das DOrganifatiousrecht zufteht und file vermdge 
deſſelben geſchaffen find. Gleichgütig iſt es aber, wem bie Deſtination ber 
(hyfiſchen) Perfon zu dem Amte, die Beſetzung, zuſteht. 

23) Dazu genügt ed, fobald nur das Subſect des Verhaͤltniſſes deffen Zus 
ſtaͤndigkeit für ſich jedem gegenüber in Anſpruch nehmen kann, was bei einem 
reinen Amte nicht bee Fall if. Denn ein reines Amt ift bloß eine aus: 
nahmsweiſe Pflicht gegen ben Staat; wiewohl der Inhaber beffelben, fo 
lange ber Staat ihm baffelbe zugeſteht, jeben anderen von beffen Ausübung 
ausfchliegen darf und muß. Reine Aemter wird man intıß heutzutage nur 
etwa noch in Gemeinden und da finden, wo man bas Dafein eines Öffentlichen 
— — zu leugnen pflegt. — Bgl. auch meine angef. Eroͤrt. ©. 108, 

ote 10. 

24) Mit einer bloßen Pflicht, cinem reinen Amte, Tann man nie Jeman⸗ 
ben belehnen , weil der Begriff einer Zuſtaͤndigkeit und einer freien Dispofition 
über daſſelbe dabei ausgefchlofien ift, und die Belehnung mit Aemtern wurde 
nur dadurd rechtlich möglich, daß man fie ale ein Recht am Territorium, bie- 
weiten als einer Burg oder einem Schloffe gleich einer Servitut anhängend, 
auffaßte. Man muß bier das Xehen, oder das verliehene Gut, von ben damit 
verbundenen Pflichten und Befugniffen, und in Beziehung auf Verfaſſung, 
beren Grundlage ‚ bie immerhin auf Privatverbältniffen bernhen kann, von ihr 
ſelbſt unterfcheiden. | 

25) Alle Souverainftaaten (Ränder der Souveraine) des teutfchen Bundes 
find jegt allodbial: Klüber, dffentl. Recht des teutfchen Bundes $. 179. 

26) Die neu erlangte Souperainetät fchloß in ihrem Urfprunge rechtlich 
mehr nicht in fi, als Befreiung von der Reichshoheit. Die Landesverfaffungen 
find weber durch Auflöfung der Reicheverbindung und Stiftung des Rheinbun- 
. Amen 1 208 duch die Bundesacte ausbrüdlich aufgehoben. Kluͤ⸗ 

er a. a. O. 8. 49. 
27) Wiener Schlußacte Art. 23, Art: 16. 
s 45 


F 
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publiciſtiſchen Behandlungsweiſe des Gegenſtaudes nid herborgetteeien 
pflegt?s). — Das Privatfuͤrſtenrecht iſt aber jetzt noch Privatrecht, wicht, 
wie Einige wollen, ein Theil des oͤffentlichen Rechtes, wenn auch eine 
Verbindung deſſelben mit dieſem in der doctrinellen Behandlung ſich 
rechtfertigen laͤßt; und politiſche Ideen ſowohl als nicht zur Verwirk⸗ 
lichung gelangte naturrechtliche Grundſaͤtze und Modificationen in ber 
Ausübung der Landeshoheit, die den Erwerbgrund derſelben nicht be 
ruͤhren, bleiben uns bier natürlich fremd. — Um Inteſtaterbe zu fein, 
iſt es indeß nad) teutfchem Mechte nicht erforderlich, daß jener Eintritt 
in alle verlaffenen Vermögensverhältniffe des hinmeggefallenen Subjertes 
ober in eine alle ergreifende Quote berfelben erfolge?”); und namentlich 
tönen deſſen Verbindlichkeiten davon ausgenommen fein. Verbindlich⸗ 

keiten find naͤmlich ihrer rehtlichen Natur nah nur Beſchraͤnkungen 

der jedem (Prwat⸗) Rechtsſubſecte zuſtehenden Willkuͤr in der Wahl der 

Zwecke ſeiner Thaͤtigkeit und in der Ausuͤbung feiner Rechte0); und 

fie muͤſſen demnach mit dem Subjecte ſelbſt untergehen. Allein ft 

haben eine Beziehung auf bie Rechte bes Verpflichteten dadurch erlangt, 

baf deren Stoff im Falle der Nichterfüllung von dem Berechtigten zu 
feiner Befriedigung angegriffen werben kann; eine Befugniß, deren Fort⸗ 
dauer von dem Dafein des verpflichteten Subjectes unabhängig iſt, unb 
daher auf jeben einwirken muß, auf dem jene Rechte übergegangen find, 
. nachdem burd ben Hinwegfall bes Verpflichteten jene eventuelle 
Befugniß zu einer unbebingten geworden iſt; nicht aber dann, wenn 
feinem ſchon vor dieſem Hinwegfalle exiſtirenden Rechte durch benfelben 
blos bie frei gewordene Ausuͤbung hinzugetreten iſt, ſelbſt wenn bie 
Befugniß zu dieſer Ausuͤbung wiederum als beſonderes Mecht behandelt 
wird, wie bei dent teutſchen Erbe im eigentlichen Sinne bes Wortes’). 
Andere geftaltet ſich indeß das Verhaͤltniß nach ber römifchen Anficht, 

die in der Geſammtheit ber von einem Privatrechtöfubiecse verlafjes 

nen bis dahin ausfchließlich mit feiner Perfon verbunden getwefenen Ver⸗ 


2) Die Yubliciften pflegen in bie juridifche Natur der Sache wicht tiefer 
einzugeben und bie Privatrechtsichrer dem Werhältniffe, wie ed ſcheint als einem 
öffentlichen, Leine befondere Betrachtung zuzuwenben. — Wäre Übrigens die 
Zuftändigkeit ber Ianbesherrlichen Befugniffe nicht in elnem privatrechtlichen 
Berhältniffe gegründet gewefen, fo hätte fie nie von ber Reichsgewalt ganz 
getrennt und es keine Reichöallodien geben Eönnen. 

. 29) Cout. de Liege ch. 11. art. 1.: Qui deesde intestat, laisse deux 
hoiriers,, l’une est mobiliaire et l’autre immobillaire. 
30) Bol. meine angef. Eroͤrt. S. 1, 2, mit Note 8. 
81) Bel. unten Rote 42 fig. Daher erlärt es ſich, daß nach urforuͤnglüch 
‚ teutfhem Rechte nur derjenige die Schulden bes Erblaffers zu begabten bat, 
wer die MWobilien erbt, unb fo weit fie reihen: Saͤchſ. Landr. . “ 
Berk, Brem. Güter. S. 88. Pauli, Erbr. der Bluteverw. &. MT. 

Mittermaier, teutich. Private. 6. 420, Rote 18, 19, 20, und baf. Cit. 
Man bat indeß dieſe Stelle des ſachf. Landr. auch fo verflanden, daß biefer 
auch über deren Werth hinaus hafte (Fiſcher, Erbfolgegeſch. der Seitenverw. 
©. 47 flg.). Allein bie Parbmie: wer einen Heller erbt, muß einen Zhaler 

bien (Hert, in — iur. Germ. Lib. I. par. 78.), dürfte doch nicht 
n teutighrechtticher Ratur fein. 





. Anteftaterbfolge, teutfche. 707 


mögensverhätmiffe, dem Vermögen, bie vermögensrechtliche Perſoͤn⸗ 
lichkeit deſſelben als fortdauernd betrachtet und den Erben in dieſe Pers 
ſoͤnlichkeit eintreten läßt. "Denn hier erfcheint dee Erbe eben fo, wie 
diefe Perfönlichkeit, als das Subject der verlaffenen obligaterifchen Vers 
haͤltniſſe auch. als Verpflichteter. Diefes Verhältniß betrachtet man ge- 
wöhnlid als ein wefentliches Merkmal der Univerfalfucceffion, und von 
Diefem Gefihtspunfte aus konnte bie alte teutfche Erbfolge Seine folche 
fein. Die Grundanſicht jener Betrachtungsweife fcheint jeboch die zu 
fein, daß die Univerfalfucceffion ein Eintritt in ein Vermögen ale Eins 
beit, in’universum ius quod defunctus habuit, iftz und die Abtrennung 
einzelner einer befonderen Erbfolge unterworfenen Güter, wie zumeilen 
im teutfhen Rechte gewiſſer Immobilien, twürbe bem UWeberrefle ben 
Charakter eines Vermögens noch nicht rauben??); felbft dann nicht, 
wenn bie Verpflichtungen des Exblaffers mit defien Hinmwegfall unters 
gegangen mwären?®). Allein wenn kein Eintritt bes Erben in bie 
Verpflichtungen des Erblaſſers flattfindet, fo fehlt e8 an einem Merk 
male bafür, ob die Succeffion in bie einzelnen Güter ober in das 
Vermögen gefchieht??); während ber Eintritt im die Verpflichtungen, 
ber gegen Ende bes 13. und im 14. Jahrhunderte geltend geworden zu 
fein fchemt?®), fih nur durch eine Succeſſion in das Vermögen?) 
erklaͤrt. Allein die wefentlichften Eigenthümlichkeiten ber Natur ber 
teutfchen Erbfolge liegen doch in einer Singularfucceffion in Immobi⸗ 
len?) Wenn indeß das verlaffene Vermögen in die Lage kommt, 
daß eine Kortfegung jener Perfönlichkeit nicht zu erwarten ſteht, loͤſt 
es ſich auch nach roͤmiſchem Rechte in einen Inbegriff fubjectlofer Vers 
mögensverhältniffe oder bona vacantia auf, und es geht von ben Vers 
bindlichkeiten jener Perfönlichkeit nur die Wirkung auf den Erben über, 
weiche aus ber gebachten Befugniß des Berechtigten, ‚ben Stoff ber 
auf ihn übergegangenen Vermögensrechte zu ergreifen, hervorgeht. In 
diefer Lage war bei den Römern ber Fiscus, wo er als Erbe zu be 


32) Vol. Muͤhlenbruch, in Gluͤcks Exrläut. der Pand. XXXVII. 
©, B, 6, Note 7 " 


33) Für die Univerfalität der teutſchen Erbfolge erflären fih demnach: 


Haffe, Zeitfchr. für geſch. Nechtsw. I. ©. 36. Acc. für civ. Prar. ©. 62. 
Rhein. Muf. II. ©. 212. Müplenbrud a. a. D. 

34) Denn die Befugniß zur Einziehung ber Korberungen ließe ſich no 
immer aus einem Uebergange der einzelnen Klagerechte erklaͤren. 

35) Denn im ſchwaͤb. Sandr. (Kaſſberg's Ausg., die Tünftig ohne weitere 
Bemerkung citirt wird) &. 5, 6 (Sendenb. 260), fo wie im verm. un 
und in den gosl. Statuten (Goͤſchen a. a. D. ©. 6, 3.6, 7, S. 7, 3. 
67, &. 147, 148, mit Note 9 u. 1-93) fehlt ſchon bie Beſchraͤnkun— der 
Schuldenhaftung auf den Werth der fahrenden Habe. Jedoch haften die Erben 
nach ſchwaͤb. Landr. 8. (S. 262) wenigſtens dann nicht, wenn. fie gar nichts 
— — Vollkommene Haftung aber nach Kaiferr. IL. 49. Juͤt. Lov. 


86) Der Begriff deſſelben iſt gewiß ſchon früh gangbar geweſen. — gl. 
unten Rote 48, 54, 55. 
37) Bgl. unten Note 42 fig. 
45 * 
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trachten ift; der daher zwar nicht im römifhen Sinne ein waher 
Erbe, wohl aber im teutfchrechtlichen als ein folcher, ober genaue, 
als ein Exbuehmer?®) erfcheine??), wenn auch ſolches Gut als erbiofes 
bezeichnet wird 4%), — Es ift aber auch endlich nicht SSnteflaterbe, ur 
beim Hinwegfalle eines Subjectes Vermoͤgensrechte erwirbt, welche bi 
deffen Dafein noch überall nicht zur Eriftenz gelangt find; wi 
man darf daher auch die Korderung auf Wehrgelb, welche bie Ver 
wandten gegen ben Zobtfchläger erwarben, nicht als ein Inteſtaterben 
verhaͤltniß betrachten #1). Die bisher dargeftelten Momente beſtimmen 
und begränzen das Verhaͤltniß bes Inteſtaterben ſchon deßhalb, weil dat 
Verhaͤltniß eines jeden Erben ihr Daſein ober ihren Mangel erfordert 
oder vorausfest. Denn der Inteſtaterbe ift, wiewohl urfprüänglid 
im teutfchen Rechte ber einzige Erbe, Im heutigen doch immer 

nur eine Art der weiteren Kategorie bes Erben überhaupt. Die teutſche 

Benennung: Erbe Hat auch urfprünglich wohl nur die objectine de 

deutung von Grund’ und Boden 22), aufgefaßt als der bleibende En 

eines Stammfubjectes oder Samilienhauptes und feiner Nachkommen⸗ 

fhaft??). Vermoͤge des mit diefer bleibenden Eigemfchaft verbundenen 

Uebergehens auf die Nachkommen Eonnte fich bie Venus auf Diet 

erftveden. Erbe und Nachkomme find darnach in Beziehung auf ein 

als urfprünglihes gedachtes Stammfubject (dem erfien E 

des Siges) identiſch, und bleiben es uͤberhaupt fo lange als bie Nach⸗ 

kommenſchaft und bad urfprüngliche Erbe in der objectiven Bedeutung 

noch nicht unter von ihm abflammende untergeorbnete Stanmfubiedt 


35% Bel. unten Note 62. . 
„ 39) Denn bier fteht es feiner Exbqualität nicht entgegen, daß er unbedingt 
für Schulden nicht weiter haftet, als die Maffe reicht (f. indeß in biefem Berte 
den Art. erblofes Gut Bd. III, ©. 943). Es beweift aber auch diefelde 
nach. römifchem echte nicht, baß er bie hereditatis petit:o dat, weil diefe 
Klage, ais rerum petitio, hauptfäclich auf die Reftitution der Mafle geht 
und das Recht ſich zu derfelben nur als der Grund verhält (vgl. meine Aufl. 
in Roßhirt's Zeitſchr. für Givils und Griminale. IV. ©. 68 fg), 1 daß 
die Verſchiedenheit des Rechtes dabei leicht in den Hintergrund treten konnte. 
Na ©. indeß Goͤſchen a. a. O. ©, 129, Rote 1, und, vgl. fühl. and. 


41) Lüge dem Wehrgelde die Idee zum Grunde, daß eigentlich der Gr 
fhlagene ben Anſpruch darauf erworben habe, fo Eönnte ein Anfpruc da 
nicht flattfinden, wenn bie Zöbtung aus Nothwehr gefchehen wäre, mit % 
doch der Fall ift (fächf. Sandr. II. 14. $. 1), da es Verſdhnung ber Berman“ 
ten bezweckt (Wilda a. a. D. ©. 373). Man kann demnach juridiſch mur 
infofern einen Zuſammenhang zwifchen Wehrgeld und Inteſtaterbfolge annehm 
(vgl. indeß Mittermaier a. a. O. $. 432, Note 12, 13, 17, und dafelbſ 
Citirte), als beide durch Schugtverhaͤltniſſe begründet werben koͤnnen: vgl 
Kraut, die Bormundfchaft S. 63-76, 

42) Bol. Grimm, R.A. ©. 466 flg., 492 fig. 

, 8) Bgl. Iınten“ Note 68, 100. Diefe Idee kann fich aber erft — 
bildet haben, als der Grundbeſitz ein geregeltes Rechtsverhaͤltniß gewor —7 
Dieß laͤßt ſich von des Tacit us Zeiten im eigentlichen Zeutfchland nicht nem’ 
weilen, und es fpricht daher nicht gegen jene Anficht, daß er (de morib. KM. 
c. 20.) den avunculus ald einen proximus in Possessione bezeichnet. 
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gefpalten und getheilt iſt?). Iſt dieſes aber gefchehen, fo Fan, wenn. 
(naͤmlich in Ermangelung einer Nachkommenſchaft eines untergeorbneten 
Stammfubjectes) die urfprüngliche Nachkommenſchaft erben kann, «8 im 
Beziehung auf ein (der Nachkommen entbehrendes) Familienhaupt auch 
Erben geben, welche nicht (deffen) Nachkommen find %) (im Gegenſatze 
zu biefen: Magen [Genofjen?], Freunde, Blutsfreunde, jeht auch 
Agnaten*%)),. — Die objective Bedeutung von Erbe fcheint demnach 
nicht ſowohl die des ererbten??), als die bes zu vererbenben Gutes 
zu fein; und ihm kommt auch die Bezeichnung: Eigen?) zu, die aber 
nicht dieſe Eigenſchaft, fondern vielmehr die rechtliche Qusſonderung 

deſſelben von einer Zheilnahme Anderer,’ und fonait bie Außichließlichkeit 
des Nechtes eines beftimmten Subjectes, oder ber Rechte mehrerer Drit⸗ 
ten gegenüber, an demfelben ausfpridye, und daher aud für das Ver⸗ 
mögen überhaupt paßt, welches denn beim Hinwegfalle feines Subjectes 
ebenfalls Erbe genannt wird #7). — In jener Beziehung wird es in 
lateiniſchen Quellen auch als hereditas aviatica bezeichnet ??), — mäh:' 
rend unter hereditas ſchlechthin ®®), in der Regel, eben fo wie auch zu: 





-weilen unter Erbe, bie ganze Verlaſſenſchaft zu verfichen ift'). Die 


legtere Eigenfchaft wird auch durch Allode falodis) angedeutet?) , - ein 
Ausdrud, der aber, eben fo wie Eigen im Gegenfage von Zehen??), auch 
das fonftige eigne Gut zu bezeichnen fcheint®*); ein Doppelfinn, ber 
ſich erklärt, wenn man annimmt, daß Eigen oder Allode im meiteren 
Sinne nicht bios Eigentum bedeutet, fonbern auch fo viel heißt als 
Dermögen. Das eigentliche Erbe in der urfprünglichen Bedeutung iſt 
zwar im Eigenthume 5) des jedesmaligen innehabenden Stammfubiectes, 


44) Diefen, die bann von bem Gutd, welches fie erben, noch nie abgetheilt 
find, fhreibt ein engeres Gefammteigenthum zu: Zifcher, Gefch. der teutfchen 
Erbfolge I. S. 123, 134 flg., und ein weiteres ben Übrigen Abkömmlingen 
des erſten Erwerbers, welche, oder beren befonbere Stammfubjecte, ſchon einmal 
davon abgetheilt worden. Gefammigegenftand ihrer Vermögen, möchte man 

beffer fagen. &. unten Note 56. 
‘ 45) &. vorige Note. n 

46) Bol. unten Rote 197. 

47) Stimm a. a. D. S. 49. 

48) Saͤchſ. Landr. I. 6. $. 1. Gosl. Stat. a. a. O. ©. 10, 3. 15, 16. 
Schwaͤb. Landr. ©. 5, 6. 

49) Lex Rip. tit. 56. $. 8. L. Sal. tit. 62. 

> Ueber heres, hereditas, hereditare: Befeler, Bergabungen I. ©. 


51) L. Angl. et Verin. tit. 6. 

52) Grimm a. a. O. ©. 49. 

; 53) Bol. 3. B. ſaͤchſ. Sandr. I. 84. I. 38. $. 2, III. 84. 8. 3. Gosl. 
©tat. a. a. D. ©. 10, 3. 15, 16. 

54) Denn bie Titel, welche von der Beerbung handeln, find in den Quel⸗ 
len ber fränkifchen Zeit regelmäßig de alodibus überfchrieben, verfügen aber 
auch über die Bucceffion in bewegliches Gut (L. Angl. et Verin. tit. 6.) ober 
hereditas im Gegenfage von hereditas oder terra aviatica (Lex Rip, tit. 56. 
L. Sal, tit. 62.). ©. indeß Saupp, das alte Geſetz der Thüringer S. 339, 
der bier Alobe — terra sortis titulo acquisita, nimmt. 

55) Gosl. Stat. a. a. D. ©. 10, 3. 15, 16: dat fin was, do be levede 
wente an finen dod. Schwaͤb. Landr. 230. S. 253: fin felbes gut. 


+ 
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trachten iſtz der daher zwar nicht im roͤmiſchen Sinne ein wahre 
Erbe, wohl aber im teutfchrechtlihen als ein folcher, ober genaue, 
als ein Exrbnehmer?®) erfcheint®?), wenn auch ſolches Gut als erblofes 
bezeichnet wird 2%). — Es ift aber auch endlich nicht Inteflaterbe, mer 
beim Hinwegfalle eines Subjectes Vermoͤgensrechte erwirbt, welche bei 
deſſen Dafein noch überall nicht zur Eriftenz gelangt find; und 
man barf daher auch bie Korberung auf Wehrgeld, welche bie Bes 
wandten gegen ben Zobtfchläger erwarben, nicht als ein Inteſtaterben 
verhättniß betrachten 1). Die bisher dargeftellten Momente beflimmer 
und begränzen das Verhaͤltniß des Inteſtaterben ſchon deßhalb, well das 
Verhaͤltniß eines jeden Erben ihr Daſein oder ihren Mangel erfordert 
oder vorausfest. Denn der Inteſtaterbe ift, wiewohl urfprünglid 
im teutfhen Rechte ber einzige Erbe, im heutigen doch immer 
nur eine Art ber weiteren Kategorie bes Erben überhaupt. Die teutfche 
Benennung: Erbe hat auch urfprünglich wohl nur bie objective Be 
deutung von Grund’ und Boden ??), aufgefaßt als der bleibende Sir 
eines Stammfubjectes oder Samilienhauptes und feiner Nachkommen 
[haft 2°). Vermoͤge des mit biefer bleibenden Eigenfchaft verbundenen 
Uebergehens auf die Nachkommen Eonnte ſich die Benennung auf biefe 
erftreden. Erbe und Nachkomme find darnach in Beziehung auf ein 
als urſpruͤngliches gedachtes Stammfubject (bem erften Erwerber 
des Siges) identiſch, und bleiben es uͤberhaupt fo lange als bie Nach⸗ 
kommenſchaft und das urfprüngliche Erbe in der objectiven Bedeutung 
noch nicht unter von ihm abflammende untergeorbnete Stammſubjecte 


3 Bol. unten Note 62. Ä 
209) Denn bier fteht es feiner Exbqualität nicht entgegen, baß er unbedingt 
für Schulden nicht weiter haftet, als die Maffe reicht (f. indeß in biefem Werke 
den Art. erblofes Gut Bd. II, ©. 943). Es beweift aber auch diefelbe 
nach. roͤmiſchem Rechte nicht, daß er die hereditatis petit«o hat, weil diefe 
Klage, als rerum petitio, hauptfächlich auf die Reſtitution der Mafle acht 
und das Recht fich zu derfelben nur als der Grund verhält (vgl. meine Aufl. 
in Roßhirts Zeitſchr. für Civil: und Griminalr. IV. ©. 68 fig.), fo daß 
die Werfchiebenheit bes Rechtes dabei Leicht in ben Hintergrund treten Eonnte. 
; nv ©. indeß Goͤſchen a. a. O. &, 129, Note 1, und. vgl. ſaͤchſ. Landr. 


41) Läge bem Wehrgelde bie Idee zum Grunde, daß eigentlidy ber Gr: 
fhlagene den Anfpruch darauf erworben babe, fo Eönnte ein Anfprucd darauf 
nicht flattfinden, wenn die Toͤdtung aus Nothwehr gefchehen wäre, wie & 
body der Ball iſt (ſaͤchſ. Landr. II. 14. §. 1), da es Verſohnung ber Verwand⸗ 
ten bezwedit (Wilda a. a. D. ©. 373), Man kann demnach juridiſch nur 
infofern einen Zuſammenhang zwiſchen Wehrgeld und Inteftaterbfolge annehmen 
(ogl. indeß Mittermaier a. a. O. $. 432, Note 12, 13, 17, und bafelbk 
Eitirte), als beide buch Schugverhältniffe begründet werben Tonnen: vgl. 
Kraut, die Vormundſchaft S. 63—76, 
2) Dal. Grimm, R.A. ©. 466 flg., 492 fig. 
43) Bgl. Unten’ Note 68, 100. Diele Idee kann ſich aber erft dann 96 
bildet haben, als ber Grunbbefig ein geregeltes Rechtsverhaͤltniß geworben. 
Dieß laͤßt fi) von des Tacitus Zeiten im eigentlichen Zeutfchland nicht nad 
weiſen, und es fpricht daher nicht gegen jene Anficht, daß er (de morib. Germ. 


c. 20.) den avunculus als einen proximus in possessione bezeichnet. 


4 


j 


deſſelben von einer Zheilnahme Anderer,’ und ſomit die Auſchüeßlichkelt 
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geſpalten und getheilt ijt?*). Iſt dieſes aber geſchehen, ſo kann, wenn. 
(naͤmlich in Ermangelung einer Nachkommenſchaft eines untergeordneten 
Stammſubjectes) die urſpruͤngliche Nachkommenſchaft erben kann, es in 
Beziehung auf ein (der Nachkommen entbehrendes) Familienhaupt auch 
Erben geben, welche nicht (deſſen) Nachkommen find *) (im Gegenfatze 
zu diefen: Magen - [Senofjen?], Freunde, Blutsfreunde, jetzt auch 
Agnaten*)). — Die objective Bedeutung von Erbe fcheint demnach 
nicht ſowohl bie des ererbten*?), als die bes zu vererbenben Gutes 
zu fein; und ihm kommt auch bie Bezeichnung: Eigen*?) zu, die abe? 
nicht diefe Eigenfhaft, fondern vielmehr bie rechtliche Qusſonderung 





des Rechtes eines beflimmten Subjectes, ober der Rechte mehrerer Drit⸗ 
ten gegenüber, an bemfelben ausfpridyt, und baher auch für das Ver⸗ 
mögen überhaupt paßt, welches denn beim Hinmwegfalle feines Subjectes 
ebenfalls Erbe genannt wird 8). — In jener Beziehung wirb es in 
Iateinifhen Quellen auch als hereditas aviatica bezeichnet??), — waͤh⸗ 
rend unter hereditas fchledhthin®®), in der Regel, eben fo wie auch zus 


weilen unter Erbe, die ganze Verlaſſenſchaft zu verſtehen iſt⸗)y. Die 


legtere Eigenfchaft wird auch durch Allode (alodis) angebeutet®?), ein 
Ausbrud, der aber, eben fo wie Eigen im Gegenfage von Lehen *2), aud) 
das fonftige eigne Gut zu bezeichnen feheint®*); ein Doppelfinn, ber 
fi) erklärt, wenn man annimmt, bag Eigen oder Allode im meiterm 
Sinne nicht blos Eigenthum bedeutet, fondern auch fo viel heißt als 
Vermögen. Das eigentliche Erbe in der urfprünglichen Bedeutung iſt 
zwar im Eigenthume°) des jedesmaligen Innehabenden Stammfubiecte®, 


44) Diefen, bie bann von dem Gute, welches fie erben, noch nie abgetheilt 
find, fchreibt ein engeres Gefammteigenthum zu: Zifcher, Gefch. der teutfchen 
Erbfolge I. ©. 123, 134 flg., und ein weiteres ben übrigen Ablömmlingen 
des erfien Erwerbers, welche, oder deren befonbere Stammfubjecte, ſchon einmal 
davon abgetheilt worden. Geſammtgegenſtand ihrer Vermoͤgen, möchte man 


beffer fagen. &. unten Note 56. 


45) &. vorige Note. 
46) Bol. unten Note 197. 
47) Stimm a. a. D.©.492. 
48) Saͤchſ. Landr. I. 6. $. 1. Gosl. Stat. a. a. O. ©. 10, 3. 15, 16. 
Schwäb. Landr. ©. 5, 6. 
49) Lex Rip. tit. 56. $. 9. L. Sal. tit. 62. 
50) Ueber heres, hereditas, hereditare: Befeler, Bergabungen I. ©. 


4-17. 

51) L. Angl. et Verin. tit. 6. 

52) Grimm 0.0. D. S. 49. 

53) Bol. 3. B. fähf. Landr. I. 34. I. 38. §. 2, III. 84. 5. 3. Gosl. 
©tat. a. a. D. &. 10, 3. 15, 16. 
- 54) Denn bie Titel, welche von der Weerbung handeln, find in ben Quel- 
len der fraͤnkiſchen Zeit regelmäßig de alodibus Uberfchrieben, verfügen aber 
auch Aber die Succeffion in bewegliches Gut (L. Angl. et Verin. tit. 6.) ober 
hereditas im Gegenfage von hereditas oder terra aviatica (Lex Rip. tit. 56. 
L. Bal. tit. 62.) ©. indeß Sa upp, das alte Befeh der Thüringer &. 339, 
der bier Alobe — terra sortis titulo acquisita, nimmt. 

55) Gosl. Stat. a. a. D. ©. 10, 3. 15, 16: dat fin was, bo be levede 
wente an finen dod. Schwaͤb. Landr. 230. &. 253: fin felbeö gut. 


. 
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aber in Folge feiner Beſtimmung iſt es DVermögensgegenftand des Ge: 
ſchlechtes, dem er angehoͤrt; ein Eigen, das fih durch das Ge: 
ſchlecht?e) erſtreckt. Hatte nun fo der ſubjective Begriff des Erben 
ſich einmal gebildet, fo erlangte er ſehr natürlih auch Geltung für 
gleichartige Fälle bes Weberganges von ſolchen Gütern, welche nicht jene 
Eigenfchaft eines Erbe im objectiven Sinne hatten, wie bie Mobillen; 
und als durdy Dispofitionen eines Mechtsfubjectes auf ben Todesfall ein 
gleichartiger Uebergang hervorgerufen werben konnte, was zu der Zek, 
in der eine Univerfalfucceffion entfteht 7), bereits ein allgemein verbreis 
tetes und awpfanntes Inſtitut geweſen zu fein fcheint, paßte für das 
gleichartige Verhaͤltniß auch der gleiche Name. Der Ausdrud: Erbneh⸗ 
mer, welcher zuweilen neben ber Benennung: Erbe gebraucht wird, um 
alle Nachfolger ber gebachten Art zu bezeichnen, fcheint indeß afe bie 
jenigen zu befaffen, welche nicht als Nachkommen Erben finb®*). Nur 
von ben Nachkommen wird gefagt: das Erbe verſtirbt auf fie, nah 
der Regel: es ſtirbt kein Gut zuräd, fondern vorwärts; eine Rene, 
bie keineswegs fagt, daB nur bie Nachkommen erben. Allein den übt: 
gen Erben fällt das Gut an, 3. B. nach der Parömie: das Gut fällt 
der Mutter in ben Schooß 99), oder nad) dem Fallrechte 0) ; fo wie benn 
auch der Ausdruck: auf ben ledigen Anfall, den Fall bezeichnet, wo die 
Nachkommenſchaft einer gegebenen Perfon erlifcht!). Won biefen kann 
man alfo fagen, daß fie das Erbe nehmen. Auch der Ausdrud San: 
erben geht nur auf Erbnehmer in diefem Sinne, im ſaͤchſ. Lande. jedoch 
nur auf diejenigen, welche entfernter find als Eltern und Gefchwifter; 
bie, welche das Erbe nehmen, nachdem es fich verfehweftert und vers 
brübert bat°?), Als der Begriff des roͤmiſchen heres in Teutſchland 
Geltung erlangte, mußte in Ermangelung einer anderen Benennung 
auch bie eines Erben auf ihn übergehen, unb wenn man blos auf bie 








— — m — 


56) Das möchte bie —— Bedeutung von durchſlacht (ſlacht, ſlechte 
== Geflecht: ſaͤchſ Landr. I. 6. $. 2) eigen fein, womit bie Bedeutung von 
mere proprium (Grimm, R.⸗A. ©. 494) im Gegenfage von Lehen im: 
mer vereinbar ift. — Eine andere Bedeutung druͤckt aber: torfacht egen, aus. 
Bol. Grimm a. a. O. 

57) Bgl. oben Note 35. Schwaͤb. Landr. 6. 22. (S. 260 u. 811). Goel. 
— = nn S. 122, 3. 29-34, vol, mit &. 9, 3. 5—10, mb Kid. 

r. II. 80. 

58) Nah Mittermaier, a. a. D. $. 432, Hote 26, alle, “weiche nit 
als Blutsverwandte enben. Die Parbmie: bad Gut ftirbt auf dem Herb, 
ſcheint aber doch nur auf das Werfterben auf bie Nachkommen zu paſſen, bie 
auch BR heredes im Gegenfage der propinqui heißen: L. Bai. tit. 14 
a 9% 8. 

59) Ueber die Vereinigung biefer beiden Parbmien: Walch, D. de suce. 
ass. — $. 8. not.*. p. 17. Fiſcher, Erbfolgégeſch. der Seitewerw. 
ei 
0,6. unten Rote 210, 386. 

61) S. unten Note 540 fig. 

62) Unrichtig beſtimmt Fiſch er a. a. D. (8. G. d. ©.) S. 14 vie Be 
deutung umgekehrt. s 
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grammatiſche Wortbebeutung®) fieht, fo dätfte dagegen nichts Erheb⸗ 
liches einzumenden fein, fobald man bie juridifche Verſchiedenheit 8*) nicht 
außer Augen läßt. Denn abgefehen von biefer iſt der heres eben nichts 
anders als der Herr von verlaſſenen Vermögensverhättnifin. Durch 
diefe Uebertragung auf das römifche Recht konnte ſich aber erſt die Bes 
nennung: Inteflaterbe, in Folge ber dem teutfchen Rechte unbefann- 
ten sömifchen Unterfcheidung zwifchen_ dem keres ex testamento °%) und 
— ab intestato bilden, und Jeitdem in Teutſchlaund auch Erben 
dur 

Bebeutüng erhalten. Nachdem ſeit dem 16. Jahrhunderte biaszömtfchen 
Anfichten gemeinrechtlich geworden, zeichnet ſich der Inte Merbe vor 
anderen Erben zwar durch ben von Anordnungen des Erblaſſers unab⸗ 
hängigen Rechtsgrund aus; es hebt aber bie Eigenfchaft eines Inteſtat⸗ 
erben nicht auf, wenn fein Verhäimiß durch folhe Anorbnungen bios 
mobificitt wird. — Die Auftbeitung des von einem teutfchen Volke oc⸗ 






ag*) und Teſtament 7) gefchaffen wurben, eine juridifche _ 


cupirten Grundgebietes, welche jedem (vollberechtigten) Gliede defjeiben 


einen Theil des letzteren als Sig für ſich und feine Nachkommenſchaft *®) 


63) Festus, v. Heros. 
64) Bgl. Befeler, Vergabungen J. S. 48. Blunktſchli, Zürcher 
ung I. ©. 811. 

65) Nullum testamentum: Tacit., de morib. Germ. 0.20. Gegen bie 
Eriftenz von Erbverträgen zu Tacitus Beiten: Griefinger, in der Kortf. 
des Handb. von Dany gu Runde IX. ©. 28 fig. 

66) Naͤmlich nicht bles durch ein Geſchaͤft, weiches bei Sebzeiten eines 
kuͤnftigen Erblaſſers einem Anderen fchon bei Mobilien Befis, bei Smmobilien 
rechte Gewere ertheilte (wovon noch das fächf. Landr. II. 80. verflanden wer⸗ 
den Eann), dem gefeßlihen Erben das Gut entfremdet, fondern der Anfall nach 
dem Tode durch eine fogen. traditio post mertem bewirkt wurde. SBeifpicle 
von foldden traditiones post mortem sum Beſten von geiſtlichen Stiftungen 
* re en aus dem 8. Jahrh. bei Dunder, das Gefammteigens 

um ©. g. 
67) Sobald man Teſtamente kannte, was ſchon gegen Ende des 18. 
Jahrh. ziemlich allgemein ber Fall gewefen zu fein ſcheint (z. B. Hamb. Gtat. 
v. 1291 Art. 25), hielt man fie, von der roͤmiſchen Form abgefehen, wohl eben 
fo giltig (vgl. indeß Griefinger a. a. D. IX. ©. 48 fig.), ald bie au) um 
diefe Zeit erſt allgemein geworbenen traditiones post mortem, und wo man fi 
zes vr Zeftamentserrichtung ertbeilen ließ (vgl. Mittermaier a. a. 

. ote 32), hielt man auch wohl eine ſolche traditio nicht für ficher. 

68) Die Idee, daß bie Zutheilung von Grund und Boden ber Familie 
geſchehe (vgl. A her, Erbfolgegeſch. ber Seitenverw. &. 30 flg.), ſpricht ſich 
ſchon vore ſolcher Auftheilung darin aus, daß bie jährlich zur Bebauung ver⸗ 
theilten Strecken (eine Vertheilung, bie für bie Seit fefter Wohnfige beiktit- 
ten wird von Maier, germ. Urverf. S. 80 fa.) den Stämmen und Familien 
angewiefen wurben. Bgl. Caesar de bello Gall, IV. 1. VI. 22. Auch fin 
ben ſich fpäter Grenzftreittgkeiten zwiſchen Jamllien ober Genealogien genannt: 
Lex Burg. tit. L, art. 2. L. Sal. T. 63. 3u welcher Zeit definitive Auf- 
theilungm begonnen, wiffen wir freilich nicht (f. auch Fiſcher a. 0. D. ©. 
53‘, 54, und baf. Git.), abgefehben von ben namentlich von ben Burgundern 
mit ben unterworfenen Bewohnern roͤmiſcher Provinzen vorgenommenen Thei⸗ 
lungen. Der Ausbrud terra salica (L. Sal. tit. 62.) begeichnet wohl nur 
Eigen an Grund und Boben nach falfränkifchem Volkerechte, und dieß fand wohl 
nur bei folchen Grundftüden Katt, welche durch bis urſpruͤngliche Vertheilung 
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ertbeilt, hat bamit noch keinem dieſe Nachkommen ein bie übrigen 
nusfchließendes Recht zur Herrſchaft auf irgend einen Theil biefes 
Sitzes gegeben; ein folches hat vielmehr nur das Stammſubject empfan- 
gen, und wir finden dieſes Subject in Anfehung von Dispofitionen über 
dieſelbe nur infofern befhränkt, als er durch Veraͤußerungen feinen 
Nachkommen Überhaupt ihren Sig entziehen wütde, aber überall keine 
Rechtsnorm, welche ihn vechindeggg, unter feinen gefeslich zur Nachfolge 
in biefe Herrſchaft gleih na Nachkommen denjenigen ober bie 
jenigen zu wählen, benen dieſe Herrfchaft vor ben übrige Theil 
werden N Wi eben fo mie fie ihm felbft vor Anderen zuſteht Noch 
beutzuta® trifft, wo e8 an neueren rechtlichen Normen dafür fehlt, und 
Beine grundherrlichen Mechte eine Beſchraͤnkung herbeiführen, ber Bauer 
folche Anordnungen, indem er für fein Gut unter feinen Kindern den 
» Anerben ernennt), und der Adel, indem er durch bie fogen. Haus⸗ 
verträge oder Hausgefege eine Succeffionsorbnung für die Nachkommen: 
fhafe 71) feſtſetzt. Zwar hat das urfprünglid teutſche Recht nie die 


(terra sortis titulo acquisita: L. Burg. tit. 1. c. 1.) erworben (die verſchie⸗ 
denen Meinungen Xelterer: bei Reinhard, Abt. von dem Erbfolgsrechte ber 
Töchter ©. 11 flg., Note), Gie erſcheint atfo eben fo, wie bad durchſlacht 
eigen (oben Note 56) als Familienfis, und dieſe Bedeutung liegt auch vielleicht 
denn Ausdrucke terra aviatica (L. Rip, tit. 66.), und ber Benennung: Anfibel, 
nämlich das Gut, worauf ber Vater gefeffen (fchwäb. Kandr. C. 148. Send. 
285. Nach dem Reg. bei Laffberg foll es ein Eleines[?] Gut fein), zum 
Grunde. Die Idee eines Familienſitzes unter der Herrfihaft eines Familien⸗ 
hauptes entfpricht dem alten teutfchen Famillenweſen (vgl. Mittermaier a. 
a. D. $. 859 und baf. Cit.) fo fehr, daß man ſich gebrungen fühlt, fie als 
wefentlichen Beftandtheil defjelben zu denken. r 

69) Auch beim Lehen fteht I. Feud. 8. nicht entgegen, wenn man daB 
succedunt filii aequaliter etc. nalla ordinatione defuncti in fendo manente 
vel valente von bem Kalle verfteht, daß der Water keine Anorbnung auf güs 
tige Weife getroffen hat. Bol. Eihhorn, Einkeit. $. 232, Note c, aber 
Dagegen: Majer, teutfche Erbfolge 1. &, 174. Griefinger, dortſ. von 
Danz zu Runde IX ©. 357. 

70) Mittermaier a. a. D. $. 447, Nr. VII. 

71) Man pflegt folche Anordnungen für giltig zu erkiären, Infofeen fie ben 
Glanz und die Erhaltung der Familie bezwecken, jedoch binzuzufegen, daß fein 
Defeendent bes erften Erwerbers feinen Defcendenten das durdy bie Geburt bes 

rünbete Recht zur Erbfolge entziehen Tonne (Poffe, Prüfung des uUnterſchie⸗ 
es zwifchen Erbfolgerecht und Erbfolgeorbn. ©. 9 flg., 85 flg. , die Erbfolge 
in Lehen und Stammaüter &. 65). Gicht man inbeß von ben Wirkungen ab, 
weiche eine eigentliche offentliche gefeggebende Macht eines Stammſubjactes aͤußern 
koͤnnte, ſo muß man der Anſicht fein, daß, ſobald ein Gut die Eigenſchaft des 
eigentlichen Erbe erlangt hat, mas denkbarerweiſe auch ſchon beim erſten Sr 
werber, z. B. bürch eine Zutheilung zum Familienfige eintreten Eönnte, MUT 
bie Succeffionsorbnung durch folge Dispofitionen feftgefegt werden kann, und 
zwar nur infofern, als die Zuruͤckſetzung blos auf die Zeit ber Succeſſion 
wirkt (vgl. unten Note 468); daß aber durch fie weder Bedingungen für dit 
Sueceffionsfähtgkeit oder das Succeſſionsrecht aufgeftellt, alfo auch nit die 
Dualificationen einer Mißheurath vorgefchrieben (Die ct, bie Gewiſſensehe u. 1.9 
$. 55. Abweichend: Heffter, Erbfolge der Mantelkinder ©. 169 fig. , der 
indeß in folchem Kalle [für die Zeit des teutfch. Meiches] Laiferliche Beſtaͤtigung 
virlangt, gegen beren Wirkſamkeit ſich bereits Griefinger, Fortſ. von 
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Moͤglichkeit ſanctionirt, daß bie einfeltige Dispofition eines Erblaſſers 
Jemanden befuge, nad feinem Tode von ihm verlafiene Rechte zu er- 
werben; eine Möglichkeit, die durch die Natur der Sache nicht geges 
ben ift, weil eine ſolche Dispofition nur ber Anfang bes den Erwerb 
begründenden Rechtsgefchäftes iſt, und biefes dann nicht mehr vollendet 
werben kann, wenn es an einem dee GSubjecte deffelben, ober au nur 
an befien Handlungsfähigkeit mangelt??). Aus biefem Grunde konnte 
auch das teutfche Recht Zeflamente, felbft für den Hall, wo Feine In⸗ 
teftaterben vorhanden find, nicht Eennen 72). Diefer Grund flieht ater 
eimer einfeitigen Anordnung über die noch unbeflimmte Art, wie meh⸗ 
vere ohnehin Berechtigte in der Concurrenz zur Ausübung ihrer Rechte . 
gelangen follen, niht entgegen, wiewohl ihre Wirkfamfeit allerdings _ 
noch eine befondere Befugniß dazu erfordert, welche wir bei dem Fami⸗ 
lienhaupte finden. Die Stände, bei denen die Idee von Famillenfigen 
ſich noch realifirt findet, find alſo noch fortwaͤhrend in der Uebung die⸗ 
ſer Befugniß, und eine dhnliche, in der Wirkung kaum befchränftere 
Befugniß gewährt das römifhe Recht durch bie Theilung der Eltern 
unter ihren Kindern ?*). Es kann ferner nach teutſchem Nechte das fich 
in dee Herrſchaft befindende Subject diefe feine Derrfchaft fchon vor fei- 
nem Hinmwegfalle auf feine Inteflaterben übertragen, durch $amiliens 
fideicommiffe ihnen die Succeffion in daffelbe erhalten, fo wie auch durch 
Derträge mit anderen Sinteftaterben die Aufgebung bes Rechtes derfelben 
bewirken, und dadurch die Maffe der auf Andere übergehenben Güter 
vergrößern 7°). Der Sinteftaterbe, weicher vermöge folcher Dispofitionen 
blos vorzugsweiſe vor Anderen, früher oder mit Ausſchluß anderer In- 


m 





Dany zu Runde VII ©. 108 fig., erlärt), noch bieienigen, welche durch 
ihre Geburt zur Sucteſſion berechtigt find, von derfelben ausgefchloffen werben, 
vielmehr, wenn einer von ben übrigen zur Herrfchaft gelangt, es dieſen unſchaͤd⸗ 
lich ift (vgl. bayer. Landr. v. 1344 ©. 98). Soll dergleihen Wirkung hervor: 
gebracht werben, fo bebarf e8 dazu der Verträge mit denjenigen, deren Rechte 
fie treffen fol (die man aber dody zu jedem Hausgeſehe [Mittermaier a. a. 
D. $. 23, Note 14, 15] nit fordern Eann), deren man fi) auch in früheren 
und fpäteren Zeiten dazu bediente (f. Fifcher a. a. D. S. 168, Note.a, ©. 
170, 171), und. es tft felbft bezweifelt, daß ber Souverain hier eine unbe⸗ 
ſchraͤnkte Dispofitionsgewalt hate (Schmalz, teutfches Staatsrecht $. 269. 
Kohler, Haudb. des Privatfürftene. $. 52), und nicht ohne Grund, weil es 
fih hier um ein Verhältniß handelt, welches die Grundlage feiner Macht ift. 

72) Nur mit diefer Mobification ift die Anficht, daß die Zeutfchen keine 
Berfügung ber ben Tod bes Verfuͤgenden hinaus als giltig anerkannt hatten 
(vgl. bei Sriefinger, in Wer Kortf. von Danz, Handb. IX. S. 16 Eit. 
Beſeler a. a. O. 1. ©. 1. Pauli, Erbrecht der Blutsverwandten ©. 161), 
als begründet anzufehen, welche aber freilich dieſem Satze einen ganz anderen 
Sinn unterlegt. A priori bat diefen Sag auch bereits aufgeftellt: Jochim's 
Aphorismen u. f. w. zu einer fpec. Rechtephil..$. 66. 

73) Tacitus, de morib. Germ, 20. Ueber die verfchiedenen älteren 
Meinungen in Anfebung des Grundes des Mangels von Zeftamenten: Stryk, 
. de aucc. ab intest. Diss. 8. c. 1. 62%. Griefinger a. a. O. IX. ©. 


8. 
74) Vgl. Thibaut, Syſt, des Pandektenrechtes $. 346. 
75) Durch Erbgerichte. 


. 
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teftaterben in hie Vermoͤgens verhaͤltniſſe des hinweggefallenen Subjectes 
eintritt, kann damit nicht aufhören Juteſtaterbe zu fein, weil der 
‚Rechtsgrund feines Eintretens an fi Immer außer jenen Diepofitionen 
legt. — 

* II. Inteſtaterbfolge iſt das Inſtitut, durch welches der Ein 
tritt in bie verlaſſenen Vermoͤgensverhaͤltniſſe eines hinweggefallenen 
Rechts ſubjectes rechtlich unabhängig von letztwilligen Dispoſitionen bes 
gruͤndet wird. Ein allgemeingiltiges (aprioriſtiſches, naturrechtliches) 
Princip laͤßt ſich als Grund dieſes Inſtitutes nicht nachweifen 70), aber 
fein Utfprung und feine Geſtaltung iſt durch die Natur des urſpruͤng⸗ 
lichen rechtsgeſellſchaftlichen Einrichtungen hervorgerufen”). Im teut⸗ 
fchen Rechte erfcheint als jenes Princip eine buch die Familiengenoſſen⸗ 
(haft begründete Berechtigung, die haͤufig zugleich eine Beziehung auf 
den Zamitinfig 7°) erlangte, ber Ihe den Charakter einer Anwartichaft 
auf Familienherrſchaft und eine objective Sekte verlieh, die ihn aud ef 
da nicht verliefen, mo bie Beziehung auf einen Familienſit hinwegge⸗ 
fallen war. — Dieſe Idee bes Familienſitzes unsfaßt zwei Momente: 
ein fubjectives: bie Angehörigkeit zu einer Familie durch Zeugung und 
dadurch bewirkte Abftammung von einem Familienhaupte, die Biuts: 
verwanbtfhaft, welche man zuweilen auf eine fogen. Einheit des 
Blutes gruͤndet79); und ein darauf geflägtes objectives: das gemein 
fame Zugehörtgfein der Glieder dee Famille zu einem Grundſtuͤcke, wel⸗ 
ches ihren Sig bilder 9). — Keines dieſer Momente?!) kann alfo aus: 


716) Kant, in Anfangsgr. ber Mechtölchre $. 34. Griefinger 
a. a. O. IX. ©. 171 g. = 

77) Das Inſtitut iſt alfo allerdings ein poflitives , und Infofern ift es rich⸗ 
tig, wenn Montesquienu, esprit des lois J. 26. ce. 5. 6. de l’autorits de 
clerge P. I. p. 155. feinen Grund in ber lot eivile findet; allein in einem 
einzeinen Aecte einer gefengebenden Macht if feine exit Entfichung nicht zu 

runden. 
ie 78) Bol. oben Note 42 fig. 

79) Maier, teutfhe Erbf. ©. 9 fig., der S. 18 fig. die Entfernung 
von der Maſſe des verfchicdenartigen Blutes abhängig macht, und ©. 54 
auch für das roͤm. Recht dieß Princip für wahrfcheinlicher hält, als bie prae- 
sumtio amoris. — Ueber feine Darftellung: — —— a. a. O. IX. G. 
219 fig. Das canon. Recht redet bei dergleichen Berhaͤltniſfſen von una care 
(o. 14. C. 32. Q. 2. 3.), und mit ihm g. 3. Lex Baiav. tit. 14. c. 8. 

80) Beide Momente find gewiffermaßen aud in der Anfiht von Phil: 
lipé (Beitfchr. für defch. Rechtsw. VII. &. 9 fig.) vereinigt, nach weldyer ber 
Bater durch Zeugung mit bem Blute auch feine Wehrhaftigkelt, und zwar in 
Beziehung auf das in feiner Gewere befindliche But, mittheilt. Allein wenn 
ſich auch fo bas Einrüden in die Stelle eines ſchuͤtzenden Familienhauptes erfid 
ren ließe, fo wird man doch mit der Idee einer durch die natürliche Mi 
des Blutes gegebenen Beziehung ber Wehrhaftigkeit auf das sechtliche Werhaͤlt⸗ 
niß zum Gute fich nicht befreunden können, 

81) Erſteres allein wollen: Mater, germ. Urverf. S. 71, 162, ber 
indeß auch die Schugpfliht bamit in Werbindung bringt, die auch Moͤſer, 
osnabr. Gefch. I. $. 18 und And. (vgl. oben Note 41), 2 B. Eichhorn, 
teutſche Staats und Rechtsgeſch. I. $. 19, mit der Erbfolge in Bufanımenbang 
fielen wollen (dagegen Griefinger a. a. O. IX. ©. 226-265) 5; ferne 
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ſchlleßlich ber bilbende Grund bee Inteſtaterbfolge gerwefen®®); allein 
infofern fie ſich über den Kamilienfig bin ausbehnte, konnte nur das 
erfte ihre fortbauernder Grund fein), weßhalb es um fo mehr als 
‚wmeichtig erſcheinen muß, das kegtere als ihren einzigen Grund aufzus 
ſtellen *), obgleich manche ihrer Eigenthuͤmlichkeiten ihm allein zuzu⸗ 
ſchreiben find. — Will man das Verhaͤltniß ber Familienglieder zu 
dieſem Sitze als ein Geſammteigenthum bezeichnen, wie dieß von Eini⸗ 
gen geſchehen iſt 9); fo muß man den Begriff von Eigenthum auf das 
Ausgeſchloſſenſein ber Mngenofien befchränten®®), und ben Begriff der 
Herrſchaft über den Gegenfland bes Eigenthums davon ausfchließen®”), 


Grimm, R.⸗A. &. 467, unter Berufung anf Taclt. I. e. 20., wodurch 
dieß aber nicht bewiefen wird. 

82) Fiſcher, Erbfolgsgefch. der Seltenverw. ©. 27. ” 

83) &o wie er benn aud gewiß fchon eriftirte und anerkannt wurbe, che 
es ae gab. Bol. oben Note 43. Ar 


Wie 3. B. Maurer, von ber Suecefion in Lehen und Stammglıter 


u. f. w. Stuͤck 1, es will; ebenfo Danz, Ber. einer hiſtor. Entwidelung 
der gemeinrehti. Exrbfolgsart in Lehen S. 72, und zu Runde VII. ©. 
298 flg., 356 flg., von benen aber doch zugegeben wirb, daß bie Grbfolgeords 
nung (vgl. unten Nr. IV.) fih nad Geblütörecht beflimmes ferner Poffe, 
Prüfung u. f. w. S. 155. | 

85) Bol. Fiſcher, Geſchichte der teutfchen Erbfolge Wb. I, &. 42 18, 
©. 101, und die oben Note 81, fo wie die bet Mittermaier a. a. D. 
8. 432, Note 8, und bei Dunder, das Gefanmteigenthbum S. 117 flg. ans 
geführten Schriftfleller, und bie neueften: Phillips a. a. D. I. 8. 86. 
Unger, altteutjche Gerichtsnerf. $. 2 


86) Faft man blos diefe Außere Seite bes Eigenthums auf und vergißt - 


‚ man babei, daß ein Rechtsverhaͤltniß nur Perfonen gegenäber und ein privatrecht« 
liches Verhaͤltniß nur zwiſchen Privatperfonen beftchen kann, fo kann man freis 
lih auch von einem Geſammteigenthume aller Menſchen an der Erbe oder ber 
Bölker reden. In diefem Sime muß man die dlteren rechtsphiloſophiſchen Des 
duetionen des Gefammteigentbums auffaffen, wie fie fih, unter Berufung auf 
die Bitten und Einrichtungen vieler Nationen, bei Fiſcher a. a. O. 8, 1— 
27, vgl. ©. 54, angeführt und aufgeftellt finden. i 
87) Der Beweggrund gu den Ginwenbungen, man gegen das Ges 
femmteigentyum aufgeftellt bat, To namentlich Ma, germ. Urverf. & 
108 fig., Runde, Privatr. $. 651, Maurenbrehmer, teutſch. Privatr. 
$. 214, Dunder a. a. D. ©. 115 fig, ift, wie auch theilmeife ausgefprochen 
wird, baß ein folches der Ratur ber Sache nad) nicht möglich ſei, was auch 
dann allerdings wahr ift, wenn man ber teutichen Benennung ben römifchen 
Begriff unterſchiebt. Daß es biefes Begriffes nicht bebarf, um bas Anfech⸗ 
tungsrecht der Erben gegen Veraͤußerungen zu erklären, ſpricht auch nicht gegen 
feine Realität, und Dunder a. a. D. bat fi die Sadye au leicht gemacht, 
wenn ex beffen Erklaͤrung als ben wefentlichen Punkt behandelt, um beffenwils 
len jenes Befammteigenthbum angenommen, unb feine Erklärung beffelben aus 
ber Haftung ber Familienglieder für Delictöfchulbden HRG er genügt 
nicht, weil die Beitragspflicht dazu und das Erbenverhaͤltniß nicht Immer mit 
einander bei benfelben Perfonen sufammenfallen (3. B. nicht bei der gens ma- 
terna: vgl. Leg. Wallicae II. c. 16. IIE. c, 1. bei Wotton p. 147. 196.). 
Auch die Sucerffion bes avunenlas bei T ac. Geerm. c. 20. fpricht nicht, wie 
Eihhorn, R.⸗G. I. 19., will, gegen ein Geſammteigenthum (vgl. oben Note 
43). und wenn auch vom Grundeigenthume dffentliche Befugniſſe abhingen 
(vol. Maurenbrecher a. a. D. $. 214), fo konnte man ja icdem Geben, 
gerade um biefe zu bewahren, ein Geſammteigenthum gegeben haben. 
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Diefer Familienfls darf indeß keineswegs ettwa auf bie MWohnftätte, oder 
den unmittelbar mit derfelben zufammenhängenden Grundbeſitz, der frei: 
lich bei zerftreuten Anflebelungen allein denfelben bitben Eonnte, befchränft 
werden. Denn auch wo die Teutſchen ihre Mohnftätten zu Dörfern 
vereinigten®®), murde das Recht an dem in ber Dorfögemarkung bele- 
genen Ader als ein Zubehör der Wohnſtaͤtte betrachtet®?), mie mir es 
auch heutzutage und felbft in Flecken und Städten noch finden. Diefer 
Sig war bei der erften Anfiebelung natuͤrlich das mefentlihe, und we 
und fo lange es in Anfehung von Mobilien eine eigentliche Vererbung 
gab, in Beziehung auf biefe das einzige Gut; und fo lag es in der 
Natur der Sache, daß dieſer Sig als ein einzelnes Sur, und nicht 
etwa als sin Inbegriff von Gütern in der Bedeutung eines Familien⸗ 
vermögens, von bem ber jedesmalige Befiger das Subject wäre, be 
trachtet wurde. Ein ſolches Verhaͤltniß bes Grundbefiges läßt ſich indeß 
von den römifchen Zufländen menigftens nicht mehr nachweifen; wohl 
aber finder fich hier die Idee des Familienvermögens). Diefes Ver 
mögen wirb- in der vermögensredhtlichen Perſoͤnlichkeit, dem ius personae. 
zur Einheit; aber dieſes ius personae fteht nur bem jebesmaligen 
Stammfubjecte, dem paterfamilias zu, der dasjenige ius personae, wel⸗ 
ches den ihm untergeordneten Samiliengliedern außerhalb ber Familien⸗ 
verbindung zuftehen würbe, vermöge feiner potestas oder feiner manus 
mit dem feinigen vereinigt. Sie find während der Familienverbindung 
alieno iuri subiecti, oder homines alieni iuris, und sui ihres paterfa- 
milias , aber vermöge der Einheit Ihres ius personae mit dem ſeini⸗ 
genP4) hat ed mit dieſem denſelben Stoff zum InhalteV2), der dem: 
ſelben verbleibt, wenn durch den Hinwegfall des paterfamilias und die 


88) Colunt discreti ac diversi etc. heißt eö zwar bei Tacit. I. c. 16., 
aber auch vicos locant eto. Letzteres fand wohl, fofern fie nicht durch bie 
Wohnungen Unfreier gebildet wurden, nur bann flatt, wenn eine Familie ſich 
wieberum in mehrere fpaltete und diefe in der Zeldgemeinfchaft blieben. 

89) Daß bei ber äeldgemeinfchaft dert Anfprud auf einen Antheil an der⸗ 
felben (Stufflandes) nad) beftimmten Grengen, fondern nad der Quote, 
die jeder Wohnftaͤtte am, beurtbeilt wurbe, fo baß, wenn einer fich be: 
ſchwerte zu wenig zu befigem, die ganze Dorfsmark vermeffen werben mußte, 
zeigt fih im Juͤt. Eon. I. Cap. 49, 50. Jede Dorfsgemarkung hatte im Ror⸗ 
den cine Eintheilung nad einer beftimmten Anzahl von Wohnftätten ober Su 
fen (Boole): Diufffen, om Bools Indeling, in ben hiftor. Abb. der Gef. der 
Wiſſenſch. in Kopenhagen I. ©. 265. - 

90) Daß ber Aderantheil mit zu dem vererblichen Wermögen gehörte, er: 
gibt ſich allerdings aus Varro, de R. R. I. 10.: Quae, quod heredem se- 
querentur, heredium adpellarunt. Allein daß er gerade auf die Nachkom⸗ 
men übergeben muͤſſe, felbft bann, wenn ein anderer Erbe giltig eingelekt, 
bafüır gibt es kein Zeugniß und dagegen ift ber Grundfag: nemo pro parte 
testatus, pro parte intestatus decedere potest. Abweichend: Fiſcher a. 
0. D. ©. 33 flg. Weber bie Verſchiedenheit ber Ausbildung des teutfchen und 
bes roͤmiſchen Erbrehtes: Bang, Erbrecht in welthiſt. Entw. II. &. 241. 

91) Bol. darüber meine Spentität u. f. w. &. 27—82. 

92) Daper wird von ihnen gefagt, fie feien fchon vivo patre quodammodo 
domini: $. 2. J. de hered. qnal, et diff. (2. 19) L. 11. D. de liberis et 
posth. (28, 2.) 
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damit gegebene Auflöfung dee Famille, ihr ind sunm ihnen wiederum 
anheim fällt, weil diefe Art der Aufhebung der Bamilienverbindung ihre 
einmal beflehenden Familienrechte nicht vernichtet. — Diefe Art der 
Erbfolge ergreift ihrer Natur nach alle Vermögenstheile und nicht we— 
niger die an der vermögensrechtlichen Perfönlicheit haftenden Verbind⸗ 
lichkeiten, ſobald und infofern fie mit dem Tode ihres urſpruͤnglichen 
Subjectes nicht untergehen. Daß die teutfche Erbfolge, wenigſtens bei 
einigen, namentlich den noͤrdlich wohnenden Völkern, urſpruͤnglich ſich 
nur auf den Samilienfig bezogen, das kann nad) dem, mas über den 
teutfchen Begriff von Erbe bereit angeführt worden, wohl einem ge- 
gründeten Zweifel unterliegen, wenn man binzunimmt, daß dort in der 
älteflen Zeit bie führende Habe, fofern fie nicht mit dem Verſtorbenen 
begraben ober bei der Leichenbeftellung von deſſen Verwandten verzehrt 
ward, bei eben diefer Handlung von diefen, zuweilen nach dem Ausfalle 
eines Wettſpieles, beliebig aufgetheilt, fpäter audy von dem Clerus oc⸗ 
cupirt zu werden, ober in Ermangelung von Dispofitionen deß Verſtor⸗ 
benen, an andere als die Verwandten, 3. B. den Staat, zu fallen 
pflegte). — Es bedurfte alfo dort noch einer befonderen Vermittlung, 
damit fie auch anderes Gut, Fahrniß und Forderungen, ergreifen Fonnte. 
Dieb war auf directem Wege nur fo moͤglich, daß fie als dem eigente 
lichen Erbe folgend angefehen worben, was namentlich in Anfeßung bes 
zur Bebauung und Bewohnung des Erbe dienenden oder auf demfelben, 
in derfeiben Were, befinblichen beweglichen Gutes der Fall fein Eonnte 
und mußte?*); bis auch diefe Art von Gütern fo bedeutend wurde, _ 
daß fie als befondere Vermögenstheile hervortraten; womit ſich dann 
aber auch ſchon das Vermögen als Gegenftand ber Erbfolge geltend 
machen und als das Erbe im objectiven Sinne erfcheinen konnte 95); 


93) Fiſcher a. a. O. S. 55-60, 97, und daſ. Cit., und Urkundenbud) 


. Yr, Be 
94) Beifpiele davon bei Vergabungen Bei: Schannat, trad. fuld. I. 

nr. 579. Form. Marculfi I. 12. Meichelbeck, bist. fris. I. nr. 57 u. 
775. ar. 106. c. a. 790. nr. 145. nr. 225. c. a. 800. nr. 432. a. 822. nr. 
627. a. 843. und a. a. D., fo wie auch aus fpäterer Zeit, bei Schannat, 
vind. litt. I. p- 60. (a. 1100.) Guden, cod. dipl. IV. p. 993. (a. 1306.) 
Vgl. Eulm. R. IV. 18. 

95) Dieß tritt namentlich bei den Vergabungen hervor. Nach bem Grund: 

faße: donner et retenir ne vaut, War eine traditio post mortem bei Mobi: 
lien unmdglid. Denncch finden fich bereits feit dem 7. Jahrh. Beifpiele der⸗ 
felben und zwar folhe, welche auch auf ben Eünftigen Erwerb und zwar 
generell gerichtet find (Meichelbeck I. c. nr. 635. a. 845. nr. 47. a. 775. 
nr. 315. a. 816. Mon. Boica coll. nova I. p. 43. a. 801. Schannat, 
trad. fuld. I. or. 191. a. 804.), und bei denen die fpeciell genannten Güter, 
‚bald auöfchließlich,, bald theilweife, Mobilten find. Die Giltigkeit folder Ge⸗ 
fchäfte 1A5t fich mit jenem Srundfage überall nicht vereinigen, wenn man nicht 
ein Vermögen, ganz ober theilweife, als beffen Gegenftand ſich dachte, und 
nur wenn man im nörblichen Zeutfchland die Vergabung von Mobilien ohne 
wirkliche Uebergabe als giltig betrachtete, wenn fie vor Gericht gefchehen war 
(Schöffenurtb. hinter Zobel's 5 I. 12. 3. I. 11. 13. - Culm. R. 
IV. 34. Magdeb. R. 124 [(Schoft, Samml. I. 82]. Saͤchſ. Weichbild 56, 
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fchiehenhett, jenachdem fie dahin geht, das veräußerte Gut an fich zu 
ziehen, als ob ber Erblaſſer bereits verftorben wäre 10%), oder nur ba- 
hin, den Vorkauf vor anderen auszuüben. Diefe letztere Befugniß er 
greift oft alle und jede Immobilien 19%), und auf fie tft der Erbe beim 
eigentlichen Exbe auch dann befchränkt, wenn bie Verdußerung befjelben 
von beffen Inhaber aus Noth gefchteht!°%), alfo in einem alle, "me 
die Werdußerung eine erlaubte, und nicht, wie es das ſaͤchſ. Landr.!°®) 
bei der erfleren Befugniß vorausfegt, wider Recht iſt. — Es bleibt alſe 
für die erflere Befugniß nur ber Kal übrig, wenn eigentliches Erbe, 
ober, wo alle Immobilien bemfelben gleichgeachtet werden, irgend ein 
Smmobile, ohne echte Noch veräußert wird. Findet nun bie lestere 
Befugnis auch bei Immobilien ftatt, zu denen ber Erbe gar nicht ge⸗ 
boren fein kann, wie wenn ber bereinftige Exrblaffer fie erſt nach feiner 
Geburt erwarb, ohne baß fie ihm ale Sig feiner den Erben befafjenben 
Familie zugetbeilt worden wäre (ein Fall, ber fich bei einer Grundhert⸗ 
lichkeit unterworfenen Bauerngütern ja aud in ber fpdteren Zeit neh 
immerbin ereignen Eonnte), aber in der Art, daß die erflere Befugnif 
andy bei Veräußerung ohne Noch mangelt 10%); fo rechtfertigt fich eine 


104) Sächf. Lanbr.. 1. 51.8.1. 

105) Weber nach der L. Saxon. tit. 15. $. 2. tit. 17., ſaͤchſ. Landr. L 
Art. 52, $. 1, vgl. mit I. 34. $. 1, noch nad fchwäb. Sandr. G. 19, 2%, 
I. 89 (Send. %o2, 312, 310), läßt ‚fich eine Delocıntung auf Stammzut 
nachweiſen. — Freilich Iefen Handſchr. des ſaͤchſ. Landr. I. 34. $. 1. flatt: in 
ober mit ervengelof, ane ervengelof, und man koͤnnte baber geneigt fein, dieß 
auf Immobilien zu beziehen , welche nicht Stammgut find. Allein die entfpre 
chende Stelle im fihwäb. Landr. C. 39 redet von Weräuferungen an bie 
Erben. Beftritten war es nach Alterem 106. R., ob bie Befugnig auf alle 
Smmobilien gebe (dafür Haffe, Zeitfehr. für geſch. RKechtew. IV. &. 97,98, 
und dagegen Gropp, Heibelb. Jahrb. v. 1823 &. 118 fig), und ob die Un⸗ 
terwinbung bes fühl. Landr. a. a. D., oder Retract flattfinde (Pauli, Recht 
der so $. 1, Zif. 4). Bisweilen wirb biefe Befugniß, der Retract, auch 
ausdruͤcklich in Anfehung aller Immobilien geftattet: Bubjabinger Landr. 
Art. 18. Für die Ausdehnung auf alle 3 ilien find auch: Haſſe, Zeitſchr. 
für geſch. Rechtsw. IV. ©. 74. Paulsen, de antiqui popul. iuris hered. 
nexu etc, $. 30. (opt. auch Juͤt. Low I. GC. 7 Sydow, Erbr. dei Sachſenſp. 
©. 183. Gegen die Ausdehnung auf erworbene Smmobilien: Dreyer, de 
restr. facult. alien. bona hered. p. 27—833, vgl. p. 25., and infofern anderen 
als den Nachkommen biefe Befugniß zufteben foll, auch Fiſcher, Erbfolgegeſch 
der Seitenverw. S. 45. — Indeß berrfchte Faso große Berfchiedengeit. 
S. Saupp, ſchleſ. Landr. ©, 98 fig. — So z. 3. ftellt das oͤſterr. Kante. 
v. 1296 Art. 14 (Senckenberg, vis. Leg. Germ. p. 223.) erworbene Im 
mobilien dann bem Erbgute gleich, wenn fie Jahr und Zag nach dem Erwerbe 
bezahlt (behalten: Hafle a. a. D. ©. 98, Note 13) worben. 

106) L. Saxon. tit. 17. Gosl. Stat. a. a. O. ©. 26, 3. 41, 42. U. 
X. I. til. 10. a. 6., namentlich auch im Kalle der Erecution (Braunfchm. Sat. 
IV. 14. bet Leibn. script. rer. Brunsv. III. 443,, &reiburger St.:R. ». 
1520 81. 35. 6). Infofern ift es denn auch nicht ohne Grund, wenn Sydow, 
a. a. 9. S. 223, für diefen Fall auch nach fächf." Landr. die Unanfechtbarkrit 
der Beräußerung bezweifelt. 

106a) I. 52. $. 1. 

106b) Wal. oben Rote 105. 
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Interfcheldung zwiſchen ſolchen Gütern, bei denen auch bie erſtere, und 
lchen, bei denen nur bie letztere Befugniß den Erben zuſteht, dadurch 
ewiß. Und wenn da, wo bie eiſtere Befugniß auch bei nicht ererbten 
Immobilien angenommen werben muß, wie nach fächf. Landr., ſich dieß 
araus erklärt, daß man in Beziehung auf VBeerbung im Ganzen alles 
dut als Zubehör des Stammgutes behandelt, fo ſcheint auch bie 
Interfcheidung zwifchen Stammgut, zu dem der Erbe. geboren, und 
wifhen Erbgut, zu dem er nur in ein Verhaͤltniß gefegt iſt, welches 
em des gebornen Erben ähnlich iſt, auf jene Unterfcheidung gegründet 
erden zu dürfen. Freilich betrachtet man jene erflere Befugniß heuts 
er gewöhnlich” ald untergegangen und duch ben Retract vertres 
n . = ; 

Und da, wo man noch fchlechthin eine Ungiltigkelt der Veräußerung 
Ihee Güter, in denen eine Eünftige Succeffion zu erwarten fteht, zus 
bt, laßt fi der Grund dafür darin finden, daß die Anmärter in ber 
hat ſchon einmal zur Gucceffion gerufen waren, und ein ius. succes- 
onis in der (comaniflifchen ) Bedeutung eined duch den Erbfchafts⸗ 
werb bereitö hervorgerufenen Rechtes erlangt haben, aber nur durch 
? einem anderen zuſtehendes mit der teutfchrechtlichen Veraͤußerungs⸗ 
ſchraͤnkung behaftetes Eigenthum einſtweilen von der Herrfchaft über 
6 Gut ausgefchloffen find, wie bei ber Verfangenſchaft 108), dem 
allrechte 100) und den Gütern, welche Etammgutseigenſchaft haben, 
fen Diterben durch bloße Familiendispoſitionen zurüdgefegt find 119); 
I Bauerngütern auch aus dem Rechte bes Grundherrn. Allein wenn 
ꝛß auch ben Widerfprud, zwifchen jener und dieſer Annahme befeitigt, 
folgt daraus doch nicht, daß es, fofern bier vom Stammgute bie 
de, auch biefer deſonderen Umftände, dieſes ius successionis und bie 
: geunbherrlihen Mechtes beburft hätte, um bie Nichtigkeit der Ver⸗ 
Berung heroorzurufen; und es ift auch nicht ohne Beifpiel, daß, auch 
fie fehlen, wenigſtens wenn nicht vorher den Erben das verduferte 
it angeboten iſt, ſchlechthin Wernichtung der Veräußerung geftattet‘ 
d AMoa)y, — Ganz chgefehen davon aber ift jene Unterfcheidung auch 
die Behandlung ber Snteftaterbfolge von Bedeutung, Indem mir 
} Etammgut bald von dem Erbe im weiteren Sinne, dem Nachlaſſe 
haupt, ausgeſchloſſen, bald mit demfelben verbunden finden; waͤh⸗ 
d das Erbgut nie von dem Erbe im weiteren Sinne gefondert ill, 
SInteflatfucceffion ſtattfindet 2). So allgemein fih nun aber auch 


107) Maurenbrecher a. a. O. 3if. 2." 

108) gl. unten Note 146 fig. 

9 Bgl. unten Note 210. 

110) Bgl. unten Note 525 fig. 
110a) DBrem. Ritter. (Pufend. obs. app. IV.) Zit. 13, $. 1- 
111) Wgl. oben Note 97—99. Der Unterjchied zeigt fi denn namentlih 
|, baß in jenem Falle die Töchter in ber Erbfolge in Anfehung des Grb« 
nicht zucädgefegt find, wie nach ſchwaͤb. Landr., im zweiten Kalle aber 
Zurädfegung in Anfehung bed Stammgutes auch bie in Anjehung des 
8 nach fich zieht, welches nur als Erbgut erfcheint, ober je fein wuͤrde, 


“ 


% 
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in den teutfchen und verwandten echten bie Befchränkung ber Ben | 
äußerung von Immobilien durch die Rechte ber Erben ausgeſprochen 
findet?!?); fo kann man dennoch die Behauptung, daß fie urfprängid 
nicht beſtanden, fonbern erſt durch Ufurpation hervorgerufen fei 12), 
nur infofern für unbegründet halten, als fie das Stammgut nicht auf 
nimmt, bei dem jene Befchränfung in der Natur der Sadye liegt!) 
Indeß gab ‚ed Ausnahmen von biefer Beſchraͤnkung, die auch bei 
Stammgut betroffen zu haben ſcheinen. Es werben nämlich zuteil 


wu un 





wenn es nicht als Zubehör bes Stammgutes zu behandeln waͤre, wie nad ſaͤchſ. 
Landr. So gelangte man denn zu der Regel: daß Weiber in ber Gucceffion 
in Etammgut zwar zurüdgefegt find, nicht aber in ber Succeffion in Erbgat 
(Eichhorn a. a. D. $. 367), wiewohl man, wenn man erſteres allein als ge 
nügendes Merkmal des Stammgutes anfieht, audy ein Stammgut unterfcheiben 
muß, welches frei veräußerlich Aft (ebendaf. Note a,b). — Dagegen aber, 
daß es Kennzeichen bes Stammgutes fei, daß es überall niht auf Babe 
vererbe, wie z. 8. H. a Cocceji, de renunc. etc, filiar. illustr. $. & sq., 
behauptet, indem er es als terra salica im Gegenfage der gemeinen Allodia 
bezeichnet, erklärt fi mit Recht: Reinhardt, vom Erbfolgsrechte der Toͤch⸗ 
ter u. fe w. ©. 108 fig. Bol. auh Mittermaier a. a. D. $. 157, Rott 
43 jedoch au Kamptz, Iahrb. Heft 925 ©. 268, 

112) Außer den oben Rote 104-106, 110a, unb unten Rote 121 fig. 
angeführten Zeugniffen: L. Burg, tit. 1. c. 1. Kaiſerr. II. 103. Dithmar⸗ 
ſcher Landr. Art. 27. Jus Suset. (Emmingbaus, memorab. Susat. p. 182.). 
Justit. Lubec. (Westphal, mon. ined. III. p. 622... Staber Stat. v. 
1279 (Pufendorf, obs. I. 172.). Mindener Stade. IL Zit. 1, Art. 5. 
Kigaifches Stadtr. III. Zit. 4, Art. 4. Wiarda, Afegabuh ©.115. Will 
Tür der Brokmaͤnner S. 6, 7. Ueber Groningen unb Flandern: Heinecec., 
elem. iur. Germ. II. tit. 7. $. 95. und de testamentifactione inre Germ. ete. 
$. 24.5 über Schweden: Loecenius, in leges oiv. R. Sueciae, in reg. 
iur. etc. tit. 3. p. 392. — Anbere,Beugniffe, welche bie Berduferung von he- 
reditas ganz (L. Angl. et Verin. tit. 13. unb bardber Gau pp, das alte 
Gef. ber Thuͤringer S. 400-403), oder theilweife (L. Baiuv. tit. 1. c. 1. 
vgl. tit. 14. c. 9. $. 8.), ober bie von gub (alt. Bremer Stabtr. Art. 6 bei 
Deirich), ſchlechthin geftatten, Können nicht von Stammgut ober Erbgut vers 
ftanden werden. Berner darf aber auch nicht hierher gezogen werden: L. Rip. 
tit. 48,, welche beim Vorhandenſein von Kindern Diöpofitionen auf den Todes⸗ 
fall in Anfehung alles Wermögens unterfagt (eben fo das dan. Geſetzb. V. ©. 
4,$. 14, im Falle des Vorhandenſeins von Suteftaterben, über 14, unb über 
bie andere Hälfte ebenfalls, wenn fie Kinder find und nicht zu Gunften milder 
Stiftungen disponirt wird), nicht bie Beſchrankungen bes fchwäb. Lanbr. in 

‚ Anfehung ber Dispof. über Mobilien durch das Recht der Kinder auf Ausftener 

. (ogl. unten Rote 292), und nicht ber fogen. Pflichttheil im n. Luͤb. X. I. 9. A. ⁊ 
(ll. 1.2. 8., vgl. Stein, Abh. aus dem Luͤb. R. II. $. 148, 152, ber nur 
eine Körmlichkeit für IE Tagungen erheifcht. 

115) Mater, teutiche Erbfolge I. ©. 96. Befeler, Wergabungen $.5, 
und gegen diefen: Pauli, Erbgüter $. 3, N 
‚ „ 114) Daß bie Formeln zu Veräußerungen von Eigen ber Einwill ber 
Erben nicht gedenken (Maier a. a. D.), und bie Gefehe zuweilen in ° 
bung auf Veräußerungen, die fie geftatten, über die Rechte ber Erben ſchwti⸗ 
gen (Maurenbrecher a. a. D. $. 214, Note 3), beweift um fo weniger, 
als man nicht fieht, daß von Stammgut bie Rebe; und gegen bie Behauptung, 
daß bie Einwilligung der Erben bloße Foͤrmlichkeit gewefen (vd. Zwierlein, 
U. Senbfchreiben von den Rechten ber Todttheilung u. |. w. ©. 20), kam 
man auf Fiſcher, Erbfolgsgeſch. S. 27 flg., verweifen. 
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Dispofittonen zu Gunften eines Ehegatten auf ben Ball Einderlofer Ehe, 
weiche die Befigerlangung ber Inteſtaterben des vorverfiorhenen bis zum 


‚Ableben des Überlebenden Ehegatten hinausfchieben, und bisweilen felbft _ 


beim Lehen in Anfehung des Nießbrauches 11), ausdruͤcklich geſtattet 1460)3; 
alfo folhe, welche dem Überlebenden dasjenige Recht erſt extheilen, was 
ıhm bismweilen ſchon gefeglich zufteht (f. unten III). Berner werden 
Dispofitionen zu Gunften der Kirche, die fogen. Seelengaben, bereits 
zur fränkifchen Zeit der Anfechtung der Inteſtaterben, theilweife felbft 
der Nachkommen, entzogen YO); und ebew dieſelbe Unanfechtbarkeit wird 
"ven Uebertragungen in die Hand des Könige ober Kaiſers, um dadurch 
eine Veräußerung an Andere oder eine Enterbung zu bewirken, ſchon 
in den Gefegen der feänkifchen Zeit beigelegt 118), mobei immerhin urs 
fprünglich die Idee zum Grunde gelegen haßen mag, daß der vom 
Staatsoberhuupte angemiefene Familienſitz in deffen Hände unbedingt 
zurüdgegeben werden bürfe!!?). . Diefe beiden Mobificationen müffen- 

: ‚ i / 


— — —— — — 


115) Cout. de Liege ch. 11. art. 19. . 

116) L. Rip. tit. 49 (50). Bayer. Landr. v. 1344 ©. 11%. Gosl. 
Stat. a. a. O. S. 28, 29, 3. 42—2. (Die Praris forderte aber Einwilligung 
der Erben: Goͤſchen a. a. D. ©. 265 np insbef. ©. 266, Note 4, die 
auch erforderlich ift nach fchwäb. Landr. E. 19, 21, Sendenb. 302, 308.) 
war meint Fiſcher, a. a. D. ©. 6 flg., daß ſolche Dispofitionen die In⸗ 
teftaterben Findertlofer Ehegatten gänzlich ausgejchloffen. Allein L. Baiur. 


tit. 14, c. 9. 5. 3. ftellt die Frau den Fremden ganz glei; L. Rip. tie. 48, - 


kann nicht auf eigentliches Erbe bezogen werben und wird jebenfalls durch tit. 
49. dit. mobifieirtz das Stadtreht von Moldmühl (bei Fiſcher, Geſch. ber 
teutſch. Erbf. II. ©. 222) fagt dergleichen vom eigentlichen Erbe ebenfalls nicht, 
und anbere dafür angezogene Stillen paſſen sben fo wenig. Nur im alten 
Frankfurter Rechte finden ſich Beiſpiele dafür, und das Kalferr. II. 96., vgl. 
51. a. &., erkennt «8 an. 

117) In den Urkunden bei Meichelbeck, hist, fris. ar. 345. a. 816. 
nr. 331. a. 816., zeigt ſich für den Fall, wo ber Erblaffer die Inveftitur nicht 
vorgenommen, ein jedoch befeitigtes Widerftreben ber Erben, die Vergabung 
anzuertennenz; in dem Gapit. Ludwig des Frommen vd. 3. 819 (Pertz Ill. 
261.) werden fie indeß, eben fo wie bei anderen Werdußerungen (bie jedoch kei⸗ 
neswegs ald Bergabungen charakterifirt werben), felbft zuc Vornahme der In⸗ 
veftitur verpflichtet. Zu Bunften ber Kinder werben jebody Ausnahmen gemacht 
(L. Longob. Rotharis c. 171. vgl. L. Long. Liutpr. VI. 19.), bisweilen 
jedody nur in Anfehung eines Theiles (L. Longob. Liutpr. VI. 11. L’ Baiuv. 
tit. 1. c. 2.). — Nur da, mo bie Gefege das eigentliche Erbe nicht als bes 
fonderen Theil von der hereditas ausfondern, wird man jene Beflimmung auch 
auf daſſelbe beziehen können. — Nach ber Lex Alam. tit. 1. 2. fol freilich 
ber Einwand: quod hereditas paterna sibi sit legitima ad possidendum, das 
gegen nicht wirkfam fein, unb auch 'nach der Lex Saxon. tit. 15, $. 2. unters 
liegt es Zweifeln, ob die Beſtimmung auf das eigentliche Erbe geht (vgl. Gaupp, 
Recht und Berf. der alten Sachen &. 202 flg.). 

118) Eine Reihe von Urkunden, namentlich aus Gegenden bes füblichen 
Teutſchlands und bed Rheins, hat Beſeler a. a. O. J. ©. 44 dafuͤr ange⸗ 


führt. 
une: \ t vorzugsweiſe fränkifchen Urfprunges zu fein (vgl. Cap. 
. Bo, . Ca 
1. a. O. JL. S. indeß eine dem tomiſchen Rechte nachgebildete Zuwendung 
zuf den Todesfall findet) vgl. mit Il. c. 9. — Sn L. Saxon. ut. 15. 8. 2. 
46 + Ä 







mb findet fich auch im Kaiſerr. II. c. 37 (wo Befeler 


” 
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aber bei ben heutigen Verhaͤltniſſen als gaͤnzlich antiquirt betrachtet wer- 
den 20). Obgleich man nun zumellen die Immobilien ſchlechthin al⸗ 
Erbgut behandelt hat, fo if man doch nicht Überall fo weit gegangen, 
fonbern man bat, vorzugameife in: den Städten, zwiſchen ererbten und 
erworbenen Immobilien 'unterfchieben, auf jene die Echgutsqualität be 
ſchraͤnkt, und das Erbgut infofern in die Grenzen bes Stammigutei 
zuruͤckgewieſen 121). Allein fo wie man beim Stammgute es zumellen 
vergaß, daß baffelbe nicht in Beziehung auf alle Erben eines gewiſſen 
Erblaſſers, ſondern nur im Verhaͤltniſſe zu denjenigen, denen ber 
Stammwater, von ben es herruͤhrte, mit ihm gemeinſam war, dieſe 
Eigenſchaft hatte 122); fo entſtand auch bei dieſem Erbgute oft die In⸗ 
confeguenz, daß ben Agnaten in Anfehung der erſt von einem Agnaten 
erworbenen und einmaß durch Werfterben auf beffen Nachkommen in 
Erbgang gekommenen Simmobliien biefelben Befugnifie zugeflanben wur⸗ 
ben, als ob fie von einen gemeinfchaftlichen Scammvater herruͤhrten*), 
. wobei bisweilm ſich indeß die Anficht zeigt, daß biefer Erbgang ſchon 
bei ben Großeltern bes Erblafſers feinen Anfang genommen 
muͤſſe 1228). Es fehlt dabei denn auch an Streitigkeiten darüber nicht, 
ob nur die von Blutsverwandten ober auch bie von Ehegatten, unb 
ob auch bie von ſolchen Perfonen durch Erbvertrag ober Teſtament er: 
worbenen Güter zum Erbgute gehören 128); und zumellen ging man fe 


——— 


iſt fie wohl aus fränkifhem echte hindbergetragen, und im Jaàt. Lov L c. N., 
wo eine Ber g vor bem Könige, aber ohne befondere Wirkung 
vor ber gewoͤhnlichen gerichtlichen, geitattet wird, exflärt ſich dieß baraus, daß 
bei ibm das böchfle Bericht i , 

120) Wo ſich noch Achnliches findet, wie 4. B. Beſtaͤtigung teghwilliger 
Verfügungen buch den Lanbesheren, faͤllt dieß unter einen anderen Geſichts⸗ 
punkt, und Dispofitionen zu milden Stiftungen wird man nie mehr als giltig 
anerkennen, wo der Pflichtiheil dadurch vericht wirb, obne baf ein Grund zur 
ns oder Enterbung vorhanden. ' 

121) Gädf. Weib. E. 20, 61, 65. Bosl. Stat. a. a. D. &.26, 3.35, 
36, ©. 29, 3. 5-7. Berm. Gachſenſp. I. 38. d. 1. 40. d.3. R. Lüb. ®. 
3. I, Zi. 10, Art. 6, 8. IH, Zit. 7, Urt. 2. Alt. Yamb. Stabtr. v. 1270 
1. 8. * Samt. Stabtr. Th. IH, IK. 1, Art. 4 u. 7. Boehmer, von· 
sult. I. P. 2. cons. 45, nr. 83 aq. Stryk, U. M. P. Tit. de hered. inst. 
S. 5. und de succ. ab Intest. Diss. VII. c. 1. $. 100. Koaipschild, 
de fideic. fam. c. 9. ur. 6. Höping, de iure — . ec. 21. ar. 223. 
Ludovici, D. de diverso iare bonor. acgnis. et . Pauli, Rek 
der —— — — — * 24, aclaſß — 

terer Zeit hob man die vern gte unterſcheidung wi 
— Gefermmertammgut und Einsalftammgut wieber dervor: Poſſe, Prüfung 
u. ® w. ®. 

123) Bouteiller, somme rarale L. 2. ch. 7.: Par coustume le- 
cale l’homme ne peut vendre son patrimeine et heritage, de bar 'pere & 
de par mere luy est echeu, sinon par le gr6 et oonsentement son hoiz, 
ou par pauvret6, au cas que verite seroit. — gl. auh Dreyer L ı. 


. pP. 28 sq. : 33. Fiſcher a. a. O. J. S. 9. 
124) 87. Projett ber 
GSüterrechte der 





onst. elect, Sax. 12. P. II. in C. Ang. I. 
Bremer reform. Stat. v. 1006 Gtat. 160 (Werd, 
Ehegatten Nr. 217). 

125) In Anfehung bee Ehegatten wird dieß natüriih verneint, wenn man 
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a zählen 12%). Sim Anfehung diefer letzteren wer benn 
me X ung ber Veraͤußerungen unanwendbar 127), iz Anfchung der 
Smmgbilten kam fie zumeilen außer Gebrauch !?°) oder wurde überhaupt 
mfgehoben 29); und fo geflaltete ſich hier das Erbgut als ein bioßer 
Inſpruch des Inteſtaterben auf einen Werth des Nachlafſes, ber infb- 


ern die Natur eines Pflichttheiles hat, daß er ihm durch letztwillige 


Dispefitionen nicht entzogen werben kann 120). Dieſer Modiſication der 
Regel, daß die Qualität von Stammgut ſowohl als von Erbgut nur 
mf Immobilien haftet, tritt noch eine andere, wiewohl nur uneigent: 
iche, Modification hinzu, bie darin beſteht, daß auf Kuͤndigung aus⸗ 
ichende Capitallen, weiche dann in Grundſtuͤcken radicirt zu fein pflegen, 
ben fo wie eiferne Capitallen und Grundeenten, zuweilen ben. Immo⸗ 
ilien gleichgeftellt werben!??). Ramentlich bommt dieß bei Haus⸗ oder 
Familienvertraͤgen vor, bie beim niederen Adel die Geſtalt fideicommiſſa⸗ 
iſcher Dispofitionen aunzunehmen pflegen, und durch welche ſolche Ca⸗ 
‚italien zuweilen ganz in bad Derhältniß von Stammguͤtern gebracht 
perden1?2) Auch findet es ſich, daß ˖ ein n Erbe in Anfehung eines Ba 


nfall nicht als Beerbung anficht (ogl. Ktefeder, Hamb. Verf. Su, 


—* In, $. 14) ſonſt 22 es u beishen (Gosl. Stat. a. a. D. ©. 29, 5. 'r 


7. Pauli a. a. O. No 44, und S. 81, 82. Goͤſchen a. O. 
176, Note 8). Die Beetkgibiger ber verfehiebenen Meinungen bei Pauli 

.% D. 6.1, 3.3. In Labeck wirb nach dem neueften Kechte indeß das als 
kotutan, Portion Erworbene nicht ala Grbgut betrachtet (Pauli a. ©: O. 
25). In Beziehung auf das durch lettwillige Verfuͤgungen von Werwand⸗ 
en Grworbene find die Mehrſten dafür, daß es nach Lüb. R. zum Erbgute 
ehöre, wenn es titulo universali hinterlaſſen ſei, Wenige dafuͤr, daß auch —* 
itulo sing. Angefallene dazu gehöre (Pauli a. a. D. 8. 1, Bi 3. — Das 
igtige Griterium möchte .indeß fein: ob «8 ohnehin ab intestato angefallen 


26) kuͤb. R I. Zit. 10, Art. 6. Samb, Stat. III. Sit. 1, Ark. 4, 7. 
dlefecer a. a. O. 8. 9. ne a. D. 8. 24 und daf. Eit. Wgl. auch 
— Note — — — it. Luͤb. R. war es — —— a. O. 

1, äif. 2, a nach Luͤneb. Stat. 4, 1. nicht der Fall 

127) Da waren in Anfehung bes Luͤb. R. nicht immer Alle biefer Mei: 
ung: ©. Klefeder a. a. D. $. 10 und baf. Git. 

12 Pauli. a. D. $. 24. 

39) 3. 8. in Hamburg: bie Aufhebung bes Impugnationen der Ver⸗ 


* 
130) Bol. Hamb. Stat. IE. Zit, 1, Ark 6. Kiefeder a. a. O. 8.16, 86. 
131) So turchlin, NRechtsorbn. C. 95 bei Maurenbreche», rheinpreuß. 


ie von ſolchen Perfonen ererbten Meiten und Serderungen | 


nde. I. S. 421 , und Über Renten: Mittermaler a. e. D. $. 239, Note 


‚11, 29-831. Biöweilen wird in Beiehung auf Erbverhaͤltniſſe andy Geld 
id Gut, was zum Kaufhandel beſtimmt if, zu ben Immobilien gezaͤhlt. 
ranef. Reform. v. 1509 ol. 22. Dhrt, Ann. zur Frankf. Nıfeem. p. 868. 

132) &o im preuß. Landr. IL. 4. 2, 47,48, 51, 59. Bornemann, 
tem. Darftellung bes preuß. Sande. IV. ®. 550. Außerdem finn auch bier 
z Immobilien Begenflanb von Fideicrommiſſen, bie men gemeinrechtlich al? 
ven alleinigen — zu — pflegt; Steinacker, de inre fidei- 
mm. fam. sec Saxon, Lips. 1834 — Auch beim Gudichen komm 
ı Gopital in die Sage eins Jomobile. ö 
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naͤmlich bei den Vergabungen oder Erbvertraͤgen, welche d ten 
fofort mie ber Dispofition ein gleiches Recht erthellen, wie Aber In⸗ 
teſtaterbe am eigentlichen Erbe durch die Geburt erwirbt1??), waß an⸗ 
fongs zwar nur auf Immobilien, ſpaͤter aber auch, und zwar mit ben 
felben Erforderniſſen der Errihtung, auf ein ganzes Vermögen und auf 
Fahrniß als Theile eines folhen angewendet worden 122). Gleiche Stel 
lung wie der geborene Inteſtaterbe zum eigentlichen Erbe, hat auch bie 
Ehefrau bei der wahren Guͤtergemeinſchaft buch die Eingehung ber Ehe 
an dem ehelichen Vermögen, weßhalb fie auch im teutſchen Sinne mit 
vollem Rechte als Erbin ihres Ehemannes bezeichnet wird 136). Jedoch 
folgt es aus ber Natur ber Sache, daß wer zu einem Bermigen in 
dem VBerhältniffe eines geborenen Inteſtaterben fleht, in Anfehung ber 
Beräußerung einzelner Güter aus bdenfelben nicht die Befugniſſe he 
ben kann, welche ein folcher In Anfehung der Veräußerung ber Stamm: 
güter hat, meil er nicht, wie biefer, Erbe der einzelnen Güter al 
foicher ift 12°), Der eömifche Grundſatz: hereditas viventis non da- 
tar IST) iſt daher auf die teutfche Erbfolge in Fahrniß und Forderungen 
als befondere Güter und auf bie damit verbundene Schuldenhaftung 
allerdings anwendbar; und ebenfalls benn auch auf die Erbfolge in eim 
" Vermögen, felbft dann, wenn dieſe an die Stelle der teutſchen Erbfolge 
in Immobilien, mit Untergang des Metractes, wiewohl zumeilen unter 
Beibehaltung bes Grundfages: ber Todte ſetzt ben Lebenden in bie Ges 
were 137°), vermöge römifher Anfichten getreten it. — Geborene Im 
teftaterben in Anfehung einzelner Güter gibt es, wo Hausvertraͤge, 
teutſche Familienfideicommiſſe oder. lehnrechtlihe und hofrechtlihe Nor⸗ 
men dem Einbringen des roͤmiſchen Rechtes gewehrt haben, naͤmlich bei 
den Stamm⸗ und Fideicommißguͤtern des Adels und bei der Grund⸗ 
herrlichkeit unterworfenen Bauernguͤtern auch jetzt noch, indem ſich hier 
von dem Vermoͤgen des jedesmaligen Inhabers eines ſolchen Gutes dies 
ſes in der Art ausſondert, daB es vermoͤge bes ben Inteſtaterben bei 
feinem Leben ſchon zuftehenden Mechtes feiner freien Dispofttion in Be⸗ 
ziehung auf Veräußerung entzogen iſt 1883. Man hat dieſe Erbfolge 


. ne Suse ie 


188) &. Mittermaier a. a.D. $. 456, Note 9, 18 fig. 
134) Vol. oben Note 95. - 
- 185) Bgl. in diefem Werke den Art. Büterrehte ber Ehegatten 
ne ne zen — ber Guͤtergemeinſchaft erhaͤlt, iſt in Luͤbeck Erbgut: 
— au ⸗ ‚DI. Ye . 
136) Val. Mittermater a. a. D. 6. 454, Rote 10—12, 17 fl. 
137) Raͤmlich in dem Sinne, daß ber Erbe bei Lebzeiten des Erblaſſers 
noch überall kein ers Recht (ins quaesitum) hat. ” 
) Bol. Mittermater a. a. D. 8. 466 und baf. Eit., aud obe 
- ot e 
138) Die Behauptung, daß der Succeffor in ein Kamilienfibeiconmmiß 
euere hier nur ein folches verftanden werben Tann, welches ber Erdilaſſer 
in Anfehung bes von ihm verlaffeneh Gutes für feine Snteftaterben errichtet 
weil es fonft außer den Grenzen der Suteftatfucceffion liegt) fein Mecht nicht 
vom erfien Erwerber (ober beffer Stifter) ableite (Wefeler, Erbdertr. I. 
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ft als eine successio ex pacto et providentia maiordin bezeichnet 19°), 
Hein da man ben Grund dieſer Benennung body nit darin fegen 
iu, daß Vorfahren den Stoff zw biefer Succeffion geliefert haben: fo 
aßt fie Hier nur infofern, als die Fuͤrſorge bes Stifters eines Samilien- 
ideicommiffes bem Gute erſt bie Unverdußerlichleit beigelegt und es da⸗ 
urch in bie Lage von Stammgut gebracht hat, ober ein gemeinſchaft⸗ 
icher Stummmvater diejenigen, welche bereits nadı ihm gefeglich zur 


Succeſſion gelangt, aber durch feine Dispofition von der. Herefchaft über 


as, Gut einftweilen zu Gunſten von Miterben ausgefchloffen worden, 
ns berfelben burch eine befondere Succeffionsorbnung wieberum berufen 
hat 180). — Nur Männer oder Väter find indeß Stammfubjecte oder 
Kamiliens ober Gefchlechtöhäupter, nie Weiber ober Mütter. Daher 


kann auch zu dem Gute eines Weibes Niemand von ihm ſelbſt ge= 


boren merden, und als Weiber zum Eignthum an Grund und Boden 
gelangten (unten III.), Eonnten fie auch aus dem Grunde, daß dieſes 
Sut die Sigenfchaft eines Familienfiges babe, von Seiten ihrer Kinder 
und deren Abtönfinlinge In ber Dispofition über baffelbe eben fo’ 
wenig befchräntt fein, als fie es in Anfehung. ihres fonftigen Gutes 
waren 1#). Da indeß die durch die Idee bes Zugehärigfeins zu einem 
Famllienſitze zwar hervorgerufenen Erbfolgenormen auch auf andere Güs 
ter zur Anwendung Samen, bei denen jene Idee fich nicht realifirt fand, 
fo konnte hier der von ihre abhängende Unterſchied zmwifchen dem’ 


[4 


Abth. 2, 8. 62. Mittermaier a. a. D. $. 449, Rote 2), unb. bie ähn= 
liche in Anfehung ber Bauerngüter aufgeftellte Behauptung (Mittermaier 
a. a. D. $. 497, Note 5,6, 7, 17, 18), kann man nur infofern als richti 
anerkennen, als dadurch beftritten werben fol, baß ber Anerbe fchon, ehe er na 
der gefeglichen Drbnung zur Ausübung feines Rechtes berufen fei, fein Recht 
auf feine Nachkommen transmittire (vgl. unten Rote 528, 529), unb daß 
bei allen Bauerngütern jenes Werhättniß ftattfinde. — Auch & einem Bauer: 
gute kann ein Erbe geboren werben (fächf. Landr. II. 59. $. k). 

139) Müller, de proyidentia maior. Jen. 1693. Jenichen, in 
thes. iur. feud. III. p. 403. (gl. auch unten Note462.) Straben, rechtl. 
Bed. IV. Bed. 146. Runde, teutfch. Privatr. $. 695. Eichhorn, Einl. 
8. 367, vgl. mit Befeler a. a. D. IL. S. 63. Struben, de iure villic. 
11. $. 31. Pfeiffer, pract. Erdrt. IV. ©. 128. Spangenberg, prakt. 
Erdrt. I. S. 292. Runde, von der Interimswirthichaft ©. 153. . 

140) Bgl. gi nad) Note 240 und Note 525. Werben übrigens dergleichen 
Hausverträge in der Art gefchloffen, daß der Wertrag ein neues Erbrecht bes 

ründet, wie wenn mehrere Erben untereinander einen Vertrag über bie Erb⸗ 
olge ſchließen, fo gehören fie ben Erbverträgen an. 

141) Die Beſchraͤnkung müßte alfo hier von einer anderen Seite kommen. 
Zunaͤchſt entfprang fie aus dem Rechte ihrer eigenen Berwandten auf 
den eventuellen bereinftigen Wieberanfallz; wo dieſes durch Gütergemeinfchaft 
aufgehoben war, aus bem Rechte des Ehemannes (da, wo bem Manne 
nur mundium zuftcht, befchräntt er bie Frau ebenfalls, aber bie Beſchraͤnkung 
duch deren Verwandten fäut nicht hinweg: Schwäb. Sandr. 34. 9. vgl. 
76. bei Send. 277 8. 2, 263 $. 8, 4, 313 $. 1)5 wo jenes durch das Dajein 
von Kindern (vgl. Züt. Lov I. 35, und Paulfen, imuftaateb. Mag. II. ©. 
342), diefe Verhaͤltniſſe Durch die Auflöfung der Ehe ackgeſchloſſen waren, da 
—— es eines beſonderen Grundes, um ſie in ihren Dispoſitionen zu be⸗ 

ranken. 
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vaͤterlichen und Wuͤtterlichen Gute verſchwinden, was ber Natur ber 
Sache nad) bei ber Gütergemeinfchaft eintreten mußte. Und bei dem 
ehelichen Guͤterverhaͤltniſſe, weldhes man als bie gefammte Hand 
bezeichnet, bei bem während der Ehe beide Ehegatten in Anfehung aler 
Güter condomini find !*%), mußte bie Mutter in Beziehung auf da 
Vermögen ſchon während der Ehe als ein Familienhaupt neben km 
Vater erfcheinen. Beſchraͤnkungen in der Dispofitionsbefugnig währen? 
der Ehe buch die Kinder iſt fie jedoch felten unterworfen ?*?), und 
bei der gefammmten Hand gilt, zumellen indeß mit geringen DRobificatie 
nen, baffelbe vom Water!*4), Allein abgefehen von biefem Werhält 
niſſe, bei dem fchon eine theilweiſe Veräußerung bes väterlichen Erbe 
durch Eingehung der Ehe vor ber Geburt ber Kinder ſtattgefunden hat, 
Tann dann, wenn bei dem Tode bed Waters nicht an deſſen Stelle um 
mittelbar ein Vormund ber Kinder, fonbern vielmehr die Frau und 
Mutter in die von ihm verlaffenen väterlichen Verhaͤltniſſe eintritt‘), 
biefer Eintritt auch ihr But ergreifen, fo daß ihre Kinder in Auſehung 
deſſelben diefeiben echte haben, melche ihnen bei@ebzeiten ihres Bas 
ters ſchon an deſſen Gute zuftanden. Es iſt aber audy ferner eine dem 
teutſchen Rechte nicht felten geldufige Anfiht, daß das in berfelben Ehe 
vereint gewordene Gut einen Compiler bildet, bee in einer beſonderen 
erbrechtlichen Beziehung zu den Kindern biefee Ehe ſteht 140), in den 
fie bei Auflöfung dee Ehe fofort zue Succeffion gerufen find, infofem 
nicht die Rechte, welche dem Ueberlebenden ale Bamilienhaupt zuſtehen, 


ua EEE an 


142) Bol. in biefem Werke ben Art. Guͤterrechte ber Ehegatten. 
— Kennzeichen dieſes Verhaͤltniſſes ift, daß neben fogen. Gemeinſchaft gegens 
feiti — Beerbung ber Ehegatten vorkommt (Stadtpriv. dv. Freiburg [im Breis. 

u] S. 81. Stadtrodel Art. 25, 26. Beſcheid bes Stadtrathes zu Hildes⸗ 
v. 1599 [bei G. L. Böhmer, electa iur. civ. III. p. 11.), wiewohl 
bei unbeerbter Ehe das Fallrecht (vgl. unten Note 216, 36) eintretn Tann 
(osl. Euler a. a. D. ©. 51 flg.)3 was freilich mit dem Wefen der gefamm- 
FR — nur dann im Einklange ſteht, wenn fie von dem Beerbtſein der Ehe 
abhängt. 

113) Jedoch zuweilen (vgl. &tabliss. de Louis IX. 1. 1. ch. 64. Ordenn. 
ois de France I. p. 156. Lauriere in ben Anmerk.); aber nicht gevabe 
blos in Anfehung des Grerbten (vgl. Iüt. Eov I. c. 39. Aber Seelengaben, wo 
jedoch Einwilligung bes Mannes die Gabe gittig macht), fondern auch in Aus 
fehung anberen Gutes, welches ben Kindern verbieiben fol, 3. B. Kleinobien 
(Augsb. Stat. v. 1273 bei Walch, verm. Beitr. IV. ©. 257), ober insbe 
fondre zu Gunſten des Mannes (Frankf. Reform. v. 1509 Fol. 19. Orth 
0. a: O. ©. 362. N. üb. R. L Tit. 6, $. 1). Auch den Mann befchränten 
fonft die Kinder in Anfegumg von Dispofitionen über dad Gut ber Freu 
aicht, nach ſchwaͤb. Landr.. 9. 

144) Freib. Stadtpriv. S. 88. Stadtrodel Art. 27. Bamberger Stobtr. 
herausg. von 38pfl $. 313, 28%, 858, vgl. mit 861, jedoch auch 368, und 
38pfi a. a. O. S. 186, Note 55 fo wie.andere Statute bei Euler a. & 
D. &. 14, und über das alte Frankſ. R. ebendaf. ©. 37,38. Kaiferr. I 
96.: .. was gefammeg bant thut dag fal ftebe fin. 

145) Bon ber i ft dabei natuͤrlich nicht bie Steht. 





ifchen patria potestas i 
Bol. Über das Verhältnis unten Note 587 fig. 
1458) Bol. unten Rote 350353. 
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fie in ber Autuͤbung bes dadurch erworbenen Rechtes def raͤnken. — 
Diefe Anficht, dap den Kindern fofort bei Auflöfung ber Ehe ſchon ein 
ius successionis (in ber romaniflifchen Bedeutung!*2®)) erworben fei, 
ſcheint vorzüglich bei der gefammten Hand ber natürlichfte Grund zu 
fein, daß ber Überlebende Ehegatte auch feinen eigenen Antheil an dem 


in-der Ehe vereinigten Gute im Falle des Vorhandenfeins von Kindern 


nicht giltig veräußern kann. Diefes, aber nicht ausfchließlich, bei der 


gefammten Hand ſich findende, auch jest particularrechtlich zuweilen noch 
beftehende Verhaͤltniß nennt man die VBerfangenfdraft!2). Es er 
greift im Sinne dieſes Wortes auch das Gut der Mutter1#), fo wie 
es denn auch, wo es, was ſich zumeilen finder 147%)" waͤhrend ber Ehe 
befteht, bei wahrer innerer Gütergemeinfchaft daſſelbe ebenfalls ergreifen 
muß!*®); und zumeilen til ed wicht auf das unbetvegliche Gut beſchraͤnkt 
gebtieben 149), fondern auf alle und jebes Gut ausgedehnt worden 150), 
Gewoͤhnlich fehreibt man hier den Eltern nur einen Nießbrauch zu 121); 
allein da jene Beſchraͤnkung dem zeutfchen Eigenthume überall nicht 
fremd ift?02), und Die Kinder nach dem Tode beider Eltern als Erben 


145b) Wal, oben nad Wote 107 ımb unten Note 1593. ine successio 
anticipata findet bier auch mit And. Runde, Zeitfchr. für teutſch. R. VII. &. 34, 
146) Fiſcher, Gefch. der teutſch. Erbf. I. ©. 233 fig. Dewies, Licht« 


Recht betrachtet, wogegen aber bereits Phillips, Private. II. &, 136 fig. — 
Mittermaier a. a. D. $. 436, Note 44, 45, 8. 488, Nr. UI. i 
147) Mittermaier a. a. D. $. 438, Note 17. 
1470) Lüb. R. v. 1270 bei Westphal l. c, IIL p. 640. 
148) D. h. bei berjenigen, wo bad Gut nur eine Maſſe bildet, die Chen 


ftrahlen in das Werfangenfchaftsrecht, der, &. 75, es. als Anne teutfches 
E 


gatten nicht condomini find, fondern der Ehemänn nach aufen hin alleiniges 


Subject des 8 end und bie Frau nur feine Genoſſin ift (vgl. in biefem 
Werke den ‚Art. Süterreht der Ehegatten Bb. IV, 8.922), wo dann 


nicht von einer gegenfeitigen, wohl aber van einer Erbfolge der Frau nad dem 


Tode des Mannes die Rede fein kamm. 

149) Auf Immobitien befcgränft nach Freib. Stabtpriv. ©. 33, Stabts 
tobel Art; 28, VBgl. das bie Werfangenichaft aufhebende neue Stabtr. v. 1520 
©. 56 b. Ueber bad alte Frankf. R. Euler aa. D. ©. 40 fig. Nament⸗ 


lich — Württemberg herrſchte unendliche Verſchiedenheit: iſcher a. a. O. 


S. 247 fig. 

150) Bamb. Stabtr. 8. 242, 252, 246, 247, 251, 258, 841, 389, 347, 
8 (vol. Zdpfla. a. D. 8. 48), 808. 

151) Fiſcher a. a. D. ©. 250 fir. Mittermater a. a. D. 6. 438, 
Note 21. In Beziehung a das Bamberger Reht: Zdpfla. a. D. S. 191, 
und dagegen Euler a. a. D. ©. 31. — Die Urfache ift wohl die, daß man 
mit dem Rechte ber Kinder cin Eigenthum bes parens nicht nereinbar hielt, 
deffen Recht unter den roͤmiſchen Gefichtspuntt ftellte, und durch einen Ries 
brauch deffelben ein ganz ähnliches Verhaͤltniß entfleht. 

152) Denn vegeimäßig find fie, wenigſtens fo Lange fte nicht zur anderen 
Ehe fchreiten, und badurch zumellen einige Modificationen entflehen (Bamb. 
Stabtr. 245, 248, 249, 254, unb Über altes Frankf. R,: Euler. a. a. D. 
©. 47 fig.), nicht beichräntter als jeder Eigenthämer von eigentlichem Erbe, 
fo daB fie im Falle der Roth veräußern können (Bamb. Stadtr. 246, 247, 251, 
252, 253, 841. Euler a. a. D. S. 42 flg. Fiſcher a. 4. O. ©. 261 fie.) 
Sie Haben Belis und Nusen (Bamb. Stadtr. $. 249), was im teutichen Rechte 
gerabe bie Ausübung bes Eigenthums bezeichnet. 
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die Dispofition über das Gut erlangen!#®), fo kann es nur ba unter 
biefen Begriff geſtellt werden, wo bie Natur des Werhältniffes darauf 
führt; in welchem Falle aber ber Name der Verfangenfchaft wenigſten⸗ 
nicht paßt, fondern ein bloßer Beifig?5*) des überlebenden Parens 
ſtattfindet 155). — Bei der gefammmten Hand ſcheint bie Natur des Ber 
haͤltniſſes nicht dafuͤr zu reden; wohl aber wenn fonft bei bem überle 
benden Bater in Anfehung bes muͤtterlichen Gutes jene Beſchraͤn⸗ 
kung fich findet 126). Denn ein Eintreten bes Vaters in das muͤtter 
liche Verhaͤltniß tft, wo keine gefammte Hand befteht und bie Mutter 
nicht neben ihm als Familienhaupt erfcheint, unmöglich, weil bagjenige, 
was biefes umfaßt, fchon in feinem väterlichen Verhältniffe enthalten 
ift. Er kann alfo in folhem Kalle mir in reine Vermoͤgensrechte feiner 
Frau vermöge eines nur den Fruchtgenuß umfaffenden Erbrechtes (por- 
tio statntaria) eingetreten fein, während bie Proprietät auf feine Kinder 
vererbt if. Daſſelbe kann indeß auch bei bee Mutter in Anfebung des 
vor Vater verlaffenen Gutes flattfinden; was im Zweifel dann any 
nehmen ift, wenn nämlich, mo keine geſammte Hand beftebt, ihr Recht 
nicht durch bie Eingehung einer anderen Ehe erliſcht 187). Beim Bater 
kann aber auch jenes Recht in Anfehung bes muͤtterlichen Gutes ber 
mit ber römifchen väterlichen Gewalt verbundene Niefbraudy fein. We 


153) Berner Handv. Art. 42. — Mit bem Tobe bes erſten parens cr: 
langen die Kinder die Wart, mit bem Tode bes zweiten tritt ber Fall ein 
(Bamb. Stadtr. $. 358, 309, 310, 296. S. auch Eulera. a. O. S. 46) 
upb.daraus erflärt es fi ohne Widerſpruch, daß bie Kinder aus nachfolgenden 
Ehen von dem Gute ausgefhloffen find (Freib. Stabtrodel Art. 31 vgl. mit 
Berner Handv. Art. 48. Euler a, a. D. S. 16. Bamb. Gtabtr. $. 329, 
860. Kaiferr. II. c. 58). Denn beim Tode des erften ift daz Kint geerbet 
med dem Gude: Kafferr. II. c. 97. Wal. au Dewies a. a. D. S. 208. 

154) Wo ſich der Beiſitz findet, iſt wohl urfprünglih Rus und Gewer ger 
weien, wie in Frankfurt (vgl. Euler a. a D. ©. 40 fig.), und nur der 
Widerftzeit mit dem römifchen Eigentum bat es veranlaft, daraus einen Rich: 
brauch zu bilden. . 

155) Dann iſt das Gut bes vorverſtorbenen parens, woran ber Beiſit 
ftattfindet, de vo lvirt (an die Kinder), das Gut bes Überlebenden, weiches fer 
ner freien Diöpofition entzogen iſt, vineulirt. Ob biefe von dem beigifchen 
Juriſten Stodmanns (tract. de iure devolat. Francof. 1648. unb ſouſt) 
aufgebrachte Unterfchelbung in einem beftimmten Lande anwendbar if, kann 
zwar fehr zweifelhaft fein, wie es auch bei dem Juͤlich⸗Berg'ſchen Rechte der Fall 
tft, wo aber auch das (von dem jene Unterfcheibung verwerfenden Dewies a. 
a. D. Gap. 2, GS. 32—54, behauptete) Inſtitut bee Bemeinfhaft der Im 
mobilen nicht weniger beftritten und zweifelhaft if. &. darüber Euler a. 
a. D. 8. 21 fly. — Dem Wefen ber gefammten Hand twiderfpricht aber dieſe 
Unterſcheidung allerbings,. 

156) Daß bei der Berfangenfchaft das Verhaͤltniß bes Waters auf einem 
anderen Grunde berube, als das ber. Mutter, bat bereits Fiſcher, a. a. D. 1 
S. 233, bemerkt; aber wo gefammte Band befteht, ift dieß nicht begründet. 

157) Denn erlifcht es in diefem Falle, fo erfcheint es als bloßes Witthum. 
Beifpiel des Iebenslänglichen Nießbrauches, und zwar zu 4 kraft ehelichen 
Rechtes, su % kraft Elternrechtes im bad. Landr. 4 7452. — Bei ben lucn 

. nuptlalia entficht ein gleiches Verhaͤltniß. Vgl. oben Note 11a. 
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nan das Inſtitut der Verfangenfchaft als'feäher 15%) ober als jege nach, 
ote namentlich in Berg und Sulih139), beſtehend anfieht, ba mag 
effen Grundlage zumeilen ein bloßer Nießbrauch bed Weberlebenden und 
ie Erbgutsqualltaͤt feines eigenen Gutes ſein 100), welche (mo Beine ges 
ammte Hand befteht) dem väterlichen Gute auch während ber Ehe ver- 
lieben, dem mütterlichen Gute aber durch das Eintreten in die Stelle. 
ed Waters als Familienhaupt bei Auflöfing der Ehe zu Theil geworden 
fein Bann 10), 

II, Inteſtaterbfolgerecht Ak die, von Dispoſitionen eines 
Erblaſſers unabhängige, Berechtigung, in von ihm verlafiene Vermögenss : 
verhältniffe einzutreten; oder das in gleicher Art unabhängige Recht, 
zu der ihm bisher zugeflandenen Aus uͤbung von Vermögensrechten zu 
gelangen. Im erften Falle iſt es, das ius succedendi, ein Statuss 
verhältniß, eine Befugniß zu erwerben, welche bereits eine Beziehung 
auf ein deſtimmtes Object erlangt hat 102); im zweiten Falle iſt es 
ein ius successionis in Beztehung auf deffen Object, ein bereits erwor⸗ 
benes Vermoͤgensrecht, deſſen Ausübung noch durch das Mecht eines 
Anderen, in Beziehung auf ben es ius succedendi iſt, gehindert wird. 
Es fegt, wie jedes andere Mecht, Mecitsfähigkeit der Perfon überhaupt - 
voraus, bei fogen. phofifhen Perfonen alfo das Geborenfen. Teutſche 
Geſetze fordern aber auch, daB dee Geborene bie vier Wände und die 
Dede ber Wohnung gefehen oder befchrieen habe!), was aber, und, 
eben fo wohl aud das Im norbifchen Rechten vorkommende Erforberniß 
ber Taufe 16%) auf ben Fall befchränkt werden muß, wo er fo bald nach 


158) In einer le Ausdehnung nimmt feine Gültigkeit Fifcher, a. a. 
D. ©. 240, unter Anführung einer großen Zahl von Gtakuten, an. Borzugs⸗ 
weije will man es da finden, wo falifches und ripuariſches Recht gegolten. — 
Es kam auch in Ländern vor, wo jedt der Code Napoleon gilt, wie im Elfaß 
und Baden. Vgl. Mittermaier a. a. D. $. 436, Nr. IV. — Viele Rach⸗ 
weiſungen, namentlich in Beziehung auf die gefammte Hand, bei Euler a. a. 


D. ©. 68 fig. 
159) Auch in Geldern, Brabant und Flandern. Bol. Mittermaier a. 
1. D. $. 486, Note 44, und daſ. Cit. 

160) Daß das Verhältniß in Anfehung ber Mutter aus dem Witthum ents 
prungen, nimmt Si her, a. a. D. &. 236, an, und in den cout. de Namur 
1. 25. wird aud in ber That ihr Nießbrauch an den Gütern des verftorbenen 
Mannes douaire genannt. Dieß Witthum pflegt bann aber lebenslaͤnglich zu 
ein. Bgl. die Zeugniſſe bei Fiſcher a. a. DO. II. (Urkundenb.) S. 108 fig. 

161) Daß bios in Anfehung des Erbgutes, welches die Mutter befigt, und 
war erft von der Zeit Ihres Wittwenftandes an, und zu Gunſten ihrer Kinder, - 
be die Veräußerung, außer bem Falle der Noth, unterfagt tft, findet fih auch 
n ben franzöfifhen coutumes: Grand coutum. de France I. 2. ch. 27. 
tagneau, glossaire du droit Erangois T. II. p. 206. — 

162) Val. meine Identitaͤt u. ſ. w. ©. 13, 426, Note 59. 

163) Sächf. Lehner. E. 20 vgl. mit etabliss. de 8. Louis. I. 11. Gosl. 
Stat. a. a. D. 3.18, S. 5—7. Magdeb. Schöffenurth. bei Haltans p. 
025.53 anbere Zeugniſſe bei Grimm a. a. D. ©. 7%, und felbft noch das 
Bifenachen Stat. v. 1670 Th. 1, Tit. 4, Art. 7, und Lüneb. Stabtr. II. 1. 
. fordern bieß. 

164) Vol Juͤt. Lov I. 6, 1 vgl. mit ©. 2. 
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in den teutfchen und verwandten echten bie Befchränkung ber Ber 
äußerung von Immobilien durch die Rechte der Erben ausgeſprochen 
findee!!2); fo ann man dennoch die Behauptung, daß fie urſpruͤnglich 
nicht beftanden, fonbern erft durch Ufurpation hervorgerufen fell), 
nur infofern für unbegründet halten, als fie das Stammgut nicht aus: 
nimmt, bei dem jene Beſchraͤnkung in der Natur bee Sache Hiegt!!*). 
Indeß gab es Ausnahmen von biefer Beſchraͤnkung, bie auch das 
Stammgut betroffen zu haben ſcheinen. Es werben nämlich zumeilen 


wenn es nicht als Zubehör des Stammgutes zu behandeln waͤre, wie nach ſaͤchſ. 
Sandr. So getungte man denn zu ber Regel: daß Weiber in ber Bucceffion 
in Etammgut zwar zurücdgefegt find, nicht aber in ber Gucceffion in Erbgut 
(Eichhorn a. a. D. $. 367), wiewohl man, wenn man erſteres allein als ge 
nügendes Merkmal des Stammgutes anfieht, auch ein Stammgut unteriheiden 
muß, welches frei veräußerlich ift (ebendaf,. Note a,b). — Dagegen aber, 
daß es Kennzeichen des Stammgutes ſei, daß ed überall niht auf aber 
vererbe, wie 3. B. H. a Cocceji, de renanc. etc. filiar. illustr. $. & sq., 
behauptet, indem er es als terra salica im Gegenfage der gemeinen Allodien 
bezeichnet, erklärt fich mit Recht: Reinhardt, vom Erbfolgsrechte ber Toͤch⸗ 
ter u. fe w. ©. 105 fig. Bol. auch Mittermaier a. a. D. $. 157, Rote 
43 jedoch au Kamp, Jahrb. Heft 925 ©. 268. 

112) Außer den oben Note 104—106, 110a, und ımten Rote 121 fig. 
angeführten 3eugniffen: L. Burg, tit. 1. c. 1. Kaiſerr. U. 108. Ditkmar- 
ſcher Landr. Art. 27. Jus Suset. (Emmingbaus, memorab. Susat. p. 182.). 
Justit. Lubec. (Westphal, mon. ined. III. p. 622.). Staber Stat. v. 
1279 (Pufendorf, obs. I. 172.). Mindener Stadtr. II. Tit. 1, Art. 5. 
Sigaifches Stabtr. DIT. Tit. 4, Art. 4. Wiarda, Afegabuh S.115. Will 
tür der Brolmänner S. 6, 7. Weber Groningen und Fiandern: Heinecc., 
elem. iur. Germ. II. tit. 7. $. 95. und de testamentifactione inre Germ. ete. 
$. 24.; über Schweben: Loccenius, in leges civ. R. Sueciae, in reg. 
iur. etc, tit. 3. p. 392. — Andere,Beugniffe, welche bie Veräußerung von he- 
reditas ganz (IL. Angl. et Verin. tit. 13. und baräber Gaupp, das alte 
Gef. ber Thüringer S. 400403), ober theilweife (L. Baiuv. tit. 1. c. 1. 
pgl. tit. 14. c. 9, 5. 8.), ober bie von gub (alt, Bremer Stabtr. Art. 6 bei 
Delr ich), ſchlechthin geftatten, koͤnnen nicht von Stammgut ober Erbgut vers - 
ftanden werden. Ferner darf aber auch nicht hierher gezogen werben: L. Rip. 
tt. 48,, welche beim Vorhandenſein von Kindern Diepofitionen auf den Todes⸗ 
fall in Anfehung alles Wermögens unterfagt (eben fo das dan. Gefegb. V. ©. 
4,$. 14, im Falle des Vorhandenfeins von Jnteſtaterben, über 1%, und über 
bie andere Hälfte ebenfalld, wenn fie Kinder find und nicht zu Gunften milder 
Stiftungen bisponirt wird), nicht die Beſchrankungen des fchwäb. Landr. in 
Anfehung ber Dispof. über Mobilien durch das Recht ber Kinder auf Ausſteuer 
. (ogl. unten Rote 292), und nicht der fogen. Pflichttheil im n. LAb.R. I. 9.4.2 
II. 1. a. 8., vgl. Stein, Abb: aus dem Luͤb. R. I. $. 148, 152, der nur 

eine Körmlichkeit für —— Berfügungen erheiſcht. 

118) Mater, teutſche Ebfolge I. ©. 96. Beſeler, Vergabungen $.5, 
und gegen dieſen: Pauli, Erbguͤter $. 8. 





_, 114) Daß vie Formeln zu Veräußerungen von Gigen der Sinwillig ber 
Erben nicht gedenken (Maier a. a. D.) an bie Gefege zuweilen 2 Bein 

‚ hung auf Veräußerungen, bie fie geftatten, über die Rechte der Erben ſchwei⸗ 
gen (Maurenbrecher a. a. D. $. 214, Note 8), beweift um fo weniger, 
als man nicht flieht, daß von Stammgut bie Rebe; und gegen bie Behauptung, 
daß die Einwilligung ber Erben bloße Förmlichkeit gewefen (v. Zwierlein, 
U. Sendfchreiben von ben Rechten ber Zodttheilung u. fr m ©. 20), kam 
man auf Fiſcher, Erbfolgsgeſch. S. 27 flg., verweiſen. 


— 
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Dispofittonen zu Gunſten eines Ehegatten auf den Fall Einberlofer Ehe, 
weiche die Befigerlangung der Inteſtaterben des vorverflorbenen bis zum 
Abteben des Überlebenden Ehegatten hinausfchieben, und bisweilen ſelbſt 
beim Lehen in Anfehung des Nießbrauches 118), ausdruͤcklich geftatter 146); 
alfo folhe, welche dem überlebenden dasjenige Recht erſt ertheilen, was 
ihm bisweilen ſchon gefeglich zufteht (f. unten UL). Berner werden 
Dispofitionen zu Gunſten der Kiche, die fogen. Seelengaben, bereits 
zur fränkifchen Zeit der Anfechtung der Inteſtaterben, theilmeife ſelbſt 
der Nachkommen, entzogen IN; und eben diefelbe Unanfechtbarkeit wird 
"den Uebertragungen in die Hand bed Königs oder Kaiſers, um dadurch 
eine Veräußerung an Andere oder eine Enterbung zu bewirken, ſchon 
in den Gefegen ber fränkifchen Zeit beigelegt 11%), mobei immerhin ur: 
fprünglich die Sdee zum Grunde gelegen haben mag, daß der vom 
Staatsoberhuupte angewieſene Samilienfig in deſſen Hände unbedingt 
zurüdigegeben werden bürfe!!?). . Diefe beiden Mobdificationen müffen- 

h ; . . " A 


nun — — — 


115) Cout. de Liege ch. 11. art. 18. . 

116) L. Rip. tit. 49 (50). Bayer. Landr. v. 1344 G. 11% Gosl. 
Stat. a. a. D. S. 28, 29, 3. 42—2. (Die Praxis forderte aber Einwilkgung 
der Erben: Goͤſchen a. a. D. ©. 265 np. insbef. ©. 266, Note 4, die 
auch erforderlich ift nach ſchwaͤb. Landr. ©. 19, 21, Sendenb. 302, 308.) 
Zwar meint Fiſcher, a. a. D. ©. 6 flg., baß foldhe Dispofitionen bie In⸗ 
teftaterben Einderlofer Ehegatten gänzlich ausgeichloffen. Allein L. Baiuv. 
tit. 14, c. 9. $. 3. ftellt die Krau den Fremden ganz gleih; L. Rip. tit. 48, 
kann nicht auf eigentliche Erbe bezogen werden und wird jebenfalls durch tit. 
49. dit. modiſitirt; das Stadtreht von Molckmuͤhl (bei Fiſcher, Geſch. der 
teutſch. Erbf. II. ©. 222) fagt dergleichen vom eigentlichen Erbe ebenfalls nicht, 
und andere dafür angezogene Stillen paffen eben fo wenig Nur im alten. 
Sranffurter Rechte finden ſich Beifpiele dafür, und das Kaljerr. II. 96., vol. 
31. a. &., erkennt ed an. 

117) In den Urkunden bei Meichelbeck, hist. fris. nr. 345. a. 816, 
ar. 331. a. 816., zeigt fich für den Fall, wo der Erblafier bie Inveftitur nicht 
yorgenommen, ein jeboch befeitigtes Widerftreben der Erben, bie Vergabung 
mzuerkennen; in dem Gapit. Ludwig bes Frommen v. 3. 819 (Pertz Ill. 
261.) werben fie indeß, eben fo wie bei anderen Merdußerungen (die jeboch kei⸗ 
reswegs ald Vergabungen charakterifirt werben), felbft zur Bornahme der In⸗ 
yeftitur verpflichtet. Zu Gunſten der Kinder werden jedoch Ausnahmen gemacht 
L. Longob. Rotharis c. 171. vgl. L. Long. Liutpr. VI. 19.), bisweilen 
edoch nur in Anſehung eines Theiles (L. Longob. Liatpr. VI. 11. Lo Baiuv. 
it. 1. c. 2.). — Nur da, mo bie Geſetze das eigentlihe Erbe nicht als bes 
onderen Theil von ber hereditas ausjondern, wird man jene Beflimmung auch 
uf daſſelbe beziehen können. — Nach der Lex Alam. tit. 1. 2. fol freilich 
er Einwand: quod hereditas paterna sibi sit legitima ad possidendum, das 
wegen nicht wirtfam fein, unb auch nach der Lex Saxon. tit. 15. $. 2, unters 
legt es Zweifeln, ob die Beſtimmung auf das eigentliche Erbe geht (vgl. Saupp, 
Terht und Berf. der alten Sachen &. 202 flg.). 

118) Eine Reihe von Urkunden, namentlich aus Gegenden bes füblichen 
seutfchlands und bes Rheins, hat Befeler a. a. O. L ©. 44 bafür anges 


ihrt. 

i 119) &ie ſcheint vorzugsweiſe fränkifchen Urfprunges zu fein (vgl. Cap. 
V. 2..803. c. 7 nd findet fih auch im Kaiferr. II. c. 37 (wo Befeler 
. a. O. L. S. indeß eine dem roͤmiſchen Rechte nachgebildete Zuwendung 


46* 






- 
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aber bei ben heutigen Verhaͤltuifſen als gänzlich amtiguist betrachtet wer: 
den !90). Obgleich man nım zumellen bie Immobilien ſchlechthin als 
Erbgut behandelt hat, fo if man doch nicht überall fo weit gegangen, 
fondern man bat, vorzugamweife in: den Städten, zwiſchen ererbten und 
erworbenen Immobilien 'unterfchieben, auf jene bie Erbgutsqualitaͤt be 
fcheänkt, und das Erbgut infofern in die Grenzen bed Stammgutes 
zuruͤckgewieſen 121). Allein fo wie man beim Stammgute e6 zuweilen 
vergaß, daß daffelbe nicht in Beziehumg auf alle Erben eines gewiſſen 
Erblaſſers, fondern nur im Verhaͤltniſſe zu denjenigen, bemen ber 
Stammwater, von dem e6 berrührte, mit ihm gemeinfam war, biefe 
Eigenſchaft hatte 122)3 fo entſtand auch bei diefem Erbgute oft bie In⸗ 
confegwenz,, daß den Agnaten in Anfehung ber erft von einem Agmaten 
erworbenen und einmiag durch MWerfterben auf beffen Nachkommen in 
Erbgang gelommenen Immobilien dieſelben Befugniffe zugeflanben wur: 
den, als ob fie von einem gemeinfchaftlichen Stammvater herrlihtten!®?), 
wobei bisweilen fidy indeß Die Anficht geigt, baß diefer Erbgang ſchon 
bei ben Großeltern des Erblafſers feinen Anfang genommen haben 
müfje???), Es fehlt dabei denn auch an Streitigkeiten darüber nicht, 
ob nur die von Blutsverwandten ober auch bie von Ehegatten, unb 
ob auch bie von folhen Perfonen durch Erbvertrag ober Teſtament er: 
worbenen Güter zum Erbgute gehören 12%); und zumellen ging man fo 





iſt fie wohl aus fraͤnkiſchem Rechte hinäbergetragen, und im Iät. Lod I. c.37., 
wo eine Veräußerung vor dem Könige, aber ohne befondere Wirkung 
vor der gewoͤhnlichen gerichtlichen, geftattet wird, erklaͤrt ſich dieß daraus, daß 
bei ibm das böchfte Bericht iſt. : Be 

120) Wo ſich noch Achntiches findet, wie 3. B. Betätigung Iegtwilliger 
Verfuͤgungen durch ben Landesherrn, faͤllt bieß unter einen anderen Gefichtö« 
punkt, und Dispofttionen zu milden Stiftungen wirb mar nie mehr als giltig 
anerkennen, wo ber Pflichttheit dadurch verieht wird, obne daß ein Grund zur 
Ausfhließung oder Enterbung vorhanden. ' 

121) Süchf. Weichb. E. 20, 61, 65. Bosl. Stat. a. a. D. &.26, 3.35, 
36, ©. 29, 8. 5—7. VBerm. Sachſenſp. I. 88. d. 1. 40, d. 3. N. Luͤb. 8. 
8. I, Ik. 10, Art. 6, 8. IH, Zit. 7, Art. 2. Alt. Hamb. Gtadtr. v. 1270 
1. 8. R. Hamb. Stadtr. Th, III, Ik. 1, Art. 4 u.7. Boehmer, om- 
suit. I. P. 2. cons. 45, nr. 83 qq. Stryk, U. M. P. Tit. de bered. inst. 
$.'5. und de auco. ab Intest. Diss. VII, c. 1. S. 100. Koaipschild, 
de fideic. fam. c. 9, ‘ur. 6. Höping, de iure insign. c. 21. ar. 223, 
Ludovivi, D. de diverso iure banor. aoquis. et — Pauli, Reit 
der Erbguͤter nach Alt. Luͤb. I. F. 24. 

122) Erſt in ſpaͤterer Zeit hob man bie vernachlaͤſſigte Unterſcheldung zwi⸗ 
En rer gear und Linealftammgut wieder dervor: Poſſe, YPrlfung 
u. e w. 
128) Boutetlier, somme zurale L. 2. ch. 7.: Par coustume le- 
cale l’homme ne peut vendre son patrimeine et heritage, de per 'pere et 
de par mere luy est echeu, sinon par le gr6 et consemtement de son hoir, 
ou par pauvret6, au cas que verite seroit. — gl, auh Dreyer 1. e. 
p- 28 sq. B: 33, Fiſcher a. a. O. 16.9. 

12€) Const. olect, Sax. 12. P. II. in C. Ang. I. 87. Project ber 
Bremer reform. Stat. v. 1006 Gtat. 160 (Werd, üterrechte der 
Ehegatten Kr. 217). 5 R: 

125) In Anſehung bee Ehegatten wird dieß natürlich verneint, wenn man 
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veit, die von ſolchen Perſonen ererbten Mebilien und Forderungen 
um te zu zäblen?2%). In Anfehung dieſer Iegteveun wer denn 
ine A ung ber Verdußerungen unanwendbar 127), in Anfehung ber 


Immgbillen kam fie zumellen außer Gebrauch ?2°) oder wurde überhaupt 
zufgehoben 129); und fo geſtaltete fich hier das Erbgut als ein bloßer 
Unfpruc bed Inteſtaterben auf einen Werth des Nachlafſes, ber infb- 
fern die Natur eines Pflichttheiles hat, daß er ihm buch letztwillige 
Dispefitionen nicht entzogen werben kann ido). Disfee Modification der 
Kegel, daß bie Qualität von Stammgut ſowohl al& von Erbgut nur 
uf Imwobilien haftet, tritt noch eine andere, wiewohl nur unsigent: 
liche, Mobification hinzu, bie darin beſteht, daß auf Künkigung aus» 
ſtehende Gapftalten, welche baun in Grundſtuͤcken radicirt zu fein pflegen, 
ben fo wie eiferne Eapitalien und Grundeenten, zuweilen ben. Imme⸗ 
yilien gleichgeſtellt werden 122). Mamentlich bommt dieß bei Haus⸗ oder 
Samilienverträgen vor, bie Heim niederen Adel die Geflale fideicommiſſa⸗ 
riſcher Dispofitionen anzunehmen pflegen, und durch welche ſolche Ba- 
‚italien zuweilen ganz in das Verhaͤltniß von Stammguͤtern gebracht 
verden 102). Auch findet es fir), daß ein Erbe in Anfehung eines Ver⸗ 


jen Anfall nicht als Beerbung anficht (vgl. Ktefeder, Hamb. Verf. Th. kV, 


Koth. III, 8. 19)3 Tonf ift es En bejahen (Gosl. Stat. 4. a. D. ©. 29, 3. °/ 


I—7. Paulia a D. Note 44, und &. 81,82. Goͤſchen a. a. D. 
9. 176, Note 8), Die Vertheidiger dee verfchiebenen Meinungen bei Pauli 
1. a. O. $. 1,3. 3. In Luͤbeck wird nach dem neucften Bechte indeß das als 
tatutas, Portion Erworbene nicht als Erbgut betrachtet (Pauli a. a; O 
25). In Beziehung auf das durch Testinllige Verfügungen von Berwand⸗ 
en Erworbene find die Mehrſten dafür, daß es nach Lüb..R. zum Erbgute 
ıehöre, wenn es titulo universali Hinterlaffen fei, Wenige dafür, daß auch das 
itulo sing. Angefallene dazu gehöre (Paulia. a. D. $. 1, Zif. 3). — Das 
ande Sriterium möchte -indeß feins ob «ed ohnehin ab intestato angefallen 
päre. Ä 

126) Luͤb. R. LI zit. 10, Art. 6. Hamb. Stat. LII. Sit. 1 — Ark. 4, 7. 
klefecer a. a. O. 59. Pauli a. ea O. 9. 24 und daſ. Cit. Bgl. auch 
nten Note 143. — Nach Alt. Luͤb. R. war es ſtreitig: Pauli a. ca. O. 
.1,3f. 2, iſt auch B. nach Luͤneb. Stat. 4. 1. nicht der Fall. 

127) Doch waren in Anſehung bes Luͤb. R. nicht immer Alle dieſer Mei⸗ 
ung: ©. Klefeder a. a. D. $. 10 und baf. Git. 

128) Pauli a. a. D. $. 2% 

139) 3. 8. in Hamburg: die Aufhebung des Impugnationen der Ver⸗ 


ıffungen. 
130) Bal. Hamb. Stat. IL Tit. 1, Art. 6. Klefecker a. a. O. $. 16, 86. 
. 131) &o kurcolln. Rechtsorbn. & 95 bei Maurenbreches, rheinpreuß. 
ande. I. S. 421, und Über Renten: Mittermatar a. e. D. $. 289, Note 
‚11, 29-31. Bisweilen wird in Beziehung auf Erbverhaͤuuiſſe auch Gelb 
nd Gut, was zum Kaufhandel beſtimmt if, zu ben Immobilien gezüßlt, 
tank. Reform. ». 1509 Yol. 22. Ohrt, Anm. zur Frankf. Reſerm. p. 86%. 
132) &o im preuß. Lande. II. 4. 5. 47,48, 51, 59. Bornemann, 
ftem. Darflellung des preuf. Sande. IV. @. 550. Außerdem finh auch hier 
ur Immobilien —8 ‘von Fideicommiſſen, die men gemeinrechtlich al 
wen alleinigen Gegenftanb zu betrachten pflegt: Bteinacker, de inre fidei- 
mm. fam. sec. leg. Saxon, Lips. 183& — Auch beim @eldiehen kommt 
a Capital in die Sage eins Zomobile. P 


\ 
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moͤgens ſchon bei Lebzeiten bes Erblaffers ein erworbenes langt, 
naͤmlich bei den Vergabungen oder Erbverträgen, welche be ten 


fofort mist der Dispofition ein gleiches Hecht ertheilen, wie s 
teltaterbe am eigentlichen Erbe durch bie Geburt erwirbt 133), Be ans 
fange zwar nur auf Immobilien, ſpaͤter aber auch, und zwar mit ben» 
felben Erforbernifien der Errichtung, auf ein ganzes Vermögen und auf 
Fahrniß als Theile eines foldhen angewendet worden 1?*). Gleiche Stel 
lung wie der geborene Inteſtaterbe zum eigentlichen Erbe, hat auch bie 
Ehefrau bei der wahren Gütergemeinfchaft durch die Eingehung ber Ehe 








an dem ehelichen Vermögen, weßhalb fie auch im teutfchen Sinne mit 


vollem Rechte als Erbin ihres Ehemannes bezeichnet wird!?8). Jedoch 
lgt es aus ber Natur der Sache, daß wer zu einem Bermögen in 
dem Verhältniffe eines geborenen SInteftaterben fleht, in Anfehung ber 
Veräußerung einzelner Güter aus benfelben nicht die Befugmifie har 
ben kann, welche ein folcher in Anfehung der Veräußerung der Stamm: 
güter hat, weil er nicht, mie biefer, Erbe ber einzelnen Güter als 
ſolcher iſt 12%). Der roͤmiſche Grundfag: hereditas viventis. non da- 
tar !ST) iſt daher auf bie teutfche Erbfolge in Fahrniß und Forderungen 
als befondere Güter und auf die damit verbundene Schuldenhaftung 
allerdings anmendbar; und ebenfalls denn auch auf die Erbfolge in ein 


Vermoͤgen, felbft dann, wenn biefe an bie Stelle ber teutſchen Erbfolge 


in Immobilien, mit Untergang des Metracted, wiewohl zumeilen unter 
Beibehaltung des Grunbfages: ber Todte fegt den Lebenben in bie Ges 


“were 137°), vermöge roͤmiſcher Anfichten getreten if. — Geborene Im 


teftaterben in Anfehung einzelner Güter gibt es, wo Hausvertraͤge, 
teutſche Familienfideicommiſſe oder. Iehnrechtliche und hofrechtliche Nor⸗ 
men dem Eindringen des roͤmiſchen Rechtes gewehrt haben, naͤmlich bei 
den Stamm⸗ und Fideicommißguͤtern bes Adels und bei ber Grund⸗ 
herrlichkeit unterworfenen Bauerngütern auch jegt noch, indem fich bier 
von dem Vermögen bes jedesmaligen Inhabers eines ſolchen Gutes dies 
ſes in der Art außfondert, daß es vermöge des ben Inteſtaterben bei 
ſeinem Leben ſchon zuſtehenden Rechtes ſeiner freien Dispoſition in Be⸗ 
giehung auf Veraͤußerung entzogen it). Man hat ur Erbfolge 


—— — — 


188) S. Mittermaier a. a. O. 5. 456, Note 9, 18 fig. 

134) el. oben Note 95. - 
- 4185) Bel. in biefem Werke den Art. Guͤterrechte ber Ehegatten. 
Was der Ehegatte aus ber Ghtergemeinfchaft erhält, ift in Luͤbeck Erbgut: 


. Yauli, Erbe. $. 27. 


136) Val. Mittermaler a. a. D. $. 454, Rote 10—12, 17 fig. 
137) Rämlih in dem Sinne, daß ber Erbe bei Lebzeiten des e daſſer 
noch überall Fein eine edit (ins quaesitum) hat. 
m er Bol ttermaier a. a. D. $. 466 und daſ. Eit., auch cben 
ote 101 
138) Die Behauptung, daß ber Succeffor in ein Kamilierfideicommiß 


Aworunter 5 hier nur cin folches verftanden werden Tann, welches bee Erdlaſſer 


An Anfehung des von ihm verlafienen Gutes für feine Snteftaterben errichtet, 
weil es fonft außer den Grenzen ber Inteflatfucceffion liegt) fein Recht Bier 
yom erften Erwerber (ober beffer Stifter) ableite (Wefeler, Grbvertr. I 
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‚fe als eine successio ex pacto et providentia maiordin bezeichnet 180), 
Hilein da man den Grund bdiefer Benennung body nicht darin fegen 
vill, daß Vorfahren den Stoff zu dieſer Succeſſion geliefert haben: fo 
yaßt fie hier nur infofern, als die Sürforge des Stifters eines Kamilien- 
fideicommifjes dem Gute erſt die Unverdußerlichleit beigelegt und es da⸗ 
buch in die Lage von Stammgut gebracht hat, ober ein gemeinfchafts 
licher Stummvater diejenigen, welche bereits nad ihm gefeglih zur 
Suceceffion gelangt, aber durch feine Dispofition von der Herrſchaft über 
das, Sut einftweilen zu Gunſten von Miterben ausgefchloffen worden, 
zu bderfelben ducch eine befondere Succeffionsorbnung wiederum berufen 
hat 180). — Nur Männer oder Väter find indeß Stammfubjecte oder 
Familien⸗ ober Geſchlechtshaͤupter, nie Meiber obere Mütter. Daher 
kann auch zu dem Gute eines Weibes Niemand von ihm felbft ge⸗ 
boren werden, und als Weiber zum Eigenthum an Grund und Boden 
gelangten (unten III.), Eonnten fie au aus dem Grunde, daß biefes 
Gut die Eigenfchaft eines Yamilienfiges Habe, von Seiten ihrer Kinder 
und dern Abkönfnlinge in der Dispofition über bafjelbe eben fo” 
wenig befchränft fein, als fie es in Anfehung. ihres fonfligen Gutes 
waren1*). Da indeB bie durch die Idee des Zugehörigfeins zu einem 
Samilienfige zwar hervorgerufenen Erbfolgenormen auch auf andere Güs 
ter zur Anwendung kamen, bei benen jene Idee ſich nicht realifirt fand, 
fo konnte bier der von ihre abhängende Unterfchteb zwifchen dem’ 


Abth. 2, S. 62. Mittermaier' a. a. D. $. 449, Note 2), und, die aͤhn⸗ 
liche in Anſehung der Bauernguͤter aufgeſtellte Behauptung (Dittermater 
a. a. O. $. 497, Note 5, 6, 7, 17, 18), kann man nur inſofern als richti 
anerkennen, als dadurch beftritten werben foll, daß ber Anerbe ſchon, ehe er na 
der gefeglihen Drbnung zur Ausübung feines Rechtes berufen fei, fein Recht 
auf feine Nachkommen transmittire (vgl. unten Note 528, 529), unb daß 
bei allen Bauerngütern jenes Verhaͤltniß ftattfinde. — Auch p einem Bauer⸗ 
gute kann ein Erbe geboren werben (ſaͤchſ. Landr. IL. 59. $. I). 

139) Müller, de proyidentia maior. Jen. 1693. Jenichen, in 
thes. iur. feud. IH. p. 403. (Bgl. auch unten Note 462.) Struben, rechtl. 
Bed. IV. Bed. 146. Runde, teutfch. Privatr. $. 695. Eichhorn, Einl. 

. 867, vgl. mit Befelera. a. O. II. S. 63. Struben, de iure villic. 
II. 8.31. Pfeiffer, pract. Erdrt. IV. ©. 128. Spangenberg, pract. 
Erdrt. I. ©. 292. Runde, von der Interimswirtbichaft ©. 153. . 

140) Bgl. unten nach Note 240 und Note 525. Werben übrigens dergleichen 

Hausverträge in der Art gefchlofien, daß ber Vertrag ein neues Erbrecht bes 
ruͤndet, wie wenn mehrere Erben untereinander einen Vertrag über bie Erb⸗ 
olge fchließen, fo gehören fie ben Erbverträgen an. 

141) Die Befhräntung müßte alfo hier von einer anderen Seite kommen. 
Zunaͤchſt entfprang fie aus dem Rechte ihrer eigenen Berwandten auf 
den esentuellen dereinftigen Wieberanfalls wo dieſes burch Gütergemeinfchaft 
aufgehoben war, aus dem Rechte des Ehemannes (da, wo dem Manne 
nur mundium zufteht, befchräntt er die Frau ebenfalls, aber die Beſchraͤnkung 
buch deren Verwandten fäut nicht hinweg: Schwäb. Landr. 34. 9. vgl. 
76. bei Send. 277 8. 2, 263 $. 3, 4, 313 8. 1)3 wo jenes durch das Dafein 
von Kindern (vgl. Züt. Lov I. 85. und Paulſen, im, ſtaatsb. Mag. II. ©. 
342), diefe Bcrhältniffe durch die Auflöfung der Ehe ackgeſchloſſen waren, da 
— es tines beſonderen Grundes, um fie in ihren Dispoſitionen zu bes 

ranken. x N 


S 
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vaͤteelichen und Wuͤtterlichen Gute verſchwinden, was ber Natur ber 
Sache nach bei ber Gütergemeimfchaft eintreten mußte. Und bei dem 
ehelichen Güterverhältniffe, welches man ale die. gefammte Hand 
bezeichnet, bei dem während ber Ehe beide Ehegatten in Anfehung aller 
Güter condomini find 12), mußte die Mutter in Beziehung auf das 
Vermögen fchon während der Ehe als ein Familienhaupt neben dem 
Vater erfcheinen. Beſchraͤnkungen in der Dispofitionsbefugnig während 
ber Ehe durch die Kinder iſt fie jedoch felten unterworfen!*?), und 
bei ber gefanımten Hand gilt, zumeilen indeß mit geringen Mobificatio« 
nen, bafielbe vom Water!*),. Allein abgefehen von dieſem Verhaͤlt⸗ 
niffe, bei dem ſchon eine theilweife Veräußerung bes väterlihen Erbe 
buch, Eingehung ber Ehe vor ber Geburt ber Kinder flattgefunden hat, 
Tann dann, wenn bei dem Tode des Waters nicht an defien Stelle un» 
mittelbar ein Vormund ber Kinder, ſondern vielmehr die Frau und 
Mutter in bie von ihm verlaffenen väterlichen Verhaͤltniſſe einteite 1%), 
biefee Eintritt auch ihr But ergreifen, fo daß ihre Kinder in. Anfehung 
deffelben diefelben Rechte haben, welche ihnen bei Webzeiten ihres Bäs 
ters fchon an beffen Gute zuftanden. Es ift aber auch ferner eine dem 
teutfchen Rechte nicht felten geläufige Anficht, daB das in berfelben Ehe 
vereint gewordene Gut einen Compiler bildet, dee im einer beſonderen 
erbrechtlichen Beziehung zu ben Kindern biefer Ehe ſteht 1%), in den 
fie bei Auflöfung dee Ehe fofort zue Succeffion gerufen find, infofem 
nicht die Rechte, welche dem Ueberlebenden als Familienhaupt zuſtehen, 


— — — 





142) Bgl. in biefem Werke den Art. Guͤterrechte ber Ehegatten. 
— Kennzeichen biefes Werbältniffes ift, daß neben fogen. Gemeinſchaft gegens 


f a g° —— der Ehegatten vorkommt (Stadtpriv. dv. Fraiburg [im Breis⸗ 
u . 8 


. Gtadtrobel Art. 25, 26. Beſcheid des Gtahtratbes zu Hildes⸗ 
eim v. 1599 [bei G. L. Böhmer, electa iar. civ. III. p. 11.]), wienohl 
bei unbeerbter Ehe das Kallrecht (vgl. unten Rote 216, 386) eintreten Taun 
(vgl. Euler a. a. D. S. 51 flg.); was freilich mit dem Weſen der gefamnıs 
en ra nur bann im Sinklange flieht, wenn fid von ben Beerbtſein der Ehe 
abhängt. 
115) Jedoch zuweilen (vgl. &tabliss. de Louis IX. 1.1. ch. 64. Ordenn. 
des Rois de France I. p. 156. Lauriere in den Anmer.); aber nicht gerade 
blos in Anfehung des Ererbten (vgl. Juͤt. Eov I. c. 39. aber Seelengaben, wo 
jedoch Eimwilligung bes Mannes die Gabe giltig macht) , fondern auch In Ans 
fehung anderen Gutes, welches ben Kindern verbleiben fol, z. B. Kleinodien 
(Hugsb. Stat. v. 1273 bei Bald, verm. Beitr. IV. ©. 257), oder insbes 
fondre zu Gunſten des Mannes (Frankf. Reform. v. 1509 Kol. 19. Orth 
a. 0: D. S. 362, N. Luͤb. 9. I. Kit. 6, $. 1). Auch den Dann befchränten 
fonft die Kinder in Anfehung von Dispofitionen über das Gut ber Fraz 
nicht, nach fchwäb. Landr.. 8. 

144) Freib. Stadtpriv. S. 88. Stadtrodel Art. 27. Bamberger Stabtr. 
herausg. von 38dpfl $. 313, 284, 358, vol. mit 861, jedoch auch IKB, und 
35 pfĩ a. a. O. ©. 186, Note 55 fo wie.andere Gtatute bei Euler a. a. 
D. &. 14, und Aber das alte Frankſ. R. ebendaf. ©. 37, 38. Kaiferr. IL 
96.: .. was gefa hant thut dag fal ftebe fin. 

145) Bon der röhiichen patria potestas iſt babei natuͤrlich nicht bie Rebe. 
Bgl. Über das Verhaͤltniß unten Note 587 fig. : 

15a) Vgl. unten Rote 350— 353, 
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fie in der Augübung des dadurch erworbenen Rechtes beſchranken. — 
Diefe Anſicht, daß den Kindern fofort bei Auflöfung ber Ehe ſchon ein 
ius success.onis (in der romaniflifchen Bedeutung!*5®)) erworben fei, 
fcheint vorzüglich bei der gefammten Hand der natuͤrlichſte Grund zu 
fein, daß der Überlebende Ehegatte auch feinen eigenen Antheil an dem 
in der Ehe vereinigten Gute im Falle des Vorhandenfeins von Kindern 


nicht giltig verdußern kann. Diefes, uber nicht ausfchließlich, bei der 


gefauimten Hand fid) findende, auch jest particularrechtlich zumeilen noch 
befiehende VBarhältniß nennt man die Berfangenfhaft!). Es er⸗ 
greift im Sinne dieſes Wortes auch das Gut der Mutter 127), fo wie 
ed denn auch, wo ed, was ſich zumeilen findet 147%) " während der Ehe 
befteht, bei wahrer innerer Guͤtergemeinſchaft baffelbe ebenfalls ergreifen 
muß1#®); und zumeilen iſt es wicht auf das unbewegliche Gut beſchraͤnkt 
geblieben 149), ſondern auf alles und jebes Gut ausgedehnt worden !50), 
Gewoͤhnlich ſchreibt man hier den Eltern nur einen Nießbrauch zu 101); 
allein da jene Beſchraͤnkung dem zeutfhen Eigenthume überall nicht 
fremd iſt 62), und die Kinder nach dem Tode beider Eltern als Erben 


145b) Kal, oben nad Rote 107 und unten Note 153, Cine successio 
anticipata findet hier auch mit And. Runde, Zeitfchr. für teutſch. R. VII. G. 34. 


146) Fiſcher, Geſch. der teutfch. Erbf. I. ©. 233 fig. Dewies, Lichte, 


ſtrahlen in das Werfangenfchaftsrecht, der, &. 75, es als gemeines teutfches 
Recht betrachtet, wogegen aber bereits Phillips, Privatr. IL &, 136 fig. — 
Mittermaier a. a. D. 8. 486, Note 44, 45, 5. 438, Nr. I. 

147) Mittermaier a. a. D. $. 638, Rote 17. - 

147a) Lüb. ®. v. 1270 bei Westphall, c. III. p. 640. 

148) D. h. bei derjenigen, wo bad Gut nur eine Maſſe bildet, die Shen 
gatten nicht condomini find, fondern ber Ehemann nach außen hin Alleiniges 
Subject des 8 end und bie Frau nur feine Genoſſin ift (vgl. in biefem 
Werke ben ‘Art. Süterrecht ber Ehegatten Bb. IV, G. 922), wo dann 
nicht von einer gegenfeitigen, wohl aber von einer Erbfolge ber Frau nad) dem 
Tode des Mannes die Rede fein Lamı. 

149) Auf Immobilien befcgräntt nach Freib. Stabtpriv. ©. 33, Stadt⸗ 
robel Art. 28. Bol. das die Verfangenſchaft aufhebende neue Stabtr. v. 1520 
8. 56 b. Weber das alte Frankf. R. Eulera. aD. ©. 40 fig. Nament⸗ 


lich — Württemberg herrſchte unenbliche Verſchiedenheit: gif er a. a. O. 


Ss 247 fig. 

150) Bamb. Stabtr. $. 282, 252, 246, 247, 261, 253, 841, 889, 347, 
48 (vol. Zdpfla. a. D. 8. 48), 805. 

151) Fiſcher a. a. DO. &. 250 fit. Mittermater aa. D. $. 438, 
Rote 21. In Beziehung anf das Bamberger Recht: Idbpfla. a. D. 8.191, 
und bagegen Euler a. a. O. ©. 31. — Die Urfache Ift wohl die, baß man 
mit dem Rechte ber Kinder cin Eigenthum des parens nicht vereinbar hielt, 
yeffen Recht unter den roͤmiſchen Geſichtspunkt ftellte, und burch sinen Nice 
auch deſſelben ein ganz ähnliches Verhaͤltniß entflcht. 

162) Denn regelmäßig find fie, wenigftens ‚fo Lange fie nicht zur anderen 
She fchreiten, und dadurch zumellen einige Modificationen entftehen (Bamb, 
Stabtr. 245, 248, 249, 254, und über altes Frankf. R,: Euler.a a. D. 
3. 47 fig.), nicht befchränkter als jeber Eigenthämer von eigentlidhem Grbe, 
o daß fie im Falle ber Roth veräußern können (Bamb. Stabtr. 246, 247, 251, 
52, 253, 84. Euler a. a. O. S. 42 flg. Fiſcher a a. O. ©. 261 fig.) 
Zie haben Beſig und Rutzen (Bamb. Stadtr. 8. 249), mas im teutſchen Rechte 
ſerade bie Ausubung bes Eigenthums bezeichnet. 
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die Dispofition über ba8 Gut erlangen?#®), fo kamm es nur ba unter 
biefen Begriff geftellt werden, wo die Natur des Verhältniffes darauf 
führt; in weihen Falle aber der Name ber Verfangenfchaft wenigſten⸗ 
nicht paßt, fondern ein bloßer Beifig13%) des überlebenden Parens 
Rattfindet '°°). — Bei ber geſammten Hand fcheint die Natur bed Ben 
haͤltniſſes nicht dafür zu reden; wohl aber wenn fonft bei dem überle 
benden Bater in Anfehung des mütterlichen Gutes jene Befdyrän: 
Bung ſich findet13%). Denn ein Eintreten bes Vaters in das muͤtter 
liche Verhaͤltniß tft, wo keine gefammte Hand befleht und die Muttn 
nicht neben ihm ale Kamilienhaupt erfcheint, unmöglich, weil basjenige, 
was biefes umfaßt, fchon in feinem väterlichen Verhaͤltniſſe enthalten 
ift. Er kann alfo in ſolchem Kalle mir In reine Vermoͤgensrechte feiner 
Frau vermöge eines nur ben Fruchtgenuß umfaffenden Erbrechtes (por- 
tio statutaria) eingetreten fein, während bie Proprietät auf feine Kinder 
vererbt iſt. Daffelbe kann indeß auch bei dee Mutter in Anfehung dei 
vor Vater verlaffenen Gutes flattfindenz; was ins Zweifel dann anpı- 
nehmen ift, wenn nämlich, wo Beine geſammte Hand befteht, ihr Recht 
nicht durch die Eingehung einer anderen Ehe erliſcht 107). Beim Bater 
kann aber auch jenes Recht in Anfehung bes mütterlichen Gutes der 
mit ber roͤmiſchen väterlichen Gewalt verbundene Nießbraudy fen. Wo 


153) Berner Handv. Art, 42. — Mit bem Tode be# erfien parens tm 
langen bie Kinder die Wart, mit bem Tode bed zweiten tritt der Faß ein 
(Bamb. Stabtr. $. 358, 309, 310, 26. S. auh Eulera. a. O. ©. 39), 
und. daraus erklärt es ſich ohne Widerſpruch, daß bie Kinder aus nachfolgenden 
Ehen von bem Gute ausgefhloffen find (Freib. Stabtrobel Art. II vgL mit 
Berner Hanbv. Art. 48. Euler a. a. D. ©. 16. Bamb. Otabtr. $. 359, 
860. Kaiferr. Il. c. 53). Denn beim Tobe bes erften ift das Kint geerbet 
med dem Bude: Kafferr. IE. c. 97. Bol. au Dewies a. a. D. ©. 205. 

154) Wo fi der Beiſitz findet, iſt wohl urſpruͤngüch Rutz und Gewer ges 
weien, wie in Frankfurt (vgl. Euler a. a. D. ©. 40 flg.), mb nur ber 
an dem römifchen Eigentpum hat es veranlaßt, daraus einen Riefs 

auch zu bilden. 

155) Dann ift bas Gut bes vorverſtorbenen parens, woran der Beiſit 
flattfindet, bevolvirt (an bie Kinder), bas Gut bes überlebenden, welches fer 


ner freim Dispofition entzogen iſt, vinculirt. Db biefe von dem beigifchen 


Juriſten Stodmanns (tract. de iure-devolat. Francof. 1648. und fouf) 
aufgebrachte unterſcheidung in einem beflimmten Lande anwendbar tft, Tann 
zwar fehr zweifelhaft fein, wie es auch bei dem Juͤlich⸗Berg'ſchen Rechte ber Fall 
tft, mo aber auch das (von bem jene Unterfcheidung verwerfenden Demies a. 
a. D. Gap. 2, &. 32—54, behauptete) Inſtitut der Gemeinſchaft der Im 
mobilten nicht weniger beflritten und zweifelhaft iſt. &. darüber Euler a. 
0. D. ©. 21 fig. — Dem Wefen der gefammten Hand wiberfpricht aber dieſe 
Unterfchelbung allerdings, Ä . 
156) Daß bei der Berfangenfchaft das Verhaͤltniß bes Vaters auf einm 
anberen Grunde berube, als das bes Mutter, hat bereits Fiſcher, a. a. D. 
©. 233, bemerkt; aber wo geſammte Hand befteht, {ft dieß nicht begründet. 
157) Denn erlifcht es in dieſem Zalle, fo erfcheint es als bloßes Witthum. 
Beifpiel des Tebendlänglichen Nießbrauches, und zwar zu 14 kraft ehelichen 
Rechtes, zu F kraft Elternrechtes im bad. Landr. Taba. — Bei ben lera 
eht ein gleiches Verhaͤltniß. Vgl. oben Rote 11a. 
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an das Inſtitut der Verfangenſchaft alsfruͤher 100) ober als jetzt noch, 
fe namentlich. in Berg und Juͤlich 109), beſtehend anſieht, da mag 
fen Grundlage zuweilen ein bloßer Niegbrauch bes Weberlebenden und 
e Erbguts qualitaͤt feined eigenen Gutes ſein 160), welche (mo Beine ges 
ımmte Hand befteht) dem väterlichen Gute and) während der Ehe ver: 
lieben, dem mütterlichen Gute aber duch das Eintreten in die Stelle 
es Vaters ald Familienhaupt bei Auflöfung bee Ehe zu Theil geworben 
in Tann 19), 

II. Inteſtaterbfolgerecht iſt die, von Dispofitionen eines 
Echlaffers unabhängige, Berechtigung, in von ihm verlaffene Vermoͤgens⸗· 
erhältniffe einzutreten; oder das In gleicher Art unabhängige Recht, 
u der ihm bisher zugeflandenen Ausübung von Vermögensrechten zu 
elangn. Im erſten Falle iſt es, das ius succedendi, ein Status» 
erhältniß, eine Befugniß zu erwerben, welche bereits eine Beziehung 
uf ein beftimmtes Object erlangt hat 102); im zweiten Kalle ift es 
in ius successionis in Beziehung auf deſſen Object, ein bereits erwor= 
enes Vermoͤgensrecht, deſſen Ausübung noch duch das Recht eines 
Anderen, in Beziehung auf ben es ius succedendi ift, gehindert wird. 
56, fegt, tie jedes andere Mecht, Rechtsfaͤhigkeit der Perfon überhaupt - 
‚oraus, bei fogen. phufifchen Perſonen alfo das Geborenfen. Teutſche 
Beſetze fordern aber auch, baß der Geborene bie vier Wände und bie 
Dede der Wohnung gefehen oder befchrieen habe er), mas aber, und, 
ben fo wohl auch das im nordifchen Rechten vorkommende Erforberniß 
ber Taufe 16%) auf den Sal befchränkt werden muß, wo er fo bald nach 


158) In einer großen Ausdehnung nimmt feine Gütigkeit Fifcher, a. a. 
D. ©. 240, unter Inführung einer großen Zahl von Statuten, an. Vorzugs⸗ 
weife will man «8 ba finden, wo falifches und runloe Recht gegolten. — 
Es kam auch in Laͤndern vor, wo jest der Code Napoleon gilt, wie im Elſaß 
und Baden. Vgl. Mittermater a. a. D. $. 436, Nr. IV. — Viele Rach⸗ 
en ‚ namentlich in Beziehung auf die gefammte Hand, bei Euler a, a. 


159) Auch in Geldern, Brabant und Flandern. Vgl. Mittermater a. 
1. D. 8. 4386, Note 44, und daſ. Cit. j 

160) Daß das Berhältniß in Anfehung der Mutter aus bem Witthum ent⸗ 
prungen, nimmt Fiſcher, a. a. D. S. 236, an, unb in den cout, de Namur 
a. 25. wird auch in der That ihr Nießbrauch an ben Gütern bes verftorbenen 
Mannes douaire genannt, Dieß Witthum pflegt dann aber lebenslängtich zu 
fein. Bgl. die Beugniffe bei Fiſcher a. a. O. IL. (Urkundendb.) S. 108 fig. 

161) Daß blos in Anfehung des Erbgutes, welches die Mutter befigt, und 
mar erft von ber Zeit ihres Wittwenftandes an, und zu Gunften ihrer Kinder, 

e bie Veräußerung, außer dem Falle der Roth, — iſt, findet ſich auch 
in den franzoͤſiſchen coutumes: Grand coutum. de France l. 2. ch. 27. 
Ragneau, glossaire du droit Francois T. II. p. 206. 

162) Val. meine SIbentität u. f. w. ©. 13, 426, Note 59. 

168) Sächf. Lehnr. E. 20 vgl. mit etabliss. de 8. Louis. I. 11. Gosl. 
Stat. a. a. O. 3. 18, &. 5—7. Magdeb. Schöffenurth. bei Haltans p. 
2025.; andere Zeugniffe bei Grimm a. a. D. ©. 7%, und felbft noch das 
Bifenahen Stat. v. 1670 Th. 1, Tit. 4, Art. 7, und Lüneb. Stadtr. II. 1. 
%, fordern dieß. 

164) Vgl. Züt. Lov I. 6. 1 vgl. mit ©. 2. 
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ber Geburt geſtorben iſt, daß es an anderen Yeußerungen feiner Tha— 
tigkeit fehle"). Hewtzutage folgt man in dieſer Beziehung dem roͤmi⸗ 
fchen Rechte 19%. Es ſteht entweder Blutsvertvandten ober anberm 
Derfonen zu; jenen regelmäßtg, biefen ausnahmsmweife und ans beſonderm 
Stränden, wiewohl zuweilen die Ehe ein eben fo regelmäßiges Erbfolge 
recht gibt als bie Blutsverwandtſchaft; und darnach unterfcheiber man 
eine suceessio ab intestato ex iure sangufkis oder ex speciali fünda- 
mento!0), Das der erfleren iſt bald ein beſonders bevorgugtes, ein 
qualificietes, wenn ihm, wegen eines befonderen engeren Familien: 
verhästniffes des Berechtigten zum Erblafſer, ein bie übrigen Biustävers 
wandten ohne Ruͤckſicht auf beren Bermanbtfchoftöndhe ausfchliefenber 
Vorzug beimohnt; bald ein einfaches, wenn ihm ein folcher ſehlt — 
Es find indeß nicht alle Blutoverwandten diefes Mechtes theilhaft. Im 
Anſehung des eigentliden Erbe ober bes Stammıgutes , fe weit es 
fi) in feiner urſpruͤnglichen Bedeutung erhalten hat, find Alle diejerigra 
ausgeſchloſſen, welche nicht zu demſelben geboren find. ae der if gu 
dem Exbe geboren, ber als Familienglied, alfo im einer bitegerlich gil⸗ 
tigen ober in einer rechten Ehe geboren ober gezeugt, alſe kein 
uncheliches Kind (Sedekind, Speifind, Wanbürtiger) if, den das teutiche 
Recht zu keiner Familie zähte%). Es find alfo ausgefchleffen: a) bie 
jenigen , welche außer ber Ehe geboren find, ohne in einer reiten Ehe 
gezeugt zu feinz b) diejenigen, welche in einer Blißhenrath gezeugt ober 
geboren find; und c) die Adoptivkinder. — In Anſehung der erfteren 
will man indeß bald auch diejenigen ausfchließen, welche vor ber 
Ehe gezeugt, wenn auch in rechter Ehe geboren find; bald diejenigen 
als erbfolgeberehtigt gelten Laffen, weldhe entweder durch 
nadjfolgersde Che oder durch eine legitimatio plega per rescrietum 

principis legitimiert find. — Beides beruht indeß auf dem keutfihen 

Rechte urfpränglih fremden Begriffe von ehelichen Kindern. — Die 

Conception vor der Ehe, ober vielmehr die Geburt des Kindes zu einer 
Zeit, nach welcher die geſetzlich zu praͤſumirende Gonceptiondgeit vor bie 
Eingehung ber Ehe fällt, hat auch nach römifchem Rechte Feine andere 
Bedeutung in Beziehung auf eheliche Geburt des Kindes, ats daß die 
Praͤſumtion für die Erzeugung durch den Ehemann hinwegfaͤllt ?®), raubt 


169 Die Note 163, 164, 168 ecit. Stellen reden von dieſen Kalle ober 
deuten auf ihn hin. Arg. Leg. Alam. c. 91.: .. et inſana vivus remanserit 
aliquanto spatio vel unius horae... et... testes habet pater eius, 
ui vidissent illam infantem oculos aperire et potuisset culmen demus vi- 
ere et quatuor parietes ... 

166) Schon das ſaͤchſ. Lauer. I. 383. und das ſchwaͤb. Landr. ©. 38 br 
gnügen ſich mit einem Zeugniffe über das Seben; und ebenſo: Magbeb. Schi 
fenurth. bei Böhme, biplom. Beitr. VI. 145. 

167) Bgl. Thibaut, Syſtem des Pandektenr. 5. 854. 

168) Grimm a. a. D. ©. 475, wo fih no andere Benennungen fins 
den, Mittermaier a a O. $. A6, Rote 8. 

169) Denn bie Regel it: pater est quem nuptisa demonstrant, urrh daß 
ber, welcher sine legfltimo matrimonio nascitur, ber Mutter felgt: L. 
24. D. de statu hom. (1. 5.) Dagegen gilt mur ber Beweis ber Unmeöglid: 





— — 
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fe dem Kinde die Egenfchaft eines chelichen nicht, ſobald bie Erzeu⸗ 
zung durch biefen von ihm anerkannt oder gegen ihn erwieſen wird 170), 
Pur dann wird auf die Conceptionszeit gefehen, wenn dadurch dem Rinde 
ver Status ber Freiheit vindicirt werden kann !?!) ober bie Frage ent⸗ 
fteht: in weffen patria potestas bag Kind fiehe!72)? nicht aber in 
Beziehung auf bie Frage: ob es in der patria potestas ſtehe? — Es 
Bann aber auch in Beziehung auf die Frage: ob Jemand Familienglied 
im. teutfhen Sinne feit auf die roͤmiſche patria potestäs uͤberall nicht 
einmal anlommen. Unter ben teutfchen Quellen berührt zuerſt das ſaͤchſ. 
Landr. den Kal, daß bie Conceptionszeit eines von einer Ehefrau ger 
bornen Kindes nicht in bie Zeit der Ehe fällt, und fagt keineswegs 
ſchlechthin, daß es als ein uneheliches gelte, fonbera mur, baf man ihm 
die Eigenfchaft eines ehelichen beftreiten Eönne!?®); womit noch 
Aberall nicht gefagt iſt, daß das Kind nicht durch den Beweis feiner 
Zengung von bem im Rede flehenden Ehenmune bie Anerkennung als 
eheliche® Kind erlangen koͤnne 172),. Ueberdieß fest aber auch que ſolche 
Beflimmung fchon die dem urfpränglichen teutſchen Rechte gewiß fremde 
Anficht voraus, daß In anderm Fällen jener Stasus nicht angefochten 


keit, daß der Water ber Erzeuger ſeiz welcher aber dann ſchon gegeben iſt, wenn. 
das Kind vor Ablauf des 182. Tages nach Eingehung ber Ehe geboren ift, 
während er noch erforderlich wird, wenn die Geburt fpäter erfolgt: credendum 
est, eum qui ax iustis nuptiis septimo mense natus est, iustum filium esse 
(1.. 12. D. eod. Bgl. L. 3. ©. 12. D. de suis et legitimis etc. [38, 16.]). 
— Anders it es aber In Anfehung besjenigen, der nach Auflöfung der Che, 
alfo wicht ex mupfüis, natus est unb zwar zu ſpaͤt. Dieſer ift unbedingt aus⸗ 
geſchloſſen (L. 3. $. 11. ed) 

170) Beno, L. 5. C’’de natural. lib. (5. 27.), fchließt diejenigen, denen 
noch keine Concubinenkinder geboren find, von ber legitimatio per subsequens . 
matrim. aus, weil fie dafielbe ja durch Eingehung ber Ehe erreichen Tönnten, 
und Zuftinian in L. 10. 11. C. eod. macht alles von ber oditio vor obır 
nach Eingehung der Ehe abhängig. 

171) L. 11. €. cit, 

172) Bgl. 8.9. J. ar mod. ius patr. pot. solvitur. (1. 12.) 

173) Saͤchſ. Landr. I. 86. 

174) um fo weniger, als imn teutfchen Rechte eben der Weifchlaf dasjenige 
Moment it, von bem die Wirkungen der Ehe abhängen, fo daß in früderer 
Zeit die Kirchliche ans oder Pie: auch erft nach bemfelben erfolgen 
Eonnte (Grimm, R.⸗A. ©. 484, 435). Daß es unerweislich fei: benedictio- 
nem sacerdotalem pro forma legitimae nativitatis desiderari, meint auch 
Leyser, spec. 298. med. 4, Auch Concubinenkinder werden in älteren 
Quellen, in denen Fein Unterfchleb zwifchen Erbe in eigentlihem Sinne und 
anderem Gute hervortritt, nur bem ehelichen Söhnen nach gefegt (L. Longoh. 
Roth. 158. 159. 160., wonach aber die filiae und bie proximi, flatt lepterer 
auch bie curtis regie, mit ihnen concureiren, während fie nad L. Long, 
Laitpr. I. 1. von ben filiae ausgefchloffen werben), und gleiches gilt von ben 
mät einer ancilla gezeugten (L. Baiayv. tit. 4. S. 8.), und in Ermangelung 
ebelicher Söhne Eonnte ihnen auch durch väterliche — ein Erbfolgerecht 
In eigentliches Erbe ertheilt werden, nach Form. culfi app, ar. 52. — 
Umehcliche,, vom Water gehörig anertannte Kinder werben nur in ber Concur⸗ 
rertz mit deſſen ehelichen. Kindern in gleichem Verhaͤltniſſe wie Weiber neben 
Männern zurücgejent nach Juͤt. Lov L c. 2L, 
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werden koͤnne; und fie fehelnt daher roͤmiſchem Einfluffe ihren Ucfpreng 
zu verbanten 175), Die Idee, daß das bereits vor der Ehe vom 
manne gezeugte, aber in ber Ehe geborene Kind Familienglied fei 
ſpricht fih auch in bee früher zuweilen vorfommenden Trauungsform 
aus, bei ˖welcher bie bereitö vor der Trauung geborenen Kinder biefer Au 
unter dem Mantel der Mutter gleichfam als Embryonen mit zu Theũ⸗ 
nehmern bes Actes gemacht wurden ; und daß fogen. Mantelkindern, 
worunter man ‚denn alle durch nachfolgende Ehe legitimirten Kinber ver 
fleht,. die Inteflaterbfolge in das, dem eigentlichen Erbe in Beziehung 
auf Anteftaterbfolgerecht, gleichftehende, Lehen geflattet worden, dafuͤr fehlt 
es nicht an Beifpielen!?°). Fuͤr fie fpricht ferner, daß Particulatgeſetze 
zumellen den von’ Berlobten, ohne daß es zut Eingehung ber Ehe zwi⸗ 
ſchen ihnen gekommen ift, ober ben fogen. Brautfindern, gleich 
ehelichen Kindern das Inteflaterbfolgerecht geflatten 77). Allein gemeine 
rechtlich koͤnnen weder Mantellinder nody Brautkinder ale Samiliengfeber 
ihtes Eigeugers betrachtet werben. Und fo wie in neuerer Zeit von jener 
Zrauungsform fid, Feine Spur mehr findet, fo fordert auch die gange 
bare Doctrin bes heutzutage gemeinen römifchen' Rechtes zur Eigenfchaft 
eines ehelichen Kindes die Eonception in der Ehe!7?), eine Anfict, 
die für das teutſche Recht in feiner Entwidelung unter dem Einfluſſe 
bes roͤmiſchen Rechtes eine entfcheibende Stüge darin findet, daß das 
ſchwaͤbiſche Lande. dasjenige Kind, welches in ber Ehe zu früh ge 
boren wird, ſchlechthin von der Erbfolge ausſchließt und zur Eigenfchaft 
eines ehelihen Kindes, im Gegenfage des Iegitimirten verlangt, baf es 
fhon im Mutterleibe ein Ehetind gewefen???). Wenn man daher 
bin and wieder eine Darftellung findet, nach ber bloß Geburt in ber 
Ehe bie Eigenfchaft eines ehelichen Kindes begründet, fo erfcheint es 
nicht außer Zweifel, ob dieß nicht blos einer Ungenauigkeit des Ausdrudes 
zuzufchreiben fei!80), und man kann fi dadurch nicht abhalten laſſen, 


. — — —— 


175) Es fehlt auch nicht an einem Äußeren Grunde bafür, indem die Bes 
fimmung in bem niederteutfihen Zerte ber Zobel’fchen Ausg. ded Sachfenfp- 
ganz fehlt, und in einer Görkiser Handſchrift ap einem — Orte ſteht. 

176) Died, die Gewiflensche u. f. w. flg., ©. 138 flg., vgl. mit 
deſſen Beitr. zur Eegitim. durch nacıf. Ehe S 98 fi — her, Zeitſcht. 
für teutſch. R. IL H. 2, S. 217, 218. Die Meinungen der Juriſten find vor 
jeher getheilt geweſen; überwiegend iſt aber in früherer Zeit die Zahl derjen 
geworden, welche regelmaͤßig unter Berufung auf das canoniſche Recht 1a 
das Erbfolgerecht der Mantelkinder erklärt haben, wozu neuerdings ge 
Zachariaͤ, Heibelb. Jahrb. v. 1838 ©. 451. Dieda. a. O. er e. 
58 fig. Ei. Michaelis, Votum über den veichögräfl. WBentind’fchen Erb 
folgeftreit S. 46 flg. und daſ. ©. 53 Git. 

177) So — (Gaubold, fc. Privatr. &. 346), in Wärttem 
berg (WBeishaar, württemb. Privatr. 1. &. 219), Schaumburg:Lippe (Bes 
ordn. v. 22. Mai 1828). Vol. Mittermaier a. a. D. $. 435, Rote 1. 

178) Thibaut a. a. S. * Mackeldey, Lehrb. de heut. vom. 
N, (3 Aufl. von Roßhirt) $. 5 

179) — Landr. C. 40, 77 bei Send. 280, 876. 

180) 3. 8. in den Gntfcheidungsgränben ber Quriftenfacult- zu Sn 
Bentind’fchen Suceeflionöftreite S. 73 (wo aber nicht bie Worte ber Cat⸗ 


% 
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viefe Anſicht Als bie durch teutiche Auffaffung ber roͤmiſchen Beſtim⸗ . 


mungen gebildete gemeintechtliche zu betrachten. So wie für bie cher 
liche. Geburt, muß aber aud) die Eonception in ber Ehe als Erforder⸗ 
nis für das in Rede flehende Erbfolgerecht da erfcheinen, wo nicht eine 
Anficht fi gebildet hat, Die ſich fo meit auf die andere Seite neigt, 
daß fie daſſelbe auch den Legitimirten einraͤumt 1). In Anfehung 
diefer legteren iſt e8 nun allerdings richtig, daß fie durch die Legitima⸗ 
tion alle Rechte ehelicher Kinder in Verhaͤltniß zu ihrem Vater erhal 
ten , und von ber -Rechtlofigkeit, ober jegt der fogen. Anrüchtigkeit, die 


an unebelihen Kindern haftet, fofern derfelben noch eine Bedeutung -- 


beigelegt werden kann, befreit werben. Allein baraus folgt von ſelbſt 
noch überall nicht, baß fie auch zu dem Samiliengute geborene Glieder 
der Familie find, ber ihr Vater angehört (von der er nicht der 
Stammpvater if), Denn nah dem urſpruͤnglichen teutfchen Rechte 
war die einzige Art, im dieſes Verhaͤltniß zu gelangen, die eheliche Ge: 
burt?22), die Wirkung jener Handlungen befchränkt fich im römifchen 


Rechte auf die Begründung der patria potestas, und Gleichftellung mit - 


ehelich geborenen Kindern in Beziehung auf das Vermögen bes Vaters 192°); 
und es läßt fi) von ihnen, eben fo wenig als von der Adoption, nach⸗ 
weifen, baß fie außerhalb des Kreifes diefer potestas irgend eine rechtliche 
Wirkung gehabt haͤtten 182). Sind fie nun au ald zum Bermögen 
ihres Vaters geborene Blutsverwandte oder Gognaten (wenn man diefen 
Ausdrud einmal aud für die Kinder gebrauchen will) zu betrachten; fo 
gehört doch das eigentliche Erbe gerade nicht zu dieſem Vermögen diſſel⸗ 
ben, weil er zwar bie Ausübung alter Eigenthumsrechte und im teutichen 
Sinne allerbings Eigenthum daran hat; es aber dennoch, vermöge ber 


ſcheidungsgruͤnde gegeben werben), und bei Albrecht, Gött. gel. Arg. Jahrg. 
1833, ©. 1283 n 1284, ber dieß als eine Anficht des canonifchen Rechtes bes 
trachtet. — Allein das canonifche Recht fpricht ſich doch wohl nirgends darüber 
aus, ob folche Kinder legitime oder Iegitimirte find. — Bur adligen Geburt hat 
man indeß die Beugung in. der Ehe für das heutige Recht zumeilen als uns 
nöthig eriärt: Fauck, Handb. des ſchlesw.⸗holſt. Privatr. IV. ©. 231. Wilde, 
Beitfchr. für teutfch. R. IV. ©. 289. - 

181) Bgl. oben Note 176 und unten Note 185. 

182) Wo Anerkennung als Kind dem außerehelichen Kinde ein Erbrecht 
— kann, oder Concubinenkindern ein ſolches zugeſtanden wird (vgl. oben 

ote 174), da kommt auch eine beſondere Erbfolge in eigentliches Erbe nicht 

vor. Bgl. oben Note 97, 98. 


182a) L. 10. C. de nat. lib. (5. 27.) Nor. 12. c. 4. Nov. 74. c. 2. 


Nov. 89. c. 9. 

183) Kein Gefe& Iegt diefen Handlungen größere Wirkungen bei, unb es 
unterliegt der Mißdeutung, wenn man fagt: die Legitimation ertheile unehelichen 
Kindern die vollen Rechte chelich geborner Kinder (Zhibaut a. a. D. $. 875), 
ober: daß die Adoption ein Agnations- und SInteftaterbenverhältnig zu dem 
Agnaten des Aboptivvaters begrände (Thibaut a. a. D. $. 384. G. auch 
in dieſem Werke den Art. adoptio Note 33). Die verbindenden Wirkun 
legterer werben nur auf die familia des Adoptirenden und befien sui heredes 
bezogen in: L. 23. D. de adopt. (1.7.) I» 4. 5.10. D. de grad. (38. 10.) 
$ 2% J. de legit. agn, succ. (3, 2.) 


788 Suteftaberbfolge, teutſche. 


beſtehenden, enſalls ein Seutfches Eigenchum bilbenden Anwartſchaft ber 
zu dem Gute gebornen Glieder der Familie des erften Erwerbers, in Des 
—— auf Veraͤußerungen ein fremdes Gut fuͤr ihn iſt. Aej Ver⸗ 
haͤltniß iſt eben dasjenige, was man, mehr ber roͤmiſchen Auffaffennge 
weiſe folgend, zuweilen fo bezeichnet bat, daß Ihm nur ein Nießbrauqh 
zuftebe1°%), Allein da, wo die teutfche Auffaffungsweife fehlte und aud 
in Beziehung auf dns Weſen des Erbfoigerechtes roͤmiſche Anſicht gan 
konnte man zu einer ſolchen Unterſcheidung freilich nicht Eommen, unb 
der Schwabenſpiegel bezeugt es, daß das geiftliche Bericht ben durch 
Ehe legitimirten Kindern ein Erbfolgerecht gleich dem ehelich Geborenen, 
ſowohl im Eigen oder Erbe als in Lehen, und auch im Werhäituiffe zu 
allen Verwandten ihrer Eltern einrdumtes daß aber die Anerkennung 
bieſes Exrbfolgevechtes von dem meltlichen Gerichte nicht mit Sicherheit 
anzunehmen mwar195), daß ſolche Kinder aber nie andere Verwandte ald 
ihre Eiern gleich, ehelichen Kindern beerben koͤnnten 106). — Die Ani 
ten des geiftlihen Berichtes koͤnnen aber jest nur infofern in Betrat 
kommen, als fie wirklichen Einfluß auf mweltlihes Recht und Gericht 
haben; und fo kann den Kindern diefer Art ein Erbfolgerecht in das 
— Erbe nur zugeſtanden werden, wo Geſetze es ihnen ertheilt 
ben oder Gewohnheitsrecht die teutſchen Anſichten vernichtet bar!®”), 
elbe muß denn um fo mehr von ben durch Reſcript legitimirten 
Kindern gelten?®®), da ihnen nicht einmal jene Ticchliche tee oder jenes 
ehemalige Anfchen des geiftlichen Gerichtes zur Seite ſteht 189) ; ferner von 
denen, zwiſchen derm Eitern eine wahre !?9) Mißheurath — 
weil auch dieſe nicht in einer buͤrgerlich giltigen Ehe geboren find, und 
endlich von ben Aboptivkindern, denen diejenigen Rechte nicht zufonımen 
koͤnnen, welche wirkliche Blutsverwandtſchaft vorausfegen 19). Kinder 


Bol. oben Note 151 fig. 
& ; a, —— Landr. Gap. 377, S. 378. Bol. Mittermaier a. a. 


56) Sara. Landr. C. 47, Send. 376: .. weber pabſt noch kalfer die 
— in daz recht eimer gegeben, daz ſi ir mage geerben mogen, als ob 
e in ns muͤter libe ekint warin geweſie. Bgl. über Magen unten Rote 


187) Bol. Wilde, Zeitſchr. für teutfches R. IV. S. 320. Denn jene 
präjudicielle —* des Urtheiles des geiſtlichen Gerichtes (vgl. vor. Rote) kann 
nicht mehr anerkannt werden. Gegen den Vorzu ,, ber geiſtlichen Satz ungen 
— ſich * ſowohl das fehwäb, Lkandr. &. 47, als auch das ſaͤchſ. Lantr. 

8.5.3.0... — Ein Berufen auf bad canoniſche Kedtt, als einer durch fi 
gi R siligen — (vgl, oben Note 180), erſcheint daher bei rein teutſches 

nflituten unpaffen 

188) Bgl. ſchwaͤb. Zander. E. 47. Died, Gewiſſen 43. Albredt 
a. a. — 284. — 

189) Daß 6108 he Rechtloſigkeit ber Grund des Ausfchluffes der ww 

elihen Geburt von ber Lehnsfolge p# (Died a. a. D.), welche benn all 
dings durch Legitimation gehoben werben wärbe, kam nicht augegebep werden 
(Al brecht a a. O.). 
190) Darüber: Mittermaier a, a as 6. 378, 379. 
ni 191 Bel. ——— a. a. D. $. 884. Eichhorn a. a. O. 5.315, 


« 
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ans einer Ehe zur linken Haud find in Berehung auf eigentliches Erb⸗ 
den nicht ee gebornen gleich, weil fie, als bes Standes bes Vaters 
nicht theilhaft, auch nicht lieber derjenigen Familie find, welcher er an⸗ 
gehört, und demmach auch nicht zu dem Gute geboren fein koͤnnen 102). 
Dos aber Kinder ans einer Gewiſſensehe, fofern fie nur eine bürgerlich 
gittige if 192), den ehelich gebornen gleich ficken, verſteht ſich von felbfl. 
Dorfahren oder Aſcendenten eines Erblaſſers, auch mein er ohne Nach⸗ 
kommen verſtorben, "Die über bie Eltern hinaus ſtehen, und deren ‘Abs 
koͤmmlinge haben Bein Inteſtaterbfolgerecht in dasjenige Erbe, welches 
nicht von ihrem Blutsverwandten auf ihn gekommen if1?%).. Sie gehoͤ⸗ 
en ju denjenigen Blutsverwandten, welche Magen genannt werben 199); 
und infofern fie Verwandte des Waters des Erblafiers, alfo dem letzteren 
von ber väterlichen Seite, ber Schmwertfeite verwandt find, heißen fie 
Schwertmagen; infofern fie aber zu deſſen Mutter in biefem Verhaͤlt⸗ 
niffe fliehen, führen fie ben Namen ber Spillmagen, als von ber 
ent: oder zu verwandte 100), Letztere ſind immer Cognaten 
im roͤmlſchen ez eſtere werben gewoͤhnlich Agnaten 107) genannt, 
find es aber dann nicht, wenn ſie mit dem Vater bes Erbiaffers durch 
Weiber verwandt find. — Freles Erbe konnte in der früheren Zeit nur 
von bemjenigen beſeſſen ˖ werden, der bie MWehrpflicht!?®) und bie Ding⸗ 
ꝓflicht erfüllen Lonnte, von bee Geraeinde als dazu befähigt anerkannt und 
als Genoſſe in biefelbe aufgenommen worben war. Daher waren auch 
von benen, — übrigens zu dem Gute geboren waren, von dem Rechte 
der Erbfolge in t je ausgefchloffen 1°): Weiber, koͤrperlich 


192) Daß Her Alles auf die Beblngungen anlomme, unter denen bie She 
eingegangen, und fle nut darauf Anſpruch een fonnten , eben fo gut als un⸗ 
eheliche Rinber tihres Watert behanbeit zu werben (Mittermater a. a. O. 
Asb, Note 2, 4), wirb durch II. Feud. 26. $. 5. II. 29., wo fie nur vom 

en ausgefahtoffen ‚ in Anfehung ber proprietas ve Baters aber nur ben 
Kindern aus früheren Chen nachgefeht werben (ogl. oben Rote 17%), nicht er- 
wieien, und Tann als ——— nicht betrachtet werden. Auch haben ſie 


beſtimmte che nach — de. IL 2. $. 519 fig. 
. 18) Bgl. Died a. fs 

194) Bol. unten Rdte 228 fig. 

195) Ob auch bie Großeltern dazu gehören, “oa Bet und 
s f — Sachſen S. 169. ©. indeß Sybow Lo N Sadfenfp. 


Deiters, de eiv. cogn. et famil. nexu ex . & Germ. 
Bonn 1 ie ©. 4. Bau 0. D. ©. 157. 
Anbere Darſtellungen (Grimm, RA S. 470. Eichhorn, Einl. $. 829. 
Mittermaler a. 0. D. $. 46) geftätten auch bem Geſchlechte ber Berwand⸗ 
ten feibft einen Einfluß, ımb lafien es dabel ungewiß, bald ob fie dem Ges 
wege bes nächften — ebenfalls einen Sinfiuß gugehehen, bald, wo⸗ 
bie Weiber von ber nerfeite und bie Männer vo WBeibersfehte ges 
. Rab Mittermeier a. a. O. Note 15 find Batormagn von den 
Schwertmagen barin verfchieben,, daß bie durch die väter! — Großmutter 
verwandten nicht zu thaen, ge gehdren. : 
193.8. Kraut, Bormunbfchaft I. 166. 
198) Phillips, Yelvatr. I. &. 189, 3 
99) Alſo nicht von ber Kette ** t und In Anſechung anderen 
— auch nicht von jedem Otech een 
V. 
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oder geiſtig gebrechliche Maͤnner 200) und Ftemde fo wie auch Um 
freie 39%. Weiber erlangten jedoch regelmaͤßig ſchon ne 
Recht, wiewohl zumeilm mit Mobificationn, 3. B. fo, baß 
den Vorzug hat, bie an einen Ebenbürtigen verheurathet iſt 202); mas 
vielleicht urfpruͤnglich allgemein Bedingung Ihrer Succeſſion in eigentliche 
‚Erbe geweſen; ober in der Goncurrenz wit gleich nah verwandten Miw 
nern ımb zwar nicht felten in Anſehung alles Gutes, mit einer Bucht: 
fegung in der Erbfolgeorbnuung oder mit einer Befchränfung auf einem 
geringeren Theil 20%), Ihre, fi) bereits im weſtgothiſchen Gelege aß 
genkin und In Anfehung ber Toͤchter im vermehrten — 2 
findende gänzliche Gleichſtellung wit den Männern, für weiche 
—nn Anſichten 200) im Vereine mit dem ſchon vor Iguen — 


— — — — 


BR unten nad) Note 216). — Nur in ben norbifchen, außerhalb bei — 
lichen Teutſchland — und in den frififchen Bechen fand gänzticyer Ixk 
ſchluß von allem Gute flatt: Brimm, RX. S. 472 fig. 

200) Leges Hoeli boni ed. en p. 348. Gädhf. Zauber. L.% 
Gosl. Stat. a. a. D. &. 10, 3. 19, 2 

201) Der Grund der Ausfchliefung ask Nechtlofigleit bes Fremben fein 
und fi dann auf alles Gut beziehen 3 g tonnte aber auch allein in der Um 
fähigteit zum Grunbeigenthume liegen. — Unfreie konnten ſchon ._ — 
au eigentlichem * geboren fein, ſofern fie uͤberall Lein Kecht an 
Boden haben konnt 

202) Bänzlicher Ausſchluß ber Weiber von ber Gucceſſſon in bie terra 
salica findet fi noch in ber Lex Salica tit. 62. 6.6. In den übrigen Ge 
fegeh der feänkifchen Zeit werben fie blos Ban Gegen die beftimmten 
Worte ber L. Sal. oit. will indeß ‘auch A nur eine — pri 
Reinhard, vom ———— ber Tochter Baib wird 
liche Geſchlecht Überhaupt ben Weibern vorgezogen a. Rip. tit 35 
weicher Vorzug _indeb nur auf Charter weh zu beziehen fein mich €. Ass 
et Verin. tit. 6.), benen auch ein Borzug vor männlichen — gegeben 

wird, fofern von Succeſſion in eigentliches Erbe (terra ariatica) bie Rebe iß 

(L. Sal. tit. 62.); bald aber bat nur ber Cohn dor der Tochter dieſen Ferrgs 
(Ihwäb. Sanbr. Gap. 148, Send. Gap. 285, vol. L. Alam. tt. 57. 88., 
Baiuv. tit. 14. 0.7. 6.8. 8. 6.1..0.9. 6.1 er ee 
Sachſen &. 164 flg.; ferner wo bie Zuruͤckſetung fich alles Gut erfivedt, 
wenn nicht vom einem Weibe die Berabe geerbt wird: L. Burg. tit. 14, c. 1. 
git. 51. c. 3, Lex Angl. ot Verin. ti. 6. — dt. 7. $. 1. — 
Landr. L. 17. [wo jedoch die Zuruͤckſegung ber Weiber auf ben 
(vgl. unten Rote 494) ſich erſtreckt), vgl. mit Sy do w, Darſtell des * 


des een 
08) L 67. Schwaͤb. Lande. Gap. 325. Gendenb. 29. 
20) &o in — und friffſchen Rechten, bie früher bie Beibe 
ganz — — und in Anfehung alles Gutes, auf bie Haͤlfte. Grimm, 
Rs. ©. 407. Wo fich diefe Rechte mit dem roͤmiſchen vermifdht haben, F 
dieſe — — zumellen auf bie Concurrenz von Soͤhnen und Töchtern eins 
geſchraͤnkt, wie im Eiderſtedter Landr., im Huſumer und Kriebricheftäbter Stadtt. 
205) Böhme, bipl, Beitr. IV. ©. 6, 12. gl. fchlel. Landr. C. 38. 
Er Den inflah dis eim. eiretet: Bilder, Erbfolgtaeis. Im 
en Ginfluß bes R. b t: Yu 
Seltenverw. ©. 82 flg. und a. a. D. ©. 20 Bi 0 fig. Beine Bingen 
— findet ſich die Gleich ſtellung ſchon fo 4 * de nicht einmal ve: 
er Anfichten — kann, nämlich bereits in Statuten des 13. 
—* ©. Fifher a. a. O. S. 211, Rote c. — IR den nun 


ie 
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haͤtigen klrchlichen Einfluffe wirken, wird bei dem Stammgute regelmaͤ⸗ 
ig durch Hausvertraͤge oder Familienfideicommiſſe und Erbverzichte aus⸗ 
eſchloſſen 207). Außerdem bat ſich, eine Zuruͤckſetzung der Weiber parti⸗ 
ularrechtlich in Statuten, welche frieſiſche und juͤtiſche Elemente in ſich 
ufgenommen haben, in einer Beſchraͤnkung auf einen geringeren Antheil 
n allem Gute erhalten 208)3. So lange und inſofern Weiber von ber 
Zucceffion in das Erbe ausgefchloffen waren, mußten auch Spillmagen 
avon ausgefchloffen fein, teil Bein Erbe, zu dem fie geboren worden, 
on dem weiblichen Erblaffer binterlaffen fein Eonnte. Als dieſer Auss 
chluß hinmweggefallen war, bildete ſich in Anfehung bes Erbes 209) das 
kallrecht, oder die Regel: paterna paternis, materna maternis, das 
as recadentiae, revolutionis®10), vermöge befien das Eche eines ohne 
Rachlommen Verftorbenen wieder an diejenigen fällt, aus deren Famille 
8 herruͤhrt. Auf folches Gut kann es daher nicht bezogen werben, wenn 
ich eine Zuruͤckſetzung ber. Spillmagen nad ben Schwertmagen fin» 
ee), So lange ferner Weiber nicht In eigentliche Erbe fuccebiren 
onnten, Tonnte auch Niemand, von deffen väterlichen Afcendenten noch 
mer von märmlichem Gefchlechte lebte, eigentliche Erbe inne haben, es 
# denn, daB bei befien Leben ſchon eine fogen. anticipirte Succeffion 


L. Wisig. IV. 2. 9.) läßt fie fi doch nur folchem Einfluffe zuſchreiben. &. 
sundling, de renunc. hered. fil. illustr. c. 1. $. 17. 

207) Bgl. Gundlingl. c. c. 4. Senckenberg, de succ. fillar. 
n regn. et principal. c. 6. Böhmer, de fundam. partor. famil. ad fidei- 
omm. inclin. c. 2. $. 6. Geben fie dahin, daß Töchter felbft durch andere 
18 Söhne von der Succeffion ausgefchloffen fein follen, fo find fie allerdings 
icht blos zur Verwahrung gegen das römifche Hecht errichtet, und infofern iſt 
ie Meinung von Fiſcher a. a. D. ©, 215 fig. richtig. — Wird ein fols 
ver Werzicht von ihmen verweigert, fo Tonnen fie nicht behandelt werben, als 
> fie verzichtet Hätten. Nur da laͤßt fich diefer in Zeutichland vorfommende 
ebrauch rechtfertigen, wo ber Verzicht blos dasjenige Werhältniß, welches das 
utfhe Recht ſchon begründet hat, und zumeilen noch gejeglich anerkannt ift 
rem. Nitterr. T. 1, $. 1), befefligen fol. Vgl. Reinhard, Erbfolgsrecht 
r Töchter u. f. w. &. 109 fig. 

208) gl. oben Note 204. Paulſen, ſchleéw. holft. Private. S. 320, 
1—339. Mittermaier a. a. D. 5. 434, Note 14, 19, 8. 438a, Note 22. 

209) Rur bei biefem , nicht bei Mobilien nach: anc. coutumes de Bour« 
gne Tit. 20. art. 229, 230.; grand coutumier de France feuill. 55. Count. 
Lille art. 8, Biens meubles ne saivent estoc, cot& ni line. 

210) Auch droit de rechüte, echoite, escaeta genannt. S. Fiſcher, 
bfolgsgefhichte der Seitenverwandten S. 1 flg., 22 flg., 77 flg. Es ift aber . 
be auf eigentliche Erbe befchränkt geblieben, fondern findet auch in Anfehung 
Erbgutes in feiner fpäteren Erweiterung (vgl. oben Note 121 fig.) flatt, 
wn es in Immobilicn befteht. Ebendaſ. S. 37, 38. Es fand fi) naments 
+ in Zrankreich und den Niederlanden (3. B. cout. de Liöge a. 13.), in 
sifchen (vgl. Kaiſerr. II. 95.) und ſchwaͤbiſchen Gegenden (ſchwaͤb. Lanbr. 
288), fo wie in den Oftfeeprovingen: Mittermaier a. a. D. $. 436, 
w 46—45. Warnkoͤnig, flandrifche Rechtsgeſch. Bd. I, U. 8. ©. 31, 
‚II, Abt. 1, &. 54. — ©. aud unten Note 383 fig. 

211) &0 Lex Angl. et Verin. tit. 6.; ferner L. Sal. emend. tit. 62. 
3. 4. in Anfehung der Geitenverwandten der Eltern, während die anderen 
te, wohl irrig (vgl. Maler a. a. O. S. 116), das Verhaͤltniß umkehren. 


47° 
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eingetreten wäre; was man wahrſcheinlich, eben fo wie eine verbotene 
Veraͤußerung, als einen gaͤnzlichen Untergang bes abtretenden Aſcendenten 
in Anſehung aller Familienrechte hinſichtlich dieſes Gutes betrachtete 33, 
Darin, und nicht etwa in der Qualität eines Aſcendenten an unb füs 
fich, iſt der Grund dafür zu fuhen, daß ben Afcendenten zuweilen ta} 
Erbfolgerecht abgeſprochen 222), wiewohl zumellen ihnen doch ein Rich 
brauch geſtattet wird 210). Die Unfähigkeit Frembder konnte ſchon ia 
früherer Zeit durch Aufnahme in bie Gemeinde, namentlich in ben Stabes 
gemeinden bucch Erwerbung bes WBürgerrechtes, gehoben werben 220); mb 
heutzutage find fie, wo bieß nicht noch erforderlich ift, in Anfehung vom 
Erbe keinen anderen Beſchraͤnkungen unterworfen, als denjenigen, meldhe 
auch bei anderen verlaſſenen Sütera in Anfehung ihrer flattfinben 21°), 
Auch der Ausſchluß gebrechliher Männer iſt heutzutage binmweggefal- 
‘len; ausgenommen beim Stammgute des hohen Adels, wo iubeg bes 
Grund in dem Lehnsverhältniffe oder In der mit bem Junchaben us 
Gutes verbundenen Ausuͤbung der Megentenpflichten zu fuchen iſt, und bei 
Bauernguͤtern, wegen Unfähigkeit zur Bewirthſchaftung berfelben. Diele 
im übrigen zu bem Gute geborenen, aber nur zum Eintritte In bie 
Herrſchaft über daſſelbe unfählgen Perfonen haben indeß nichtsdeſte⸗ 
weniger (von dem antiquirten Falle der Mechtlofigkeit des Fremden abs 
gefehen, eben fo wie von ben nicht mehr vorkommenden Unfreien) ein 
ius sucoessionis; es fehlt ihnen nur, entweder für immer ober ned 
einem gewiſſen Exblaffer (bei bloßen Zuruͤckſetzungen) das ins succedendi, 
— Dadurch muß jenes Recht denn allerbinge In fo weit modificirt werden, 
als ber Mangel bee Faͤhlgkeit zur eigenen Ausübung beffelben es mit ſich 
bringt. — Bei gebrechüchen Männern fcheint feihfl, gleihfam als wenn 
fie zur Succeffion gelangt wären, ihr naͤchſter Erbe zur Succeſſton ges 
rufen zu ſein 217), und fie haben ein Recht auf lnterhalt an dem Gute, 
den ber flatt ihrer ſuccedirende Erbe ihnen zu verabreichen bat, fo weit 
ber Werth des Gutes bazu hinreicht 4%), Won der Sucteſſion geſer⸗ 
Tich ausgefchloffenen Weibern fcheint ein folcher Anfpruch wenigftens 
dann nicht abgefprochen werben zu innen, werm fie Nachkommen dei 


212 l. Prüfung des Unt iedes i Erbfolgerecht n 
er 2 98, > Kin en A —— Erbe m 
einem Deſcendenten auf einen Aſcendenten iſt auch nicht möglich, weil bike 


nicht durſch jenen von einem Stammovater abflammt. 


213) Consuet,. gener,. Ducat. Burg. art. 27. Anc. contumes de Bswr- 
gogne art. 240. out, de Bourg. du Dac Philippe. Ruhr. des mom 
sions $. 6. Const. de Paris tit. de success. a. 312. II. Fend. 50, | 

214) Lex Burg. tit. 78. Lauriere, notes zu Loiset, imst. cu | 
I. p. 409, (Les propres ne remontent pas: ibid. p, 400.) 

215) Vgl. Gosl. Stat. a. a. ©. ©. 7,3. 85 fig. 

5 nr} Entrichtung bes Abſchoß. Ggl. 5. B. Goei. Stat. a. a. D. & 1, 
⸗ 8. Sr 
218) Eddi, Sante. 1. 4. Wern: Gadfinfp. I, 8. 9. bel Böhme me 
e an d. ® e erm. ſen ® k] me 
L 5. 10. bei Ortloff. Bel. I. Fond. 6. 5. 2" . 


’ 
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Erblaſſers find 219. Ein Anſpruch auf eine Entſchaͤbdigung für die Zu-⸗· 


Adfegung, eine Abfindung oder eine Ausfleuer kann ihnen aber felbft 
ann, wenn fie Nachkommen des Erblaſſers ſiund, nicht zugefprochen wer⸗ 
ven, fobeld das eigentliche Erbe ein von dem uͤbrigen Rachlaffe, in dem 
fie zur ffion neben den gleich nahen Männern gelangen, ausgefon⸗ 
dertes befonderes Gut bildet 220) ober, wo dieß nicht ber Fall, ihnen ein 
befonderer VBermögenstheil zugewieſen ift?22), ſondern jedenfalls nur dann, 
wenn fie Nachkommen und von allem nachgeläffenen Gute durch die 
Maͤmer ausgeſchloſſen find 222). Wo Indeß letzteres eintritt, wie nad) 
bem burgundifchen, dem thüringifchen (wenn nicht der Ausfchluß von den 
Grundſtuͤcken durch andere als die Nachkommen bed Erblaſſers bewirkt 
wird 222)) und dem fächfifchen Gefege, fo wie nach ſaͤchſ. Landr., bei ber 
Beerbung eined Mannes durch bie Nachkommen???) wird eben fo wenig 
sin folcher Anfpruch anerkannt. Es fcheint daher, daß bie weiblichen 
Nachkommen hier mit demjenigen, was. von der Mutter auf fie verfallen 
war ober verfallen konnte, . flatt einer Ausſteuer ſich begnügen müfs 


ſen 228). Der Anſpruch auf Ausfteuer oder auf Heurathsgut, weldyer 


den Zehen 22°), vom Stanımgute bes Adels oder von einem Bauerns 
en weiblichen Nachkommen 27) im fpäteren Rechte ges 
g in deſſen Beſitz eintretenden Erben geſtattet wird, kann demnach 
nur aus ber nach und nach geltend gewordenen Anſicht einer Gleichheit 
bed Erbfolgerechtes berfelben mit den männlichen Nachkommen, befjen 
Ausübung durch eine Herrfchaft über das Gut felbft nur durch befondere 
auf dieſes fich beziehende Verhaͤltniſſe gehindert wurde, abgeleitet werben. 









219) Dafkr fpricht die Ausbebingung eines ben Tünftigen Unterhalt bes 
Beeibes ſichernden Witthums von Gelten ber Verwandten, bie das mundium 
haben (welche die nächften Erben ihres Waters find, wenn er es nicht felbft if), 
ei der Werbeurathung (vgl. Fiſcher a. a. D. [Geſch. der teutſch. Grbf.] I. 
3.196 flg., 221. Srimm, R.⸗A. &. 420 flg.), To wie der heutige Gebrauch 
vi Bauergütern. Bol. Eich horn a. a D. 5. 30, Rote .. 

220) Denn wenn dann auch Fein anderes Gut vorhanden ift, fo hängt es 
‚och von ber Gnade der Guccefloren ab, ob fie ihnen etwas und wie viel fie 
hnen 9 wollen: ſchwaͤb. Landr. C. 148. Send. 265. 

— a Wie in der fächf. Gerade. Bgl. oben Note 97 und unten Rote 


222) Alfo 4. B. wenn nach fächf. Bandr. die Töchter von den Söhnen vom 
Rachlaffe des Waters ausgeſchloſſen wurden; wiewohl es eben fo wahrfcheinlich 
ft, daß Kg dann nur an ben Nachlaß ber Mutter veriwiefen waren, von bem 
ben die Grade verbleiden mußte. In fpäterer Beit ſcheint man in 
eB ein uch auf Auöftener immer anerlamıt zu haben: Runde, Privatr: 
. 585, und dazu Dany, im Handb. u 

223) Denn dann befam die Zochter bie terra und mancipia (L. Angl. et 
’erin. tit. 6.), während fie nach ben anderen Rechten dieſe Erben ausſchloß. 
224) Bol. oben Rote 202, 222. 
225) Bgl. oben Rote 222. 
226) &. Eichh orn, Einl. $. 235, Note e, $. 362. 
227) Belm Stammgute beſtimmen daruͤber regelmäßig Hausgeſetze, fo wie 
ri Bamitienfideicommiffen die Stiftungen: Runde a.a.D. $ 586, 587. Ueber 
ee Eihhorn a. a. D. $. 302, 364, und in diefem Werte Mo. H, 
[ 6. ig 
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Ste ftehen alfo denjenigen männlichen Nachkommen gleich, bie durch ges 
fegliche Untheilbarkeit des Gutes auf gleiche Weife von bemfelben aus 
gefchloffen werben, und’ dagegen ein Recht auf eine Abfindung bafür 
. baben??®). Zumellen iſt die Quantität biefer Abfındung ein für, allemal 
beftimme 229); fonft muß fie in einem verhaͤltnißmaͤßigen Theile bes m 
ermittelnden Werthes bes Gutes beftchen 220), wobei indeg dem Nach⸗ 
folger in den Beſitz zuweilen der Vortheil eingeräumt ift, daß fein freier 
Antheil des Werthes größer iſt, als die Anthelle ber übrigen*?!). Das 
Recht auf Unterhalt und Abfindung von dem eigentlihen Erbe Eamz 
durch Dispofitionen des Erblaſſers wider dm Willen ber Berechtigten 
ihnen eben fo wenig entzogen oder gefchmälert werben, als dadurch ein 
zur wirklichen Nachfolge in dafielbe Berechtigter von biefer ausgeſchlofſen 
werden Tann???) ; alfo nur wenn Enterbungsurfachen vorhanden finb*®?), 
welche indeß bei dem Mechte auf Unterhalt nur infofern wirkſam fein 
tönnen, als es fi von dem Rechte au dem Gute, nicht von ber davon 
verfchiebenen auf der Verwandtſchaft beruhenden Alimentationspflicht haus 
beit, und nicht rechtlich begrundete ntereflen anderer Perfonen entgegemw 
ſtehen 22°), — Die Regultrung des erfteren, welches zuweilen ber 
Wittwe, fo wie dem Interimswirthe ?°5) zuſteht, gefchieht, i 
Verabreichung nicht etwa nur als eine interimiſtiſche erſcheint, 
durch die Beſtellung einer Leibzucht, und es iſt den Berechtigten zuwei⸗ 
len ſelbſt die Befugniß entzogen, auf dieſen Unterhalt ohne Zuſtimmung 
ber Obrigkeit ˖ oder des Gutsherrn zu verzichten??%), was ſich aus dem 









228) Bglunten Rote 268 fig. 

229) So 4. B. in der Lippe ſchen Poligelorbn. v. 1620, Zit, 7, $. 3 

230) Bei erngüfern kommt diefer guwellen gar nicht in Anfchlag. Bal. 
Gihhorn a. a. D. $. 864. Dann findet aber auch In Anfcehung des Gutes 
ſelbſt Beine Bleichheit der Erbfolgeberechtigung ſtatt, fondern ber fogen. Anerbe 
WE der alleinige Erbe des Gutes. Iſt daſſelbe einer Grunbherrlichleit in der Art 
unterworfen, daß eigentli nur bie Melioriation, fogen. untrennbares Alod, 
allein bas But des Bauern tft, fo befchränkt ſich feine autſchließlche Guccefs 
fion freitich Hierauf, wenn man nicht den Befis und Nuten des Gutes an fid 
als ein befonderes Gut betrachtet. Dieß muß man aber allerbings, und darin 
befteht bier das eigentliche Erbe allein, zu dem das untrennbare Alod nur Bus 
beddr if. — Man unterfcheidet bier zwei Suftente, je nachdem man ben Ans 
erben als den alleinigen Erben in Anfehung des Erbe, oder nur als einen Mit⸗ 
erben betrachtet. Bgl. Mittermaier a. a. D. $. 498, Note 5. 

231) &o namentlih in Anfehung des untrennbaren Alod. L oben 
Rote 20 und Eihhorn a. a. D. $. 864, Note m, und baf. & 
hängt Hier überhaupt Alles von partieulären Gebraͤuchen und Ro ab, bie 
verfchieben find nach ben Werhältniffen zum Gute, und je nachdem romaniflifche 
ober teutiche Auffaffungsweife vorgeherrſcht Hat. 

283) Bol. oben Rote 110. i 
233) Bgl. unten nach Rote 285 fig. 

234) Bol. unten Rote 286 fig. 

2 Eichhorn a. a. D. $. 365, Rote b. 

236) 30 bei einer folchen Worfchrift auch nur die Leibzucht ber abtreten 
den Eitern, als ber gewöhnlichere Fall, ins Age gefaßt zu fein fcheint (ogl 
ſchlesw. holftein. Berorbn. v. 20. Ian. 1797), da wirb man es body ebenfalld 
auf bie Leibzucht ber Sucseffionsunfählgen beziehen dürfen, weiche freilich nur 

N‘ 
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Intereſſo erklaͤrt, welches diejenigen haben, denen Im Falle ber Verarmung 
die Ernaͤhrung dieſer Perfonen obliegen wuͤrde, wie ber Gemeinde oder, 


dem Butsherin oder Grundherrn227); und aus eben demfelben Grunde 
iſt auch derjmige, ber das Erbe bei feinen Lebzeiten ſchon an feine näch- 
ſten Erben abtritt, eines Verzichtes auf den Unterhalt oder bie Leibzucht 
an bemfelben zuweilen für unfähig estlärt, wenn nicht die gebachte Zus 
ſtimmung hinzutritt 23%). Hier erfcheint denn die Verpflichtung bes Sju> 
babers des Gutes zur Reihung des Unterhaltes, und bie zur Erfüllung 
Derfelben beftellte Leibzucht nicht nur als ein Ausfluß bes ius successionis 
bes berechtigten Nachkommen, fondern auch, und zwar auch bei dem ab- 
tretenden Exblafjer, als Ausflug einer der Gemeinde ober bem Gutsherrn 
gegenüber auf dem Gute baftenden Reallaſt 280). In Anfehung der: 
jenigen, denen gefeslih ein ius succedendi In das eigentliche Erbe zu⸗— 
ſteht, finden ſich ähnliche Beſtimmungen freilich nicht; und es ift dem⸗ 
nad) eim freier Verzicht berfelben auf dafielbe und auf ihr ius succes- 
sionis überall nicht ausgefchloffen?%%). Wenn indeß durch die Dispofi- 
tion ihres Stammvaters ober ihren eigenen Verzicht bios die Ausübung 
bes ihnen geſetzlich bereits zufländigen ius succedendi (die Gelangung 


zur Herrſchaft über das Erbe, oder bier gewöhnlid das Stammaut ) 


« 


“ Hinausgefchoben, ber Anſpruch auf den Ertrag dee Nugungen des Gutes 
‚alfo bereits zu ihrem Antheile in ihe Vermögen gelommen, aber einem 
anderen Miterben die Herrſchaft über Ins Gut als ein Voraus vor 
ihnen zugewendet iſt 221), fo entſteht ein ähnliches, aber nicht auf das 
Maß des Bebürfniffes in Anfehung des in ihm enthaltenen Anfprudyes 
der Zuruͤckgeſetzten befchränktes Verhältnig. — Zur Zeit der Rechtsbuͤcher 
ſcheint es in Teutſchland freilich noch nicht vorgefommen, fondern unter 
mehreren zugleich berufenen Inteftaterben entweder das Gut ſelbſt getheilt 
zu fein, oder unter ihnen eine gemeinfame Ausuͤbung ber Herefchaft uͤber 
dad Gut, zumeilen unter der Leitung bes dlteften von ihnen, welcher die 
übrigen, wenn fie Gefchwifter, dann auch Anderen gegenüber rechtlich zu 
v 


beftellt zu werden pflegt, wenn alle Ausficht zu anderweitiger Werforgung ober 

Ernährung mangelt. 
Das Intereffe des Grundherrn iſt gewöhnlich fchon durch Hof⸗ ober 

Meierrechte feflgeftellt, und wo dem Landesheren die Grundherrlichkeit zufteht, 

find Streitigkeiten über dieſes Werhältniß zuweilen der Domaͤnenkammer zuges 

wiefen (vgl. Defteriey, Handb. des bürgerl. u. f. w. Proz. für das Königr. 

. Qannover I. ©. 4—6). 

238) Wal. oben Rote 236. 

239) Alfo nicht etwa deßhalb, weil bie freiwillige Abtretung des Gutes 
bei Lebzeiten ein Erbvertrag ift, der eine Aufnahme bes Erben In bad Ge: 
ammtelgenthbum begründet (wie Cich horn a. a. D. $. 365 — Fuͤr 

Qualitaͤt der Reallaſt auch: Runde, Zeitſchr. für teutſch. R. VII. ©. 
24 fl. S. auch in dieſem Werke den Art. Auszug Bb. I, ©. 522. Ohne 
Kuͤdſicht auf das Verhaͤltniß zur Gemeinde ober zum Gutsheren Tann die Leib- 
zucht nur Reallaſt fein auf den Grund eines ius successionis, ober vermoͤge 
der ihr beimohnenben Natur eines Abfinbungsquantums. 

249) Wie fich dieß namentlich beim Abel zeigt. 

241) Bgl. unten Rote 249 fig. 
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vertreten für befugt gehalten ‚ fbottgefunden gu haben c). Zar 
weilen fand auch die Be nur in bee Aut re daß fie —_. 
in dem Bezuge dee Nutungen abwechfelten, eine Art ber Theilung, welche 

man vorzugeweife unten bem Ausbende: Mutſchirung hat verfichen 
wollen 4?) ; und namentlich beim Lehen, wo der Lehnsherr don mehrera 
Lehnsfolgern nur einen mit dem Ganzen zu belchnen verpfüchtet war, 
der in Ermangelung anderer Beſtimmungen barkber ?*%) emtıneber ‚man 
ihnen ?*®) in Territorien, zuweilen auch von ben Staͤnden 6) gemähls 
und demnach allein ber Eehnöfeiger nach Lehnrecht wurde, während bie 
übrigen nach Landrecht ebenfalls Grhfolgerschte am dem Lehugute hats 
ten AT); wurde andy bie reelle Thalung unter ben Erben nur als eine 
Nustheilung betrachtet, fo daß fie anderen gegenüber als im ber Gemeins 
ſchaft verblieben angefehen wurden, wodurch jedem non ihmen bazı auch 
ein ius successionis an en Dies, 
fo wie auch dann, wenn einem von Ihnen, gewöhnlich dem aͤlteſten, bes 
ein einzelner Toeil als Vorzug oder principatam**°), praecipuum 2o- 

bile280), z. B. eine Burg?®!), mit ber men bie gande 6 herrüchkeit 
verbunden’ hielt, das adelige Stammhaus 29) en war, 
einer allein die Hulbigung ber Untergehoͤrigen empfing *#®), bie 
empfing ober ertheilte 35%) 5 behielt noch jeder ſelbſt bie Aushbung ber 





242) Bol. ſachſ. Laubr. 1.92. 18. Dem ätteften wirb die Wefuanif 
Vertretung bei Bericht (bayer. Landr. v. 1340 Gap. 118, ——— 5— 

zum Empfange der Lehen für bie übrigen (Kalferr. —— —— 

—— Regierungsrechte — uwellen gemein — die bei 
—56 —** chlv Sp. Soc. XL xıdn. or. &. p 1286. ar. 53. p. 
es und bei Fiſcher a. a. D. Le. 158, 19 Note h, genannten Ber⸗ 


248) Kaiferr. II. Gap. 11, 12. Maurer, u ber Succefſton in chen 
und Gtammgäter ©. 73 fd. Dany, Handb. bes teutſch. Privatr. nach 
— S. 868. Ueber bie ee Mittermeier a. a. D. $. 468, 

e4 

244) Bgl. oben Note 242. 

. 1) Vet. Auct, de benef. I. 85. Saͤchſ. eehur. HM. Sqhwob. Leber, 


has) So nad einem Lippiſchen er von 1968, und für einen 
gewiſſen Fall * nach einer Ar n bes ® Wilhelm von Tübingen 
von 1236, . Fiſcher a. a. O. J. G. 176, 1 und über ein gleiches 
un iß in nr Michelſen, in ber Beitfihr, fuͤr teutſches R. Bd. IH, 


Saͤchſ. Sandr. J. 14. 

248) Coinvestitura iuris Germanici: vgl. Gihhorn a. a. D. 8.209. — 

Im Hofrechte kommt zumellen Aehnliches vor. 

249) Eftor, bürger!. Kechtsgelehrſamkeit II. $. 3403, B. 269, 

250) Mittermaier a. a. D. $. 444, Rote 8. 

251) Charta a com. de ielfonstein tet Hontkeim, hit. 
dipl. Trevir. II. 
& ER Bol. „Gh, aue niederrheiniſchen Gegenden bel d. Rampe, Jahcb. 
e ' ©, 

53) Chron. Marcan. bei neuen script. rer. Germ. p. 381. 

28 gl. Kifher a. a. D. I. ©. 158 fig. unb baf. nachgewieſent 

une bei sänig a. a. O., — —X des Haufes Geroldseck Anh. 
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zugefallenen Eigenthumsrechte. Erſt baum aͤnderte ſich bieß, als man 
durch beſondere Erbfolgeordnungen auch dieſe Theilung bes Nutzens aus⸗ 
ſchloß ?eo). An die Stelle des Antheiles am Nutzen ſelbſt trat hier ein 
‚ nämlich eine Verguͤtung für denſelben; beim Adel, wo allein 
in der Regel dieſes Inſtitut ſich findet, die Apanage genannt *%), 
Sie ober deren Betrag iſt eben biefee ihrer Eigenfchaft wegen auch 
ganz unabhängig davon, ob die bazu Berechtigten dieſer Verabreichung 
zu ihrem flanbesmäßigen Unterhalte bedürfen oder nicht 207), ob fie den 
Betrag des roͤmiſchen Pflichtthelles erfült eder überfleigt 259); und es 
Bonn Mehrung ober Minderung des Betrages gefordert werben, jenach⸗ 
bem bas Gut ſelbſt eine folche erleibet25%). Dieb muß aber dann eine 
Auonahme leiden, wenn bie Dispofition, durch welche bie Apanage con» 
ſtituirt iſt, Güter betrifft, welche ‚bei bein Dispenenten nicht die Eigen⸗ 
fchaft des eigentlichen Erbe hatten, alfo zu feinem freien Vermögen ges 
hörten; in weichem Kalle aber bie Diepofitiom bie Grenzen einer bloßen 
Negulirung ber Sinteftaterbfolge uͤberſchreitet, und an ihre Stelle eine 
Erbfolge aus Iehter Willensordnung ober Erbvertrag fest, und ber Apa⸗ 
nage ihr eigenthümlicher Charakter fehlt. Als Ausflug des Erbfolgerechtes 
an dem Gute, was fie aber in dem ebengmanntn Kalle nicht fein 
“ würde, liegt Ihe ein dingliches Recht an bemfelben zum Grunde; fie kann, 
eben fo wenig wie dieſes, ben Berechtigten durch einfeitige Dispofitiowen 
eines Stammvaters ober Erblaſſers entzogen werben), und nimmt 
vermöge ihres rundes die Geftalt und Natur einer auf bem Gute 
euhenden Reallaſt au?) Mur dann wuͤrde bieß anders fein, wenn 
duch) einen eine privative Novation mthaltenden Vertrag an bie 
Stelle der Befugniß zus eigenen Ausübung des angeerbten Rechtes tie 
Apanage gefeut waͤre; wo fie ganz in das fo conflituiste Verhaͤltniß uͤber⸗ 
gehen wuͤrde. Auch wenn fie bei Lanbdesherrtichkeiten, wo jest das bes 
fondere Grundeigenthum ber Ianbesherrlichen Kamille, das Domanlalgut, 
unb ihre befonderen Nutzungs⸗ und Erwerbörechte an und in ben Terri⸗ 
torien,, bie fogen, nieberen Megalien, überhaupt das Kammergut, bleibend 


255) Bgl. unten Rote 525 fig. 

256) Sie wird, eben fo wie bie Erbfolge nach Erſtgeburtsrecht (Wifcher 
0.0.8. I. &. 165—167, und unten Note 525 flg.), als ein Inflitut frangbds: 
— angeſehen (Pütter, prim. lin. iur, priv. Prineip, Germ. 

+. ©. 9; 9 > 


257) Die Ableltung von: apanare, i. e. ae eibum porri 
ir gloss. Be: Cost. de Niverneis xım. 24.) beutet dep Dar 
auf hin, daß man einen Zuſammenhang bdiefes Rechtes bed Bleichberechtigten 
mit dem Rechte auf Unterhalt des Zuruͤckgeſetzten Be bat. 

258) Deßhalb darf man aber doch nicht mit Mittermaier, aa. O. 
$. 4561, nach Rote 7, fagen, daß die Größe des Erbantheiles den Betrag der 
Apanage nicht beſtimme. Gegen bie Meinung ältere Juriſten, bap der Be⸗ 
trag des roͤmiſchen Pflichttheites hier maßgebend ſei, auch Fiſcher a. a. D. 
I. &. 170, 171 fig., ber bier von einem feutfchen Pflichttheile redet. 

359) Mittermaler a. a. D. Note 15, 16, 17. . 

260) Fiſcher a. a. O. 

261) Eihhorn a. a. O. 86. 16%, Note d. 
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zur Verwendung für die Reglerungszwecke beſtimmt zu ſein, und dagegen 
in conſtitutionellen Ländern dem Landesherrn eine Civilliſte ausgeſegt zu 
fein pflegt, aus ber für die Regierungszwecke beſtimmten Caſſe, ber 
Landescaſſe 22), befktitten und nöthigenfalls durch Steuern aufgebracht 
wird, kann fie dadurch nicht aufgehört haben, eine auf dem Lande 
ruhende Laſt zu fein, eben fo wenig wie die, namentlich auch fchen ia 
früherer Zeit bisweilen vorkommende durch Abgaben der Unterthanen auf 
zubringende Sräuleinfteuer?2°®), mit welder ber ebenfalls zu dm 
Erbfolgerechten gehörige Anfpruch ber Toͤchter eines Landes ober Grund: 
herrn auf eine Ausftener bei der Verheurathung gedeckt wird. Seſteht 
fie, ohne daß dieß durch eine privative .Rovation bewirkt worden, in der 
eigenen Benutzung gewiſſer Güter, iſt fie das Paragium?*), ſo if 

das Verhaͤltuiß nur das. der Nustheilung?). Kine Wererkung ber 

Apanage felbft tritt infofern ein, als fie Immer bemjenigen zufaͤllt, auf 

den das ihr zum Grunde liegende ius successions 200%) veretbt ii, 

Fehlt es am folchen, fo erlifcht die Apanage 207). — Das Recht auf ame 

Abfindung iſt eben fo, wie das auf Unterhalt, die deßfallſige Leib 
zucht, und das Recht auf eine Ausfleuer, worin zumeilen ber ganze Ab 
findungsanfpeuch befteht 26%), vermöge des zum Grunde liegenden iu 
successionis ein dingliches Recht an dem Gute?*®); und man Zann 
auch keineswegs annehmen, daß durch bie Gonftituirung eines Surtogates 
für das Erbfolgerecht diefe® untergebe, weil dadurch bios bie Art und 
Weife die Realiſirung befielben feſtgeſezt wird; es ſei denn, bag ein ber 
fonderer Grund für eine privative Movation vorhanden wäre. — Zwar 
unterſcheidet fich die Abfindung, welche audy dann, wenn der Bauer für 
fein Gut den Anerben ernennt, den uͤbrigen Erbberechtigten zu Theil 

wird 2%), und bie Ausfleuer, wo fie bie Stelle derſelben vertritt, da⸗ 


262) Bol. Motte und Welcker, Staatsiertlon Art. Apanage. 

268) Bol. Runde, teutich. Privatr. $. 588. £ 

264)’ Sriefinger, in der Kortf. von Danz, Handb. dei teuti- Pri- 
vater. VIII. ©. 116 fig. 

265) Rur ift fie keine gleiche, indem einer das praecipuum nobile hat. 
Bol. Briefinger a. a. O. : 
>» 2658) Im tomaniftifchen Sinne: gl. oben nad) Note 107 und unten 
nach Rote 462, Rote 528. 

266) Wo bieß (Gyftem der Beerbung) nicht flattfinbet, fonbern vielmehr 
jedes Familienglied eine befonbere Apanage bat, welche mit feinem Tode erlifcht 
(ogl. Mittermaier a. a. D. $ 444, Note 9), ba ift bie urſpruͤngliche Ras 
tur ber Apanage fchon verändert, und ein Verhaͤltniß gefchaffen, welches bie 
—— einer bloßen Stegulirung der Snteftaterbfolge in feinen Bolgen über: 

reiten Tann. 

267) In Anfehung der Erbfolge in das Gut ſelbſt ift dann das Berhältnif 
fo, als ob ber Apanagirte nie zur Suceeffion gerufen geweſen wäre. 

268) 3. B. che Polizeiorbn. v. 1620 Tit. 7, F 8. 

2684) Reallaſt: Runde, Zeitſchr. für peutich. R. VIL G. 27 fie. 

268b) Darin liegt ein wefentlicher Unterfchied zwifchen der Ernennung bes 
Anerben beim Bauernflande und beim Abel, wiewohl bei letzterer auch eine Ab⸗ 
— der anderen Betheiligten eintreten kann. Allein da beim Bauernſtande 

& das Inftitut der Apanage nicht gebilbet hat, fo iſt bas, was letzteren auf 
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durch von dem Mechte auf Unterhalt, fo wie von des Apanage, daß der 
Abgefunbene dadurch, gleich wie ein Theilnehmer an eine befintti» 
ven Erbtheilung, und eben fo als wenn er in der That vollkommen 
geerbt, aber fein dadurch erworbenes Recht an bem Gute gegen einen 
Preis feinem Miterben aufgegeben hätte, vom ber bermalen eroͤff⸗ 
neten Erbfolge gänzlich ausgefchloffen wicbP), während biefe den 
abzunährenden Erben und ben Apanagirten ‚noch immer dem Rechte nach 
eröffnet bleibt, und ber wirkliche Eintritt in die Herrſchaft des Gutes 
nur durch das Eintreten eines Anderen aufgefchoben iſt, wenn auch dies 
fer Auffchub im Mefultate einem gänzlichen Ausfchluffe gleich flchen 
kann 70). So fordern es wenigſtens bie hiſtoriſchen Grundlagen der 
Inſtitute; und es fcheint, daß man blos wegen Gebrechlichkeit ausgeſchloſ⸗ 
fene Männer nicht den ausgefchloffenen ober zurüdgefegten. Weibern, 
vielmehr den Unmiündigen oder, ba kein beflimmter Zeitpunkt bes 
Eintrittes Ihrer Fähigkeit anzunehmen fteht, den Apanägirten gleich ftellen 
muß, infofern es fi) von dem Einfluffe auf die Suecceffion handelt. — 
Allein man wird regelmäßig, wenn feine Unfähigkeit nur als eine vors 
übergehende erfcheint, zwar eine iInterimiftifche Abminiftration bis zur 
Erlangung ber Faͤhigkeit anorbnen, wenn aber biefes nicht ber Fall ift, 
ihre in Beziehung auf die Succeffion felbft als todt behandein?TA), 
was denn conſequent die Folge hat, daß feine Nachkommen, welche nicht 
etwa vermöge des fogen. Mepsäfentationscechtes272) an feine Stelle tra 
ten, von einer Succeffion nach dem dermaligen Erblaſſer ganz ausges 
fhloffen würden, und mwenn ber, welcher an bie Stelle ihres Parens 
trat, wiederum hinwegfaͤllt, deffen ihm näheren Erben nachſtehen 272), — 
Ein Anfprudy auf Unterhalt wird auch den Abgefundenen für ben Fall 
bes Beduͤrfniſſes zugeftanden, fo lange bie Abfindung blos conſtituirt, 

aber noch nicht verabreicht iſt, und das Gut die Laft tragen kann?7*), 
— Das Abfindungsquantum kann unter Umfläinden zwas als ein bei 


F Grund ihres Succeſſionsrechtes zu Theil wird, tm Zweifel immer Abfins 
ung. 

269) Ihr angebornes ius successionis Aberhaupt koͤnnte ihnen aber doch 
nur dadurch entzogen fein, wenn bie Abfindung vermöge ihrer freien Will⸗ 
tür erfolgt wäre und fo als eine Veräußerung angeſehen werben könnte, bie dem 
Gute die Eigenfchaft des eigentlichen Erbe raubte. &. indeß Eichhorn a. a. 
Dr Note oe. Mittermaier a. a. O. $. 497, Rote 21, $. 498, 
270) &o wenn ber Apanagirte und beffen Erben verfterben, ohne zur 
Suceeffion gelangt zu fein, wenn bee Abzunährende bie Fähigkeit zur Succeſſion 
nicht erlangt, oder wenn er fie erlangt bat, keine neue Exdffaung der Succeffion 
erlebt, auch keine fähigen Rachkommen Hat. 

271) So wenn man ben nfähigen, wenn er auch im fähigen Zuftande 
eine neue Eröffnung der Succefflon erlebt, nicht weiter zur Succeffton gelangen 
laͤßt; ein Punkt, über den wohl ſchwerlich irgendwo eine fefte Anficht beſteht. 

272) Bgl. unten Note 492. | 

273) Sonfequent follte derjenige, welcher ftatt bes Unfähigen erbt, eben fo 
— als im älteren Lehnrechte der Lehnsvornund. Bgl. auch oben 

o .' 


273) Dagegen pflegt denn der Binfengenuß hinwegzufallen. 
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der ———— efener Preis für das But erſcheinen; und i 
der ——— mus nad) den Örumbfägen vom 
2* ſein we Recht behalten, To lange nicht diefer vo 
ober durch eine Movation bezahlt oder als bezahlt zu betzachten, ober 
gen befielben freiwillig Credit gegeben wäre, und für dieſen Gall erfcheint 
eine bingliche Eigenſchaft ber fogen, Erbegelber und ein berfefben en⸗ 
fi ev Borzug im Concurſe allerdings als gesechtfereigt?7%). Alcig 
fo bald die Annahme einer Abfindung nkht in ber freim Willkuͤr bei 
Abgefunbenen fland, fo unterfcheibet ſich biefelbe won einer — 
weſentlich dadurch, baß die in dieſer liegende privative Novation des Ver⸗ 
haͤltniſſes nicht eingetreten iſt, ber Anſpruch alſo feinen fruͤheren dings 
lichen Charakter unter allen Umftänden (wiewohl abgefehen von etmm 
hinzutretenden willkuͤrlichen Veränderungen, 3. B. ns einer Heye⸗ 
thek) bare), enge wenn er in terminlichen Gelb» ober Natural 
flungen beſteht. Eben baffelbe gilt denn auch von dem bei feinen Tb 
geiten das But dem Inteſtaterben abtretenden Bauern in Auſehung bee 
Leibzucht,, ſobald fein Verhaͤltniß der Art ift, dag er nur bie Alternative 
— eigener Bewirthſchaftung und Gutsübergabe gegen Leibzucht hat; 
was durchaus ber Idee bed Kamilienfiges und des Geborenſeins zu bem 
Gute entſpricht?7), und ſich namentlich bei der Grundherrlichkeit unter 
worfenen Gütern erhalten hat 279); während fonft die Leibzucht nur nach 
ber Natue des Beichäftes, wodurd fie conflituirt worden, beurtheilt wer 
dem darf 279). Banz anders ftellt fi aber das Werhältniß des Sateflat- 
erbfoigerechtes dar, wo die Grundidee, daß ber Erbe zu dem eingels 
nen Gute geboren werde, nicht anwendbar ift, namentlich wo 
eine AN in das Bermögen ſtattfindet. — 
Zwar laͤßt ſich da, wo man ben Inteſtaterben als zu einem Vermoͤ⸗ 
gen geboren betrachten kann 290), noch immier «in bereits beim Leben bes 


im: 


275) te räumen ihnen einen ſolchen Borgug ein. Wal, Mit: 
— a. O. 5. 468, 18. 
6) Men fagt, fe bleiben in ber Gemeinfehaft, bis die Zahlung erfolgt: 
— a. a. D. $. 498, Note 
veräußert er ing es, fo Tommıt nad) biefen em Geſichts⸗ 
— Ar — Yascken au — —— weiter nichts als bie 
brucht zu reichen braucht; und wenn er freiwillig a ae ue 
für die Ab leiſtet, fo kann bieß bie Ratur der Leibzucht nicht ändern. 
278) 1 Denn. hier wird in der Regel durch die Meierorbnungen fefkgefekt, 
“ ber gr — auf die Leibzucht Habe (osſnabr. —— 
FJ. 1—5. Galenb. Melerordn. @. 7, 9. 1), eine ge 
8 blos auf * Autereffe des Grundperrn er — 
Anſpruches auch von ben Leiſtungen des Abtretenden für die 
Outes —— acht iR und die Leibzucht auch dafür als —— 
be ü wenn ihm andere Beſugniſſe, als ine Alternative, 8 


279) So bei freien Bauergütern, wo es von dem Abtretenben abhängt, un 

a ne 8 will. —— — wenn ſie 
nicht beſonders als Reallaſt conſtituirt worden, und fie nicht im — 

beſteht — — Srecht. ot n. flaateb. Magaz. iv ©. 227 fg. 


— wu — — — m Pi — — — — 
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Wrbtaffers vorhandenes ins amecessionis von bem mit ihm verheridenen 
ius soccedendi im Begriffe unterfheiten. Allein ba jenes nicht unmits 
teilbar das einzelne But ergreift, außer dem dermaligen Subjecte eines 
VBermoͤgens aber Niemand ſchon ein ins qumesitum an demſelben haben 
Tann, fo fält es in der Wirkung mit bem ius succedendi zufammen. — 
Diefes ius succedendi ab intestato ift immer davon obhaͤngig, daß ber 
Erblaſſer nicht anderweitig giltig 79) Aber fein Vermoͤgen bisponirt 
bat, was nur durch eine Diepofition auf ben Tedesſall geichehen Tanz 
amd es ergreift nur diejenigen feiner Güter, welche bei feinem Hinweg⸗ 
falle noch zu biefem Wermögen gehören. Nur dann, wenn einem In⸗ 
teftaterben ein Recht auf eine beflimmte Quote des Vermoͤgens gegeben 
iſt, was heutzutage, von dem Anſpruche auf eine Ausſteuer abgefehen 231), 
Immer unter ben Begriff des roͤmiſchen Pfichttheiles fänr?®?), kann ex 
tm Übrigen giltige, auf Liberalität beruhende ‚Dispofitionen bes Grb⸗ 
Laffers über einzelne Guͤter unter Lebenden ober auf ben Todesfall, wo⸗ 
durch der Betrag dieſer Quote verringert worben, in fo weit refcindiren, 
als «6 zue Ergänzung biefer Quote erforderlich iſtz und Diejenigen unter 
ihnen, welche nicht wirkliche Notherben, 5. bh. nicht ſolche find, deren 
Einfegung als Erben, in Ermangelung einer aus einer wahren unb 48 
ſetzlich gebilligten Urfache gefchehenen Enterbung, zur Giltigkeit ber bie 
Snteftaterbfolge ausſchließenden letztwilligen Dispofitton erforderlich iſt 23), 
deren Quote alſo auch dann verringert ſein kann, wenn ſie weder durch 
Einſetzung Teſtamentserben geworden, noch durch Enterbung aufgehoͤrt 


haben Inteſtaterben zu fein, fo mie auch Notherben, wenn in einen 


Inteſtatcodicill ein Unlverſalſibeicommiß angeordnet, ein Erbvertrag er⸗ 
richtet iſt, ober fie auch als Erben eingeſetzt ſind, koͤnnen aus gleichen 
Grunde giltige Dispofitionen über das Vermögen oder Quoten deffelben 
reſcindiren 208), So lange das teutſche Recht Feine letztwilligen Diss 
poſitionen Eanute, konnte es freilich auch keine eigentlichen Notherben und 
Enterbungsurſachen kennen. Ini gewiſſen Sinne war indeß jeder zum 


Erbe Geborene ein Notherbe 29°); er konnte durch Vergehen daſſelbe ver⸗ 


Ueren, z. B. durch Toͤdtung des Erblaſſers, nach der Pardınle: die blu⸗ 


281) Alſo auch ohne einen Rotherben zu uͤbergehen oder ohne — 
urſache auszuſchließen. VBgl. unten Note 283 fig. und In dieſem Werte Bd. 
den Art. Enterbung. i 
2812) Bol. unten Note 292. | 
quick, oder gejbeen hen Rotherbenreite Cn” und And Barrkaupt aldht ge 
antiquirt, ven bem e an | ⸗ 
meinvechtlich in Seutfehland. rd . | 
283) Der Motherbe Kann, wo fein Notherbenrecht als folches wirkfam tft 
nie in die La — eine fonft giltige ende wegen —* 
bes Pflichttheiles anzugreifen, wenn er nicht zugleich eingeſegt worden iſt. Denn 
a en Pe A a da ns a 
das Rotherbenreht als folches nicht (Bihhorn Es D. $. 33%). 
284) Dazu dienen bie römifchen Inofficioſitaͤtzs⸗ und Ergaͤnzungkklagen. 
285) Vgl. oben Note 110. 
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tige Hand nimmt Bein Erber09); es konnte ihm buch Uebertragung an 
den König entzogen werben?®T); und als man legtwillige Dispofiionen 
kennen gelernt, nahm man auch bie roͤmiſchen Enterbungsurfachen auf ?*®), 
während Particularrechte neue aufſtellten 200), auch bad Notherbenver 
haͤltniß im bloße Pflichttheilsberechtigung verwandelten 2°%). In Anſehung 
einzelner Güter, die nicht die Eigenſchaft des eigent— 
ichen Erbe haben, alſo namentlich in Anſehung ber Fahrniß, wird 
überhaupt kein Erbe geborens es gibt hier bei Lebzeiten des Erblaffer⸗ 
fein ius successionis, ſondern es herrfcht vielmehr freie Dispofitionss 
befuguiß des legteren?""), fofeen fie nicht durch ein Pflichttheilsreche am 
Vermögen einer indirecten Beſchraͤnkung hinſichtlich Ihrer Wirkſamkeit 
unterliegt?ꝰ2), Das Inteſtaterbfolgerecht iſt alſo auch hier ducch den 

Mangel an anderweitigen giltigen Dispoſitionen des Erblaſſers bedingt 

Des Inteſtaterbfolgerecht am Vermögen ſteht zunaͤchſt den naͤchſten Buts⸗ 

verwandten, zuweilen auch ben Ehegatten, aber auch ben ſogen. bürgerlichen 


Verwandten. zu, naͤmlich den Adoptirten, bie zur Succeflion in eigentliche 


Erbe ab intestato nicht gelangen ??°). Ein Snteftaterbfolgerecht an eins 
zeinen Gegenſtaͤnden findet ſich im teutichen Rechte bei Blutsverwandten 
und Ehegatten, fo wie zumellen als Ausfluß einer Schuß» ober Grund: 


286) Bol, oben Rote 6. 

288) Das ſchwaͤb. Landr. ©, 15, Send. 287, bat vierzehn, das Kaiſerr. 

10. aber nur brei. 

en So namentlich ben wegen Nichteinholung bes väterlichen Gonfenfes 

r Ehe. 
290) Bol. Mittermaier a. a. O. $. 468. 

291) 3. 8. über die ornamenta und vestimenta matrimonialia: L. Burg. 
tit. 61. o. 9. 4. Saͤchſ. Landr. I. 52. 8. 2, vgl. 25.8.5. — Daß bie per 
ſonliche Fähigkeit zu ben Dispofitionen nicht mangeln darf, verfteht ſich von 
felbft. — Das tft num freilich auf bem Zobbette nad altem teutichen Rechte 
nicht mehr der Fall, jeboch in Anfehung der fahrenden Habe dann, wenn ber 
Disponent weber Weib noch Kinder Hat, nach ſchwaͤb. Landr. ©. 166, Send. 
299. — Man möchte alfo richtiger jagen, baß bie Befugniß mangele. 

292) Als ein folder PflichttHeil erfcheint auch der Anfpruch auf Ausftener 
nad ſchwaͤb. Landr. C. 163, Sendend. 20. Walder Hofrodel v. 1586 Art. 
29 (Peſtaluz, Samml. ber Stat. bed Gant. Zuͤrich L 9. 2, ©. 173), 
Zifchenthaler Hofrodel v. 1511 Art. 11 (ebendaf. I. 9. 1, ©. 81), wornad 
nur dann Wergabungen von beweglichem Gute, auch bei voller Kraft, geftattet 
werben, wenn alle Kinder ausgefteuert find. Wenn das ſchwaͤb. Landr. G. 26, 
Send. 270, von Leuten rebet , die zu einer totleibe, welche nur fahrende Hade 
gu begreifen fcheint (f. indeß ©. 29, ©. 273), fo wird bieß nur auf ben Goms 
pler en nicht auf bie dazu gehörigen einzelnen Gegenflände bezogen 
wer fen. 

293) Bgl. Eichhorn a. a. D. 8. 369 a. E. mit Mittermaier a. a. 
D. $. 66, bei Rote 8, 11, 12, $. ‚Note 7. Die Wirkungen der Älteren 
teutfchen Yboptionsarten tönnen, wenn fie in der a ein Familienverhaͤltniß 
begründet haben folten (Grimm, RA. ©. 46 3)? als untergegangenen 
Snflituten angehoͤrig, nicht mehr entfcheiben. — Das adoptare in hereditatem 
(Lex Rip. tit. 48.) ift bioßer Erbvertrag oder Vergabung. Unter benfelben 
Geſichtspunkt fällt die Einkindſchaft, wo fie nicht etwa als Aboption betrachtet 
wird. Bol. Euler a. a. O. ©, 61 fig. 
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herrlichkeit, und bat, wo fich noch Ueberbleibſel dadon erhalten haben, 
heutzutage den Charakter eines Erbrechtes verloren. Von dem Nachlaſſe 
wurden nämlich namentlich da, wo das eigentliche Erbe fich nicht als 
ein befonderer Gegenftand von demſelben abfonderte, fondern vielmehr -den 
Stamm befjelden bilbete, dem das uͤbrige Gut als Zubehde hinzutrat, 
einzelne Gegenflände, die zur Fahrniß gezählt wurden, ausgefondert, 
und gewifien, bald in Anfehung bes übrigen Nachlafies ausgefchloffenen, 
bald daran theilnehmenden, Inteſtaterben zugewieſen. Wenn man hier in 
Anfehung ihrer bald den Ausdruck: vererben, erben, gebrauchte 29%), bald: 


aber auch fie von dem Erbe im. weiteren Sinne unterſchied 25), fo fol, 


letzteres gewiß nicht darauf "hindeuten, daß fie Gegenſtand einer. befon- 
deren Succeffionsart find, welche nicht unter den Begriff der Erbfolge 
faͤllt, fondern es erklaͤrt ſich dieß aus ber engen Verbindung des Erbe 
im weiteren Sinne mit dem eigentlichen Erbe 200). Nur in Anfehung 
ber der Ehefrau zufalsenden Gegeliftände biefer Art muß man bisweilen 
auch nach Älterem Mechte den Begriff einer Erbfolge für unanwendbar 
erklaͤren 2091). Sie beftchen bei einem männlichen Exblaffer in folchen 
Gegenftänden, welche vorzugsweife zu ben Beichäftigungen ber Männer, 
bei einem weiblichen Exblafier und dann, wenn fie einer Wittwe zufale 
Ten, in ſolchen, welche vorzugsmweife zu ben Befchäftigungen ber Weiber 
dienen: Welche Gegenftände im einzeinen dahin gehören, ift In den 
verfchiedenen Geſetzen verfchieben beflimmt. Jene beftehen vorzugsmeife 
in Waffenftäden und Adergeräthe, und fallen nur männlihen Nachkom⸗ 


v 


men und Männern von der Schwertſeite, mit Ausnahme der Geiſtlichen, 


bisweilen nur einem von mehreren zu, führen gewöhnlich den Namen. 


von Heerod, Heergewaͤte, Heergeräthe 29°), und erfcheinen als ein’ ges 
wiften Erben gebühzender Voraus 2). Diefe beftehen vorzugsweife in 
Kleidern, meiblihem Schmud und Hausgeräthe, fallen nur weiblichen 
Nachkommen und Weibern von der Spillſeite, bisweilen indeß auch 
Geiftlihen, die noch Feine Pfruͤnde haben, zu *200), erfheinen zwar häufig 
ebenfalls als ein gewiſſen Exben gebührender Voraus), aber keines⸗ 


294) Saͤchſ. Landr. I. 81. 8. 1, vgl. I. 15. $. 1: erve gub. 

296) Saͤchſ. Landr. I. 5. 2, 8, J. 19. $.1, ]J.28 a. Anf., I. 15. 
$. 2. Gosl. Stat. a..a. D. ©. 6, 3. 4, 5. — 

296) Derjenige, welcher dieſes, die Immobilien nimmt, erſcheint in fpäte: 
rer Zeit auch inſofern als ber eigentliche Erbe, daß er für bie Schulden haftet, 
aud) wenn es an anderen Bätern mangelt: Alt. Eulm. R. IV. 91. N. Eulm. 
RR. I. zit. 10, ©. 1. R 

297) Vgl. unten nad Rote 415. | 

298) Ueber beffen Urfprung aus alter Sitte: Fiſchor a. a. O. J. S. 
70 fig. Bel. Tacit., Germ. o. 82., au Gobelin, persona act.6. c. 47. 

299) Sächl. Landr. I. 27. $. 2, III. 15. 8. 24, L 22.6.4,5, I. 23, 
I. 29. $. 1. 8 l. Grimm, R. ⸗A. S. 568 fig. Sydow 0. a. O. S. 
149 A ıs A Landr. C. 26, Send. 270. Gosl. Stat. a. a. O. S. 3, 
3. ‘ e ' D “ 
* 800) Sidi. Landr. I. 5. $. 3. Gosl. Stat. S. 4, 3. 12 fig. 

801) Beibe Arten von NVermögensgegenflänben werben oft durch anbere, 
als Collectivausdruͤcke, bezeichnet, 3. B. des Vaters Kleider und Wehr u, ſ. w., 


. 
. 
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wege nach ben fächf. Mechten?0®), in denen fie ben Namen ber Gera, 
mit Unterfhelbupg ber ber Wittwe aus dem Nachlaſſe des Miaunes ge 
pührenden Wit twen gerade ?oꝛ) und bes ben weiblichen WBiutsverwanben 
eines Weibes zufalienden Niftelgerabe?%*). Die Gerade bat regelmäßig 
der ehelichen Bütergemeinfchaft und anderen Erbberechtigungen wweidhe 
müffen 200)3 ein in Gegenſtaͤnden der gebachten Art befichenber Bon 
der Inteſtaterben findet ſich indeß noch zumeilen?0%), welcher aber p 
unterfcheiden tft von demjenigen Voraus, welcher zuweilen den Chegatten 
am ſolchen Gegenftänben beſtimmt ift, die auch während ber Ehe fe 
zu feinem ausfchließlichen, nur feine Perſon betreffenden GSebrauch gebient 
haben, 3. B. feine Kleider, Beten u, dgl. 207), Der Anſpruch anf bie 
fen letzteren Voraus kann nun freilich nicht unter ben Gefichtäyunlt einer 
Beerbung geſtellt werben; allein im übrigen befteht in Anfehumg feier 
Begenftände, eben fo wie in Anfehung bes eigentlidhen Erbe, bes Sum⸗ 
gutes und derjenigen Bauerngäter, welche in einem ähnlichen Wechäituiiie 
, neben der gemelnrechtlich roͤmiſchen Univerfalfucceffion wech de 
teutfche Singularſucceſſion ab intestato fort®0%); während ber Anfpah 
der naͤchſten Inteſtaterben auf das Erbgut zumellen bie Natur eines 
Pflichttheiles angenommen hat ?00), Schon deßhalb Tann man, wemn 
man nicht etwa dieſe Gegenſtaͤnde, welche ben Inteſtaterben burc ben 
Erblaſſer nicht entfrembet werden koͤnnen, ganz von ſeinem nachgelaffenen 
Vermoͤgen ausfondert?19), den roͤmiſchen Gruubfag: nems pro parte 
4 


der Mutter Kielder und Kleinodien u. ſ. w. (Augsb, Stat. Walch, Bet. 
IV. &. 254]. Mon. Boica III. 5 818. nr. 122. Urthelisbe. v. 3. 1489. — 
Tyroler Landesordn. v. 1608 B. 8, Th. 9), zuweilen aber auch unter ber Be 
nennung Boraus zufammengefaßt (altes ibſch. NR. v. 1240 a. 5 bei West- 
phal, . IH. p. 640, Otterndorfer Stat. v. 1541 bei Pufendorf, 
obs. II. p. 174.). — Perfonen, welche eine ſelbſtſtaͤndige Beſchaͤftigung noch 
Haushalt haben, hinterlaffen weber Heergewette noch Gerade: Gosl. Stat. a. 
— En 2. 15 fig. Auch der Geiſtliche hinterläft nur Erbe: Shäf. 

Te . “ e . " 

802) Nur dann, wenn Weiber nad einem Weibe in Erbe fuccebirtn: 
Saͤchſ. Landr. I. 5. $. 2, 8, 

803) ©. in diefem Werke ben Art. Guͤterrecht ber Ehegatten. Wal. 
oben Note 97 unb unten Rote 415 fig. 

804) Bel. Mittermaier a. a. D. 5. 47. Gädf. Lanbr. I. 24.8. 3, 
1.27. 9. 1, 1.31.51, II. 15.8.4, ve. L 20. 9. 4, 6, 7, ud L 
Angl. et Verin. VII. 3. VI. 6. (rhedo, spo : Stat. a.0.D. 
©.4,3.4 flo. Grimm, 8%. ©. 466 fig. 

605) Namentlich die Wittwengerabe,, bie ſchon bis gosl. Statuten wicht 
mehr kennen: Goſchen a. a. D. S. 157 flg. WBgl. Mitter maier a & 
D. & 446, Rote 7, $. 447, Rote 7. 

806) 3. B. nah Nenmünfterfchen Kirchſp.⸗Gebraͤuchen? Paulſen, 
rer olſt. Privatreht S. 325, nach der Berorbn. für Echmarn d. 12. 

dr. “ 
307) Diefer kommt auch ba vor, wo Gütergemeinfchaft gilt: z. B. n. üb 
ſches 8. OD. zit. 2, $. 2,8. l. Mittermaier a. a. D. 5. Ma, a 
Bel au Biuntfelt, Sünder Mehtägtfä. I. &.801, IL &.28 
. au lun ” er . ® ‘ ” 
808) Bu. oben bei Note 106. 
810) Bgl. oben Mote 295. 


» 
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teatatus pro parte intestatus’ decedere potest, in Teutſchland nicht fuͤr 
anwendbar erfiären?). Concurriren mehrere zugleich gerufene Bluts⸗ 
verwandte als Inteſtaterben, ſo nimmt, abgeſehen von dem gedachten 
Voraus, jeder gleichen Antheil?12), inſofern nicht etwa mehrere, welche 
nicht allein ohne Concurrenz anderer Verwandten an die Stelle ihrer vers 
ſtorbenen Eitern tretende Geſchwiſterkinder find®!®), vermöge des Repraͤ⸗ 
fentationsrechtes an bie Stelle ihres vorverftorbenen Parens treten, Inden 
diefe nur fo viel befommen, als der Parens belommen haben würde, 
wenn er felbft zur Succeffion gelangt märe?1%),, Jene Vertbeilungsart 
bezeichnet man durch successio in capita, biefe durch successio in stir- 
‚pes®1); beide find dem teutſchen Rechte eben fo bekannt, als dem 
roͤmiſchen, fo daß fie bei einer Succeffion in Stammgut nicht meniger 
anwendbar ift als bei ber Univerfalfucceffion in ein Vermögen. . Die 
Megel: daß Weiber neben Männern oder Töchter neben Söhnen nur mit 
‚ halber Hand greifen®!°), und eben fo halbbürtige Gefchwifter neben volls 

bürtigem Geſchwiſter, oder überhaupt halbbuͤrtige Verwandte, weiche mit 
vollbürtigen Verwandten zugleich zur Succeffion gelangen, in bemfelben 
Verhältniffe mit dieſen theilen?1T), findet ſich zuͤweilen da in Geltung, 
wo ſich dad Stammgut nicht von dent übrigen Nachlaſſe ausfondert, und 
erlangt dadurch zugleich auch auf diefes Anwendung. Bei einer. Sucs 
ceffion in Stammgut allein würbe fi aber, ohne pofitive Norm, ein 
ſolch er Unterfchieb zwiſchen voller und halber Geburt aus inneren Gruͤn⸗ 
den nicht vertheidigen laſſen, weil in Anfehung ber bürgerlichen Eigen: 
ſchaft eines Familiengliedes durch Abflammung von einem gemeinfamen 
Stammpater albheit gedacht werden kann, fondern nur in dem 
rein phnfifchen sverwandtſchaft 72), Menn man aboptirte Kins 
ber in Beziehu f ihr Moptivgefhmifter als halbbürtige betrachs 
ter ꝰ10), laͤßt fich dieß Freilich dadurch vechtfertigen, baß dieß Verhaͤltniß 






811) Bol. Mittermaier a. a. D. 5. 434, 

- 812) Lex Sal. tit. 62. c. 6. Gädf. Landr. I. 5.5.8. N. üb. 8. II. 
zit. 2, Art. 20. 

813) Schon Lex Wisigoth. IV. tit. 2, $. 8. — Reichsabſch. v. 1529 
$. 3. Bol. Gluͤck, Inteſtaterbfolge $. 176. Der ccit. Reichsabſch. redet freis 
lich wörtlich nur von dem Falle, wo feine Brüder und GSchweftern vorhanden 
find, Indeß will er offenbar nur bie Gontroverfe in Anfehung bes röm. Rechtes 
(zwiſchen A go und Accurfius) über diefen Punkt entfcheiden, ſetzt alfo ben 
Ball voraus, daß mit den Geſchwiſterkindern nicht andere Verwandte, naments 
lich nicht, wie es nach teutfchem Rechte der Hall fein Tann, Halbgefchwifter 
concurriren, worauf auch bie Worte deuten: fondern feinen Bruder ober 
Schweſter Kinder. — ©. indeßGlüſck a. a. D. $. 177—186. Thibaut a. 
a. D. 5. 861, Note h. Vol. auch den Art. Inteftaterbfolge, römifche. 

814) Sachſ. Landr. I. 5. $. 1. Bgl. Nov. 118. c. 1. S. 6, J. de her. 

i. (3. 1.) L. 2. C. de suis et legit. (6. 55.) 
sn $. 6. J. cit. 

816) gl. oben Note 208. 

SID Bol. unten bei Rote 51%. Eichhorn a. a. O. $. 835. Mitter: 
maier a. a. D. 5. 440, Rote 11. 

318) Vgl. unten Rote 489. 

> Richter, krit. Jahrb. 1838 H. 8, ©. 692. = 
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ders natuͤrlichen Verwanbtſchaft analeg zu behandein il. Die cagmalıs 
duplex muß aber aud beim Stammgute zu einen doppelten Aucheile ter 
rechtigen. Die roͤmiſche Linealfucceffion ber Afcendenten, bei welcher die 
Rinien beides Eltern, wo fie nebeneinander coneuniren, ohne Ruͤckſit 
auf die Zahl der in jeder Linie zur Succeffion gelangenden PDerfonen, bie 
unter fich wieder in capita theilen, gleiche Theile bekommen, fcheint ah 
auf das Stamm» und Erbgut anwendbar zu fein, inſofern Gier bie 
Fall überal eintreten Eann?20), Die in einer Mißheurath erzeugten ’*), 
fo wie die durch nachfolgende She cher Inndesherrliches Refcript piene Is 
giciwirten 322) Kinder ſtehen in Bezichung auf das Wermögen und di 
eine Gegenſtaͤnde, die nicht Stammgut find, den übrigen ehelichen 
Kindern gleich 222), und daſſelbe wuß man auch vom berrjenigen behaup⸗ 

ten, welche in einer Ehe zur linken Hand gezeugt find, fofern wit par 

tieuläre Normen entgegerſtehen 2229. Allein daß baflefbe 

auch zwiſchen den Aſcendenten und Seitenverwandten ihrer Eltern beiiche. 

laͤßt fih in Anfehung der Legitimirten durch die gemeinrechühhen 

Quelien nicht begründen, wiewohl man dieß gewöhnlich annimmt?” 

— Jene Gleichheit gilt ebenfalla, nach heutigem gemeinen Medte?), 

von den nicht in einer dauernden verbrecheriſchen GSefchledhtsgemis 

ſchaft 22%) (nämlich nicht in einer inceftmofen ober chebrecherifchen ?3°) — 





820) Nämlich wenn es nicht, vole beim Stammgute ed ber Fall, erforben 
lich iſt, daß der Erbe mit dem Erblaffer, und zwar in berjenigen Eigen 
haft, in welcher er fuccebirt, denfelben Gtammoater bat, was ba 
väterlichen und möütterlihen Afcendenten zugleich nur fann, wem 
ein Eiternpaar mit einander verwandt war, und zugleich anticipiste Erb⸗ 
foige fattgefunden bat, bie ben bei Lebzeiten beerbten Aftenbenten nicht vom ber 
bereinftigen Succeffion ausfchließts Lin Fall, ber zu bem feltenflen Ausnahmen 
gehört. VBgl. audy unten Note 383. 

321) Denn fie find aus einer Eirchlich giltigen Ehe entiproffen. 

822) Denn fie gelten gemeinrechtiich den aus einer kirchtich gütigen Che 
entfproffenen gleich. 

823) Die Gründe, welche fie vom Stammgute ausſchließen (»gl. oben Rare 
168 f.). Ebnnen nicht auf das Erbgut audgebagnt werben. 

23a) Bgl. oben Note 192, , 

824) Bol. oben Rote [82a , 133. In En[chung der buch. Refeript ip 
— an gegen dieſe gewoͤhnliche Annahme: Bochmer, ins dig. 
ut, 6. 8. . 

925) Daß L. 6. C. de incest. auge (5. 5.) dur Nov. 12. c. 1. af 
gehoben worben (Baugerom, Leitf, IL ©. 50), ifk nur infofern richtig. al 
die Nov. mehr Perfonen ausſchließt, als bie L. &. Und bie Kinder find. nit 
ausgefchloffen, weil der Nachlaß an den Fiscus fällt, fondern umgelehrt. Dem 
font könnten auch bie legitimen Kinder dem Water nicht fucgebicem, was ja ed 
nad, Nov. 12. ©. 2. der Kal if, 

826) D. h. nuptiag im &inng dar L. 6. C. un) Nov. 89, c, 15., fr 
welche bie Form der Eingehung der Semeinfchaft gleichgiltig iſt. Sinige he 
indeß blos auf den coitus, Andere auf formliche She- Spurii aus cine Id: 
hen Vaubindung gibt es nad) com. I, nicht, weil dieſe durch den KBegrif de 
naturales abforbirt werben. 






327) Die Ausbräde in L. 6. C., Nov. 12, & 1, Now. 89. c. 15, ie 
auf jede nach roͤm R. wwbotene bausgnbe Gehhlachtämerbinhung. gt. cd 
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wohin berm auch bie Bigamie gehört —) erzeugten unehellchen Kindern 
In Berehumg auf die Diutter; und, da man bie jehe in verbrecheriſcher 
Gemeinſchaft Erzeugten ausſchließenden, me don den Eltern rebenden 
Geſetze ſtreng interpretiren muß 22202), von allen unehellchen Kindern in 
Beziehung auf bie muͤtterlichen Verwandten. Nach dem Grundſatze: 
iura successionum sunt reciproca, müflen dann umgekehrt auch dieſe 
wieberum vollſtaͤndiges Inteftaterbfolgerecht nach ihnen haben. Allein das 
altere teutſche Recht kennt ben Grundſatz: unehelich Geborene merden nicht 
von ehelich Geborenen 32°), ſondern nur von ebenfalls unehelich Geborenen 
ab intestato beerbt?3?), was indeß in Anſehung ihrer eigenen ehelichen 
Machkommen, wie es ſcheint, eine Ausmahme leidet??%). Allein da dieß 
fich daraus erklaͤren läßt, daß der Nachlaß unehelich Gebormer dem Fiss 
cus verfiet®!), fo fcheint es bedenklich, blos wegen ber zegelmäßigen 
Segenfeitigkeit des Erbfolgerechtes, daraus einen Ausſchluß ber unehelicden 
Kinder von der Erbfolge nach ber Mutter und ben muͤtterlichen Ver⸗ 


‘wandten zu felgem??2), Particularrechelich iſt diefer Ausſchluß indeß 


zuweilen ausgefprochen???). — In Beziehung auf ben Water und deffen 
Verwandten find uneheliche Kinder nach heusigem gemeinen Rechte nicht 
einmal als natürliche Rinder des erfieren zu betrachten, und es fehlt 
ihnen alfo gerade die Eigenſchaft, durch welche allein eine Verwandtſchaft 
vor juridifchen Bedeutung in Beziehung auf Vermoͤgensverhaͤltniſſe ver⸗ 
mittelt werden kann. — Im teutſchen Rechte finden ſich jedoch Zeugniffe 
Dafür, daß man ſte als ſolche in Beziehung auf Inteftaterbfolgerecht mit 
gewifien Modificationen behambelt hat. Gonenbinenfinder und vom Vater 
anerkannte fonftige uncheliche Kinder haben Im den älteren Befegen zus. 
weilen ein Inteſtatarbfolgerecht, jeboch beim Vorhandenſein ehelicher Söhne 
jedenfalls aur in bee Art wie Töcter??*). Später wird zumellen ſelbſt 
den väterlichen Verwandten ein foldyes Recht nach ihnen eingerdumt, wo 


<. 13. X. m fili sint leg. (4. 17.) Abweichende Meinungen bed Bange⸗ 
row a. a. O. 
8272) Die Faffung dieſer Gefetze weiſt darauf bin, daß die Eltern baburch 
geſtraft werben ſollen, daß fie gerabe dieſen Kindern: nichts hinterlaffen konnen. 
828) Saͤchſ. Landr. I. 51 7. Stadtrechte gain diefen Grundſatz jeboch 
Thon auf: AU. Luͤb. R. Art. 26 (Westphalen hc. p. 642). — 
R. Art. 186 (Gaupp, Magdeb. R. ©. 815). Gosl. Stat. a. a. O. ©. 9, 


829) Bgl. ſaͤchſ. Lanbr. I. 51. 8. 1. 

309) &6 kunn auch fo verſtanden werden, daß fie nur bie ehelichen Bers 
wanbten ihrer Mutter deerben follen (Ichwäb. Sandr. Gap. #1 a. ©., Gent. 
Sap. 415). Ihr Erbredgt nach bem ehelichen Water and deffen Verwandten 
wird nicht bezweifelt werben Können. 

331) Vgl. unten Rote 434. 

832) ©. indeß Goͤſchen a. a. D. ©. 132, 

833) und zwar gerade da, wo fie Beerbt werden, ſowoht von miütterlicher als 
vaterlicher Seite: Goel. Stat. a. a. D. &. 8, 3. 28, 29, ©. 129, Ar. f. 
Magie. ®. a. a. D. Act. 196. R. lb. 9. M. Et. 7, Art. 9. Sal. 
Pauli, Erör. der Blutsverw: ©, 19 fig., auch Aber Limeburger und Vort⸗ 
munder Stat. 

834) Bgl. oben Note 178. 


48 + 


756 Inteftaterbfolge, teutſche. 


es ihnen ſelbſt ſchlechthin in jeder Beziehung abgefprochen wird’). Die 
gleich es im fpäteren und neueren Rechte Leinen Concubinat mehr gif, 
fo will ihnen bie Praris doch das Suteflaterbfolgerecht der roͤmiſchen Com 
eubinentinder 32°) vindiciren, was aber durch das Berufen auf die came 
nifchen Grundfäge über die Legitimation durch nachfolgende Ehe27) nick 
gerechtfertigt erfcheint, ba dieſes Argument vielmehr zu einer Gleichſtelung 
der mehelichen Kinder mit ehelichen führen müßte, wenn feiner Antwend 
barkeit auf fie nicht die wefentlichfte Vorausfegung für Diefelbe, bie ſpo 
tere Ehe, abginge. Particulargefege flinnmen zuweilen mit jener inbef 
ſchwankenden Praxis überein ??%), in Imnteflaterbfolgerecht nach dem 
Berwandten der Mutter Tann man aber den in Ehebrudy oder Blut 
fhande erzeugten Kindern nicht abfprechen *29). Ein foldyes mungelt aber 
‚ nad älteren teutfchen Rechten allen Blutsverwandten, welche in einer 
gewiffen Entfernung der Verwandtſchaft vom Erblaſſer fichen, fe ve} 
bald die im fechften, bald bie im fiebenten, bald, naͤmlich nad Ti. 
Bandr., wenn.fie Nachkommen von Geſchwiſtern find, bie im aktın 
Grabe der roͤmiſchen Computation ftehenden die legten find, denen ein 
ſolches Recht eingeräumt wirb 0), Das Kaiferrecht deutet anf eine 
Succeffion dee Defcendenten bis an ben neunten Grab?*!), was meh 
nur eine Herhbernahme des fächfifchen Exbfolgerechte® ber Nachkommen 
von Geſchwiſtern bi6 zum achten Grade, biefen eingefchloffen, if. Als 
gemeinrechtlich kann dieſe Beſchraͤnkung auf gewiſſe Grade indeß nick 
betrachtet werden, weil fie dem neueren roͤmiſchen Rechte fremd ift?*2). 
Zuweilen find indeß Blutsverwandte, die in. berjenigen Grabesndhe zu 
dem Erblaffer flehen, welche das Inteſtaterbfolgerecht verlangt, dennoch 
von deſſen Nachlaß in gewiſſer Beziehung, oder bedingt, ober in Anfehung 
gewiſſer Güter ausgefchloffen. In gewiffer Beziehung find nach fächfi- 


— — 





8335) Gosl. Stat. a. a. D. 

836) Nov. 18. c. 5. Nov. 89, c. 12. 

837) Mittermater a. a. D. $. 435, bei Note 21. 

338) Vol. Mittermaier a. a. D. Note 18, 21. Mayer, das Intes 
ftaterbr. der libri natur. nad heut. rom. R. S. 43 fig. 

339) Bgl. oben Rote 327. 

340) Bgl. unten Note 483, 505, auch über das Verhaͤltniß der teutfchen 
Gliederzahl zur Baht ber römifchen Grabe. 

941) II. 14. 

342) Daß fie urfprüngli auch dem teutfchen Rechte Fremb geroefen und 
ft unter Einwirkung des römifchen Rechtes entftanden (Gaupp, Geſet der 
Thuͤringer ©. 346 flg.), findet auch darin feine Stübe, daß das fächl. Lantı. 
I. 19, $. 1. e8 als das Recht der Schwaben nennt, einer ſolchen Befchräntung 
‚nicht unterworfen zu fein, während das fchmäb. Landr. Gap. 3, Sendenb. Gap. 
256, fie, ohne Zweifel wieder aus dem fächf. Nechte, herübergenommer dat, 
und ‚daß bie L..Wisig. JV. 7. ihren Grund für die Befchräntung der Erbfolge 
der Verwandten auf den 7. Grad (quia ulterius... nec nomina inveniri ne 
vita succedentibus propagari potest) erfihtlih aus Pauli L. R. IV, 2. 
gefchdpft Hat. — Bl. au Mittermaier a. a. D. 5. 45, Note 31, jedoch 
auch Note 36, 37. Das. dfterr. Geſetzbuch befchränkt die Succeflion auf die 
Verwandten der fechs nächften Linien. 


\ 
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ſchen Rechtsquellen und nordteutfchen Rechten®??) diejenigen ausgefchlofs 


fer , welche bei Lebzeiten eines: ihres Eltern von deſſen Wermögen gaͤnz⸗ 


lich abgefunden find, indem fie dadurch aus dem engeren Exbfolges 


verhältniffe treten, welches zumeilen buch die Eigenfchaft des Genoffen \ 


des Bufen und des Stammes begründet wid. Die Benennung: 
Bufen findet ſich vorzugsweiſe in fächfifchen Rechten **®), wo ber Stamm, 
eine Benennung, die dem canonifchen Rechte entnommen wird 345), durch 
das Haupt (fonft au: der Schoog) und des Halſes Glied gebildet 
wird?) — Mac fächfifhem Rechte fliehen in dem Bufen alle voll: 
bürtigen Nachkommen erſten Grades, im Stamme die Eltern und das 
vollbuͤrtige Gefchwifter des Erblaſſers, fo lange fie noch nicht in der ges 
dachten Art abgefunden ſind?7). Unter ihnen beftimmt, abgefehen von 
dem Borzuge der Männer vor Weibern, bie Gradesnaͤhe den Vorzug ??) 5; 
fie fchließen aber, ohne Ruͤckſicht auf die Gradesnaͤhe, alle Übrigen Ver⸗ 
wandten aus). Der Bufen ift das durch eine und biefelbe Ehe 
gebildete Familienverhaͤltniß im Beziehung auf das dadurch unter den fo 
vereinigten. Familiengliedern vereinigte Gur®®%). Er findet fich gerade, 
Da als befonderes erbfolgerechtliches Verhaͤltniß ausgezeichnet, wo das 
Stammgut bie Grundlage des Erbe im weiteren Sinne bilbet?®). Ihm 
legt die Ibee zum Grunde, daß das in der einen Ehe gewefene Gut 
des Parens von biefem nicht mit rechtlicher Wirkung in eine andere Ehe 
hinübergmommen werben koͤnne, nämlich nicht mit der Wirkung, daß die 
Glieder der zweiten ehelichen Genofienfchaft deren echte erlangen, fo 
lange noch Glieder der erften folhe haben. Denn it (das Erbe ober 
But) ne geit nicht ut dem busmen, dewile be evenburdige (durch biefelbe 


843) Das einzige Beifpiel aus ſuͤdteutſchen Rechten bei Mittermaier, 
a. a. D. $. 438, Rote 7, ift das Schweinfurter Stadtr. sect. 4. tit. 44., 
unb das fihwäb. Landr. G. 162, Send. 289 a. E., kennt eine Ausfleuer mit 
Verzicht nur in Beziehung auf fahrende Habe. 

344) Sächf. Sanbr. I. 17. $. 1. Stader Stabtr. VII. Art. 14. Kulm, 
N. IN, Lit. 9, Cap. 9 (vgl. Hommel, oblectam. iur. feud. b> 109). De 
elaratio arboris consang. etc. ex Cod. M. 8. Biblioth. Univ. Halensis, bei 
Fiſcher, Erbfolgsgeſch. der Seitenverw. U. 8. II, Nr. XXVl, ©. 346. 
Doc findet ſich die Benennung Buſenerbe auch in der Schweiz: Monatschronif 
ber Zürcher .Rechtöpftege III. ©. 184 fig. 

845) c. 1.C.%.@. 5. 

846) Sachſ. Landr. I. 3. $. 3, 

347) Sachſ. Landr. a. a. D.: ... Eindere, die ane tueinge (von) vader 
unde muber geboren fin. — Saͤchſ. Landr. II. 20. $. 1: .. ires ungetveider 
broder und füfter erve. — Saͤchſ. Landr. I. 5. 5.1: ...umbedelt von dem 
erve. — Bol. auch unten Note 354, 362. 

348) Bisweilen erben fie indeß alle gleich: Wurfter Landr. zit. 1, Art.7, 
8. 2,3. Dieß möchte aber ſchon roͤmiſcher Cinwirkung zuzufagggiden fein. 

849 Saͤ 0 Landr. J. 17. . 1. x " 

350) Du Per fih a daß nur vollbärtige und (bisweilen wohl mit 
. Mobtficationen: vgl. unten Rote 366, 367) nur vom Wermögen noch nicht 
abgetheitte Kinder und Gefchwifter zum Buſen gehören (oben Rote 347), und 


1) Bol. oben Rote 96, 97. 


- n 


daß — Bufen durch getrennte Ehe erklaͤrt wird (Kulm. R. a. a, D.). z 


⸗ 


\ 
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Ehe begruͤndete) busme dar is 262). Die nicht abgefunbenen Kinder er⸗ 
ſter Ehe, denen durch die Eingehung einer zweiten Ehe ihr angebornes 
Recht (denn Stammgut bildet die Grundlage) ja nicht entzogen werden 
kann, find bier alfo bie, weiche ane tiweinge (von vader unbe mube 
geboren fin), und die einer folgenben Ehe diejenigen, die nach einer fe 
chen Zweiung geboren find und jenem nachfiehen. — Dahingegen erſchä⸗ 
nm in den ſuͤdteutſchen Rechten bie Kinder deſſelben Vaters aus verſchit⸗ 
denen Ehen als befien gleichberechtigte Erben; — wiewohl den Rinde 
jeder Ehe die in berfelben erworbenen Immobilien bier allein ger Theil 
werden 262). Der Erxblaffer ift Haupt bes Buſens und Glieb bes Scem⸗ 
mes, und der Buſen die Wurzel des Stammes infofern, daß Niemand 
Blied eines Stammes im Verhaͤltniſſe zu ſolchen Perfonen fen Zaun, 
mit denen er nicht bemfelben Bufen angehört hat?°*) und Im biefer Ber 
einigung geblieben ift, bis ſich durch bas Trennen bes Bufens ein Stomm 
aus Ihm gebildet hatꝰ*6). Der Bufen wird getrennt durch 

eines Hauptes deſſelben, es fei nun bei befien Tode oder ſchon bei fir 
nem Leben; und diejenigen, welche bei biefer Trennung ſich nicht zu 
einem’ Stamme bilden, innen in Eeinem anderen ecbrechtlichen erhält: 
niffe zueinander geblieben fein, als bem einfüchen ber bloßen Blntsver 
wandtfehaft?6%). So wie demnach Kinder aus einer früheren Ehe mit 
denen einer fpäterm Ehe nicht Stammesgenofien fein können, weil fir 
nicht im demefelben Buſen geweſen und geblieben find 227), fo koͤnnen 


852) Saͤchſ Landr. I. 17. 4. 1. 

863) Die Worte: vnd git fin erbe bag er bi der erſten frobwen hatte, 
finen erften kinden (fchwäb. Landr. Gap. 161. Send. 288), gehen wohl nur auf 
bas in ber erften Ehe erworbene Erbe: Vol. Kaiſerrecht IE. 53. 

354) Dieb folgt daraus, bad Buſen und Stamm aus benfelben Perfonen 
beftebt: aus den Graeugern und den Grzeugten, die derſelben Ehe angehören. 
Gehört ber Erblaffer su jenen, fo find diefe Kinder, und fie bilben einen Bus 
fen; gehoͤrt er zu diefen, fo find jene Eitern und biefe Geſchwiſter, unb ſie bils 
ben einen Stamm. Dieß ift zu berüdfichtigen,, um das fähf. Yandr. a. a. D. 
1.9. 8.3, II. 20. $. 1, zu verftehen. — ebrigens können durch das Neproͤ⸗ 
ſentationsrecht allerdings auch Nachkommen ber Iehteren in den Wufen eintreten, 
und daher erflärt es fi, wenn die gebacdhte Declaratie und ſchweizer Rechte 
(oben Rote 344) den Bufen auf bie ganze Defcendenz erflreden. Der Begriff 

des Buſens an ſich wird aber dadurch buschaus nicht verändert. 
35) Died Moment fehlt den Halbbärtigen und den Abgefunbenen, 

356) Gibt ihnen dieſe alfo Kein Erbrecht, wie bieß bei Aſcendenten in Anfebung 
des eigeritlichen Erbe wenigſtens urfprünglich der Hall (oben Rote 212), fo Bönnea 
fie gar nicht erben. So 3. B. Eltern nach getrennter Ehe nicht nach Kulm. 
R. a. a. D. und nad einer Eonft. Richard's v. 1258 bei Geldast, T. II, 
const. Imp. p. 405., beren Echtheit freilich zumeiten bezweifelt iſt. Wo jew 
Anftcht fi) verliert, werden fie blos ben Stammesgenoſſen nadhgefest. Wal 
Goͤſchen a.0.d9. ©, 142 und Gosl. Gtat. ©. 2, 3. 6-18, ©. 16, 3 
36—33, ©. 17, 3. 6, 7. 

357) Der Vorzug ber vollen vor ber halben Geburt, in dem lmfanst, 
wie er fich im ſaͤchſ. Lande. findet, muß dieſes feines Grundes wegen als rein 
ne betrachtet werden. Bol. auh Eichhorn, Rechtsgeſch. IE. ©. 373. 

billips, Private. II. ©. 134 fig. Dagegen aber Mitiermaien a. % 
D. $. 436, Rote 40, mit Sybow a. a, D. &. 106 a. And. 


—— — 
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auch Abgefundene Rinder, welche durch die in der Abfindung liegende 
anticipirte Beerbung aus bem Bufen traten, ehe er ſich zu einem Stamme 
bildete, zu dem ſich fpäter aus biefem Buſen (nachdem er durch die ver» 
möge jener Beerbung eingetretehe Trennung ein andere geworben war) 
entwicelnden Stamme nicht gehören. Ihr Buſenerbfolgerecht Fältt 
damit in jeder Beziehung hinweg, und fo wie jene des Stammes» 
erbfolgerechtes zu Ihrem Halbgeſchwiſter, fo müffen auch dieſe Abge⸗ 
fundenen ebenfalls dieſes Rechtes zu bem nicht ‚bei Lebzeiten ihres ges 
meinſchaftlichen Parens abgefundenen Vollgeſchwiſter entbehren. Eben 
dafjeibe muß denn aucd umgekehrt im Verhältniffe bdiefer zu ihnen gel: ' 
ten; während das blos hiursverwanbtfchaftliche Inteftaterbfolgerecht unter 
ihnen befteht und ungeaͤndert bleibt ?*®), aber das des abfindenden Parens 
bier zuweilen erlifche, ale wenn er verftorben wäre?) Der 
Mangel biefes Buſen⸗ — untet den an⸗ 
gegebenen Umſtaͤnden zeiät fi in ber Inteſtaterbfolgeordnung in dem 
Borzuge ber vollen Geburt vor der halben ®°0); und daß das abgefundene 
Kind dem unabgefundenen auch im Verhältniffe zum Gefchwifter nicht 
gleich ſteht, beſtaͤtigen manche Quellen ausdrüdtich, Inden fie abgefun⸗ 
denes Sefchrifter dem unabgefundenen erſt fuccediren laffen, wenn kein 
unabgefunbertes vorhanden iſt 31). Gonfequent follten abgefundene Kin» 
Der auch dem vollbärtigen Gefhwifter ihrer Eltern, welches mit bies 
fen in dem Stamme fieht, nachſtehen. Das fächf. Landr. fpricht fich 
darüber nicht aus 2023. Mach anderen nordteutſchen Rechten, In denen 
bee Begriff bes Buſens fchon mehr objectiv geworden zu fein fcheint, 
wird die Wirkung der Abfindung in Bezlehung auf fie entſchledener het⸗ 
vorgeheben; und wenn dabel nicht gefagt wird, daß abgefundene 
Kindes frühere Ehe, im Kalle kinderloſer fpäterer Ehe, das vollbuͤrtige 


\ 


858) Denn nur bem Bufen und dem Stamme ftehen fie nach; Andere ent⸗ 
ferntere Betwandte werden aber noch immer von ihnen ausgefchloffen, wenn 
gleih in fpäteren Rechten In Anfehung ber Halbbürtigen diefer ihrer Eigen⸗ 
Schaft zuweilen auch im Verhaͤltniſſe zu allen Berwanbten Einfluß beigelegt ift 
(ogl. oben Rote 317), aber gewiß aus Unkenntniß bes Grunbprincipes. 

859) Bol. Mittermaier a. a. D. $. 489, Note 2,8, und daf. Eit. 
Alfo wieder gleiche Wirkung der Abfindung mit der Trennung ber Ehe. 
oben Rote 856, auch n. Luͤb. R. II. it, 2, Art. 13. 

360) Vgl. unten Note 487 fig. 

361) Bot. Mittermeier a. a. O. 5. 489, Note 11. Pauli, Erbr. 
der Blutsverw. S. 111. N. Luͤb. R. II. Lit. 2, Art. 7. 

862) In Beziehung auf bie halbbuͤrtigen Kinder, ober vielmehr Kinder aus 
verfähiebenen Shen, heißt es im ſaͤchſ. Lande. I. 3. $. 8: .. bie ne mogen an 
eime lebe nicht beftan unbe feritet an ein anber let. — Ob dieß das nächfte 
fei, wird nicht gefagt. Nach der Drdnung aber, bie hier der Spiegler befolgt, 
wobei er die Glicherung, weiche durch Sonderung von Bufen unt Stamm ent⸗ 
ſteht, nicht beruͤckſichtigt, iſt das nächſte Glied ſchon außerhalb des Stammes. 
Allein halbbuͤrtige Kinder kann es nur inſofern geben, als Kinder einer anderen 
Ehe vorhanden find, die als vollbürtige gelten; we alfo diefe als Bufengenoflen 
die Stammesgenoffen nicht ausfchließen, da gibt es auch Feine halbt;ärtigen Kin 
der. Daraus folgt aber nicht, daß wo keine tmabgefunbenen Kinder vorhanden 
find, auch die abgefunbenen Zuribifch nicht als folche gelten. 
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Sefchroifter des abfindenden Parens ausfchliegen ®%%), fo erklaͤrt dieß ſich 
bar:us, daß jene Abfindung der Kinder au, wenn fie vollfländig fein 
fo, eine Abfonderung des Parens von befjen Eltern und Gefchwiflzen 
vorausſetzt, welche diefen ihr bevorzugtes Erbrecht ohnehin entziehen mußt, 
fobald an die Stelle der dee einer birecten perfönlihen Wereinigung 
zum Bufen und Stamme, bie einer Indirecten buch Ungetbeiltheit dei 
in dem Buſen vereinigt gewordenen Vermögens getreten war, wei 
ſich allerdings In dieſen Rechten zeigt?) Daß abgefunbene Kinder in 
; Ermangelung nicht abgefundener nicht alles Erbfolgerechtes nach ihre 
Eltern entbehrn, iſt gewiß?) Daß übrigens nach fächf. Lande. bie 
Abtheilung dee Kinder auc als eine befinitive ober eine eigentliche Abs 
findung vorgekommen, läßt fi) daraus fchließen, daß nur bie Kinder bei 
nicht abgetheilten Sohnes ftatt feiner deſſen 4 neben Soͤhnen beerden 






konnten 309); allein es bedurfte eines ausd n Verzichtes auf Thäal⸗ 
nahme an bee Erbtheilung, damit fie als eife ſolche gelten konnte. 
— Es findet fi auch bier die Megel nicht ausgefprochen: daß abgefum 
benes Sefchwifter im Verhältniffe zueinander näher fteht als nicht abe 
gefunbenes zum abgefundenenz; was durch ein Stammesverhältnig unter 
den abgefundenen bewirkt werben müßte. Ein foldhes Stammesverhilt 
niß dürfte aber nur unter denen angenommen werben, welche im eime 
und berfelben Zeit abgefunden, gleichlam in berfelben Abfindung begriffen 
wären, weil fonft die verfchlebenen Trennungen des Bufens durdy mehr 
tere Abfindungen die Stammesvereinigimg unter ihnen gehindert hätten. 
Die fächfifchen Stadtrechte fpäterer Zeit, welche hinfichtlich ber Abwei 
chungen von bem Principe ber Gradesnaͤhe nicht die genannten Bejzeich⸗ 
nungen des Bufens und Stammes gebrauchen, erkennen inbef jenen 
Vorzug anz forbern aber dabei auch, daß bie abgefundenen Kinder oder 
Geſchwiſter unter ſich nicht getheilt haben ꝰee), fegen alfo ben Fall 
einer gleichzeitigen Abfindung voraus, und namentlich den, wo die Abs 
findung bei Eingehung einer anderen Ehe in Anfehung aller Kinder der 
früheren Ehe, wozu namentlich die Mutter verpflichtet wir), voraus; 


363) Weder die Goslar’fchen Stat. fagen bieß, noch fteht es im n. Luͤb. 
8. I. Zit. 2, Art. 16, 34, welche man zuweilen dafür anführt, noch im Art. 
5 ebendbaf. Nur ber Art. 28 ebenbaf. würbe dann bafür reden, wenn unter 
Gefchwifter hier unabgefondertes Vollgeſchwiſter verftanden werben könnte. 

864) Vgl. unten Note 368-971. Hier Tann benn auch bie Idee Mat 
greifen , daß es nur das Verhältniß ber nicht abgefundenen Kinder zu dem 

ermdgen fei, welches bie abgefundenen ausfchließe, 

365) Mittermaier a. a. D. $. 488, Note 10. Paulſen a. a. D. 
S. 327, Klefeder, Hamb. Verfafſ. Th. IV, &. 471, 493, unb baf. Cit. 
— N. Luͤb. R. II. Tit. 2, Art. 5. 

866) Saͤchſ. kLandr. I. 5. $. 1. Bgl. unten Note 493. 

867) Saͤchf. Landr. I. 13. &o auch das fehwäb. Landr. Gap. 162, Gen 
denb. 289, in Beziehung auf fahrende Habe, in Anfehung weicher bie bioße 
Ausfteuer auch die Kolge hat, daß ber Erblaſſer frei über fie auf den Todesfal 
disponiren. ann: Schwäb. Landr. E. 147, Send. 284 b. 

868) N. Lub. R. IL Tit. 2, Art. 6. 

369) N. Yamb. Stabtr. IH. Tit. 3, Art. 4, 6, wornad dem Water bie 
Wahl zufteht, ob er ganz, oder nur vom muͤtterlichen Gute, abtheilen will, 


x 
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alſo einen Fall, wo ohnehin ſchon eine Stammesabfonderung eintritt. Es 


wird in diefen Rechten unterfchieben, ob bie Kinder bis zum Zeitpunkte 
des Todes ihre® Parens in deſſen Were geblieben find®70), wo benn 
die Were das Verhaͤltniß des Buſens andeutet; weßhalb man dieß nicht 
fo verftehen darf, als ob zum Verbleiben in der Were auch das Vers 
bleiben in ber häuslichen Gemeinfhaft mit den Eltern und unter beren. 
Scuge erforderlich ſei?1), Im allgemeinen erfcheint fo viel als ſicheres 
Refultat, daß die Wirkung der eigentlichen Abfindung in dem Verluſte 
desjenigen Erbfolgerechtes liegt, weiches eben als ein qualificirtes bezeichnet 
worden, und daß biefes Recht urfprünglich auf der Genoffenfchaft im 
Bufen und Stamme beruht; wenn aud) fpäter diefe Grundlage deſſel⸗ 
ben, und zwar auch abgefehen von ben Einwirkungen bes Repräfentar 


_ tionsrechtes 272), Hinter die Idee des Derbleibens In ber Were, fo wie 


hinter die Eigenfchaften von Defcendenten, Afcendenten und Geſchwiſtern 
zurädigetreten iſt, und legtere in die Reihe der übrigen Seitenverwandten 
geftelit worden ‚find 27°). Daß bie Abgefundenen ſchon etwas voraus 
empfangen, kommt dabei als Frund gar nicht weiter in Betracht; 
es paßt vielmehr ber Begriff ei Empfanges im voraus gar nicht, 
weßhalb es auch ganz gleichgiltig iſt, ob fie bei der Abfindung mehr ober 
weniger erhalten haben. Ihr Ausgefchloffenfein iſt nur reine Confequenz 
des Ausfchluffes aus Buſen und Stamm, und nicht etwa eines in ber 
Abfindung enthaltenen Verzichtes 278), bei dem es ſich nicht erklaͤrt, wie 
ihnen denn überhaupt noch ein Erxbfolgerecht nach den Eltern verbleiben 
tann®?®), und in den man bie Beſchraͤnkung feiner Wirkungen auf das 


« 


Geſchwiſter des Verzichtenden Immer willkuͤrlich hineintragen müßte, um 


fie zu erklaͤren; eine Beſchraͤnkung, weiche jebenfalls von denen nicht ges 
leugnet werben kann, die abgefundene Kinder in Ermangelung nicht abs 
gefundener zunaͤchſt zur Succeffion rufen??%), und für welche auch bie 
Analogie von der Zurüdfegung der halben Geburt in ihrer urfprünglichen 
Geſtalt rede). Wo ein ausdrüdlicher Werzicht gefordert wich 27°), 
da erklärt ſich dieß daraus, daß es noch an einem anderen Merkmale der 


nicht aber nach Luͤb. R. II. Tit. 2, Art. 5. Indeß pflegt der Water doch in⸗ 
fofern bevorzugt zu fein, als er das abgefonderte Gut nicht auszuliefern braucht, 
was fih aus dem mundium und Nießbrauche erklaͤrt. 

370) Runde, teutich. Private. $. 608 b. Mittermaier a. a. D. 
$. 439, Note 10, 11, und baf. Eit. 

871) Gteichgiltig ift es, ob fe tvein ſik mit der koſt ober ne dun. Saͤchſ. 
Sanpr. I. 13. $&. 1. 

372) Bol. oben Note 354. 

373) Vgl. unten Note 502, auch Note 520 


874) ©. indeß Mittermaiter, a. a. D. —V Note 9, 10, der alles, 


Gewicht auf den —— legt. 
8375) eub. R. II. Tit. 2, Art. 6. 

nah Dieb fcheint die Anfisht der oben Note 865 angeführten Schriftfleller 

u fein. 

> 377) Denn bie fpäter zuweilen quch im entfernteren Graben eingetretene 
Buräcdfegung der halben Geburt bildet Leine Parallele mehr zu ben abgefundenen 
Kindern und refp. Gefchwifter. 
> 378) Vol. oben Note 367. 
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Unterfipelbteng zeoifchen einer Abſindung und eine bloßen Verathung 37°) 
fehte, mb ee baher erforderlich weich, um jene zu chatalireifiren *e0). — 
Eime bloße Berathung, eine Ausflattung mit gewiſſen Vermögen! 
gegenſtaͤnden, welche Eltern ihren Nachkommen zu hell werben laſſen 
macht dabiagegen nur die Ausübung jenes beſonders bevorzugten Erk 
folgerechtes von bee Einwerfung bes Empfangenen bei ber Beerbung ke 
Eitern abhängig ?*!), hat aber übrigens auf das Erbfolgerecht gar keinc 
Einfluß °°). Die Folgen der Abfindung und ber Berathung unterſcheides 
fi eben fo von einander, tote Im Älteren vömifchen Rechte bie Folgen bet 
Emancipation in Beziehung auf das Erbrecht nach Ciollcecht und nad 
praͤtotiſchem echte verfchleden waren. — Ein Ausſchluß derjenigen, bes 

nen übrigens vermoͤge ihres Familien⸗ oder Werwandtichaftsvechältuiffes 

ein Erbfolgerecht zuftehen würde, in Anfehung einzelner zu feinem Erbe 

im weiterem Sinne gehörigen Güter, ober vielmehr der Mangel eins 

Anteftaterbfolgetechtes in Anfehung berfelben, zeigt fi dann, wenn Yale 

die Eigenfchaft des eigentlichen Erbe haben, aber jene zu demſelben nit 

geboren find). Dieß tritt bann„ein, wenn a) Ehegatten opxe 
Nachkommen ober b) Afcenbenten, denen dann berem Nachkommen, 
weiche als Seiterwerwandte die naͤchſten find, gleichſtehen, — der Erb 
folgeerunung nach 2%) bie naͤchſten Erben ihrer Einderlofen Ehegatten ode 
Machlonnum find, auf diefe Ehegatten aber von Ihren Blutsverwandten 


879) &. unten Rote 880 fig. 

880) Anderswo verlangte man flatt deſſen, daß bie Kinder fi ansdruͤcklich 

eben erfiärten, wenn bie Abtheilung als eine bloße Ausftattung erfcheimen 

ante unb als eine Abfindung gelten follte (Klefeder a a. O. S. 492); ober 
ab gewiffe Umſtaͤnde an, unter denen fie als Abfindung betrachtet werben follte 
n. £üb. 8. U. 2. Art. ee mit Xrt, 34). 

881) Vol. unten Rote ‚605. : 

882) Mittermater a. a. D. $. 488, Note 12,19. Pauli a. a. D. 
®. 97. Goͤfchen a. aD. ©. 142, 143, und Gos. Stat. daf. &. 12, 3. 
5 fig. Hier wird beraben und afgebelet bat (fo daß das Kind) doch van 
deme erve nicht gelaten en hebde, gleichgeftellt 3 alfo nicht Werabung und 
Abtheilung in dem Sinne von Abfindung. &. indeß Goͤſchen a. a. D. ©. 
142, Rote 4 — Ferner: Hamb. Stat. v. 1270 III. 4., v. 1497 3. 35. 8, 9, 
10, und and, Stat. bei Wigand, Arch. III. ©. 4. — Nah ſchwaͤb. Lantr., 
wo ber Anfpruch ber Kinder auf eine Ausfteuer fich als ein Pflichttheil darſtelt, 
Hat fie die Wirkung, daß ber Water nur freie Dispofition über bie fahrende 
Habe erlangt. Wal. oben Note 292. 

8833) 3. B. wenn ber Vater ber naͤchſtgerufene Erbe des kinderlos verſtor⸗ 
benen Sohnes iſt, welcher Erbe von ber Wutterfeite ber empfangen bat, ſe 
kann er darin nicht fuccebiren (Poffe a. a.D. Prüfung u f. w. 9, 10), 
weil er fein ius successionis bat, und wäre er zugleich entfernter Biuttver⸗ 

„wandter ber Mutter unb des Sohnes, fo würbe ex boch nicht in ber Grodek 
nähe, in ber er als Water flcht, zur Guccefflon gelangen können (Poſſe 
a. a. O. S. 130 fig., und die Erbfolge In Lehen und Stammguͤter ©. 14 fi 
. Kunde, Beite. zur Eroͤrt. rechti. Begenftände ©. 416), wie — Danı 
Verf. einer hiſtor. Entwidelung ber gemeinen Grbfolgeart in Lchen ©. 46, 9, 
80. Gönner, bie Afcendentenfolge 7 weibl. Eehen u. f. w.) gewollt haben 
— Deun die Gradesnaͤhe, in der ex als Water fickt, kann nicht. auf fein ie 
successionis , welches er als anberweitiger Berwandter hat, wirken. 
384) Bgl. unten IV. 
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ober auf die Nachkommen jener Aſcendenten von anderen Afeenbenten 
ober deren Blutsverwandten, Stammgut ober Erbgut vererbt wochen iſt. 
Am legteren Falle wird zumellen aus biefem Grunde ben Afcenbenten, 
oder. ben buch fie mit dem Erblafſer verbundenen Geltenveriwanbten, 
das Inteſtaterbfolgerecht abgefprocdhen, und es ſuccediren in diefes Gut 
vermöge des fogen. Fallrechtes die nächften Verwandten, regelmäßig die 
Seitenvermandten ?°9), des Erblaſſers aus derjenigen Familie, aus der 
das Gut herruͤhrt; fo daß hier’ die Megel gilt: paterna paternis, ma- 
terna maternis®2°), In Anfehung ber Afcendenten, wenigſtens wenn 
fie die Eltern des Erblaſſers find, pflegt indeß, vom (Lehen und) Stamm⸗ 
gute abgefehen, . diefer Mangel des Inteflaterbfolgerechtes wicht ſtattzu⸗ 
finden; ja e8 wird ihnen bafjelbe vielmehr zuweilen ausbrädtich, mit Aus⸗ 
ſchluß derjenigen Verwandtſchaft, von welcher das Gut auf den Erblaſſer 
gekommen, zuerkannt, und dieß auch wohl durch bie Regel ausgebrüdt: 
Die Leibeserben ſtricken den Wiederfall ab E27). Lesteres gilt audy im ers 
fteren Sale, bei ber. Beerbung nachlommenlofer Ehegatten, alfo ohne 
daß es der Leibeserben bebarf, wiewohl das Erforderniß des Beiſchlafes 
bisweilen vorfommt3#®); zuweilen ſchlechthin 99), zumellen aber in der 
Art, daß der Überlebende Ehegatte zwar daB Gut erbt, es aber nach 
feinem Tode nidyt an feine Erben, ſondern an bie Familie des vorver⸗ 
ftorbenen zurüdfäge?99); und zwar an diejenigen Verwandten, regelmäßig 
die Seitenverwandten, welche zur Beit deſſen Todes feine naͤchſten Erben 
waren ober an deren Erben 29), Es tritt alfo auch bier ein Fallrecht 
ein. — Das Inſtitut iſt zwar nicht auf eigentliches Erbe beſchraͤnkt ges 
blieben, fegt aber immer voraus, daß beftimmte Immobilien als deſſen 
Gegenſtand unterfchleden werden, und läßt ſich alfo auch nur unter biefer 


Vorausſetzung beim Erbgute dentn®?2), fcheint aber beim Stammgute 


bes Adels (welches in der Regel: nicht in die Hände von Weibern gelangt - 
und mo bie überlebende Frau am Stammgute bes Mannes nur eine 
beftellte Lelbzucht zu haben pflegt) für biefen Fall der Succeffion von 
Ehegatten nicht zur Anwendung gekommen zu fein. — Man Bat zwar 
für eben dieſen Fall auch die Bezeichnung eines fallrechtlichen Rieß⸗ 





@ 5 

9385) Fiſcher a. a. D. Erbfolgsgefh. der Seitenverw. ©. 49. 

386) Bol. oben Note 210. Mittermaier a. a. D. 6. 436, Ar. IV, 
3if. 2, 8. 439, Nr. VII, g. 440, Rote 12. 

387) 3. B. Schorndorfer Stadtrecht, nebft anderen Statuten bei Fiſcher 
a. a. D. Geſch. ber teutfch. Erbfolge Urt. 8. II, ©. 252, 220, — Auch Lex 
Alam. tit. 92. / 

388) Tübinger Stadtr. v. 1498. Ebendaſ. &. 125. | 

389) Statute bei Fiſcher a. a. O. S. 159, 223, 259, 290, und Erb; 
folgsgefh. der Seitenverw. S. 10 fl. 

890) Fiſcher a. a. D. Erbfolgögefh. der Seitenverw. S. SA fig. — 
Befälung der Eheleute: Schwarzb.srubolft. Succeſſionsordn. Art. 15. 

391) Alſo wicht an diejenigen, bie beim Tode bes vorverftorbenen bie naͤch⸗ 
fen geweſen fein würden, wenn ber fpäter hinweggefallene fchon bamals nicht 
mehr eriftirt Hätte. Denn biefer fuccebirte fhen. Bgl. unten Rote 897. 


392) Vgl. oben Note 126 fig., 210. 
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brauches angenommen, und es getabelt, daß Einige®?®) ihn als eim 
befondere Art des Fallrechtes betrachtet. Nun iſt es freilich nidt 
zu beſtreiten, daß fofort beim Tode des vorverflorbenen das ius muucee- 
dendi feiner Verwandten zur Eriftenz kommt, und Statute geben be 
fen zuweilen felbft das echt, im Falle der Deterioration bem übe 
(ebenden Gatten das Gut zu entziehen”). Allein bdefienungeachtet hat 
er alle Rechte, weiche dem Eigenthümer, ber den Nutzen bat, nd 
teutfchem Rechte am eigentlichen Erbe mur zuftehen, namentlich auch bie 
Befugniß, das Gut im Falle rechter Noth zu veräußern 9%), Es if 
alfo das ius succedendi ber Inteftaterben (obgleich es ſich bereite zu 
einem jug successionis in der romaniftifchen Bedeutung gebildet bat) noch 
feiner Ausuͤbung nach ſuspendirt; ähnlich wie wenn ber vorverſtorbene 
durch, die Heurath mit dem überlebenben eine befondere von ber geek 
lichen abweichende Erbfolgeordnung feftgefegt hätte”). Allerdings kımn 
aber der uͤberlebende Ehegatte, fo wie hier das Eigenthum im angegebenen 


‚Gimme, nd in anderen Faͤllen, wo kein Fallrecht befteht, unbeſchroͤnktes 


Eigentyum im römifchen Sinne, als fogen. portio statutaria ꝰ) auf 
ihn vererben 299); auch ebenfalls als eine ſolche portio der Uſusfruct am 
nachgelafienen Gute des vorverſtorbenen auf ihn vererben 200), in welchem 
alle ihm aber unter Feiner Bedingung eine Veraͤußerungsbefugniß über 
das Gut ſelbſt zuſtehen kann. — Die Regel: laͤngſt Leib, laͤngſt Gut, 
umfaßt alle dieſe drei verſchiedenen Faͤlle. Dieſe Erbrechte der Ehegat⸗ 
ten muͤſſen eben ſo, wie die ſtatutariſche Portion im engeren Sinne, 
welche nach dem gewoͤhnlicheren Sprachgebrauche nur den Fall befaßt, 
wo der uͤberlebende neben den Kindern oder Verwandten des vorverſtor⸗ 
benen von deſſen Sondervermoͤgen eine Quote, bald einen Kindestheil, es 
ſei nun blos von der fahrenden Habe *01) ober vom ganzen Nach⸗ 


898) Eſtor, buͤrgerl. Nechtägelehrfamleit Bdo. 3, |. 3227. Koch, D. 
de iure revol. p. 2. 

394) Fiſcher a. a. D. Erbfolgsgeſch. S. 34 fig. 

895) So nad den Rechtsgewohnheiten einiger württembergifhen Drte, bei 
Fiſcher a. a. D. Gef. der teutih. Erbf. I. Th. 2, ©. 19%, 209, 221. 

89%) 3. B. Dorfsreht zu Weiler, ebendaf. @. 203, vgl. mit Kifcher, 
— S. 36. — Die geringe Baht der Zeugniſſe Tann die Annahme 
einer Ginaularität übrigens hier nicht begründen, da man, wenn man biefe® 
Verhaͤltniß nicht annehmen wollte, ohne Weiteres In das teutfche Jnſtitut einen 
römifchen Ufusfruct bintintragen müßte. 

897) Bgl. unten Rote 468. Indeß befteht ein Unterfchieb in Anfehung bes 
Anfpruches auf ein Surrogat ber Nutzungen. 

898) Bor. in bdiefem Werke ben Art. Guͤterrecht der. Ehegatten, 
auch u bem Nachfolgenden bis Note 423. 

99) Daraus erklärt es fich, daß auch bei jenem Ballsehte — uͤberlebende 


für die Schulden haftet. l. indeß Fifher a. a. OD. ©. 4 


’ ® 
400) Vgl. oben Note 154—157. — Daß dieß keine Untverfalfucceffion 
iſt (Runde, Güterr. &. 241), ändert bier nichts, 
401) So bie Frau nach fhwäb. Landr. C. 147, 161, Senckenb. 283, 288. 
— Das 6. 26, Send. 270, von ben Worten: Nach bem totleibe, ift fühl. 
echt, wobei bas Wort: GBerabe, in Tahrende Habe verwanbelt unb bie Zakl 


. ber Begenftände um einige vermehrt if. Allein bie Worte ded Gap. 161: 
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Inffe #02), bald ein Viertheil *09), balb einen je nach der Concurrenz mie 
Kindern, Eltern oder anderen Verwandten verfchiebenen Antheil 49%), zuweilen 
auch unter der Bebigguing ber Gollation feines eigenen Vermoͤgens 05), er⸗ 
erbt #09) ; zwar von Der Dauer der Ehe bis zum Tode bes einen abhäne 
sen, fo daß fie durch eine eigentliche Ehefheidung erlofhen 7). Sie 
find aber auch von einfeitigen Dispofitionen des vorverflorbenen unab⸗ 
hängig *0®), und haben infofern den Charakter des roͤmiſchen Pflicht⸗ 
theils 409%), Ganz in berfelben Lage ift aber auch das Recht des Eher 
satten auf den ideellen Antheil des anderen bei ber gefanmten Hand *19), 
indem es davon abhängt, daß das Gut durch den Tod des einen ein⸗ 
händig wird; aber auch nur davon abhängig fein kann, weil es eben 
duch die Ehe ermorben wird. Auch bei eigentlicher Gütergemeinfchaft, - 
wo die Stau nur Genoffin des Vermögens bes‘ Mannes iſt, kann zwar 
ein Theil dem anderen fein Recht durch einfeltige Dispofitionen entziehen, 
aber es ift von der Dauer der Ehe bis zum Tode des einen Überall nicht 
abhängig, weil jede Beendigung bes ehelichen Verhaͤltniſſes bie Gemein⸗ 
ſchaft, durdy weiche allein der Ehemann Subject des Gemeinvermögene 
war, aufhebt und das durch dafjelbe begründete Recht der Frau auf ihren 
Antheil zur Eriftenz bringe*!!), Da indeß das teutfche Recht in ber 
Abfindung bei Lebzeiten einer zu beerbenden Perfon eine Beerbung ans 
erkennt, fo ſteht dieß nicht entgegen, die Frau auch hier als Erbin im 
teutfchen Sinne zu behandeln *12). Allein es kann hier nicht auch ume 


..onde git finer wirtin ic gut wider. vnde find gutes alfo vil. als fie ze famene 
kamen. ane gebinge, fcheinen auf eine Art von Wieberlage zu deuten, und zwar 
an fahrender Habe, worauf bie Vertheilung ſich hier immer bezieht, neben 
jenem Kindestbeile, bie aber nach Gap. 147 binmwegfallen muß, wenn ber vers 
flerbende Mann nicht auf feinem Sterbebette getheilt bat. 

402) Bayer. Eandr. Defterr. Gefekbuh $. 757. 

—9 So der Mann, nach der hoiſt. Verordn. v. 15. Juni 1742, 
404) Holſt. Verordn. v. 15. Juni 1742. Kdnigl. ſaͤchſ. Gef. v. 81. Ian. 
1829 $. 66, Schwarzburg. Sucgeffionsorbn. 5.130. Weimar. Srbgefeh $. 66. 

405) Brüdner, gothatfches Privatr. &. 137. Kuͤmpel, Handb. bes 
meiningifchen Rechtes ©. 155. — XAufgehoben im Königr. Sachſen, Schwarz 
— Weimar. Mittermaier a. a. O. 5. 443, Note 7, mit Rote 

, e 

406) Mittermaier a. a. D. 5. 443, Note 29, 82, 88. 

407) Mittermaier a. a. D. $. 443, Note 36. c. 10. X. de consuet, 
Bol. unten Rote 414, 418—422. : J 
* Mittermaier a. a. O. $. 443, Note 4, 5, 15—19, 20—28, 
u Mittermaier a. a. D. $. 448, Nr. III, und Rote 25—28. 

410) Bgl. oben Rote 12. 

411) Bel. Mittermaier a. a. D. $. 406, Rote 10, 15, 16, $. 412, 
Rote 13. — Wenn Particulargefege die Wirkungen ber Gütergemeinfchaft für 
diefen Fall durch Zurkdführung bes Gutes auf feine urfpränglichen Beftandtheile 
sefeindiren, ober ben ſchulbigen Gatten jedes Antheiles verluftig erklaͤren (Mit- 
termaier a. a. D. $. 406, Rote 11—14 und daf. Git.), fo hängt bieß zum 
Theil wenigftens mit ben Strafen ber Werfchulbung der Scheidung zufammen. 

412) So auch Mittermaier a. a. D. $. 408, Rote 8, und daſ. Cit., 
aber auch $. 441, Note 18. 
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gekehrt ber Mann Erbe dev Feas fein, weil er ſchen Subject des ganzem 
Gemweinvermögens iſt, alſo immer nur behalten kann, mas er bereit 
hat 13), wenn ihn auch der Hinwegfall ber Geno Beicdyränkungn 
befreit. As Erben ber Frau kann man ihn aber betrachten, mem 
ihm ba, mo keine innere Guͤtergemeinſchaft befteht, feuberm er, wie uch 
fächf. Landr., nme eine Gewere am ganzen Bermögen ber Sram, ober 
bies ein Mimdium bat, beins Tabe bes Grau deren Mobilien veckids 
ben), die ihm ins Kalle eimer Cheſcheidung denn andy wnicht ae 
falten*!6), Auf deu Anfpesch dee Frau auf Serabe, un engabe und 
Mußtcheil paßt bahingegen bes Begriff eines Grbrechtes wicht, weil der⸗ 
felbe wicht dad urch zur Exiſtenz gelangt, daß ber — 6 Nechte⸗ 
ſubjeet in Beziehung auf ſie hinwegfaͤllt, ſondern durch ben chelichen 
Status der Frau ſchon begruͤndet iſt (wiewohl die einzelnen Segenſtaͤnde 
der Morgengabe in der Regel erſt durch eine Gabe des Manmes befimmmt 
werden), umb durch die Auflöfung bee Ehe wird nur das Dinbemih bs 
‚ welches bie Pflicht zum gemeinkehaftlichen Leben und Wis 
ten bicher einer factifehen Separation derſelben yon. ben tern des Diane 
nes entgegenſetzt 10); ein Gefichtspunkt, ber auch für bie zumellm an 
die Stelle. der Wittwengerade getzetenen fraͤulichen ode Haubenbande⸗ 
gerechtigkeit gelten pen, Auch durch Ehefcheibumg wird Die Geabe **) 
und das Mußtheil 419) wicht verloren *20), wehl aber bie Morgengabe *21); 
mb die Grode fälle auf ihre Erben, mern fie beim Leben bes Mans 
fliche 422), Wo nicht der fogen. Woraus ber Ehegatten unter denſelben 
Geſichtspunkt fällt, da iſt er ſchon deßhalb kein erbrechtlicher, teil er 
mm auf Gegenflände geht, bie ſchon wähnmd bes (Ehe ala ber beſonderen 
Ditpofitten bes Berechtigten zugewieſen afcheinen*?®). Außer biefen aus 
dem teutfhen Rechte eutfpringenden ehelichen Inteſtaterbfolgerrchten und 






2 auch Mittermaler a. Di £. 4a, Rote 

ee ee re nei kt. Sn a 
ln A aa —— Weimar aufgehoben: Bittermaicr a. a. 

" 485) Gächf. Sande. IE. 76, Mol. auch fchwaͤb. Lande. Eap. 146, Gen. 


416) Bol. Mittermaier a. a. O. 5. 884, Rote 17, und daſ. Ei. — 
Die Idee einer Guͤtergemeinſchaft —* tegt babei Senn auch allerdings 
zum Grunde, infofern damit die äußere gemeint ift. 

47) &. in dieſem Berk den Art. Gaͤterrechte der Ehegatten. 

418) Saͤchſ. Landr. HI. 

Algy) Saͤchſ. Sandr. LI. 8 Nach fächf, Landr. IH. 38. 53 fällt es ihr 
nur beim Tode des Mannes 

420) Eben fo a bie beftellte Leibzucht: Saächſ. Lande. L 21. 
6,2, DL.74. Schwaͤb. Lande. ©. 146, Bend. E 

21) Gächf, Eanbr. IL. 38. $, 3, IIE 74 Bayer. Lande. Th. 1, Gap. 

6,$. 43. C. C. Bamb, a. 146. Im Falle ber Scheibung ober Rngiitigkeits 
erflärung wegen Shebinbesniffe macht beim matrimoniem pulatiwam. eine Anl: 
nahme:; Schwaͤb. Landr. Gap. 24, Genf. 304 

422) Sächf. Lanbr. I, 58. & 1. 

423) gl. oben Rote 307. 


zs-” m ap — > 
. 


— — — —— — GE EEE m  UEGE GE WE. BES 


Verwogentanſproͤchen gibt das roͤmiſche Recht der arm unbesteten TWltinee 


neben den fenfigen Erben tea Mannes, mb beiden Ehegatten in Er 


mangelung von teſtamenteriſchen oder blateverwandten Erben dei vorver⸗ 
florbeuen, ein eigentlichen Erbrecht ??%), — Allein das erſtere muß fchen 
da, mo jene teutfchen Rechte die Armuth der Eheſrau aufheben der Aus 
wendung entbehren, und es laͤßt ſich nux am wenigen Orten ein beſtehen⸗ 
der Gebrauch dieſer roͤmiſchen Erbrechte annehmen ober: machweifen 86) 
Neben dieſem auf Blutsvarmandiſchaft und Samiltentuenhältsiffe bexuhenden 
Sinteftatechfoigerechte fickt, ſich bei dem einer Schut⸗ oder —— — 
unterworfenen Erblafer zuweilen noch ein. teutſches Inteſtaterbfalgerecht⁊o) 
des Subjects jener Herrſchaft in einzelne Orten 227); zuweilen aber auch 
in eine Quote bed Madleffed, und unter Umfaͤnden felbk in ben ganzen 
Machlaß. Obgleich ea jet häufig in eine bloße Reallaſt verwaudelt iſt 220) 
ſchednt es bech urſpruͤnglich auf der Idee zu beruhen, daß das unter dem 
Sehntze des Herm aber durch die Benutzung bes von ihm verlichenen 
Gutes erwordene Vermoͤgen dead Schuͤtzlinge wit deſſen Hinwegfnll ihm 
zußalle #7), wie dieß denn auch in Ermangetung von allen vnd jeben 
—* Erben der Falk mar 30); die Ausübung deſſelben aber im Falle 
des Daſeins von Exchen inſofern beſchraͤnkt fei, daß er ſich mit einer au⸗ 
gemeſſenen Anerkennung deſſelben zu begnügen habe. Dieſes Recht be& 
Herrn, der Sterbefali, ber Verſterb, der Sal, dos mertnarium, engzeift. 
aͤhnlich zur Bewirthſchaftung des verlishenen Gutes dienenda Gegen⸗ 
* (Buttheil, Buleviege, Baulebung), bald den beſten oder den 
Haupttheil (Beſthaupt, Hauptfall, Hauptrecht), bald denjenigen, den der 
Herr wählt (Churmede, Koͤhrrecht, Koͤhrpferd), uud wird als eine Abs 


424) Mag es au im Gimme bet romſcher Bechtes beftröten werben koͤn⸗ 
mn, ob hie arme Mittwe — iR —— — S. 425, und baf. 
Sit. Bangerow, Laitf. I. &. 322 fig, zumal da & zumeilen nur Nieß⸗ 

brauch bekommt, fo leidet es ns Bein Bedenlen, fie: in seutfen Sinne als 
ſolche zu betrachten, Mol. auch oben Note 200. 3 

425) Deitteumaiar a 0. > 3 441, Note 7, 8, 16.. 

427) Die Prticht ber "Shen * Einlieferung garden Wafkeoftkte und 
Dferde des Werftorbenen , bes Heergeräthes (Estor, comment. m ministegi 
Arg. 1727. Seet. II. P.XVIL c. 2.0. a 10. $& ©& Lünig, eorp. 
iux. fend IL nr. &. p. 1% 11. Schmäh, Laute: Gap W, Sind. 267) 
an ben. Kimig aber X ſchaint eine Folge des alten Gebea zw fein, 
Daß: der princeps fainen vamites Pferd unk Waffe gab (Tacitua? 

Germ. & 1%.), weiche als nun zu feinem perfönlidhen Gebrauche verliehen ans 
geſehen werden mochten. 
Su Kor ) LP suzsahnene . a. O. KUR Gichhorn a. a. O. 


429) ®gl. Heineocc., elem. iur. Germ. I, it. t. & 4. B. Ohne: dieß 
als Grund aufzuftelieh fidit man «a gmvöhnlich in: Bufammmenheunge mie ber 
Leibsigenfchaft, dar, oiapehl man —* m vexfchiweigt, daß es auch beb 
Freien vorlomme. Bgl. Runde = aD. 5.350. Eich horu a. a. O. 
5. TL Mittermater a. a. D. $. 98, Note 28 fig.,. und abweichend Maus 
renbrecdher a. a D. Schugbörige und Grundholden finb aber diejenigen, 
welche bald gu den eu „baib gu ben Freien verwieſen werben. 
430) Schwäd. Lanbr, G. 30, Sendend. ©. 276. 
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Hung bes Rechtes bes Hexen, auch als bie Frohnloſe, ober bee Zobten 
zoll, bezeichnet **1). Bisweilen fchließt der Berechtigte außer ben Ehe 
gatten und Kindern bes Verſtorbenen alle Inteſtaterben *?!*), und feige 
weiſe denn auch teflamentarifche und verteagemäßige Erben, welche fih 
auch fonft, gleich den Inteflaterben, feine Concurrenz gefallen laſſen meh 
fen, aus; was aber unter Lebenden, felbft duch Schenkung, verdufnt 
worden, ift dem Gterbefalle entzogen ??!?). Wenn ber Berechtigte nicht 
in ben ganzen Nachlaß oder eine Quote beffelben fuccedirt,. fo Tann a 
wegen Schulden des Erblaffers nur zur Herausgabe bes Gutes oder ber 
fen Werthes verpflichtet fein #71), — Diefem Rechte bes Schugbenz 
an bie Seite zu flellen iſt das Recht des Fiscus, ben Nachlaß feier Pers 
fonen, welche als rechtlos gelten, keiner Familie angehören, unter dei 
Könige Schutze ſtehen, und baher von Blutsverwandten unb Familien⸗ 
genofjen nicht beerbt werden *82), als Spielleute*??), unehelih Ges 
borene (daher: Baſtardenfall) %*) und Frembe*?®), an ſich zu zchea; 
ein Recht, weiches zuweilen auf Städte überging 3%). — In Anfehum 
der wegen Geburt ober Gewerbe rechtlofen Perfonen fiel es jedoch fon 
früh hie und da hinweg 4°”), und wurde In fpäterer Zeit durch bie Ber 
änderung ber Anfichten über Mechtlofigkeit und das roͤmiſche Erbrecht 
verdrängt. — In Anfehung Fremder wurde es zumeilen üblich, daf 
es von den fonfligen Erben buch eine Selbfumme, ähnlich mie das 
echt des Schugheren durch das mortuarium, abgelöft werden fonnte 


431) Ueber beffen Gegenflände: Srimm a. a. D. &. 364 fig. 

431a) Eichhorn a. a. D. $. 71, Note w, x. 

431b) Grimm a. a. O. & 371, Rote **. 

431c) Bl. Eihhorn a. a. D. 8. 71, nah Note r. . i 

432) Eines der angegebenen Merkmale findet ſich wenigſtens immer bei 
denjenigen Perfonen, denen in ber gedachten Art bie paffive Erbfaͤhigkeit fehlt. 
Weiches bei jeber der Grund dieſes Mangels fei, und daß burdhherriäend ber 
Grundſatz gegolten: me rechtlos iſt, fteht in einer Kamiliennerbindung , daher 
unter Königsichug, und der König ift fein Erbe, laͤßt ſich zwar nicht nachweiſen. 
Daß aber der Mangel an Bamilienverbindung die Succeffion des Fidcus bearüns 
det, zeigt die Beſtimmung ber L. Sal. tit. 63. über ben, der ſich davon los⸗ 


fagt. 

433) Privil. Friedrich IT. für Goslar, bei Göfhen a. a. D. &. 114 
3. 31, 32: Item advocasas civitatis (ber Faiferliche iBoigt) nullias heredita- 
tem debef„accipere praeterquam histrionum ioculatorum et advenarum. — 
Die Beskfloung für bie Stadt Iiegt hier darin, daß ber Woigt den Rachlaß 
er rechtlofer Perſonen, wie z. B. unehelich geborener, nicht einziehen 
a 


434) ueber deren Rechtloſigkeit, Mangel an Familienrecht, Königäfhus 
und ar an paffiver Erbfähigkeit: Mittermater a. a. D. $. 435, Rott 
7—11, 14, 15, und daſ. Git. 

435) Ueber beren Rechtloſigkeit, Königefchug und Mangel an paffiver Erb⸗ 
fähigkeit: Mittermeier a. a. D. 5. 105, Rote 1—10, $. 106, Rote 4-7, 
und daf. Sit. Bel: Priv. Friedr. II. für Goslar a. a. D. 

436) Mittermaier a. a. D. 5. 445, Note 2. Das trat aber weil 
ohne Zweifel nur ein, wem fie gänzlich bes Taiferlichen Beamten fich entledig⸗ 
ten, und es wurbe wohl nie Städten als befonberes Recht verliehen. 

437) gl. oben Note 828, . 
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Frembenkauf) 43%), und es fiel ſpaͤter ebenfalls weg 429). Das Necht bes 
Eiscus auf den Nachlaß anderer Perſonen in Ermangelung von ſonſtigen 
Inteſtaterbfolgeberechtigten (und in ve Zeit auch von) Vertrages und 
Teftamentserben, oder auf den Hal, daß biefelben ihr Recht nicht zur 
gehörigen Beit geltend machen, welches zuweilen eben fo, wie das auf ben 
Nachlaß der Rechtloſen, dem Michter, dem mit der Gerichtöbarkeit bes 
lehnten Beamten, zugefchrieben wird**0), kommt zwar bereits in ben 


- Quellen ber fränkifchen Zeit vor**!), fcheint aber in diefelben ſchon aus 


dem roͤmiſchen Rechte hinübergegangen zu fein **®), nach dem es gemein⸗ 
rechtlich heutzutage zu beurtheilen iſt #2), Diefes Necht des Fiscus 
Bann aber ausnahmsweiſe noch wiederum durch andere ab intestato, in 
Ermangelung von Verwandten und Ehegatten, zur Erbfolge Berechtigte 
ausgefchlofien werden. Dahin gehört aus dem römifchen Rechte die Sucs 
ceffion bes Miteigenthümers bes ihm und dem&rblaffe, von dem Mes 
genten gemeinfchaftlich gefchentten Gures***), welche von der Exbfolge 
nach teutſchem Begriffe nicht auszufchliegen iſt; ferner die Succeſſion 
gewiſſer Collegien, wobei benn freilich deren juriftifche Perſoͤnlichkeit 


. vorausgefegt werden muß, in ben Nachlaß ihrer Mitglieder #45), deren 


Anwendbarkeit auf die heutigen ganz von jenen römifchen verfchiebenen 
Collegien ſich zwar nicht rechtfertigen Infien dürfte, aber dennoch in Ans 
fehung ber Militärregimenter **°) und ber Acabemien #27) behauptet 
wird 449); fo wie in Anfehung ber Zünfte eine ſolche Succeffion zuwei⸗ 
len particularrechtlich begruͤndet ift 42%). Auch ber Kirche, bei der ein 
verftorbener Geiſtlicher angeftellt war, ift im römifchen Rechte ein folches 
Succeſſionsrecht in deſſen Nachlaß gegeben ?59); und hinfichtlich ihrer ſteht 
der gemeinrechtlichen Anwendbarkeit deſſelben Bein Grund entgegen, wenn 
gleich ihm urſpruͤnglich die Anfiht zum Grunde liegen mäg, bag das 
But des Geiſtlichen ein Erſparniß aus feinen, aus dem Wermögen ber 
Kirche gelommenen, Einkommen fe. Ebenfalls dem römifchen Rechte 
entfprungen ift die Succeffion bed Kloſters in das Vermoͤgen beöjenigen, 


438) Mittermuier a. a. D. $. 106, Note 10, und baf. Git. 
2) unbe aa. D. $. 820. 
440) Saͤchſ. Landr. I. 28. vgl. mit IE. 60. $. 2, ferner IH. 56. $. 8, 
80. $. 1, 81. & 1. Gosl. Stat. a. a. D. S. 9, 3 1 fig. (vgl. oben Rote 
435), Schwäb. Landr. ©. 30, Send. 6. 274. 
441) I. Sal. tit. 62. L. Baiuv. tit. 14. c. 9, 6. 4, 
. 442) Eben fo wie bie damit zufammenhängenbe Veſchraͤnkung der Inteſtat⸗ 
ee ie Berwanbten auf gewiffe Grade aus roͤmiſchen Stellen. Bgl. ‚oben 
ote 0 en 
Fri Mittermaier a. a. D. $. 45, Note 6 a. 
444) L. un. C. si liberal. imperial, soc. etc. (10. 14.) Bel. Gluͤck, 
von ber Inteftaterbfolge $. 266. 
445) Tit. C. de hered. decur. etc. (6, 62.) 
7 L. 2. C. eod. 
47) Süd a. a. D. $. 203, 20%. 
448) Thibaut, Syſtem des Pandektenr. $. 864. z 
449) Bol. Mathis, jurift. Monatsfchrift SH. I, &. 461. 
450) L. 20. C. de episc. et cleric. (1. 8.) N 
V. | & 
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dee uhter Profeßleiſtung in daſſelbe eintritt, ohne anderweltĩg Aber daffch⸗ 
verfügt zu Haben. Allein dieſe Succeſſion wird auf bie Fittion einer 
fuuſchweigenden Dispofition zu Gunften des Kloſters gegränbet und 
ſchüeßt, abgefehen von dem Pflichttheile ber Kinder und ben Rechten dir 
Ehefrau, alle uͤbrigen SInteflaterhfolgeberechtigten aus 432). Sie iſt deher 
von ber Inteftarfucceffion ganz auszuſcheiden. — Der bloße Eintritt in 


‚ein Koſter ertheilt aber diefem, wenn er auch eine antidpirte 


Suecce ffien 
der Inteſtaterben zur Folge haben kann 62), ein ſolches Recht nicht 9). 
Dem Eintritte in ein Kloſter wird zuweilen zwar ber in ein Hoſpitel 
gleichgeſtellt 8*). Wenn aber den Verpflegungsanſtalten, z. B. Armen 
und Walifenhaͤuſern, particularrechtlich zuweilen ein Succeffionsredht auf 
denfelben Fall zugeflanden wird, wie das roͤmiſche Recht es gewifſen 
Corporationen geſtattet #99), fo muß man es dem Guccefffonsoehte dieſer 
gleichftellen, well es ven dem den Kloͤſtern eigenthuͤmlichen Surceffiend 
rechte durchaus verfhieden iſt. Das Hecht bes Verpflegers eines Wit 
finnigen, denjenigen Teſtaments⸗ und Inteſtaterben deſſelben, melde auf 
gefordert fi) der Verpflegung des Biöhfinnigen nicht unterzogen, ben 
Nachlaß ober ihren Antheil an demſelben zu entreißen *0), gehört chem 
fo wenig Hierher, als eine fonflige Entreißung ob indignitatem #57), 
IV. Inteftaterbfolgeordnung A diejenige DOrbmung, im mes 
re mehrere Inteſtaterben, neben ober nacheinander, nach einem umb 
demfelben Exblaffer, zur Succeſſion gelangen. Inſofern man unter dem 
Smtefbaterbfolgerecht ein ius succedendi verfteht, kann ed Aberhaupt Nie 
manbem zuſtehen, dee nach jener Ordnung noch nicht zur Sucteffton ges 
tufen iſt; und inſofern if diefe Ordnung, wenn man fie ſubjectiv, als 
das burch fie begrändete Recht, auffaßt, mit jenem Erbſolgerechte iden⸗ 
tiſch 0°). Wenn infofern, und nach roͤmiſchem Rechte burdigdngig, bies 
jenigen Recht haben, welche einen Unterfchieb zwiſchen jenen und dieſem 
keugum*#?), fo geben fie doch ſelbſt zu, daß der teutſche Inteſtaterbe, 


451) Nov. 5. c. 5. 

452) Wal. oben Rote 16. . en 

453) Daß wenn Iemand zur Strafe in ein Kicker * wird, ee fein 
Bermoͤgen en. baffeibe verlieren Tana (Nov. 12. c. 2. . 117. © 8. Nor. 
187. 0. 4, Nov. 184 «, 10, 11.), gehort eben fo wenig hierher, als bie Gew 
fiteation (vgl. oben Note 5). 

454) Bosl, Stat. a. a. D. ©. 16, B. 88, ©. 16, B. 6: 4 vergeht fe 
fort, %% fäldt an ben Death; anb 4 verbiibt dem Kintretenben. 

455) Mittermeier a. a. D. & 45, Wett 1-9. 

47 > Ya c. 8. $. 12. “ * 

gl. oben Note 6. — Man ſtellt es indeß gewoͤh hlerher 

466) Man daef alſd dieſe — ih in eine (felbſtſtaudige) KBefaosit 
verwandeln, wie es in ber Redensart: Jemand hat bie Grbocbaung , 9 
— ——— in ber Fortſ. don Danz, Handb. bes cautſch. Privetx. 

B- . 


" 459) So Poffe in ben angeführten Schriften. — 


gegen bie namentlich Dei D. ©. 48 —— 
namen @ „0 5 ” rieſinger, % 
a. D. ©. 354 —* — are Aue 


eriätt Haben, tucffen 
dung. ol. oben Rote 388, 58. 
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auch ehe er zur Succeffion gerufen iſt, ſchon ein Recht haben karm, die 
Veraͤußerung des Gegenflandes, anf den fic fein Erbfolgerecht bezieht, 
unwirffam zu machen *60), Kin ſolches Recht laͤßt fi) aber mur als 
Ausfluß eines anderen Rechtes denken, weil ſonſt Fein Intereſſe mit dem⸗ 
feiben verknuͤpft feln koͤnnte; und dieſes Recht Tarm hier doch Fein ans 
deres fen, als eben das Erbfolgerecht, welches hier fihon vor dem Be⸗ 
rufenſein durch die Erbfolgeordnimg befteht, und alſo bereitS vor dem - 
Eintritte dieſes Momentes erworben fein muß 201), Das römifche Erb⸗ 
folgerecht bezieht fich auf das Vermögen einer Perſon; Subject eines und 
beffelben Vermögens kann immer nur einer ſein; daher Tann, fo Lange 
bas Subject deffelben vorhanden iſt, kein anderer ebenfalls als beffen 
Subject gedacht werben, und iſt es hinweggefallen, fo iſt auch das Ber 
mögen untergegangen, wenn wicht bemfelben noch ein Subject fingirt 
wird, wie dieß in der Pericde zwiſchen Delation und Erwerb der Kahl 
ift (bereditas defuncti personam sustinet), Hier kann es nur in dies 
fee Periode ein gegenwaͤrtiges Erxbfolgerecht geben. Teutſches Exbfolges 
recht, d. h. das eigenthuͤmlich teutfche am Familiengut, gebt aber auf 
ein Gut, an welchem mehreren zugleich ein dingliches Mecht zuftehen 
Tann, und welches immer baffelbe bleibt, In weſſen Serrfchaft es ſich 
auch befindet. Daher kann es als gegenwärtige Mecht beftchen, wenn 
das Gut noch umter der Derrfihaft eines anderen iſt; es kann bafjelbe 
Erbfolgerecht fortbeflehen, wenn auch das Gut in die Herrſchaft eines 
anderen durch Erbfolge übergegangen iſt; aber es fteht nun nach einem 
anderen Erblaffer*‘2) zu, und geht dann ganz verloren, wenn bie 
Entfernung von biefem fo groß iſt, daß Keine Erbfolge mehr nach ihm 
beftehen kann; der Grund feines Unterganges tft alfo nicht die Succeffion 
bes Anderen (wie im römifchen Mechte), fondern bie Entfernung von ihm. 
Mährend nach roͤmiſchem Mechte nad jedem Erbiaffer ein anderes Erb⸗ 
folgerecht eintritt, findet hier nur eine andere Erbfolgrordnung nach jedem 
neuen Erblaſſer flatt. — Ein ermorbenes Erbfolgerecht, ein ius suc- 
cessionis im Sinne bes römifchen Rechtes, wird erſt durch ben Gebrauch) 
des ius succedendi erlangt und hängt dann von Feiner Erbfolgeorbnung 
zweiter ab. — Das dem teutfdhen Mechte eigenthuͤmliche angeborne Erb⸗ 
folgerecht ift hier ſchon vor der Succeffion ein bereits ermorbenes Erbrecht, 


460) Poffe, Prüfung u. f. w. S. 9 fig., 78 fig. 

461) Der Ausdruck: Erbhoffnungsreht (Poffe, Prüfung u. ſ. w. ©. 
9 fig., 73 fig. , 100 flg., bie Erbfolge u. |. w. S. 6 flg., 53 flg.) paßt für 
Diefes Berhältniß auch dann nit, wenn man von ber Unmöglichkeit eines 
Mechtes zu hoffen abſieht, und es fo verftcht, baß ein rechtlicher Grund für 
Die Moͤglichkeit der Succeffion gegeben fei. 

462) Daher ift e8 ganz richtig, wenn in Beziehung auf eben, bem infos 
fern das Erbe gleihfieht, Sagt: das Erbfolgeredht empfange man vom erften 
Erwerber des Gutes (ex pacto et providentia maiorum), die Erbfolgeordnung 
zichte fi) aber nach dem legten Befiger: Boehmer, elect. iur. feud. II. 

. 252. 253. Lepteres Moment ift es, was BYoffe, a. a. DD. , überall bes 
reiten will, aber feine Einwendungen treffen (abgeſehen von der Longob. Lehns⸗ 
folge) auch Hier nur den Mißbrauch. a — 
9 
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ein ins suecessionis; aber von ber Succeſſiontorbnung hängt moch bai 
Recht zur Ausübung befielben ab, worin hier das ius succedendi beficht. 
Das ius succedendi iſt es alfo allein, welches von ber Erbfolgeorbnung 
immee abhaͤngt; es babe nun bie römifche Bedeutung einer Befugnif, 
das ius successionis zu erwerben, ober wie bei ber eigenthuͤmlich teutſchen 
Erbfolge, einer Befugniß, das bereits erworbene ius successionis aus 
. zuüben. Diefe Befugniß ift dann, fo meit fie, es fel nun bem Umfangs 
oder ber Zeitdauer nach), reicht, nothwenbig eine ausfchließliche ; während, 
ehe fie hinzutritt, dieſes teutfche ins successionis mehreren gleichzeitig 
nebeneinander in Anfehung beffelben Gutes zuflchen kann, weil es nad 
biefes nicht als Object in fich faßt 02). Die Erbfolgeorbnung kaum von 
zweifacher Bedeutung feln, inbem fie entweder beflimmen Bann, inmies 
fern einer den anderen von bem ius succedendi nach bemfelben Erb⸗ 
Laffer auf immer ausſchließt, ober Inwiefern unter mehreren, welche 
nad ber geſetzlichen Ordnung neben einander zur Succeffion gerufen fin 
und vermöge ihres ins succedendi das ius successionis in ber roman 
ſtiſchen Bedeutung erworben haben, dennoch nicht Alle gleichzeitig zur 
vollen Ausübung befjelben gelangen follen, einer in dieſer Hinſicht vors 
geht, dee andere nachſteht und fich etwa einftwellen niit einem Surtogat 
für bie Ausübung bes ins succedendi begnügen muß***). Fließt eine 
Erbfolgeordnung aus allgemeinen Rechtsnormen, fo muß man freilich im 
ber Regel die Zurüdgefesten fo anfehen, ale ob fie noch gar fein ıus 
succedendi erlangt hätten*‘e), und wenn hier ben Zurüdgefegten ein 
Anfprud auf Abfindung dem Bevorzugten gegenüber zuftehe*%), fo muß 
man jene im Zweifel als wirkliche Theilnehmer an ber bermalen eroͤffne⸗ 
ten Succeffion betrachten; und jeber, ber durch biefe Erbfolgeordnung zus 
ruͤckgeſetzt wird, kommt burdy die Succeffion anberer in ein entfernteres 
Verhaͤltniß zu dem Gute. Nur ausnahmeweife iſt dieß anders, naͤmlich 
bei der Verfangenſchaft und dem Fallrechte 87). Eine Erdfolgeordnung 
aber, welche iht Dafein der einfeitigen Dispofition eines Stammſubjectes 
allein verdankt, kann, wenn fie nicht aus befonderen Gründen dem Ges, 
fee gleich fteht, auch feinen Nachkommen das einmal nad) ber allgemei- 
nen Rechtsnorm begründete Verhältniß zu dem Gute eben fo wenig ent- 
“sieben, als fie.von dem ius succedendi nad) ihm auf immer ausfchlies 
Bent). Daß bie teutfche Erbfolgeordnung, Ihrer Grundlage nach we⸗ 
nigſtens, eine Parentelmorbnung ift, d. h. eine foldhe, in ber jeder 
Stammvater bes Erblaſſers mit feiner Nachkommenſchaft, auch wenn 
biefe fich wiederum in mehrere Linien oder Nachlommenfchaften *°) fpals 


463) Vgl. oben Rote 16. 

464) Die Apanagirten. Bgl. oben Note 256. Dieß romaniſtiſche ins su 
cessionis Fahın aber mehreren zugleich an bdemfelben Gute nur nach ibeellen 
Anteilen zufteben. 

. 465) Poffe, Prüfung u. ſ. w. ©. 7. 

466) Bgl. oben Rote 228 fig. 

467) gl. oben Rote 146 fig. 

468) Wal. oben Note 71. 

469) Der uUnterſchied zwiſchen Parentel und Linie iſt darin gu fegen, daß 
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tet, einen befonderen Werwandtfchoftöfeeis bildet, deſſen Genoffen ihm, 


dem Stammpvater, zunaͤchſt fuccediren, und in der, wenn ein Erblaſſer 


‚ ohne Nachkommen ift, zunddhft 279) dee Verwandtfchaftskreis feines Was 


ters, bann ber feines Großvaters u. f. m. zur Succeffion kommt *), fo 
daß das But eines nachkommenloſen Erblaſſers immer zunaͤchſt wieder an 
diejenige Famille gelangt, die es zulegt abgeben muͤſſen, erſcheint zwar 
der als Grundlage biefer Erbfolge vorhin (II. Anf.) angeführten Idee 
entfprechend.. — Auch leidet es, von ber Iongobartifchen Lehnefolge abs 
gefehen*??), Leinen Zweifel, daß unter den Genoſſen jedes Kreifes 
derjenige den übrigen vorgeht, toelcher dem Exblaffer am naͤchſten dem 
Grade nach iſt (fogen. Linealgradualfpftem), d. h. zwiſchen dem und dem 
Haupte feiner Parentel, dem ihm mit legterem gemeinfchaftlihen Stamm» 
vater, die gerinofte Zahl von Zeugungen oder Erzeugen vorgegangen ift 
ober eriftirt bat??3), und daß nicht etwa, menn bie Parentel fich wies 
berum im mehrere Linien gefpalten bat, 3. B. in bie Bee 
von zwei Oheimen, bie mehreren Linien auch dann zugleich neben einans 
der fuccebicen, wenn bie naͤchſten Genoſſen ber einen Linie dem Grade 
nach entfernter find als die naͤchſten der anderen 47%). "Allein fo weit bie 


man bei jener Benennung nur auf die Gemeinfchaft eines Stammvaters, bei 


dem Ausbrude Linie aber auf bie Semeinfchaftlichkeit des ſtammvaͤterlichen Bers 
haͤltniſſes in Anfehung alle: Erzeuger zu gewiffen Abkoͤmmlingen fieht. Der 
Begriff von Linie it daher enger als ber von Parentel, und wenn man bei 
einer Unterabtheilung einer Parentel die Werzweigungen jener nicht berüdlich- 
tigt, paßt für fie die Bezeichnung Linie, als Gegenfag ber Parentel, wiewohl 
2. er en nicht felten verrvechfelt. Bol. auh Maier a. a. O. 

470) Diefe Orbnung findet ſich fo in allen frangöfifhen Gefegen und cou- 
tumes, wo man baraus ein unendlicdyes Repraͤſentationsrecht der Seitenverwand⸗ 
ten gemacht hat. S. Fiſcher, Erbfolgögefch. der Beitenverw. &. 61 fig. 
und daf. Cit. Dafür, daß fle in Zeutfchland, auch wo fonft Abweichungen 
davon ftattfinden, beim Fallvechte gegolten haben follte (ebendaſ. ©. 55 flg., 
66 fig., befondere &. 67, wiewohl mit ber Modification, daß die Afcendenten 
Hier ausgefchloffen find), gibt es weder einen Grund noch Zeugniffe. Es fei denn, 
daß damit gefagt fein fol, was oben Note 391 bemerkt. 

471) Dahin neigt fih Maier a. a. O. S. 129, 183, und entfchieben 
dafür ift Danz, Yanbb. VII. ©. 315. 

472) Bgl. II. Feud. 50. Danz a. a. O. S. 70. Hütter, Eroͤrt. J. 
©. 232. Doffe a. a. O. S. 9, 149, 

- 473) Bel. Mittermalter a. a. D. 5. 436. 

474) &o fcheint die Sache indeß aufzufaffen: Fiſcher a. a. D. Geld. 

ber teutfch. Erbf. I. ©. 123 flg., 134 fig.‘ Er nimmt ein engeres Gefammts 


‚ eigenthbum der nicht abgetheilten, ein weiteres der abgetheilten Verwandten 


unter einander an. So lange jene vorhanden, fuccebirt Feiner von biefen. Fehlt 
es an jenen, fo find diejenigen die nächften, bie bei ber legten (er fagt freilich 
der erften, wodurch er aber vdllkommen unverfländlich wird) Abtheilung abge: 
fondert wurden (die durch die Unterabtheilungen näher find, &. 125), und auf 
jeden Thellnehmer berfelben oder deſſen Linie, fofern fie exiſtiren, fällt gleicher 
Theil (S. 124). Es conceurriren demnad alle Linien, beren Häupter, z. B. 
zwei Brüder oder Oheime des Erblaſſers, bei jener Theilung concurrirten, ſo⸗ 
bald nur von ihnen noch Perfonen übrig find, gleichviel ob übrigens näher ober 
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Quellenzeugniſſe reichen, finden fich fo bebeutende Abweichungen von be 
Darentelmordnung, daß falt keine Spue von eimer folchen übrig bieikt, 
wenn biefe auch, aber jedenfalls abgefehen vom den Vechältnifien bes Bi 
fene und des Stammes*?), xömifchen oder canoniſchen Einwirkungen 
zuzufchreiben fein mögen??%. Das fächf. Lande. iſt bie aͤlteſte Duck, 
aus der fi ein Princip für die Exbfolgeordnung entnehmen laͤßt 7); 
und hier erfcheint als das burchgreifenb entſcheidende Moment dei 
Glieds). in Glied entſteht durch Eine, oder jede, zwiſchen dem 
Erblaſſer und deſſen Verwandten die Verwandtſchaft vermeittelnde Perſen, 
melche nur zu Einem von Ihnen, unmittelbar ober mittelbar, is bem 
Berhältniffe einer erzeugenden ſteht; und fo viele ſolche Perfonen zwiſchen 
ihnen ftehen, fo groß iſt die Gliederzahl, in ber dieſer von jenem entfernt 
iſt 79), Eltern und vollbürtiges von ben Eitern nicht abgefundms Ge⸗ 
fchwifter des Erblaſſers bliden im Werhättniffe zu anderen nur Ein Cie, 
und ſtehen mit dem Ecblaffer vereint im Stamm 80); erſt Enkl we 
Geſchwiſterkinder ſtehen im erften Gliede. Die Berechnung de Bw 
mwandtfchaftsgrade des canonifchen echtes ſtimmt bamit überein®®!), ad 
gefehen bavon, daß es im der Seitenlinte nur bis zum germeinfchaftlihen 
Stammvater zählt*?2); während bie roͤmiſche Gradesberechnung anf De 
Zahl der Zeugungen fieht*%). In ber geraden Linie fichen das Cie, 


entfernter. Die Segel: der nächfte zur Sippe ber noͤchſte zum Ecbe, die dabei 
angerufen wird, führt aber zu anderen Refultaten. &. unten Rote 496 fi 

475) Bal. oben Rote 343 fig. won 

476) Maier a. a. D. I. ©. 137. » — 

477) Die, fehr ins Detail gehende, Lex Wisig. IV. 1. hat bie römifche 
Srabescomputation. Der Ausbrud generatio (vgl. unten Rote 481) if eben 
folls für die Erkenntniß jenes Principe unbrauchbar. Denn will man auch 
(mit Gaupp, Geſ. der Thuͤringer S. 844 flg.) ihn mit Parentel gleichbedeu⸗ 
tend nehmen, fo wird er doch immer nur gebraucht, um das Ende der Sur 
ceffionsorbnung zu bezeichnen. 

478) Sach. Landr. I. $. Geniculum: Lex Rip. tit. 56. 9.3. Lex Sal. 
> 1 5, 3 L. Longob. Roth. 153. (Ueber Iegtere Stelle |. indeß unien 
ote 509. | F 

479) S. unten das Schema. Es werden alſo die Erzeuger, und nidt. 
wie Fiſcher, Erbfolgsgeſch. der Seltenverw. &. 70, meint, die Zeugungen 
gezählt, was in ber Geitenlinie einen Unterfchied macht. S. unten Rote 

480) Saͤchſ. Landr. I. 3. und oben Note 843 flo. 

481) Hier wird übrigens bald von genu, bald von generatio und bald 
von gradus geredet: C. 35. q. 5. Capit. Haytonis. Ep. Bas. co. 21 (Et- 
‚card ad leg. Salie. p. 89). 

482) Dieß ift zwar Fein Unterfchieb in ber Berechnungsart (Maier a & 
D. ©. 128 flg., der annimmt, daß die Sippzahl urfpränglidy aus dem canıl 
ſchen Rechte in das teutfche übergegangen S. 123, 133], während Andır 
3. B. Hommel, oblect. iur. feud. obs. XI., das Gegentheil annehmen): 
aber in ber Zaͤhlweiſe. — Ueber bie —— der canomifcyen Gomputalit 
aus ber teutfchen auch BLläc, Comment: XXI. ©. 179 fig. 

483) Daher tft die romiſche Gradeszahl der @eitenlinie immer um 1 Def 
als bie Gippzahl, bie Entfernung aber (abgefehen von ber 1. Yarentel iM 
fächf. Sandr.) dieſelbe. Ginige Rechte haben auch gradus (Lex Baiur. T- Ik. 
e.9.5.4. L. Wisig. IV. 1.). 
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——— — Unter denen, welche aiche zum 
Stamme gehoͤren, den Magen ober der Magſchaft, fuͤhrt das Glied den 
Namen der Sippe**) und die Gliederzahl den Nam: Sippzaht**d). 
Sie bilden für ſich eine dritte Gattung ber Inteſtaterben; bie Eltern und 
das nollbürtige Geſchwiſter eine zweite; und die Nachkommen bes Erb⸗ 
laſſers, der Bufen, bie erſte; fo daß die erfle bie zweite und diefe die 
dritte Gattung ausſchließt 43%). Das halbbürtige Geſchwiſter tritt aber in 
bie erſte Sippe*?”), Der Grund, den man dafuͤr angegeben, daß das 
in berfelben Ehe zufammengebrachte Gut bei den Nachkommen aus diefee 
Ehe verbleiben follen und dieſe in Anfehung beffelben im einen engeren 
Sefammtverhältniffe geffanden???), fällt mit dem Verhaͤltniſſe des Bus 
fens und bes Stammes zufammen (S. oben III.). Allein‘ bei der Zaͤh⸗ 
lung nach Sippen hat auch außerhalb des Bufens und Stammes ber 
Unterfchieb zwifchen voller und halber Geburt dadurch Einfluß erlangt, daß 
volbürtiger Geſchwiſter Kinder, als die nächflen nach dem Stamme, ebens 
falls in des erfien Sippe ſtehen, alfo, obaleidy im 8. Grabe, dem im’ 
2. Grade fiehenden Halbgeſchwiſter gleich88s). In dem Bufen ſchließt 
der dem Erblaſſer naͤhere Grad — oder Glied — den entfeenteren aus 390); 
nur treten Enkel von verſtorbenen Soͤhnen *81), nach ſpaͤterer Gewohnheit 
auch Enkel von verſtorbenen Toͤchtern, neben anderen Kindern an die 
Stelle ihrer Eitern*?2) (Einſtands⸗ ober Repraͤſentationsrecht 202))3 und 


484) Daß vie Skype ben Stamm — (Wachter, glessar. v. Sippe) 
oder den Stammpater (Danz, Hands. VIE. ©. 302. Raier a, a. D. S. 
15, 45), wärbe zwar ber Rebensart: je näher der Sippe, deſto näher dem Erbe, 
bie der Ausdruckſweiſe im fächf. Bande. E 3. 8. 17 entfpricht, angemeffen fein. 
... das ek ER doch ſonſt bie Berwandtſchaft überhaupt (Soimm, 
—* Heißt Sippe auch vben fo, wie parenteh, genealogie (Mister. 
maier ) a. D. $. 45, Note 3), Werwandtfehaft überhaupt , fo gibt «6 eine 

Sippzahl doch nur unter den Magen. S. aud die Stelle aus bem Gedichte 
der Parcif(d)al 22481, bei Srimm a. a. D. Rote ++ umd deſſen Bemerkung 
darüber. Mit Ei npzaht und nel erſcheint gleichbebeutend 3 generadlo in L. 
„Angl. et Ver. tit. 6. $ Sal. tik. 62. und mit GSippzahl auch ge- 
muchlum in L. Rip, & 56, $. 93., da aur in ber Sippe die Glieder mit Süße 
Tem bezeichnet werben. — Auch beißen die Berwandten: Bulen, Lidmagen, Ge 
delinge. Mittermaler a a. O. Note 5. 

486) Saͤchſ. Landr. I. 9, 

a zn Saͤchf. Landr. I. 9. II. 2 
Fifcher a. a. O. 1. 8 262 md Gröfotgege, der Seitenverw. 


) Biäf. gandr, H. 20. & 1. 
FH Saͤchſ. Landr. I. 3. $. 17. Bol. L. Angl. et Ver. til. 6. Rad 
Sal. tit. — o. 6. ſcheint dieß eier der Fall Bol. unten Note 518. 
491) Lex Saxon. VII Saͤchſ. Landr. I. 5. Schwaͤb. Landr. ©. 4, 
Send. ©. 259. — L. Lom@bb. Grimoaldi 5. Jedoch mußte noch Mi unter 
m —— Gottesurtheil darüber entfcyieben werben (ug. Grimm a. a. D. 
492) Gost. Stat. bei GSoͤſchen S. 2, 3.19. Mgl. Saupp, fhle. 


. ©. 84. 
4928) Diefeb deecht wurde ſchon vom Chilbebert II. für die Kinder von Göhnen 


' 
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In demſelben Grade ſchlleßen, abgeſehen von bee Gerabe, bie Eaͤnner bie 


/ 


Weiber aus). In der zweiten Gattung, dem Stamme, fäßt die Be 
flimmung bes Vorzuges unter die Regeln ber eömifchen Gradescomputa 
tion, fo daß ber erfle Grad, die Eltern, den zweiten, das — 
Geſchwiſter, und auch bier dee Mann das Weib ausſchließt *®*), 
Vorzug der Maͤmer zwar in Anſehung des Geſchwiſter nicht — 
ausgeſprochen, aber body deßhalb anzunehmen iſt 28), weil nur von der 
dritten Gattung gefagf wird, daß es auf dieſen Unterſchied nicht ankommt. 
Unter den Magen, abgefehen von Vollgeſchwiſterkindern, die neben Halb⸗ 
geſchwiſter erben, kommt es weder auf volle und halbe Geburf, noch auf 
das Geſchlecht der Einzelnen an, noch tritt ein Entfernterer neben einen 
Näheren an bie Stelle eines Hinweggefallenen, fonbern es ſchüeßt das 
nähere Glied fchlechthin das entferntere aus 49%); und bdiefe Regel wird 
für alle Exbfolgeberechtigten biefer Gattung aufgeftellt , obne daß ir 
gend unterfhhleden wird, ob fie von einem näheren oder 
nur von einem entfernteren Afcendenten des Erblaffers 
abftammen. — Zaͤhlt man die außerhalb des Stammes *07) beginnen 
den Parentelen@9®), und — deren Zahl, vom Stamme an gerechnet, 


und — eingeführt (Cap. =. 695. bei Baluz. I. col. 11. 12. Pertz 
II. p. ne gelangte aber nicht zu bauernber Geltung. S. Fiſcher a. a 
2.1.6. 141 8. Gegen bie Meinung von Benckenberg, de success. 
Alan ia rei ep rinc. e. V. 8. 69. Bon EL FücH Dem Inn a ame 
gegolten ob * chilter, praxis 'turis Rom. IL. exerc. 41. $. 57 80. 

denfelben S. 147 flg.— In einem gewiſſen Sinne er indeß jme Meinung nit 
ohne Grund, ‚ Denn wenn Jemand nur Defcendenten entfernterer Grade, von 
den Enbkeln an, hinterließ, fo fchloffen biefe eg überall von jeher Aſcendenten 


und Geltenverwandten aus, was body, wo bad Werhältniß des Bufens wirkfam 


beftand, nur buch ein Gintreten in biefen an bie @telle der Himweggefallenen 
Kinder vermittelt werden konnte. Allein es war die nur ein Gintreten ‚in 
Waffe, wobei Bertheilung in capita eintreten mußte (vgl. L. Sal. tit. 62. c. 
6.) und es traten acht nur gleichzeitig bie gleich nahen din. ©. Inteh L. Sal, 
L. c. unten Note 5 

493) Auch — Nachkommen von Männern ſchlleßen die näheren 
Weiber aus, der Enkel vom Sohne * — nach L. Saxon. tit. 7. c. 8 
nicht aber nad) L. Burg. tit. 5. $. 1. tit. 75., bie fonft (tt. 14. S. 1.) vie 
nn fowohl in Anfehung bes päterlichen als des muͤtterlichen Gutes yurkds 
fegt. Da indeß bie Entfernteren bier nur vermöge einer Repräfentation fucce 
diren können, wenn man das Berhaͤltniß des Buſens feftbält, fo exfcheint von 
biefem Geſichtspunkte aus die Ichtere Beſtimmung inconfequent. — Reben Sdh⸗ 
nen hätte eine folche epräfentation ber Enkel nur ftattfinden koͤnnen, wenn 
Ihe runs noch nicht abgefunben geweſen, nach fächf. Landr. I. 5. 8.1. Wal 
oben Rote 866 

494) ur Sande. T. 8. 8. 17. — ben fo, ohne Vorzug ber Maͤnner, 
L. Sal. T. L. Rip. T. 56. Bgl. auch . üts 92, 

495) e — a —— ber Sad 168. 

—— gandr. I. 8. $. 17. %gl. L. Sal. tit. 62. L. Angl. t 


Verin. ti 
=; 10) Im  Bufen ru Stamme iſt vollkommene Ginheit des Blutes, nah 
498) Quantitative Differenz: Maier a. a. D. S. 88. 


[4 
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zw ber Zahl ber Zeugungen in einer Linie einer Parentel 49), fo ergiht 
die die Zahl ber Glieder fowohl für bie Reihe vom Abkömmling zum 
Erzeuger, ober bie auffteigende Linie, ale für die Reiihe vom Haupte ber 
Darmtel zu deſſen Abkoͤmmlingen oder in die Seitenlinie3 wiewohl beide 
Zahlenreihen nur für diefe Iehtere in Anfchlag fommen. — Allein im 
Verhäitniffe zur vömifchen Gradescomputation findet die Verſchiedenheit 
ftatt, daß der naͤchſtfolgende Grab aus der vom Vater abflammend 
Parentel dem nächftvorhergehenden aus den von höheren Afcendenten q 
ſtammenden Parentelen gleichfteht; indem nämlich die beiden erften Grade 
jener Parentel zum Stanme gehören, und fo der zweite Grab derfelben 
in die Stelle ihre® Hauptes teitt. Diefe Verſchiedenheit findet ſich jedoch 
in den fpäteren ſaͤchſiſchen Quellen nicht mehr, indem fie, wie auch ans 
dere NRechte50%), die Oheime und Xanten mit den Gefchwifterfindern 
zugleich erben laſſen dou)y; wo denn das vollbürtige Gefchwilter aus dem 
Stamme heraus in die Reihe der Magen trittd02). Dieß iſt namentlich 
im fohwäbifchen Landr. der Fall, welches zwar anführt, daß ungelerte 
Liute anderer Meinung feien, aber, obgleich es fonft das ſaͤchſ. Landr. 
abfchreibt, den Vorzug von Bufen und Stamm nur infofern feſthaͤlt, 
daß es Vollgeſchwiſter dem Halbgeſchwiſter vorzieht 60%). Die Sippen 
werben an den Sliedern des Armes und der Danb eines menfchlichen 
Körpers 504) dargeſtellt; fo daß die erfle Sippe am Schultergliebe, bie 
fiebente aber, bie legte, welche gezählt wird, aber von jeder Succeffion ausge⸗ 
fchloffen ift®0%), an dem Nagel eines Singers fteht und die Nagelfreunde 
in ſich befaßt. Folgendes Verwandtſchaftsſchema, das jedoch zur Ver⸗ 
einfachung das Halbgeſchwiſter nicht beruͤckſichtigt, Parentelen nur durch 
Afcendenten des Erblaſſers begründen, von jeder Parentel nur Eine Linie 
entitchen läßt, und auf dem die fehrägen und Querlinien diejenigen vers 
binden, weiche zu derfelben Parentel gehören, erläutert da8 Geſagte. 


499) Qualitative Differenz: Maier a. a. D. S. 83 fig. 

500) Nach Gewohnheit in Frankreich: Loiszel, Instit. Count. L. 2. T. 
5. a. 21., nad Juͤtſchem Lopv B. 1, Gap. 5, $. 2. Das ſchwaͤb. Landr. C. 
8, Sendenb. ©. 256, Schilter C. &, ſtellt Geſchwiſter geradezu in bie weite 


Sippzahl. 

"Di Gosl. Stat. bei Söfhen ©. 2 u. 9, 3. 32 flg. Ueber ben verm. 
Sachſenſp. f. Goͤſchen ©. 139, Note 8. Den Borzug bed Stammes im 
fächf. Landr. behalten inbeß bie gosl. Stat. bei, indem Gefchwifter den Groß⸗ 
eltern vorgeht (Bdfhen a. a. O. ©. 2, 3. 26, 27, ©. 189). — Auch bie 
turfähhf. Conſt. (Cod. Aug. P, III. co. 18.) haben Oheime und Tanten ben 
Geſchwiſterkindern gleichgeftellt. 

50%) Bel. Saupp, Geſ. der Thuͤringer & 852, und Recht ber Sachſen 


503) Schwaͤb. Lanbr. ©. 3. 

504) = Grimm, R.⸗A. ®. 469, 470. 

505) Die Erbfolge geht balb bis zum 6. Gliede (ſaͤchſ. Landr. I. 9. Lex 
Sal. tit. 47. $. 3.), bald, was (abgefeden von der 1. Parentel im fadf 
Landr.) auf baffelbe binauslommt, bis zum 7. Bade (L. Baiuv. T. 1 
"e.9%.$.4. L. Wisig. IV. und, wo geniculam mit gradus gleichbebeutend 
fein möchte, nach L. zuge): Roth. 153.), bald indeß nur bis zum 5. Gliede 
(L. Rip. tit. 56. 6.8. L. Angl. et Verin. tit. 6.). Wgl. oben Note 840-342. 
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* 
Anſehung 

ee) 


Eltern jedenfalls nad) day teutfchen Quellen nicht zu rechtfertigen 


— 


55 
* 


HT 


es ſtirbt Een Gut zuruͤck 
wenigfiens beim 


Igen Afcendenten, melde entfernter al 
findet man, abgefehen vom weſtgothiſchen 


Ein Erbrecht derjen 


oder Großeltern ſtehen, 
in den Älteren Quellen zwar nicht ausdruͤcklich gewanmt; auch hat ma, 


In, behauptet, daß die Settenlinie, unter welcher dann bios d 


fhroifter und deren Nachkommen zu verftchen, 
alle Aſcendenten ausſchließe °°%). Und wenn bieß auch in 


und vorzüglich wohl dee Paroͤmie: 


! 


506) Fiſcher, GErbfolgsgeſch. der Seitenverw. ©. 14 14 6 a fi 


6097) Bol. Mittermaler a. a. O. & 490, Ar. 
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fo wird bie Frage doch im Anſehung ber hoͤheren Aſcendenten und ihrer 
Nachkommen, der zweiten und folgenden Parentelen, von Bedeutung. 
Weberdieß nennen bie lateiniſchen Ueberſetzungen des ſaͤchſ. Landr. (eben 

fo mie das ſchwaͤbiſche Landr.)60%), welche die Verwandten, die in den 
Stiedern der Sippe flehen, bezeichnen, überhaupt nur ſolche, welche von 
Geſchwiſtern abfiammen oder ber erſten Parentel angehören, Indeß er 
fcheint dieß als reiner Zufag des Ueberfegers und kann nur als ein vom. 
Sewöhnlichen bes einzelnen Falles hergnommenes, ber Einfachheit wegen 
gewähltes, Beifpiel betrachtet werhen, fo wie auch ein Vorzug der erſten 
Parentel ſich nur infofern behaupten läßt, als fie bei gleicher Nähe zu» 


"weilen den übrigen vorgeht *00),. Jedenfalls wäre es unrichtig, unter ber 


fucceffionsfähigen Sippfchaft nur die Parentel der Gefchwifterd30) zu bes 
foffen, da fih, auch abgefehen von dem Glieder entfernterer Parentelen - 
benennenben weftgothifchen Gefege, für die Succeffionsfähigkeit der Oheime 


‚ bie ausdruͤcklichſten Beugniffe finden®!!). Im mwefentlihen wird man 


alfo das angegebene Syſtem als das vor ber vorherefchenden Einwirkung 
des römifchen Mechtes regelmäßige betrachten muͤſſen. igenthümliche, 
aus den Verhäitniffen des eigentlichen Erbe, dem alten Vorzuge des Bus 
fen® und Stammes, ber Beflimmung getoiffer Güter und den ehelichen 
Berhältniffen emtfpringende teutſche Mobdificationen find aber noch bie: 
daß Weiber, und Spillmagen, wo fie Überhaupt in eigentliche® Erbe ſuc⸗ 
cediren, zumellen fämmtlichen fucceffionsfähigen Männern oder Schwerts 
magen nachflehen 512); daß die halbe Geburt bei allem Gute, vermöge 
einer Ausdehnung des Verhältniffes der Geſchwiſter, in allen Gliedern 
um ein Glied zuruͤcktritt oder, vermöge einer Mobification biefes Vers 
haͤltniſſes, neben voler Geburt nur mit halbe Hand greift®!?*), und 


Beifpiele, daß bie Afcendenten immer ihren eigmen Defcendbenten beim Erbe 
nacdftehben: Cod. leg. Normann. P. 1. c. 26. $. 14—17. 22. 26. Cont. 
de Normandie ch. 23. Cout. de Bayonne tit. 12. 6. 24 25, 26. 28. 29. 
91. Cout. de Nivernois ch. 36. 6. 3. — Ueber ben Grund des zumeilen 
eintretenden Ausfchluffes vom eigentlichen Erbes oben Nott 212 fl, Allein für 
Zeutfchlanb wird des Vorzug der Eltern vor Geſchwiſtern, ben ihnen ſaͤchſ. 
und anbere Rechte einräumen (vgl. oben Note 490), auch in anberen Quel⸗ 
Ien anerkannt: Gonft. Riharb’# v. 1258 (Goldast, T. III. Const. Imp. 
p. 406). Kaiferrecht II. c. 96. 

508) Saͤchſ. Lanbr. I. 3.1 &o faßt auch Kraut, Grundr. Ausg. 2, ©. 
294, das Berhältniß nad) ber L. Angl. et Ver. VI. auf. 

509) Bol. oben bad Schema. 

510) Diefe ift natürlich bei reiner Yarentelenordnung bie ber Eltern, und 
nach Longob. Lehnrechte geht fie alten anderen vor, fo daß Nachkommen von 
nöheren Aſcendenten, unter benen dann wieder ber nähere vorgeht, ſaͤmmtlichen 
Nachkommen won Gefchwiftern nachſtehen (vgl. I. Feud, 14. $. 1. Il. F. 97. 
45. pr. 50. 95.), während Fiſcher, a. a. D. ©.127 fig., bie Lehnsfolge des 
Longob. R. mit der Erbfolgeorbnung in bad Erbe (fo wie er Te auffaßt: |. 
oben Rote 474) im Einklange finbet. \ 

511) Schon bei Tacit, Germ. 21. Cod. leg. Norm. P. 1. e. 24 8. 
36. Cons. gener. Duc. Berg, art. 27. Cout. de Nivernois ch. 84. $. 8. 
a auch für bie der Xanten: Lex Sal. tit. 62, L. Rip, tit. 66., wo soror 

berhaupt Geſchwiſter bezeichnet. 
512) Wal. oben Rote 199 je 
512a) Bgl. oben Rote 817. 
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daß die beim Leben des Erblaſſers von deffen Gute abgetheitten Kinder 
deffelben im Werhäteniffe zu nicht abgetheilten ausgefhloffen werben ®'); 
ferner daß der Altefte Sohn oder ber Altefte männliche Schwertmage bie Abu: 
gen außfchließt, wie bei der Erbfolge ins Deergemette®!*) ; bag gewiſſe && 
tee nur an Perfonen biefes oder jenes Geſchlechtes fallen *18); Daß (nid 
unvermögenbe) Ehegatten mit ben Kindern ober mit ben übrigen Je 
teftaterben bes verſtorbenen concurrirend1). — Eindringen des roͤmiſche 
echtes bat aber noch zu mannigfaltigen Verſchiedenheiten in der Erb⸗ 
folgeordnung geführt, und als bie dadurch bald ganz, bald cheilweiſe 
herbeigeführten Modificationen find zu betrachten: Gleichſtellung der Wei⸗ 
ber mit den Männern 17); unbegrenztes Repräfentationscecht umter ben 
Nachkommen o18); Aufftelung ber Afeendenten als einer befonberen mit 

dem Geſchwiſter concurrivenden 219) und die übrigen GSeitennerwanbten 

ausfchließenden Gattung; Mepräfentationsrecht der Geſchwiſterkinder“), 

ſelbſt wenn fie allein mit Afcendenten concurriren; unb endlich, wei 

allen der teutfchen Ordnung ihren Charakter raubt, burchgreifende Ber 

rechnung der Entfernung nad römifchen Braden flatt nad) teutfchen Glie⸗ 
dern unter Verſchwinden der Unterfheidung von Buſen und Stamm. 
— Diefe Modificationen müffen bann die Folge haben, daß die gemein 
eechtliche roͤmiſche Exbfolgeordnung vom bogmatifchen Standpunke aus 
regelmäßig auch als die Baſis ber particulairen Erbfolgeordnungen er 


513) Bgl. oben Note 343 fig. j 

514) In Anfehung bes Sohnes wird bieß bereits einer Borfchrift Heinrich I. 
augefchrieben: Gobel, soha in Cosmodr. act. VI. ec. 47 (Meibom, 
script. rer. Germ. T.W# p, 247). Heinece. l.c. I, ut 9. $ 24. ia 
not. Kifher a. aD. ©. 72. Bol. oben bei Note 298. 

ie Bol. oben bei Note 298 fig. 

516) Bgl. oben Rote 401 fig. 

517) Mittermaler a. a. DO. $. 488, IV. 

518) Reichsabſch. v. 1498 $. 87. Kammeraeriättortn. v. 1500 $. 19. 
eichsabfeh. v. 1521 $. 18. Und zwar auch hier Weiber den Männern gleich : 
Kaiferr. 1. 14. Bayer. Landr. v. 1344 c. 95. Liefländ. Stat. wi Sen- 
ckenb. inedit. p: 415, ver Nach L. Bal. tit. 62. c 6. ſcheint “4, daß [don 
Urenkel mit Enteln, aber in capita, fuccebirten. j 

519) Bisweilen fchloffen fie in Mobilien, ſelbſt Großeltern und entfechtere, 
das Geſchwiſter aus: grand Cout. de Franee feuill. 55. Biswellen concurs 
riren auch andere Seitenverwandte, als Geſchwiſter, mit ihnen: Alt. Gulm. 
N. IV. c. a Magdeb. Fragen P. 1. c. 7. d. 14. Wurfter Sandr. tät. 1, 


art. 7. 6. 8, 

520) 3. B. in Nicberheffen feit 1376, in Württemberg feit 1477. ©. 
ifder a. a. D. IL ©. 149. — In Augsburg, Nördlingen und Hall in 
waben nach kaiſ. Privilegien von 1484, 1496, 1498: Müller, Reichet 
Theater IV. S. 461 fig. Allgemein: SReichsabfch v. 1521 $. 19,20, v. 15298. 31. 
Ueber bie vorhergegangenen Verhandlungen: Harpprecht, Staatsardyiv dei 
Kammergerichtes Th. Il, 8. 15%, 176. Ginzelne Städte, Mühihaufen mb 
Luͤbeck, firäubten ſich noch in ben 3. 1550, 1551, 1560 dagegen: Senden: 
berg, lebhafter Gebrauch vom teutfchen R. Anh. Nr. 10. Brockes, obs. 
619, In Luͤbeck war 38 jeboch feit Anfange des 17. Jahth. beftändig in tiebung 
nach Attefl des Senates v. 24. März 1758 (Kiefeder a. a. D. &. 538). 
In Sadſen fand es keinen — Danz a. a. O. VI. & 835. Wits 

termaier a. a. O. J. 437, Rote 








\ 
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ſcheintẽs), und dazu die Eigenthümlichkeiten der alten teutſchen Exbfelge 
ls Abweichungen fi darftellenz wie dieß z. B. bei dem fogen. Schooßs 
Falle fich zeigt, vermöge deſſen Eltern, namentlich die Mutter nach der 
Paroͤmie: das. Kind, ober das Erbe, fällt. ber Mutter in den Schooß, 
yon dem Nachlaffe ihrer ohne Nachkommen verftorbenen Kinder beren 
Geſchwiſter ausfchließend?2), mas nach teutfchens echte fchon aus dem 
Borzuge der Grabesnähe im Bufen und Stamme folgen würde. Alle 
jene als eigenthümliche teutfche Mobificationen im Verhaͤltniſſe zu dem 
Spfteme der Sippe bezeichneten Eigenthuͤmlichkeiten?22) Haben ſich indeß 
yald mehr, bald minder, jene bier diefe bort, particularrechtlich noch bie 
jetzt erhalten 52%); — und zwar auch bei ber Succeffion in ein Vermoͤ⸗ 
m, wo die Natur bes Exhfolgerechtes biefelbe iſt, wie im roͤmiſchen 
Mechte und nach dieſem beurtheilt wird, — In den vier Claſſen ber 
roͤmiſchen Succeffionsorbnung nad ber Nov. 118, von denen bie erfte 
‚ie Defcendenten, bie zweite bie Aſcendenten und das vollbärtige Ges 
hwifter, die dritte das halbbürtige Geſchwiſter, und bie vierte alle übel 
en Seitenverwandten enthält; vom MRepeäfentationsrechte abgefehen, bie 
ruͤhere die folgende gaͤnzlich ausfchließt; und, abgefehen vom Concurrenz⸗ 
verhältniffe ber Afcendenten zum, vollbürtigen Gefchwifter, in jeder Claſſe 
‚ee nähere Grad den entfernteren ausſchließt; befchränten fih, wenn man 
vieberum vom Vorzuge ber vollen Geburt vor bee halben abfieht, die 
veſentlichſten teutſchen Modificationen der Succeſſionsordnung ber Ver⸗ 
vandten in ein Vermoͤgen auf die zweite Claſſe. — Jnſofern die der 
Theilung der Guͤter vorbeugenden und dem Eindringen des roͤmiſchen 
Rechtes entgegenſtrebenden Familiendispoſitionen des teutſchen Adels als 
Ausfluß einer ſogen. geſetzgebenden Gewalt, ober als bie Grundlage eines 
Zewohnheitsrechtes angefehen werben, ober als fie ſich darauf befchränken, 
ie gefegliche Erbfolge aufrecht zu erhalten, ober blos unter benen, welche 
mittelbar nach dem Stifter felbft zur Succeffion gerufen find, einen 
‚der einzeine in das Verhaͤltniß eines Anerben zu bringen, gehören bie 
araus entfpringenden befonderen Exbfolgeorbnungen ebenfalls hierher. Sie 
Önnen zwar im einzelnen böchft verſchieden fein 22); als deren Haupt⸗ 
ten find aber folgende bier zu nennm. 1) Die Primogeniturs 
ebnung, welche für die weltlichen Churfürftenthimer bereits im ber 
oldenen Bulle feitgefegt wurde, und nach welcher a) ber erfigeborene 
ſtachkomme des Stifter der Ordnung, ober bes jedesmaligen Erblaſſers, 
aͤmlich derjenigen Perfon, deren Hinweofall bem Eintritte eines Anderen 
taum gibt, wenn aber jener nicht mehr vorhanden ift, ber erfigeborene, 
ı des Linie des erfigeborenen, überhaupt der erſtgeborene ber bermaligen 


521) So z. B. im preuß. Sandr., während das tere. Geſetzbbuch ber Pa- 
a folgt, fo wie auch der. Aa civil wefentlih vom vom. echte 
1.) . 

E28 Mittermaier a. a. D. 5 499, Nr. IV, und dal. Cit. 

623) Bgl. oben Note 512—516. | 

524) Bol. Mittermaier a. a. D. 5 438441, mit Eichhorn a 


D. 8. 
525) Runde a. a. D. $. 665-667. 
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erſtgeborenen Linie Teiner Nachkommen; md b) wenn es an einem felde 
fehlt, derjenige, welcher zu dem nächften Afcenbenten des Hinwegfallende 
von dem noch Nachkommen vorhanden find, in ſolchem Verhaͤltnifſe firk, 
gur Succeffion gelangt. 2) Die Majoratfolge, nach der derjeuig, 
weldyer bem — er dem Grade ober ber allgemeinen geſetzlichen E&ıb 
folge nach, der fie tft, aber wenn deren mehrere finb, ber dit 
inter ihnen, Fuctebet 8) Die Sentoratfolge, welche das jebeims 
lige ditefte Famillenglied, ohne Ruͤckſicht Ni derwandtſfchaftlich 
Naͤhe zum le: zur Succeffion ruft. nt 
weiche dem jüngften ben Vorzug gibt, Bee vo nach br A 
foratfolge oder wo nad ber Sentoratfolge der ältefte ben * 
haben würde. — Der Stifter einer ſolchen Ordnumg kam ech für 
verſchiebene Güter — Ordnungen feſtſezen, z. B. To daß in einm 
Theil fein erſtgeborener Nachkomme und feine Deſeenbenz in den em 
deren ber nachgeborene und deſſen Defcendenz nach Erftgeburetsreät {er 
cedirt, im welchen Kalle. man bie zweite Drbnumg eine Secundo geni⸗ 
zur nemt, Gallen hier Tämmtliche zu der einen Ordnung gehörigen 
Nachfolger hinweg, fo ſuecediren in die Ihe unterworfen gewefenen te 
sundchft diejmigen, welche keiner anderen Ordnung angehören, alfo ..B. 
der bdrittgeborene Sohn des Btifters ober beffen Defender). — 
Indeß wird ſich dieß doch mur dann rechtfertigen laſſen, wenn bie die Ex 
folgeordnung begrändende Dispoſition durch dieſelbe nur ein Anerbenverhaͤl 
niß der durch Aus vorgezogenen Sueceſſoren herſtellt, entweder weil fi 
keine größere Wirkung gu erlangen vermocht, ober weil ihe Stifter fidy darauf 
beſchtaͤnkt hat, und für dieſen Fall iſt über dns Verhaͤltniß dieſer Erb⸗ 
folgeordnung zur daneben beſtehenden geſehlichen noch Folgendes zu bemerken. 
Jeder, welcher beim Tode bes Stifters geſetzlich ein ins succedendi hatte, 
hat diefes in ein, von dem angeborenen teutfchen jas successionis Zu E 
Beerbung E97) verfchiedenes, romaniftifche® ins saccensignis 82°) aus ber 
Beerdung verwandelt, welches er auf feine Nachtemmen nady ber geſetz⸗ 
lichen Eroſoigeorbnung transmittirt, oder vielmehr (glei einem suus 
heres, der nicht in den Befig ber Erbſchaft gelangt if) vererbtoro), wͤh⸗ 
send bie Herrſchaft über das Gut nach der dafuͤr geltenden Orbnumg wei⸗ 

ter bevolvirt. Erſt wenn die Devolution der Herrſchaft nach diefer Did» 
nung zu Ende geht, kann vermöge jenes romaniflifchen ius successionis 
ein Eintritt in die Herrſchaft ſtattfinden 9). Es kann aber jenes rom 
niſtiſche fus successionis nur in Anſehung besienigen Gutes ober In 
thelle® erworben werden, weldyes ohne jene geftiftete Ordnung auf ia 


626) Ueber diefe Grbfolgeorbnungen : abe: in der Fortf. sa 
re bes teutfch. Private. » Mitt ermaiere 


527) Bal. oben Rote 162, 461, 
52) gt. oden nad) Rote 107, 2658 , und nach Rote 11. 
529) Auf dieſes ins successionis gründet fih die Apanage: vgl. oben 


ote 2 
2 de 0) Dia dam germanifche us successionis Entfernterer Bleibt babe 
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mi gefehlicher Orbnung Werufmen verfallen mÄfen®®). Die Anficht, 
aß hier jeder, auch ber Zuruͤckgeſetzte *2*) ober deſſen Nachkommen⸗ 
(daft, dem erſten Stifter fuecedire®®?), iſt demnach infofern richtig, daß 
‚erjenige, welcher, oder deſſen Vorfahren, von der unmittelbaren Suc⸗ 
eifion nach dem erften Stifter ausgefchlofien worden, beim nachherigen 
Kafalle ein ius succedendi ausübt, welches ſchon im Verhältnifie zu bier 
em beſtanden; und fo lange noch Wirkungen der geflifteten Ordnung 
nun, beim Wiedereintritte der geſetzlichen Erbfolgeordnung bieſe nach 
ven Verhaͤltnifſe zum Stifter beurtheilt werden muß*), wie es bei 
fen Hinwegfalle beſtand 2%). Daburch unterfcheldet ſich bie hier nut 
intretende bloße Zuruͤckſetzung von der durch eine geſetzliche Orbnung her⸗ 
eigefhhrten‘ wirklichen Entziehung der Exbflge®). Tre ein Verzicht 
es Zurhelgefehten hinzu, fo muß diefer dann ferilich das Verhältniß 
verändern, wenn er Ane Entdußerung jenes tommmiftifchen ins succes- 
nenis begründet, alfo ein einer Abfindung gleich wirkender befinitiver 
ſt⸗27). Alten es kann ein folder Verzicht auch blos eine Anerkennung 
der Genehmigung der Diepofition des Stiftets involviten, 3. DB. wen 
Je * auf den ledigen Anfall vorbehalten iſt; und in dieſem Falle 
zeibt das Verhaͤltnuiß fo, wie es auch ohne ben Verzicht geweſen wäre. 
56 verſteht ſich aber babei wiederum, daß ber Verzichtende ein ſolches 
ms successionis nicht erwerben kann, ment er nach ber geſetzlichen Ord⸗ 
nung überall wicht gerufen war, wie bieß bei den Erbverzichten ber Toͤch⸗ 
ter der Fall fein kann 539); in welchem Falle fie, wenn fie den Verzicht 
vertneigern, benmech behandelt werben koͤnnen, als ob fie verzichtet haͤt⸗ 
ms), Selbſt ein Vorbehalt auf den ledigen Anfall, ber feit dem 


531) 3. B. ber Stifter Hat zwei Söhne: A -ımb Bz laetzterer iſt als der 
tüngere zurüdgefegt, und A hat flatt % bag 5 bekommen. Hier kann B 
und deſſen Nachkommenſchaft nun jenes — € ins successionis nur auf 
6 erworben haben, und nur nach diefem Berhättniffe Apanage forbern. 

582) Boi. oben Note 71, 468. 

633) Bgl. Beehmer, princ. iur, found. $. 121. 145. 

534) Wal. oben Note 527 ſig 

535) Die Nachkommen der beiden Söhne A und B (oben Note 531) find 
ifo, ſobald na ber geftifteten Drbnung nicht mehr fuccebirt wird, gleich vah, 
amd theilen nady Linien, wie A und B gefehlich in capita getheilt haben würs 
zen, unb es fwerchiren keineswegs allein hie, welche der geſchlichen Erbfolge: 
»rdnung zufolge dem legten Beſitzer die nächften find. Erſt wenn einmal wieder 
nach ber gefeglichen Ordnung fuccebirt tft, und damit die Wirkungen ber geftifs 
‚sten Ordnung ausgeglichen find, Tann von einer ausfchiießlichen —— nach 
yem letten Beſitzer bie Rede kr And beim Fideicommiß. ©. unten Rote 545. 

686) Bgi. oben Note 465, 466. u 

587) Ein ſoicher fcheint bei den abeligen öchtern bis zum 14. Jahrh. 
ern au fein: Fiſcher a. a. D. Erbfolgsgeſch. der Seitenverw. ©. 


) Inwiefern ein folcher Fall nach älterem teutfchen echte eintrat, wiſſen 
vir zwar (vgl. oben Note 202), nicht aber inwieweit das roͤmtſche Recht deim 
ade ausgeſchloſſen hat (vgl. oben Rote 206, 207). Weber bie —— 
yer abeligen Töchter ſ. auch in dieſem Werke ben Art. Erbvertrag Wb, IV, 
3.46 fig., und Reyſcher, Beitfche, für teutſch. &. VI. Nr. 6, 
539) Bgl. oben Rote 207. 


[ 
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14. Jahrhunderte bei ſolchen Werichten uͤblich geworben, Tann bier nichs 
ändern. Man bat den Vorbehalt dee Succeſſon nach dem Stifter 
auf den Fall des Erlöfchens der Succeffion nad der von ihm geflifteten 
‚Drbnung als den des Ruͤckfalles, ben man auch als ein vorbehaltned 
Falltecht bezeichnet hat *8*80), von dem Worbehalte ber Succeffien nad 
einem fpäteren Nahfolger in das But, auf. den Gall, baf ber 
Vorbehaltende durch bie gefegliche Ordnung nad biefem wiederum zu 
Bucceffion gerufen fein würde, als ben des ledigen Anfalles (im 
engeren Sinne) unterfchieben °*'). Allein biefer letztere verſteht ſich für 
ben hier in Rede fichenden Kal ganz von felbft und kann zur baun 
von Bedeutung feln, wenn ber Stifter eine die bermalige Futeflaterbe 
folge gänzlich aufhebende fibelcommiffarifche Dispofition errichtet hat *2). 
Wenn man alfo dafür, daß in einem Erbverzichte ber Toͤchte im⸗ 
mer ber Vorbehalt auf ben Iebigen Anfall enthalten fei, ben Gmb: 
Daß diefer Verzicht nur ben im teutfchen Rechte ohnehin begrünketen 
Ausfhluß der Tochter durch den Sohn beſtaͤrken fol, angibt), % 
kann dieß nur als richtig anerkannt werden, infofern legterer Vorbehalt, 
nicht aber der Vorbehalt des Ruͤckfalles gemeint iſt. kann ein 
ſolcher Vorbehalt bei einer fibelcommiffarifhen Dispofition Überall kei⸗ 
nen Rüdfall ab intestato begründen, weil eine ſolche Dispofition eben, 
ſofern fie nicht alle Inteftaterben des Stifter nach ihm zur Succceſſien 
gelangen läßt und Über die Ernennung eines Anerben nach ihm hinaus⸗ 
gebt, bie Inteflsterbfolge nach ihm gänzlich aufbebt, unb weil, wen 
durch bie Verzichte auch die WVerzichtenden als Inteſtaterben gänzlich 
hinweggefallen find, fie auch in ſolcher Eigenfchaft überall keine Rechte 
mehr haben, und ein folcher Vorbehalt von ihrer Seite immer nur durch 
eine fibelcommifjarifhe Auflage zur Reftitution an einen Fibdeicommiſſar 
Wirkſamkeit erlangen kann ®*), Faͤllt ein Kibeloommiffar, dem Feine 
Meflitutionspflicht mehr oblag, ab intestato hinweg, fo fuccediren auch 
nur feine naͤchſten Snteflaterben®*5), während in dem hierher gehoͤri⸗ 
gen Kalle einer nur ein Anerbenverhaͤltniß begrimdenden Dispofition, 
dann, wenn «6 den Anerben an allen nachkommenſchaftlichen JInteſtat⸗ 
erben fehlt, die früher Zurücgefegten oder deren Nachkommen zur Aus: 
Übung Ihres vom Stifter erworbenen Mechtes gelangen müffen®?*). Es 
tritt hier ber Ruͤckfall ein, und fie find Regredienterben, aber immer 
nur in Anfehung besjenigen Theiles, ber ihnen fofort vollſtaͤndig zuge 
iſcher a. a. O. &.87 fig. .I. &. 213. 

En BURTLED Ey. in mu. = 

542) Diefer Ball bleibt hier ausgeMoſſen. Babel verficht es fih, de} 
nicht blos ein nominelles Fideicommiß, fonbern eine Werfügung gemeint if, vers 
möge welcher ein Succeffor zu Reflitution an Perfonen verpflichtet wirb, weidhe 
nicht ohnehin ſchon feine nächften Inteftaterben in Anfehung alles ihnen zu re 
flitwirenden Gutes find. 

543) Reinhard a. a. D. ©. 127 fig. 

544) S. übrigens in diefem Werke ben Art. Bamilienfibeicommit 


8. IV. 
545) Bol. Mittermaier a. a. O. $. 49, Nr. V. 
546) Bol. unten Rote 549, oben Rote 527 fig. 





% 
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allen wäre, menn fie gleich bei der erfien Beerbung des Suffters voll: 
tändig mit in Coneurrenz getreten wären; und zwar ſelbſt dann, wenn 
er Stifter den Deimfall des Ganzen an fie angeorbnet haben follte. 
Denn über denjenigen Theil, der nach ihm einmal giltig definitiv vers 
bt worden war, konnte er für fernere Succeffionsfälle durch eine Ans 
eidnung des hier in Rede fiehenden Are nicht ferner wirkſam dis⸗ 
zonirt haben; wiewohl man es‘ für zuläffig halten muß, daß er auf 
ven Fall des Rüdfalles in Anfehung derjenigen, welche durch benfelben 
Rechte geltend machen mwollen, eine gleiche Dispofition trifft, wo man 
yenn, wenn biefe die Erfigeburtsfolge feftfest, dieß im Zweifel auf das 
Verhaͤltniß zum Stifter beziehen d*”), und nicht den Aelteflen als zuerft 
zerufen betrachten muß 4). Sn Anfehung bes rüdfallenden Theiles 
ind übrigens biejenigen Sinteflaterben, welche Afcendenten ober Seitens 
verwandte des Stifters find, fchon ber gefeglicdhen Ordnung nach aus: 
gefchloffen®*?). Wo indeß dergleichen Verhältniffe in Frage flehen, da 
pflegt man, von dem genügend bisher noch nicht Feflgeftellten Begriffe 
von Autonomied50) ausgehend und mit Beihilfe der Wirkungen, welche 
man den gewöhnlich hinzutretenden WVerzichten und Confenfen der Erb⸗ 
berechtigten beifegt, auch wohl unter Gleichftellung ſolcher Dispofitionen 
mit gefeglichen Beſtimmungen, ihnen eine ausgedehntere Wirkſamkeit 
beizulegen. Allein dieſe Behandlungsweiſe macht für eine Ermittelung 
altgemeiner Normen Grund und Boden wankend, und bie Entfcheidung 
über folche Faͤlle muß von der Lage jedes einzelnen Verhaͤltniſſes ab⸗ 
hängig gemacht werben, wobei denn allerdings die vorhin aufgeftellten 
Grundfäge als die leitenden. zu betrachten find. Vorzugsweiſe bekannt 
iſt auf diefem Gebiete die Streitfrage: ob, im Kalle die Dispofition zu 
Bunften der Männer oder bes Mannsflammes lautet, und ber letzte 
Befiger nur weibliche Defcendenten hinterläßt, dieſe, die Erbtoͤchter, den 
Megredienterben vorgehen oder umgekehrt? bie aber ber befonderen Vor⸗ 
auefegungen wegen, von denen fie abhängt, dem Lehnrechte übers 
laffen bleiben muß. Bet Bauerngütern iſt die Anwendung jener Grund⸗ 
fäße freier, allein bei Ernennung eines Anerben findet hier gewöhnlich 
definitive Abfindung der Miterben ſtatt ꝰ01), eben fo wo das Gefeg der 
Anerben beftimmt 252), und jene befonderen Erbfolgeordnungen pflegen 
hier nur durch das Hofrecht oder bie Verleihungsbedingungen eingeführt 


547) Poffe, Erbf. &. 48-50. 

548) Wie Hoffe, Prüfung ©. 110 fig., annahm. 

549) Denn waren fie von der Succeffion nad dem Stifter auögefchloffen, 
o müffen fie fo lange von dem Gute.ausgefchloffen bleiben, bie diefe Succeſſion 
zanz eriebigt ift, wodurch fie auch nicht fchlechter geftellt werden, weil ihnen 
‚mmer nur Nachkommen bed Stifters vorgeben. 

550) Vgli. in diefem Werke ben die Sache ſchaͤrfer esfafienden Art. Au⸗ 
I. 8 fig 

l. oben Note 2 0 

562) und zwar nicht immer den älteflen, fondern auch bisweilen ben juͤng⸗ 
ten, und fchon deßhalb kann .man biefen Worzug nicht mit Fiſcher, a. «. D. 
n S. 155 fig., der Beifpiele deſſelben anfährt, aus einem mundium des älteften 


V. | 50 


D 
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zu fein und ficken dann der gefeslihen Dehnung an Köhrkfenki 
leich. — 

— V. Inteſtaterbrecht iſt: 1) in bee objectiven MNebeutun: 
der Inbegriff ber Rechtsnormen, welche über bie Inteſtaterbfolge gr 
ten; 2) in ber ſubjectiven aber: das durch bie Inteſtaterb folge a 
worbene Recht, mit den damit verknuͤpften Verbindlichkeiten, alſo da 
dadurch begründete Rechtsverhaͤltniß eines Inteſtaterben, das ins sur- 
cessionis im romaniſtiſchen Sinne bes Wortes 202). — Der Snteflat: 
erbe Tann keine anderen Mechte erwerben, als foldye, welche ber Eik- 
laſſer hatte und verlaffen hat; und zwar find diejenigen, welche er zer 
laſſen konnte, immer nur ſolche, welche einen Körper als Gegenfland 
in fi faffen, wiewohl mit ben ihnen anhängenden Rechten jeder Art, 
und Forderungsverhältniffe °°%. — Man könnte daher ſagen: neben 
dem Sinteftaterbfolgerechte, welches an ſich nur ein Rechtstitel fei, lafie 
ſich nicht noch ein befonberes Snteftaterbeeht im fubjectiven Gieme 
unterfcheiden, indem ja, fobalb vermöge jenes Titels ber Erwerb ge 
macht, das Recht des Inteſtaterben eben kein anderes fei, als das bei 
Erblaſſers. Dieß ift nun auch infofern richtig, ale man bios auf bie 
einzelnen vom Erblaſſer auf ben Erben übergegangenen Rechte ſieht 
es befiche ein foldyes Recht nun in ber dem Erblaſſer bisher zugeften- 
denen Befugniß zur Ausübung des Mechtes, welches fchon vorher bem 
Sintefloterben zuſtand, wie beim eigentlichen teutfchen Erbe, ober in 
einem echte, welches von bem bloßen Exbfolgerechte auch feinem Be 
geiffe nad), ober fpecififch, verfchieden iſt. Allein deſſenungeachtet finden 
fi) auch noch nach dem Erwerbe biefer Rechte durch benfelben begrür 
bete Verhaͤltniſſe bei bem Inteſtaterben, welche, obgleich fie theilweiſe 
auch bei Zeflaments- und Vertragserben vorkommen, doch immer bem 
Erben eigenthämlich, und bei dem Erblafſer nicht vechanden geivefen 
find. Dieſe beftehen theils 1) dem Staate, bisweilen auch einer Ge⸗ 
meinde ober einem Srundheren, 2) bei ber tentihen fogen. succeasio 
anticipata bem Erblaſſer, 3) den Miterben, 4) den Bermächtnißneb- 
men, unb 5) ben Erbichaftsgläubigern gegenäber; und endlid kann 
auch noch 6) ein befonderes Verhältnis zu Perfonen ober zu Behörden 
entſtehen, welche die Regulirung ber Werlaffenfchaft beforgen. — Diefe 
verſchiedenen Werhättniffe, verbunden mit: ben Rechten, weiche von bem 
Erblaffer auf den Inteſtaterben uͤbergehen, bilden bas Inteſtaterbrecht in 
fubjectiver Bedeutung, bei dem ber Sinteftaterbe theilweife berechtigtes 


— * 


553) Bol. oben nad Rote 107, Rote 265a, nad Note 462, Rote 5. 
554) Bal. meine Identitaͤt u. f. w. $. 20, Note 59, ©. 426, 427. — 
Man muß ſich bier indeß davor hüten, roͤmiſche und teutfche Rechte, die dies 
ander ähnlich feinen, gleich zu ftellen, namentlich ben teutſchen Murten mit 
dem römifchen Ufusfruct. Iener ift dem vömiichen Gigenthume gleich, feht 
einen Körper in ſich und gebt auf ben Erben übers biefem if ber Körper mar 
= m Fruchterwerbe unterworfen und er erlifcht mit bi Tode dei 
gten. 

555) GodL Stat. a. aD. 8.6, 3. 20, 21: Alle unbe Maybe de 

en to vörberende heft, be voͤrderet fie erve of be flerft. — 


— 


Inteſtaterbfolge, teutfche. 187 


theitweife verpflichtetes Subjeet iſt. Der Erwerb biefes Mechtes kann 
tegelmäßig exfl beim Tode bes Erblafſers eintreten, und wenn zur Zeit 
befielben eine .die Inteflaterbfolge aufhebende letztwillige Verfügung ober 
nähere Inteflaterben vorhanden, von Seiten der Inteſtaterben oder ben 
entfernteen erſt dann, wenn jene unwirkſam geworden ift, und diefe 


ohne ben Erwerb gemacht zu haben oder Ihr Recht auf ihre Erben trans⸗ 


mitticen zu koͤnnen, ſaͤmmtlich hinweggefallen find, in welchem legteren 
Kalle man von einer successio graduum et ordinum redet. Bei Ber: 
ſchollenen ift er jedenfalls erft dann möglih, wenn die fogen. Todes⸗ 
erklärung erfolgt iſt, oder der Zeitpunkt eingetreten ift, in dem der Vers 
fehollene ohne eine ſolche Erklärung als todt behandelt werden kann 55°), 
Jene Todeserklaͤrung ift aber richtiger Anficht nachs67) nur die Erklaͤ⸗ 
rung, baß ber Tod ale bewiefen anzunehmen und ber Verfchollene 
von feinem bisherigen Vermögen praͤcludirt fei56®), fest alfo an fich 
ben Zeitpunkt, in bem bie hereditas deferirt oder das ius succedendi 


erworben 'worden, noch gar nicht feſt; und es ſcheint fonach Fein ander 


ter Zeitpunkt dafür angenommen werben zu Eönnen, als derjenige, wo 
die Verfchollenheit ihren Anfang nahm’). — Die weitere Ausnahme 
im alle des Eintrittes einer Perfon in ein Kiofter?°0) wird heutzutage 
in der Anwendung ſehr felten vorfommen. Deſto häufiger aber findet 
ſich in Teutſchland ein Erwerb biefes rechtes bei Lebzeiten bes ber: 
einftigen Exblaffers durch bie ſogen. successio anticipata; während 
im Falle einer befinitiven ‚Abfindung bei Lebzeiten bes Erblafſers *01), 
die freilich auch eine Art ber successio antieipata ift, ba® ganze Erben⸗ 
verhältnig in Beziefung auf das zur Abfindung gegebene Gut in einem 
bloßen Uebertragungsacte aufgeht. — Dee Erwerb tritt balb ohne Weis 
teres durch den Hinwegfall des Erblaſſers ein, bald erfordert er noch 
einen befonderen Act. Erſteres iſt der Gall bei dem römifchen suus 
heres, unb da, mo ber teutfche Grundſatz: der Todte febt den Lebenden 
in bie Gewere, fich in Geltung erhalten hat *02). Damit ift indeß ein 


556) So zuweilen in tranfitorifchen Gefegen. Bol. 3. B. Pfeiffer, 
pract. Ausführungen IV. S. 885. 
657) Eine Fiction anzunehmen hat das gegen fich, daß wenn ber Verfchols 






tene lebend zuruͤckkehrt, man ihn doch überhaupt als Rechtsſubject betrachten, 
ja, wenn nicht partieularrechtlich das Gegentheil gilt, wie 3. B. in Sachfen 
(Danfe, über Edictallabungen u. f. w. S. 122), ihm fein Vermögen zurüde 
geben muß (Mittermaier a. a. D. $. 147, Note 126.) z 

558) Das fol es im Grunde wohl heißen, wenn Savignv, m I. 
&. 18, 19, die Ebictallabung als einen Verſuch, die Präfumtion Her⸗ 
ſtellung der Gewißheit uͤberfluͤſſig zu machen, und die Todeserklaͤrung als eine 
declaratoriſche charakteriſirt. 

559) Thibaut, Syſt. des Pandektenr. $. 122. Gluͤck, Erl. der Pand. 
vu. $. 562, XXX. $. 379 0. Heife und Eropp, juriſt. Abd. II. Kr. 4, 
&. 118. Savigny a. a. D. Andere fehen auf die Zeit der Tobeserflärung: 
Preuß. Landr. UI. 18. $. 835. Gichhorn a. a. O. $. 327. Bangerow, 
a ben Rote 10, 11 — 

oben Note 10, 11. 
561) Wal. oben Note 12, 288; unten Zif. 2, unb oben Rote 348 fig., 
562) Wal. oben Note 101. N 


. 
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ſpaͤteres Anafchlagen keineöwegs ausgeſchlofſen er), auch kermen teutfäe 
— die Beſtimmung, daß wer das Gut beim Tode des Erblaffers 
in Händen hat, wenigſtens wenn er deſſen Gatte oder ein Miterbe if, 
daſſelbe erſt am breißigften Zage nad dem Todesfalle herauszugebe 
braucht5%). Letzteres tritt, wenn nicht etwa jener teutfche Grundſa 
fich auch für biefen Fall erhalten hat°°°), bei jedem Inteflaterben ein, 
ber nach roͤmiſchen Srundfägen und nicht als suus heres fuccebirt, iw 
dem er ducch eine ausdruͤckliche (hereditatis aditio) ober ſtiſl ſchweigende 
(pro herede gestio) Erklärung feinen Willen, Erbe zu werben, an ben 
Tag legen muß. Che dieß gefchehen, ift ihm blos die Succeſſion burg 
den Binwegfall des Erblaſſers eröffnet (hereditas delata est); mega 
dann, mean bei jenem Dinmegfalle noch Perfonen vorhanden find, welde 
vorzugsmeife das fragliche Erbrecht erwerben koͤnnten, auch nad gehdet, 
daß es gewiß iſt, daB biefer Erwerb von ihnen nicht gemacht werden 
werde: Das teutſche Mecht kennt indeß noch eine Friſt, innerhalb wis 
het der Erbe fi in ben Beſitz des nachgelaffenen Gutes ſetzen ober 
doch feine Abficht, erben zu wollen, an ben Tag legen muß, wenn er 
baffelbe nicht verlieren wi, wenigſtens dann, wenn es fi um ben 
Anfall an ben Fiscus oder den Richter handelt. Sie beträgt Jahr und 
Tag 90°); beim eigentlihen Erbe, oder bei Immobilien, bei denen fie 
im ſchwaͤb. Lande. nicht gegolten zu haben fcheint®°7), ein und berifis 
Jahre und Tag). Im Verhältniffe zu anderen Decupanten konnte 
ber Erbe nur durch die von biefen erworbene Gewere ausgeſchloſſen 
werben, welche denn freilich derjenige, ber weber nächfier Erbe war, 
noch durch ein Rechtsgeſchaͤft das Gut erworben hatte, nicht erlangen 
konnte; wiewohl auch hier einen nachfolgenden Erben bei Immobilien 
jene längere Friſt auch gegen einen näheren Exben gefhäst zu haben 
ſcheint 09); und bei Mobilien, two es Beine (rechte) Gewere gibt, bed) 
nach ſchwaͤb. Lande. 270) breijähriger Beſitz in gutem Glauben die Vers 
folgung bes Erben ausfchliegen mußte. Mach.ebmifhen Rechte kann, 
wenn nicht etwa ber Ablauf einer auf Andeingen anderer Exben gefekten 
Deliberationsfrift die Wirkung mit ſich führt, daß der Erbe als aus: 
Ichlagend behandelt wirdT1) (abgefehen von dem Falle, daß der Ablauf 


563) Val. unten Rote 621. 

564) Sächf. Eandr. I. 22. 8. 2, III. 15. 6.2. Gosl. Stat. a. a. D. 
S. 5, 3. 22—24, ©. 11, 3. 20-23, und Goͤſchen a. a. D. &. 144 fin. 
2 wurde felbft auf —— und teſtamentariſche Erbfolge 







ausge: Mittermaier a. a. D. 5. * 
Saͤchſ. Landr. I. 28. Schwaͤb. Lanoͤr. Gap. 30, Senck. 274. 


567) Saͤchſ. Landr. I. 29. Bgi. ſchwaͤb. Landr. a. a. O., wo nur allge⸗ 
mein vom Gute bie Rebe iſt. 


570) Schwäb. Landr. C. 56, Senck. 269. i 
571) L. 69. D. de adquir. vel omitt. hered. (27. 2.) (denegamus « 
actiones), Diefe Deliberationsfrift iſt zu unterfcheiden von derjenigen, welche 
ber Erbe fich felbft erbittet, und die, wenn innerhalb berfeiben nicht auggeſchla⸗ 
gen wird, bie Haftung für alle Erbfchaftöfchulden, und wenn Eein Inventar 


\ 
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ber Sriften der bonorum possessio deren Erlangung unmöglich macht 272) ), 
ein folder Ausſchluß des nteftaterben bei Lebzeiten beffelben 672). nur 
durch die Verjährung der hereditatis petitio eintreten 7%). Der römifche 
Unterſchied zwifchen civilem und prätorifchen Erbrechte kann in Zeutfch- 
land, wo das Weſen biefer Verfchiebenheit nicht einmal zur genügenden 
Kunde gelangt iſt, um Geltung erhalten zu Eönnen, keinen Einfluß 
mehr haben 575); und es ift daher confequenter Weife auch Khberali nicht 
für erforderlich zu achten, daß jene Erklärung da, wo man etwa die In⸗ 
teftaterbfolge Aus dem prätorifchen Ebdicte, 3.3. unde vir et uxor, her⸗ 
leiten könnte, in der römifchen Friſt und vor einer Öffentlichen Behoͤrde 
(agnitio bonorum possessionis) gefchehe. Berner findet das letztere .bei 
ber teutfchen anticipirten Erbfolge flatt, welche einen Vertrag. zwifchen- 
dem Exblaffer und bem Inteftaterben erfordert. Der Erwerb der Vers 
laſſenſchaft verpflichtet nun 1) den Inteflaterben, der nicht einheis 
mifcher ift, zuweilen den Abfchoß an den Staat, die Gemeinde, ober 
den Grundherrn zu zahlen *78); und felbft der einheimifche muß bis⸗ 
weilen eine Erxbfchaftsftener an den Staat”), ober bei der Succeffion 
in einem Grundherrn imterworfene Bauergüter ein Laudemium an ben 
Grundherrn erlegen, von welchen Abgaben indeß bie Defcendenten be 


errichtet ift, auch den Verluſt ber falcidifchen Quart nach fich zieht, ben Ber: 
luft der Erbfcyaftsgüter aber nur wenn ausgefchhlagen wirb: L. 22. 6. 14. C. 
de iure delib. (6. 30.), nit aber wenn in den erften drei Monaten von 
erlangter Wiflenfchaft der Delation der Erbe unthätig bleibt, gegen welche An⸗ 
fibt v. Buchholtz, Zeitſchr. für Civilx. und 8* x. ©. 3993—403, ſich 
erkiärt hat: Vangerow, Arc. für civ. Prar. XXI. ©. 206 fig. &. au 
in biefem Werke den Art. benef. deliberandi. 

572) Bol. über diefe $. 9. J. de B.P. (8.9) L. 4.6, 1. D. quis 
ordo in poss. (38. 15.) ä 

573) Beim Tode des Erben, ber nicht ipso iure erwarb , fällt bie Moͤg⸗ 
lichkeit der Erwerbung hinweg, wenn nicht etwa ein Transmiffionsfall vors 
liegt, wie er allgemein flattfindet, wenn ber Erbe innerhalb eines Jahres nach 
trlangter Wiffenfchaft von der Delation flirbt: L. 19. ©. de iure delib. (6.30.) 
Neber diefen Kal: Bangerow a. a. D. &. 151 fig., und Aber bie fonfligen 
Zransmiffionsfälle: denf. ebendaf. XXV. &. 439 fig. 

574) Erfigung kommt dagegen nicht in Betracht; aber wer nicht pro he- 
rede ober pro possessore befißt, Tann ber ee ra ſchon deßhalb 
msweichen: L. 4. C. in quibus caus. cessat. etc. (7. 34.) 

575) Denn das ganze prätorifche Inſtitut Als eine rechtliche Wirkungen 
hne wirkliches Recht bervorrufende Macht ift in Zeutfchland nicht zur Grifteng 
efommen, und baher Tonnen’ auch bie Erforderniffe für den Eintritt jener Mirs 

gen nicht mehr als geltend betrachtet werben. Der Fall ift baher ein ganz 
ınderer , al8 wenn die Borfchriften des roͤmiſchen Rechtes über ein zur Geltung 
welangtes Inſtitut nicht beobachtet worden. 

576) Jetzt freilich nur noch, wenn das Wermögen aus ben Bunbesflaaten 
nd in fremde Staaten, mit denen keine Kreizügigkeit befteht, gebt, ober ber 
fremde zu ber Beit, wo er Gucseffor wurde, einem anderen als einem földien 
Staate angehört, oder wenn ber Abſchoß auch von einem Angehörigen befjelben 
andes zu entrichten wäre (ogl. Mittermaier a. a. O. 5. 111, Rote 1, 2, 
. 3112, Rote 7 fig, $. 113), 3. B. von Angehörigen einer a Gemeinde. 


577) 3. 8. Sollateralschfchaftsfteuer u. dgl. 
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daß die beim Leben des Erblaſſers von deſſen Gute abgetheilten Kinder 
deſſelben im Verhaͤltniſſe zu nicht abgetheilten ausgeſchloſſen werden °!#); 
ferner daß der Altefte Sohn oder der aͤlteſte männliche Schwertmage bie uͤbri⸗ 
gen ausfchließt, wie bei der Erbfolge ind Heergemette®1*); ba gewiſſe G⸗ 
tee nur an Perfonen biefes oder jenes Geſchlechtes fallen 516); Daß (nick 
unvermögende) Ehegatten mit den Kindern oder mit ben übrigen Im 
teftaterben des verftocbenen concuerirend1%). — Eindringen des römifchen 
Rechtes bat aber noch zu mannigfaltigen Verſchiedenheiten in ber Erb⸗ 
folgeordnung geführt, und al® bie daburd bald ganz, bald £heilmeife 
herbeigeführten Mobificationen find zu betrachten: Gleichſtellung ber Wei⸗ 
ber mit den Männern”); unbegrenzte Repräfentationsrecht umter ben 
Tackommend19); Aufftelung ber Afcendenten als einer befonderen mit 
dem Geſchwiſter concurrirenden 919) und die übrigen Seitenverwandten 
ausfchließenden Gattung; WMepräfentationsrecht der Gefchwifterfinder®?%), 
ferbft wenn fie allein mit Afcendenten concureiren; und emblid, was 
allein der teutfchen Ordnung ihren Charakter raubt, burchgreifende Ber 
rechnung ber Entfernung nad) römifchen Graden flatt nad) teutfchen Glie⸗ 
dern unter Verſchwinden der Unterfcheibung von Bufen und Stamm. 
— Dieſe Mobificationn müffen dann die Solge haben, daß bie gemeins 
eechtliche roͤmiſche Erbfolgeordnung vom bogmatifchen Standpunkte aus 
regelmäßig auch als bie Baſis der particulaiven Exbfolgeochnungen er 


513) Bol oben Rote 343 fig. 

514) In Anfehung bes Sohnes wird bieß bereits einer Worfchrift Heinrich I. 
zugefchrieben: Gobel, sona in Cosmodr. act. VI. e. 47 (Meibom, 
script. rer, Germ. T.W#p, 247). Heinece. |. c. IL, tit. 9. $. 24. mm 
not. Fiſcher a. a. D. ©. 72. Bgl. oben bei Rote 298. 

515) Bgl. oben bei Note 298 fig, 

516) Vgl. oben Note 401 fig. 

517) Mittermaler a. a. O. $. 498, IV. 

618) Reichsabſch. v. 1498 $. 97. Kammergeriättorbn. v. 1500 5. 19. 
eichsabfch. v. 1521 8. 18. Und zwar auch hier Weiber den Männern geh: 
Kaiferr. II. 14. Bayer. Landr. v. 1844 c. 95. Liefländ. Stat. bei Sen- 
ekenb. inedit. p. 415. — Nach L. Sal. tit. 62, c. 6. ſcheint es, dab [chen 
Nrentel mit Enkelin, aber in capita, fuccebirten. 5 

519) Bisweilen fchloffen fie in Mobilien, felbft Großeltern und entferhtere, 
das Geſchwiſter aus: grand Count. de Franee feuill. 55. Bisweilen concurs 
riren auch andere Seitenverwandte, als Geſchwiſter, mit ihnen: Alt. Culm. 
a nn . ae Magdeb. Kragen P. 1. c. 7. d. 14. Burſter Sandr. ti. 1. 

520) 3. B. in Nieberheffen feit 1376, in Württemberg feit 1477. ©. 

ifher a.a.D. I. ©. 148. — In Augsburg, Nördlingen und Hall in 

chwaben nach kaiſ. Privilegien von 1484, 1496, 1498: Mäller, Reicyötagis 
Theater IV. S. 451 flg. Allgemein : Reichtabſch. v. 1521 $. 19,20, v.1529$. 3. 
Ueber bie — Verhandlungen: Harpprecht, Staatsarchiv des 
Kammergerichtes Th. IL, 8. 164, 176. Einzelne Städte, Muͤhlhauſen mb 
Luͤbeck, ſtraͤubten ſich noch in ben J. 1550, 1551, 1560 dagıp : Bencken⸗ 
berg, lebhafter Sebrauch vom teutſchen R. Anh. Nr. 10. rockes, 
519, Im Lübe war 26 jedoch feit Anfange des 17. Jahrh. befländig in ebung 
nad Atteft des Senates v. 24. Maͤrz 1758 (Klefeder a. a. D. ©. 538). 
In Sachſen fand ed Leinen — Danz a. a. O. VII. & 83%. Mit; 
termaier a. a. O. $. 497, Rote 
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heint®®1), und dazu bie Eigenthuͤmlichkeiten der alten teutſchen Erbfolge 
18 Abweichungen ſich barflellenz wie dieß 3.8. bei dem fogen. Schooß⸗ 
alle fich zeigt, vermöge deſſen Eltern, namentlich die Mutter nach der 
daroͤmie: das. Kind, oder das Erbe, fällt der Mutter in den Schoof, 
on bem Nachlaffe ihrer ohne Nachkommen verftorbenen Kinder deren 
Zeſchwiſter ausfchließen®?2), was nad teutfchen Rechte ſchon aus dem 
Borzuge der Grabesnähe im WBufen und Stamme folgen würde. Alle 
ene als eigenthämliche teutfche Mobdificationen im Verhaͤltniſſe zu dem 
Zyſteme ber Sippe bezeichneten Eigenthümlichleitend2®) haben ſich indeß 
ald mehr, bald minder, jene hier biefe bort, particularrechtlich noch bis 
etzt erhalten 52%); — und zwar auch bei ber Succeffion in ein Vermoͤ⸗ 
em, wo bie Natur des Erbfolgerechtes biefelbe ift, wie im roͤmiſchen 
Rechte und nach dieſem beurtheilt wird. — Su ben vier Claſſen ber 
Smifchen Succeſſionsordnung nach ber Nov. 118, von denen die .erfte 
ie Defcendenten, bie zmeite bie Afcenbenten und das vollbürtige Ges 
chwiſter, die dritte das halbbuͤrtige Geſchwiſter, und bie vierte alle uͤbri⸗ 
en Seitmverwandten enthält; vom Mepräfentationsrechte abgefehen, die 
rühere die folgende gänzlich ausſchließt; und, abgefehen vom Concurrenz⸗ 
erhältnifje ber Afcendenten zum, vollbürtigen Gefchwifter, in jeder Claſſe 
er nähere Grad ben entfernteren ausfchließtz befchränten fi, wenn man 
jiederum vom Vorzuge ber ‚vollen Geburt vor der halben abfieht, bie 
sefentlichften teutfchen Modificationen dee Succeffionsorbnung ber Ver⸗ 
mdten in ein Vermögen auf die zweite Claſſe. — Inſofern bie der 
Eheilung der Güter vorbeugenden und dem Eindringen des roͤmiſchen 
Rechtes entgegenftsebenden Kamiliendispofitionen bes teutſchen Adels als 
(usfluß einer fogen, gefeggebendben Gewalt, oder als die Grundlage eines 
zewohnheitsrechtes angefehen werben, ober als fie ſich darauf befchränten, 
te gefegliche Erbfolge aufrecht zu erhalten, oder blos unter denen, welche 
mmittelbar nad) dem Stifter felbft zur Succeffion gerufen find, einen 
ber einzelne in das Verhältniß eines Anerben zu bringen, gehören bie 
araus entfpringenden befonderen Erbfolgeordnungen ebenfalls hierher. Sie ' 
Önnen zwar im einzelnen hoͤchſt verfchieben fein®?5); als deren Haupt⸗ 
rten find aber folgende bier zu nennen. 1) Die Primogeniturs 
ebnung, welche für bie meltlihen Churfuͤrſtenthuͤmer bereits im ber 
oldenen Bulle feflgefegt wurde, und nad) welcher a) der. erfigeborene 
ſdachkomme des Stiftes der Ordnung, ober des jebesmaligen Erblaſſers, 
aͤmlich derjenigen Perfon, deren Hinwegfall dem Eintritte eines Anderen. 
taum gibt, wenn aber jener nicht mehr vorhanden ift, ber erfigeborene, 
ı der Linie des erfigeborenen, überhaupt der erfigeborene der dermaligen 


521) So 3. B. im preuß. Landr., während das oͤſterr. Geſetzbuch ber Pa- 
erg folgt, fo wie auch ber Chde civil wefentiih vom vom. echte 
weicht. j 

522) DMittermaier a. a. DO. $. 499, Nr. IV, unb baf. Cit. 

523) Bgl. oben Note 512—516. | 

Ba) at Mittermaier a. a. D. 5 4388-41, mit Eichhorn a. 


525) Runde a. a. D. $. 665-667. 
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erftgeborenen Linde feiner Nachkommen; und b) wenn es an einem folden 
Fehlt, derjenige, welcher zu dem nächften Afcenbenten bes Dintvegfallendem, 
von dem noch Nachkommen vorhanden find, in ſolchem Verhaͤltnifſe firbt, 
zur Succeffion gelangt. 2) Die Majoratfolge, nad) ber derjenige, 
welcher dem Erblaffee dem Grabe ober ber allgemeinen gefeglicdhen Exbs 
folge nach, der naͤchſte tft, aber twerm deren mehrere find, der Alte 
unter ihnen, fuccedktt. 8) Die Sentoratfolge, welche das jebedme- 
lige dltefte Famillenglied, ohne Rädfiht auf beffen verwandtſchaftlich⸗ 
Maͤhe zum Erblaſſer, zur Succeſſion ruft. 4) Die Minorarfolge, 
welche dem juͤngſten den Vorzug gibt, entweder wo nach ber Me 
joratfolge oder wo nach ber Senioratfoige ber aͤlteſte den Dorzug 
haben würde. — Der Stifter einer ſolchen Ordnung kam auch für 
verſchiebene Guͤter mehrere Ordnungen feftfegen, z. B. To def in einem 
Theil fein erſtgeborener Nachkomme und feine Defcendenz, in einm am 
deren ber nachgeborene und deſſen Deſcendenz nach Erftgeburtsrecht ſat⸗ 
cedirt, im welchem Falle man bie zweite Ordnung eine Secundogeni⸗ 
tur nemt. Fallen bier ſaͤmmtliche zu der einen Ordnung gehörigen 
Nachfolger hinweg, fo fuccediren in bie Ihr unterworfen geweſenen &hter 
zunaͤchſt biejmigen, welche Teiner anderen Ocbmung angehören, alfo 5. B. 
der bdrittgeborene Sohn des‘ Stifters ober deſſen Deſcendenz 9). — 
Indeß wird fi) dieß doch nur dann rechtfertigen Iaffen, wenn bie bie Erb⸗ 
folgeorbnung begrändende Dispofttton durch dieſelbe nur ein Anerbenverhälts 
niß der durch dieſe vorgezogenen Succeſſoren herſtellt, entweber weil fie 
keine größere Wirkung gu etlangen vermocht, ober weil ihr Stifter ſich darauf 
befchränkt hat, und für biefen Fall iſt über das Derhälmiß diefer Erb⸗ 
folgeordmung zur Daneben beftehenben geſetzlichen noch Folgendes zu bemerken. 
Jeder, weldyer beim Tode bes Stifters geſetzlich ein ins suecedendi Hatte, 
hat diefes in ein, von dem angeborenen teutfchen zus successionis zur 
Berrbung SM) verfähiebenes, romaniſtiſches ias snccessionis #29) aus der 
Beerbung verwandelt, welches er auf feine Nachlommen nad) der geſetg⸗ 
lichen Erbfolgeordnung transmittirt, oder vielmehr (gleich einem suns 
heres, ber nicht in den Beſitz ber Erbſchaft gelangt iſt) vererbt®*9), wähe 
rend bie Herrſchaft über das Gut nach der dafür geltenden Orbnung wei⸗ 
tee devolvirt. Erſt wenn bie Devolution der Derrfchaft nach dieſer Ord⸗ 
nung zu Ende geht, kann vermäge jenes romaniſtiſchen ias successionis 
ein Eintritt in die Herrſchaft ftattfinden 3%), Es kann aber jenes roma⸗ 
niftifcye fus successionis nur in Anfehung besjenigen Gutes oder Am 
thelle® ertworben werden, welches ohne jene gefliftete Orbnung auf ben 


626) Ueber dieſe Sröfolgeorbnungen: Griefinger, in ber Fortſ. vom 
Dal u: des teutfch. Privatr. Yo. S. 1—110. j Ritt 5 maier @ 
Q .ı% . 
627) Bgl. oben Note 162, 461. 

en Bol. oden nad) Rote 107, 266, und nad) Rote 262. 
= a nn dieſes ius successionis gründet fü bie Apamage: vgl. oben 

ott 

530) Das eigene germaniſche ius successionis Entfernterer bleibt dabei 

in berfeiben Sage. z * 
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nuch gefehlicher Ordnung Berufenen verfallen mÄfen®®). Die Anſicht, 
daß hier jeder, auch bee Zuruͤckgeſetzte 2) oder deſſen Nachkommen⸗ 
ſchaſt, dena erſten Stifter fuecedive®*?), iſt demnach infofern richtig, daß 
derjenige, welcher, oder deſſen Vorfahren, von der unmittelbaren Suc⸗ 
ceffion nach dem erften Stifter ausgeſchloſſen morben, beim nadıherigen 
Anfalle ein ins succedendi ausübt, meldyes Thon im Verhaͤltniſſe zu bier 
ſem beftaiben; und fo lange noch Wirkungen der geflifteten Ordnung 
dauern, beim Wiedereintritte ber gefeglichen Erbfolgeordnung bieſe nad) 
dem Verhaͤltniſſe zum Stifter bemetheitt werden muß®®%), wie es bei 
deffen Hinwegfalle beſtand *20). Dadurch unterſcheldet ſich die bier nur 
eintretende bloße Zuruͤckſetzung von dee durch eine geſetzliche —— her⸗ 
beigefuͤhrten wirklichen Entziehung der Erbfolge), Tritt ein Verzicht 
des Zuruckgeſetzten hinzu, fo muß dieſer dann freilich das Verhaͤltniß 
verändern, wenn er dAne Entaͤußerung jenes romaniftiſchen ias succes- 
sionis begründet, alfo em einer Abfindung gleich wirkender befinitiver 
men. Alein es kunn ein folcher Berzicht and bios eine Anerkennung 
oder Genehmigung der Dispofitien des Stifters involviren, z. B. wenn 
die Erbfolge auf den Ichigen Anfall vorbehatten iſt; und in biefem Falle 
bleibt das Verhältnig fo, wie «8 auch ohne den Verzicht geweſen wäre. 
Es verfteht fich aber dabei wiederum, daß ber Verzichtende ein ſoiches 
ius successionis nicht erwerben kann, wenn er nad) ber geſetzlichen Ord⸗ 
nung überall nicht gerufen war, wie dieß bei ben Erbverzichten ber Toͤch⸗ 
ter der Fall fein kann 2%); in welchem Falle fie, wenn fie den Verzicht 
verweigern, denmoch behartbelt werben koͤnnen, als 0b fie verzichtet haͤt⸗ 
tm), Selbſt ein Vorbehalt auf den ledigen Anfall, ber feit dem 


531) 3. B. ber Stifter hat zwei Söhne A -ımb Bz letzterer iſt als der 
jüngere zurüdgefegt, und A hat flatt % das Gange bekommen. Bier kann B 
und deffen Nachkommenſchaft nun jenes romaniſtiſche ins successionis nur auf 
44 erworben haben, unb nut nach biefem Merhättniffe Apanage fordern. - 

682) Val. oben Note 71, 468. 

583) Sgl. Bechmer, prince. iur, found. 6. 121. 145. 

534) Wal. oben Note 527 fig. 

535) Die Nachkommen ber beiden Söhne A und B (oben Note 531) find 
alfo, fobald nach der geftifteten Ordnung micht mehr fuccedirt wird, gleich yah, 
und theilen nach Linien, wie A und B gefeglich in capita getheilt Haben wür> 
ben, und es ſuccediren keineewegs allein bie, welche der gefelichen Erbfolges 
ordnung zufolge dem letzten Beſitzer die nächften find. Erſt wenn einmal wicber 
nad) der geſetzlichen Ordnung fuccedirt ift, und damit die Wirkungen ber geftifs 
teten Drbnung ausgeglichen find, kann von einer ausfchtielichen @uee on nad 
dem lehten Befiger die Rebe fein. Anbegg beim Fideicommiß. &. unten Rote 545, 

536) Bol. oben Note 465, 466, 
587) Ein ſolcher ſcheint bei den adeligen Toͤchtern bis gum 14. Jahrh. 
— rl zu fein: Fiſcher a a. O. Erbfolgsgeſch. der Seitenverw. S. 


) Inwiefern ein ſolcher Fall nach aͤlterem teutfchen Rechte eintrat, wiſſen 
wir zwar (vgl. oben Note 202), nicht aber inwieweit das roͤmiſche Recht deim 
Gtanmgae ausgeſchloſſen Hat (vgl. oben Rote 206, 207). Weber bie — 
der abeligen Töchter ſ. auch in dieſem Werke ben Art. Erbvertrag Mb. IV, 
©. 46 fig., und Reyfcher, Beitfche, für teutf. I. VI. Nr. 6, 

539) Bol. oben Rote 207. 
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14. Jahchunderte bei ſolchen Verzichten üblich gewochen, Bas bier nichts 


ändern. Man hat den Vorbehalt der Succeſſſon nach dem Stifter 
auf den Fall des Erloͤſchens ber Succeffion nach der von ihm geſtifteten 
‚Drbnung als ben des Rüdfalles, ben man aud als ein vorbehaltenes 
Fallrecht bezeichnet hat®*0), von dem Vorbehalte ber Succeſſion nad 
einem [päteren Nachfolger in das But, auf. ben Fall, daß der 
Worbehaltende durch bie geſetzliche Ordnung nach biefem wieberum zu 
Gucceffion gerufen fein wärbe, als den des Lebigen Anfalles (im 
engeren Sinne) unterſchieden 9°’). Allein biefer letztere verfteht ſich für 
den bier in Rede ſtehenden Fall ganz von felbft und Faun zur baum 
von Bedeutung fein, wenn ber Stifter eine bie bermalige Juteſtaterb⸗ 
folge gänzlich aufhebende fibeleommifjarifche Dispofition errichtet has *2). 
Wenn man alfo dafür, daß in einem Erbverzichte der Töchter im⸗ 
mer der Vorbehalt auf den Iedigen Anfall enthalten fei, den Giunnd: 
daß diefer Verzicht nur ben im teutfchen Mechte ohnehin begrünbeten 
Ausfhluß ber Tochter duch den Sohn beſtaͤrken fol, angibt ®*), % 
Tann dieß nur als richtig anerkannt werden, infofern legterer Vorbehalt, 
nicht aber ber Vorbehalt bes Müdfalles gemeint iſt. Auch kann ein 
ſolcher Vorbehalt bei einer fibelcommiffarifhen Dispofition Überall kei⸗ 
nen Rüdfall ab intestato begründen, weil eine ſolche Dispofition eben, 
fofeen fie nicht alle Inteſtaterben des Stifters nach Ihm zur Succceffien 
gelangen laͤßt und über die Ernennung eines Anerben nach ihm hinaus 
gebt, die Inteflaterbfolge nach Ihm gänzlich aufhebt, und weil, wenn 
burch bie Derzichte auch bie Verzichtenden als Sinteflaterben gänzlich 
binmweggefallen find, fie auch In folder Kigenfchaft überall keine Rechte 
mehr haben, und ein folcher Vorbehalt von ihrer Seite immer nur buch 
eine fideicommiſſariſche Auflage zur Reftitution an einen Fibeilcommifjar 
Wirkfamkeit erlangen Bann °**, Faͤllt ein Zibelcommiffar, dem Feine 
Reftitutionspflicht mebr oblag, ab intestato hinweg, fo fuccebiren auch 
nur feine naͤchſten Inteſtaterben 45), waͤhrend in dem biecher gehoͤri⸗ 
gen alle einer nur ein Anerbenverhältnig begsündenden Diöpofition, 
dann, wenn es ben Anerben an allen nachkommenſchaftlichen Inteſtat⸗ 
erben fehlt, die früher Zurüdgefegten ober deren Nachkommen zur Aus⸗ 
übung ihres vom Stifter erworbenen Rechtes gelangen muͤſſen *6). Es 
eritt bier ber Ruͤckfall ein, und fie find Regredienterben, aber immer 
nur in Anfehung desjenigen Theiles, ber ihnen fofort vollſtaͤndig zuge 
iſcher a. a. O. S. 87 fie. . L. ©. 213, 
| en rs Sant. VII. ©. EN 2: 
542) Dieſer Gall bleibt bier ausge Moſſen. Dabei verftcht es fich, tab 
nicht blos ein nominelles Kibeicommiß, ſondern eine Verfuͤgung gemeint ift, vers 
möge welcher ein Succeſſor zur Reftitution an Perfonen verpflichtet wird, welche 
nicht ohnehin ſchon feine nächften Inteftaterben in Anfehung alles ihnen zu res 
fituirenben Gutes find. 
549) Reinhard a. a. D. S. 127 fig. 
544) &. Übrigens in biefem Werke den Art. Familienfibsicommiß 


Br. IV. 
545) Bol. Mittermaier a. a. O. 5. 449, Nr, V. 
546) Bol. unten Rote 549, oben Rote 527 fig. 
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fallen wäre, wenn fie gleich bei der erſten Beerbung des Süffters voll⸗ 
ſtaͤndig mit in Coneurrenz getreter wären; unb zwar ſelbſt dann, wenn 
der Stifter den Heimfall des Ganzen an fie angeorbnet haben follte, 
Denn Über denjenigen Theil, der nach ihm einmal giltig befinitiv vers 
erbt worden war, Eonnte er für fernere Succeffionsfälle durch eine Ans 
ordnung der hier in Mede ftehenden Ark nicht ferner wirkfam dis⸗ 
ponirt habenz wiewohl man es‘ für zuläffig halten muß, daß er auf 
den Fall des Nüdfalles in Anfehung derjenigen, welche durch denfelben 
Rechte geltend machen wollen, eine gleiche Dispofition trifft, wo man 
benn, wenn biefe die Erftgeburtsfolge feftfest, dieß im Zweifel auf das 
Verhaͤltniß zum Stifter beziehen #7), und nicht den Aeclteflen als zuerft 
gerufen betrachten muß 820). In Anfehung des rüdfallenden Theiles 
find übrigens diejenigen Inteſtaterben, welche Afcendenten oder Seiten« 
verwandte bes Stifters find, ſchon der gefeglihen Ordnung nach aus: 
gefchtoffen®*?). Wo Inden dergleichen Verhältniffe in Frage flehen, da 
pflegt man, von dem genügend bisher ‚noch nicht feftgeftellten Begriffe 
von Autonomied50) ausgehend und mit Beihilfe dee Wirkungen, welche 
man den gewöhnlich hinzutretenden Verzichten und Confenfen ber Erb⸗ 
berechtigten beilegt, auch wohl unter Gleichſtellung ſolcher Dispofitionen 
mit gefeglichen Beſtimmungen, ihnen eine ausgedehntere Wirkſamkeit 
beizulegen. Allein diefe Behandiungsweife macht für eine Ermittelung 
allgemeiner Normen Grund und Boden wankend, und bie Entfcheidung 
über ſolche Fälle muß von der Lage jedes einzelnen Verhaͤltniſſes ab⸗ 
hängig gemacht werben, wobei benn allerdings die vorhin aufgeflellten 
Srundfäge als bie leitenden. zu betrachten find. Vorzugsweiſe bekannt 
ift auf diefem Gebiete die Streitfrage: ob, im Falle die Dispofition zu 
Sunften der Männer oder des Mannsſtammes lautet, und der lebte 
Befiger nur weibliche Defcendenten binterläßt, diefe, die Erbtöchter, ben 
Megredienterben vorgehen oder umgekehrt? bie aber ber befonderen Vor⸗ 
ausfegungen wegen, von denen fie abhängt, dem Lehnrechte übers 
Laffen bleiben muß. Bei Bauerngütern iſt die Anwendung jener Grund⸗ 
fäge freier, allen bei Emennung eines Anerben findet hier gewöhnlich 
definitive Abfındung der Miterben ſtatt *01), eben fo wo das Geſetz ber 
Anerben beſtimmt *62), und jene befonderen Exbfolgeordnungen pflegen 
bier nur durch das Hofrecht oder bie Verleihungsbedingungen eingeführt 


547) Poffe, Erbf. &. 48-50. 

548) Wie Hoffe, Prüfung &. 110 flg., annahm. 

549) Denn waren fie von der Succeffion nach dem Stifter ausgefchloffen, 
fo möffen fie fo lange von dem Gutexauögefchloffen bleiben, bis dieſe Succeffion 

anz erledigt iſt, woburd fie auch nicht fchlechter geftellt werden, weil ihnen 
mer nur Nachkommen des Stifters vorgeben. 

550) Vgl. in biefem Werke den die Sache fchärfer esfaffenden Art. Aus 

— — — 
l. oben Rote 2 A 

652) und zwar nicht immer den älteften, fondern auch bisweilen den jüng- 
ften, und fchon deßhalb kann .man diefen Worzug nicht mit Fiſcher, a. a. D. 
- S. 155 fig., der Beiſpiele deſſelben anfährt, aus einem mundium des älteften 
2 leiten. . : 


V. | 50 
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zu fein und ficken dann ber gefeglihen Drbnung. an Wirkſambeit 
lich. — 

r u Inteſtaterbrecht if: 1) In ber objectiven Bedeutung: 
bes Inbegriff des Rechtsnormen, welche über die Anteflaterbfoige ge 
ten; 2) in ber fubjectiven aber: das durch bie Inteſtaterbfolge er 
worbene Recht, mit den bamit verfnäpften Verbindlichkeiten, alſo dad 
dadurch begründete Rechtsverhältniß eines Inteſtaterben, das ius zuc- 
cessionis im romaniftifchen Sinne bes Wortes ?5°). — Der Tuteflat 
erbe kann keine anberen Mechte erwerben, als foldhe, welche ber Erb⸗ 
laſſer hatte und verlaffen hat; und zwar find Diejenigen, welche er ver» 
loffen konnte, immer nur foldye, welche einen Körper ald Gegenftand 
in fi faſſen, wiewohl mit ben ihnen anhängenden Rechten jeder Art, 
und Forbderungsverhältniffe °°*), — Man koͤnnte daher ſagen: neben 

dem Snteftaterbfolgerechte, weldes an fich nur ein Rechtstitel fei, laſſe 

fi) nicht noch ein befonberes nteflaterbrecht im fubjectisen Oinue 

unterfheiden, indem ja, fobald vermöge jenes Titels der Erwerb ge 

macht, das Recht des Inteſtaterben eben kein anderes fei, ale Das bed 
Erblaſſers. Dieß iſt num auch Infofern richtig, als man blos auf bie 
einzelnen vom Erblaffer auf ben. Erben übergegangenen Rechte fieht*°°), 
es befiche ein ſolches Recht nun in ber dem Erblaſſer bisher zugeſtan⸗ 
been Befugniß zus Ausübung des Rechtes, welches ſchon vorher bem 
Inteſtaterben zuſtand, wie beim eigentlichen teutfchen Erbe, ober in 
einem Rechte, welches von dem bloßen Erbfolgerechte auch feinem Be 
geiffe nad), ober ſpecifiſch, verfchieden iſt. Allein deſſenungeachtet finden 
fih auch noch nach dem Erwerbe biefee Rechte durch benfelben begrün 
dete Verhaͤltniſſe bei dem Inteſtaterben, weiche, obgleich fie theilweife 
auch bei Teſtaments⸗ und Vertragserben vorkommen, doch immer dem 
Erben eigenthümlih, und bei dem Grblafler nicht vorhanden geweſen 
find. - Diefe beftehen theils 1) dem Staate, bisweilen auch einer Ge⸗ 

meinde oder einem Grundherrn, 2) bei der teutſchen fogen. succeasto 

anticipata dem Erblaſſer, 3) den Miterben, 4) den Bermächtnigneh- 
mern, und 5) ben Exbfchaftsgläubigern gegenäber; und endlich Fan 
auch noch 6) ein befonderes Verhaͤltniß zu Perfonen oder zu Behörben 
entſtehen, welche bie Regulirung der Werlaffenfchaft beforgen. — Diefe 
verfchiedenen Vechältniffe, verbunden mit den Nechten, welche von bem 
Erblaffer auf den Inteſtaterben übergehen, bilden das Inteſtaterbrecht in 
fubjectivee Bedeutung, bei dem ber Inteſtaterbe theilweife berechtigtes 


— 





559) Del. oben nach Rote 107, Rote Abba, nach Note 462, Rote 528. 
554) Bal. meine Ibentität u. f. w. $. 20, Note 59, ©. 426, 427. — 
Man muß ſich bier indeß bavor hüten, vömifche und teutfche echte, bie ein 
anber ähnlich ſcheinen, gleich zu fielen, namentlich den teutfchen Ruten mit 
dem tömifchen Uſusfrutt. Jener iſt bem xömiichen Gigentbume gleich, faßt 
einen Körper in ſich und geht auf den Erben übers biefem if der Körper nur 
— — Fruchterwerbe unterworfen und er erliſcht mit dern Tode dei 
erechtigten. 
555) Goel. Stat. a. a? O. S. 6, 3. 20, 21: Alle ſeult unde Hagbe de 
en to vörberende beft, de voͤrderet fie erve of be fterft. 


— 
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theilweiſe verpflichtetee Subjert if. Der Erwerb dieſes Mechtes Bann 
regelmäßig erſt beim Tode bes Exblafjers eintreten, und wenn zur Zeit 


deſſelben eine die Inteftaterbfolge aufhebende letztwillige Verfügung ober 


nähere Inteflaterben vorhanden, von Seiten der Inteſtaterben oder ben 
entfernteren erfi bann, wenn jene unmwirkfam geworden iſt, und dieſe 
ohne ben Erwerb gemacht zu haben oder Ihr Recht auf ihre Erben trans: 
mittiren zu koͤnnen, ſaͤmmtlich hinweggefallen find, in welchem letzteren 
Kalle man von einer successio graduum et ordinum redet. Bei Ber: 
fchollenen iſt er jedenfalls erfi dann möglih, wenn die fogen. Todes⸗ 
erflärung erfolgt ift, oder der Zeitpunft eingetreten ift, in dem der Ver 
fhollene ohne eine ſolche Erfidrung als todt behandelt werben kann 29°), 
Jene Todeserklaͤrung ift aber richtiger Anſicht nach 67) nur die Erklaͤ⸗ 
rung, daß der Tod als bewieſen anzunehmen und der Verſchollene 
von feinem bisherigen Vermögen praͤcludirt feid#®), ſetzt alſo an ſich 
den Zeitpunkt, in bem bie hereditas deferirt oder das ius succedendi 


erworben 'worden, noch gar nicht feſt; und es fcheint fonach Bein ander 


ter Zeitpunkt baflir angenommen werden zu koͤnnen, als derjenige, wo 
die Verfcholienheit ihren Anfang nahm °?). — Die weitere Ausnahme 
im Falle des Eimtrittes einer Perfon in ein Kiofter?C0) wird heutzutage 
in der Anwendung fehe felten vorfommen. Deſto häufiger aber findet 
fih in Zeutfhland ein Erwerb dieſes Rechtes bei Lebzeiten des ber: 
einftigen Exblaffers durch die ſogen. successio anticipata; waͤhrend 
im alle einer definitiven Abfindung bei Lebzeiten des Erblafſers d01), 
die freilich auch eine Art ber successio antieipata iſt, das ganze Erben⸗ 
verhältniß in Beziehung auf das zur Abfindung gegebene Gut in einem 
bloßen Webertragungsarte aufgeht. — Der Erwerb tritt bald ohne Wels 
teres durch den Hinwegfall des Erblaffers ein, bald erfordert er noch 
einen befonderen Act, Erſteres ift ber Fall bei dem roͤmiſchen suus 
heres, und da, mo ber teutfche Grundſatz: dee Todte feßt den Lebenden 
in bie Gewere, fi in Geltung erhalten hat ꝰe2). Damit iſt indeß ein 


556) So zuweilen in tranfitorifchen Gefegen. Bol. z. B. Pfeiffer, 
pract. Ausführungen IV. ©. 385. ; 

657) Eine Fiction anzunehmen hat das gegen fich, daß wenn ber Verſchol⸗ 
tene lebend zuruͤckkehrt, man ihn body überhaupt als Rechtsfubject betrachten, 
ja, wenn nicht particwlarrechtlich das Gegentheil gilt, wie 7. B. in Sachſen 
(Daafe, über Edictalladbungen u. f. w. S. 122), ihm fein Vermögen zuruͤck⸗ 
geben muß (Mittermaier a. a. D. $. 147, Note 126.) er 

558) Das fol es im Grunde wohl heiten, wenn Savigny, m II. 
&. 18, 19, die Ebictalladung als einen Verſuch, die Präfumtion Her⸗ 
ſtellung der Gewißheit uͤberfluͤſſig zu machen, und die Todeserklaͤru 8 eine 
Declaratorifche charakterifirt. 

659) Thibaut, Spft. des Pandektenr. $. 122. Glüd, Erl. ber Pand. 
VIL. $. 562, XXX. 8. 379 6. Heife und Eropp, jurift. Ab. II. Wr. 4, 
©. 118, Savigny a. a. D. Andere fehen auf die Zeit der Tobeserflärung: 
Preuß. Lande. UI. 18. $. 835. Gichh orn a. a. D. $. 327. Bangerow, 
Me ben Rote 10, 11 cz 

“ O en 19) 4 ' . 
561) Bol. oben Note 12, 288) unten if. 2, unb oben Note 848 fig., 
562) Bgl. oben Rote 101. * 
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. fpäteres Ausſchlagen keineswegs ausgefähloften °°®), auch kennen teutſche 
Kechte die Beflimmung, daß wer das Gut beim Tode bes Erbläffers 
in Händen bat, wenigſtens wenn er deſſen Gatte oder ein Miterbe if, 
baffelbe erſt am breißigfien Zage nach dem SEobesfalle Berauszugeben 
braucht 662). Letzteres tritt, wenn nicht etwa jener teutfche Grunbfag 
ſich auch für biefen Fall erhalten hat5°°), bei jedem Inteflaterben ein, 
der nach römifchen Grundfägen und nicht als suus heres fuccebirt, im 
dem er durch eine ausbdrüdliche (hereditatis aditio) oder ſtillſchweigende 
(pro herede gestio) Erklärung feinen Willen, Erbe zu werden, an ben 
Tag legen muß. Che dieß gefchehen, ift ihm blos die Succeffion duch 
den Hinwegfall bes Erblaffers eröffnet (hereditas delata est); wozu 
dann, wenn bei jenem Dinmwegfalle noch Perfonen vorhanden find, welche 

vorzugsweiſe das fragliche Ecbrecht erwerben Eönnten, auch noch aehöet, 

daß «6 gewiß iſt, daß dieſer Erwerb von ihnen nicht gemacht werden 

werde. Das teutſche Mecht kennt indeß noch eine Friſt, innerhalb wel 

het der Erbe fih in ben Beſitz bes nachgelaffenen Gutes ſetzen ober 
doch feine Abficht, erben zu wollen, an ben Tag legen muß, wenn er 
baffelbe nicht verlieven wi, menigftens dann, wenn es ſich um ben 
Anfall an ben Fiscus oder den Richter handelt. Sie beträgt Jahr und 
Tag 0°); beim eigentlihen Exbe, ober bei Immobilien, bei benen fie 
im ſchwaͤb. Lande. nicht gegolten zu haben fcheint®%7), ein und dreißig 
Jahre und Tag’). Im Verhaͤltniſſe zu anderen Decupanten konnte 
bee Erbe nur durch die von dieſen erworbene Gewere ansgefchloffen 
werden, welche denn freilich derjenige, ber weder naͤchſter Erbe war, 
noch durch ein Rechtögefchäft das Gut erworben hatte, nicht erlangen 
konnte; wiewohl auch hier einen nachfolgenden Erben bei Immobilien 
jene längere Friſt auch gegen einen näheren Erben geſchuͤßze zu haben 
ſcheint ⸗62); und bei Mobilien, two es Beine (rechte) Gewere gibt, body 

nad ſchwaͤb. Landr.570) dreijägriger Beſitz in gutem Glauben bie Vers 

folgung des Erben ausfchließen mußte. Nach roͤmiſchem Rechte kann, 

wenn nicht etwa der Ablauf einer auf Andeingen anderer Erben geſetzten 
Deliberationsfrift bie Wirkung mit fi fährt, daß der Erbe als aus: 
Ichlagend behandelt wirb571) (abgefehen von bem Falle, daß ber Ablauf 


⸗ 


563) Vol. unten Rote 621. 

564) Sachſ. Landr. I. 22. 6. 2, MI. 15. 6.2. Gosl. Stat. a. a. D. 
©. 5, 3. 22—24, ©. 11, 3. 20-23, und Goͤſchen a. a. D. ©. 144 fig. 
sy: wurbe felbft auf vertragsmäßige und teftamentarifche Erbfolge 







ausge : Mittermaier a.a. D. 5. 466. 

5667 Sachſ. Landr. I. 28. Schwaͤb. Landr. Gap. 30, Send. 274. 

567) Sachſ. Sandr. I. 29. Wgl. fhwäb. Sandr. a. a. D., wo nur allge 
mein vom Gute die Rebe ift. 
568) Saͤchſ. Landr. a. a. D. I. 29. ; 
569) Richtſt. Sander. I. 23. 
570) Schwäb. Landr. C. 56, Senck. 269. 2 
571) L. 69. D. de adquir. vel omitt. hered. (27. 2.) (denegamus ei 
actiones), Dieſe Deliberationsfrift iſt zu unterfcheiben von derjenigen, 
ber Erbe ſich felbft erbittet, und bie, wenn innerhalb berfeiben nicht ausgefchlar 
gen wird, bie Haftung für alle Erbſchaftsſchulden, und wenn kein Inventar 


% 
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ber Friſten der bonorum possessio deren Erlangung unmöglich macht 72)), 
ein ſolcher Ausfchluß bes Inteſtaterben bei Lebzeiten deffelben 572). nur 


durch die Verjährung der hereditatis petitio eintreten ®?*). Der römifche 


Unterfchleb zwiſchen civilem und prätorifchem Exrbrechte kann in Teutſch⸗ 
land, wo das Weſen biefer Verfchiedenheit nicht einmal zur genügenden: 
Kunde gelangt ift, um Geltung erhalten zu können, keinen Einfluß 
mehr haben 575); und es ift daher confequenter Weife auch Kberali nicht 
für erforderlich zu achten, daß jene Erklärung da, wo man etwa bie In⸗ 
teftaterbfolge Aus dem prätorifchen Edicte, z. B. unde vir et uxor, her⸗ 
leiten koͤnnte, in ber roͤmiſchen Friſt und vor einer öffentlichen Behoͤrde 
(agnitio bonorum possessionis) gefchehe. Ferner findet das letztere bei 
der teutfchen anticipirten Exbfolge flatt, welche einen Vertrag zwifchen- 
dem Erblaffer und dem Inteftaterben erfordert. Der Erwerb der Ver: 
Laffenfchaft verpflichtet nun 1) den Inteſtaterben, der nicht einheis 
mifcher iſt, zuweilen den Abfchoß an ben Staat, bie Gemeinde, oder 
den Grundheren zu zahlen 57°); und felbft der einheimifche muß bis⸗ 
weilen eine Erbfchaftsfteuer an den Staat?’7), oder bei der Succeffion 
in einem Grundherrn imterworfene Bauergüter ein Laudemium an den 


Grundherrn erlegen, von welchen Abgaben indeß die Defcenbenten bes 


“ 
errichtet ift, auch ben Verluſt der falcidiſchen Quart nach fich zieht, ben Ber: 
Iuft der Erbfchaftsgüter aber nur wenn ausgefchlagen wirb: L. 22. 6. 14. C. 
de iure delib. (6. 30.), nicht aber wenn in ben erften drei Monaten von 
erlangter Wiflenfchaft der Delation der Erbe unthätig bleibt, gegen welche Ans 
fiht v. Buchholtz, Zeitſchr. für Civilr. und Proz X. S. 893—403, fid) 
erfiärt bat: Vangerow, Arc. für eiv. Prar. XXI. ©. 206 fl. S. au 
in biefem Werke den Art. benef. deliberandi. Ä 

672) Val. über diefe 6.9. J. deB.P. (8.9) L.4 6.1. D. quis 
ordo in poss. (38. 15. Ä i 

573) Beim Tode des Erben, ber nicht ipso iure erwarb , fällt die Moͤg⸗ 
lichkeit der Erwerbung hinweg, wenn nicht etwa ein Zransmıiffionsfall vors 
liegt, wie er allgemein flattfindet, wenn der Erbe innerhalb eines Iahres nad) 
erlangter Wiflenfchaft von der Delation ſtirbt: L. 19. ©. de iure delib. (6.30.) 
Ueber biefen Fall: Bangerow a. a. D. &. 151 flg., und Aber bie fonfligen 
Zransmifftonsfälle: den. ebendaf. XXV. ©. 439 fig. ' 

574) Erfigung kommt dagegen-nicht in Betracht; aber wer nicht pro he- 
rede ober pro possessore befigt, Tann ber hereditatis petitio fchon befhalb 
ausweichen: L. — C. in quibus caus. cessat. etc. (7. 

575) Denn das ganze prätorifhe Inftitut Als eine rechtliche Wirkungen 
ohne wirkliches Recht bervorrufende Macht ift in Teutfchland nicht zur Exiſtenz 

etommen, und daher Tonnen’ auch die Erforberniffe für den Eintritt jener Mirs 

ungen nicht mehr als geltend betrachtet werben. Der Ball iſt daher ein ganz 
anderer , ald wenn die Borfchriften des römifchen Rechtes über ein zur Geltung 
gelangtes Inftitut nicht beobachtet worden. 

576) Jetzt freilich nur noch, wenn das Vermoͤgen aus den Bunbesflaaten 
und in fremde Staaten, mit benen feine Freizügigkeit befteht, geht, ober ber 
Fremde zu ber Zeit, wo er Suceeffor wurde, einem anderen als einem ſolchen 
Staate angehört, ober wenn ber Abſchoß auch von einem Angehörigen deſſelben 
Landes zu entrichten wäre (vgl. Mittermater. a. a. D. 5. 111, Rote 1, 2, 
$. 112, Rote 7 fig., $. 113), 3. B. von Angehörigen einer — Gemeinde. 


577) 3. B. Collateralerbſchaftsſteuer u. dgl. 
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freit zu fein pflegen5’®), Ferner pflegt 2) bei der anticipirtn Erk 
folge, namentlich bei Bauerngütern, das Leibzuchtsverhältnig 579) eins 
zutreten. Zuweilen bedingt audy der Abtretende von dem antretenben 
Erben fi die Zahlung von Schulden für ihn, oder die Derauszahlung 
einer beflimmten Summe aus, wenn er nicht etwa in biefer Beziehung 
Beſchraͤnkungen unterworfen If). — 3) Das Verhaͤltniß der Bit 
: erben untereinander iſt verfchieben, jenachdem ihre Rechte in Bezichms 
auf alle Begenflände der Verlafienfchaft, welche ben eigentlichen Stamm 
oder Hauptbeftandtheil derfelben bilden ‚- gleich find ober niit. Ungleich 
find fie, wenn dieſer Dauptbeftandtheil nur unter bie Herrſchaft enes 
oder einiger fällt, wo ben von derſelben ausgefchloffenen Miterben bald, 
unter Erhaltung ihres erworbenen ius successionis, ein Anſpruch auf 
Apanage zufteht 91), bald aber ein durch ihe angeborene® ius successio- 
nis begründeter Anfpruc auf Abfindung 99?) ober auf Unterhalt!) 
und wenn bas But, von bem fie ausgefchloffen find, ficy im ferien 
Vermögen bes Erblaffers befand, ein Pflichttheilsrecht zuftehen kann ) 
Sind ihre Rechte in ber gedachten Beziehung gleichartig, fo treten die 
gemeinrechtlichen Grunbfäge über Erbtheilung ein 5%), Jedoch finden 
ſich einige Modificationen. Erben Geſchwiſter miteinander nach Ihrem 
Eltern, fo gibt das Ältere teutfche Recht dem dlteften von ihmen, fo 
nge fie nicht reell getheit Haben, zumellen bie Befugniß, die Übrigen 
n Erbſchaftsangelegenheiten vor Gericht giltig zu vertreten 6%%). Beim 
Tode des zu beerbenden Waters tritt zumellen die Mutter in Beziehung 
auf die Verlaſſenſchaft, wenn fie ihr eigenes Gut oder ihren Erbantheil 
‚ mit befaßt, alfo auch wo Feine Gütergemeinfchaft befteht?”) und ſelbſt 
da, wo fie felbft eines Vormundes *88) oder Curators bedarf, heutzutage 
zuweilen, unter Beiordnung eines Affiftenten®®), in die Stellung eines 
Samilienhauptes®°°) ; fo daß das gefammte verlaffene Gut ohne Thei⸗ 


L) 


.. 528) Franzkius, de laudemiis c. 8. ur. 28, Bol. Mittermaier 
a. a. D.$. 496, Nr. VIII. 
579) Mg. oben Note 238 flg. 
580) Bgl. oben Note 277, 278. 
581) Wal. oben Note 256 fig. 
582) Bol. oben Note 228 flg., 268 fig. 
583) Bol. oben Note 216, 
584) In biefer Beziehung Tonnen gemeinrechtli nur die Grunbfäge des 
roͤmiſchen Rechtes in Betracht kommen. . Vgl. oben Note 281a fig. 
585) ©. in diefem Werke ben Art. Erbſchaftstheilung Bb. IH. 
586) Bol. oben Note 242. 
587) Bol. fächf. Sandr. I. 11. a. E., I. 20. $. 3, IN. 76. $. 1,2. 
588) Das fie kein mundiam haben konnte (Eichhorn, Staats: unt 
Rechtsgeſch. $. 55, Note a) ſtand auch im dlteren Rechte nicht entgegen, fo 
Lange ihre Angelegenheiten von benen ber Kinber nicht getrennt waren (vgl Iät 
Lov I. 29). Sie und bie Kinder, welche fie von ihrem verftorbenen Ebe⸗ 
manne hatte, befamen benfelben Vormund (fächf. Landr. I. 23. 8.2. Schirmäh. 
Landr. Cap. 59, Senckenb. C. 319, $. 8). 
ı) Soft. Vormundſchaftsverordn. d. 1743 84,5 (0. C. R. H.I 
p. 
590) Vgl. Porn Rote 141. 
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zung unter ihrer Verwaltung bleibt, und‘ eine befondere Bevormunbung 
der unmündigen Kinder erſt dann eintritt, wenn fie zur anderen Ehe 
ſchreitet °91), Insbeſondere aber pflegt bie aus der Guͤtergemeinſchaft 
Den verftorhenen Mann mit ihren Kindern beerbende Wittwe das Recht 
zu baben, mit biefen im ungetheilten Gute zu verbleiben, in welchem 
Kalle die fogen. communio bonorum prorogata flattfindet 692); und eben 
fo der überlebende Mann, der ebenfalls von einer fofortigen Abtheilung 
mit feirten Kindern in Anfehung bdesjenigen, was er mit ihnen von der 
vorverflorbenen Frau geerbt, gewöhnlich befreit IE 999). Zuweilen hin- 
dert auch der dem überlebenden Ehegatten zuftehende Nießbrauch an dem 
Nachlaſſe des vorverflorbenen die reelle Theilung beffelben unter ben 
Kindern 59), Gehören zu ber unter den Händen eines von mehreren 
SMiterben oder Niefbräuchers befindlichen Maſſe andere Güter als Im: 
mobilien, fo tft er zumeilen gur Errichtung eines Inventars — 
tetꝰꝰ5), die man auch bei der Verfangenſchaft verlangt 820). IM bei 
ber Succeffion nad) demfelden Erblaffer neben dem Vermögen, n An- 
ſehung beffen alle Erben gleichartiges Erbrecht haben, von demnfelben 
verlaffenes Gut vorhanden, welches vorzugsweiſe oder ausſchließlich einem 
Anerben zufälle, fo muß das in Anfehung biefes Gutes flattfindende 
Verhäfmis von demjenigen in Anfehung des Vermögens Üüberhanpt ges 
trennt werden. Bei biefee Trennung iſt dann, menn biefe® Gut nicht 
zu dem verlaffenen Vermoͤgen bes Erblaſſers gezählt werben kann, 
darauf Nädfiht zu nehmen, ob diefem Gute durch das Vermögen des 
Erblaſſers Acceffionen zu Theil geworden find, ohne daß das dazu Ver 
wendete feinem Werthe nad jenem Vermögen entäußert worden 9%), 
3. 3. durch Errichtung von Gebäuden ST) (das fogen. alode cum villa 
„ tonianctum). Da mar in das noch Vorhandene fuccedirt werben kann, 
” fo tönnen auch nur die zur Zeit bes Todes bes Erblaſſers oder ber 
Abtretung des Gutes an den Anerben noch vorhandenen Melioratlonen 
zu jenem Vermögen gehören. — Hier bedarf es denn, wenn nicht etwa 


591) ana: Untergeriötsordn. Art. 10%. Hohenloh. Landr. 8h. 2, 
züt.1,%. 93 Falck, im ftaateb. Mag. IX. &. 241. Roͤmiſche Anfi chten 
haben indeß zumeilen frühere Bormunbfchaftsbeftellung herbeigeführt, wo fte 
fonft während .des Wittwenftandes nicht vorfam: vgl. Euler a. a. D. ©. 42. 

692) ©. in diefem Werke den Art. Guͤterrechte ber Ehegatten, 
auch oben Note 135. Hier finden ſich indeß — tutores honorarũ: Lipp. 
Berorbn. wegen bee Guͤtergemeinſch. Be 1786 $. 2 

598) Bgl. oben Note 151 fig., 36 

594) Vgl. oben Rote 151 fig. 

595) Bol. Mittermaier a. a. D. $. 404, Note 16. Bäraser, 
Lehrb. deö fchlesw.sholft. Private. $. 213. Holft. Vormundſchaftsverordn. v. 
19, Sept; 1743 $. 3, 5, 29, MW. Schlesw. Bormundfchaftsveroren. v. 19. 
Maͤtz 1742 8. 42. — 

596) Fiſcher, Geſch. der teutſch. Erbf. I. ©. 259. 

5965) Genauere Regen daruͤber können nur aus ber Prarid und Particu: 
a entnommen werden. Bel. Eihhorn a. a. D. $. 368 II. und 
dal. Sit 

597) &o auch beim Lehen: II. Feud. 8. 6. 4. IL. Fend. 28. $. 2, 
‚Gihhorn a. a. O. $. 295 a. E., $. 68 IL. } 
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jenes fogen. untrennbare Alode dem Anerben allein mit bens" Bute zu 
fäı 59%), — einer Ermittelung bdesienigen Betrages, welcher von bem 
Anerben des Gutes als Aequivalent dafür zu der Maſſe bes verlaffenen 
Vermoͤgens zu liefen if. Im Falle einer anıcipirten Succeffion burg 
Gutsabtretung bei Lebzeiten bes Exblaffers kann aber ein Anfpruch de 
Miterben darauf erſt dann entfliehen, wenn durch feinem Zob bie Sur 
ceffion in das Allodialvermoͤgen eröffnet worden ift®?%) ; allein von bem 
echte auf Abfindung von dem Gute ſelbſt laͤßt fi, ſofern eine folde 
vorkommt, nicht baffelbe behaupten, weil bie Succeffion in biefes mit 
ber Butsabtretung für alle Miterben zugleich eröffnet erfcheint 9). In⸗ 
fofeen der Erblaſſer folche Verwendungen aus feiner Dispofition unters 
worfen gewefenem fremden Bute, z. B. dem nicht in die ehelidhe Guͤter⸗ 
gemeinſchaft gefallenen Eingebrachten feiner Ehefrau, beftritten unb bafs 
felbe dazu confumirt bat, iſt freilich unter den Miterben ſelbſt das 
Verhaͤltniß im Grunde eben fo, als ob der Stoff zu diefen Vermen 
dungen dem eigenen Vermögen bes Erblaffere angehört hätte; da es 
gleichgiltig ift, woher er den Stoff entnommen, fobald er nur, bier 
durch die Confumtion, durch fein Vermögen gegangen if. Die Ders 
pflihtungen zum Erfage gegen anbere, welche er fi) dadurch zugezogen 
bat, müflen bann auch von ben Erben feines Vermögens erfüllt 
werben. Nur gegen biefe alfo kann auch ber MWittwe ober deren Erben 
ein Anfpruch auf Erſatz des Eingebrachten zuftehen, infofern nicht etwa 
bie Vorausfegungen einer condictio sine causa bei dem Anerben vor 
- handen find, und ihr gefegliches Pfandrecht kann fi auf basjenige 
But nit erflreden, woran ihrem Manne Feine VBeräußerungss 
‚befugniß zufland. Es wirb alfo nur infofern, ald ber Anerbe zugleid 
Erbe des Vermögens tft, ein Anfpruh der Wittwe und ihrer Erben 
gegen ihn felbft begründet fein koͤnnen, und wenn er ein Nachkomme 
bes Etblaſſers ift, fo muß er ſich auch ale deſſen Vermoͤgens⸗ ober 
Allodialerben behandeln Laffen®?®°). — Häufig betrachtet man indeß 
den Anerden als ben alleinigen wahren Erhm!”). Wollte man 
aber auch bafür fagen, baß der Anerbe derjenige zu fein pflege, welcher 
den Stoff, ber beim Tode bes Erblaſſers feinen Gläubigern gleichfam 


598) Bgl. oben Rote 230 und Eichhorn Aa. a. D. 5. 36h, Note m. 
Dafhr iſt freilich auch das fächf. Landr. II. 21. $. 1—4, III. 38, $. 8. — G 
ri ie eine Sonderung bes fogen. Allodbialvermdgens vom Stammgutt 

tra nicht. 

598a) Runde, Beitfchr. für teutſch. R. VII. &. 30, infofern biefer Ar 
fprudy unter Abfindung dort mit begriffen ift. j 
‚ 5986) Bgl. Runde, von ber Leibzucht IT. &. 67, aber dagegen: berf. 
in ber Zeitſchr. für teutfh. R. a. a. D. ©. auch Pfeiffer, pract. Auf. 
IV. &. 170. Befeler, Erbvertr. I. 2. S. 240. — Db fie bei ber Guts⸗ 
abtretung als Mitcontrahenten zugegen find (Runde, Zeitſchr. a. a. D.) ober 
nicht, Bann wohl feinen Unterfchied in dieſer Beziehung herbeiführen. 


au. 999) Arg, II. Fond. 45. gl. Michelfen, Zeitfär. für teutfh. & V- 
699) Cich horn a. a. D. $. 364, nad Noten. Bgl. oben $. 296. 
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zum Angriffe preiögegeben fei, in Haͤnden habe oo), und berfenige, 
welcher befien Stelle als Familienhaups eingenommen und fich bakgrcdı 
dritten gegenüber allein an feine Stelle gefest habe, fo iſt doch Weils 
jene Vorausfegung nicht immer wahr, theild paßt dieſe Auffaffungs- 
weiſe nicht zu den roͤmiſchen Grundfägek, welche gemeinrechtlich über 
die Schuldenhaftung des Erben entfcheiden, und namentlih auch hier . 
entfcheiden müffen, da man eine befondere Erbfolge In Anfehung des 
Allod ober freien Vermögens annimmt 801), — Nicht felten, und zwar 
auch da, wo feine eheliche Guͤtergemeinſchaft gilt, verliert jedoch die Frau 
durch das Aufheurathen auf ein Bauerngut, namentlich bei fogen. Meyers 
gütern, das Recht auf Rüdforberung bes Eingebrachten °%2), und wird 
fo angefehen, als ob fie zu dem Gute geboren ſei, erwirbt alfo ein ius 
successionis oder eventuellen Anfpruch auf eine Leibzucht 602°), und trict 
in die Meihe der Erben, wenn auch nicht in Anfehung des Vermögens 
ihres Mannes, doc in Anfehung des Gutes). Won der Verpflich⸗ 
tung zur Abtheilung von den Meliorationen kann ber Anerbe fi) auch 
nicht dadurch befreien, daß er feinem Exbfolgerechte in das Vermögen 
des Erblaſſers entfagt, wodurch fie fih, auch abgefehen von ihrem - 
Stunde, von einer Verpflichtung zur Collation, unterfcheidet. Inſofern 
indeß die von dem Gute ausgefchlofienen Erben des Vermögens zugleich 
ein ins successionis an jenem haben, und bamit auch einen Anſpruch 

auf Apanage oder eine ähnliche nad bem bermaligen Werthe des 
Gutes zu ermeflende Verabreichung, oder fie doch eine auf gleiche Welfe 
zu beſtimmende Abfindung aus bemfelben erhalten, kann ihnen, infofern 
fie diefe Anfprüche geltend machen, daneben ein Anfpruch-auf eine Vers 
gütung jener Verwendungen nicht eingerdumt werben. Eine bie Theil⸗ 
‚nahme an der Verlaſſenſchaft bebingende Collationspflicht der Deſcen⸗ 
benten in Anfehung desjenigen, mit bem fie von ihren Eltern ausge» 
fleuert worden, Eennen bereits die früheren teutfchen Quellen 9%). Es gilt 
alfo hier von der Ausſteuer, was gemeinrechtlich durch das roͤmiſche Recht in 
Anfehung der dos, der donatio propter nuptias und derjenigen donatio inter 
vivos, welche als deren Surrogat gilt, wenn ber Beſchenkte keine dos oder 
donatio propter nuptias zu conferiren hat, aber Miterben eine folche conferis 
ten, ober derjenigen donatio, beten Gollation ber Erblaffer vorbehielt, einge⸗ 
führe it 6%). Zumeilen muß auch die Wittwe ihr eigenes Vermögen confe⸗ 





— wie er nämlich die übrigen vom ganzen Nachlaffe mit Gelb abges 
nden bat. 

601) Das im Verhaͤltniſſe unter ihnen ber Anerbe allein zur Zahlung 
bee Schulden verpflichtet fein kann und es ber Regel nach ift, weil bie Abfins 
— — nach Abzug der Schuldenlaſt beſtimmt werden, verſteht ſich von 
e 


ſt. 

602) Bgl. Mittermaier a. a. O. F. 497, Note 29, 80. 

6022) Bgl. oben Note 285. 

603) Mittermaier a. a. D. $. 497, Note 31, 32. 

604) Saͤchſ. Landr. I. 13. $.1. Schwaͤb. Landr. E. 148, &. 285. Vgl. 
auch oben Note 381, 382. 

605) Bol. daruͤber: Thibaut, Syſt, de Pandektenr. 5. 882—-86, und 
in diefem Werke den Art. Ginwerfurg Bd. II, Die Collation ber 
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riren 96) ober datf ihre eingebrachtes Vermoͤgen nicht zurückfordern 997), 


wobei ihr zuweilen indeß die Wahl zuſteht, ob fie unter Zuruͤcknahme 


des FEngebrachten ihr Succeffionsrecht aufgeben mill°®®). Bei der reellen 
Erbthellung werden die Grundſaͤtze des römifchen Rechtes zuweilen buch 
das Kührrecht mobificht, nach welchen einer der Miterben, z. B. der 
ättefte, die Theile macht, ber andere, 3. B. ber jüngere, wähle OP). — 
Wo die Erbſchaft ipso inre ermorden wird, kann von einem An 
wachfungsrechte °0%) nur im Kalle dee Ausfchlagung bei ber Inteſtat⸗ 
erbfolge die Rede fein. Hier entfcheidet dann, und ebenfalls wenn unters 
laſſene Antretung der Anwendung diefes Inflitutes Raum gibt, gemein⸗ 
rechtlich nur das roͤmiſche NMecht‘?9). — Wenn ferner 4) der Erblaffer 

feinen Inteftatecben gittig die Zahlung von Vermächtniffen auferlegt. hat, 

fo gelten auch basüber gemeinrechtlich die römifhen Normen, wiewohl 
particularrechtlich Abweichungen davon vorkommen, 5. B. daß bie Fruͤchte, 

welche bis zum SO. Tage gezogen werden 4), dem Erben gehören, daß 

ber Abzug der Quarta Falcidia und Trebelliania hinwesfälft*'2). Der 

Inteſtatſucceſſor in eigentlihes Erbe als folder kann aber mit 

Vermaͤchtniſſen nicht giltig befchwert werben. Auch iſt 5) ein folder 
Succeſſor in diefer Eigenfhaft den Erdſchaftsglaͤubigern, inſofern 
fie nicht etwa ein dingliches Recht an dem Erbe erworben haben, af 
nicht verpflichtet, fo wie denn auch verfangene Immobilien regeliäßig 
nicht für Schulden haften 919). Wird er aber Erbe des Vermögens oder 
eimes Theiles deſſelben, was denn auch dann ber Fall iſt, wenn daffelte 
als Zubehör dem Erbe folgt, fo haftet ex dafür in berfelben Art, wie 






Emancipirten, die mit mehreren auch ven ‚ das echt der Collation $. 31, 
neuerbings als durch Nov. 118., hinfällig betrachtet, wird inde in Teutſchland 
felten Anwendung finden, wo man particularrechtlich Merdaupt die Gollations⸗ 
pflicht ſehr modificirte. Vgl. Mittermaier a. a. D. $ 470, Note 6—9. 

606) Vgl. oben Note 405. 

607) Und zwar nicht blo8 dann, wenn Gütergemeinfäaft beficht, Tonbern 
auch namentlich bei Bauergütern, wo fie dafür Anfpruch auf eine Leibzucht hat: 
Vgl. oben Rote 601. 

603) &o bie fächf. adligen Wittwen beim gefehlichen Leibgeding: Eich⸗ 
horn a. a.D. $. 305, Note c. Bei ber ftatutarifchen Portion war darüber 
früher m Sachſen Streit: Mittermater a. a. D. 8. 443, Note 13. 

| 609) Saͤchſ. Landr. III. 29. Magdeb. Weib. Art. 29. Schwäb. Landr. 
Cap. 26, 288b, Send, 270. Anm. 19 zu Gapitel 26 in der Laffberg’ichen 
Ausg. Grimm, RAY. ©. 34. Mittermaier a. a. D. 8. 468, Note 7. 
Sind mehr als zwei, entfcheidet das Loos, nach Big. Ritterrecht (Oelrichs 

a. a. O. S. 140). 

609a) ©. in dieſem Werke ben Art. Anwachſungsrecht Bi. I. 

610) Bei dee Leftamentarifchen Erbfolge find aber, wegen ber Richt⸗ 
anerkennung bes vömifchen Grundſatzes: nema pro parte testatus pre parte 
Intestatus decedere potest, bie teutfhen Particularreits oft abweichend vom 
roͤmiſchen Rechte. ittermaier a. a D. 5. 469 . 

611) Bol. oben Rote 564. 

612) Mittermaier a. a. D. $. 470, Note 2-4. 

—— Euler a. m O. ©. 10, Rote 28, Bal. ©. GM und ©. 19, 
ote 86. 
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jeber andere ExbeT?) dieſer Gatfüng, mb es haben fid In biefir Be⸗ 
ztehung bie Megeln des roͤmiſchen Mechtes mit der Mobification, welche 
Das canonifche Recht und deſſen Ufualinterpretation herbeigeführt, durch⸗ 
gängig geltend gemacht 5). Es haftet alfo für alle Schulden, welche 
uͤ berhaupt auf die Erben übergehen, namentlich für alle, woräber ſchon 
ein Prozeß anhaͤngig, fonft' aber für Delietsſchulden, — für welche er 
nach aͤlterem teutfchen Rechte überall nicht haftete, wiewohl er zur Mes 
fittution des ihm durch das Delict. zu Händen gelommenen Gutes vers 
bunden war ois), und nach vömifchem Rechte, fo weit dadurch eine Be⸗ 
reicherung auf ihn gefommen war!”)5; — aber nur fo weit, als das 
Vermögen reiht 18), Jedoch kann ihn, wo ber Erwerb des Inteſtat⸗ 
erbrechtes eine Antretung erforbert, ber Gebrauch bes beneficium inven- 
tarii 18%) yon ber Haftung über den Beſtand des Vermögens hinaus 
befreim. Während jedoch dazu nach roͤmiſchem Mechte die Errichtung 
des Inventars unter Beobachtung ber vorgefchriebenen Friften und Foͤrm⸗ 
lichkeiten genügt, in Anfehung deren teutfche Particularrechte zuweilen 
weniger fireng find1%), wird dazu heutzutage zuweilen eine Erklärung, 
ſich dieſes Beneficium bedienen zu wollen, vor einer Behoͤrde der frei⸗ 
willigen Gerichtsbarkeit oder vor einem Gerichte und deren Zuziehung*?0) 
gefordert. Wo es Feiner Antretung bebarf, da ſcheint freilich zu dieſem 
Ende nur eine gänzlihe Enthaltung von ber Succeffion, die dann 
mit Befreiung von jeder Haftung für Erbſchaftsſchulden verbunden ift, 
anwenbbar zu fein. Denn das ältere teutfche Hecht geftattete nur bieß, 
aber unbebingt, auch nach erlangtem Befitze des Gutes und ohne Bes 
ſchraͤnkung auf eine Friſt 21) Das roͤmiſche Recht kennt fuͤr dieſen 


614) Vgl. oben Note 81, 85, 296, „509, 
818) Es entfhheiden bier bie "Regeln über bie paſſive Translation ber 


Klag 

96) Sal. Landr. I. 6. $. * nn. 17. z. 1, III. 81. 9. 2. Gosl. Stat. 
a. a. O. ©. 6, 3. 86-88, S 1,3. 8—11. Bol. Sydon 0.0.8. ©. 366, 
Goſchen a. a. O. ©. 128, Tag. Schwäb. Landr. &. 5, Send. 6. 261. — 
Eine wahre Ausnahme ift * auch nicht, daß der Erbe haftet, wenn der Erb⸗ 
laſſer ſich — Bertra Sr. dazu „perpflhtt: Gosl. Stat. ©. 6, 3. 37, und 
Sodow a. a. hl aber, Pajeine wegen Befchädigung am 
Gute gilt: — en. 2.0.0. ©, 7,3 11. 

617) Wenn fie auch ie: wieder — L. 7. $. 2. D. de cond. 
furt. (13. 1.) ine Unterfcheidung gwifchen pönelen und reiperfecutorifchen 
Klagen ift Hier unpaffend, wenn auch zuweilen ſtatt ber pbnalen Delictsklage 
eine anbere geräte werden muß. ©. Krande, . zur Erlaͤut. einzelner 
Rechtsmaterien &. 5 fig. 

618) Thibaut a. a. D. 5. 68. Particularrechtlich gilt dieß indeß EN 
weilen noch von allen —— ſo in — * Al) hen echtes: Mits 
termaier a. a. D. $. 467, Note 11, und baf. € 

618a) ©. den Art. beneficium ei 

619) Mittermaier a. a. D. $. 468, Rote 11. 

620) Puſchta, Handb. ber freiw. Berichtöbarkeit 2 ©. 807. Zehefär 
Ver, Anweifung zur Abf. rechtl. au Th. 1, Abth. $, Kap. 4. — 
Wiffen und Willen des Gerichtes: N. Culm. R. III. zit. 10, ©. 1. es 
Grölärung auf ber Gerichtscanglet : Code civ. art. 18, Bol. unten Rote 624. 

621) Goel. Stat. a. a. D. ©. 6, 3. 130 -82. 
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Fall nur das Abflinieen des suns heres, worunter Immer eine folde 
gänzliche Enthaltung verflanden wird, wozu es aber, wenigftens fe 
Ulpian’s Zeit, genügte, wenn der Erbe fidy nicht als ſolcher gerirte 922), 
und was dann, wenn letzteres gefcheben war, nur dem Pupillen ned 
geflattet wurdes aber in diefem Falle wohl nur, wenn er durch eimen 
Antrag.an den Prätor fi von dieſem die Befugni dazu etwirkte =). 
Indeß find diefe roͤmiſchen Vorfchriften da, mo der Erwerb bes Inteflatr- 
erbrechtes ohne Antretung aus ber teutfchen Anficht: daß ber Todte den 
Lebenden in die Gewere fest, gefloſſen ift, doch keineswegs fehlechehin 
anwendbar, und es wird aud bier, ja felbft bn, wo eine Idee ber roͤ⸗ 
mifchen Suitdt zum Grunde zu liegen fcheint, zuweilen eben fo wie 
bei dem benefidum inventarii, eine in gewifier Friſt abzugebende Er⸗ 
klaͤrung an eine Öffentliche Behoͤrde gefordert, zuweilen felb der Ges 
brauch des beneficium inventarii geflattet 0%). Won der vermöge ihrer 
Rechte aus ber ehelichen Guͤtergemeinſchaft fuccebivenden Wittwe wir 
bahingegen regelmäßig ein gänzlicher pofitto erklaͤrter Werzicht auf bab 
vom Manne verlaffene Vermögen gefordert, um Befreiung von ber 
Schuldenhaftung zu erlangen, und Statute haben zumellen befonbere 
Formen dafür vorgeſchrieben 28). Uebrigens haftet auch ſchon derjenige, 
welcher fi ale Erbe gerirt, ſelbſt wenn fein Erbrecht noch 3 
unb beflritten ift, den Glaͤubigern ©?) ; jedoch bleibt ihm für dek Hal 
bes Unterliegens ber Anfpruh auf Erfag gegen den Sieger. Mur 
wenn der Fiscus Partei iſt, find die Klagen ber Glaͤubiger bis nad 
entfchiebenem Exbfchaftsftreite auszufegen‘?’), fo wie fie auch während 
bee Friſten der Deliberation und dee Inventarserrichtung *2®) ihre Ans 
fprüche nicht geltend machen innen. Sonftige Friſten dieſer Art er⸗ 





622) L. 12. D. de adquir. vel omittenda hered. (29. 2) S. auch 
ben Art. beneficium abstinendi Bd. I. 
„2 Bet. Difefaib: Lu it. L. 67. D. ond. LM. D. de re ind. 


624) 3. B. nad Hamb. Rechte: Klefeder a. a. D. IV. &. 556, 557, 
elbſt in fchleswig’fchen Statuten: Eiderſtedter Landr. ITL 5. und Declarat. v. 
1. Zuni 1698, Qufumer Stabtr. III. 3., Friedrichsſtaͤdter Stabtr. II. 3. 7. 

— Rad preuß. Landr. I. Zit. 9, $. 398, 414, 420, muß jebe reine Antretung 
ober Ausfchlagung bei Gericht geſchehen; wer fi blos pro herede gerirt, wirb 
angefeben, als babe er mit Vorbehalt des Inventars angetreten. — Rad Code 
nn an 784. gefhieht-Hie Sntfagung auf ber Gerichtöcanzlei. Bgl. oben 
625) Bol. Suter a. D. &. 56, Note 4, 5, und baf. Eit. — 3u 
weiten wird biefe Entfagung fchlechthin das beneficium cessionis bonorum 
genannt: ebendaſ. &. 59, Note 16. 

626) Den Wermächtnignehmern ift e8 nur gegen ben heres scriptus ges 
flattet, in ſolchem Kalle ihre Anfprüche fofort geltend zu machen (L. 12. pr. 
C. de H. P. [3. 81.)). Jedoch fheint Bangerow, 2eitf. H. S. 363 (wo 
wohl ftatt Honorirter zu lefen iſt Onerirter), dieß auf jeben Erben zu bezichen 
(wenn nicht etwa dort nur ein Honorirter Onerirter gemeint ft). 

627) Bol. L. 12. C. cit. L. 35. D. de iure fisci. (49. 14) Meine 
Identität u. ſ. w. $. 19, Note 7, 88, &. 377, 392, $. 20, S. 433 flo. 

628) L. ult. 8. il. C, de iure delib, (6. 30.) 
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einen nicht begründet 20), wiewohl Gefeg‘?0) ober Edictalladung den 
Blaͤubigern eine prächufivifche Anmelbungsfrift beflimmen können. Das- 
Berbättniß "des Inteftaterben, welches 6) zu Perfonen oder Behörben 
ſtattfindet, welche die VBerlaffenfchaft zu reguliren haben, kann nur infos 
fern „bierher gezählt werden, als es nicht einer unbedingt willkuͤrlichen 
Beauftragung defjelben feine Entftehung verdankt, oder in einer rem 
freiwilligen negotiorum gestio fidy gründet, oder in einer Tutel oder 
Curatel beſteht. — Es kann alfo nur auf einer Anordnung bes Erb⸗ 
laſſers beruhen, wo es dem Verhaͤltniſſe des Teſtamentserben zu ben 
Teſtamentsexecutoren gleich fein wuͤrde 2), oder auf einem particulairen 
Geſetze, melches dergleichen Geſchaͤfte einer öffentlichen Behoͤrde zuweiſet, 
oder auf einem durch die beſondere factiſche Lage, welche bei einer Ver⸗ 
laſſenſchaft eintritt, herbeigefuͤhrten Grunde. — Letzteres kann, wie 
bemerkt, beim Gebrauche des Inventars der Fall ſein, aber es pflegt 
auch dann, indeß nur particularrechtlich, ſtattzufinden, wenn die Erben 
ſelbſt außer Stande find, dieſem Geſchaͤfte vorzuſtehen, wie wenn ſie 
der rechtlichen Handlungsfaͤhigkeit entbehren und noch nicht mit Pflegern 
verſehen, oder abweſend find‘). Inſofern hier nicht bei zuweilen ein⸗ 
tretender concursmaͤßiger Behandlung die Regeln dieſes Verfahrens, oder 
die Befugniſſe und Pflichten oͤffentlicher Behoͤrden ®2?), ober particulaire 
Nechtönormen, oder giltige Anorbnungen des Erblaffere entfcheidend, 
‚ oder auch wegen der Aufforderung zur Thaͤtigkeit, welche von ben Bes 
theiligten ausging, bie Grundfäge des Mandates, ober wegen ber Bes 
fchaffenheit der Thaͤtigkeit die der locatio conduetio operarum anwendbar 
find, muß biefes Verhältnig nach den gemeinrechtlichen Regeln über die 
negotiorum gestio beurtheilt werden. Diefe kommen denn auch zur 
Anwendung, wenn ein Miterbe allein In Erbfchaftsangelegenheiten ges 
handelt hat, wiewohl modificiet, nach den Grunbfägen ber äctio familiae 
herciscundae 34), waͤhrend gegen ben unberechtigten Befiger die Grund» 


629) Die neun Zrauertage, welche eine folche Friſt nah Nov. 115. c. 5. 
6. 1. bilden, bürften ſchwerlich noch Anwendung erleiden, und bag man 
(Kiefeder a. a. D. $. 242, &. 555) die 3Htägige Frift des fächf. Landr. 
(oben Note 564) hierauf ausbehnt, fcheint nicht zu rechtfertigen. 

630) So Züt. Lov I. ©. 23, 

631) Der Name Zeflamentserecutor paßt freilich nur, wenn bie teflamens 
tarifche Erbfolge eintritt, allein biefelbe Perſon kommt doch auch zur Wolls 
firedung codicillarifcher Perfonen bei ber Inteftaterbfolge wor. 

632) Bl. Mittermaier a.a. D. $. 465, Note 8-9. 

633) Man pflegt bier, wenn Gntichäbigungsanfpräche in Frage flchen, 
in Grmangelung fonftiger Rormen, die actio adversus iudicem qui litem suam 
fecerit zu geitatten. Allein es verfteht fich von felbft, baß bieß bei ber Vers 
fchiedenheit der Werhältniffe eines eilenden Richters und der Behörden für 
die hier in Rede ſtehenden Funetionen ein bloßer Name it, und bie Cache 
immer in Beforgung fremder Angelegenheiten beftcht, durch welche eine Wer⸗ 
antwortfichleit unb Verpflichtung entflanden iſt. Weit pafiende® ift daher eine 
Analogie der, Borfehriften über die Haftung der Behoͤrden in Anfehung bes 
Bormundfchäikr und des Hypothekenweſens. 


684) L. 19. L. 22. 9,4. L. M. 6.8. 1.56. D. fam. herc. (10.2.) 


% 
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lichen Inventars, eine eibliche, ja fogar zuweilen eine einfache, Speck: 
eation (f. oben S. 799) zugelaffen?2); allen wenn ein dritter bas 
Recht, ein Inventar zu verlangen, bat, fo ift die Unterlaffung be 
Herftellung eines foldyen, wegen der fo eben angegebenen unb mehrerer 
noch zu erwähnender Nachtheile, alle Male gefährlich’). Hauptſaͤchlich 
geitt die Verpflichtung zur gb bei Uebernahbme efmer 
Vormundfchaft!) ei wenn nicht die Obrigkeit, beren Pflicht 
dieß nach der heutigen fung in der Regel iſt !s), bereits ein In⸗ 
ventar hat fertigen laffen, ober der Vormund bie Bormundfchaft von 
einem früheren Vormunde Abernimme!?), der fhon ein Inventar gefer- 
tigt bat (in welchem Kalle ber neuantretende Vormund nur zu rewidizen 
hat, ob bie Gegenflände des vorigen Inventars noch ſaͤmmtlich vorhan⸗ 
den find), oder ber Erblaffer, von dem das Vermögen berräbtt, dieſe 
Sertigung unterfagt hat?°). Die Zertigung des Inventars kam war 
von dispofitionsfähigen Erblaſſern unterfagt werben, boch nicht zum Nude 
theile dritter, 3. B. der Gläubiger, des Fisens, oder der Motherben, 
wenn dieſe 3. B. dadurch in die Unmoͤglichkeit kommen, zu beurtheilen, 
05 fie am Pflichttheile verlegt find, in welchem Falle fie nicht einmal 
durch die Socinifche Clauſel gebunden werden 19). Sowohl ber geſetz⸗ 
liche, als der teſtamentariſche, als ber Dativvormund, ſeibſt ber Pros 
tutor muͤſſen ein Inventar fertigen?), Nach den rämiſchen Geſetzen 
ſollte das Inventar vor Gericht in Gegenwart der Primaten, des De⸗ 
fenſors und anderer Gerichtsperſonen errichtet, Gold und Silber, und 
Alles, was durch die Zeit nicht abgenutzt wird, unter Gerichtofie gel ge⸗ 
legt und ſicher aufbewahrt werden, wenn nicht die Vermoͤgensumſtaͤnde 
bes Muͤndels den Ankauf von Immobilien oder bie verzincliche Aus⸗ 
leihung ber Gelber nothwendig machen?!) Vieles hiervon HE jedoch 


12) L. 2. C. quando et quibus quarta pars etc. (10. 34.) Nor. A 
o 1. pr. Strube, rechtliche Bebenken, Spangenberg’fche Ansg. Wo. 1 
‚Bed. 88 (I. 79). Mühlenbruch und Schweppe a. a. D. 

18) (v. — Anweiſung gur Stall rechtlicher Aufſaͤte Th- 1, 
Hauptabth. 8, — ‚%.18. G®ıdd ed . 1330, ©. 192 flo, 
und die Note 90, 193 angef. ——— a, 

Pr (vo. Truͤtzſchler) a. a. Th. 1, Hauptabth. 8, Hauptit. 4, 

, Th. 2, Hauptabth. 5, Hause 1; j 5 fig. Mayer, Anleitung 
‚m — von Inventarien, Vornandſchoftsrehnungen u. ſ. m 
ulm 

15) v. Wening-⸗Ingenheim, Lehrbuch des gemeinen Civilrechtes Buch 
u 118 (407). BMittermaier, Brundf. bes teutfchen Privatrechtes $. 421 


1). 

16) Gluͤck a. a. D. Th. 29, A 1818a, &. 459. 

17) (v. Zrägfchler) a. a. D. Th. 2, is 5, Sauptfl. 1,5. 3% 

18) v. —— a. a. 

19) (v. Zrüsfchler) a. a. O. Th. 1, sh: $, Hauptſt. 4, 5. 17. 
®Gldda. ca D. Ih. 7, $. 546, ©. 85 u. 90. Mühlenbruch & ce. 

20) Lauterbach, eolleg. theoret. pract. Lib. 27. Tie. 5. & 5. 

Sun a. a. D. Th. 30, $.1331, ©. 202, Ih. 32, Abt. 1, $. 1373, 


j Sl) @läd a, a. D. Th. 30, ©, 185. 
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zeaͤndert worden. Kelneswegs aber. ann darum behauptet werben, daß 
ver Vormund biefelbe Form beobachten müfle, welche dem Erben beim 
»eneficium inventarüi vorgefchrieben fei??). Vielmehr iſt bei dem Vor⸗ 
munbdfchaftsinventariume nur nöthig, daß bie Fertigung entweder gericht 
ich, oder: vor Motar und Zeugen gefchehe??).. Die unterlaffene Ser» 
tigung des Inventars macht ben Vormund / wenn er nicht hinreichende 
Entfehulbigungsgründe hat?*), zu einem tutor quasi suspectus, ber 
nach roͤmiſchem Rechte der Infamie Preis, gegeben ift und felbft bios 
deßhalb abgefeht werben fann2°). Webrigens muß fowohl der Tutor als 
der Curator eines Erwachſenen ein Inventar fertigen?®). In dem In⸗ 
bestar bei der cura absentis iſt, zur Sicherung des Vormundes und 
zu Vermeidung gefährlicher Prozeſſe für ihn, genau zu bemerken, im 
welchem Zuftande die Sachen und befonders die Gebäude fich befanden, 
damit bei bereinftiger Herausgabe bes Wermögens der Vormund meber 
wegen beten fchlechten Zuflandes noch wegen ber darauf verwendeten Baus 
koſten in Anſpruch genommen werde?) — Weit umfländliher find 
die Formalien unb viel fchwieriger die Folgen ber Sertigung eines Nach» 
laßverzeihniffee, eines Inventars von Seiten des Erben 
behufs der Benugung bed beneficium inventari indem wir uns defs 
halb auf bie Bearbeitung dieſes Art. (Bd. 1, ©. 909 fig.) beziehen, 
können wir in befonderer Ruoͤckſicht auf das Inventar bier nur noch 
Folgendes bemerken. Die öfter aufgeworfene Frage, ob bie gefeglichen 
Friſten zur Errichtung eines Erbſchaftsinventars heutzutage noch zu 
beobachten feien?®), muß, dba weder ein abänderndes Geſetz, noch eine 
derogirende Gewohnheit, noch eime mit biefer Vorfchrift nicht verträgliche 
neuere Verfaffung nachgewieſen werden Bann, jeden Falles bejaht wer⸗ 
den 22). Inwiefern man die Anziehung der Intereſſenten, namentlich 
ber VBermächtnißnehmer und Erbfchaftsgläubiger für nothwenbig erachtet ?°), 
muͤſſen den betheiligten Unmünbigen Vormuͤnder beftelt und biefe zuge⸗ 


. 22) Die m = diefen zugleich umfländlich veferirten Streit f. bei 
Gluͤck a. a. D. S. g. 
23) Strube Er Tsüsfhler a a. O. Goͤſchen, ——— 
über — emeine Civilrecht, von Erben, Bd. 3, Abth. 1, $. 757. 
22) eiche allerdings in ber oft angezogenen —. 7. pr. "de adı. eto. 
für zul Tale Aha — ſind. 
‚1. C. arbitrium tutelae. (5. 51.) Gluͤck a. a. D. Th. 
3, ans, y Ya, 


26) Calwinns r * 


ar) Sie a * 6. 197b, ©. 274 fi n3- 
28) Berg, Hfäg Besbadfungen und Rechtsefaͤlle Th. 2, ©. 112. 
Bud mißfenbrug, 


der Baden Ken — Stelle S. 861. 
29) Strube a. a. ‚ Bed 0 Släds Mühlen 
rue a. O. ©. 238 gegen De ae) ad 1. Vol, V u. VI. spec. 
4 u LU} 

30) Bol. in diefem Werke den Art. beneficium inventarii Bd. I, 
&. 910 a. E. Dagegen SIäd a. a. D., Mühlenbrudy’fche Fortfegung, 
Th. 41, 8. 1468, ©. 860. Inwieweit die Praxis au hiervon abweicht, iſt 
bemerkt. ©, 362, 363, 


V. 51 
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zogen werden?!). "Doc koͤnnen dieſe Vorſichtemaßregeln ba befchränkt 
werden, wo, wie jetzt in der Regel, eine Verfiegelung des Nachlaffe 
den Inventarium vorausgeht, obgleich dieſes auch ohne ſolche, ba ir 
den Römern unbelannt war, in Ermangelung gebietenber Particrle⸗ 
geſetze, giltig errichtet werden kann. Des Hauptzweck bed nventai 

ift die Gründung einer Erbvertheilung darauf??), und ba es eben ber 
halb blos ein Werzeichniß der Gegenftände fen fol, welche ber Ber: 
forbene zur Beit ſanes Todes hatte (super his rebus, quas diefanctes 
mortis tempore habebat?)), fo folgt ‘daraus fhen von ſelbſt, baf bi 
conferenda der einzelnen Erben nicht in das Nachlaßverzeichniß gehe- 
sah Denn bie Eollation befteht nur in der Einmerfung eigenen 
Bermögens der Erben. In Hinfiht auf die Folgen der In⸗ 
ventur (Art. Benef. inv. ©, 912) kann bie Anomalie nicht übergangen 
werden, baß zwei Faͤlle vorhanden find, in denen bie Erbſchaftsglaͤnbiger 
wegen Unzureichendbeit der Maſſe von ihren Korberungen ſchwinden Tafien, 
während die auferlegten Vermaͤchtniſſe ganz bezahlt werben mäflen. Dir 
tritt ein, wenn der Erbe ein Soldat ift und kein Inventar errichtet, 
ober der Erbe zwar ein Inventar, unter Beobachtung der übrigen geſetz⸗ 
lichen Quellen, gefertigt, aber die Legatare und bie erforderlichen Zeugen 
nicht zugezogen hat ?°). Endlich wenn der Erbe auch nicht Die Benutzung 
ber Wohlthat des Inventars bezweckt, aber im Beſitze der Erbſchaft iR, 
kann er behufs ber Erbvertheilung felbft mittelft der Erbſchaftsklage auf 
Herausgabe eines Inventars, mindeſtens einer eiblichen Specification, 
nad) ber Praxis, wenn glei, nicht nach klaren Gefegen, belangt mer: 
den °). Uebrigens disponiren bie Gefege ?7), daß der zur Edition eines 
Inventars verpflichtete Erbe, wenn er dieſer Pflicht nicht nachkoͤmmt, 
des falcidiſchen Viertheiles verluſtig fein fol. Vorzuͤglich egt die Wers 
pflihtung zur Fertigung und Herausgabe eines Inventars bem fidu⸗ 
eiarifhen Erben ob. Denn da die fideicommiffarifhe Erbſchaft, 
das Kideicommiß, dereinft ganz auf ben fideicommiffarifhen Erben uͤber⸗ 
gehen foll, fo muß genau vorliegen, worin das Fibelrommiß befteht ; 
es wäre benn, daß ber Erblaſſer bisponirt hätte, der Siveicommißerbe 


—— — 


.31) Stüda. a. O. Th. 11, $. 729, ©. 40. 
832) Gluͤck a. a. O. S. 39. 
| 33) So lauten die Worte bes in dem wiederholt angezogenen Artikel bie: 
bei ©. 911, Note 10, aufgeführten Gefeges. 
34) v. WeningeIngenheim a. a. D. Buch 5, $. 179 (512). Müh- 
lenbruch |. c. $. 712. Schw gr: a. a. D. Bd. 5, $. 862. 
35) Fritz, über die Colliſion der, Legatare mit den Erbichaftsgläubigern 
und den Gläubigern der Erben, im Archive für die civiliftifche Praxis SBh. 12, 
on: — „S. 282. Klein, Rechtsſpruͤche Bd. 1 (Berlin u. Stertis 
be) Stryk, usus modernus pand. Lib. 5. Tit. 3.9.5. Städa.e. 
D. Th. 7,$. 566, &. 542. Findet bie actio ad exhibendum in Beziehung 
auf ein Erbſchaftsinventar als vorbereitendes Mittel für eine Erbſchaftsklage 
8. ſ. w. flatt? in Bolley, vermifchte juriftifche Auffäge Bb. 1, Nr. 11. 
:37) L. 22. $. 14. C. de iure deliberandi. (6. 30.) Nov.1. «.2. $.2. 
Hellfeld |]. c. $. 1578. 
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fole nur fo viel erhalten, als der ſibuciariſche Erbe hef feinem Tode 
- übrig laſſen werbe??). Eben fo und aus gleihem Grunde ift das In⸗ 
ventar bei ber possessio ventris nomine data unerläßlich??). Weberhaupt 
geben die ehelichen Verhättniffe öfter zum Recurs uf die Inventarifas 
tion Veranlaffung. Abgefehen von dem fo häufig eintretenden Kalle der 
Goncurrenz des einen Ehegatten beim Nachlaſſe des anderen, durch wel⸗ 
chen der überlebende in die Nothwendigkeit der Inventariſation verfegt 
wird?0), pflegt fich deren Nugen fchon beim Beweiſe des Ein- 
bringens zu bewähren“), Vorzüglich häufig aber handelt es fich 
um das Inventarium da, mo die communio bonorum particalaris unter 


ben Eheleuten beſteht und diefe aufgelöft wird 42). „Während wir meh⸗ 





rere nur bei ben Römern übliche AInventuren, 3. ie über die Güter 
der Proferibirten (inventarium confiscationis)*?) übergehen, 
erwähnen wir als Kolge bes allgemeinen Grunbfages, daß jeder Ver⸗ 
woalter fremden, von ihm herauszugebenden, Vermögens ein Inventar 
darüber zu fertigen ſchuldig iſt, das Inventar bes Nutznießers. 
Der Eigenthämer kann dieß, wenn gleich im römifchen Rechte die Fer⸗ 
‚tigung bdefjelben blos angerathen wird **), doch nach allgemeinen Grund» 
fügen unftteitig verlangen, damit bereinft bei geendigtem Nießbrauche 
ein vollkommener Beweis barüber. vorhanden fel, was der Ufufructuar 
befommen und nunmehr zu reftituiren hat*). Auf gleihem Grunde 
beruht das Inventar des Güterpfleger6 (curator bonorum) in 
einem Grebitwefen, auf bee Abfiht, daß die Maſſe gehörig feſtgeſtellt 
werbe*‘), Ausnahmen von jenem allgemeinen Grunbfage, aus bem 
Vorſtehendes gefolgert wurde, finden ſich zunäcderft beim pecnlium ad- 
ventitium, das, dem Kinde gehörig, doc vom Vater benust und ad⸗ 
minifigiet wird, dee aber kein Inventar darüber zu fertigen und heraus» 


— — — .. 


88) (v. Truͤtzſchler) a. a. O. Ih. 2, Hauptabth.6, Hauptſt. 1,5. 24 fig. 

u. 26. Mühlenbruch |. c. 

Fr L. 1. 6. 26. D. de ventre in possess, mitt. (36.9.) Calvinusl.c. 

40) Neber die Folgen der Unterlafiung der Errichtung eines: Inventars 
buch, den überlebenden Ehegatten über den Nachlaß bes Berflorbenen, in 
Bopp, Mittheilungen aus den Materialien der Gefehgebung und Rechtspflege 
des Großherzogth. Heſſen Bd. 3 (Darmflabt 1831), ©. 191. 

41) Kann ein vor eingegangener Ehe ohne Zuziehung des Tünftigen Ede⸗ 
mannes errichtete Inventarium über das Wermögen der Frau zum Beweife 
ihres Einbringens dienen? in v. Hohn horſt, Jahrbücher des Oberhofgerichtes 
zu Mannheim Zahrg. 6 (Mannheim 1830), ©. 24. ts 

42) Rullmann, Verſuch einer Anweifung zu dem Inventur = und Theis 
Iungögefchäfte vor Gericht, wo bie communio bonorum particularis befteht. 
Frankfurt % M. 1789. Bros, Wegmweifer bei Zubringensinventarich, wo 
die comm. bonor. partic. unter Eheleuten beftcht. Wiesbaden 1830. Schu⸗ 
fter, practifche Anleitung zur Bermdgensbefchreibung und Abtheilung nad) Auf« 

. fung einer gefeglichen RA en Guͤtergemeinſchaft. Heidelberg 1834, 

43) CalvinusL c. 

44) L. 1. $. 4. D. usufructuarius quemadm. caveat. (7.9.) 

45) Gluck a. a. D. Th. 9, f. 658, ©. 496. 

46) Heilfeld l ©. $, 1822. 1829. 1 

R 
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zugeben hat ). Ausgenommen iſt ferner ber Fall, wenn ber Teſtiur 
dem Vormunde bie Fertigung eines Inventariums unterfagt bat — eime 
Befugniß, die auch jegt noch feinem Teſtirer, er fei ber Bater bes Ex 
ben oder nicht, abgefprochen werden kann, und in weldyem Falle be 
Vormund nur eine eidliche Specification fertigen muß. Eben fo kam 
der Richter, als Obervormund, aus erhebliden Gründen, namentid 


wenn die Errichtung des Anventars dem Pflegebefohlenen fchaben koͤnntt, 


dem Vormunde die Sertigung bes erfleren erlaſſen. Irrig aber iſt bie 
Behauptung, daß gemeinrechtlich die Mutter von ber Fertigung eines 
feierlichen Inventariums frei, hoͤchſtens zu Herausgabe einer eiblicyen 
Specification verbunden ſei, wenn fie gteich nach teutſchem Rechte in 
dem Kalle, wo fid den vollen Nießbrauch in ihres verftorbenen Mannes 
Gütern bat, keine Rechnung abzulegen braucht, und wenn gleich jene 
irrige Meinung im mehrere SParlicularrechte übergegangen ift. ver 
Verbindiichkeit der Wittwe, bereinft ben Erben das 

Mannes herauszugeben, bebinge, trotz der erlaffenen — 
gung‘, jene Verbindlicykeit*®). 

Da das Inventar zum Voͤrtheile des Eigenthämers, z. B. bed 
Unmünbigen (in rem pupilli) errichtet wird, fo treffen auch dieſen bie 
dießfaltfigen Koften*”). Denn das Inventar liefert den vollſtaͤndigſten 
Beweis für den Eigenthümer gegen den Inhaber ber inventirten Sachen, 
weit diefer felbft da8 Inventar fertigt oder fertigen läßt, mithin daſſelbe 
fein Bekenntniß über die in feinem Gewahrfam befindlidden Sachen en 


bätt, und weil für da6 Inventar, als eine Öffentliche Urkunde, die Ber . 


muthung ber Nichtigkeit und Glaubwürdigkeit ſtreitet. Doh iſt dieſe 
Vermuthung zwar eine fogen. praesumtio violenta, aber nicht eine prae- 
sumtio iuris et de iure ꝰ0). Daher läßt die Praris Eideszufchiebung 
gegen das Inventar nur bei vorhandenen motioirten Muthmaßungen 
ber Untichtigkeit zu®!). Gleichwohl muß der Exbe, der mit einem In⸗ 
ventar antritt, auf Exfordern daffelbe eidlich echärten®?) — eine Ber 
ordnung, raobuucch dem Inventarium der Manifeflationseid noch beige 
geben worden und moburd die jegt übliche eidliche Specification ent 
fanden iſt⸗?). Die Form des Inventar muß fo fein, daß — 
feinem oben angegebenen Hauptzwecke entſpricht; es wirb daher, ba 


47) umſtaͤndlich iſt dieß versgert vom Baxf. dieſes Artikeis in der 
Erſch⸗Gruber'ſchen Enchklopaͤdie Sect. III. Wh. 14, S. 398 flg., unter 
dem Worte: Peculium. Bgl. auch Gluͤcka. a. dD. Bo. 14, $ 909, ©.3. 

48) Ueber Alles dieß verbreitet au Gluͤck a. a. D. Bd. M, 
5. —* ©. 202 fig. — TEN 

49) Lauterbach I. c. Lib. XXVI. Tit. 7.9.10. SıtdaaQD 
$. 1830, ©. 202. 

50) Gluͤck a a. O. ©. 195 u 


200. 
51) Gebräder Dverbed, SRebitationen — verſchiedene Rechtsmaterin 


Br. 4 (Hannover 1804), &. 106 (115). 
52) L. 22. 6. 10. C. de iure delib. (6, 30.) Nov. 1. cap. 2. £1 
53) Schweppe a. a. D. $. 210, 


« 
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es bie Grundlage. ber kuͤnftigen Rechnung und überhaupt kuͤnftiger 
numeriffher Verhaͤltniſſe bilden fol, großentheils nad Rechnungs: 
grundfägen ‚zu beurtheiten fein. Daſſelbe pflegt entweder vom Richter 
oder vor Notar und Zeugen gefertigt zw werben, erſteres vorzüglich ba, 
wenn die Erbſchaft verfchuldet erfcheint, die Rechte des Fiscus dabei 
concurriren oder Particularvormundfchaftögefege dieß wegen concurriren⸗ 
der Unmündiger dem Richter zur Pflicht machen; leßtere® dann, wenn 
bie Erben für ſich, beſonders auch wegen Benutzung der Inventars⸗ 
wohlthat das Nachlaſſenſchaftsverzeichniß errichten. Doch pflegt dieſe 
lettere Art der Inventariſation jetzt ſeltener zu fein, weil dann alle 
roͤmiſchrechtlichen Formalitaͤten der Inventur beobachtet werden muͤſſen, 
wovon häufig die. Gerichte durch Gewohnheit ober Particulargefege bie- 
penfirt find. Beiden Inventuren muß, wenn eine Verſiegelung erfolgt 
ift, welche auch vom Notar bewirkt werben Bann, bie Unterfuhung ber 
anfgebrücten Siegel und, wenn fie unverfehrt gefunden werden, bie 
Entfiegelung, auch wenn Sachverſtaͤndige 3. B. ald Taxatoren zuzu⸗ 
ziehen ſind, deren Beſtellung und Verpflichtung vorausgehen. Bei der 
Handlung ſelbſt muß das Inventurprotocoll vom Inventarium unter⸗ 
ſchieden werden. Das erſtere enthaͤlt eine erzaͤhlende Darſtellung des 
ganzen Inventariſationsactes in protocollariſcher Form, fo daß bie auf⸗ 
gefundenen Gegenſtaͤnde in der Regel in derjenigen Reihefolge aufge⸗ 
ſchrieben werden, in welcher ſie, z. B. Zimmer fuͤr Zimmer, gerade 
aufgefunden werden, obgleich der gewandte Inventariſator ſchon bei 
dieſer Gelegenheit die Gegenſtaͤnde einigermaßen ordnen wird, um die 
nachfolgende Fertigung des foͤrmlichen Inventariums zu erleichtern. Dieß 
naͤmlich enthaͤlt, nad einem. zweckmaͤßigen Eingange über Veranlaſſung 
der Inventariſation, Ver⸗ und Entſiegelung des Nachlaſſes und die 
Art der Inventariſation ſelbſt, eine genaue Anzeige des Erbſchaftsbe⸗ 
ſtandes nach allen einzelnen Stuͤcken unter verſchiedenen Rubriken und 
Capiteln, und zwar wird gewoͤhnlich mit dem Activvermoͤgen, inſonder⸗ 
heit mit den außenſtehenden Forderungen, nach Anleitung der vorhan⸗ 
denen Documente, Wirthſchaftsbuͤcher und anderen Nachrichten, in der 
Maße der Anfang gemacht, daß ſelbſt die illiquiden mit kurzer Angabe 
der Notizen, aus denen ſie entnommen ſind, mit aufgefuͤhrt werden. 
Daß bie Hauptſtaͤmme, der Zinsfuß und die rüuüͤckſtaͤndigen Zinſen mit 
aufzufuͤhren ſind, derſteht ſich von ſelbſt. Hierauf folgen die Immobi⸗ 
lien mit ihrem Kauf⸗ oder Taxwerthe, ruͤckſichtlich deren beſonders Le⸗ 
hens⸗, Auodial⸗, Fideicommiß⸗, Colonats⸗, Erbzinsqualitaͤt u. ſ. w. zu 
bemerken if. Auch muͤſſen hier bie res immobiles civiliter tales mit 
verzeichnet werben. Den Schluß der Activen muchen die deweglichen 
Sachen, nah ihren Qualitäten, Maß, Gewicht, tarirtem Werthe, 
auch unter verfchtebenen Rubriken und Capiteln aufgeführt. Im zwei⸗ 
ten heile des Inventars werden bie Paffiven, fo weit man von ihnen 
hat Nachricht erhalten koͤnnen, angegeben und befchrieben. Nicht ims 
mer, doch zumellen fhließen eine Bilance bes Vermögens, fo weit es 
in Bahlen auszubrüden ift, und bie Erklärung, daß das Inventarium 


— 
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übereinflimmend mit dem Inventurprotocolle gefertigt worden fei, das 
ganze Document *). 

Zum Wirthſchaftsinventar in ber oben erwähnten Bebeutumg 
gehören bei einem Landgute alle zur Einfammiung, Bearbeitung umb 
Aufbewahrung der Srüchte erforderlichen Gerächfchaftn, Vieh, Schiff 
und Gefchier?®), bei einem Haufe alle zur Benugung biefes Daufes 
als ſolchen gehörigen Mobilien. Das zum Gebrauche ber Gebäude 
felbft unumgänglich nöthige Inventatium nennt man das Dauss ober 
Klinkeninventarium und verfteht darunter z. B. Schiöffer, Schlüf- 
ſel, Klinten, Defen u. f. w. Bei einem größeren Gute pflegt das 
Wirthſchaftsinventarium nad den verfchiedenen Capiteln bes fogen. In⸗ 
ventartenverzeichniffes, d. h. de6 Inventar in ber 
lichen Bebeutung (f. oben) unterfhieden und befchrieben zu werben, 
3. B. außer dem gedachten Klinkeninventarium, das ohne Tare 
und nähere Befchreibung nur zu künftiger Nachricht ‚angegeben zu wer 
den pflegt, das Feldinventarium, das Verzeichniß ber einzelnen 
Grundſtuͤcke, ſammt Beſchreibung ihrer Lage, Gattung, 
vorigen und jegigen Feucht ober Beftellung, namenetlich Quantität bes 
en — Samens; Zeihinventarium, Beſchreibung ber einzelnen 
Teichkt ſammt Angabe des darin befindlichen Satzes feiner Qualität und 
"Quantität nah; Sarteninventarium, Belchreibung ber einzelnen 
Gärten, mit Angabe der Zahl und verfchledenen Gattung ber darin 
befindlichen Bäume, Orangerie, Pflanzen in Aefchen, Kübeln u. ſ. w.; 
Fruchtinventarium, Angabe ber dem Uebernehmer zugemeffenen 
Frucht, ruͤckſichtlich deren beflimmt werben muß, ob bei dereinftiger Rüd: 
gabe die Reftitution in Natur oder Geld, und in letzterem Falle, nad) 
welchem Marktpreiſe fie gefchehen fol; das Worrathsinventarium, 
worunter man Heu, Steob, Dünger u. f. w. verficht und wovon man, 
wenn baffelbe, wie 3.3. Heu und Stroh, nach Bumden abgezähle wers 
ben Tann , biefe Angabe, oder wenn bieß, wie z. B. beim Dünger, nicht 
möglich tft oder vermieden werden fol, bie Bezeihnung nad der Ans 
Füllung des Behältmiffes, worin ſich die Gegenftände befinden, in das 
Snventar bringt: z. DB. im Hofe Dünger von der Planke bis an die 
Hefte und biefer gleich hoch; das Inventarium an Schiff und 
Geſchirr mit ber Angabe bei jedem einzelnen Stüde, ob es nen, gut, 
brauchbar, oder ſchlecht iſt und mit Angabe der werthvollſten Stüde, 
ale Wagen, Pflüge, Eggen nah der Taxe; Vichinventarium, 






54) Ueber Alles dieß vgl. Claproth, theoret.spractifche Rechtewiſſenſchaft 
von freiwilligen Gerichtöhandlungen $. 129. (v. meinen o a. O. Th. 1, 
Hauptabth. 3, Hauptſt. 4, 6.6 flg. Gluͤck a. a. D. Bd. 80, $. „S. 
191. Das konigl. faͤchſ. Schema eines Iwentars iſt abgedruckt bei (v. Truͤtzſch⸗ 
ler) q. a. O. Th. 1 N 3 5, L} ’ ©. 452. 

’ 55) Die bauptfächlichften Gefebe, aus denen bie allgemeinen Yrincipien 
barüber hervorgehen, find L. 8. pr. L.9. 12.8.1. L. 16 u. 25. pr. D. 
de instructo vel instrum. leg. (33. 7.) Man "vgl, Übrigens: Släd a. a. 
D. 5. 683, Note 72, &. 199 fig. 
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bie Scmoventien begreifend, einzeln befchrieben as mit dr Zar an⸗ 
gegeben ®). 
Inwiefern die Inventarienſtuͤcke als Pertinenzflüde bes Grund⸗ 
ftüdes anzuſehen ſeien, dieß iſt eine hoͤchſt ſchwierige, bis jetzt noch 
nicht entſchieden geloͤſte Frage, ruͤckſichtlich deren jedoch auf ben kuͤnf⸗ 
tigen Art. Pertinenzen verwieſen werden muß). Davon und von 
Dem Unterfchlebe, ob ein Inventarium aestimationis 8. taxationis causä, 
mit Vorbehalt bes Eigenthuumes, ober venditionis causa gefchägt worden 
iſt, hängt auch die fo ſehr flrittige Frage Über Ruͤckgabe des Inventars 
ab. 8 richtet ſich dieß allerdings auch nach Verfchiedenheit der Ge⸗ 
fchäfte, um beretwillen die Uebergabe und Zaration geſchah ®), Was 
jedoch das Pachtgeſchaͤft anlangt, fo hat ber —— wenn bei der 
Uebergabe das Inventar blos taxationis causa, d. h. in der Abſicht 
geſchaͤzt wurde, um bei dereinſtiger Ruͤckgabe zu beurtheilen, ob bie 
Gegenftände noch Im Werthe ber jegigen Uebergabe find, beim Abgange 
eben fo viele Stüde in berfelben Qualität, wie er "erhalten , nicht 
den Geldwerth derſelben zuruͤckzugeben und fuͤr die abgenutzten oder 
untergegangenen einzelnen Stuͤcke andere von gleicher Qualitaͤt anzu⸗ 
ſchaffen, deren Eigenthuͤmer er bis zur Uebergabe bleibt, waͤhrend der 
Verpachter das Eigenthum am Inventar im Ganzen behält, ſonach ihn 
auch die Gefahr am Ganzen trifft. Bei ber Uebergabe venditionis causa 
wird der — wirklicher Eigenthuͤmer des Inventars und traͤgt 
daher auch den ſaͤmmtlichen, durch Zufall oder Schuld entſtehenden 
Scham?) Bubddeus. 


Irrthum und Unwifſenheit (error et ignorantia iuris [vel 
facti]')). Das Nichtwifien oder Falſchwiſſen eines Rechts⸗ ober Sach⸗ 


56) (v. Trügfchler) a. a. D. Th. 2, Hauptabth. %, Hadptft. 7, 8. 
20 — instrumento praedit rustici in K. A. Weisk e, nachſtehend alles 
girt, Ar. 2, 

57) Pr mag bie Anführung — Schriften genhgen: Klein, 
Annalen = gfeggebung sh. ir . 279, K. A. Weiske, quaestiones iuris 

u lüd a. a. Be 16, $. 983, ©. 101. Goͤſchen a. a. 
3 g. 459, ©. 850. Der Berf. biefes Art. in = ca OELDer tn 
EncyHopäbie Sect. III. 8b. 18, ©. 111 fiB- ‚Med. W. Pertinenzen, 

68) 8. B. Bauer, de obligatione coloni in restituendo —— in 
respons. T. II. reap. 97. p- 250. Scholz III., inwiefern ift der Interim 3⸗ 
wirth verbunden, den Ausfall bes nady einer een empfangenen Inventars 
au Be ut m A in deſſen Zeitſchrift für Landwirthſchaftsrecht Bd. 2, Hft. 

‚Rt. Yı D es 

59) Släd a. a. D. Th. 17, $. 1059, &. 489. Nettelbladt, Rechtes 
fprüche des Oberappellationsgerichtes zu Parchim Bd. 1, Nr. 4, S. 19: Db 
bei einem Butsinventarium das vorbehaltene Gigenthum bie an die Stelle des 
Abganges engeldoffenen Stüde ergreift? v. Duve, Zeitſchrift für Geſetzge⸗ 
bung u. ſ. w. 8b. 1, Hft. 2, ©. 111: Inwiefern begreift das bei- einem 
Guts inventar vorbehaltene Ei genthum bie, an bie Stelle bes Abganges Hingus 
gelommenen Gtüde in ieh? Scholz III., Über die Rechte des Paͤchters an 
den geſchaͤgzten Inoentarien des Landhaushaltes u. — w. Er in Reyfher und 
Bilde, Zeitſchr. für teutiches Recht Bd. 3, Hft. 1 149, | 

1) Tit. Dig. (22. 6.) und Cod. de iuris et —8* iguorantia. (1. 18.) 
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verhältniffes’ kann unter fo verſchiebenen Beziehungen vorkommen, def 
ein oberfter Grundſatz für bie Folgen deſſelben nicht aufzuſtellen iſt. Im 
allgemeinen koͤnnen von ber näheren Unterfuchung ber. hierin geltenken 
Mechtsfäge 

A. folgende Faͤlle abgeſondert werden, in denen ber Jerthum (ober 
die Rechtsunkunde) theils nie, theils ſtets berüdfichtigt wird. 

Ohne allen Einfluß bleibt bas Nicht» ober Falſchwiſſen des Han 
beinben 1) auf die Ungiltigkeit formlofer Befchäfte ober rechtswidriger Ber 
fügungen, 3. 8. das Eingehen einer Ehe gegen ein birimirendes Ehe 
binderniß?), die Richtbeobachtung ber gefeglichen Teſtamentsform. Hand⸗ 
lungen biefer Art, welche gegen eine lex cogens anſtoßen, bleiben, audh 
wenn ber Irrthum bed Danbelnden fonft entfhulbbar wäre, nichtig. — 
2) Eben fo werben bie rechtlichen Kolgen geroiffer Handlungen dorch 
einen Irrthum bes Hanbelnden nicht geändert ober aufgehoben in Fällen, 
wo bie Geſetze dieß, fet es zur Strafe der Webereilung oder Unvorſih⸗ 
tigkeit, fel es in ber Vorausfegung einer flilfchweigenden Einwilligung, 
ausdruͤcklich vorfchreiben. Dieß tritt ein bei rechtskraͤftigem Erkenntuiffe, 

abgeleiftetem ide ober gerichtlichen Geſtaͤndnifſe?); ferner bei ber Er⸗ 
fuͤllung einer Verbindlichkeit, gegen welche nur ein Metentionsrecht oder 
eine Einrebe gegeben war); bei ben Fällen des geſetzlichen Pfandrech⸗ 
tes, denen eigene Handlungen des Berpflichteten zu Grunde liegen ®), 
endlich, jedoch mit Ausſchluß ber Minderjährigen und Soldaten, bei 
Antretung einer uͤberſchuldeten Erbmaſſe. — 3) In einem Zalle iſt 
die Nichtbeachtung des Irrthumes aus einem legislativpolitifchen Grunde 
als Megel vorgefchrieben: bei dem Verluſte eines Rechtes durch Verjaͤh⸗ 
sung, wobei allerdings bie Berudfichtigung bes Irrthumes ben Zweck 
der Verjährung vereiteln würde. Doch wird auch bier bisweilen infor 
fern eine Ausnahme gemacht, als bie Werjährungszeit nut utiliter bes 
rechnet, wird‘), — 4) Endlih machen die Befete auch im gewiſſen 
Faͤllen bie Verpflichtung einer Perfon abhängig von dem Eintritte ge 
wifjer äußerer Umftände, wogegen ein Nichts ober Falſchwiſſen bes 
DVerpflichteten nicht ſchuͤzt. Es find dieß theils die Noralllagen, bie 
actio de effusis et deiectis gegen bie Hausbemohner, bie actio de re- 
cepto gegen Gaftwirthe u. f. w., theils die Fälle, ubi ex re venit obli- 
gatio und bie Verbindlichleiten aus einer an ſich erlaubten Geſchaͤfts⸗ 
führung Anderer”). 


Donelli Comm. iar. civ. I. 18 sg. — Maͤhlenbruch, über inris und 
facti ignorantia und beren Einfluß auf Rechtöverhättniffe, im civiliſt. Archive 
Bd. 2, ©. 861 fig. — Herrmann, von den Wirkungen bes Irrthumse. 
Weglar 1811. 8. 

2) Const. 1. C. de interd. matr. 

3) T. 56. D. de re indic. 

4) L. 19. pr. D. de cond, indeb. L. 59. 64. — Die einzelnen Fälle 
führe Mühlenbrud a. a. O. &. 369, Note 23. 

) L. 4, D. in quibus causis pign. tac. contr. 

N Bol. Muͤhlenbruch a. a. D. ©. 366, 
; * — — 7. 10. D. de his qui effuderunt vel delocerunt. L. 3. 
® ‘ ” o $ “ * 
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Dagegen iſt ber Irrthum ſtets zu beachten, wenn es bei einem 
Acte auf freie Zuffimmung der Perfon ankommt und diefe, wegen eines 
Irrthumes im ber Perfon, in mwefentlichen Punkten nicht vorhanden ifl®). 

B. Abgeſehen von ben vorftehenb aufgeführten Fällen wird eine 

Unterfcheidung zwifchen error iuris und error facti. oder, allgemeiner 
aufgefoßt,, zwiſchen dem Nichtkennen oder Falſchverſtehen eines Rechte: 
Tages und dem Nicht: ober Falſchwiſſen eines Sachverhältniffes nöthig. 
Das letztere kann unter weit mannigfacheren Sormen als das erſtere 
flattfinden; bagegen find die. hinfichtlich des error facti ‚geltenden Rechts: 
tegeln einfacher und unbeftrittener als bie den error iuris betreffenden. 
Begula est, fagt Paulus), iuris quidem ignorantiam cuique no- 
cere, facti vero ignorantiam non nocere. Diefe Regel wird nun, was 
ben factifhen Irrthum anlangt, durch die Diſtinction zwiſchen error 
facti proprũ und alieni einigermaßen modificirt. Der Irrthum in Bes 
zug auf fremde Handlungen und Verhälniffe ift nur dann unents 
ſchuldbar, wenn er auf einer nachtveißbaren summa negligentia bes 
ruht 10); der Serthum in Bezug auf eigene Handlungen ift nur dann 
entfhulbbar, wenn in Folge beffelben ein indebitum gezahlt worden 
ift (fo daß dann das Gezahlte zuruͤckgefordert werden ann) 11), oder wenn 
ar — der Entſchuldigung vom Irrenden nachgewieſen werden 
koͤnnen 

Fuͤr den Recht s irrthum enthalten die Geſetze mehrere weitere Be⸗ 
ſtimmungen, durch welche die als Regel geltende Unentſchuldbarkeit defs 
ſelben modificirt wird. Diefe Beſtimmungen weiſen auf einen Unterfchted 
zwiſchen den Faͤllen hin, wo aus Rechtsirrthum entweder ein poſitiver 
Vermoͤgensverluſt eintrat, oder nur die Erwerbung eines Vortheiles unter⸗ 
laſſen wurde, oder erſt ein Vermoͤgensverluſt in Ausſicht ſteht. In dem 
erſten dieſer Faͤlle wird dem Irrenden nur dann geholfen, wenn er nach⸗ 
weiſen kann, daß er -unter den vorliegenden Umſtaͤnden den Irrthum 
wegen Mangels an Rechtsbelehrung nicht vermeiden Eonnte?®). Der wich⸗ 
figfte unter diefen Kal gehörige Punkt kommt bei der condictio indebiti 
vor, und bie Anfichten der Rechtslehrer weichen hierin von einander ab. 
Frährend die Altern die Unzuläffigkeit der cond. indebiti für die Regel 
behaupten, beftreiten dieß mehrere neuere, namentlih Mühlenbruch?*) 
und Bangerom!d). Es fcheint aber, daB aus den von ben letzteren 


8) L. 15. D. de iurisdiot. L. 2. pr. D. de iudicii. 

9) L. 9, pr. D. de iuris et facti ignorantia. (22. 6.) Die ratio legis 
iſt in L. 2. u. L. 9. $. 5 eod. nad beiden Geiten bin angegeben. 

10) L. 8. pr. L. 6. D. b. t. L.29. pr. mandati vel contra. (17.1.) 
L. 19, in fin. de novationibus. (46. 2.) 


11) L. 22. pr. L. 8 sera L. 14. D. de cond. indeb. (12. 6.) 
gl. L. 206. D. de R. J. (50. 17.) 


12) L. 7. D. ad SC. Vell. (16. 1.) und L. 2. L. 6. 1.9.5.2. bt 
Dunn e 
14) A. a. O. 


9 fig. 
15) Leitfaden * Panbektnpokfungen, 2. Aufl., Bd. 1, 8. 102. 
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angeführten Stellen 20) nur fo viel gefolgert werben koͤnne, dag bie Zuruͤck 
forderung des indebite Gezahlten in. ber Regel zuläffig fein folle; eine 
Megel, welcher ald Ausnahme der in anderen Stellen mmt ausge⸗ 
fprochen? Grundſatz gegenüber fleht, daß das aus Rechtsirrthum indebite 
Bezahlte nicht zuruͤckgefordert werden koͤnne 7). Dagegen iſt die Eim 
ſchraͤnkung anzuerkennen, daß die Zurüdforderung auch bier flatt hat, 
wenn bee Empfänger in mala fide war, ferner Selten irrender Soldaten 
oder folcher, denen wegen Mangel an allen Kenntnifien oder wegen 
Schwachſinn die Gefege eine ſchuͤtzende Ausnahme hierin geflatten 2°). 
Noch privllegieter find die Grauen, welche fowohl bei der Zahlung bes 
indebitum, als bei unterlaffener Fordenuung von Cautionen der Rechts⸗ 
irrthum entfehuldige"?), und die Minderjährigen 9). . 

In Fällen der zweiten Gattung — unterlaffene Ermerbung eines 
Vortheiles — wird ber Rechtsirrthum nicht gefhägt, auch wenn ex font 
entfchuldbar fein ſollte 21). Eine allgemeine Ausnahme hiervon ift nur 
bei Verfäumniß der Srift zur Antretung einer bonorum possessio, wenn 
fie aus einem entfchuldbaren Rechtsirrthume herruͤhrt; ein befonderes Pris 
vilegum genießen die Minderjährigen auch hier, und die Soldaten in 
einigen Fällen ber Friſtenverſaͤumniß ?2). 

Das entgegengefegte Werhältnig findet bei ben Faͤllen der britten 
Gattung flat. Wenn der aus bem Rechtsirrthume hervorgehende Ver⸗ 
mögensverfuft erft künftig eintreten fol, fo ſchadet der Irrthum dem Ir⸗ 
renden nicht *°). 

C. Während die bisher bargeftellten Rechtsgrundfäge ſich im weſent⸗ 
lichen nur auf Irrthum bei Willensaͤußerungen einer einzigen Perfon 
beziehen, ſtellt das römifche Recht noch befondere und zum Theil abwei⸗ 
chende Säge in Betreff des bei der Willenevereinigung mehrerer Perfonen- 
im Bertrage vorlommenden Irrthumes. Der Hauptunterfchieb, wors 
nach die Folgen eines ſolchen Irrthumes zu bructheilen find, lieat weni: 
ger in der Einfeitigkeit oder Beiderſeitigkeit des Irethumes, worin ihn. 
z. B. Thibaut noch findet, als darin, ob der Jerthum wefentlich (im 
techniſch⸗ juriftifchen Sinne) fei oder nicht. Wenn zur Unterflügung der 
erfteren Anfiht auf die eigenthämlichen rechtlichen Wirkungen beim eins 
feitigen Irrthume bingemwiefen wird, fo ift dagegen zu bemerken, daß 
diefe Wirkungen fich richtiger daraus erklaͤren Iafien, daß beim einfeitigen 





16) L. 7.D.h.t, L. 98, L. 54. L. 66. D. de oond. indeb. (12. 6.) 
BR. 20. pr. D. de famil. ercisc. (10. 2.) | | 
17) L. 10. C. h. t. Const. 9. ad leg. Falcid. (6. 50.) 1.9.9.5 
. h. t. 
18) L. 25. 6. 1. D. de probatt. (22. 8.) 
19) Const. 13. C. h. t. 
20) L. 6. 7. D. de minorr. (4.4) L. 25. 6.1. D. de probatt. (22. 3.) 
21) L. 4. 7.8: D. h. t. Const, 2—4. C. h. t. 
22) L. 7. $. 6. D. de minoribus. (4..4.) L. 9. pr. h. t. Const. 1. 
11. C. h. t. Const. 8, qui admitt, ad B. P. (6. 9.) 
238) L. 7.8. D.h.t. L. 25. $. 6. D. de hered. petit. (5.3.) L. 1. 
pr. ut in possess. (36. 4.) 
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Jerthume der andere Theil in dolo ſich befindet und daher dem Irrenden 
gegen ihn doppelte Rechtsmittel zu Gebote ſtehen. 


Zur Begriffsbeſtimmung des wefentlichen Jerthumes finden wie 


: tn ben Gefegen folgende Anhaltpunkte: 


1) ein Irrthum, der die Identitaͤt der Perfon bettifft, voraus: 
gefegt, Daß es dem irrenden Contrahenten nicht gleichgiltig war, mit wenn. 
er contrahiete?). — 

2) Mangel an Uebereinſtimmung über die Art des Vertrages, alſo 
ein Irrthum binfichtlic des Mechtsgefchäftes 2). 

$) ein Irrthum in Betreff des Eigenthumes an dem Gegenflande 
bes Vertrages: alfo wenn Jemand fich feine eigenen Sachen verfprechen 
läßt, weil er fie für fremde hält, ober wenn er fie im Namen eines 
dritten Jemandem verfpricht, weil er glaubt, ſie gehören diefem dritten ?®). 

4) Ein Irrthum im Dbjecte felbft, und zwar in Betreff der Iden⸗ 
tität?7) oder des Gefchlechtes?®) oder „der Subſtanz, wenn nämlich bie 
gewährte Sache von der verfprochenen Subſtanz gar nichts enthält oder 
3. B. nur von derfelben überzogen iſt 29), oder endlich in dem Falle, wenn 
zur Zeit des Abſchluſſes des Wertrages die Sache gar nicht mehr oder 
doch nicht einmal zur Hälfte eriflict *9)5 doch gilt der Vertrag, wenn der 
eine Theil dieſe Unvolllommenheit Tannte und menigfiens etwas nod) 
eriftirt. Eine Ausnahme von ben hier sub 4. aufgeführten Fällen tritt 
bei Schenkungen ein, wo dann der Irrthum unmefentlich If). End» 
lich gehört noch der Fall eines mefentlichen Serthumes hierher, wenn 
demjenigen, welchem für eine Sache ein Preis gegeben werben fol, we⸗ 
niger verfprochen war, als er zu hören glaubte 22), 

Für den Begriff des außerwefentlihen Srrthumes geben die 
Gefege als nähere, Beftimmungen an: 

1) wenn ber Irrthum in den Beweggruͤnden Liegt3®), es fei denn, 
daß der eine Contrahent dieſe Beweggründe ausdruͤcklich zu Bedingungen 
bes Vertrages gemacht hätte, oder daß er fich irrig rechtlich für ver: 
pflichtet hielt, das Rechtsgeſchaͤft einzugehen. Im erfteren Falle treten 
die Grundfäge von den conditiones defidientes ein, im legteren Falle 
wird wenigſtens die condictio indebiti gegeben. 


1 


— 


24) L. 82. D. de rebus creditis. (12. 1.) 

25) L. 18. pr. $. 1. D. eod. L. 19. — D. de contr. emt. (18. 1.) 

26) L. 3. $. 4. D. de contr. emt. (I8. 1.) L. 45. pr. D. de R. J. 
(50. 17.) L. 35. de acquir, rer. dom. (41. 1.) 

27) L. 34. pr. D. de acquir. vel amitt. 088, 4, 2. L. 9, r. L. 
57. de contr. ar (28. 1.) . e ( I. e ; 

28) L. 11. $. 1. D. de contr. emt, (18. 1.) 

29) L.4.$.1.D.L. c. 

30) L. 57. pr. D. l. c. s 

81) L. 1. $. 2. D. de pign. act. (13.7.) L. 22. D. de V.O. (45. 1.) 

32) L. 52. D. locati. (19, 2.) 

93) L. 52. 65. $. 2. D. de eond. indeb. (12. 6.) Const. 7. C. de 
cond. ob caus. dator. (4. 6.) Aeltere Rechtslehrer beftritten dieß. 
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2) Wenn ber Natur des Contracte® nach die Eigenfchaft einzehe 
Sachen gar nicht In Betracht kommen kann?*). 

Die Wirkungen des weſentlichen Serthurnes find Nichtigkeit de— 
Vertrages; das aus Irrthum bereits Geleiftete Tann zurüdigeforbert wer 
den, und wenn ber andere Contrahent ben Irrthum des Gegners kanate 
ſo kann biefer gegen jenen ex capite doli Magen. Der außerwefentlice 

Jrrthum bat an fic keine nachtheiligen Folgen in Bezug auf das Rechts⸗ 
geſchaͤft: doch koͤnnen bier wegen gewiſſer phyſiſcher ober rechtlicher Fehle 
der Sache, Ingleichen wenn ein Irrthum im Werthe bes Verttagsgegen⸗ 
ftandes flattfand, die bekannten Mechtsmittel wegen praestatio erictio- 
nis, laesio enormis u. f. mw. Plag ergreifen. 

D. Im Strafrehte ift zwiſchen Rechtsirrthum und factiſchem 
Irrthume durchgaͤngig zu unterſchelden. Bei dieſem gilt als Regel nach 
roͤmiſchem Rechte (das auch im gemeinen teutfchen Strafrechte hier die 
Norm gibt), daß er nicht entfchulbbar fei, da jeder Bürger die Verfü: 
tung habe, ſich Kenntniß der Strafgeſetze zu verfchaffen?®). Ausmahmen 
von diefem Grundſatze treten ein 1) bei Pollzeigeſetzen ſowohl wenn bie 
Unmöglichkeit der Geſetzkenntniß, unb zwar binfichtlich einer nicht an ſich 
rechtsverlezenden Handlung, vorliegt oder wenn ausbrüdlich wiſſentliche 
Uebertretung dieſes Geſetzes gefordert wird ?*). 2) Dinfichtlich der Frauen, 
der Minderjährigen und der rustici bei einigen Polizeivergehen bes roͤmi⸗ 
fhen Rechtes?”). 3) Wenn ber Rechtsirrthum fich nicht auf die Straf⸗ 
barkeit der Handlung, fonbern auf einen anderen Punkt beziehe, deſſen 
Beruͤckſichtigung zum Thatbeftande bes Verbrechens achört, mas nament⸗ 
lich bei peivatrechtlihen Sägen ber Fall fein kann ꝰe). — Die neueren 
teutfchen Geſetzgebungen pflegen mit wenigen Ausnabnıen bie Entſchulb⸗ 
barkeit des Rechtsirrthumes auszufchließen. 

Was den factifchen Jerthum und zwar fpecieß den Ierthum im 
Dbjecte anlangt??), fo find In neuerer Zeit fehr abweichende Anfichten 
unter den Suriften aufgefellt worden. Nameutlich trennt Pfoten: 
‚bauer ben Irrthum von. ber aberratio; unter jenem verfteht er den 
Fall, wenn die Identitaͤt des urfprünglich gewollten und des nachher durch 


84) L. 62. $. 2. D. de contr. emt. (18. 1.) L. 38. pr. D. de aedil. 
edicto. (21. 1.) L. 15. $, 8. D. de dolo malo. (4. 3.) 

— — an. 12. C. de iuris et facti igner. Const. 9. C. de legibas. 
ov. 66. c. 1. 

86) L.9. 9.8. D. h. t. 1.3.5, 22. D. de SC. Silaniano. (29. 5.) 

87) Die einzelnen Gefehftellen f. bei Wächter, Lehrbuch IH. J, ©. 121. 
Bgl. neues Archiv bed Griminalrechtes Bd. 12, ©. 264 ſig. 

88 — $ 1. L. 3. D. de usarpatt. (41. 3.) L. 25. 9.6 D. ⸗ 
er. pet. (5. 9. 

39) Die Literatur hierüber iſt in neuerer Zeit reichhaltiger geworben. ©. 
vorz. Geib's Auffäge über den Ginfluß bes Irrthums in Berug auf das D% 
jeet im Strafrechte, im neuen Archive bed Griminalredites Jahrg. 1837 und 
1838, und die Schriften von Pfotenbauer: ber Einfluß des factifchen Im 
thums auf bie Strafbarkeit verfuchter Verbrechem Leipzig 18385 der Einf 
des Irrthums und ber fogen. Werirrung auf bie Strafbarkeit vollendeter Br 
brechen. Ebend. 1839. 8. 
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die That verlegten Objectes in Folge einer Verwechſelung Seiten bes 
Handelnden aufgehoben wird, unter ber aberratio hingegen, wenn biefe 
- Aufhebung aus Außerlichen, von ben Wiffen und Wollen des Handeln⸗ 
den ganz unabhängigen und infofern mehr zufälligen Urſachen berrühet. 
Die Anficht der gemeinrechtlichen Praktiker geht der Mehrzahl nach bas 
bin, daß in beiden Fällen Einflußfofigkeit anzunehmen ſei; nur Einige 
. wollen im zweiten Salle eine mildere Beurtheilung 20) eintreten Iaffen et), 
Die erftere Anfiche*?) ift auch bie des franzoͤſiſchen und englifchen Mech 
tes, fo wie fie mit Modificationen auch in den neueren Strafgefeggebungen. 
Zeutfchlande Plag ergreift. Es wird namentlich, von dieſer Hegel aus» 
gefchloffen werden müfjen der Fall, wo bie Nichtidentität des beabſichtig⸗ 
ten und des verlegten Objectes ein ſchwereres Verbrechen begründet *?). 

E x. 


Inden ( juͤdiſches Gemeindeweſen, juͤdiſches Recht, Judenſchutz, 
Emancipation der Juden). 

J. Der Name-Suden (Jehudim, ’Tovdaios) kommt, obgleich «er 
von dem des Juda, bes bebeutendflen unter ben zwölf ifraelitifchen Stäms- 
men, feinen Urfprung herleitet, doc, in biefer Faſſung erft nach dem 
erſten babyloniſchen Eril vor, und es tft wohl zu vermuthen, daß unter 
den damals in den weftafiatifhen Reichen zerſtreut lebenden und daher 
auch unter den heutigen Tuben ein großer Theil den. früher fchon in Ges 
fangenfchaft abgeführten oder im nördlichen Paldftina gebitebenen 10 Staͤm⸗ 
men angehört. Ohne biefe Annahme würde theils die ungeheuere Ver⸗ 
mehrung bed einen Stammes (Benjamin war ohnehin nicht zahlreich), 
theild das gaͤnzliche Verſchwinden Legtgenannten zu fehr auffallen 
Man hat zwar feit dem vorigen Jahthunberte an der Lüge von Malabar, 
in China und an ber Oſtkuͤſte Afrika's, in Abyffinien zumal Refte jener 
10 Stämme finden wollen. Indeß find diefe Entdedungen fehr ſchwan⸗ 
kend, unb bie Zahl der Vorgefundenen tft jedenfalls zu Elein, als daß 
man je ber ſtarken Bevölkerung des früheren israslitiihen Staa⸗ 
te8 dan ich zufrieden geben koͤnnte. 


So viel iſt indeß in Gewißheit gefegt, daß 536 v. Chr. unter 
Cyrus ein Theil der in Perfien wohnhaften Juden nach Paläftina zuruͤck⸗ 
gekehrt ift und unter dem Fürften (Naffi) und Statthalter Serubabel 
einen, zuerft unter perfifcher Oberhoheit ftehenden, juͤdiſchen Staat grüns 
beten, welcher durch fpätere fortgefegte juͤdiſche Einwanderungen an Be⸗ 
voͤlkerung gewann, namentlih aber feit Esra's Ankunft (480 ober 
4581)) von größerer Bebeutung wurde und unter Nehemia’s Statte 
balterfchaft (um 444) an Confiftenz zunahm, Indem feine Verfaſſung 





40) Rad L. 4. D. 47. 10. 
41) Für durchgängige — find Zachari a4 und Lu den (in ihren 
Sch vom 3 fo wie Geib a. a. O. 
a 2) u Mittermaier in Schug ninmt, gu Keuerbad, 
ote L au $. 57. 
43) bie von Mittermater a. a. D. angeführten Gefehgebungen. 
1) Bertheau, zur Gefchichte der Iſraeliten, zwei Abhandlungen, ©. 398. 
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hergeſtellt, feine Staͤdte befeſtigt und feine Cultur ausgebildet wire. 
Recht und Geſetz und, theils zum Schutze beider, theils zur geiſtigen kr 
hebung einen als Gegenſtand ber Anbetung ein einziges ewiges Weſen a 
die Spitze ſtellenden Cultus zu begründen, war dieſer Maͤnner Beſtreia 
Innere Zerwuͤrfniſſe, aͤußere weltgeſchichtliche Ereigniſſe, bie mi 
tigen Nachbarſtaaten und das wechſelnde Schutzverhaͤltniß zuerſt zu Io 
ſien, von 881 hinab zu Griechenland, von Seleucus an — mit Au 
nahme der 98 Jahre, während welcher es ſich unter aͤghpüſcher Die 
herrſchaft fett ber Eroberung Jeruſalems durch Ptolemäus Lagi an, befan 
— zu den forifchen Königem führten Zwift, Krieg, Not, im aß 
: gemeinen Störung des einfachen Volkslebens und Sittenvereriaif her 
bei. Noch einmal zwar flammte bie Nationalbegeifterung anf, der Frei⸗ 
heitstampf ber Maccabder von 167 v. Chr. an, eine Epode, die im 
den herrlichſten Zeiten des jüdifchen Volkes gezählt werben darf un ie 
eine Anzahl koͤſtlicher Pfalmen angehört, . ftellte fogar, nachdem br ir 
rifhe Schugherr, Antiohus Epiphanes, ben Tempel geſchaͤndet sad 
Sögendienft hatte aufdrängen wollen, 143 die Souverinetät des Staetes 
wieder her. Aber der Sreiheitsraufch war von kurzer Dane. Parte⸗ 
zwifte und Anfeindungen, welche ſtets freiwillige ober erbetene Einmifdum 
von außen hervorriefen, griechifche, fpäter roͤmiſche Sitten und Eure, 
endlich die Intriguen und die Herefchfucht der Hohenprieſter vor allen, 
welche die höchfte Staatsgewalt fo oft für fich in Anfprud nahmen, bi 
es ihnen wirklich gelang, auf ſolche Weiſe die Verfaffung zu erfhütten, 
brachten das Staatsgebäude trog der noch unausloͤſchlichen Nationallice 
zum Wantın. Go warb es moͤghhh gemacht, daß die koͤnlgliche Gewalt, 
welche bei den Machfolgern ber Maccubder fich gehalten hatte, von ben 
Römern im 3. 54 abgefchafft werden Eonnte, daß Graſſus und Gaſ⸗ 
fius ben Zempelfhag raubten und Tauſende von Juden zu Gefangene 
machten und daß, obgleich Julius Caͤſar eigene Verfaſſung, on und 
Geſetzgebung den Juden in Palaͤſtina zugeſtand, ein üthen 
mochte, und, nachdem die Römer einmal ihre Herrſchaft mädı 
tigm Einfluß im Staate befeftigt hatten, auch trog eines, m der Se 
fhichte feines Gleichen ſuchenden Freiheitskampfes, Jeruſalem nebft dem 
Tempel von Titus zerſtoͤrt und der bisherigen theilmeifen Unabhaͤngigkett 
der Juden förmlich im 3. 70 nach Chriftus ein Ende gemadt wurde. 
Das Eril begann, wie früher freiwillig, jegt gezwungen. Dem (dm 
vor der Zerſtoͤrung des Tempels findet man In dem meiſten toͤmiſches 
— namentlich in Kleinaſien und Rom, eine gtoße Baht ‚os 


en. 
Beſchraͤnkt und in den meiften Staaten in unferen Tagen auf Im 
richtigen Begriff zurückgeführt iſt bie jüdifhe Gemeindeverfaſſunz, 
praktiſch giltig erſcheint das jüdifche Privatrecht, welches him und ba md 
in einem großen Umfange, größtentheils aber nur in Bezug auf die 
anwendbar ift, — 
Die Gemeinde⸗ und Kirhenverfaffung ift heutzutage ei 
‚ um fo einfachere, als beide in ber Hauptfache ein Ganzes bilden, De 
erftere meift nur ber zweiten halber vorhanden iſt, und groͤßtentheils jede 
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Zemeinde für fich beſteht, ohne von einer anderen felbft in zefigiäfer 
Zeziehung. abhängig zu fein. Eine ausreichende Geſchichte derfelben 
duͤrde Intereſſe gewähren und vor allem das Dunkel aufhellen, welches 
n biefee Beziehung oft in ber Gefchichte der europälfchen Juden nad 
em Eril bis auf bie neuere Zeit herrſcht. Größeres Licht iſt uͤber ben 
zuſtand eines großen Theiles dee morgenlänbifchen ‚Gemeinden bis ins 
11. Saprhumbert verbreitet. In Paläftina dauerte zundrberit das Inſtitut 
e6 Patriarchates, wie es früher beftanden hatte, auch nach ber Zerftörung 
»es Tempels fort, und deſſen Inhaber (Naſſi) vereinigte burch ben 
Imftand,, daß ſchon zur Zeit des jübifchen Staates mit den aufßerordents 
ich zahlreichen, namentlich größeren Synagogen Unterrihtöfäle, Gelehr⸗ 
en= und Rechtsfchulen verbunden waren, mit ber Oberkirchen⸗ auch eine 
berſtrichterliche und Megierungegewalt, fo daB im allgemeinen für 
ene Gegend, wollte man mit der neueren Sprache reben, ein Staat 
m Staate noch mehrere Jahrhunderte hindurch angenommen werben Tann. 
Der feiner koͤniglichen Abkunft nach Thon mit gemaltigem Anfehen bes 
Heidete Rabbi Gamaliel warb als Fürft der Gemeinden inner, und 
mßerhalb des heiligen Landes in feiner Eigenfchaft als Vorſtand und 
yortragenber Rabbi in der Synagoge angefehen, unb dag man aud im 
Rechtsfachen feiner Autorität fich gern unterwarf, war um fo natürs 
icher, als die Juden allenthalben in jener Zeit den Begriff einer flaats 
ihen Einheit nicht gern aufgeben mochten. Daß indeß eine gleichfalls 
ms Rabbinen gewählte Behoͤrde feine Macht befchränkte, fcheint gewiß. 
Auch ein Synedrium von 71 Perfonen warb von Ihm nuc dem Vor 
sitde des früheren für höchfte Entfchelbungen in geiftlichen ſowohl als 
veltlihen Dingen eingefest?). Durch Hadrian's Verwuͤſtungen in Palds 
tina, welcher auf den legten Trümmern Serufalems bie Aelia Capitolina 
baute und Verbote gegen den jübifchen Glauben erließ, Löfte ſich zwar 
‚a8 palaͤſtinenſiſche Patriarchat aufz doch bildeten die nach dem Norden 
Seflüchteten neue, bald blühende Gemeinden zu Sephuris und Tiberias 
and wiederum warb zu Jamnia eine hohe Schule, Patrlarchat und eine 
Art von Synedrium errichten?) , deren Sig und Glanz jedoch gegen das 
Ende bes 2. Jahrhunderts nach Tiberiad uͤberging. Die Patriarchen 
jebiehen zu großem Anfehen, durch ihre Einkünfte zu großem Reichthum 
and fcheueten fich oft nicht vor Hintanſetzung römifcher Gefege, daher 
de Amt von Theodos beſchraͤnkt worden If). Bald darauf hörte es, 
us Ohnmacht, Inneren Zwiſtigkeiten ober Mangel an würdigen Nach⸗ 
olgern gänzlih auf. — Indeß hatten in Babplonien die Schulen ſich 
m 2. und 3. Jahrhundert gehoben und ein Oberhaupt (Mefch« Gelutha, 
Haupt bes Eriles) in Nahardea fich gefegt, weiches feine Autorität oft bis 
me Despotie fleigerte, und unter ber perfifchen Herrſchaft diefelbe, fotsie 
jieß überhaupt von dem Wohlbehagen der Juden unter biefem Scepter 
ver Fall war, behielt. Im 6. Jahrhundert finden wir bie Häupter ber 





* 


Th. 4, ©. 27 


2) Jo ſt, Geſchichte der Ifracliten Th. 3, S. 192 fig. 
3) Joſt a. a. D. Th. . 27, 29. 
4) L. 8. L: IV. T. XXII, Cod. Theod. 
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gelehrten Schulen zu Sura und Pumbebditha ihm zur Selte (Reſche 
Meſchibta's)*). Die Mohammedaner ließen nach ihren Eroberungen dicſe 
Verfaſſung unverruͤckt, ber zufolge den: genannten Schulhaͤuptern ke 
gefeggebende, dem Reſch⸗Gelutha die vollziehende Gewalt übertrages 
wa). 

Die legten Spuren bes Spnebriums zu Tiberlas finden ſich fd 
ums Jahr 500. Die Schule zu Sara endete 927, die zu Pumbebithe 1097; 
mit ber legten erlofch zugleich das Patriachat, nachdem der Chalif Ab 
dallah Kaim Beameillah den legten Reſch⸗Gelutha hatte Hinrichtem laſ⸗ 
fen’), und von jegt an iſt von einer gemeinfchaftlihen WBerfofjung der 
Juden felbft Im Morgenlande nicht mehr die Rebe. 

Die Gemeinden in den abenbländifhen Reichen hatten eine ſolche 
wohl nie gefannt. Sie warm und blieben vereinzelt, ihre Synagege als 
Mittelpunkt betrachtend. Daß ein Rabbiner oder Talmubgelehrter eimer 
ſolchen in ber Regel vorftand, iſt mehr als wahrfcheinlich, fo wie aut, 
dag frühzeitig die Gemeinden ihre Vorficher wählten. Die Spnagege 
aber hatte bis auf bie neuefte Zeit bie dreifache Bedeutung eines gottes⸗ 
dienſtlichen, Gemeinde⸗ und Lehrhauſes. Wo es die Kräfte der 
Gemeinde zullegen und wo namentlih, wie in ber Alteflen Zeit, eigens 
gebaute Synagogen waren, ba bildeten bie Gemeinde⸗ und Talmudſtube 
(BerhsHamidrafh) befondere Locale; konnte dieß aber nicht gefchehen, 
fo diente das Betzimmer auch zu biefen Zwecken wenigſtens in der Haupt 
ſache. Kein Wunder auch, da die Synagoge der einzige Zufluchtsert 
oder doch — wenn die Verfolgungen felbft diefen nicht kannten — ber 
Sig des Troftes und der Erhebung zu Gott blieb, und jedenfalls immer 
das Mittel-die Gemeinde zu verfammeln, was außerhalb derfelben oft 
nie gefchehen durfte. Daher der bis In das jegige Jahrhundert foctges 
fegte Gebrauch, talmubifhe Differtationen im Bethauſe zu halten und 
Semeindeplacate an bie Synagoge zu heften, auch wohl dergleichen Be⸗ 
kanntmachungen darin vorzutragen. | 

Die Verfaffung ber jüdifchen Gemeindevermaltung it in her neues 
gen und neueften Zeit, in Teutſchland namentlich, duch, Staatsgeſetze und 
Verordnungen großentheil® geregelt worden. Aber auch yo dieß nicht 
bee Fall ift, werden wohl felten — wie in vielen Gegenden Rußlands 
und Polens und überhaupt da, wo das jüdifche Recht feinem größten 
Umfange nach nod gilt — bie Beſtimmungen bes legteren über (ie 
meinbewefen zur Anmendung kommen; obwohl biefelben in früheren Ze⸗ 
ten, wie eine geboiffe Gleichförmigkeit hierin zeigt, die Norm hierzu bil 
beten. Vielmehr werden biefe Angelegenheiten duch Statuten, ber 


viele fi) aus frühen Perioden finden, oder durch den Gebrauch georbnet. 


Vorſteher oder Aeltefte (Parnaffim — Pfleger — Zube — Vorzuͤgliche) 
in ber Baht von 7, 21 u. f. f., auch 3 in kleineren Gemeinden, wel 
aber, ſchon nach juͤdiſchem Rechte, bei wichtigen Angelegenheiten, ſaͤmm⸗ 
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be felbftftändige Gemeindeglieder, ober in großem Gemeinden einen aus 
nfelben gerwählten Ausfchuß berufen, auch durch einen ſolchen im Rech⸗ 
ingsweſen controlirt werden, ſtehen an ber Spige der Gemeinde. Sie 
ben größtentheil® auf Zeit von ber letzteren gewählt, auch wohl hie 
ıd da von den öffentlichen Behörden ernannt. Aeußerſt felten erhalten 
: von ben Gemänden — vom Staate nirgend — eine Befolbung, wie 

Drag noch heutzutage. Gewöhnlich vereinigen fie zugleich hiermit bie 
uffiche über die Ordnung in ber Synagoge, wiewohl diefes Amt zuwei⸗ 
n von ihnen Anderen übertragen wird, oft auch, namentlich, in Fami⸗ 
ms ober Stiftimasfpnagogen, ihnen gar nicht zufteht. ebenfalls aber 


hört ihnen die Verwaltung der Einkünfte und Ausgaben der Gemeinde, 


ich die zweckmaͤßige Erhebung derjenigen Steuern, welche bie Erhaltung 
ꝛs Cultus, die Öffentliche Erziehung und der Ritus erfordert. Zu bem erfteren 
ehört die Befolbung des Mabbiners — welche gewöhnlich auch da, wo 
ee Staat ſich derfelben unterzogen bat, eines Zufchuffes Seiten ber Ges 
zeinde benoͤthigt iſt — und der Synagogenaufwand; bei ber zweiten ift bie 
Erhaltung ber Gemeinbefchulen zu erwähnen, welche in Teutfchland größtens 
heils in gutem Zuflande find und zum Xheil zu den ausgezeichnetften 
Hementaranftalten gerechnet werben (außerorbentliche Anftalten, wie das 
Sacobfon’fche Inftitut zu Seefen und das auf dee Gpmnafiaihöhg ſtehende 
uaͤdiſche Seminar zu Berlig gehören nisht In diefen Bereich). nſchens⸗ 


berth wäre indeß die Nachahmung des Beiſpieles, welches das Kurfuͤr⸗ 
tenthum Heſſen in dieſem Jahre durch die Einrichtung gegeben hat, daß 


wre zu gewiſſen Stunden des Tages die Kinder verſchiedener Confeſſionen 
ım ihre vefpectiven von Staatswegen heprüften und angeftellten Religions⸗ 
ehrer ſich vereinen, während, von diefem Unterrichte abgefehen, bie Staus 
ensparteien, alfo auch bie jübifche, Beinen Unterfchied in ihren Schulen 
ennen. Bon biefem gemeinfamen Unterrichte ift vorzüglich das Fallen 
er eingebildeten Scheidewand ber Glaubensparteien zu erwarten, des 
Daupthinderniffes, welches der bürgerlichen Gleichſtellung entgegenfteht, 
m theils die oft leiber mit der Muttermilch eingefogenen und in der 
Schule bier und da noch gepflegten Vorurtheile hierdurch im Keime ers 
lickt werden, theil$ durch den gegenfeitigen Umgang gar nicht auflommen 
Iönnen. Der Ritus endlich zählt ausfchließlich als Angeftellte die Schaͤch⸗ 
:er und bie bei Ausftellung von DVerlobungss, Ehepacten, Scheibebriefen 
md ähnlichen Urkunden nöthigen Schreiber und Zeugen, fogen. Bes 
jlaubte (Meemanim), welche Iegtere auch großentheils als folche bei 
Fidesleiftungen In ben Gerichten fungiren. - Sie müflen einen unbefled. 
en Lebenswandel geführt haben und die erften, was aud) auf bie legte 
en zum Theil fi erftreden follte, vom Rabbiner geprüft fein. In 
Heineren Gemeinden ift das Amt des Vorfängers mit dem bes Schaͤch⸗ 
ers und Beglaubten vereinigt, ja oft auch damit das Rabbinat felbft, — 
vas freilih nur bei dem Mangel der Einkünfte der Fall fein follte, 
weil eine ſolche Vereinigung, namentlich des Schächters, ber Würde bes 
Rabbiners unmöglich entfpricht. 

Die Aufficht über die inneren Gefege des Gottesdienftes und bes 


Ritus ſteht dem Rabbiner zu (bei einigen vituellen Acten bedarf er zweier " 
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Beiſitzer, Dafanim, Richter), weßhalb derſelbe auch oft bei bloßen Bes 
waltungsfragen, welche aber einen rituellen Punkt betreffen, von ben 
Vorſtehern zugezogen wird. Die Schulangelegenheiten werben ihm nur fels 
er allgemeine, wiffenfchaftliche Bildung nicht befigt — was aber in Zeutf& 
land in kurzem gar nicht mehr der Fall fein wird — nicht anvertraut 
In vielen Gemeinden ber Staaten, welche den Cultus ber oberften, bie 
fem Zweige / allgemein vorftehenden Behörde unterſtellt haben, iſt im biefen 
und in Angelegenheiten der Synagoge ein Cultusvorfland ernannt, weichem 
in der Megel der Rabbiner an ber Spitze fleht und welcher entweber als 
Unter: ‚oder falle mehrere Gemeinden von bemfelben geleitet werden, als 

-Oberttechenbehöxde fungirt (in Württemberg führt der Vorftand biefen Mas 
men ausdruͤcklich). An Frankteich (auch in Belgien und der preuf. Rheinpros 
bins) gibt es juͤd. Confiflorien, deren Rabbiner (grands rabbins) alle vom 
Staate befolbet werden und an deren Spitze das consistoire central des Israd- 
lites en France ſteht. — Daß jeber Rabbiner philofophifche und acabemile 
Bildung befige und einer Staatsprüfung ſich unterwerfe, auch vom Stante bes 
flätige werde, HR großentheil6 in Teutſchland — In Preußen nathrlic nicht — 

‚ Aingefährt, ſollte aber auch allenthalben ber Kall fein und mit mehr Strenge, 
namentlich in Defterreih, wo Joſeph IL. Mandat in biefer Beziehung 
fede oft gimgangen worden tft, gehanbhabt, werben. Eine allgemeine 
jübifhe collegialiſche Behoͤrde zur Prüfung übe die rabbinifche Fir 
higkeit fehlt leider noch ganz und gar, trotz bed in letzter Zeit fo dringend 
und laut gewordenen Wunſches nach einer juͤdiſch⸗ theologifchen Kacuttät. 
Die Gemeinden wählen ihren Rabbiner, nachdem berfelbe von einem 
andern die Semicha (Ordination, welche in früherer Zeit den biblifdyen 
Gebrauch des Händeauflegens durch einen großen Lehrer, wirklich mie 
bei den Katholiken, aber bei Prieftern und Laien, enthielt, im 11. Fahrh. 
etwa wieder auftaudyte, aber jegt nur In einer friftlichen Erfiärung bes 
fteht) wehalten hat. — Landrabbiner gibt es in Hannover, Württemberg, 
Heften, Schwarzburg, Mähren und Böhmen. 

Uns diefer Skizze ſchon erfieht man, daß ihrer immem "Ein 
richtung zufolge — außer wo ber Staat abſichtlich durch Erhebung 
feiner eigenen Steuern durch die Gemeindeätteften, durch Geltenlaſſen 
bes jüdifchen echtes für die Praris und ähnliche unpolitiſche Ein 
eihtungen bie Stellung verrückt bat — bie juͤdiſchen Gemeinden 
trotz der ſcheinbar weltlichen Vorſteher, Schächter u. f. w. nichts mehr 
unb weniger als Religionsgemeinden find. So lange rituelle Geremonien, 
fo fange noch Speifeverbote bei den Juden exiſtiren — und eines wie 
das andere ihnen zu entziehen, fel auch die Zahl derer, welche die letzte⸗ 
een beobachten, noch fo gering, koͤnnte keiner Staatsobrigkelt beigchen 
ohne die Abficht, die Gewiſſensfreiheit zu verlegen — fo lange koͤnnen 
foihe Beamtete, wie Beglaubigte und Schaͤchter, nicht entbehrt werden. 
Die erfteren bieten, fo fange überhaupt die Ehe einen kirchlichen Cha 
rakter im Staate behauptet, nichts Beſonderes dar. Anders dürften freis 

lich bie letzteren erfcheinen, ſobald man biefelben nicht von dem Stand 
punkte der Juden aus betrachte. Trotz biefer ihrer Zwitternatur aber 
zwiſchen gemöhnlichen Gewerbtreibenden und zur Erhaltung riner refigiöfen 
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Strenge Angeſtellten — wozu eben der gute Ruf erfordert wird — darf 
man dieſelben doch m ſich keinesfalls den Cultusbeamten zurechnen, daher 
hre Beſoldung von Staatswegen, felbſt vom liberalſten Geſichtspunkte 
us, mit Recht nicht fordern. Bedarf es aber hierzu, fo wie auch na⸗ 
nentlich zur Erhaltung bes Cultus, Auflagen ®), welche yon ber Gemeinde 
elbſt aufgebracht werden muͤſſen, ſo erklärt ſich hierdurch die Nüglichkeie 
ver Gemeindevoritände von felbft, weil dieß ben Drtsobrigfeiten gewiß 
nehrere und koſtſpieligere Mühe machen würde. Daher haben die meis 
ten Staaten biefes mehr ber Civil: als Cultusſphaͤre angehörige Amt der 
Borfteher trotz der vollkommenen bürgerlichen Gleichſtellung ber Juden 
sicht aufgehoben, weil dieß wohl wuͤnſchenswerth, abet unihunlich ift. 
Daß indeffen diefe Vorfteher nicht als förmlich gefchiedene Unterbehörben 
u betrachten find, fondern von den gewöhnlichen Ortsobrigkeiten controlict, 
yaher auch Recurſe von ihnen, 3. B. über angufechtende Auflagen ducch 
yie letzteren, nicht aber direct bei den Mittelbehörben angebracht werden 
nüffen, folgt aus ihrer ganzen Stellung. Auch haben die Verordnungen 


inzelner Staaten, wie in Sachfen, Württemberg, Heſſen u. ſ. w., bieß 


merkannt. 

Nur ein vollkommenes Mißverſtaͤndniß ber Stellung dicher Religions⸗ 
zemeinden und bes Verhaͤltniſſes der Juden zum Staate, nur ein Miß⸗ 
zriff in die ganze innere Organiſation der letzteren, kann zu dem Ent⸗ 
hluffe führen, die Judengemeinden als geſonderte bürgerliche (politiſche) 
Sorporationen zu betrachten. Denn abgeſehen davon, daß bie Kluft 
mifchen ben Meligionsparteien hierdurch ermeitert und die Möglichkeit der 
yürgerlihen Gleichſtellung im wahren Sinne in bie blaue Ferne geruͤckt 
ft — was zwar mit biefem Spfteme auch unverhohlen ausgefprochen wird 
— fo bürbdet der Staat ſich felbft eine Beaufſichtigungslaſt und eine 
Behörbenvervielfältigung auf, welche ex fehr wohl erfparen kann. Uner⸗ 
vähnt kann man hierbei Igfien, daß die fo politifch Abgefperrten und im 
ih Zuſammengedraͤngten den Staat im State von nun an wahrhaft 
ilden, und, weil man ihnen den erſteren aufgebrängt hat, letzteren, den 
sahren Staat, jedenfalls für ben entfernteren, fliefudterlichen betrachten 
eben, den zw bereichern eine Sünde if. Die Mittel, biefen Ges 
anken auszuführen, Eönnten bei ber Abfperrung in politifche Judenvier⸗ 
el unmoͤglich fchwer fallen. Es ift daher. anzunehmen, daß der koͤnigl. 
reußiſche Gefegentwurf, welcher diefes Syſtem auszuführen gedachte 
— der erſte biefer Act in der ganzen civiliſirten Welt feit der franzöfifchen 
tevolution — und welcher durch ein Eircularrefcript der Pofener Regie⸗ 
ıng an die Lanbräthe im April 1842 des Naͤheren bezeichnet wird, ins 
em daſelbſt eine förmliche Drganifation von Räthen, Repräfentanten u. ſ. w. 


8) Diele find zweifacher Natur, indem in vielen Gemeinden indiraste Ab⸗ 
ben, meift durch Erhöhung der gewöhnlichen Sleifchtare, in anderen, welche 
e Befteuerung des Armen ganz verwerfen, directe, durch Schaͤhung der wohls 
ibenden ſelbſtſtaͤndigen Mitglieder (Fruch), hierzu erhoben werden; in noch 
weren kommen beide Arten zugleich in Anwendung. . 
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zum Vorſchein kommt, auch dann nicht in die Wirklichkeit übergegangen 
fein wärde, wenn ſelbſt bie aus allen Theilen bes Reiches Dagegen einge 
gangenen energifchen Proteftationen ber jübifchen Preußen das Medeni- 
tiche des Projectes gezeigt hätten. 

Das jüdifhe Recht iſt ber Inbegriff aller ausſchließlich bei ben 
Juden, inſofern ihre Rechtsſachen darnach behandelt werben, geltenden, 
von ihnen feibft entwidelten und ausgebilbeten Rechtsnormen. Im wer 
teren Sinne wird man bierunter auch den jübifhen Pro zeß verfichen, 
Da nun, fo weit jädifche Verhaͤltniſſe im Staate allenthalben bekannt frud, 
die Criminalgerichtsbarkeit, fo wie das öffentliche Recht, dem letzteren, 
ihnen felbft aber wohl nirgends zufteht, fo ann nur bas juͤbiſche Pri⸗ 
vatrecht noch von practiſchem Werthe fein. Auch von biefem aber dürfte 
wiederum, einige Strihe im Umfange des früheren polnifchen Rades 
und mehrere aflatifche und afrikaniſche Länder ausgenommen, ber gtoͤher 
Theil hinwegfallen, und in Teutſchland bleibe nur der Theil bes jübe 
fhen Eherechtes, welcher ſich auf Eingehung und Trennung berfelben 
bezieht, namentlich auch wegen ber Gollifionsfälle deſſelben mit dem Law 
bedcechte,, tig, felbft da, wo buch das legtgebachte auch das juͤdiſche 
Eherecht in Bezug auf Scheidbungen fürmiidh aufgehoben iſt, mie im 
Dreußen durch das Edict von 1812. Collifionen treten zuweilen dann em, 
wenn bie ordentlichen Gerichtsbehoͤrden zufolge ber Landesgeſetze auf Tren⸗ 
nung einer Ehe ſprechen, während der Rabbiner zufolge der juͤdiſch⸗recht⸗ 
lihen Beſtimmungen durch ben Scheidebrief biefelbe zu vollziehen Be 
denken trägt. Hiermit flimmt felbft das canon. Recht überein (Decretal. 
Tit. de 3ad.; c. 8. X. de divort.; c. 4. X. de cons. et afl). (‚Davon 
unten.) Dagegen gilt wohl feibft das jübifche Erb: und Vormundſchafte⸗ 
recht, tie im vorigen Jahrhunderte oft ber Fal war, nirgend meht 
in Zeutfchland. Im römifchen Reiche galt die Autonomie der Juden im 
Drivatrechte unbefchränkt (Juvenal, Sat. 14 v. 99.) bis ins Jahr 398, 


wo fie Arcabius aufhob (L. 8. C. de Jud.). Unter der Dereiägaft der 


Araber und im fpäteren Mittelalter erfand fie, wenigſtens in Bezug 
aufs Privatrecht. In Teutſchland erhielt fie fich zum Theil in der neueren 
Belt, obgleich fie im allgemeinen durch Kaifer Rudolph U. im J. 1582 
mit ben Worten aufgehoben worden iſt: Diewell deum bie gemeine Juͤ⸗ 
bifchheit nach Inhalt unfrer Vorfahren, ſich gemeiniglich in allen Fällen, 
barinnen Beine Fuͤrſehung gefchehen, unfer und des heiligen roͤm. Reich 
gemeinen Rechten gebrauchen fol und mag. In Preußen namentlih 
entzog erſt ein Reſer. vom 2. Febr. 1700 den Rabbineen alle Juris⸗ 
dietion, obſchon die Beobachtung ber juͤd. Ritualgefege in Eher, Ber 
munbfchaftsfachen und Succeffionsfätten bem ordentlichen Richter zu 
Pflicht gemacht wurde und bis zum 3. 1812 beflanden hat. Alten 
befaß noch bis Ins Jahr 1842 vollkommene jüdifche Gerichtsbarkeit. Ja 
einigen preuß. Diſtricten iſt dieß ebenfalls noch ber Fall, inſofern as- 
druͤckliche Geſetze — das Landrecht hat es nicht gethan — dem jübifcen 
Rechte nicht derogiet haben. ; 

Leider fehlt und noch eine allgemeine jübifche Rechtsgeſchichte und 
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ine neue foftematifche Bearbeitung bes jübifchen Rechtes?). Beide find 
m fo wünfchenswerther, als ber bald zu erwähnende Schuſchan Aruch 
yeils noch nicht für den Schlußſtein angeſehen werden mag, weil das 
Bereohnheitßcecht bedeutender Gemeinden und Sagungen einzelner Rab« 
iner auch nachher, namentlih im Cherechte, ein allgemeines bleibendes 
(nfehen gewonnen, theils bie portugiefifchen (hochteutſchen) Juden jenen 
— in feinem ganzen Umfange und mit allen Zufägen nicht recipirt 
aben. | 


Recht, inſoweit es nicht durch bie fpäteren Vorfchriften aufgehoben wor⸗ 
en; 2) der babyloniſche Talmud (dev jerufalemitifdhe, vom Rabbi Jocha⸗ 
van, zu Ende bes 4. Jahrh. verfaßt, iſt in feinem ganzen Umfange nicht 
ecipirt), defien Inhalt theils aus der Mifchna (im J. 219 n. Chy, vom 
Rabbi Zehuda dem Heiligen gefammelt), theild aus dem fie ergänzenden, 


Als Quellen bes jübifchen Mechtes find anzufehen 1) das moſaiſche 


um Theil verwerfenden Sagungen ber babylonifhen Hochſchulen und 


en ihnen vorangegangenen Disputationen befleht und etwa um 468 ges 
ammelt worden ift. Diefer ift, fo mie ber früher genannte nicht recis 
iete,, aramaͤiſch gefchrieben und befteht. aus 36” Zractaten oder Faͤchern 
iller moſaiſchen Gefege, fie mögen ben Glauben, ben uptergegangenen 
Sultus, die Stantseinrichtungen, Ceremonien oder das Recht betreffen 29). 





9) In teutfcher, frangöfifcher und lateinifcher Sprache find allerdings ſchon 
ſeit älterer Beit zahlreiche Schriften über jüd. Hecht, meift von Ebriften, erfchie- 
nen, von benen einige treffliche Arbeiten, was namentlich, von ben Monographien 
gilt, zu nennen find. Doch geht theils ben meiften eine gründliche Kenntniß 
bes fpäteren juͤd. echtes felbft ab, theils find fie vom roͤmiſch⸗ rechtlichen Ge⸗ 
ichtspuntte aus verfaßt, enblich Herrfcht in vielen eine Werwirrung der Begriffe 
es juͤd. echte und der Rechte und Stellung ber Juden im Staate. So 
Thiel’s principia Jurispradentiae Judaicae, eine im einzelnen fehr anzus 
rkennende Schrift. Ebenfo Calvinus, Themis Hebraeo-Romana. Hanno- 
riae 1595. Außer biefen find zu nennen: Constantinus l’Empereur de 
‚eg. Hebraeorum forensibus Lugd. Bat. 1642. 4. Henr. Hottinge- 
"as, de iure Hebraeor. Tigur. 1655. 4. . W. Zepperi explanatio leg, 
aosaic. forensium. Herbornae 1614. 8. P. Zepperi collatio leg. Mosaic. 
t Romanarum Can. itidem et Saxon. iuriam (höchft ungruͤndlich). Halae 
632. Jo. Seldeni de iure nat. et gentinm secundum praecepta He- 
‚raeorum Lib. VII. Löndin. 1633, ; eiusd. Uxor hebraica (ereffiich). Jo. 8pen- 
eri de leg. Hebraeorum ritualibus et earum rationibus Lib. III. Hagae 
‚omit.1686. 4 Kaiser, de autonomia Judaeorum. Giss. 1897. Meyer, 
entent. Rabbin. de succ. ab intest. Hal, 1775. Michaelis, mofaifches 
tet. Recueil des loix, coutumes et usages observees par les Juifs de 
[etz en ce qui concerne lvars contrats de mariage, tutelles, successions, 
letz 1786 (auf Befehl Ludwig XVI. veranftaltet), Struben's rechtl. Be: 
enten- Sb. 4. Mendelsfohn, Bitualgefege ber Juden. Berlin 1778. 
Schröter, von den jüd. Rechten in deffen vermifchten Abhandl. Bd. 1. Halle 


785. Beſſel, fiber das bürger!. Recht der Juden in Zeutfchland nach gemeis. 


em teutfchen Rechte, im rhein. Mufeum Jahrg. III, ©. 433 fig. Bonn 1829. 

10) 3u al bie gottesdienftl. Vorträge ber Juden ©. 46 fig. Es ver: 
ent hier die Bemerkung einen Plat, dag lange Zeit, ehe neuere Ueberfegungen 
8 Talmuds vorgelommen — welche aber nicht über ben erften Zractat (Be 
achot von Löwe 1836 und von Pinner 1840) binausgelommen find — folche 
bon von Shriften vorhanden waren. So bie lateinifche Ueberfegung ber Mischna 


\ 
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3) Dee Alphaſi (Rif, die drei Anfangsbuchftaben von Rabbi far 
(A) Phafi, gemeinhin genannt), ein Auszug des Talmuds, mit Dim 
mweglaffung der Disputationen, um 1120. 4) Jad Hachafaka (die ſtacke 
Hand) um 1310 von R. Moſes Ben Maimon (Maimonides, Rambam), 
einem berühmten jüdifchen Denker und Arzt in Spanien, welches Wat 
ebenfalls wohl die Disputationen, nicht aber das unanwendbar Gewor⸗ 
bene ausläßt. 5) Tur oder die 4 Turim (Ordnungen) von R. Zacıb 
Ben Afcher (daher Baal [Herr] Haturim genannt) 1346, eine Zufans 
menftellung der practifchen Geſetze, nebft den fett dem Talmud binzuge 
kommenen Sagungen und Gewohnheiten. 6) Endlich verfaßte, auf legt 
genanntes Werk fußend und in derſelben Ordnung R. Joſeph Kara 
a) den fogen. Beth Joſſeph, b) den 1567 zuerſt erfchienenen Aus⸗ 
zug (Schulchan Aruch, gedeckter Tiſch) jenes Compendiums. Diefes 
Werk bildet das bei dem europaͤiſchen Juden fo ziemlich, aber durch kei⸗ 
nen allgemeinen Beſchluß, ſondern der Praris zufolge, recipirte Geſeh⸗ 
buch. In feinen ſpaͤteren Auflagen finden ſich die Zuſaͤze (Hagah, Be 
merfung) eines Krakauer Rabbinen, welche, wo fie bem Texte wider 
fprechen, bei den polniſchen, geößtentheils auch teutfchen Rabbinen gegen 
denfelben Giltigkeit, jedoch von den portugiefifchen Juden nicht anerfamt 
find. Ihre Bedeutung iſt in neu Zeit überhaupt in Fuge gezogen 
worden. 7) Noch größere Schwierigkeit bereitet ber Zweifel über bie, 
zum Theil und an manchen Orten in bie Praxis übergegangenen Ge 
wohnbeiten großer Gemeinden, wie namentlich im Eherechte die von 
Mainz, Worms und Speyer und die Sagungen einzelner Rabbiner, 
welche fpäterhin, ja bis auf bie neuere Zeit, Über einzelne Rechtsfra⸗ 
gen entfchleden haben. Unter diefen machen fidh die Ausſpruͤche einer Art 
von Synode bemerktich, welche viele Rabbiner Polens (Chafma Arba 
Arazot, die Weiſen der 4 Länder, worunter vier Provinzen des altm 
polnifchen Reiches verfianden werben) mit vielem Auffefen unter ihren 
Landsteuten im 17. und zu Anfange des 18. .Jahrh. bieten 't). 

Bon dem unter 6 b) genannten Coder enthalten, Anzeine Steien 
in den erften beiden, Sittens und Meligionsgefege betreffenden, heilen 
(4. 8. von dem Eigenthume der Synagogen u. a. m.) ausgenommen, nur 
bie beiden letzteren das anmwenbbare jübifche Privatrecht, und zwar ber 
dritte (Eben Hanfer, Stein der Hilfe) das Eherecht, der vierte (Chofchen 


von Guilielmus Surenhusius, unter dem Titel: Mischne, aive tetim 
Hebraeorum iuris, rituum, antiguitatum ac legam oralium systema cum da- 
rissinorum Maimonides et Bartenorae Commentariis, quibus aocedunt varie- 
rum auctorum notae etc. (Amstel. 1698-1703.) Fol. 3 Vol. — Ferner cin 
teutfche: Mifchna oder ber Tert bes Talmube: aus dem Hebrälfchen Überfest, 
umfchrieben und mit Anmerk. erläutert von Johann Jakob Rabe, 6 24 
Dnolzba 1760-1763. 4. — Derfeibe, Brachot ober das erſte Buch der 
Gemara. Halle 1774. 4. i 

11) Die von M. Mendelsſohn, auf BVeranlaſſung und umter Aufſicht 
K. Hirſchel's Lewin, Oberrabbiners zu Berlin, entworfenen Ritualgefte 
ber Suden, über Erb», Vormundſchafts⸗ und Eherecht, Haben nie auf gefeie 
liche Autorität Anfpruch gemacht, geſchweige denn diefelbe erlangt. Bei einigen 
practifchen teutfchen Juriſten ift biefe Meinung irrthuͤmlich entſtanden. 
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Yamifchyat, Bruſtſchild des Rechtes) Civilprozeß, Obligationen, Sachen⸗ 
nd Erbrecht. Die Lehre von der vaͤterlichen Gewalt und von ber Vor⸗ 
wndfchaft ift im Eherechte zerſtreut. Auch find die bier nach gemein« 
chtlichem Spfleme genannten Eintheilungen keineswegs fo im Codaer felbft 
on einander gefchieben, indem dort der Prozeß getrennt und ein Theil ° 
efielben mitten ins Obligationenrecht eingefchoben ift. Auf welchem Sys 
me überhaupt die dort getroffene Ordnung beruht, dürfte Stoff zum 
ſtachdenken geben, daher biefelbe bier nebft einigen auffallnden Eigen⸗ 
huͤmlichkeiten des jübifchen Rechtes folgen foll. N 

Im dritten heile (Eben Danfer) finden fich folgende Titel: 1) 
Zen der Gerichtsbarkeit (Drganifation derfelben. und Verfahren im Pros 
5) und vom Darlehnscontracte. Eingeſtreut find hier die Regeln über 
en Executivprozeß, weil die Urkunde das Dauptbeweismittel bei dieſem 
sontracte bildet. Ja, es geht dieß fo weit, daß im dieſem ganzen Capir 
ed meiſt nur won Schuldverfchreibungen die Rede ift und jedenfalls wich 

er wenigfiens für einen Uebertreter des Geſetzes gehalten (vor einen 
Blinden ſollſt Du keinen Anſtoß legen, 2. Bud Mof. 19,14) — 
kbfchn. 70 —, welcher Jemand ohne Zeugen Geld leiht. Auch in Ge⸗ 
enwart ber Zeugen aber bebarf es, um gewifle Nachtheite im Verfah⸗ 
en und namentlich das leichtere Leugnen des Gegners, überhaupt pro⸗ 
effualifhe Nachtheile zu vermeiden, entweber dev Verfchreibung oder des 
Mantelgriffes (Kinjan Sudar). Der Grundfag: pacta sunt ser-' 
'anda fcheint überhaupt nicht zu befichen!?, Dex Mantelgriff ſpielt 


— — 





- 12) Diefer Umftand, daß Mantelgriff , Verfchreibung und minbeftens zwei 
3eugen bie Perfectibilität der Gontvaete begründen und eine * aus ihnen 
ulaſſen und daß überhaupt und namentlich bei Schenkungen Golennitaͤten, 
ihnlich ben der altroͤmiſchen verborum obligatio, eintreten (wovon weiter die 
Rebe fein wird), kann zu ber Vermuthung führen, daß dieß hie ratio 
egis des Alteren teutfhen Rehtes war, wonach Berträge 
wiſchen Ehriften und Juden niht anders, als in Gegenwart 
ind unter Regiftrirung des competenten Richters giltig abs 
refhloffen werden koͤnnen. Bekanntlich hat das roͤm. Recht von dieſer 
Beichräntung nichts gewußt. Daß die Reichsgeſetze aber (Reichsabfch. v. 1551 
. 79: daß wann ein Sontract zwifchen einem Ghriften und Juden auders, als 
nit Zuthun, Autorität und Approbation deſſelben Ortsoberkeit errichtet wor⸗ 
en, Alles ganz Eraftlos, nichtig und unbindig feyn, fo daß kein Richter darauf 
rkennen und Hecht fprechen fol) zu dieſer Neuerung ſich herbeiließen, fcheint, 
mfer dem Zwecke der Präventiomafregeln gegen Wucher, auch barin feinen 
Brundb zu haben, daß zu jener Zeit in MRechtöftreitigkeiten zwiſchen Juden allein 
er Rechtefpruch der Rabbiner in der Praxis wenigftens nichts Geltenes war. 
Ehells laͤßt fich das aus einer Unzahl von Fällen ausbrädlich nachweiſen, ob⸗ 
leih in den kaiſerl. Subdenprivilegien zu Frankfurt auch noch vor der von 
Raifer Rubolph II. auögefprochenen, oben angeführten, Satzung ber allgemeinen. 
Biltigkeit des gemeinen Rechtes, fchon Karl V. und Martmilian I. in denfels 
en Privilegien 1551 und 1570 daſſelbe feftgefeht Hatten. Wenn man aber in 
Erwägung zieht, daß biefe Borfchriften nur einfeitig von ben Kaifern gegeben 
purben, mithin night ordentlicher Ausflug der Reichsgefedgebung waren , ferner 
af fie nach firicter Interpretation nur für die Krankfurter Juden gegeben wor⸗ 
en, endlich, daß in Folge des in ber goldenen Bulle den Reichöfürften zuges 
tanbenen echtes der Judenaufnahme die kaiſerl. Gefepgebung in Be der 
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eine Hauptrolle und beſteht bar ‚daß der accepfivenbe Theil, und me 
bei Schenkungen der Befchenkte, beim Kaufe der Käufer, bei Darkıa 
dee Schuldner, das Gewand bed anderen Theiles bis zur Kundarum 
feiner beftätigenden Willensmeinung ergreift. Wahrſcheinlich iſt bi 
* Handlung der Beſtaͤtigung an die Stelle der im alten juͤdiſchen Reche 
geltenden (im Buche Ruth deutlich als ſolche bezeichneten) Abfuem 
getreten. Unb die früher angedrohte Strafe ber Nichtvollziehung de 
Leviratsche (Chaliza) beftand eben darin, daß dem fich weigemim 
Schwager dee Schuh unfreiwillig abgezogen wurbe (5. Bud Bl. 
Gap. 25, 8. 9), wodurch wohl ausgedrüdt werden ſellte, deß derſelbe 
einen, bier geſetzlich und fi) von felbft verfiehenden Contract nidt sol 
ziehen wolle, kurz kein Mann von Treu und Glauben fe; wäh 
beim Abfchluffe her Verträge überhaupt ber eine heil, von meiden Der 
flätigung erwartet wurde, ſich felbft freiwillig ben Schub auspg un 
dem Anderen gab. — In manchen Faͤllen tritt an die Stelle Die 
- alternativen Foͤrmlichkeiten der natürliche Beſitz des fraglichen Orga 
eb. 


Je wichtiger mun überhaupt und beim Darlehmscontracte indbefonde, 
bei welchem fie faft unentbehrlich war, die Urkunde, deſto pünktiäe 
muß Form und Inhalt derfeiben in Obacht genormmen werden. Dahe 
die Maffe von Beſtimmungen hierüber, wie fie Baum in einer neuefken 
Geſetzgebung der europäifchen Staaten gefunden werden (Abfchn. 42 bi 
64 des Choſch. Miſchp.). Vorzuͤglich wird auf Verhütung von 5 
[Hungen Rüdfihe genommen, daher die Integrität ber Schrift und ded 


Zuben und der legteren Kammerknechtseigenſchaft lax geworben war, fo Fonts 
ten nach dem allen, bei ber practifchen Giltigkeit — — Rechtes Im Halt 
erhobenen Zwiftes über Verträge zwiſchen Chriften und Tuben, lettere in bie 
Berfuchung Tommen, die Gtrenge bes Jüb. Rechtes in Betreff ber Werträge 
und das Verfäumniß der Formuchkeiten für fi anzufähren. Hatte aber der 
Abfchluß der Verträge vor der competenten Obrigkeit fattgefunden, To hatt, 
wollte man auch davon abfehen, baß hierdurch dem jädifcen Rechte ſcibſt, weis 
bed richterliche Gegenwart als unbedingt für die Giltigkeit berfelben ausreichend 
betrachtet, Genäge geſchehen — was die Heichögefeggebung wohl nicht beabſich· 
tigt bat —, doch der Jude ſelbſt die chriftliche Obrigkeit als für die Seurthe 
ung des Gefchäftes competent angefehen und der Be auf dad üb. Red 
fih begeben. Bekannt ift es freilich, daß man bisher ald einzigen Grund die 
fer reichsgeſesl. Beſtimmung die Vorbeugung vor Wucher und Betrug annahet 
und noch annimmt. Leider tft baber dieſelbe fpäter in mehrere Landesgeſche wi 
in das deeret imperial v. 17. März 1308 Abergegangen, und bit bo 
ftehen, währenb das legtere nebſt deſſen Ausflüflen (3. B. bad Wed ſelmne 
v. 1811 in Sachſen) allenthalben, fo wie bie lex Anastasiana in Betreff de 
Seffionen von Juden an Chriften, aufgehoben ift — der legte Reſt verfdm® 
det gewiß binnen Kurzem in Rheinpreußen,, nad) dem Antrage des legten Pır 
vinziallandtages — noch in manchen Gegenden bes teutfchen Vaterlandes. 
Bayern felbft haben mehr als 40 verfchiedene Befehgebungen , jebe wieren 
mit befonderen Clauſeln unb in mannigfacher Ausdehnung, in der 
benfeiben Brundfag fanctionirt. Ob Hieraus bem Yanbeläflgee und ber Gi 
tigkeit Bortheile entfliehen, werben wir bei der Betrachtung der Gtellmg M 
Juden zum Staate fehen, obgleich man auch hier ſchon, ohne einen Bid ee 
bie wirktiche Praxis geworfen zu haben, im voraus daran zweifeln bürflt 


— 
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Beiſeten des Datums, auch das Material ber Urkunde als ſolches, wel⸗ 


hes nicht leicht eine Berfälfchung zulaͤßt, zur unerläßlichen Bedingung 
jemacht wird. Binfenzahlungen koͤnnen ſelbſt aus Schuldurkunden nicht 
ingeflagt werben. Der 65. Abfchnitt handelt von gefundenen Qult⸗ 
ungen, ber 66. über Geffion und Verlauf von Schuldverfchreibungen 
amd Über die Faͤlle der Ungiltigkeit diefer Mechtögefchäfte, Abſchn. 73 


hber die Ruͤckzahlung eines auf unbeflimmte Zeit gemachten Darlehens, . 


74 über den Ort und die Ordnung ber Zahlung. — 
Tit. 2. Von den Parteien (gehoͤrt meiſt in den Prozeß). Eben ſo 
Tit. 3. Ueber den gerichtlichen Eid, - 

Tit. 4. Ueber die Schuldhebung Seiten bes Glaͤubigers, und 
Tit. 5. Ueber dad Schulbverfahren gegen Waifen und Unmändige. 
zit. 6. Von den Rechten bes Glaͤubigers an belafleten Gütern. 


As Grundſatz gilt hier, daß der Inhaber einer giftigen Schuldvers 


ſchrelbung zuerft aus allen unbelafteten, d. h. noch im Eigenthume des 
Schuldners befindlichen, und wenn biefe nicht ausreichen, von den belaftes 
ten, d. h. von verkauften und verfchentten Gütern bezahlt wird, wobei 
ferbft die an die Synagoge geſchenkten Leine Ausnahme machen; ein ‘Bes 
weis, wie das juͤdiſche Recht die fichtbare Kirche nicht als eine dem Pris 
vatverkehre entzogene Sache anfieht, fo wie bieß auch Luther von ber 
hriftlihen Kirche verlangte mit den Worten: die Kicche tft mie jedes 
andere Haus, — vorausgefest naͤmlich, daß bie fragliche Veräußerung 
nad) Contrahirung jener Schuld, aus welcher geklagt wird, vorgenommen 
worden iſt. Iſt der Schuldner infolvent, fo fält auch die letztere Be⸗ 
ſchraͤnkung weg und es gilt dann als Regel, daß felbft früher bezahlte 
Gläubiger mit dem unbezahlten nach gleichem Antheile ſich bezahlt halten 
Sinnen, ausgenommen wenn bie Gläubiger früher durch gerichtliche Exe⸗ 
ention befriebigt worden find. Ob dabei vorausgefegt wird, daß die mas 
tertelle Inſolvenz wenigftens bei der früheren Befriedigung ber Gläubiger 
vorhanden fein mußte, iſt nicht deutlich. Noch weniger ift von einem 
formellen Goncurfe und einem bei demfelben einzufchlagenden Verfahren 
ober von. einzurichtenden Glaffen die Rede. Es feheint, als follten alle 
Glaͤubiger (von der bevorzugten Ehefrau f. im Eherecht) pro rata bezahlt 
werbm. Abfchn. 111. 


Ti. 7. Bon Hypotheken. Nach jäbifchem Rechte iſt eine gericht 


liche Beſtellung berfelben, wie aus dem ganzen Inhalte erhellt, nicht 
—— und von einer Hypothekenordnung ſcheint es gar nichts zu 
wiſſen. | 

Tit. 8. Von Erhebung ober Zahlung der Schuld durch Bevollmaͤch⸗ 
tigte. Der Erwerb durch Procuratoren iſt, wegen der eigenthümlicdhen 
Grundſaͤtze über den Befig und die früheren Sclavenverhältniffe, ſehr 
beſchraͤnkt. Doch haben fpätere Rabbinen bie talmudiſchen Vorſchtriften 
hier bedeutend modificirt (eben fo in Bezug auf Ehefcheilgengen durch 
Bevollmächtigte). Beachtenswerth ift ber —8 — des alten juͤdiſchen 
Rechtes, daß nur der ſelbſtſtaͤndige Jude — ſo wie nach altem roͤmiſchen 
Rechte nur ber roͤmiſche Bürger — Eigenthum erwerben laſſen konnte. 
Hieraus folgen die Beſchraͤnkungen mit Ruͤckſicht auf Nichtjuden. Nun 
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heißt es (Hbf. 123, 5. 14): Dan könne einen Nichtjiuden zus Eigem 
thums erwerbung bevollmaͤchtigen, fo jedoch, daß im ber ſchrift⸗ 
lichen Vollmacht es nicht heiße: wir haben von ihm erworben, ſondern: 
der Nichtjude Hat feibft erworben. Kine Gloſſe bemerkt bier: Nu 
Zeugen (dritte Perfonen) könnten von einem Nichtjuden Eigenthum nicht 
erwerben, wohl aber kann es unmittelbar ber Ricktjude durch Mancalgüif. 
Ferner Abſchn. 126, 9. 22: Mac) ber Anfiche Einiger koͤnne ein Zube 
oder „Nichtjube bie Schuld ‚ welche ihm an einem Nichtjuben zufich, 
duch diefen nicht an einen Juden cediren. — Möglich ik ed, daß auch 
bucch dieſe beiden Sagungen des jüdifchen Rechtes — weiche aber nach 
dem Texte der angeführten Stellen und deren Gloſſen fehr beſtritten ind — 

die teutfhrehtliihe Beſtimmung (R. P. D. v. 1577 Zi. 20, 

$. 4) hervorgerufen haben, welde bei Verluft der Forde⸗ 

rung ben Juden verbietet, ihre an Chriften aufichende 

.Forderungen an andere Chriften abzutreten, inben auch hie 

der debitor cessus ein Chrift war (vgl. bie vorfiehende Mate); hiecnach 

bitbete ber Srundfag des Verbotes ber cessio ad potentiores nicht ben 

— Anlaß dieſer Beſchraͤnkung. 

t. 9. Von der Bürgfchaft. Auch fie unterliegt den Körmlide 
keiten 1er Vertrages, insbefondre des Mantelgriffes, fo daß feibf 
wegen Bezahlung einer vor Bericht geleifteten Buͤrglchaft, wobei jedoch 
der letztere Rn flattgefunden hat, eine condictio indebiti amgeftellt wer⸗ 
den kann. Dagegen iſt berfelbe feibft außergerichtlich wicht 
fobald der Bürge damit einverflanden if. Dieß Alled gilt auch von 
einen Bürgen als Selbſtſchuldner, es fei denn daß bier bie Buͤrgſchaft 
für eine Mitgift geleiltet worden fei, wobei es des Mantelgriffes nicht 
bedarf. Abſchn. 129. 

Dagegen tritt die Verbindlichkeit bes Hauptſchulbners, des Bürgen 
zu entichädigen, dann ein, wenn biefer eine vom Gläubiger unterſchrie⸗ 
bene Quittung product. Abfchn. 130. 

Zum Beweiſe, wie ungegründet die Infinuatienen mandher Geauer 
der — Gleichſtellung der Juden find, als begunſtige das jübis 
fhe Geſetz Lug und Trug gegen Nichtjuben, diene felgenbe Stelle 
(Abſchn. 131, $. 6): Hat ein Nichtjude einem — für feine Schub 
ein Pfand en. und bittet nun am Zurüdgabe deſſelben, indem 
einen Juden mit des Gläubiger Einwilligung zum Bürgen flellen 
der herbeigebrachte Bürge fagt aber in hebräifchen Worten zum Gtäubiger: 
Hüte dich, mich als Bürgen zu betrachten, in Gegenwart bes Nichtjuden 
dagegen willigt er im die Bürgfchaft, fo gilt feine Buͤrgſchaft denmoch, 
wofern der Gläubiger bei allem dieſen ſchwieg. 

Die Bürgfchaft des Unmündigen ift null und nichtig; bie ber Che 
weiber und Sclaven verpflichtet fie zwar zu nichts, fo lange fie im ihren 
jegigen Be Br a wohl aber dann, wenn fie felbftfländig 
geworben .Abſchn. 132, 

Zie 10. Vom u ber Mobilien. Bon einer Acquiſitivverjaͤh⸗ 
ung ohne weiteres fcheint bier nicht bie Rebe geiwefn zu fein. Dagegen 
gibt der Veſis auch in der kuͤrzeſten Zeit eine Praͤſumtion fuͤr das 
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igenthum, doch bebarf es bermalen ſtets eines suppletorü des Bes 
Ber gegen ben die Sache beanfpruchenden Klaͤger; ift aber der Befiger 
n Handwerker, fo ſchwoͤrt ber Kiäger das purgatorium. 

Sind Jemandem Sachen bei einem Handwerker vertaufcht worden, 
kann er fo lange der fremden fidy bedienen, bis der Handwerker ihm 
ie feinigen wiebergibt.. Einer nihtjüdifhen Waͤſcherin muß man 
bee die fremde Wäfche zurücgeben, auch ehe fie dem Eigenthümer die 
einige dafür gebracht hat. Abfchn. 131—136. ze 

Weitläufig und eigenthuͤmlich find die Grundſaͤtze über Theilung 
der gänzliches Zuerkennen einer von: mehreren befeffenen und beanfpruch⸗ 
en beweglichen Sache. Abſchn. 138. 

Tit. 11. Dom Beſitz der Immolhtten. Hier tritt Verjährung ein 
n Folge eines continuo fortgefegten Beſitzes von 3 Jahren; doch bedarf 
s in manchen Fällen eines suppletorii, wodurch aber ſelbſt merkwitrdis 
ver Weiſe die Ausfagen zweier entgegenftehender Zeugen oft entkraͤftet 
verden. Jedenfalls muß aber der Beſitz ohne Widerſpruch des Gegners 
tattgefunden haben. Auch findet bei sociis, Felbarbeitern, Vormuͤndern, 
Raͤubern, Zaubftummen, Biddfinnigen und Unmündigen keine Verjähs 
nung flat. Die ganze Materie iſt mit vieler MWeitläufigkeit behandelt. 
Abſchn. 140 —152. ! 


Tit. 12. Dom Schaden, welcher durch Baulichkeiten verurſacht 
wird. Unter dieſer Ueberſchrift findet ſich eine Reihe von ausgedehnten 
Beſtimmungen uͤber Servituten, welche meiſt negativer Art ſind. Im 
allgemeinen ſind die Servituten im juͤdiſchen Rechte nicht beguͤnſtigt, und 
bie hier aufgeführten mehr polizeilicher Natur und Gegenſtaͤnde des oͤffent⸗ 
lichen Rechtes. Das römifche Recht hat hier einen unverkennbaren Eins 
fluß geuͤbt, wir flogen auf die servitus tigni immittendi, ne luminibus 
officiatur, aquae pluviae non arcendae u. a. m., von welcher mit einer 
Genauigkeit gehandelt wird, melde das Beduͤrfniß eines georbneten 
Staatss und Staͤdteweſens allein ohne Mitwirkung des fremden Rechtes 
nicht allein herbälgeführt zu haben fcheint, obwohl biefe Genauigkeit bie 
ber römifchen Gefege oft noch übertrifft, da ſelbſt die Breite des Balkens, 
der Thüre, des Kenfters, die Elemente der Mauer und aͤhnlicher Bau⸗ 
lichkelten, die Höhe des Erkers vr f. w., ausführlich behandelt wird: 
In der Regel wird das Fenfteranlegen auf einen fremden Hof hinaus 
verboten, es wird jedoch daneben bemerkt, daß nichtjüdifche Geſetze dieß 
erlauben und daß daher, wenn ein Nichtiude in Gemäßhelt derfels 
ben folches gethan hat, man das juͤdiſche Mecht gegenhber ben Landess 
gefegen nicht in Anwendung bringen fol. Bon Perfonalfervituten iſt gar 
keine Rede und felbft die Realſervituten muͤſſen unentbehrlich fein und 
allgemeinen Nugen - bringen. Sa, es wird das MWerbietungsrecht gegen 
Fertigung von Defen, Läden und ähnlichen für die Nachbdam nur unbes 
quemen Anlagen zu Gunften der Behaglichkeit felbft auf Koften der 
Gewerbes und Hanbelsfreiheit begünftigt. — Innungsrechte, Abfperrun 
der Städte gegen bas platte Land, indem den Bewohnern des letzter 
Haufichandel flets und das Feilbieten ihrer Producte in ber Stadt außer 
den Markttagen unterfagt wird, finden ſich in ausgebreiteter Maße, Nur 
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bie Wiffenfchaft wird gegen den Zunftzwang begänftigt. Unſtreitig biete 
dieſes Capitel einen reichen Stoff zu Betrachtungen über ben Einfluß dx 
roͤmiſchen Rechtes auf das jüdifche und die Entwidiung bes letzteren übe: 
baupt. Abſch. 153—156. 

Tit. 13. Ueber die Gemeinfhaft an Grundfliden. Auch uam 
diefem Titel wird noch Einiges über Servituten, vorzüglich aber übe 


- den gemeinfanen Befig eines Grundſtuͤckes und bie communio incidem 


- 


abgehandelt (Abſchn. 157—170). Abſchn. 163 beftimmt Die Pflichten 
ber Mitglieder einer jüdifhen (namentlih Stadt) Gemeinde. 

Bemerkenswerth iſt bier der Streit, in den einige Rechtslehrer unter 
einander über die Art gerathen, wie Beiträge zu Erpreffungen erheben 
werden , welche nichtjuͤdiſche Obgkeiten bei Vermeidung ber Lebensgefahr 
ober Androhung des erzwungenen religiöfen Webertritte® anordnen. Einige 
meinen, das Vermoͤgen der Einzelnen biete bier den Maßſtab, weil es 
nur darauf bei folhen Drohungen abgefehen fei, Andere, bei 
fahr richte ſich Alles nad) der Kopfjahl. — Aud wird (daſ.) feſtgeſcht, 
daß, wo bie nihtjüdifhe Obrigkeit Jemand freiwillig mit: 
telft Privilegium die Abgabenentrihtung erläfe, die Ge» 
meinde ihn zur Tragung berfelben nad feinem Antheile 
nicht anhalten fünne 

Tite 14, 15 und 16. Grunbfäge über Thellung einer res com- 


 munis, Grenzberichtigungen unter Nachbarn und den Gefellfchaftscontract. 


Abſchn. 171—181. 

it. 15. Ueber das mandatam (der Mandatar wird mit*ben al 
gemeinen Begriffe Scheliach, Bote, bezeichnet) und das Verhaͤltniß der 
Maͤkler. Abſchn. 182—188. 

Tit. 16. In dieſem Titel, welcher vornehmlich den Kaufcontract 
behandelt, HE zum Theil von Obligationen überhaupt die Rede. Per: 
feetion des Kaufes tritt ein duch 1) Einhändigung bes gerinaften Gelb: 
ftüdes an den Verkäufer, 2) Kauffchein, $) Mantelgriff, &) Beſitzergrei⸗ 
fung Seiten bes Käufers. Ein Scheincontract, Asmachta (Anlehnen), 
ift vorhanden, wenn bie Erfüllung des Kaufes an eine conditio suspen- 
siva geknuͤpft und nicht verabredet worden ift, daß ber Erwerb der Sache 
jest fhon für biefen Fall flatt haben fol, oder wenigftens fonft keine 
Foͤrmlichkeit, wie Mantelgriff u. dal. obgewaltet hat. Ein Baufchkauf 
kann wegen Verlegung nicht angefochten werden. Eine emtio venditio 
rei speratae iſt nur dann giltig, wenn man ben fruchttragenden Körper 
ſelbſt nebft Zubehör verkauft oder die Nugungen verpachtet, ba das, was 
erworben wird, eine vorhandene res corporalis fein muß. — Ein gro 
Ber Theil dieſes Capiteld übrigens, welches Beſtimmungen über ben Ver: 
kauf von J——— oder ihren Nutzungen enthaͤlt, iſt zur Antiquitaͤt 
geworben, inſofern dieſelben auf die alten Maße und Gewichte ſich grüm- 
den und überhaupt mehr mit paläftinenfifhen Verhaͤltniſſen zuſammen⸗ 
haͤngen. Abſchn. 189—226. — 

Tit. 17. Ueber laesio enormis und Irrthum im Kaufe. Die 
erſtere tritt ein, wenn % bes Werthes zu viel ober zu wenig gezahlt 
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yordben iſt. Das zu viel oder zu wenig Gezahlte wird erſtattet, "der 
Lauf aber bleibt bei Kräften, ungiltig wird er bei einem Betrage deſſel⸗ 
en-Uber %. Wiffentliche Uebervortheilung fteht ihrem Gehalte nach dem 
Raube gleich (es fcheint dieß jedoch, da der Marktpreis allenthalben eine 
Rolle fpielt, auf Waarengefchäfte Leine Anwendung zu leiden). Bet 
Münzen fol nad) Einigen die Lebervortheilung fchon bei 1/,, flattfinden; 
plche, die gewogen werden, müffen fogar das richtige Gewicht genau haben. 
Zeichte Muͤnzen follen gelöchert und in ben Berkehr nicht gebracht wer⸗ 
ven. Sonderbar klingt die Beſtimmung, daß der Kauf, bei welchem 
ver Verkaͤufer durch einen Dritten vertseten: worden (der Unfündige 
durch den Vormund fchon vermöge dee im juͤdiſchen Rechte geltenden 
restitutio in integrum), auch dann fogar rüdgängig wird, wenn bie Vers 
legung unter % beträgt. Künftlihe Waarentaͤuſchungen oder Taͤuſchungen 
Durch Worte find ebenfalls verboten, nicht aber das Anſichlocken von Kaͤu⸗ 
fern burdy Zugaben und aͤhnliche Mittel. Noch einige Beftimmungen 
folgen über die Zara. Ueber ben Irrthum find nur einzelne Fälle 
aufgeführt; im allgemeinen wirb beftimmt, daß jede verlaufte Sache feh⸗ 
Lerfrei fein, dabei jedoch bemerkt, daß der Landesgebrauch jedesmal bie 
Entfcheidung an die Hand geben müffe, was im’ einzelnen Zalle für einen 
Sehler zu halten fer Das Gewohnheitsreht wird ausdruͤck⸗ 
lich fanctionirt und zwar gegen das gefchriebene Rechtsgeſetz ſelbſt 
(Abſchn. 232, $. 19). Die Handlungen der Unmündigen und Blöbfin« 
nigen werben für null erklaͤrt. — Abſchn. 236 wird ben Juden 
ein Vorkaufsrecht vor anderen Juden und ein Antheil am Kaufpreiſe 
vorbehalten, welcher einem Nichtiuden wegen Todesandrohung ein Grund⸗ 
ſtuͤck ſchenken mußte (die Faͤlle konnten alfo nicht felten fein, wenn ſpe⸗ 
cielle Geſetze darüber nöthig wurden), und der legtere es nun verkaufen 
wit. Nicht fo wenn bee Dringer ein Jude war, da ber ahbere Jude 
die Drohung nicht zu beachten brauchte, weil der Jude ja Min Todt⸗ 
ſchlaͤger ſei. Ehen fo wenn der Nichtjude das Grundftäd nur für eine 
Schuld an fi) genommen hat, oder wenn eine Staatsobrigkeit am Orte 
iſt, weil dann der Jude fich beſchweren konnte. Abfchn. 227—240. 


| Tit. 18 und 19. Bon Schenkungen überhaupt und von 
ben eines Kranken. Unter diefem Titel wird von Schenkungen, 
unter Lebenden ſowohl als Todes halber, von Teſtamenten und Vers 
mädhtniffen abgehandelt (Abſchn. 241— 258). Titel 23, von Erbfchafs 
ten, hierher zu ziehen, wäre darum unangemefien, weil das jüdifche Recht 
den legten Willen, förmliche Zeflamente und Vermaͤchtniſſe nicht unter 
fein Erbrecht (mworunter es blos bie Grundfäge über die Orbnung und 
Verpflihtung der Erben und bie Theilung der Erbſchaft aufſtellt, übers 
haupt alfo nur von der activen Sueceffion handelt) zieht und legtwillige 
ober Todes halber getroffene Verfügungen vom Standpunkte der Schenkung 
8 betrachtet, wenn ſchon bie ordentliche Schenkung mehr unter dem 
geiff de6 Vertrages fällt, als jene. 


Das juͤdiſche Recht kennt einem tefentlihen Unterfchled zwiſchen 
Schenkungen unter den Lebenden und Todes halber, fondern nur zwiſchen 
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den eines Gefunden und eines Kranten!?), wie ſich aus Folgenden m 
gibt. 

A, Schenfungen eines Gefunden — unter den Lebenden oder si 
den Todesfall — Haben die Natur der Vertraͤge und ſind ohne ii 
Beobachtung ber beim Kaufcontvacte erforderlichen Foͤrmlichkeiten unailis 

(vgl. Tit. 16). . Eine Maſſe von Faͤllen uͤber die Interpretation folhe 
"wörtlich gemachten Schentungen nimmt ben größten Maum dieſes Capitk 
ein, ohne daß allgemeine Srundfäge aufgeführt worben wären. Im ab 
gemeinen ſcheint daraus bervorzugehen, daß bie Logifche Interpretation bie 
grammlkifehe möglichft verdrängen foll, und namentlich wird im Zweifeld 
falle auf die Vermögens» und andere Umflände des Schenker Küdiicht 
genommen. 

B. Schenkungen eines Kranken ober ſonſt in Todesgeſaht ih Be 
findenden find ohne alle Foͤrmlichkeiten giltig — damit derfehe mis 
fterben könne — wenn er in Folge biefer oder gleich darauf folgender 
Krankheiten verflicht, werben aber ungiltig durch deſſen Rettung. Sat 
aber der Mantelgriff dabei flattgefunden, fo bleiben fie auch dam bi 
Keäften, ausgenommen wenn er fein ganzes Vermoͤgen verſchenkt de 
ausdruͤcklich von feinem baldigen Tode gefprochen hat. Daffelbe gilt ven 
den zu einer gefährlichen Reife fi) Anſchickenden. Schenke aber eine 
von den Angeführten mit den Worten: von heute an, fo bat nach Eink 
ger Anſicht die Schenkung die Natur ber Schenkung eines Gefunden oft 
Meiteres, nach Anderer Meinung muß wenigſtens ein Mantelgeiff babe 
finttgefunben haben ??). 

Hat der Kranke die Aushändigung eines Scheines an den Beſchenk⸗ 
tem über die Schenkung neben berfelben verordnet, fo wird ber Schein 
ungiltig nach dem Tode des Schenkers unb der Befcheukte echdit nichts 
ausgenommen wenn der Schein ein Teſtament if, — Iu Bweifelsfalit, 


18) Menbelsfohn, a. a. D. Hauptſt. III, Abſchn. 2, ſtellt jenen an 
die Spitze, indem er die Vermaͤhtniſſe eines toͤdtlich Kranken oder font in 
Lebensgefahr fich befindenden Menfchen, die erft nady dem Tode in Erfüllung 
Eommen follen, Schentungen Todes halber nennt, welhe andere Kehle 
baben, als die Schenkungen eines Drenfchen im gefunden Zaſtande. Abgeſehen 
aber davon, daß bei ben letzteren nicht erwähnt if, ob fie nur unter den te 
benden oder auch auf den Zobesfall gemacht worden, fo paßt fchon der Aut: 
druck Schenkungen Todes halber, da fie im jübifchen Rechte nirgends fo —— 
werben iſt, bei uns auch auf die Schenkungen eines Gefunden, nicht aber 
die näher zu erdrternde Natur der Schenkungen eines Kranken. Da dad rdmiſche 
Recht auf das Syſtem des juͤd. Erbrechtes durchaus wenig oder gar tinm 
Einfluß geübt hat, fo wäre ein folches Aufdrängen dicfer rbmifdprechtlichen Genen 
nungen eben fo unpuffend, wie die Beurtheilung der teutſchrechti. Erbverträgt 
nach vömifchen Befegen, oder bie Betrachtung ber Gerade als denatio propief 
nnptias u, |. 1m. — Vielmehr fcheint das teutfche Recht auf die Befkimmung® 
bes fpäteren jüd. Erbrechtes mehr eingewirkt zu haben. 

14) Uebrigens. zeigt der Mangel irgend einer Angabe von ber Form * 
letztwilligen Verfügungen von der Achtung, welche in ber Regel vor eimet 4 
‚hen felbft die rechtmäßigen Erben hatten, was auch noch heutzutage bei 
Juden der Fall iſt, go wie Überhaupt das ganze jüdische Recht auf Treu 
Glauben rechnet. 
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B. wenn e8 heißt Im Leben und im Tobe, tft bie Schenkung eines 
Rranfen nur für eine Schenfung auf ben Todesfall zu betrachten und bie 
Schenkung wird nach der Genefung ungiltig. — Jede frühere letztwilüge 
Berfhgumg dAnes Kranken wird durch die fpätere umgiltig, ausgenonmen 
venn zu der erfleren der Mantelgriff getreten iſt. Im Falle der Bes 
wfung aber faen fe alte weg, fobalb während des Mantelgriffes Lebens⸗ 
jefahe oder ausbrädtiche Berfuͤgung auf ben Todesfall flatt Hatte. 

€. Ben Tegtwiiigen Verfügungen und eftomtenten insbeſondre. Es 
ft diefe Lehre, namentlich die von Teſtamenten, nicht voRftändig ausge: 
Aldet. Wemigſtens find die Feüheren Vorſchriften darüber fehr Idfe und 
s fcheinen die neueren Beſtimmungen mehr ein Ergebniß der Praris zu 
ein, welche fich je nach den Landesgeſetzen mobificht bat. — Go tft 
on einem Förmlichen Teſtamente (in unferem Sime) nicht Die Rebe. 
Der entfprechende und gewoͤhnlich dafür genommene Ausbru@ Zewaah 
wörtlich Befehl) bedeutet nämlich jede letztwillige Werfügung "und gilt 
igentlich nach dem oberften, früher angeführten Grundſatze der allgemei⸗ 
nen Achtung vor benfelben, auch ohne weiteres, fobalb fie in Richtigkeit 
hefunden wird. Gpäter erſt Sam wohl bie Beſtimmung hinzu, daß em 
Leftament ordentlicher Weife führiftlih, von zwei Zeugen unterzeichnet 
und (in Teutſchland früberhin) auch wit der Unterfchrift des Teſtirers 
serfehen fein fol. Einige Sörmlichkeiten waren indeß auch feit längerer 
Zeit zu beruͤckfichtigen?8). Einer directen Exbeseinfegung bedarf es zwar 
m allgemeinen nicht, ja es wird biefelbe oft gu vermeiden fein. Denn 


a, mach Bit. 23, vom Erbrechte, Abſchn. 281, 6. 1, Niemand als 


erbe vwingefegt werden Bann, der nicht geſetzlicherdrbe ift, fo wie kein 
zeſetzſicher Erbe direct, fondern nur imbireet durch Verſchweigung enterbt 
werden darf, fo wird man beſſer thun, bei Einſetzung nicht geſetzlicher 
Erben ſich der Ausdruͤcke der Schenkung zu bedienen. Als ſolche gelten 
die Wörter: nehmen, erwerben, genießen. Der Ausbrud dagegen: «6 
tolle Jemand rechtmäßig beerben, ober: in das Familienbuch eingetragen 
werben, bedeutet Erbesernfegung. Ob baffelbe aber auch von Verfügungen 
eines Gefunden gelte, iſt ſtreitig. 

Drei, fonſt unbefkhoitene, Beſucher eines Kranken dürfen, wenn 
He um heilen Tage ketztwillige Verfügungen deſſelben vernehmen, Vviefe 
nicht allein niederfchreiben, fondern aud m Voltzug fegen (als Richter), 
jefchteht es aber bei Nachtzeit oder find blos deren zwei, fo gelten fie blos 
ils Zeugen. — Auch ſcheint aus folgender — an ſich fehon beachtens⸗ 
verthben — Bemerkung hervorzugehen, was Tonft nirgend deutlich gefart 
ft, daß die Zewaah Über den geſammten Nachlaß verfügen mug. Abſchn. 
350 heißt e8 nämlich, daß Teſtamente, weldye bei nichtjuͤdiſchen Gerichten 
eponirt find, giltig feien, weil ja die Schrift nur des Beweiſes wegen 
zebraucht werde, und mündliche Zeftamente ohnehin fchon Giltigkeit Hätten, 
ucht aber die Urkunden über theilweife Verſchenkungen des Kranken, 


15) Die Definition Mendelsfohn?’s, a. a. D. Hauptſt. 3, Abftyn. 9, 
J. 1: Die Erllärung, wie e8 mit unferem Bermögen nach unferem Tode gehal: 
ten fein fol, heißt ein Teſtament, ift daher auch nach juͤd. Nechte nicht paſſend. 
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wofern biefelben wicht als letztwillige Verfügungen ausbräciich erfiie 
werden find, und ber Mantelgriff flattgefunden bat. Der Zur (Be 
faſſer des oben unter 5) angeführten Coder und bewährte Autorität) eriin 

auch biefe für giltig zum Beweiſe. Auch bier folgen eine Menge m 
. Zählen, aus denen bie fehlenden allgemeinen Grunbfäge über Ausiegumgn 
und hinzugefügte Bedingungen entnommen werden muͤſſen. — Ba dm 
Mangel alter Kormalität find Erben dennoch verbunden, einen lem 
Willen zu vollziehen, wenn er In Ihrer Gegenwart gefchehen und fie nicht 
wiberfprochen haben. 

D. Vermaͤchtniſſe find ſtrict zu Imterpreticen und fcheinen überhaupt 
nicht begünftigt zu fen. Nicht allein muͤſſen vor ihrer Wefrieigung von 
bee gefammten Erbſchaft alle Schulden abgezogen, fondemn fie Eiunen 
überhaupt nicht erfüllt werben, wenn 3. B. der Teſtirer eine Geldſumme 
hierzu ausgefegt hat und baares Geld ſich nicht finder‘). 

Tit. 20. Bon verlorenem unb gefundenem Gute (Abfhn. 259- 
271). Ein wahrhafter Funddiebſtahl (Uebertretung ber moſaiſchen Ge 
bote: du ſollſt nicht rauben und dw ſollſt dich einer fremden Sache nicht 
entziehen) If nur dann vorhanden, wenn entweder ber fremde Befig au 
der gefundenen Sache nicht aufgegeben ober biefelbe dort nicht gefunben 
worben iſt, wo ber frühere Beſitzer fie ſchwerlich wieder erlangt, Deh 
heißt es ausdruͤcklich, daß auch alsdann bie reſp. Staa tsgeſe tze beobachtet 
werden muͤſſen (Abſchn. 259, $. 5), und daß daher auch das vom Nicht⸗ 
judben Verlorene — wovon im mofaifchen Geſetze, welches vom Brube 
fpricht,, nichts erwähnt iſt — bemfelben zurüdigegeben werben fol. Im 
allgemeinen wird auchgpie groͤßte Mühe, das Gefundene an den Befike 
twieber gelangen zu laſſen, baher auch die Bekanntmachung des Fundes, 
zur Pflicht gemacht. Wiedererſtattung des Gefundenen finder ſelbſt gegen 
den elterlichen Befehl ſtatt. 

- Xit. 21. Ueber bie Hilfe, welche man einem zu ſchwer Beladenen 
leiſten fol. Begruͤndet auf 2. Buch Moſ. 23, 5. Abfhn- 272. 

Tit. 22. Ueber Güter, welche Beinen Eigenthuͤmer haben und daB 
Vermögen eines Verſtorbenen, welcher zum Judenthumt übergegangen 
if. Bei beiden — im letzteren Galle nur, wenn ber Üebergegangem 
ohne Erben verftorben ift — gilt der Grundſatz: res nullins cedıt prime 
occapanti. Abſchn. 273—275. 

Tit. 23. Vom Erbrechte (im activen Sinne). Hauptgrundfas iſ 
In der. Inteflaterbfolge fchließen die Defcendenten bie Afcendenten au, 
und in beiden Fällen kommen unbedingt neben den männlichen bie mil 
lichen HDinterlaffenen nicht in Betracht. Die Auszahlung der Mitgt 
und des Zuſades berfelben an die nachgelaffene Frau (vol. Eherehh 
wird aber fchon durch die Ehepacten gefichert. ben fo fällt die Gew 
pflegung, Ausflattung und Mitgift der Töchter den erbenden Söhem 


16) Im allgemeinen tft Menbelsfohn, a. a. D. Hauptft. III, zu Mb 
gleichen, obwohl bas dort Angeführte weder erfchöpfend ift, noch obne fi 

Sinmifchung roͤmiſch⸗ und teutfchrechtlicher Grundfäge verfaßt zu fein Ice 
welche jedoch in die Praris hier und da gewiß Eingeng mögen gefunden habt 
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ur kaſt, fogar, wenn bie Töchter auch befonders bedacht worden find, 
hne daß die Mitgift dabei erwähnt worden. Das Recht der Erfigeburt 
ft practiſch (5. Buch Mof. 21, 17). Der erflgeborene (d. h. nicht 
fein das Ältere, fondern auch erfled Kind der Mutter) Sohn erbt daher 
yoppelt fo viel als bie jangeren Söhne (e8 wird dieß berechnet, indem 
man zue Anzahl der Söhrie noch eimm hinzurechnet, und in dieſer Ans 
zahl ben Erftgeborenen für zwei Söhne anfieht; find z. B. drei Söhne 
yorhanden, fo erbt der Erftgeborene die Hälfte, die übrigen ein Viertel 
»es Nachlaſſes). Ein nad) dem Tode des Vaters unter Zwillingsbruͤdern 
merft Geborener aber hat keinen Vorzug ‚(nach Eimigen felbft der während 
yer Agorie bes Vaters Geborene), weil 28 im Gefege heißt: er fol ihn 
erkennen als Erfigeborenen. Das Recht der Erfigeburt erſtreckt fich jedoch 
richt auf den Nachlaß der Mutter. — Was die Entziehung bes Erb⸗ 
heiles betrifft, fo wurde ſchon oben bemerkt, daß dieß nie durch birecte 
Snterbung , wohl aber durch Uebergehung gefchehen kann (ao dem roͤm. 
Rechte entgegengefeßt), falls nämlid font uͤber den ganzen Nachlaß vers 
fuͤgt worden ifl. Ob aber der Erfigeborene .audy um den einfachen ober 
nicht einmal um den doppelten Erbtheil gebracht werden. kann, ferner, ob 
yei der Enterbung das Teſtament null wird, indem die Inteſtaterbfolge 
eintritt oder thellweiſe bei Kräften bleibt; und über eine Maſſe anderer 
ragen find die Meinungen im Streite. Die fpäterm Gloſſatoren und 
die Praris haben gewiß Vieles ergänzt. Mendelsfohn a.a.D. ſchweigt 
zaͤnzlich daruͤber. Ein Nichtjude, deffen Kinder zum Judenthume über 
gegangen find, wird nach den Geſetzen feines Staates beerbt. 


Tit. 24. Vom Vormundſchaftsrechte. Es gibt: Iegtwillige und 
vom Gerichte ernannte Vormuͤnder. Beide muͤſſen vom Gerichte beſtaͤ⸗ 
igt, aber nicht vereidet fein (fo wie das jübifche Recht nach dent Grund: 
atze, daß jeber die Prafumtion der Rechtlichkeit für fi) hat, Verpflich⸗ 
ungseide nicht kennt). WBerzeichniffe des Nachlaſſes müfjen alsbald nach 
em Tode gerichtlich gefertigt und zu Ende der Vormundſchaft Abrechs 
wng gehalten werden. Bei Iegtwillig ernannten Vormuͤndern gemügt 
aur gegrünbeter, bei gerichtlichen auch en geringerer Verdacht, um fie 
vährend der Vormundfchaftsführung zur Nechnungsablage zu zwingen. 
Abſchn. 290. 

Tit. 25—SI0. Bon ber unbelohnten und belohnten Verwahrung 
von Gegenftänden, vom Mieth⸗ und Keiheontracte. Das jüdifche Recht 
yefolgt, auf Grund des mofaifchen Gefeges (2. Buch Mof. 22, 6) ein 
igenthümliches Spftem, unter welches es Verwahrung für und ohne 
DMiethgeld ——— ſowohl als Sachen, die loc. cond. operarum und 
»peris, endlich auch den Leihcontract zieht. Groͤßtentheils dürfte es, 
amentlich was bie Verwahrung anlangt, mit dem Schwinden eines 
yatrlarchalifchen Zeitalters, wohl unpractifdy geworben fein. 

zit. 31, 32. Bon Diebflaht, Raub und Erpreffung. Hier gelten 
illenthalben bie Staatögefege. Sehr ſtrenge mar hierin das jüdifhe Recht 
elbſt, welches ausdruͤcklich alle diefe Verbrechen, auch wenn fie gegen 
inen Nichtjuden verübt wurden, als ſolche anfah, zu einer Zeit, wo in 
ver chtiſtlichen Welt der Grundſag galt, Kegern und Ungläubigen iſt 

V. 53 
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kein Glauben halten. Hier iſt indeß mehr vom Gchabenerfage, weithin 
vom Civilpunkte dieſer verbrecherifchen Handlungen die Rebe. 

Ti. 33-35. Vom Schadenerfage im allgemeinen, über Werth 
und Verleumdung (in cioifeechtlicher Hinficht) und über ben durch Vic 
angerichteten Schaden. Die Grundfäge hierüber find auf die moſaiſchen 
Gefege geftügt und mit denen der actio de pauperie und aͤhnlichen 
Schaͤdenklagen gar nicht vergleichbar. 

zit. 36. Don Meals und Verbalinjurien. Auf bie geringfie Real⸗ 
injurie ſtand früher Bann und Züchtigung. Bei Verwundungen, welche 
Schaden oder Koften verurfachen, müffen Heilungslohn und Schmerzens⸗ 
geld entrichtet werden. Das legtere tritt an bie Stelle ber im ber mo⸗ 
faifchen Geſetzgebung angebrohten — wohl nie zur Ausführung gekomme⸗ 
nen — Wiedervergeltung. Es dürfte übrigens kein Recht welches 
die Frauenehre und die Keufchheit fo hoc, ſtellt, als das juͤdiſche. Das 
mofaifhe Geſetz beſtraft die Unkeufchheit eines Maͤdchens im elten 
lichen Haufe, wenn fie nad) der Verheurathung entdeckt und gerkgt 
worden, mit dem Tode. Im Abfchn. 425 wird ausbrädlich verorbnet, 
daß feit der Zerſtoͤrung Jeruſalems Niemand durch das (jübifche) Gericht 
mit Todesſtrafe, Geißelung, Ausweifung oder fonftiger koͤrperlicher Strafe 
belegt werden kann, nur dee Bann unb die Abfenberung von der 
Gemeinde fteht dem Richter noch zu; ob wegen der Staatsgeſetze 
ober aus Mangel eines eigenen Staates iſt nicht erörtert. Wenn man 
ba8 legtere annimmt, fo wäre damit das oben erwähnte, nady bem Uns 
tergange bes Staates wieder auftauchende Spnebrium doch nicht ale ein mit 
der Macht des früheren — einer Staatsbehörde — bekleidete zu betrach⸗ 
ten. Es entſpricht auch dieſer Grundſatz dem Sinne ber Geſetzesſtelle 
5. Buch Mof. 17 fig. 

Im Eben: Haefer (Vol. 4 bes Eoder) iſt das Eberecht In fol⸗ 
genden Titeln, von welchen die noch heutzutage faſt allenthalben in ges 
wiſſer Ruͤckſicht giltigen Beſtimmungen über Eingehung und Trennung 
ber Ehe eine ausführliche Abhandlung verdienen, zu finden. 

1. Bon ber Eingehung ber Ehe. 

zit. 1. Von der Fortpflanzung (Abſchn. 1—6). Die Ehe, als 
Mittel der Kortpflanzung, wird dem Manne zur Prliht, und auf bie 
Sünde bes Coͤlibates aufmerkfam gemacht. Die nach mofaifhem und 
früheren jüdifchen Rechte geftattete Bigamie wird durch einen allgemei⸗ 
nen Bann bes R. Serfon (eines Rabbinen aus Meg im 11. Jahrh. n. 
Chr.) abgefhafft !7). 

Die Rechtsregel: pater est quem iustae nuptiae demonstrant, gilt 
auch im jüdifchen Mechte, und zwar befteht diefe Präfumtion vom. Ende 
des 6. bis zu Ende des 12. Monats ber möglichen Schwangerſchaft. 


ůÿ— — 


17) Wenn ſchon das Gebot der Ehe eine lex imperfecta bleibt, fo hat es 
boch bei den Sfraeliten in ihrem Staate dadurch fo tief Wurzel gegriffen, daß 
ſelbſt die Priefter und der Hobeprieſter diefe Pflicht auf fich hatten, und no 
he e ungern gefeben wirb, weng ber Mabbiner einer Gemeinde unver 
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‚ Die übrigen in dieſem Titel angegebenen Verordnungen fcheinen 
unpractiſch geworden zu fein, 3. B. das mofalfche Verbot der Eingehun 
dee Ehe eined Prieſters mit einer Gefchiebenen, ba bie Bedeutung d 
Driefterftandes aufgehört hat, u. a. m. 

Tit. 2. Ueber verbotene Ehen (Abfchn. 7—25). Unter dieſem 
Mamen find vier Gattungen von Eheverboten begriffen. 1) Einige nicht 
moſaiſche — fo die Ehe mit einer Frau, welcher bereitd zwei Männer 
nad) einander verflorben find — mit gar keinem oder blos mit einem 
Vermoͤgensnachtheile für die Frau verbundene. 2) Antere, welche aus 
öffentlichen Ruͤckſichten nicht geftattet werden, z. B. die Wieberverheurathung 
einer Geſchiedenen und anderweit DVerheuratheten mit ihrem erſten Manne 
(mad) moſaiſchem Geſetz), wobei jedoch Feine Scheidung eintritt; die Ver⸗ 
ehelichung mit einer bed Ehebruches Verdächtigen, einer ſchwangeren ‚ober 
ihren Dann noch nicht neunzig Tage Überlebenden Wittwe u. f. w., wos 
bei derfelbe Erfolg eintritt. 3) Diejenigen Ehen, welche aus Verwandt 
ſchaftsnaͤhe verboten find, jedoch nur duch ben Talmud; hier tritt 
gefeglihe Scheidung ein. 4) Dergleihen vom mofaifhen Ge» 
feg verbotene Ehen, welche Nullität erzeugen und Beine Scheidung 
bedürfen. 34 3) gehören a) die Großmutter und die nody entfernteren 
weiblichen Afcendenten von Mutterſeite; b) die Großmutter von Vater⸗ 
feite und bie noch entfernteren Afcendenten; c) die Srau des Großvaters 
von vaͤterlicher Seite und weiter in der aufflelgenden Linie; d) desglei⸗ 
hen von mütterlicher Selte (nad) Einigen auch die Intfernteren Grabe, 
und fo heilige es die Praxis); e) Meutterbrubers Frauz H Urenkel; 
g) Stiefurenkel; h) Urgroßeltern und feiner Frau Aſcendenten; i) ber 
Enkel Ehegatte (Die Bruder: oder Schweftertochter zu heurathen iſt 
eine Wohlthat.) Unter 4) find begriffen a) bie Eltern und Stiefeltern (im Go« 


ber heißt es wörtlich nach dem Buchſtaben bes mofalfchen Geſetzes: Vaters 


Frau, es werden aber wohl diefe-verbotenen Grade auch auf das weib⸗ 
liche Gefchleht ausgedehnt; b) Vaterbruders Frau; c) die Schweſter, 
wozu nicht allein bie Halbſchweſter, fondern auch die natürliche Schweſter 
gerechnet wird, ausgenommen wenn bie legtere vom Vater mit einer 
Sclavin oder Nichtjuͤdin erzeugt worden iſt (bem moſaiſchen Gefege ges 
maͤß folgen diefe nämlidy der Mutter; der Zalmud wiberfpridht 
dem geradezu). (Schon hieraus ergibt fi, daß nach jüdifchem Rechte 
Ehen zwiſchen Chriften und Juden nicht: verboten find); d) Ente; 
e) die Schwiegermutter und deren Mutter und bie Mutter des Schwiegers 
vaters; f) Vaters oder Mutterfchmefter (ebenfalls Halbſchweſter); g) die 
Frau des Vaterbruders; h) Schwiegerkinderz 1) des Bruders Frau, 
Abſchn. 10. 

Wer mit einer Richtjuͤdin die Ehe eingegangen, foll, nad) Einiger 
Meinung, gegeißelt werden, nicht fo nach Anderer Meinung. 
Daß bie Ehe hier geradezu verboten twäre, iſt nirgends zu erfehen, und 
bas Nichteingehen einer gemifchten Ehe jüdifcherfeits mag wohl und zwar 
im Staate wegen der Befürchtung der Verführung zur Abtrünnigkeit, 
nach diefer Zeit aber wegen der gegenfeitigen Abneigung nur zum con⸗ 
fequenten Gemwohnheitsrechte fi) ausgebildet haben; fie war in Einem 
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kein Glauben halten. Hier iſt indeß mehr vom Schabenerſate, wiki 
vom Civilpunkte dieſer verbrecheriſchen Handlungen die Rede. 

Tit. 33—35. Vom Schadenerſatze im allgemeinen, über Bauhı 
und Verleumdung (in ciolfeechtlicher Hinficht) und über den buch Bid 
angerichteten Schaden. Die Grundfäge hierüber find auf bie moſaiſcha 
Geſetze geftügt und mit denen ber actio de pauperie und aͤhnlicher 
Schaͤdenklagen gar nicht vergleichbar. 

Zit. 36. Von Real⸗ und Verbalinjurien. Auf die geringfte Rb 
injutie land früher Bann und Zuͤchtigung. Bei Werwundungen, welche 
Schaden oder Koften verurfachen, müffen Hellungslohn und Schuzens 
geld emtrichtet werden. Das legtere tritt an bie Stelle ber in ber mo 
faifchen Geſetzgebung angedrohten — mohl nie zur ge Gern 
nen — Wiedervergeltung. Es dürfte übrigens kein Recht elches 
die Frauenehre und bie Keuſchheit fo hoch ſtellt, als das jadiſche. Das 
mofaifhe Geſetz beſtraft die Unteufchheit eines Mädchens im div 
lihen Hauſe, wenn fie: nach der Verheurathung entdeckt umd gerät 
worden, mit bem Tode. Im Abfchn. 425 wird ausdruͤcklich verchnet, 
daß feit der Zerſtoͤrung Jeruſalems Niemand durch das (uͤdiſche) Gericht 
nit Tobesfteafe, Geißelung, Ausmweifung ober fonftiger koͤrperlicher Strafe 
belegt werden kann, nur der Bann und bie Abfonderung von di 
Gemeinde ſteht dem Richter noch zus ob wegen ber Staatsgeſehe 
ober aus Mangel eines eigenen Staates iſt nicht erörtert. Wenn mn 
das legtere annimmt, fo wäre damit bas oben erwähnte, nach dem Un - 
tergange bes Staates wieder auftauchende Synedrium doch nicht ale ein mit 
der Macht des früheren — einer Staatsbehoͤrde — bekleidete zu betrach⸗ 
ten. Es entfpricht auch biefer Grundſatz dem Sinne der Geſehesſtelle 
5. Bud Mof. 17 fig. 

Im Eben⸗Hueſer (Vol.& bes Coder) iſt das Eberecht In fol: 
genden Titeln, von welchen bie noch heutzutage faft allenthalben in ger 
wiſſer Ruͤckſicht gittigen Beſtimmungen über Eingehung und Tremmung 
ber Ehe eine ausführliche Abhandlung verbienm, zu ſinden. 

1. Bon der Eingehung ber Ehe. 

Tie. 1. Bon der Fortpflanzung (Abſchn. 16). Die Eie, als 
Mittel der Fortpflanzung, wird dem Manne zur Piüdt, und auf bi 
Sünde des Coͤlidates aufmerkfam gemacht. Die mach mofaifhem un 
früherer jüdifchen Rechte geftattete Bigamie wird durch einen allgeme: 
nen Bann ded R. Gerfon (eines Rabbinen aus Meg im 11. Jahch. % 
Chr.) abgefhafft 17). 

Die Nechtsregel: pater est quem iustae nuptiae demonstrant, gil 
auch im jüdifchen Rechte, und zwar befteht diefe Präfumtion vom End 
des 6. bis zu Ende des 12. Monats ber möglichen Schwangerſchaft. 


⸗ 


17) Benn ſchon das Gebot der Ehe eine lex imperfecta bleibt, ſo * 
doch bei den Iſraeliten in ihrem Staate dadurch fo tief Wurzel gegriffen, 3 
ſelbſt die Prieſter und der Hobepriefter dieſe Pflicht auf ſich hatten, und 
eg Fi ungeen gefehen wirb, weng ber Mabbiner einer Gemeinde UM? 
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‚ Die übrigen in dieſem Titel angegebenen Verordnungen fcheinen 
unpractiſch geworden zu fein, z. B. das mofalfche Verbot der Eingehung 
dee Ehe eines Priefters mit einer Gefchiedenen, da die Bedeutung des 
Priefterftandes aufgehört hat, u. a. m. 

Zit. 2, Ueber verbotene Ehen (Abfchn. 7—25) Unter biefem 
Namen find vier Gattungen von Eheverboten begriffen. 1) Einige nicht 
mofaifhe — fo die Ehe mit einer Frau, welcher bereits zwei Männer 
nad) einander verflorben find — mit gar einem oder blos mit einem 
Vermoͤgensnachtheile für die Frau verbundene. 2) Antere, welche aus 
Sffentlihen Ruͤckſichten nicht geflattet werden, z. B. die Wiederverheurathung 
einer Gefchiedenen und anderweit Verheuratheten mit ihrem erſten Manne 
(nach moſaiſchem Gefeg), wobei jedoch Feine Scheibung eintritt; die Ver⸗ 
ehelihung mit einer des Ehebruches Verdächtigen, einer ſchwangeren oder 
ihren Mann noc nicht neunzig Tage Überlebenden Wittwe u. f. w., wo⸗ 
bei derſelbe Erfolg eintritt. 3) Diejenigen Ehen, welche aus Verwandt 
ſchaftsnaͤhe verboten find, jedod nur duch ben Talmud; hier tritt 
gefegtihe Scheibung ein. 4) Dergleihen vom mofaifhen Ges 
feg verbotene Ehen, welche Nullitaͤt erzeugen und keiner Scheidung 
bedürfen. 34 3) gehören a) die Großmutter und die noch entfernteren 
weiblichen Afcmbdenten von Mutterſeitez b) die Großmutter von Vaters 
feite und bie noch entfernteren Aſcendenten; c) bie Frau des Großvaters 
von väterlicher Seite und weiter in ber aufſteigenden Linie; d) desglei⸗ 
chen von mütterlicher Seite (nad Einigen auch die ntfernteren Grade, 
and fo heilige es die Praxis); e) Mutterbrubers Frauz H Urenkel; 
g) Stiefurentel; h) Urgroßeltern und feiner Frau Aſcendenten; i) ber 
Enkel Ehegatte (Die Bruders oder Schweftertochter zu heurathen ift 
eine Wohlthat.) Unter 4) find begriffen a) die Eltern und Stiefeltern (Im Co⸗ 
der heißt es wörtlich nad, dem Buchſtaben des mofalfchen Geſetzes: Vaters 
Frau, es werden aber wohl biefe-verbotenen Grabe auch auf das weib⸗ 
liche Geſchlecht ausgedehnt; b) Vaterbruders Frau; c) die Schwefter, 
wozu nicht allein die Halbſchweſter, fondern auch die natürliche Schwefter 
gerechnet wird, ausgenommen wenn die leßtere vom Vater mit einer 
Sclavin oder Nichtjuͤdin erzeugt worden iſt (dem mofaifhen Gefege ges 
mäß folgen bdiefe nämlich, dee Mutter; ber Talmud widerfpriht 
dem geradezu). (Schon hieraus ergibt ſich, daß nach jüdifchem Rechte 
Ehen zwifchen Chriften und Juden nicht verboten find); d) Ente; 
e) die Schwiegermutter und deren Mutter und die Mutter des Schwiegers 
vater; f) Vaters oder Mutterfchmweiter (ebenfalls Halbſchweſter); g) bie 
Frau bed Vaterbruders; h) Schwiegerkinderz 1) des Bruders Frau. 
Abfchn. 15. 

Wer mit einer Richtjuͤdin die Ehe eingegangen, foll, nach Einiger 
Meinung, gegeißelt werden, nicht fo nah Anderer Meinung. 
Daß die Ehe hier geradezu verboten wäre, ift nirgends zu erfehen, und 
das Nichteingehen einer gemifchten Ehe jüdifcherfeits mag wohl und zwar 
im Staate wegen dee Befürchtung der Werführung zur Abtrinnigkelt, - 
nad) diefer Zeit aber wegen der gegenfeitigen Abneigung nur zum cons 
fequenten Gewohnheitsrechte ſich ausgebildet haben; fie war in Einem 
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Worte ungern gefehen, jeboch bat nie ein foͤrmliches Berbot dagegen 
gefeglich eriftiet. Moſes fol wach ber Bibel eine Guffitin (Heihiopierin) 
und von den aus der babpiemifchen Gefangenſchaft follen Viele austäm 
difche Töchter zu -Graum gehabt haben. Bei beiden Gelegenheiten if 
ein Scheelblick auf biefe Verbindung geworfen, die Scheidung aber nicht 
veranlaßt worden. Mit dem Verſchwinden ber angeführten Gründe nım 
bat ſich jeßt auch dee Scheelblick verloren und es kann fomit juͤdiſcherſeits Bein 
Anftoß mehr an gemifchten Ehen zwiſchen Chriften und Juben genommen 
werben, Auch iſt ein ſolches feit Anregung dieſer Frage von den leste⸗ 
ven nie ausgeſprochen worden, und in Frankreich gibt es eine ziemliche 
Anzaht foldyer des canonifchen Mechtes halber nothwendiger Cinilchen 19). 
‚Die Sefege Über die Wiederverheurathung der Grau eines Verſchol⸗ 
lenen find noch jübifchen echte nicht fehe firenge, indem namentlich auf 
ihre eigene Ausfage hin eine Wiederverheurathung ohne meitere® ſtattfin⸗ 
ben ann, ausgenommen wenn the Dam in den Krieg gegangen if, 
oder die Eheleute in Unfrieden mit eimanber gelebt haben. 

zit. 3. Von dem Verlöbnig und der Trauung (Abſchn. 26—65). 
Im allgemeinen bier die Worbemerfung, baf bie heutige jübifche Ehe 
von dee nach mofaifchen Gefegen ganz verfchieden iſt. Sie theilt jedoch 
mit berfelben noch bie rechtliche Matur im allgemeinen, Indem fo mie bert 
fie auch jetzt noch an ſich vollkommen ins Civilrecht gehört. Die in 
fpäteren Zeiten noch hinzugefügte kirchliche Weihe, die darauf bezüg- 
lichen, bee Gleichheit ber Ehen unter den verfchiebenen Confeffionen hal⸗ 
ber eingeführten Inubesgefeglichen Verordnungen, namentlich andy die in 
vielen Staaten Zeutfchlands vorgefchriebene Nothwenbigkeit der Trauung 
durch die Rabbiner oder von Ihnen dazu genehmigten Stellvertreter, endlich 
8* bie großentheils von den erſteren, bier und da mit Zuſtimmung bes 

taates, getroffene Einrichtung, daß fie nur in ber Synagoge den Act 
bee Trauung vornehmen, konnten und koͤnnen jene innere bürgerliche 
Natur der jübifchen Ehe nicht aufheben. — 

Das mofaifche Geſetz enthält gar Feine Beiltmmung für die Boll: 
ziehung dee Ehe; am menigften bedurfte es eines vorhergehenden Ber: 
loͤbniſſes. Scheint nun auch eine Stipulation und ein finmbilblicher Act 
zu been Bekraͤftigung — das Geben und Empfangen einer Münze oder 
eines Verlobungsſcheines — ſeit uralten Zeiten Sitte gewefen zu fein, 
fo genügte doch jedenfalls die natürliche Vollziehung bee Ehe, nach 
gegenfeitigem Einverftändniß, ums diefelbe für gefchloffen zu achten. 





18) Es ift mithin — wenn ein Abgeordneter der 1. Kammer in der 
im I. 1848 enttaffenen 8. fühl. Stänbeverfammlung bie Starrheit ber Juben ruͤgte, 
welche Ehen mit Ehriſten nicht eingehen wollten. Die Praris hat bief thats 
fächtich widerlegt, wo es ihnen von Staatäwegen geftattet wirds wo bieß aber 
nicht der Fall, da iſt jevenfalld nur das gemeine oder particularrechtliche Ver⸗ 
bot bei Strafe ber Nichtigkeit ſtrenger als das jüdifche Geſetz, welches ein fols 
ches nicht geradezu ausfpricht und keineswegs je eine folche She für null erklärt. 
Man vgl. Übrigens ſowohl die allgemeinen als bie ſpaniſchen Goncilien bis ins 
6. Jahrh., wo bie unabläffige Wieberholung biefes ſtrengen Werboted Zeuge 
von deſſen öfterer uebertretung ift. \ 
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Das fpätere talmudiſche Recht erklaͤrte zwar biefe legtere Art nicht 
für ungiltig, verbot fie aber ſtrenge. Es fehte jedoch dabei feft, daß vor 
der Trauung ein Verlöbniß erfiens durch Hingabe von Gelb oder Gelee: 
werthe an die zu Verlobende, zweitens durch einen Verloͤbnißſchein der 
Trauung verangehen muͤßte. Die Trauung fethft gefchah duich eine Zus 
fammentunft unser dem Trauhimmel (oder im Brautgemache, in letzte⸗ 
wen Falle jedoch außerhalb der früheren Wohnung ber Vermaͤhlten). So 
war der Trauungsact eigentlich nur eine Ergänzung des Verloͤbniſſes und 
Thon bie Verlobte (Aruffa) beburfte eines Scheibebziefes, wenn die 
Trauung nicht vollzogen werden follte. Dem Verloͤbniß ſelbſt follte jedoch 
— fo warb fpäterhin verorbnet — ein Antrag vorausgehen. ' 

Heutzutage kennt man jene Art ber Verlobung, wenigſtens in 
Europa, nicht mehr. Kine Verlobte (Braut) wird diejenige genannt, 
von welcher der Antrag zur Ehe genehmigt worden iſt; Die Einwilligung 
des Vaters ift nach jüdifchen Geſetzen nicht unbebingt nöthig, ſobald die 
Braut mändig ift, eine Unmuͤndige (bis zu 1246 Jahr des Lebensalters) 
Dagegen kann derfelbe, kraft ber väterlichen Gewalt, eigenmaͤchtig verheu⸗ 
sathen. Die lepteren Beſtinmungen fallen jedody in Folge der Staats⸗ 
geſetze jedenfalls hinweg. Es wird dann gewoͤhnlich ein Werlöbnißcontract 
im duplo gefertigt, in welchem für den Ruͤcktritt ohne genuͤgenden Grund 
in der Regel eine Conventionalfieafe (Kenaß, daher der eigemtliche Act der 
Verlobung Kenaßlegen genannt wird) feſtgeſetzt ift, die jedoch felten ein⸗ 
geklagt wird. So bat das heutige Verloͤbniß mit dem altjübifchen, alfo 
auch mit der eigentlichen Ehe nichts gemein. Dee Berlobungscontract 
wird von den Parteien, in ber Regel den Vätern ber Verlobten, und von 
zwei Zeugen, gewöhnlich ben Gemeinbebeglunbigten, unterfchrieben. 

Der Krauungsart wird vollzogen — und hierburd, wird bie Ehe 
perfet — iM der Bräutigam ber Braut umter dem Trauhimmel 
(einer Dede auf 4 Stangen ausgefpannt) in Gegenwart von zwei Zeu⸗ 
gen Geld oder Geldeswerth (von einer Perutah 114 Pf.), heutzutage ge 
wöhnlih einem Zrauring (defien Mangel aber Leine Ungiltigkeit erzeugt) 
überreicht, den Ring an den Finger. ftedt, mit den Wortm: hierdurch 
(gewoͤhnlich durch diefen Ring) folft du mir angetraut fein nach dem 
Geſetze Mofis und Iſraels. Bel einem Becher Wein wird der Gottheit 
für das Geſchenk der Liebe und Freude gedankt, und hierauf ber Ehecontract 
und bie -für den Fall der Scheidung aber des Wittwenflandes ihr von 
Manne zu gewaͤhrende Verſchreibung (Ketubah) verleſen. Gewöhnlich un- 
terfchreiben die Brüber des Braͤutigams für bie Braut einen Chaliza: 
brief, worin fie fich verpflichten, beim Tode Ihres Bruders fie nach dem 
Geſetze der Bruderehe nicht in Aufpeuch zu nehmen. Im wirklichen 
Todesfalle geſchieht jedoch noch das verordnete Schuhausziehen M. unten). 
Allgemeiner Gebrauch iſt es jetzt, daß ein Schriftgelehrter, in einigen 
Staaten der Rabbiner ober ein von ihm dazu Bevollmaͤchtigter den Act 
der Trauung vornimmt, d. h. unter dem Trauhimmel gegenwärtig ift, 
das Lob beim Weine fpricht, bie obigen Worte dem Bräutigam zum 
Nachſprechen vorfagt und endlich den Ehecontract und bie Verſchreibung 
ablieſt. So ange indeß Staatsgefege nicht diefe neuerdings für unver: 
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bruͤchlich anerkannten Gebräuche (mit zwei Worten: Chuppa Trauhimmel] 
Wekiduſchin [und Ehefihung] genannt) feftftellen, dürfte leicht der Kal 
vorfommen, daß eine mit viel weniger Ceremonien gefhloffene Ehe für 
giftig anerfannt werden müßte, ba das neuere jübifche Recht nidyes zur 
Bedingung macht als Trauhlmmel und Darreihung eines Gegenftandes. 
— Schon oben wurde erwähnt, daß bie Rabbiner fi zumeilen weigern, 
eine Trauung außerhalb bee Synagoge vorzunehmen, um dem Acte mehr 
Feier zu verleihen. Hier und da, wo das Aufgebot zur Pflicht gemadyt 
ift, wie In Preußen und Deflerreich,, bedarf es eines vorhergehenben brei= 
maligen Aufgebotes auch bei jübifchen Ehen. — Eine Ehe durch Pro⸗ 
curatur vorzunehmen, ift auch nach dem neueften jüdifchen Rechte (Abſchn. 
35) geftattet. Heutzutage kommt fie wohl nicht vor. Kür ungiltig kann 
fie vorfommenden Falles nicht erklärt werben, fobald bie Staatsgeſetze 
nichts vorher beftimmt haben. — Ueber bie Münbigkeit, welche das 
jüdifche Recht Selten des Bräutigams verlangt (das vollendete 13. Lebens: 
jahr) beftimmen jest ebenfalls für beide Theile die Staatsgeſetze. 

Mit dem Zrauungsacte ift bie Ehe vollzogen. 

Der Ehecontract enthält außer einer kurzen Geſchichtserzaͤhlung 
und ftehenden Phrafen die Summe der Mitgift, ber Verfchreibung (Ke⸗ 
tuba) und ihrer Vermehrung, melde der Mann der Frau für feinen 
Todesfall feftfegt, die Verſprechungen ber Eltern von beiden "Seiten, 
namentlih aber auch oft bie Feftfegung über bie Ruͤckgabe der ganzen 
‚oder eines Theiles der Mitgift am ihre Erben, ober ob, wenn bie Frau 
3. B. im britten Jahre verftüche, der Mann fie ganz beerbe (nach juͤdiſchem 
Rechte iſt das letztere ſtets der Fall). Bel Auflöfung der Ehe im erſten 
oder zweiten Jahre gelten befondere Beſtimmungen, welche dem Gewohn⸗ 
heitsrechte ber Gemeinden Speier, Mainz und Worms nachgebildet find. 

Kit. 4 Von ber Morgengabe (Abfn. 66-118). Man 
würde dieſen Titel beſſer Überfchreiben: von ben Rechten und Pflichten 
ber Eheleute. Im fittliher Hinficht hat ſich das überwiegende Verhaͤlt⸗ 
niß des Mannes zur Frau, wie e8 im Oriente, aud im woſaiſchen 
Rechte gebräuchlich war, im juͤdiſchen Mechte nicht erhalten. Denn nicht 
allein iſt bie fittliche Würde der Frau anetkannt, ſondern es gilt auch 
mit Ruͤckſicht auf den Lebensunterhalt, welchen ber Mann ihr zu reichen 
verbunden iſt, ber Grundfag: die Frau fteigt mit dem Manne, fält. 
aber nicht mit demfelben, mit anderen Worten, fie verliert die Vorzuͤge 
ihres Standes nicht, obgleich fie an denen des Mannes Theil nimmt. 
Auch ſcheint Sitte, Gefeg und Recht einen hoͤchſt mohlthätigen. Einflus 
bier geuͤbt zu haben, da juͤdiſche Ehen an Einigkeit ımb Familiengluͤck 
die der meiften anderen Confeffionen übertreffen und namentlich Schei⸗ 
dungen, trog der gerade im jüdifchen. Rechte zahlreichen Gründe, welche 
fie herbeiführen koͤnnen, aͤußerſt felten find. Dagegen bat ſich die orien⸗ 
taliſche Suprematie bes Mannes auf dem Gebiete der Rechte bes Man- 
nes an dem Vermögen ber Frau noch erhalten. Diefe intereffiren uns 
bier zunächft, mährend bie Abrigen Pflichten der Eheleute untereinander 
mehr die vernunftgemäßen find, wie alle civilifftten Völker fie kennen 

Die Güter der Ehefrau nämlich beftehen im Brautſchatze, 
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los) und in demjenigen, was fie außerdem zu biefer Zeit eigenthämlich 


fist oder während der Ehe noch erwirbt (parapherna),. Die zu jenem 
nd dieſem Bermögen gehörigen Gegenftände zerfallen in Guͤtcx des 
ifernen Viehes (Baarfchaften und Waaren) — beren Fruͤchte zwar 
* Mann genießt, welche er aber nach aufgehobenee Ehe nach ihrem 
ien Werthe - erflatten muß, während er bie liegenden Gründe ſelbſt 
tt Einwilligung der Frau, gewiſſe Fälle ausgenommen, nicht veräußern darf 
— und Raufgäter, für deren Gefahr und unverlegten Zuſtand er 
icht zu ftehen bat, fo daß er nur das bei Auflöfung der Ehe baven zu 
ftatten verbunden iſt, was von diefem Gute noch vorhanden. — Es 
E der Mann aber auch Univerfalerbe der Frau, bie ihr außen⸗ 
ehenden Schulden, Hypotheken und Anmwartfchaften auf Vermoͤgens⸗ 
schte ausgenommen. Dagegen erbt die Wittwe nur das aus dem Vers 
aögen ihres verftorbenen Ehemannes, was ihr in ber Eheverfchreibung 


Ketuba) oder in feinem legten Willen ausgefegt worden ift, und auch 


ieß erft nach Leiftung bes fogen. Wittweneibes. 

Zit. 5. Bon der Scheidung’(Abfhn. 119—154). Das juͤ⸗ 
ifche Recht fpricht in der Regel nur von einer Scheidung Seiten des 
Mannes, und kann die Frau eine foldhe nur in wenigen Faͤllen, naments 
ich wegen unrechtmäßiger Verweigerung ber ehelichen Pflicht, beantragen. 
Sreiwillige Scheibung iſt nicht verboten. Nach moſaiſchem Rechte fcheint 
eine befondere Procedur bei der Scheidung nöthig zu fein. Auch find 
yort bie Gründe, wegen welcher der Mann ben Scheibebrief geben konnte, 
md zwar aud ohne Einwilligung ber Frau, nicht gehörig im Buchflaben 
enes Geſetzes erörtert (5. Buch Mof. 24, 1). Rad fpäterem jüdifchen 
Rechte bilden Unfruchtbarkeit nad) 10 Jahren ber eingegangenen Che, 
Körperliche, während ber Ehe entſtandene ober geoffenbarte Gebrechen — 
venn folche auch dem Zwecke der Ehe nicht hinderlich find — und fehlechte 
Sitten die Gründe der Scheidung. . Neuerdings find Suͤhneverſuche bei 
ben Rabbinern fchon jüdifcherfeits und ein Verfahren eingeführt, welches 
mit der Geftattung der Scheidung durch diefelben endet. Die Scheie 
bung ſelbſt gefchleht aber erſt durch die genaue Uebergabe des, mit der 
größten Aufmerkſamkeit, ohne Fehler irgend einer Art ges und von zwei 
Zeugen unterfchriebenen Scheibebriefes (Bet) in die Hände der Frau. Am 
Schluffe deſſelben muͤſſen namentlich die Worte ftchen: es folk Gegen- 
wärtiges fein ein Entlaſſungs-Get nady dem Gefege Mofis und Iſraels. 
— In allen teutfchen Staaten gehören jüdifche Eher und Scheidungs⸗ 
prozeſſe vor die competenten Staatsgerichte. Doch wird noch in manchen 
* juͤdiſche Recht dabei beruͤckſichtigt, ſo ausdruͤcklich z. B. in Oeſter⸗ 
reich. 
Ueber eine unmuͤndig Verheurathete. Sie kann den 
Mann ohne Scheidebrief verlaſſen. In Teutſchland iſt dieß Antiquitaͤt 
geworden, nicht aber in Polen, 

zit. 6. Bon der Ehallza (Abfehn. 169—176). Die Ceremonie 
des Schuhausziehens, welche tro& der weggefallenen, vielleicht (nad) Zunz) 
nie ‚flattgehabten, Bruderehe noch jegt vor fich gehen muß, beſteht darin, 
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daß vor einem juͤdiſchen, aus beei Perſonen beſtehenden Religlondgeikt: 
bie kinderloſe Wittwe dem aͤlteſten Bruder ihces verftorbenen Chemumes 
einen nad) vorgefchriebener Sandalenform gefertigten Schub auszieht une 
den efchriebenen wechfelfeitigen Ausfprühen der Parteien und ii 

4 Bol. 5. Buch Moſ. 25, 5—10. | 

Ti. 7. Bon der Nothzucht und dem Ehebruche (Abſchn. 177, 
178). Iſt Antiquität geworden, da die Staatsgeſetze gelten. 

Was den ikdifhen Prozeß betrifft (vorzüglich zu finden im 
Chofdyens Hamifchpat Tit. 1 von den Richtern, Tit. 3 von ben Parteiee 
und Kit. 4 vom gerichtlichen Eide, worin auch von den Zeugen gehandelt 
wird), fo war ein geordneter Richterſtand hur während :des Beckens des 

jadiſchen Staates vorhanden, in welchem ein Inſtanzenzug jedenfals fatt 
hatte, ba das Spnebrium nicht allein geſetzgebende, fondern uud oberſt⸗ 
zichterliche Wehörde war. Ueber die Ordnung bes Gerichte und Wi 
Verfahrens felbft indeſſen haben wir Beine ganz genaue Kunde. Grab 
zutage iſt das letztere großentheils geordnet, wenn es fchon nach unfem 
Begriffen als ein tumultuariſches angefehen werden Lann. a) Ein Rid: 
tercolleglum ſoll aus drei rechtsgelehrten Perfonen beflchen, und auf bet 
Gerichtsſtelle ſollen ein Richterſtuhl, ein Riemen (zur Züchtigung) um 
ein Horn, um bie Contumaz (weiche im Civil» wie ins Criminaltechte 
unter den Bann einbegeiffen fcheint) zu verfünden, befindlich fein. Die Zeit der 
Abhaltung des Gerichtes (bei hellem Tage und nicht an Feilen), die Eigen 
{haften der Richter u. f. f. find genau beſtimmt. b) Im Verfahren, 
wobei von Einrichtung der Klage ober ber Antwort auf biefelbe nicht 
weitlaͤufig die Rede iſt, wohl aber von der Citation mit großer Genauig⸗ 
keit gehandelt wird, iſt nur der zwei Beweismittel des Eides und ber 
Zeugen bier zu gedenken, ba beide eine ausgebteitete Anwendung lets 
den und bie Beſtimmungen darüber bis ins genaueſte Detail, verfölgt 
worden, auch. auf die Staatsgefege von Einfluß find. Der Eid mird 
in Haupt» (Arofaifchegefeglichen) und Nebened (talmubifd: und rabbiviſch⸗ 
gefeglichen) eingetheilt. Obgleich auch nad) juͤdiſchem Rechte der Gebraud) 
defjelben nicht erſchwert ift, fo waren doch der Umitanb, daS bee Rome 
Gottes dabei angerufen wird und die damit verbundehe Heiligkeit (nad 
> Ch M. Tit. 1, Äbſchn. 27, 6. 1, ſollte derjenige, der ſich bei einem Flucht 
des Namens, womit auch bie Nichtjuden Gott ansufen, bediml, 
mit Beißelzucht belegt werden), fo wie die feierliche Ceremonie 
genug, den Eid germ zu vermeiden, was auch noch heutzutage von ben 
Juden gerähmt wird. Je nach Werfchiedenheit des Falles ſagte entweder 
der Richter den Eid vor: Wir beſchwoͤren dich, daß u. ſ. W-, worauf de 
Schwoͤrende nur Amen! ſagte; oder der Schwoͤrende ſagte felbft: “ 
ſchwoͤre bei dem Namen des Gottes Iſraels, oder bei dem, deilen Nam 
barmherzig, heilig, gnaͤdig ft, daß u. f. w. Voraus ging rich 
Admonition Über die Heiligkeit des Eides und Warnung gegen Mem— 
tefervation, wobei bie Worte gefprochen wurden: Wiſſe, baß bie gar 
Welt gesittert hat in dem Augenblicke, two dem Heilige, geprieien a & 
ſprach: Du ſollſt den Namen des Herm, deines Gottes nicht 
beanchen! (In Sadfen iſt diefe Ermahnung durch den uͤdiſchen Ge 
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lehrten in das Geſetz Über ben juͤdiſchen Eid — doch nicht als unerlaͤß⸗ 
liche Bedingung — für den Fall, wo das Streitobject causa meior iſt, 
mit aufgenommen.) * 
Vou den Zeugen iſt nur zu erwähnen, daß zwei großjaͤhrige (13 
Fahre alte), unverdaͤchtige Zeugen einen volllommenem Beweis bilden, 
taelcher nur durch die entgegengefegte Ausfage zweier eben fo beichaffenen 
Zeugen umgeftoßen werben kann. Die. fhärfite Prüfung derſelben Über 
ihre Wiſſenſchaft und ihre vollkommene Webereinflimmung in materieller 
Hinſicht wird auddruͤcklich verlangt- Die Ausfage eines Zeugen, durch 
fuppietorifchen Eid einer Partei ergänzt, kommt eben fo wie ein Purs 
gaterium vor. Ausbrüdtih anhefohlen wird es den Juden, fobald fie 
beweifen Einnen, auch beim nihtjübifhen Gerichte für einen 
Nichtjuden zu zeugen zur. Ehre ber Wahrheit und bes Namens Gottes. 
Sol man ſchließlich Haupteigenthuͤmlichkeiten der Verſchiedenheit 
des juͤdiſchen Rechtes (im weiteren Sinne) von dem roͤmiſchen, teutſchen 
ja den meiſten Rechten civiliſirter Voͤlker bezeichnen, fo wäre es 1) im 
formeiter Binficht eine ausgedehnte, die des roͤmiſchen Rechtes gewiß noch 
übertreffende, durch bie Art der Verhandlung auf talmubifhen Hochfchulen 
hervorgerufene, Caſuiſtik und der faft überall zu verfpärende Mangel 
von Hauptgrundfägen. In der fpäteren Zeit findet man diefelbe von den 
franzöfifchen, teutfchen und namentlid) polnifchen Juden noch mehr 
ausgebildet, waͤhrend bie maurifchen und aflatifchen Lehrer, als mehr mit 
den Wiffenfchaften und der Philoſophie befreundel, einen ruͤhmlichen 
Gegenſatz bilden. 2) In materieller Beziehung eine vorherefchende bona 
Gides, namentlich eine Präfumtion ber Redlichkeit — vorzüglich zue 
Ausfchliefung der Zeugens und ber Verpflichtungseide — und eine dußerfte 
Settenheit des bei uns fo häufigen Erfüllungss ober Reinigungseides, 
welcher Iegtere nur dann eintritt, wenn das Gegentheil ziemlich erwieſen 
iſt. Aus diefem Grundſatze hat fich wiederum eine Eigenthuͤmlichkeit bes 
jüdifhen Prozeſſes gebildet in dem SSnflitute des Migo — woͤrtlich: 
weit, beutlicher:, die. Rechtsregel bed Zuhilfekommens einer möglichen 
beſſeren Angabe. Es wird naͤmlich einem im Rechtsſtreite Begriffenen, 
namentlich dem Beklagten, mehr als ſonſt geglaubt — weßhalb auch nicht 
einmal ein Eid ihm zuerkannt wird — wenn er etwas zu ſeinem groͤ⸗ 
ßeren oder geringeren Schaden angibt, während er eben fo leicht Anderes 
behaupten konnte, was ihm zum Nutzen gereicht. Fälle der Art kommen 
3. B. im Ch. M. Abſchn. 72 und 135 von Wenn nun auch biefe 
fonderbare Einrihtung oft nur als das Probuct einer gefchraubten So⸗ 
phiſtik erfcheint, fo läßt es fich doch nicht leugnen, daß fie, fo mie bie 
errvähnte durchgehende Präfumtion ber Meblichkeit, ‚doch Immer in einer 
en wirklichen Redlichkeit und Stttlichleit der Juden wurzeln 
mußte. 
Es bebarf mm noch einer Beantwortung dee Frage, welcher felten, 
und in den teutfchen Particulargefegen wohl nie hinreichend vorgeforgt 
worben ift: mie es in den Fällen der Colliſion des juͤdiſchen 
mit dem vaterländifhen Rechte zu halten ſei? Die Thatſache 
fteht feft, daß in Teutſchland und In den meiften civiliſirten Staaten — 
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Nußland und Polen zum Theil ausgenommen — vom juͤdiſchen Recht 
und Prozeſſe gar nicht und nur ausnahmsweiſe in ſtreng rituellen, vom 
Staate als religioͤſen anerkannten Faͤllen die Rebe fein kann, alfe mm 
bei Eingehung und Scheidung der Ehe, wo bei letzterer noch der Schluk 
act der Scheidung, Webergabe des Scheidebriefes, ſobald das competente 
Gericht die Scheidung ausgefprochen bat, vor dem Rabbiner vorgmem: 
men” werden und dieſer denfelben wohl unterfchreiben muß. Bei be 
Eingehung aber ſowohl als bei der Auflöfung der Ehe kommen Coll: 
flonsfaͤlle vor. Bei efterer wich der Unterfchied der Beftimmungen binfihrlich 
der Verwandtſchaftsnaͤhe nicht von Gewicht fein. Denn hoͤchſtens erlaubt 
das jüdifche Recht hier eine Ehe, wo nach dem Kicchens ober Bunbedrechte 
Dispenfation nöthig ift, 3. B. die Ehe zwiſchen Onkel und Nichte. Es 
braucht alfo nichts als bie Diepenfation wegzufallen. Schärfer wird der 
Unterfchleb Hinfichtlidy ded Vermögensrechtes, wo jedoch gewiß bie Staats⸗ 


gefege Platz greifen müffen, alfo auch bei den echten der Ftau wegen 


des Dotals und Paraphernalvermögene, fo wie wegen ihres Erdrechtes 
und des ber Kinder insbefondee. Da nun in bem Ehecontracte, von 
welchem oben die Rede war, das juͤdiſche Univerfalerbrecht bed Mannes 
ausdruͤcklich für gewiſſe Faͤlle anerkannt iſt, ja zuweilen felbft mit Dint 
anfegung der zu erzeugenden Kinder, fo verfieht es fich zwar, was leg 
teres betrifft, daß ein Verzicht für dritte Perfonen gegenüber dem (ans 
des⸗) gefeglichen Erbrechte und dem Pflichttheite derſelben nicht anzuetken⸗ 
nen iſt. Dagegen mwürben dann wenigſtens die Eltern und fenfligen 
Verwandten der Frau durch dieſe Urkunde in ber Regel beeinträchtigt 
werden, fobald dieſelbe als urkundliche Verzicht gebraucht wird. 
Contrahenten fteht dieß allerdings frei. Beſſer wäre es aber jebenfallß, 
wenn die Landesgefege diefe bios in Folge des früher beflandenen jübls 
ſchen Rechtes zur Gewohnheit getwordene Ordnung des Erbrechtes, zur 
Beförderung der Mechtögleichheit unter den Bürger, nicht billigen ober 
doch ihre Folgen und die Möglichkeit ihres Verſchwiadens ohne situelle 
Urkunden dabei vollkommen aufzuheben, beutlich machten. — Groͤßere Schwie⸗ 
rigkeit dürfte die Colliſion der jüdifchrechtlichen Beſtimmungen über die 
Scheidungsgruͤnde mit ben landesgefetlichen machen. Da zoar, wo dab 
jüdifche Recht laxere Beflimmungen enthält, wuͤrde eine ſolche leicht zu 
befeitigen fein, indem die fixengeren, im allgemeinen zur Regel dienenden 
Landesgefege, entfcheiden würden; fo 3. B. genügt bei längerer Abweſen⸗ 
beit de6 Mannes in der Megel bie bloße, unbefcheinigte Nachticht de 
Frau zu feinee Todeserklaͤrung Seiten des Gerichtes, mach juͤdiſchem 
echte, während bie Staatsgeſete ſich nirgend damit zufrieden geben. 
Es kann die Colliſion jedoch um fo eher flattfinden, als ja, rote bett 
‚erwähnt, die Frau nad) erfterem Scheidung nur Außerft felten antragen 
kann, überhaupt aber, auch auf den Antrag derfelben, der Mann zit 
Scheidung in der Regel nicht gezwungen werben kann. Nun iſt es wat 
ganz angemeffen, die Landesgeſete bier volllommen gelten zu laſſen, de 
einmal die Ehe nad jüdifchem Rechte ganz und gar ins Privatredt 
gehört, dann aber auch die Scheidungsgruͤnde offenbar auf der meht 
untergeordneten Stellung der jüdifchen Frau im Oriente beruhen, welche 
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et den heutigen europaͤiſchen Juden namentlich verſchwunden iſt. Den⸗ 
och wuͤrde es die größten Schwierigkeiten bereiten, wenn, nachdem das 
ompetente Ehegericht auf Scheidung erkannt bat, die juͤdiſche Cultus⸗ 
ehoͤrde den Scheibebeief aus Gewiffensferupeln nicht fchreiben und unters 
eichnen laffen will, wodurd die zu Scheidenden außer Stand geſetzt 
verben, wieder zu heurathen 19). Daß aber Überall — außer in bem 
Källen der Civilehe — bie rabbinifche, auf juͤdiſche Scheidungsceremonien 
ich ſtuͤtzende Autorität hier berüdfichtigt werde, folgt aus dem Umſtande, 
aß der Staat auch bei Eingehung dee Ehe veligidfe Kormen erfordert, 
ılfo auch bis zur Trennung des Bandes den Ritus, bie religiöfen Ges 
etze — von feinem Standpunkte aus — anerkennen muß. Wuͤnſchens⸗ 
verth waͤren daher Beftimmungen über die Scheibungsgründe in den 
Bandesgefegen, wozu bie Ortsrabbiner gewiß Hilfe Teiften würden. — 
as die Sefchichte dee ſtaatsrecht lichen Stellung der Juden 
feit dem Exil betrifft, fo hatte das roͤmiſche Reich die Juden als feine 
Bürger vor ber Zerfidrung des juͤdiſchen Staates gekannt. Deßhalb und 
weit ihm nicht an Unterdruͤckung ber Zerftreuten, fondern nur an der Demuͤ⸗ 
thigung der gegen feine Herefchaft ſich Auflehnenden gelegen war, übte «6 feine 
Mache an hen Juden, fobald deren Hauptftadt und das Staatscentrum, der 
Tempel, geflürzt war. Am menigften Eonnte bei dem heibnifchen Roms 
det Glaube einen Einfluß auf den Bürger haben. Daher kam es denn, 
daß das Patriacchat felbft bi8 ums Jahr 430 geſchuͤtzt wurde, deſſen 
MWürbenträger fogar den Zitel illustres führten und, wie Gamaliel, zu 
praefectis praetorio ernannt wurden. Gtaatsämter,. die Prätormürbe 
und Abvocatur, befanden fi) in ihren Händen, und obgleich das juͤdi⸗ 
ſche Recht im allgemeinen ihnen nicht entzogen worden war, erlangten 
fie dennoch das roͤmiſche Buͤrgerrecht. Gemifchte Ehen waren allgemein 
und bie Juden genofien fogar das Vorrecht, das befchwerliche Decurionenamt 
nicht wider ihren Willen befleiden zu müffen (Juvenal. Sat. 14. v. 99. 
L. 17. de statua hominum, L. 24. Cod. Theod. de Jud, — Severi 
epistola in Baronii Annal. Eccles, ad a, 418. n. 47.). Das kirchliche 
Element gewann jedoch die Oberhand und bie Anfeindungen begannen. 
Conflantius verbot die Ehe einer Chriſtin mit einem Juden, den 
Uebertritt eines Chriften zum Judenthume und ben von Juden inne» 
gehabten Beſitz eines chriftlichen Sclaven. Conftantin.hob 321 ihre 
Vorrechte bei Uebernahme des Decurionenamtes auf (L. 3. Cod. Theod. 
de Jud.). Wie weit aber die Brüberfchaft und Verſchmelzung der Res 





19) Unter der Regierung Friebrich's des Großen war von ber competenten 
höchften Inſtanz auf Zrennung einer juͤd. Ehe erkannt worden, ber Rabbiner 
der betreffenden poln. Gemeinde verweigerte aber auf Grund bes jüb. Cherechtes 
bie Wollziehung des Scheibebriefes. Nachdem ihn nun biefelbe bei Geld» und 
Gefängnißftrafe Seiten des Königs auferlegt worden war, gehorchte er zwar 
dem Befehle, ließ aber bie Urkunde flatt mit ben Worten: nach bem Gefehe 
Mofts und Ifraels, fchließen mit den anteren: nach dem Gefede Zrigen’s, K 
nigs in Preußeh. Die Scheidung war fonach null und nichtig. Bgl. auch 
v. Roͤnne und Simon, bie früheren und jetzigen Verhaͤltniſſe der Juden des 
preuß. Staates S. 473 fig. , Insbefondre das dort erwähnte Suffizminifterials 
refer. v. 28. März 1820. 
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Ugionspartelen gediehen war, zeigen des Kirchenvaters Chryſoſtommt fe 
natiſche Reden, welcher zu Antiochien nicht allein gegen ihr Buͤrgercch 
eiferte, ſondern auch Chriſten abmahnte, jüdifche Feſttage mit ihen 
zu begehen und ihren jübifhen Frauen ben Befuh der Synagoge pa 
verſtatten. Noch ſtraͤubte ſich jedoh Theodofius gegen folchen Jam 
tismus feiner Seiftlihen und tabelt — freilich ohne Erfolg, denn ma 
begann bereitd Synagogen zu verbrennen — foger im Jahre 398 ned 
die ungeſetzlichen Störungen bes jüdifchen Gottesdienſtes (L. 9. Cod. 
Theod. de Jud.). ' 

Umfenft! die Kische herrſchte — und ſchon Honorius verbot 404 
den Kriegsdienſt, gebot die Entlaſſung ber jübifchen Krieger, mit Aus» 
nahme der agentes in rebus, fügt jedoch hinzu, daß dieß nicht für eine 
Herabfegung gelten, wie auch bie Advocatur und bie Chrenſtellen der 
Qurie, wo Geburtsvorzüge fie bazu berechtigten, ihnen fernechin geſtattet 
werden follen (L. 16. Cod. Theod, ib.). 

Endlich erfolgte der entfcheibende Schlag in einer aus geiſtlicher Ze 
ber fließenden Verordnung Theodofius’ und Valentinian’s im Jahre 439, 
wodurch ihnen, unter dem Vorwande, die erzuͤrnte Gottheit, welche Dürr 
und Hungersnoth verhängt hätte, zu verfühnen, alle Stantsämter und 
Ehrmbürgereschte entriffen unb ber Bau neuer Synagogen unterfogt 
wurde (L. 19. Cod. Justin. 1.9.) Mer möchte noch zweifeln, daß 
die bald nachher erfolgten Aufftände ber Juden und Samariter in Pas 
laͤſtina und die Parteinahme ber erfleren für die Gothen in Italien gegen 
Juſtinian Ausbruͤche des empörten Chrgefühles waren? — Dafür bes 
firaften fie Juſtinian's gehäffige Vorſchriften, welche leiber nebſt vieler 
anderer Barbarei des roͤmiſchen und canonifchen Rechtes fpdter in das 
heilige roͤmiſche Reich, nein, ſelbſt in die teutſchen abfeluten wie 
conftitutionellen Particulargefeggebungen des 19: Jahrhun: 
dertes übergegangen find! Es wurden in ben Jahren 532 und 596 bie 
Beugenfähigkeit gegen Chriften ihnen abgeſprochen, gemifchte Ehen für 
Juceſt erflärt, das Werlangen ſchon mach GEhrenbürgerredgt verhöhnt, 
Legate für Synagogen verboten; nur die Beſchwerniſſe des Curialamtes, 
ohne daß fie deſſen Ehre gendfien, wurben ihnen fo wie alle Abgaben und 
Dienfte auferlegt (L. 1. 6. 18. Cod. de Jud. L. 21. Cod. de haer. 
Nov. 45.). Bürgerehre und Gewifiensfrelbeit waren verſchwunden; ; ber 
chriſtliche Staat hatte den Bau begonnen. Feuer und Schwert fehlten 
noch. Die griechiſchen Kaifer und das Mittelalter wendeten auch dieft 
als Mittel an, um die Taufe zu erzwingen (Nov. Leonis 55)! 

Osmanen und Mauren verbefferten ihre Lage. Bald mar de 
gleiche hoͤchſte Glaube an einen einigen Gott, balb der mohlthunk 
Bi auf Bildung, Gewerbfleiß und Gelehrfamkeit der Juden Grund 
der milden Behandlung ber Juden unter dieſen Völkern im Deiente, 
in Afrika und Spanien. Sie liebten daher diefe Beſchuͤtzer, und ruhig 
feierte die jübifche Literatur und Wiffenfchaft ihr golbenes Zeitalter; von 
Verfolgungen war Außerft felten die Rebe. 

- Aber auch diefer Zufland durfte nicht auf immer bauen. Di 
Kirche im roͤmiſchen Staate hatte die Juden nun einmal ehr: und ehr 
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108 gemacht. &o fanden fie Longobarben und Feanken, daher ihre Aus⸗ 
gefchleffenheit aus bem Lehnsverbande. Bon Anfendungen ihres Glau⸗ 
bens aber mußten die fränfifchen Könige nichts. Pipin, Karl der Große 
und Ludwig der Fromme hatten gelehrte und flaatämännifche Juden an 
ihren Höfen, hoͤchſtens wurde ihnen der 14. Pfennig, den Chriflen nur 
der 10. al® Steuer abgefordertz der Grundbeſitz wurde ihnen dagegen 
verftatter, und daß fie felbft in Anfehen und Begünftigungen fanden, 
davon zeugen bie. Anfeindungen fraͤnkiſcher Bifchöfe 2%. Dagegen warm 
firenge Gefetze und Verfolgungen gegen fle im weſtgothiſchen Reihe an 
bee Zagesordnung, zumal fie unter geiftlicher Jurisdiction flanden. 
Fruͤhzeitig findet man fehon ſowohl im fränkifchen Staate als unter 
ber’ römifchen Kaiſern die Bezeichnung der Juden als Krons, Domänen, 
Kammergut der Fürften. Handel, Geldgefhäfte namentlich bildeten ihre, 
oft fehe reiche Nahrungsquelle, mas bei dem von den erften Concillen 
ben Chriflen auferlegten Verbote, ihren Glaubensgenoſſen auf Zinſen zu 
leihen, Ten Wunder war. Ganz nad) dem Geiſte des Mittelalters bil« 
beten fie -faft einen Stand, mit näslichen und ſchaͤdlichen Privilegien 
verfehen: Eigene Verwaltung, eigenes Hecht hatte diefe, wie jede andere 
Corporation, Vorſteher und Rabbiner an der Spige, welche in einigen 
teutfhen Städten Confuln genannt wurden. Trotz ihres hohen Wu⸗ 
chers, welcher, bei dem Mangel an Wuchergefegen und’ bem Werbote 
des Zinsverleihens für Chriſten, nur Zinefuß heißen Eonnte und fpäter 
felbft von kaiſerlichen und Landesgefegen (JIudenordnungen) ihnen we⸗ 
nigftene dadurch ausſchließlich geftattet‘ wurde, daß fie höhere Zinfen 
nehmen durften, als die Ehriften, tro& des Mechtes, geftohlenes Gurt, 
ſobald fte es rechtmäßig erworben, nicht ohne Bezahlung des Kaufpretfes 
verabfolgen laſſen zu mäffer?!) — herrfchte doch ſtets Ruhe vor ihnen, 
fo fange die Kirche Teinen Sturm hervorrief. Die Fürften ſchuͤtzten fie, 
früher namentlih, durch ihr Anfehen und machten fie aus Kammer 
knechten oft zur Finanzbeamten, Rammergrafen. 
Die teutfihen Kaiſer nannten ſich Schusherren ber Juden, d. h. fie 
fagten ihnen ben Schug für reiche Steuern zu. Dafür, und weil fie als 
eömifche Kaiſer durch Karl den Großen mit allen Rechten ber früheren 
ofts und meftrömifchen Herrſcher auch die anefchließende Gewalt über 
ale Juden bes Erbballs überlommen zu haben wähnten, betrachteten 


20) Beugnot, les jülfs d’occident p. 75. Barnage, hist: des 
Juifs. L. 9. chap. 3. 
21) Auch aus her Judenordnung Heinrich bes Erlauchten von 1265 (abges 
deudt in K. SidVri's Gefchichte der Juden in Sachen, Leipg. 1840) gebt 
deutlich hervor, daß in Gefehen für Juden, welche insbefondse ihren gewerb⸗ 
lichen Verkehr betrafen, die Grundſaͤtze des jkdifchen Mechted angewandt wur⸗ 
den. Sie erlaubt früherhin den Juden nämlich, Pfänver au ohne Gegemvart 
von Zeugen anzunehmen und durch einen Eid, daß er das Geftohlene bona fide 
erworben, von der umentgeldlichen Rückgabe befreit gu fein. So viel ift gewiß, 
daß die dadurch aufgehobene, erftere Beichränkung , fo wie bie le&tgedachte Kreis . 
eit vom jübifchen Rechte fanckionirt worbenz ob auch vom teutfchen, bürfte 
ezweifelt werden Tonnen. 
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fie diefelben als Ihe eigen Gut, worüber fie nach Willkuͤr ſchalten kim 
ten ?*). Erſt in der goldenen Bulle warb das Recht ber Judenaufncer 
als Privitegtum ben Churfürflen ertheilt, aber auch nur als folde, n 
bem das urſpruͤngliche Mecht und. bie noch fortbefiehende Ober» um 
Schutzgewalt als bei dem Kaifer verbleibend anerkannt wurde. Ru 
kann fhon aus biefem Streite und aus ber Verbriefung eines folda 
Mechtes in der wahrhaft erften Reichsconftitution die Wichtigkeit deſſela 
erfehen. Sie befand natürlich in nichts anderem als in ber Exprefuy 
der Juden Eeiten ber Zürften, von welcher diefe aber ſchon Iängk m 
dem Erlaſſe der goldenen Bulle Gebrauch gemacht hatten. — Eden 
biefer ausgefprodhene, fogen. Schug, ber fie unmittelbar unter Kaifee und 
Fuͤrſten ſtellte (die Bezeichnung Kammerknech te kommt zuf unter 
Kaifer Friedrich UI. vor) und fie als keinen wahrhaften Stand erbiden lich, 
mußte ihnen in den Augen der wirklichen Stände Verachtung ph; 
noch mehr that bieß die Bedingung, unter welcher derſelbe genäht 
wurde, — milltürliche Steuerauflage — und die Art, wie fie die Ip 
seren vollziehen mußten; ber Wucher 309 ihnen vollends den Haß bl 
Volkes zu. Die Kirche aber that auch flets das Ihrige, diefen zu rein 
und in die That übergehen zu laſſen, indem fie das Feuer auf dem 
Herde des Religionshaſſes und Fanatismus ſchuͤrte. Empoͤrend ſud 
dieſe Bemühungen der roͤmiſchen Kirchenfuͤrſten, wodurch ;. B. im 
Jahre 1261 Erzbiſchof Ruprecht zu Magdeburg am Laubhuͤttenfeſte ve 
leitet wurde, die Juben ins Gefängniß zu werfen und ihre Kiffen auf: 
brechen zu lafien, um 100,000 Mark Silber als erzbiſchoͤfliche Man⸗ 
telgebühren für Rom erpreffen zu innen. GEmporend der Aufruf 
Snuocenz III., ut tales reprimant Judaeorum excessus, ne cervicem, 
! servitutis iugo submissam, praesumant erigere. Was half 
der fogen. kaiſerliche Schug, wenn man die Juden an Fuͤrſten und freie 
Städte verpfändete, ja, wenn der Kaiſer felbft, wie zulegt noch Wen⸗ 
zel im Sabre 1390, alle Bewohner Frankens und Schwabens von 
ihren Schulden an Juden befreite, foferm fie einem Theil berfelben ihm 
ſelbſt abträgen; wenn Concilien, außer den umabläffigen Einfhärfungen 
der juftininnifchen und altcanoniſchen Mechtfäge, z. B. der Rulit 
erklärung einer jüblfchschriftlihen Ehe, auch befonbere Abzeichen, der 
gelben Ring an Hut und Kleid, den Juden zur Vorſchrift machten, 
wie bieß auch noch in der Reichspolizeiordn. von 1530 eingefchärft worden; 
wenn endlich das fanatifche Prieſterthum Kreuzzuͤge gegen Juden pie 
bigte, zumal wenn diefelben gegen bie Osmanen mißglüdt waren! 
Daher die Mepeleien, das Wüthen des Feuers und Schwertes un 
ber langſam tödtenden Marter in ganz Europa, deneg Hunderttauſerde 
von Juden als Opfer dienten. Daher bie Gräuelfcenen Meroofere 119, 
Wien 1196, Breslau 1226, Brandenburg 1244, Frankfurt 1241 m 
1346, Pforzheim .1271, Weißenfels 1368, Prag 1391 und hund 
andere, über deren Bild es der Gefchichte ziemt, einen Schleier iR 
ziehen, um ber Menfchheit, ber chriftlichen Liebe umb neuer Erin 


22) Schwabenfpiegel Gap. 146, 5. 4. Gachfenfpiegel Bud 3. 
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rungen willen! Wo es nicht, wie bei hem thaͤtigen, von ben Juden 
geleifteten Widerſtande zur fürmlichen Shhlacht kam, da war Gottes 
ergebung ber Troſt der Sterbenben. zu Straßburg, wo 2000 
Suden auf einem auf Ihrem Kicchhofe errichteten Blutgeruͤſte auf ben 
Math des Biſchofs, unter Widerfpruch der Zunftmeifter verbrannt wurs 
den, und wo die Mütter ihre Kinder, die man ihnen entziehen und 
taufen wollte, in die Flammen mit ſich fchleppten, um nod den Ruf 
zu hören: Höre, Israel, der Ewige dein Gott, ber Emige ift ein eins 
ziges, ewiges Wefen??), Mur felten konnten unb mwollten die Kaifer 
die Ucheber folcher Raubzüge beſtrafen. Aubweiſungen aus Ihren Wohn: 
orten war noch das gnaͤdigſte Schidfal der Juden, und dieſe dauerten 
noch bis ins 18. Jahrhundert fort (wo Marin Therefia namentlich fie 
aus Prag, wegen bed Verdachtes einer heimlichen Unterflügung Friedrich's 
des Großen, verjagte),- In Maffe wiederholten fie fih in ben meiften 
anderen Ländern. In Spanien vorzüglich hatte die Inquiſition dies 
ſelbe hervorgebracht, indem den Juben, nach vergeblihen Verſuchen, 
ihnen die Taufe aufjubrängen, im Sabre 1492 bei Todesſtrafe und 
Gonfiscation verboten wurbe, im Lande zu bleiben. Ueber 160,000 juͤ⸗ 
difche Familien, an Bildung, Gewerbfleiß und Schägen reich, gehorch⸗ 
ten bem Befehle Ferdinand's, welcher der Katholifche hierauf genannt 
worden ift, und zogen greößtentheils nach Polen, auch nach Teutfchland. 
Seitbem hat Spanien Leine Juden mehr in feiner Mitte, obgleich ‚viele 
Neuchriften, unter großen Verfolgungen, im Norden dort verblichen 
und manche jübifche Ceremonie beibehielten. Die fpanifche Grandezza 
zählt Zuben unter ihren Ahnen. In früherer Zeit wurden auch unter 
dieſen Neuchriften Auto da Fe's gehalten, und in -gefeßlicher Beziehung 
ward der Unterfchied groifchen Alt⸗ und Neuchriften exit 1773 aufgehoben. 
Umfonft war Carl's V. Bemühen, in Teutfchland bie vollkom⸗ 
mene Rechtlofigkeit ber Juben aufzuheben, indem er am 12. Auguft 1530 
eine Judenordnung fuͤr's ganze Reich erließ, worin ihnen der 
Rechtsſchutz gegen Ausweiſungen aus ihren Wohnorten in Stabt und 
Land, die Erlaubniß, alle Straßen benugen zu koͤnnen, fo wie Ge 
wiſſensfreiheit zugefichert, worin ferner die Eidesleiftung auf einfache 
Formen zurüdgeführt (ale ihm Gott helfe, bei der Ehe [Bund], die 
ihm Gott gab auf dem Berge Sinai) und die Anforderung willfürlicher 
Steuern und Zölle unterfagt wurde. Umfonft bob feibft die Reichs⸗ 
polizeiordn. vom 19. Nov. 1530 Tit. 27, von 1548 und 1577 das 
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23) Ausführliche Darftellungen ſolcher Bräuslfeenen finden ſich in den Chro⸗ 
niten, 3. 8. Albert. Argent. Chron., Magna Chron, belg. bei Pistor. 
u.0.m. Graf Mailath, Geſch. von Deſterreich. Pauli, Gelch. der Stadt 
Worms, Kirchner, Geſch. ber Stadt Frankf. a. M. Florian, Chronik 
von Frankf. Bender, der frühere unb jegige Zuftand ber Sfraeliten zu Zranff. 
a. M. Aretin, Geſch. ber Juden in Bayern, welcher u. a. erzählt, wie bie 
Kirche zum heil, Grabe — die noch heute in Dekkenbach ſich befindet — zum 
Andenken des großen 1337 bafelbft vom Magiftrate angeführten Aufftandes ge- 
a on it, wobei Herzog Heinrich zu Landshut eine Belobungsurkunde 
ausftellte. ß 
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echt des Wuchers und das Privilegium gegen Vindication des Dik 
ſtahles auf, wogegen fie jedmöglihe Hanthierung geſtattetiu 
Der Zuftand ber Juden verbefferte ſich nicht. Herabgewuͤrdigt hai 
Verfolgungen, Bedrüdungen und ben Reichsabſchled von 1651, unb 
die Reichspollzeiordn. von 1677 Tit. 20., welche den Tuben das gianb 
bafte Zeugniß gegen Chriften abſprach, waren fie anfer Im 
Geſetze, außer dem Vaterlande ſtehend erklaͤrt. Die letztgenannten Di 
nungen hatten das Recht der Judenaufnahme zwar als Regel betracheh, 
aber jeder Reichsfuͤrſt, jede Stadt und Corporation erhielt daſſelbe, — 
und was halfen noch die von den Relchsgerichten auf Grund jmm Ge 

fege ausgeſprochenen Anfihten von dem ben Juden zu gemdkmdn 

Schutze gegen eigennuͤtzige Fuͤrſten, gegenäber dem allgemeinen, mi 

zwar jebt von ben Proteflanten am meiflen gebegten Religimikfk? 

Kaum hatte Luther feine Worte wider bie Sabbather geſprochen uıb 

feine kuͤrkiſchen und juͤdiſchen Irrthuͤmer beendigt, ale auch fen Bath 

von Johann Friedrich, dem Kurfuͤrſten von Sachſen, beffen Beifpid 

Nachahmung fand, eifrig: befolgt ward. Es wurden Aufſtaͤnde gegen 

fie erregt, der Poͤbelwuth fielen unzählige. Opfer, und eine allgemein 

Ausfchaffung war das Reſultat. 

Mehr als der gelbe Ring, mehr ats alle Brandſchatungen waren es dk 
druͤckenden Steuern, war es vorzüglich der Leibzoll, denen fie den allgem: 
nen Hohn verdankten. In ben Ackifes und Steuerordmungen der teutſche 
Länder, in dem fächf. Jubenorbnungen zumal von 1746 und 1772 iſt der 
Jude mit ober ohne Roß unter ben Waaren, unter dem Zug⸗ und Sqlachtvich 
aufgeführt, und man darf während ber ganzen Zeit des Beſtehens jenes Zolles 
fogen: der Zube hatte aufgehört Menſch im Staate zu fein, er mar nichts 
mehr als befteuertes Gut! Denn weder von Danbel, Gewerbe, Grund» 
befig, noch weniger von bürgerlicher Stellung war in einer einigen 
teutſchen Gefehgebung für Juden bie Rede. 

In der Theorie gebührt zwar Teutſchland die Ehre, zuerſt ein 
umfangreiches Werk über die bürgerliche Verbefierung der Juden teyeugt, 
und dem unſterblichen Dobm?*), es verfaßt zu haben, nachdem Leſſing, 
Herder und ihre gefinnungsgleichen Freunde als wahre Phitofophen und 
Kritiker auf bdiefe Makel ber Gefepgebung eines philoſephiſch ſich 
nennenden Jahrhundertes aufmerffam gemacht hatten. Spaͤter ge 
felten fich zu biefen Denken Mirabeau und vorzäglih Gre⸗ 
goire?®). — Aber von ber Theorie zur Praris fchien ein ungeheuer 
Schritt, — und trotz Joſeph II. Toleranzideen, trotz der Abſchaffung 
des Leibzolles in Oeſtreich durch dieſen Monarchen 1782, in Preenßen 
1787 und in Baiern 1799: ward er doch an den Grenzen ber me 
fen übrigen Territorien — deren damals nicht wenige, daher auch dr 
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24) 6. K. W. v. Dohm, über die buͤrgerliche Berbeſſerung ber Sub 
zuerſt erſchienen Berlin 1781 u. 1788, 2 Th. 
25) Mirabeau, sur la reforme des Juifs. Londres 1787. — Grt 
—— sur la sögendratior physique, morale et politique des Jelb 
. etz . i . 
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taften der Juden wohl druͤckend waren — erſt auf die Verwenbung des 
ranzoͤſiſchen Commiſſars der rheiniſchen Departements, Jollivet, 
ach und nad abgeſchafft, mit deſſen Anträgen ber israelitiſche Hof⸗ 
actor Breidenbach zu Offenbach feine Bittfchreiben vereinigte, während 
n Braunfchweig vorzüglich Sacobfon und in Sachfen der Gemeindeaͤlteſte 
Raim Samuel dafür thätig waren. Dennod wurde in dem letztgedach⸗ 
en Lande nur in Folge von Repreſſalien und Hanbdelsverbindungen der⸗ 
elbe nur für einige teutfche und fonft befreundete Staaten aufgehoben, 
vährend bie legten Mefte defjelben erſt von ber ruſſiſchen Fremdherrſchaft 
n Vergeſſenheit gebracht worden finb. | 

Die bürgerliche Verbeſſerung der Juden ſchritt jedoch dußerft 
angfam voran, und ward nicht allein in Zeutfchland, fondern in der 
janzen civiliſirten Welt jedenfalls nur durch die franzöfifhe Revolution 
ınd die damit zufammenhängenden Ereigniffe in Regung gedradht. 

Wir befchränken uns bier auf die Darftellung ber Rechte ber Juden 
n den teutfchen Bundesſtaaten. Die franzöfifche Geſetzgebung hatte in 
sen Ländern, wohin ihr Scepter während ber Deccupationsperlobe ge⸗ 
angt war, alfo namentlich auch in Hamburg, Lübel, Bremen und den 
Provinzen am linken Mheinufer, eben fo, als Nachahmerin bderfelben, 
bie weſtphaͤliſche Regierung und das Großherzogthum Berg fie voll _ 
Eommen emancipirt. Aber auch andere Staaten folgten biefem Beiſpiele. 
Der Großherzog von Frankfurt vorzüglich flellte Teine jübifchen Unter⸗ 
thanen den chriftlichen gleich, unb Preußen, ſpaͤter auch Bayern, letztere 
beide freilich nicht auf fo umfaſſende Weiſe, wiefen Ihnen eine bürger: 
liche Stellung an, un® hierdurch riefen fie die Begeiſterung hervor, mit 
welcher dieſelben an dem Freiheitskriege Theil nahmen. 

So waren die Berhältniffe geordnet, ald die teusfhe Bundes 
acte vom 8. Suni 1815 $. 16. die Beſtimmung ausfprady: Die Buns 
desverſammlung wirb in Berathung ziehen, wie auf eine möglichft 
übereinftimmenbe Weife bie bürgerliche Verbefferung der Belenner des 
jüdifhen Glaubens in Teutſchland zu bewirken fel und wie inſonderheit 
benfelben der Genuß der bürgerlichen Rechte gegen die Uebernahme aller 
Bürgerpflichten in den Bundesſtaaten verfchafft und gefichert werben 
koͤme. Jedoch werden den Belennern diefes Glaubens bis 
dahin bie denfelben von den einzelnen Bundesflaaten 
bereits eingerdumten Rechte erhalten. 

Es warb auch diefe Beftimmung in der Wiener Schlußacte von 1820 
Art. 65. wiederholt ausgefprochen, und fie befteht daher in voller Kraft. . 

Man Hat ganz mit Unrecht bisher nur -auf den erflen Theil der⸗ 
felden in dem größten Theile der Schriften für Emancipation Bedacht 
genommen und ſich dabei ſtets beklagt, daß die von ber Bundes⸗ 
verfammiung bald nachher ernannte Commiſſion ihre Arbeit noch nicht 
zu Ende gebracht hat. Den letzteren, mwichtigeren Theil bat man faft 
zanz unberädfichtigt gelaffen; ein um fo leichtfertigeres Verfahren, als 
zerade duch diefen Ausſpruch unmiderleglich feſtſteht, daß diejenigen 
Bundesſtaaten, welche vor Erfcheinen ber teutfchen Bundesacte, fofern 
fie dieß nur ſelbſtſtaͤndig gethan und nicht eine frühere, jest aufgehobene 
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Negilerung das Geſetz dictirt, ihren juͤbiſchen Unterthanen Rechte bee 
tige hatten, einer Verletung der Bundesverfgſſung ſich ſchuldig gemcht 
haben, wofern fie ſpaͤter dieſe Rechte ihnen verkuͤmmerten. — 
-Damit aber die, damals jedenfalls ſchon beabfichtigte 
Bergung zum Theil ohne Verlegung der Bunbesverfafjung vor fh 
gehen könne, warb in dem angeführten Schluffe des $. 16. das Wörth 
von ftatt des im Entwurfe vorhandenen in vom Senator Schmit vw 
geſchlagen, und In Folge ber darin thätig geleifleten amberweiten Un 
terftügung biefe Faſſung beliebt. Die des Entwurfes bite une 
Dinag die flaatsbürgerlihe Gleichſtellung der Juden in allen dem fr 
zoͤſiſchen Reiche, dem Königreiche Weſtphalen und den Großherzegchamern 
Berg und Frankfurt angehörigen Landestheilen auch für die folge ble⸗ 
bend ausgeſprochen Preußen bei feiner damaligen Anfidt hate die 
legtere Faſſung beizubehalten gerathen, und feine Meinung bradt mm 
Schreiben Hardenberg’ an die Deputirten ber ifraelitifchen Ganast 
zu Frankfurt a M. aus (datirt Wien, den 18. Mai 1815), m 
die gefehmäßige Beibehaltung ihrer Gleichſtellung nicht bezweifelt wich”). 

Dennoch haben manche Staaten die früher den Juden von ia 
ſelbſt bewilligten Rechte fpäterhin entzogen, während andere, welche am 
bürgerliche Stellung berfelben bisher nicht gefannt hatten, fie nachmal 
ihnen bewilligten und fogar bis zur Emancipation fleigerten. 

Dos Kurfürftentbum Heſſen (9600 Juden) Kat neben 
Luremburg, wo bie hollaͤndiſchen Geſetze Platz greifen, die letztere 
vollkommen und allein in Teutſchiand ausgeführt. Nachdem daſelbſt 
bereits im Sabre 1818 alle Schutzgelder und Fubenſteuern und IM 
Jahre 1828 die entwärbigende frühere Korm .des Jubeneides aufgehoben 
worden waren, fprach in Folge der in edler Gefinnung geoffenbarten 
Uebereinſtimmung ber Regierung und Stände das Gefeg vom 29. Dates 
- bee 1883 die volllommene Gleichſtellung auch in’ Bezug auf Zulaffung 
zu Staatsaͤmtern ber juͤdiſchen mit den chriſtlichen Unterthanen aus. 
Das juͤdiſche Eultus- und Unterrichtöwefen 1% unmittelbar der höditen 
Staatsbehörbe unterſtellt, wobei jedoch vom Gtaate keine Unterköhung 
bemfelben gewährt wird, und die jaͤhrlich dreimal Rattfindenden Zuſam⸗ 
menkuͤnfte des Im Jahre 1837 geſtifteten juͤdiſchen Cultubeollegium — 
das Landrabbinat zu Caſſel an der Spitze — bethaͤtigten Immme neu 
Fortſchritte. Im Privatrechte beſteht ebenfalls kein unterſchnt 
zwiſchen den verſchiedenen Gonfeffionen, nur find bie Juden ˖ ven do 
tronatrechte chriſtlicher Kicchen ausgefchloffen, auch dürfen “Diefelben 
chriſtliche Schulämter nicht bekteiden. Vom Bürgerrechte entferwt um 
nur auf Conceffionen befchränkt find die ben Schacher « und Nothhande 
betreibenden Individuen juͤdiſchen Glaubens. 

Württemberg ſteht jenem Staate in dieſer Hinſicht am wach 
Das Befeg vom 25. April 1828 wegen dee oͤffentlichen Werhäilt 


26) Kiäber’s Meberfiht u. f. w. ©, 376 flg., 382 fig., 881 4. KU 
ber’s Staatsarchiv Bd. 2, S. 85: etenmäßige Darftiilung des Bee 
tes der Iſraeliten zu Frankf. a. M. Möbelheim 1816. 
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er Juden mit feinen nachträglichen erläuternden Verordnungen bis zum 
jahre 1839 fpricht die Freiheit der Wahl jedes Gewerbes den Juden 
jege 11,400) zu, worunter au, da ale früheren beſchraͤnkenden 
Beſetze aufgehoben worden, die Staatsämter zu verftehen find, boch 
nit der Beſchraͤnkung, daß das Bemeindebürgerrecht erſt nach zehnjaͤh⸗ 
igem Betriebe eines Gewerbes ober bes Ackerbaues — dem legten und den 
dandwerken haben ſich ſeitdem an 1300 Juden zugemendet — erworben 
verdben kann; actives und paffives Wahirecht HE ihnen ausdruͤcklich zu⸗ 
eftanden. Der juͤdiſche Cultus iſt öffentlich anerkannt, der kandes⸗ 
abbiner fuͤhrt den Titel: Kirchenrath. — Auch die privatrechtlichen 
Zeſchraͤrkungen find volkommen aufgehoben, — und es wird ohne Zweifel 
as noch Fehlende in der Geſetzgebung bald nachgeholt werden. 

In Braunſchweig tft der Zube Staatsbuͤrger, jedes Gewerbe 
ft erlaubt, Gemeindeaͤmter, active und paſſive Waͤhlbarkeit zu Vblks⸗ 
ibgeorbneten, und — da Fein gefegliches derartiges Berbot ' vorhanden 
— auch Staatsämter find verflattet. Ausdruͤcklich verfage iſt ihnen, doch 
we im Wege ber Verordnung, die Procuratur beim oberften Gerichtshofe. 

Hohbenzollerns Sigmaringen flellte am 6. Augufi 1837, mit 
Iusnahme der paffiven Wahlfaͤhigkeit, die Juden ben Chriften vollkommen 
eich, auch Hinfichtlidh der Staatsämter. Die Einrichtungen bes öffent- 
ich erklaͤrten Cultus follen von ber jüdifchen Behörde zu Stuttgart ges 
coffen werden. Hechingen hat biefelbe in fichere Ausficht geſtellt. 

Wichtig in Betreff des in den ftändifchen Verhandlungen higig ges 
ochtenen Principienlampfes war das mehrmalige Auftauchen der Juden⸗ 
Tage im Großherzogthume Baden. 

Dat Baden' ſche Gonftitutionsebict, die Kirche vom Staate 
yänzlich trennend, beflimmt: 6. 1. Keine Religion, weichen Namen fie 
übte, kann m dem Sinne herrſchend fein, daß ihre Kirche verlange, 
rgend ein Städ der Stantseinrichtung auf Ihren einſeitigen Bortheil 
ibgewegen zu fehen oder ihren Gliedern Borzäge für bie Theilnahme 
in irgend einem Ausfinffe der allgemeinen flaatsbürgerlihen Vortheile 
u geben. Gonfequent war daher das Edict vom 13. Januar 1809 
mit den Worten eingeleitet: Wir Haben durch Unfer Conftitutionseditt 
Vie Juden Unferes Staates ben Ehriften in den ſtaatsbuͤrgerlichen Berhält- 
aiſſen gleichgeſebt. Dennoch iſt den erſteren (20,000) in der Folge zwar nicht 
feeie Wahl irgend eines Berufes, auch nicht die Staatscarriere, wohl 
iber bie paffive Waͤhlbarkeit zu Landtagsabgeordneten und vor allen bie 
Anwendung der neuen Gemeindeverfafſung entzogen worden. Webrigens 
fl der jübifhe Cultus anerkannt, aber vom Staate finanziell nicht uns 
erflügt. Privatrechtliche Befhräntungen find im allgemeinen 
sufgehoben?T). i 

Im Großherzogthume Heffen iſt den Juden das Bürger 
echt — von dem jebody ber Betrieb des Nothhandels ausſchließt — 


27) Bel. Paulus, die judiſche Rationalabſonderung u. T. w. 1830 , und 
‚ie auch vom juriftifhen Standpunkte gebiegene Rieſſer! ſche Schrift: Ver⸗ 
heidigung der bürgerl. Gleichſtellung ber Juden gegen bie Ginwürfe des Deren 
Dr. Paulus. Altona 1831. 2 
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nebſt freier Wahl jedes Gewerbes geſtattet, und auch da, wie in Wir; 
temberg und Kurheſſen, haben ſich Vereine zur Befoͤrderung jkk | 
ſcher Künftter und Handwerker geftalte. Die Abvocatur geht m 
den erlaubten Gewerben. Zu politifchen Aemtern ift ber Zug 
verfagt, was auch von Mheinbeffen gilt, wo bie Beſchraͤnkungn 
der napoleonifhen Gefeggebung, namentlich das angeführte Decet 
von 1808, nicht aber ˖ deren Vorzüge in Kraft geblieben find. Deb 
Tann ein Jude in Folge feiner Tuͤchtigkelt Gemeindebeamter und Bir 
glied der Ständeverfammlung werben. Merkwuͤrdig iſt, daß in Item 
Provinz, als alleinige Ausnahme von den Geſeßtgebungen 
alter europdifhen Staaten, Juden das Kirdyenpatronatreht ers 
werben und ausüben dürfen, ein Ueberbleibfel ber fremdiäntiiäen Ver⸗ 
faffung. — Der Cultus iſt dem der übrigen Confeffionen gleichgeſtelt, 
und erfährt, wie der Unterricht, viel Aneiferung durch bie Regierung, 
jedoch eine Geldunterflägung. Privatrechtliche Beſchraͤnkungen fd 
nicht vorhanden 29). n 

Naſſ au hat die früher auferlegte, die Stelle der gewerblichen kaſten 
‚ vertretende Judenſteuer, fo wie bie privatrechtlichen Beſchraͤnkungen 
der reichsabſchiedlichen Beſtimmungen im Jahre 1841 aufgehoben. En 
laubniß zu jedem Gewerbsbetriebe und zum Srunbbefige war ſchon fruͤhet 
den Juden (jest an 7000) geſtattet. Politiſche und Gemeindeimtn 
find ihnen verſperrt. Juͤdiſcher Gottesdienft und Unterricht iſt dem 
Cultusminiſterium unterftellt. 

Unter allen teutſchen Staaten verdient Preußen?) in Bezug auf 

die Geſetzgebung für feine jüdifchen Unterthanen die größte Aufmerkſam⸗ 
Leit, zuvoͤrderſt wegen der großen Anzahl der im biefem Staate lebenden 
Juden (194,558 nad) dee legten Zählung zu Ende 1840) und ihrer 
im allgemeinen hochſiehenden Bildung, , dann meil Berlin die Wiege 
freifinniger Gedanken war, in Bezug fowohl auf die Stellung der Juden 
im Staate, als auch auf bie innere Cultus⸗ und Bildungereform bu 
Mendelsſohn und feine Schule, endlich wegen des Ganges der Geiek- 
gebung, welche, ihren begonnenen freifinnigen Anlauf Ipäter felbft be 
menb,, Teinen einzigen der zur Emancipation erforderlichen Schritte über 
baupt ober doch vollfommen zu Wege gebracht hat. 


„2B) Weis, Solten bes bfentl, Gchteb bes Großhenmth ge 21 


29) Bol. unter den, namentlich in neuefter .Beit erſchienenen, oft * 
Kaͤſonnements enthaltenden Schriften: Streckfuß' gegen und zulett Fit 
bie Juden bargelegten Gufteme: über dad Werhältniß der Juben zu den Ari 
‚Gtaaten und Naxhtrüge zu benfelben, 1842. Soft, Tegislative Fragen, l 
6. %. Roc, die Juden im preuß. Staate, 1833. Heinemann, Sa 
der bie u. f. w. Verfaſſung der Juden in ben preuß. Staaten betr. . 
u. f. w. 1833. Kaim, ein Wort über bie rechtl. Werhättniffe der Sn 
preuß. Staate, 1842. Freund, zur Subenfrage in Zeutfihland (Monarfgalt 
1844. Das erichöpfendfte und vorzüglichfte Werk aber ift v. Rönnt 
Simon, bie früheren und gegentwärtigen Verpättniffe der Tuben in den lm 
lihen Landestheilen bes preuß. Staates (Th. 8, Bd. 3 bed größeren Bat: 
bie Berfaflung und Verwaltung bes preuß. GStaateb). 
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An vler Hauptgebrechen leidet die beſtehende Geſetzgebung fuͤr die 
reußiſchen Juden: erſtens an der aͤngſtlichen Zuruͤckhaitung derſelben 
von der Staatsſphaͤre, welche in der ganzen Monarchie, alſo auch in den⸗ 
enigen hellen fich zeigt, wo nach der Gabinetsordre vom 8. Aug. 1830 
te Aufrechthaltung der in ben neuen und miebererworbenen Provinzen vorges 
undenen Verfaffung anbefohlen worben ift ; e8 wird fogar kein Juriſt jüdis 
chen Slaubens zum erflen Eramen zugelaffen, und ausdruͤcklich wird das Amt 
ines Feldmeſſers, Auctjonators oder Scharfrichters abgeſprochen. In den 
ten Provinzen iſt, da wenigſtens academiſche und Schulämter früher bewil⸗ 
igt waren, fpäter aber entzogen wurden, biefe Reaction als eine Ver: 
etzung des Art. 16. der Bundesacte anzufehen, obgleih man baffelbe 
üdfichtlih der neuen Provinzen behaupten Eönnte, weil wenigftens die 
actifhe Fortdauer jener früheren Rechte einer ausdrüdtichen Ans 
rkennung berfelben gleih Fam?) Zweitens an bem Mangel ber 
Einheit, indem es 20 Territorien gibt mit derfeiben Begrenzung und der⸗ 
etben, oft bunbertjährigen Gefeggebung, welche fie zur Zeit des Heim⸗ 
der Anfalles der verfchiebenen Theile ber preußifchen Monarchie nach 
ven auf den Parifer Trieben folgenden Anorbnungen in Xeutfchland bes 
effen haben. Es beftehen daher für die juͤdiſche Geſetzgebung allein nicht 
108 wie fonft 8 Provinzen des Königreiches Preußen. Man fieht 
aber in einem Theile Preußens Staatsbürger jübifhen Glaubens — 
reilich obme irgend eines derjenigen Rechte, welche den Staatsbürger 
igentlich bezeichnen — im anderen noch Schugjuben, und dieſe abflus 
enden Schattirungen ſowohl als ber nur unter vielen Schwierigkeiten 
weflattete Umzug eines folchen preufifhen Unterthbans in eine andere 
Provinz hat, nebft den noch folgenden Grundfägen, eine Fluth von 
Sabinetsordre®, Miniſterialreſcripten, Regierungsberichten und Verord⸗ 
tungen hervorgerufen, welche theils bie Ueberſicht aller dieſer Verhaͤltniſſe 
chwierig machen, theils bie augenfcheinlichften Widerfprüche unter füch ſelbſt 
tzeugten. Drittens die Ignorirung des jübifhen Eultus 
ind der Meligionsgemeinden (mörtlicher Ausdrud vieler diefen Zuſtand 
möfprechenden Minifterialvefcripte), welche nur in der Rheinprovinz in 
Betreff des erfleren, und in Pofen und Weſtphalen mit Bezug auf bie 
weiten eine Ausnahme leidet — alfo wieder mit Störungen des Prin⸗ 
ipes verbunden ift — und ber im Jahre 1822 durch Verbot der jüdi: 
chen gottesbienftlichen Reform ſelbſt widerſprochen if. Wiertens bie pris 
atrechtlichen Befchränkungen. Neben ber allgemeinen Giltigkeit der Landes⸗ 
eſetze ſelbſt in Eheſtreitigkeiten, wo gefeglich das richterliche Erkenntniß den 
Scheibebrief erſetzen fol, was aber practifche Schwierigkeiten erzeugt hat’), 
ommen bie jüdifchen Ritualgefege in einigen wenigen Bezirken und in 
en alten Provinzen nur in Bezug auf die vor dem Edicte von 1812 
Ingegangenen Rechtögefchäfte practifch zur Anwendung. In den letztge⸗ 
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380) v. Rbnne und Simona. a. D. ©. 41. Uebrigens mag es Wun⸗ 
er nehmen, daß die Verfaſſer nicht die Hier angeführten vier Gefichtöpuntte zur 
teberficht -aufgeftellt haben, unter welche alle Mängel der preußifchen Juden⸗ 
efeagedung fallen. 

1) v. Rönne und Simon a. a. O. 8.472 fg. „ 
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nannten Provinzen greifen aber auch die Beſtimmungen ber Grimi- 
nolorbnung Plag, wonach Juden in Criminalfällen nie vollen Beweis 
machen und in ben Provinzen, wo noch Schugjuben exiſtiren, führe 
Mänyverbrechen Verluſt des Schußes herbeil Dazu kommen in ber 
geſetgebung bie erfchwerten Foͤrmlichkeiten des jübifchen Eibes, im 
Rheinprovinz und MWeftphalen das Decret von 1808 (auf deſſen 
bebung für ihren Bezirk die cheinifhen Provinzialſtaͤnde kuͤrzüch 
Antrag geflellt haben), die Wechſelmuͤndigkeit der Juden in ben vormals 
koͤnigl. ſaͤchſ. Landestheilen mit bem 21. Lebensi und bie Anwendung 
des Wuchermandates vom 1. Aug. 1811 daſelbſt, welchen gerichtliche Res 
. cognition von Schuldurtunden und baare vor Gericht gefchehene Auszahlung 
der Valata anbefiehlt, in Oſtpreußen, nach bem bertigen Previnziatcechte, Die 
Klagbarkeit einer Schuld aus gersifien jübifchen Urkunden (Mamte's 
genannt); in einigen Lanbeötheiten iſt die Klagbarkeit ber Verträge fe 
gar noch an die gerichtliche Megiftrieung derfelben geknüpft. Die Zulaffung 
gemifchter Ehen zwiſchen Juden unb Chriften nadı dem preuß. Land⸗ 
vechte iſt befizitten, wird aber von tächtigen Juriſten anerfannt ?®). 

Die ſtaatsrechtlichen Verhaͤltuſſe bee Juden in ben angegebenen 
Territorien nun finb folgende: 

1) In ben alten Provinzen: Brandenburg (mit Ausſchluß ber 
Laufig und des Kottbuffer Kreifes), bie Jerichewſchen Kreife, bie 
Provinz Preußen (mit Ausnatme des Kulmer und Michelauer Krei⸗ 
ſes unb ber Stade Thom), bie Provinz Pommern (mit Ausfchluf 
von Meuvorpommern), Schlefin (mit Ausnahme bee Dberlaus 
fig), die Stadt Danzig mit Ihrem Gebiete, in Bezug auf melde 
letztere bie Indengeſetgebung für bie alten Provinzen erſt anerkannt, 
dann widerrufen, 1832 wieder hergeftellt worben if. Hier gilt 
das Edict vom 11. März 1812, welches in dee freifinnigfien Beit zur 
Herftellung der Staatseinheit von Hardenberg entworfen, bie Juden im 
Staatsbürgern erhob und Ihnen jedes Gewerbe — dem Syſteme ber 
Gewerbefreiheit confequent —, Grundbefig (die Minifterialverordnunggen, 

welche bis auf die neuefte Zeit ben Bergbau und den Erwerb von Berg 
werkseigenthum verboten, entgegen dieſem Ebicte von 1812, find 1839 
aufgehoben worden), Gemeinde: und foger acabemifche Lehr⸗ und Schul 
Amter verflattet bat. Es eröffnete zugleich die Ausſicht auf ein Fünf 
tiges Geſetz, inwiefern Juden auch zu anderen Staatsämtern zugelafien, 
und eine Ordnung des juͤdiſchen Cultus⸗ und Unterrichtsweſens vom 
Staatswegen eingeführt werden ſollten. Beides iſt nit in Erfüllung 
gegangen, bie Staates, ja die hoͤchſten Gemeindeaͤmter (Dberbürgernzeifler: 
ſtelle, welche der letzte rheiniſche Landtag ben Juden durch ihren Antrag wiede 
vindiciren will) find definitiv abgeſprochen und bie Schul⸗ und academiſche 
Stellen 1822 durch Cabinetsordre wieder entzogen worden. Die jübifche Ro | 
ligionsgeſellſchaft wird als Privatheſellſchaft betrachtet, und eme Ein 
mifchung des Staates in ihre Einrichtungen verfagt, auch kein Rab 
biner beftätigt, was noch vor 1823 zuweilen ber Fall war. ZDeunok 
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wurden bie röformirten Synagogen (Tempel) zu Berlin, Königsberg 
umd Breslau von. Polizeiwegen gefchloffen, nachdem kurz zuvor die Sta⸗ 


tuten der preußifchen Miffionsgefellfhaft zu Belehrung der Juden, 


weiche die hoͤchſten Staatsbeamten unter ihren Mitgliedern zählte, im 
Sahre 1823 betätigt worden waren. Seitdem find bis nad 1830 
über 1600 Juden in Preußen zum Chriftenchume Übergetreten, nach⸗ 


ber find diefe Fälle feltener geworben. Den Beſitzern von Ritterghtern 


ſteht Feine Patrimontialgerichtsbarkeit, alfo auch nicht das Recht, Juſtitiare 
zu ernennen ?®), kein actives oder paffives Wahlrecht zu ben Provinzialland: 
tagen, ja vielleicht auch nicht das Recht zu, die Uniform zu tragen; ebenfo kein 
Nichte ramt, nicht einmal das eines Schiedsrichters (dagegen war bie Praris) ; 
wohl aber dürfen fie, hiermit im Widerfprlche, Bauinfpectoren werben. Als 
les dieß jedoch iſt durch bloße Meinifterialeefcripte und zum Theil, wie die 
angeführte von 1822, nicht publiciete, Sabinetsorbres, uͤbethaupt aber meift 
in der Praris, nicht aber immer durch förmliche Gefege anerkannt. Ja es 
twurbe 1822 der Leibzoll für zuffifche Juden eingeführt und ale Grund hierzu 
bie Retorfion gegen eine ähnliche Maßregel Rußlands für preußifche Juden 
"angegeben, obſchon hiernach alle Ruffen dem Leibzolle hätten unterworfen 
werden follen. — Die Juden koͤnnen das Staats» und flädtifche Bür- 


gerrecht erwerben, felbft der Bürgereid aber muß in der Synagoge ge 


leiftet werden. Eben fo ift hie Militärpflicht vorgefchrieben. 

2) Kür das Großherzogthum Pofen gilt das Gefeg vom 1. Juni 1833 
nebft Inſtruction vom 14. Sanuar 1834. Hier bildet zwar die Juden⸗ 
ig jedes Ortes eine nur vom Staate gebuldete Religionsgſellſchaft, 

Bezug auf ihre Vermögensangelegenheiten aber — fonberbar genug 
nur bier — eine Corporation, melde unter Aufficht eines Regierungs⸗ 
commiffars durch Repräfentanten ihre Berwaltungebeamten wählt, beren 
echte und Pflichten nach Analogie der Vorfchrifterf der Staͤdteordnung 
zu beurtheilen find. Militäepfliche ift nicht eingeführt, dafuͤr wirb ein 
Mecrutengeld bezahlt, welches jedoch für ben freiwillig Dienenden weg⸗ 
faͤllt. Die Juden felbft zerfallen in naturalifirte, welche Dandel und 
Gewerbe treiben, Grundbeſitz erwerben und Überall in ber Provinz fich 
niederlaffen Einnen, und nicht naturalifirte, melche vorher weder Ge⸗ 
werde, Kunft, Wiffenfchaft betrieben, noch Grundſtuͤcke im Werthe von 
2000 Thalern oder Capitalvermögen von 5000 Thalern befeffen haben 
und auf Gertificate, ‚die jährlich zu erneuern find, leben. . Diefe find 
Beſchraͤnkungen bet ihrem Wohnfige auf dem Lande unterworfen, duͤrfen 
chriſtliche Lehrlinge, Gefellen und Dienftboten nicht halten, Dar⸗ 
lehensgeſchaͤfte giltig mur vor ber competenten Obrigkeit mit. Chriflen 
und einen Schuldanfprudy für verkaufte beraufchende Getränke gar. nicht 


an biefelben machen, das Schankgewerbe auf dem Lande nicht betrei⸗ 


ben und vor dem 24. Jahre in der Regel nicht heurathen. 


33) v. Rönne und Simon, a. a. D. &. 280, will ben Juden biefes 
Mecht ,- gegen Koch, vindiciren, weil die Unfaͤhigkeit zur Ausübung politiſcher 
Rechte nirgend ausgefprochen fei. Wal. jedoch das Nefeript des Miniſteriums 
des Innern vom 31. Sanuar 1820 und vom 17. Auguft 1827. Freilich be: 
trachten bie feharflinnigen Berf. Miniſterialreſcripte nicht für Sefehe. 


re Be 


"856 Suben. 


3) Im Kulmer und Michelauer Kreife und im Geblete der Su 
Thom ift die herzogl. Warſchau'ſche Verordnung vom 10. Dt. 1M 
in Kraft, woburd die franzöfifche volllomment Gleichſtellung eingefügt 
worden iſt. Die politifchen Rechte find 1815 nur bis 1818 fufprai 
worden, mußten aber von da an wieder ausgeübt werden koͤrnn 
was aber die Praxis verbietet. Seit 1840 zahlen diejenigen Juden, weißt 
im Militaͤr nicht dienen wollen, ein Recrutengeld. Die ſtaͤndiſche Ber 
tretung aber tft ihnen durch das Gefeg von 1824, die Provinzialſtaͤnde 
‚betreffend, hier ausdrädlich entzogen worden. Durch Deinifteriafrefcript 
von 1815, nicht aber durch Geſetze iſt der Grundbeſitz an harte Be 
dingungen, namentlih, an bie Enthaltung von polnifchem Barte und 
polniſcher Kleidung geknüpft. In demmfelben Jahre wurde eine Flſch⸗ 
abgabe aufgehoben. Die Krug: und Schanknahrung, auch bad Branut⸗ 
weinbrennen ift, ſowelt fie nicht ſchon beftehen, unterfagt. 

4) Das Herzogthum Sachſen Eennt Beine jübifchen Staatd:, uf 
wohl deßhalb Reine Stabtbärger. Es gilt dort das kurſaͤchſiſche Mandat 
vom 16. Aug. 1746 mit feinem Conceſſionenſyſteme, daher aud ned 
‚kein Jude feinen bleibenden ‚Aufenthalt in der Provinz felbft verinden 
ann, ohne befonbere Conceffion des Minifteriums des Innern. Gmb 
und antichretifcher Pfandbefig ift ihnen verſagt. Allen nicht mit Com 
ceffionen verfehenen Juden ift nur auf Sahrmärkten der Handel gefat 
tet, allen und jeden aber ber Handel mit Bergwerkproducten und 
Garn unterfagt. Die befonderen Judenſteuern find als aufgehoben zu 
betrachten. 

5) Im der Ober⸗ und Miederlaufig iſt das zulegt angeführte Man 
dat nicht recipirt, aber es fehlt auch an jeder geſetlichen Bellimmung 
über die Rechte der Juden. Handel, mit Ausnahme bed Daufrene, 
und jedes Gewerbe iſt ihnen durch Minifleriafrefeript von 1836 auf 
druͤcklich geftattet. i 

6) Am Schleufinger Kreife (ehemals Hemneberg) beſteht eine ““ 
fonderliche Judenverfaſſung, nach welcher insbeſondre eine Norm 
dieſer Glaubensgenoſſen nicht uͤberſchritten werden ſoll. — 

7) Für die Juden Neuvorpommerns und Ruͤgens beitimmit . 
noch giltige ſchwediſche Regierungspatent vom 23. Nov. 1810 
Erlaubniß der Fabriken, der Handwerke, des Grundbeſitzes (für * 
conceſſionirte Juden), Schiffsrhedereibetrieb und Handel mit roher Vo 
nicht aber ber anderen rohen Producte, wie ein Deinijterinlrefeript vo 
1822 ausbrädlich befagt. 

8) Im Herzogthume Weftphalen. In Rädficht auf gewiſſe — 
und Strafgeſetze nimmt das Finanzminiſterium noch eine alte Ju 
ordnung von 1701 für beſtehend an, nicht fo die dortigen Obergerichte 
Sedenfalis aber find die dortigen Juden nach den Verordnungen i 
darmftädtifchen Regierung von 1805, 1806 und 1812 Mut sa 
verwandte. Schutzgeid (1250 Thaler) beftand bis 1832, WM 
endlich aufgehoben wurde. Im Danbel, Lanbbaue und Gewerhbenn 
ſtehen fie den Chriſten gleich; dagegen iſt Grundbeſitz für fie nur Reh 
Genehmigung der Regierung möglich. Stadtbuͤrgerrecht und da 
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zur Communaglaͤmterbekleidung iſt nur an einigen Orten, ber laͤndliche 
Wohnſizz allgemein erlaubt. Höhere politiſche Rechte fehlen überall. Seit 
18148 fteht die Gemeindeyerwaltung unter Aufficht ber Regierung. 

9) In der Grafſchaft Wittgenflein gilt von Mechtöwegen, bei bem 
Mangel fpäterer Gefege, die Wittgerſſtein'ſche Polizeiordnung vom 
1. Mai 1573; wenigftens ift davon nur das 13. Capitel, welches 
die Juden für vogelfrei erklärt, ausdruͤcklich durch Verordnung 


des Minifteriums des Innern vom Jahre 1842, gegen bie Cafinetsordre _ 


von 1830 aufgehoben, ſowie auch das bisher beflandene Schutzgeld 
"(241 Thaler) im Jahre 1832. Das flädtifche Bürgerrecht richtet ſich 
nad dem Ortsgebrauche, das Wohnen auf dem Lande wirb nicht ges 
ftattet; wohl aber befigen die Juden Grundeigenthum. 

10) In den ehemaligen naffauifhen Beztken gelten für die Vers 
foffung ber Juden 6 verfchiedbene Verordnungen, publicirt zwifchen 
1607—1813. Sie find Schugunterthanen, und Aufenthalt und Dan 
dei iſt ihnen nur in 3 Städten geflattet, in Diez Dabantar und 
Herborn. Grundbeſitz ift nur zum eigenen Gebrauche Krause. 

11) In ben ehemaligen hannover’fhen Bezirken (Kreis Wieden⸗ 





bruͤck im Regierungsbezirke Minden) gilt die hannover'ſche Gefeggebung, - 


‚wie fie am 21. Juni 1815 vorgefunden worden iſt. Es befinden fidh 
eine Anhänger des jübifhen Glaubens dort. Wer dorthin überficdelt, 
iſt nichts ale Schugjude. (Minifterialrefer. vom 5. Januar 1840.) 

12—16) Eben fo find in den ehemals ſchwarzburg⸗rudolſtaͤdtiſchen, 
fondershaufifchen, weimar'ſchen, niederländifchen und oͤſterreichiſchen Lan⸗ 


: destheilen, welche 1815 und 1816 an Preußen kamen, die weitläufigen 


Beflimmungen biefer fo fehr verſchiedenen Geſetzgebungen in Giltigkeit, 
alfo in Einem Staate nebeneinander bie nieberländifche und bie — 
böhmifche ! e | 

17) In den ehemals franzöfifchen Randestheilen (dem größten Theile 
der jegigen Rheinprovinz und Weftphalene) war zur Zeit ber preußifchen 
Befignahme die franzöfifche volllommene Emancipation, die Deffentlich« 
keitserklaͤrung des juͤdiſchen Cultus und die Anwendung bed Code, als 
alleinige Beſchraͤnkung dagegm noch das Decret von 1808 in Kraft. 
Die urfprüngliche Geltung bes legteren auf nur 10 Jahre warb 1818 
auf unbeflimmte Zeit hinausgefchoben. Im übrigen ſprach die Cabinets⸗ 
ordre vom 8. Aug. 1830 die Geltung ber übrigen während der frans 
zöfifhen Zeit giltigen Nechtsverhälmiffe in ihrem ganzen Inhalte aus. 
Geſetzlich ward den Juden auch bier nur bie active und paffive Wähls 
barkeit zu Provinzialftänden abgefprohen. Nicht allein warb aber in 
der Praris kein Jude zu einem öffentlichen Amte zugelafien, nicht allein 


fprach fich kurz nach den angeführten eine andere Cabinetsordre auf den 


Bericht der bortigen Regierung, daß’ ein folches feit der Kalferzeit im 
den Händen eines Juden fi befände, dahin aus, daß abgewartet 
werden folle, ob derſelbe vielleicht bie Taufe annehme, dann aber baffelbe 
ihm entzogen werben müffe: nein! e8 hat auch eine Allg. Gabinetsorbre 
vom 14. November 1842 ohne weiteres feftgefegt, daB Juden weder 
zur Auscultatur, noch zum Referendariate ober zur Abvocatur zugelaflen 


‘ 
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werden ſollen, Im Wibsefpruche alfe mit der Cahinetöorbre vom IR 


und nomentlih mit bem Art. 16 ber teutfchen Bundesacte. — A 
zu Gefchworenen wurden fie auch bis vor r Beit gewählt, und, We 
Natur diefes Inflitutes bürgt bafür, daß bi igſtens eine Cabinct⸗⸗ 
orbre nichts anderes verfügen guerbe. Für die Juden des Inken Rhein 
ufers beficht ein Conſiſtorium zu Bonn, natürlich ohne firauick 
Unterftägung duch den Staat. Cultus⸗ und Unterrichtsweſen find 
dort, wieftn. Pofen, unter Auffiht dee Regierung geftellt. 
.18) Ganz bafjelbe gilt von ben ehemals zum Großherzogthumt 
Berg gehoͤrigen Landestheiten ?*) und 
19) in den früher zum Königreiche Weſtphalen, jegt zu den Pros 
vinzen Weftphalen, Sachſen und Brandenburg gehörigen Beſitken wo 
die woſtphaͤliſche Gleichſtellung (Decret vom 27. San. und 81. Ni 
1808) in Bezug auf das Öffentliche, has Privatrecht umd ben Gultus uw 
erkannt iſt, insbefondre durch das Reſcript vom 7. März 1828 und 
bie A. Cabinetägzdre. von 1830. Minifterialreferipte beſtimmen, auet 
den Gefegen, Miche die Waͤhlbarkeit zu Provimztalftänden und dad 
Patronatrecht den Tuben abſprechen, auch die Unfähigkeit derſelben zu 
Staatsämtern. Ein Conſiſtorium befteht ebenfalls nicht mehr. Am 
das Sradtbuͤrgerrecht mird geftattet. In ben A Kreifen Daberbem, 
Büren, Warburg und Härter aber (Regierungsbezirk Minden) find fogar 
in anderer Beziehung durch die Cabinetsordre vom 20. Sept. 1836 Ge 





ſchraͤnkungen eingetreten, indem erftens Juden bäwerliche Grundfläd 
mit jüdifhem Geſinde bewirthfchaften muͤſſen, bei Strafe der fonft vor⸗ 


zunehmenden Subhaftation, zweitens alle Schuldurkunden von Chriflen 
an Juden gerichtlich regiſtrirt werben muͤſſen, bei Strafe ber Klage 
abweiſung. Ks ift dieß auch auf alle früheren. Schulöbefenntniffe an 
zumenben, unb der Richter hat beim Verdachte des Wuchers die Aufs 
/ nahme zu verfagen. Im Sabre 1839 wurde die Selbſtbewirthſchaftung 
jener Grundftüde mit chriftfichem Gefinde geflattet. 
| 20) In der Stadt Weglar gilt die großherzogt. Frankfurter Geſety 
gebung, mithin volllommene Gleichſtellung, feeitich vicht In der Praxi, 
zumal was bie Staatsſphaͤre betrifft. Die ſtaͤndiſchen Rechte find ohne 
hin gefeglich abgefprochen. u F 
Das koͤniglich bayerſche Edict von 1813 hatte die Suben (jeht 
64,000) dem Staate nähern wollen, indem es Schutbriefe, Shut 
gelder und Eonceffionen, auch bie alte abfchließenbe Coryotationsver⸗ 
foffung jüdifher Gemeinden aufhob, ihre Mitglieder dem Gemeinde 
verbande näherte, Annahme vom Familiennamen und teutſche Bucdab 
tung ihnen zue Vorfchrift machte und Handel und jegliches auch ynl 
tige Gewerbe — mit Ausnahme der — und mit einiger De 
ſchraͤnkung des Nothhandels — verfilttete; im Jahre 1843 verbiet 
eine Lönigliche Verordnung allen Zuden jeden Handel mit Lanbeepte 
duecten, welcher benfelben bisher im Auslande einen großen Abſat vr 


84) Die verſchiedenen Ort en find enannt bei o Rönne u. 6i 
mon a. a. O. ©. 876, 877. * — 
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ſchafft Hat. Bon politifchen Rechten kann nicht die Mebe fein. Es ſollen nicht 
allein auslaͤndiſche Juden nicht aufgenommen, fondern auch inlaͤndiſche ver⸗ 
minbert werden. Daher bie Erſchwerung des Heurathens, Indem zur Begräns 
dung eines eigenen Hausflandes eine Matrikel noͤthig iſt, die Zahl 
der letzteren aber nicht vergrößert werden darf. Daneben gibt es noch 
in einigen Gegenden Schuss, Guͤnſe⸗ und Ertragelder. — Eultus 
und Unterricht follte zwar durch Verordnungen in ben Jahren 1826 
und 1827 geregelt werden, indeß ift eine mahrhafte Wirkſamkeit nie ins 
Leben getreten. — Den traurigften Anblick aber gewähren bie privat: 
rechtlichen Beſchraͤnkungen, unter welchen hier das duch AO vers 
fchiedene, von mannigfachen Mobificationen begieftete, in ber Hauptſache 
aber übereinftimmende Gefesgebungen, ſo 3. B. durch die Würzburger 
Audenorbnung von 1760 u. a. m., anbefohlene Regiſtriren aller zwiſchen 
Chriſten und Juden abzufchließenden Vertraͤge feiten des competenten 
Richters die druͤckendſte iſt. — In der Rheinpfalz (Mbeinbayern) ift 
Gemeindebuͤrgerrecht geſtattet und das franz. Decret von 1808 aufgehoben, 
jedes Gemeinde⸗ und politifche Amt aber verfagt. 
Die freie Relisienehbung der Juden im Königreihe Sachſen, 
weiche namentlich durch ein Gefes vom 20. December 1834 und 
13. Met 1837 ausgefprochen worden ift, die finanzielle Unterſtuͤzung 
des Jüdifhen Cultus und Unterrichtes (nahe an 200 Thaler) 
"aus der Staatscaffe, ſtellt den jübifchen Glauben in dieſem Staate ald einen 
anerkannten dar. Durch das Gefeg vom 16. Aug. 1838 einige Modifica« - 
tionen in den bürgerlichen Verhaͤltniſſen der Juden bete. ift ber Aufenthalt 
derfelben auf Dresden und Leipzig beſchraͤnkt. Das Drtsbürgerrecht wird 
und muß erlangt werden durch Betrieb irgend eines bürgerlichen Gewerbes, 
wobei aber Kleine und Ausfchnitthandel, Gaſt⸗ und Schanknahrung 
( Reſtaurationen für Juden ausgenommen) und Branntweinbrennereien 
ausgefchloffen bleiben; die Zahl zünftiger Handwerker barf das Verhaͤltniß 
der jüdifchen zur chriftlichen Bevölkerung nicht überfleigen Der Noth⸗ 
handel tft beſchraͤnkt, kann nur auf Conceffion betrieben werben und ges 
währt Beinen Anſpruch auf Buͤrggrecht. Zum Groß», Speditions⸗ und 
Sommiffionshandel iſt befondere Eonceffion des Minifterlume bes Ins 
nerm erforderlih. Der Erwerb eines ftädtlfchen, aber nicht ländlichen 
Grundflüdes iſt verftatter, es darf dafjelbe jedoch nicht innerhalb 10 
. Sahren von der Kaufconfirmation an freiwillig veräußert werden. Ehren» 
bürgersechte find, mithin auch jede Wahlfähigkeit zu Communalämtern und - 
Volksvertretung, verfagt. Weber Staatsämter und Advocatur ift 
ausdrücklich weder in den dlteren nod in ben neueren Ges 
fegen etwas gefeglich feſt geſtellt. Die Beſtimmungen bes Civil⸗ 
und Criminalrechtes find bei den Juden ohne Ausnahme: anwendbar. 
Auch der juͤdiſche Eid Hat eine entfprechende Form flatt ber früheren, 
mehr einem Selbſtfluch Ähnlichen, erhalten. — Mißlich iſt der Um⸗ 
fand, daß die früheren Judenverordnungen, deren Geiſt unmoͤglich mit 
dem ber jetzigen Gefeggebung übereinftimmt, namentlid, das Mandat 
von 1746 und die Jubenordnung von 1772 nicht ausdruͤcklich aufgehoben 
worden find. Ste können, ba fie ſonach zum Theil als noch gültig betrachtet 
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nannten Provinzen greifen aber auch bie Beſtimmungen ber Cuu 
nalorbdnung Platz, wonach Juden in Griminalfälen nie vollen Bud 
mahen und in ben Provinzen, wo noch Schutzjuden eriflirem, fuͤhen 
Mänzvesbrechen Verkuft des Schuges herbei! Dazu kommen Im der Coi 
gefeggebung bie erfchwerten Foͤrmlichkeiten des juͤdiſchen Eides, im de 
Rheinprosinz und Weſtphalen das Decret von 1808 (auf deſſen Auf 
bebung für ihren Bezirk die rheiniſchen Provinzialflände kuͤrzlich eine 
Antrag geflellt haben), die Wechſelmuͤndigkeit ber Juden in den vormals 
koͤnigl. ſaͤchſ. Landestheilen mit dem 21. Lebensjahte und bie Anwendung 
des Wuchermandates vom 1. Aug. 1841 daſelbſt, welches gerichtliche Mes 
cognition von Schuldurkunden und baare vor Gericht geſchehene Auszahlung 
der Valata anbefiehit, in Oſtpreußen, nach bem bertigen Provinzialrechte, bie 
Klagbarkeit einer Schuld aus gewiſſen jübtfchen Urkunden (Mamre's 
genannt); In einigen Lanbestheiten ift die Rlagbarkeit der Verträge fe 
gar noch an bie gerichtliche Regiſtrirung berfelben gefuüpft. Die Iulaffung 
gemifchter Ehen zwiſchen Juden unb Chriften nad) dem preuß. Sand: 
vechte iſt beficitten, wird aber von täctigen Suriflen anerkannt °®). 

Die ſtaatsrechtlichen Verhätträffe ber Juden in ben angegebenen 
Territorien num find folgende: 

1) In ben alten Provinzen: Brandenburg (mit Ausſchluß ber 
Lauſitz und des Kottbuffer Areifes), bie Jerichewſchen Kreiſe, bie 
Provinz Preußen (mit Ausnabme des Kulmer unb Michelauer Kreis 
fes unb der Stadt Thorn), die Provinz Pommern (mit Ausſchluß 
von Meuvorpommern), Gchlefien (mit Ausnahme bee Oberlau⸗ 
fig), die Stadt Danzig mit ihrem Gebiete, in Bezug auf melde 
letztere die Indengeſetgebung für bie alten Provinzen erſt anerkannt, 
dann widerrufen, gndlich 1832 wieder heegeftellt worden if. ‚Hier gilt 
das Edict vom 11. März 1812, welches in der freifiunigfien Zeit zur 
Herftelung der Staatseinheit von Hardenberg entmorfen, bie Juben zu 
Staatsbürgern erhob und ihnen jedes Gewerbe — dem Syſteme ber 
Geœwerbefreihelt confequent —, Srundbefig (die Minifterialverorbnuggen, 
welche bis auf bie neuefle Zeit den Bergbau und den Erwerb von Berg⸗ 
werkseigenthum verboten, entgegen dieſem Edicte von 1812, find 1839 
aufgehoben worden), Gemeinde und ſogar aeabemifche Lehr: und Schul 
aͤmter verflattet hat. Es eröffnete zugleich die Ausficht auf ein kuͤnf⸗ 
tiges Geſetz, inwiefern Juden auch zu anderen Stantsämtern zugelaffen, 
und eine Ordnung des jüdifchen Cultus⸗ und Unterrichtsweſens von 
Staatswegen eingeführt werden ſollten. Beides ift nicht in Erfüllung 
gegangen, die Staates, ja die hoͤchſten Gemeindeaͤmter (Dberbürgermeifle: 
ſtelle, welche der letzte rheiniſche Landtag den Juden durch ihren Antrag toteber 
vindiciren wii) ſind definitiv abgeſprochen und die Schuls und academiſchen 
Stellen 1822 durch Cabinetsordre mieber entzogen worden. Die jübifche Re 
ligionsgeſellſchaft wird als Privatheſellſchaft betrachtet, und eine Ein: 
mifhung des Staates in ihre Einrichtungen verfagt, auch Tein Rob: 
biner beftätigt, was noch vor 1823 zuweilen ber Fall. war. Demand 
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wurden bie reformirten Synagogen (Tempel) zu Berlin, Königsberg 
und Breslau von Polizeiwegen geſchloſſen, nachdem kurz zuvor die Sta⸗ 
tuten der preußiſchen Miſſionsgeſellſchaft zu Bekehrung der Juden, 
welche die hoͤchſten Staatsbeamten unter ihren Mitgliedern zaͤhlte, im 
Jahre 1828 beſtaͤtigt worden waren. Seitdem ſind bis nach 1830 
über 1600 Juden in Preußen zum Chriſtenthume Übergetreten, nach⸗ 
ber find diefe Fälle feltener geworben. Den Befigern von Ritterghtern 
ſteht Leine Patrimontalgerichtsbarkeit, alfo auch nicht das Recht, Juſtitiare 
zu ernennen ?®), kein actived oder paffives Wahlrecht zu den Provinzialland: 
tagen, ja vielleicht auch nicht das Recht zu, die Uniform zu tragen; ebenfo kein 
Richteramt, nicht einmal das eines Schiebsrichter (dagegen war bie Praxis); 
wohl aber duͤrfen fie, hiermit im Widerfpeiche, Bauinfpectoren werben. Als 
les dieß jedoch iſt durch bloße Minifterinleeferipte und zum Xheil, wie die 
angeführte von 1822, nicht publicirte, Cabinet#ordres, überhaupt aber meiſt 
in der Praxis, nicht aber immer durch fürmliche Gefege anerkannt. Ja es 
wurde 1822 der Leibzoll für ruſſiſche Juden eingeführg und als Grund hierzu 
die Retorfion gegen eine ähnliche Maßregel Rußlands für preußifche Juden 
angegeben, obfchon hiernach alle Ruffen dem Leibzolle hätten unterworfen 
werden follen. — Die Juden innen das Staats und ſtaͤdtiſche Bür- 
gerrecht erwerben, felbft ber Buͤrgereid aber muß in des Synagoge ge 
leiftet werben. Eben fo tft hie Mititärpflicht vorgefchrieben. 

2) Für das Größherzogthum Pofen gilt das Gefeg vom 1. Juni 1883 
nebft Inſtruction vom 14. Sanuar 1834. Hier‘ bildet zwar die Juden⸗ 
. jedes Ortes eine nur vom Staate gebuldete Religionsgefeiichaft, 

Bezug auf ihre Vermögensangelegenheiten aber — fonberbar genug 
nur biee — eine Corporation, welche unter Aufficht eines. Regierungss 
commiſſars buch Mepräfentanten ihre Berwaltungsbeamten wählt, beren 
Rechte und Pflichten nach Analogie der Vorfchrifter® ber Stäbteorbnung 
zu beurtheilen find. Militaͤrpflicht ift nicht eingeführt, dafuͤr wird ein 
Mecrutengeld bezahlt, welches jedoch ‚für den freiwillig Dienenden weg⸗ 
faͤllt. Die Juden felbft zerfallen in naturalificte, welche Handel und 
Gewerbe treiben, Grundbeſitz erwerben und überall in der Provinz ſich 
nieberlaffen innen, unb nicht naturalifirte, welche vorher weder Ge⸗ 
werde, Kunft, Wiffenfhaft betrieben, noch Grundſtuͤcke im Werthe von 
2000 Thalern oder Capitalvermögen von 5000 Thalern befeffen haben 
und auf Certificate, ‚die jährlich zus erneuern find, leben. . Diefe find 
Beſchraͤnkungen bet ihrem Wohnfige auf dem Lande unterworfen, dürfen 
hriftliche Lehrlinge, Gefellen und Dienftboten nicht halten, Dar⸗ 
lehensgeſchaͤfte gültig nur vor bee competenten Obrigkeit mit. Cheiften 
und einen Schuldanſpruch für verkaufte beraufchende Getränke gar. nicht 
an biefelben machen, das Schankgewerbe auf dem Lande nicht betrei- 
ben und vor bem 24. Fahre in der Regel nicht heurathen. Ä 


33) v. Rönne und Simon, a. a. D. ©. 280, will ben Juden biefes 
Recht, gegen Koch, vindieiren, weil die Nnfähigkeit zur Ausübung politiſcher 
Rechte nirgend ausgefprochen fei. Dal. jedoch das Reſcript des Minifteriums 
des Innern vom S1. Januar 1820 und vom 17. Auguft 1827. Freilich be- 
teachten bie fcharffinnigen Verf. Miniſterialreſcripte nicht für Geſttze. 
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3) Im Kulmer und Michelauer Kreiſe und im Gebiete ber Etat 

Thom ift die herzogl. Warfhau’fche Verordnung vom 10. Det. 1M 
in Kraft, woburd die franzoͤfiſche volllomment Steichitellung eingefüht 
worden ifl. Die politifchen Rechte find 1815 nur bis 1818 fufpenim 
worden, mußten aber von ba an wieder ausgeübt werben Edıme, 
was aber die Praxis verbietet. Seit 1840 zahlen diejenigen Juden, melde 
im Militaͤr nicht dienen wollen, ein Receutenged. Die fländifde Ver 
tretung aber ift ihnen durch das Gefeg von 1824, bie Provinzialſtaͤnde 
"betreffend, hier ausdrädtic, entzogen worden. Durch Deinifteriafrefeript 
von 1815, nicht aber durch Geſetze iſt der Grundbeſitz an harte Be 
dingungen, namentlih an die Enthaltung von polnifchem Barte und 
polnifcher Kleidung geknüpft. In demfelben Jahre wurde eine Fleiſch⸗ 
abgabe aufgehoben. Die Krug: und Schanfnahrung, auch das Brannt« 
weinbrennen ift, foweit fie nicht ſchon beſtehen, unterfagt. 

4) Das Herzogthum Sachſen kennt Beine jübifchen Staatd:, auf 
wohl deßhalb Leine Stadtbuͤrger. Es gilt dort das kurſaͤchſiſche Mandat 
vom 16. Aug. 1746 mit feinem Gonceffionenfofteme, baher auch noch 
‚kein Jude feinen bleibenden ‚Aufenthalt in der Provinz ſelbſt verändem 
Tann, ohne befonbere Soneeffion bes Miniſteriums des Innern. Grand 
und antichretifcher Pfanbbefig ift ihnen verfagt. Allen nicht mit Con 
ceffionen verfehenen Juden ift nur auf Jahrmaͤrkten der Handel geflab 
tet, allen und jeden aber ber — mit Bergwerkproducten und 
— unterſagt. Die beſonderen Judenſteuern ſind als aufgehoben zu 

etrachten. | 

5) In der Ober⸗ und Niederlaufig iſt das zulegt angeführte Man 
dat nicht recipiet, aber e8 fehlt auch an jeder geſetlichen Beſtimmung 
über die Nechte dee Suden. Handel, mit Ausnahme des Dauflrne, 
und jedes Gewerbe ift ihnen durch Miniſterialreſcript vom 1836 aus⸗ 
druͤcklich geftattet. : 

6) Im Schleufinger Kreife (ehemals Hmmeberg) beſteht eine ab: 
fonderliche Zudenverfaffung , nad) welcher Insbefondee eine Norwmalzahl 
biefee Glaubensgenoſſen nicht überfchritten werden fol. 

7) Fuͤr die Juden Neuvorpommernd und Mügend beftimmt do8 
noch giltige ſchwediſche Regierungspatent vom 23. Nov. 1810 de 
Erlaubniß der Fabriken, der Handwerke, des Grunbbefiges (für (hen 
eoncefftonirte Juden), Schiffsrhebereibetrieb und Handel mit tohet Bolt, 
nicht aber der anderen toben Probucte, wie ein Miniſterialreſcript von 
1822 ausdruͤcklich befagt. 

8) Im Herzogthume Weftphaten. In Rüdfiht auf gewiſſe Stener 
und Strafgeſetze nimmt das Finanzminiſterium noch eine alte Juden⸗ 
ordnung von 3701 für beſtehend an, nicht fo die dortigen Obetgeticht. 
Jedenfalls aber find die dortigen Juden nad) den Verordnungen 
darmftädtifchen Regierung von 1805, 1806 und 1812 ur Shut 
verwandte. Schutzgeid (1250 Thaler) beftand bis 1852, wo 
endlich aufgehoben wurde. Im Handel, Landbaue und Gewerbb 
ſtehen fie den Chriſten gleich; dagegen iſt Grundbefig für fie nut * 
Genehmigung der Regierung möglich. Stadtbuͤrgerrecht und das R 
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zur Communalaͤmterbekleidung ift nur an einigen Orten, ber laͤndliche 
MWohnfig allgemein erlaubt. Höhere polttifche Rechte fehlen überall. Seit 
1848 fteht die Gemeindegerwaltung unter Aufficht der Regierung. 

9) In ber Grafſchaft Wittgenflein gilt von Rechtswegen, bei bem 
Mangel ſpaͤterer Geſetze, die Wittgenſtein'ſche Polizeiordnung vom 
1. Mai 1573; wenigſtens iſt davon nur das 13. Capitel, welches 
die Juden für vogelfrei erklaͤrt, ausdrüdlic duch Verordnung 
des Diinifteriums des Innern vom Zahre 1842, gegen die Cafinetsordre 
von 1830 aufgehoben, fowie aud das bisher beftandene Schuggeld 


"(241 Thaler) im Jahre 1832. Das flädtifche Buͤrgerrecht richtet ſich 


nad) dem Ortsgebrauche, das Wohnen auf dem Lande wird nicht ges 
ſtattet; wohl aber befigen die Juden Grundeigenthum. 

10) In den ehemaligen naffauifhen Beztken gelten für bie Ver⸗ 
faffung der Juden 6 verfchiebene Verordnungen, publicirt zwifchen 
1607—1813. Sie find Schugunterthanen, und Aufenthalt und Dans» 
del iſt ihnen nur in 3 Städten geflattet, in Diez a Habantar und 
Herborn. Grundbefit ift nur zum eigenen Gebraurhe Mause. 

11) In den ehemaligen hannover'ſchen Bezirken (Kreis Wieden⸗ 
brüd im Regierungsbezirke Minden) gilt die hannover'ſche Geſetzgebung, 


ı mie fie am 21. Juni 1815 vorgefunden worden fl. Es befinden fich 


eine Anhänger des jüdifchen Glaubens dort. Wer dorthin überfiedelt, 

ift nichts als Schutzzude. (Miniflerialvefer. vom 5. Januar 1840.) 
12—16) Eben fo find in den ehemals fchwarzburgsrubolftäbtifchen, 

fondershaufifchen,, weimar'ſchen, niederländifhen und oͤſterreichiſchen Lan⸗ 


destheilen, weiche 1815 und 1816 an Preußen kamen, bie weitläufigen 


Beflimmungen diefer fo fehr verſchiedenen Geſetzgebungen in Giltigkeit, _ 
alfo in Einem Staate nebeneinander bie niederlänbifche und die — 
böhmifche ! - 
17) In den ehemals franzoͤſiſchen Landestheilen (dem größten Theile 
der jegigen Rheinprovinz und Weftphalens) war zur Zeit dev preußifchen 
Befignahme die franzöfifche volllommene Emancipation, die Deffentlich 
Leitserklärung des jüdifchen Cultus und die Anwendung des Code, als 
alleinige Beſchraͤnkung dagegen nody das Decret von 1808 in Kraft. 
Die urfprüngliche Geltung des legteren auf nur 10 Jahre warb 1818 
auf unbeftimmte Zeit binausgefchoben. Im übrigen ſprach die Cabinets⸗ 
orbre vom 8. Aug. 1830 die Geltung der übrigen mährend ber fans 
zöfifhen Zeit giltigen Nechtöverhältniffe in ihrem ganzen Inhalte aus. 
Sefeglihh ward ben Juden auch hier nur bie active und paffive Waͤhl⸗ 
barkeit zu Provinzialftänden abgefprohen. Nicht allein ward aber in 
ber Praris kein Jude zu einem Öffentlichen Amte zugelaffen, nicht allein 
ſprach ſich kurz nach den angeführten eine andere Cabinetsorbre auf den 
Bericht der dortigen Regierung, daß’ ein ſolches feit der Kaiferzeit in 
ben Händen eines Juden ſich befinde, dahin aus, daß abgewartet 
werden folle, ob berfelbe vielleicht die Zaufe annehme, dann aber baffelbe 


‚ihm entzogen werben müfje: nein es hat auch eine Allg. Cabinetsorbre 


vom 14. November 1842 ohne weiteres feftgefegt, daß Juden weder 
zur Auscultatur, noch zum Referendariate oder zur Advocatur zugelaffen 
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werden ſollen, im Wiberfpruche alfe mit ber Cabinetsorbre ven 1830 
und namentlich mit dem Art. 16 ber teutichen Bundesacte. — Ru 
zu Gefchworenen wurden fie auch bis vor F 
Natur diefes Inflitutes bürgt dafuͤr, daß bie gftens eine Cabinen⸗ 
ordbre nichts anderes verfügen guerbe. Für die Juden des linken Ries 
ufers beficht ein Confiftesium zu Bonn, natürlich ohne finanzick 
Unterftügung duch, den Staat. Cultus⸗ unb Unterrichtsmwefen ſind 
dort, wiesin Pofen, untere Aufficht der Regierung geftellt. 

.18) Ganz baffelbe gilt von ben ehemals zum Großherzogthum 
Berg gehoͤrigen Landestheiten **) und 

19) in den früher zum Königreiche Weſtphalen, jegt zu ben Pro⸗ 

vinzen Weftphalen, Sachfen und Brandenburg gehörigen Bejitken, wo 
bie woftphälifche Gleichſtellung (Decret vom 27. San. und 31. Nin 
1808) in Bezug auf das Öffentliche, has Privatrecht und ben Gultus aw 
erkannt ift, insbefondre durch das Refceript vom 7. Maͤrz 1828 un 
die A. Cabinetäggdre. von 1830. Minifterialreferipte beftimmen, außet 
ben Gefegen, Miche bie Waͤhlbarkelt zu Provinzialftänden und dab 
Patronatrecht den Tuben abfprechen, auch die Unfähigkeit derſelben zu 
Staatsämtern. Ein Gonfiftorium befteht ebenfalls nicht mehr. Nur 
das Sradebürgerrecht wird geſtattet. In den 4 Kreifen Paderbom, 





Büren, Warburg und Hörter aber (Regierungsbezirk Minden) find fogae 


in anderer Beziehung durch die Gabinetsordre vom 20. Gept. 1836 Bes 
ſchraͤnkungen eingetreten, indem erftens Juden bäuerliche Grundſtuͤcke 
mit jübifhem Geſinde bewirthfchaften muͤſſen, bei Strafe der font vor 
zunehmenden Subhaftation, zweitens alle Schuldurkunden von Chriften 
an Juden gerichtlich regifteirt werben muͤſſen, bei Strafe der Klage 
abweiſung. Es iſt dieß auch auf alle früheren Schuldbekenntniſſe ans 
zuwenden, und der Richter hat beim Verdachte bes Wuchers bie Auf⸗ 
nahme zu verfagen. Im Sahre 1839 wurde die Selbſtbewirthſchaftung 
jener Grundſtuͤcke mit chriftfichem Gefinde geflattet. 
20) In der Stadt Weplar gilt die großherzogl. Frankfurter Geſche 
gebung, mithin volkommene Gleichſtellung, freilich nicht In der Praxit, 
zumal was die Staatöfphäre betrifft. Die fländifchen Rechte find ohne 
hin gefeglich abgefprochen, : 
Das Einiglih bayerfche Edict von 1813 hatte die Juden (jett 
64,000) dem Staate nähern wollen, indem es Schugbrirft, Säut: 
gelder und Gonceffionen, auch die alte abfchließende Gorporationsver 
foffung jüdifher Gemeinden aufhob, ihre Mitglieder dem Gemeinde 
verbande näherte, Annahme vom Familiennamen und teutſche Buchhab 
tung ihnen zur Vorſchrift machte und Handel und jegliches auch zuͤnf⸗ 
tige Gewerbe — mit Ausnahme ber — und mit einiger De 
ſchraͤnkung des Nothhandels — verfläitete; im Jahre 1843 verbietn 
eine Lönigliche Verordnung allen Juden jeden Handel mit Landespte 
dueten, welcher benfelben bisher im Auslande einen großen Abfat Wr 


84) Die_verfihiebenen Ortſchaften find genannt bei v. Können. © 
mon 0. a: D. @. 816, 877. 


r Zeit gewählt, und de 
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ſchafft Hat. Won politifchen Rechten kann nicht die Mebe fein. Es follen nicht 
allein auständifche Juden nicht aufgenommen, ſondern auch inlänbifche ver⸗ 
mindert werben. Daher die Erſchwerung bes Heurathens, Indem zur Begruͤn⸗ 
dung eines eigenen Hausflandes eine Matrikel noͤthig iſt, die Zahl 
der legteren aber nicht vergrößert werden darf. Daneben gibt es noch 
in einigen Segmden Schutz⸗,, Guͤnſe⸗ und Ertragelder. — Eultus 
und Unterricht follte zwar durch Verordnungen in ben Jahren 1826 
und 1827 geregelt werben, indeß ift eine mahrhafte Wirkſamkeit nie ins 
Leben getreten. — Den teaurigften Anblid aber gewähren bie privat: 
rechtlichen Beſchraͤnkungen, unter welchen hier das durch AO vers 
fchiedene, von mannigfachen Diodificationen begleftete, in der Hauptſache 
aber uͤbereinſtimmende Gefeggebungen, fo 3. B. durch bie Würzburger 
Judenordnung von 1760 u. a. m., anbefohlene Regifktiren aller zwiſchen 
Chriſten und Inden abzufchließenden Vertraͤge feiten des competenten 
Richters die brüdendfte if. — In der Mheinpfalz (Rheinbayern) ift 
Gemeindebuͤrgerrecht geftattet und das franz. Decret von 1808 aufgehoben, 
jedes Gemeinde⸗ und politifche Amt aber verfagt. 
Die freie Religionsübung dee Juden im Königreihe Sachſen, 
welche namentlich duch ein Geſetz vom 20. December 1834 und 
18. Met 1837 ansgefprochen worden ift, die finanzielle Unterfkügung 
des Jüdifhen Cultus und Unterrichtes (nahe an 200 Thaler) 
‘aus der Stantscaffe, ſtellt den juͤdiſchen Glauben in dieſem Staate als einem 
anerkannten dar. Durch das Gefeg vom 16. Aug. 1838 einige Modifica⸗ 
tionen in den bürgerlichen Verhältnifien der Juden bete. ift der Aufenthalt 
derfelben auf Dresden und Leipzig beſchraͤnkt. Das Ortsbürgerrecht wird 
und muß erlangt werben durch Betrieb irgend eines bürgerlichen Gewerbes, 
wobei aber Kleine und Ausfchnitthandel, Gaſt⸗ und Schanknahrung 
( Reſtaurationen fuͤr Juden ausgenommen) und Branntweinbrennereien 
ausgeſchloſſen bleiben; die Zahl zuͤnftiger Handwerker darf das Verhaͤltniß 
der juͤdiſchen zur chriſtlichen Bevoͤlkerung nicht uͤberſteigen. Der Noth⸗ 
handel iſt beſchraͤnkt, kann nur auf Conceſſion betrieben werben und ge⸗ 
waͤhrt keinen Anſpruch auf Buͤrggrecht. Zum Groß⸗, Speditions⸗ und 
Gommiffionshandel iſt beſondere Conceſſion des Miniſteriume des Ins 
neren erforderlich. Der Erwerb eines ſtaͤdtiſchen, aber nicht laͤndlichen 
Grundſtuͤckes iſt verflattet, es darf daſſelbe jedoch nicht innerhalb 10 
. Zahren von ber Kaufconfirmation an freiwillig veräußert werben. Ehren» 
bürgerrechte find, mithin auch jede Wahlfähigkeit zu Communalämtern und - 
Volksvertretung, verfagt.: Weber Staatsämter und Advocatur ift 
ausbrädlich weder Inden dlteren no in den neueren Ges 
fegen etwas gefeglich feftgefteltt. Die Beſtimmungen bes Civil» 
und Eriminalrechtes find bei den Juden ohne Ausnahme anmwenbbar. 
Auch der jüdifhe Eid Hat eine entiprechende Form ftatt der früheren, 
mehr einem Selbſtfluch Ähnlichen, erhalten. — Mißlich iſt der Ums 
ſtand, daß bie früheren Judenverordnungen, deren Geiſt unmöglich mit 
dem ber jegigen Geſetzgebung übereinftimmt, namentlih das Mandat 
von 1746 und die Judenordnung von 1772 nicht ausdruͤcklich aufgehoben 
worden find. Ste koͤnnen, ba fie ſonach zum Theil als noch giltig betrachtet 
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werden muͤſſen, Schwierigkeiten, namentlich hinſichtlich ber Handelsrehſen ie 
inländifchen Juden im Lande, bereiten. Namentlih bat man, bei Aufı 
hebung ber privateechtlichen Befchränkungen, vorzüglich bes Mandates 


- vom 1. Auguft 1811, das Mandat vom 21. April 1724 aufer Act 


gelaſſen, welches dem für dem jüdifchen Wechfelgläubiger Wechſelunmuͤn⸗ 
digen härtere Strafen androht als dem Chriften. — Die Aufnahme 


fremder Juden tft von ber Gonceffion des Miniftertums des Innen 


abhängig, welche aber biefelbe exfl nach ber Zuflimmung des Stadtrathes 
und ber Stabtoerorbneten bes beabfichtigten Wohnortes ertheilt. Shr 
Aufenthalt im Lande ift durch Verordnung von 1839, welche aber mit 
den Zollvereinsverträgen’ collidirt,, erfchwert. 
Von den anhalt’fchen Staaten baden Bernburg und Köthen 

den Zudem freim Dandel, jebes Gewerbe, das Bürgerrecht, wur nat 
politifche Aemter bewilligt. Der Cultus iſt anerfannt; das Privat: 
recht Lennt Leine Beſchraͤnkungen für fi. Dagegen hat Deffau — 
dem bios bes Bufammenhahges wegen bier ein Plag eingeräumt with,‘ 
während es feiner Geſetzgebung zufolge neben Hannover aufgeführt werden 
fotlte — nur noch Schutzjuden mit dem analogen Auflagen. Es werden 
diefelben in bie Zünfte nicht aufgenommen, daher fie als Handwerker nur 
Freimeiſter werden. Der Handel fleht ihnen offen, und ber Cultus 
ift unter Aufficht der Regierung geftellt, infofern der Rabbiner beftätigt 
werden muß. Weberfiebelungen derfelben von einem Orte nad dem ans 


* deren find verboten. 


Ale ſaͤchſiſchen Länder dlterer Linie (in Altenburg gibt es 
gar keine Juden) haben mehr ober minder den jüdifchen Cultus und 
Unterricht zu heben gefuht. — Sahfen: Weimar hat für feine jübls. 


' fchen Unterthanen (etwa 1500 an ber Zahl) durqh das Edi vom 


20. Juni 1823 Handel und Gewerbe. — mit Ausnahme ber Bierbeaurrei, 
Baͤckerei, Metzgerei, Schank⸗ und Gaſtwirthſchaft — nebſt Aufnahme 
in die Zuͤnfte, in der Regel freie Ueberſiedelung im Lande, Grundbeſitz, 
aber auch gemifchte Ehen, als alleinige Ausnahme in Teutſchland, wo 
nicht die Civilehe gilt, unter ber Bedingung verflattet, daß die daraus 
erzeugten Kinber in der chriftlichen Religion erzogen werben. Der Daufiv 
und Sahrmarktshandel ift befchränkt. Hinfichtlich der Auflagen und aller 
Privatrechtsgeſetze ſtehen fie den Chriften gleich. Gemeindes und politiihe 


- Xemter find ihnen unzugaͤnglich. Der Eultus iſt frei und der Nes 


gierung unterftellt, erhält auch Unterflügung nach derfelben Weile, wle 
der chriſtliche. Einen Eingriff in deſſen inneres Weſen machte jedoch die 
GSottesdienftordnung , welche teutfchen Gottesdienft zur Pflicht machte und 
davon die Erlaubnig zum Handelsbetriebe abhängig machte, Eine Bor 
ſchrift, die bis 1837 fafpendirt war, dann body ind Leben trat. — Coburg: 
GSotha (mit 1100 Juden) dagegen Eennt Beſchraͤnkungen in der gewerb⸗ 
lichen Sphäre. MeiningensHildburghaufen ihat binfichtlic fen. 
Juden (etwa 1500) in dem Gefege von 1841 einen Unterfchieb gemacht 
zwifchen Staatsbürgern — welche ben Chriften, mit Ausnahme ber activen 
und paffiven fantsbürgerlichen Rechte (Gemeindes und politifche Aemter) 
nah Art. 67. 68. 70. 71. ber Gonftitution, ber Beſchraͤnkung de 
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Guͤterhandels und der Nichtveraͤußerung der Grundſtuͤcke vor dem binnen 
5 Jahren gehabten Beſitze, gleichgeſtelit find — und blos Tolerirten, zu 
welchen alle Nothhandel Treibenden gehoͤren; privatrechtliche Be⸗ 
ſchraͤnkungen find außerdem nicht vorhanden. Den freien Cuyus unf 
Unterricht ordnet das nämliche Geſetz und fördert der Staät. 

SchwarzburgsSondershaufen hat unter feinem erleuchteten 
Fuͤrſten Günther Einiges für Verbefferung der Lage feiner jübifchen Uns 
terthanen gethan. Die Gleichſtellung wird noch erwartet. 

Frankfurt a. M. hat alsbald nach Wiedererlangung feiner Freiheit 
die Emancipation, welche fein früherer Fuͤrſt Primas den Süden (jetzt 
über 6000) 1811 gewährt hatte, zurücdigenommen??). Das. Bürgerrecht 


iſt ihnen verfagt, doch ftehen Handel und Gewerbe vollkommen frei, und 


ein Schugverhättnig ift nicht, wohl aber eine Judenſtraße vorhanden. 
An Hamburg (8000 Zuden) warb ber vom Senate ber Bürger» 
ſchaft vorgelegte und anempfohlene Entwurf zur Emancipation (welche 
unter - dee franzöfifchen Herrſchaft ſchon Platz gegriffen hatte) von der 
letzteren abgelehnt. Ein Judenreglement von 1710, welches bie Praxis 
zum Theil verändert hat, bildet. die Geſetzesnorm. Das Groffogefchäft 


iſt den Juden geflattet und bildet in ber Hand ber Juden zum großen 


4 


Theile ben Glanz ber Stabt, aber weder Detailhandel — Hauſiren unb 
Seilhalten auf Straßen ausgenommen — noch Handwerke, noch weniger 
die Advocatur und das Öffentliche Lehramt, wohl aber die mebicinifche 
Draris. Vom Bürgerrechte iſt Feine Spur. Kein Jude darf ein eigenes 
Schiff unter ber Stadtflagge führen. Mit eigenen Abgaben find bie Juden 
nicht belaftet. Erwerb von Grundbeſitz iſt In ber Regel nur in ber Juden⸗ 
ſtadt geftattet und bebarf noch befonderer Eonceffion. — Im allgemeinen gibt 
es jeboc Feine privatrechtlichen Befchränkungen, und fleht Cultus und 
Semeinbeverfaffung auch nicht ımter Aufficht des Staates, fo kommen den 
Anftalten bes erfleren boch bie für chriftliche Kirchen geltenden Befreiungen zu. 

Im Königreihe Hannover hatte ein noch von ber legten Regie⸗ 
rung im Jahre 1836 den Ständen vorgelegter Entwurf die Abficht, eine 
Verbeſſerung der überaus ſchlimmen Lage der Juden herbeizuführen — 
von welchen nur bie oftfriefifchen durch noch giftige Theile des preußifchen 
Edictes von. 1812 und eine Gewerbeverfaffung, fo wie die Barniens 
und Verdens durch Seftattung des freilich beſchraͤnkten Grundbeſitzes eine 
Ausnahme machen —, namentlid auch das Schutzverhaͤltniß aufzuheben. 
Es ift nun zwar den Juben bie Erlernung von Handwerken geftattet und 
bie Wahl mancher Gewerbe, fo wie. das Bürgerrecht, von dem ber 
Nothhandel ganz ausfchlieft, ausnahms⸗ die Advocatur bispenfationsweife 
fchon feit längerer Zeit, auch befchränkter Grundbefig geftattetz bie Unter: 
thanen jübifchen Glaubens aber find und bleiben Schutjuden. — Pris 


85) Eine deßhalb an ben Bundestag gerichtete Beſchwerde blieb ohne Wir⸗ 


tung. Bender, ber frühere und jegige Zuftand ber Iſraeliten zu Frankf. a. 


M., nebft Werbefferungsvorfchlägen. Frankf. 1833. Zu vgl. find noch bie 
rechtlichen Gutachten ber Zuriftenfacultäten zu Gießen und Marburg über die 
Anfprüce der Iſraeliten zu Frankfurt auf das Buͤrgerrecht. 
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vatrechtlich e Beſchraͤnkungen find Im allgemeinen wicht anzımebe, 
Cultus und ber Unterricht iſt ber Regierung unterſtellt. 

Einen traurigen Anbli bietet zum Schluſſe die oͤſterreichiſthe 
Geſetzgebung in Betreff der. Juden (420,000), welche ben Geiſt I 
Joſ eph'ſchen Toleranzedictes jedenfalls nicht fortgebildet hat. Gultus 

und Unterricht ſtehen zwar ſeitdem unter Aufſicht ber Regiernng, cu 
ſon jeder Rabbiner nach einer Verotbuung von 1837 eine Prüfung uͤbe 
feine, namentlich philoſophiſche und päbagogifche Wilbung ablegen. At 
dieß wird jedoch ſehr felten ausgeführt. — Allgemein ift das Betreiben 
der Manufacturer und bes Handels, bie, freilich beſchraͤnkte Advocatur die drjts 
liche Praris, bie Ausübung von Handwerken, zugleich die Aufnahme in De 
Zuͤnfte in Böhmen, nicht aber in Raͤhren, wo fogar noch Schutzgeld mridtet 
werden muß, geſtattet. Der Grundbeſie iſt mie vielen Wef ws 
Inüpft, daher auch ber Landbau, weldyer von boͤhmiſchen und hen 
Juden betrieben wird, ſelten gebeihliche Früchte erzeugt. In mandhen 
Staͤdten find fie ſogar auf Judenviertel beſchraͤnkt, wie zu Teplitz um 
Drag. In Aigen Provinzen, wie in Riederoͤſterreich, iſt Ihre.Aufnafne 
gar nicht geftattet, und felbft zu Wien eben fie nur auf ftets zu m 
neuernde Schutzzettel. Druckend aber iſt, wie im Bayern, die Mu 
tritelverfaffung, Indem in Wien das Schugracht mur auf die Ehe 
und die mverforgten Kinder, in Boͤhmen die Kamiliennummer aut 


uf den erftgeborenen Sohn übergeht, in Maͤhren auch biefer einer nenn 


bedarf, in Galizien die Berpflidytungstaren dev Verheurathung nachgebo⸗ 
vener Sötme (außer dem diteften) im Wege fichen. Es mögen bie 
ur erwähnt werden: die böhmife, von allen Juden ſolidariſch 
zu entrichtende Judenfteuer von 261,000 fi. G. A., melde in 
Vermögent⸗, Familien: und Verzehrungsſteuer zerfäht, 

von denen die -erftere allen oft bie Höhe vom 122, die gweite von 

OL erreicht; ein Verhäiniß, das in. Mähren umd Gatiſten oft noch 

druͤckender wird; die Kofcherfleifhfteuen und in Galizim der, dem 

religiöfen Gebrauche, Freitag Abends zwei Lichter als Symbol der Geiſtes⸗ 

erhebung anzuzuͤnden, auferlegte Lichtzüändauffdlag, der von vem 

Aermſten, auch wenn er diefe Lichter nicht anzuͤndet, erheben wird. Dazu 
konmnt bee traurige Umſtand, daß biefe Steuern verpadhtet werben, und 
fomit noch einem mittelbaren Drude, der Chicane, dem Bigenmuke, aber 
auch, da bie Baffion (Angabe) des Wermögens, und gar in crafien 
Formen, eidlich and durch Andeöheng de6 Vannes erhärtet werden wuf, 
der Gewiſſensverletzung noldwendig Thuͤr und Thor geöffnet wird. Jn 
Boͤhmen HE ſeit Längerer Bit eine Aufhebung dee Steuerpachtgeſellſchaſt 
beantragt worden, — body mag der jüngft erfolgte Abgang des Oberitbun: 
grafen Choteck neue Beſorgniſſe für Abhilfe erwecken, wel von 
jenem edlen Manne noch erwarten konnte (die der Erzherz. Stephal indeß it 
zu verſcheuchen gefonnen If). — In Ungarn und Stalien find dieſe Beſchwer 
den nicht fo groß, namentlich) ift die Gewerbefreiheit eine ziemlich ausge 
dehnte und in erfigenanntem Lande, wo ſchon mancher Fortſchritt in der hör 
gerlichen Stellung ber Juden fich feit kurzem bort durch die Ständetafel fun) 
gethan hat, barf man eine vollkommene bürgerliche Gleichſtellung erwarte 
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Mecklenburg⸗Schwerin und Strelig hatten den Juben, bas 
erflere durch Verordnung vom 22. Februar 1812, meldyes nach. Inhalt 
und Form dem preußifchen Edicte von 1812 ganz ähnlich ift, das zweite 
unmittelbar nach dem Kriegsende, das Bürgerrecht verliehen — alsbald aber, 
auf Anliegen ber Zeudalftände, wieder entzogen. In letztgebachtem Lande 
namentlid) bezahlen diefeiben feit 1817 wieder Schuggeld und bürfen 
nur vom Hauſirhandel und Schacher leben, inbeni Dandwerke, kaufmaͤn⸗ 
nifche Gefchäfte und Grundbeſitz ihnen unterfagt find. Dee Militaͤrpfücht 
find fie, ſonſt jedoch Feiner Staatslaſt, ledig, Einige Städte, wie Reu- 
ftrelig, befigen fogar das alte privilegium de non tolerando Judaeos ?°), 

Iſidor Kaim. 

Injurien. Brt keinem Vergehen wird eine fo große Verſchieden⸗ 
heit der Anfichten der Völker und daher der verfchiedenen Gefeggebungen 
bemerkbar, als dieß bei den Injurien der Fall iſt. Politifche und ſitt⸗ 


liche Anfichten bei einem Volke beflimmen hier auch bie Vorſtellungen 


der Geſetze über Injurien. Je mehr eine fcharfe Abfonderung der Stände 
eintritt, beflo mehr erhält das, was man Ehre nennt, auch "eine mit 
dem Stande des Gefhmähten zufammenhängende Bedeutung. Ye mehr 
bei einem Volke noch bie phyſiſche Kraft über Als geſchaͤttt iſt, je mehr 
auf einer tieferen Stufe der Caltur das Boll wilder und trogiger iſt, 
defto wehr wird die perföntiche Beleidigung zur Sefbfthilfe veizen und die 
Gefeggebung wird wenig veranlaßt fein, die Injurin zum Gegen» 
ſtande ihrer Sorgfalt zu machen. Mach verfehlebenen Stufen der Euitur 
find es auch verſchiedene Eigenſchaften, auf welche ein Volk vorzüglich 
Merth legt, und eine Aeußerung, welche ben Glauben an den Beſitz fols 
cher befondere hochgeachteter Eigenfchaften bezweifelt, erfcheint dann als 
die ſchwerſte Kraͤnkung, z. B. wenn bei einem tapferen, kriegeriſchen Volke 
Semand bie Tapferkeit oder den Muth eines Anderen angreift. Mag 
man in dem Verbrechen ben Angriff auf ein gewiſſes von ‚dem. Stante 
gefchägtes. Gut oder eig ſolches Verhaͤltniß, oder auf ein gewiſſes Recht 
finden, fo bedarf es immer erſt der Werftänbigung darüber, wie weit und 
in welchem Umfange der Staat das Gut oder Recht, von deſſen Vers 
legung bei einem Verbrechen die Rede ift, ſchuͤtzen will. Die genaue 
Seftfegung der Grenzen dieſes Schuges iſt um fo wichtige, als das Recht 
auf Ehre nicht ein durch fcharfe von felbft fich verſtehende allgemein be⸗ 
kannte Grenzen charakterifirt iſt, wie 3. B. das Recht auf Leben, auf 
Eigenthum, und baber die hoͤchſte Berfihiebenheit der Anfichten daruͤber 
herrſchen wird, welchen Umfang das Recht auf Ehre bat und worin der 
Angriff auf dafjelbe beſteht. Darauf, was der Menſch in dem Gefühle 
feiner fittlichen Würde und feiner menfchlichen Perfoͤnlichkeit als feine 
Ehre anfleht, Tann «6 eben fo wenig anlommen, als darauf, was ber 


36) Wenn bie dortigen Iuben, worüber bon Roͤnne und Simon, a. a. 
D. ©, 23, ihr Befremden ausſprechen, nicht, wie «8 von benen der freien 
Städte geſchehen, Beſhwerde beim Bunbestage erhoben, fo iſt dieß wohl aus 
dem Grunde unterblieben, weil man im Jahre 1817 bie Fruchtloſigkeit Tolcher 
fhon aus der Erfahrung kennen gelernt hatte. 
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8) Im Kulmer und Michelauer Kreiſe und Ins Geblete der takt 

Thom iſt die herzogl. Marfchau’fche Verordnung vom 10. Dct. 18M 
in Kraft, wodurch die feanzöfifche volllommen: Gleichftellung eingefüht 
worden iſt. Die politifhen Rechte find 1815 nur bis 1818 fufpeadit 
worden, mußten aber von ba an wieder ausgeübt werben koͤnnen 
was aber die Praris‘ verbietet. Seit 1840 zahlen biejenigen Tuben, melde 
im Militär nicht dienen wollen, ein Recrutengeld. Die fländifde Bes 
tretung aber tft ihnen durch das Gefeg von 1824, die Provinzialflände 
betreffend, hier ausbrädfich entzogen worden. Durch Miniſterialreſcript 
von 1815, nicht aber durch Gefege iſt der Grundbeſitz an harte Be 
dingungen, namentlich, an die Enthaltung von polnifchem Barte und 
polnifcher Kleidung geknüpft. In demfelben Jahre wurde eine Fleiſch 
abgabe aufgehoben. Die Krug: und Schanfnahrung, auch bad Brannt- 
weinbrennen iſt, ſoweit fie nicht ſchon beftehen, unterfagt. 

4) Das Herzogtum Sachſen Eennt Feine jübifchen Staats, auf 
wohl deßhalb Feine Stadtbürger. Es gilt dort das kurſaͤchſiſche Mandat 
vom 16. Aug. 1746 mit feinem Gonceffionenfpfteme, baher aud noch 
Bein Zube feinen bleibenden ‚Aufenthalt In der Provinz felbft verändern 
Tann, ohne befondere Sonceffion des Minifteriums bes Iunern. Grund 
und antichretifcher Pfandbefig iſt ihnen verfagt. Alten nicht mit Com 
ceffionen verfehenen Juden ift nur auf Sahrmärkten der Handel gefat 
tet, allen und jeden aber der Handel mit Bergwerkproducten und 
— unterſagt. Die beſonderen Judenſteuern ſind als aufgehoben zu 

etrachten. 

5) In der Ober⸗ und Niederlauſitz iſt das zuletzt angeführte Mans 
dat nicht recipirt, aber es fehlt auch an jeder gefeglihen Beſtimmung 
über die Rechte der Juden. Handel, mit Ausnahme des Haufferne, 
und jedes Gewerbe ift ihnen duch Minifleriatrefeript von 1836 aus⸗ 
druͤcklich geftattet. « 

6) Im Schleufinger Kreife (ehemals Henneberg) beſteht eine abs 
fonderliche Judenverfaffung , nach welcher insbefondee eine Normalzahl 
biefee Glaubensgenoſſen nicht Überfchritten werben fol. 

7) Zür die Juden Neuvorpommernd und Nügens beftimmt bat 
noch giltige ſchwediſche Regierungspatent vom 23. Nov. 1810 bie 
Erlaubniß der Fabriken, ber Handwerke, bes Grundbeſites (für fon 
eonceffioniete Suden), Schiffschebereibetrieb und Handel mit tohet Wolle 
nicht aber der anderen rohen Producte, wie ein Miniſterialreſctiſt von 
1822 ausdrüdtich befagt. | 

8) Im Herzogthume Weftphalen. In Rädficht auf gewiſſe Steuer 
und Strafgefege nimmt das Sinanjminifterium noch eine alte Juden⸗ 
ordnung von 3701 für beſtehend an, nicht fo bie dortigen Obergetichn 
Jedenfalls aber find die doctigen Juden nad den Verordnungen 
darmftädtifchen Regierung von 1805, 1806 und 1812 ut Schut 
verwandte. Schutzgeid (1250 Thaler) beſtand Bis 1832, MO 
endlich aufgehoben wurde. Im Handel, Landbaue und Gewerbbe 
ſtehen ſie den Chriſten gleich; dagegen iſt Grundbeſitz fuͤr ſie nur 7 
Genehmigung der Regierung moͤglich. Stadtbuͤrgerrecht und das 
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zur Communalaͤmterbekleidung iſt nur an einigen Orten, der laͤndliche 
Mohnfig allgemein erlaubt. Höhere politiſche Rechte fehlen überall. Seit 
1848 ſteht die Gemeindeyerwaltung unter Aufficht der Regierung. 


9) Im der Grafſchaſt Wittgenftein gilt von Rechtöwegen, bei dem 
Mangel fpäteree Geſetze, bie MWirtgerkein’fhe Polizeiordnung vom 
1. Mai 1573; wenigftens iſt bavon nur bas 13. Capitel, welches 
die Juden für vogelfrei erklaͤrt, ausdruͤcklich durch Verordnung 
des Minifteriums des Innern vom Jahre 1842, gegen die Cabinetsordre 
von 1830 aufgehoben, fowie auch das bisher beflandene Schutzgeld 
"(244 Thaler) im Jahre 1832. Das ftädtifche Buͤrgerrecht richtet ſich 

nach dem Ortsgebrauche, das Wohnen auf dem Lande wird nicht ges 
ſtattet; wohl aber befigen die Juden Grundeigenthbum. 
| 10) In den ehemaligen naſſauiſchen Bezkken gelten für die Vers 
foffung dee Tuben 6 verfchtebene Verordnungen, publiciet zwifchen 
1607—1813. Sie find Schuguntertbanen, und Aufenthalt und Han 
dei ift ihnen nur in 3 Städten geflattet, in Diez a Dabantar und 
Herborn. Grundbeſitz iſt nur zum eigenen Gebrauche Raus. 
11) In den ehemaligen hannover’fhen Bezirken (Kreis Wieden⸗ 
brüd im Regierungsbezirke Minden) gilt die hannover’fhe Geſetzgebung, 
‚ wie fie am 21. Suni 1815 vorgefunden worden ifl. Es befinden fich 
eine Anhänger des juͤdiſchen Glaubens bort. Wer dorthin überfiedelt, 
iſt nichts als Schugjube. (Minifterialeefer. vom 5. Januar 1840.) 
12—16) Eben fo find in ben ehemals ſchwarzburg⸗rudolſtaͤdtiſchen, 
fondershaufifhen, weimar'ſchen, niederländifchen und Öfterreichifchen Lans 
: bestheilen, meiche 1815 und 1816 an Preußen Tamen, die weitläufigen 
Beflimmungen diefer fo fehr verfchiedenen Gefesgebungen in Giltigkelt, _ 
alfo in Einem Staate nebeneinander die niederlänbifhe und bie — 
boͤhmiſche! | 

17) In ben ehemals feanzöfifchen Randestheilen (dem größten Theile 
ber jegigen Rheinprovinz und Weftphalene) war zur Zeit der preußifchen 
Beſitznahme die franzoͤſiſche volllommene Emankipation, die Deffentlich 
keitserklaͤrung des jüdifhen Cultus und bie Anmwenbung bed Code, als 
alleinige Beſchraͤnkung dagegen noch das Deeret von 1808 in Kraft. 
Die urfprüngliche Geltung bes legteren auf nur 10 Jahre ward 1818 
auf unbeflimmte Zett hinausgefchoben. Im übrigen ſprach die Cabinets⸗ 
ordre vom 8. Aug. 1830 die Geltung ber übrigen während der frans 
zöfifchen Zeit giltigen Mechtsverhältniffe in ihrem ganzen Inhalte aus. 
Geſetzlich warb ben Juden auch hier nur die active und paffive Wähls 
barkeit zu Provinzialftänden abgefprohen. Nicht allein warb aber In 
ber Praxis kein Jude zu einem Öffentlichen Amte zugelaflen, nicht allein 
ſprach ſich kurz nach den angeführten eine andere Cabinetsordre auf den 
Bericht ber bortigen Regierung, daß ein folches feit der Kaiſerzeit in 
ben Händen eines Juden fi befände, dahin aus, daß abgemwartet 
werben folle, ob derfelbe vielleicht bie Zaufe annehme, dann aber baffelbe 
ihm entzogen werben müffe: nein! es hat auch eine Allg. Cabinetsorbre 
vom 14. November 1842 ohne weiteres feftgefegt, daß Juden weder 
zur Auscultatue, noch zum Referendarlate oder zur Advocatur zugelaffen 
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werden ſollen, im Wierſpruche alſo mit bee Cabinetsorhre von 18% 
und namentlich mit dem Art. 16 der teutſchen Bundesaete. — Rn 
zu Gefchworenen reurben fie auch bis vor Zeit gewählt, und ik 
Natur diefes Inſtitutes bürgt dafür, daß bi gftens eine Cabinen 
orbre nichts anderes verfügen guerbe. Für bie Juden bes Unken Rhein 
ufers beficht ein Conftftosium zu Bonn, natürlich ohne finanzick 
Unterftügung buch ben Staat. Cultus⸗ und Unterrichtswefen find 
dort, wietn Pofen, untere Aufſicht der Regierung geftellt. 

.18) Ganz bafjelbe gilt von ben ehemals zum Grofherpgijum 
Berg gehörigen Landestheiten ®*) und 

19) in den früher zum Königreiche Weſtphalen, jegt zu den Pros 
vinzen Weſtphalen, Sachſen und Brandenburg gehörigen Berkken, wo 
bie weftphälifche Gleichſtellung (Decret vom 27. San. und 81. Rig 
1808) in Bezug auf das Öffentliche, has Privatrecht und ben Cultus w 
erkannt iſt, insbefondre durch das Refcript vom 7. März 1823 un 
bie A. Cabinetägzdre. von 1830. Minifterialrefcripte beſtimmen, außer 
ben Geſetzen, Milche bie Waͤhlbarkeit zu Provinzialftänden und dab 
Patronatrecht den Tuben abfprehen, auch die Unfähigkeit derſelben zu 
Staatsämtern. Ein Confiftorium befteht ebenfalls nicht mehr. Ru 
das Stadebürgerreht wird geftattet. In ben 4 Kreifen Paderbom, 
Büren, Warburg und Härter aber (Regierungsbezirk Minden) find fogat 
in anderer Beziehung durch die Cabinetsordre vom 20. Sept. 1836 Be 
ſchraͤnkungen eingetreten, indem erflens Juden baͤuerliche Grundſtuͤce 
mit juͤdiſchem Geſinde bewirthſchaften muͤſſen, bei Strafe der ſonſt vor⸗ 
zunehmenden Subhaſtation, zweitens alle Schuldurkunden von Chriſten 
on Juden gerichtlich regiſtrirt werden muͤſſen, bei Strafe der Klage. 
abweiſung. Es iſt dieß auch auf alle früheren Schuldbekenntniſſe an 
zuwenden, und ber Richter hat beim Werdachte bes Wuchers bie Auf⸗ 

nahme zu verfagen. Im Jahre 1839 wurde die Selbſtbewirthſchaftung 
jenee Grundſtuͤcke mit hriftlichem Gefinde geflattet. 

20) In der Stadt Weplar gilt die großherzogl. Frankfurter Geiehe 
gebung, mithin vollkommene Gleichſtellung, freilich wicht In der Praris, 
zumal was die Staatsſphaͤre betrifft. Die ſtaͤndiſchen Rechte find ohne⸗ 
hin gefeglich abgefprochen. 

Das koͤniglich bayerfche Edict von 1813 Hatte die Juden (jett 
54,000) dem Staate nähern mwollen, indem es Schugbrieft, Schub: 
gelder und Gonceffionen, auch die alte abfehließende Corporationsver⸗ 
faſſung jübifcher Gemeinden aufhob, ihre Mitglieder dem Gemeinde 
verbande näherte, Annahme vom Familiennamen und teutſche Buchhab 
tung ihnen zur Vorſchrift machte und Handel und jegliches au zinf 
tige Gewerbe — mit Ausnahme der ——— und mit einiger Be 
ſchraͤnkung des Nothhandels — verfiättetes im Jahre 1843 verbiettt 
eine koͤnigliche Verordnung allen Juden jeden Handel mit Landespet⸗ 
ducten, welcher denſelben bisher im Auslande einen großen Abſat ver 





84) Die verſchiedenen Ortſchaften find genannt bei o. Hönne. u Gi⸗ 
ee ſind gen 
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ſchafft hat. Bon pofitifchen Mechten kann nicht die Mebe fein. Es follen nicht 
allein auslänbifche Juden nicht aufgenommen, fonbern auch inlänbifche ver⸗ 
mindert werden. Daher die Erſchwerung bes Heurathens, Indem zur Begräns 
dung eines eigenen Hausftandes eine Matrikel nöthig-ift, die Zahl 
der legteren aber nicht vergrößert werden darf. Daneben gibt es noch 
in einigen Gegenden Schuss, Guͤnſe⸗ und Ertragelder. — Eultus 
und Unterricht follte zwar durch Verordnungen in ben Jahren 1826 
und 1827 geregelt werden, indeß iſt eine wahrhafte Wirkſamkeit nie ins 
Leben getreten. — Den trautigften Anblid aber gewähren bie privat: 
rechtlichen Beſchraͤnkungen, unter welchen bier -da® durch AO vers 
fhiedene, von mannigfachen Modificationen begleftete, in ber Hauptſache 
aber übereinflimmende Gefesgebungen, ſo 3. B. durch die Würzburger 
Judenordnung von 1760 u. a. m., anbefohlene Regiſtriren aller zwiſchen 
Chriſten und Juden abzufchließendben Verträge feiten des competenten 
Richters bie brüdendfie if. — In der Mheinpfalz (Rheinbayern) ift 
Gemeindebuͤrgerrecht geftattet und das franz. Decret von 1808 aufgehoben, 
jedes Gemeinde⸗ und politifche Amt aber verfagt. 
Die freie Religionguͤbung der Juden im Königreihe Sachſen, 
melde namentlih durch ein Geſetz vom 20. December 1834 und 
13. Mai 1837 ausgefprochen worden ift, die finanzielle Unterftügung 
des jübifhen Cultus und Unterrihtes (nahe an 200 Thaler) 
aus der Staatscaffe, ſtellt den juͤdiſchen Glauben In diefem Staate als einem _ 
anerkannten dar. Durch das Gefeg vom 16. Aug. 1838 einige Modifican - 
tionen in dem bürgerlichen Verhaͤltniſſen der Juben betr. iſt der Aufenthalt 
berfelben auf Dresden und Leipzig beſchraͤnkt. Das Ortsbuͤrgerrecht wird 
und muß erlangt werben durch Betrieb irgend eines bürgerlichen Gewerbes, 
wobei aber Kleine und Ausſchnitthandel, Gaſt⸗ und Schanknahrung 
(Meftaurationen fuͤr Juden ausgenommen) und Branntmweinbrennereien 
ansgefchloffen bleiben; die Zahl zünftiger Handwerker darf bas Verhaͤltniß 
der jüdifchen zur chriftlichen Bevölkerung nicht überfleigen Der Noth⸗ 
handel iſt beſchraͤnkt, kann nur auf Conceffion betrieben werben und ges 
währt keinen Anſpruch auf Bürggrecht. Zum Groß⸗, Speditions⸗ und 
Commiſſionshandel iſt befondere Conceſſion des Miniftertume bes Ins 
neren erforderlich. Der Erwerb eines ftädtifchen, aber nicht ländlichen 
Grundſtuͤckes iſt verflatter, es darf daffelbe jedoch nicht innerhalb 10 
Jahren von ber Kanfconfirmation an freiwillig veräußert werben. Ehren⸗ 
bürgerrechte find, mithin auch jede Wahlfähigkeit zu Communalämten und - 
Volksvertretung, verfagt: Ueber Staatsämter und Advocatur iſt 
ausdrädlich weder In ben dlteren noch in den neueren Ge⸗ 
fegen etwas gefeglich feſt geſtellt. Die Beftimmungen bee Civil⸗ 
und Criminalrechtes find bei den Juden ohne Ausnahme anwendbar. 
Auch der jüdifche Eid hat eine entfprechende Form flatt der früheren, 
mehr einem Selbſtfluch ähnlichen, erhalten. — Mißlich iſt der Ums 
fand, daß bie früheren Judenverordnungen, deren Geift unmöglich mit 
dem ber jetzigen Gefeggebung dübereinftimmt, namentlich das Mandat 
von 1746 und bie Judenordnung von 1772 nicht ausdruͤcklich aufgehoben 
worden find. Sie koͤnnen, da fie ſonach zum Theil als noch giltig betrachtet 
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werben muͤſſen, Schwlerlgkeiten, namentlich Binfichtlich dee Handelsreiſen dae 
inlaͤndiſchen Juden im Lande, bereiten. Namentlich bat man, bei Auf 
hebung ber privatzechtlichen Beſchraͤnkungen, vorzüglich bes Manbats 


. vom 1. Auguft 1811, das Mandat vom 21. April 1724 außer Ad 


gelaffen, welches dem für den jüdifchen Wechfelgläubiger Wechſelunmuͤn⸗ 
digen härtere Strafen androht ale dem Chriften. — Die Aufnahme 
fremder Juden iſt von ber Gonceffion bes Miniſteriums bes Innerea 
abhängig, welche aber diefelbe erſt nach der Zuſtimmung des Stadtrathes 
und ber Stabtverorbneten bes beabfichtigten Wohnortes ertheilt. Ie 
Aufenthalt im Lande ift durch Verordnung von 1839, welche aber mit 
den Zollvereinsverträgen‘ collidirt, erſchwert. 

Don den anhalt’fchen Staaten haben Bernburg und Kithen 
"den Juden freien Danbel, jedes Gewerbe, das Bürgerrecht, nux nicht 
politifche Aemter bewilligt. Der Cultus iſt anerkannt; das Privat: 
recht kennt keine Beſchraͤnkungen für fi. Dagegen hat Deffan — 
dem blos bes Bufammenhahges wegen bier ein Play eingeräumt wich, 
während e6 feiner Gefeggebung zufolge neben Hannover aufgeführt werben 
ſollte — nur noch Schugjuben mit den analogen Auflagen. Es werden 
diefelben in bie Zünfte nicht aufgenommen, daher fie als Handwerker nz 
Kreimeifter werden. Der Handel flieht ihnen offen, und der Cultus 
ift unter Aufficht dee Megierung geftellt, infofern der Rabbiner befkdtigt 
werben muß. MWeberfiebelungen berfelben von einem Drte nad dem am 
deren find verboten. 

Ale ſaͤchſiſchen Länder dlterer Linie (im Altenburg gibt es 
gar Feine Juden) haben mehr oder minder den juͤdiſchen Cultus und 
Unterricht zu heben geſucht. — Sahfen: Weimar hat für feine juͤdi⸗ 

ſchen Unterthanen (etwa 1500 an ber Zahl) buch dus Edict dom 


20. Juni 1823 Handel und Gewerbe. — mit Ausnahme der Vierbenurrei, 


Baͤckerei, Mepgerei, Schank⸗ und Gaſtwirthſchaft — nebſt Aufnahme 
in die Zänfte, in der Regel freie Weberfiedelung im Lande, Grundbeſib, 
aber audy gemifchte Ehen, als alleinige Ausnahme in Teutſchland, wo 
nicht die Givilehe gilt, umter der Bedingung verftattet, daß die daraus 
erzeugten Kinder im der chriftlichen Religion erzogen werben. Der Dali 
und Jahrmarktshandel ift beſchraͤnkt. Hinfichtli der Auflagen und aller 
Privatrechtsgeſetze ſtehen fie den Chriften gleich. Gemeinde: und poltiihe 


- Aemter find ihnen unzugaͤnglich. Der Gultus iſt frei und ber Res 


gierung unterteilt, echält audy Unterftügung nach derfelben Weile, vole 
der chriſtliche. Einen Eingriff in deffen Inneres Weſen machte jedod die 
Gottesdienſtordnung, welche teutfchen Gottesbienft zur Pflicht machte unb 
davon die Erlaubniß zum Handelsbetriebe abhängig machte. Eine Bor 
ſchrift, die bis 1837 fafpendirt war, dann dody ind Leben trat. — Coburg’ 
GSotha (mit 1100 Juden) dagegen Eennt Beſchraͤnkungen in ber gewerb⸗ 
lichen Sphäre. MeiningensHildburghaufen hat hinſichtlich feiner. 
Juden (etwa 1500) in dem Gefege von 1841 einen Unterfchied gemacht 
zwiſchen Staatsbürgern — melche ben Chriften, neit Ausnahme ber activen 
und paffiven ſtaatsbuͤtgerlichen Rechte (Gemeindes und politifche Aemter) 
nach Art. 67. 68. 70. 71. ber Conſtitution, der Beſchraͤnkung des 
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Guͤterhandels und der Nichtveraͤußerung der Grundſtuͤcke vor dem binnen 
5 Jahren gehabten Befige, gleichgeſtelit ſind — und blos Tolerirten, zu 
welchen alle Nothhandel Treibenden gehoͤren; privatrechtliche Be⸗ 
ſchraͤnkungen find außerdem nicht vorhanden. Den freien Cuyus un? 
Unterricht ordnet das nämliche Geſetz und fördert ber Staat. 

SchwarzburgSondershaufen bat unter feinem erleuchteten 
Fuͤrſten Günther Einiges für Verbefferung der Lage feiner jübifchen Uns 
terthbanen gethban. Die Gleichftellung wird noch erwartet. 

Frankfurt a.M. hat alsbald nach Wiedererlangung feiner Freiheit 
die Emancipation, welche fein früherer Fuͤrſt Primas den Süden (jegt 
über 6000) 1811 gewährt hatte, zurüdigenommen??). Das. Bürgerrecht 
iſt ihnen verfagt, doch flehen Handel und Gewerbe volllommen frei, und 
An Schugverhältnig ift nicht, wohl aber eine Judenſtraße vorhanden. 

Sn Hamburg (8000 Juden) warb der vom Senate der Bürgers 
ſchaft vorgelegte und amempfohlene Entwurf zur Emandpation (welche 
unter der franzäftfchen Herrſchaft ſchon Platz gegriffen hutte) von der 
legteven abgelehnt. Ein Judenreglement von 1710, welches die Praxis 
zum Theil verändert hat, bildet bie Gefegesnorm. Das Groffogefchäft 
iſt den Juden geftattee und bildet In ber Hand der Juden zum großen 
Theile den Stanz der Stadt, aber weber Detailhandel — Hauſiren und 
Seilhalten auf Straßen ausgenommen — noch Handwerke, noch weniger 
die Advocatur und das Öffentliche Lehramt, wohl aber die mehicinifche 
Praxis. Vom Bürgerrechte iſt keine Spur. Kein Jude darf ein eigenes 
Schiff unter ber Stadtflagge führen. Mit eigenen Abgaben find die Juden 
nicht belaftet. Erwerb von Grundbefig if In der Regel nur In ber Juden⸗ 
ſtadt geftattet und bedarf noch befonberer Conceffion. — Im allgemeinen gibt 
es jedoch eine privatre htlichen Befchränkungen, und fteht Cultus und 
Gemeindeverfoffung auch nicht unter Auffiche des Staates, fo kommen ben 
Anſtalten des erfteren boch bie für chriſtliche Kirchen geltenden Befrelungen zu. 

Am Königreihe Hannover hatte ein noch von ber legten Regie⸗ 
rung im Jahre 1836 den Ständen vorgelegter Entwurf die Abficht, eine 
Verbefferung der überaus ſchlimmen Lage ber Juden herbeizuführen — 
von welchen nur bie oftfriefifchen durch noch giltige Theile bes preußifchen 
Edictes von. 1812 und, eine Gewerbeverfaſſung, fo wie bie Barmiens 
und Verdens durch Seftattung des freilich beichränkten Grundbeſitzes eine 
Ausnahme machen —, namentlich auch das Schutzverhaͤltniß aufzuheben. 
Es ift nun zwar ben Juden bie Erlernung von Handwerken geflattet und 
bie Wahl mancher Gewerbe, fo wie das Buͤrgerrecht, von dem ber 
Nothhandel ganz ausfchlieft, ausnahmes, die Advocatur bispenfationswelfe 
fchon feit Iängerer Zeit, auch befchränkter Grundbefig geftattetz bie Unter 
thanen jüdifhen Glaubens aber find und bleiben Schutjuden. — Pris 


35) Eine deßhalb an den Bundestag gerichtete Beſchwerde blieb ohne Wir⸗ 
tung. Bender, der frühere und jegige Zuſtand ber Ifraeliten gu Frankf. a. 
M., nebft Verbeſſerungsvorſchlaͤgen. Frankf. 1833. Zu vgl. noch bie 
rechtlichen Gutachten ber Iuriftenfacultäten zu Gießen und Marburg über die 
Anfprüce der Iſraeliten zu Frankfurt auf das Bürgerrecht. 
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vatrechtliche Beſchraͤnkungen find im allgemeinen wicht anzuwena 
Cultus und ber Unterricht iſt ber Regierung unterflellt. 

Einm teaurigm Anblid bietet zum Schluſſe Die oͤſterreichiſte 
Geſergebung in Beruf der Jubden (420,000), welche ben Geiſt iu 
Joſeph'ſchen Toleranzedictes jedenfalls nicht fortgeblidet hat. Eutin 
und Unterricht flehen zwar feitderh unter Aufficht ber Regierung, and 
foR jeder Rabbiner nach einer Verotrdnung von 1837 eine Pruͤfung die 
feine, namentlich philoſophiſche und päbagogifche Bildung ablegen. Als 
dieß wird jedoch ſehr felten ausgeführt. — Allgemein iſt das Metreien 
der Manufactur und bes Handels, die, freilich beſchtraͤnkte Mdvocatur, die aͤrzt⸗ 
liche Praris, die Ausübung von Handwerken, zugleich die Aufnchae in die 
Bänfte in Böhmen, nicht aber In Mähren, wo ſogar noch Schutzgeld entrichtet 
werden muß, geftattet. Der Grundbeſſtz tft mit vielen Wefchränkungn vers 
Inüpft, daher auch ber Landbau, weldyer von boͤhmiſchen und mähtiäen 
Juden betrieben wird, felten gebeihlihe Früchte erzeugt. In mandat 
Städten find fie fogar auf Judenviertel beſchraͤnkt, wie zu Teplig web 
Drag. In einigen Provinzen, wie in Niederoͤſterdeich, iſt ihre Aufnahme 
gar nicht geftattet, und ſelbſt zu Wien leben fie nur auf ſtets zu er⸗ 
neuernde Schutzzettel. Druͤckend aber ift, wie in Bayern, die Ma: 
tritelverfaffung, Indem in Wien das Schutzrecht mur auf die Ehe 

und die unverſorgten Kinder, in Böhmen die Famlliennummer aur 

uf dem erftgeboremen Sohn übergeht, in Maͤhren auch biefer einer nemm 
bedarf, in Galizien die Verpflichtungotaxen der Verheurathung nachgebo⸗ 
rener Soͤhne (außer dem diteften) im Wege ſtehen. Es mögen bier 
nur zumähnt werben: die böhmifhe, von alien Juden .folibarifh 
zu entrichtende Judenflener von :261,000 fi. G. A., melde In 
Vermögens:, Zamilien» und Werzehrungsfieuer zefült, 
von denen bie erſtere allen oft bie Höhe vom 128, die gweite von 
OL erreicht; ein Verhaͤltniß, das in Mähren umd Galizien oft 
prücender wird; bie Kofcherfleifchfeune und in Galizien der, dem 
veligiöfen Bebrauche, Freitag Abends zwei Richter als Symbol der Geiſtes⸗ 
echebung anzuzuͤnder, auferlegte Lichtzuͤndaufſchlag, der von dem 
Acemſten, auch wenn er dieſe Lichter nit anzundet, erheben wird. Day 
konmt der traurige Umſtand, daß biefe Steuern veipachtet werben, und 
fomit noch einem mittelbaren Drude, der Chicane, dem Cigenmuke, abe 
auch, da die Baffion (Angabe) des Wermögens, und gar in aufm 
Kormen, Adlich und buch Androhung des Vannes erhärtet werden wu 
der Gewiſſensverletzung noldwendig Thuͤr und Thor geöffnet wird. 
Böhmen HE feit iangerer hit eine Aufhebung der Steuerpachtgeſestſcheſt 
beantzagt worden, — doch mag der jüngft erfolgte Abgang des Oberſtburg 
grafen Choteck neue Weforgnifte für Abhilfe erwecken, wei von 
jenem edlen Manne noch erwarten Eonnte (die der Erzherz. Stephañ indeß jelt 
"zu verſcheuchen gefonnen iſt). — In Ungarn und Italien find dieſe Behr 
den nicht fo groß, namentlich ift die Gewerbefreiheit eine ziemlich aus? 
. behnte und in erfigenanntem Lande, wo ſchon mancher Fortfäpektt in der bir 
gerlichen Stellung ber Juden fich feit kurzem dort durch die Staͤndetafel kund 
gethan hat, darf man eine vollkommene bürgerliche Gleichſtellung erwartet 
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Medienburg: Schwerin und Strelig hatten den Juben, bas 
erflere durch Verordnung vom 22. Februar 1812, welches nach. Inhalt 
und Form dem preußifchen Edicte von 1812 ganz dhnüch ift, das zweite 
unmittelbar nach dem Kriegsende, das Bürgerrecht verliehen — alsbald aber, 
auf Anliegen bee Feudalſtaͤnde, wieder entzogen. In letztgebachtem Lande 
namentlich bezahlen dieſelben ſeit 1817 wieder Schuggelb und dürfen 
nur vom Hanfichandel und Schacher leben, indent Handwerke, kaufmaͤn⸗ 
nifche Gefchäfte und Grundbeſitz ihnen unterfagt find: Dee Militaͤrpflicht 
find fie, ſonſt jeboch Feiner Staatslaſt, ledig. Einige Städte, wie Reu⸗ 
ftrelig, befigen fogar das alte privilegium de non toleramdo Judaeos 3°), 

.... Sfibor Kaim. 

Injurien. Bet keinem Vergehen wird eine fo geoße Verſchieden⸗ 
beit der Anfichten der Voͤlker und daher ber verfchiedenen Gefeggebungen 
bemerkbar, als dieß bei den Injurien der Fall iſt. Politifche und ſitt⸗ 
liche Anfichten bei einem Volke beflimmen hier auch bie Vorſtellungen 
der Gefege über Injurien. Je mehr eine fcharfe Abfonderung ber Stände 
eintritt, deſto mehr erhält das, mas man Ehre nennt, auch "eine mit 
dem Stande bes Geſchmaͤhten zufammenhängende Bedeutung. Je mehr 
bei einem Volke noch bie phyſiſche Kraft über Alles gefchägt ift, je mehr 

auf einer tieferen Stufe der Enitar das Volk wilder und trogiger iſt, 
defto mehr wird die perföntiche Beleidigung zur Setbfthilfe veizen und die 
Sefepgebung wird wenig veramlaßt fein, die Injurien zum Gegen» 
ſtande ihrer Sorgfalt zu machen. Nach verfchiebenen Stufen der Cultur 
find es auch verfchiebene Eigenfchaften, auf welche ein Volk vorzüglich 
Werth legt, und eine Aeußerung, reiche ben Glauben an ben Befig ſol⸗ 
her befonders hochgeachteter Eigenfchaften bezweifelt, erfcheint dann als 
die ſchwerſte Kraͤnkung, 5.3. wenn bei einem tapferen, kriegeriſchen Volke 
Jemand die Tapferkeit ober den Much eines Anderen angreift. Mag 
man in dem Verbrechen den Angriff auf ein gewiſſes von dem Ötaate 
geſchuͤtztes Gut oder eig ſolches Verhaͤltuiß, ober auf ein gewiſſes Mache 
finden, fo bedarf es immer erſt der Werftänbigung darüber, mie weit und 
in welchem Umfange ber Staat das Gut oder Recht, von deſſen Ber 
legung bei einem Verbrechen bie Rebe iſt, ſchuͤzen wil. Die genaue 
Seftfegung der Grenzen dieſes Schuges iſt um fo wichtigen, als das Recht 
auf Ehre nicht ein durch fcharfe von ſelbſt fich verfiehende allgemein bes 
kannte Grenzen charakteriſirt iſt, wie 3. B. das Recht auf Leben, auf 
Eigenthum, und daher die hoͤchſte Verſchicdenheit der Anfichten daruͤber 
hertſchen wird, welchen Umfang das Recht auf Ehre hat und worin der 
Angriff auf daſſelbe beſteht. Darauf, was dee Menſch in dem Gefuͤhle 
feiner fittlichen Würde und feiner menfchlichen Perſoͤnlichkeit as feine 
Ehre anfieht, kann «6 eben fo wenig ankommen, als darauf, was ber 


36) Wenn bie dortigen Juden, woräber bon Rönne und Simon, a. a. 
D. ©. 23, ihr Befremden ausfprechen, nicht, wie es von benen der freien 
Städte gefchehen, Beſchwerde beim Bundestage erhoben, fo ift dieß wohl aus 
dem Grunde unterblieben, weil man im Jahre 1817 die Fruchtloſigkeit Tolcher 
ſchon aus der Erfahrung kennen gelernt hatte, 


I 


kann?). 
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Einzelne In feiner Eitelkeit und feinem Hechmuthe als feine Ehre be 
trachtet und wo er fich als gekraͤnkt anſieht; denn in ber erſten Bezichuy 
iſt dieß Gut ſittlicher Würde fo erhaben, aber auch von dem Ürthei 
ber Menſchen fo unabhängig, daß es auf den Schutz ber Geſetze nic 
ankommen kann. Das Bewußtfein ber menfchlichen Wuͤrde ift fo inne: 


Uch, daß-e6 in das Außere Gebiet ber Strafe nicht gezogen werden kam, 


weil man den Strafrichter nicht zum Sittenrichter machen, durch Fein 
Steafurtheil das Bewußtſein fittlicher Würde verleihen kann. Bon dem 
Gefühte des einzelnen Beleidigten kann aber der Staat nicht abhängen 
laſſen, was Injurie fein foll, weil die Empfindlichkeit der Menſchen leicht 
fehe gefleigert fein, und Mancher einen Werth auf dußere Güter und 
Eigenſchaften fegt, deren Beſitz ihm feine Eitelkeit vorfpiegelt, mo der 
Staat aber um fo weniger Grund hat, bie Reizbarkeit oder Eiteleit der 
Menfchen zu fhügen, als Fein Maßſtab vorliegt, welcher den Richter 
in den Stand fest, darüber zu urtheilen, ob wirklich ein ungerecht 
Angriff durch gewiſſe Aeußerungen gemacht iſt, durch welche ein Möge 
fich beleidigt findet; es kann baher durdy Aeußerungen, welche einem Ans 
dexen bie Schönheit ober gefelliges Zalent oder aͤußere Bildung od 
Kunſtgeſchicklichkeit abſprechen, keine Injutie begangen werden, weil die 
Wirkſamkeit des Menſchen im Staate und ſein wahrer Werth von dem 
Beſitze ſolcher Eigenſchaften unabhängig iſt, und dem Rechte daruͤher fin 
Urtheil zuſtehen kann, ob ber angeblich Beleidigte wirklich jene Eigen⸗ 
ſchaften beſitze, die Aufſtellung einer Vermuthung aber, daß Jedermann 
fie befige, laͤcherlich ſein wuͤrde). Auch ba, mo der Staat die Ehe 
durch feine Gefege ſchuͤzt, kommt es erſt darauf an, ob er ben Genuß 
der Öffentlichen Meinung fo ſchuͤtzen will, daß Niemand fi erlauben 
Darf, den Beſitz gewiſſer Eigenfchaften, für welche das Geſes gleichſam 

eine Vermuthung aufftellt, durch Aeußerungen oder Handlungen anzu⸗ 

greifen, fo daß auch Fein Beweis der Wahrheit ber vorgemorfenen That⸗ 

fachen denjenigen, der die Ehre des Anderen angegriffen hat, von Strafe 

befreien Tann, oder ob der Staat die Recht jedes Einzelnen, für würdig 

geachtet zu werden, mit dem Rechte aller Bürger, Wahcheit auszuiprechen 

und ein freies Urtheil zu fällen, verbindet, und nur ba eine Injurie annimmt, 

too der Angeſchuldigte bie Wahrheit feiner Aeußerung nicht bemeilen 


Bei der eben gefchilderten Werfchiedenheit ber Anfichten ber Voͤlker 
über Injurien liegt doch ein Grundgedanke den Vorſiellungen und Ye 
flimmungen allee Gefeßgebungen über Ehre zum Grunde, nämlich der, daß 
der Staat bei allen Bürgern den Genuß der dußeren Anerkennung ein 
bürgerlichen Wuͤrdigkeit jichert, den dadurch Ken Bürgern zuerkannten 
Werth Ehre nennt und den Genuß bdiefer Ehre wor geroiffen Angriff. 
fhüst. In diefem Sinne bezeichneten die Römer diefe bürgerliche Ehre 
mit existimatio; es iſt aber begreiflih, daß dieſer Ausdruck felbit in 


2 Mein Auffag im Archive bes Criminalrechtes XIV. &. 75. 
2) Dieß hängt zufammen mit ber unten zu erdrternden Frage über di 


Einfluß des Beweiſes der Wahrheit. 
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zwei verſchiedenen Grumbrichtungen gebraucht wurde, infofern nämlich 
ezistimatio mit ber volllommenen Rechtsfaͤhi und dem, was wir Pers 
fönlichkeit nennen, zufammenfält und ber dem Staate ale würdig 
geachtete Bürger auch bes vollkommenen Genuſſes aller Rechte für wuͤr⸗ 
big ‚geachtet wird®), während in einer anberen Richtung das Wort existi- 
. matio auf das bezogm wird, mas mir mit Ehre und mit bem Rechte 
auf äußere Anerkennung buch Andere bezeichnen *). Darnach mußte 
auch eine zweifache Auffaffung des Ausdrudes iniuria vorkommen, je 
nachdem er die Verlegung dee Mechtsfähigkeit, der existimatio im erften 
— oder das bezeichnen ſollte, was wir jetzt Ehrenkraͤnkung 
nennen”) 

In dem erfien Sinne genommen mußte als iniuria jede Handlung 
erſcheinen, welche das Recht auf freie Bewegung, In dem Kreife des bürs 
gerlichen Wirkens ftört ober in der Ausübung eine® zuflehenden Rechtes 
bindert ober die Befugniß der freien Dispofition über den Körper vers 
legt. Es erklärt fich daher, daß auch da, wo Jemand gehindert wurde, 
ein Zeflament zu machen oder eine res communis zu genießen, iniuria 
angenommen wurde‘). Daraus erklärt es fih, warum die Römer oft 
eine Actio iniuriarum zuließen, wo bie Anftellung einer anderen Klage 
ztveifelhaft war, infofeen ber Kläger fi darauf berufen konnte, daß dur) 
die Handlung feine Nechtsfählgkeiteverlegt fei”). Jede Anmafung, ein 
übermüthiges Benehmen eines Anderen, 3. B. wenn Jemand einen Ans 
dewen betrunfen machte®), war eben fo iniuria, als felbft eine Störung 
im Genufle von Sachen unter iniuria geftellt werben konnte”), 3. B. 
wenn Jemand mit Störung des Nachbars einen großen Geſtank verur: 
fachte. Es iſt wahrfcheinlih, daß die Römer bei dieſer Richtung der 
iniaria mehr bie materielle Seite des Angriffes auffaßten und in ber 
existimatio ein Gut erfannten, welches durch imiuria geſtoͤrt wird, mo 
daher die zu Geld anzufchlagende Störung durch die actio iniuriarum 
wieder ausgeglichen werden muß. Im Dunkeln liegt es, in welchem 
Sinne Cicero, wenn er fagt, daß durch actio iniuriarum nicht das 
ins possessionis verfolgt wird, fondern der dolor imminutae libertatis 
durch die Steafe gemilbert werden foll, ben Ausbrud ininria braucht. Es 
iſt nicht unwahrſcheinlich, daß ben Römern, wo fie von existimatio, als 
von illaesae dignitatis status [prachen, bie Wosftellung eines Intellectuellen 





4) L. 41. 6. 6. D. de iniur. 

5) ueber bie römifchen Anfihten Walter, im Archive bes Griminalrechtes 
Bd. IV, Nr. Vo. XII. Burchardi, Kechteſyſtem ber Römer &. 384. 
— das gemeine teutſche Criminalrecht S. 347. Heffter, Lehrbuch 


6) L. 28. D. de action. emt. vend. L. 13. $. 7. D. de iniur. 
3 Sr 6 * — bes rom. Mechtes in dem ausgedehnten 
ne gute Aufzählung ber e bes . audge | 
®inne, in Reufteter, über ben Buͤchernachdruck &. 2946. a 
9) L. 25. D, de act. emti. L. 23. D. de iniur. S. noch Heffter 
a. a. O. $. 29. 
V. 55 


L. 5. D. de extraord. cognit. 


866 Injurien. 


Gutes vorſchwebte, weiches für Jeden in bee Anerkennung bes Veata 
als Menſchen und Buͤtg rch andere Perfonen liegt; in biefem Em 
tonnte man fagen, baf existimatio verletzt wird 19). Es if cha 
wahrſcheinlich, Daß auch, wie bei und, wenn wir vom Ehre ſptechen, 
Ausbuud existimatio eine verſchiedene Bedeutung Hatte, jenachdem ma 
in einer ober det anderen Richtung von Ehre ſprach. Ja wo von da 
Folgen einer Verurtheilung wegen gewiſſer Verbrechen bie Rede if, fan 
gut von eier minuta aber conaumta existimntio geſprochen werben, wid 
aber völlig smepaffend iſt, wenn bie Ehre im Zuſammenhange mit iniarıa 
‚aufgefaßt wird, weil mar nicht behaupten kann, Daß ber Jnjrrient dem 
Beleidigten bie Ehre raubt oder verlege!!), — Nur barauf, dab Fobm, 
wenn durch Injurien das Intellectwelle But ber veinen existmatie, daher 
die Anerkennung des Werthes eines Menfchen durch Andere angeorüfen 
wird, eim ſchmerzliches Gefühl empfindet und fo an feiner Ehrt fh ge⸗ 
kraͤnkt fühlt, kann ber Ausbeud laesio existimationis bezogen werdes. 
In dem Bufammenhange der existimatio mit dem digmifafis et famae 
ülaesae status, alſo auit dem fogen. Mechte auf Ehre, hatte gang bi 
ben Römern die ininria ( Ehrenkraͤnkung im beutigen Giume) rn 
engeren Kreis, als unfere neuen Geſetze bei ben Injurien benfeiben an 
nehmen. Mur da, we Jemand einen Anderen auf eine nach den via 
Then Sitten als Aeuferung der Verachtung geltende Weiſe behanbelte, ode 
wo er die Meinung ber Misbürger über den Anderen fo zu 

ſuchte, daß der Andere als uwwürbig erfchlen, war eine inmria alb com 
tumela oder Ehrenktaͤnkung vorhanden. Man Ban daher eine boppelit 
Richtung ber inieria annehmen, entiveber a) im fo fern Jemand den I 
deren herabwuͤrdigt umd beſchimpft 12), insbeſondre wenn Jemand ein 
convicium gegen den Anderen begeht; mac; den einzelnen Stellen bed 
römifchen Rechtes, die thells von einem comvicium publice factamı, ober 
von dem conricem contra bomos ımores fpreden!?), Fam man anme)s 

men, daß micht jede auf irgend eine Weiſe gemachte befchlnpfende dene 

zung, fondem aux eine ſolche dahin gehörte, welche buch die Deintühet 
ihrer Veruͤbung eine Dichtung baraıf hatte, ba der Gejäpmähte amd in 
den Augen Anderer als verächtlidh gelten ſollte?*). db) Die write Rick 
der IAmnurien warde dadurch bezeichnet, daß Iemanb infamandi causa ") 
etwas that, daher wen Semand emtweber dem Aaberen eine Zanhlum 


“= 


10) Daher fpricht auch das röm. Recht von laodere opinime®- 
11) — Bemerkungen von Birabaum, im Archwe bei Grindanie, 
BE 0 Da at 5.8.18-22. D. de fi 
e 1 eo 1 . . niet. ri ) 

; 18) ©. Stellen in Dirksen, —— Intinitatis fontiem far. dr. 
roman. p. 221. f * 
14) L. 15, $. 11. D. de iniur.: ..nem omme maledictum en. 
esse, sed id solum quod cum vociferatione dietum est. Pit noch * 
Itatien gebräuchlichen charivari durften hierher gehdren. Heffter a. *.3 
$. 800, in ber Note. , Gries 
15) L. 15. $. 23-88. D. de iniur. Walter, im Archive bed 

nalrechtes IV. &, 279— 282. ; 
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orwarf, welche ihn als einen unwuͤrdigen Menſchen barftelite, oder wenn 
r Veranſtaltung machte, wodurch der Andere als unwuͤrdiger Menſch 
Inderen erſcheinen mußte. — Einzelne beſonders als ſchwere erſcheinende 
Injurien wurden bei ben Roͤmern ſchon fruͤh hervorgehoben 20). Die 
Brundidee des roͤmiſchen Rechtes war aber, die Injurie als ein delictum 
rivatum zu betrachten, in der Richtung, daß man nicht ein oͤffentliches 
Intereffe an der Beflrafung ber Injurien annahm, fondern es rein dem 
Selhmähten überließ, ob er wegen der erlittenen Kraͤnkung Klage bei 
Bericht erheben wollte. Die hierauf eintretende Strafe war dann nur 
te einer Privatgenugthuung, bei welcher vermöge der actio iniuyiarum 
vestimatoria!T)' der WBeleidigte den erlittenen Schmerz zu Gelbe anfchlug 
md theils durch den Gelbnachtheil, den der Injuriant zum Vortheile bes 
Befchmähten leiden mußte, theils dadurch, daß der Injuriant doch öffent 
ich als unrecht Handelnder erklärt wurbe, eine Milderung feiner Kraͤn⸗ 
hıng und eine Genugthuung hatte??),. Einzelne Injurien wurden aus 
yer Glaffe der geroöhnlichen hervorgehoben; insbeſondre gefchah die burch 
ie, Lex Cornelia de iniuriie, über deren Urſprung und Verhaͤltniß zur 
Lex Cornelia de sicaris ein Dunkel ſchwebt !?). / 

Es ift wahrfcheinlich, daß durch jme Lex vorzäglich für drei Säle, 
welche an die vis grenzten (nämlich frevelhaften Hausfriedensbruch, Schla⸗ 
gen und Mißhandeln eines Anderen), eine accusatio gegeben wurbe 20), 
Durch welche aber die actio aestimatoria nicht aufgehoben ward, fo dag ber 
Beleidigte zwifchen der Civil⸗ oder Eriminalklage wählen konnte. In 
ber Folge fcheint auf ähnliche Weife wie bei dem furtum, weils gleich⸗ 
falls ein Peivatdelict war, allmälig die Zulaͤſſigkeit einer Criminalklage 
extra ordinem wegen Injurien eingeführt), jedoch fo, daß bie Civil⸗ 
klage noch immer auch zu Juſtinian's Zeiten bie Regel blieb, ber Belei⸗ 
bigte aber nie beider Wege zuſammen (der Civilklage und Geimsinalanflage) 
ſich bedienen konnte, fonbern zwiſchen beiden wählen mußte 22). Die Idee 
eines Unterſchiedes zwiſchen der mündlichen und ber ſchriftlichen Injurie, 
in ber Art, daß bie legte, wenn fie auf gewiſſe, die tiefgewurzelte Bos⸗ 
heit des Injurianuten beurkundende Weiſe verkbt war, ſtrenge beftraft 
wurde, weil bie Berbreitung eimer folchen Schmähung und ihre fort 
dauernde Wirkung die Steafbarkeit erhöhte, ſchwebte den Römern in ben 
Gefegen vor, welche über das carmen farmosum ergingen 29). 


In dem alten teutſchen Mechte läßt ſich eine ber cömifchen aͤhnliche 


16) Ben ben gwölf Tafeln Dirkfen, Verſuch zur Kritik der Smölftafels 
fragmente ©. 507. 
47) Ueber ihr Entſtehen A. Gellius, Noct, Attie. XX, 1. 

18) Marezoll, Lehrbuch S. 861, 

19) Birnbaum, im Archive des Griminale. IX. &. 900, XIV. &. 500, 
540. Ziegler, observ. iur. criminal, p. 5. Platner, quaest. de iure 
crim. Roman. p. 459, 

20) Platner l..c. p. A460, 

21) L. 5. D. de iniurlis. Archiv des Griminalr. IX. &. 401. 

22) . 10. Inst. de iniur. " 

23) . unica Cod. de famos. libellis. 


55* 





868 Injurien. 


Anſicht inſofern nachwelſen, Als ein gegen einen Anderen veruͤbtes Unch 
ſchon uͤberhaupt als eine Ehrenverletzung gegen ihn galt, und z. B. he 
Schlägen und Mißhandlungen auf eine weitere Abſicht, Den Anderen durch di 
Handlung zu kraͤnken, es nicht ankommt; allein die Injurien komme 
auch in einer fpeciellen Richtung auf die Ehre des Anderen aufgefaft ver, 
und zwar entmweber indem Jemand gegen einen Anderen Handlungen 
vornimmt, bie als Ausdrud der Verachtung und als Beſchimpfung dei 
- Anderen nad) Volksanſichten galten”*) (mohin gewiß auch die Entbloͤßum 
eines Frauenzimmers wider ihren Willen gehörte), ober indem er wirt 
liche Injurien gegen einen Anderen (Schelte) ausflieg?), In ben 
in den alten Rechtsquellen gebraudyten Beifpielen bemerkt man, baß man 
theils dahin die Schimpftworte, theils die Vorwuͤrfe von ſchaͤndlichen Hand- 
lungen vechnete. Es iſt begreiflih, daß vorzuͤglich ber Vorvurf fotder 
Handlungen, die mit der Ehre eines freien Mannes fich nicht vertrugen, 
als Injurien erfhimen; aus den nordifchen Rechtsquellen 260) bemerkt man, 
daß der Kreis der Injurien fehr ausgedehnt war, aber in Bang auf be 
Beſtrafung fehe feine Unterfcheidtungen vorkommen. Dur die [hart 
Sonberung der Stände mußte fi) in ben germanifchen Staaten bie An 
ſicht einer mehr von dem Urtheile dee Standesgenoffen abhängigen Eher 
ausbilden; bei den Ständen, welche vorzüglich auf. Briegerifche Ehre Hi 
ten, bewirkte jede Beſchimpfung, die auf einem Gefchmäheten laſtete, in 
den Augen feiner Genoffen einen Makel, wenn ein anderer freier Mam 
die Befchimpfung ausſprach. Es erklärt fich daraus, warum bei dr 
Injurien nad) den Rechtsquellen des Mittelalters fo viel auf den Stand 
des Injurianten und des Geſchmaͤheten ankam und bei ben Ständen, die 
auf Waffenehre hielten, 3. B. Adel und Ritterfland, das Duell des Br 
fhimpften mit dem am Stande Ihm gleichen Injurianten) die regelmaͤ⸗ 
Fige Folge einer Injurie war. Aus den Quellen ergibt ſich, daß man 
vorzuͤglich nach ben Stadtrechten die Injurien oft ſchon ſtrenge auffaßte 
‚und insbeſondre gewiſſe mit oͤffentlichem Aufſchen verbundene Injurien 
im Zuſammenhange mit dem Schutze des durch Injurien leicht geſtorten 
Friedens ſtreng beſtrafte 2e); vorzuͤglich waren oͤffentliche Strafen dem 
Schlagen, Meſſerzuͤcken gegen einen Anderen gebroht?”), ſeldſt bei blos 
woͤrtlichen Injurien kamen fchon öffentliche Strafen in manden Stadt: 
rechten gedroht vor 30), Eine Gleichförmigkeit der Anſichten in ben Rechts⸗ 
quellen findet man aber nicht; früh jedoch bemerkt man, theils durch die 
Einwirkung der Kirche, welche bie Verfähnung des Beleidigten und de 
Beleibigers zu bewirken wünfchte, und auf Vernichtung der Beleidigung 
durch den Injurianten felbft drang, theils durch die teutfche Anſicht et 


24) Wilde, Strafrecht der Germanen S. 775, 784. 

= 25) Wilda a. a. D. ©, 785. : 

R % — den ielaͤndiſchen Gragas. ©. gute Darſtellung in Silda 

27) Güt Drever, Abhandl. aus dem teutſchen Rechte Wh. I, Ar 1. 

= ec Bla 9 ——— — ©. 237 
arnkönig, flandrifche Nechtögefchichte Bd. III, ©, 491. 

30) Warnkoͤnig a. a. O. ©, 289, ne 
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landen, nach welcher der Geſchmaͤhete einen Makel auf fich laſten Hatte, 


deren Tilgung nothivendig war, daß der Gerichtsgebrauch als Folgen. der 


x 


Injurien die Abbitte, die Ehrenerfidrung und ben Widerruf eintreten 
ließ 22). In der itallmifhen Praris führte man bald die römifchen 
Stellen über Injurien an; allein da ſchon das römifche Recht auch extra 
ordinem wegen Injurien äffentliche Strafen eintreten ließ, fo war es 
leicht, daß aud in den Gerichten ber italimifchen Städte eine öffent 
liche Beſtrafung der Injurien angenommen mwurde??), — Bel diefer 
Verſchiedenheit der Anfichten, da insbefondre in manchen Gerichten bie 
römifche Anfiht von den Injurien und bie actio iniuriarum Eingang 
fand, in anderen die Injurien überhaupt ale Frevel mit leichten Strafen?) 
belegt wurden, während nad) anderen Landes⸗ und Stadtrechten manche 
Injurien, 3. B. gewiſſe Realinjurien, firenge beftraft wurden, wollte 
Schwarzenberg keine Streitigkeiten über den Localgerichtögebraud in 
Bezug auf Steafe ber Injurien herbeiführen und ſchwieg daher in der 
Carolina mit Ausnahme der Schmähfchtift in Art. 110. CCC. gänzlich 
von den Injurien, ba der DVerfaffer des Geſetzbuches auf das bereits ver⸗ 
breitete römifche Necht und die durch ben localen Gerichtsgebrauch uͤberall 
herbeigefuͤhrten Modificationen rechnete. In den Landesrechten des 16. 
Jahrhunderts iſt keine Gleichfoͤrmigkeitz nur zeigt ſich, daß immer mehr 
der Gerichtsgebrauch mit der bloßen roͤmiſchen actio aestimatoria ſich nicht 
begnuͤgte und oͤffentliche Strafen ſchon haͤufiger wurden, daß am mei⸗ 
ſten aber von der Abbitte, Ehrenerklaͤrung Gebrauch gemacht wur⸗ 
den. Das Reichsgutachten von 1668 ?%) und der Reichsſchluß von 1670 
ift zwar nie als Meichögefeg publicirt worden; allein für die Erkenntniß 
bed Gerichtögebrauches jener Zeit ift er doch wichtig; er lehrt, daß man 
die Injurien als häufige Veranlaffungen zu Duellen ſchon mit groͤ⸗ 
ferer Strenge betrachtete und glaubte, daß den Duellen am beflen vors 
gebeugt würde, wenn die Gefeßgebung harte Strafen der Injurien drohte. 
Auf diefe Art tommen in dem Prwähnten Reichsſchluſſe neben ber Abbitte 
und Ehrenerklaͤrung auch Geld⸗ und Gefaͤngnißſtrafen, felbft Landesver⸗ 
weiſung gedroht vor; ſogar eine amtliche Thaͤtigkeit iſt dem Richter zum 
Theile zur Pflicht gemacht, und ſelbſt da, wo ber Beleidigte und ber 
Injuriant ſich mit einander gütlich vereinigen, ſoll die der Obrigkeit ges 
bührende Strafe. dadurch nicht gehindert fein. — Ir den Ländern des 
gemeinen Rechtes, wo Feine abweichende Lanbesgefeggebung vorkam, blieb 
bie roͤmiſche Anficht ftehen, die actio iniuriaram wurde angewendet, bürs 
gerliche Prozeffe wurden darüber zugelaffen; nur fam dazu gewoͤhnlich nod) 


. Sage auf Abbitte und Widerruf neben der roͤmiſchen Privatgenugthuungs⸗ 





31 Dreyer, Abhandl. Bd. I, ©. 62, vgl. mit germ. Alterthümern 


3 Stellen der italienifchen Juriſten des Mittelalters f. in ber Rote V 
meiner Ausgabe von Keuerbach’s Lehrbuch $. 271. 

38) Einige Faͤlle wörtlicher Injurien — „oc fhon ftxeng beſtraft. 
S. 3oͤpfl, das alte Bamberger Stadtrecht S . 

Be Emminghaus, re iuris ——— 2. Gena 1844), 
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klage; auf öffentliche Strafe konnte bee Beleidigte antragen, aber damm 
nicht die actio iniuriarum geltend machen, und nur in einigen Laͤndern 
traten von Amtswegen Öffentliche Strafen wnabhängig von der Privat 
genugthuungsklage des Beleidigten ein. 
| Gegen das Ende des vorigen Jahrhunderts, als bie Codificarion 

immer mehr Anhänger fand, fühlte man auch die Nothwendigkeit, fefte 
Beitimmungen über Injurien zu erlaffenz bie Anficht, daß bie Ehre nick 
zu Geld angefdlagen werden kann, und eine Privatgenugthuung unpaffend 
ift, daß vielmehr die Injurie als ein Öffentlich zw beſtrafendes Vergehen 
erfheine, fand Immer mehr Beifall, obwohl bie Practiker umb die an Die 
eömifhen Anfichten gewoͤhnten Suriften für diefe Genugthuungsklage fich 
erftärten. Der treue Ausdrud der am Ende des vorigen Jahrhunderts 
verbreiteten Anfichten über Injurien liegt in dem preußiſchen Land⸗ 
rechte?s). Der Begriff, welchen das Gefetz aufflellte, war jedoch in 
keiner Weiſe geeignet?®), die Richter ſicher zu leiten; denn das Geſetz 
ſtellte Alles darauf, ob Jemand einen Anberen zu. befchimpfen fucht, 
führte zu den fchwierigen Fragen über animus ininriandi, fteflte eine 
Diaffe von Regeln auf, die doch nicht erfchöpften; das Geſetz ging von 
einer übertriebenen Ausdehnung des Begriffes der Injurie aus, indem 
man auch bei geringfhäsgigen Handlungen ober Worten Injurien 
annahm; ber Beweis ber Wahrheit des Vorwurfes befreite nie von der 
Strafe, fondern konnte nur eine Milderung bewirken; bie Strafen waren 
nur von den verfchiedenen Ständen abhängig gemacht; bie Injurie gegen 
denjenigen, ber einem höheren Stande angehörte, wurde an dem Anges 
hörigen eines geringeren Standes weit ſtrenger beftraft und eine Maffe⸗ 
ber fonderbariten Abftufungen war durchgeführt, woburd in ber Rechtes 
anwendung häufig große Ungerechtiakeiten entſtanden?,). Die Abhilfe, 
welche die Gireularverorbnung vom 30. December 1798°9) brachte, wur 
fehr ungenügend. In der Solge wurden (1811) bie Abbitte und Ehren⸗ 
erklaͤrung aufgehobenz — die Vorfchriftell des Landrechtes blieben ftehen, 
nur trat nad) der Cabinetsordre vom 28. Auguft 1833 wieder mehr der 
Geſichtspunkt der Privatgenugthuung bei der Injurie hervor, indem nad) 
bem neuen Gefege die Wirkung des gerichtlichen Verfahrens aufgehoben 
wurde, wenn noch bis zur Vollſtreckung bes gerichtlichen Urtheiles ber 
Beleidigte feine Klage oder Demuntiatiog zuruͤcknimmt oder Verföhnung 
eintritt. In dem Öflerreichifchen Geſetzbuche war zmar ber noth⸗ 
wendige Unterfchteb zwiſchen Verleumbung und einfacher Injurle zum 
Grunde gelegt; allein die Durchführung des Unterfchtebes war voͤllig ums 
zweckmaͤßig; denn die Injurie wurde in den Kteis der ſchweren Pe 


5) Bon ben Beh m beb porufı Gefepei meinen Anffat ta dem Archi 
on ben reuß. meinen Anufſat in Archĩve 
Bd. XII. &. 508. Bi ar 
37) Auch die Denkſchrift Aber bie og ftänbifchen Berathung ten Fra⸗ 
gen des Straftechtes, Frage 20 (S. 20), geftcht, daß die Unterfheibungen bes 
Landrechtes unpaflend waren. 
38) Manntopf, Straftecht S. 289. 
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® { 
Hrelibertretung getolefen, und badurch ausgeſprochen, bag fie nur eine 
Beichte Strafe nach ſich ziehez die Beſtrafung wegen Injurien wurde us 
von einer (bekanntlich ſchnelleren fehr ſummariſchen) polizellichen Unter⸗ 
ſuchung abhaͤngig gemacht, bei welcher die oft delicaten Verhaͤltniffe, die 
bei Injurien entſcheiden koͤnnen, nicht genug gewuͤrdigt wurden; es wurde 
dadurch ausgeſprochen, daß die Injurie immer weit leichter erſcheine als 
die Verleumdung, waͤhrend unter Umſtaͤnden die ſogen. einfache Injurie 
weit mehr als ein Product ber verworfenſten Geſinnung erſcheinen unb 
empfindlicher wirken Tann, als bie Verleumbung ?). - Dee Begriff der 
Sniurie ift in dem Geſetzbuche zu enge unb auf der anderen Seite zu 
weit gefaßt, wogegen die Verleumdung irriger Weife auf die Andichtung 


— 


von Verbrechen (alfo der, welcher bie ſchaͤndlichſten unmeralifchen Hand⸗ 


kungen vorwirft, iſt Bein Verleumder) eingefchräntt war), Gin bes 
deutender Fortſchritt in der Gefeggebungskunft. war durch das bayer’fche 
Strafgefegbuch von 1813 geſchehen; allein in ber Lehre von den Inju⸗ 


rien tft kein Fortfchritt zu ruͤhmen. Das Geſetzbuch unterfcheibet zwar 


bie Verleumdung von ber einfachen Ehrenkraͤnkung, über die zweite kommt 
in dem Strafgeſetzbuche gar nichts ver, fondern fie wird nach dem noch 
geltenden Givilgefegbuche von 1753 als ein Privatdelict beurtheilt, bei 
weichen bie römifche actio iniur. aestimatoria angewendet wird; die Ver⸗ 
leumdung ift nach dem bayer’fchen Geſetzbuche nur davon abhängig gemacht, 
daß Jemand eine In dem bayer’fchen Strafgefegbuche ald Verbrechen oder 
Vergehen mit Strafe bebsohete Handlung einem Anderen fälfchlich an⸗ 
dichtet; da nun nad) diefem Gefegbuche viele Handlungen, bie an fich 
hoͤchſt fchändlih und Im anderen Geſetzbuͤchern mit ſchwerer Strafe bedroht 
find, es nach dem bayerfchen nicht find, fo iſt derimige, welcher ſolche 
Dandlungen emem Anderen fälfchlich verwirft, Fein Verleumder, ſondern 
begeht nur Ane nach dem Clvilgeſetzbuche zu beurtheilende Handlung, 5. B. 
wenn er von einer Perfon fälfchtich fagt, daß fie unnatuͤrliche Unzucht treibe 
oder ein Kuppler ſei; denn beide Handlungen find nach dem bayer'ſchen 
Strafgeſetzbuche Bein Verbrechen mehr. Auch die Straforohung deſſelben 
gegen die Verleumdung ift hoͤchſt unzweckmaͤßig, ba fie nur davon abs 
hängt, ob die angedichtete ſtrafbare Handlung nach dem Geſetzbuche ein Ver⸗ 
brecyen oder Vergehen iſt. Da jedoch die Unterfcheibung beiber nur von 
Zufaͤlligkeiten abhängt, 5. B. mie viele Tage der Verwundete krank war, 
ober ob 25 Gulden oder weniger geſtohlen wurden, fo iſt auch bie Strafe 
der Verleumdung nur durch ſolche Zufaͤlligkeiten beſtimmt. Ohnehin 
kann die Strafwuͤrdigkeit der Verleumdung nicht blos durch die Ruͤckſicht 
auf die Strafe des angedichteten Verbrechens beſtimmt werden. 

falſche Vorwurf, daß Jemand geſtohlen babe, kaun unter Umſtaͤnden 
weit empfindlicher ſein, als die Andichtung, daß Jemand an einer hoch⸗ 


89) Wer aus Rachſucht in einem oͤffentlichen Kreiſe ein Frauenzimmer eine 
Hure , bie für Jeden feil ift, ſchinpft, ſchadet mehr als der, welcher vom ige 


kufanit ausfägt, daß fie ein Bollvergeben ober eine Maieflätäbeleidigung ver⸗ 


e. 
* Mein Aufſatz im Archive Bd. XII, ©. 314. 
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verraͤtheriſchen Unternehmung Theil genommen habe. In ben Inline‘ 
Entwürfen des bayer'ſchen Geſetzb waren manche Fehler des Beim 
buches von 1813 verbeffert, auch war die einfache Injurie in das Stuß 
gefegbuch gezogen; allein eine Mare Faſſung und gehörige Begrenzung be 
Begriffes ber Injurie war auch diefen Entwürfen nicht gelungen). Ref 
dem noch beftchenden echte ift die einfache Injurie in Bayern noech jet 
dem Civilgeſetzbuche uͤberlaſſen; die Unzweckmaͤßigkeit dieſer Anficht if 
allgemein anerkannt und veranlaßte neuerlich einen Antrag in der Kanme 
ber Reicheräthe 33) auf Abdnderung biefes Zuftandes, obwohl freilich gegen - 
bie gemachten WVorfchläge Manches einzumenben iſt. ⸗ 

Die Kenntniß der franzoͤſiſchen Gefeggebung über Jajrrien iſt 
um fo nothwendiger, als fie auf 'die Ausbildung ber Anſichten in den 
neueren Strafgeſetzbuͤchern einen entfchiedenen Einfluß gehabt het. Dee 
Code penal*®) unterfcheibet die Verleumdung (calomnie) von nm 
jure, Die erfte, welche als Vergehen (delit) beſtraft wird, iſt dam wo 
handen, wenn Jemand an Öffentlidhen Orten ober Zuſammenkuͤnften ode 
in einer Öffentlichen Urkunde oder in einer Druckſchrift ober einer oͤffent 
lich angeſchlagenen oder verkauften ober ausgetheilten Schrift einen Anderen 
ſolcher Thatſachen befchulbigt, welche, wenn fie wahr wären, ben Ande 
ten einer criminellen ober correctionellen Unterfuchung ober bem Haſſe oder 
der Verachtung feiner Mitbürger ausfegen würden. Auf biefe Art if 
zwar bei Begriff der Werleumdung auch von dem fälfchlichen Vorwurfe 
unfittliher Handlungen abhängig gemacht; allein bie gewählten Ausbrüdr: 
bem Daffe oder Beratung preisgeben find fehe umbeilimmt, 
und überlaffen faft Alles dem Ermeflen der Richter. Die Gtiofe ber 
calomnie fiel aber weg, wenn ber Angefchuldigte den Beweis ber Wahr: 
heit feiner Behauptung liefern konnte, was dee Art. 370 (obwohl freis 
lich mit vielfachen Beſchraͤnkungen in Bezug auf die Beweismittel) ge 
ſtattet. Im 3. 1819 durch das Gefeg vom 17. Mai wurde ein aws 
deres Syftem zum Grunde gelegt **), um, wie man fügt, die Ehre der 
Bürger noch mehr gegen Angriffe zu ſchuͤtzen; fett calomnie (pradı man 
nun von diffamation und nahm bdiefe an bei jeder Behauptung oder Uns 
ſchuldigung einer Thatſache, welche die Ehre oder die Achtung (honneur 
ou la consideration) der Perfon oder ber Corporation angreift, gegen 
weiche bie Beſchuldigung vorgebracht wird. Jeder andere ehr 






— 9 — darüber meinen Aufſat im Archive bes Griminalr. Bd. AII, 

42) Verhandlungen der Kammer ber Reichöräche in Bayern von 16 
II. Beilagenband &. 460, II. Beilagenband &. 22. Die Gommiſſion de 
Kammer ber Reichsraͤthe erflärte fich gegen ben Vorſchlag, bie Beſtrafung de 
—— a — zu weiſen. 


44) Ueber die franzoſ. Gefegaebung nad) bem Code 2 in bem Geſch 

von 1819 |. Parant, loix de la Presse 1834, vorzüglih C hassen, tra! 
‚des delits et oontraventions de la parole, de l’ecriture etc. III vol. (Paris 
en) in vol. II. p. 172, und Morin, dictionnaire du droit rim 
nel p. 267, 
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Ausdruck, jeder Auedruck der Verachtung ober Beſchimpfung, ber nicht 
die Auſchuldigung einer beſtimmten Thatſache enthält, beißt injure 22), 
Das Geſetz von 1819 geftattete nun Leinen Beweis ber ‚Wahrheit mehr, 
ausgenommen bei ber diffamation, die gegen Staatsdiener in Bezug auf 
ihre Dienſtverrichtungen vorgebracdht wurde. Won dem code penal wur⸗ 
den noch auch in der Geſetzgebung von 1819 beibehalten die Beſtim⸗ 
mungen über die denonciation calomnieuse *26) und einige Artikel (376.) 
über die Injurien?”). Die Injurie wird nach dem franzöfifchen Rechte 
entweder als delit von dem correctionellen Gerichte ober als contraven- 
tion#2) von dem Polizeigerichte abgeurthkilt. Das erſte ift nur dann 
der Kal, wenn bie Injurie entweber den Vorwurf eines beflimmten Las 
ſters enthält ober öffentlich ausgefloßen wird. Zwiſchen den mündlichen 
und fchriftlichen Injurien macht das Geſetz Beinen Unterfchied 2?) und bes 
zeichnet auch die Natur der Injurie *0) nicht näher, als dieß im Art. 376 
des. code penal gefchieht. 


Eine eigenthuͤmliche Ausbilbung In ber Lehre von ben Injurien hat j 


bas englifche Recht, das nur allmälig durch den Gerichtögebraud, und 
einzelne Statute entwidelt wurde und auf ber Unterfcheibung von slander 
und libel beruht X). Wenn die Injurie duch Schrift, Druck, Gemälde 
ober fichtbare Darftellungen, 3. B. dramatiſche verkbt wird, fo heißt fie 
libel und ift ein Gegenſtand oͤffentlicher Beſtrafung, weil man annimmt, 


dag dadurch der oͤffentliche Frieden geftört fei, Selbſthilfe befördert werde . 


und der Nachtheil größer fei, wenn die Injurie durch Schrift oder andere 
bleibende Zeichen verübt wird. Wenn dagegen nur wörtlich eine Injurie 
ausgeftoßen wird, fo heißt fie slander und iſt nur ein Gegenftand der 
Civilentſchaͤdigung. Nach dem englifchen Gerichtsgebrauche ift libel eine 
böswillige durch Drud, Schrift, Gemälde oder andere Zeichen verübte 
Berbreitung mit dem Zwecke, das Andenken eines Verſtorbenen zu vers 
unglimpfen oder den Ruf eines Lebenden anzugreifen und ihn dem Haſſe 
und ber Verachtung auszufegen oder ihn Tächerlich zu machen eo): Es ift 
nicht nöthig, daß in dem libel eine Verleumdung liege, auch eine Ins 


s l 





45) Ueber die Fehler der franzdf. Gefehgebung meinen Auffag in dem 
Archive un ©. PR Hau, ee — 1 Projet de — vol. 
) Code art. 378. und daruͤber Commentaire in Hellie, theorie du 

Code pénal VI. p. 482, 
47) Darüber Hellie, theorie VIII. p. 830. und Morin I. c. p. 412. 

48) Code penal art. 471. ar. 11. 

49) Hellie I. c. VIII. p. 835. . 

50) Morin 1. c. 414. Die befle Entwidelung Hefert dgg in Rote 44 
angeführte Werl von Chassan. . 

51) Holt, law of libel. London 1816. Starkie, a treatise on the 
law of libel and slander. London 1830, R üssel, on crimesand misdemeanors 
J. p. 228., und eine gute Darftellung in Kent, Comentar on American law 
vol It. p. 16—26. ® 

52) So bezeihnet Kent 1. ce. p. 17. das libel unb ber neue Entwurf 
eines Griminalgefegbuches für England (von 1843), Report seventh on cri- 
minal law p. 237., ftellt den nämlichen Begriff auf. 
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jurie, weldye ben Anderen laͤcherllch zu machen ſucht, wen fie ur ba 
eine Scheift verbreitet wird, enchaͤlt ein libel; ſelbſt manche befchlumfene 
Arußerung, welche, wenn fie muͤndtich vorgebracht wäre, ten alandı 
begruͤndete iſt doch ein Ahel, wenn fie ſcheifcüch gedußert wird. Use 
ben Umfang, im welchem bie einfache Injurie (slander) genommen mid, 
entfdeidet ziwar Bein Geſetz; da ſedoch der Gerichtsgebranc in England 
. fo machtig IE, fo erklaͤrt co ich Teiche, wie eine gewiffe gleichſoeniz⸗ 
Aufidyt beſteht, und nach dee Richtung, daß es bei sländer mer auf ben 
dearrch Ctwilentſchaͤdigung auszugleichenden Nachtheil ankommt, die Fafurie 
dberall angenommen wird, ber Geſchmaͤhte nachtwoeiſt, daß er durh 
die Aenßerung bes Anderen an ſeinem Gewerbe, arm feinem Amts oder 
feiner Beſchaͤftigung leiden wuͤrde. Bei dem libei iſt, wie bereite bemerkt, 

die Richtung auf den Friedensbruch vorherrſchendz da bie Geſcwotenen 

- Aber libel zu entſcheiden haben (und zwar uͤbet die That und Rechtefrage), 

fo muß dem Ermeſſen der Geſchworenen und Ihrem richtigen Gefühle vl 

uꝛberlaſſen werben; allein des Gerichtsgebrauch ſteht darin feR®®), da 
jeder Vorwurf oder Yeußerung, weiche ben Zweck hat, den Ruf, Ehe 
rakter, Geedis einer Perfon arizugreifen ober fie als veraͤchtlich, verabr 
ſcheuungswuͤrdig ober laͤcherlich darzuſtellen ober fie im ihrem Arte, Be 
zufe oder Beſchaͤftigung anzugreifen oder fie von ben Wohlthaten und 
Vortheilen der bürgerlichen Geſellſchaft auszufchließen, Kbel begtündet. — 
De durch irrige Anwendung roͤmiſcher Vorſchriften über carmen fa 
mosum, und durch die Anſicht, daß das libel in jcdem Falle dem öffent 
Uchen Frieden gefährlich ſei, entſtandene Gebrauch führte dazu, daß man 
den Bewels ber Wahrheit des Vorwurfes nicht zuließ *a). Die englifche 
Lehre von den Injurien ging zwar auch in bie norbamerifanifchen Geſetz⸗ 
gebungen über; allein den Anfichten Nordamerika's über Rede⸗ und 

Preßfteihelt widerſprach die engliſche Doctrin von der Ausfchliefung der 

Wahrheit, daher die meiften Gefengebungen von Nordamerika aucdruͤckich 

das Recht, die Wahrheit bes Vorwurfes zu beweifen, anerfannten®®). Die 

Nothwenbigkeit Aderhampt, manche engliſche Unterfägidungen zu werban 

nen und das Weſen der ſtrafbaren Injurie genau im, Geſetze zu beſm 

men, fand in Nordamerika immer mehr Eingang. — Eivingſtone's) 
Verſuch, eine vollſtaͤndige Injuriengefeßgebung zu liefern, bleibt em and 
gezeichnetes Werk, das jeder mit Geſebgebung WBefchäftigte wohl beachten 
folte. Auch in England fühlte man Immer mehr die Nothwendigkeit ber 
Derbefferung des bort geltenden Syſtemes, Insbefondre das Bedhrfaiß, 
den Beweis der Wahrheit zu geſtattene7). Wichtig iſt im biefer Be 


53) Org6. unb 7. Report of the Commissioners on eriminal law 
ſchließt 0 den Gebrauch an und ſtellt libel fo auf, wie wir im Xerte de 
merkten 


54) ©, meinen Aufſat in dem Archive ded Sriminalr. 1839 @. 15-19. 

65) Die beſte Darftellung in Kent, Commentar vol. 11. p. 17—26. un 
Davis, treatise on criminal law (Philadelphia 1838.) p. 265 2q. 

56) In feinem Code für Loufffane. Cine Ueberfetung bes Gapiteld über 
Injurien f. in meiner Beitfehrift für ausländ. Befeggebung IV. &. 296. 

57) Meinen Auffag im Archive G. 18. 
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ziehrmg dee von ber Criminalcommiſſion 184% und 1843 vorgelegte Ent- 
wurf eines Geſetzes über libel mit ben Motiven der Gommiffion®®% Die 
für die Bearbeitung des Entwurfes eines Strafgeſetzbuches für Indien 
niebergefegte Gommiffion in England ging noch weiter und zeigte ben 
Grundfehler des nglifchen Syftemes, libel und slander darnach zu unters 
fcheiben, ob die Schmähung ſchriftlich oder mündlich gefchehe. Mit Recht 
wurbe nachgemiefen ®®), daß häufig eine mündlich in Gegenwart des Ge: 
ihmähten ausgeftoßene Injurie mehr zur Selbſthilfe reize und, daher 
Frledensbruch veranlaffe, als eine fchriftliche Injurie, und daß eben fo Leicht 
die mündliche Injurie felbft größere Nachtheile bewirken koͤnne, 5. ©. 
wenn im einer großen Geſellſchaft etwas geäußert wird °0). — 


An Teutſchland ſtrebte die neueſte Geſezgebung die Lehre von 
den Injurien auf feſte Grundſaͤtze zuruͤckzufuͤhren, bie Grenzen ſttafwuͤr⸗ 
diger Injurien zu bezeichnen und den Beweis der Wahrheit zu erweitern. 
Die Grundrichtungen aller dieſer Geſetze zeigen ſich theils darin, daß man 
die Injurjen nicht mehr als bloßes Privatdelict, vielmehr entweder aus⸗ 
ſchließlich oder doch vorzugsweiſe als oͤffentlich ſtrafbare Handlungen be⸗ 
trachtete, zwiſchen Verleumdung und einfacher Injutie unterſchied, und 
die Grenzen des Wahrheitsbeweiſes feſtſetzte. Eine gewiſſe Halbheit, er⸗ 
klaͤtbar aus dem Kampfe verſchiedener Anſichten, die vorzuͤglich in ben 
Staͤndeverſammlungen ſich geltend machten, iſt überall ſichtbar. Auch iſt 
es auffallend, daß faſt uͤberall, wo neue Strafgeſetzbuͤcher erſchienen, die 
Zahl der Prozeſſe über Injurien bedeutend zunahm 1), was zum großen 


Theile daraus fich erklären mag, daß bie Unbeflimmthelt und die weite " 


Faſſung der gefeglichen Ausfprüche über Injurlen ſtreitluſtige ober rach⸗ 
füchtige Perfonen veranlaßte, des gefeglich dargebotenen Mittels, durch 
Fpırienklagen. ihre Rechte zu verfolgen, fich zu bedienen. Das babifche 
Geſetz vom 28. Dec. 1831 unterfchieb die Verleumdung von der Injurie 
and nimmt bie erfle an, wenn Jemand einem Anderen eine Thatſache 
vorwirft, welche, wenn fie wahr wäre, eine Zuchts oder Correctionsftrafe 
zur Folge haben müßte, oder den Anderen dee öffentlichen Werachtung 
preisgeben würde. Die einfache Injurle wurde nicht näher bezeichnet, 
fondern nur fo harakterifirt, daß Jemand das Mecht des Anderen auf 
Ehre wifjentlih angreifen muß. Dee Beweis der Wahrheit wurde ges 
ftattet, wenn nicht die Beleidigung in der Form lag, oder wenn bie 
Beleidigung burdy die Preffe-begangen war, aber auch in dieſem Falle 
war ber Wahrheitsdeweis ausnahmsweiſe zugelaffen. Das Geſetz geftattete 
in ben geringeren Fällen ſtatt des Gefängfiffi® eine dem Klaͤger zufallende 
Geldſtrafe zu erkennen; das Verfahren wurde in einer gemifchten Form 


s en Sixth Report of the commissioners on eriminal law p. 42. 

59) Penal Code prared by the Indian law Commissioners 1838 p. 68., 
wo fih das Gapitel XXV über Injurien findet. 

60) Zreffliche Bemerkungen in den Motiven zu jenem Code p. 119. 

61) Nachweiſungen in * auf Baden ſ. in meiner Sheikh: bie Strafs 
gefehgebung Th. I, ©, 73, 74, 
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eingeleltet. Das Geſet bewährt ſich nicht gut%). Der neue Enmuſ 
eines Strafgeſetzbuches für Baden verbeſſerte dieſe Fehler 8); die falſch 
Beſchuldigung iſt von dee Verleumdung und von ber einfachen Ehrm 
kraͤnkung unterfchieden. Die Verleumdung war darauf geftelit, ob Jeman 
von einem Anderen ftrafbare ober unflttliche Handlungen, bie, wenn fie wah 
wären, ihn der Öffentlichen Verachtung preisgeben würden, ausſagt. Man 
fuchte vorzüglich die Ehrenkraͤnkung genau zu charakterificen und nahm 
fie an, wenn Jemand einen Anderen veraͤchtlich widerrechtlicher Weiſe be 
handelt oder ſich widerrechtlicher Weife Scheltworte oder Schimpfteden 
oder Überhaupt Reden oder Handlungen gegen bdenfelben erlaubt, weide 
nach berefchender Sitte, Volks» oder Standesmelinung als Befchimpfun 
. gelten; hierher vechnete man auch körperliche Mißhandlungen, Verlegung 
ber Schamhaftigkeit einer Perfon, Vorwürfe von unfittlichen Handlungen, 
die den Anderen in ber Öffentlichen Achtung herabzufegen geeignet find, 
wenn fie wahr wären, ohne daß der Kal in das Verbrechen der Br 
leümdung übergeht, und den Sal, wo Jemand einem Anderen unfittlihe 
Eigenfchaften beilegt. Der Beweis der Wahrheit wurbe noch ausgeben 
tec als im Geſetze von 1831 zugelaffen, jedoch bei den durch die Prefke 
verübten Verleumdungen ausgefchloffen, wenn nicht der Vorwurf auf ein 
ſchweres Verbrechen gerichtet war ober der Urheber folcher Verleumbung 
ein öffentliches oder ein privatrechtliches Intereſſe hatte. Die Anficht, da 
bei Ehrenkraͤnkungen flatt Sefängnipftrafe auch Geldftrafe zum Vortheils 
bes Beleidigten erfannt werden könnte, wurde beibehalten. Die Einwen⸗ 
dungen, welche gegen dieſe VBorfchläge theild von Schriftftelern °%), theils 
in den Kammerverhandlungen‘®) gemacht wurden, betrafen bie Frage: 
ob man die Abfiht, zu beleibigen, zu dem MWefen der Ehrenfränkung 
fordern ſollte; ferner inmiefern bei ber Verleumdung das Merkmal n 
mendig iſt, daß die Ausfage wiſſentlich falſch gefchehen; vorzüglich Die 
Faffung des Gefeges über Ehrenkraͤnkung, damit nicht zu viele Fälle 
hereingezogen würden; endlich wurde die Zuläffigkeit des Beweiſes ber 
Wahrheit angegriffen. — Das württemberg’ (he Steafgefegbud bes 
zeichnet (Art. 283) als Ehrenkraͤnkung, wenn Jemand reihtsribrig einem 
Anderen burd Rebe, Schrift, Zeichen oder bitdfiche Darftellungen oder 
durch Thaͤtlichkeit Verachtung bezeigt, denſelben durch äffentlihe Verſpot⸗ 
tung in gleicher Weiſe herabwuͤrdigt ober ihn verächtlicher Eigenſchaften 
oder Gefinnungen bezüchtigt. Als Verlaͤumbung (Art. 286) iſt dagegen 
erklärt, wenn Jemand einem Anderen Handlungen, welche in dem wuͤrt⸗ 
temmbera’fchen Geſetzbuche mit Strafe bedroht oder die ihn in ber Öffenk 
lichen Meinung als verächtlich darzuftellen geeignet find, faͤlſchlich beilegt. 


62) Ueber bie Fehler diefes Gefeges |. meinen Auffag in bem Arhii 
XII. ©. 554-538, und Kettenader, in bem Archive für die Rechtspflex 
in Baben Bb. IV, S. 584. 

63) Badenfher Entw. Art. 259-289, ® 

64) Vorzüglich von Kettenader, das Verbrechen der Ehrenverlegum 
Mannheim 1839. L 

65) Nachmweifungen in meiner Gchrift: die Strafgeſetgebung 3 
S. 79, und Ih. II, ©. 178, 
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Die falfche Beſchuldigung eines Unfchuldigen bei der Obrigkeit, um eine 
Interfuchung gegen ihn zu veranlafien, murde (Art. 288) als Art der 
Gerleumdung aufgeftellts für die Fälle, wo fic zwar nicht nachweiſen laͤßt, 
aß die Beſchuldigung der Obrigkeit wiffentlich gegen beſſere Ueberzeugung 
jeſchah, aber auch der gute Glaube bes Anzeigers nicht Plar fic ergibt, 
vollten die Kammern eine pafjende Beſtimmung treffen. Der Art. 289 
rklaͤrt nun zuerft, daß der, welcher ohne die Abficht zu verleumbden Hand- 
ungen der im Art. 282 bezeichneten Art ausfagt, gleichwohl mit den 
Strafen von 287 bis zur Hälfte des Betrages belegt werben foll, wenn 
2 die Wahrheit feines Bezüchtes nicht zu bemweifen oder feinen Gewaͤhrs⸗ 
nann für die ausbrüdlid nur auf Hörenfagen gegründete Nachrede nicht 
rachzuweiſen vermag. Es wurde der Zufag binzugefügt, daß die Strafe 
ejenigen nicht trifft, welche bei ber Obrigkeit Vergehungen anzeigen, wenn 
hnen nicht nachgewiefen werben Tann, daß fie wiſſentlich eine Unmahrheit 
zusgefage haben. — Der Art. 290 fprach entfchieden das Princip aus, 
daß der Beweis ber Wahrheit des Vorwurfes die Strafe aufheht und 
daß felbft, wenn in der Korm die Ehrenkraͤnkung liegt, Strafe im ver: 
minderten Maße eintritt. Die Strafen find Gefängnig (als Maximum 
3 Jahre bei wifientlich falſcher Befchuldigung bei der Obrigkeit) oder 
Geldſtrafe (aber nicht zum Vortheile des Beleidigten). Durch das Geſetz 
vom 5. September 1839, Art. 17, 18, wurde ausgefprohen‘®), daß 
bie Klage auf Genugthuung in Geld wegen Berlegungen der Ehre neben 
der Klage auf äffentliche Beſtrafung befteht, und dem Beleidigten bie 
Mahl zufteht, ob er bie eine ober andere anftellen will, daß aud) außer: 
dem eine Klage wegen Ehrenverlegungen auf Schabenerfag begründet iſt, 
wenn. ber Beleidigte nachweifen Tann, daß er in feinem Kortlommen, 
Gewerbs⸗ oder Geſchaͤftsbetriebe beeinträchtigt murbe- Die Klagen: auf 
Abbitte, Widerruf und Ehrenerklaͤrung wurden aber aufgehoben. In 
Bezug auf die Anwendung der neuen Strafbeflimmungen in MWürttems 
berg lehrt die Erfahrung, daß über den Umfang, in welchem bie Ehren» 
kraͤnkung anzunehmen ift 87), verfchiedenartige Anfichten der Gerichtshoͤfe 
vorkommen (was freilich bei der AnwerBung eines jeden neuen Geſetzbuches 
ber Fall fein wird). Vielfache Streitigkeiten uͤber Anwendung dee allge⸗ 
meinen Beftimmungeg, über Injurien auf die Beleibigumgen gegen Beamte 
entflanden dadurch, daß das wuͤrttemberg. Gefegbuch bie Amtsbeleidigung 
aus dem Capitel über Ehrenkraͤnkungen ſchied und als ein eigenes Vers 
brechen unter den Staatsverbrechen aufftellte?). Eine Quelle der größ: 
ten Streitigkeiten eröffnete fich im der Praxis über die Anwendung bes 
Art. 289 und die Frage: wie weit er auf bie Denuntiationen bei ber 
Obrigkeit angewendet werden Tan”). Sin dem koͤnigl. fächfifthen 


5 ©. daruͤber v. Waͤchter, im Archive file civil. Praxis Mb. XXII, 


67) Hufnagel, Comm. zum wuͤrttenb. Strafg. II. ©, 169 

68) Beweiſe der Nachtheile diefer Anficht in meiner Schrift: dtraf⸗ 
gefeggebung Th. I, ©. 55, und Th. II, ©. 93. 

9) Zirkler, im Archive des Griminalr. 1841, &. 534, und meine 
Schrift über die Strafgefehgebung Th. I, S. 98. 
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Strafgeſetzbuche wurde die Verleumdung im Art: 194 fo Charakterift 
Mer duch üble Nachrede ober heimliche Verbreitung mündlich as 
fehriftlich ober auf irgend eine Art einem Anderen ein Verbrechen ei 
eine Handlung, welche ihn in ben Augen feiner Mitbürger herabzuſcha 
geeignet if, fälfchlicher Weife beimipt. Man weiß aus dem Vera 
lungen, daß man bie Worte: durch üble Nachrede ober beimliche Bo 
beeitung abfichtlich wählte”), um ausjubrüden, daß eine dem Anban 
in das Geſicht gefagte falſche Befchuldigung nicht als Berleumdung ſen 
dern als Beleidigung beftraft werden fol: Wan hatte bie Strafe da 
Verleumdung in ihrem Minimum gering (felbft Geldſtrafe) gefegt, wel 
fo leicht Faͤle vordommen, bie zwar Verleumbungen wach dem Bude 
ſtaben ber Geſetze, aber mit fehr geringer -Verfhuldung fised. Auch anf 
das bloße Verbreiten eines folchen?!) der Ehre eines Anderen nahthrlis 
gen Geruͤchtes ohne Kenntnif von defien Unmahrheit. wurde im Art. 195 
Strafe gefegt. Die Beleidigung wurde im Art. 198 fo bezeichnet: Ve 
gegen einen Anberen Handlungen oder Aeußerungen ſich erlaubt, bie a 
ſich oder nach der gemeinen Meinung Verachtung ausdruͤcken oder ein: 
Ehrenkraͤnkung enthalten, imgleichen wer abfichtlich falſche Rad 
richten über eines Anderen perfönliche Verhaͤltniſſe verbreitet, ift wegm 
Beleidigung zu beftrafen. Man bemerkt leicht, daß dadurch dem Richtn 
eine ſehr ungenuͤgende Anweifung gegeben ift, weil es immer erſt ws 
dem Ermeſſen bes Richters abhängt, was er ald Ehrenktaͤnkung betzac 
ten will. Daß bie Erzählung einer wahren Thatſache firaflos fe, wm 
nicht zugleich eine Ehrenkraͤnkung baran Liegt, ift durch Art. 196, um 
dag Feine Strafe eintritt, wenn nach ben vorliegenden Umfländen ein 
beleidigende Abficht nicht angenommen werden konnte, durch Art. 199 
anerfannt. Klagen auf Abbitte und Mideeruf find aufgehaben 2), Das 
braunfhmweig’fhe Geſetzbuch bezeichnet??) Beleidigungen nur ins 
ſofern, als Jemand, dee gegen einen Anberen chtenkraͤnkende ober wach 
der gemeinen Meinung Verachtung ausdriiciende Handlungen ober Aeufes 
rungen ſich erlaubt, wegen Beleidigung beftraft werden {ol (fo daß In den 
geringften Faͤllen eine Holizeiſtrafe intritt). Der Werleumdung if (ul 
dig 73), wer durch üble Nachrede oder durch öffentliche oder hämliäe Der 
breitung einem Anderen ein Verbrechen oder eine tung, bie defien 
guten Ruf zu gefährden geeignet iſt, wiſſentlich faͤlſchücch wonoft. 
Die Einsede der Wahrheit ift nach Art. 201 inſofern zugelaffen, aid bie 
Borhaltung einer wahren Thatſache als ſtraflos erklaͤrt if, weun fe 
auf eine Art gefchah, die am fich nicht ehrenkraͤnkend ift oder ber Berheb 
tende duch feine Stellung zu dem Beſchuldigten zu ſolcher nah ft 
und Ort berechtigt wat, Auch die ohne ehrenkraͤnkende ober verien 


70) Weiß, Comment. zum ſaͤchſ. Strafgeſetzbuche Bd. II, &. 88. 
F — will alfo, daß die Befchulbigung fo befhaken fein muh 
(4 “ x 
72) Weiß, Sommentar Bd. II, &. 406. 
73) Art. 1%. 
74) Art. 199. 
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be Abficht, jedoch mifienttich falfche Werbreitung vom Nachrichten, Die 
mens Anderen nachtheilig find, wird mach Art. 202, wenn sin erbeb- 
her Schaden entſtand, beſtraft. Des k. haunoͤper'ſche Straf⸗ 
eſetzbuch bezeichnet Verleumbung?5) fo, daß dieſes Verbrechens der⸗ 
mige ſchuldig iſt, weicher einem Anderen wiſſentlich muͤndüch ober ſchrift⸗ 
ich ober durqch bildliche Darſtellung Verbrechen ober andere Handlungen 
ndichtet, welche dem Anderen den guten Namen ober das zu feinem 
Bersefe nothwendige Vertrauen feiner Mitbaͤrger entgiehen können, ober 
ser eine den gute Ramen gefährbende Hanbtung. abſichtüich fo vormimmt, 
af dadurch ein Anderer fälfchtich ale deren Urheber erſcheint. Der In⸗ 
urie iſt Dagegen ſchuldig?), wer bie bürgerliche Ehre eines Anderen durch 
hätlicye Beleidigung ober ehrenkräntende Aeußerung, fei es durch Rede, 
Scyrift ober bisbliche Darſtellung, mit rechtswidrigem Worſatz angreift. 
Nur in ſchweren Faͤllen, die ber Aut. 264 begeishnet, wird bie Ehren: 
raͤnkung criminell geahndet, in anbeven Faͤllen?7) mar polizeillch mis 
Sefängnif ober Geldbuße. Die Klagen uf Abbitte, Widerruf, Ehen: 
erklaͤrung find nad Art. 266 noch zugelaſſen. Die Eimede und ber 
Beweis der Wahrheit hebt die Strafe der Injurie nicht auf 78), wenn 
ber Beleidiger bie beleidigende Heußerung unbefugter Weiſe und um dem 
Anderen babunch gu fchaben, ſich erlaubte oder das Ehrenkraͤnkende ſchon 
In der Form Ing. — Eine genauere Begrenzung der Ehrenkraͤnkung fin 
bet fih in den Großh. heſſiſchen Geſetzbuche 70). Es werben 
barin die falſche Denuntiation von ber Verleumdung anb Ehrenkraͤnkung 
getrennt. Der Verleumdung macht ſich ſchuldig ꝰ0), wer (den Fall ber 
falfchen Denuntiatien ausgenommen) einem Anderen wiſſentlich falſch einer 
beſtimmten unfittlichen ober verbrecheriſchen Handlung beſchuldigt, weiche, 
wenn fie wahr wäre, denſelben in ber oͤffentlichen aber in ſeiner Standes⸗ 
genofien Meinung verddytlich machen ober hesabfegen würde. — Um bie 
Gefahren der Aunsbehnung ber Annahme von Verleumdungen zu beſeitigen, 
aber doch gegen leichtfinniges, vielfach für Andere nachtheiliges Geschwäg 
die Ehre der Bürger zu ſchuͤtzen, beſtimmt der Art. 800, daß au 
derjenige. als Verleumber befizaft werben fol, weicher Jemanden Ans 
der im Art. 8B02 bezeichneten Ganbiungen beſchuldigt, ohne daß hie wiſſen⸗ 
lich falſche Eigenſchaft der Beſchuldigung erheite,® jebor ohne doß er zu⸗ 
reichende Gruͤude hatte, die Thatſache für wahr zu halten, inſofern nicht 
bie Befchuldigung unter der ausbehdtichen Bermahmeng geſchah, daß bie 
bießfallfige Mittheilung nur eine vertrauliche fein ſollte und die Ernſilich⸗ 
keit biefer Verwahrung aus ben Amſtaͤnden heevorgeht, ober eine ſolche 
Verwahrung, wenn auch nicht ausdruͤcklich, doch ſtillſchweigenbd aus dem 
Umfländen erhellt. Der Ehrenkraͤnkung macht fi, ſchuidig ẽ), wer einem 


75) Art. 261. 

er über das Polizei | 29. Det. 1840 5 
anno. Ge er das afweſen v Det. i Art. 15. 

73) X. 267. “ DOSSIBENIEI Sick 

79) Titel XXXVII. 

80) Art. 304 


81) Art. 808. ® 


0 - Be." 
Anderen durch Rede, Schrift, Zeichen, bildliche Darſtellung ober Th 


lichkeit rechtswidrige Verachtung bezeigt ober Ihn verächtlicher Eigenfchafta 
ober Gefinnungen bezuͤchtigt. Auc Handlungen, weiche eine Veriekm | 


der Schamhaftigkeit desjenigen, gegen ben fie verKbt find, enthalten, f 


wie an und für fi wahre Beſchuldigungen, welche in eimer ſolchen Som 


oder ‚unter folchen Umſtaͤnden vorgebracht worben find, welche die Abſich 
den Beſchuldigten zugleich zu beleidigen, zu erkennen geben, werden p 
den Ehrenkraͤnkungen gerechnet. Der Beweis ber Wahrheit ber wor 
brachten Thatſachen hebt das Dafein der Beleidigung Ruf, ausgenommes 
in dem Falle bes Art. 308, Nr. 2, alfo wenn wahre Beſchuldigunzen 
in einer Form oder unter Umfländen vorgebracdht werben, daß bie Abſicht 
zu beleidigen erhellt, ober wenn bie Beſchuldigung in einer bildlichen 
Darftellung verbreitet wurde®?). Die Strafe ber Verleumdunzg km 
bis Correctioushaus bis zwei Jahre fleigen, die der Ehrenktaͤnkung if 
Gefängniß ober Geldbuße. — In dem Geifte ber bisher bezeichneten tat 
ſchen Gefegbücher find auch bie neueften Strafgefegbicher der Schae 
bearbeite. Das Zhurgau’fche9?) ftraft als Verleumder denjmiar, 
welcher wiſſentlich falfch von einem Anderen beſtimmte Handlungen aus 
fagt, welche das Geſetzbuch mit Strafe bedroht oder bie ihn übrchaun 


verächtlich zu machen geeignet oder unfittlich find (Strafe ift Geb 


oder Sefängniß). Der Beſchimpfung (Ehrenkraͤnkung) iſt ſchuldig, we 
einem Anderen durch Rede, Schrift oder bildliche Darftellumgen ober 

Thaͤtlichkeit Verachtung bezeigt, beufelben dem öffentlichen Spotte an 
fegt oder ihm verächtliche Eigenfchaften oder Gefinnungen beilegt. Di 
Borbringen einer wahren, obgleich der Ehre des Anderen nachtheiligen 


Thatſache kann nicht als Verleumdung angefehen werben, wenn die That⸗ 


ſache volllommen erwiefen iſt. War aber das Vorbringen einer ſolchen 
Thatfache nach Art des Ausdruckes ober der Bekanntmachung nah Zeit 
oder Ortsverhaͤltniſſen ehrenkraͤnkend, fo find bie gefeglichen Strafen der 

Beſchimpfung, jedoch im verringerten Maße, zu erkennen. — Das nme 

Strafgefetzbuch für das Waatland®*) uberlägt noch meht dem Ev 

meſſen des Richters; es hebt nur bie falfche Anzeige bei der Obrigkeit 
hervor, fpricht von Verleumdung nicht abgeſondert, bedroht aber wit 
Strafe denjenigen (Art.*263), weicher böslid; und durch andere Mittel 
als bie ber Preffe öffentlich, ſchriftlich oder muͤndlich, einen Anderen Dand- 
Tungen anbichtet, welche geeignet find, den Anderen einer ſtrafgerichtlichen 
Unterfuhung, oder dem Halle oder Verachtung der Mitbürger ausjt 
fegen, und erklaͤrt dann, daß die übrigen Injurien (ohne nähere Berid- 
mung), die nicht unter Art. 263 gehören, mit Gefängnif, Geldbuße odn 
Verweis beſtraft werben follm. Der Beweis ber. Einrebe bet Mahrhet 
dee Beſchuidigung wird nicht zugelaſſen. Im den Gefegbüdern de 
ttalienifhen Staaten enthalten bie Steafbeftimmungen über Injurien 

2. 


® 
82) Art. 815. 


88) Titel XV. Art, 188-206. 
84) Code penal du Canton de Vand. 1843 art, 260-267. 
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aufig nur Nachbildungen bes franzoͤſ. Code 8), jeboch mit Modificatio⸗ 
en 86). Nur das ſardiniſche Geſchuch gibt ſehr ausführliche 
Zorfchriften N). Als diffamazione ift bezeichnet, wenn Zemand durch 
ffentlich gehaltene Reden. einem Anderen auch in feiner Abweſenheit 
eftimmte Thatſachen andichtet, melde, wenn fie wahr wären, ihn ctis 
aineller oder correctionellee Unterſuchungen ausfegten oder feine Ehre oder 
einen Ruf angreifen oder ihn dem öffentlichen Haſſe oder der Verach⸗ 
ung Preis geben würden (Strafe bis zwei Jahre Gefaͤngniß und Geldſtrafe). 
jeder befchimpfende oder Verachtung oder Verhöhnung enthaltende Ausdruck, 
yenn er Öffentlich vorgebracht wird, jedoch nicht eine beftimmte Befchuldigung 
nehält, begründet das Vergehen ber Sffentlihen Injurie. Nach Art. 
21 kann der Urheber der Befhuldigung nicht verlangen, zum Beweiſe 
ee Wahrheit der Thatſachen gelaffen zu werden, er Bann ſich felbft nicht 
uf Motorietät oder darauf berufen, daß fie durch ausländifche Urkunden 
onftatirt find. Wenn aber die vorgebrachten Befchuldigungen bie Staats⸗ 
yehörde zur Einleitung einer Unterfuchung gegen die befchuldigte Perfon 
yeranlaffen, fo wird der Prozeß wegen der Diffamation fufpendirt und 
venn ſich die vorgemworfene Thatſache als wahr ergibt, fo leidet der Bes 
chuldiger Beine Strafe. Die Perfon, welche beleidigt wurde, kann nad 
Art. 623 immer verlangen, baß die gegen den Beleidiger eingeleitete Un⸗ 
terfuchung auch auf die Wahrheit oder Grundlofigkeit der vorgeworfenen 
Thatſachen ſich erftrede; in dieſem Falle kann der WBeleidiger alle Bes 
weife der behaupteten Thatſachen liefern; auch ift der Verweis der Wahr⸗ 
yeht geftattet bei Vorwürfen von Thatſachen, beren Bekanntmachung das _ 
nefeg geftattet, oder wenn derjenige, welcher ben Vorwurf machte, durd) - 
een Amtsverhaͤltniß verpflichtet war, die Thatſache zu entdecken oder zu 
veftrafen. Nah Art. 629 kann der Beleidigte auch eine Civilſchadens⸗ 
Hage wegen der Beleidigung anftellen, und auf Verlangen des Beleidig⸗ 
ten kann der Richter den Beleidiger zur Abbitte, und wenn er bieß 
nicht thut, zur Zahlung einer Geldſtrafe bis 500 Thlr. an eine Wohl: 
thätigkeitsanftatt verurtheilen. — Nach Art. 630 find die anderen in- 
juriöfen Handlungen oder Beleidigungen, die nicht dein Charakter der 
Deffentlichleit an fi tragen, mit Gefängnig und mit Polizeiftras 
fen bedroht. Das norwegiſche Strafgefegbucy ®®) unterfcheidet 
falfche Beſchuldigung bei der Obrigkeit von anderen Verleumdungen und 
Injurien. In Bezug auf Verleumdung wird in Anfehung der Strafe 
unterfchieden, ob Jemand einem Anderen flrafbare Handlungen oder an- 
dere andichtet, welche entweder vom Mangel der Sittlichleit oder Recht⸗ 
lichkeit zeugten, oder auf andere eben fo offenbare Art von nachthel⸗ 


85) 3. 3. in den von Parma Codice art."396—414. 

86) Das päbftliche Strafgeſetzbuch vog1832, Art. 308334, hebt das 
libello famoso hervor und ficht bei den Snjurien darauf, ob fie dem Beleidig⸗ 
ten in das Geſicht gefagt oder vor wenigftens zwei Zeugen, ober in einer Schrift 
geäußert worben. 

87) Codice penale von 1839 Art. 616-631. 

88) Won 1842 Fapitel XVIL 
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Ugem Einfluß auf ben guten Ruf und Namen ober bürgerliche Akt, 
fein Austommen ober geh Seh des Anderen fein könnten. Di 
Injurie wird bezeichnet als Beleidigung durch ungebuͤhrliche Worte de 
- verhöhnende Aeußerungen durch Minen oder Geberden oder ander Hu 
lungen, welche Geringſchaͤtzung zu erkennen geben ober Ehrbarkeit vw 
legen. — Daß dur die Einrede der Wahrheit bie Strafe abgemmbe 
werden koͤnne, fpricht bas Geſetzbuch nicht aus. Der nene k. prer⸗ 
ßiſche Entwurf®?) bezeichnet im $. 258 als Verleumder benjnigm, 
weicher wider befjeres Wiffen einen Anderen einer folcdyen Handlung be 
ſchuldigt, durch welche ſich berfelbe eines Verbrechens ſchuldig gemacht 
oder Verachtung zugezogen haben würde. — Unter ber Rubif: üble 
Nachrede wird die Dandlung besjenigen bezeichnet, welchet inem Ans 
deren. eine der in $. 258 bezeichneten Handlungen zwar nicht wider beſſe⸗ 
res Wiſſen, jedoch ohne defien Wahrheit erweifen zu koͤnnen, bimit. 
Wird der Inhalt der Aeußerung als wahr erwiefen, fo tomn fie anh 
nicht als Ehrenkraͤnkung beftraft werden, es ſei denn, daß fie in ein 
ſolchen Weife oder unter ſolchen Umfländen' erfolgt wäre, aus weihe 
erhellt, daß fie in der Abficht zu beieldigen gefchehen fei. Die Ehms 
kraͤnkung wird in dem Entwurfe nicht näher bezeichnet, fonden $. 266 
fagt nur: wer burdy Handlungen oder durch andere als bie in $. 258- 
260 bezeichneten Aeußerungen die Ehre eines Anderen kraͤnkt, wird (min 
folgen die Strafdrohungen) beftzaft. — Um eine Grenze zu ziehen, de 
ſtimmt jedoch $. 271, daß tadelnde Urtheile über wiſſenſchaftliche Wert 
oder Leiftungen”), oder Aeußerungen, welche zur Ausführung ober Ber 
theibigung von Gerechtſamen gemacht find, und Vorhaltungen und Rügen 
ber Vorgefegten gegen ihre Untergebenen nicht beſtraft werden, es fi 
denn, daß fie in einer folchen Weife oder unter folden Umſtaͤnden erfolgt 
wären, aus welchen erhellt, daß fie in dee Abfiche zu beleidigen geſchehen 
fein. Nah Art. 284 kann die Zuruͤcknahme eines Strafanttages von 
Seite deſſen, der ihn angebracht hatte, fo lange gefhehen, als das Ev 
Tenntniß erſter Inſtanz noch nicht publiciee it. — Nach dem Entwusie 
eines Strafgefegbuhes für Ungarn") wie als Verleumder 
derjenige beftcaft, welcher Jemandem ein beftimmtes Verdrechen oder ein 
beftimmte Unſittlichkeit wiffentlich faiſch beilegt und ſolche ¶ Im entweder 
in das Geſicht ſagt oder in feiner Abweſenheit zwar, aber vor Anderm 
öffentlich und zum allgemeinen Aergerniffe, ausfagt. Nach $. 268 wi 
als Verleumder nicht beftaft, wer die Wahrheit feiner Worte beweiſt, 
ja ſelbſt derjenige wird es nicht, welcher hinſichtlich des Verbrechens ede 
der Unfittlichkeit, die er Semandem in das Geſicht oder öffentlich; ausge 
fagt bat, Umſtaͤnde zu beweifen im Stande iſt, woraus er. die 

heit feiner Behauptung folgern konnte. Wer hinſichtlich eines Werbeechend 


89) Art. 258-287. * 

90) Allein der Art. fügt hinzu: Welche ſich auf den Wirth ober Umoerl 
des Gegenftandes beihränken oder doch die Perfon bes Urhebers nur in BP 
auf feine Leiftungen berühren. 

91) Bon 1843 Zit. XXVII, Art. 267. 
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er einer Unfittlichleit ded Anderen nur feinen Verbacht gegen Jeman⸗ 
a dußert und nicht als Wahrheit binftellen kann, iſt wegen Verleum⸗ 
ang nur zu ſtrafen, wenn aus den Umſtaͤnden ſich ergibt, daß ein ge 
ußerter Verdacht keinen Grund hatte und daß er ihn’unmittelbar in ber 
bficht, zu beleidigen, erfonnen habe. Nach $. 269 wird der Ehren⸗ 
raͤnkung ſchuldig erklaͤrt, wer ohne ein Verbrechen oder eine Unfittlichs 
fit befonders zu bepennen, mit allgemeinen Ausdrüden, welche nach ber 
fFentlichen Meinung Ms ehthekraͤnkend betrachtet werden, Jemanden im 
as Geſicht angreift oder in deſſen Abweſenheit zwar, aber vor Anderen 
fFentlich und zum, allgemeinen Aergerniſſe, erniedrigt. 

Weandet man fi) nun I. an das gemeine Recht, fo fann man 
ie Frage: ob das römifche Recht in der Lehre von ben Injurien nod) 
Sflig anwendbar bei uns fei, weder allgemein bejahen noch verneinen??). 
8 iſt richtig, daß ber Begriff der Ehrenkraͤnkung im teutfchen Mechte 
mb in ber tgitſchen Praris mehr die Richtung einer Kraͤnkung des gei⸗ 
tigen Gutes, welches wir Ehre nennen, erhalten bat, daß ſchon bie In 
ven teutfchen Mechte ausgebildeten Klagen auf Abbitte, Ehrenerklaͤrung 
1. fe w. nur bem Begriffe der Ehrenkräntung im engeren Sinne ent» 
prechen, daß da, wo die Injurie mit Öffentlichen Strafen geahndet wird, 
yer roͤmiſche Begriff ber iniuria im weiteren Sinne als Berlegung 
ver Derfönlichkeit nicht: paßt und es laͤcherlich ſein würde, wenn 
Jemand da, wo ber Nachbar ihn durch Geſtank beldfligt ober wo 
yer Beklagte ihn an der Verfertigung eined Teſtamentes hinderte, wegen 
Ehrenkraͤnkung lagen wollte.» Audy ift es gewiß, daß eben in der Lehre 
von den Injurien bei jedem Volke die fittlichen Anfichten und bie Vor⸗ 
ſtellungen über den Umfang und ben Charakter ber Ehre ben entfcheis 
denden Einfluß über das ausüben, was als Ehtenkraͤnkung gilt. Auf ber 
anderen Seite aber ift e8 eben fo richtig, daß ing gemeinen Rechte die größte 
kuͤcke entſtehen würbe, wenn man römifches Recht in unferer Lehre nicht 
anwenden wollte, ba die Carolina keine Beftimmungen enthält; auch find 
die Anfichten der römifchen Juriſten über iniuria in ber Richtung, in 
welcher fie dem heutigen Ausdrude: Ehrenkraͤnkung gleichfteht, fo weiſe 
und practifh, daß fie fehr wohl bei jedem Wolke in Bezug auf die 
ihnen zum Grunde diegenben Principien angewendet werben koͤnnen, wo⸗ 
bei freilich die Anwendung mandyer roͤmiſchen Stelle, die fi nur auf 
roͤmiſche Volksanſichten beziehen, bei ung bezeifelt werben muß. Auch 
ift daraus, daß bei Verlegungen ber existimatio im obigen erften Sinne, 
wo iniuria im weiten Sinne als Verlegung der Derfönlichkeit aufgefaßt 
ift, die römifche actio iniuriarum als civilrechtliches Genugthuungsmittel 
angewendet war, noch nicht zu folgern, daß eine ſolche Handlung auch 
die öffentlichen Steafen oder die Klage auf Abbitte nach fich zieht, welche 
bei der iniuria als Ehrenkraͤnkung zuläffig if. Ohnehin find manche 


92) ©. bamkber Roßhirt, Geſchichte IL S. 260. Martin, Lehrbuch 
©. 402. Heffter, Lehrbuch, $. 296, Note 2. Marezoll, Lehrbudh ©. 
354, Heffter, im Archive des Griminalr., neue Folge, 1839, S. 287. 
Meinen Auffag im Archive XII. &. 505. Seuffert, Blätter für Rechts⸗ 
anwendung in Bayern, 1836, &. 100. * 

* 
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Anderen durch Rebe, Schrift, Zeichen, bildliche Darſtellung ober The 
lichkeit rechtswidrige Verachtung bezeigt ober ihn verächtlicher Eigenfchaften 
oder Geſinnungen bezuͤchtigt. Auch Dandlungen, wede eine Verlegum 
der Schamhaftigkeit desjenigen, gegen ben fie verübt find, enthalten, 
wie an und für fi wahre Beichuldigungen, weiche in einer folchen Kom 
- ober unter foldhen Umſtaͤnden vorgebracht worden find, welche bie Abſicht 
den Beſchuldigten zugleich zu beleidigen, zu erkennen geben, merden pı 
den Ehrenkraͤnkungen gerechnet. Der Verweis ber Wahrheit der vorge 
brachten Thatſachen hebt das Dafein der Beleidigung Auf, ausgenommen 
in dem Falle bes Art. 308, Nr. 2, alfo wenn wahre Beſchuldigungen 
in einer Form oder unter Umfländen vorgebracht werden, daß bie Abficht 
zu beleidigen erhellt, ober wenn bie Belchuldigung im einer blicken 
Darftellung verbreitet wurde®?). Die Strafe der Verleumdunz km 
bis Gorrectienshaus bis zwei Sahne fleigen, die der Ehrenkraͤnkung if 
Gefaͤngniß oder Geldbuße. — In dem Geifte ber bisher bezeichneten test 
ſchen Geſetzbuͤcher find auch bie neueften Strafgeſetzbuͤcher der Schweij 
bearbeite.” Das Zhurgau’fche®?) firaft als Verleumder denjenigen, 
meicher wiſſentlich falfh von einem Anderen beflimmte Handlungen ans 
fagt, welche das Geſetzbuch mit Strafe bedroht ober bie ihm uͤberhauſt 
verächtlich zu machen geeignet oder unfittlih find (Strafe tft Gelbbuße 
oder Sefängniß). Der Beſchimpfung (Ehrenkraͤnkung) ift fchuldig, wer 
einem Anderen durch Rebe, Schrift ober bildliche Darftellungen ober du 
Thaͤtlichkeit Verachtung bezeigt, denfelben dem öffentlichen Spotte au⸗ 
fett oder ihm verächtliche Eigenfchaften oder Gefinnungen beilegt. Dis 
Borbeingen einer wahren, obgleich der Ehre bes Anderen nachtheillgen ' 
Thatſache kann nicht als Verleumdung angefehen werden, wenn bie That⸗ 
ſache vollkommen erwiefen iſt. War aber das Vorbringen einer ſolchen 
Thatſache nach Art des Ausdruckes oder der Bekanntmachung nach Zeit 
oder Ortsverhättniffen ehrenkraͤnkend, fo find die gefeglichen Strafen der 
Beſchimpfung, jedoch im vereingerten Maße, gu erkennen, — Das neue 
Strafgeſetbbuch für das Waatland®s) überläßt noch mehr dem Er⸗ 
meſſen des Richters; es hebt nur bie falfche Anzeige bei der Obrigkeit 
hervor, fpricht von Werleumdung nicht abgefondert, bedeoht aber mit 
Strafe denjenigen (Art.*263), welcher böslidy und durch andere Mittel 
als bie der Preffe oͤffentlich, fchriftlich oder mündlich, einem Anderen Hand⸗ 
Tungen anbichtet, weiche geeignet find, ben Anderen einer ſtrafgerichtlichen 
Unterfuhung, oder dem Haſſe oder Verachtung der Mitbürger auszu⸗ 
fegen, und erklaͤrt dann, daß die übrigen Injurien (ohne nähere 
nung), die nicht unter Art. 263 gehören, mit Gefängniß, Geldbuße or 
Verweis beſtraft werden follen. Der Beweis der Eintede der Wahebet 
der Beſchuidigung wird nicht zugelaffen. In den Geſetzbuͤchern da 
italienifchen Staaten enthalten die Strafbeftimmungen über Injurien 
| 1 


® 
82) Art. 915. 
88) Titel XV. Art, 183—206. 
84) Code penal du Canton de Vaud, 1843 art. 260-287. 
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aͤufig nur Nachbildungen bes franzöf. Code®9) , jedoch mit Mobifientios 
ten 8%). Nur das fardinifhe Geſchbuch gibt ſehr ausführliche 
Borfchriften®”). As diffamazione ift bezeichnet, werrn Jemand durch 
ffentlich gehaltene Reben. einem Anberen auch in feiner Abweſenheit 


eftimmte Thatſachen andichtet, welche, wenn fie wahr wären, ihn cri⸗ 


ninellee oder correctionellee Unterfuchungen ausfegten oder feine Ehre oder 
einen Ruf angreifen ober ihn dem öffentlichen Haffe oder der Verach⸗ 
ung Preis geben würden (Strafe bis zwei Jahre Gefaͤngniß und Seldftrafe). 
Jeder befchimpfende oder Verachtung oder Verhoͤhnung enthaltende Ausdruck, 
venn er Öffentlich vorgebracht wird, jeboch nicht eine beftimmte Befchuldigung 
mthält, "begründet das Vergehen der Öffentlichen Injurie. Nach Art. 
>21 kann der Urheber ber Beſchuldigung nicht verlangen, zum Beweiſe 
ver Wahrheit der Thatſachen gelaſſeñ zu werden, er kann ſich ſelbſt nicht 
uf Notorietaͤt oder darauf berufen, daß fie durch auslaͤndiſche Urkunden 
:onftatiet find. Wenn aber die vorgebrachten Befchuldigungen die Staats⸗ 
yehörde zur Einleitung einer Unterfuhung gegen die beſchuldigte Perſon 
veranlaffen, fo wird der Prozeß wegen der Diffamation fufpendirt und 
venn fich die vorgeworfene Thatſache ald wahr ergibt, To leidet ber Bes 
ihuldiger Beine Strafe. Die Perfon, welde beleidigt wurde, kann nach 
Art. 623 immer verlangen, daß bie gegen ben Beleidiger eingeleitete Un 


terfuchung auch auf die Wahrheit oder Grundlofigkeit der vorgeworfenen, 


Thatfachen fich erſtrecke; in biefem Falle kann der Beleidiger alle Be⸗ 


weife der behaupteten Xhatfachen liefern; auch ift dee Beweis der Wahrz . 


heit geftattes bei Vorwuͤrfen von Thatſachen, deren Bekanntmachung’ das 


Geſed geflattet, ober wenn derjenige, welcher den Vorwurf machte, duch: 


fein Amtsverhältniß verpflichtet war, die Tchatfache zu entdecken oder zu 
befttafen. Nah Art. 629 kann der Weleidigte auch eine Civilſchadens⸗ 
Hage wegen der Beleidigung anftellen, und auf Verlangen bes Beleidig⸗ 
ten kann der Richter den Beleidiger zur Abbitte, und wenn er dieß 
nicht thut, zur Zahlung einer Geldſtrafe bis 500 Thlt. an eine Wohl⸗ 
thaͤtigkeitsanſtalt verurtheilen. — Nah Art. 630 find die anderen in⸗ 
juriöfen Handlungen oder Beleidigungen, die nicht dein Charakter der 
Deffentlichkeit an fi) tragen, mit Gefaͤngniß und mit Polizeiſtra⸗ 
fen bedroht. —— Das norwegiſche Strafgeſetzbuch 8) unterfcheidet 
falfche Befchuldigung bei der Obrigkeit von anderen Verleumdungen und 
Snjurien. In Bezug auf Verleumdung wird in Anfehung der Strafe 
unterfchieben, ob Jemand einem Anderen fleafbare Handlungen oder an- 
dere andichtet, welche entweder vom Mangel ber Sittlichkeit ober Recht⸗ 
lichkeit zeugten, oder amf andere chen fo offenbare Art von nachthel⸗ 


85) 3. B. in den von Parma Codice art. "396 —414. 

86) Das päbftliche Strafgeſetzbuch voij1832, Art. 308334, hebt das 
libello famoso hervor und fieht bei den Injurien darauf ‚ 0b fie dem Beleidig⸗ 
ten in das Geſicht geſagt oder vor wenigſtens zwei Zeugen, oder in einer Schrift 
geäußert worben. 

87) Codice penale von 1839 Art. 616-631. 

88) Bon 1842 Kapitel XV. 
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Ugem Einfluß auf ben guten Ruf und Namen ober bürgerliche Adam 
fein Auskommen ober künftige Wohlfahrt des Anderen fein Eönntn, Dr 
Injurie wird bezeichnet als Beleidigung durch ungebührliche Worte de 
. verhöhnende Aeußerungen durch Dienen ober Geberden oder andere Da 
lungen, weiche Seringfchägung zu erkennen geben ober Ehrbarkeit ve 
legen. — Daß dur bie Einrede der Wahrheit die Strafe abgewende 
werden koͤnne, fpricht das Gefegbuch nicht aus. Der neue E pres 
ßiſche Entwurf?) bezeichnet im $. 258 als Verleumder demjenigen, 
welcher wider befjeres Wiſſen einen Anderen einer folchen Handlung be 
ſchuldigt, durch welche fich derfelbe eines Verbrechens ſchuldig gemacht 
ober Verachtung zugezogen haben würde. — Unter der Rubrik: üble 
Nachrede wird die Handlung desjenigen bezeichnet, welcher einem Ans 
deren. eine der in 6. 258 bezeichneten Handlungen zwar nicht wider bee 
res Wiſſen, jedoch ohne defien Wahrheit erweifen zu innen, beimift- 
Wird ader Inhalt der Aeußerung ale wahr erwiefen, fo kann fie and 
nicht als Ehrenkraͤnkung beftraft werden, es fe denn, daß fie in den 
foihen Weiſe oder unter ſolchen Umſtaͤnden erfolgt wäre, aus meiden 
erhellt, daß fie in ber Abficht zu beieldigen gefchehen fei. Die Ehen 
kraͤnkung wirb in dem Entwurfe nicht näher bezeichnet, fondern $. 266 
fagt nur: wer durch Handlungen ober durch andere als bie in $. 298- 
260 bezeichneten Aeußerungen bie Ehre eines Anderen Eränkt, wird (mm 
folgen die Strafbrohungen) beftraft. — Um eine Grenze zu ziehen, de 
ſtimmt jedoch $. 271, daB tadeinde Urtheile über wiſſenſchaftüche Wet 
oder Leiſtungen 0), oder Aeußerungen, welche zur Ausführung oder Ber 
theidigung von Gerechtfamen gemacht find, und Vorhaltungen und Ruͤges 
der Vorgefegten gegen ihre Untergebenen nicht beſtraft werden, es Ta 
denn, daß fie in einer ſoichen Weife oder unter folden Umſtaͤnden erfolgt 
wären, aus welchen erhellt, daß fie in bee Abficht zu beleidigen geſchehen 
fein. Nach Art. 284 kann die Zuruͤcknahme eines Strafantraged von 
Seite deffen, der ihn angebracht hatte, fo lange gefhehen, als das Er⸗ 
Tenntniß erſter Inflanz noch wicht publicirt ift. — Nach dem Entwurfe 
eines Strafgefegbuhes für Ungarn”) wi als . Berleumber 
derjenige beftraft, welcher Jemandem ein beftimmtes Verbtechen oder eiMt 
beftimmte Unfittlichkeit wiffentlich falfch beilegt und ſolche ¶ Im entweder 
in das Geſicht ſagt oder im feiner Abweſenheit zwar, abet vor Anderen 
Öffentlich und zum allgemeinen Aergerniffe, ausfagt. Nah 5. 268 wir 
als Verleumder nicht beftaft, wer die Wahrheit feiner Worte beweifl, 
ja felbft derjenige wird es nicht, welcher hinfichtlich des Verbrechens ode 
der Unfittlichleit, die ec Jemandem in das Geſicht oder Öffentlich ausge 
fagt hat, Umſtaͤnde zu bemweifen im Stande tft, woraus er. die 

heit feiner Behauptung folgen Eonnte. Wer hinſichtlich eines Verbtechens 





90) Allein der Art. fügt hinzu: Weiche ſich auf den Wirth 
bes Gegenſtandes beſchraͤnken ober Na die an des Urhebers nur in Ban 
auf feine Leiftungen berühren. 
91) Bon 1843 Zit. XXVI, Art. 267. 
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der einer Unſittlichkeit des Anderen nur ſeinen Verdacht gegen Jeman⸗ 

en aͤußert und nicht als Wahrheit hinſtellen kann, iſt wegen Verleum⸗ 

ung nur zu ſtrafen, wenn aus den Umſtaͤnden ſich ergibt, daß ein ge⸗ 

ußerter Verdacht keinen Grund hatte und daß er ihn'unmittelbar in ber 

ſoſicht, zu beleidigen, erfonnen habe. Nach $. 269 wird der Ehren⸗ 
raͤnkung fchuldig erklärt, wer ohne ein Verbrechen oder eine Unfittlichs 

eit befonders zu bepennen, mit allgemeinen Ausbrüden, welche nad) der 

ffentlihen Meinung Ms ehthkraͤnkend betrachtet werden, Jemanden in 

as Geficht angreift oder in deffen Abmefenheit zwar, aber vor Anderen 

ffentlicdy und zum. allgemeinen Aergerniſſe, emiedrigt. 

Wendet man fih nun I. an das gemeine Recht, fo kann man 

te Stage: ob das römifche Recht in ber Lehre von ben Injurlen noch 

zöllig anwendbar bei uns fei, weder allgernein bejahen noch verneinen??). 

Es iſt richtig, daß der Begriff der Ehrenkraͤnkung im teutfchen Rechte 

und in der tegtfchen Praris mehr die Richtung einer Kränkung bes geis 

ſtigen Gutes, welches mir Ehre nennen, erhalten hat, daß ſchon bie in 

bem teutfchen Mechte ausgebildeten Klagen auf Abbitte, Ehrenerklaͤrung 

u. fe tv. nur dem Begriffe der Ehrenkränfung im engeren Sinne ent 

fprechen, daß ba, wo bie Injurie mit Öffentlichen Strafen geahndet wird, 

der römifche Begriff der iniuria im meiteren Sinne als Verletzung 

der Perſoͤnlichkeit nicht- paßt und es lächerlich fein würde, wenn 

Jemand da, wo ber Nachbar ihn durch Geſtank beläftigt oder wo 

der Beklagte ihn an ber Verfertigung eined Teſtamentes hinderte, wegen 

Ehrenträntung lagen wollte.» Auc) ift es gewiß, daß eben in ber Lehre 

von den Injurien bei jedem Volke die fittlichen Anfichten und die Vor⸗ 

ſtellungen über den Umfang und den Charatter der Ehre ben entſchei⸗ 

denden Einfluß über das ausüben, was ale Ehrenkraͤnkung gilt. Auf der 

anderen Seite aber ift e8 eben fo richtig, daß ing gemeinen Rechte die größte 

Luͤcke entfichm würde, wenn man vömifches Recht in unferer Lehre nicht 

anwenden mwollte, ba bie Carolina keine Beflimmungen enthält; auch find 

die Anfichten der römifchen Juriſten über iniuria in ber Richtung, in 

welcher fie dem heutigen Ausdrude: Ehrenkraͤnkung gleichfteht, fo meife 

und practifh, daß fie fehr wohl bei jedem Volke in Bezug auf die 
ihnen zum Grunde diegenden Principien angewendet werben Binnen, wo⸗ 

bei freilich die Anwendung mancher römifchen Stelle, bie fi nur auf 

roͤmiſche Volksanfichten beziehen, bei uns bezpeifelt werden muß. Auch _ 
iſt daraus, daß bei Verlegungen der existimatio im obigen erften Sinne, 
wo iniuria im weiten Sinne als Verlegung der Perfönlichkeit aufgefaßt 
ift, die roͤmiſche actio iniuriarum als civilrechtliches Genugthuungsmittel 
angewendet war, noch nicht zu folgern, daß eine ſolche Handlung auch 
die Öffentlichen Strafen oder die Klage auf Abbitte nach fic zieht, welche 
bei der iniuria als Ehrenkraͤnkung zuldffig iſt. Ohnehin find mandye 


92) S. darkber Roßhirt, Geſchichte IL ©. 260. Martin, Lehrbud 
S. 402. Heffter, Lehrbuch $. 296, Note . Marezoll, Lehrbuh ©. 
354. Heffter, im Archive bes Griminalr., neue Folge, 1839, &. 237. 
Meinen Auffag im Archive XI. &. 505. Geuffert, Blätter für Rechts 
anmwendung in Bayern, 1836, S. 100. - Ä 
6* 
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Handlungen, bie bei ben Roͤmern unter iniarla Im weiteren Gimme » 
flelt waren, bei uns unter befondere Strafgeſetze geftellt warden, ; 8 
in Berug auf Hausfriedensbruch, Kirchenverlegungen ut. a., in melden 
Kalle dann die Handlung nicht als iniuria, fondern nach dem befonbem 
Strafgefege zu beurtheilen iſt. " 

ii. In Anfehung des Grundes, wegen welches das Geſetz bie Je 
jurien beftraft, findet fich Leine Gleichfoͤrmigkeit der Anfichten”). In 
Sinne des römifchen, alfo auch bes gemel Rehhtes wird zunaͤchſt 
das verlegte Privatintereſſe des Beleidigten hervorgehoben. Daß die Ri 
mer babei nicht an ein materielles Recht auf Ehre, role man von einem 
Eigenthumsrechte fpeiht, dachten, fondern mehr bie existimatio old ein 
intellectuelles But, deſſen Genuß gekraͤnkt wird, und an den Od 
der Kraͤnkung dachten, iſt wahrſcheinlich, ohne daß man deßwezen Yun 
nur auf das ſchmerzliche Gefühl beziehen darf, welches ber Geſchmaͤhte 
empfindet, denn dadurch erhielte die Gefeggebung keinen Maßſtabd für die 
Beurtheilung. Es iſt zmar richtig, daß das Geſetz daburd), daß es di 
Injurie nur auf Mage des Beleidigten verfolgen laͤßt, anerkennt, bei 
es von ihm abhänge, ob er ſich als beleidigt betrachten und baber dk 
Injurie verfolgen will, fo daß das Gefühl des Geſchmaͤhten inſofem 
entfcheidet, ob eine Verfolgung wegen Injurie eintreten ſollß allen br 
Richter kann die Frage: ob in. einem Kalle eine Injurie begründet |, 
nicht davon abhängen laffen, ob durch eine Handlung ein ſchmerzliche 
Gefühl des Anderen entftand: denn häufig begründen manche Bormürft 
oder ein gewiſſes Benehmen gegen einen Anderen ein fehr ſchmeczliches 
‚ Gefühl desjenigen, ber fo behandelt wird, ohne daß deßwegen juriſtiſch 
eine Ehrenkraͤnkung angenommen wird, z. B. bei Aeußerungen, wodurch 
einem Anderen Eigenſchaften des Geiſtes abgeſprochen werden, worauf 
der Andere großen Werth kegt, ober wenn Jemand zwar nicht entſchieden 
injurioͤſer Weife, aber doch fo gegen einen Anderen ſich benimmt, baf 
daraus klar derfelbe bemerkt, daß der Erſtere ihn ſehr gleichgiltig bes 
handelt oder ihn geringfchägt. Inſofern auch eine oͤffentliche Steafe bel 
Injurien eintritt, hebt das Gefeg auch das öffentliche Intereſſe heroot, 
weldyes der Staat an verübten Injurier nimmt, infofern dedurch eine 
Grundlage des ruhigen Zuſammenlebens der Buͤrgero geſtoͤrt wird, weil 
eine Schmähung leicht welter fich verbreitet und das Vertraum bet 
Mitbürger zu dem Gefchmähten untergräbt, biefen leicht einer neuen ver⸗ 
Legenden Behandlung ausſetzt und daher bei bem Gefchmähten, bet burd) 
Angriff auf feine Ehre auch) feine Wirkſamkeit im bürgerlichen Leben 96 
fährbet fieht, leicht die Luft zur Selbſthilfe, zur Rache und zur Anwen 
dung von Mitten reizt, welche nach ben Standesanfichten der Geſchmihtr 
als Mittel fich zu reinigen und ben Schimpf abzuwaſchen, anfieht, 3 ®. 
bei dem Dueli. Infofern fpricht das englifche echt bei dem libel vos 
der Sriedensftörung. ; 








gs) Jarkte in Hipig, Beitfchrift Oft. 36, S. 267. Roßhirt, Ak 
I. ©. 261. Birnbaum, {m Ahr, neue Belge I. S. 185. Mein 
Aufſat im Archive des Eriminatr. XIV. ©, 178, 
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II. Jede Gefeggebung Bat Sründe,, den Kreis ber ſtrafbaren In⸗ 
jurien nicht zu weit auszubehnen. Je mehr in neuerer Zeit das Leben 
Öffentlich geworben ift, je mehe in Bezug auf Wahlen zu Stellen ber 
Abgeordneten oder Gentgindebeamten die Theilnahme ber Bürger daran, 
ob Jemand zu wählen und daher des Öffentlichen Vertrauens würdig ift, 
gefteigert wird, je mehr Privatperfonen öffentlich, 3. B. in der politifchen 
Laufbahn auftreten, und die Handlungsmweife ſolcher Menfchen Gegenftand 
ber öffentlichen Beurteilung wird, unb bei folhen Fragen, 3. B. ob 
Jemand gewählt merden fol, die Wuͤrdigkeit des Candidaten in allen 
Beziehungen geprüft werben barf, deſto mehr werben bie -Bürger 
veranlaßt, über Andere ihr Urtheil auszufprechen und daher auch hatte 
AHeußerungen zu machen, welche der Andere, wenn er fie erfährt, als be⸗ 
letdigend aufnimmt. E86 ift daher leicht zus bemerken, daß die Zahl der 
Injurienprozeſſe in neuerer Zeit fehr vermehrt worden ift?*). Die Ges 
feggebung muß babei ‚erwägen, daß die Häufigkeit ſolcher Progefje leicht 
nachtheilige Folgen hat, weil nad der Erfahrung durch Injurienprozeſſe 
und bie darin zur Sprache gebtachten Thatſachen, welche die Parteien 
zur Rechtfertigung des Angriffes oder der Vertheidigung anführen, die 
Erbitterung weit größer wird und, durch ganfe Familien ſich verbreitend, 
den Frieden ſtoͤrt. Die Gefeggebung fol durch Begünftigung der Ins 
jurienprozeffe nicht die Empfindlichkeit der Buͤrger fleigern, die Freiheit 
des Urtheiles hindern, fie fol vielmehr ber Grundruͤckſicht folgen, daß bei 
der Frage: melde Handlungen als flrafbar erklärt werden follen, die 
Bürger nur vor rechtöwidrigen Angriffen auf jene Verhältniffe gefchügt 
werden follen, an deren Beſitz fich ein reeller, des Schutzes der Geſell⸗ 
ſchaft würdiger, Vortheil knuͤpft, und wo die Verlegung einen wirklichen 
Nachtheil für die bürgerliche Sefeiifchaft erzeugt?d). Nur das, was dem 
Menfchen den wahren Werth gibt, fol dee Staat ſchuͤtzen; nur bo, wo der 
Menſch in Eigenfcyaften angegriffen ift, obne welche die Wirkſamkeit 
des Menfchen in der bürgerlichen Gefellfchaft geftört wird, fol er den 
Schutz der Geſetze infofern genießen, als ber Angriff für ftrafbar erklärt 
wird. Dieß ift nun der Fall, wenn der Menſch in ſeinem Werthe als 
moraliſcher und rechtlicher Menſch und Buͤrger angegriffen, wo ſeine 
Sittlichkeit oder Rechtlichkeit beſtritten oder wo er von einem Anderen 
fo behandelt wird, wie man ſich nur gegen einen Menſchen, den man 
als unmoralifch ober unrechtlich verachtet, die Behandlung erlaubt, fol 
dee Staat eine Injurie annehmen‘) Nur bei Angriffen diefer Art ift 
der wahre Werth de Menfchen angegriffen; ohne dieſen ift die Wirk⸗ 
ſamkeit in dem buͤrgerlichen Leben gelaͤhmt; hier bat auch der Staat 
einen Maßſtab für die Annahme der Injurie, da er mit Recht von ber 
afgemeinen Dermuthung der Moralitaͤt und Mechtlichkeit des Dienfchen 


94) Meine Schrift über bie Gtrafgefeegebung Th. II, ©. 73. 

9) Mein Auffas im Archive “ a. nalrechtes xiv. ©. 66. 

9) Mein Auffag im nr. e 9. 71, und Kettenader, im Ar⸗ 
chive für badenfche Rechtspflege ©. 59. Chassan, traits- des delits 
de ia parole 3. p. 41. 
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fo lange ausgeht, bis Handlungen, bie das Gegentheil zeigen, nachgeue 
fen find; Hier kann dee Richter auch leicht urtheilen, ob bie Injuck 
naͤmlich der Angriff auf Moralität und Rechtlichkeit des Anderen vorkt 
ben fei, während der Staat keinen Grund bat auch Angriffe zu ſtrafen, 
wodurch Anderen Eigenfchaften, bie den Menſchen als geiflig gebildet, 
als geſchickt in feinem Sache, als liebenswärbig im Umgange ber 
ſtellen, abgefprodyen werden; denn Eigenfchaften dieſer Art gehören nicht 
als mefentlihe Bedingungen zur nothwendigen Wirkſamkeit im birge 
lichen Leben; — auch der wenig gebilbete, der talentlofe, der ungefihidt, 
ber haͤßliche und von allen gefelligen Talenten entblößte Menſch wird doch 
als moralifcher und rechtlicher Menſch amerfannt werben und als folder 
eine Wirkſamkeit haben koͤnnen. Wollte der Staat auch Angriffe auf 
bie geiftigen Eigenfchaften und gefelligen Vorzüge als Injurien ſteaſen, 
fo müßte er entweder von einer gefeglichen Vermuthung ausgehen, di 
jeder Menfc die erwähnten Eigenfchaften befige oder er müßte im eins 
zelnen Falle des darauf gemachten Angriffes dem Richter das Urthell 
überlafjen oder ſelbſt eine Beweisfuͤhrung darüber geftatten, ob dee An 
gegriffene jene Eigenfchaften befige, bie ihm abgefprochen werben. 

IV. Fragt man nah dem Begriffe der Injurie umd jet 
nach gemeinem Rechte, fo muß! man einen zweifachen unterſchä⸗ 
den, ‚je nachdem die iniuria im weiten Sinne, alfo mit der doppeltm 
Richtung ber existimatio aufgefaßt war, wo daher iniaria im weite 
Sinne als Unrecht, und iniuria im engeren Sinne, in welchem iniurk 
dem teutfchen Worte: Ehrenkraͤnkung gleichfteht. Im erften Sinne iß 


Injurie jede rechtswidrige, abfichtliche, in ein andered Verbrechen mic | 


—— Verlegung eines Anderen an feiner Rechtsfaͤhigkeit und Per 
föntichkeit, und jede die verächtliche Meinung über einen Anderen auds 
fprechende oder die Meinung der Mitbürger über dem Anderen als vers 
ächtlichen Menſchen beflimmenbe abfichtlich vorgenommene Handlung oder 
Aeußerung. Im engeren Sinne ift Injurie, als Ehrenkraͤnkung aufger 
faßt, der miffenelich falfche Vorwurf unfittlicher oder uneedhtliher Hand⸗ 
lungen oder Bezüchtigung verächtlich machender Gefinnungen ober Eigens 
fehaften des Anderen oder durch Handlungen, Darftellungen oder Worte 
verübte rechtswidrige, einem Anderen Verachtung’ begeigende Jeußerung. 

Fragt man: ob eine Strafgeſetzgebung gefeglich den Begriſf det 
ftrafbaren Injurie aufftellen oder dem Ermeſſen des Richters es über 
taffen fol, zu beftimmen, in welchen Fällen er eine Injurie als begrüw 
det annehmen will, fo hat ſich zwar für die zweite Anficht neuerlich die 
mit bem ®, preußifchen Entwurfe den Provinzialftänden vorgelegte Denb 
ſchriftꝰ) erklaͤt und Temmede) ſtimmt dieſer Anſicht bei, weil bei 
den Injurien Alles auf den indivibuellen Verhältniffen des einzelnen des 

les beruhe, und J auch die Ehre nicht definiren koͤnne. ‚Bir koͤrn⸗ 
dieſer Anſicht nicht deiſtinmen. Der Geſetzgeber kann hier nicht anf 


eine ficher leitenbe gleichförmige, bei allen Richtern vorhandene Anfdt | 





— 
® 


97) Denkſchrift ©. 19. 
98) Temme, Kritik bes preuß. Entwurfes Th. II, S. 208. 
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ber Injurien rechnen; die Vorſtellungen davon, was man als Ehre 
Ines Menſchen betrachten und fügen fol, find hoͤchſt verfchieden und 
nan brauche nur die Schriften verfchlebener Scheiftfteller über Ehre zu 
vergleichen, um fich von ber Berfchiebenheit ber Anfichten zu überzeugen ; 
ben auf die Richter wird biefeBerfchiebenheit leicht roirden, und erklärt 
ich das Sefeg nicht näher, fo wird der Kreis der Injurien auf das 
mßerfte ausgedehnt. Die Erfahrung der Länder, in welchen ſolche uns 
eftimmte Kaffungen im Gefege vorkamen, z. B. in Baden, beweift dieß 
mr Genüge. Der Oefeggeber muß daher ausfprechen, dag er mur fo 
veit eine ftrafbare Injurie annimmt, als Jemand die Sittlichkeit oder 
Rechtlicykeit eines Anderen durch falfhe Vorwuͤrfe angreift ober den An⸗ 
veren als verächtlidy behandelt. In diefer letzten Beziehung bleibt freilich 
noch dem Ermeſſen bes Richter® viel überlaffen; er muß bie Volksanſich⸗ 
ern und die Meinften Umflände des Falles zu Rathe ziehen; allein das 
Ermeſſen iſt doch ſchon genügend geleitet, wenn ber Geſetzgeber beftimmt 
zusfprad) , daß nur da eine Injurie vorhanden fein foll, wo bie Sittlich- 
Beit oder Rechtlichkeit einer Perfon angegriffen if. Eben in Bezug auf 
mörtliche Aeußerungen, die nicht an ſich Schimpfworte enthalten, entfteht 
ber größte Streit, und in’ Anfehung biefee wirkt die gefegliche, gehörig 
befchräntende Saffung zweckmaͤßig. Der Geſetzgeber muß fich dabei nur 
hüten, durch die Wahl gewiffer Ausdrüde, bie nach dem erſten Anblicke 
paſſend die Injurte zu charakterificen fcheinen, die Richter irre zu leiten 
und die Annahme von Injurien in Fällen zu vesanlaffen, wo Feine vor⸗ 
handen iſt, 3. B. wenn das Geſetz darauf die Injurie ftellt: daß Jemand 
den Anderen dem oͤffentlichen Spotte Preis gibe?”), oder wenn fchon 
auf das Bezeigen der Geringſchaͤtzung die Injurie geftells wird. Schon 
einzelne vömifche Fragmente bemeifen, daß die Roͤmer nicht baran dach⸗ 
ten, überall, wo Jemand durch fein Benehmen zwar zeigt, daß er einen 
Anderen nicht hochfchäge, eine Injurie anzunehmen, 3. B. wenn Semand 
ſich weigegt, in die Chrenbezeigungen, bie einem Anderen gemacht werden 
follen, einzuftimmen 109). , 
V. Die richtigſte Unterfcheibung dee Injurien ift, wie die obige 

Darftelung lehrt, auch nach ben neuen Sefeggebungen die in Verleum⸗ 
bungen und Ehrenkraͤnkungen. Wenn fih zwar nicht nachweiſen 
laͤßt 1on1, daß das roͤmiſche Recht ſchon dieſe heutige Unterfcheidung gekannt 
babe, und wenn bie römifche calumnia nie demjenigen gleichgeftellt wer⸗ 

ben kann, was etwa bie Franzoſen calomnie und wir Verleumdung 
nennen, fo ift doch in ber auch ‚in den roͤmiſchen Stellen hervorgehobe⸗ 
nen Richtung: ne quid infamandi causa fiat, eine Art von Injurien 
charakteriſirt, welche in dem Verbreiten von wifjentlich falfchen Thatſachen 
beftehen, die geeignet find, bei ben Mitbärgern die Meinung zu begrün: 
be, daß der Andere verächtlich fei- Da die alten Juriſten fanden, bag 


99) Mit Recht erftärte ſich die württemberg’fche Kammer gegen dieß Merk: 
mal. Hufnagel, Sommmtar 2b. II, ©. 172. 

100) L. 13. $. 4. D. de iniur. 

101) S. auch Hoffmann, im Archive des Griminalg., 1842, ©. 498. 
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- in ber roͤmiſchen calumnia ein betruͤgliches Handeln liege, fo war es Inkt 


Dazu zu gelangen, in ben Fällen, in welchen bee Injuriant etwas Im 
Anderem andichtet, von einer calumnia zu fprechen; die fpätere Dockia 
bildete dann die Anficht aus, und wohl mit Recht wird die Verleumdun 


ı hervorgehoben 102), weil in ihr ein eigenchuͤmliches Merkmal liegt, dei 


in ben meiften Fällen eine höhere Strafe rechtfertigt. Der Bm: 
leumder fehabet in ber Regel mehr als der Injuriant. Es liegt in der 


- Natur bee Sache, daß die Menſchen. an bie Unwuͤrdigkeit eines Anderen 


leichter glayben, mern ber Injuriant von bem Anderen gewifje Xhat 
ſachen erzählt, welche, wenn fie wahr wären, den Beſchuldigten als am 
ſittlich oder unrechtlich barftellten; der Nachtheil kann hier um fo 
größer fein, je mehr die Wirkſamkeit eines Mannes untecgtaben iſt, 
je mehr er als unſittlich oder unrechtlich erfcheine, und bei ber Aw 
Dichtung ſtrafbarer Handlungen felbft die Gefahr eintritt, daß auf den 
Grund des wegen verübter Verbrechen entflandenen Gerüchte: Jemand 
einee Griminalunterfuchung ausgefegt wird 102), Nothwendig iſt aber zur 
Verleumdung, daß eine beftimmte unfittlidhe oder ftrafbare Handlung 
ngedichtet werde, teil hier erft der Nachtheil der Verleumdung beſteht, 
baß der Vorwurf nur ba leichter geglaubt wirb, wenn etwa eine beflimmtt 
Thatfache Jemandem vorgeworfen wird, indem man dann vorausieht, 
daß der, welcher dieß behauptet, Kenntniß von dem beſtimmten Vorgang 
"bhatte10%), Mit Unrecht würde man aber den Begriff der Verleumdum 


wie das oben angeführte bayer’fche Geſetzbuch es thut, nut auf Andidr 


tung von Verbrechen oder Vergehen einfchränfen, weil der Vorwurf um 


 fittlichee Handlungen oft noch mehr den edlen Dann Eränkt, und felbf 


im bürgerlichen Leben einen größeren Nachtheil haben ann!) Aud 
ſollte man nicht auf den Öffentlichen Vorwurf, mie der Code penal 
es thut, die Verleumdung befchränten, da eime ſchaͤndlicher Weiſe von 
Haus zu Haus getragene falfche Beſchuldigung, oft aud nur bie Aus 
Dichtung bei gewiffen Perfonen, von denin das Wohl des Gehmähtn 
abhängt, weit empfindlicher wirkt, als der in einer Geſellſchaft gemadhte 
Vorwurf!0%), Nothwendig ift aber immer zur Verleumdung, daß die 
Andichtung anderen Perfonen, außer dem Gefchmähten, witgetheilt werde, 
weil da, wo fie nur dem Gefchmähten allein (fei es auch in einem Briefe) 
gemacht wird, der Grund nicht eintritt, daß dadurch Verachtuhg ud 
üble Meinung von Seite anderer Perfonen entfteht, und daher nur Jujurie 
vorliegt. Weſentlich iſt aber, daß die Verleumdung wiſſentlich falſch ge 


„ macht werbes nur dann paßt da6 Merkmal des Vetruges und br Aw 


dichtung. Die juriftifche Herftellung dieſes Merkmales hat freilich große 
Schwierigkeiten. In vielen Fällen kann zwar ber wegen Verleumdam 
in Unterfuchung Gezogene nur nicht ben Beweis feiner Behauptung Mr 
fern; allein es ergibt ſich, daß er nicht wiſſentlich Falſches andichtete, M 


102) Marezoll, Lehrbuh S. 363. 

1038) Mein Auffag im Archive XIV. S. 88, 

1084) Kettenader, über Ehrentränfung &. 25. 

105) 3. 8. in Bezug auf ein Krauenzimmer. = 9% 
106) Haus, Observations sur le projet de Revision vol. II. p. 
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ee vielmehr die dringendſten Stände hatte, bie Thatſache für wahr zu 
halten, - aber bie Wahrheit nicht nachweiſen kann 107), Es gibt wieder 
andere Säle, in weichen Jemand leichtfinnig eine irgendwo aufgehafchte 
Nachricht weiter verbreitet, nach ber üblen Sitte mancher Perfönen, auch 
mit voller Beſtimmtheit die Thatfache als eine völlig gewiſſe anführt, ohne 
ihre Wahrheit geprüft zu haben. Juriſtiſch kann nun nichts ale 
- wahre angenommen werden, was nicht juciftifch erwieſen if. Bes 
bauptet Der wegen Verleumdung Prozeffirte die Wahrheit des Vorwur⸗ 
fes, kann er ihn aber nicht beweifen, fo erſcheint er zwar als Verleumber, 
allein weiſe geftattet die Geſetzgebung auch einem ſolchen Angefchuldigten 
den Beweis des Nichtvorhandenfeins feines Bewußtſeins von der Falfchs 
beit der Thatſachen. Kann er betoeifen, daß er erhebliche Gründe hatte, 
die Thatſache für wahr zu halten, fo fällt die Strafe der Verleumdung 
weg 208). Es bebarf nicht der Aufftelung eines befonderen Vergehens 
bersüblen Nachrede, wie ber preußifche Entwurf dieß aufſtellt 100), 
Das Gefegbuh muß bei der Strafe der Verleumdung 110), bei „welcher 
ſich der Geſetzgeber klar bie verfchiedenen möglichen Säle, wie Jemand 
über die von einem Anderen begangenen unfittlichen oder unrechtlichen 
Handlungen fi dußern Tann, ſich vergegenmärtigen 'mug!!!), dem rich⸗ 
. terlichen Ermeſſen einen fehr gueiten. Raum geben, weil die Abflufungen 
ber Verſchuldung Ins Unendliche gehen; es iſt ſelbſt nothwendig, daß bie 
Strafe der Verleumdung in ihrem Minimum gering iſt und die Strafe 
der Ehrenkraͤnkung in ihrem Marimum nicht zu niedrig. fet, weil, wenn 
auch in ber Megel bie Verleumdung als nachtheiliget für bie Ehre bes 
Geſchmaͤhten firengere Strafe verdient, doch nach ber Erfahrung Fälle 
vorkommen koͤnnen, welche zwar dem Buchftaben des Geſetzes nad) unter 
ben Begriff der Verleumdung zu ſtellen 112), aber unter den vorhandenen 
Umftänden nicht-nachtheitig und nicht ſehr ſtrafbar find, während. durch 
manche zwar nur allgemeine — eine Verleumbung enthaltende Aeuße⸗ 
rungen über einen Anderen, alfo nur durch Injurien — ein fehr großer 
Nachtheil für den Gefhmähten eintreten Tann, und die Danbiung das 
Product der tiefflen Verworfenheit ift!13), 

Die Ehrenträntung umfaßt dagegen ale Injurien, bie nicht 
zu den eben bezeichneten an gehören. Die Veruͤbung ber 
Injurie Ehrenkraͤnkung) iſt moͤglich A. durch den Inhalt, B. durch 


"109 —— Verwandter des Geſchmaͤhten ſelbſt erzaͤhlte es; aber 
der Zeuge iſt geſtorben. 

108) Mein Aufſatz im Archive, 1889, S. u 

109) Sut Zemme, Kritik des Entwurfes & 

110) &. no Bufnagel, Gommentar II. e. 188. 215. Weiß, Soms 
malen um ſaͤchſ. Strafgeſetzbuche II. &. 986. 
ie: nn Eine fehr gute Unterfheidung von Hufnagel, Comm. II. e. 


112) 3. 8. bei einer falfchen Beſchuldigung wegen einer Schmuggelei, bie 
— a so geſchah. 
13) 3. B. bei einer ſchaͤndlichen, am Traualtar einem Maͤdchen, das 
eben a werben follte, gemachten Aeußerung, wie bei dem Vorwurf, daß 
fie eine Hure ſei. 
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eine gewiſſe Form. Ad A. Durch den Inhalt kann eine Aeuferum 
Anjurie werden, infofern fie eine Befchuldigung ber Unfittlichleit oder 
Unvechtlichkeit de6 Anderen enthält, ohne daß Verleumdung zum Grunde 
liegt, und zwar a) entweder buch allgemeine Beichulbigungen von 
unfittlichen ober ftrafbasen Handlungen, wenn Leine beflimmte That 
fache vorgeworfen wird*!*), b) ober duch Beſchuldigung unſittliche 
Eigenfchaften, ober c) unfittlidher ober verbrecherifcher Beftnnungen!!>), 
d) auch durch die täufchende Vornahme von Handlungen, fo daß der Blaube 
entftehen ſoll, daß ein Anderer fie verübt habe!!%), Es entfteht bier 
jedoch die Frage: ob das Gefeg nicht beffer dieſen Fall im den Kreis ber 
Verleumdungen zieht und dieß Verbrechen daher auch fo fait, daß « 
auch Handlungen ber zuvor bezeichneten Art begreift; wenigſten muf 
bier die Strafe die der WBerleumdung fein. 

Ad B. Duch die Form wird Ehrenkraͤnkung verübt a) mem 
Jemand einm Anderen fo behandelt, wie man ſich nur gegen einen lb 
lig Unwürbigen eine ſolche Behandlung erlaubt; b) durch Schimpfnamm, 
weiche nach bee allgemeinen. Meinung Zeichen der Verachtung find; c) 
durch Vornahme von Handlungen oder Darftellungen, welche auf den 
Anderen ein nachtheiliges Licht werfen und den Glauben an feine Un. 
wuͤrdigkeit begründen. » 

VI. Betrachtet man einzelne Faͤlle, in welchen es oft fireitig twich, 
ob eine Ehrenkraͤnkung vorliege oder nicht, fo muß man zugeben, daß 
bei keinem Verbrechen ber Richter eines fo feinen Taktes bei Beurthei⸗ 
lung einzelner Faͤlle bedarf, als bei den Injurien 117). Wenn auf einer 
Seite die wahre Ehre der Buͤrger gegen rechtswidrige Angriffe geſchuͤht 
werden muß, fo bat auf der anderen Seite ber Staat Eeinen Grund, 
' auch die leicht zu reisbare Empfindlichkeit der Menſchen, , die ihren eiges 
nen Werth überfehägen oder auf Güter und Eigenfchaften, melde fiir 
nen wahren Werth des Menfchen begründen, Werth legen, in Schub 
zu nehmen oder die Freiheit des Urtheiles zu hindern, wenn fie auf 
die Dandlungsmweife der Menfchen und auf ihre Leiltungen ſich beyieht. 
Durch die Annahme von Injurien In ſolchen Fällen wuͤrde die Kraft 
und bie MWahrheitsliebe der: Nation bald unterbrücdt werden; ed würde 
dadurch entweber die Sitte, Alles zum loben, ober eine alle gefelligen 
Kreife ſtoͤrende Verfchloffenheit eintreten, da ber ehrlichſte Mann fuͤrch⸗ 


ten müßte, durch ein offenes Urtheil einer Snjurienklage ſich auszufeken, : 


oder es wuͤrde eine der moralifhen Natur des Menfchen unmürdige 
diplomatifche Schlanheit und Zeinheit in der Wahl der Ausdruͤde her: 


\ 

114) 3. 8. die Aeußerung, daß vor dem A. Keine Ehefrau ficher ift und 
cr jebe verführt habe, oder daß B. böswillig geſtohlen habe, was er bekommen 
koͤnnte. 

115) Richtig Hufnagel a. a. O. II. ©. 177. 

116) Jemand kleidete ein Freudenmaͤdchen, das einem anderen chrbarn 
Mädchen täufchend ähnlich fah, genau iſo, wie jenes Mädchen gebleibet war, 
nannte fie auch bei bem Namen bed Mädchens und erlaubte fich die größten 
Unanftändigkeiten gegen fie. 

117) Hufnagel, Comm. II. ©. 17%, Note. 
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jeigeführt werden; das Lob felbft wuͤrde ſeinen Werth verlieren, wenn 
Alles gelobt werden müßte, und ber in dem Zabel liegende, zum Selbſt⸗ 
denken uber und und unfere Handlungen aufforbernde, fo wichtige Sporn, 
Tüchtiges zu leiflen, würde wegfallen. Darnach iſt es a) nothwendig, 
bie Injurie von Handlungen und Aeußerungen zu unterfcheiden,, welche 
nur als Grobheit oder Indelicateſſe betrachtet werben koͤnnen. In der 
erſteren Beziehung kann man Unterlaffungen von Höflihletsäußerungen 
am ſich nicht Injurien nennen, z. B. wegen unterlafienen Hutab⸗ 
ziehens 218) oder wegen Verweigerung eines ehrenden Prädicateb, z. B. 
eines Iirels19),. Es kann zwar durch bie befonderen Umſtaͤnde eine - 
folche Unterlaffung zur Injurie werben, entweder durch die beigefügten 
Morte oder buch das hinzukommende Benehmen, durch welches die 
Abſicht, dieſe Unterlaffung als ein Zeichen ber Verachtung zu gebrauchen, 
ſich kund gibt. Aus der obigen zweiten Rüdficht kann eine Unanftänbig- 
keit für fih, wenn fie in Gegenwart einer ehrbaren Perfon vorgenoms 
men wird, fehe inbelicat fein, 3. B. unanftändige Erzählungen ober 
Entblößungen; zur Injurie werden fie aber erſt, wenn fie die Richtuyg 
gegen eine einzelne Perfon annehmen 220) und entweder auf diefe Perfon 
bezogen werden, um ben Glauben auszufprechen ober bei Anderen zu 
erwecken, daß die Perſon felbft unfittlich fei, ober wenn fie vorgenoms 
men werden, um zu zeigen, daß man jene Perfon nicht achte. b) Als 
leitender Grundfag muß nach den oben aufgeftellten Ruͤckſichten ber ers 
fheinen, daß das Urtheil über die geiftige Würbigkeit einer Perfon, über 
ihre Talente unb über ihre Leiſtungen im wiſſenſchaftlichen, kuͤnſtleriſchen 
oder Gewerbekreiſe frei fein muß und Feine Injurie begründet, weil 
bie Eigenfchaften des Geifted nicht mit der moralifchen Mürbigkeit zus 
fammenhängen, weil Niemand befwegen veraͤchtlich wird, daß er geiflige 
Talente vser. eine gewiffe Geſchicklichkeit nicht befigt, weil Jeder dadurch, 
"daß er im Leben mit gewiſſen Leiflungen hervorteitt, auch allen Anderen 
dad Recht gibt, über ben Werth ber Leiftung zu urthellen, und er baber 
auch auf Zadel gefaßt fein muß, weil endlich der Michter nicht im 
Stande tft, über die Wahrheit folder Urtheile zu entfcheiden!?!, Es 
kann aber eine Injurie begründet fein, wenn das Urtheil über die geis 
flige Wuͤrdigkeit zugleih mit einem (wenn auch verſteckten) Urtheil über 
die Sittlichkelt des Anderen 22) verbunden ift ober in Verbindung mit 
getoiffen Handlungen vorkommt, bie ein Ausdruck der Verachtung gegen 
den Anderen find. | 


12 Sufnagel, Somm. IT. &. 175, in ber Note. 
119) Nah Weiß, Sommentar zum ſaͤchſ. Strafgefegb. Th. II, &. 397, 
nahm daB ſaͤchſ. Dberappellationggericht an, daß das Weglaflen bes Praͤdikats 
Herr keine Injurie begrünbe. 

«. 13. $. 11. 21. J. de iniuriis. Weber, von ben Sniurien I. 


121) Weber, über Injurien Th. 1, ©. 124, Th. II, . 94, 168. 

Zum Bach, Bemerkungen ©. 278. Mein Auffag im Archive XIV. ©, 85. 

' 122) 3. 8. wenn man bie fchlechten Werke eines Anderen als -Kolge feiner 
finnlichen Ausfchweifungen, die feinen Verſtand zerftdrten, darſtellte. 
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c) Bertohrfe von Eörperlichen Gebrechen eines Anderen werben k 
der Regel nur Indelicateſſe enthalten, da auch hier bie‘ moraliſche Wi 
digkeit des Anderen nicht angegriffen wird; allein fie koͤnnen Fajıra 
begründen, entweder wenn fie mit einer herabwärbigenden Form, mi 
Verhöhnung des Anderen ober unter Umfländen erfolgen, Die als Zeicha 
ber Verachtung gelten, oder wenn der Vorwurf in Verbindung mit in 
Unfittlichkeit des Amberen gebracht wird 12). Dadurch, daß darinig, 
welcher Eörperliche Gebrechen ausfhwagt, ſich der Verlegung einer Pflicht 
zum Geheimnifje ſchuldig macht, wird die Handlung noch nicht zur In⸗ 
jurte; allein fie kann flrafbar werden, fo weit der Aeußernde eine firafı 
— — ſeiner Pflicht zur Geheimhaltung beging29), 3. B. 
der Arzt. 

d) Das Recht zum freien Urtheile uͤber die geiſtige Kähigteit oder 
die Geſchicklichkeit eines Anderen wird dadurch nicht aufgehoben, ba 
derjenige, über welchen ein hartes Urthell gefällt wirb, von dem Staatt 
‚angeftellt ober zur Ausübung eines gewiffen Berufes befähigt if. Wem 
zwar ber Beamte Anſpruch auf den Schu der von bem Staate ihm 
‚ verliehenen Ehrenrechte hat 120), fo bezieht ſich dieß darauf, daß M bi 
bee Ausübung feines Amtes fordern. kann, daß Niemand ihn durch Be 
Teidigungen ftöre, daß auch überhaupt Niemand ihm die Anerkennung 
der von dem Staate verliehenen Würde verfage; allein deßwegen if 
nicht die Kreiheit des Urtheiles über feine Fähigkeit überhaupt aufgehe 
ben; denn durch die Anftellung iſt ihm noch nicht das eine juriſtiſche 
Bermuthung enthaltende Zeugniß feiner Geſchicklichkelt in ber Art gegeben, 
daß jede feiner berufsmäßigen Leiflungen vorzüglich fe. Wer gegen ein 
von einem Richter gefälltes Urtheil appellirt, befchulbigt ihn zwar auch 
des Irrthumes, wer den Richter perhotreſcirt, beſchuldigt ibn auch 
menſchlicher Befangenheit, aber er injurirt dadurch nicht; das Allgemeine 
Urtheil über Unfähigkeit, hervorgegangen aus ben einzelnen Lelflungen, 
iſt deßwegen noch Eeine Injurie und mird es nur!20) duch bie Um: 
ftände, die Form, das hinzutommende Benehmen, welche die Verochtung 
ausdruͤcken oder dadurch, daß man das Urtheil uͤber die Säbigkeit vu: 
gleich mit einem Urtheile über die moralifche Unwuͤrdigkeit verbindet >. 

e) Daß ein Ehrlofer nicht injurtet werden koͤnne20), darf in bet 
Allgemeinheit nicht aufgeftelt werden. Man wuͤrde fonft zu det Bes 
hauptung kommen muͤſfen, daß ungeftraft gegen eine zu entehrenber 
Strafe verurtheilte Perfon jede Realinjurie, jede gemeine Verletzung det 
Schambaftigkeit, jede Verbalinjurie verübt werden koͤnne. Unſere Ehr⸗ 


123) Mein Aufſat im Archive XIV. ©, 87, und neue Folge, 1839, 
36 


124) zul gel, Comm. II. ©. 175. 

125) Heffter, Lehrbuch $. 296. & 6.512 
126) Hoffmann, im Archive des Griminalr., neue Folge, 1844, 7. 
Tole Mein Auffag im Archive XIV. ©. 84. Chassan, 


841. — 
128) S. darüber Feuerbach, Lehrbuch $. 277, und Literatur IM 
nen Zuſaͤtzen Rote II. URS 
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ofigkeit iſt keine ſolche Rechtsentziehung, daß ber ſogen. Ehrloſe allen 


Inbilden preisgegeben werben koͤnnte, nur einige Rechte find dem Ehr⸗ 
ofen im heutigen Sinne entzogen!??),. Daß übrigens derjenige nicht 
trafbar ift, welcher von dem, ber wegen eines entehrenden Verbrechens 
5 erlitt, erzähle, welches Verbrechen jener begangen habe, hängt 
mit Gen Grundſaͤten von der exceptio veritatis zufammen. 

F) Eine Injurie kann nah dem römifhen Mechte auch mittel: 


zar infofern verfolgt werden, al& getwiffe Perfonen wegen Beleidigungen, . 


zie nicht ihnen zunaͤchſt, fondern anderen mit ihnen nahe verbundenen 
Perfonen zugefügt werden, Klage erheben koͤnnen 30), wovon ber Fall 
(auch mittelbare Injurie im weiteren Sinne oft genannt) 


getrennt werden muß, wo bie gegen eine Perfon zunaͤchſt ausgeſtoßene 


Injurie au eine Injurie gegen eine andere enthält. Daß jene 
mittelbaren Injurien roͤmiſche Anſichten einer näheren häuslichen 
Verbindung und einer potestas vorausfegen, als unfer Recht 121) 


fie kennt, iſt nicht zu bezweifeln, daher auch über die Anmen⸗ 


dung der römifhen Stellen bei uns Zweifel entftehen Tinnen??2); 
allein auch neue Geſetzbuͤcher 182) ſtellen das Recht dritter Perfonen in 
ähnlichen Verhältniffen (3. B. Vater, Ehemann) zu Etagen auf; nur 
darf man, wo ein Gefegbuch eine ſolche Injurie nicht mehr.erwähnt, 
auch Leine mittelbare Injurie annehmen, und da, wo nur gewiſſe Per: 
fonen im Gefegbuche erwähnt find, dieß auch nicht auf Andere !?*) aus⸗ 
dehnen 1%); aucd muß der Richter wohl beachten, ob das Geſetzbuch 
dieß Recht dritter Perſonen aus dem Gefichtspunfte ber Vertretung An⸗ 
derer, oder aus dem Standpunkte der mittelbaren Injurie auffagt!?®), 

8) Daß auch wegen Injurien, bie in Bezug auf einen fchon Ver⸗ 
ftorbenen geäußert werben, die Nachkommen Plage koͤnnen, erkennt 
das römifche Recht an!??). Man kann zwar hier nicht von einer dem 
Verftorbenen felbft zugefügten und gleihfam in feinem Namen erfolgten 
Injurie fprehen, fondern nur das Intereſſe und das Zartgefühl der 
Erben, welche getränkt werden, wenn bas Andenken ber ihnen theueren 
Derfonen gefchmäht wird, bemog auch bie neueren Gefeggebungen, den 
Nachkommen mit gewiſſen Beſchraͤnkungen ein Klagerecht zu geben 13°), 
Mur muß dabei das Gefeg davon ausgehen, baß die Freiheit des Ur⸗ 


129) Gut Hufnagel, Commentar II. &. 178. Abegg, Unterfuchungen 
©. 61. Neues Archiv des Griminalr. IX. S. 623. 

130) $. 2. Inst. de iniur. L. 1. S. 8. 4. 6. 8. L. 15, $. 24. D. de 
iniur. Feuerbach, Lehrbudy $. 281. | 


131) Wie weit man von mittelbaren Injurien ſprechen ſoll ſ. Temme, 


Kritik des preuß. Entwurfes ©. 224. 
132) Sander, in den Annalen der babenfchen Gerichtshoͤfe, 1835, Ar. 49. 
133) Saͤchſ. Geſetzbuch Art. 203. Württemberg. Art. 292. 
134) Schwerlih hat der Bräutigam wegen ber Injurie der Braut bad 
nad rom. Rechte (L. 15. 6. 24. D. de iniur.) gegebene Recht. 
135) HQufnagela. a. O. II. ©. 219. 
136) Weiß, Sommenter II. ©. 412. 
137) Eiteratur in meinem Bufage IV. gu Feuerbach's Lehrbuch $. 277. 
138) Hufnagel, Somment. U. ©, 222, 


! 
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theiles uͤber Verſtorbene noch größer fein muß, ba ber Todte nicht mebe 
ſelbſt Nachtheile aus Injurien fählt und dem Meiche der Geſchichte an- 
gehört, im welchem Freiheit ber Aeußerungen anerkannt werden muß; 
es ſollte daher nur den zunaͤchſt mit dem Verſtorbenen verbundenen Pers: 
fonen, 3. B. Ehegatten, Eltern, Defcendenten ein foldyes Kla t 
eingeräumt werben !2°), und zwar unabhängig bavon, ob ber er 
Erbe des Verftorbenen wurbe!*0). Auch darf man nicht allen Nach⸗ 
kommen (oft nach vielen Generationen noch) ſolche Klagerechte geben; 
auch Tprechen viele Stände dafür, nur bei Verleumbungen !*!) gegen 
Verftorbene den Nachkommen Klagerechte zu geben. 

VII. Ein weſentliches Erforderniß der Injurie iſt bie Abſicht 
zu beleidigen (animus iniuriandi). Ueber die Bedeutung dieſes Er⸗ 
forberniffes herrſcht große Verfchiedenheit der Anfichten , theils weil man 
zu fehe diefe Art der Abficht *von dem Dolus überhaupt zu trennen 
fuchte, theils weil die Theorie von diefer Abficht unter dem Einfluffe 
ber- gemeinrechtlichen Anficht entfland, nach welcher die Injurie in der 
Regel civilrechtlich verfolgt wurde und man zu dem Klagegrunde ber 
Injurie audy den animus iniuriandi forberte, deſſen Beweis ber Kläger 
führen mußte. - Wenn bie römifchen Gefege 142) erklären, daß keine 
iniuria ohne dolus verübt werben kann, fo ift baburch die culpofe 
Injurie ausgefchloffen?*®), weil die Injurie nicht zu den Verbrechen 
gehört, deren Thatbefland eine gerbiffe Wirkung fordert, fo dag aud 
dann Strafe eintritt, wenn dieſe Wirkung auch nur durch culpa herbei: 
geführt ift, weil auch bei der Injurie felbfl da, wo Jemand unvor 
fichtig eine Aeußerung macht, die den Anderen verlegen koͤnnte, durch 
die nachfolgende Erklärung bes Aeußernden, daß er Leine böfe Abſicht 
hatte. Die römifdgn Stellen, welche man als Beweiſe der Annahme 
eutpofer Injurien anführte!%*), beziehen fi nur darauf, daß man 
wegen gewiſſer Beſchaͤdigungen, wenn. fie auch nicht mit dolus verübt 
waren, cwilrechtlich Magen kann 220). Die fogen. Abſicht zu beleidigen 
ift eigentlich nur der dolus, ber bei der Injurie (wie überhaupt bei den 
einzelnen Verbrechen) eine befondere Richtung hat und darin befteht, 
daß der Injuriant, während er weiß, daß feine Danblung oder Aeuße⸗ 
rung eine folche iſt, welche bie Ehre des Anderen kraͤnken und ihn als 
verächtlich darftellen ann, diefe Handlung ober Aeußerung body vor⸗ 
nimmt. Dadurch fpricht er fchon hinreichend aus, daß er feine Mei⸗ 
nung von der Verächtlichkeit des Anderen an den Tag legen oder in ber 
Meinung ber Mitbürger den Anderen als veraͤchtlich barftellen will. Es 
genügt darnach zur Injurie, wenn ber Injuriant zwar bei der Vor⸗ 


189) Das heffifche Geſeßbuch, $. 321, gibt das Klagerecht nur den Eltern, 
Großeltern, Kindern, Enteln, Ghegatten, Sefchwiftern des Werflorbenen. 

140) Mit Unrecht fpricht das hannov. Geſetzbuch, Art. 269, von Erben. 

141) Braunfchweig. Geſetzbuch Art. 245. - 

142) L. 8. 6.1. 2. L. 44. D. de iniur. L. 5. Cod. de ininr. 

143) Mein Zufag I. zu Feuerbach's Lehrbuch $. 278, 

14) L. 7. $. 18. L. 31. J. de iniur. 

145) Wächter, Lehrbuch Il. ©. 98. 
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‚nahme einer Inhurie einen anderen Hauptzweck 120), aber das Bes 
wußtfein bat, daß feine Handlung oder Aeußerung ehrenkraͤnkend iſt, 
und dieſelbe ale Mittel zur Erreihung feines Zweckes braucht”). Das 
durch iſt ſchon das Weſen der Injurie erfhöpft, wenn ber Thaͤter feine 
Nichtachtung bee fremden Perfönlichkeit an den Tag Irgt!*2). Bei der 
Berleumdung wird in dem Vorwurfe der unfittlihen oder verbrecherifchen 
Thatfache ſchon der animus iniuriandi dann vorliegen, menn der Ange: 
ſchuldigte nicht die Xhatfache beweifen kann, weil er dann als wiffent- 
Lich falſch vorbringend erfcheint, wenn er nicht nachweiſt, daß er we⸗ 
neitens gute Gründe gehabt habe, fie für wahr zu halten. Bei andes 
ven Injurien aber kommt es freilich aufedie Art der Abſicht an, theils 
weil wirktich einzelne Handlungen eine fehr verfchiedene Auslegung leiden, 
. amd bier auf die Umflände ed ankommt, unter denen fie vorgenommen 
werben 149), theils weil eine an fich fehr verlegende Handlung durch den 
Irrthum, zu welchem ber Andere felbft Veranlaſſung gab, entfchuldigt 
werben kann 190), theil® weil auch durch gewiffe Verhältniffe, melde 
zroifchen dem Aeußernden und dem Injurliten obmwalten, die Annahme 
einer ehrentränkenden Abficht befeitigt wird, z. B. bei Heußerungen in 
Amtsverhältniffen oder bei Injurien unter Ehegatten 101). Man kann 
dabei nicht die civilcechtlichen Grundſaͤze vom Beweiſe und Gegenbeweiſe 
zur Anwendung bringen, fo daß der Ankläger den Beweis bes animus 
iniuriandi vollftändig liefern muß, fo wie man auch mit gewiſſen allge: 
meinen Präfumtionen 102) für oder wiber biefen animus nicht zu frei: 
gebig fein muß 168). Am richtigften wendet man bie Srundfäge, melde 
über den Beweis des dolus gelten, auf den Beweis des animus iniu- 
riandi an1®*), fo daß der Michter bei einer Injurie glle Umftände des 
einzelnen Falles unterfucht, dabei mit gleicher Sorgfalt die für die 
Schuld wie für die Unfchuld berftellt, alfo auch Alles ausmittelt, was 
nad ber Erklärung des Angefchuldigten Aber bie Art, wie er auf un⸗ 
firäfliche Welfe zu feiner Aeußerung kam, gegen die Annahme des ani- 
mus iniuriandi fpriht. Nach diefer Erwägung wird ber Richter leicht 
im Stande fein, über das Dafein oder Nichtdafein dieſes animus zu 
entfcheiden '°°). Dem Angefchuldigten muß nur immer erlaubt fein, 
Altes anzuführen, wodurch er von dem Vorwurfe der Abſicht zu belei⸗ 
digen fich befreit; in diefer Beziehung kann auch unter Umfländen bei 


146) 3. 8. A. will durch bie Aeußerung erreichen, daß ein Anderer bas 
Mädchen, welches A. injurirt, nicht heurathe und A. fie dann beurathen könne. 

147) Abegg, Lehrbuch $. 296. 

148) — ———— a. a. O. ©. 859. Heffter, Lehrbuch $. 802. 

149) 8. 8. L. 44. D. de iniur. Wenn Jemand einen Bürgen mahnt. 
Hofmann, im Arkhive des Griminalr., 1842, ©, 374, \ 

150) 3. 8. nad L. 15. ©. 15. D. de iniur. 

152 Abegg, im Archive bes Griminalr., 1842, Nr, 14, 

152) Heffter a. a. D. $. 802, Note 5. 

153) Am wenigften follte es ein Gefegbuch thun⸗ 

154) Gut Hufnagel, Gomm. II. ©. 170. 
s 155) Weber, von den Injurien I. ©. 71. 
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eußerungen gegen einen Anderen bie Vertraulichkeit ber Aeuferun 
wichtig werben ?°°). 
VIII. Eine der wichtigſten Fragen ift bier, in wie fern der Be⸗ 
weis der Wahrheit ber Thatfache, welhe in ber Beſchul⸗ 
digung eines Anderen liegt, denjenigen, mwelder bis 
Thatfahe behauptete, von der StrlXe der Verleumbdung 
befreit. In Bezug auf das gemeine Recht kann die Zuldffigfat 
dieſes Beweiſes nicht bezweifelt werden. Schon das römifche Medye !57) 
geflattete biefen Beweis; die Rechtsquellen bes Mittelalters fcheinen, 
unabhängig von ben römifchen Anfihten, den Beweis anerkannt gu 
haben 159). Auch die Juriften des Mittelalters nahmen ihn bald in die 
Praxis auf 100). In dem teutfdhen Gerichtögebrauche war zwar eim 
Verſchiedenheit ber Anſichten 1600), allein die größte Zahl der Juriſten 
und der Mechtsfprüche erklaͤrte fich für die Zuläffigkeie, um fo mehr, 
als das Gewicht der Gruͤnde für die Geſtattung dieſes Beweiſes 11) 
"immer mehr erkannt wurde; weil der Begriff der Verleumdung nad 
allen Vorftelungen des Volkes einen falfchen Vorwurf in fid faßt, 
und es allen Anfichten des Volkes wiberfiteben würbe, menn derjenige, 
welcher eine notorifche oder leicht al& wahr erweisbare Thatſache von 
einem Anderen ausfagt, als Verleumder geflcaft würde. Schließt das 
Geſetzbuch den Wahrheitsbeweis aus, fo werben im gefellfchaftlichen Leben 
eben fo wie in ben Öffentlichen Verhältniffen mannichfaltige Nacıtheite 
herbeigeführt; bie gewiſſenhafteſte Warnung, welche der redliche Mann 
dem Freunde in Bezug auf ben Charakter eines Anderen ausfprict, 
muß dann eben fo beftraft werben, als die offene im öffentlichen Ins 
tereſſe gefchehene Erklaͤrung, daß 3. B. ein Wahlcandidat nit würdig 
iſt. Wenn bie Moralifhe Stimme eine gewiffe Handlungsweiſe gebietet 
oder erlaubt, fo bat der Geſetzgeber Unrecht, eim dieſer moraliſchen 
Stimme ent[prechendes Benehmen ber Bürger zw befirafen. Die Moral 
aber erlaubt nicht blos, ja gebietet felbft die Wahrheit zu fagen. Aud) 
bat derjenige, gegen welchen eine ungerechte oder auf einer entftellten That⸗ 
fache beruhende Beſchuldigung vorgetragen wird, felbft ein Intereſſe ?o2), 
daß der Wahrheitsbeweis des Angeſchuidigten nicht abgeſchnitien werde, 
bamıft nicht durch den vom Geſetze über die Beſchuldigung gebreiteten 
Mantel der Schein entfiche, daß doc; die Befchuldigung in der Wahr, 
heit gegründet fei und leicht hätte bemwiefen werde fönnen, wenn man 
nur den Bewels geflattet hätte. Auch in England und Frankreich, in 





156) &. baber heſſiſches Strafgefesbuch Art. 305. — 
= ur 18, D. de iniur. Daruͤber Walter, im Archive des Griminalt. 

158) Stellen in meinem Auffage im Archive des Grminalr., 1839, 6. 
5, und dazu in dem alten Rechte von Rheims in Varin. Archives p. 204 

159) Clarus, sent. V. $. iniuria p. 120. 

160) Literatur in Heffter, Lehrb. $. 301, Note 4. 

161) Mein Auffas im Archive des Criminalr. &. 24. ’ den 

162) Daher hat das ‚oben in Note 87 angeführte ſardiniſche Geſetzbuch 
Injurirten das Feecht gegeben, auf die Fuͤhrung des Beweiſes anzutragen. 
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welchen Laͤndern der Wahrheitsbeweis nicht geſtattet wirb, neigt ſich die 
neuere Anſicht immer mehr dahin, das beſtehende Recht als unpaſſend 
zu erklaͤren 108). In England wurden die Nachtheile der beſchraͤnkenden 
Rechtsanſicht ohnehin durch das Geſchwornengericht und durch die Ruͤck⸗ 
ſicht beſeitigt, daß da, wo die Geſchworenen fanden, daß der Angeſchul⸗ 
digte bona fide die Aeußerung machte (wohin auch der Fall ber Aeuße⸗ 
zung einer wahren Thatſache gehörte), fie kein libel angahmen und los⸗ 
ſprachen 164). Bei mündlichen Injurien ift in England immer der 
Mahrheitsbeweis geftatte. In Nordamerika, mo fonft englifches Recht 
gilt, ift es ein anerkannter Grundfag !°°), daß der Beweis der Wahr: 
heit zugelaffen werden muß. Die gegen bie Zulaffung des Wahrheites 
beweiſes oft angegebenen Gründe !°0) widerlegen fich leicht, wenn man 
bie zuvor angeführten höheren Intereſſen erwägt, welche bie Geftattung 
des Wahrheitsbeweiſes fordern und wenn man über die Befchränktungen 
fi verfländigt, unter welchen dieſer Beweis zugelaffen merden Bann. 
Nie kann der Beweis geftattet fein, wo Jemand eine der Form nad 
begründete Injurie ausftößt, ober mo die Injurie in einem Urtheile 
befteht, weiches über die Würbigkeit des Anderen im allgemeinen gefällt 
wird 167). Ob aud da, wo zwar bie Thatfache als wahr bemwiefen wird, 
jedoch die Abficht zu beleidigen vorliegt, ift ein Gegenftand hoher Er- 
wägung für die Geſetzgebung 108). Es wird hier die Veftrafung von _ 
einem hoͤchſt unbeftimmten Verhältniffe abhängig gemacht; ſehr leicht 
kann der redlichfte Dann in dem Gefühle der gerechten Entrüftung über 
das Unrecht eines Anderen, ber ſchamlos mit feiner Zugend prahlt, aud) 
in harten Ausdrüden, und eben nicht in ber Abficht, bem Anderen wohl⸗ 
zutbun, fondern demjenigen, der Verachtung verdient, ſie aud) auszus 
drüden, eine Thatſache vorwerfen, die er ftreng beweiſen kann. Soll 
ee bier doch beftraft werden? Geſtattet bei bem Wahrheitsbeweiſe kann 
e8 aber nicht fein, daß der Angefchuldigte ſich auf ſolche Thatſachen be= 
ziehe, welche zur Zeit, als er die Injurie vorbrachte, noch nicht exiſtir⸗ 
ten, 3. B. am 12. Juni 1843 hat A. von dem B. geäußert, daß er 
geftohlen habe, und will nun bemweifen, daß im Juli 1843 B. geftohlen 
babe; denn bier ift ja nicht bie Wahrheit der am 12. Suni gemachten 
Aeußerung bewiefen; dagegen muß er ſich ber Beweismittel bedienen 
bürfen, welche er zwar am 12. Juni für feine Behauptung noch nicht 
kannte, fondern erſt fpäter erfuhr, weil oft Jemand erſt nachdem er 
veranlaßt ift, den Beweis zu führen, un Beweismittel fih umficht. — 
Aus der oben gegebenen Darflelung ber neuen Gefehgebungen zeigt ſich, 


163) Nachweiſungen in meinem Auffage im Archive, 1839, &. 11—20. 

164) Merkwuͤrdig ift hier ber sixth Report on criminal law p. 58. und 
die. intereffanten‘ Aeußerungen von Brougham und Dupin (der Iepte über 
bie many. Geſetzgebung) p. 150. diefes Reports. 

165) Radyweifungen in meinem Auflage im Archive S. 18. 

166) Zufammengeftellt in meinem Auffage im Archive ©. 20. Ä 

167) Mein Zuffan a. a. O. S. 31. Hufnagel a. a. DO. II. ©. 216. 

I aid bie Rüdfiht auf gute ober böfe Abfiht mein Aufſat a. a. 
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daß auch alle neuen teutſchen Geſetzbuͤcher!d) den Wahrheitsbeweis zu: 
laſſen und nur einige Befchränkungen beifügen. Die vorzäglichfte derſel 
ben muß bei den Preßvergehen (f. unten ben Art. Preßvergehen) 
geprüft werben. j 

IX. Eine eigene Art von Injurie iſt in ber gemeinrechtlihen Prart 
unter dem Ausbrude Realinjurie aufgeftellt worden. ie ift durch 
roͤmiſche Fragmente, welche von iniuriae, quas in corpus patimar, ode 
iniariae, quae re inferuntur fprechen, entftanden 170). Man trennte nun die 
reine Injurie, die nur als Ehrenkraͤnkung ohne Verletzung anderer 
Rechte der Perfon erfcheint, und entweder als woͤrtliche ober als ſymbo⸗ 
liſche vorkommt, von dee gemifhten ober Realinjurie!“), be 
welcher neben der Kränkung der Ehre auch bie Verletzung des Rechtes 
auf Integrität des Körpers vortommt. Die Anficht von den Reallnjn⸗ 
sien erhielt in neuerer Zeit eine andere Richtung durch Me Ausbildung 
ded Verbrechens der Körperverlegung 172), und man glaubte ſelbſt zu 
weilen, daß bie Realinjurie bei der jegigen Ausdehnung des zuletzt ge 
nannten Verbrechens ganz entbehrt werden koͤnne; allein dieß iſt eben fü 
wenig in ber teutfchen Praxis 172) gegründet, als es Beifall nah af 
gemeinen Grunbfägen verdient. Es ift nämlich ſchwerlich zu billigen, 
wenn man bad Verbot der Körperverlegung zu weit ausdehnt, und jedes 
Stoßen, Schlagen, jede Mißhandlung eines Anderen eine Koͤrperver⸗ 
tegumg heißt. Wie das feanzöfifche Recht unter dem Ausbrude: voies 
de fait alle174) geringen Xhätlichkeiten begreift, die nicht zu den im 
Geſetzbuche mit correctionellen oder peinlichen Strafen bedrohten Vet 
wundungen gehören, fo hat das teutfche Recht die geringen Thaͤtlichkeiten 
unter den Geſichtspunkt der Mealinjurie geſtellt 170). 

Der Erfolg und die Hauptrichtung ber Handlung Im einzels 
nen Falle beftimmen den Unterſchied. Ueberall, mo bie Zhärlichkelt 
einen ſchweren Erfoig hatte (die Grenze muß freilid; das pofitive Geſet 
ziehen) oder two bie Abficht des Thaͤters erwelslich auf bie Hervorbringung 
der Verletzung der Integrität des Körpers gerichtet war, z. B. um ben 
Geſchlagenen unbrauchbar für feine Gefchaͤfte zu machen, I Körper: 
verlegung vorhanden, während In anderen Faͤllen, z. B. bei Schlägen, 
wo Bein ſchwerer Erfolg eintrat und keine eben zuvor bezeichnete Abficht 
zum Grunde lag, Mealinjurie eintritt, bei welcher die Verlegung es 
Körpers nur die Nebenfache ift!7%). Die bei einer ſolchen Injurie ein 





169) Prüfung derfelben in meinem Auffage a. a. D. &. 8. 

170) L. 1. $. 1 u. 2..D. de iniar. in Paulli Rec. 8. V. 4. $.1. 

171) Zeuerbach, Lehrbuch $. 282, 291. Abegg, Lehrb. $. Mi 
Marezoli, Lehrbuch ©. 861. 

172) Heffter, im Archive des Criminalr., 1839, ©. 247. 
173) Das preuß. Landr. II. Zit. 20, $. 79%, ſpricht auch von den Real 
injurien, 

174) Hollie, theorie du Code penal vol. V. p. 384, 

175) Auch neue Gefegbücher führen noch darauf. Gaͤchſ. Geſetzbuch $.1% 
Württemberg. $. 283, | . 

176) Temme, Kritit bes preuß. Entwurfes II. &. 208. 
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tretende Verletzung der Perſoͤnlichkeit durch Angriff auf den Koͤrper be⸗ 
wirkt zwar, daß bei der Strafausmeſſung die Strafe hoͤher werden kann, 
weil ſchon die Volksanſicht die Thaͤtlichkeit gegen einen Anderen als 
das hoͤchſte Zeichen der Verachtung betrachtet; aber deßwegen hat man 

Unrecht, von einer Concurrenz der Werbrechen zu ſprechen und die 
Strafe dee Injutie und der Körperverlegung zum Grunde gu legen!?7), 
X, Nach gemeinem Rechte kommen als rechtliche Nachtheile 
verübter Injurien vor: A. der Anſpruch auf Privatgenugthuung; 
B. die dffentiiche Strafe; C. bie Verpflichtung des Injurianten 
zue Abbitte, Ehrenertidrung und Widerruf, Das vömifche 
Recht gibt dem Injurirten das Recht!7®), vermöge der Aftimatorifchen 
Klage auf eine ihm gufallende Geldſumme anzutragen, bei welcher ex 
feine erfittene Kraͤnkung zu Geld anſchlaͤgt, jedoch der Richter das Er⸗ 
maͤßigungsrecht hat 179). Neben dieſer Klage beſteht noch gemeinrecht⸗ 
lich die Klage auf Schadenerſatz, inſofern der Injurirte einen erlittenen 
Schaden in Folge der Injurie nachweiſen kann. Bei der Darſtellung 
der Beſtimmungen der neuen Geſetzgebungen wurde bereits angefuͤhrt, 
daß die meiſten die Injurienklage aufgehoben und nur oͤffentliche Stra⸗ 
fen eingeführt. haben; die wuͤrttembezgiſche Geſetzgebung hat jedoch dieſe 
Klage beibehalten, und zwar weil die Kammern gegen den Vorſchlag 
der Regierung, welche Pie actio iniuriarum aufheben wollte, für bie 
Zweckmaͤßigkeit derfelben ſich erklärten 30). Eine feſte Volksanſicht uͤber 
ben Gebrauch dieſer Klagen läßte ſich nicht nachweiſen. Sehr haͤufig 
werden dieſe Klagen nur von Perſonen gebraucht, bei welchen der große 
Werth, den fie auf eine Geldſumme legen, zeigt, daß für fie die Ehre 
nicht fehr hohe Bedeutung bat; am meiften kommt bie Klage bei den 
mittieren Ständen vor, und hat häufig die Helge, daB der Sieger bie 
Geldfumme, welche ihm zuerkannt wird, nicht für ſich behaͤlt, ſondern 
einer mwohlibäfigen Auſtalt zuweiſt. Die gebildete Claſſe des Volkes 
findet die in dieſer Klage liegende Art, die Ehre zu Geld anzuſchlagen, 
nicht fuͤr wuͤrdig; allein es laͤßt ſich nicht leugnen, daß auch oft 
Perſonen, welche auf Ehre hohen Werth legen, ſich dieſer Klage bedie⸗ 
nen, wicht um Geld zu gewinnen, ſondern um ein Mittel zu erhalten, 
durch welches ficderer die Veruͤbung der Injurle conflatirt werben kann, 
ats dieß bei dem Strafprozeſſe der Kal iſt, weil bei der Geſtattung ber 
actio aeztimatoria der Civilprozeß eintritt, und in biefem vorzuͤglich die 
Aulaͤſſigkeit ber Eideszufchtebung bewirkt, daß eher ber Beweis der In⸗ 
jurie geführt werden kann, 3. B. in Faͤllen, In welchen der Beleibiger 
richt ‚vor Zeugen, ſondern abfichtlic, in Abweſenheit von ſolchen einen 
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177) Mit Recht erklaͤrt ſich daher auch Temme, a. a. O. S. 206, gegen 
ben preußiſchen Entwurf. Bol. den Art. Korperverletzung. 
= un $. 7. Inst. de inlar. Gensler, im Archive für civil. Praxis IV. 
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1758) Hekftar, Lehrbuch 9. 906. Marezoll a. a. O. ©. 865. 

180) Ueber den Gang der Verhandaugen v. Waͤchter, im Archive für 
Sivitprarid XXL. ©, 77. : | 
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Anderen empfindlich beleibigt und ber Beleibigte hoffen kann, daß ir 
Beklagte, wenn er Ihm den Eid zufchiebt, doch nicht wagt, ben Eh 
zu leiſten. Zuweilen wird auch bie Injurienklage gewählt, um eine 
wirklich dutch die Injurie erfittenen aber ſchwer zu liquidirenden Scha⸗ 
ben erſetzt zu erhalten. — Die neben ber aͤſtimatoriſchen Klage zulaͤſfize 
(auch in Württemberg nad) Art. 18 bes Gefege® über bie privattecht⸗ 
lichen Folgen geftattete) Schadenerfagklage zeigt ſich im ihrer Anwendunz 
häufig unwirkſam, weil die teutfche Praxis zu aͤngſtlich ſtrenge Beweiſe 
des Saufalzufammenhanges zwifchen ber Injurie und dem Schaden un) 
ebenfo vollftändige Nachweifungen ber Größe bes Schadens fordert, was 
wohl felten möglich ift !9%), daher, wenn man bie Schadensklage gewaͤh⸗ 
zen will, man dem Beiſpiele der Sranzofen folgen und dem Ermeſſen ber 
Richter eine große Freiheit der Abwägung bes Schadens nad den Ber 
hälmiffen des einzelnen Falles einrdumen muß. — Grundfag if &, 
baß der Beleidigte wählen muß, ob er die attio iniuriarum zestimatons , 
— oder auf oͤffentliche Strafe antragen will, ſo daß er beide 
ege zuſammen nicht gebrauchen Fann!°2), was weiſe iſt, weil es nur 
bie Folge eines übertriebenen Rachegefuͤhles fein wuͤrde, wenn ber Bo 
leidigte nicht mit einer Genugthuung zufrieden fein, fondern beide für 
bern wollte. Jedoch ſteht der Befugniß, der Civilgenugthuungsklage fih 
zu bedienen, der Umſtand nicht im Wege, daß "eine Criminalunterſuchung 
wegen ber Injurie von Amtswegen (fowelt dieß das Geſetz erlaubt) ober 
auf Antrag eines Fiscals eingeleitet worden iſt, weil im dieſen Faͤllen 
dem Injurirten nicht vorgeworfen werben Tann, daß er beide Grnup 
thuungswege forderte und weil er, ba ihm das Wahlrecht durch die 
Handlung eines Dritten geraubt wird, nicht feine Befugniß verlieren 
darf, der Civilklage fich zu bedienen. Auch ift es anerfaung def, wenn 
auch der Beleibigte die actio aestimatoria wählte, er neben derſelben 
auf Abbitte, Widerruf u. f. w. anteagen kann, weil dieſe Klagen nad 
ihrer Entftehung und Bedeutung auf Beine Hfentlihen Strafen gerichtet 
find 20), Was die öffentliche Strafe betrifft, fo hertſcht barhber 
keine Gleichfoͤrmigkeit, weil auch die Anfichten über die Bedeutung der 
Injurien zu verfchieben find. Die teutfche Praris unterſchied vine 
zwiſchen leichten und ſchwerenz zu dem legten gehören JInjurien, 
welche mit Thaͤtlichkeiten am der Perfon des Beleidigten ven 
find, Schmähfchtiften, Injurlen der Kinder gegen ihre Eltem!#), 
Beleidigungen gegen äffentlihe Beamten, und Perfonen, denen der 
Beleidigee befondere Ehrerbietung ſchuidig If. Aus der Ber 
gleihung der Beflimmungen ber neuen Strafgeſetzbuͤcher über Iniw 
"cien laffen ſich als allgemein anerfannte Säge ableiten, baf Gefänp 
niß⸗ und Geidſtrafen die Strafen der Injurien find, daß die Ber 


181) Richtige Bemerkungen v. Wächter, im Archive a. a. D. ©. 9, 

182) $. 10. Inst. de iniur. 

183) Weber, von den Injurien IL. &. 47. Abweichende Anfichten fon 
men nur vor, weil man oft die Natur dieſer Rechtenachth verkennt. 

184) Daruͤber holſtein'ſche Anzeigen, 1837, ©. 340. 
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leumdungen in ber Regel hoͤher als einfache Ehrenkraͤnkungen beſtraft 
werden, und die Strafe der erſten bis zwei Jahre Freiheitsſtrafe ſteigen 
Tann. Der Fehler mancher neuen Geſetzbuͤcher liegt hier nur darin, 
dqß fie Ruͤckſichten, welche ber zartfuͤhlende und gerecht urtheilende Rich⸗ 
ter von ſelbſt nehmen wird (aber dann mit Abwaͤgung der kleinſten 
Umſtaͤnde des Falles), abſolut als Normen aufſtellen, welche der Richter 
befolgen und daher wegen gewiſſer Verhaͤltniſſe höher beſtrafen muß; 
fo z. B. läßt es ſich nicht billigen, wenn abfolut der Rang und Stand 
des DBeleidigten oder ber Umfland, daß die Injurie fchriftlich veruͤbt 
wurbe, als nothwendiger Straferhöhungsgrund ausgefprochen werben; bey 
der Stand des Beleidigten an fi kann den fittlichen und bürgerlichen 
Werth des Menfchen nicht erhöhen; im bürgerlichen Leben in den. ges 
felligen Kreiſen teitt Häufig dee Rang und Stand in ben Hintergrund ; 
der Beleidigte des höheren Ranges ſtellt fi, im gefelligen Leben oft 
ſelbſt dem eines niedrigeren Standes gleich ober hebt durch fein Aufe 
treten im Leben und feine Eigenthümlichkeit bie höhere Achtung auf, 
welche man ihm zwar gezolit haben würde, wenn er auch feines Ranges 
würbig fich betragen hätte; baher kommt es darauf an, ob nad ben- 
befonderen Umfländen des Falles ber Beleidiger Veranlaffung haben 
konnte, durch den höheren Stanb bes Anderen von der Beleidigung ſich 
abhalten zu laffen!®). Auf biefe Art kann auch leicht die mündliche 
Injurie, die in einer großen Gefellfchaft ober bei Perfonen, die auf das 
Gluͤck des Geſchmaͤheten ben größten Einfluß haben, ausgefloßen wer⸗ 
ben, viel empfindlicher und nachtheiliger fein, als die fchriftliche Injurie, 
bie in einem engeren Kreife bleibt. In Bezug auf die Beleidigung 
von Beamten If es gewiß zu rechtfertigen 12%), wenn die Verleum⸗ 
bung ober Ehrenkraͤnkung eines Beamten, bie während ber Ausübung 
feines Amtes ihm zugefügt iſt, mit ſtrengerer Strafe belegt wied, weil. 
jeder Bürger ba, wo er dem Beamten als ſolchem gegenuͤberſteht, auch 
buch die dem Amte [chulbige Achtung von einem beleidigenden Betragen 
abgehalten werben fol und daher doppelte Pflichten verlegt und, bie 
Handhabung bee Ordnung im Staate burch Amtsbeleidigung: flört; ber 
Schler einiger neuen Gefeggebungen liegt hier nur darin, daß man dieß 
Vergeben über alle Gebühr ausdehnt und zwar nicht blos ba, mo es 
auch gemelnrechtlich nur angenommen. werben barf13T), wenn bie Be⸗ 
leidigung während ber Amtsausübung verübt wirb 1%), fondern auch 
wenn fie in Beziehung darauf geſchieht; badurch wird das Gericht 
genöthigt, 10 viele Handlungen, bei welchen bee Beleidiger nur dem 
Beamten als Privatmann gegenüberficht, mit firenger Strafe zu bele⸗ 
gen, wo biefe durchaus nicht gerecht ift, 3. B. wenn, oft nach langer 
Bett, im gefelligen Kreife ein Bürger einem Beamten wegen einer frühes 
ven Amtshandlung Vorwürfe macht. Daraus erklärt fi auch die im 


185) Temme, Kritik V. S. 214, 
186) Literatur in meinem Zuſatze II. zufeuerbadh’s Lehrbuch 5. 297. 
187) L. 1. S. 1. D. de extraord. . L. 10, Cod. de episo, cleric. 
188) Weber, über Injurien UI. &. 190. | 
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Ländern, wo neue Geſetzbuͤcher gelten, vorfommenbe große Zahl vn 
Amtsbeleidigungen 19%), die es nicht wahrhaft find, 3. B. wenn der 
Börgermeifter auf bem Dorfe, der auf dem Adler arbeitet und von fes 
nem neben ihm arbeitenden Nachbar wegen einer von bem Buͤrgermeiſter 
vor einigen Monaten erlaffenen Verfügung Vorwärfe erhält, wegen 
Amtsbeleidigung klagt. Ein anderer Fehler liegt darin, daß manche 
neue Geſetzbuͤcher die Amtsbeleidigung , flatt in dem Gapitel vom ben 
Anjurien der Beleidigung von Beamten und anderer im öffentlichen 
Dienſte ftehender Perfonen als einer höheren Art des Vergehens and 
haͤhere Strafe zw drohen, aus ber Reihe der Injurlen herauenchmen 
und als ein eigenes Werbrechen unter ben Staatsverbrechen mit Strafe 
bedrohen, wodurch große Streitigkeiten über die Natur dieſes Vergehens 
und barüber veranlaßt werden, ob man bie allgemeinen Worfcheiften 
über Injurten, 3. B. Retorfion .oder von Inſurien gegen Verſtorbene 
auch auf die Amtsbeleidigung ausdehnen darf1?V). In Bezug auf die Ve 
firafung der Injurten überhaupt muß noch eine Erfahrung hervorgehoben 
werben, nänlich bie Nachweiſung, daß bie Einrichtung mancher Länder, 
nach welchen die Sufurien nur als Doligelübertretungen umterfucht uud 
beftraft werden, als nachtheilig fi ergibt, weil die Ehre ein fo hohes 
But tft, daß der Beleidigte mit dem von einem einzelnen Pollzeibeamten . 
nach einer fehr fummarifchen Polizeiunterfuchung gefällten Urtheile nicht 
zufrieden iſt, und das Volk es unpaflend finder, wenn bas Befeg bie 
SInjurie, die oft fo großen Schaden ftiften und fo tiefen Geelenfchmer; 
verurſachen kann, mit ben Polizeiübertretungen, 3. B. wenn Jemand 
die Gaſſe nicht kehrt oder in der Nacht Laͤrmen macht oder eine Po⸗ 
altzeiordnung uͤbertritt, in eine Claſſe wirft. 

XI. Ein Hauptgrundſatz iſt, daß die Injurie nicht von Amcewegen 
gerichtlich verfolgt und beſtraft wird, ſondern nur auf Klage Dad Belei. 
digten ober derjenigen, bie Ihn zu vertreten befugt find, In dem r⸗ 
mifchen Rechte 1di) in welchem bie iniuria als Petvatbelict fehlen, war 
dieß ohnehin confequent; allein auch In dem gemminen tautfhen Rede 
gilt diefer Grundſatz, toeil bee zwar im gemeinen Rechte fpäter einges 
führte Ingquifitionsprogeß -nicht auf die Injurien bezogen werben km, 
von welchen die Gatelina nicht ſprach, mo vielmehr das roͤmiſche Recht 
im ganzen sum Grunde gelegt wurde 103). Diefe aud in neuen Geſet⸗ 
buͤchern 102) anerfannte Anficht, daß nicht amtlich wegen Injwrien einge 
fhritten werben darf, iſt aber auch durch Innere Gründe ſelbſt da, mb 
Üfentliche Strafe gedreht iſt, gerechtfertigt), well bei Jalurien übers 
haupt das Gefühl besienigen, gegen meldyen fie gewichtet waren, 
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189) Meine Schrift über bie Strafgefeggebung Th. IL, &. 78, Note 17. 
& 0 nn Schrift über bie Otrafgefeggebung x. i ‚8.56, 3%. 1 
v u. 


191) $. 10. Inst. de ini. “ ° _ | 
— — 292, und — Bufat I. hierzu. 

“ u * ® Wuͤrttem — ® 5 0 2 
— —* Meine Einf, über ben meiteften Suftand der Strofgefetgebang 


x 


i Injurien. ‚903 


entfäheiden muß, ob er fich beleidigt fühlen will, ba er oft entweder 
aus der ihm bekannten Individualität des Injurianten Gruͤnde ableiten 
Tann, daß diefer ihn nicht beleidigen wollte, oder die Verworfenheit und 
Gemeinheit des Beleidigers von der Art iſt, bag ein folcher nicht wahr⸗ 
haft beleidigen und einen Nachtheil nicht hervorbringen kann. Es würde 
ouch oft durch ein amtliches Einfchreiten bem Beleidigten eis weit groͤ⸗ 
ever Nachtheil als durch bie Injurie zugefügt werben, wenn 9. B. ber 
ſchaͤndliche Injuriant begierig die Gelegenheit erwartet, daß ber Andere 
gegen ihn ‚gerichtlich auferitt, um dann fein Gift noch mehr auszu⸗ 
fpeien und Verhaͤltniſſe, bie der Beleibigte nicht gern oͤffentlich macht, 
vor das Yublicam zu bringen. — Nur in einigen Faͤlxen geflattet oder 
fordert das gemeine Hecht und neue Gefegbücher (jedoch auf Beine gleiche 
förmige Weife) das amtliche Einfchreiten, und Zwar 1) bei Schmaͤh⸗ 
ſchrift; 2) bei Beleidigungen der Eltern durch die Kinder; 3) bei Thaͤte 
lichkeiten, die mit Störung oͤffentlicher Ruhe verbunden find; €) bei 
Amtsbeteidigung, inſofern der Staat ein Intereffe bat, daß der Muf 
feiner Beamten unangetaſtet ſel und. erfahren mil, ob ber bem Beam 


ten gemachte Worwurf wahr iſt. — Eine wichtige Frage ift die: ob bie 


feit 1833 in Preußen beſtehende, auch in bem neurſten Entwurfe hei» 
behaltene Einrichtung, nad) welcher die Zuruͤcknahme bed Strafantrages 
von Seite desjenigen, der ihn angebracht hat, fo lange gefchehen Lamm, 
als das Erkenntniß erfter Inſtanz noch nicht publicirt worden iſt, Bei⸗ 
behaltung verdient. Die Mehrheit der zum Gutachten aufgeforderten 
preußifchen Gerichte erklärte ſich dafuͤr; allein nicht ohne Grund wird 
gegen diefe Einrichtung eingervendet !°®), daß die Geflattung ber Zuruͤck⸗ 
nahme eines foldyen Antrages bie Werde bes‘ Gerichtes und das Anfehen 
ber Gerechtigkeit gefährdet und flörend wird, werm nad) Monate langen 
Verhandlungen ber Beleidigte den ganzen Prozeß nutzlos macht und auf 
etwas verzichtet, worüber er nicht zu verfügen das Mecht hat, naͤmlich 
Aber die tm öffentlichen Intereſſe zu ertennende Strafe Bemerkt muß 
jeboc werben, baß nad dem Zeugniſſe mehrerer preußifcher Praetiker 
bie feit 1833 beftehende Einrichtung zumeilen eine bauernde und emfls 
liche Verföhnung zwifchen dem Beleidiger und dem Beleidigten herbei⸗ 
führt, inſofern die Großmuth des Injurieten, der entfchieben ein güns 
fliges Urtheil erwarten darf, dem Beleidiger verzeiht und ale nachtheiligen 
Goigen für den legten ‚vernichtet, auf bes Gemuͤth des Beleidigers 
wirtt. Br 
XI. Bei Injurien kommt noch bie Frage vor, wie weit bie Com⸗ 
penfation und Retorfion einen Einfluß haben kann. In Bezug 
auf bie erfie Bann bie Gommpenfation Infofeen zur Sprache Eymmen, ald 
ber Beleidigte Anſpruch .auf bie Privatgenugthuung und daher auf eine 
gewiſſe Geldſumme hat, umb nım der Bellagte wegen der von dem Kids 
ger gegen Ihn ausgefloßenen Injurien gleichfalls ine Belbfumme zu for⸗ 


J 
195) Temme, in ben Beiträgen zum preuß. Strafrechte S. 105, und 
Zemme, Kritik de prauß. Sabo. Ih, & 227. — — 
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bern hat und dieſe Compenſationsweiſe geltend macht 19%), Wei ber Res 
torfion, die wohl von dem alle getrennt werben muß, two 

wegen einer Reallnjurie eine erlaubte Selbſtvertheidigung anwendete, fol 
dadurch, daß der Beleidigte die Injurie erwieberte, die Öffentliche Strafe 
aufgehoben und bie Injurie flraflos werden. Die Anfichten über die 
Wirkung der Retorfion waren ſchon gemeincechtlich ſehr verfchieden 197). 
Auf einen beſtimmten Ausfpruch des roͤmiſchen Mechtes kann man fich 
babei nicht beziehen; die Praxis führte das Snflitut ein. In den neuen 
Geſetzgebungen iſt Beine &leichförmigkeit. Der wuͤrttemberg'ſche Entwurf 
erfiärte auch bie retorquirte Injurie als ſtrafbar und die voransgegangeme 
Injurie für Pinen Milderungsgrund; allein bie Wolksanficht fpriche fich 
für bie Retorfion in der Art aus, daß bei ber Injurie dadurch die Strafe 
‚ ganz wegfalle??®), weil man es verzeihlich findet, wem im Augenbüide 
ber erften Aufregung der Beleidigte eine feine Ehre verlegende Aruferung 
erwiedert, und biefe Erwiederung daher ſtraflos fein fol, um fe mehr, 
als, wenn man eine andere Anſicht aufflellen wollte, die niederen Stände 
teiche zur Selbſthilfe greifen würden. Man kann auch anführen, daß 
bie öffentliche Strafe durdy die Klage des Beleidigten bedingt ſei, daß 
man aber bem klagenden Licheber der erſten Injurie mit Grund entgegen⸗ 
halten koͤnne, daß er nicht mit Bewußtfein Recht zu haben klagen könne, 
weit er ſelbſt gleiche Schuld wie der Beklagte hat, und dag bem klagen⸗ 
den Urheber ber zweiten Injurie entgegengehalten werben kann, daß er 
durch bie Erwiederung Selbſthilfe geübt und dadurch auf richterliche Hilfe 
Verzicht geleiftet habe. Darnach enthalten mehrere neue Gefegbücher 199) 
die Beſtimmung, baß Leine Ungetfuchung flattfindet, wenn die Injurie 
erwiedert wurde, unter ber Vorausſetzung, daß bie Retorfion auf der 
Stelte?00) und ohne Ueberfhreitung des Maßes 20) gefchehen 
ft, wogegen andere Gefegbücher bie vorausgegangene Anreizung bei ber 

Snjurie nur als Milderungsgrund erkennen 202). Auch das feanzöfifche 

Mecht erkennt in dem Umftande, daß der Imjuriant duch Weleibigung 

bes Anderen gereizt worden if} 20°), einen Aufpebungsgrund der Strafe 20%), 

— — Mittermaler. 


19%) &. darüber diefes Werl Bd. II, &. 744, 

197) Weber, von ben Injurien Th. H, ©. 49. Geſterding, Aus 
heute I. ©. 323. ; | 

198) Kettenader, uͤber Ehrenkraͤnkung S. 58, und Hufnagel, 
Comm. II. &. 225. 

199) ng $. 293. Hannov. $. 268. 

: 200 Sue edenklich bei ſchriftlichen Injurien, Hufnagel a. 

a. D. II. ©. 224. | 

201) Weber bie nt dieſes Srforberniffes-Sarwey, Monatschronik 
für Württemberg VII. ©. } 

202) Braunfchweig. Geſetzb. 5. 200, und zum Theil heffifches $. 814. 

203) Code penal art. 471. nr. 11. fagt: ceux qui sans avoir ét pro- 
voques, ont proferes injures. 

204) Hellie, theorie VIII. p. 88, 
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zn 2 ‚Belle 6, ſtatt: 1807, lies: 1817. 


' 


255, 


278, 


s 21, =  beimgefallenes Lehen u. f. ım., ließ; auf ben Grund 
von Eehensanfprüchen, durch den weftphätifchen Frieden. 
s 10 von unten, flatt: iſt bisher u. f. w., ließ: nachdem bers 
gleichen im Jahre 1886 den Landſtaͤnden vorgelegt worden, 
es jebod in Folge der Auflöfung ber Ständenerfammlung 
zu keinem endlichen Befchluffe gelommen war (Landtagse 
verhandt. von 1836 bis 1839 Nr. 6, S. 15, Nr. 120, 

©. 6 flg.), weiter nicht die Rebe gewefen. 
s 21. Auch in der Herrfchaft Schmalkalden war eine Union ſchon 
Stande gekommen, ihre Vollziehung aber wurde im 
* 1837 durch den damaligen Miniſter bes Inneren vers 
e 
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fuchungen über die Gcwere bes deatſchen Rechts. Bon E. Th. Gaupp. 
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den? Won J. Scholz II. — Leber das in der Berner Stadtbibliothek 
befindliche Manuſcript des franzöfifchen Schwabenſpiegels. Bon Kreiheren 
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Regierung aus den Handlungen feiner Vorfahren verbunden? IV. Wie 
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revifionsrath Dr. Heffter. — Ueber den Quafibefig der auf Srund und 
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die Verbindung bes Lehnrechts mit dem bdeutfchen Privatrechte zu einem 
foftematifchen Ganzen. Won Dr. E. F. Died, — Gin paar Worte 
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punkte. Bon Dr. Bernb. Emmin bands. — Leber das germanifche 
Element im Code Napoleon, Bon f. Dr. Fögft. — Ueber bie foges 
nannte juriftifche Gewere an Mobilien. Bon Dr. Brackenhoeft. — 
Etymologifhe Erkiärung des Werbum ad fatimire (L. Rip. tit. 49.) und 
des Subflantivum ad fatimus (ibid.) in fraͤnkiſchen &efegbüchern, Gas 
pitularien und Formeln. Bon Prof. Dr. Wilbrandt. — Die ueberlie⸗ 
ferung der Rechte durdy Sprichwörter. Bon Neyſcher. — Zur Auslegung 
und Anwendung von II. F. 45. Bon Dr. U, &, J. Michelfen. — 
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temberg. Bon Demfelben. — Bur Gefchichte der reformirten Kirchen⸗ 
verfaffung. Bon Dr. Bluutſchli. — re las Erbrecht der Basler 
Gerihtsorbnung v. 3. 1719. Wom Prof. Wunderlich, — Die Abtheis 
lung und Abfhichtung ber Kinder nad Luͤbſchem Recht mit Beruͤckichti⸗ 
gung ber dur Gewohnheit und particulare Verordnungen in Holſtein 
bewirkten Mobificafion. Won einem Holfteinfchen Rechtsgelehrten. — Das 
Erbrecht ber adeligen Zöchter und deren Verzihte. Ben Neyſcher. — 
Das k. preußtfhe und 2. würtembergifhe Iuftigminifterium über een 
nn und er rag a at für gm ſchte 
erichte. Von Demſelben. — Ueberſicht ber deut tlichen riften 
vom Jahre 1841. Von Wilda. t 
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Gegenſtanb. Won ©. v. Struve. — Das Ghlines Bleibt und di 
—— Hand im Elſas. Bon Dr. Euler. — Bon der ee 


Meentverfaflung im Dichmarſchen und ihrer heutigen Reform. Ron 
2. Michelſen. — ueber bie —— Entwicklung des 
roͤmiſchen und deutſchen Rechts. Von F. W. 
wider das deutſche Met. Bon Reyſcher. — Die neueſten Ausgaben 
bes Schwabenfpiegels. Rebſt einer Erklärung des Freiherrn Joſeph v. Laß: 
berg. Von Nenfcher, — Leber bie fogen- Gregorifhe Computation , 
Bon Dr. Otto Mejer, — Die Hauptflufen in der Entwidelung des 
deutſchen Rechts. Bon Zachariäs v. Lingenthai. — Beiträge m 
Lehre von der Drganifation ber Bundesregierung. Bon Adolf BDoer, ı 
— Zur Lehre von ber Erbfolgefaͤbigkeit der vorehelichen Kinder in Lea: 
und Stammguͤter. Zwei Rechtsfaͤlle. Bon C. Each. Rebft einem Zufate 
der Redaktion. — Praktiiche Bemerkungen zu dem Entwurf eines bärgen! 
nn rn Dr ba en Deffen. — 1, das ——— 
en nd. Won Fr. Pu .— ou ben neueflen Ausgaben ber Lex 
Salica. Von Abvolat Dr. Binding I 
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denklichen Beſitz. Bon Dr. Pfeiffer. — Leber bie Be ruͤndung von 
Rechten an Dingen buch Vertrag. Bon Dr. Brackenhoeft. — ueber 
die Entwidelung der bäuerlichen Stanbess und Güterverhältniffe, mit be 
fonberer Rüdfiht auf bie oberheffifche Landfiebelleipe. Won Dr. Stern: 
berg. — Weber ben Umfang ber DVerantwortlichkeit des Zreuhänders 
(Depoktane) nach älterem beutichen, Liv⸗ und Gfthlänbifchen Recht. Son 
r. 9. Madai. — Ueber den Vorbehalt bes Mitbaus bei ber elter- 
lichen — Bon Purgold. — Ueber bie Gemeindegerech⸗ 
tigkeiten, als Zugehoͤrungen von Lehenguͤtern. Von Seeger. — Die 
Phrenologie in ihrem Einfluffe auf das Reit. Bon ©, v, Struve — 
Die Wetten. Bon Wilda. — Zur Lehre vom Näherrechte, insbefondere 
von ber Grblofung nad gemeinem Rechte. Bon Dr. Nenand. — Die 
Sagung des Altern deutſchen, änsbefonbere bes fächfifchen Landrechts und 
ihre Xortentwidelung. Won Dr. 9. Madai. — Die rechtlihe Natur 
der Kirchenbaulaft. Bon Dr. Huch, — Baͤcherſchau von den Jahren . 
1842 und 1843. Non NRepſcher. 4 
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Kritiſche Bemerkungen 
zu dem Entwurfe des 


Strafgeſetzbuche 


fuͤr die 
Königl. Preuß. Staaten 


von 
Dr. G. C. Schüler, 8 
Oberappellationsgerichtsrath zu Jena. 
L Heft, | | 
den erfien Theil betreffenb. Sa 
gr. 8. 1844, brofch. 20 Ngr. 


Otto Wigand. 


Sjämun. — 
Sr: —— — BANS puma. — 





